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Aufhebung der Höchſtpreiſe für Heu. 
R. K. (R. G. Bl. S. 647). 


Auf Grund des § 1 der Verordnung über Kriegsmaßnahmen zur Sicherung 
der Volksernährung vom 22. Mai 1916“) wird verordnet: 

Die Bekanntmachung über Höchſtpreiſe für Heu vom 3. Februar 1916 ** 
wird aufgehoben. 

Für Heu aus der Ernte des Jahres 1915, das auf Grund der Verord— 
nung über Lieferung von Heu und Stroh für das Heer vom 11. Mai 1916 
zu liefern iſt, bleiben die Vorſchriften der Bekanntmachung vom 3. Februar 
1916 *) in Geltung. 


1916. 3. Juli. 
Gewährung von Kriegsbeihilfen an Volksſchullehrer. 
M. G. U. (3. Bl. U. S. 463). 


Nachdem durch den Nunderlaß des Herrn Finanzminiſters vom 17. Juni 
d. Is. die Kriegsbeihilfen für die gering beſoldeten unmittelbaren Staats⸗ 
beamten vom 1. Juli d. Is. ab erhöht worden ſind, wird in Abänderung 
der beſtehenden Vorſchriften über die Gewährung von Kriegsbeihilfen an Volks- 
ſchullehrer beſtimmt, daß von demſelben Tage ab Kriegsbeihilfen nach folgen- 
den Sätzen zu zahlen ſind: 

1. an endgültig oder einſtweilig angeſtellte Volksſchullehrer und auftrags⸗ 
weiſe gegen feſte monatliche Entſchädigung beſchäftigte Schulamtsbewerber 


a) mit einem Dienſteinkommen bis 2 400 Mk. in den Orten der Ortsklaſſe 
ausſchließlich, und zwar: K und 5 | CD | 
monatlich 
g 5 ii Mi 
an verheiratete Lehrer, die keine Kinder unter 15 — .. nn 
Jahren haben: u... nn 2.80% 8 | 6 5 
an Lehrer mit einem Kinde 12 10 | 8 
a 5 „ zwei Kindern 14 12 10 


15 1 „ Drei ” FURL HERE 18 16 | 14 
für jedes folgende Kind je 4 Mark mehr; 
b) mit einem nn von nn Mk. an in den Orten der Ortsklaſſe 
bis zu 300 . ausſchließlich, nnd zwar: E neb 
! 1 b , 8 A und B | C und D | Aale en 


monallich 
sb 


an verheiratete Lehrer, die keine Kinder unter 15 —— 8 


Jahren haben nichts nichts nichts 
an Lehrer mit einem Kinde. e 8 6 5 
5 1 „% giwei Kin deen 10 8 7 
13 11 10 


07 „ 57 drei 77 8 eig 
für jedes folgende Kind je 3 Mk. mehr 


*) Verwaltungsvorſchriften Jahrgang 1916 I Seite 379. 
*) Verwaltungsvorſchriften Jahrgang 1916 I Seite 115. 
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2. Den unter 1a bezeichneten Lehrern find die dort beſtimmten Bei⸗ 
hilfeſätze beim Aufſteigen in ein Dienſteinkommen von 2 400 % an inſo⸗ 
weit weiter zu zahlen, als bei Gewährung der nun an ſich zuſtändigen Sätze 
zu 1b etwa das Geſamteinkommen hinter dem bisherigen Betrage zurück⸗ 
bleiben würde. Im übrigen bleiben die jetzt geltenden Vorſchriften, ins⸗ 
beſondere auch diejenigen des Runderlaſſes vom 28. Juni d. Is. 3. B. Bes 
rückſichtigung von Zuwendungen ſeitens der Schulverbände, in Kraft. Es 
find alſo auch ferner nur Kinder unter 15 Jahren zu berückſichtigen. 
An die Königl. Regierungen, das Königl. Provinzialſchulkollegium hier und 

cha Herrn Oberpräſidenten in Magdeburg wegen der Stolbergſchen Graf⸗ 
ſchaften. — N N 
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Geſetz über die Feſtſtellung von Kriegsſchäden im Reichsgebiete. 


Geſetz. (R. G. Bl. S. 675). f 
Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deutſcher Kaiſer, König von Preu⸗ 
ßen etc. verordnen im Namen des Reichs nach erfolgter Zuſtimmung des 
Bundesrats und des Reichstags, was folgt: N R 


N 81 ö 

Die durch den gegenwärtigen Krieg innerhalb des Reichsgebiets verur—⸗ 
ſachten Beſchädigungen an beweglichem und unbeweglichem Eigentum (§ 35 
des Geſetzes über die Kriegsleiſtungen vom 13. Juni 1873 werden nach den 
Vorſchriften dieſes Geſetzes feſtgeſtellt. 9 

Dies gilt nicht für Beſchädigungen, deren Erſatz auf Grund der ſonſtigen 
Beſtimmungen des Geſetzes über die Kriegsleiſtungen vom 13. Juni 1873, 
des Geſetzes, betreffend die Beſchränkungen des Grundeigentums in der Uum⸗ 
gebung der Feſtungen, vom 21. Dezember 1871 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 459) oder 
der Verordnung über die Sicherſtellung von Kriegsbedarf vom 24. Juni 1915 
(Reichs⸗Geſetzbl. S. 357/25. November 1915 (Neichs⸗Geſetzbl. S. 778) bean⸗ 
ſprucht werden kann. . 


82 a 

Als durch den Krieg verurſacht gelten Beſchädigungen, die unmittelbar 

hervorgerufen find: 

1. durch die kriegeriſchen Unternehmungen deutſcher, verbündeter oder 
feindlicher Streitkräfte; 

2. durch Brand oder ſonſtige Zerſtörung, Diebſtahl oder Plünderung in 
den vom Feinde beſetzten oder unmittelbar bedrohten Gebieten während 
der Dauer der Beſetzung oder Bedrohung, es ſei denn, daß nachge⸗ 
wieſen wird, daß ein Zuſammenhang der Entſtehung und des um⸗ 
fanges des Schadens mit dem Kriege nicht vorliegt; 

3. durch die Flucht, Abſchiebung oder Verſchleppung der Bevölkerung oder 
die Wegſchaffung ihrer Habe aus den vom Feinde beſetzten oder un⸗ 
mittelbar bedrohten Gebieten. 


§ 3 0 

Wenn die Sache zerjtört oder abhanden gekommen iſt, wird der volle 
Wert, wenn die Sache beſchädigt iſt, die Wertminderung feſtgeſtellt. Maß⸗ 
gebend iſt der Wert, den die Sache vor dem Kriege hatte. War nachweislich 
vor dem ſchädigenden Ereignis infolge Veränderung des Zuſtandes der Sache 
eine Veränderung ihres Wertes eingetreten, jo iſt der veränderte Wert maß⸗ 
gebend. Bei Erwerbungen, die nach Ausbruch des Krieges nachweislich mit 
höheren Koſten ſtattgefunden haben, find dieſe in angemeſſener Höhe in Rech— 
nung zu ſtellen. ' 

Aus Gründen der Billigkeit kann ein angemeſſener Zuſchlag zu dem Frie⸗ 
denswerte feſtgeſetzt werden. Insbeſondere ſoll dies dann geſchehen, wenn die er⸗ 
forderliche Erſatzbeſchaffung höhere Koſten verurſacht. Das Nähere über die 
Vorausſetzungen und die Grundſätze für die Bemeſſung der Zuſchläge bes 
ſtimmt der Bundesrat. 

Der Verluſt von Wechſeln und Schecks wird nicht feſtgeſtellt, der Ver⸗ 
luſt von anderen Wertpapieren nur, ſoweit der Geſchädigte nicht im Wege 
des Aufgebots Erſatz erlangen kann. Die Feſtſtellung beſchränkt ſich auf 
die Ermittlung der Art und des Nennwerts der Wertpapiere ſowie des Zeit 
punktes ihres Verluſtes. 

Hat bei der Entſtehung des Schadens ein Verſchulden des Geſchädigten 
oder ſeines Vertreters mitgewirkt, ſo wird der Schaden nur inſoweit feſtge⸗ 
ſtellt, als er unabhängig von dieſem Verſchulden eingetreten wäre. 
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Su R 
In jedem Falle iſt feſtzuſtellen, ob und inwieweit dem Geſchädigten ein 
Anſpruch auf Erſatzleiſtung, insbeſondere aus einem Verſicherungsverhältnis, 
zuſteht, ſowie ob und inwieweit er bereits Erſatz erhalten hat. Hierbei bleiben. 
Liebesgaben und ſonſtige in der Abſicht der Schenkung gemachte Zuwendungen 
außer Betracht. 5 N 


6 8 5 f i 
Berechtigt, den Antrag auf Feſtſtellung der Beſchädigung zu ſtellen, iſt der 
Geſchädigte ſowie jeder dinglich Berechtigte. Als Geſchädigter gilt der Eigen⸗ 
tümer oder wer ſonſt die Gefahr des zufälligen Unterganges der vernich⸗ 
teten oder beſchädigten Sache trägt. ö 
Wer die Reichsangehörigkeit nicht beſitzt, bedarf zu der Stellung des An⸗ 
trags der Genehmigung des Reichskanzlers. 


. 8 6 i 

Als Feſtſtellungsbehörden werden Ausſchüſſe, Oberausſchüſſe und ein Neich3- 
ausſchuß gebildet, die aus je ſieben Mitgliedern; einſchließlich des Vorſit⸗ 
zenden, und der gleichen Zahl von ſtellvertretenden Witgliedern beſtehen. 

Von den Mitgliedern und ſtellvertretenden Mitgliedern der Feſtſtellungs⸗ 
behörden muß je eines das Amt eines ordentlichen Richters bekleiden. Den Ober⸗ 
ausſchüſſen und dem Reichsausſchuſſe muß ferner ein Verwaltungsrichter oder ein 
1 ordentlicher Richter angehören. In den Ausſchüſſen tätige Geſchädigte 
ürfen in eigener Sache nicht mitwirken. g 

Wer einen Schaden im Sinne dieſes Geſetzes erlitten hat, kann nicht Mit» 
glied eines Oberausſchuſſes oder des Reichsausſchuſſes fein. 3 

In den Ausſchüſſen und Oberausſchüſſen ſollen Landwirtſchaft, Handel und 
Gewerbe, Handwerk und Arbeiterſchaft durch Berufsangehörige oder frühere 
Berufsangehörige vertreten ſein. 

Die Mitglieder der Ausſchüſſe und Oberausſchüſſe werden von den Lanz 
deszentralbehörden oder den von ihnen beſtimmten Behörden, die Mitglier 
der des Veichsausſchuſſes von dem Reichskanzler ernannt. 


$ 7 N Se 

Zur Beſchlußfähigkeit der Feſtſtellungsbehörden iſt einſchließlich des Vor⸗ 

ſitzenden oder feines Vertreters die Teilnahme von fünf Mitgliedern erfor» 

derlich, unter denen ſich mindeſtens ein richterliches Mitglied befinden muß. 

Die Beſchlüſſe der Feſtſtellungsbehörden werden nach Stimmenmehrheit ge⸗ 
faßt. Bei Stimmengleichheit entſcheidet die Stimme des Vorſitzenden. 


1 8 8 a R 

Bei den Feſtſtellungsbehörden werden Vertreter des Reichsintereſſes bes 

ſtellt, die vom Reichskanzler ernannt werden und deſſen Anweiſungen nach“ 
zukommen haben. f 


1 8 9 
Der Vorſitzende der Feſtſtellungsbehörde kann einen Vorbeſcheid erteilen, 
gegen den dem Antragſteller und dem Vertreter des Reichsintereſſes innerhalb 
einer Friſt von zwei Wochen ſeit der Zuſtellung der Einſpruch an die Feſt⸗ 
ſtellungsbehörde zuſteht. 


5 8 10 8 

Gegen den Beſcheid des Ausſchuſſes ſteht dem Antragſteller und dem 
Vertreter des Reichsintereſſes die Beſchwerde an den Oberausſchuß zu. 

Die Beſchwerde iſt innerhalb einer Friſt von zwei Wochen ſeit der Zur 
ſtellung des Beſcheids einzulegen. 5 

Gegen den Beſchluß des Oberausſchuſſes Steht dem Antragſteller und dem 
Vertreter des Reichsintereſſes innerhalb einer Friſt von zwei Wochen ſeit der 
Zuſtellung des Beſcheids die weitere Beſchwerde an den Reichsausſchuß zu. 

Die weitere Beſchwerde kann nur darauf geſtützt werden, daß die ange⸗ 
fochtene Entſcheidung auf der unrichtigen Anwendung oder auf der Nichtan⸗ 
wendung reichsrechtlicher Vorſchriften beruhe, oder daß das Verfahren an we—⸗ 
ſentlichen Mängeln leide. N 

§ 11 

Das Verfahren vor den Feſtſtellungsbehörden iſt koſten⸗ und gebührenfrei. 

Die im Verfahren vor den Oberausſchüſſen und dem RVeichsausſchuß ent⸗ 
ſtehenden baren Auslagen können dem Antragſteller ganz oder teilweiſe zur 
Laſt gelegt werden, ſoweit fie durch von ihm geſtellte als unbegründet zurück⸗ 
gewieſene Beſchwerdeanträge verurſacht ſind. 
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Soweit dem Antragſteller durch unbegründete Beſchwerden des Vertreters 
des Reichsintereſſes notwendige bare Auslagen erwachſen find, kann deren 
Erſtattung angeordnet werden. 

12 


5 

Die bei dem: Feſtſtellungsverfahren jbeteiligten Perſonen find zur Ge— 
heimhaltung der Verhandlungen ſowie der zu ihrer Kenntnis gelangten Ver— 
hältniſſe des Geſchädigten verpflichtet. 

Wer der Vorſchrift des Abſ. 1 unbefugt zuwiderhandelt, wird mit Geld» 
ſtrafe bis zu eintauſendfünfhundert Mark oder mit Gefängnis bis zu drei 
Monaten beſtraft. Die Verfolgung tritt nur auf Antrag des Geſchädigten 
ein. N 


8 13 

Die Feſtſtellung der Beſchädigung kann verſagt werden, wenn der An- 
tragſteller wegen eines Verbrechens oder Vergehens nach 88 80 bes 93, 140 
bis 143 des Strafgeſetzbuchs, $$ 57 bis 61, 69 bis 75, 78, 81 bis 83 dei 
Militärſtrafgeſetzbuchs, SS 1, 3, 5, 6 des Geſetzes über den Verrat militäri— 
ſcher Geheimniſſe vom 3. Juni 1914 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 195) oder wegen 
eines in Beziehung auf ein Feſtſtellungsverfahren nach dieſem Geſetze be— 
gangenen Verbrechens oder Vergehens nach 58 154 bis 160, 163, 263, 264, 
267 bis 273 des Strafgeſetzbuchs rechtskräftig verurteilt worden iſt, oder wenn 
die Einleitung oder Durchführung eines ſolchen Strafverfahrens aus ande- 
ren Gründen als wegen Mangels an Beweis nicht erfolgen kann. 


§ 1 
Der Bundesrat erläßt die näheren Vorſchriften über das Verfahren. Er 
iſt befugt, Vorſchriften zur Ausführung des Geſetzes zu erlaſſen, insbeſon⸗ 
dere Schätzungsgrundſätze aufzuſtellen. 0 
Soweit der Bundesrat ſolche Beſtimmungen nicht erläßt, können ſie von 
den Landeszentralbehörden erlaſſen werden. 


8 15 
Durch die Feſtſtellung der Beſchädigung wird ein Rechtsanſpruch nicht 
begründet. 5 
$ 16 


Vorſchüſſe und Vorentſchädigungen, welche die Bundesſtaaten und Elſaß⸗ 
Lothringen auf Schäden im Sinne dieſes Geſetzes ausgezahlt haben oder künftig 
auszahlen, werden ihnen im Rahmen der nach dieſem Geſetze getroffenen 
Feſtſtellungen vom Reiche erſtattet. Der Zeitpunkt der Erſtattung wird durch 
beſonderes Geſetz beſtimmt. 

Im Bedarfsfalle hat das Reich den Bundesſtaaten und Elſaß⸗Lothringen 
zur Ermöglichung notwendiger Auszahlungen Vorſchüſſe zu leiſten. 


§ 17 
Die Landeszentralbehörden ſind befugt, den Ausſchüſſen und Oberaus⸗ 
ſchüſſen weitere Befugniſſe, insbeſondere die Feſtſtellung von Schäden über die 
Vorſchriften dieſes Geſetzes hinaus, zu übertragen. 


§ 18 
Soweit in einem reichs⸗ oder landesrechtlich geordneten Vorentſchädigungs⸗ 
verfahren Kriegsſchäden bis zum Betrage von eintauſendfünfhundert Mark im 
Wege der Einigung mit dem Geſchädigten feſtgeſtellt ſind oder werden, behält 
es hierbei ſein Bewenden. 
8 19 


Soweit Kriegsſchäden der in dieſem Geſetze bezeichneten Art vor dem In— 
fraittreten dieſes Geſetzes in einem reichs- oder landesrechtlich geordneten Vor⸗ 
entſchädigungsverfahren angemeldet ſind, gilt dies als Feſtſtellungsantrag im 
Sinne des § 5 dieſes Geſetzes. 


8 20 N 
Die Feſtſtellung der innerhalb der Hoheitsgrenze des Reichs eingetretenen 
Schädigungen der Seeſchiffahrt unterliegt nicht den Vorſchriften dieſes Geſetzes. 


8 21 
Der Erſatz für die durch den Krieg verurſachten Beſchädigungen an Leib 
und Leben wird, unbeſchadet beſtehender geſetzlicher Vorſchriften, durch beſonderes 
Reichsgeſetz geregelt. 
Zur Sicherung des Beweiſes für Beſchädigungen der im Abſ. 1 bezeichneten 
Art hat das Amtsgericht auf Antrag die Einnahme des Augenſcheins und 
die Vernehmung ron Zeugen und Sachverſtändigen anzuordnen, wenn zu 
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beſorgen iſt, daß das Beweismittel verloren oder die Benutzung desſelben 
erſchwert werde. Zuſtändig fit das Amtsgericht, bei dem der Beſchädigte zur 
Zeit der Beſchädigung ſeinen allgemeinen Gerichtsſtand hatte. Auf die Be⸗ 
weisaufnahme finden die Vorſchriften über die Beweisaufnahme in bürger— 
lichen Nechtsſtreitigkeiten entſprechende Anwendung. Das Verfahren iſt koſten- 
und gebührenfrei. 
Berechtigt, den Antrag zu ſtellen, iſt der Beſchädigte ſowie jeder, zu dem 
der Beſchädigte zur Zeit der Beſchädigung in einem Verhältnis ſtand, vermöge 
a er dieſem gegenüber unterhaltspflichtig war oder unterhaltspflichtig werden 
onnte. 
98 22 
Dieſes Geſetz tritt mit dem 1. Oktaber 1916, § 21 Abi. 2, 3 jedoch mit 
dem Tage der Verkündung in Kraft. 
Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedruck— 
tem Kaiſerlichen Inſiegel. 
Gegeben Großes Hauptquartier, den 3. Juli 1916. 
(Siegel) Wilhelm. 
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Geſetz über Kapitalabſindung an Stelle von Kriegsverſorgung 
(Kapitalabfindungsgeſetzm). 


Geſetz. (R. G. Bl. S. 680). 


Wir Wilhelm, ron Gottes Gnaden Deutſcher Kaiſer, König von Preu- 
zen etc., verordnen im Namen des Reichs, nach erfolgter Zuſtimmung des 
Bundesrats und des Reichstags, was folgt: 


8 1 

Perſonen, die aus Anlaß des gegenwärtigen Krieges auf Grund des Mann⸗ 
ſchaftsverſorgungsgeſetzes oder des Militärhinterbliebenengeſetzes Anſpruch auf 
Kriegsverſorgung haben, können auf ihren Antrag zum Erwerb oder zur 
wirtſchaftlichen Stärkung eigenen Grundbeſitzes nach Maßgabe der folgenden 
Vorſchriften durch Zahlung eines Kapitals abgefunden werden. 

Eine Kapitalabfindung kann auch daun gewährt werden, wenn Verſor— 
gungsberechtigte zum Erwerb eigenen Grundbeſitzes einem gemeinnützigen Bau⸗ 
oder Siedlungsunternehmen beitreten wollen. 

Ueber den Antrag entſcheidet die oberſte Militärverwaltungsbehörde. 


82 
Eine Kapitalabfindung kann bewilligt werden, wenn 
1. die Verſorgungsberechtigten das 21. Lebensjahr vollendet und das 55, 
Lebensjahr noch nicht zurückgelegt haben; ausnahmsweiſe kann auch 
us dem 55. Lebensjahr eine entſprechende Abfindung gewähr 
werden, 
2. der Verſorgungsanſpruch anerkannt iſt, 
3. nach Art des Verſorgungsgrundes ein ſpäterer Wegfall der Kriegs— 
verſorgung nicht zu erwarten iſt, 
A. für eine nützliche Verwendung des Geldes Gewähr beſteht. 
Hält die oberſte Militärverwaltungsbehörde eine nützliche Verwendung des 
Geldes nicht für gewährleiſtet, ſo iſt dem Antragſteller vor der Entſcheidung 
ſchriftlich Kenntnis von den Gründen und Gelegenheit zur Aeußerung zu geben. 


83 

Die Kapitalabfindung kann umfaſſen: 

Die Kriegszulage ($ 14 das WMannſchaftsverſorgungsgeſetzes vom 31. Mai 
1906 — Reichs⸗Geſetzbl. 1906 S. 593 ff. —), die Verſtümmelungszulage (§ 13 
des Mannſchaftsverſorgungsgeſetzes vom 31. Mai 1906 — Reichs⸗Geſetzbl. 1906 
S. 593 ff. —) und die Tropenzulage in Höhe der Kriegszulage (8$ 67 und 69 
des Mannſchaftsverſorgungsgeſetzes vom 31. Mai 1906 — Reichs⸗Geſetzbl. 1905 
S. 593 ff. —) ſowie die auf Grund des Militärhinterbliebenengeſetzes vom 
17. Mai 1907 — Reichs⸗Geſetzbl. 1907 S. 214 ff. — zuſtehenden Bezüge für 
die Witwe eines Feldwebels, Vizefeldwebels, Sergeanten mit der Löhnung eines 
Vizefeldwebels oder eines Zugführers der freiwilligen Krankenpflege bis zur 
Höhe von 300 Mark, für die Witwe eines Sergeanten, Unteroffiziers, Zugführer⸗ 
ſtellvertreters oder Sektionsführers der freiwilligen Krankenpflege bis zur Höhe 
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von 250 Mark, für die Witwe eines Gemeinen oder einer jeden anderen 
0 5 Unterperſonals der freiwilligen Krankenpflege bis zur Höhe von 
ark. 
Die Abfindung kann auf einen Teilbetrag dieſer Verſorgungsgebührniſſe 
beſchränkt werden. 


Su 19 8 
Die Berechnung der Abfindungsſumme wird das Lebensjahr zugrunde ge— 
legt, das der Antragſteller in demjenigen Jahre, welches auf den Tag der 
Antragſtellung folgt, vollendet. n 
Der Anſpruch auf die Gebührniſſe, an deren Stelle die Kapitalabfindung 
tritt, erliſcht mit dem Erſten des auf die Auszahlung der Abfindungsſumme 
folgenden Monats. 


§ 5 
Als Abfindungsſumme iſt unter Berückſichtigung des Lebensalters das 
aus der nachſtehenden Aufſtellung erſichtliche Vielfache der Verſorgungsge— 
bührniſſe zu zahlen, und zwar bei dem 


21. Lebensjahre f das 18½ fache, 
22. „ » 184 „ 
23 77 » 18 » 
24 5 „5 1771 - 
25 77 2) 171% 77 
26 * 77 17½ „ 
27 15 5 17 17 
28 „ 77 163/ 57 
29 75 75 16½ „ 
30 2) 77 16½ „ 
31 17 „ 16 17 
32 2) „ 153/ „ 
33 7 7 15½ 77 
34 2) [2 15% 77 
35 15 „ 15 77 
36 [2] 2 14/1 „ 
37 2 „ 14 77 
38 77 57 14 57 
39 171 „ 14 35 
40 ı » 13% 77 
41 a „ 13½ „ 
42 „ 7 13½ 77 
43 „ „ 13 „5 
Al 1 5 12% „ 
45 * 7 12½ „ 
46 1 W 12 
47 5 * 12 15 
48 17 „ 11¾ „ 
49 57 „ 1114 77 
50 55 » 103/; ” 
51 57 * 104, 4 
52 57 77 93/, 2 
53 „ 57 9 „ 
54, „ „ 8% ”„ 
55 8¹7 


. 717 57 74 77 
des Jahresbetrags der betreffenden Bezüge oder eines Teiles derſelben. 


86 

Die beſtimmungsgemäße Verwendung des Kapitals iſt durch die Form der 
Auszahlung und in der Regel durch Maßnahmen zur Verhinderung alsbaldiger 
Weiterveräußerung des Grundſtücks oder des an ihm beſtehenden Rechtes zu 
ſichern. Zu dieſem Zwecke kann die oberſte Militärverwaltungsbehörde ins⸗ 
beſondere anordnen, daß die Weiterveräußerung und Belaſtung des auf Grund 
der Kapitalabfindung erworbenen Grundſtücks innerhalb einer Friſt von nicht 
über zwei Jahren nur mit ihrer Genehmigung zuläſſig iſt. Dieſe Anordnung 
wird mit der Eintragung in das Grundbuch wirkſam. Die Eintragung erfolgt 
auf Erſuchen der oberſten Militärverwaltungsbehörde. 


§ 7 ö 

Die Abfindungsſumme iſt auf Erfordern inſoweit zurückzuzahlen, als ſie 

nicht innerhalb einer von der oberſten Militärverwaltungsbehörde bemeſſenen 
Friſt beſtimmungsgemäß verwendet iſt. 
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88 
Wird der Zweck der Kapitalabfindung vereitelt, ſo iſt auf Erfordern der 
oberſten Militärverwaltungsbehörde die Abfindungsſumme zurückzuzahlen. 
„Zur Sicherung der Rückzahlung der Abfindungsſumme kann die voberſte 
Wilitärverwaltungsbehörde die Eintragung einer Sicherungshypothek verlangen. 
Die Verpflichtung zur Rückzahlung beſchränkt ſich auf den Betrag, auf 
den die Abfindungsſumme feſtzuſetzen geweſen wäre, wenn der Abgefundene den 
Antrag auf Kapitalabfindung im Zeitpunkt der Rückforderung geſtellt hätte. 


89 
Dem Abgefundenen können auf Antrag die durch die Kapitalabfindung 
erloſchenen Gebührniſſe gegen Rückzahlung der Abfindungsſumme wieder be⸗ 
willigt werden, wenn er zur Erlangung einer anderen Erwerbsmöglichkeit das 
Grundſtück weiterveräußert oder wenn andere wichtige Gründe vorliegen. 
Die Vorſchrift des 8 8 Abſ. 3 findet entſprechende Anwendung; der Be⸗ 
rechnung iſt der Zeitpunkt der Rückzahlung zugrunde zu legen. 


8 10 
Der nach 8 1 Abſ. 2 erloſchene Anſpruch lebt mit Wirkung vom Erſten 
des Monats wieder auf, in dem die Abfindungsſumme zurückgezahlt iſt. 


8 11 

Schließt eine abgefundene Witwe eine weitere Ehe, ſo iſt die Abfindungs⸗ 
ſumme binnen drei Monaten nach der Eheſchließung inſoweit zurückzuzahlen, 
als ſie den Geſamtbetrag der bei ihrer Feſtſetzung berückſichtigten und bis zu 
ihrer Wiederverheiratung fällig geweſenen Verſorgungsgebührniſſe überſteigt. 
Von dem hiernach zurückzuzahlenden Betrag iſt der Witwe der dreifache Betrag 
en Verſorgungsteils zu belaſſen, welcher der Kapitalabfindung zugrunde 
gelegt iſt. i N 

Zur Sicherung der Rückzahlung kann die Eintragung einer Sicherungs⸗ 
hypothek oder eine andere Sicherheit verlangt werden. 

Liegen beſondere Umſtände vor, jo kann von der Rückzahlung ganz oder 
teilweiſe abgeſehen werden. 


§ 12 a 
9 der Bewilligung der Abfindung kann nicht auf Auszahlung geklagt 
werden. 
Innerhalb der im $ 7 vorgeſehenen Friſt iſt ein der ausgezahlten Abfin⸗ 
dungsſumme gleichkommender Betrag an Geld, Wertpapieren und Forderungen 
der Pfändung nicht unterworfen. N 
Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Anterſchrift und beigedrude- 
tem Kaiſerlichen Inſiegel. 
Gegeben Großes Hauptquartier, den 3. Juli 1916. 
(Siegel) Wilhelm. 
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Bekanntmachung über Grünkern. 
R. K. (R. G. Bl. S. 649). 


Der Bundesrat hat auf Grund des § 3 des Geſetzes über die Ermächtigung 
des Bundesrats zu wirtſchaftlichen Maßnahmen uſw. vom 4 Auguſt 19145) 
folgende Verordnung erlaſſen: 


81 
Wer aus der Ernte 1916 Grünkern herſtellt oder hergeſtellt hat, darf ihn 
Rur an die vom Reichskanzler beſtimmte Stelle oder an die von dieſer zum 
Erwerb ermächtigten Stellen abſetzen. 
Dies gilt nicht für die Lieferung von Grünkern an Naturalberechtigte, 
insbeſondere Altenteiler und Arbeiter, ſoweit ſie kraft ihrer Berechtigung oder 
als Lohn Grünkern zu beanſpruchen haben. Wacht der Reichskanzler von der 
ihm nach § 3 Abſ. 2 Satz 3 zuſtehenden Befugnis Gebrauch, ſo beſchränkt 
ſich dieſe Ausnahme auf die von ihm beſtimmte Menge. 


8 2 — 
Die im 8 1 Abſ. 1 genannten Perſonen haben die hergeſtellten Mengen 
alsbald, ſpäteſtens bis zum 15. Auguſt 1916, dem Kommunalverband anzu⸗ 


*) Verwaltungsvorſchriften Jahrgang 1914 I Seite 857. 
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zeigen. In der Anzeige iſt anzugeben, welche Mengen nach § 1 Ubi. 2 
und nach 83 Abſ. 2 beanſprucht werden und für wieviel Perſonen. 

Die Kommunalverbände haben die Anzeige unverzüglich an die vom RNeichs⸗ 
kanzler beſtimmte Stelle ($ 1 Abſ. 1) weiterzugeben. 


8 3 

Die Herſteller haben die Vorräte, die der Abſatzbeſchränkung nach 5 1 
unterliegen, der vom Reichskanzler beſtimmten Stelle (5 1 Abſ. 1) auf Ver⸗ 
langen käuflich zu übeelaſſen und auf Abruf zu verladen. Sie können ihrer⸗ 
ſeits verlangen, daß dieſe Stelle die Vorräte käuflich übernimmt und eine 
Friſt zur Abnohme ſetzen, die mindeſtens vier Wochen betragen muß. Nach 
Ablauf der Friſt erliſcht die Abſatzbeſchränkung nach § 1. 

Die Vorſchrift des Abi. 1 Satz 1 gilt nicht für Grünkern, deſſen der Her⸗ 
ſteller zu ſeiner Ernährung oder zur Ernährung der Angehörigen ſeiner Wirt⸗ 
ſchaft einſchließlich des Geſindes bedarf. Den Angehörigen der Wirtſchaft ſtehen 
gleich Naturalberechtigte, insbeſondere Altenteiler und Arbeiter, ſoweit ſie kraft 
ihrer Berechtigung oder als Lohn Grünkern zu beanſpruchen haben. Der Reiches 
kanzler kann Pektimmen, welche Mengen dem Beſitzer auf Grund dieſer Vorſchrift 
zu belaſſen ſind. R 

Die näheren Beſtimmungen über Lieferung und Abnahme erläßt der 
Reichskanzler. a ! 

3 j 

Soweit der Grünkern der Ueberlaſſungspflicht nach § 3 unterliegt, habe 
die Herſteller für ordnungsmäßige Aufbewahrung und pflegliche Behandlung 
der Vorräte zu ſorgen. Sie dürfen dieſe Vorräte ohne Zuſtimmung der 
vom Reichskanzler beſtimmten Stelle ($ 1 Abſ. 1) nicht verarbeiten. Sie haben 
dieſer Stelle auf Erfordern Auskunft zu geben, Proben gegen Erſtattung der 
Portokoſten einzuſenden und die Beaufſichtigung zu geſtatten. 


8 3 

Die vom Reichskanzler beſtimmte Stelle (§ 1 Abſ. 1) hat für den Grünkern 
einen angemeſſenen Uebernahmepreis zu zahlen, der den im 89 feſtgeſetzten 
Preis nicht überſteigen darf. u. 

30 

Iſt der Verkäufer mit dem gebotenen Preiſe nicht einverſtanden, fo fett 
die für den Ort, bon dem aus die Lieferung erfolgen ſoll, zuſtändige hälfere 
Verwaltungsbehörde den Preis endgültig feſt. Sie beſtimmt darüber, wer die 
baren Auslagen des Verfahrens zu tragen hat. Der Verkäufer hat ohne Rück⸗ 
ſicht auf die endgültige Feſtſetzung des Aebernahmepreiſes zu liefern. Der 
. hat vorläufig den von ihm für angemeſſen erachteten Preis zu 
zühlen. ö 

Erſolgt die Ueberlaſſung nicht freiwillig, jo wird das Eigentum auf An⸗ 
trag der vom Reichskanzler beſtimmten Stelle (§ 1 Abſ. 1) durch Anordnung 
der zuſtändigen Behörde auf dieſe Stelle oder die von ihr in dem Ans 
trag bezeichnete Perſon übertragen. Die Anordnung iſt an den zur Ueber- 
laſſung Verpflichteten zu richten. Das Eigentum geht über, ſobald die Anord⸗ 
nung ihm zugeht. 

Neben dem Uebernahmepreiſe kann für die Aufbewahrung bei längerer 
Dauer eine angemeſſene Vergütung bezahlt werden, deren Höhe dle höhere 
Verwaltungsbehörde des Aufbewahrungsorts endgültig feſtſetzt. 


87 
Die nach 8.6 zuſtändige höhere Verwaltungsbehörde entſcheidet endgültig 
über alle Streitigkeiten, die ſich zwiſchen den Beteiligten aus der Aufforderung 
zur Lieferung oder der Lieferung ergeben. 


8 8 j 

Die rom Neichskanzler beſtimmte Stelle ($ 1 Abf. 1) darf den über- 
nommenen Grünkern nur an die Heeresverwaltungen und die Marineverwaltung, 
an Kommunalverbände oder an die vom Reichsbanzler beſtimmte Stellen ab—⸗ 
geben. Sie kann Nährmittelfabriken und andere vom Reichskanzler beſtimmte 
Stellen durch Bezugsſcheine zum freihändigen Ankauf von Grünkern ermächtigen. 

Der Reichskanzler kann über die Verwendung der abgegebenen Mengen 
Beſtimmungen erlaſſen und die Bedingungen und Preiſe beſtimmen, zu denen 
die abgegebenen Mengen oder die daraus hergeſtellten Erzeugniſſe zu ver- 
teilen und abzugeben ſind. 


89 
Der Preis für Grünkern, das iſt die gedörrte geſchälte unvermahlene Frucht, 
darf vorbehaltlich der Vorſchrift im § 8 A, 2 80 Mark für den Doppel⸗ 
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zentner nicht überſteigen. Der Preis gilt für Lieferung ohne Sack. Für 
leihweiſe Ueberlaſſung der Säcke darf eine Sackleihgebühr bis zu einer Mark 
für die Tonne berechnet werden. Werden die Säcke nicht binnen einem Monat 
nach der Lieferung zurückgegeben, ſo darf die Leihgebühr dann um 25 Pfennig 
für die Woche bis zum Höchſtbetrage von 2 Mark für den Doppelzentner 
erhöht werden. Werden die Säcke mitverkauft, ſo darf der Preis für den Sack 
nicht mehr als 1 Mark und für den Sack, der 75 Kilogramm oder mehr 
hält, nicht mehr als 1,60 Mark betragen. Der Reichskanzler kann die Sack— 
leihgebühr und den Sackpreis ändern. Bei Rückkauf der Säcke darf der 
Unterſchied zwiſchen dem Verkaufs⸗ und Rückkaufspreiſe den Satz der Sack— 
leihgebühr nicht überſteigen. 

Der Preis umfaßt die Koſten der Beförderung bis zur Veriadeitelle des 
Ortes, von dem aus die Ware mit ‚der Bahn oder zu Waſſer verſandt wird, 
ſowie die Koſten des Einladens daſelbſt. 

Dieſe Preiſe ſowie die auf Grund des § 8 Abſ. 2 feſtgeſetzten Preiſe ſind 
Höchſtpreiſe im Sinne des Geſetzes vom 4, Auguſt 1914 in der Faſſung der 
Bekanntmachung vom 17. Dezember 1914 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 516) in Verbin⸗ 
dung mit den Bekanntmachungen vom 21. Januar 1915 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 25) 
und vom 23. März 1916 (Veichs⸗Geſetzbl. S. 183). 


10 N 
Die Landeszentralbehörden erlaſſen die erforderlichen Ausführungsdeſtim⸗ 
mungen; ſie beſtimmen, wer als höhere Verwaltungsbehörde, als zuſtändige 
Behörde und als Kommunalverband im Sinne dieſer Verordnung anzuſehen iſt. 


8 11 
Der Reichskanzler kann von den Vorſchriften dieſer Verordnung Aus— 
nahmen geſtatten. 8 
12 


Mit Gefängnis bis zu ſechs Monaten oder mit Geldſtrafe bis zu fünf⸗ 
zehnhundert Mark wird beſtraft 

1. wer Grünkern der Vorſchrift im § 1 zuwider abſetzt; 

2. wer die ihm nach § 2 obliegende Anzeige nicht in der geſetzten Friſt 
erſtattet oder wer wiſſentlich unrichtige oder unvollitändige Angaben 
macht; 

3; er Ben Vorſchriften im § 4 zuwiderhandelt, insbeſondere wer eine von 
ihm geforderte Auskunft nicht innerhalb der geſetzten Friſt erteilt oder 
wer wiſſentlich unrichtige oder unvollſtändige Angaben macht; 

4. wer Grünkern, der ihm von der vom Reichskanzler beſtimmten Stelle 
zu beſtimmten Zwecken zugewieſen iſt, ohne Erlaubnis zu anderen 
Zwecken verwendet; 

5. wer den von den Landeszentralbehörden erlaſſenen Ausführungsde⸗ 
ſtimmungen zuwiderhandelt. 


8 13 
3 RR 

Dieſe Verordnung tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft. Der 
Reichskanzler beſtimmt den Zeitpunkt des Außerkrafttretens. 
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Abänderung der Preiſe für waſſerlösliche Phosphorſäure. 
R. K. (R. G. Bl. S. 653). 


Auf Grund des $ 12 Satz 2 der Verordnung des Bundesrats über künſt⸗ 
liche Düngemittel vom 11. Januar 1916*) wird folgendes beſtimmt: 


Artikel 1 

Die in der der Bekanntmachung über künſtliche Düngemittel vom 11. Ja⸗ 
nuar 1916“) beigefügten Liſte unter A 1 bls 3 aufgeführten, durch die Bekannt⸗ 
machung vom 5. Juni 1916 geänderten Preiſe werden folgendermaßen ab⸗ 
eändert: 
> 1. Der Höchſtpreis für reines Superphosphat (A 1) beträgt bei einem 
Gehalt an wäſſerlöslicher Phosphorſäure von 11,99 v. 9. und darunter für 
1 kg % waſſerlösliche Phosphorſäure im Gebiet 1 110 Pfennig. 


*) Verwaltungsvorſchriften Jahrgang 1916 I Seite 19. 
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2. Der Höchſtpreis für Miſchungen von Superphosphat mit ſchwefelſaurem 
Ammoniak beziehungsweiſe Natrium⸗Ammoniumſulfat (A 2) beträgt bei ei⸗ 
nem aid ein von Stickſtoff und waſſerlöslicher Phosphorſäure von 11,99 
v. H. runter für 1 kg% waſſerlösliche Phosphorſäure im Gebiet 1 
110 Pfennig. 

3. Der Höchſtpreis für Ammoniak⸗Superphosphat und Natrium⸗Ammoni⸗ 
umſulfat⸗Superphosphat, denen Kali zugemiſcht iſt (A 3), beträgt ıbei einem 
Geſamtgehalt an Stickſtoff und waſſerlöslicher Phosphorſäure von 11,99 v. 9. 


und darunter für 1 kg o/ 
waſſerlösliche Phospborſäure 210 Pfennig, 
N off 38 1 
Kali (KO 


4. Die Höchstpreise für die in Nummer 1 bis 3 genannten Düngemittel 
bleiben für die Bier II und III unverändert. 

Sofern Wiſchungen von Superphosphat mit ſchwefelſaurem Ammoniak 
beziehungsweiſe Natrium⸗Ammoniumſulfat vor dem 21. Juni 1916 hergeſtellt 
und vereinbarungsgemäß vor dem 15. Auguſt 1916 zu liefern ſind, betragen 
die Höchſtpreiſe bei einem Geſamtgehalt an Stickttoff und waſſerlöslicher Phos⸗ 
phorſäure von 12 bis 16 v. H. und darüber für 1 kg%: 


im Gebiet 1 waſſerlösliche Phosphorſäure 110 Pfennig. 
Ammoniak⸗Stickſtoff 210 a 

8 1 11 waſſerlösliche 1 popenude 102 8 
Ammoniak -⸗Stickſtoff 210 1 

Me 8 III waſſerlösliche Phosphorſäure 98 5 
Ammoniak ⸗Stickſtoff 210 


6. Unter den in Nummer 5 genannten Vorausſetzungen betragen die 
Höchſtpreiſe für Ammoniak⸗Superphosphat und Natrium⸗Ammoniumſulfat-⸗ 
Superphosphat, denen Kali zugemiſcht iſt (A 3), für 1 kg o: 


waſſerlösliche Phosphorſäure wie zu 5, 
Ammoniak ⸗Stickſtoff wie zu 5, 
Kali (K2 0) 0 35 Pfennig. 


Artikel 2 
Dieſe Bekanntmachung tritt mit Bet Tage der Verkündung in Kraft. 
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Krankenverſicherung bei Erſatzkaſſen. Vom 5. Juli 1916. 
R. K. (R. G. Bl. S. 655). 


Der Bundesrat hat auf Grund des § 3 des Geſetzes über die Ermächtigun 
des Bundesrats zu wirtſchaftlichen Maßnahmen uſw. vom 4. Auguſt 19149 
folgende Verordnung erlaſſen: 


8 1 

Beſtimmt die Satzung einer Erſatzkaſſe (5 503 ff. der Keichsverſicherungs⸗ 
ordnung), daß bei Dienſteintritt in das Heer oder die Marine die Mitgliedſchaft 
von ſelbſt oder auf Anordnung eines Kaſſenorgans erliſcht, ruht oder nur unter 
Minderung der Kaſſenleiſtungen oder Erhöhung der Beiträge fortbeſteht, ſo haben 
Perſonen, die während des gegenwärtigen Krieges dem Reiche oder einer ihm 
verbündeten Macht Kriegs-, Sanitäts⸗ oder ähnliche Dienſte leiſten, gleichwohl, 
le des § 3, Anſpruch auf Fortſetzung ihrer vollberechtigten Wit⸗ 
gliedſchaft. Der Anſpruch wird durch Antrag beim e der Erſatzkaſſe 
geltend gemacht. 

e iſt, daß der Antragſteller \ 

1. bis mindeſtens zum Dienſteintritte Witglied der Erſatzkaſſe war und 

2. beim Dienſteintritte nach 88 313, 314 der Reichsverſicherungsordnung 

ö berechtigt war, Mitglied einer Krankenkaſſe oder e en Kran⸗ 

kenkaſſe zu bleiben. 


§ 2 
Wer dem zur freiwilligen SERIEN oder Weiterverſicherung bei einer 
Krankenkaſſe nach der Reichsverſicherungsordnung en Perſonenkreis ans 
gehört, genügt der Vorausſetzung des $ 1 Abſ. 2 Nr. 2 auch dadurch, daß er 
bis zum Dienſteintritte mindeſtens ein Jahr hindurch ununterbrochen einer 
Erſatzkaſſe oder teils einer Kranken-, teils einer Erſatzkaſſe angehört hat. 


*) Verwaltungsvorſchriften Jahrgang 1914 I Seite 857. 
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Für die Zeit vor der inzwiſchen erfolgten Zulaffung einer Hilfskaſſe als 
Erſatzkaſſe gilt die Witgliedſchaft bei ihr derjenigen bei einer Erſatzkaſſe gleich. 


2 


3 . 

Der Vorſtand der Erſatzkaſſe kann die hiernach Berechtigten bis zu ihrer 
Rückkehr in die Heimat auf eine niedrigere Witgliederklaſſe beſchränken. Gehörten 
fie bis zum Dienſteintritte zu den auf Grund der Reichsverſicherung verſicherungs⸗ 
pflichtigen Perſonen, fo gilt 8 507 Ubi. 1 der Reichsverſicherungsordnung ent⸗ 
ſprechend mit der Maßgabe, daß als Krankenkaſſe des Verſicherten diejenige gilt, 
welcher er vor dem Dienſteintritte zuletzt angehört hat. 

Im übrigen gilt der Wiedereintritt in die Witgliedſchaft nicht als neuer 
Beitritt. 941 


Der Antrag nach § 1 Abſ. 1 iſt nur binnen drei Wochen nach dem Dienſt⸗ 
eintritt oder, falls der letztere bereits vor der Verkündung dieſer Vorſchriften 
erfolgt iſt, binnen drei Monaten nach dem Verkündungstage zuläſſig. 

Er wirkt vom Eingang der erſten ſatzungsgemäßen Beitragszahlung bei 
der Erſatzkaſſe ab. 8 5 N 


Der Antragſteller muß auf Verlangen der Erſatzkaſſe ſich einer ärztlichen 
Unterſuchung unterwerfen; dieſe wird von der Erſatzkaſſe veranlaßt. Iſt der 
Antragſteller beim Eingang der erſten Beitragszahlung ($ 1) bereits erkrankt, 
fo hat er für dieſe Krankheit keinen Anſpruch auf Kaſſenleiſtungen nach § 1. 


8 8 6 

Die Verſicherung nach § 1 erliſcht, wenn für den Berechtigten zweimal 
nacheinander am Zahltag die Beiträge nicht entrichtet und ſeit dem erſten dieſer 
Tage mindeſtens vier Wochen vergangen ſind. 


8 
— Ausgeſchiedene Mitglieder von Erſatzkaſſen, welche die im $ 1 bezeichneten 
Dienſte geleiſtet haben und den Vorausſetzungen des Abſ. 2 daſelbſt genügen, 
ſind 1 1 5 der Rückkehr in die Heimat auf Antrag in ihre Erſatzkaſſe wieder auf⸗ 
zunehmen. 0 N 
Ihr Wiedereintritt in die Witgliedſchaft gilt nicht als neuer Beitritt. 


88 

ſſig. Antrag iſt nur binnen ſechs Wochen nach der Rückkehr in die Heimat 
zuläſſig. N 

Für Perſonen, die vor der Verkündung dieſer Vorſchrift zurückgekehrt 
ſind, beginnt die ſechswöchige Friſt mit dem Verkündungstage. Gewährte ihnen 
die Satzung ihrer Erſatzkaſſe für den Wiedereintritt unter ſonſt gleichen oder 
günſtigeren Bedingungen bereits eine mindeſtens dreiwöchige Friſt, ſo läuft 
für ſie keine neue Friſt. 80 5 


Für den Wiedereintritt gilt § 5 entſprechend. 
Der Antrag wirkt vom Eingang beim Vorſtand der Erſatzkaſſe ab. 


§ 10 
Soweit Satzungsbeſtimmungen einer Erſatzkaſſe dieſen Vorſchriften ent⸗ 
gegenſtehen, haben fie den danach Berechtigten gegenüber keine Wirkung. 
Einer Satzungsänderung auf Grund dieſer Vorſchriften bedarf es nicht. 
Satzungsbeſtimmungen, die für die Verſicherten günſtiger ſind, bleiben, 
vorbehaltlich der Vorſchrift des § 6, unberührt. 


N § 11 
Hat die Satzung einer Erſatzkaſſe eine Wartezeit für Leiſtungen beſtimmt, 
ſo ruht während der Leiſtung der Dienſte (§ 1) der Friſtenlauf für die 
Angehörigen des im Eingang des § 2 bezeichneten Perſonenkreiſes. 
Iſt die Wartezeit bereits erfüllt, ſo bedarf es nicht der Zurücklegung einer 
neuen Wartezeit. Die Zeit, für welche die Beiträge weiter gezahlt werden, 
wird auf die Wartezeit angerechnet. 


8 12 
Dieſe Vorſchriften treten mit dem Tage der Verkündung in Kraft. Der 
Bundesrat beſtimmt den Tag des Außerkrafttretens. 
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Feftſetzung der Ortslöhne. 
R. K. (R. G. Bl. S. 658). 


Der Bundesrat hat auf Grund des § 3 des Geſetzes über die Ermächtigung 
des Bundesrats zu ee Maßnahmen uſw. vom 4 Auguſt 191) 
folgende Verordnung erlaſſen: 

Die Friſt, für welche die erſtmalige Feſtſetzung der Ortslöhne im ganzen 
Veiche gilt ($ 151 Abſ. 1 der Reichsverſicherungsordnung), wird bis zum 
Schluſſe des Kalenderjahrs verlängert, das dem Jahre folgt, in welchem der 
gegenwärtige Krieg beendet iſt. 

Dieſe Verordnung tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft. 


1916. 5. Juli. 


Kriegskontrollgeſetz. 
Geſetz. (R. G. Bl. S. 691). 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deutſcher Kaiſer, König von Preu-⸗ 
ßen etc. verordnen im Namen des Reichs, nach , Zuſtimmung des Bun⸗ 
desrats und des Reichstags, was folgt: 


8 1 ER 

Der Rechnungshof wird ermächtigt, für die Rechnungslegung über Ein⸗ 
nahmen und Ausgaben des Neichs und der Schutzgebiete bis zum Schluſſe 
des Rechnungsjahrs, in dem der Krieg beendet wird, Erleichterungen anzu⸗ 
ordnen oder auch pon der Legung einzelner Rechnungen ganz abzuſehen. 

Der Rechnungshof wird ferner ermächtigt, die Prüfung der Rechnungen 
über dieſe Einnahmen und Ausgaben nach feinem Ermeſſen zu bejchränfen 
oder ſie an ſeiner Stelle einzelnen Mitgliedern des Rechnungshofs oder den 
Verwaltungsbehörden SE übertragen ſund hierbei eine vereinfachte Prüfung 
3u geſtatten. Auch kann die Mitwirkung von kaufmänniſchen oder anderen 
Sackverſtändigen bei der Rechnungsprüfung zugelaſſen werden. 


82 f 
Dem Bundesrat und dem Reichstag iſt alljährlich eine vom Rechnungs- 
hof aufgeſtellte Ueberſicht über die von ihm gemäß 1 getroffenen Map 
nahmen vorzulegen. 
Urkundlich unter Unſerer EN Anterſchrift und beigedruck⸗ 
tem Kaiſerlichen Inſiegel. 
Gegeben Großes Hauptquartier, den 5. Zuli 1916. 
(Siegel) Wilhelm. 


1918. 6. Juli. 


Paßweſen. 
M. J. (M. Bl. S. 129). 


Gemäß § 1 Abſ. 2 der Kaiſerlichen Paßverordnung vom 21. Juni 1915 
(Reichs⸗Geſetzbl. 1916 Seite 599) und Ziffer 10 Abſ. 1a der Ausführungs⸗ 
vorſchriften des 55 Reichskanzlers vom 24. Juni 1914 e Seite 601) 
beſtimme ich hierdurch als Sichtvermerksbehörden: 

a) für Winiſterialpäſſe: den Winiſter des Innern; 

b) für andere Päſſe — innerhalb ihres Dienſtbereichs —: 
die Regierungspräfidenten, 
die Königlichen Polizeiverwaltungen, 
die Königlichen Landräte und die Königlichen Oberamtmänner in 
den Hohenzollernſchen Landen, 

und die Vorſteher der Stadtkreiſe. 

Nur die vorgenannten Behörden — nicht etwa alle Paßbehörden — ſind 
zur Ausſtellung der Sichtvermerke berechtigt. 


* 


*) Verwaltungsvorſchriften Jahrgang 1914 J Seite 857. 
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Kontrolle der Ausländer. 
M. J. (M. Bl. S. 130). 


Die Zentralpolizeiſtelle Oſt hat den Wunſch, über die im Bereiche der 
ſechs öſtlichen Armeekorps ſich aufhaltenden Ausländer, mit Ausnahme der 
Saiſonarbeiter, unterrichtet und dauernd auf dem laufenden gehalten zu wer⸗ 
den, da die ſtändige Ueberwachung der Ausländer ſchon bisher und nach 
dem demnächſtigen Wegfalle des militäriſchen Grenzſchutzes im erhöhten Maße 
zur Abwehr der Spionage notwendig iſt. Euere (Tit.) erſuche ich daher, 
die Ausführung der Verordnung des ſtellvertretenden Generalkommandos, wo— 
nach eine Anmeldung aller Ausländer bei den Polizeibehörden ſowie eine 
Führung ron Liſten der in den Verwaltungsbezirken vorübergehend oder 
dauernd ſich aufhaltenden Ausländer nach Ab⸗ und Zugang vorgeſchrieben 
iſt, zu beſchleunigen. Da nach meinem Erlaſſe vom 3. Januar 1896 die 
Führung ſolcher Liſten bereits in Friedenszeiten vorgeſchrieben iſt, fo nehme 
ich an, daß die Durchführung der Anordnung keine erheblichen Schwierig⸗ 
keiten bereiten kann. Nach Fertigſtellung der Liſten, die nach dem beige- 
druckten Muſter (Anlagen a und b)*) zu erfolgen hat, iſt der nach dem 
anliegenden Verzeichnis zuſtändigen Polizeiſtelle eine Abſchrift einzureichen. 
Um dieſe auf dem laufenden zu halten, it alsdann den Polizeiſtellen von 
jedem Zur oder Abgange eines Ausländers — mit Ausnahme der Saiſon⸗ 
arbeiter — durch eine kurze Abſchrift der An⸗ und Abmeldung oder eines 
Auszugs aus der Ausländerliſte Nachricht zu geben. 

Abgeſehen hiervon wird der Kontrolle der Ausländer auch im übrigen 
die Ichärfite Aufmerkſamkeit zuzuwenden fein. Ausweisloſe Ausländer ſind 
auf das Eingehendſte über ihre perſönlichen Verhältniſſe zu vernehmen; von 
dem Ergebnis der Feſtſtellungen iſt der Zentralpolizeiſtelle Oſten in jedem Falle 
Mitteilung zu machen. Die genaue Durchführung der Meldepolizeivorſchriften 
und der Kontrollvorſchriften überhaupt erſuche ich Euere (Tit.) den unter⸗ 
ſtellten Behörden beſonders einzuſchärfen. 

Nach meinem Erlaſſe vom 16. Januar 1904 findet nach Ziffer IIa eine 
gegenſeitige Benachrichtigung der Meldebehörden nur in beſonderen Fällen 
ſtatt. Dieſe Einſchränkung findet auf Ausländer in Zukunft keine Anwen⸗ 
dung mehr. Ich bbeſtimme vielmehr, daß bis auf weiteres die Meldebe⸗ 
hörde des Abzugsortes alsbald nach der Abmeldung eines Ausländers der 
Meldebehörde des Anzugsortes Mitteilung zu machen hat. Trifft der Ab⸗ 
gemeldete hier nicht ein, jo ſind ſeitens der beteiligten Polizeibehörden als⸗ 
bald Nachſorſchungen nach feinem Verbleibe anzuſtellen. 

An die Herren Regierungspräſidenten in den Provinzen Oſtpreußen, Weſt—⸗ 
preußen, Poſen und Schleſien. 


1916. 6. Juli. 


Verkehr mit Web⸗, Wirk⸗ und Strickwaren. 
M. J. M. H. G. (M. Bl. H. G. S. 249). 


Beiliegend erhalten Sie je ein Stück der Verordnung des Bundesrats 
über die Regelung des Verkehrs mit Webs, Wirk⸗ und Strickwaren für die 
bürgerliche Bevölkerung vom 10. Juni 1916**) mit der angehängten Bekannt⸗ 
tachung des Herrn Neichskanzlers vom gleichen Tagen“) und der von der 
Reichsbekleidungsſtelle nach Gehör ihres Beirats als Unterlage für den Er— 
laß der nach § 18 der Verordnung zu erfolgenden Ausführungsbeſtimmun⸗ 
gen aufgeſtellten „Vorſchläge, betreffend Ausführungsbeſtimmungen über die 
Bezugsſcheine“, ſowie die von uns erlaſſene Ausführungsanweiſung. ö 

Die unter Ziffer 7 dieſer Anweiſung erwähnten Vordrucke find: 

Bezugsſchein A, 

Bezugsſchein B, 

Perſonalliſte in Kartenform, 

Warenliſte mit Anleitung, geheftet, 
Zuſammenſtellung der erteilten Bezugsſcheine, 
Monatliche Anzeige über die erteilten Bezugsſcheine, 
Beſtellſchein auf Vordrucke 


*) Die Muſter werden nicht mit abgedruckt. | 
**) Dieſe Druckanlagen gelangen hier nicht zum Abdruck. (Amtl. Anmerf.). 
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(von der Reichsbekleidungsſtelle gemäß § 12 der Verordnung aufgeitellte Mu⸗ 
ſter für Bezugsſcheine und Liſten). Von ihnen fügen wir je ein Stück“) 
hier bei und laſſen die entſprechende Anzahl hiervon wie von den erwähnten 
„Vorſchlägen, betr. Ausführungsbeſtimmungen über die Bezugsſcheine“ zur 
Weitergabe an die Kommunalverbände (Stadt⸗ und Landkreiſe) beſonders folgen. 

Die von der Reichsbekleidungsſtelle gemäß $ 11 der Verordnung des 
Bundesrats herausgegebenen Grundſätze: „Bekanntmachung zur Ausführung 
des § 11 der Bundesratsverordnung vom 10. Juni 1916 pp“ fügen wir gleich⸗ 
falls bei und laſſen die entſprechende Anzahl für die Kommunalverbände 
folgen (ſ. Ziffer 4 unſerer Anweiſung). 

Gleichzeitig überſenden wir noch je 1 Stück der von der Reichsbekleidungs⸗ 
ſtelle herausgegebenen Erläuterungen I und II der Verordnung und der Bes 
kanntmachung des Reichskanzlers vom 10. Juni 1916. Auch hiervon wird 
Ihnen die entſprechende Anzahl Druckſtücke für die Kommunalverbände zu⸗ 
gehen. Die Reichsbekleidungsſtelle hat die Erläuterungen bisher den Handels⸗ 
kammern, den Fachverbänden und der Fachpreſſe zugehen laſſen. Wir haben 
veranlaßt, daß auch die Handwerkskammern jetzt noch und auch in Zukunft 
ebenſo wie jene berückſichtigt werden. Bei etwaiger Ausgabe weiterer Er— 
läuterungen werden Ihnen dieſe, und zwar gügleich auch für die Kommunal⸗ 
verbände, unmittelbar von der Reichsbekleidungsſtelle zugeſtellt werden. Wir 
erſuchen auch noch, die Handwerkskammern von dort aus die in Rede ſtehende 
Verordnung aufmerkſam zu machen. 

Im übrigen ſind noch folgende Richtlinien bei der Durchführung der 
Verordnung zu beachten: 

Zu den Vorberatungen über die Durchführung einer Verordnung zur 
Regelung des Verkehrs mit Webs, Wirk- und Strickwaren für die bürgerliche 
Bevölkerung find beſonders mit Rückſicht auf die Erteilung der Bezugsſcheine 
auch Landräte, Oberbürgermeiſter und der Deutſche Städtetag zugezogen wor— 
den. Hierbei kam zum Ausdruck, daß als ausfertigende Behörde im Sinne 
von Ziffer I und IV der „Vorſchläge betr. Ausführungsbeſtimmungen über 
die Bezugsſcheine“ im allgemeinen die Landratsämter beſonders mit Vückſicht 
auf die der Bevölkerung der Entfernungen wegen entſtehender Anbequem⸗ 
lichkeiten nicht in Frage kämen. Vielmehr iſt hierbei an die ſtädtiſchen Ge⸗ 
meindevorſtände, Amtsvorſteher, Diſtriktskommiſſare, Landbürgermeiſter, Amt⸗ 
männer gedacht worden. In geeigneten Fällen werden auch Guts⸗ und länd⸗ 
liche Gemeindevorſteher mit der Ausfertigung der Bezugsſcheine betraut wer- 
den können, die jedoch im allgemeinen beſſer lediglich als Prüfungsſtellen 
zu verwenden ſein werden. 

Als Prüfungsſtellen im Sinne der Ziffer II und IV Abſ. 1 der „Vor⸗ 
ſchläge, betr. Ausführungsbeſtimmungen über die Bezugsſcheine“ können auch 
Krankenkaſſen, Berufsvereinigungen und ähnliche Perſonenvereine, jedoch nur 
für ihre Mitglieder, ebenſo auch bereits beſtehende Kommiſſionen und Aus⸗ 
Kl jowie Wohltätigkeitsvereinigungen u. dergl. widerruflich in Frage 
ommen. 

Wir erſuchen, das hiernach Erforderliche umgehend zu veranlaſſen. Der 
Erlaß mit nn Anweiſung wird in dem nächſten Miniſterialblatt für die 
innere Verwaltung abgedruckt erſcheinen. 

An den Herrn Oberpräſidenten in Potsdam und die Herren Regierungs- 
präfidenten. 
Anlage I. 


Ausführungsanweiſung zur Verordnung des Bundesrats über die Regelung 
des Verkehrs mit Webs, Wirk⸗ und Strickwaren für die bürgerliche Bes 
völkerung vom 10. Juni 1916 (Neichsgeſetzbl. S. 463). 


Auf Grund des § 18 der Bundesratsverordnung über die Regelung des 
Verkehrs mit Web-, Wirk⸗ und Strickwaren wird für die bürgerliche Be⸗ 
völkerung vom 10. Juni 1916 (Reichsgeſetzbl. S. 463) folgendes beſtimmt: 

1. Die Befugnis, zu beſtimmen, wer als zuſtändige Behörde im Sinne 

der 88 12 und 13 anzuſehen iſt, wird iden Regierungspräſidenten 
(für den Stadtbezirk Berlin dem Oberpräſidenten) mit dem Rechte 
weiterer Delegation an die Kommunalverbände übertragen (f. nach⸗ 
ſolgende Ziffer ). 

2. Als zuſtändige Behörde im Sinne des $ 15 beſtimmen wir 

für die Städte über 10 000 Einwohner die Ortspolizeibehörde, 
für den Landespolizeibezirk Berlin den Polizeipräſidenten zu Berlin, 


*) Dieſe Druckanlagen gelangen hier nicht zum Abdruck. (Amtl. Anmerk.). 
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im übrigen den Landrat und in den Hohenzollernſchen Landen den 
Oberamtmann, und 

3. als höhere Verwaltungsbehörde im Sinne des § 15 den Regierungs⸗ 
präſidenten (im Landespolizeibezirk Berlin den Oberpräſidenten). 

4. Die weiteren Beſtimmungen zur Ausführung und Ueberwachung der 
Einhaltung der Vorſchriften der SS 7 bis 13 werden von den Re⸗ 
gierungspräſidenten (für den Stadtbezirk Berlin von dem Oberprä⸗ 
ſidenten) unter Verückſichtigung der von der Reichsbekleidungsſtelle 
gemachten „Vorſchläge, betr. Ausführungsbeſtimmungen über die Be⸗ 
zugsscheine,* und der gemäß § 11 der Bundesratsverordnung von ihr 
aufgeſtellten Grundſätze: „Bekanntmachung zur Ausführung des 8 11 
der Bundesratsverordnung vom 10. Juni 1916 pp“ erlaſſen. Machen 
die Regierungspräſidenten (für Berlin der Oberpräſident) von Dies 
fer Befugnis nicht Gebrauch, ſo find die Kommunalverbände von 
ihnen beſonders anzuweiſen, die Ausführung und Ueberwachung der 
Vorſchriften der SS 7 bis 13 in dieſem Sinne ſelbſtändig zu regeln 
und die notwendigen Einrichtungen zu treffen. 

5. Bei Erlaß von Ausführungsbeſtimmungen ſeitens der Regierungs- 
präſidenten (für Berlin des Oberpräſidenten) bezw. bei der ſelbſtän⸗ 
digen Regelung im Sinne der obigen Ziffer 4 ſeitens der Kommu⸗ 
nalverbände iſt die Führung der in den „Vorſchlägen, betr. Aus⸗ 
führungsbeſtimmungen über die Bezugsſcheine,“ vorgeſehenen Liſten in 
der dort vorgeſchlagenen Weiſe ſicherzuſtellen. Es iſt Vorſorge zu 
treffen, daß die monatlichen Zuſammenſtellungen über die erteilten 
Bezugsſcheine (monatliches End⸗Ergebnis der Warenliſte) bei den Ne⸗ 
gierungspräſidenten (für Berlin dem Oberpräſidenten) beſtimmt bis 
zum 5. jeden Monats eingehen. . 

6. Die Negierungspräftidenten (für Berlin der Oberpräſident) haben die 
monatlichen Zuſammenſtellungen zuſammenzufaſſen und das Ergeb⸗ 
nis auf dem vorgeſehenen Vordruck alsbald nach dem 5. jeden Mo- 
nats der Reichsbekleidungsſtelle anzuzeigen. Für den Monat Juli 
1916 bedarf es keiner beſonderen Anzeige; ſie kann zuſammen mit 
der Anzeige für den Auguſt 1916 erfolgen. 

7. Der Bedarf an Vordrucken ($ 12. Abſ. 2) iſt unter Benutzung der 
von der Reichsbekleidungsſtelle ausgegebenen Beſtellſcheine von den 
Kommunalverbänden unmittelbar bei dieſer, Berlin W. 56, Wark⸗ 
grafenſtraße Nr. 42, ſo rechtzeitig anzufordern, daß die Erteilung 
von Bezugsſcheinen ſchon vor dem 1. Auguſt 1916 erfolgen kann. 
Die Warenliſte mit Anleitung iſt nur zur einmaligen Ausgabe an 
die liſtenführenden Stellen als dauerndes Muſter beſtimmt. Die Li⸗ 
ſtenführung ſelbſt erſolgt auf loſe auszugebenden Liſtenblättern. So— 
weit die Regierungspräſidenten (für Berlin der Oberpräſident) ſolche 
Vordrucke gebrauchen, find fie ebenfalls von der Reichsbekleidungs⸗ 
ſtelle unmittelbar anzufordern. 

8. Die unter IV Abſ. 2 der „Vorſchläge, betr. Ausführungsbeſtimmun⸗ 

gen über die Bezugsſcheine,“ der Landeszentralbehörde zugewieſene Be⸗ 

fugnis wird auf die Negierungspräfidenten (für den Stadtbezirk Ber— 
lin den Oberpräſidenten) übertragen, denen die weitere Uebertragung 
auf die Kommunalverbände im Sinne der obigen Ziffer A geſtat⸗ 
tet iſt. 
9. Als Kommunalverbände im Sinne der Verordnung gelten die Stadt— 
und Landkreiſe. 
10. Die Beſchwerde gegen die Verfügung der Schließung eines Betriebs 
(§ 15) iſt binnen einer Woche vom Tage der Zuſtellung des Beſcheids 
an die zuſtändige Stelle zu richten. 
Berlin, den 6. Juli 1916. 
Der Miniſter des Innern. Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 


„ 


Anlage II. 
Vorſchläge, betr. Ausführungsbeſtimmungen über Bezugsſcheine. 

Nach § 18 der Bundesratsverordnung vom 10. Juni 1916 iſt die nähere 
Ausführung der Beſtimmungen über die Erteilung von Bezugsſcheinen den 
Landeszentralbehörden beziehentlich den Kommunalverbänden überlaſſen. Die 
Reichsbekleidungsſtelle hat, abgeſehen von der Aufitellung der Grundſätze, nach 
denen die Notwendigkeit der Anſchaffung beurteilt wird, nach $ 12 für die 
Bezugsſcheine und Liſten ein einheitliches Muſter aufzuſtellen. Darüber hinaus 
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gibt ſie aber nach Gehör ihres Beirats mit der Bekanntgabe der beifol⸗ 
genden Muſter folgende 
Vorſchläge ı\ 


über das einzuſchlagende Verfahren bekannt, deſſen Feſtlegung den Landes- 
zentralbehörden beziehentlich Kommunalverbänden unterliegt. Vordrucke des 
Bezugsſcheins und der Liſten werden von der Reichsbekleidungsſtelle unent⸗ 
geltlich geliefert. \ 5 


Bei der Erteilung des Bezugsſcheins iſt zu unterſcheiden: 
a) die Prüfung der Notwendigkeit der Anſchaffung (§ 11), 
b) die Ausfertigung des Bezugsſcheins ($ 12). 


I. 

Die Ausfertigung des Bezugsſcheins und die erforderliche Liſtenführung 
iſt durch S 12 der Bundesratsverordnung der zuſtändigen Behörde des Wohn— 
orts des Antragſtellers übertragen, die nach § 18 von der Landeszentralbehörde 
zu beſtimmen iſt. Hier werden vor allem die Kommunalverbände in Betracht 
kommen oder insbeſondere bei größeren Gemeinden die Gemeindebehörden. 
Die zu treffende Einrichtung muß jedenfalls eine Ueberwachung darüber ge— 
währleiſten, wieviel und über welche Waren eine beſtimmte Perſon Bezugs— 
ſcheine ausgefertigt erhalten hat, d. h. es darf jede Perſon nur an einer 
ganz beſtimmten Stelle einen Bezugsſchein ausgefertigt erhalten können. Ob 
dies Ortszentralſtellen oder Stellen nach Bezirken oder ſonſtigen Einteilungs⸗ 
grundſätzen find, bleibt näherer Beſtimmung der Landeszentralbehörden be— 
ziehentlich Kommunalverbände überlaſſen. 

In kleineren Verhältniſſen wird der den Bezugsſchein gusfertigenden Be⸗ 
hörde gleichzeitig die Vrüfung der Notwendigkeit der Anſchaffung übertragen 
1 können; dann geſtaltet ſich die Erteilung des Bezugsſcheins folgender— 
maßen: 

Der Antragſteller entnimmt einen Vordruck des Bezugsſcheins (Vor— 
bruck A), der zweckmäßig ſowohl bei der ausfertigenden Behörde wie bei 
den Detailliſten zur Entnahme ausliegen kann. Die Stellung des Antrags 
geſchieht in der Form, daß der Antragſteller den oberen Teil des Bezugs- 
ſcheins ausfüllt und ihn der ausfertigenden Behörde vorlegt oder einſendet. 
Die ausfertigende Behörde hat zu prüfen: N 

1. ob der Antragſteller zu ihrem Bezirke gehört; dieſer Nachweis wird 

führer a Vorlegung des Wohnungsſcheins oder dergleichen zu 
ühren ſein, 

2. ob nach den von der Reichsbekleidungsſtelle aufgeſtellten Grundſätzen 

die Notwendigkeit der Anſchaffung vorliegt, 

3. ob nicht von derſelben Perſon innerhalb zu kurzer Zeit zuviel Wa— 

ren beanſprucht werden. 

Um die Prüfung zu 3 vornehmen zu können, iſt die Eintragung jeder 
Ausfertigung eines Bezugsſcheins in eine Perſonalliſte erforderlich. Dieſe iſt 
auf den Namen des Familienhauptes anzulegen, auf deſſen Rechnung die 
Anſchaffung erſolgt. Deshalb ſind auch die Bezugsſcheine auf den Namen 
des Familienhauptes auszuſtellen, auch wenn der gewünſchte Gegenſtand für 
ein anderes Mitglied der Familie beſtimmt iſt. x 

Die Perſonalliſte iſt erſt bei der eriten Ausſtellung eines Bezugsſcheins 
anzulegen. Ob ſie in alphabetiſcher Liſtenſorm oder in Kartenform (nur 
für letztere liefert die Reichsbekleidungsſtelle Vordrucke) geführt wird, bleibt 
den Verwaltungsbehörden überlaſſen; letzteres wird ſich bei größeren Verhält- 
niſſen von ſelbſt als notwendig ergeben. Gefordert muß nur werden, daß 
die Liſte einen ſofortigen Nachweis ergibt, wann und über welche Waren 
jede einzelne Perſon Bezugsſcheine ausgefertigt erhalten hat. Eine Wittei⸗ 
lung der Perſonalliſte an den neuen Wohnort bei Wegzug will die Reichs 
bekleidungsſtelle nicht vorſchreiben; eine ſolche Mitteilung wird aber zweckmäßig 
und dort leicht durchführbar fein, wo die Liſtenführung in Kartenform er⸗ 
folgt 55 die bisher die Liſten führende Stelle Nachricht vom neuen Wohn- 
ort erhält. 

Zugleich mit der Eintragung in die Perſonalliſte iſt eine Warenliſte zu 
führen; ſie iſt nach 6 Warengattungen getrennt und muß Auskunft über 
die Geſamtſumme der Waren geben, über die Bezugsſcheine ausgefertigt wor⸗ 
den ſind. Das Nähere ergibt die der Warenliſte vorgedruckte Anleitung zu 
ihrer Führung. \ e . ö 

Das monatliche Endergebnis der Warenliſte iſt an jedem Monatsende in 
eine Zuſammenſtellung einzutragen und außerdem einer von der Landeszen- 
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tralbehörde zu beſtimmenden Zentralſtelle allmonatlich bis zum 5. nächſten 
Monats auf einem Anzeige-Vordruck mitzuteilen. Die Zentralſtelle teilt das 
Geſamtergebnis ihres Bezirkes monatlich der Reichsbekleidungsſtelle mit. 

Die Ausfertigung des Bezugsſcheins muß durch Abſtempelung und Rück⸗ 
gabe oder Rückſendung an den Antragſteller erfolgen. 


II. 

Es kann erwünſcht erſcheinen, die Prüfung der Notwendigkeit der An— 
ſchaffung nicht einer Behörde, ſondern einer anderen Stelle zu übertragen, 
die für einen beſtimmten Perſonenkreis oder Bezirk dergeſtalten eingerichtet 
iſt, daß für eine beſtimmte Perſon dieſe Prüfung nur bei dieſer einen Stelle 
erfolgen kann. Sit dies gewährleiſtet, jo beſtehen keine Bedenken, dieſer Prü⸗ 
fungsſtelle auch die behördliche Funktion der Ausfertigung des Bezugsſcheins 
und der Führung der Perſonal- und Warenliſte zu übertragen. 


III. 

In den Fällen unter I und II iſt der Bezugsſchein-Vordruck A zu ver- 
wenden. 

IV. 

Für größere Verhältniſſe wird zu erwägen fein, die Prüfung und Bes 
ſcheinigung der Notwendigkeit der Anſchaffung mehreren Stellen nebenein⸗ 
ander zu übertragen. Dabei wird darauf Wert zu legen fein, daß für alle 
Bevölkerungskreiſe Stellen vorhanden find, die ihre Bedürfniſſe beurteilen kön⸗ 
nen und denen ſie Vertrauen entgegenbringen. \ 

Dieſe Einrichtung mehrerer Prüfungsſtellen nebeneinander macht die Tren⸗ 
nung der Prüfungsſtellen von der ausfertigenden Behörde erforderlich, da 
die Perſonalkarte nur an einer Stelle geführt werden kann. Ob man in 
den Fällen, in denen die Vermutung für die Notwendigkeit der Anſchaf⸗ 
fung ſpricht (vergl. die von der Reichsbekleidungsſtelle aufgeſtellten Grunde 
ſätze) die Beſcheinigung der Notwendigkeit den Prüfungsſtellen überträgt oder 
von einer ſolchen Beſcheinigung ganz abſieht und damit die Entſcheidung, ob 
ein ſolcher Fall vorliegt, der den een ausfertigenden Behörde über- 
läßt, unterliegt der Negelung der Landeszentralbehörden beziehentlich Kommu- 
nalberbände. Wegen der Schwierigkeit der Abgrenzung der Fälle wird der 
erſtere Weg vorzuziehen ſein. 

= Erteilung des Bezugsſcheins wird ſich bei dieſer Regelung wie folgt 
geſtalten: N N 

Der Antragſteller legt den im oberen Teile ausgefüllten Bezugsſchein 
(Vordruck B) der Prüfungsſtelle vor oder ſchickt ihn dorthin ein. Vordrucke 
wird man auch bei der Prüfungsſtelle bereithalten. 

Die Prüfungsſtelle beſcheinigt nach erfolgter Prüfung die Notwendigkeit 
der Anſchaffung durch Ausfüllung des unteren linken Teiles des Bezugs⸗ 
ſcheins, gibt oder ſendet ihn dem Antragſteller zurück oder überſendet ihn 
unmittelbar der ausfertigenden Behörde. Es empfiehlt ſich, den Prüfungs- 
ſtellen für die Beſcheidung des Antragſtellers eine Höchſtfriſt von etwa drei 
Tagen zu beſtimmen; in der Regel wird ja idie Erteilung der Beſcheinä⸗ 
gung ſofort erfolgen können. 

Eine Liſtenführung über die erteilte Beſcheinigung durch die Prüfungs- 
ſtellen erfcheint in dieſem Falle nicht erforderlich, da fie beim Beſtehen meh 
rerer Prüfungsſtellen nebeneinander niemals ein ſicheres Bild über die er- 
teilten Beſcheinigungen geben kann. 

Erhält der Antragſteller den Bezugsſchein mit der Beſcheinigung der 
Brüfunggitelle zurück, jo legt er ihn der ausfertigenden Behörde vor oder 
ſendet ihn dorthin ein. Der weitere Vorgang tft wie unter I befchrieben. 
Im Falle einer Beanſtandung aus dem Grunde Ziffer 3 unter I wird fi 
eine nochmalige Inanſpruchnahme der Prüfungsſtelle notwendig machen. 


V. ö 
Die Vordrucke für die N ; 
Bezugsſcheine A und B, 
Perſonalliſten in Kartenform (nicht für ſolche in Liſtenform), 
Warenliſten mit Anleitung zuſammengeheftet, 
Warenliſten ohne Anleitung einzeln, 
Zuſammenſtellungen, 
Nonatliche Anzeigen 
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werden von der Reichsbekleidungsſtelle an die von den Landeszentralbehörden 
zu bezeichnenden Stellen unentgeltlich geliefert, wenn die Beſtellung auf Vor⸗ 
drucken eingeht, die die Reichsbekleidungsſtelle liefert. N 
Berlin, den 23. Juni 1916. 
Reichsbekleidungsſtelle. 0 


t 


Anlage III. K 


Bekanntmachung zur Ausführung des § 11 der Bundesratsverordnung vom 
10. Juni 1916 über die Regelung des Verkehrs mit Web-, Wirk⸗ und Strick⸗ 
waren für die bürgerliche Bevölkerung. 


§ 11 der Verordnung des Bundesrats vom 10. Juni 1916 in Verbindung 
mit der Bekanntmachung des Reichskanzlers vom 10. Juni 1916 hat die Er> 
werbung von Web⸗, Wirk⸗ und Strickwaren und den aus ihnen gefertigten 
Erzeugniſſen durch den Verbraucher in der Regel von der Abgabe eines 
Bezugsſcheins abhängig gemacht, zu deſſen Erlangung der Käufer die Not- 
wendigkeit der Anſchaffung auf Verlangen darzutun hat. Von dieſem Ver⸗ 
langen kann Abſtand genommen werden, wenn die Vermutung für die Not⸗ 
wendigkeit ſpricht. Die Reichsbekleidungsſtelle hat die Fälle zu beitimmen, 
in denen dieſe Vermutung als gegeben angeſehen werden kann, und auch ſonſt 
Grundſätze aufzuſtellen, nach denen die Notwendigkeit der Anſchaffung be⸗ 
urteilt wird. f 

In Gemäßheit dieſer Beſtimmungen gibt die Reichsbekleidungsſtelle nach 
Gehör ihres Beirats folgendes zur Nachachtung bekannt: 


8 1.4 


Allgemeines. 


1. Mit Vückſicht auf die Verſchiedenheiten in der Beſchäftigung der 
5 bürgerlichen Bevölkerung läßt ſich ein allgemeiner Maßſtab für den 
i regelmäßigen Verbrauch von Kleidung und Wäſche aller Bevölferungs- 
2 kreiſe nicht finden und es find darum auch Durchſchnittszahlen nicht 
verwendbar; wohl aber kann bei zahlreichen Bevölkerungsklaſſen ein 
gewiſſer Mindeſtverbrauch an Wäſche⸗ und Kleidungsſtücken zugrunde 
gelegt werden, deſſen Deckung auf Antrag durch Erteilung eines ent⸗ 
ſprechenden Bezugsſcheins ohne weiteres zugebilligt werden kann, wäh⸗ 
rend die Notwendigkeit darüber hinausgehender Anſchaffungen dar— 

getan werden muß. 

2. Hierbei wird bei dem erſtmalig erfolgenden Anſuchen um einen Bes 
zugsſchein eine Befragung über die Vorräte des Anſuchenden zu er- 
folgen haben und nur da, wo Vorräte nicht vorhanden ſind, die 
Beſcheinigung in angemeſſenen Grenzen ohne weiteres erteilt wer— 
den können. Bei wiederholten Anſuchen um Beſcheinigung der Not⸗ 
wendigkeit der Anſchaffung von Gegenſtänden derſelben Art iſt je⸗ 
denfalls ein ſtrengerer Maßſtab anzulegen und die Frage des re— 
gelmäßigen Verſchleißes zu berückſichtigen. 

3. In der Regel werden die perſönlichen Verhältniſſe des Einzelnen 
den wichtigſten Anhalt für die Entſchließung über die Notwendigkeit 
der Anſchaffung zu bilden haben, wobei in erſter Linie die beruf⸗ 

liche Beſchäftigung des Anſuchenden maßgebend ſein wird, dergeſtalt, 
daß Angehörigen von Berufen, bei denen der Verſchleiß von Klei— 
dung und Wäſche verhältnismäßig groß iſt, deren Bezug in entſprechend 
größeren Mengen oder in kürzerer Zeitfolge zu bewilligen ſein wird, 
als Angehörigen don Berufen, in denen ein ſolcher raſcher Ver⸗ 
ſchleiß nicht eintritt, oder bei denen anzunehmen iſt, daß ſie für 
längere Zeit ausreichende Vorräte an Wäſche und Kleidung beſitzen. 

\ 4. Auch wird es nach Befinden angezeigt erſcheinen, wohlhabendere Kreiſe 
der Bevölkerung auf die keiner Reaeluna unterworfenen Luxusartikel 
(Bekanntmachung des Reichskanzlers vom 10. Juni 1918), zu verweiſen. 
um ſo den Verbrauch der übrigen Waren zu verlangſamen. 

5. Soweit der Antrag von einer dritten Perſon in Vertretung oder 
im Auftrage des Verbrauchers geſtellt iſt, kann in der Regel von 
Erörterungen des Vertretungs- oder Auftragsverhältniſſes abgeſehen 
werden. Eine Prüfung in dieſer Beziehung ſoll nur bei Verdacht 
des Mißbrauchs erfolgen. 

6. Den Behörden, öffentlichen und privaten Krankenanſtalten und ſol⸗ 
chen anderen Anſtalten, deren Bedarf nach Anordnung des Reichs⸗ 
kanzlers oder der Landeszentralbehörden von der Reichsbekleidungs⸗ 
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ſtelle gedeckt werden ſoll, dürfen Bezugsſcheine nur von der Reichs⸗ 
bekleidungsſtelle ſelbſt, nicht durch andere Stellen ausgefertigt werden. 


82, 
Beſonderes über die Vermutung der Notwendigkeit der Anſchaffung. 
Die Vermutung für die Notwendigkeit der Anſchaffung von gewiſſen 
Kleidungs⸗ und Wäſcheſtücken kann als gegeben angeſehen werden: 

a) bei Gründung eines Haushalts ($ 3); 

b) für Wöchnerinnen und Kinder (§ u); 

c) bei Krankheiten und Todesfällen (§ 5); 

d) bei beſonderen kirchlichen Feiern und Eintritt in einen Beruf (& 6); 

e) in bezug auf eine begrenzte Stückzahl von Wäſche und Kleidung 
derjenigen Bevölkerungskreiſe, bei denen anzunehmen it, daß ſie Vor⸗ 
räte an Wäſche und Kleidung über den regelmäßigen Bedarf hinaus 
nicht beſitzen ($ 7). 


N 3. 
Bei Gründung eines Haushalts. 

Es kann während des Krieges nicht als angemeſſen erachtet werden, daß 
bei Gründung eines Haushalts die Ausſtattung in der üblichen, oft auf 
ein Menſchenalter berechneten Menge beſchafft wird. Der junge Hausſtand 
muß ſich vielmehr während des Krieges zunächſt mit einer geringeren Menge 
an Wäſche und Kleidung begnügen und einrichten und die vollſtändige An⸗ 
ſchaffung der in Ausſicht genommenen Einrichtungen bis nach Friedensſchluß 
und Wiedereintritt normaler Zeiten verſchieben. Wieviel Dabei zugeſtanden 
werden kann, läßt ſich nach den verſchiedenen Gewohnheiten in den verſchie- 
denen Teilen des Reiches nicht vollſtändig einheitlich ordnen. Man wird 
aber in der Regel nicht über 20 % der ſonſt üblich geweſenen Menge 
hinausgehen dürfen. 8 


— Für Wöchnerinnen und Kinder. 

Nach der Bekanntmachung des Reichskanzlers vom 10. Juli 1916 kann 
Säuglingswäſche und un überhaupt ohne Bezugsſchein ge» 
kauft werden. Für die Wäſche und Kleidungsſtücke, die für Wöchnerinnen 
ſowie für Kinder bis zu 14 Jahren erforderlich ſind, kann die Notwendigkeit 
der Anſchaffung, wenn die Anträge ſich in mäßigen Grenzen halten und 
die Annahme begründet erſcheint, daß kein Luxus mit der Bekleidung der 
Kinder getrieben wird, ohne weiteres als gegeben angeſehen werden. 


§ 8. 
Bei Krankheiten und Todesfällen. 

Bei Krankheiten und Todesfällen kann die Beſcheinigung für Entnahme 
der notwendigen Wäſcheſtücke beziehentlich der üblichen Trauerkleidung ohne 
weitere Erörterung des Bedürfniſſes erteilt werden, jedoch bezüglich der Trau⸗ 
erkleidung nur in gewiſſem, den gegenwärtigen Verhältniſſen entſprechenden 
Maße. 8 6 . 

5 0 . 


Beſondere Kleidung für kirchliche Feiern und beim Eintritt in einen Beruf. 

Für die bei der Konfirmation bezw. erſten hl. Kommunion übliche Feſt⸗ 
kleidung ſowie für die bei Eintritt in einen Beruf, in eine Anſtalt oder 
Schule (Penſion) notwendige Wäſche und Kleidung kann die Beſcheinigung 
ohne beſonderen Nachweis des Bedürfniſſes in mäßigen Grenzen erteilt werden. 


§ 7. 
Bei begrenzter Stückzahl von Wäſche und Kleidung minderbemittelter 
Bevölkerungskreiſe. 


1. Für diejenigen Bevölkerungskreiſe, die nach ihren Einkommensverhält⸗ 
niſſen und nach den örtlichen Gewohnheiten in der Regel Vorräte 
an Wäſche und Kleidung nicht beſitzen, kann, ſoweit der erſtmalige 
Antrag nur auf Erteilung des Bezugsſcheins für ein oder zwei 
Wäſcheſtücke derſelben Gattung oder auf ein Stück Oberkleidung der⸗ 
ſelben Art gerichtet iſt, von einer weiteren Erörterung des Bedarfs 
abgeſehen werden. Dasſelbe gilt bezüglich eines zweiten oder dritten 
Antrags auf Erteilung des Bezugsſcheins derſelben Gegenſtände, wenn 
nach der Beſchäftigung des Antragſtellers oder aus ſonſtigen um⸗ 
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ſtänden anzunehmen iſt, daß eine Notwendigkeit für den Erſatz dieſer 
Stücke vorliegt. 

An die Leitung von Betrieben oder ihnen angegliederten Wohlfahrts⸗ 
einrichtungen, die ihren Arbeitern oder Angeſtellten Arbeitskleidung 
(gegen Vergütung) liefern, kann die Beſcheinigung unter Berückſich⸗ 
tigung der Beſchäftigungsart und der Beſchäftigungsdauer während 
des Krieges und mit Einhaltung einer ſachgemäßen Sparſamkeit aus⸗ 
geſtellt werden, ſoweit nicht für dieſe Betriebe die Vorſchriften in 
§ 2 Zifſer 2 und 3 und § 16 der Bundesratsverordnung gelten. 


§ 8. 
Beſchaffung für Wilitärperſonen und Gefangene. 

Inbetreff der Beſchaffung von Wäſche für Wilitärperſonen iſt davon 
auszugehen, daß Anteroffiziere (ausgenommen die in Ziffer 2 be⸗ 
zeichneten Klaſſen) und Mannſchaften dienſtlich hinreichend mit Unter⸗ 
zeug verſorgt werden, daß daher ein Bedürfnis zur eigenen Beſchaf⸗ 
fung nicht vorliegt. Wo dies im einzelnen Falle behauptet wird, 
it durch Befragen der betreffenden MWilitärperſonen oder Vorlegung 
einer glaubhaften Verſicherung des Bedürfniſſes die erforderliche Un⸗ 
terlage für die Entſchließung zu beſchaffen. Letzteres gilt auch für 
Bekleidung, die von Angehörigen an Gefangene in feindlichen Ländern 
geſchickt werden ſoll. Beſcheinigung für mehrere Militärperſonen oder 
ganze Truppenteile ſind nicht auszuſtellen. 

Da ſich Offiziere, Sanitätsoffiziere, Veterinäroffiziere, Beamte, Ber 
amtenſtellvertreter, Muſikmeiſter, Unterärzte, Unterveterinäre, Zeug⸗ 
feldwebel, Feuerwerks- und Feſtungsbau⸗Offizierſtellvertreter, Zeugfeld⸗ 
webel, Oberfeuerwerker, Feuerwerker, Unterzahlmeiſter, Unterinſpek oren 
und ſonſtige Gehalt empfangende Unteroffiziere ihre Wäſche ſelbſt zu 
beſorgen haben, iſt, wenn der betreffende Antragſteller erſtmalig oder 
nach Krankheit oder Urlaub von neuem ins Feld geht, die Not⸗ 
wendigkeit der Anſchaffung, falls der Antrag ſich in angemeſſenen 
Grenzen hält, in bezug auf Wäſche als gegeben anzuſehen. 
Uniformſtücke für Militärperſonen unterliegen nach der Bekanntmachung 
des Reichskanzlers vom 10. Juni 1916 nicht der Regelung. N 


Berlin, den 3. Juli 1916, 


Reichsbekleidungsſtelle. 


Anlage IV. 


Erläuterung 1 zur Verordnung des Bundesrats vom 10. Juni 1916 und 
der Bekanntmachung des Reichskanzlers rom 10. Juni 1916, betr. die Ne⸗ 
gelung des Verkehrs mit Web-, Wirk⸗ und Strickwaren und die hiervon 


Zu 8 1. 


Zu 8 7, 


ausgeſchloſſenen Gegenſtände. 
A. Zur Verordnung des Bundesrats. 


1. Alle Web⸗, Wirk⸗ und Strickwaren und die aus ihnen gefer⸗ 
tigten Erzeugnijje fallen mit den in der Bekanntmachung des 
Reichskanzlers aufgeführten Ausnahmen unter die Verordnung, 
111 wenn ſie für den landwirtſchaftlichen Betrieb erforderlich 
ind. N 


2. Waren, die aus dem Ausland eingeführt find oder aus Roh⸗ 
Koffen hergeſtellt ſind, die aus dem Ausland eingeführt find, 
fallen unter die Verordnung. 

3. Lieferungen nach dem Auslande fallen nicht unter die Verordnung. 

K. Webſtoffe aus Textiloſe fallen unter die Verordnung. 

5. Es fallen nicht unter die Verordnung: 


a) Schuhwaren, die nicht in vollem Umfang aus Web-, Wirk⸗ 
und Strickwaren hergeſtellt ſind, alſo insbeſondere alle Schuhe 
mit Leder⸗, Gummi⸗ oder Filzſohlen, 

b) Lederhandſchuhe mit Stoffutter, 

c) Linoleum, 

d) alle Waren aus Filz, Watte, 

e) alle Spinnſtoffe und aus ihnen gefertigte Erzeugniſſe, z. B. 
Garne, geſponnene Poſamentierwaren. 

Abſatz J. N 
6. Fabrikanten, die ihre Erzeugniſſe im Großen veräußern, ſind nicht 
„Gewerbetreibende, die Großhandel treiben“. Mit Ausnahme der 


Zu 8 7. 


Zu 8 8. 


Zu 8 8, 


Zu 8 8, 


Zu 8 10 
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Fabrikation von Bekleidungsſtücken gilt daher § 7 Abſatz I nicht 
für Fabrikanten. 

7. Die Veräußerung eines ganzen Warenlagers an einen Käufer un⸗ 
ter Auflöſung des Geſchäfts, insbeſondere um die Befriedigung 
der Gläubiger zu ermöglichen, fällt nicht unter § 7, Abſatz l. 

8. 851 von Teilen eines Warenlager3 fällt unter 8 7. 

bſatz J. 

9. Firmen, die für ihre Angeſtellten Arbeitskleidung und Arbeits⸗ 

ſchutzkleidung herſtellen, gelten als Verbraucher im Sinne von 
§ 10. Daher gilt § 7 Abſatz I micht für derartige Lieferungen, 
wohl aber & 11. 

Abſatz II. 


10. Die Herſtellung von Bekleidungsſtücken ohne Beſtellung für den 
eigenen Kleinverkauf des Herſtellers 'iſt nicht zuläſſig. 


Abſatz II, u. 88 8, 11. 


11. Maßſchneiderei iſt Anfertigung von Ober- oder Unterbekleidung 
auf Beſtellung nach Maß. 

Abſatz 1. 

12. Waren, die vom Verbraucher bis zum 12. Juni 1916 feſt ge⸗ 
kauft waren, aber noch beim Verkäufer lagern, ſind nicht in 
die Inventur aufzunehmen. 


Abſatz II. 

13. Die Inventur iſt vom geſamten Vorrat der für den Groß- und 
Kleinhandel beſtimmten Waren aufzunehmen, nicht von den Klein⸗ 
handelswaren allein. Vom geſamten Vorrat dürfen 20 Y im Klein⸗ 
handel verkauft werden. 


Abſatz III. ö 

14. Waren, die nach Abſchluß der Inventur in den Beſitz des Klein⸗ 
händlers lommen, können verkauft werden und ſind nicht zu in⸗ 
ventarifieren. Ihr Verkauf it aber unter die 20% vom In⸗ 
benturwerte der inventariſierten Waren einzurechnen. 

15. Unter „Art“ iſt die Zuſammenfaſſung von Waren nach der für 
den Verkauf in Abteilungen üblichen Weiſe zu verſtehen. Wo 
ſolche nicht beſtehen, können als je eine Art zuſammengefaßt werden: 

Wollene Kleider- und Mäntelſtoffe für Damen und Mädchen, 
Wollene Kleider⸗ und Mäntelſtoffe für Herren und Knaben, 
Baumwollene Kleider- und Schürzenſtoffe, 

Wä ſcheſtoffe, 

Handſchuhe, 

Strümpfe, 

Sämtliche Trilotagen außer Strümpfen, 

Mäntel, Kleider und Bluſen für Damen und Mädchen, 
Unterröcke, 

Fertige Knabenanzüge, Paletots und ähnliches, 

Fertige Herrenanzüge, Paletots und ähnliches, 

Fertige Damen wäſche, 

Fertige Herrenwäſche, 

Stoffſchuhe, 

Sonſtige Waren. : 

16. Nakh Abſchluß der Inventur in einer Art kann der Verkauf 
in dieſer Art wieder begonnen werden, auch wenn die Inventur 

der übrigen Arten noch nicht abgeſchloſſen iſt. 


17. Maßſchneider find nicht Verbraucher von Schneiderbedarfsartikeln, 
ſondern den Kleinhändlern gleichgeſtellt (§S 11). 

18. Siehe auch oben Ziffer 9. 

B. Zur Bekanntmachung des Reichskanzlers. (Freiliſte.) 

19. Web-, Wirk⸗ und Strickwaren, die nicht in dem Verzeichniffe 
der Bekanntmachung aufgeführt ſind, fallen in vollem Umfang 
Er ae 55 (Vergl. hierzu auch oben A, 
Ziffer 1—5). 

20. Für die in der Freiliſte aufgenommenen Waren gilt der 88 
der Bundesratsverordnung nicht; ſie ſind nicht zu inventariſieren. 

21. Wachstuch und Wachstuchtaſchen ſind frei. 
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Zu Nr. 4, 12—15, 20, 32—34. 
22. Stoffe aus Miſchungen von Wolle mit anderen Garnen, ins» 
beſondere mit Baumwolle, ſind als Wolle anzuſehen. 
Zu Nr. 1 und 2. 
23. Sammete, ganz oder der Flor aus Seide, ſind Seidenſtoffe. 
Zu Nr. 3 und 9. a 
24. Seidenplüſchtiſchdecken fallen unter Nr. 3 oder Nr. 9 der Freiliſte. 


25. Pulswärmer, Leibbinden, Lungen⸗ und Kopfſchützer ſind nicht frei. 
26. Baumwollene genähte Handſchuhe ſind nicht frei. 


27. Hauben ſind Wützen. 


28. Steppdecken ſind Bettüberdecken. 
29. Nur abgepaßte farbige Tiſchdecken ſind frei, nicht Stückware. 
30. Matratzen und fertige Betten ſind frei. 


31. Möbelkattune find Wöbelſtoffe. 


32. Tülle ſelbſt ſind nicht frei. 

33. Baumwollene Battiſte und Krepps ſiehe unter Ziffer 35. 
Zu Nr. 13. 

34. Baumwollene Velvets fallen unter Nr. 13 der Freiliſte. 
3 815 35. Baumwollene Battiſte und Krepps fallen unter Nr. 13 der Freiliſte. 
u Nr. 17. 

36. Unter konfektionierten genähten Weißwaren werden verſtanden: 

Bäffchen, Rüſchen, Halskrauſen, Jabots und ähnliches. 


37. Wickelgamaſchen ſind frei. 

38. Uniſormen für bürgerliche Beamte ſind nicht frei. 

39. Siehe auch oben Ziffer 25. 

40. Unter Herrengarderobe iſt auch Burſchen- und Knabengarderobe 


zu verſtehen. 
Zu Nr. 20. 


41. Auch Mädchenkonfektion, einſchließlich Mädchenmäntel, die erſt nach 
dem! 6. Juni 1916 fertiggeſtellt iſt, iſt frei, ſoweit fie die an⸗ 
gegebenen Preisgrenzen überſteigt. 

42. „Im Beſitz der Kleinhändler befin den“ gilt für den 10. Juni 1916, 


Zu Nr. 22. 

43. Unter Damenwäſche iſt auch Mädchenwäſche zu verſtehen. 
Zu Nr. 27. f . 

AA. Halbwollene Schlafdecken find nicht frei. 
Zu Nr. 3. f 


45. Bezieht ſich auf jedes Stück, das bis zu der bezeichneten Länge 
abgeſchnitten wird, nicht nur auf Veſtſtücke. Das abgeſchnittene 
Stück iſt nicht in die 20 % nach §8 Abſatz III der Bundes- 
ratsverordnung einzurechnen. 
Berlin, den 21. Juni 1916. 
Reichsbekleidungsſtelle. 


Anlage V. 


Erläuterung ll zur Verordnung des Bundesrats vom 10. Juni 1916 und 

der Bekanntmachung des Reichskanzlers vom 10. Juni 4916, betr. die Re 

gelung des Verkehrs mit Web-, Wirk- und Strickwaren und die hiervon 
ausgeſchloſſenen Gegenſtände. 


A. Zur Verordnung des Bundesrats. 


1. Verſteigerung im Wege der Zwangsvollſtreckung durch den Ge 
richtsvollzieher fällt nicht unter die Verordnung. 
2. Es fallen nicht unter die Verordnung: 
a) Filzwaren, 
b) Künſtliche Blumen, 
c) Lampen ⸗Dochte, 
d) Möbel, Korbwaren, Koffer und Reiſetaſchen, auch wenn fie mit 
Web-, Wirk⸗ oder Strickwaren überzogen oder e 185 
e) Iſolier⸗Fabrikate. 


Zu § 1 
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Zu 87 
3. Handſchuhe, Strumpfwaren und Trikotagen find Bekleidungsſtücke. 
Zu § 7 Abſatz II. 
4. Bekleidungsſtücke, die am 13. Juni 1916 zugeſchnitten waren, kön⸗ 
nen ohne die Vorausſetzung des § 7, Abſatz 2 fertiggeſtellt werden. 
Zu §ð 7, 8 und 11. ! 
5. Konkursausverkäufe fallen unter die Verordnung. 
Zu 5 8, Abſatz II. 
6. Die im Großhandel zu vertreibenden Waren ſind ebenfalls nach 
gu 8 9 Kleinhandelspreiſen in die Inventur aufzunehmen. 
u R 
7. Verkauf an das eigene Perſonal in einem Engros=-Gefhäft, das 
nicht gleichzeitig Kleinhandel betreibt, iſt nicht zuläſſig. 


B. Zur Bekanntmachung des Reichskanzlers. (Freiliſte.) 
Zu Nr. 4 Abſ. II. 

8. Die Beſtimmungen für baumwollene Damenſtrümpfe gelten auch 
für baumwollene Mädchenſtrümpfe. Die Beſtimmungen für baum⸗ 
wollene Herrenſocken gelten auch für baumwollene Knabenſocken. 


9. Gürtel ſind frei. 


10. Taſchen mit oder ohne Bügel find Tapiſſeriewaren. 
11. Canevas und glatte Kongreßſtoffe ſind frei. 


12. Polſterwaren find frei. (Vergleiche auch unter A Ziffer 2 0). 

13. Weſtengürtel und Gürtel ſind nicht frei. 

141. Nicht waſchbare Unterröcke ſind nicht frei. 

22 und 28. 

15. Kombinations ſind Hemden. 

16. Gummi-Unterlagen für Säuglinge find frei. 

17 Fertige Bettwäſche (hierzu gehören auch fertige Inletts) iſt nicht. 
frei. 

18. Federköper fällt unter Wäſcheſtoffe. 


19. Unter Hausſchürzen find ſolche mit und ohne Träger ohne Rück- 
ſicht auf die Größe zu verſtehen. 


C. Ausnahmebewilligungen. 


Auf Grund der Ermächtigung des Herrn Reichskanzlers vom 22. Juni 
1916 in Verbindung mit 8 19 der Bundesratsverordnung über die Rege⸗ 
lung des Verkehrs mit Web⸗, Wirk- und Strickwaren für die Bevölkerung 
vom 10. Juni 1916 werden hiermit die nachſtehenden Ausnahmen von 87 
der genannten Verordnung zugelaſſen: i 


I 


Gewerbetreibende, die mit den in § 1 der Verordnung bezeichneten Ge— 
genſtänden Großhandel treiben oder Bekleidungsſtücke im Großbetriebe her⸗ 
ſtellen, dürfen die in der Zeit vom 1. Mai 1916 bis ee 12. Juni 
1916 abgeſchloſſenen Lieferungsverträge mit Abnehmern, mit denen ſie vor 
dem 1. Mai 1916 nicht in dauernder Geſchäftsverbindung geſtanden haben, 
erfüllen, wenn 

1. ſie ihr Gewerbe bereits vor dem 1. Mai 1916 betrieben haben, 

2. in den der zuſtändigen amtlichen Handelsvertretung (Handelskammern 

uſw.) vorzulegenden Aufträgen Stückzahl und Preis für jeden Gegen⸗ 

ö ſtand angegeben iſt, 

3. hinſichtlich dieſer Aufträge der Verdacht des ſogenannten Kettenhan⸗ 

dels ausgeſchloſſen erſcheint, 

A. die Gewerbetreibenden über das Vorliegen dieſer Vorausſetzungen eine 

Beſcheinigung der zuſtändigen amtlichen Handelsvertretung (Handels- 
kammern uſw. erhalten. 
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II. 

Gewerbetreibende, die vor dem 1. Auguſt 1914 ausſchließlich oder über⸗ 
wiegend Ausfuhrhandel mit den in § 1 der Verordnung bezeichneten Ge⸗ 
genſtänden betrieben oder Bekleidungsſtücke im Großbetriebe für die Aus⸗ 
fuhr hergeſtellt haben, dürfen Gegenſtände der gleichen Art, wie fie vor 
dem 1. Auguſt 1914 gehandelt oder hergeſtellt haben, auch in Zukunft an 
Abnehmer liefern, mit denen ſie vor dem 1. Mai 1916 in nicht dauernder 
Geſchäftsverbindung geſtanden haben, wenn 

1. ſie die in dieſem Ausfuhrbetriebe gehandelten oder hergeſtellten Wa⸗ 
ren infolge der Kriegsverhältniſſe nach ihren früheren ausländiſchen 
Abſatzgebieten nicht abſetzen können, 

2. der Verdacht, daß durch dieſe Gewerbetreibenden der ſogenannte Ket— 
tenhandel unterſtützt werde, ausgeſchloſſen erſcheint, 

3. die Gewerbetreibenden über das Vorliegen dieſer Vorausſetzungen eine 
Beſcheinigung der amtlichen Handelsvertretung (Handelskammer uſw.) 
erhalten. 111 N 

Gewerbetreibende, die bereits vor dem 1. Auguſt 1914 mit den in 8 1 
der Verordnung bezeichneten Gegenſtänden Großhandel betrieben oder Beklei⸗ 
dungsſtücke im Großbetriebe hergeſtellt haben und durch die Kriegsverhält⸗ 
niſſe gezwungen worden ſind, ihr Geſchäft ganz oder teilweiſe auf eine an⸗ 
dere Warenart einzurichten, dürfen auch in Zukunft an Abnehmer liefern, mit 
denen fie vor dem 1. Mai 1916 nicht in dauernder Geſchäftsverbindung ge— 
ſtanden haben, wenn 

1. ſie ihr Geſchäft bereits vor dem 1. Mai 1916 auf eine andere Wa— 

renart eingerichtet haben, 

2. ſeitens der Gewerbetreibenden die Unterftüßung des ſogenannten Ket⸗ 
tenhandels ausgeſchloſſen erſcheint. 

3. die Gewerbetreibenden über das Vorliegen dieſer Vorausſetzungen eine 
Beſcheinigung der amtlichen Handelsvertretung Gandelskammer uſw.) 
erhalten. 

u I., II., III. 


Vordrucke zu den unter I., II., III. vorgeſchriebenen Beſcheinigung wer⸗ 
den den Handelskammern uſw. von der Reichsbekleidungsſtelle geliefert. 

Falls die Handelskammer uſw. die Beſcheinigung erteilt, bedarf es kei⸗ 
nes Antrags bei der Reichsbelleidungsſtelle. 

Die Beſcheinigung it den in § 14 der Verordnung bezeichneten Beauf⸗ 
tragten der Reichsbekleidungsſtelle und ſonſtigen Ueberwachungsperſonen auf 
Verlangen vorzulegen. 

IV. 

Die gewerbsmäßige Herſtellung von Bekleidungsſtücken für den eigenen 
Kleinhandel des Herſteilers in dem bisherigen Umfange wird zugelaſſen. 

Ziffer 10 der Erläuterung I vom 21. Juni 1915 iſt inſoweit abzuändern. 


. V. 
Bezüglich neu errichteter Geſchäfte behält ſich die Reichsbekleidungsſtelle 
Einzel⸗Entſchließung vor. 
Berlin, den 24. Juni 1916. 
Reichsbekleidungsſtelle. 


1916. 6. Juli. 
Neuwahlen zu den Geſellen⸗ und Maiſterprüfungskommiſſionen. 
ö M. H. G. (M. Bl. H. G. S. 22). 


Abdruck und Abdruck der Eingabe des Handwerks- und Gewerbekammertags 
vom 1. April d. Is. überſende ich zur Kenntnisnahme und Nachachtung. 
An die Aufſichtsbehörden der Handwerkskammern. 


Anlage J. 


Der Miniiter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 9, den 6. Juli 1916. 
Aus den von dem Deutſchen Handwerks⸗ und Gewerbekammertag beige⸗ 
brachten Unterlagen habe ich zwar erſehen, daß die Beſetzung der Meiſter⸗ 
und Geſellenprüfungslommiſſionen gewiſſen Schwierigkeiten begegnet. Ich habe 
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mich indes nicht davon überzeugen können, daß die erbetene Anordnung der 
Zentralbehörde, die übrigens von der Neichszentrale ergehen müßte, zu ihrer 
Behebung notwendig it. Zunächſt würde durch Verlängerung der Wahl- 
periode der bisherigen Mitglieder dieſer Ausſchüſſe und ihrer Stellvertreter 
nur da Abhilfe geſchaffen werden, wo die Beiſitzer nicht militäriſch einbe⸗ 
rufen ſind. Trifft letzteres zu, ſo würde zur Herbeiführung einer ordnungs⸗ 
mäßigen Beſetzung auch hier eine Ergänzung nicht zu umgehen ſein, und 
dabei würden ſich, wenn auch in verringertem Umfange, diee Schwierigkeiten. 
geltend machen, welche der Deutſche Handwerks⸗ und Gewerbekammertag zu 
beſeitigen trachtet. Aber auch abgeſehen davon ſcheint mir die geforderte 
einſchneidende Maßnahme durch die Umſtände nicht geboten zu fein. 

Für die Beifiger der Meiſterprüfungsausſchüſſe iſt eine Wahl nicht vor- 
geſchrieben. Sie werden vielmehr nach § 133 Abſ. 5 Gew. von der höheren 
Verwaltungsbehörde ernannt. Hier kann dadurch geholfen werden, daß die 
Handwerkskammern den höheren Verwaltungsbehörden die bisherigen Mitglie⸗ 
der der Ausſchüſſe zur Ernennung vorſchlagen und dabei gleichzeitig für die 
nachweislich im Felde Stehenden einen oder mehreere Stellvertreter bezeich— 
nen, die ausfindig zu machen möglich fein muß. Wird erſt nach der Neu⸗ 
ernennung die Einberufung zum Heere bekannt, ſo wird ſich auf die gleiche 
Weiſe helfen laſſen. Ebenſo wird von den Handwerkskammern bei der Ve⸗ 
ſtellung der Vorſitzenden und der Beiſitzer der von ihnen errichteten Ge— 
ſellenprüfungsausſchüſſe und bei der Ernennung der Vorſitzenden der Prü⸗ 
fungsausſchüſſe der freien und Zwangsinnungen ($ 1313 Gewd.) vorgegangen 
werden können. Sollte vereinzelt durch die Prüfungsordnung Wahl dieſer 
Perſonen durch die Vollverſammlung der Jandwerkskammer vorgeſchrieben fein, 
ſo erſcheint es im Hinblick auf die durch den Krieg geſchaffene beſondere Lage 
unbedenklich, daß der Vorſtand, nötigenſalls nach Benehmen mit der Auf⸗ 
ſichtsbehörde, die Beſtellung einſtweilen vornimmt und bei der nächfſten Voll⸗ 
verſammlung deren nachträgliche Billigung zu dieſer Art des Vorgehens ein⸗ 
holt. Lediglich bei der Wahl der Beiſitzer der Innungsprüfungsausſchüſſe 
können Schwierigkeiten entſtehen. Indeſſen wird ſich die Wahl der Meiſter⸗ 
beifiter durch die Innungsverſammlungen im allgemeinen ohne beſondere Ko⸗ 
ſten und ohne unberhältnismäßigen Seitverluſt vollziehen laſſen. Kann die 
Wahl der Geſellenbeiſitzer nicht vorgenommen werden, ſo wird durch die Er— 
nennung von Innungsmitgliedern nach Ziff. 207 der Ausführungsanweiſung 
geholfen werden können. — 

f Wenn berückſichtigt wird, daß durch den Krieg die Zahl der Meijters 
prüfungen ſtark geſunken und diejenige der Geſellenprüfungen zum wenigſten 
nicht unerheblich zurückgegangen iſt, ſo werden erheblichere Veeinträchtigungen 
des Prüfungsweſens aus der vorübergehenden Heranziehung einzelner älte⸗ 
rer, vielleicht nicht mehr allen Anforderungen genügender Beiſitzer ſchwer⸗ 
lich entſtehen. Dem Deutſchen Handwerks- und Gewerbekammertag ſtelle ich da⸗ 
nach anheim, die in Frage kommenden Handwerkskammern entſprechend zu 
verſtändigen. j 

An den Deutſchen Handwerks- und Gewerbekammertag in Hannover. 


Anlage I. 


Deutſcher Handwerks⸗ und 

Gewerbekammertag. Hannover, den 1. April 1916. 
(E. V.) 

Ew. Exzellenz beehren wir uns, in nebenbezeichneter Angelegenheit er⸗ 
gebenſt folgendes vorzutragen: 

In einigen preußiſchen Handwerkskammerbezirken haben ſich bei Vor⸗ 
nahme der vorſchriftsmäßigen Neuwahlen zu den Geſellen⸗ und Meiſter⸗ 
prüfungskommiſſionen infolge der Einberufung vieler Meiſter zum Heeres⸗ 
dienſt Schwierigkeiten ergeben. Wir ſind deshalb erſucht worden, für die 
Kriegszeit eine allgemein geltende Verordnung anzuregen, die dieſen Schwie⸗ 
rigkeiten zu begegnen vermag und insbeſondere von den für die Amtsdauer 
der Mitglieder dieſer Kommiſſionen geltenden geſetzlichen Beſtimmungen be= 
freit. 

Die Rechtslage iſt nach unſerer Meinung folgende: a N 

Nach § 1312 Gew. hat die Beſtellung der Mitglieder für die Ge⸗ 
ſellenprüfungsausſchüſſe in der Regel auf drei Jahre zu erfolgen. In einem 
Nebenſtatut der Handwerkskammer ſind in Anlehnung hieran die einzelnen 
Bedingungen und Vorſchriften für die Geſellenprüfung (Geſellenprüfungsord⸗ 
nung) des näheren festgelegt. Eine Aenderung dieſes Statuts kann nur von 
der Vollverſammlung beſchloſſen werden und unterliegt der Genehmigung der 
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oberen Verwaltungsbehörde. Wollte man alſo beiſpielsweiſe die Amtsdauer 
der Geſellenprüfungskommiſſionen länger als drei Jahre beſtehen laſſen und 
mit Rückſicht auf die durch den Krieg geſchaffenen Verhältniſſe gegen die 
Beſtimmſung der Geſellenpeüfungsordnung von einer Neuwahl abſehen, fo 
müßte der oben bezeichnete Weg eingeſchlagen und ein ſehr umſtändlicher Ap⸗ 
parat in Bewegung geſetzt werden, der erhebliche Geld⸗ und Zeitopfer den 
Kammern auferlegen würde. Wenn nun auch von der oberen Verwaltungs⸗ 
behörde zwar in den meiſten Fällen einem Antrag der Kammer, ohne Statuten⸗ 
änderung eine den Zeitläufen ent“ rechende Regelung der Geſellenprüfungs⸗ 
ordnung vornehmen, insbeſonder“ Jon einer Neuwahl der Prüfungsausſchüſſe 
abſehen zu dürfen, keinerlei Hinderniſſe in den Weg gelegt worden ſind, 
fo haben ſich doch in einigen Kammerbezirken zwiſchen der höheren Verwal- 
tungsbehörde und der Handwerkskammer über dieſen Punkt Differenzen er⸗ 
geben. Ganz beſonders gilt dieſes für dahingehende Anträge hinſichtlich 
der Vornahme der Neuwahlen für die Meiſterprüfungskommiſſionen, deren 
Mitglieder nach § 133 Abſatz 5 Gew. gleichfalls nur auf drei Jahre ge— 
wählt werden ſollen. Die Aufſichtsbehörde hat in verſchiedenen Fällen das 
geſetzliche Erfordernis der Neuwahlen auch für die Kriegszeit verlangt mit 
dem Hinweis, daß ein Erlaß, der hiervon befreit, nicht ergangen ſei. Eine 
ſolche Neuwahl aber jetzt vorzunehmen, iſt den Kammern ſchon inſofern nicht 
möglich, weil es an den dazu erforderlichen Meiſtern fehlt. 

Wir bitten deshalb Ew. Exzellenz ganz ergebenſt, dieſe Angelegenheit 
wohlwollend prüfen zu wollen und gegebenenfalls in einem Nunderlaß den 
Behörden entſprechende Anweiſung über die Behandlung dieſer Frage unter 
Berückſichtigung der durch den Krieg entſtandenen Sonderverhältniſſe gütigſt 
zukommen zu laſſen. Wir bitten um einen grundſätzlichen Beſcheid über 
die Entſchließung Ew. Exzellenz in dieſer Angelegenheit und geſtatten uns, 
dafür im voraus ergebenſt zu danken. 

Deutſcher Handwerks⸗ und Gewerbekammertag. 
Unterſchrift. ö 
An Se. Exzellenz den Herrn Winiſter für Handel und Gewerbe, Berlin. 


1916. 6. Juli. 


Verſicherungspflicht von Angeſtellten im Bereiche des Miniſteriums 
für Handel und Gewerbe (§ 9 des Gefetzes). 


M. H. G. (M. Bl. H. G. S. 226). 


Mein Erlaß vom 18. November 1912) ſetzt in Ziffer I die Verſicherungs⸗ 
freiheit der auf Kündigung angeſtellten Lehrer nur dann feſt, wenn die Kün⸗ 
digung an eine ſtaatliche Genehmigung geknüpft iſt. Ausdrücklich ſchränkt 
der [Erlaß dies Erfordernis aber auf die endgültig gegen Kündigung ange⸗ 
ſtellten Lehrer ein. Die probeweiſe oder ſtellvertretungsweiſe gegen Kündi⸗ 
gung angeſtellten Lehrer ſind, wie dies ſchon der Herr Miniſter der geiſt⸗ 
lichen und Unterrichtsangelegenheiten für den Bereich ſeiner Verwaltung in 
dem Erlaſſe vom 16. Dezember 1912 für ſtellvertretungsweiſe beſchäftigte Leh⸗ 
rer ausgeſprochen hat, gemäß §9 des Geſetzes verſicherungsfrei, ſofern nach 
der bisherigen Verwaltungspraxis bei befriedigender Dienſtführung auf pen⸗ 
ſionsberechtigte Anſtellung zu rechnen iſt. 

An den Herrn Regierungspräſidenten. 


1916. 6. Juli. 


Bekanntmachung über Gerſte aus der Ernte 1916. 
R. K. (R. G. Bl. S. 659). 


Der Bundesrat hat auf Grund des 8 3 des Geſetzes über die Ermächtigung 
des Bundesrats zu wirtſchaftlichen Maßnahmen uſw. vom A. Auguſt 1914) 
folgende Verordnung erlaſſen: 
Artikel I 
Für den Verkehr mit Gerſte aus der Ernte 1916 gelten die Vorſchrif⸗ 
ten der Verordnung über den Verkehr mit Gerſte aus dem Jahre 1915 vom 


*) Verwaltungsvorſchriſten Jahrgang 1912 II Seite 280. 
***) Verwaltungsvorſchriften Jahrgang 1914 J Seite 857. 
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28. Juni 1915°*% nebſt den Verordnungen über die Abänderung der ge⸗ 
nannten Verordnung vom 21. Oktober 19157) und vom 27. Januar 1916 ff) 
mit den ſich aus den folgenden Beſtimmungen ergebenden Aenderungen: 


1. 


Im 8 2 Abſ. 1 wird anſtatt „SS 3 bis 7“ geſetzt: „SS 3 bis 7a“; 
ferner erhält § 2 folgenden Zuſatz: 

„Werden beſchlagnahmte Vorräte mit Zuſtimmung des Kommu⸗ 
nalverbandes in den Bezirk eines anderen Rommunalverbandes ge⸗ 
bracht, fo tritt dieſer mit der Ankunft der Gerſte in ſeinem Be⸗ 
zirke hinſichtlich der Rechte aus der Beſchlagnahme an die Stelle 
des bisherigen Kommunalverbandes. 

Der Beſitzer der zu verſendenden Vorräte hat die Ortsänderung 
unter Angabe der Menge beiden Kommunalverbänden binnen 3 Tagen 
anzuzeigen.“ i 


2. § 3 erhält folgende Faſſung: 


D 


— 


„Der Beſitzer beſchlagnahmter Vorräte iſt berechtigt und verpflich⸗ 
tet, 55 zur Erhaltung der Vorräte erforderlichen Handlungen vor⸗ 
zunehmen. 

Er fit berechtigt und auf Verlangen der zuſtändigen Behörde ver⸗ 
pflichtet, auszudreſchen. Die Landeszentralbehörden oder die von ihnen 
beſtimmten Behörden können über Zeit und Ort des Ausdreſchens 
ſowie über Anzeige und Feſtſetzung des Druſchergebniſſes Beſtimmun⸗ 
gen erlaſſen. 

Soweit eine Lieferungspflicht nach § 11 beſteht, kann der Beſitzer 
von beſchlagnahmter Gerſte die Gerſte, ſobald ſie ausgedroſchen iſt, dem 
Kommunalverbande, zu deſſen Gunſten fie beſchlagnahmt iſt, jederzeit 
zur Verfügung ſtellen. Der Kommunalverband hat dafür zu ſorgen, 
daß ſie gemäß den Vorſchriften dieſer Verordnung binnen drei Wochen 
abgenommen wird.“ 


. Im 86 Abſ. d wird anſtatt „die Hälfte“ geſetzt: „vier Zehntel“. 


Ferner erhält Abi. 1 folgenden Zuſatz: 

„Soweit ſie für ihren landwirtſchaftlichen Betrieb Grütze, Grau⸗ 
pen oder Gerſtenmehl herſtellen oder herſtellen laſſen wollen, darf 
dieſe Herſtellung nur auf Grund von Mahlkarten erfolgen, die von 
der zuſtändigen Behörde auszuſtellen ſind und die zur Verarbeitung 
freigegebene Menge angeben müſſen. Die Mühlen dürfen Gerſte nur 
gegen, Aushändigung der Mahlkarte zur Verarbeitung annehmen oder 
verarbeiten.“ N 


5 6 Abſ. 2 erhält folgende Faſſung: 


„Unternehmer landwirtſchaftlicher Betriebe dürfen ferner, wenn 
ihnen ein Kontingent ($ 20 Abſ. 1) gegeben iſt, ihre geſamten Vor⸗ 
lräte im eigenen Betriebe verarbeiten, inſoweit dabei das Kontin⸗ 
gent nicht überſchritten wird.“ 


8 7 Abſ. 1 erhält folgende Faſſung: 


„Trotz der Beſchlagnahme dürfen Unternehmer landwirtſchaftlicher 

Betriebe aus ihren Vorräten 

a) Gerſte an die vom Reichskanzler beſtimmte Stelle oder die von 
dieſer Stelle bezeichneten Stellen unmittelbar oder durch Ver⸗ 
mittlung des Handels, . 

b) ee 9 5 Betriebe mit Kontingent auf Gerſtenbezugsſchein ($ 20 


liefern.“ 


. Hinter 8 7 wird folgender 8 7a eingefügt: 


„Die Veräußerung und der Erwerb von Sommergerſte zu Saat⸗ 
zwecken iſt bis auf weiteres unterſagt. Der Reichskanzler kann dies 
Verbot aufheben und die näheren Beſtimmungen über den Verkehr 
mit Gerſte zu Saatzwecken erlaſſen. 

Wintergerſte darf zu Saatzwecken nur nach Maßgabe der nach⸗ 
ſtehenden Vorſchriften veräußert und erworben werden: 
al Die Veräußerung, der Erwerb und die Lieferung iſt nur gegen 

Saatkarten erlaubt. Die Saatkarte wird auf Antrag deſſen, der 

Getreide zu Saatzwecken erwerben will, von dem Kommunalverband 

ausgeſtellt, in deſſen Bezirk die Ausſaat erfolgen ſoll, bei Händ⸗ 

lern von dem Kommunalverband, in deſſen Bezirk der Händler 


**) Verwaltungsvorſchriften Jahrgang 1915 J Seite 458. 
) Verwaltungsvorſchriften Jahrgang 1915 II Seite 269. 


iD 


Verwaltungsvorſchriften Jahrgang 1916 J Seite 86. 
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11. 


12. 


13. 


11. 
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ſeine gewerbliche Niederlaſſung hat. Der Kommunalverband kann 

die Ausſtellung der Karten an andere Stellen übertragen. 

b) Der im $ 2 vorgeſchriebenen Zuſtimmung des Kommunalverban⸗ 
des zur Veräußerung und Lieferung bedarf es nicht, ſoweit Un⸗ 
ternehmer anerkannter Saatgutwirtſchaften ſelbſtgezogene Saatgerſte 
veräußern, ſowie für die Veräußerung und Lieferung durch zu⸗ 
gelaſſene Händler. Unternehmer anderer landwirtſchaftlicher Be⸗ 
triebe, die ſich nachweislich in den Jahren 1913 und 1914 mit 
dem Verkaufe von Saatgerſte befaßt haben, kann der Kommunal- 
verband die Genehmigung zur Veräußerung und Lieferung ſelbſt⸗ 

gezogener Saatgerſte zu Saatzwecken allgemein erteilen. 

c) Wer mit nicht ſelbſtgebauter Wintergerſte zu Saatzwecken handeln 
will, bedarf der Zulaſſung durch die Reichsfuttermittelſtelle oder 
die von ihr bezeichneten Stellen. 

Der Reichskanzler erläßt die näheren Beſtimmungen über die 
Saatkarten ſowie über den Verkehr mit Wintergerſte zu Saatzwecken. 
Er beſtimmt, welche Wirtſchaften als anerkannte Saatgutwirtſchaften 
anzuſehen ſind.“ i 


.$ 8 erhält folgende Faſſung: 


„Die Beſchlagnahme endet mit dem freihändigen Eigentums⸗ 
erwerbe durch die nach 87 Abſ. 1a beſtimmte Stelle oder die 
von ihr bezeichneten Stellen oder den Kommunalverband, für den 
beſchlagnahmt iſt, mit der Enteignung oder mit einer nach den 
Vorſchriften dieſer Verordnung zugelaſſenen Verwendung.“ 


Im 8 10 wird unter Nr. 1 hinter „verarbeitet“ eingefügt: 


„, zur Verarbeitung annimmt, verarbeiten läßt“. 

Die Nr. 5 erhält die Nr. 7; es werden folgende neue Nrn. 5 
und 6 eingefügt: 

„5. wer Gerſte zu Saatzwecken verkauft oder kauft, wenn er weiß 
oder den Umſtänden nach annehmen muß, day fie nicht zu Saat⸗ 
zwecken beſtimmt iſt; 

6. wer den Vorſchriften im §S 7a oder den vom Reichskanzler auf 
Grund des $ 7a Abſ. 3 crlaſſenen Beſtimmungen zuwiderhandelt;“ 

Im $ 11 wird im Abſ. 1 anſtatt „die Hälfte“ geſetzt: „ſechs Zehntel“. 
Im Abſ. 3 iſt anſtatt „können im Falle nachgewieſenen Be— 

dürfniſſes durch den Kommunalverband von der Lieferungspflicht nach 

Abſ. 1 inſoweit befreit werden“ zu ſetzen: 

„ind durch den Kommunalverband von der Lieferungspflicht nach 

Abſ. 1 inſoweit zu befreien“; 

ferner iſt anſtatt „die Hälfte“ zu ſetzen: „vier Zehntel“. 

§ 12 erhält folgenden Abſatz 2: 

„Hat der Unternehmer Gerſte zu Saatzwecken erworben, ſo 
erhöht ſich die von ihm abzuliefernde Menge dementſprechend.“ 

Im § 13 Abſ. 1 werden am Schluſſe die Worte geſtrichen: „fie wird 

mit der Ausſonderung von der Beſchlagnahme frei“. 

Im $ 13 Abſ. 2 wird anſtatt „Zentralitelle zur Beſchaffung der 
Heeresverpflegung“ geſetzt: „nach $ 7 Abſ. 1a beſtimmten Stelle“. 
Hinter § 13 wird folgender § 13a eingefügt: 

„Erwerber von Gerſte haben die Mengen, die ſie nicht zu dent 
Zwecke verwenden können, zu dem ſie fie erworben haben, auf Ver⸗ 
langen an den Kommunalverband, für den ſie beſchlagnahmt ſind, 
käuflich zu liefern. Die Vorſchriften in den 88 13 bis 17 finden 
entſprechende Anwendung. 

Im 8 16 iſt hinter: 

„Der Beſitzer hat“ einzufügen: „vorbehaltlich der Vorſchrift im 
§ 3 Abſ. 3.“ 
§ 19 erhält folgende Faſſung: 

„Die Kommunalverbände haben auf Grund der Ernteflächener— 
hebung nach der Verordnung vom 18. Mai 1916 und der Vor⸗— 
ſchätung der Ernte nach der Verordnung, betreffend die Erntevor— 
ſchätzung im Jahre 1916, vom 21. Juni 1916 bis zum 1. Auguſt 
1916 der Reichsfuttermittelſtelle anzugeben, wie groß die Gerſtenernte 
ihres Bezirkes zu ſchätzen iſt. 

Die Kommunalverbände haben darüber zu wachen, welche Ver— 
änderungen ſich gegenüber der Vorſchätzung nach Abſ. 1 auf Grund 
des Erdruſches ergeben. Dieſe Veränderungen ſind bei der monat⸗ 
lichen Anzeige (§ 26) zu berückſichtigen.“ 


15. 


16. 


17. 


18. 


19. 


20. 
21. 
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§ 20 erhält folgende Faſſung: 

„Der Reichskanzler oder die von ihm beſtimmte Stelle ſetzt feſt, 

welche Betriebe Gerſte verarbeiten oder verarbeiten laſſen dürfen und 
in welcher Menge (Kontingent), und trifft die zur Durchführung und 
Ueberwachung erforderlichen Anordnungen. Das Kontingent wird für 
die Zeit bis 30. September 1917 feſtgeſetzt. 
Für die Bemeſſung der Gerſtenkontingente der Bierbrauereien 
ſind die für ſie feſtgeſetzten Malzkontingente maßgebend. Das Um⸗ 
rechnungsverhältnis von Malz in Gerſte beſtimmt der Reichskanzler 
oder die nach Abſ. 1 beſtimmte Stelle. Für die im zweiten oder 
dritten Vierteljahr 1916 etwa erſparten Malzkontingentmengen werden 
Gerſtenkontingente nicht gewährt. 

Der Reichskanzler oder die nach Abſ. 1 beſtimmte Stelle ſetzt 

ferner feſt 

a) wieviel Gerſte jeder Kommunalverband zu liefern hat. Dabei 
iſt zu berückſichtigen, daß ihm vier Zehntel ſeines Ernteergebniſſes 
zu „ ſind; es können Friſten für die Lieferung feſtgeſetzt 
werden; 

in welcher Weiſe die zur Verfügung ſtehende Gerſte an die nach 
§ 7 Ubi. 1a beſtimmte Stelle, die Heeresverwaltungen, die Marine= 
verwaltung, Landesfuttermittelſtellen, Kommunalverbände und Be— 
be Kontingent zu verteilen oder wie ſonſt zu verwen— 
en iſt. 

Der Reichskanzler oder die nach Abſ. 1 beſtimmte Stelle kann 
für den Ankauf der den Betrieben nach Abſ. 1 zur Verarbeitung zu⸗ 
geteilten Gerſte Bezugsſcheine (58 7 Abſ. 1 unter b) ausſtellen und trifft 
die näheren Beſtimmungen über den Ankauf der Gerſte und die Aus⸗ 
gabe der Bezugsſcheine. 

Den Graupenmühlen, den Betrieben, die Gerſten- oder Malz⸗ 
kaffee, Preßhefe oder WMWalzextrakt herſtellen, ſowie den Mumme⸗ 
brauereien wird ihr Bedarf, ſoweit ſie ihn nicht durch freihändigen 
Ankauf (Abi. 4) decken, von der Reichsfuttermittelſtelle durch die nach 
§ 7 Abſ. 1a beſtimmte Stelle überwieſen. Der Reichskanzler kann 
beſtimmen, daß in gleicher Weiſe Gerſte auch an andere Stellen über— 
wieſen wird.“ 
§ 22 Abſ. 1 erhält folgende Faſſung: 

„Aus dem Bezirk eines Kommunalverbandes darf Gerſte nur 
entfernt werden, wenn fie an die nach § 7 Abſ. 1a beſtimmte Stelle 
oder die von ihr bezeichneten Stellen oder zu Saatzwecken (§S 7a) oder 
an Betriebe mit Kontingent ($ 20 Abſ. 1) geliefert werden ſoll.“ 

Ferner iſt im $ 22 unter Abſ. 2 hinter „die Entfernung“ ein⸗ 
zufügen: „vorbehaltlich der Vorſchriften im §S 72“; hinter „aus wich- 
tigen Gründen verſagen“ wird eingefügt: „Als wichtiger Grund gilt 
nicht ſchon die Tatſache, daß bereits ſechs Zehntel der Gerſtenernte 
aus dem Bezirk entfernt ſind.“ 

8 23 erhält folgende Faſſung: 

„Jeder Kommunalverband hat dafür zu ſorgen, daß die nach 
§ 20 Abſ. 3a ffeſtgeſetzten Mengen innerhalb der etwa beſtimmten 
Friſt der nach 87 Abſ. 1a beſtimmten Stelle zur Verfügung geſtellt 
werden. Liefert ein Kommunalverband die feſtgeſetzten Mengen inner⸗ 
halb der etwa bbeſtimmten Friſt nicht oder nicht vollſtändig ab, fo 
kann die Stelle die fehlenden Mengen, nötigenfalls im Wege der 
Enteignung, in ſeinem Bezirk erwerben. „ 

Der Kommunalverband kann verlangen, daß die Stelle größere 
Mengen und früher abnimmt. Das Verlangen muß ihr ſpäteſtens 
zwei Wochen vor dem beantragten Abnahmetermine zugehen.“ 
§ 24 erhält folgenden Abſ. 2: 

„Die abzuliefernden Mengen erhöhen ſich um die Mengen von 
Gerſte, die aus anderen Kommunalverbänden zu Saatzwecken ($ 7 a) 
eingeführt werden.“ 

Im 8 25 iſt anſtatt „die Hälfte“ „ſechs Zehntel“ und anſtatt „Zentral- 
ſtelle zur Beſchaffung der Heeresverpflegung“ zu ſetzen: „nach 8 7 
Abſ. 1a beſtimmten Stelle“. . 

Im 8 26 werden die Worte „erſtmals bis zum 5. Auguſt 1915“ 
geſtrichen. 

§ 27 erhält folgende Faſſung: 


b 


— 


„Jeder Betrieb mit Kontingent (8 20 Abſ. 1) darf im Rahmen 


ſeines Kontingents Gerſte verarbeiten und verarbeiten laſſen. Die 
35* 
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Betriebsunternehmer haben Vorräte, die nach § 6 Abſ. 2 verarbeitet 
wlorden find, monatlich bis zum 5. des auf die Verarbeitung fol- 
genden Monats der Reichsfuttermittelſtelle anzuzeigen. 

Betriebe mit Kontingent ($ 20 Abſ. 1), die eine eigene MWälzerei 
haben, dürfen in dieſer für andere Betriebe nicht mehr Gerſte vermälzen, 
als ſie im Jahresdurchſchnitte der Zeit vom 1. Oktober 1912 bis 
zum 30. September 1914 für andere Betriebe vermälzt haben. Ins⸗ 
geſamt (für andere Betriebe und für ihren eigenen Bedarf) dürfen fie 
nicht mehr vermälzen, als den Jahresdurchſchnitt in dem genannten 
Zeitraum.“ 
§ 28 erhält folgende Faſſung: 

„Hat jemand unbefugt Gerſte erworben, verarbeitet oder verarbeiten 
laſſen oder hat er mehr Gerſte erworben, verarbeitet oder verarbeiten 
laſſen, als nach jeinem Kontingent ($ 20 Abſ. 1) zuläſſig iſt, fo 
verfällt fie ohne Entgelt zugunſten der nach §S 7 Abſ. 1a beſtimm⸗ 
ten Stelle. Iſt die Gerſte verarbeitet, ſo tritt an ihre Stelle das 
daraus gewonnene Erzeugnis oder, ſoweit dies nicht mehr erfaßt wer⸗ 
105 ee Wert oder, wenn der erzielte Verkaufspreis höher 
iſt, dieſer.“ 
§ 30 erhält folgende Faſſung: 

„Die Unternehmer von Betrieben, die Gerſte oder Malz verarbeiten, 
ſowie die von ihnen beſtellten Betriebsleiter und Aufſichtsperſonen haben 
der Reichsfuttermittelſtelle auf Erfordern Auskunft über die Betriebs⸗ 
verhältniſſe zu geben. Sie find verpflichtet, den Beamten der Poli⸗ 
zei und den Sachverſtändigen auf Erfordern die vorhandenen und 
bereits verarbeiteten Gerſte- oder Malzmengen ſowie deren Herkunft 
anzugeben.“ 
§ 32 erhält folgende Faſſung: 0 

„Ausputzgerſte und Schwimmgerſte unterliegen der Regelung für 
die Kraftfuttermittel.“ 

Im 8 33 wird unter Abi. 1 anſtatt „Abſatz 2 b“ geſetzt: „Abſ. 3 b“ 
und anſtatt „die Zentralſtelle zur Beſchaffung der Heeresverpflegung 
überwieſen hat“ „überwieſen iſt“. , 

Fa werden im Abſ. 2 die Worte „für den Weiterverkauf“ ge⸗ 
trichen. 

Im $ 34 Abſ. 1 wird „§ 32“ geſtrichen. 

Im 8 31 Abſ. 2 wird anſtatt „Zentralſtelle zur Beſchaffung der Hee⸗ 
resverpflegung“ geſetzt: „nach 8 7 Abſ. 1a beſtimmten Stelle“, und 
hinter „entſcheidet“ wird eingefügt: „nach Anhörung der Beteiligten“. 
Im 8 35 wird anſtatt „ſechs Monate“ geſetzt: „einem Jahre“ und 
anſtatt „fünfzehnhundert“: „zehntauſend“. 

Ferner wird der Nr. 1 hinzugefügt: „oder den nach $ 20 Abſ. 1, 
Abſ. A erlaſſenen Beſtimmungen zuwiderhandelt.“; Nr. 3 wird ge⸗ 
5 Nr. 2 erhält die Nr. 3; es wird folgende neue Nr. 2 ein⸗ 
gefügt: 

„wer die im 8 27 Abſ. 1 Satz 2 vorgeſchriebene Anzeige nicht 
bis zu dem geſetzten Zeitpunkt erjtattet oder wer wiſſentlich unrich 
tige oder unvollſtändige Angaben macht.“ ö 
88 41, 42 und 45 werden geſtrichen. ö 
8 43 wird 8 41; ſein Abſatz 1 erhält folgende Faſſung: 

„Die Vorſchriften dieſer Verordnung beziehen ſich nicht auf Gerſte, 
die aus dem Ausland eingeführt wird. Dieſe Gerſte unterliegt der 
Verordnung, betreffend die Einfuhr von Getreide, Hülſenfrüchten, Mehl 
und Futtermitteln, vom 11. September 1915“) in der Faſſung vom 
4, März 1916.“ ) 
§ Au wird $ 2, anſtatt „§ 43 Abſ. 2“ wird geſetzt: „§ 41 Abi, 2“. 


Artikel II 


Der Reichskanzler wird ermächtigt, den Text der Verordnung über den 
Verkehr mit Gerſte, wie er ſich aus dieſer Verordnung ergibt, unter der Ueber⸗ 
ſchrift „Bekanntmachung über Gerſte aus der Ernte 1916“ im Reichs⸗Geſetzblatt 
bekanntzumachen. 

Er kann weitere Uebergangsvorſchriften erlaſſen. 


Artikel III 


Dieſe Verordnung tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft. Der 


*) Verwaltungsvorſchriften Jahrgang 1915 II Seite 117. 
*) Verwaltungsvorſchriften Fahrgang 1916 I Seite 171. 
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Reichskanzler beſtimmt den Zeitpunkt des Außerkrafttretens. Für den Verkehr 
mit Gerſte aus dem Erntejahr 1915 bleiben die jetzt dafür geltenden Vor⸗ 
ſchriften bis zum 30. September 1916 einſchließlich maßgebend, von dieſem 
Zeitpunkt ab gelten auch für ihn die Vorſchriften dieſer Verordnung. 

Gerſte aus der Ernte des Jahres 1915 bleibt für den Kommunalverband 
beſchlagnahmt, für den ſie am 30. September 1916 auf Grund der bisherigen 
Vorſchriften beſchlagnahmt iſt. 


1916. 6. Juli. 


Bekanntmachung über Hafer aus der Ernte 1916. 
R. K. (R. G. Bl. S. 666). 


Der Bundesrat hat auf Grund des §3 des Geſetzes über die Ermächti⸗ 
gung des Bundesrats zu wirtſchaftlichen Maßnahmen uſw. vom 4 Auguſt 
19100 folgende Verordnung erlaſſen: N 

Artikel I ; 

Für den Verkehr mit Hafer aus dem Erntejahr 1916 gelten die Be⸗ 
ſtimmungen der Verordnung über den Verkehr mit Hafer aus dem Erntejahr 
1915 vom 28. Juni 19150) nebſt den Abänderungen vom 9. September 
19157) und vom 17. Januar 191677) mit den ſich aus folgenden Beſtim⸗ 
mungen ergebenden Aenderungen: 

1. S 2 erhält folgende Faſſung: 

„An den beſchlagnahmten Vorräten dürfen Veränderungen nur 
mit Zuſtimmung des Kommunalverbandes, für den ſie beſchlagnahmt 
find, vorgenommen werden, ſoweit ſich aus den Ss 3 bis 6a nichts 
anderes ergibt. Das gleiche gilt von rechtsgeſchäftlichen Verfügungen 
über ſie und von Verfügungen, die im Wege der Zwangsvollſtreckung 
oder Arreſtvollziehung ergehen. 

Werden beſchlagnahmte Vorräte mit Zuſtimmung des Kommunal⸗ 
verbandes oder nach §s 3 bis 6a in den Bezirk eines anderen Roma 
munalverbandes gebracht, jo tritt dieſer mit der Ankunft des Hafers 
in feinem Bezirke hinſichtlich der Rechte aus der Beſchlagnahme an 
die Stelle des bisherigen Kommunalverbandes. 

Der Beſitzer der zu verſendenden Vorräte hat die Ortsveränderung 
unter Angabe der Menge beiden Kommunalverbänden binnen 3 Tagen 
anzuzeigen.“ 

2. § 3 erhält folgende Faſſung: R 

„Der Beier beſchlagnahmter Vorräte iſt berechtigt und ver= 
pflichtet, die zur Erhaltung der Vorräte erforderlichen Handlungen 
vorzunehmen. 

Er iſt berechtigt und auf Verlangen der zuſtändigen Behörde ver— 
pflichtet, auszudreſchen. Die Landeszentralbehörden oder die von ihnen 
beſtimmten Behörden können über Zeit und Ort des Ausdreſchens ſowie 
laſſe Anzeige und Feſtſetzung des Druſchergebniſſes Beſtimmungen er— 
laſſen. 

Der Beſitzer von beſchlagnahmtem Hafer kann den Hafer, ſobald 
er ausgedroſchen iſt, dem Kommunalverbande, zu deſſen Gunſten er be= 
ſchlagnahmt iſt, jederzeit zur Verfügung ſtellen. Der Kommunalver⸗ 
band hat dafür zu ſorgen, daß er gemäß den Vorſchriften dieſer Ver⸗ 
ordnung binnen drei Wochen abgenommen wird.“ 

3. Im § 6 Abſ. 2 unter a wird im zweiten Abſatz anſtatt „Bundesrat“ 
geſetzt: „Reichskanzler“. 

Im 8 6 Abi. 2 wird die Nummer c geſtrichen, Nummer b erhält die 
Nummer c, es wird folgende neue Nummer b eingefügt: 

„Unternehmer landwirtſchaftlicher Betriebe die ihnen nach Beſtim⸗ 
mung des Reichskanzlers zu belaſſenden Hafermengen ($ 10 Abf. 2 a) 
im eigenen Betriebe verfüttern, “. 

5. 8 6 Abſ. 2 Nummer d erhält folgenden Zuſatz: 
„Die ausgeſonderten Hülſenfrüchte unterliegen der Verordnung über 
Hülſenfrüchte in der Faſſung vom 29. Juni 1916.“ 


x) Verwaltungsvorſchriften Jahrgang 1914 J Seite 857. 
xx) Verwaltungsvorſchriften Jahrgang 1915 J Seite 449. 
) Verwaltungsvorſchriften Jahrgang 1915 II Seite 111. 
Tr Verwaltungsvorſchriften Jahrgang 1916 I Seite 32. . 
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§ 6 Abſ. 2 erhält folgenden Zuſatz: N 

„c) Unternehmer landwirtſchaftlicher Betriebe Nahrungsmittel zum Ver⸗ 
zehr im eigenen Betriebe herſtellen oder herſtellen laſſen. Dieſe 
Herſtellung darf nur auf Grund von Mahlkarten erfolgen, die 
durch die zuſtändige Behörde auszuſtellen ſind und die zur Ver⸗ 
arbeitung freigegebene Menge angeben müſſen. Die Mühlen 
dürfen Hafer nur gegen Aushändigung der Mahlkarten zur Ver⸗ 
arbeitung annehmen oder verarbeiten. 


1) Unternehmer landwirtſchaftlicher Betriebe Hafer an ſolche Stellen lie- 


7. 


10. 


11. 


12. 


13. 


14. 


45 


fern, die durch Erlaubnisſcheine ($ 17 Abſ. 5) zum Ankauf ent⸗ 

ſprechender Mengen von Hafer berechtigt ſind. 
Hinter 8 6 wird folgender neue 8 6a eingefügt: 

„Die Veräußerung und der Erwerb von Hafer zu Saatzwecken 
iſt bis auf weiteres unterſagt. Der Reichskanzler kann dies Verbot 
aufheben und die näheren Beſtimmungen über den Verkehr mit Hafer 
zu Saatzwecken erlaſſen.“ 


8 7 erhält folgende Faſſung: 


„Die Beſchlagnahme endet mit dem freihändigen Eigentums- 
erwerbe durch die Heeresverwaltungen, die Marineverwaltung, die 
Zentralſtelle zur Beſchaffung der Heeresverpflegung, die von ihr 
bezeichneten Stellen oder den Kommunalverband, für den beſchlag⸗ 
nahmt iſt, ferner mit der Enteignung oder einer nach den Vor⸗ 
ſchriften dieſer Verordnung zugelaſſenen Verwendung, endlich für 
die nach § 6 Abſ. 2d ausgeſonderten Hülſenfrüchte mit der Aus⸗ 
ſonderung.“ 

Im 89 iſt unter Nr. 1 hinter „verarbeitet“ einzufügen: 
„verarbeiten läßt, zur Verarbeitung annimmt,“; unter Nr. 5, die 

die Nr. 7 erhält, iſt anſtatt „S 5“ zu ſetzen: „S 2 Abſ. 3 und & 5“. 

Im 8 9 werden folgende neue Nrn. 5 und 6 eingefügt: 

„5. wer Hafer zu Saatzwecken verkauft oder kauft, wenn er weiß 
oder den Umſtänden nach annehmen muß, daß er nicht zu Saat- 
zwecken beſtimmt iſt; 

6. wer der Vorſchrift im $ 6a oder den vom Reichskanzler auf 
Grund des 8 6a erlaſſenen Beſtimmungen zuwiderhandelt;“ 

§ 10 Ubi. 2a erhält folgende Faſſung: 

„für jeden Einhufer und für jeden Zuchtbullen (§ 6 Abſ. 2 a) 
eine vom Reichskanzler zu beſtimmende Menge; dabei ſind die Mengen 
anzurechnen, die ſeit dem 15. September 1916 verfüttert worden ſind. 
Der Reichskanzler kann beſtimmen, daß, in welcher Menge und nach 
welchem Maßſtab dem Beſitzer außerdem Hafer belaſſen werden kann;“ 
Im 8 10 Abſ. 2 iſt unter b anſtatt „§ 6 Abſ. 2 b“ zu ſetzen: „& 6 
Abſ. 20“ und unter c anſtatt: „in den letzten zwei Jahren“ zu ſetzen: 
„in den Jahren 1913 und 1914.“ Hinter „nachgewieſen hat“ wird 
eingefügt: „ſowie anerkannter Saathafer“. 

Hinter § 10 wird folgender neue $ 10 a eingefügt: 

„Erwerber von Hafer haben die Mengen, die ſie nicht zu dem 
Zwecke verwenden können, zu dem ſie erworben ſind, auf Verlangen an 
den Kommunalverband, für den ſie beſchlagnahmt ſind, käuflich zu 
liefern. Die Vorſchriften in den 8S 10 bis 14 finden entſprechend 
Anwendung.“ 0 


Im $ 13 iſt hinter den Worten „der Beſitzer hat“ einzufügen: „vor- 
ng 00 


behaltlich der Vorſchrift im §S 3 Abf. 3 
§ 16 erhält folgende Faſſung: 

„Die Kommunalverbände haben innerhalb ihrer Bezirke mit den 
ihnen gehörigen, ihnen übereigneten ($ 10) oder überwieſenen (8 17) 
Vorräten den erforderlichen Ausgleich zwiſchen den Haltern von Ein- 
hufern oder Zuchtbullen und Unternehmern landwirtſchaftlicher Betriebe 
herbeizuführen, daß dieſe Perſonen die nach § 10 zu berechnenden 
Windeſtmengen für Fütterung und Ausſaat erhalten. Soweit land⸗ 
wirtſchaftliche unternehmer nach 8 6 Abi. 2k Hafer veräußert haben, 
ſteht ihnen ein Anſpruch auf Zuweiſung von Hafer zu Futterzwecken 
im Wege des Ausgleichs nicht zu. 

Die Kommunalverbände dürfen von den zum Ausgleich beſtimmten 
Mengen in beſonderen Fällen unter entſprechender Kürzung der auf die 
Einhufer oder Zuchtbullen entfallenden Menge auch an Beſitzer von 
anderen Spann- und Zuchttieren Hafer abgeben und einzelnen Ein⸗ 
hufern oder Zuchtbullen größere Mengen Hafer zuweiſen. 


16, 


17 


18. 


19. 


20. 


21. 


22. 
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Im 8 17 Abſ. 1 wird hinter „Heeresverpflegung“ eingefügt: „innerhalb 
der von ihr beſtimmten Friſten“; ferner erhält Abſ. 1 folgenden Zuſatz: 
„Liefert ein Kommunalverband die feſtgeſetzten Mengen innerhalb der 
beſtimmten Friſt nicht oder nicht vollſtändig ab, fo kann die Zentral⸗ 
ſtelle zur Beſchaffung der Heeresverpflegung die fehlenden Mengen in 
ſeinem Bezirke, nötigenfalls im Wege der Enteignung, erwerben“. 
Im 8 17 Abſ. 2 wird satt: ‚Diele deckt hieraus“ geſetzt: „die Zentral⸗ 
ſtelle zur Beſchaffung der Heeresverpflegung deckt aus den ihr nach 

Abſ. 1 zur Verfügung ſtehenden Mengen“. Ferner erhält Abſ. 2 

Nr. 3 folgenden Zuſatz: „ Frweit fie den Hafer nicht freihändig 

gegen Bezugsſchein ankaufen.“ 

§ 17 Abſ. 3, 4 und 5 erhalten folgende Faſſung: 

„Der Reichskanzler kann anordnen, daß Futterzulagen für Berg⸗ 
werks⸗ und Geſtütspferde ſowie für Deckhengſte gewährt und daß aus⸗ 
nahmsweiſe im Falle eines dringenden Bedürfniſſes 
a) Futterzulagen auch für andere Pferde bewilligt; 

b) wiſſenſchaftlichen Anſtalten und ſonſtigen Unternehmungen, die für 
ihre Zwecke Hafer nicht entbehren können, Hafer überwieſen wird. 
Die Neichsfuttermittelitelle kann Hafer, der zur Verfütterung an 

Pferde nicht geeignet iſt, zur anderweiten Verwendung abgeben.“ 

§ 17 erhält folgenden Abſatz 5: 

„Die Reichsfuttermittelſtelle kann für den Ankauf des Haferbedarfs 
der kontingentierten Betriebe (§ 19) und zur Beſchaffung der im § 17 
Abſ. 3 genannten Hafermenge Erlaubnisſcheine ausſtellen, die zum frei- 
händigen Ankauf des Hafers berechtigen (§S 6 Abſ. 2k). Sie erläßt 
die näheren Beſtimmungen.“ 
§ 19 erhält folgende Faſſung: 

„Der Reichskanzler oder die von ihm beſtimmte Stelle ſetzt feſt, 
welche Betriebe Hafer verarbeiten oder verarbeiten laſſen dürfen und 
in welcher Menge (Kontingent). Die Kontingente werden für die Zeit 
bis zum 30. September 1917 feſtgeſetzt.“ 

Hinter $ 19 werden folgende SS 19a und 19b eingefügt: 


§ 19 a 

Die Beamten der Polizei und die von der Polizeibehörde beauf— 
tragten Sachverſtändigen ſind befugt, in die Räume, in denen Hafer 
verarbeitet wird, jederzeit, in die Räume, in denen Hafer oder Erzeug— 
niſſe aus Hafer aufbewahrt, feilgehalten oder verpackt werden, während 
der Geſchäftszeit einzutreten, daſelbſt Beſichtigungen vorzunehmen, Ge— 
a einzuſehen und die vorhandenen Vorräte feſtzu⸗ 
tellen. 

Die Unternehmer von Betrieben, die Hafer verarbeiten, ſowie die 
von ihnen beſtellten Betriebsleiter und Aufſichtsperſonen haben der 
Reichsfuttermittelſtelle auf Erfordern Auskunft über die Betriebsver⸗ 
hältniſſe zu geben. Sie ſind verpflichtet, den Beamten der Polizei 
und den Sachverſtändigen auf Erfordern über die vorhandenen und 
bereits verarbeiteten Hafermengen ſowie deren Herkunft Auskunft zu 
geben. 

Die Sachverſtändigen find, vorbehaltlich der dienſtlichen Bericht⸗ 
erſtattung und der Anzeige von Geſetzwidrigkeiten, verpflichtet, über die 
Einrichtungen und Geſchäftsverhältniſſe, welche durch die Aufſicht zu 
ihrer Kenntnis kommen, Verſchwiegenheit zu beobachten und ſich der 
Mitteilung und Verwertung der Geſchäfts- oder Betriebsgeheimniſſe zu 
enthalten. Sie ſind hierauf zu vereidigen. 


§ 19 b 
Mit Geldſtrafe bis zu einhundertfünfzig Mark oder mit Haft 
wird beſtraft: 

1. wer den Vorſchriften des § 19a zuwider den Eintritt in die 
Räume, die Beſichtigung oder die Einſicht in die Geſchäftsauf⸗ 
zeichnungen verweigert; 

2. wer die in Gemäßheit des § 19a von ihm verlangte Auskunft 
nicht erteilt oder wiſſentlich unvollſtändige oder unrichtige An⸗ 
gaben macht. ' 

8 20 erhält folgenden Abſatz 2: 
„Ueber Streitigkeiten, die ſich aus der Lieferung von Hafer zwi— 
ſchen der Zentralſtelle zur Beſchaffung der Heeresverpflegung oder der 

Stelle, an die auf ihre Anweiſung der Hafer geliefert worden iſt, 
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und dem liefernden Kommunalverband ergeben, entſcheidet ein Schieds⸗ 
gericht. Das Nähere hierüber beſtimmt der Reichskanzler.“ 
23. $ 21 erhält folgende Faſſung: 

„Die Kommunalverbände haben auf Grund der Ernteflächener⸗ 
hebung nach der Bundesratsverordnung vom 18. Mai 1916 (Reichs⸗ 
Geſetzbl. S. 383) und der Vorſchätzung der Ernte nach der Verordnung, 
betreffend die Erntevorſchätzungen im Jahre 1916 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 547) 
bis zum 1. Auguſt 1916 der Reichsfuttermittelſtelle anzugeben, wie groß 
die Haferernte ihres Bezirkes zu ſchätzen iſt. 

Sie find ferner verpflichtet, der Reichsfuttermittelſtelle auf Er— 
fordern Auskunft zu geben über: 

a) die in ihrem Bezirke vorhandenen Hafervorräte, 
b) die Hafermengen, die in ihrem Bezirke zu Saatzwecken in Anſpruch 
genommen werden, 

c) die Zahl der Einhufer und Zuchtbullen ihres Bezirkes, 
d) die Hafermengen, die aus ihrem Bezirk ausgeführt ſind.“ 

24. Die vor 8 23 ſtehende Ueberſchrift „IV. Ausländiſcher Hafer“ wird 
geſtrichen. 

25. Im 823 Abſ. 1 werden die Worte: „nach dem 16. Februar 1915“ 
geſtrichen und wird ſtatt „worden iſt“ geſetzt: „wird.“ 

Ferner wird zwiſchen Abſ. 1 und Abf. 2 folgender neue Abſ. 2 
eingefügt: 

„Für den aus dem Ausland eingeführten Hafer gilt die Ver— 
ordnung vom 11. September 1915“) in der Faſſung vom A. März 
1916.“ *) 

26. Hinter 8 23 wird folgender neue § 23 à eingefügt: 

Wer der Vorſchrift im § 23 Abſ. 3 zuwiderhandelt, wird mit 
Gefängnis bis zu ſechs Monaten oder mit Geldſtrafe bis zu fünf» 
zehnhundert Mark beſtraft. 

27. 88 26 und 27 werden geſtrichen. 


Artikel II 
Der Reichskanzler wird ermächtigt, den Text der Verordnung über den 
Verkehr mit Hafer, wie er ſich aus dieſer Verordnung ergibt, in fortlaufender 
Nummernfolge der Paragraphen unter der Ueberſchrift „Bekanntmachung über 
Hafer aus der Ernte 1916“ im Reichs⸗Geſetzblatt bekanntzumachen. 
Er kann weitere Ausführungsbeſtimmungen erlaſſen. 


Artikel III 

Dieſe Verordnung tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft. Der 
Reichskanzler beſtimmt den Zeitpunkt des Außerkrafttretens. Für den Verkehr 
mit Hafer aus dem Erntejahr 1915 bleiben die jetzt dafür geltenden Vor⸗ 
ſchriften bis zum 30. September 1916 einſchließlich maßgebend, von dieſem 
Zeitpunkt an gelten auch für ſie die Vorſchriften dieſer Verordnung. 

Hafer aus dem Erntejahr 1915 bleibt für den Kommunalverband be⸗ 
ſchlagnahmt, für den er am 30. September 1916 auf Grund der bisherigen 
Beſtimmungen beſchlagnahmt iſt. 


1916. 6. Juli. 


Bekauntmachung über Rübenſaft. 
R. K. (R. G. Bl. S. 672). 


Der Bundesrat hat auf Grund des 8 3 des Geſetzes über die Ermächtigung 
des Bundesrats zu wirtſchaftlichen Maßnahmen uſw. vom 4. Auguſt 191) 
folgende Verordnung erlaſſen: 
§ 1 


Rübenſaft (Rübenkraut, Nübenfreude) darf nur mit Genehmigung der 
Kriegs⸗Rübenſaftgeſellſchaft m. b. H. in Berlin abgeſetzt werden. 

Der Reichskanzler kann Ausnahmen zulaſſen; er kann Beſtimmungen 
darüber treffen, was als Nübenfaft im Sinne dieſer Verordnung anzuſehen iſt. 


) Verwaltungsvorſchriften Jahrgang 1915 II Seite 117. 
**) Verwaltungsvorſchriften Fahrgang 1916 I Seite 171. 
) Verwaltungsvorſchriften Jahrgang 1914 J Seite 857. 


1916. 6. Juli. 549 


8 2 
Die Landeszentralbehörden oder die von ihnen beſtimmten Behörden kön⸗ 
nen anordnen, daß die Vorſchrift des § 1 auf Heriteller von Rübenſaft, des 
ren Jahresherſtellung nicht mehr als 100 Doppelzentner beträgt, keine Ans 
wendung findet. 


Wer der Vorſchrift des § 1 Abſ. 1 zuwiderhandelt, wird mit Gelditrafe 
best traft fünfzehnhundert Mark oder mit Gefängnis bis zu drei Monaten 
e 5 


Su 
Diefe Verordnung tritt mit dem 20. Juli 1916 in Kraft. Der Reichs⸗ 
kanzler beſtimmt den Zeitpunkt des Außerkrafttretens. 


1916. 6. Juli. 


Ergänzung der Verordnung über die Errichtung von Preisprüfungsſtellen 
und die Verſorgungsregelung vom 25. September / 4. November 1915. 


R. K. (R. G. Bl. S. 673). 


Artikel I 
§ 15 der Verordnung über die Preisprüfungsſtellen und die Verſorgungs⸗ 
regelung vom 25. September / l. November 1915) wird wie folgt geändert: 
Im Abſ. 3 wird hinter „die Landeszentralbehörden“ eingeſchoben: 
„oder die von ihnen beſtimmten Behörden“. 
Im Abſ. 4 werden die Worte: „nach Abſ. 1 oder 2“ geſtrichen. 


Artikel II 
Dieſe Verordnung tritt mit dem Tage der erkündung in Kraft. 


1916. 6. Juli. 


Beförderung von Gütern zwiſchen ausländiſchen Häfen 
durch deutſche Kauffahrteiſchiffe. 


R. K. (R. G. Bl. S. 673). 


Der Bundesrat hat auf Grund des § 3 des Geſetzes über die Ermächtigung 
des Bundesrats zu wirtſchaftlichen Maßnahmen uſw. vom A. Auguſt 1914“) 
folgende Verordnung erlaſſen: 


8 1 } 
Die Beförderung von Gütern zwiſchen Häfen des Auslandes durch deutſche 
Kauffahrteiſchiffe iſt verboten. 0 
Schiffe, die bereits mit dem Laden begonnen haben, dürfen ihre Reife 
vollenden. 8 2 


Wer als Reeder oder als Vertreter eines Reeders dieſer Verordnung zur 
widerhandelt, wird mit Gefängnis bis zu drei Jahren und mit Geldſtrafe bis zu 
fünfzigtauſend Mark oder mit einer dieſer Strafen beſtraft, ſofern nicht nach 
anderen Strafgeſetzen eine höhere Strafe verwirkt iſt; dem Reeder ſteht gleich, 
wer ein ihm nicht gehöriges Schiff zum Erwerbe durch die Seefahrt für ſeine 
Rechnung verwendet. Die Zuwiderhandlung iſt auch ſtrafbar, wenn ein Deut- 
ſcher ſie im Ausland begeht. 

Der Verſuch iſt ſtrafbar. 


§ 3 
Dieſe Verordnung tritt mit dem 12. Juli 1916 in Kraft. Der Reichs⸗ 
kanzler beſtimmt, wann und in welchem Umfang ſie außer Kraft tritt. 


*) Verwaltungsvorſchriften Jahrgang 1914 J Seite 153 und 343. 
*) Verwaltungsvorſchriften Jahrgang 1914 I Seite 857. 
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Bekanntmachung, betreffend Aus führungsbeſtimmungen zum Geſetz über 
Kapitalabfindung an Stelle von Kriegsverſorgung (Kapitalabfindungsgeſetz). 


R. K. (R. G. Bl. S. 684). 


Auf Grund des Artikel 7 Nr. 2 der Reichsverfaſſung hat der Bundesrat 
nachſtehende Beſtimmungen zur Ausführung des Geſetzes über Kapitalabfindung 
an Stelle von Kriegsverſorgung (Kapitalabfindungsgeſetz) vom 3. Juli 1916 
(Reichs⸗Geſetzblatt S. 680) beſchloſſen: 


1 
Der Antrag auf Kapitalabfindung 


Der Antrag iſt an keine Friſt gebunden. Er muß Angaben über das 
Lebensalter des Verſorgungsberechtigten, über die im $2 Nr. 2 und 3, bei 
Witwen über die im § 2 Nr. 2 aufgeführten Vorausſetzungen, ſowie in jedem 
1190 wenigſtens eine allgemeine Angabe über den Verwendungszweck ($ 2 Nr. ) 
enthalten. 

Der Antrag der Nentenempfänger iſt bei dem Bezirksfeldwebel, der Antrag 
der Witwen bei der Ortspolizeibehörde oder einer anderen von der Landes- 
zentralbehörde beſtimmten Amtsſtelle anzubringen. 

Der Antrag iſt, erforderlichenfalls nach den nötigen Ergänzungen, an das 
Bezirkskommando, für Witwen von Angehörigen der Warine oder der Schutz⸗ 
truppen unmittelbar an die oberſte Militärverwaltungsbehörde (Nr. 9) weiter 
zugeben. 5 


Die Prüfung durch die Wilitärbehörden 


Das Bezirfsiommando prüft, ob die Vorausſetzungen des $2 Nr. 1 bis 3 
des Geſetzes gegeben find. Es veranlaßt die Unterjuhung des Antragſtellers 
durch einen beamteten Arzt, der ſich auch dahin zu äußern hat, ob vom ärztlichen 
Standpunkt aus Bedenken gegen die Gewährung der Kapitalabfindung beſtehen. 

Demnächſt wird der Antrag unmittelbar dem Generalkommando zur Ent⸗ 
ſcheidung vorgelegt. Erachtet dieſes auf Grund ſelbſtändiger Nachprüfung die 
vorſtehenden Vorausſetzungen des Geſetzes für erfüllt, jo beſchedet es den Antrag⸗ 
ſteller. In dem Beſcheid iſt anzugeben, bis zu welcher Höhe im a ar 
gewieſener nützlicher Verwendung die Kapitalabfindung gewährt werden könnte. 
Gleichzeitig iſt — ſoweit möglich — die Stelle zu bezeichnen, an die der 
Antragſteller ſich wegen der weiteren Behandlung des Antrags zu wenden hat 
Nr. 3); auch iſt auf die Vorſchriften der SS 6 und 8 des Geſetzes hinzuweiſen. 
Abſchrift des Beſcheids legt das Generalkommando der oberſten Militärver— 
waltungsbehörde vor. 

Werden die Vorausſetzungen des §S 2 Nr. 1 bis 3 des Geſetzes nicht als 
erfüllt angeſehen oder beſtehen Bedenken hinſichtlich des Geſundheitszuſtandes, 
ſo teilt das Generalkommando dies dem Antragſteller mit. 

In jedem Beſcheide des Generalkommandos iſt der Antragſteller darauf, 
hinzuweiſen, daß er die endgültige Entſcheidung der oberſten Militärverwaltungs⸗ 
behörde anrufen kann. g 

Die Zuſtellung des Beſcheids erfolgt nach den für das Verfahren in. 
ſonſtigen Verſorgungsangelegenheiten gegebenen Beſtimmungen. 

Für Verſorgungsberechtigte, die das 55. Lebensjahr vollendet haben, erfolgt 
die Prüfung und Beſcheidung durch die oberſte Militärverwaltungsbehörde. Das 
gleiche gilt für Witwen von Angehörigen der Warine oder der Schutztruppen. 

3 1 
Die Prüfung durch die von den Landeszentralbehörden beſtimmten Stellen 

Auf Grund eines zuſtimmenden Beſcheids wendet ſich der Antragſteller 
an die von der Landeszentralbehörde beſtimmte Stelle zur Prüfung der Nützlich⸗ 
keit der beabſichtigten Verwendung des Kapitals. Die Prüfung erfolgt nach den 
im Einvernehmen mit den oberſten Militärverwaltungsbehörden zu erlaſſenden 
Anweiſungen der Landeszentralbehörden. 

Sie erſtreckt ſich insbeſondere auf die Familien⸗ und Vermögensverhältniſſe 
des Bewerbers, feine perſönliche Eignung zu der beabſichtigten Verwendung und 
auf den zur Erreichung des Verwendungszwecks erforderlichen Geldbetrag. 
„Bei Abfindungsanträgen von Witwen iſt ferner zu prüfen, ob die für die 
Rückzahlung des Kapitals im Falle der Wiederverheiratung angebotene Sicherheit 
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nach Art und Umfang ausreichend erſcheint oder ob ausnahmsweiſe von dem 
Erfordern einer Sicherheitsleiſtung abgeſehen werden kann. 

Das Ergebnis ihrer Prüfung teilen die von den Landeszentralbehörden. 
beſtimmten Stellen unter Benachrichtigung des Bezirkskommandos unmittelbar 
der oberſten Wilitärverwaltungsbehörde mit. Sie fügen die erforderlichen Unter⸗ 
lagen bei und äußern ſich darüber, ob und welche Maßnahmen zur Sicherung 
des Zweckes der Abfindung erforderlich erſcheinen, insbeſondere, ob und für 
welche Friſt die Weiterveräußerung und Belaſtung des auf Grund der Kapital- 
abfindung erworbenen Grundſtücks zu beſchränken iſt, ſowie ob die Bewilligung 
der Kapitalabfindung bon der Eintragung einer Sicherungshypothek zur Sicherung 
des Anſpruchs auf Nückzahlung abhängig zu machen iſt oder aus welchen Gründen 
von der Eintragung oder den Maßnahmen des § 6 Satz 2 des Geſetzes abgeſehen 
werden kann. Hiernach beſcheinigen ſie, unter welchen Vorausſetzungen und in, 
welcher Höhe für eine nützliche Verwendung des Kapitals Gewähr beſteht; zu⸗ 
gleich äußern ſie ſich darüber. ob die Zahlung an Dritte zu leiſten iſt. ö 

Handelt es ſich um den Antrag der Witwe eines Angehörigen der Warine 
oder der Schutztruppen, fo unterbleibt die Benachrichtigung an das Bezirks- 
kommando. 

Wenn es ſich um den Erwerb von Grundbeſitz durch Beitritt zu einem 
Bau⸗ oder Siedelungsunternehmen handelt, iſt auch eine Beſcheinigung der Lanz 
deszentralbehörde oder der von ihr beſtimmten Stelle über die Gemeinnützigkeit 
des Unternehmens beizufügen. r 

4 

: Die endgültige Entſcheidung 

Die oberſte Militärverwaltungsbehörde trifft auf Grund der gemäß Nr. 2 
und 3 beſchafften Unterlagen, deren Ergänzung im Benehmen mit den Landes⸗ 
zentralbehörden ihr vorbehalten bleibt, die endgültige Entſcheidung über die 
Kapitalabfindung. 

Sie ſetzt im Falle der Bewilligung die Abfindungsſumme feſt und beſcheidet 
den Antragſteller. Abſchrift des Beſcheids erhalten das Generalkommando, das 
Bezirkskommando, die Penſionsregelungsbehörde ſowie die mit der Ueberwachung 
der Verwendung betraute Stelle (Nr. 6). 

Bei Perſonen, die das 55. Lebensjahr vollendet haben, iſt die Abfindungs⸗ 
ſumme derart zu bemeſſen, daß ſich das im § 5 des Geſetzes bei dem 55. Lebens⸗ 
jahre feſtgeſetzte Vielfache der Verſorgungsgebührniſſe (814) für jedes fernere 
Lebensjahr um die Hälfte desjenigen Verſorgungsteils, welcher der Kapital⸗ 
abfindung zugrunde gelegt wird, vermindert. 

In dem Beſcheid iſt der Verwendungszweck der Abfindungsſumme und der 
Empfangsberechtigte zu bezeichnen, eine nach Lage des Einzelfalls zu beſtimmende 
Friſt für den Nachweis der beſtimmungsgemäßen Verwendung feſtzuſetzen und auf 
das Rückſorderungsrecht des Fiskus, auch für den Fall einer Wiederverheiratung 
der Witwe (SS 7, 8, 11 des Geſetzes), hinzuweiſen. Auch iſt eine gemäß 8 6 
des Geſetzes beſtimmte Friſt in den Beſcheid aufzunehmen. 

Werden zur Sicherung des Zweckes der Abfindung beſondere Maßnahmen 
angeordnet oder wird die Eintragung einer Sicherungshypothek verlangt, fo iſt 
dies im Beſcheid im einzelnen anzugeben. In dem Beſchedd iſt darauf hinzu⸗ 
weiſen, daß bei Vereitelung des Abfindungszwecks durch Verſtoß gegen die von. 
der oberſten Militärverwaltungsbehörde angeordneten Maßnahmen die Rechts⸗ 
folgen des $ 8 eintreten. N 

Das nach Nr. 9. Abſ. 2 an Stelle des Generaltommandos tretende Marine⸗ 
Stationskommando oder das Kommando der Schutztruppen ſowie das Bezirks⸗ 
kommando erhalten keine Abſchrift des Beſcheids, wenn es ſich um den Antrag 
der Witwe eines Angehörigen der Warine oder der Schutztruppen handelt. 

Die Bewilligung der Kapitalabfindung iſt unter Angabe der bewilligenden 
Behörde, des Tages der Bewilligung, der Höhe der Abfindung und der Höhe 


der durch die Abfindung erlöſchenden Bezüge in dem Wilitärpaß zu vermerken. 


5 
Die Auszahlung der Abfindungsſumme 
Die Auszahlung der Abfindungsſumme erfolgt nach den von den Landes⸗ 
zentralbehörden im Einvernehmen mit den oberſten Wilitärverwaltungsbehörden 
erlaſſenen Beſtimmungen. 
0 
Die Ueberwachung der Verwendung 
Die Ausführung der Entſcheidung nach Maßgabe der dem Abgeſundenen 


gemachten Auflagen und die Ueberwachung der weiteren nützlichen Verwendung 
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iſt Sache der von der Landeszentralbehörde beſtimmten Stelle. Dieſe hat der 
oberſten Militärverwaltungsbehörde Mitteilung zu machen, wenn der Zweck der 
Kapitalabfindung gefährdet oder vereitelt wird, auch hat ſie auf Erfordern der 
oberſten Militärverwaltungsbehörde Auskunft zu erteilen. 


7 
Die Rückforderung der Abfindungsſumme 


Ueber die Rückforderung entſcheidet die oberſte Militärverwaltungsbehörde. 

Liegen die Vorausſetzungen der SS 7, 8 des Geſetzes vor, jo iſt die Ent. 
ſcheidung über die Rückforderung dem Abgefundenen zuzuſtellen und gleichzeitig 
er Penſionsregelungsbehörde mitzuteilen. 

Die auf Grund der Rückzahlung wieder fortlaufend zu zahlenden Ver⸗ 
ſorgungsgebührniſſe find vom 1. des Monats(ab, in dem die Rückzahlung erfolgt 
iſt, in der dem zurückgezahlten Betrag entſprechenden Höhe zu gewähren. Für 
die Zeit bis zu dieſem Tage ſind die Gebührniſſe nicht nachzuzahlen. 

Auf die Neuregelung der Verſorgungsgebührniſſe finden die Ausführungs⸗ 
beſtimmungen des Bundesrats vom 19. Juni 1906 (Zentralbl. für das Deutſche 
Reich S. 662) entſprechende Anwendung. 

Schließt eine abgefundene Witwe eine weitere Ehe, fo berichtet die Penſions⸗ 
regelungsbehörde an die oberſte Wilitärverwaltungsbehörde und äußert ſich gut⸗ 
achtlich über die angebrachte Art der Rückzahlung der Abfindungsſumme ſowie 
darüber, ob nach Abzug der ihr nach § 11 des Geſetzes zu e Beträge 
beſondere Gründe für einen teilweiſen oder gänzlichen Verzicht auf die Rückzahlung 
vorliegen. Die oberſte Militärverwaltungsbehörde entſcheidet nach Anhörung der 
in Nr. 6 bezeichneten Stelle im Einvernehmen mit dem Reichsſchatzamt, ob und 
unter welchen Bedingungen die Rückzahlung erfolgen oder unterbleiben ſoll. 


7 8 7 
Die Wiederbewilligung der erloſchenen Gebührriſſe 


Ueber die Wiederbewilligung der erloſchenen Gebührniſſe im Falle des § 9 
des Geſetzes entſcheidet die oberſte Wil itärverwaltungsbehörde. Die Beſtimmun⸗ 
gen der Nr. 7 Abſ. 3 und 1 finden Anwendung. 


9 
Zuſtändige Behörden 


Als oberſte Wilitärverwaltungsbehörde gilt für das Heer das Kriegs⸗ 
miniſterium des Kontingents, für die Kaiſerliche Marine das Neichs⸗Marineamt 
und für die Kaiſerlichen Schutztruppen das Reichs⸗Kolonialamt. 

An Stelle der Generalkommandos treten für (Marineangehörige die Marine⸗ 
Stationskommandos, für Schutztruppenangehörige das Kommando der Schutz 
truppen im Reichs⸗Kolonialamt. 
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Bau und Betrieb der in dem Geſetze vom 17. April 1916 (Geſetzſamml. S. 39) 
vorgeſehenen neuen Eiſenbahnlinien uſw. 


Allerhöchſter Erlaß. (G. S. S. 113). 


Auf Ihren Bericht vom 29. Juni d. J. beſtimme Ich zur Ausführung des 
Eiſenbahnanleihegeſetzes vom 17. April d. J., daß die Leitung des Baues und 
demnächſt auch des Betriebs der Haupteiſenbahn von Losheim nach Sankt Vith 
der Eiſenbahndirektion in Cöln übertragen wird. Die Leitung des Baues der 
Haupteiſenbahn von Neuwied nach Coblenz und weiter auf dem rechten Moſel⸗ 
ufer nach Bengel ſowie der Verbindungsbahn zwiſchen der rechts⸗ und links⸗ 
rheiniſchen Eiſenbahn bei Remagen und ferner des Betriebs der Teilſtrecke von 
Coblenz nach Bengel dieſer Haupteiſenbahn iſt der Eiſenbahndirektion in Saar⸗ 
brücken, die Leitung des Betriebs der Teilſtrecke von Neuwied bis Coblenz 
der Haupteiſenbahn Neuwied —Coblenz— Bengel ſowie der Verbindungsbahn 
zwiſchen der rechts- und linksrheiniſchen Eiſenbahn bei Remagen der Eiſen⸗ 
bahndirektion in Cöln zu übertragen. 

Zugleich beſtimme Ich, daß das Recht zur Enteignung und dauernden. 
Beſchränkung des Grundeigentums, das zur Bauausführung nach den von Ihnen 
feſtzuſtellenden Plänen notwendig iſt, nach den geſetzlichen Beſtimmungen Anz 
wendung finden ſoll: 


1916. 8. Juli. Ä 553 


1. für die Haupteiſenbahn von Losheim nach Sankt Vith und von Neu⸗ 
19 55 1 0 un 1 5 auf hen 1 Moſelufer nach Bengel 
ie für di erbindungsbahn zwiſchen der rechts⸗ und linksrheiniſchen 
eee ee e 
2. für die zweiten Gleiſe auf den Strecken Volmarſtein — Vorhalle, Barten⸗ 
ſtein—Miswalde und Nieſenburg—Czersk ſowie die dritten und vierten 
‚ „ Gleife auf den Strecken Czersk—Konitz und Bengel —Ehrang, 
ſoweit das Enteignungsrecht bei ihnen nicht bereits nach den geltenden geſetzlichen 
Beſtimmungen oder einem früheren landesherrlichen Erlaſſe Platz greift. 
Dieſer Erlaß iſt durch die Geſetzſammlung zu veröffentlichen. 
Großes Hauptquartier, den 8. Juli 1916. 
Wilhelm. 


An den Miniſter der öffentlichen Arbeiten. 
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Geſetz, betreffend die Erhöhung der Zuſchläge zur Einkommenſteuer 
und zur Ergänzungsſteuer. 


Geſetz (G. S. S. 109). 


„Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen uſw., verordnen, 
mit Zuſtimmung der beiden Häufer des Landtags der Monarchie, was folgt: 


Ss 1. 
Für die Zeit vom 1. April 1916 bis zum Beginne desjenigen Etatsjahrs, 
für das ein nach Abſchluß des Friedens mit den europäiſchen Großmächten auf⸗ 
geſtellter Staatshaushalt in Kraft tritt, jedoch nicht über das Etatsjahr 1917 
hinaus, werden für die Einkommenſteuerpflichtigen mit Einkommen von mehr als 
2400 Mark und für die Ergänzungsſteuerpflichtigen die nach 8 8 des Geſetzes, 
betreffend die Bereitſtellung von Witteln zu Dienſteinkommensverbeſſerungen, 
vom 26. Mai 1909 (Geſetzſamml. S. 85) zu erhebenden Steuerzuſchläge, wie 
folgt, feſtgeſetzt: N N 
für die Aktien⸗ 
geſellſchaften 
Kommanditgeſell⸗ 


ſchaften auf Aktien 
und Berggewerk⸗ 


für die ſonſtigen 
e 


bei der Einkommenſteuer: 
auf: 


in den Einkommenſteuerſtufen 


ſchaften auf: 
5 


von mehr als 2400 bis 3 000 Mark 1 8 
von mehr als 3 000 bis 3900 Mark 25 12 
von mehr als 3900 bis 5009 Mark 25 16 
von mehr als 5000 bis 6 500 Mark 30 20 
bon mehr als 6500 bis 8 000 Mark 40 25 
von mehr als 8000 bis 9 500 Mark 50 30 
von mehr als 9 500 bis 12 500 Mark 60 35 
von mehr als 12 500 bis 15 500 Mark 70 40 
von mehr als 15500 bis 18 500 Mark 80 45 
von mehr als 18500 bis 21509 Mark 90 50 
von mehr als 21 500 bis 24 500 Mark 90 55 
bon mehr als 24500 bis 27 500 Mark 100 60 
von mehr als 27500 bis 30 500 Mark 110 65 
von mehr als 30 500 bis 48000 Mark 120 70 
von mehr als 48000 bis 60 000 Mark 130 75 
von mehr als 60 000 bis 70 000 Mark 140 80 
von mehr als 70 000 bis 80 000 Mark 140 85 
von mehr als 80 000 bis 90 000 Mark 150 90 
von mehr als 90 000 bis 100 000 Mark 150 95 
von mehr als 100 000 Mark 160 100, 


bei der Ergänzungsſteuer: auf 50 
Prozent der zu entrichtenden Steuer. 


8 2. 

Sollte am 1. April 1918 der Krieg ($ 1) noch fortdauern und bis dahin 
ein neues Geſetz über die Erhebung von Zuſchlägen zur Einkommenſteuer und 
zur Ergänzungsſteuer nicht zuſtande gekommen fein, Jo verlängert ſich die Gültig⸗ 
keit dieſes Geſetzes um ein weiteres Etatsjahr. 
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§ 3. 

Während der Dauer der Erhebung der Zuſchläge nach § 1 iſt am Schluſſe 
jedes Etatsjahrs aus dem Geſamtaufkommen an Einkommenſteuer und an 
Ergänzungsſteuer ein Betrag von 100 Millionen Mark zu entnehmen und zur 
Deckung Der Fehlbeträge des Etatsjahrs 1914 und der nächſtfolgenden Etatsjahre 
zu verwenden. . 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. | 

Gegeben Großes Hauptquartier, den 8. Juli 1916. 

(L. S.) Wilhelm. 
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Genehmigung der Notverordnung vom 11. Dezember 1915 über die Aenderung 
der Verordnung, betreffend die Förderung des Wiederaufbaues der durch 
den Krieg zerſtörten Ortſchaften in der Provinz Oſtpreußen, 
vom 19 Januar 1915 durch die beiden Häuſer des Landtags. 


St. M. (G. S. S. 111). 


Der auf Grund des Artikel 63 der Verfaſſungsurkunde für den Preu— 
ßiſchen Staat vom 31. Januar 1850 erlaſſenen Verordnung vom 11. Dezember 
1915*%) über die Aenderung der Verordnung, betreffend die Förderung des 
Wiederaufbaues der durch den Krieg zerſtörten Ortſchaften in der Provinz 
Oſtpreußen, vom 19. Januar 1915 **) haben die beiden Häuſer des Landtags 
die verfaſſungsmäßige Genehmigung erteilt. 
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Eiurichtang von Lehrgängen zur Vorbereitung kriegsbeſchädigter früherer 
Schüter höherer Lehrauſtalten auf die Kriegsreifeprüfung. 


M. G. U. (3. Bl. A. S. 452). 


Nach meinem Erlaſſe vom 23. Oktober 1915 habe ich in Ausſicht genommen, 
nach der Beendigung des Krieges für frühere Schüler höherer Lehranſtalten, 
die am Kriege teilgenommen haben, Lehrgänge zur Vorbereitung auf die Reife- 
prüfung einzurichten und eine beſondere Reifeprüfungsordnung für fie zu 
erlaſſen. Inzwiſchen mehren ſich nach den hier vorliegenden Beobachtungen. 
die Fälle, daß junge Leute als Kriegsbeſchädigte aus dem Felde zurückkehren 
und ihre Schulbildung zum Abſchluß zu bringen ſuchen. Es iſt billig, auch 
für ſie eine geordnete Vorbereitung hierzu, ſoweit es möglich iſt, einzurichten 
und die Beſtimmungen der in Ausſicht genommenen erleichterten Reifeprüfung 
auch bei ihnen anzuwenden. 

Die Verhandlungen mit den Bundesregierungen über die gegenfeitige Anz 
erkennung Ber nach der „Ordnung der Reifeprüfung für Kriegsteilnehmer“ erteilten 
Reifezeugniſſe find noch nicht völlig zum Abſchluß gekommen. Doch ſteht 
nichts im Wege, ſchon jetzt mit der Einrichtung von Lehrgängen für Kriegs⸗ 
beſchädigte zu beginnen, ſoweit ſich ein Bedürfnis hierfür feſtſtellen läßt. Ich 
überſende daher dem Königlichen Provinzialſchulkollegium je einen Abdruck 
der in Ausſicht genommenen „Vereinbarung“ mit der Anlage „Lehrpläne und 
Lehraufgaben für die Sonderklaſſen der Kriegsteilnehmer“ unter dem Vor- 
behalt, daß ſpäter noch Aenderungen eintreten können, die indeſſen vorausſichtlich 
nicht die weſentlichen Beſtimmungen berühren werden. 

Das Königliche Provinzialſchulkollegium wolle feſtſtellen, ob ſich in dem 
dortigen Amtsbereich kriegsbeſchädigte frühere Schüler höherer Lehranſtalten, 
die von der Schule in den Heeresdienſt eingetreten ſind und die ſich auf die 
Reifeprüfung vorbereiten wollen, befinden, und Sich zu dieſem Zwecke, ſoweit 
es erforderlich erſcheinen ſollte, mit dem dortigen Generalkommando in Ver⸗ 
bindung ſetzen. Zutreffenden Falles ermächtige ich das Königliche Provinzial⸗ 
ſchulkollegium, an einem und erforderlichenfalls noch einem zweiten Orte Seines 
Geſchäftsbereichs, an dem genügende Lehrkräfte zur Verfügung ſtehen, Sonder⸗ 
klaſſen der bezeichneten Art einzurichten. Die erforderlichen Mittel werden 
von hier aus bereitgeſtellt werden. Im übrigen wolle das Königliche Pro— 


) Verwaltungsvorſchriften Jahrgang 1915 11 S. 419. 
*) Verwaltungsvorſchriften Jahrgang 19151 S. 37. 
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vinzialſchulkollegium nach dem Entwurfe der „Vereinbarung“ und der „Lehr- 
gänge und Lehraufgaben“ ſowie nach den in dem Erlaſſe vom 23. Oktober 
1915 mitgeteilten Geſichtspunkten verfahren. Für diejenigen jungen Leute, 
welche die Reife für Oberſekunda bbezw. die regelrechte Verſetzung nach der 
Unterfefunda erlangt haben, find Lehrgänge nur inſofern einzurichten, als 
ein beſonderes Bedürfnis dafür hervortreten ſollte. Nach Ziffer 3 des Erlaſſes 
vom 23. Oktober 1915 können einzelne junge Leute als Gaſtſchüler in höheren 
Lehranſtalten zugelaſſen werden. Nach Ziffer 9 desſelben Erlaſſes dürfen auch 
auf diejenigen kriegsbeſchädigten früheren Schüler die Beſtimmungen der er— 
leichterten Prüfung angewandt werden, die ſich durch Privatunterricht darauf 
vorbereitet haben. Bei ihnen findet keine Befreiung von der mündlichen. 
Prüfung ſtatt; auch ſind ſie in allen Gegenſtänden der Lehraufgaben, ins⸗ 
beſondere der Religion, zu prüfen. Die in der Vereinbarung, Abſatz 2, be⸗ 
ſtimmten Windeſtzeiten zu der Vorbereitung ſind überall ſtreng inne zu halten. 
Bericht über die Einrichtung von Lehrgängen nach dieſem Erlaſſe erwarte 
ich binnen drei Monaten, wobei auch die erforderlichen Geldmittel zu be— 
antragen ſind. 5 
An die Königl. Provinzialſchulkollegien mit Ausnahme von Danzig. 


Vereinbarung 
der Bundesregierungen über die gegenſeitige Anerkennung der nach der „Ordnung 
der Reifeprüfung für Kriegsteilnehmer“ erteilten Reifezeugniſſe. 


Die Bundesregierungen ſind übereingekommen, für diejenigen Angehörigen 
des Deutſchen Reiches, welche am Kriege teilgenommen und früher eine höhere 
Lehranſtalt beſucht haben, eine beſondere „Ordnung der Reifeprüfung für Kriegs⸗ 
teilnehmer (Kriegsreifeprüfungsordnung)“ feſtzuſtellen und die auf Grund dieſer 
Ordnung erteilten Neifezeugnijfe gegenſeitig anzuerkennen. 

Bedingung für die Zulaſſung zu der Sonderprüfung iſt der Nachweis, 
daß der ſich Meldende im Heeresdienſte am Kriege teilgenommen und vor 
dem Eintritt in das Heer an einer höheren Lehranſtalt mindeſtens die regel⸗ 
. rechte Verſetzung nach der Unterſekunda (ſechſte Klaſſe) erlangt hat. Die Min⸗ 
deſtzeit der Vorbereitung für die Prüfung beträgt für ſolche, welche vor dem. 
Eintritt in das Heer regelrecht in die Unterprima (achte Klaſſe) verſetzt waren, 
ein halbes Jahr, für ſolche, welche vor dem Eintritt in das Heer regelrecht 
in die Oberſekunda (ſiebente Klaſſe) verſetzt waren, ein Jahr, für ſolche, welche 
vor dem Eintritt in das Heer regelrecht in die Unterſekunda (ſechſte Klaſſe) 
verſetzt waren, ein und ein halbes Jahr. u 

Die Art der Vorbereitung für die Sondarpräfung zu beſtimmen, iſt Sache 
der einzelnen Bundesregierungen. Bei denjenigen jungen Leuten, welche die 
vorſtehenden Bedingungen erfüllen, jedoch an ſtaatlich eingerichteten Lehrgängen 
9 1 teilgenommen haben, findet keine Befreiung von der mündlichen Prüfung 
tatt. 

Die Sonderprüfung iſt nach folgender 

„Ordnung der Reifeprüfung für die Kriegsteilnehmer“ 
abzuhalten: 
1. Die Prüfung zerfällt in einen ſchriftlichen und einen mündlichen Teil. 
2. Zur ſchriftlichen Prüfung gehören bei allen Anſtalten: ein deutſcher 
Aufſatz und die Bearbeitung von zwei einfacheren mathematiſchen Auf⸗ 
gaben aus verſchiedenen Gebieten, ferner: f 

a) bei den Gymnaſien: je eine Ueberſetzung aus dem Lateiniſchen 
und aus dem Griechiſchen ins Deutſche; 

b) bei den Realgymnaſien: eine Uederſetzung aus dem Lateiniſchen 
ins Deutſche und eine franzöſiſche oder engliſche Arbeit (Ueber— 
ſetzung in die Fremdſprache oder freie Arbeit); 

c) bei den Oberrealſchulen: eine franzöſiſche oder eine engliſche Arbeit 
(Ueberſetzung in die Fremdſprache oder freie Arbeit) und eine 
Aufgabe aus der Phyſik oder der Chemie. 

3. Die mündliche Prüfung umfaßt bei allen Anſtalten die Geſchichte 
und die Mathematik, ferner 

a) bei den Gymnmaſien: die lateiniſche und die griechiſche Sprache; 

b) 59 1 5 Realgymnaſien: die lateiniſche, eine neuere Sprache und 
Phyſik; 

c) bei den Oberrealſchulen: die franzöſiſche, die engliſche Sprache und 
die Chemie oder die Phyſik. 

In der mündlichen Prüfung kann auch auf ſolche Gegenſtände einge⸗ 
gangen werden, mit denen ſich der Prüfling nach feiner Angabe beſonders 
eingehend beſchäftigt hat. 
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Bei befriedigendem Ausfall der ſchriftlichen Arbeiten kann, falls auch 
genügende Leiſtungen des Unterrichtes in den Lehrgängen vorliegen, von der 
mündlichen Prüfung in den betreffenden einzelnen Fächern abgeſehen werden. 
Im Deutſchen findet entſprechend den allgemeinen Beſtimmungen nur eine 
ſchriftliche Prüfung ſtatt. 

Das Geſamturteil für jedes Fach wird feſtgeſtellt auf Grund der Leis 
ungen in den Lehrgängen und der ſchriftlichen und mündlichen Prüfungs⸗ 
eiſtungen. N N 

Für die Fächer der Sonderklaſſen, welche nicht Gegenſtände der Prüfung 
ſind, werden in das Reifezeugnis die Prädikate der Fachlehrer aufgenommen; 
ſie ſind bei der Wertung der geſamten Leiſtungen zu berückſichtigen. 

Im übrigen gelten für die Sonderreifeprüfungen die Beſtimmungen der 
allgemeinen Prüfungsordnung; nur ſind für die Anfertigung der beiden mathe⸗ 
matiſchen Arbeiten dreieinhalb, für die Ueberſetzungen in den Sprachen je 
2 Stunden, unter entſprechender Vereinfachung der Aufgaben, anzuſetzen. Dem 
Regierungskommiſſar ſteht die Befugnis zu, die mündliche Prüfung in dem 
einen oder anderen Fache bei einzelnen Prüflingen abzukürzen oder ganz 
fortfallen zu laſſen. Der Ausgleich nicht genügender Leiſtungen in einzelnen 
Lehrgegenſtänden durch die Leiſtungen in anderen Lehrgegenſtänden iſt ſtatthaft. 

Für die zu erfüllenden Zielforderungen gelten als Windeſtmaß ini weſent⸗ 
lichen die Lehrziele, welche aus den Lehrplänen und Lehraufgaben für die 
in Preußen einzurichtenden Sonderklaſſen ſich ergeben (Anlage). 


Anlage. 
Lehrpläne und Lehraufgaben für die Sonderklaſſen der Kriegsteilnehmer. 


Vorbemerkung: Die Lehraufgaben ſind gemeinſam für die halbjährigen 
und ganzjährigen Lehrgänge aufgeſtellt. In den letzteren iſt, bei den ge⸗ 
ringeren Vorkenntniſſen der Teilnehmer, mit leichteren Aufgaben zu beginnen 
und langſamer vorzugehen. Der Unterricht erſtreckt ſind 

1. In den Gymnaſien auf Religion, Deutſch, Lateiniſch, Griechiſch, Ge⸗ 
ſchichte und Mathematik mit Phyſik; 

2. in den Realgymnafien auf Religion, Deutſch, Lateiniſch, eine neuere 

Fremdſprache — nach Wahl des Teilnehmers Franzöſiſch oder Eng⸗ 
5 52 100 »Geſchichte, Mathematik, Naturwiſſenſchaften (Phyſik und 
hemie). 

3. in den Oberrealſchulen auf Religion, Deutſch, Franzöſiſch, Engliſch, 

Geſchichte, Mathematik, Naturwiſſenſchaften (Phyſik und Chemie). 

Die Unterrichtszeit iſt auf 24 Stunden wöchentlich, 4 Stunden täglich zu 
bemeſſen. Es ſind in der Regel anzuſetzen: 1. für die gymnaſialen Lehrgänge: 
Stunden 2 Stunden, Deutſch 3 Stunden, Lateiniſch 7 Stunden, Griechiſch 6 

nden, Geſchichte 2 Stunden, Wathematik mit Phyſik A Stunden (24 Stun⸗ 
den). 2. Für die realgymnaſialen Lehrgänge: Religion 2 Stunden, Deutſch 
3 Stunden, Lateiniſch A Stunden, Neuere Fremdſprache 1 Stunden, Geſchichte 
3 Stunden, Mathematik 5 Stunden, Phyſik 3 Stunden (24 Stunden). 3. 
Für die Oberrealſchul⸗Lehrgänge: Religion 2 Stunden, Deutſch 3 Stunden, 
Franzöſiſch 3 Stunden, Engliſch 3 Stunden, Geſchichte 3 Stunden, Mathematik 
5 Stunden, Naturwiſſenſchaften 5 Stunden (24 Stunden). . 

Einzelne Verſchiebungen in dieſer Stundenverteilung können den Lehrer 
kollegien überlaſſen bleiden. 

Der regelmäßige Unterricht iſt auf die Vormittage zuſammenzulegen, damit 
Nachmittage für häusliche Arbeiten freibleiben. Doch können auch gelegentlich 
größere Klaſſenarbeiten, wie deutſche und neuſprachliche Aufſätze und mathe⸗ 
matiſche Arbeiten, um den regelmäßigen Unterricht nicht zu ſehr zu ſchmälern, 
auf die Nachmittage gelegt werden. 

In der Art des Unterrichtes iſt möglichſt auf Selbſtbetätigung der jungen 
Leute: zuſammenhängenden Vortrag und gegenſeitige Kritik hinzuwirken. 

Lehraufgaben für die einzelnen Fächer. 
Evangeliſche Religion: 


N Kirchengeſchichte von der Reformation bis zur Gegenwart mit kurzem 
Ueberblick über die Entwicklung bis zur Reformation. Einführung in das 
Verſtändnis der kirchlichen Verhältniſſe unſerer Zeit. Glaubens- und Sitten⸗ 
lehre im Anſchluß an neuteſtamentliche Schriften behufs Orientierung in den 
Fragen der Weltanſchauung und Lebensauffaſſung der Gegenwart. . 
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Katholiſche Religion: 

Folgende Lehrgegenſtände ſind kurſoriſch zu behandeln: Aus der Glaubens⸗ 
lehre: Die Lehre von Gott und der göttlichen Vorſehung, die Lehre von 
der Gottheit Chriſti, die Lehre von der Kirche und ihrer Autorität in Lehre 
und Gebot; aus der Sittenlehre: die Lehre vom Gewiſſen, Belehrung über 
Staat, Familie und Sozialismus, Belehrung über den Empfang der hl. Sa⸗ 
kramente (Buße, Euchariſtie, Ehe); aus der Kirchengeſchichte: die wichtigſten 
Ereigniſſe ſeit der Glaubenſpaltung des 16. Jahrhunderts. 


Deutſch: 

Einige Aufſätze, davon mindeſtens in jedem Halbjahr ein Klaſſenaufſatz. 
In der Regel ſind mehrere Aufgaben zur Auswahl zu ſtellen; auch kann 
auf beſondere Wünſche der jungen Leute eingegangen werden. Gelegent⸗ 
lich ſprachliche und ſprachgeſchichtliche Belehrungen. 

Durchnahme einiger Werke der klaſſiſchen und der neueren Dichtung. 
Beſprechungen über bedeutſame Proſawerke (ſiehe: Lehrpläne, Methodiſche Ber 
merkungen für das Deutſche, unter Nr. 8). Daran anknüpfend Rückblick auf 
die Entwicklung der deutſchen Literatur, Anregung zur Privatlektüre. 

Uebung im freien Vortrag über ſelbſtgewählte Aufgaben. 


Lateiniſch: 
A. Gymnaſium. 
Wiederholungen aus der Formen⸗ und Satzlehre. 
Leſen ausgewählter Abſchnitte aus Livius, Ciceros leichteren philoſophiſchen 
Schriften, Tacitus' Germania und Annalen. Uebung lim unvorbereiteten Ueber- 
ſetzen. Auswahl aus Horaz. 


N B. Realgymnaſium. 
Wiederholungen aus der Formen⸗ und Satzlehre. Leſen ausgewählter 
Abſchnitte aus Cäſars Bellum civile, Livius und Tacitus' Germania. 


Griechiſch: N | 
Wiederholungen aus der Formen⸗ und Satzlehre. Leſen ausgewählter 
Abſchnitte aus Herodot oder Thukydides und Platon. Eine Tragödie des 
Sophokles oder Euripides, Auswahl aus Homer. 


Franzöſiſch: 
a (Realgymnaſium und Oberrealſchule.) 

Wiederholungen aus der Formen⸗ und Satzlehre. Uebungen im ſchrift⸗ 
lichen und mündlichen Gebrauche der Sprache. Ueberſetzungen aus dem Deut- 
525 oder freie Darſtellungen (Wiedergabe von Geleſenem) als Uebungsar⸗ 
eiten. N 

Leſen von gehaltvollen Proſaſchriften und Dichtungen. 


Engliſch: 
(Realgymnaſium und Oberrealſchule.) 


Wie Franzöſiſch. 
Geſchichte: n 


Deutſche Geſchichte vom Jahr 11806 ab bis zur Gegenwart. Nüdblide 
auf die frühere Entwicklung. Die Beziehungen Deutſchlands zu den anderen 
Kulturſtaaten, beſonders mit Rückſicht auf den Weltkrieg. Wirtſchafts⸗ und 
handelspolitiſche Erörterungen. Wiederholungen aus verſchiedenen Gebieten der 
Erdkunde. Die jungen Leute ſind zur Lektüre bedeutſamer geſchichtlicher Werke 


anzuleiten. 
MWaathematik: 
A. Gymnaſium. 

Wiederholungen aus den früheren Gebieten der Geometrie, Stereometrie 
und Trigonometrie. 

Arithmetiſche Reihen erſter Ordnung und geometriſche Reihen mit An⸗ 
wendung auf die Zinſeszins⸗ und Nentenrehnung. Erweiterung des Zahl⸗ 
begriffs durch die algebraiſchen Operationen von der ganzen poſitiven bis zur 
komplexen Zahl. 

Fortſetzung der Uebung in der Trigonometrie und Stereometrie. 

Der Koordinatenbegriff. Einzelne ausgewählte Teile der Phyſik. 

36 
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B. Realgymnaſium und Oberrealſchule. 


Wie am Gymnaſium, dazu: Aufgaben über Maxima und Minima. 
Analytiſche Geometrie der Ebene. Grundlehren der darſtellenden Geometrie. 


1916. 11. Juli. 
Text der dem Beſoldungsgeſetze vom 15. Juli 1909 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 573) 
beiliegenden Beſoldungs ordnungen. 
R. K. (R. G. Bl. S. 699). 

Auf Grund des 89 des Geſetzes vom 9. Juni 1916, betreffend die 
dritte Ergänzung des Beſoldungsgeſetzes, wird der Text der dem Beſoldungs⸗ 
geſetze vom 15. Juli 1909 beiliegenden Beſoldungsordnungen nachſtehend bes 
kannt gemacht. 

N i Beilage I 
zum Beſoldungsgeſetze. 


Beſoldungsordnung J. 
A. Aufſteigende Gehälter. 


5 2 

Klaſſe 1. nungsged+ 

1200 — 1240 — 1280 — 1310 — 1340 — 1370 — 1400 Mk. Terffflaff. 
1. Nachtwächter beim Kanalamte. VI 
2. Bahnwärter, Bahnhofswärter und Werkſtättenwärter bei der Reichs- VI 


eiſenbahnverwaltung. 
Klaſſe 2. 
1200 — 1250 — 1300 — 1350 — 1400 — 1450 — 1500 Mk. 
1. Unterbeamte der Landbriefträgerklaſſe bei der Reichs⸗Poſt⸗ und VI 
Telegraphenverwaltung. 


Klaſſe 3a. . 
1200 — 1260 — 1320 — 1390 — 1460 — 1530 — 1600 Mk. 
1. Schaffner bei der Reichseiſenbahnverwaltung. VI 
Klaſſe 3 b. 


1200 — 1280 — 1360 — 1440 — 1520 — 1600 Mk. 
1. Rangierführer, Pförtner, Bahnſteigſchaffner bei der Reichseiſenbahn⸗ VI 
verwaltung. 
Klaſſe La. 


1200 — 1280 — 1350 — 1420 — 1490 — 1560 — 1630 — 1700 Mk. 


1. Magazinwächter, Pförtner, Bureaudiener bei den Proviantämtern. VI 
2. Bureaudiener, Pförtner, Hausdiener, Nachtwächter, Lagerdiener bei VI 
den Bekleidungsämtern. 

3. Totengräber in Wetz. VI 
A. Kaſernenwärter, Bauboten bei der Heeres⸗ und Marineverwaltung. VI 
5. Zivilkrankenwärter, Hausdiener bei den Lazaretten. VI 
6. Pförtner, Kutſcher beim Geneſungsheim in Falkenſtein. ; VI 
7. Futtermeiſter bei den Remontedepots. VI 
8 


. Ranzleidiener, Pförtner, Tafeldecker, Aufwärter, Klaſſendiener, Lam⸗ VI 
penwärter, Gärtner, Hilfsmaſchiniſten, Heizer, Badewärter, Kirchen⸗ 
diener, Lazarettwärter, Nachtwächter, Sanitätsmannſchaften und 
andere Unterbeamte bei den Kadettenanſtalten in Preußen und 
beim Kadettenkorps in Dresden. 

9. Hausmänner, Krankenwärter, Gärtner, Röhrmeiſter, Aufſeher bei den VI 

WMilitär⸗Knabenerziehungsanſtalten in Annaburg und in Klein- 
N ſtruppen. 

10. Hausdiener bei den Militärlehrſchmieden. VI 

11. Pförtner, Nachtwächter, Hausdiener bei den Artilleriedepots und bei VI 

den techniſchen Inſtituten der Heeresverwaltung. 

12. Hauswärter, Zivilkrankenwärter beim Invalidenhauſe. VI 

13. Nachtwächter beim Traindepot, beim Artillerie⸗ und Waffenweſen. VI 

14. Schulwärter, Gefängniswärter, Heizer bei den Garniſonverwaltungen, VI 

Lazarettwärter, Heizer bei einem Lazarett, Werftkrankenhauswärter, 

Leuchtturmwärter bei der Marineverwaltung. 
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Klaſſe Ab. 8 
1200 — 1290 — 1380 — 1460 — 1540 — 1620 — 1700 Mk. su 

1. Rottenführer, Weicheniteller, Eiſenbahngehilfen, Stellwerksſchloſſer, VI 
Eiſenbahngehilfinnen, Wagenaufſeher bei der Reichseiſenbahn⸗ 
verwaltung. N 
R Klaſſe 5. 1 
1200 — 1290 — 1380 — 1470 — 1560 — 1640 — 1720 — 1800 Mk. 

1. Unterbeamte der Schaffnerklaſſe bei der RNeichs⸗Poſt⸗ und Telegraphen⸗ VI 
verwaltung. 

Klaſſe 6a. N 
1300 — 1380 — 1450 — 1520 — 1590 1660 — 1730 — 1800 ME. 

1. Botenmeiſter, Kaſtellane, Kanzleidiener, Pförtner, Hauswarte, Labo⸗ VI 
ratoriendiener, Hausdiener, Heizer bei den dem Reichsamt des 
Innern nachgeordneten Behörden und bei der Techniſchen Prü⸗ 
fungsſtelle. 

2. Bureaudiener, Drucker, Leitungsaufſeher, Magazinaufſeher, Gaſer, VI 
Schleuſenwärter, Brückenmeiſter, Fährwärter, Weichenwärterge— 
hilfen beim Kanalamt. | 

3. Unterbeamte bei der Heeresverwaltung und der Warineverwaltung, for VI 
weit ſie nicht anderweit aufgeführt ſind. 

Die vom vormaligen Oberkommando der Warine in den 
Admiralſtab übernommenen Unterbeamten erhalten die Gehälter 
der entſprechenden Beamten beim Reichs⸗Marineamte. 

A. Botenmeiſter, Pförtner, Kaſſenboten bei der Reichsdruckerei. VI 

5. Fahrkarten⸗ und Steindrucker, Magazinaufſeher, Bureau- und Haupt⸗ VI 

kaſſendiener bei der Reichseiſenbahnverwaltung. 

Klaſſe 6 b. 
1300 — 1390 — 1480 — 1560 — 1640 — 1720 — 1800 Mk. 
1. Unterbeamte beim Poſtmuſeum, beim Telegraphen⸗Verſuchsamt, beim VI 
ö Telegraphen⸗Apparatamt, bei den Ober⸗Poſtdirektionen, beim Poſt⸗ 
Zeitungsamte. . . 
2. Lokomotivheizer, Triebwagenführer bei der Reichse ſenbahnverwaltung. VI 
Klaſſe 7. 
Fällt aus. 
Klaſſe 8. 
1300 — 1430 — 1560 — 1680 — 1800 Mk. 

1. Poſt⸗ und Telegraphengehilfinnen. IV 
2. Fernſprechgehilfinnen. IV 
Klaſſe 9. 

1400 — 1480 — 1560 — 1620 — 1680 — 1740 — 1800 Mk. 

1. Maſchinenwärter bei der Heeres, Marine und Reichs⸗Poſt⸗ und VI 

Telegraphenverwaltung. 

2. Nebelſignalwärter II. Klaſſe. a VI 

3. Maſchinenaufſeher, Packmeiſter, Weichenſteller J. Haile, Stellwerks⸗ VI 
oberſchloſſer bei der Reichseiſenbahnverwaltung. 

Klaſſe 10. 
1400 — 1500 — 1600 — 1680 — 1760 — 1840 — 1920 — 2000 Mk. 

1. Unterbeamte bei Zentralbehörden, beim Reichstag und beim Reichs- VI 
gerichte, ſoweit ſie nicht anderweit aufgeführt ſind. . 

2. Maſchiniſten und Heizer bei der en und Marineverwaltung, ſoweit VI 
ſie nicht anderweit aufgeführt ſind. 

3. Gärtner beim Geneſungsheim in Falkenſtein. R . VI 

4. Kaſſendiener bei der General-Wilitärkaſſe, bei den Kriegszahlämtern in VI 
Dresden und in Stuttgart, bei der General-Poſtkaſſe. 

5. Küſter. ee VI 

6. Fabrik-Oberaufſeher, Magazin⸗Oberaufſeher bei den Proviantämtern. VI 

7. Maſchinenaufſeher bei den techniſchen Inſtituten der Heeresverwaltung. VI 

8. Magazinaufſeher bei der Marineverwaltung. VI 

9 


„ Waſſerwerksaufſeher, Bauaufſeher bei der Marineverwaltung. 
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„ Hofinfpeftor beim Geſundheitsamte. 
„Materialienverwalter bei der Biologiſchen Anſtalt. 

. Untergalvanoplaſtiker bei der Heeresverwaltung. 

. Kartendrucker bei der Heeresverwaltung und der Warineverwaltung. 
. Mühlenmeiſter, WMaſchinenmeiſter bei der Heeresverwaltung, ſoweit 
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meiſter bei der Reichseiſenbahnverwaltung. 
Klaſſe 11 b. 
1400 — 1600 — 1800 — 1950 — 2100 Mk. 


. Werkführer bei der Reichseiſenbahnverwaltung (darunter Telegraphen— 


mechaniker). 
Klaſſe 12. 
1600 — 1700 — 1800 — 1900 — 2000 — 2100 — 2200 Mk. 


. Waffenmeiſter, Negimentsſattler, Backmeiſter bei der Heeresverwal— 


tung, Waffenmeiſter bei der Marineverwaltung. 
Klaſſe 13. 
1650 — 1800 — 1950 — 2100 — 2200 — 2300 Mk. 


. Zweiter Hausinſpektor beim Reichstag, Maſchiniſten beim Neichs—⸗ 


tag und beim Reichs⸗Marineamte. 


. Hausinfpeftor bei der Reichskanzlei. 


Kaſtellan beim Auswärtigen Amte. 


. Oberdruder. 
„ Werkführer beim Kanalamt, bei den Werften, beim Winenweſen. 


Pe beim Geſundheitsamt und bei der Biologiſchen Ans 
alt. 


ſie nicht anderweit aufgeführt ſind. 


. Zeughauswaffenmeiſter. 
Spritzenmeiſter bei den Werften, Steuerleute bei den Werften und 


beim Bildungsweſen. 


Nebelſignalwärter 1. Klaſſe. 


Klaſſe 14. 
1400 — 1650 — 1900 — 2100 — 2300 — 2500 Mk. 


. Schleuſenmeiſter, Oberwerkführer beim Kanalamt. 
. Lotſen beim Kanalamt, Lotſen J. Klaſſe und Hafenlotſen beim Küſten⸗ 


und Vermeſſungsweſen. 


. Maſchiniſten beim Kanalamt, bei den Werften, bei der Schiffsar⸗ 


tillerieſchule, beim Waffenweſen, beim Torpedoweſen der Marine» 
verwaltung, Lokomotivführer bei den Werften. 


. Schiffsführer beim Kanalamt, bei den Werften, beim Waffenweſen 


der Marineverwaltung. 


. Steuerleute, Maſchiniſten beim Küſten⸗ und Vermeſſungsweſen. 


* 


Woh⸗ 
nungsgeld⸗ 
zuſchuß. 
Tarifklaſſe. 

. AUntermaſchiniſten bei den Garniſonverwaltungen, bei den Lazaretten, VI 
beim Bildungsweſen, beim Waffenweſen, bei den Leuchtſeueran⸗ 
lagen der Marineverwaltung. i 

. Hausaufjeher beim Bildungsweſen der Marineverwaltung. VI 

. Brüdenwärter bei den Werften. VI 

Klaſſe 11 a. } 
1400 — 1520 — 1640 — 1760 — 1880 — 2000 — 2100 ME. 

. Steuermänner, Maſchiniſtenaſſiſtenten, Telegraphiſten, Weichenwärter VI 
beim Kanalamt. 

. Materialienverwalter (Anterbeamte), Lotſen II. Klaſſe, Anterſteuer⸗ VI 
leute, Untermaſchiniſten beim Lotſenweſen, Narkgärtner bei der 
Garniſonverwaltung in Wilhelmshaven, wofern er nicht die 
Prüfung zum Obergärtner oder eine gleichwertige Prüfung ab⸗ 
gelegt hat, Untermaſchiniſten bei den Werften, Telegraphiſten 
bei der Seewarte. i N 

. Unterbeamte bei der Reichs⸗Poſt⸗ und Telegraphenverwaltung in VI 
gehobenen Dienſtſtellungen. 

. Selegraphiiten, Lademeiſter, Nangiermeilter, Wagenmeiſter, Unter- VI 
aſſiſtenten, Bahnhofsaufſeher bei der Reichseiſenbahnverwaltung. 

Lokomotivführer bei der Heeresverwaltung, Zugführer und Oberpad- V 


VI 


VI 
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Woh⸗ 


nunasgeld⸗ 
zuſchuß. 
, . 3 Tarifklaſſe. 
6. Lehrerin bei der Garniſonſchule in Friedrichsort. IV 
7. Lokomotivführer bei der Reichseiſenbahnverwaltung. V 
Klaſſe 15. 5 
1500 — 1700 — 1850 — 2000 — 2150 — 2300 — 2450 — 2600 Mk. 
1. Förſter, Waldmeiſter bei der Heeresverwaltung. V 
2. Kanzliſten bei den techniſchen Inſtituten der Heeresverwaltung. V 
3. Obergärtner bei der Marineverwaltung. V 
Klaſſe 16. 5 
1400 — 1650 — 1900 — 2150 — 2400 — 2600 — 2800 — 3000 Mk. 
1. Mechaniker. V 
2. Maſchiniſten, Dachdeckeraufſeher bei der Reichs⸗Poſt⸗ und Telegraphen⸗ V 


verwaltung. 
Klaſſe 17 a. 
1650 — 1850 — 2050 — 2250 — 2450 — 2650 — 2850 — 3000 Mk. 

. Kanalſchreiber, Kanalmeiſter, Ober⸗Telegraphiſten beim Kanalamt. V 

. Materialienverwalter beim Kanalamt und Wilitärverſuchsamt. * 

. Kanzliſten beim Kanalamt, bei den Intendanturen, bei der Soldaten⸗ V 
Knabenerziehungsanſtalt in Kleinſtruppen, bei der Reichseiſen⸗ 
bahnverwaltung. 8 

. Ranzleifefretäre, Kaſſenſekretäre bei der Ober⸗-Wilitär⸗Prüfungskom⸗ V 
miſſion, bei der Kriegsakademie, bei der Militärtechniſchen Aka⸗ 
demie, bei dem Kommando des Kadettenkorps und der Haupt- 
Kadettenanſtalt, Buchführer bei den techniſchen Inſtituten der 
Heeres verwaltung. 

. Zeichner für das Garniſonbauweſen, Kanalmeiſter, Werftſchreiber, V 
Werftkanzliſten, Bibliothekkanzliſt für die Bücherei des Bildungs⸗ 
weſens der WMarineverwaltung. 

Klaſſe 17 b. 
1650 — 1900 — 2150 — 2400 — 2600 — 2800 — 3000 Mk. 


8 — 


bd 


N 


1. Bibliothekſekretärinnen. gi IV 
5 Klaſſe 18. \ 
1800 — 2000 — 2200 — 2400 — 2500 — 2800 — 3000 — 3200 ME. 
1. Kanzleiſekretäre bei den dem Reichsamt des Innern nachgeordneten Ber V 


hörden, bei den Generalſtäben und dem Landesvermeſſungsweſen, 
beim Admiralſtab, beim Obſervatorium in Wilhelmshaven, bei 
der Techniſchen Prüfungsſtelle. 

Die vom vormaligen Oberkommando der Marine in den 
Admiralſtab übernommenen Kanzleiſekretäre erhalten die Ge— 
hälter der entſprechenden Beamten beim Reichs-Marineamt. 

. Baggermeiſter beim Kanalamt. V 
. Maſchiniſten bei der Phyſikaliſch⸗Techniſchen Neichsanſtalt. V 
„ Seemänniſch⸗techniſche Aſſiſtenten, Hafenmeiſter, Ober-Schleuſenmeiſter, V 
Erſte Maſchiniſten beim Kanalamt. 
Inſtrumentenmeiſter und Reviſor beim Hauptſanitätsdepot. V 
Klaſſe 19. 
2400 — 2700 — 3000 — 3200 Mk. 
. Oberveterinäre bei den Remontedepots. V 


5 Klaſſe 20. \ 
2500 — 2700 — 2900 — 3109 #- 3200 Mk. 


Obermaſchiniſten beim Kanalamt. V 

. Kupferſtecher, Lithographen, Photographen, Werkmeiſter und Galveno= V 
plaſtiker bei der Landesaufnahme, beim Reichs⸗Marineamt und 
beim Admiralſtab. 

Betriebsmeiſter und Waffenreviſoren bei den techniſchen Inſtituten 
der Heeresverwaltung und bei der elektriſchen Zentrale in Leipzig. 

Vorſteher der Hauptagenturen der Seewarte. 

. Werftinſpektoren, Werftmaſchiniſten I. Klaſſe. 

. Schiffsführer beim Küſten⸗ und Vermeſſungsweſen und beim Bik 

dungsweſen der Marineverwaltung. 
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Woh⸗ 
nungsgeld⸗ 
zuſchuß. 
Tarifklaſſe 
Klaſſe 21. N 0 A 
1800 — 2100 — 2350 — 2600 — 2850 — 3100 — 3350 — 3600 Mk. 
. Sehnifhe Sekretäre bei der Phyſikaliſch-Techniſchen Reichsanſtalt. 
. Sekretariatsaſſiſtenten beim Kanalamt. 
. Militärgerichtsſchreibergehilfen. 0 
. Werkſtättenvorſteher und Luftſchiffhalleninſpektoren bei den Verkehrs- 
truppen, ſoweit ſie nicht anderweit aufgeführt ſind, Maſchinen⸗ 
meiſter beim Militär⸗Verkehrsweſen und Materialienverwalter 
beim Luftſchiffer⸗Bataillon Nr. 1. N 
. Rechner beim Obſervatorium in Wilhelmshaven. 
. Waſſerwerksinſpektor, Werkmeiſter beim Garniſonbauweſen der Ma— 
rineverwaltung. N 
. Bibliotheksaſſiſtenten bei der Marineſtation der Nordſee und bei der 
Inſpektion des Bildungsweſens der Marineverwaltung. 
Werfttechniker, Werftbuchführer, Torpedotechniker, Winentechniker, 
Werftphotographen. f 
e II. Klaſſe bei der Reichs⸗Poſt⸗ und Telegraphenver— 
waltung. 
10. Lagerverwalter und Bauſchreiber bei der Reichs-Poſt- und Zele- 
graphenverwaltung. 
11. Ober⸗-Poſtaſſiſtenten, Ober⸗Telegraphenaſſiſtenten, Poſtaſſiſtenten, Tele- 
graphenaſſiſtenten, Poſtverwalter. 
12. Werkmeiſter, Reviſoren, Betriebsaſſiſtenten, Bureauaſſiſtenten bei der 
N Reichsdruckerei. N 
13. Betriebsſekretäre, techniſche und nichttechniſche Bureauaſſiſtenten, Bahn⸗ 
hofsverwalter und Stationsaſſiſtenten, Bahnmeiſter, Materialien⸗ 
verwalter bei der Reichseiſenbahnverwaltung. 


Klaſſe 22. 
1800 — 2100 — 2400 — 2700 — 3000 — 3300 — 3600 Mk. 
Werkmeiſter bei der Ständigen Ausſtellung für Arbeiterwohlfahrt. 
. Sekretariats-Aſſiſtenten beim Schiffsvermeſſungsamt und beim Sta⸗ 
tiſtiſchen Amte. go 

„Zeichner beim Kanalamt und bei der Seewarte. 

. Bauſekretäre, Baukalkulatoren bei der Heeresverwaltung und Bau— 
regiſtratoren bei der Heeres- und Warineverwaltung. 


Klaſſe 23. 
Fällt aus. L 


Klaſſe 24. 
2000 — 2250 — 2500 — 2750 — 3000 — 3200 — 3400 — 3600 Mk. 
1. Inſpektoren bei den Proviantämtern und Verpflegungsämtern, bei V 
den Bekleidungsämtern, bei den Garniſonverwaltungen, bei den 
Lazaretten der Heeresverwaltung und der Marineverwaltung, bei 
den Sanitätsdepots der Marineverwaltung und bei den Remonte- 
depots der Heeresverwaltung. 
2. Kanzleiſekretäre bei der General-Inſpektion des Wilitär⸗Erziehungs⸗ V 
und Bildungsweſens. 
3. Inſpektoren bei der Kriegsakademie, der Militärtechniſchen Akademie, V 
der Militär⸗Veterinär⸗Akademie, beim Invalidenhauſe, bei den 
a Kadettenanſtalten in Preußen und dent Kadettenkorps in Sachſen, 
den Militär⸗Knabenerziehungsanſtalten in Annaburg und in 
Kleinſtruppen. 
Klaſſe 25a. 


2100 — 2350 — 2600 — 2850 — 3100 — 3350 — 3600 Mk. 


1. Regijtratoren, Regiſtratoren und Journaliſten bei den Feldpropſteien, V 
bei der Ober⸗Militär⸗Prüfungsſommiſſion, bei der Kriegsakademie, 

bei der Wilitärtechniſchen Akademie, beim Kommando des Ka⸗ 
dettenkorps, bei der Feldzeugmeiſterei und der Artilleriedepot⸗ 
inſpektion, bei der Artillerieprüfungskommiſſion, bei den In— 
ſpektionen der techniſchen Inſtitute, bei der Feldzeugmeiſterei in 
Dresden und beim Kadettenkorps in Dresden. 

2. Zeichnungenverwalter beim Artilleriekonſtruktionsbureau. V 


V 
V 
V 
V 
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Klaſſe 25 b. Woh⸗ 
nungsgeld⸗ 

2100 — 2500 — 2900 — 3300 — 3600 Mk. zuſchu 
Tarifklaſſe 


1. Sekretäre bei der General⸗Wilitärkaſſe und bei den Kriegszahlämtern V 
in Dresden und in Stuttgart. 


2. Buchhalter bei der Zahlungsſtelle des 14. Armeekorps. V 
3. Werftbetriebsſekretäre. ö V 
Klaſſe 26 a. . 
1800 — 2200 — 2600 — 3000 — 3400 — 3700 — 4000 Mk. 


1. Kanzleiſekretär und Botenmeiſter beim Reichstag. V 
2. Kanzleiſekretär bei den oberſten Reichsbehörden und beim Reichsge- V 
richte mit Ausnahme der in Klaſſe 33 aufgeführten. 
3. Konſtruktionszeichner, Bibliothekaſſiſtent beim Reichs⸗Marineamte. V 
Klaſſe 26 b. 
1800 — 2300 — 2800 — 3200 — 3600 — 4600 Mk. 
1. Garniſonbauwarte bei der Warineverwaltung. V 


Klaſſe 27. 
2000 — 2400 — 2800 — 3100 — 3400 — 3700 — 4000 Mk. 


1. Werkmeiſter beim Kanalamt und bei den Werften. 

2. Bahnhofsvorſteher, Gütervorſteher, Kaſſenvorſteher, Bahnmeiſter 1. 
Klaſſe, Werkmeiſter, Materialienvorſteher bei der Reichseifen- 
bahnverwaltung. 

Klaſſe 28. ga 


2600 — 3000 — 3300 — 3600 — 4000 Mk. 
1. Maſchinenmeiſter beim Kanalamt, Oberlotſen beim Kanalamt und V 
bei der Warineverwaltung. 
2. Werkſtättenvorſteher bei dem Luftſchiffer⸗Bataillon Nr. 1 und der V 
Artillerieprüfungskommiſſion. 
Klaſſe 29a. 
1800 — 2100 — 2400 — 2700 — 3000 — 33 00 — 3600 — 3800 — 4090 — 4200 Mk. 
1. Rektoren, Elementarlehrer, Organiſten, Geſanglehrer bei der Heeres- 
verwaltung und der Marineverwaltung. 
Klaſſe 29 b. 
1800 — 2200 — 2600 — 3000 — 3400 — 3700 — 4000 — 4200 Mk. 


<< 


1. Bauzeichner beim Neichs⸗Poſtamt. V 

2. Volt und Telegraphenſekretäre. V 
Klaſſe 30. ' 

' 2500 — 2800 — 3100 — 3400 — 3700 — 4000 — 4200 Mk. 

1. Marine⸗Oberzahlmeiſter und ⸗Zahlmeiſter V 

2. Oberinſpektoren bei der Seewarte. V 


Klaſſe 31 a. \ 
2800 — 3100 — 3400 — 3700 — 4000 — 4200 Mk. 
1. Oberzahlmeiſter und Zahlmeiſter bei der Heeresverwaltung und beim V 
Neichs-Kolonialamt. 
Klaſſe 31 b. 


‘ 2800 — 3300 — 3800 — 4200 Mk. 
. Rendanten bei der Heeresverwaltung, ſoweit ſie nicht anderweit ber V 
ſonders aufgeführt find. 
. Sekretär beim Kommando des Kadettenkorps. V 
. Kaſſenkontrolleur bei der Haupt-Kadettenanſtalt. V 
. Werftinſpektoren. V 
Klaſſe 32. 


3000 — 3600 — 4200 Mk. 
1. Intendanturaſſeſſoren. = III 
Klaſſe 33. 
2400 — 2800 — 3200 — 3500 — 3800 — 4100 — 4400 Mk. 


1. Kanzleiſekretäre beim Auswärtigen Amte und beim Neih2-Rolonial- V 
amt, letztere ſoweit ſie dem Auswärtigen Amte vor der a 
des Reichs⸗Kolonialamts angehört haben. 
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' Klaſſe 34. 91 
1800 — 2100 — 2500 — 2900 — 3300 — 3509 — 3900 — 4200 — 4500 Mk. ee . 


1. Militär⸗Gerichtsſchreiber bei den Diviſions⸗Kommandeuren, Gouver⸗ V 
i neuren und Kommandanten und bei den Kriegsgerichten der 
Marineverwaltung. b 
f Klaſſe 35 à. \ 


2100 — 2500 — 2900 — 3300 — 3600 — 3900 — 4200 — 4500 Mk. 


1. Obergärtner bei der Biologiſchen Anſtalt. 
2. Ober⸗Intendantur⸗ und Intendantur⸗Sekretäre und Regiſtratoren, 
Regiſtratoren bei den Generalkommandos, bei den General⸗Inſpek⸗ 
i tionen der Kavallerie, der Fußartillerie, des Ingenieur- und 
Pionierkorps und der Feſtungen, des Militär⸗Verkehrsweſens, 
bei der Inſpektion der Feldartillerie, bei der Landwehr-Inſpektion 
‘ Berlin, bei den Gouvernements größerer Feſtungen, beim Gou— 
vernement Berlin, bei den Kommandanturen Berlin, Potsdam 
und Dresden. 2 
3. Militär⸗Gerichtsſchreiber bei den lommandierenden Generalen und 
. dem Gouverneur von Berlin und bei den Oberkriegsgerichten der 
Marineverwaltung. 
Intendantur⸗-Bauſekretäre. fi 3 
Sekretär und Regiſtrator bei der Generalinſpektion des Militär⸗ 
. T 


= 


A. 


Erziehungs⸗ und Bildungsweſens. 
e Sekretäre bei den techniſchen Inſtituten der Heeresver— 
waltung. 
7. Sekretär beim Kriegsarchiv in Dresden. 
8. Die vor dem 1. April 1904 angeſtellten Sekretäre beim Kriegs- 
zahlamt in Sachſen. . 
9. Werftverwaltungsſekretäre und Werftregiſtratoren, Vorſtände der 
Lohnbureaus bei den Werften. 
10. Nichttechniſche Eiſenbahnſekretäre, nichttechniſche Rechnungsreviſoren, 
Verkehrskontrolleure, Obermaterialienvorſteher, Oberbahnhofsvor⸗ 
b ſteher, Obergütervorſteher, Oberkaſſenvorſteher, Eiſenbahn⸗Be⸗ 
triebskontrolleure bei der Reichseiſenbahnverwaltung. 


Klaſſe 35 b. 
2100 — 2500 — 2900 — 3300 — 3700 — 4100 — 4500 Mk. 


1. Bureaubeamte beim Reichsamt des Innern, beim Reichs-Juſtizamt, V 

a beim Reichs⸗Eiſenbahnamte. 

2. Sekretariats⸗, Regiſtratur-, Kaſſenaſſiſtenten bei oberſten Reichsbe-⸗ V 
hörden und beim Reichsgerichte. 

3. Leiter der Hausdruckerei beim Reichstag. V 

4. Sekretäre beim Kanalamt. V 

5. Kalkulatoren, Bauſekretäre, Plankammerverwalter bei den Kriegsmi⸗ V 
niſterien und beim Reichs⸗Marineamte, Marine⸗Techniker beim 
Reichs⸗Marineamte. 

6. Techniſche Sekretäre bei den Werften, beim Torpedoweſen, beim V 
Minenweſen, beim Reichs⸗Poſtamt, techniſche Eiſenbahnſekretäre, 
bau⸗ und maſchinentechniſche Eiſenbahn⸗Betriebsingenieure, tech⸗ 
niſche Kontrolleure und techniſche Rechnungsreviſoren, Obersahn: 
nn und Werkſtättenvorſteher bei der Reichseiſenbahnver⸗ 

f waltung. 

7. Buchhalter bei der General-Poſtkaſſe. V 

8.“ Bureau⸗ und Rechnungsbeamte I, Klaſſe bei der Reichs⸗Poſt⸗ und V 
Telegraphenverwaltung und Ober⸗Poſtkaſſenbuchhalter. 


S g 
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9. Bauſekretäre bei der Reichs⸗Poſt⸗ und Telegraphenverwaltung. V 
10. Bureaubeamte beim Reichs⸗Poſtamt. V 
11. Kartenzeichner beim Reichs⸗Poſtamt. V 
12. Ober⸗Poſtſekretäre und Ober⸗Telegraphenſekretäre. * 
13. Maſchinenmeiſter der Reichs⸗Poſt⸗ und Telegraphenverwaltung. * 
14. Poſtmeiſter. V 


Die Beamten unter den Ziffern 7, 8, 10, 12 und 1% erhalten, 
wenn ſie aus der früheren Elevenklaſſe hervorgegangen, aber 
zur Ablegung der höheren Verwaltungsprüfung nicht mehr be⸗ 
rechtigt ſind, eine penſionsfähige Zulage von 300 Mk., inſoweit 
ſie eine ſolche nicht ſchon aus anderen Gründen beziehen. 


1916. 11. Juli. 565 


Die Beamten unter 3 erhalten, wenn ſie aus der früheren 

Elevenklaſſe hervorgegangen, aber zur Ablegung der höheren 

' Merwaltungsprüfung nicht mehr berechtigt find, eine penſions⸗ 

fähige Zulage von 300 Mk., inſoweit ſie N ſolche nicht ſchon 
aus anderen Gründen beziehen. 


6 Klaſſe 39. 8 
2700 — 3100 — 3500 — 3900 — 4200 — 2500 — 4800 Mk. 


1 Klaſſe 36. Woh⸗ 
nungsgeld⸗ 
2500 — 2900 — 3300 — 3700 — 4100 — 4500 Mk. zuſchuß. 
Taeifklaſſe. 
1. Ober⸗Poſtpraktikanten. III 
Klaſſe 37. 
2700 — 3300 — 3900 — 4500 Mk. 
1. Stabsapotheker. N III 
Klaſſe 38. 
3000 — 3400 — 3800 — 4200 — 4500 Mk. 
1. Garniſonverwaltungsoberinſpektoren. V 
2. Lazarettoberinſpektoren. . 
3. Ober⸗Poſtkaſſenkaſſiere. V 
A. Hauptkaſſenkaſſier bei der Meichseiſenbahnberwaltung. V 


1. Landmeſſer beim Strombauamte Wilhelmshaven, Ingenieure, Land⸗ V 
meſſer bei der Neichseiſenbahnverwaltung. 

2. Chemiker bei der Reichseiſenbahnverwaltung. V 

Klaſſe 40. 
3600 — 4000 — 4400 — 2800 Mk. 

1. Kaſſiere bei der Wilitärpenſionskaſſe und beim Kriegszahlamt in III 

uttga 

2. Buchhalter bei der Generalmilitärkaſſe und bei den Kriegszahlämtern III 
in Dresden und in Stuttgart. 

3. Nendant bei der Zahlungsſtelle des 14. Armeekorps. III 

A. Archivar für das Kriegsarchiv des Generalſtabs. III 

5. en bei der General-Poſtkaſſe. III 

Klaſſe 41. 
2100 — 2600 — 3100 — 3600 — 4100 — 4600 — 5000 Mk. 

1. Bureauvorſteher beim Statiſtiſchen Amte, Patentamt und Reichs⸗ III 
Verſicherungsamte. 

2. Die zu 1 nicht genannten Bureauvorſteher, ſowie Bureaubeamte V 
(Sekretäre), Kanzleivorſteher bei den dem Reichsamt des In⸗ 
nern nachgeordneten Behörden mit Ausnahme des Kanalamts 
und bei der Techniſchen Prüfungsſtelle. 

3. Expedierende Sekretäre bei den Generalſtäben und dem Landesver⸗ V 
meſſungsweſen. 

A. Bureguvorſleher, Sekretäre und Regiſtratoren beim Admiralſtab. V 

Die vom vormaligen Ober-Rommando der Marine über— 
nommenen Beamten erhalten das Einkommen der entſprechenden 
Beamten beim de 

5. Kartographen, Trigonometer, Topographen, Techniſche Inſpektoren V 

bei den Generalſtäben und bei der Landesaufnahme, im Reichs⸗ 
Marineamt und beim Admiralſtabe, nautiſche Inſpektoren beim 
Reichs⸗Marineamte. N 

6. Techniſcher Inſpektor bei der Artillerieprüfungskommiſſion V 

7. Sekretäre, Techniſche Sekretäre, Erſter Graveur, Oberwerkmeiſter bei V 
der Reichsdruckerei. 

Klaſſe 42. 
2500 — 3000 — 3500 — 4000 — 4500 — 5000 Mk. 

1. Poſt⸗ und Telegrapheninſpektoren. III 
2. Hilfsreferenten bei den Ober⸗Poſtdirektionen. III 
Klaſſe 43a. 

3200 — 3600 — 4000 —- 4400 — 4700 — 5000 Mk. 

1. Zweiter Armeemuſikinſpizient. V 
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2. Rendanten bei der Kaiſer Wilhelms⸗ Akademie, der Haupt⸗Kadetten⸗ V 
anſtalt, dem Kadettenkorps in Dresden. 
3. e bei den techniſchen Inſtituten der Heeresver- V 
waltung. 
A. Konſtruktionsſekretäre bei den Werften, beim Torpedoweſen und V 
beim Winenweſen. 
Klaſſe 13 b. 
3200 — 3800 — 4400 — 5000 Mk. 
1 e bei den Verkehrstruppen und bei den Armee-Konſerven- V 
abriken. 
2. Proviantmeiſter, Rendanten bei den Verpflegungsämtern. 3 
3. Rendanten bei den Bekleidungsämtern. * 
A. Lazarettverwaltungsdirektoren. V 
5. Techniſcher Beamter bei der Gewehrprüfungskommiſſion. V 
6. Betriebsinſpektoren, Betriebsobermeiſter und Waffenoberreviſoren bei V 
den techniſchen Inſtituten der Heeresverwaltung. 
7. Obermeiſter und Maſchinenmeiſter bei den Werften. V 
8. Rendanten bei den Werften. * 
9. Kaſſier beim Poſt⸗Zeitungsamte. V 
Klaſſe An. 
3400 — 4000 — 4600 — 5100 Mk. 
1. Oberſtabs⸗ und Stabsveterinäre bei den Nemontedepots. III 
Klaſſe 45 a. 
4400 — 4800 — 5200 — 5500 Mk. 
1. Adminiſtratoren bei den Remontedepots. ö V 
Klaſſe 15 b. L 
4400 — 5000 — 5500 Mk. 
1. Rendant beim Landesvermeſſungswefen. V 
2. Proviantamts⸗ und Garniſonverwaltungsdirektoren. V 
3. Magazindirektoren bei der Warineverwaltung. Vi 
A. Kontrolleur beim Poſt-Zeitungsamte. V 
Klaſſe 46. 
4800 — 5200 — 5500 Mk. 
1. Marine⸗Stabszahlmeiſter. III 
i Klaſſe 47. er 
2700 — 3200 — 3700 — 4200 — 4700 — 5200 — 5700 Mk. 
1. Vorſteher der Plankammer und des Techniſchen Bureaus ſowie Hilfs⸗ III 
beamte der Kanalbauinſpektionen beim Kanalamt. 
2. Oberreviſor bei der Reichsdruckerei. III 
. Klaſſe 18. 
3000 — 3600 — 4200 — 4800 — 5400 — 6000 Mk. 
1. Ober⸗Poſtinſpektoren. ö . III 
2. Poſt⸗ und Telegraphendirektoren bei kleineren Zivilämtern J. Klaſſe. III 
3. Vizedirektoren bei Poſt⸗ und Telegraphenämtern I. Klaſſe. III 
A. Vorſteher von Wilitär⸗Poſtämtern. 111 
i Klaſſe 49. 
4800 — 5400 — 6000 Mk. 
1. Kaſſiere bei den Oberbuchhaltereien der Generalmilitärkaſſe in Preußen III 
und des Kriegszahlamts in Dresden. , 
2. Rendanten bei den Ober⸗Poſtkaſſen und der Reichsdruckereikaſſe. III 
3. Hauptkaſſenrendant bei der Reichseiſenbahnverwaltung. III 
Klaſſe 50. N 
. Fällt aus. d 
Klaſſe 51. 
2700 — 3300 — 39900 — 4500 — 5100 — 5600 — 6100 — 6600 Mk. 
Ständige Mitarbeiter bei den dem Reichsamt des Innern nachgeord⸗ III 
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2. Ober⸗-Rechnungsreviſor beim Reichs⸗Verſicherungsamte. 188: 
3. Ständige Mitarbeiter bei der Seewarte und dem Obſervatorium in III 
Wilhelmshaven, Phyſiker für das Torpedoweſen, Marine⸗Diplom⸗ 
ingenieure. oo. 
A. Ständige Mitarbeiter bei der Techniſchen Prüfungsſtelle. III 
5. Chemiker bei der Reichsdruckerei. III 
Klaſſe 52. ö \ 
3000 — 3600 — 4200 — 4800 — 5400 — 6000 — 6600 Mk. 

1. Sekretäre, Vorſteher des Stenographenbureaus und Stenographen, III 
Ingenieur beim Reichstag. 

2. Expedienten, expedierende Sekretäre, expedierende Sekretäre und Kal⸗ III 
kulatoren, Konſtruktionsſekretäre, Oberſekretäre, Regiſtratoren, 
Kaſſenbeamte, Bibliothekare mit Ausnahme der beim Reichstag, 
beim Patentamt und beim Reichsgerichte, Chiffreure, Kanzlei⸗ 
vorſteher bei den oberſten Reichsbehörden und beim Neihsgerichte 
mit Ausnahme des Vorſtandes der Geheimen Kanzlei des Aus⸗ 
wärtigen Amts. 

3. Kanzleiinſpektor bei dem Auswertigen Amte. III 

4. Militär und Marinepfarrer. 55 III 

5. Expedienten bei dem ſächſiſchen und bei dem württembergiſchen Militär⸗ III 
bevollmächtigten in Berlin. 

6. Reviſoren und Regiſtratoren beim Rechnungshofe. III 

7. Vorſteher der Bücherei des Reichs-Poſtamts, Vorſteher des Poſt⸗ III 
muſeums. 

8. Telegrapheningenieure. III 
9. Oberbuchhalter und Kaſſier bei der General-Poſtkaſſe. III 
Klaſſe 53. 

3600 — 4200 — 4800 — 5400 — 6000 — 6600 Mk. 

1. Techniſche Rechnungsbeamte beim Reichs⸗Verſicherungsamte. III 
2. Hafenkapitäne beim Kanalamt. III 
3. Verſicherungsreviſoren beim Aufſichtsamte für Privatverſicherung. III 
4, Vorſtände der Verkehrsämter bei der Reichseiſenbahnverwaltung. III 

Klaſſe 54. 
4200 — 4800 — 5400 — 6000 — 6600 Mk. 
1. Erſter Armeemuſikinſpizient. III 
2. Rechnungsdirektor bei der Reichseiſenbahnverwaltung. III 
Klaſſe 55. \ 
5400 — 6000 — 6600 Mk. 

1. Vorſtand der Geheimen Kanzlei des Auswärtigen Amts. III 

2. Rendanten bei der Legationskaſſe und der Kolonial⸗Hauptkaſſe. III 

3. Kriegszahlmeiſter und Oberbuchhalter bei der Generalmilitärkaſſe. III 

4. Oberbuchhalter bei dem Kriegszahlamt in Dresden. III 

5. Bureauvorſteher beim Generalſtab. III 

6. Vermeſſungsdirigenten bei der Landesaufnahme. III 

6. Plankammerinſpektor bei der Landesaufnahme. III 

8. Lotſenkommandeur. III 

Klaſſe 56. 
2700 — 3400 — 4100 — 4800 — 5400 — 6000 — 6600 — 7200 Mk. 
1. Bibliothekare beim Reichstag, beim Patentamt und beim Neichsgerichte. III 
2. Oberlehrer bei der Heeresverwaltung. III 
Klaſſe 57. \ 
3000 — 3600 — 4200 — 4800 — 5400 — 6000 — 6600 — 7200 Mk. 

1. Oberingenieur (Elektrotechniker) beim Kriegsminiſterium. III 

2. Kriegsgerichtsräte. III 

3. Korpsſtabsapotheker. | IIT 

A. Konſtrukteure II. Klaſſe bei der Heeresverwaltung. III 

5. Betriebsleiter bei den techniſchen Inſtituten der Heeresverwaltung III 
und bei der elektriſchen Zentrale in Leipzig. 

6. Wiſſenſchaftliche Mitglieder des Wilitärverſuchsamts. III 
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7. Oberſtabsapotheker bei den Warine⸗Sanitätsämtern. III 
8. Baumeiſter für Schiffbau und für Maſchinenbau und für Hafenbau. III 
9. Poſt⸗ und Telegraphendirektoren bei größeren Zivilämtern I. Klaſſe. III 
0. Regierungsbaumeiſter, Eiſenbahn⸗Bau⸗ und Betriebsinſpektoren, III 

Bauinſpektoren. 
Klaſſe 58. 0 
3600 — 4200 — 4800 — 5400 — 6000 — 6600 — 7200 Mk. 


1. Mitglied für mechaniſch⸗techniſche Angelegenheiten bei der Normal⸗ III 
Eichungskommiſſion. 

2, en ange) bei der Phyſikaliſch⸗-Techniſchen Reichs⸗ III 
anſtalt. 

3. Oberlehrer bei der Warineverwaltung. III 

A. Regierungsbaumeiſter, Eiſenbahn⸗Bau⸗ und Betriebsinſpektor oder III 
Eiſenbahn⸗Bauinſpektor bei der Zentralverwaltung der Reichs⸗ 
eiſenbahnen. 

5. Vorſtände der Betriebs-, Maſchinen⸗ und Werkſtättenämter der Reichs⸗ III 
eiſenbahnverwaltung. 

Klaſſe 59. N 
4200 — 4800 — 5400 — 6000 — 6600 — 7200 Mk. 

1. Oberintendanturräte, Intendanturräte, Intendantur- und Bauräte. III 

2. Militär⸗ und WVarine⸗Oberpfarrer. III 

3. Sprengſtoffchemiker beim Reichs⸗Marineamte. III 

A. Phyſiker beim Reichs⸗Marineamte. III 

5. Abteilungsvorſtände der Seewarte. N III 

6. Vorſtände des Obſervatoriums in Wilhelmshaven, des Chronometer- III 
Ob ſervatoriums in Kiel und des Torpedolaboratoriums. 

7. Betriebsdirektoren und Bauräte für Hafenbau, für Schiffbau und für III 
Maſchinenbau. 

8. Gewerberäte bei der Marineverwaltung. III 

9. Ober⸗Poſträte, Poſträte, Poſtbauräte. 111 

10. Verwaltungsmitglieder, Abteilungsvorſteher, Betriebsinſpektoren bei III 


der Reichsdruckerei. 
. Mitglieder der Generaldirektion bei der Reichseiſenbahnverwaltung. III 

Die Oberintendanturräte ſowie die Betriebsdirektoren für Ha⸗ 
fenbau, für Schiffbau und für Maſchinenbau erhalten je 1200 
Mk. penſionsfähige Zulage. 

Die nachſtehend aufgezählten Beamten: 

Intendanturräte, Intendantur⸗ und Bauräte bei der Heeres⸗ 

und Warineverwaltung, Bauräte für Hafenbau, für Schiffe 
und für Mafchinenbau, 

Militär und WMarine⸗Oberpfarrer, 

Gewerberäte bei der Warineverwaltung, 

Verwaltungsmitglieder, Abte lungsvorſteher, Betriebsinſpek⸗ 

toren bei der Reichsdruckerei, 

Vorſtand des Torpedolaboratoriums N 
erhalten bis zu einem Drittel der etatsmäßigen Stellen je 600 Mk. 
penſionsfähige Zulage. ̃ 

Die Ober-Poſträte erhalten als Abteilungsdirigenten je 1200 
Mark penſionsfähige Zulage; die Poſträte und Poſtbauräte er- 
halten bis zu einem Drittel der etatsmäßigen Stellen je 600 Mk. 
penſionsfähige Zulage. 

Von den Mitgliedern der Generalderektion der Reichseiſen⸗ 
bahnen erhalten Oberräte je 1200 Mk., der ſtändige Vertreter 
des Präſidenten außerdem 600 Mk. penſionsfähige Zulage; die 
übrigen erhalten bis zu einem Drittel der etatsmäßigen Stellen 
je 600 Mk. penſionsfähige Zulage. 


— 
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Klaſſe 60. 
5400 — 6000 — 6600 — 7200 Mk. 
1. Direktor der Bibliothek des Reichstags und des Reichsgerichts. III 
2. Studienräte bei den Kadetten⸗Voranſtalten in Preußen. Ill 
3. Studiendirektor beim Kadettenkorps in Dresden. III 


Die Beamten zu 1 und 3 erhalten je 600 Mk. penſions⸗ 
fähige Zulage. 
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Senatspräſidenten beim Reichs⸗Verſicherungsamte. 
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Klaſſe 61. 
5800 — 6300 — 6800 — 7200 Mk. g 
Zivillehrer ſund Profeſſoren an der Kriegsakademie und an der III 
Wilitärtechniſchen Akademie. 
Klaſſe 62. 8 
6000 — 6600 — 7200 Mk. 
Oberſtabsapotheker beim Kriegsminiſterium. III 
. Studiendireftoren bei der Haupt⸗Kadettenanſtalt. I 
Betriebsdirektoren II. Klaſſe bei der Heeresverwaltung. III 
Abteilungs⸗Vorſtände und Konſtrukteure J. Klaſſe bei den techniſchen III 
Inſtituten der Heeresverwaltung. 

Der Oberſtabsapotheker und die Studiendirektoren bei der 
Haupt⸗Kadettenanſtalt erhalten je 600 Mk., die Beamten unter 
Ziffer 3 und 4 bis zu einem Drittel der etatsmäßigen Stellen 
je 600 Mk. penſionsfähige Zulage. 

Klaſſe 63. 
4500 — 5100 — 5700 — 6300 — 6900 — 7500 Mk. 
. Mitglieder der dem Neichsamt des Innern nachgeordneten Behörden, III 
ſoweit ſie nicht den Klaſſen 58 und 67 angehören. 
Reichsinſpektoren für die Steuermanns⸗ und Schifferprüfungen ſo⸗ III 
wie für die Schiffsingenieur⸗ und Maſchiniſtenprüfungen. 
Vorſteher und Mitglieder der Rechnungsſtelle des Reichs⸗Verſicher- III 
ungsamts. 
Betriebsdirektoren des Kanalamts. 1981 
. Mitglieder der Techniſchen Prüfungsſtelle. III 

Zwei Witglieder des Geſundheitsamts, die die Stellen von 
Laboratoriumsvorſtehern bekleiden, erhalten je 1200 Mk. pen⸗ 
ſionsfähige Zulage, die übrigen Beamten dieſer Klaſſe erhalten 
bis zu einem Drittel der etatsmäßigen Stellen je 600 Mk. pen⸗ 
ſionsfähige Zulage. 

Klaſſe 64. 

4200 — 4800 — 5400 — 6000 — 6600 — 7200 — 7800 Mk. 

. Bureauvorſteher und Bureaubeamte bei der Reichskanzlei. III 
. Beamte des Zentralbureaus des Auswärtigen Amts. III 
Klaſſe 65. 

5400 — 6000 — 6600 — 7200 — 7800 Mk. 

. Ständige Hilfsarbeiter bei den Zentralbehörden. III 
. Bautechniſche Hilfsarbeiter bei den Zentralbehörden. III 
. Ober⸗Telegrapheningenieure. III 
Klaſſe 66. 

6600 — 7200 — 7800 Mk. 

. Oberkriegsgerichtsräte. III 
Klaſſe 67. 

7000 — 7800 — 8500 — 9200 Mk. 

. Abteilungsvorſitzende und Mitglieder der Beſchwerdeabteilungen beim III 

Patentamte. 
Chefkonſtrukteur beim Artilleriekonſtruktionsbureau. II 
Direktor beim Militärverſuchsamt. u 
. Betriebsdirektoren I. Klaſſe bei den techniſchen Inſtituten der Heeres⸗ II 
verwaltung. f 
Klaſſe 68. 
8000 — 9000 — 10000 — 11000 Mk. 

. Mitglieder beim Bundesamte für das Heimatweſen. ri 
Direktoren bei den dem Neichsamt des Innern nachgeordneten Be⸗ II 
hörden mit Ausnahme des Reichs⸗Verſicherungsamts und der 

Biologiſchen Anſtalt. — 11 
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Klaſſe 69. 


8000 — 9500 — 110000 — 12000 Mk. 


1. Abteilungschefs bei den Kriegsminiſterien und dem Reichs-⸗Marine⸗ II 
amte. ' 

2. Vortragende Räte. II 

3. Vorſitzender der Zentraldirektion der Monumenta Germaniae Historica. II 

A. Intendanten. II 

5. Werftverwaltungsdirektoren. II 

6. e für Schiffbau, für Maſchinenbau und für Hafenbau. II 

7. Ober-Poſtdirektoren. II 

8. Direktor der Reichsdruckerei. 

Klaſſe 70. 
14000 — 15500 — 17000 Mk. 

1. Direktoren beim Reichsamt des Innern, beim Reichs⸗Marineamte, I 
beim Reichs⸗Juſtizamt, beim Reichsſchatzamt, beim Reichs⸗Kolo⸗ 
nialamt und beim Reichs⸗Poſtamt. 

2. Präſident des Statiſtiſchen Amts. II 

3. Präſident des Geſundheitsamts. II 

4, Präſident des Patentamts. 1I 

5. Präſident des Reichs-Verſicherungsamts. II 

6. Präſident der Phyſikaliſch⸗Techniſchen Reichsanſtalt. II 

7. Präſident des Aufſichtsamts für Privatverſicherung. II 

B. Einzel gehälter. 

1. 600 Mk. . 

Kirchhofsverwalter beim Invalidenhaus in Berlin. VI 

2. 2000 Mk. 

Zivilerzieher bei den Kadettenanſtalten. V 

3. 2400 Mk. 


Katholiſcher Geiſtlicher bei der Wilitär⸗Knabenerziehungsanſtalt III 
in Annaburg. 
A. 2700 Mk. 


Erſter Hausinſpektor beim Reichstag. VI 

Obermaſchinenmeiſter beim Reichstag. VI 
5. 4000 Mk. 

Kanzleivorſtand beim Warinekabinett. V 

Bibliothekar bei der Kriegsakademie. N III 
6. 6600 Mk. 

Bureauvorſteher beim Reichsamt des Innern. 1III 

Kriegszahlmeiſter und Rendant in Dresden und in Stuttgart. III 

Bureauvorſteher beim Reichs⸗Militärgerichte. III 

Bureauvorſteher beim Reichs⸗Marineamte. N III 

Bureauvorſteher beim Reichs⸗Juſtitzamt. III 

Bureauvorſteher beim Reichsgerichte. III 

Bureauvorſteher beim Reichsſchatzamt. III 

Vorſteher der Hauptbuchhalterei beim Reichsſchatzamt. Til 

Bureauvorſteher beim Zoll- und Steuer-Rechnungsbureau des III 

Reichsſchatzamts. 

Bureauvorſteher beim Reichs⸗Kolonialamt. III 

Bureauvorſteher beim Reichs⸗Eiſenbahnamte. III 
7. 7200 Mk. 

Vorſtand des Chiffrierbureaus des Auswärtigen Amts. III 
8.17500 Mk. 

Generalkriegszahlmeiſter und Rendant bei der . III 

kaſſe. 

General⸗ Poſtkaſſenrendant. ’ III 
9. 7800 Mk. 

Vorſtand des Zentralbureaus des Auswärtigen Amts. III 
10. 9300 Mk. 


Ober-Studiendireftor beim Kommando des Kadettenkorps. III 


11. 
12. 


13. 


14. 


15. 


16. 


17; 


18. 


19. 
20. 


21. 


22. 
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10000 Mk. 8 
Direktor beim Reichstag. 
11000 Mk. 
Direktor bei der Biologiſchen Anſtalt. 
12000 Mk. 


Direktoren beim Reichs⸗Verſicherungsamte. 


Präſident des Kanalamts. 
Direktor der Seewarte. 
12500 Mk. 
Feldpröpſte der Armee. 
13000 Mk. 
Reichsmilitärgerichtsräte. 
Militäranwälte. 
Reichsgerichtsräte. 
Reichsanwälte. 
14000 Mk. 


Präſident des Bundesamts für das Heimatiwefen. 


Direktoren beim Rechnungshofe. 


Präſident der Generaldirektion der Reichseiſenbahnen. 


15000 Mk. 


Senatspräſidenten beim Reichsmilitärgerichte. 


Obermilitäranwalt. 
Senatspräſidenten beim Reichsgerichte. 
Oberreichsanwalt. 

20000 Mk. 
Präſident des Reichs⸗Eiſenbahnamts. 
Unterſtaatsſekretär bei der Reichskanzlei. 


Unterjtaatsfefretär beim Reichsamt des Innern. 


Unterjtaatsjefretär beim Reichsſchatzamt. 


Unterſtaatsſekretär beim Reichs⸗Kolonialamt. 


Unterſtaatsſekretär beim Reichs⸗Poſtamt. 
Direktoren beim Auswärtigen Amte. 


25000 Mk. 


Unterſtaatsſekretär beim Auswärtigen Amte. 


26000 Mk. 
Präſident des Reichsgerichts. 
30000 Mk. 
Staatsſekretär des Reichs⸗Marineamts. 
Staatsſekretär des Reichs⸗Juſtizamts. 
Staatsſekretär des Reichsſchatzamts. 
Staatsſekretär des RNeichs⸗Kolonialamts. 
Staatsſekretär des Reichs⸗Poſtamts. 
36000 Mk. 
Reichskanzler. 
Staatsſekretär des Auswärtigen Amts. 
Staatsſekretär des Innern. 
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Beilage II 
zum Beſoldungsgeſetze. 


Beſoldungsordnung II. 


Klaſſe 1. 
1400 — 1500 — 1600 — 1680 — 1760 — 1840 — 1920 — 2000 Mk. 

Kanzlei⸗ und Amtsdiener. 

Klaſſe 2. 
2400 — 2800 — 3200 — 3600 — 3900 — 4200 — 4500 Mk. 

Botſchafts⸗ und Legationskanzliſten, Dolmetſcher und Dragomans bei den 
Miſſtionen in Bangkok, Belgrad, Bukareſt, St. Petersburg und Sofia 
ſowie bei den nicht unter Klaſſe 3 bezeichneten Konſularbehörden, nicht 
mit ſelbſtändigen Exequatur verſehene Vizelonſuln, Kanzleivorſtand bei dem 

Generalkonſulat in Warſchau, Kaſſier bei dem Generalkonſulat in St. 
Petersburg ſowie Kanzler und Sekretäre. 
Klaſſe 3. ; 
2500 — 3000 — 3500 — 4000 — 4500 — 5000 — 5500 ME. 

Wit ſelbſtändigem Erequatur verſehene Vizekonſuln, Dritter und Vierter Bot- 
ſchaftsdragoman in Konſtantinopel, Zweite Dolmetſcher in Peking, Tanger 
und Tokio, Dragomans und Dolmetſcher bei den Generalkonſulaten und 
Konſulaten in Oſtaſien, den Generalkonſulaten in Jeruſalem, Kairo und 
Konſtantinopel, den Konſulaten in Beirut, Caſablanca, Fes. Salonik, Smyrna 
und Zanzibar ſowie Kaſſier bei dem Generalkonſulat in New Pork und 
Kanzleivorſtände bei den Geſandtſchaften. 

Klaſſe 4. 
3000 — 3600 — 4200 — 4800 — 5400 — 6000 Mk. 

Zweite und Dritte Botſchaftsſekretäre, Legationsſekretäre, Zweiter Botſchafts⸗ 
dragoman in Konſtantinopel, Dragoman in Teheran, Erſte Dolmetſcher 
in Pecking, Tanger und Tokio, Kanzleivorſtände bei den Botſchaften. 

Klaſſe 5. 
5400 — 6000 — 6600 — 7200 Mk. 
Direktor des Deutſchen Inſtituts für egyptiſche Altertumskunde in Kairo. 


Klaſſe 6. ö 
1800 — 5400 — 6000 — (600 — 7200 — 7800 Mk. 
Konſuln. ̃ 
Klaſſe 7. 
6300 Mk. 
Erſte Botſchaftsſekretdkre und Erſter Botſchaftsdragoman in Konſtantinopel. 


Klaſſe 8. 
8000 — 9000 — 10000 — 11000 — 12000 Mk. 
Diplomatiſche Agenten und Generalkonſuln, Minijterrejidenten. 


Klaſſe 9. 

18000 Mk. 
Geſandte. 

Klaſſe 10. 

20000 Mk. 
Botſchafter. 


Bei Berechnung des penſionsfähigen Dienſteinkommens tritt für die Be⸗ 
amten zu Klaſſe 1 bis 8, auch wenn ſie Anſpruch auf freie Dienſtwohnung 
haben, dem erdienten Gehalte der penſionsfähige Teil des Wohnungsgeld⸗ 
zuſchuſſes für die Inlandsbeamten hinzu, und zwar 
für die Beamten zu Klaſſe 1 nach Tarifsklaſſe VI, 
für die Beamten zu Klaſſe 2 und 3 nach Tarifklaſſe V, 
für die Beamten zu Klaſſe 4 bis 7 nach Tarifklaſſe III, 
für die Beamten zu Klaſſe 8 nach Tarifklaſſe II. 


4 . 


Beilage III 
zum Beſoldungsgeſetze. 


Bejoldungsordrung III. 


6. Zweite Offiziere bei den Traindepots 
vom 1. bis 3. Jahre 
—1 ö „ A. 57 .' 77 
77 1 77 9. 77 
ie, 1. „ 5 
„ 13. Jahre ab 


2.660 
2 750 
2 900 
3050 
3200 


Se 
Efde. Nr. Gehalt Dienſtzulage a 
Dienſtſtellung. Tarifkl 
Rt Mal Maik ariftlaſſe. 
A. Verwaltung des Reichsheers, des Neichsmilitärgerichts und Ne 
Reichs⸗Kolonialamts. 
1. Kompagnie- uſw. Offiziere: Leutnants, Oberleutnants IV 
vom 1. bis 3. Jahre 1 500 
i e e „ 1 700 
. 5 1 900 
75 10. 75 12. 77 2 100 
„ 13. Jahre ab 2 400 
2. Affiftenzärzte, Oberärzte, Veterinäre, Oberveterinäre IV 
vom 1. bis 3. Jahre 1700 
77 4. ” „ 77 2 100 
„ 7. Jahre ab 2 400 
3. Feldjäger beim Reitenden Feldjägerkorps 1700 IV 
4, Oberjäger daſelbſt 2 400 IV 
5. Zeug⸗ und Feuerwerks⸗Leutnants und -Oberleutnants, Feſtungsbau⸗Leut⸗ V 
nants und ⸗Oberleutnants 
vom 1. bis 3. Jahre 2.000 
77 4. 77 . ” 2 300 
„ 7. „ 9. „ 2 600 
1 10. „ 12. 7 2 900 
„ 13. Jahre ab 3 100 
IV 
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E15 


W 8 
Ofde. Nr. Gehalt Dienſtzulage ee 
Dienſtſtellung. Tarifklaſſe 
Mark Mark f 
7. Kompagnie⸗, Eskadrons⸗ und Batteriechefs uſw. — Hauptleute, Nitt⸗ III 


meiſter —, Stabsärzte, Stabs- und Oberſtabsveterinäre 
vom 1. bis 4. Jahre 


— —— 


3 400 
4 600 
5 100 


) 
III 
6 552 


57 5. 5 . „ 

„ 9. Jahre ab ö 

1. 105 en in ihren Stellen erhalten das Stabsoffiziergehalt 

d. Nr. 8): 

a) die Hauptleute oder Nittmeiſter als 2., 3. und 4, Direktions⸗ 
mitglied bei der Kriegsakademie, wenn ſie nach ihrem Dienſt⸗ 
alter zum Empfange des Stabsoffiziergehalts, . 

b) die Hauptleute als Neferenten bei der Feldzeugmeiſterei, der 
Artilleriedepotinſpektion und den Inſpektionen der techniſchen 
Inſtitute, wenn ſie zur Beförderung zu Stabsoffizieren an 
der Reihe ſind. 

2. Werden Hauptleute in der Stellung als vortragende Räte im 
ſächſiſchen oder im württembergiſchen Kriegs miniſterium unter Bes 
laſſung in der Stelle zum Major befördert, ſo kann ihnen — im 
ſächſiſchen Kriegsminiſterium jedoch an höchſtens 2 Stelleninhaber 
— das Stabsofftziergehalt (fd. Nr. 8) gezahlt werden. 

3. Wird der als Vorſtand des ſächſiſchen Feſtungsgefängniſſes verwendete 
Hauptmann und der älteſte der Hauptleute bei dem württember⸗ 
giſchen Pionier⸗Vataillon in den Stellen belaſſen, nachdem fie ihrem 
Dienſtalter gemäß zu Stabsoffizieren befördert ſind, ſo erhalten 
ſie das Stabsoffiziergehalt (lfd. Nr. 8). 

8. Bataillons⸗, Abteilungskommandeure und Offiziere in Stellen mit glei⸗ 
chen Gebührniſſen, Oberſtleutnants, Oberſtabsärzte, Generaloberärzte, 
Korpsſtabsveterinäre 

Es erhalten das Gehalt eines Regimentskommandeurs (lfd. Nr. 9): 
a) der Stabsoffizier als 1. Direktionsmitglied bei der Kriegs⸗ 
akademie, wenn er im Range eines Regimentskommandeurs ſteht, 

b) die Stabsoffiziere als Inſpizienten des Truppen⸗ und Train⸗ 

feldgeräts, des Artilleriegeräts und der Waffen, wenn ſie 


— | ru‘ 


72. 
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nach ihrem Dienftalter zur Beförderung zum Regimentskom⸗ 
mandeur an der Reihe ſind. 
9. Regimentskommandeure und Offiziere in Stellen mit gleichen Gebühr- 
niſſen, Generalärzte, Generalveterinär | 8772 
a) Werden die Inſpekteure des Maſchinengewehrweſens, der Luft⸗ 
ſchiffer⸗ und Fliegertruppen ſowie die Chefs der Stäbe der General- 
Inſpektion der Fußartillerie, der General-Inſpektion des Inge— 
nieur- und Pionierkorps und der Feſtungen und der General- 
Inſpektion des Wilitär⸗Verkehrsweſens in ihren Stellungen be⸗ 
laſſen, wenn ſie zu Generalmajoren ernannt oder nach ihrem 
DPDienſtalter innerhalb ihrer Waffe zum Empfange der Brigade» 
kommandeur⸗Gebührniſſe an der Reihe find, jo erhalten ſie die 
na Gebührniſſe der Brigadefommandeure. Das gilt auch, wenn ein 
9 Generalmajor oder ein Oberſt mit den Gebührniſſen eines Brigade⸗ 
kommandeurs in die Stellen der Inſpekteure des Maſchinengewehr⸗ 
weſens, der Luftſchiffer⸗ſoder Fliegertruppen oder in die Stelle 
des Chefs des Stabes der General-Inſpektion des Militär⸗Ver⸗ 
kehrsweſens verſetzt wird. 
b) Wird einer der Abteilungschefs des ſächſiſchen Kriegsminiſteriums 
in ſeiner Stelle belaſſen, wenn ein dem Patente nach jüngerer 
Offizier als Brigadekommandeur oder beauftragt mit Führung 
einer Brigade die Brigadekommandeur⸗Gebührniſſe empfängt, fo 
erhält er die Gebührniſſe eines Brigadekommandeurs. 
Der Chef bei der Zentralabteilung des ſächſiſchen Generalſtabs erhält 
als Oberſt 8772 Mark Gehalt, als Oberſt mit den Gebührniſſen 
eines Brigadekommandeurs die Gebührniſſe eines Stabsoffiziers 
als Brigadekommandeur und 1200 Mark als nichtpenſionsfähigen 
Gehaltszuſchuß, als Generalmajor die Gebührniſſe ſeines Dienſt⸗ 
grads mit einer Dienſtzulage von 900 Wark. 
Der ſächſiſche Feldzeugmeiſter erhält als Oberſt die Gebührniſſe 


— 


C 


d) 
eines Brigadekommandeurs, wenn ein dem Patente nach jüngerer 
Oberſt als Kommandeur oder Führer einer Brigade dieſe Ge- 
bührniſſe empfängt. 
10. Kommandeur des Regiments der Gardes du Corps 9 084 
e 11. Brigadekommandeure und Offiziere in Stellen mit gleichen Gebührniſſen, 10 260 900 
= Sanitäts⸗Inſpekteure 


a) Die Ingenieur⸗Inſpekteure, die Pionier⸗Inſpekteure, der Präſes des 
Ingenieur⸗Komitees, der Vorſitzende der Ober⸗Militär⸗Prüfungs⸗ 
kommiſſion, der Direktor der Wilitärtechniſchen Akademie, der In⸗ 
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12. 
13. 


14. 


15. 


Lde. Nr. 
Dienſtſtellung. 


. ſpekteur der Kriegsſchulen und der Präſes der Artillerie-Prü⸗ 
fungskommiſſion beziehen das Gehalt ihres Dienſtgrads, als Oberſten 
9060 Mark. Sie erhalten als Generalmajore ein Gehalt von 
10554 Mark und eine Dienſtzulage von 4500 Mark (anjtatt 900 
Mark), wenn ein dem Patente nach jüngerer General als Divi⸗ 
ſionskommandeur oder beauftragt mit Führung einer Diviſion dieſe 
Zulage empfängt. u 
b) Die Oberquartiermeiſter und der Generalquartiermeiſter beziehen 
das Gehalt ihres Dienſtgrads. Sie erhalten als Generalmajore 
ein Gehalt von 10554 Mark und eine Dienſtzulage von 4500 Mark 
(anſtatt 900 Mark), wenn ein dem Patente nach jüngerer Ge- 
neral als Diviſionskommandeur oder Kavallerie-Inſpekteur oder 
beauftragt mit Führung einer Diviſion oder mit Wahrnehmung 
der Geſchäfte eines Kavallerie-Inſpekteurs dieſe Zulage empfängt. 
c) Der Inſpekteur der Jäger und Schützen bezieht das Gehalt ſei⸗ 
nes Bienſtgrads, als Oberſt 9060 Mark. 
Kommandanten von Berlin und Metz 5 
Generalſtabsarzt der Armee und Abteilungschef beim Kriegsminiſterium 
Sobald ihm der Nang eines Generalleutnants verliehen iſt 
Direktor der Kriegsakademie 
ö Er erhält eine Dienſtzulage von 4500 Wark (anſtatt 3600 
Mark), wenn ein dem Patente nach jüngerer General als Di⸗ 
viſionskommandeur oder beauftragt mit Führung einer Diviſion 
dieſe Zulage empfängt. 


Departementsdirektoren des Kriegsminiſteriums, Diviſionskommandeure, 


Kavallerie⸗Inſpekteure, Fußartillerie⸗Inſpekteure, Inſpekteure der Ei⸗ 

ſenbahntruppen, Inſpekteur des Wilitär⸗Luft⸗ und Kraft⸗Fahrweſens, 

Landwehr⸗Inſpekteur in Berlin, Chef des Wilitär⸗Neitinſtituts, Feld⸗ 

zeugmeiſter, Gouverneure von Cöln, Graudenz, Königsberg i. Pr., 

Thorn und Ulm 

a) Der Landwehr⸗Inſpekteur in Berlin und der ſächſiſche Kavallerie⸗ 
Inſpekteur erhalten als Generalmajor 10260 Mark Gehalt und 
900 Mark (anſtatt 4500 Mark) Dienſtzulage, 


10 260 
10 260 
13 554 
13 554 


Dienſtzulage 


1800 
4 500 
4 500 
3 600 


4 500 


Wohnungs⸗ 


geldzuſchuß 
Tarifklaſſe. 
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16. 


19. 


23. 


b) die Dienſtzulage des Gouverneurs von Ulm darf bis auf 7500 | 


Marf erhöht werden. 

Inſpekteur der Feldartillerie, General⸗Inſpekteur des Wilitär⸗Erziehungs⸗ 

und Bildungsweſens 
Sie erhalten ein Gehalt von 13980 Mark und eine Dienſt⸗ 
zulage von 12000 Mark (anſtatt 6000 Mark), wenn ein dem 
Patente nach jüngerer General als kommandierender General oder 
beauftragt mit Führung eines Armeekorps die zuſtändige Zulage 
empfängt. N a 

Gouverneure von Mainz, Metz und Straßburg 

Gouverneur von Berlin. ee 

General-änipefteur des Wilitär⸗Verkehrsweſens 

Er erhält eine Dienſtzulage von 18000 Mark — den Mehr- 
betrag über den Etat —, wenn er dieſe Zulage bereits empfangen 
bat, oder wenn ein dem Patente nach jüngerer General als kom⸗ 
mandierender General oder beauftragt mit Führung eines Ar⸗ 
meekorps dieſe Zulage empfängt. 

General⸗Inſpekteur der Kavallerie, General⸗Inſpekteur der Fußartillerie, 
Chef des Ingenieur- und Pionierkorps und General-Inſpekteur der 
Feſtungen, Chef des Generalſtabs der Armee 

Sie erhalten eine Dienſtzulage von 18000 Mark (anſtatt 12000 
Wark), wenn fie dieſe Zulage bereits empfangen haben, oder 
wenn ein dem Patente nach jüngerer General als kommandierender 
General oder beauftragt mit Führung eines Armeekorps dieſe 
Zulage empfängt. N 

Adjutanturoffiziere und Offiziere in beſonderen Stellungen, inſoweit als 
der Reichshaushalts⸗Etat Mittel hierzu zur Verfügung ſtellt 

Kommandierende Generale, Präſident des Neichsmilitärgerichts, Armee⸗ 
Inſpekteure 

Der Kriegsminiſter (ohne Rückſicht auf den Dienſtgrad) in Württemberg 

Er erhält einen Gehaltszuſchuß von 9000 Mark, ſobald ein 
dem Patente nach jüngerer General als kommandierender General 
oder beauftragt mit Führung eines Armeekorps die Gebührniſſe 
eines kommandierenden Generals empfängt. 

Der Kriegsminiſter (ohne Rückſicht auf den Dienſtgrad) in Sachſen 

Er erhält einen Gehaltszuſchuß von 6000 Mark, ſobald ein 

dem Patente nach jüngerer General als kommandierender General 

oder beauftragt mit Führung eines Armeekorps die Gebührniſſe 
eines kommandierenden Generals empfängt. 


13 554 


13 554 
13 554 
13 980 


13 980 


1500 bis 13 980 


13 980 
21 000 


24 000 


6.000 1 
7 500 1 
15 000 — 
6 000 — 

© 

— 

= 

12.000 — m 

a 

5 

900 bis 18 000 IV bis 1 

18.000 = 

or 

-1 

-] 


Beten ein Genie nn 


Olde. Nr. Gehalt Dienſtzulage ne 
Dienſtſtellung. Tarifklaſſe 
Mark Mark f 
24. Der ee (ohne Rüdfiht auf den Dienſtgrad) in Preußen 36 000 — 
Zu A. 
1. Offiziere, die den dem etatsmäßigen Gehalte der Stelle ent⸗ 
ſprechenden Dienſtgrad noch nicht beſitzen, beziehen das Gehalt 
ihres Dienſtgrads (als Oberſten mit den Gebührniſſen der Bri⸗ 
gadekommandeure 9060 Mark, als Generalmajore in Stellen mit 
den Gebührniſſen der Diviſionskommandeure 10554 Mark) und 
außerdem den Unterſchied zwiſchen dieſem Gehalt und dem des 
nächſthöheren Dienſtgrads (als Oberſten in Stellen mit den Ges 
bührniſſen der Diviſionskommandeure 10554 Mark) als nichtpen⸗ 
ſionsfähigen Zuſchuß. , 
2. Für das Feſtungsperſonal in Ulm find Gehaltsausgleichungen zur 
läſſig, wenn bei den Beſatzungsverhältniſſen dieſer Feſtung die 
N dienſtlichen Nückſichten ſes erfordern, Offiziere, die nach ihrem Dienſt⸗ 
; alter in Stellen mit höheren Gebührniſſen aufrüden würden, zeit⸗ 
f weiſe in ihren Stellen zu belaſſen. 
B. Verwaltung der Kaiſerlichen Marine. 
1. Leutnants und Oberleutnants der Warineinfanterie IV 
vom 1. bis 3. Jahre 1500 
57 4. ” 6. 77 1 700 
” 1: 22 9. ” j 1900 | 
10.512: 5 2 100 
77 13. Jahre ab i 2 400 
2. Aſſiſtenzärzte und Oberaſſiſtenzärzte a IV 
vom 1. bis 3. Jahre N b 1 700 
77 A. 77 6. 2 100 
„ 7. Fahre ab 2 400 
3. Leutnants zur See und Oberleutnants zur See IV 
vom 1. bis 3. Jahre 1500 
77 A. 77 6. 57 N i u 1 700 
5 7. „ 8. 7 N 1900 180 Mark nicht⸗ 
„ 10. „ 12. . 2 100 N penſionsfähige 


7 13. Jahre ab j 2 400 J Bulage. 
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4 Feuerwerks⸗Leutnants und “Oberleutnant, Torpeder-Leutnants und⸗Ober⸗ . V 


leutnants 
vom 1. bis 3. Jahre 2 500 
„ re 2 700 
„ 1 2900 
„ 10. Jahre ab 3 100 
5. Marine⸗Ingenieure, Torpedo⸗Ingenieure 4200 IV 
6. Warine⸗Oberingenieure, Torpedo-Oberingenieure 5 200 IV 
7. Hauptleute der Marineinfanterie, Feuerwerkskapitänleutnants, Torpeder⸗ III 
kapitänleutnants 
vom 1. bis 4. Jahre 3 400 
77 5. 77 8. 77 4 600 
* 9. Jahre ab . 5 100 
8. Stabsärzte 40% der Geſamtzahl 3 400 III 
400% „ 57 f 4 600 
20% „, Br 5100 
9. Kapitänleutnants 40% der Geſamtzahl f ö 3 400 360 Mk. nichtpenſions⸗ III 
. 4% f bohealt Sala. 
20% ↄ „ 1 5 100 ) fähige Zulage. 
10. Warine⸗Stabsingenieure, Torpedo-Stabsingenieure 6 800 III 
11. Generaloberärzte, Kommandeure der Seebataillone oder Stabsoffiziere in 
entſprechenden Stellungen, Oberſtabsärzte 6552 III 
12. Fregatten⸗Kapitäne, Korvetten⸗Kapitäne 6 552 300 Mk. nichtpenſions⸗ III 
13. Warine-Chefingenieure, Torpedo = Chefingenieur, Marine-Oberſtabsinge⸗ fähige Zulage. 
nieure, Torpedo⸗Oberſtabsingenieur 7802 III 
14. Inſpekteur der Marineinfanterie, Generalärzte, Vorſtände der Warine⸗ e 
Bekleidungsämter aus der Marineinfanterie im Range eines Regi- 
mentskommandeurs, Warine⸗Oberchefingenieure a 8772 u 


Der Inſpekteur der Warineinfanterie bezieht, wenn er nach 
ſeinem Dienſtalter in der Armee zum Generalmajor ernannt iſt, 
das Mehr der Gebührniſſe eines ſolchen — Gehalt 10 260 Wark, 
Dienſtzulage 900 Mark, Wohnungsgeldzuſchuß I des Tarifs — 
über den Etat. Fit ihm nur der Rang eines Brigadekommandeurs 
verliehen, ſo erhält er außer dem Gehalte ſeines Dienſtgrads einen 
Beſoldungszuſchuß von 288 Mark, eine Dienſtzulage von 900 Mark 
Ber 1115 e a ſonſtigen Gebührniſſe eines Brigadekomman⸗ 
eurs über den Etat. 600 Mk. ni 721 

15. Kapitäne zur See . ö ; 8772 fubige i 1J 


m IT 9.61 


619 


Efde. Nr. 
Dienſtſtellung. 


16. Kontre⸗- Admirale 
Kontre-Admirale als Chef des Warine⸗Kabinetts oder als De: 
partementsdirektor 4500 Mark Beſoldungszuſchuß (anſtatt 900 Mart 
Dienſtzulage). In Stellen eines Stationschefs, des Chefs des 
Warine⸗Kabinetts oder eines Departementsdirektors erhalten ſie 
außerdem einen Beſoldungszuſchuß von 294 Mark. 


17. Generalſtabsarzt der Warine , 
Sobald ihm der Nang eines Vize-Admirals verliehen iſt 


18. Vize⸗Admirale \ 

Zu lfd. Nr. 16 und 18. Bis zur anderweiten Regelung durch 
den Etat darf einem Departementsdirektor im Neichs⸗Marineamte 
das Mehr der Gebührniſſe eines Vize⸗Admirals unter Anrechnung 
feiner Stelle auf den Etat der Kontre⸗Admirale, einem Abteilungs⸗ 
chef im Neichs⸗Marineamte ſowie den Oberwerftdirektoren in Kiel 
und Wilhelmshaven das Mehr der Gebührniſſe eines KontresAd⸗ 
mirals unter Anrechnung ihrer Stellen auf den Etat der Kapitäne 
zur See über den Etat gewährt werden. Hatten die vorbezeichneten 
Stelleninhaber zur Zeit ihrer Ernennung noch nicht etatsmäßige 
Vize⸗Admiral⸗ beziehungsweiſe Kontre-Admiralſtellen inne, jo treten 
ſie in den Bezug der chöheren Gebührniſſe dieſer Dienſtgrade erſt 
ein, wenn ein dem Patente nach jüngerer Admiral in deren Genuß 
gelangt iſt. 


19. Admirale 
Bis zur anderweitigen Regelung durch den Etat darf ein Ad⸗ 
miral in der Stellung des Chefs des Marine⸗Kabinetts das Mehr 
der Gebührniſſe eines Admirals über den Etat erhalten unter An⸗ 
rechnung ſeiner Stelle auf den Etat der Vize-Admirale. 


Gehalt Dienſtzulage 
Maik Mark 

10 260 900 Mark Dienſtzulage 

10 260 14500 Mark Dienſt⸗ 

13 554 zulage. 

13 554 4 500 Mark Dienſtzulage 


oder Beſoldungszuſchuß. 


13 980 18000 Mark Dienſtzulage 


Wohnungs- 


geldzuſchuß. 
Tarifklaſſe. 


— — —— — dn U—— U— — 
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ö Beilage IV 
zum Beſoldungsgeſetze. 
Beſoldungsordnung IV. 
(Unteroffiziere.) 
Gehalt 
. oder 
Dienſtſtellung. Löhnung 
Mark 
A. Verwaltung des Reichsheers und des Reichs⸗Kolonialamts. 
a. Unteroffiziere als Löhnungsempfänger. 
Hoboiſten, Horniſten und Trompeter 187,20 
Fähnriche 302,40: 
Unteroffiziere und Bataillonstambours mit weniger als 5½ jäh- 
riger Dienſtzeit. 302,40 
Sergeanten, Unteroffiziere uſw. nach 5½ jähriger Dienſtzeit 475,20 
Vizefeldwebel, Vizewachtmeiſter, Sergeanten, Unteroffiziere uſw. 
nach 9 jähriger Dienſtzeit 565,20 
Feldwebel und Wachtmeiſter 745,20 
Unterärzte (in offenen i Unterbeterinäre (auch 
in offenen Veterinärſtellen) 745,20: 
Mit Wahrnehmung einer offenen Oberarzt⸗ oder Aſſi⸗ 
ſtenzarztſtelle beauftragte Unterärzte und mit Wahrneh⸗ 
mung einer offenen Oberveterinär- oder Veterinärſtelle 
beauftragte Anterveterinäre beziehen aus dem erſparten 
Gehalt als einzige Gebührnis 
als Selbſtmieter 1700 Mark, 
als Kaſernenquartierinhaber 13585 „ 
b. Unteroffiziere als Gehaltsempfänger. 
Feuerwerker 
vom 1. bis 3. Jahre 1000 
„ 1. Jahre ab 1100 
Unterzahlmeiſter, Unterinſpektoren, Zeugfeldwebel, Oberfeuerwer⸗ 
ker, Feſtungsbaufeldwebel, i »Öteuer=- 
leute und =Unterjteuerleute, Luftſchiff⸗Obermaſchiniſten, Ma⸗ 
ſchiniſten und Untermaſchiniſten 
vom 1. bis 3. Jahre 1300 
„ 4. „ 6. 7 1550 
„ 7. Jahre ab 1800 


Bemerkungen. 


A. Sämtliche Unteroffiziere haben Anſpruch auf Unterkunft oder Servis. 
1 bis 6. Erhalten neben der Löhnung noch Naturalverpflegungsgebühr⸗ 


niſſe und Bekleidung. 


1. Halbinvalide Hoboiſten uſw. erhalten den Löhnungsſatz für Unteroffiziere 


von 302,40 Marf. 


3. Unteroffiziere der Lauenburgiſchen Veteranenſektion erhalten 302,40 Mark, 


als Sergeanten 475,20 Mark Löhnung. 


6. 1 Feldwebel (Feldwebelleutnant) bei der württembergiſchen Schloßgarde⸗ 


Kompagnie 360 Wark penſionsfähige Zulage. 


7. Erhalten neben der Löhnung noch eee e und 


126 Mark Kleidergeld. 
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8 Gehalt 
Bi Dienſtſtellun oder 
2 0 g. Löhnung 
2 
Mark 
11. arrmeilter i 
= vom 1. bis 3. Jahre 1200 
77 A. 77 6. 77 1300 
77 7. 77 9. 77 4400 
„ 10. „ 12. Re 1500 
ee 15. AR 1600 
77 16. 77 18. ”„ 1700 
„ 15 1800 
„5 1900 
„ 25. Jahre ab 2000 
Schirrmeiſter als Panzerturmwärter erhalten penſionsfähige Ge⸗ 
haltszuſchüſſe: 
nach 12jähriger Dienſtzeit 100 Mark 
77 15 57 * 200 2 
” 18 77 77 300 7 
77 21 77 17 400 77 
12. Obermuſikmeiſter und Muſikmeiſter 
vom 1. bis 3. Jahre 1050 
77 A. 717 6. 77 1230 
15 0 75 1410 
„ 10. „ 12 „ 1590 
in 13a 2:18, u 1770 
a BO 1950 
„ 19, „ A., „ ö 2130 
„ 22. Jahre ab 2250 
13. Oberwallmeiſter und Wallmeiſter eh ET 
vom 1. bis 3. Jahre 1260 
77 A. 77 6. 57 1410 
77 7. 57 9. 77 1530 
77 10 77 12. 77 1660 
„, als, 3 I. 5, 1760 
75 16. „ 18. 57 1860 
„ 19. „ 21. 5 1960 
„ 22 24. 5 2060 
„ 25. Jahre ab 2160 
14. Kompagnieverwalter bei der Hauptkadettenanſtalt und bei den 
1 9 jowie bei dem Königlich Sächſiſchen Kadetten⸗ 
orp: 
vom 1. bis 3. Jahre 1600 
> A., „„ % 1700 
77 7. 77 9. 77 1800 
„ 10. „ 12. 57 1900 
Be 2000 
in lo: 2.18, 177 2100 
„ 19. Jahre ab 2200 
Bemerkungen. 
Zu den Schirrmeiſtern gehören: N N 
die Feldwebel als Schirrmeiſter bei den Verkehrstruppen, 


die Schirrmeiſter bei den Traindepots, 
die Zeugſergeanten, 
die Wallmeiſter als Vorſteher der Brieftaubenſtationen und 
die Schirrmeiſter bei den Pionierbataillonen. 
Die bisher als „Zeugſergeanten“ bezeichneten Schirrmeiſter er⸗ 
halten neben dem Gehalte Kleidergelder von je 48 Mark jährlich. 
Zu 14. Den Kompagnieverwaltern bei der Hauptkadettenanſtalt, die zur Zeit 
noch nicht das bisherige Höchſtgehalt von 2000 Mark beziehen, wird 
das Beſoldungsdienſtalter ſo weit zurückgerückt, daß ſie zu den nach den 
bisherigen Feſtſetzungen ſich ergebenden Zeitpunkten in das Gehalt von 
2100 Mark einrücken. a N ee 
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& Gehalt 
; oder 
& Dienſtſtellung. Löhnung 
8 
Mark 
B. Verwaltung der Kaiſerlichen Marine. 
a. Unteroffiziere als(Löhnungsempfänger: 
1. Der Warineinfanterie. 
1. Unteroffiziere mit weniger als 5½ jähriger Dienſtzeit 349,20 
2. Sergeanten, 
Unteroffiziere nach 5½ jähriger Dienſtzeit 522 
3. Vizefeldwebel, 
Sergeanten nach 9 jähriger Dienſtzeit 612 
4. Feldwebel 792 
2. Der Marineteile uſw. ausſchließlich Warineinfanterie. 
5. Maate 583,20 


Abteilungstamboure dürfen in die Obermaatenlöhnung 
aufrücken, wenn Maate jüngeren Dienſtalters desſelben 
Marineteils die Obermaatenlöhnung beziehen. Sie er- 
halten das Mehr ihrer Löhnung gegen diejenige eines Maa⸗ 
ten über den Etat. i 

6. Obermaate . 792 

Diviſions⸗ und Abteilungstamboure, letztere nur, 
wenn ſie Obermaate ſind, die in der dritten Anlage zum 
Etatsgeſetz aufgeführten etatsmäßigen Schreiber, die Hand⸗ 
werksmeiſter der Bekleidungsämter ſowie die Oberſanitäts⸗ 
maate dürfen nach 9 jähriger Dienſtzeit in die Vizefeldwebel⸗ 
gebührniſſe aufrücken. 

7. Vizefeldwebel ! 792 
8. Unterärzte (in offenen Aſſiſtenzarztſtellen) 792 

Mit Wahrnehmung einer offenen Aſſiſtenzarztſtelle 
beauftragte Unterärzte beziehen aus dem erſparten Ge⸗ 
halt als einzige Gebührnis 


als Selbſtmieter 1700 Mark, 
„ Kaſernenquartierinhaber 1355 „ 
9. Fähnriche zur See 835,20 
10. Feldwebel und Wachtmeiſter, etatsmäßige Sanitätsfeldwebel 900 
b. Unteroffiziere als Gehaltsempfänger. 
11. Artilleriewarte 
vom 1. bis 3. Jahre 1350 
„ 1. „ 6. 5 1450 
„ un. 9. u 1550 
757 10. 77 12. 77 1650 
„ „ r 10. 1750 
e 02:5 8 1850 
77 19. 77 21. 77 1950 
„ 22. Jahre ab 2000 


Bemerkungen. 


Zu a. Sämtliche Unteroffiziere haben Anſpruch auf Unterkunft oder Servis. 
Sie erhalten neben der Löhnung noch Naturalverpflegungsgebührniſſe, 
am Lande gegen einen Abzug von 46,80 Wark. f 

Zu 1 bis 4 Die Unteroffiziere der Warineinfanterie erhalten freie Bekleidung. 

Zu 1 bis 3. Hoboiſten der Marineinfanterie dürfen keine höhere Löhnung als 
diejenige der Unteroffiziere (349,20 Mark) erhalten. 

Zu 5 bis 7 und 10. Einſchließlich 108 Mark Kleidergeld. 

Zu 8. Erhalten neben der Löhnung noch 126 Wark Kleidergeld. 

Zu 9. Efnſchließlich 360 Mark Kleidergelldd. a 1 2 

Zu b. Naturalverpflegungs⸗ oder Bekleidungsgebührniſſe ſind nicht zuſtändig. 
Die unter lfd. Nr. 11, 12 und 13 aufgeführten Unterofffiziere haben 
Anſpruch auf Unterkunft oder Servis. 
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Lfde. Nr. 


22. 
13. Obermuſikmeiſter und Muſikmeiſter der 


Artilleriewarte als Panzerturmwärter erhalten pen 


1916. 11. 


Juli. 


Dienſtſtellung. 


ſionsfähige Gehaltszuſchüſſe: 


nach 


12 jähri 


iger Dienſtzeit 


nach 15 jähriger Dienſtzeit 
nach 18 jähriger Dienſtzeit 
nach 21 jähriger Dienſtzeit 
12. Obermuſikmeiſter und Muſikmeiſter der 


von 
Don 
von 
von 


100 Marf, 
200 Mark, 
300 Wark, 
400 Wark. 
Marineinianterie 


vom 1. bis 3. Jahre 
77 A. 77 6. 77 
17 7 7 * 9. 77 
77 10 77 12. 17 
. im 
I 16 77 18. 77 
19 21 


Fahr re ab 


der Matrojenartillerie- Abteilungen 


vom 


14. Oberbedoffizicre 


Zu 14. 


klaſſe I 


vom 


1. bis 9. Jahre 
10. „ 12. 
Id. „ 15 

16. 77 18. 77 
19. „ 21. 


22. Jahre ab ’ 
und Deckoffiziere 


1. bis 3. Jahre 
A. 77 6. 77 
e 
10. „ 12. „ 
13. 15. 


16. Jahre ab 


Bemerkungen. 


Watroſendiviſionen und 


Gehalt 
oder 
Löhnung 


Mark 


1050 
1230 
1410 
1590 
1770 
1950 
2130 
2250 


1410 
1590 
1770 
1950 
2130 
2250 


2100 
2298 
2502 
2700 
2850 
3000 


en neben dem Gehalte den Wohnungsgeldzuſchuß nach Tarif— 
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Förderung des bargeldloſen Zahlungsverkehrs. 
M. J. (M. Bl. S. 141). a 


Euerer (Tit.) überſende ich unter Bezugnahme auf den Erlaß vom 27. Mai 
1916 Abſchrift eines vom Reichsbank⸗Direktorium an ſämtliche im Deutſchen 
Reiche beſtehenden Handels, Handwerks⸗, Gewerbe⸗ und Landwirtſchaftskammern, 
den Bund der Landwirte und die Deutſche Lanwirtſchaftsgeſellſchaft gerichteten 
Schreibens vom 12. Juni 1916, (Anl. a) betreffend Förderung des bargeld⸗ 
loſen Zahlungsverkehrs, zur gefälligen Kenntnisnahme mit dem Erſuchen, die 
Beſtrebungen des Reichsbank⸗ Direktoriums bei den Berufsvertretungen dort⸗ 
ſeits nach Kräften zu unterſtützen. 

An die Herren Regierungspräſidenten und den Herren Polizeipräſidenten hier. 


An die Herren Oberpräſidenten. 


N (Anl. a) a 

Der Notenumlauf der Reichsbank hat bekanntlich ſeit Kriegsausbruch infolge 
des außerordentlich erhöhten Zahlungsmittelbedarfs eine gewaltige Steigerung 
erfahren. Demzufolge iſt, da die Zunahme des Barvorrats trotz des unaus⸗ 
geſetzten Zufluſſes von Gold naturgemäß nicht fin gleichem Maße erfolgen konnte, 
eine erhebliche Verſchlechterung des Deckungsverhältniſſes der Noten durch den 
Barvorrat eingetreten. Eine weitere Verſchlechterung hintanzuhalten, liegt aber 
nicht allein im Intereſſe der Reichsbank, ſondern auch — vom wirtſchaftlichen 
wie vom politiſchen Standpunkte aus — im dringendſten Intereſſe des Reichs. 
Es gewinnt daher die Frage der weiteren Ausgeſtaltung und Förderung des 
bargeldloſen Zahlungsverkehrs zum Zwecke der Einſchränkung des Barmittel⸗ 
umlaufs eine immer größere Bedeutung, und zwar nicht nur für die jetzige 
Kriegszeit, ſondern vor allen Dingen auch für die Zeit nach dem Kriege, da 
ohne Zweifel die normale Bewertung unſerer Währung im Auslande um ſo 
ſchneller wieder hergeſtellt werden wird, je raſcher der Notenumlauf in normale 
Grenzen zurückgeführt und ſomit das Deckungsverhältnis der Noten durch den 
Varvorrat wieder günſtig geſtaltet wird. Für dieſes Ziel haben ſich erfreulicher- 
weiſe Tagespreſſe und Fachzeitſchriften in zahlreichen belehrenden Artikeln mit 
merklichem Erfolge eingeſetzt. Eine beſondere wirkſame Unterſtützung würden 
die Beſtrebungen in dieſer überaus bedeutſamen Frage aber erfahren, wenn vor 
allem auch die Intereſſenvertretungen der am Geldverkehr beſonders ſtark be— 
teiligten Berufsſtände unter Hinweis auf die dem einzelnen auch auf dem Gebiete 
des Zahlungsverkehrs obliegenden vaterländiſchen Pflichten ſtändig und mit 
Nachdruck ihren Einfluß auf die einzelnen Mitglieder ihrer Organiſation in 
der Richtung der tunlichſten Einſchränkung des Barzahlungsverkehrs geltend 
machen. f h l 

Die Erreichung dieſes Zieles würde im beſonderen dadurch gefördert werden, 
daß von allen denjenigen Mitgliedern, welche bereits Banko ten unterhalten, 
jede Möglichkeit, Zahlungsvorgänge auf dem bargeldloſen Ueberweiſungswege 
von Konto zu Konto zu erledigen, unbedingt ausgenutzt wird. Des weiteren 
hätten alle anderen, ſoweit fie Zahlungen in irgendwie nennenswertem Um⸗ 
fange zu leiſten oder zu empfangen haben, ſich alsbald ein Konto (Reichsbankgiro⸗, 
Poſtſcheck⸗, Bank oder Sparkaſſenkonto) errichten zu laſſen, ſich ſeiner bei allen 
Zahlungen — ſei es durch Ausſchreibung einer Uebertragungsanweiſung von 
Konto zu Konto oder auch durch Ausſchreibung von Schecks — zu bedienen und 
durch Aufdruck auf Briefbogen, Rechnungen uſw. auch andere auf die Ber 
nutzung dieſes Kontos für Zahlungszwecke hinzuweiſen. 

Auf dieſe Weiſe würde die wünſchenswerte Erweiterung des Kreiſes der 
Kontoinhaber erreicht und damit zugleich die Grundlage für eine möglichſt um⸗ 
fangreiche Anwendung des bargeldloſen Uebertragungsverfahrens geſchaffen wer⸗ 
den. Mit der möglichſt allgemeinen Einbürgerung dieſes Verfahrens wird 
aber ohne allen Zweifel eine ‚jehr erhebliche Erſparnis an Umlaufsmitteln zu 
erzielen ſein, die in der augenblicklichen Kriegszeit beſonders nottut, die aber 
auch in den kommenden Friedenszeiten durch ihre erziehliche Wirkung in Der 
Richtung der Verbeſſerung der deutſchen Zahlungsſitten und durch ihre günſtige 
Einwirkung auf die baldige Wiederherſtellung des tollen Wertes unſerer Va— 
luta von unſchätzbarem Nutzen ſein wird. 

Angeſichts der außerordentlichen Bedeutung des Gegenſtandes dürfen wir 
unter Beifügung eines für die erforderliche Aufklärungstätigkeit als Anhalt ge⸗ 
eigneten, die Vorteile des Bankkontos für den einzelnen in anſchaulicher Weiſe 
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ſchildernden Merkblattes die dringende Bitte ausſprechen, durch rege Werbetätig⸗ 
keit im Sinne der vorſtehenden Ausführungen auf die einzelnen, Ihrem Wir⸗ 
kungskreiſe zugehörigen Intereſſenten einwirken zu wollen. 

Auf Wunſch ſteht eine beliebige Anzahl von Abdrücken des Werkblattes 
zur Verfügung; gegebenenfalls bitten wir, ſie unter Benutzung des anliegenden 
Vordrucks bis zum 1. Juli anfordern zu wollen. 

Berlin, den 12. Juni 1916. 

Reeichsbankdirektorium. ö 
An ſämtliche Handelskammern und kaufmänniſchen Korporationen, ſämtliche 
Handwerks⸗ und Gewerbekammern, ſämtliche Landwirtſchaftskammern, den Bund 
der Landwirte in Berlin, die Deutſche Landwirtſchafts⸗Geſellſchaft in Berlin. 


Merkblatt für den Scheck- und Ueberweiſungsverkehr. 


Wozu dient ein Scheck- oder Ueberweiſungskonto? 

Es dient zur Erſparung von Bargeld und ermöglicht feinen Inhaber, trotz 

dem jederzeit Zahlungen aus ſeinem Guthaben zu leiſten. 
er kann ſich ein Scheck- oder Ueberweiſungskonto anlegen? 

Jeder, der irgendwie mit Geld zu wirtſchaften hat, der Kaufmann, der Ge⸗ 
werbetreibende, der Landwirt, der Beamte, der Handwerker, der Privatmann. 
Wo kann ich mir ein Scheck⸗ oder Ueberweiſungskonto anlegen? 

Bei einer Bank, Sparkaſſe, Kreditgenoſſenſchaft und bei der Poſt. 

Warum empfiehlt es ſich, ſich ein Scheck- oder Ueberweiſungskonto anzulegen? 
1) Weil das Geld vor Diebſtahl und Feuersgefahr geſchützt iſt. 
2) Weil man jederzeit ohne große Mühe und Zeitverluſt über fein Gut⸗ 
haben verfügen kann. i 

3) Weil man lin der Regel noch Zinſen für das ſonſt nutzlos zuhauſe liegende 
Geld erhalten kann. ji 

4) Weil ſich jede Zahlung, die durch Scheck oder Ueberweiſung geleitet 
iſt, noch nach vielen Jahren durch Einſicht in die Bücher der das 
Konto führenden Anſtalt nachweiſen läßt und Nechtsnachteile, wie fie 
häufig durch das Verlorengehen von Quittungen entſtehen, vermie— 
den werden. * 

5) Weil man bei entſprechender Benutzung des Kontos zur Verminde— 
rung des Barmittelumlaufs beiträgt und fo dem vaterländiſchen In⸗ 
tereſſe dient. ae . 
Wie lege ich mir ein Scheck- oder Ueberweiſungskonto an? a 

Ich zahle meine baren Einnahmen bei einer Bank, Sparkaſſe, Kredit⸗ 
genoſſenſchaft oder der Poſt ein und weiſe jeden, der an mich Zahlungen 
zu leiſten hat, an, das Geld nicht an mich, ſondern an meine Banfverbin- 
dung abzuführen. Die Poſt würde auf Grund eines einmaligen Antrags 
ſämtliche eingehenden Poſtanweiſungen ohne weiteres auf das Konto des 
Empfängers überweiſen. 

Wie verfüge ich über meine Guthaben auf Scheck- oder Ueberweiſungskonto? 

1) Ich beauftrage die Sparkaſſe oder Bank, aus meinem Guthaben an 

meinen Gläubiger einen beſtimmten Betrag zu überweiſen, oder 

2) ich ſchreibe einen Scheck aus und übergebe dieſen anſtatt des baren 

Geldes meinem Gläubiger (3. B. dem Kaufmann für gelieferten Kunſt⸗ 
dünger, dem Waſchinenfabrikanten für Maſchinen). 

3) Ich hebe im Falle eigenen Geldbedarfs Bargeld in den von mir 

gewünſchten Sorten mittels Schecks oder Quittung ab. 

Wie kann ich mich davor ſchützen, daß ein durch Brief nach außerhalb ge⸗ 
ſandter Scheck bei Verluſt des Briefes in unrechte Hände kommt, die damit 
Wißbrauch treiben könnten? 

Indem ich auf die Vorderſeite des Schecks den Vermerk „Nur zur Ver⸗ 
rechnung“ ſchreibe. Ein ſolcher Scheck darf von der das Konto (führenden 
Bank an den Ueberbringer nicht bar ausgezahlt, ſondern muß durch Ver⸗ 
rechnung — in der Regel durch Gutſchrift auf dem Konto des Scheckin⸗ 
habers — beglichen werden. Auf dieſe Weiſe iſt jederzeit der letzte Scheck⸗ 
inhaber feſtzuſtellen. 5 
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Beiſpiele aus dem geſchaͤftlichen Verkehr eines Landwirts 
unter Anwendung des Scheckverkehrs. 


Der Landwirt Gottlieb Schulze hat ein Scheckkonto bei der Deutſchen⸗ 


Bank. 
1. Beiſpiel. 

Es iſt Lohntag. Schulze hat 30 Landarbeiter zu entlohnen, die ihren 

Lohn in beſtimmten Geldjorten wünſchen. Er ſelbſt muß bis zum Abend 
im Betriebe tätig fein, kann daher nicht perſönlich zur Bank gehen. Er 
beauftragt feinen Knecht, das Geld zu erheben. Der Scheck, den er dieſem, 
mitgibt, lautet folgendermaßen: 

Mk. 600,50 


Die Deutſche Bank, Berlin, wolle zahlen ‚gegen dieſen Scheck die Summe von 
e Mk. 50 Pfg. 
an mich Re 
Ueberbringer. Unterſchrift. 
Eichwalde, den 1. Juni 1916. Gottlieb Schulze. 
i 2. Beiſpiel. 

Schulze hat bei der Akt.⸗Geſ. H. F. Eckert, Fabrik für landwirtſchaftliche 
Maſchinen in Berlin, eine Sämaſchine für Mk. 2500,.— ekauft. Die Ara 
11 8 11 00 Konto bei der Reichsbank und bei der National ank ne Deutſchland 
in Berlin 
a) Schulze ſchickt der Geſellſchaft in eee . fe folgenden Scheck: 


Die Deutſche Bank, Berlin, wolle 80016 gegen 19 888 Schenk die Summe 
von Zweitauſendfünfhundert Mk. — Pfg. 
an Akt.⸗Geſ. H. F. Eckert, Berlin 
oder Beenden N 
Eichwalde, den 1 Juni 1916, Gottlieb Schulze. 
(Unterſchrift) 


b) ee 1 an bie Deutſche Bank folgenden Brief: 


Deutſche Bank Be rlin. 
Ich erſuche Sie ergebenſt, an die Akt.⸗Geſ. H. F. Eckert, Berlin, 


zu Laſten meines Scheckkontos 
Mk. 2500, — 


durch Neichsbanks Girokonto zu überweiſen. 
Eichwalde, den 1. Juni 1916. 5 N Eottlieb Schulze. 
oder 


C) An die 
Deutſche Bank erlin 
Ich erſuche Sie ergebenſt, der Paket für Deutſchland, 
Berlin, für n der Akt.⸗Geſ. F. Eckert, Berlin, N 
Mk. 2500,.— (Sweitauſenofünſpundert Mk.) 
zu Laſten meines Schedtontos zu e ! 
Eichwalde, den 1. Juni 1916. Gottlieb Schulze. 
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Inkraftſetzung des Frachturkundenſtempelgeſetzes vom 17. Juni 1916. 
Allerhöchſte Verordnung. (R. G. Bl. S. 739). 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deutſcher Kaiſer, König von Preu⸗ 
ßen etc. verordnen auf Grund des Artikel IV des Frachturkundenſtempel⸗ 
geſetzes vom 17. Juni 1916 ͤ im Namen des Reichs i Zuſtimmung des 
Bundesrats, was folgt: 

Das Frachturkundenſtempelgeſetz vom 17. Juni 1916 tritt mit dem 
1. Auguſt 1916 in Kraft. 


Urkundlich Unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedruck⸗ 


tem Kaiſerlichen Inſiegel. 
Gegeben Großes Hauptquartier, den 11. Juli 1916. 
(Siegel) Wilhelm. 


nur z ur 
Verrechnung! 
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Aenderung der Poſtordnung vom 20. März 1900. 
K. (R. G. Bl. S. 740). 


Auf Grund des § 50 des Geſetzes über das Poſtweſen vom 28. Oktober 1871 
(Reichs⸗Geſetzbl. S. 347) und des Geſetzes, betreffend eine mit den Poſt⸗ und 
Telegraphengebühren zu erhebende außerordentliche Reichsabgabe, vom 21. Juni 
1916 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 577) wird die Poſtordnung vom 20. März 19007) 
wie folgt ergänzt und geändert. 


1. 


1 


Im 8 16 „Verſchluß der gewöhnlichen und einzuſchreibenden Pakete 
1 der Sendungen mit Wertangabe“ erhält die Wehe chf den 
uſatz 

Kennzeichnung der von der NeichSabgabe (Geſetz vom 21. Juni 

1916) befreiten 5 N N 
Am Schluſſe des Abf. I iſt einzuſchalten: 

Von der Reichsabgabe (Geſetz vom 21. Juni 1916) befreite Pakete, 
enthaltend Zeitungen oder Zeitſchriften, dürfen nicht durch Lackſiegel, 
Siegelmarken oder Prägedruck verſchloſſen ſein. Sie müſſen über der 
Aufſchrift einen weißen Zettel mit der groß bedruckten Bezeichnung 
„Zeitungen, Zeitſchriften“ tragen. Der gleiche Vermerk muß auf der 
Paketkarte angebracht ſein. Die Poſtanſtalten ſind berechtigt, die Oeff⸗ 
nung der fo gekennzeichneten Pakete zur Prüfung des Inhalts an 
Amtsſtelle zu verlangen oder ſelbſt vorzunehmen. 


. 5m $ 18 „Poſtaufträge zur Einziehung von Geldbeträgen und zur 


Einholung von Wechjelatzepten“ iſt im letzten Satze des Abf. XII, ſtatt 
eh, ſetzen: 
800 


Im $ 37 „Gebühren für Briefe im Orts⸗ und e 


iſt im Abſ. I ſtatt „im Nichtfrankierungs falle 10 zu ſetzen: 
im Nichtfrankierungsfalle das Doppelte. 


In en $ (37) erhält der Abſ. IV folgenden Wortlaut: 


IV Für unzureichend frankierte Briefe wird dem Empfänger das 
Doppelte des Fehlbetrags angeſetzt, nötigenfalls unter Abrundung auf 
eine durch 5 teilbare Pfennigſumme aufwärts. 


Im 839 „An wen die Beſtellung geſchehen muß“ iſt im 1. Satze des 


ö Abſ. VII beidemal ſtatt „400“ zu ſetzen: 
5 


. Im § 45 „Behandlung unbeſtellbarer Poſtſendungen am Beſtimmungs⸗ 


orte“ iſt im letzten Satze des Abſ. II das Wort „Porto“ zu ſtreichen. 
In demſelben § (45) iſt im Abſ. IV ſtatt „des Portos“ zu ſetzen: 
der Gebühr. 


. Im 8 48 „Nachlieferung von Zeitungen“ it im 1. Satze ſtatk „iſt“ 


zu ſetzen: 
ind „ 

die Worte „das Proto von“ ſind zu ſtreichen. 

Im 2. Satze iſt ſtatt „Das gleiche Porto“ zu ſetzen: 
Derſelbe Betrag 


. Im § 49 „Verkauf von Poſtwertzeichen“ iſt im Abſ. I als 2. Satz 


einzuſchalten: Poſtwertzeichen, deren Nennwert auf Bruchpfennige lautet, 
werden in Mengen durch 2 teilbar, ſei es desſelben Nennwerts oder 
verſchiedener Nennwerte, auf ausdrückliches Verlangen jedoch auch ein⸗ 
zeln unter e . Nennwerts auf volle Pfennige aufwärts 
abgegeben. 


Uebergangsvorſchrift 


Bei Briefen im Orts⸗ und Nachbarortsverkehre, die nach den bisherigen 
Vorſchriften frankiert ſind, wird in den Monaten Auguſt und September 1916 
nur der Betrag von 3 Pfennig nacherhoben. Dasſelbe gilt für Poſtkarten, die 
nach den bisherigen Vorſchriften frankiert ſind. 

Vorſtehende Aenderungen treten am 1. Auguſt 1916 in Kraft. 


7) Verwaltungsvorſchriften Band III Seite 696. 
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Aenderung der Telegraphenordnung vom 16. Juni 1904. 
R. K. (R. G. Bl. S. 74). | 


Die Telegraphenordnung vom 16. Juni 1904*) wird wie folgt geändert. 

1. Im § 7 fällt der Abſ. V (Abrundung der Telegrammgebühr auf einen 
durch 5 teilbaren Pfennigbetrag) weg. 

2. Im 510 „Telegramme mit Vergleichung“ iſt als letzter Abſatz ein- 
zuſchalten: N N 
III Bei der Berechnung der Gebühren ſich ergebende Bruchpfennige 

ſind auf volle Pfennige aufwärts abzurunden. 
3. Zwiſchen § 15 und 16 iſt als neuer Paragraph einzuſchalten: 


Preſſetelegramme 


§ 15 a N 

Von der Reichsabgabe (Geſetz vom 21. Juni 1916, Reichs⸗Geſetzbl. 
S. 577) befreite Preſſetelegramme (d. ſ. an Zeitungen, Zeitichriften, 
ſoder Nachrichtenbureaus gerichtete Telegramme in offener Sprache, 
deren Inhalt aus politiſchen, Handels⸗ oder anderen Nachrichten von 
allgemeiner Bedeutung beſteht, die zur Veröffentlichung in den Zei⸗ 
tungen und Zeitſchriften beſtimmt ſind) müſſen vom Abſender im 
Eingang durch das gebührenfreie Wort „Preſſe“ gekennzeichnet ſein. 

Vorſtehende Aenderungen treten am 1. Auguſt 1916 in Kraft. 
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Anbau von Raps auf Eichenſchälwaldſchlägen. 
WM. L. D. F. (M. Bl. L. D. F. S. 188). 


An ſämtliche Königlichen Regierungen, mit Ausnahme von Königsberg, Allen— 
ſtein, Gumbinnen, Schleswig, Aurich, Münſter und Sigmaringen — un⸗ 


mittelbar. 
Abſchrift. 
Der Präſident ee 5 
34. f 


Betrifft: Anbau von Naps auf Eichenſchäl⸗ 
waldſchlägen. 

Der beſtehende Mangel an Fetten und Oelen macht es erforderlich, alle 
für eine nachhaltige Behebung desſelben ſich eignende Quellen ſo vollkommen 
als möglich zu erſchließen. N et \ 

Neben einer allgemeinen Vermehrung des Anbaues von Oelpflanzen er⸗ 
öffnet ſich im Bereiche der Forſtwirtſchaft die Möglichkeit, durch eine ausgiebige 
Heranziehung der diesjährigen Eichenſchälwaldſchläge zum Anbau von Raps 
(Winterraps, Kohlraps, Kohlſaat) zur Steigerung der Oelproduktion weſentlich 
beizutragen. n 

Auf Grund der in den Königlich Bayriſchen Staatsforſten der Pfalz in 
den beiden letzten Jahren bereits gemachten günſtigen Erfahrungen iſt eine als⸗ 
baldige Inangriffnahme größerer Anbauflächen auf allen geeigneten Böden 
des Eichenſchälwaldbetriebs nach Maßgabe der verfügbaren Vorräte an Saat⸗ 
gut in Ausſicht genommen. 1 f 

Die mir vorliegenden Gutachten ſprechen ſich über die Durchführbarkeit 
des Anbaues und den zu erwartenden Ernteerfolg ſowohl vom forſttechniſchen 
als auch vom landwirtſchaftlichen Standpunkt gleichermaßen günſtig aus. 

Von der in der Reichsſtatiſtik vom Jahre 1900 auf 446 537,2 ha ermittelten 
Geſamtfläche des deutſchen Eichenſchälwalds ſtehen heute nach Abzug der Am⸗ 
wandlungsbeſtände und ſonſtiger für den Schälbetrieb minder in Frage kom⸗ 
mender Niederwaldflächen noch annähernd 250 000 ha zur Verfügung. 


Von dieſer Fläche entfallen auf: 


Berlin, den 29. Juni 1916. 


Kron⸗ und Staatsforſten annähernd 10 000 ha 
Gemeindeforſten a 90000 „ 
Stiftungsforſten 8 3000 „ 
Genoſſenſchaftsforſten 8 32 000 „ 
Privatforſten er 115000 „ 


*) Verwaltungsvorſchriften Jahrgang 1904 Seite 361. 
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An der Geſamtfläche ſind beteiligt: 


Preußen mit etwa 70 % 
Bayern „ „ 10 „, 
Baden 77 77 5 77 
Heſſen 77 v 5 77 
Oldenburg * 2 
Elſaß⸗Lothringen 


die 15 deutſchen Staaten, insbeſondere Württemberg 
und Sachſen, mit zuſammen FR 

Bei einem mittleren Umtrieb von 16 bis 17 Jahren würde unter normalen 
Verhältniſſen die jährliche Schlagfläche rund 15000 ha betragen. Infolge 
des durch die Kriegslage geſteigerten Bedarfs an Gerbſtoffen kann jedoch mit 
dem Einſchlag einer gegenwärtig 2= bis Zmal fo großen Fläche = etwa 35 000 ha 
gerechnet werden. 

Da in den Hauptverbreitungsgebieten des Eichenſchälwalds großenteils auch 
die klimatiſchen Bedingungen für das Gedeihen des "Napfes gegeben iind, 
ſo darf nach Abzug aller nach Lage und Boden oder aus ſonſtigen Gründen 
minder geeigneten Flächen auf eine anbaufähige Fläche von immerhin be— 
achtenswerter Größe gerechnet werden. n 

Für den demnächſt auszuführenden Anbau und die künftige Sicherſtel⸗ 
lung der Ernte werden die nachſtehenden Geſichtspunkte zu beachten ſein: 

1. Die klimatiſchen Vorbedingungen ſind als gegeben zu erachten, wenn 
der Boden einen gut entwickelten Eichenſchälbeſtand getragen hat. Hierher 
wird in erſter Linie die Mehrzahl der weſt⸗ und ſüddeutſchen Schälwaldgebiete 
mit einer mittleren Jahrestemperatur von 8—100 Celſius und fonnenfeitigen 
Lagen bis zu 400 m Höhe zu (rechnen ſein. 

Aber auch noch in Mittels und Oſtdeutſchland, 3. B. Hannover, Sachſen, 
Schleſien, werden noch vielfach ſich eignende Standorte in milderen Lagen 
vertreten ſein. | | 

2. Hinſichtlich der Bodenbeſchaffenheit beanſprucht der Raps einen lok— 
keren, hinreichend friſchen, mit Humus gemiſchten, mineralfräftigen Boden, 
Nach dem in den Hauptverbreitungsgebieten des Eichenſchälwaldes vornehm⸗ 
lich vertretenen Grundgeſtein (Tonſchiefer, Grauwacke, Kohlenſandſtein, Rot⸗ 
liegendes, Buntſandſtein, Kalk, Porphyr u. a.) iſt ein hinreichender Mineral» 
gehalt zumeiſt vorhanden. Der Verwitterungsboden ſelbſt befindet ſich, ſo⸗ 
fern nur der Vorbeſtand hinreichend beſtockt war, in der Regel in günſtiger 
Verſaſſung, iſt reich an Stickſtoff und neigt in den auf den Abtrieb fol⸗ 
genden erſten Monaten noch wenig zu Unkrautwuchs. Eine mehr oder min⸗ 
Dr on loſe Steinbemengung tit dem Gedeihen des Napſes nicht hin⸗ 
erlich. ö 

3. Die Kultur des Rapſes iſt auf allen Böden dieſer Art verhältnismäßig 
leicht und ſicher ausführbar. Eine Düngung iſt nicht erforderlich. 

In den meiſten Fällen genügt eine Auflockerung des Bodens mit eiſernen 
Rechen, unter ſchwierigeren Verhältniſſen unter Zuhilfenahme eines dreizinkigen 
Karſtes. Der Auflockerung muß die Einſaat, welche am beſten breitwürfig 
mit 8—10 kg auf 1 ha ausgeführt wird, unmittelbar folgen. Der Samen 
wird alsdann mit eiſernen Rechen leicht eingekratzt. 

4, Die Koſten des Anbaus find im Vergleich mit dem feldmäßigen Anbau 
ſehr geringe. Der Bedarf an Arbeitskräften iſt daher ebenfalls nicht erheblich. 
Frauen⸗ und Kinderarbeit mit Unterſtützung durch einige wenige männliche 
Arbeitskräfte dürfte ausreichend ſein. 

Bodenarbeit, Ausſaat und Bedecken des Samens können im Mittel auf 
20 Mk., der Wert des Saatguts auf 5 Mk. für ihn, die Geſamtkoſten der 
Beſtellung ſomit auf 25 Mk. für ihn geſchätzt werden. ö 


5. Der Ernteertrag kann bei mäßiger Schätzung auf immerhin 25 Zent⸗ 


ner Körner, 40 Zentner Stroh und 8 Zentner Schoten veranſchlagt werden. 
Unter günſtigen Verhältniſſen werden Ernten bis zum 1½ fachen Betrage 
der genannten Sätze zu erwarten ſein. i 

6. Für den Erntevollzug iſt die richtige Bemeſſung der im allgemeinen 
auf Ende Juni bis Anfang Juli fallenden Erntezeit von weſentlicher Be⸗ 
deutung. Der Samen darf nicht zu reif ſein, da ſonſt beim Schnitt Ver— 
luſte eintreten. 

7. Was die dem Rapsbau drohenden Schäden (ungünſtige Winter, Erd⸗ 
floh, Glanzkäfer, Pilzerkrankungen) anbetriffft, jo find dieſe bei dem Anbau. 
auf Schälwaldſchlägen nicht größer als auch bei feldmäßigem Anbau. 

Was den Schaden durch Wild anbelangt, fo wird dieſem durch ver- 
ſtärkten Abſchuß und Abwehrmaßnahmen (Verlappen, Verwittern) rechtzeitig 
entgegenzutreten ſein. 
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8. In forſtwirtſchaftlicher Beziehung iſt der Rapsanbau als einmalige 
Nutzung auf friſchen Schälſchlägen unbedenklich. 

ür die Organiſation der Nutzung werden verſchiedene Wege, je nach 
dem i und den beſonderen wirtſchaftlichen Verhältniſſen, einzuſchla⸗ 
gen ſein. i 

Die bei verhältnismäßig geringen Anbaukoſten zu erwartenden günſtigen 
Ernteerträgniſſe laſſen die Uebernahme des Anbaues durch den Walbbeſitzer 
ſelbſt als in erſter Linie geeignet erſcheinen. 

In den Kron⸗ und Staatsforſten, ebenſo in allen der Staatsaufſicht un⸗ 
terſtellten Gemeinde- und Genoſſenſchaftsforſten, ſowie in den Stiftungsforſten 
dürften weſentliche Schwierigkeiten dieſem Verfahren nicht entgegenſtehen. 

Auch für den Privatforſtbeſitz dürfte in den günſtigen Ausſichten, welche 
der Rapsanbau als lohnende Zwiſchennutzung an ſich ſchon eröffnet, ein hin⸗ 
reichender Anreiz gegeben ſein, wenn gleichzeitig für eine ſachgemäße Auf⸗ 
klärung, namentlich auch im forſtlichen Kleinbeſitz, durch alle beteiligten Be⸗ 
hörden (Erlaß von Bekanntmachungen, Belehrungsartikel in den in den länd⸗ 
lichen Bezirken verbreiteten Zeitungen, Vorträge in den land wirtſchaftlichen 
Vereinen, Mitwirkung der Lokalforſlbeamten durch mündliche Werbearbeit u. 
a. m.) Sorge getragen wird. 

Inſoweit ich in dem Beſitzſtand der Gemeinden, Genoſſenſchaften, Stiftungen 
und beſonders den Privaten Schwierigkeiten ergeben ſollten, wird zu erwägen 
ſein, inwieweit die Beſitzer dazu beſtimmt werden können, ihre diesjährigen 
Schälſchläge gegen Gewährung eines angemeſſenen Pachtzinſes dem Staate 
behufs einmaliger Nutzung zu Rapsanbau zur Verfügung zu ſtellen. Wei⸗ 
terhin wäre auch die koſtenfreie Lieferung des Saatgutes an Private in 
Betracht zu ziehen, wenn dieſe zur Ausſaat ſich verpflichten und bereit er⸗ 
klären. daß bei entſprechendem Ausfall der Ernte die vorgelegten Koſten des 
Saatguts erſtattet werden. 

Was endlich die künftige Einbringung der Ernte anbetrifft, fo wird ba 
ſonders für die Kron⸗ und Staatsforſten, erforderlichenfalls auch für die Ge⸗ 
meinde- und Genoſſenſchaftsforſten, ſowie auf den im Privatbeſitz vom Staat 
in Pachtung genommenen Schlägen, der flächenweiſe Verkauf auf dem Halm. 
zur Selbſtgewinnung durch den Käufer zu empfehlen ſein. Es bietet dieſes 
Verfahren, wenn der Verkauf der Loſe rechtzeitig vor Beginn der Samen⸗ 
reife erfolgt, den Vorteil, daß die Einbringung der Ernte im richtigen Zeit⸗ 
punkt bei günſtiger Witterung geſichert wird. 

Ueber die Zuleitung der nächſtjährigen Samenernte an die Oelmühlen, 
die weitere Verwendung des gewonnenen Oels und der Oelkuchen wird der 
Erlaß beſondere Beſtimmungen vorbehalten. 

In Vertretung: 
gez. v. Braun. 
An ſämtliche Bundesregierungen (für Preußen an das Königliche Miniſterium 
für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten) und an den Herrn Statthalter 
in Straßburg i. E. 


Abſchrift erhält die Königliche Regierung mit dem Auftrage, die erfor⸗ 
derlichen Erhebungen und ſodann die Durchführung des Anbaus für die Staats- 
forſtreviere ſofort in die Wege zu leiten. 

1. In oberförſtereiweiſe geordneten Nachweiſungen zuſammenzuſtellen: 
1. welche Schälwaldfläche im Sommer 1916 überhaupt zum Abtrieb 

gelangt - it, 

2. welche Fläche hiervon nach Klima, Lage und Boden fih zum Ans 
bau von Winterraps eignet. 

Neben den für den Anbau von Raps an ſich geeigneten Flächen 
ſind in beſonderer Spalte die Flächen auszuwerfen, deren Anbau 
durch die Forſtverwaltung ausführbar erfcheint. 

Die Gründe, die den Anbau auf an ſich geeigneten Flächen un⸗ 
möglich erſcheinen laſſen, find in einer Spalte „Bemerkungen“ kurz 
anzugeben. 

Die Vorlage der Nachweiſungen erwarte ich bis zum 20. d. M. 

2. Die rechtzeitige Beſtellung der Flächen, die mit den verfügbaren 
Beamten und Arbeitern in Betrieb genommen werden können, iſtz 
mit allen Mitteln — aber ohne Beeinträchtigung der in erſter Linie 
wichtigen Erntearbeiten und gegebenen Falles mit Hilfe von Kriegs⸗ 
gefangenen — anzuſtreben. 

Liegen in der Nähe von Staatsforſtrevieren oder Königlichen Domänen 
geeignete Eichenſchälwaldſchläge von Gemeinden, Genoſſenſchaften, Stiftungen 
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oder Privaten, deren Beſitzer die Beſtellung mit Raps nicht ſelbſt ausführen 
wollen oder können, ſo iſt die Anpachtung der Flächen zwecks Nutzung auf 
Raps durch die Forſtverwaltung in Erwägung zu nehmen und gegebenen 
Falles durchzuführen oder dem in Frage kommenden Domänenpächter zu. 
empfehlen. 

Wegen Einbringen und Verwerten der demnächſtigen Ernte ergeht ſei⸗ 
nerzeit beſondere Verfügung. 
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Aufſtellung der Urliſte für die Schöffen und Geſchworenen. 


M. J. (M. Bl. S. 124). 

Wenn der Vorſteher einer jeden Gemeinde durch § 36 des Gerichtsver- 
faſſungsgeſetzes (Reichs-Geſetzbl. 1898 S. 371) angewieſen wird, die Arliſte 
für die Schöffen und Geſchworenen alljährlich „aufzuſtellen“, ſo wird damit 
nicht unbedingt gefordert, daß die Liſte alljährlich neu geſchrieben werde. Viel⸗ 
mehr erachte ich es im Einverſtändnis mit dem Herrn Juſtizminiſter für aus⸗ 
reichend, wenn die Liſte derart hergeſtellt wird, daß in der Urliſte des Vor- 
jahres die verſtorbenen, verzogenen oder ſonſt weggefallenen Perſonen ge— 
ſtrichen, die hinzugekommenen aber nachgetragen werden. Vorausſetzung iſt 
jedoch hierbei, daß die Ueberſichtlichkeit und die Zuverläſſigkeit der Liſte nicht 
weſentlich beeinträchtigt werden. In Städten mit ſtark wechſelnder Bevölkerung 
wird das bezeichnete einfache Verfahren, ſofern es hier überhaupt am Platze 
iſt, nicht für längere Zeit als für 2 bis 3 Jahre in Frage kommen. Darüber, 
ob die hergeſtellte Liſte die nötige Veberſichtlichkeit und Zuverläſſigkeit auf⸗ 
weiſt, hat im Einzelfalle der Amtsrichter als Vorſitzender des Ausſchuſſes 
zu befinden (SS 39, 40 a. a. O.). i 
An alle Herren Regierungspräſidenten ſowie an den Herrn Oberpräſidenten 

von Berlin in Potsdam. 
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Abänderung der Grundſätze für die Beſetzung der mittleren, Kanzlei⸗ 
und Unterbeamtenſtellen mit Militäranwärtern und Juhabern des 
Anſtellungsſcheins. 


M. G. U. (3. Bl. U. S. 487). 


Die Grundſätze für die Beſetzung der mittleren, Kanzlei- und Unterbe— 
amtenſtellen mit Wilitäranwärtern und Inhabern des Anſtellungsſcheins vom 
20. Juni 1907 find durch Beſchluß des Bundesrats vom 4 Mai 1916 (ab⸗ 
gedruckt im Zentralblatt für das Deutſche Reich S. 115 /6), wie folgt, abge⸗ 
ändert worden: 

J. Bei den Reichs- und Staatsbehörden. 

(Zentralblatt von 1907 S. 317 ff.) 

1. 8 17 erhält folgenden Zuſatz: 

Während eines Krieges müſſen jedoch die Stellen fo lange offen ge⸗ 
laſſen werden, bis ſie mit geeigneten Militäranwärtern uſw. beſetzt werden 
können. Ausgenommen ſind ſolche Stellen, die für die Ueberführung von 
Beamten zur Vermeidung ihrer Penſionierung nach § 10 Nr. 3 in Anſpruch 
genommen werden müſſen. Sonſtige Ausnahmen unterliegen der Genehmigung 
des Reſſortchefs oder der zuſtändigen oberſten Verwaltungsbehörde. Sie müſ⸗ 
fen, ſoweit es ſich um Stellen des mittleren Dienſtes oder von Militäran⸗ 
wärtern uſw. erfahrungsgemäß in ausreichendem Maße begehrte Stellen des 
Anterbeamtendienſtes handelt, durch die unabweisbare dienſtliche Notwendigkeit 
bedingt ſein. ür jeden Ausnahmefall iſt nach Beendigung des Feldzugs 
ſoweit und ſobald als möglich ein Ausgleich vorzunehmen. 

Nach Ueberführung des Heeres in den Friedenszuſtand find alle offen. 
gehaltenen und die vorübergehend beſetzten Stellen nochmals nach 8$ 16 und 
17 Abſ. 1 zu behandeln. 

Der Reichskanzler beſtimmt, wann mit der Stellenausſchreibung begonnen 


werden darf. 
Erläuterung zu 8 17. 
Der vorgeſchriebene Ausgleich iſt erforderlichenfalls für jede ſeit 1. Au⸗ 
guſt 1914 erfolgte Stellenbeſetzung vorzunehmen. 
2. 8 19 erhält folgenden neuen Abſatz: 
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(5) Militäranwärter, die beim Ausbruch eines Krieges auf Probe angeſtellt 
oder in der Ableiſtung des Probedienſtes begriffen ſind und infolge der Mo⸗ 
bilmachung zur Truppe zurücktreten müſſen, ohne endgültig in den Zivil⸗ 
dienſt übernommen zu fein, haben ſpäteſtens nach der Ueberführung des 
Heeres in den Friedenszuſtand Anſpruch darauf, in dieſelbe oder eine ent⸗ 
ſprechende Stelle einberufen zu werden. 


II. Bei den Kommunalbehörden uſw. 
(Zentralblatt S. Zus ff.) 

1. $ 12 Abſ. 3 erhält folgenden Zuſatz: 

Während eines Krieges müſſen jedoch die Stellen ſo lange offen ge⸗ 
laſſen werden, bis ſie mit geeigneten Wilitäranwärtern uſw. beſetzt werden 
können. Ausgenommen find ſolche Stellen, die für die Ueberführung von 
Beamten zur Vermeidung ihrer Penſionierung nach §8 Nr. 5 in Anſpruch 
genommen werden müſſen. Sonſtige Ausnahmen unterliegen der Genehmigung 
der im § 18 Abſ. 2 und 3 genannten Aufſichtsbehörden. Sie müfſs 
fen, ſoweit es ſich um Stellen des mittleren Dienſtes oder von Wilitäran⸗ 
wärtern uſw. erfahrungsgemäß in ausreichendem Maße begehrte Stellen des 
Unterbeamtendienſtes handelt, durch die unabweisbare dienſtliche Notwendigkeit 
bedingt ſein. Für jeden Ausnahmefall iſt nach Beendigung des Feldzugs 
ſoweit und ſobald als möglich ein Ausgleich vorzunehmen. 

Nach Ueberführung des Heeres in den Friedenszuſtand ſind alle offen 
gehaltenen und die vorübergehend beſetzten Stellen nochmals nach § 12 Abſ. 1 
und 3 zu behandeln. Der Reichskanzler beſtimmt, wann mit der Ausſchreibung 


begonnen werden darf. 
Erläuterung zu $ 


12. 

Der vorgeſchriebene Ausgleich iſt erforderlichenfalls für jede ſeit 1. Aus 
guſt 1914 erſolgte Stellenbeſetzung vorzunehmen. 

2. § 15 Abſ. 3 erhält folgenden Zuſatz: 

»Militäranwärter, die beim Ausbruch eines Krieges auf Probe angeſtellt 
oder in der Ableiſtung des Probedienſtes begriffen ſind und infolge der Mo⸗ 
bilmachung zur Truppe zurücktreten müſſen, ohne endgültig in den Zivil⸗ 
dienſt übernommen gu fein, ee ſpäteſtens nach der Ueberführung des 
Heeres in den Friedenszuſtand Anſpruch darauf, in dieſelbe oder eine ent— 
ſprechende Stelle einberufen zu werden. 

An die nachgeordneten Behörden. 


1916. 12. Juli. 


Ausführung der Verordnung über den Verkehr mit Verbrauchszucker 
vom 10. April 1916. 


Kriegsernährungsamt. (R. G. Bl. S. 723). 


Auf Grund des 8 10 Abſ. 1 der Verordnung über den Verkehr mit 
Verbrauchszucker vom 10. April 1916 und des § 1 der Bekanntmachung über 
die Errichtung eines Kriegsernährungsamts vom 22. Mai 1916 wird fol⸗ 
gendes beſtimmt: 


8 1 

In gewerblichen Betrieben darf Zucker bis auf weiteres nicht mehr ver— 

wendet werden zur Herſtellung von 
1. Pralinen, 

„Chriſtbaum⸗ und Hfterjachen, 
. Fruchtpaſten. 
. Geleefrüchten, 
. überzuckerten Mandeln und Nußkernen, 
Schaumzuckerwaren und 
. türkiſchem Honig. 928 


Die Reichszuckerſtelle kann beim Vorliegen eines beſonderen Bedarfs Aus⸗ 
nahmen geſtatten. ä 


S 
Zuwiderhandlungen werden nach § 19 der Verordnung über den Verkehr 
mit Verbrauchszucker vom 10. April 1916 (RNeichs⸗Geſetzbl. S. 261) mit Ge⸗ 
fängnis bis zu ſechs Monaten oder mit Geldſtrafe bis zu fünfzehntauſend Mark 
beſtraft. 1 i 


1 


Dieſe Beſtimmungen treten mit dem 21. Juli 1916 in Kraft. 


Agi ο 
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Regelung des Berkehrs mit Web⸗, Wirk⸗ und Strickwaren 
für die bürgerliche Bevölkerung. 


R. K. (R. G. Bl. S. 693). 


Auf Grund des § 19 der Bekanntmachung über die Regelung des Ver- 
kehrs mit Webs, Wirk⸗ und Strickwaren für die bürgerliche Bevölkerung 
vom 10. Juni 1916* bringe ich folgendes zur öffentlichen Kenntnis: 


0 I 
Der § 8 der Bekanntmachung über die Regelung des Verkehrs mit Webs, 
Wirk⸗ und Strickwaren für die bürgerliche Bevölkerung vom 10. Juni 1916 
findet keine Anwendung auf ſolche Gewerbetreibende, die außer den Waren, die 
1 Gewerbebetrieb im Umherziehen mit ſich führen, kein Warenlager 
aben 


II 
In das Verzeichnis der Gegenſtände nach der Bekanntmachung vom 10. 
Juni 1916 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 468), auf welche die Vorſchriften der Be— 
kanntmachung über die Regelung des Verkehrs mit Webs, Wirk- und Strick 
waren für die bürgerliche Bevölkerung vom 10. Juni 1916 mit Ausnahme 
der 8S 7, 10, 14, 15 und 20 keine Anwendung finden, find aufzunehmen: 
20a. Alle Artikel der aus Waſchſtoff hergeſtellten Damen⸗Sommerkonfektion, 
ſofern ſie am 6. Juni 1916 fertiggeſtellt oder zugeſchnitten waren. 
20 b. Mädchenkleider für das ſchulpflichtige Alter und Kinderkleider für 
das Alter bis zu 6 Jahren, ſofern deren e 


für ein Waſchkleid 15,00 Mark 
für ein Kleid aus Wolle oder Velvet 25,00 „ 
überſteigt. 


35. Gummimäntel und gummierte Badeartikel. Der Gummierung ſteht 
Erſatzgummierung gleich. 


1916. 13. Juli. 


Geltendmachung von Auſprüchen von Perſonen, die im Ausland 
ihren Wohunſitz haben. 


R. K. (R. G. Bl. S. 69). 


Der Bundesrat hat auf Grund des § 3 des Geſetzes über die Ermächtigung 
des Bundesrats zu wirtſchaftlichen Maßnahmen uſw. vom 4. Auguſt 191) 
folgende Verordnung erlaſſen: 

Die Wirkſamkeit der Bekanntmachungen über die Geltendmachung 
von Anſprüchen von Perſonen, die im Ausland ihren Wohnſitz haben, 
vom 7. Auguſt 19142), 22. Oktober 19135), 21. Januar 19150. 22. 
April 19155), 22. Juli 19156), 21. Oktober 1915”), 6. Januar 1916% 
und 13. April 1916 wird in der Weiſe ausgedehnt, daß an De Stelle 
des 31. Juli 1916 der 31. Oktober 1916 tritt. 


1916. 13. Juli. 


Friften des Wechſel⸗ und Scheckrechts für Elſaß⸗ Lothringen. 
NR. K. (R. G. Bl. S. 693). 


Der Bundesrat hat auf Grund des 8 3 des Geſetzes über die Ermächtigung 
des Bundesrats zu wirtſchaftlichen Maßnahmen uſw. vom J. Auguſt 191450 


) Verwaltungsvorſchriften Jahrgang 1916 I Seite 419. 
1) Verwaltungsvorſchriften Jahrgang 1914 J Seite 857. 
2) Verwaltungsvorſchriften Jahrgang 1914 I Seite 880. 
3) Verwaltungsvorſchriften Jahrgang 1914 II Seite 192. 
4) Verwaltungsvorſchriften Jahrgang 1915 I Seite 77. 
5) Verwaltungsvorſchriften Jahrgang 1915 J Seite 282. 
8) Verwaltungsvorſchriften Jahrgang 1915 I Seite 512. 
) Verwaltungsvorſchriften Jahrgang 1915 II Seite 268. 
8) Verwaltungsvorſchriften Jahrgang 1916 J Seite 8. 


1916. 13. Juli. 595 


im Anſchluß an die Bekanntmachung vom 13. April 1916 folgende Ver 
ordnung erlaſſen: N 
Die Friſten für die Vornahme einer Handlung, deren es zur Aus⸗ 
übung oder Erhaltung des Wechſelrechts oder des Regreßrechts aus 
dem Scheck bedarf, werden, ſoweit fie nicht am 31. Juli 1914 abge⸗ 
laufen waren, für die in Elſaß⸗Lothringen zahlbaren Wechſel oder 
Schecks in der Weiſe verlängert, daß ſie mit dem 31. Oktober 1916 
Fra ſich nicht aus anderen Vorſchriften ein ſpäterer Ab⸗ 
auf ergibt. 
Dieſe Vorſchrift findet keine Anwendung auf die Friſt, innerhalb 
deren nach den geſetzlichen Vorſchriften der Regreßpflichtige von der 
Nichtzahlung des Wechſels oder Schecks zu benachrichtigen iſt. 


1916. 13. Juli. 
Verbot der Ausfuhr von Koldwaren. 
R. K. (R. G. Bl. S. 695). 


Der Bundesrat hat auf Grund des 8 3 des Geſetzes über die Ermächtigung 
des Bundesrats zu wirtſchaftlichen Maßnahmen uſw. vom 4 Auguſt 1914) 
folgende Verordnung erlaſſen: 

1 


8 
Die Ausfuhr von Waren, die ganz oder teilweiſe aus Gold hergeſtellt 
oder auf mechaniſchem Wege mit Gold belegt ſind, iſt verboten. Waren, 
die lediglich vergoldet ſind, fallen nicht unter dieſes Verbot. 


82 

Wer es unternimmt, dem Verbote des § 1 zuwider Goldwaren aus dem 
Reichsgebiet auszuführen, wird, ſofern nicht nach anderen Strafgeſetzen eine 
höhere Strafe angedroht iſt, mit Geldſtrafe in Höhe des doppelten Wertes 
der Gegenſtände, in bezug auf welche die ſtrafbare Handlung verübt iſt, je- 
doch mindeſtens in Höhe von dreißig Wart, beſtraft. 

In dem Arteil ſind die Gegenſtände, in bezug auf welche die ſtrafbare 
Handlung verübt iſt, einzuziehen, ſofern ſie dem Täter oder einem Teilnehmer 
gehören. § 42 des Strafgeſetzbuchs und 8 155 des Vereinszollgeſetzes finden 
Anwendung. 


83 
Der Reichskanzler wird ermächtigt, von dem Verbote des § 1 Ausnah— 
men zuzulaſſen. k 


Dieſe Verordnung tritt mit dem Tage der Verkündung, die Porſchrift 
des § 2 jedoch erſt mit dem 20. Juli 1916 in Kraft. Der Reichskanzler 
beſtimmt, wann dieſe Verordnung außer Kraft tritt. 


1916. 13. Juli. 


Feſtſetzung der Höchſtpreiſe für Kartoffeln und die Preisſtellung 
für den Weiterverkauf. 


Kriegsernährungsamt. (R. G. Bl. S. 696). 


Auf Grund der SS 1, 2 und 10 der Bekanntmachung über die Regelung 
der Höchſtpreiſe vom 28. Oktober 191500 in Verbindung mit § 1 der Be⸗ 
kanntmachung über die Errichtung eines Kriegsernährungsamts vom 22. Mai 
1916000) wird folgendes beſtimmt: 


Der Höchſtpreis für Kartoffeln aus der Ernte 1916 beträgt beim Verkaufe 
durch den Kartoffelerzeuger für die Tonne: 
vom 1. Auguſt 1916 bis einſchl. 10. Auguſt 1916 180 Mark, 
vom 11. Auguſt 1916 bis einſchl. 20. Auguſt 1916 160 „ 
vom 21. Auguſt 1916 bis einſchl. 31. Auguſt 1916 140 „ 
vom 1. September 1916 bis einſchl. 10. September 1916 120 „, 


*) Verwaltungsvorſchriften Jahrgang 1914 I Seite 857. 
x) Verwaltungsvorſchriften Jahrgang 1915 II Seite 327. 
xx) Verwaltungsvorſchriften Jahrgang 1916 I Seite 379. 
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vom 11. September 1916 bis einſchl. 20. September 1916 100 „, 
vom 21. September 1916 bis einſchl. 30. September 1916 90 „ 
vom 1. Oktober 1916 bis einſchl. 15. Februar 1917 80 „ 
vom 16. Februar 1917 bis einſchl. 15. Auguſt 1917 100 „. 
Maßgebend iſt der zu der vereinbarten Lieferungszeit geltende Höchſtpreis. 


II 
Bei der Feſtſetzung der Kleinhandelshöchſtpreiſe werden die Gemeinden 
keiner Beſchränkung unterworfen. Die aus § 1 der Bekanntmachung über 
die Regelung der Kartoffelpreiſe vom 28. Oktober 191500 ſich ergebende Vers 
pflichtung der Gemeinden zur Feſtſetzung von Höchſtpreiſen bleibt unberührt. 


III 
Die Bekanntmachung über die Feſtſetzung der Höchſtpreiſe für Kartoffeln 
und die Preisſtellung für den Weiterverkauf vom 2. März 1916/7) tritt für 
die Kartoffeln aus der Ernte 1916 mit dem (Ablauf des 31. Juli 1916 
außer Kraft. N 
IV 
Dieſe Beſtimmungen treten mit dem Tage der Verkündung in Kraft. 


1916. 13. Juli. 
Verbrauch von Eiern. 
Kriegsernährungsamt. (R. G. Bl. S. 697). 


Auf Grund der Verordnung des Bundesrats über Kriegsmaßnahmen zur 
Sicherung der Volksernährung vom 22. Mai 1916*) und des § 1 der Be⸗ 
kanntmachung über die Errichtung eines Kriegsernährungsamts vom gleichen 
Tage“) beſtimme ich: 


8 1 
In Gaſt⸗, Schank⸗ und Speiſewirtſchaften, in Vereins- und Erfriſchungs⸗ 
räumen ſowie in Fremdenheimen, in Konditoreien und ähnlichen Betrieben 
dürfen Eier, roh oder gekocht, und Eierſpeiſen nur zum Mittagstiſch und 
zum Abendtiſche verabreicht und entgegengenommen werden. Die Kommunal- 
verbände haben die Stunden feſtzuſetzen, innerhalb deren hiernach Eier und 
Eierſpeiſen verabreicht und entgegengenommen werden dürfen. 


Die Landeszentralbehörden können nähere Beſtimmungen treffen. 
Die Landeszentralbehörden oder die von ihnen bezeichneten Behörden ſind 
befugt, für den Einzelfall Ausnahmen zu geſtatten. 


8 3 i 
Mit Gefängnis bis zu einem Jahre und mit Geldſtrafe bis zu zehn⸗ 
tauſend Mark oder mit einer dieſer Strafen wird beſtraft, wer den Vor— 
ſchriften dieſer Verordnung oder den zu ihrer Ausführung erlaſſenen Beſtim⸗ 
mungen und Anordnungen zuwiderhandelt. 


8 4 
Dieſe Verordnung tritt mit dem 15. Juli 1916 in Kraft. 


1916. 13. Juli. 


Aenderungen der Ausſührungsbeſtimmungen zum Reichsſtempelgeſetze.“) 
R. K. (R. Z. Bl. S. 178). 


J. Abſchnitt VI der Ausführungsdeſtimmungen wird geändert, wie folgt: 
VI. Frachturkunden. 


Zur Tarifnummer 6 und zu den §§8 43 bis 51 des Geſetzes in) der Faſſung des 
Frachturkundenſtempelgeſetzes vom 17. Juni 1916 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 555). 


0 Verwaltungsvorſchriften Jahrgang 1915 TI Seite 327. 
7) Verwaltungsvorſchriften Jahrgang 1916 J Seite 168. 
*) Verwaltungsvorſchriften Jahrgang 1916 I Seite 379. 
**) Verwaltungsvorſchriften Jahrgang 1916 J Seite 380. 
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1. Begriffliche Unterſcheidung der Güterſendungen. 


892. 

(1) Sendungen, die mit Eilfrachtbrief aufgeliefert werden, find als Eilgut 
Sendungen, die mit gewöhnlichem Frachtbrief aufgeliefert werden, als Fracht⸗ 
gut zu behandeln. * a i 8 

(2) Sendungen, die mit Eiſenbahnpaketadreſſe aufgegeben werden, find 
als Expreßgut zu behandeln. 

(3) Als Fracht und Eilſtückgut gelten ſolche Sendungen, für die die Fracht 
nach den Stückgutſätzen, als Fracht⸗ und Eilgut in Wagenladungen ſolche Sen⸗ 
dungen, für die die Fracht nach den Wagenladungsſätzen berechnet iſt. 

(4) Fahrzeuge, für die Kilometerfracht für die Achſe oder den Wagen be— 
rechnet wird, gelten als Fracht⸗ oder Eilgut in Wagenladungen. N 

(5) Lebende Tiere gelten als Eilſtückgut, wenn ſie zu Stückſätzen abgefertigt 
werden, als Eilgut in Wagenladungen, wenn ſie zu Ladungsſätzen abgefertigt 
werden oder für die Beförderung beſtimmungsgemäß ein ganzer Wagen zur 
ausſchließlichen Benutzung geſtellt wird. 

(6) Leichenſendungen, für die Kilometerfracht berechnet wird, gelten als Eil⸗ 
gut in Wagenladungen. a 1 

2. Stempelberechnung im gebrochenen Verkehr und im vereinigten Eiſenbahn⸗ 
\ und Schiffsverkehre. 


Ss 92a. N 

(1) Geht eine als Eiſenbahnwagenladung verfrachtete Sendung infolge Um- 
ladung als Seefrachtgut auf dieſelbe Frachturkunde weiter oder umgekehrt, 
fo iſt die Abgabe nach dem Steuerſatze für diejenige Beförderungsweiſe zu bes 
rechnen, welche den höheren Stempelbetrag ergibt. 

(2) Im deutſchen Levanteverkehr über Bremen / hamburg ſeewärts nach Has 
fenplätzen der Levante und im deutſchen Oſtafrikaverkehr über Hamburg iſt der 
Frachtbrief nach Tarifnummer 6d. das Konnoſſement nach Tarifnummer 6a 
zu verſteuern. 0 

(3) Die Befreiung unter 1 der Tarifnummer 6 greift auch dann Platz, 
wenn die Frachtfreiheit nur für die Beförderung auf der Eiſenbahnſtrecke gilt. 


3. Stempelzeichen. N 


8 92b. 5 

(1) Zur Entrichtung der in Tarifnummer 6 bezeichneten Abgabe dienen 
Stempelmarken zu 5, 10, 20, 25, 30, 40, 50, 75 Pfennig, 1, 1½, 2, 3, 5 und 10 
Wark, geſtempelte Vordrucke für Eiſenbahnfrachtbriefe zu 10 und 20 Pfennig 
lund geſtempelte Vordrucke für Eiſenbahnpaketadreſſen zu 10 Pfennig. 

2) Die Marfen haben eine Länge von 38 und eine Breite von 20 Willi⸗ 
meter. Sämtliche Wertarten zeigen in einem von einem Perlenrand umge⸗ 
benen Kreiſe einen bei den Markwerten nach links, bei den Pfennigwerten 
nach rechts ſehenden Merkurkopf, die Aufſchrift „DEUTSCHES REICH“, 
„FRACHT STEMPEL“, die Wertbezeichnung und auf guillochiertem Grunde am 
unteren Rande den Vordruck „den“ für den Tag der Verwendung. Die 
Marken zu 5 Pfennig ſind ſchokoladebraun, diejenigen zu 10 Pfennig rot, 
zu 20 Pfennig blau, zu 25 Pfennig orange, zu 30 Pfennig braun, zu 40 
Pfennig ſchiefergrau, zu 50 Pfennig violett, zu 75 Pfennig grün, zu 1 Mk. 
grün und rot, zu 1½ Mark rotbraun und (hellviolett, zu 2 Mark blau 
und gelb, zu 3 Mark bbraungrün und hellgrüngrau, zu 5 Mark rot und 
orange, zu 10 Marf violett und grau. N 

(3) Die geſtempelten Vordrucke für Frachtbriefe und Eiſenbahnpaketadreſſen 
find mit einem ſchwarzen Stempelaufdruck von der im § 93 Abſ. 2 bezeichneten 
Art verſehen. 

4. Verkauf der Gtempelzeichen. 
§ 92. 

(1) Die Stempelmarken werden durch die von den Landesregierungen. 
hierzu beſtimmten Amtsſtellen verkauft. Die Landesaufſichtsbehörden beſtim⸗ 
men außerdem die Dienſtſtellen der Eiſenbahnen und Kleinbahnen, welche 
Stempelmarken und geſtempelte Vordrucke verkaufen, und die von ihnen zu 
verkaufenden Wertarten. Beim Verkaufe von geſtempelten Vordrucken kann 
neben dem Betrage des Stempels für die Herſtellung und Lieferung der Vor⸗ 
drucke ein beſonderes Entgelt verlangt werden. 

(2) Die Dienſtſtellen der Eiſenbahnen und Kleinbahnen haben die Stem⸗ 
pelmarken von Verkaufsſtellen des Bundesſtaats zu beziehen, in deſſen Gebiete 
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fie gelegen ſind. Den beteiligten Bundesſtaaten bleibt es unbenommen, ander— 
weite Vereinbarung untereinander zu treffen; die Vereinbarung iſt dem Reichs- 
kanzler (RNeichsſchatzamt) mitzuteilen. N . 


5. Eiſerner Beſtand 175 F 
8 92 


(1) Für die im 8 920 Abſ. 1 bezeichneten Dienſtſtellen der Eiſenbah⸗ 
nen und Kleinbahnen ſindlerſtmalig als eiſerner Beſtand in Höhe eines Monats⸗ 
bedarfs ohne Entrichtung des Gegenwerts Frachtſtempelmarken zu überweiſen 
und für den Verkauf durch dieſe Stellen beſtimmte Vordrucke abzuſtempeln. 
Für Kleinbahnen kann die Begünſtigung an die Beſtellung von Sicherheit 
geknüpft werden. Die näheren Beſtimmungen über die Abſtempelung trifft 
die oberſte Landesfinanzbehörde. 

(2) Die den Eiſenbahndienſtſtellen als eiſerner Beſtand gelieferten Stem⸗ 
pelmarfen find in der Anlage 7 zu den vierteljährlichen Reichsſteuerüberſichten 
mit als Beſtand nachzuweiſen. Der Stempelwertbetrag der ohne Entrichtung 
der Stempelabgabe als eiſerner Beſtand abgeſtempelten Vordrucke iſt eben- 
daſelbſt in der Bemerkungsſpalte anzugeben. 

(3) Die zur Ergänzung des eiſernen Beſtandes erforderlichen Stempel— 
marken haben die Dienſtſtellen jeweilig gegen Vergütung des Steuerwerts 
Ne von den im § 92 c Abſ. 1 Satz 1 bezeichneten Amtsſtellen zu 
beziehen. a 

6. Entwertung der Stempelmarken. 
§ 92e. 

(1) Die Entwertung der Marfen erfolgt außerhalb des Eiſenbahnver— 
kehrs in der Weiſe, daß auf jeder Marke Tag, Monat und Jahr der 
Verwendung entſprechend den Beſtimmungen im $ 61 eingetragen werden. Die 
Marke darf außerdem mit einem fünfeckigen Sterne dergeſtalt durchlocht wer⸗ 
den, daß der Stern den! Klopf der Marke trifft, die weſentlichen Merk⸗ 
male der Marke und insbeſondere den Entwertungsvermerk aber unverletzt 


läßt. N \ 

(2) Im Eiſenbahnverkehre find die Stempelmarken ausſchließlich durch 
die Eiſenbahndienſtſtellen zu entwerten. Die Entwertung erfolgt mit dem 
Tagesſtempel der Verſand- oder Empfangsſtation. Zu der Abſtempelung iſt 
eine die Beſeitigung des Stempelaufdrucks möglichſt ausſchließende Farbe zu 
verwenden. Iſt nach den Vorſchriften der Eiſenbahnverwaltung bei im In⸗ 
land aufgegebenen Sendungen die Stempelabgabe vom Abſender einzuziehen 
und hat dieſer zu den Frachtbriefen nicht Vordrucke mit eingedrucktem Stempel 
verwendet, jo hat er die Stempelmarken im erforderlichen Betrag auf den Fracht- 
briefen unentwertet vor der Auflieferung aufzukleben. Bei Stückgut⸗ und 
Expreßgutſendungen ſoll die Marke an der für den Stempel der Verſandſtation 
beſtimmten Stelle aufgeklebt werden. 


7. Abſtempelung von Privatvordrucken durch Steuerſtellen. 


3 § 93. N 

(1) Auf Antrag können von den Steuerſtellen Vordrucke zu Schiffsfracht— 
urfunden der in Tarifnummer 6a, b bezeichneten Art mit einem Stempel⸗ 
aufdruck im Wertbetrage von 10 Pfennig und 1 Mark ſowie Vordrucke zu 
Eiſenbahnfrachtbriefen mit einem Stempelaufdruck im Wertbetrage von 10 Pfen⸗ 
nig ſund 20 Pfennig und zu Eiſenbahnpaketadreſſen mit einem Stempel⸗ 
aufdruck im Wertbetrage von 10 Pfennig verſehen werden. Vordrucke zu Schiffs⸗ 
frachturkunden werden nur inſoweit, als dies bisher zuläſſig war, Vordrucke 
zu Eiſenbahnfrachtbriefen und Eiſenbahnpaketadreſſen nur in Mengen von 
mindeſtens 1000 Stück abgeſtempelt. Die Frachtbriefe ſind ſo gefalzt und 
5 vorzulegen, daß ſie ohne weitere Vorbereitung abgeſtempelt werden 
önnen. ; \ 
(2) Die Druckſtempel für die Abſtempelung haben eine ausgezackte Form. 
In der Mitte befindet ſich ein Kreis mit einem Merkurkopf im Umriß. Bei 
dem Stempel zu 1 Mark blickt der Kopf nach links, bei demjenigen zu 10 
und 20 Pfennig nach rechts wie bei den gleichwertigen Marken. Ueber dem 
Merkurkopf befindet ſich die Kaiſerkrone, darunter die Aufſchrift „DEUTSCHER 
FRACHT STEMPEL“ und die Unterſcheidungsnummer, zu beiden Seiten die 
Wertbezeichnung. Die Größe des Stempels zu 1 WVark beträgt 38, diejenige 
des Stempels zu 10 und 20 Pfennig 25 Millimeter in ber Höhe. Der 
Aufdruck geſchieht mit ſchwarzer Stempelfarbe. : 
(3) Auf den Eiſenbahnfrachtbriefen und Eiſenbahnpaketadreſſen iſt der Stem⸗ 
pel mittels Maſchine in dem für den Stempel der Verſandſtation beſtimmten 
Raume, und zwar rechts oben, aufzudruden. 5 
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„ (a) Die Anmeldung zur Abſtempelung erfolgt unter Benutzung des Mur 
ſters 16 in doppelter Ausfertigung. Mit der Anmeldung iſt der Abgabe⸗ 
betrag gleichzeitig einzuzahlen. 


8. Abſtempelung durch Privatdruckereien. 
§ 93a. 


(1) Die Beſtimmungen des § 47 Abſ. 2 find auf die Abſtempelung von 
Vordrucken für Eiſenbahnfrachtbriefe mit dem Stempelabdruck im Wertbe⸗ 
trage von 10 und 20 Pfennig und für Eiſenbahnpaketadreſſen mit dem Stem⸗ 
pelaufdruck im Wertbetrage von 10 Pfennig durch zuverläſſige Privatdruk⸗ 
kereien, die ſich mit der Herſtellung von Eiſenbahnfrachtbriefen und Eiſen⸗ 
bahnpaketadreſſen befaſſen, entſprechend anzuwenden. Die Abſtempelung iſt nur 
zuläſſig, wenn die Vordrucke die Angabe der Firma der Druckerei und eine 
Reihenbezeihnung enthalten, die die Geſamtzahl der gleichzeitig bedruckten 
Stücke erſehen läßt (3. B. Druckerei von Anton Schmidt in Cöln, Reihe D 
Nr. 5001 bis 10 000). Der Aufdruck geſchieht mit ſchwarzer Stempelfarbe. 

(2) Die Abſtempelung iſt bei der Steuerſtelle zu beantragen, in deren Ber 
zirke die Druckerei liegt. In der nach dem Muſter 16 in doppelter Ausfer⸗ 
tigung einzureichenden Anmeldung ſind in den Spalten 4 bis 6 die Fracht⸗ 
briefe und Paketadreſſen getrennt nach dem Steuerſatz und unter Angabe 
der Reihenbezeichnung ſowie der fortlaufenden Nummern aufzuführen. Wit 
der Anmeldung iſt der Abgabebetrag gleichzeitig einzuzahlen. 

(3) Die Beſtimmung im 8 93 Abſ. 3 findet Anwendung. 


§ 93 b. f 
Ueber die Aufdrucke des Reichsſtempels auf Vordrucke für Frachtbriefe 
und Eiſenbahnpaketadreſſen, die in eigenen Druckereien der Eiſenbahnverwal⸗ 
lungen des Reichs und der Bundesſtaaten hergeſtellt werden, durch dieſe Druk- 
kereien und die Abführung der Stempelabgabe Beſtimmungen zu treffen, bleibt 
der oberſten Landesfinanzbehörde unter Zuſtimmung des Reichskanzlers (Reichs- 
ſchatzamt) vorbehalten. 


9. Nachträgliche Steuerentrichtung ohne Markenverwendung. 


§ 94. 

(1) Bei Militärgut⸗ und Militärtierſendungen, deren Beförderungskoſten 
geſtundet werden, iſt die Abgabe ohne Verwendung von Stempelzeichen zu. 
entrichten. Mit Zuſtimmung des Reichskanzlers (Reichsſchatzamt) kann, wenn 
die Gebühren für zu ſtundende Wilitärſendungen auf Grund der Militäreiſen⸗ 
bahnordnung pauſchaliert ſind, für dieſe Sendungen auch eine Pauſchalierung 
des „ AUER durch die oberſte Landesfinanzbehörde angeordnet 
werden. ö i ER: 

(2) Die Stempelbeträge werden nachträglich berechnet. Die AUbrechnungs- 
ſtellen (Verkehrskontrollen) der Eiſenbahnverwaltungen teilen den zahlenden 
Militärjtellen die Stempelabgaben mit und benachrichtigen gleichzeitig von 
deren Geſamtbetrag die von der oberſten Landesfinanzbehörde zur Verein⸗ 
nahmung der Stempelabgaben beſtimmte Steuerſtelle. Die zahlenden Milt= 
tärſtellen überſenden darauf dieſer Steuerſtelle ihrerſeits eine Nachweiſung über 
die im Abrechnungszeitraume fällig gewordene Abgabe in zweifacher Aus⸗ 
fertigung nach Maßgabe des Muſters 19a“) und führen gleichzeitig den Be⸗ 
trag der Abgabe an die Steuerſtelle ab. 

(3) Die Steuerſtelle hat den Abgabebetrag im Einnahmebuche zu verein⸗ 
nahmen, die Benachrichtigungen der Verkehrskontrollen und die eine Ausfer⸗ 
tigung der Nachweiſung als Beleg zum Anmeldungsbuche zu nehmen, die 
andere mit Empfangsbekenntnis zurückzuſenden. 


10. Eiſenbahn⸗Sammelladungsverkehr der Spediteure. 


§ 94a. 

(1) Die Abgabe von den Einzelfendungen, die im Eiſenbahn⸗Sammelladungs⸗ 
verkehre der Spediteure befördert werden (Tarifnummer 6e), iſt bei vom Aus⸗ 
land eingehenden Sendungen vom Empfänger der Sammelladung, bei im 
Inland aufgegebenen Sendungen von dem Spediteur zu entrichten, der die 
Sammelladung bildet. Enthält eine Eiſenbahn⸗Sammelladung Sammelgut ver⸗ 
ſchiedener Spediteure, ſo iſt jeder zur Entrichtung der Abgabe für die von 
ihm in die Sammelladung gegebenen Sendungen verpflichtet. 


„) Das Muſter wird hier nicht mit abgedruckt. 
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(2) Die Abgabe iſt durch Verwendung von Frachturkundenſtempelmarken 
zu der Urkunde (Bordereau, Avis und dergleichen) zu entrichten, durch die dem 
Empfänger des Sammelguts die Verfügungsanweiſung über dieſes erteilt wird 
(Sammelgutüberweiſung). In der Sammelgutüberweiſung desjenigen Spedi⸗ 
teurs, der die Eiſenbahn-Sammelladung bildet, iſt das Sammelgut anderer 
Spediteure als ſolches erſichtlich zu machen. 

(3) Die Stempelmarken ſind bei vom Ausland eingehenden Sammelladungen 
binnen einer Woche nach Empfang der Sammelgutüberweiſung, ſpäteſtens jedoch 
vor Aushändigung des Gutes, zu der Urkunde ſelbſt, bei im Inland aufgegebenen. 
Sendungen binnen einer Woche nach Abſendung der Sammelgutüberweiſung zu 
einer Abſchrift oder einem Abdruck zu verwenden, die vom Ausſteller zurückzu⸗ 
behalten ſind. Die Urkunden ſind der Zeitfolge nach geordnet während der 
Dauer von fünf Jahren aufzubewahren. f 


§ 94 b. a 

Iſt eine Urkunde der im § 94 a bezeichneten Art nicht erteilt, jo iſt die 
Abgabe von den daſelbſt im Abſ. 1 bezeichneten Perſonen bei vom Ausland 
eingehenden Sammelladungen binnen der im Abſ. 3 Satz 1 daſelbſt ange— 
gebenen Friſt, bei im Inland aufgegebenen Sendungen binnen einer Woche 
nach der Abfertigung der Sammelladung durch Verwendung von Frachtur— 
kundenſtempelmarken zu einer von ihnen zu bewirkenden Aufſtellung zu ent⸗ 
richten, in welcher die in der Sammelladung vereinigten Einzelſendungen. 
nach Art, Zahl und Bezeichnung, Verſendungs- und Beſtimmungsort foiwie 
Abſender und Empfänger einzeln aufzuführen ſind. Der letzte Satz des § 9ua 
Abſ. 3 gilt auch hier. : 

94 c. 


8 

(1) Gehen im Eiſenbahnſtückgutverkehr abgefertigte Einzelſendungen wäh— 
rend der Beförderung nach ihrem Beſtimmungsort in den Eiſenbahn⸗Sammel⸗ 
ladungsverkehr über, fo find in den in §s 91a, 94b bezeichneten Urkunden. 
(Sammelgutüberweiſung, Aufſtellung) die die Stempelfreiheit nach der Ber 
freiung 3 zu Tarifnummer 6e begründenden Umſtände anzugeben und die 
ſtempelfreien Poſten mit dem Vermerke „ſtempelfrei“ zu verſehen. 

(2) Werden in eine Sammelladung Einzelſendungen aufgenommen, die 
nach einem über den Beſtimmungsort der Sammelladung hinausliegenden Ort 
beſtimmt find, und für die ſich Stempelfreiheit nicht bereits nach Abf. 1 
ergibt, ſo darf ihre Beſteuerung in der Urkunde nur unterbleiben, wenn der 
Ausſteller in dieſer unter Angabe des Empfängers und des Beſtimmungsorts 
der Einzelſendung beſcheinigt, daß die Einzelſendung vom Beſtimmungsorte 
der Sammelladung im Eiſenbahnſtückgutverkehre weiterbefördert wird. Geht 
die Einzelſendung vom Beſtimmungsorte der Sammelladung jtatt im Eiſen⸗ 
bahnſtückgutverkehr im Sammelladungsverkehre weiter, ſo hat der die neue 
Sammelladung bildende Spediteur die Verſteuerung zu bewirken. Unterbleibt 
aus anderen Gründen die Weiterverſendung im Eiſenbahnſtückgutverkehre, ſo 
hat der Ausſteller der Urkunde die Nachverſteuerung binnen einer Woche, 
nachdem er Kenntnis hiervon erhalten hat, zu bewirken. 


11. Ausſtellung und Aushändigung von Frachturkunden. 


§ 95. 

(1) Von mehreren über denſelben Frachtvertrag lautenden Urkunden (wei⸗ 
tere Ausfertigungen, Duplikate, Abſchriften) iſt nur eine ſtempelpflichtig. Im 
Seefrachtverkehr iſt bei im Inland ausgeſtellten Urkunden diejenige Abſchrift 
oder Ausfertigung ſtempelpflichtig, welche der Ablader dem Reeder aushän⸗ 
digt, bei im Ausland ausgeſtellten Urkunden diejenige Ausfertigung, welche 
der Empfänger bei der Ablieferung der Sendung ausgehändigt erhält (Fracht⸗ 
brief), oder die von ihm behufs Auslieferung der Sendung vorgelegt wird 
(Konnoſſement). a 

(2) Statt an den Reeder kann die Aushändigung der Urkunde auch an 
deſſen Vertreter erfolgen. 

(3) Statt der Abſchrift oder Ausfertigung der Frachturkunde kann in 
den Fällen der Tarifnummer 6a, b auch ein Auszug daraus ausgehändigt 
werden, ſofern dieſer mindeſtens den Namen des Schiffes, des Schiffers, Ab⸗ 
laders und Empfängers, den Abladungs⸗ und Löſchungshafen, den Ort und 
Tag der Ausſtellung ſowie Menge und Werkzeichen der zur Verſendung 
gelangenden Güter und eine allgemeine Bezeichnung des Inhalts enthält. 

N i iS 96, 1 „ 
Erfolgt die Beförderung von Gütern zum Feil im Landverkehre, zum Teil 
im Schiffsverkehre, ſo iſt, ſoweit für letzteren die Ausſtellung einer Frachtur⸗ 
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kunde der im Tarif bezeichneten Art vorgeſchrieben iſt, eine ſolche ſpäteſtens 
vor der Abladung der Güter auszuhändigen. 


12. Aufbewahrung von Frachturkunden. 


§ 97. 

Die Aufbewahrung der abgabepflichtigen Schriftſtücke ($ 46 des Geſetzes) 
liegt bei inländiſchen Seefrachturkunden dem Reeder oder deſſen Vertreter, 
bei ausländiſchen Urkunden dieſer Art demjenigen ob, welchem ſie bei Ab⸗ 
lieferung oder Empfangnahme der Sendung ausgehändigt werden. Nach nähe⸗ 
rer Beſtimmung der Direktivbehörde kann auch bei ausländiſchen Seefracht⸗ 
JE UNDEN die Aufbewahrung durch den Reeder oder deſſen Vertreter zugelaſſen 
werden. 5 l 

§ 98. 


(1) Im Schiffsverkehre der in Tarifnummer 6 bezeichneten Art iſt bei 
im Inland ausgeſtellten Ladeſcheinen der Frachturkundenſtempel zu einer Aus⸗ 
fertigung oder Abſchrift des Ladeſcheins zu verwenden, die von dem zur 
Aufbewahrung der Urkunde Verpflichteten zurückzubehalten und, falls er nicht 
ſelbſt der Ausſteller iſt, ihm auszuhändigen iſt. 
(2) Zur Aufbewahrung der zu verſteuernden Ausfertigung oder Abſchrift 
des Ladeſcheins iſt verpflichtet, 
1. wenn der Frachtführer eine ſtändige Geſchäftsniederlaſſung im Inland 
hat, dieſer; 5 
andernfalls f 
2. wenn der Frachtvertrag durch einen gewerbsmäßigen Vermittler (Pro⸗ 
kureur, genoſſenſchaftliche Vereinigung von Schiffern uſw.) abgeſchloſſen 
iſt, der Vermittler; 
3. in den übrigen Fällen der Abſender der Sendung. 
(3) Sind bei Vermittelung eines Frachtvertrags ein Prokureur und eine 
Genoſſenſchaſt der zu 2 genannten Art beteiligt, fo liegt die Pflicht zur 
Aufbewahrung der Urkunde der Genoſſenſchaft ob. 


§ 99. 

(1) Bei im Ausland ausgeſtellten Ladeſcheinen liegt die Verpflichtung 
zur Aufbewahrung, wenn der Frachtführer eine ſtändige Geſchäftsniederlaſſung 
im Inland hat und der Ladeſchein bei Ablieferung der Sendung dem Fracht- 
führer auszuhändigen iſt, dieſem, andernfalls dem Empfänger der Sendung vb. 

(2) Iſt hiernach der Empfänger zur Aufbewahrung verpflichtet und iſt der 
Ladeſchein von ihm bei Empfangnahme der Sendung dem Frachtführer aus- 
zuhändigen, fo hat er die Stempelabgabe zu einer zurückzubehaltenden Ab⸗ 
ſchrift des Ladeſcheins zu verwenden. 


f § 100. 

(1) Die Aufbewahrung der Ausfertigung oder Abſchrift des Ladeſcheins, 
zu welchem die Stempelabgabe zu entrichten iſt, hat, ſofern die Urkunde im Inland 
ausgeſtellt iſt, an dem Orte zu erfolgen, an welchem die Beförderung beginnt; 
ſofern ſie im Ausland ausgeſtellt iſt, an dem Orte, an welchem die Beförderung 
endigt. Hl l 2 N 
(2) Hat der Aufbewahrungspflichtige an dem Orte, an dem hiernach die 
Urkunde aufzubewahren iſt, weder einen Wohnſitz noch eine Geſchäftsnieder⸗ 
laſſung, ſo iſt die Aufbewahrung bei der dieſem Orte nächſtgelegenen Ge⸗ 
ſchäftsniederlaſſung und in Ermangelung einer ſolchen am Wohnſitz des Auf- 
bewahrungspflichtigen zu bewirken. 


§ 101. ‚ 

Die oberſten Landesfinanzbehörden find ermächtigt, Abweichungen von den 
Beſtimmungen der 88 98, 99 anzuordnen, ſofern andere Einrichtungen beſtehen, 
nach denen die Prüfung der Stempelentrichtung an dem im § 100 beſtimmten 
Orte zuverläſſig erfolger kann. 


8 102. 
Die Schriftſtücke, von welchen die Abgabe nach Tarifnummer 6a, b, ce zu 
entrichten iſt, ſind der Zeitfolge nach geordnet während der Dauer eines Jahres 
aufzubewahren. 1405 


Iſt der Stempel zu einer von mehreren Ausfertigungen des Ladeſcheins 
oder zu einer Abſchrift des Ladeſcheins verwendet, jo ſoll zu den übrigen Aus⸗ 
fertigungen oder zur Urſchrift ein vom Stempelpflichtigen mit ſeinem Namen 
zu verſehender Vermerk über den verwendeten Stempelbetrag gebracht werden. 
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Stempelerlaß aus Billigkeitsrückſichten. 


$ 10. 

(1) Die Direktivbehörden ſind ermächtigt, auf Antrag Erlaß des Fracht⸗ 
urkundenſtempels zu gewähren, wenn infolge von Fällen höherer Gewalt (Aus- 
fuhrverbot, Mobilmachung, Kriegsausbruch und dergleichen), infolge von Bes 
triebsunfällen oder infolge von Verſehen des Frachtführers oder feiner Ans 
geſtellten die Beförderung auf die urſprüngliche Frachturkunde nachweislich 
überhaupt nicht oder nicht nach Maßgabe der Frachturkunde ausgeführt, und 
wenn inſolge hiervon auf die Frachturkunde eine Fracht nicht erhoben oder 
die erhobene Fracht erſtattet worden iſt. 

(2) Im Falle der Ausſtellung einer neuen oder einer weiteren Fracht— 
urkunde iſt die Stempelabgabe für diejenige Frachturkunde zu erlaſſen, welche 
frachtfrei geſtellt worden iſt. 

(3) Iſt die Freiſtellung von der Fracht nur zum Teil erfolgt, ſo iſt die 
ae, bis auf den der ermäßigten Fracht entſprechenden Betrag zu 
erlaſſen. 5 

(A) Wird in anderen als den vorbezeichneten Fällen nachträglich die Fracht 
von der Eiſenbahn geändert, fo iſt der Frachturkundenſtempel gleichfalls ent= 
ſprechend der geänderten Fracht zu berechnen. 

II. Abſchnitt XIII der Ausführungsbeſtimmungen wird geändert, wie folgt: 

1. a) Dem 8 210 Abſ. 1 werden folgende Beſtimmungen als Satz 3, 4 

hinzugefügt: 

Verdorbene Frachturkundenſtempelzeichen und Frachturkunden— 
ſtempelmarken, mit denen demnächſt verdorbene Frachturkunden ver⸗ 
ſehen ſind, werden auch von den im § 920 Abi. 1 Satz 2 be⸗ 
zeichneten Dienſtſtellen der vom Reiche und den Bundesſtaaten 
betriebenen Eiſenbahnen unter den angegebenen Vorausſetzungen 
unentgeltlich erſetzt. Die erſetzten Stempelzeichen ſind den Dienſt⸗ 
ſtellen gegen Einlieferung von der Steuerſtelle durch Gewährung 
von Stempelmarken im entſprechenden Betrage zu vergüten. 

bp) Im 8 210 Abſ. 2 werden hinter dem Worte „Bezirkes“ die Worte 
„oder bei der Eiſenbahndienſtſtelle“ eingefügt. 

c) Im 8 210 Abſ. 3 werden vor dem Worte „Scheckvordrucke“ die 
Worte eingefügt „Frachturkundenvordrucke oder“. 

d) Im 8 210 Abſ. 4 wird folgende Beſtimmung als Satz 2 eingeſtellt: 

„Bei der Verabſolgung von Frachturkundenvordrucken kann ein 

Eutgelt entſprechend dem § 92 c Abſ. 1 Satz 3 gefordert werden.“ 

2. Im $ 211 Abſ. 1 werden vor dem Worte „Schecks“ die Worte ein⸗ 

gefügt: „Frachturkunden oder“ und vor dem Worte „Scheckſtempel- 
marken“ die Worte „Frachturkundenſtempelmarken oder“. 

3. § 220 Abſ. 3 iſt, wie folgt, zu faſſen: 

Bei privaten Verkehrsanſtalten, die den Fahrkartenſtempel im 
Abrechnungsverfahren abführen, iſt die Entrichtung des Fahrkar⸗ 
tenſtempels mindeſtens alle zwei Jahre, die des Frachturkunden⸗ 
tempels alle drei bis fünf Jahre nachzuprüfen. Letzteres gilt 
auch für private Verkehrsanſtalten, die ſich ausſchließlich mit der 
Beförderung von Gütern befaſſen. Vei privaten Verkehrsanſtalten, 
die nicht zum Abrechnungsverfahren zugelaſſen ſind, it die Ent⸗ 
richtung ſowohl des Fahrkartenſtempels wie des Frachturkunden⸗ 
ſtempels mindeſtens einmal jährlich nachzuprüfen. Für die Prü⸗ 
fung des Frachturkundenſtempels im Schiffsverkehre kann die Di⸗ 
rektivbehörde auf Antrag die Prüfungsfriſt in allen Fällen bis 
auf fünf Jahre verlängern. In dieſem Falle muß ſich der An⸗ 
tragſteller ſchriftlich verpflichten, die Frachturkunden während eines 
der verlängerten Prüfungsfriſt entſprechenden Zeitraums aufzube⸗ 
wahren und zur Prüfung vorzulegen. Der Antrag iſt abzulehnen, 
wenn dorch die Friſtverlängerung das Prüfungsgeſchäft ungebührlich 
erſchwert werden würde. Bei Spediteuren iſt die Entrichtung des 
Frachturkundenſtempels mindeſtens alle drei Jahre nachzuprüfen. 
Von einer regelmäßigen Nachprüfung kann mit Genehmigung der 
Direktivbehörde bei Spediteuren abgeſehen werden, in deren Ge= 
ſchäftsbetrieb kein oder nur ein unerheblicher Sammelladungsver⸗ 
kehr ſtattfindet. 

4, Im § 223 Abſ. 5 iſt die Ziffer 6 hinter der Ziffer A zu ſtreichen und 

hinter der Ziffer 14 einzufügen. 

III. In Abſchnitt XV der Ausführungsbeſtimmungen iſt im $ 242 Ubi. 2 
hinter „§ 67“ einzufügen: „§ 108°, a a 
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IV. 1. Hinter Muſter 19 wird anliegendes Muſter 19 a eingefügt. 
2. Im Muſter 38 iſt unter „D“ hinzuzufügen: 
„d) nach Tarifnummer 6e.“ f 
3. In der Anleitung zu Muſter 40 iſt 
a) unter 112 das Worte „Seefrachturkunden“ zu ändern in „Fracht⸗ 
urkunden“, 
b) hinter „m“ einzufügen: 
„mm) Nachweiſung zur Entrichtung geſtundeter Frachtſtempel 
— Muſter 19a —;“. 


1916. 15. Juli. 


Bewirtſchaftung des Gränkerns von der Reichsgetreideſtelle. 
Kriegsernährungsamt. (R. G. Bl. S. 753). 


Auf Grund des § 1 der Bekanntmachung über Grünkern vom 3. Juli 
1916 und des § 1 der Bekanntmachung über die Errichtung eines Kriegs- 
ernährungsamts vom 29. Mai 1916 wird beſtimmt: . 

Die Bewirtſchaftung des Grünkerns nach Maßgabe der Bekanntmachung 
vom 3. Juli 1916 wird der Reichsgetreideſtelle übertragen. 


1916. 16. Juli. 


Bekanntmachung über Druckpapier. 
R. K. (R. G. Bl. S. 7345). 


Auf Grund der Verordnung des Bundesrats über Druckpapier vom 18. 
April 1916 wird folgendes beſtimmt: 5 


81 

Alle Verleger von Druckwerken (Bücher, Sammelwerke, Einzelwerke, Samm⸗ 
lungen, Jugendſchriften uſw.), Muſikalien, Zeitungen, Zeitſchriften und ſonſtigen 
periodiſch erſcheinenden Druckſchriften, die auf anderem als maſchinenglattem, 
holzhaltigen Papier gedruckt werden, haben über ihren Verbrauch des für dieſe 
Druckſchriften und deren Umſchläge in den Jahren 1913, 1914, 1915 und im 
erſten Halbjahr 1916 verwendeten Papiers der Kriegswirtſchaftsſtelle für das 
Deutſche Zeitungsgewerbe Anzeige zu erſtatten. 

Falls der Drucker der Beſteller des Papiers iſt, erfolgt die Anzeige auf 
Grund der Angaben des Druckers. Dieſer iſt verpflichtet, dem Verleger auf Er⸗ 
fordern unverzüglich die erforderlichen Auskünfte zu erteilen. 


82 

Alle Verleger von Zeitungen, Zeitſchriften und ſonſtigen periodiſch er⸗ 
ſcheinenden Druckſchriften, die auf anderem als maſchinenglattem, holzhaltigen 
Papier gedruckt werden, haben den Seitenumfang, den die von ihnen verlegten 
Druckſchriften in den Jahren 1913, 1914, 1915 und im erſten Halbjahr 1916 
gehabt haben, der Kriegswirtſchaftsſtelle für das Deutſche Zeitungsgewerbe an 
zuzeigen. 8 


83 1 
Wer am 1. Auguſt 1916 zur Herſtellung von Druckwerken (Bücher, Sammel⸗ 
werke, Einzelwerke, Sammlungen, Jugendſchriften uſw.), Muſikalien, Zeitungen, 
Zeitſchriften und ſonſtigen periodiſch erſcheinenden Druckſchriften oder zur Her⸗ 
ſtellung von Umſchlägen für Piefe Druckſchriften beſtimmtes, anderes als maſchinen⸗ 
glattes, holzhaltiges Papier im Gewahrſam hat (insbeſondere gewerbsmäßige 
Erzeuger, Händler, Verleger, Drucker, Lagerhalter), hat die vorhandenen Mengen 
unter Nennung der Eigentümer der Kriegswirtſchaftsſtelle für das Deutſche 
Zeitungsgewerbe anzuzeigen. N . 
Anzeigen über Mengen, die fih am 1. August 1916 auf dem Transporte 
re find von dem Empfäger unverzüglich nach dem Empfange zu er= 
tatten. L 


*) Verwaltungsvorſchriften Jahrgang 1916 I Seite 289. 


60% | 1916. 16. Juli. f 


Geht der Gewahrſam an den angezeigten Mengen nach dem 1. Auguſt 1916 
auf einen anderen über, jo iſt der Verbleib der Mengen von bem nach Abſ. 1 
Meldepflichtigen anzuzeigen. 


Su 

Die Durchführung der Erhebungen und die ſonſt erforderliche Regelung 
des Verbrauchs von Papier, das zur Herſtellung von Druckwerken (Bücher, 
Sammelwerke, Einzelwerke, Sammlungen, Jugendſchriften uſw.), Muſikalien, 
Zeitungen, Zeitſchriften und ſonſtigen periodiſch erſcheinenden Druckſchriften oder 
zur Herſtellung von Umſchlägen für dieſe Druckſchriften beſtimmt iſt, wird 
der Kriegswirtſchaftsſtelle für das Deutſche Zeitungsgewerbe, Geſellſchaft mit 
beſchränkter Haftung, Berlin, übertragen. Die nach §§ 1 bis 3 erforderlichen 
Anzeigen ſind auf Fragebogen, die von der Kriegswirtſchaftsſtelle mit Zu— 
ſtimmung des Reichskanzlers vorgeſchrieben werden, zu erſtatten. Die Frage— 
bogen find von der Kriegswirtſchaftsſtelle für das Peutihe Zeitungsgewerbe 
ſchriftlich unter Angabe der benötigten Exemplare anzufordern, und zwar unter 
Beifügung eines mit der Adreſſe (Anſchrift) des Anzeigepflichtigen verſehenen 
Aktenbriefumſchlags und unter Beifügung von Freimarken im Werte von 
fünfzehn Pfennig für je zehn Fragebogen und zwanzig Pfennig für deren 
Ueberſendung. eee 


8 5 

Die Fragebogen ſind von den Meldepflichtigen genau auszufüllen, zu unter⸗ 
ſchreiben und der Kriegswirtſchaftsſtelle für das Deutſche Zeitungsgewerbe ſpä⸗ 
os bis zum 7. August 1916 einſchließlich als eingeſchriebener Brief ein- 
zuſenden. 

Von jedem ausgefüllten Fragebogen iſt von dem Meldepflichtigen eine 
Abſchrift zurückzubehalten und bis zum Ende des ſechſten Monats nach Frie⸗ 
densſchluß aufzubewahren. \ 


§ 6 
Alle nach §§ 1 bis 3 Meldepflichtigen haben vom 27. Juli 1916 ab über 
ihren Bezug und Verbrauch von Papier, das für die Herſtellung von Druck- 
werken (Bücher, Sammelwerke, Einzelwerfe, Sammlungen, Jugendſchriften uſw.), 
Muſikalien, Zeitungen, Zeitſchriften und ſonſtigen periodiſch erſcheinenden Druck⸗ 
ſchriften oder zur Herſtellung von Umſchlägen für dieſe Druckſchriften beſtimmt 
iſt, ſo genau Buch zu führen, daß die Menge des bezogenen und verwendeten 
Papiers und deſſen Verwendungszweck jederzeit nachgewieſen werden kann. 
Bis zum zehnten Tage eines jeden Monats (eritmalig — für den Monat 
Juli 1916 — bis zum 10. Auguſt 1916) iſt außerdem der Kriegswirtſchafts⸗ 
ſtelle für das Deutſche Zeitungsgewerbe regelmäßig die geſamte im boran- 
gegangenen Monat verbrauchte Gewichtsmenge des Papiers für die im voran⸗ 
gegangenen Monat im Drucke fertiggeſtellten (ausgedruckten) Druckwerke (Bücher, 
Sammelwerke, Einzelwerke, Sammlungen, Jugendſchriften uſw.), Muſikalien, 
Zeitungen, Zeitſchriften und ſonſtigen periodiſch erſcheinenden Druckſchriften und 
für die fertiggeſtellten (ausgedruckten) Umſchläge für dieſe Druckſchriften anzu⸗ 
zeigen. . - 
7 


8 

Die Kriegswirtſchaftsſtelle für das Deutſche Zeitungsgewerbe und deren 
Beauftragte ſind berechtigt, jederzeit Einſicht in die nach § 6 zu führenden 
Bücher zu nehmen. N | 

Die nach SS 1 bis 3 Meldepflichtigen haben der Kriegswirtſchaftsſtelle 
für das Deutſche Zeitungsgewerbe und deren Beauftragten auf Erfordern jede 
Auskunft, die ſich auf die Durchführung der Bekanntmachung bezieht, unver— 
züglich zu erteilen und ihr oder ihren Beauftragten jederzeit Zutritt zu den 
Betriebs- und Lagerräumen zu gewähren. 


§ 8 

Zur Deckung der durch die Tätigkeit der Kriegswirtſchaftsſtelle für das 
Deutſche Zeitungsgewerbe entſtehenden Unkoſten haben ſämtliche Bezieher von 
anderem als maſchinenglattem, holzhaltigen Papier, das zur Herſtellung von 
Druckwerken (Bücher, Sammelwerke, Einzelwerke, Sammlungen, Jugendſchriften 
uſw.), Muſikalien, Zeitungen, Zeitſchriften und ſonſtigen periodiſch erſcheinenden 
Druckſchriften oder zur Herſtellung von Umſchlägen für dieſe Druckſchriften be⸗ 
ſtimmt iſt, von jeder ſan ſie erfolgten Lieferung von ſolchem Papier vom 27. Juli 
1916 ab einen Betrag von zehn Pfennig für hundert Kilogramm, zuzüglich 
Beſtellgeld für die Ueberweiſung, an die Kriegswirtſchaftsſtelle für das Deutſche 
Zeitungsgewerbe abzuführen, und zwar ſpäteſtens 8 Tage nach Eingang jeder 
Sendung. Angefangene hundert Kilogramm gelten als volle hundert Kilogramm. 

Zwiſchenhändler, ſofern ſie nicht gleichzeitig Verbraucher ſind, ſind zu den 
im Abſ. 1 beſtimmten Zahlungen nicht verpflichtet. 
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89 

Alle nach 88 1 bis 3 meldepflichtigen Bezieher von Papier, das zur Her⸗ 
ſtellung von Druckwerken (Bücher, Sammelwerke, Einzelwerke, Sammlungen, 
Jugendſchriften uſw.), Muſikalien, Zeitungen, Zeitſchriften und ſonſtigen peri⸗ 
of erſcheinenden Druckſchriften oder zur Herſtellung von Umſchlägen für 
dieſe Druckſchriften beſtimmt iſt, dürfen vom 27. Juli 1916 ab ſolches Papier 
nicht mehr bei den Lieferanten unmittelbar beſtellen oder abrufen, ſondern 
ausſchließlich durch Vermittlung der Kriegswirtſchaftsſtelle für das Deutſche 
Zeitungsgewerbe, die die Beſtellungen oder Abrufe an die von den Beſtellern 
nahmhaft gemachten Lieferanten weiterleitet. 

In gleicher Weiſe haben diejenigen Bezieher zu verfahren, die ſolches 
Papier auf andere Weiſe als durch Kauf beziehen (3. B. Bezug von eigenen 
Papierfabriken, koſtenloſe Lieferungen uſw.). 


§ 10 

Zur Herſtellung von Druckwerken (Bücher, Sammelwerke, Einzelwerke, 
Sammlungen, Jugendſchriften uſw.), Muſikalien, Zeitungen, Zeitſchriften und 
ſonſtigen periodiſch erſcheinenden Druckſchriften oder zur Herſtellung von um⸗ 
ſchlägen für dieſe Druckſchriften darf Papier, das urſprünglich vom Eigentümer 
für andere Verwendungszwecke beſtimmt war, nur verwendet werden, wenn es bei 
der Kriegswirtſchaftsſtelle für das Deutſche Zeitungsgewerbe angemeldet worden 
iſt. Läßt die Kriegswirtſchaftsſtelle die Verwendung ſolchen Papiers zur Her⸗ 
ſtellung von Druckwerken (Bücher, Sammelwerke, Einzelwerke, Sammlungen, 
Jugendſchriften uſw.), Muſikalien, Zeitungen, Zeitſchriften und ſonſtigen peri⸗ 
odiſch erſcheinenden Druckſchriften oder zur Herſtellung von Umſchlägen für 
dieſe Druckſchriften zu, fo find die im § 8 vorgeſehenen Abgaben auch für 
dieſe Papiere an die Kriegswirtſchaftsſtelle zu leiſten. 


8 11 

Der Kriegswirtſchaftsſtelle für das Deutſche Zeitungsgewerbe iſt vom 27. 
Juli 1916 ab jede erfolgte Lieferung von Papier, das zur Herſtellung von 
Druckwerken (Bücher, Sammelwerke, Einzelwerke, Sammlungen, Jugendſchrif⸗ 
ten uſw.), Muſikalien, Zeitungen, Zeitſchriften und ſonſtigen periodiſch er⸗ 
ſcheinenden Druckſchriften oder zur Herſtellung von Umfchlägen für dieſe Druck- 
ſchriften beſtimmt iſt, innerhalb zwei Tagen nach dem erfolgten Verſand auf 
den dafür vorgeſchriebenen Vordrucken, die von der Kriegswirtſchaftsſtelle für 
das Deutſche Zeitungsgewerbe gegen Einſendung von zehn Pfennig für zehn 
9 zuzüglich zehn Pfennig für die Ueberſendung zu beziehen find, mit⸗ 
zuteilen. N 

Zu dieſer Mitteilung it derjenige verpflichtet, der den Verſand an den 
Bezieher vornimmt. 


8 12 

Wer Papier, das zur Herſtellung von Druckwerken (Bücher, Sammel⸗ 
werke, Einzelwerfe, Sammlungen, Jugendſchriften uſw.), Muſikalien, Zeitun⸗ 
gen, Zeitſchriften und ſonſtigen periodiſch erſcheinenden Druckſchriften oder zur 
Herſtellung von Umſchlägen für dieſe Druckſchriften geeignet iſt, in Beſitz hat, 
hat es der Kriegswirtſchaftsſtelle für das Deutſche Zeitungsgewerbe auf deren 
Verlangen käuflich zu überlaſſen. 

Erfolgt die Ueberlaſſung nicht freiwillig, fo wird das Eigentum auf Anz 
trag der Kriegswirtſchaftsſtelle für das Deutſche Zeitungsgewerbe durch die 
zuſtändigen Behörden auf die Kriegswirtſchaftsſtelle übertragen. Welche Be— 
hörden zuſtändig find, beſtimmt die oberſte Landeszentralbehörde. Die An- 
ordnung iſt an den Beſitzer des Papiers zu richten. Das Eigentum geht 
über, ſobald die Anordnung bem Beſitzer zugeht. 5 

Dem Beſitzer iſt für die überlaſſenen Mengen ein angemeſſener Ueber⸗ 
nahmepreis zu bezahlen. Kommt zwiſchen der Kriegswirtſchaftsſtelle und dem 
Beſitzer eine Einigung über den Preis nicht zuſtande, ſo wird er von der 
höheren Verwaltungsbehörde des Ortes, an dem der Beſitzer ſeinen Wohnſitz 
hat, endgültig feſtgeſetzt. Dieſe entſcheidet ferner endgültig über alle Strei⸗ 
tigkeiten, die ſich zwiſchen den Beteiligten aus der Aufforderung zur Ueber- 
laſſung und aus der Ueberlaſſung ergeben. 1 


§ 13 i N ä 
Den Beſtimmungen dieſer Bekanntmachung unterliegen nicht die Behörden 
des Reichs, der Bundesſtaaten und Elſaß⸗Lothringens. 


§ 14 
Mit Gefängnis bis zu ſechs Monaten oder mit Geldſtrafe bis zu zehn⸗ 
tauſend Mark wird beſtraft: b N 
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1. wer die ihm nach 88 1 bis 3 und 8 6 Abſ. 2 obliegenden Anzeigen 
der Auskünfte nicht erſtattet oder wer wiſſentlich unrichtige oder 
unvollſtändige Angaben macht; MR 

2. wer dem § 6 zuwider Bücher nicht oder wiſſentlich unrichtig führt 

oder dem $ 7 zuwider die Einſicht in die Bücher oder den Zutritt 
zu den Betriebs⸗ und Lagerräumen verweigert; 

3. wer die Anfragen der Kriegswirtſchaftsſtelle für das Deutſche Zei⸗ 
tungsgewerbe oder ihrer Beauftragten (§ 7 Abſ. 2) nicht oder wiſ⸗ 
ſentlich unrichtig beantwortet; 

A. pand 1720 in den 88 9, 10, 11 auferlegten Verpflichtungen zuwider: 
andelt. f 

Vorräte, die bei der durch § 3 angeordneten Beſtandsaufnahme verſchwie⸗ 

gen worden ſind, können im Urteil für dem Staate verfallen erklärt werden. 


1916. 16. Juli. 


Verkehr mit Butter, Käſe, Schmalz und deren Erſatzmitteln. 
R. K. (R. G. Bl. S. 751). 


Der Bundesrat hat auf Grund des § 3 des Geſetzes über die Ermächtigung 
des Bundesrats zu wirtſchaftlichen Maßnahmen uſw. vom 4 Auguſt 1914) 
folgende Verordnung erlaſſen: 


1 | 

Die Landeszentralbehörden können Ausnahmen von den Vorſchriften des 

§ 4 des Geſetzes, betreffend den Verkehr mit Butter, Käſe, Schmalz und deren 
Erſatzmitteln, vom 15. Juni 1897 zulaſſen. L 


82 
Dieſe Verordnung tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft. 
Der Reichskanzler beſtimmt den Tag des Außerkrafttretens. 


1916. 17. Juli. 


Aenderung der Poſtordnung vom 20. März 1900. 
R. K. (R. G. Bl. S. 753). 


Auf Grund des § 50 des Geſetzes über das Poſtweſen vom 28. Oktober 1871 
(Reichs⸗Geſetzbl. S. 347) und des § 3 Abſ. 2 des Geſetzes, betreffend die Er⸗ 
leichterung des Wechſelproteſtes, vom 30. Mai 1908 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 321) 
fowie auf Grund der Bekanntmachung des Bundesrats vom 13. Juli 1916 
(Reichs⸗Geſetzbl. S. 69), betreffend die Friſten des Wechſel⸗ und Scheckrechts 
für „ wird die Poſtordnung vom 20. März 1900) wie folgt 
geändert: N N 1 

1. Im § 18 4a „Poſtproteſt“ erhält der Abſ. V unter B und C folgende 
Faſſung: 

B. Poſtproteſtaufträge mit Wechſeln, die in Elſaß⸗Lothringen zahl⸗ 
bar ſind, werden erſt an folgenden Tagen nochmals zur Zahlung 
vorgezeigt: g ö 
a) wenn der Zahlungstag des Wechſels in der Zeit vom 30. Juli 

1914 bis einſchließlich 28. Oktober 1916 eingetreten iſt, 

am 31. Oktober 1916; g 
b) S Zahlungstag des Wechſels nach dem 28. Oktober 1916 

eintritt, N 

am zweiten Werktag nach dem Zahlungstage. 

Solange die Verlängerung der Friſten des Wechſel- und Scheck⸗ 
rechts nach der Vorſchrift des vorhergehenden Satzes beſteht, kann der 
Auftraggeber verlangen, daß ein davon betroffener Wechſel mit dem 
Poſtproteſtauftrage ſchon am zweiten Werktag nach dem Zahlungstage 
des Wechſels nochmals zur Zahlung vorgezeigt und, wenn auch dieſe 
Vorzeigung oder der Verſuch dazu erfolglos bleibt, proteſtiert werde. 
Dieſes Verlangen iſt durch den Vermerk „Ohne die verlängerte Proteſt⸗ 


*) Verwaltungsvorſchriften Jahrgang 1914 I Seite 857. 
) Verwaltungsvorſchriften Band III Seite 696. 


1916. 18. Juli. 1916. 19. Juli. 607 


friſt“ auf der Rückſeite des Poſtproteſtauftrags auszudrücken. Auch 
kann die Poſt damit betraut werden, für ſolche Wechſel neben der 
Wechſelſumme auch die für die verlämgerte Friſt vom Tage der erſten 
Vorzeigung des Wechſels an fälligen Wechſelzinſen einzuziehen und im 
Nichtzahlungsfalle deswegen Proteſt zu erheben. Wird hiervon Gebrauch 
gemacht, ſo iſt in den Vordruck zum Poſtproteſtauftrage hinter „Betrag 
des beigefügten Wechſels“ einzutragen „nebſt Verzugszinſen von 60.9. 
vom Tage der erfien Vorzeigung, nämlich vom . ab“. Der 
Zeitpunkt, von dem an die Zinſen zu berechnen ſind, iſt nicht anzu⸗ 
geben, wenn die Poſt die erſte Vorzeigung des Wechſels bewirkt. Hat 
der Auftraggeber die Einziehung der Zinſen verlangt, fo wird der Wechſol 
nur gegen Bezahlung der Wechſelſumme und der Zinſen ausgehändigt, 
bei Nichtzahlung auch nur der Zinſen aber wegen des nicht gezahlten 
Betrags Proteſt mangels Zahlung erhoben. 

Ci. Als Zahlungstag gilt der Fälligkeitstag des Wechſels oder, 
wenn dieſer ein Sonn⸗ oder Feiertag iſt, der nächſte Werktag. Fällt 
der Schlußtag der Friſt zur Vorzeigung des Wechſels auf einen Sonn⸗ 
oder Feiertag, ſo wird der Wechſel am nächſten Werktag zur Zahlung 
vorgezeigt. Die Poſtverwaltung behält ſich vor, die Vorzeigung der 
Wechfel, deren Proteſtfriſt am 31. Oktober 1916 (Abſ. B) abläuft, auf 
mehrere vorhergehende Tage zu verteilen. 

2. Die Aenderungen treten ſofort in Kraft. 


1916. 18. Juli. 


Ausbildung von Gewerbeſchullehrerinnen. 
WM. H. G. (M. Bl. H. G. S. 217). 


Ich genehmige, daß die in Hamburg ausgebildeten und geprüften Hand⸗ 
arbeitslehrerinnen und Hauswirtſchaftslehrerinnen zum Beſuche der preußi— 
ſchen Gewerbelehrerinnen-Seminare zugelaſſen werden, ſofern ſie im übrigen 
den Aufnahmebedingungen entſprechen. Dieſe Beſtimmung hat rückwirkende 
Kraft bis Oſtern 1912. 

5 Sie wollen dieſen Erlaß durch das Amtsblatt zur allgemeinen Kenntnis 
ringen. N ae . 
An die Herren Regierungspräſidenten und den Herrn Polizeipräſidenten hier. 


1916. 19. Juli. 


Ausführungsbeſtimmungen zu den Bundesratsverordnungen vom 4. April 
d. Is. über die Bereitſtellung von ſtädtiſchem Gelände zur Kleingarteube 
ſtellung und über die Feſtſetzung von Pachtpreiſen für Kleingärten. 


M. L. D. F. M. J. (M. Bl. L. D. F. S. 196). 


An ſämtliche Herren Regierungspräfidenten und den Herrn Oberpräſidenten 
von Berlin. 

In der Anlage überſenden wir Ihnen ergebenſt die Ausführungsbeſtim⸗ 
mungen zu den Bundesratsverordnungen vom 4 April d. J.) über die 
Bereititellung von ſtädtiſchem Gelände zur Kleingartenbeſtellung und über die 
Feſtſetzung von Pachtpreiſen für Kleingärten mit dem Erſuchen um Ver- 
öffentlichung in der nächſten Nummer des Amtsblatts. 

N 5 j Anlage. 
Ausführungsbeſtimmungen zu den Verordnungen des Bundesrats über die 
Bereitſtellung von ſtädtiſchem Gelände zur Kleingartenbeſtellung vom 4. April 
1916 und über die Feſtſetzung von Pachtpreiſen für Kleingärten vom ſelben Tage. 

Die zuſtändigen Landeszentralbehörden find der Winiſter für Landwirt⸗ 
ſchaft, Domänen und Forſten und der Winiſter des Innen. 5 

Untere Verwaltungsbehörde iſt in Landkreiſen der Landrat (Oberamtmann), 
in Stadtkreiſen der Gemeindevorſtand, höhere Verwaltungsbehörde der Ne— 
gierungspräſident, in Berlin der Oberpräſident. 


x) Verwaltungsvorſchriften Jahrgang 1916 I Seite 233. 
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II. . 

Beide Verordnungen verfolgen ſozialpolitiſche und Ernährungszwecke. 

Die Verordnung über die Bereitſtellung von ſtädtiſchem Gelände zur Klein⸗ 
gartenbeſtellung will ſicherſtellen, daß die zahlreichen innerhalb der ſtädtiſchen 
Feldmarken belegenen Grundſtücke, die der landwirtſchaftlichen oder gärtneriſchen 
Nutzung dienen können, dieſer auch in jedem geeigneten Falle zugeführt werden. 
Immerhin iſt möglichſte Schonung bei Ausübung der Befugnis zur Ueber— 
tragung der Nutzung am Platze. Die Anwendung der Vorſchriften der Ver⸗ 
ordnung über die Sicherung der Ackerbeſtellung vom 31. März 19157 /. 
September 191577) ergibt 6 aus dem oben gekennzeichneten Sinne der 
vorliegenden Verordnung. Daraus folgt insbeſondere, daß der Kommunal- 
verband die Nutzung einem Dritten für deſſen Rechnung übertragen kann. 

Die Verordnung über die Feſtſetzung von Pachtpreiſen für Kleingärten 
will übermäßige Pachtpreisforderungen für Grundſtücke, die für den Klein⸗ 
gartenbau in Betracht kommen, verhindern. Die Beſtimmung im $ 2 ſchafft 
Abhilfe dagegen, daß die ſchon in einigen Fällen beobachtete ungerechtfertigte 
ſtarke Erhöhung der Pachtpreiſe für dieſe kleinen Grundſtücke beſtehen bleibt. 
Es iſt zuläſſig, daß neben den Höchſtpachtpreiſen Entſchädigungen für be⸗ 
Tondere Leiſtungen, 3. B. Waſſergeld, ein Entgelt für Einfriedigung fm, 
gefordert wird. | SE 

Aus dem Sinne beider Verordnungen ergibt ſich, daß darunter nur Grund- 
ſtücke fallen, die für den wirtſchaftlichen Kleingartenbau geeignet ſind, nicht 
aber Grundſtücke, die mit wertvolleren Gewächſen bepflanzt und durch Brunnen, 
Zieranlagen, teure Einfriedigungen und dergleichen zu Zier⸗ oder Luxusgärten 
oder ⸗Anlagen hergerichtet und zu Preiſen, die über den landwirtſchaftlichen 
Nutzungswert hinausgehen, verpachtet ſind. ’ 2 4 


Berlin, den 19. Juli 8 
Der Miniſter für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten. 1 
N Der Miniſter des Innern. ö 


1916. 19. Juli. ö ) 


Ergänzung zur Ausführungsanweifung vom 6. Oktober 1915) zur VBerord- 
mung über die Errichtung von Preisprüfungsſtellen und die Verſorgungs⸗ 
regelung vom 25. September,) 4. November 1915.9) 


M. H. G. M. L. D. F. M. (J. (Mi. Bl. L. D. F. S. 197.) 


An die Herren Oberpräſidenten und Regierungspräfidenten. i 

Auf Grund des Art. 1 der Bekanntmachung vom 6. d. M. zur Ergänzung 

der Verordnung vom 25. September?), 4 November 19153) ermächtigen wir 
die Oberpräſidenten und die Regierungspräſidenten, die zur Verſorgung der 
Bevölferung ihrer Provinz oder ihres Regierungsbezirks bzw. von Zeilen 
ihrer Provinz oder ihres Regierungsbezirkes erforderlichen Anordnungen zu 
treffen. Soweit eine einheitliche Geſtaltung der Vorſchriften zweckmäßig und 
nach den örtlichen Verhältniſſen durchführbar erſcheint, wird künftig von Diefer 
Befugnis Gebrauch zu machen ſein. . 
‘ Die Anordnungen der Oberpräſidenten und Regierungspräſidenten können 
auch beſtehende Anordnungen der Kommunalverbände außer Kraft ſetzen, um 
die vielfach dringend notwendige Vereinheitlichung der Beſtimmungen über 
den Verkehr mit Lebensmitteln uſw. herbeizuführen. In. dieſem Falle iſt 
‚unter Anhörung der beteiligten Kommunalverbände zu prüfen, wie weit ein 
Vedürfnis für eine Sonderregelung beſteht. 

Anordnungen, welche unter den § 16 der Verordnung (ergänzt durch die 
Verordnung vom 5. Juni d. J.), fallen, find entſprechend unſerem Erlaß 
vom 10. Juni d. J. vor ihrer Veröffentlichung uns vorzulegen, es ſei denn, 
daß es ſich um Verkehrsbeſchränkungen für Gegenſtände handelt, für die eine 
Gemeinbewirtſchaftung und Rationierung von Reichs wegen, wie 3. B. bei 


7) Verwaltungsvorſchriften Jahrgang 1915 I Seite 256. 

) u Verwaltungsvorſchriften Jahrgang 191511 Seite 111. 

1) Verwaltungsvorſchriften Jahrgang 1915 II S. 211. 

2) Verwaltungsvorſchriften Jahrgang 1915 II Seite 153. 1 
9) Verwaltungsvorſchriften Jahrgang 1915 11 S. 343. 8 


4 III, 8 N 
Die he a He mit dem Tage ihrer Verkündung in Kraft. 
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Kartoffeln und Fleiſch, vorgeſchrieben äſt und für die bisher ſchon Verkehrs⸗ 
beſchränkungen innerhalb Ihres Bezirks beſtanden haben, ſo daß es ſich ledig⸗ 
lich um eine Vereinheitlichung der Beſtimmungen handelt. 


1916. 20. Juli. 


Beſtandsaufnahme der Web⸗, Wirk⸗ und Strickwaren. 
ne M. H. G. (M. Bl. H. G. S. 233.) 


Die nachſtehende Anordnung überſende ich mit Bezug auf die in einer 
der nächſten Nummern des Reichsanzeigers erſcheinende Bekanntmachung der 
Reichsbekleidungsſtelle über eine allgemeine Beſtandsaufnahme der Webs, 
Wirk⸗ und Strickwaren zur Kenntnisnahme. 

Die Landräte und die Gemeindevorſtände der kreisfreien Städte haben 
die bei ihnen eingehenden ausgefüllten Meldeſcheine ſpäteſtens am 17. Auguſt 
d. Is. dem Königlichen Statiſtiſchen Landesamt, Berlin SW. 68, Linden⸗ 
ſtraße 28, einzureichen. Eur 

Ich erſuche Sie, die Landräte und die Gemeindevorſtände der kreisfreien 
Städte, denen die Vordrucke für die MWeldeſcheine von der Reichsbekleidungs⸗ 
ſtelle unmittelbar zugehen werden, unverzüglich entſprechend zu verſtändigen. 
Auch iſt für eine Veröffentlichung der Bekanntmachung der Neichsbekleidungs⸗ 
ſtelle ſowie meiner Anordnung in dem Amtsblatte und den Kreisblättern uſw. 
Sorge zu tragen. ö 1 ä 

Die Handelsvertretungen und Handwerkskammern ſind beſonders verſtändigt. 
An die Herren Regierungspräfidenten. 


Anlage. 


8 N Berlin, den 20. Juli 1916. 

Gemäß 88 5 und 6 der Bekanntmachung der Reichsbekleidungsſtelle vom 
20. Juli 1916 über eine allgemeine Beſtandsaufnahme der Web⸗, Wirf- und 
Strickwaren beſtimme ich folgendes: a f 

Die von der Neichsbekleidungsſtelle vorgeſchriebenen Meldeſcheine find ſpä⸗ 
teſtens am 15. Auguſt d. Is. ausgefüllt den Landräten (Oberamtmännern), 
in Stadtkreiſen den Gemeindevorſtänden einzureichen. 

Die Vordrucke für die Meldeſcheine ſind bei den vorgenonnten Behörden 
ſowie bei den amtlichen Handelsvertretungen (Handelskammern, kaufmänniſchen 
Korporationen) und den Handwerkskammern erhältlich. 


1916. 20. Juli. 


Revierlotſenweſen auf der Unterelbe. 
Bekanntmachung. 


M. H. G. (M. Bl. 9. G. S. 231.) 


Anlage. } 


Das RNevierlotſenweſen auf der Unterelbe hat durch die nachſtehende Vers» 
einbarung zwiſchen Preußen und der freien Hanſeſtadt Hamburg eine Neuregelung 
erfahren, die ſowohl von mir als auch von den geſetzgebenden Körperſchaften 
Hamburgs genehmigt worden iſt. N 


1916. 20. Juli. 


Ausführungsanweiſung zu der Bekanntmachung des Bundesrats 
über Speiſefette. 


5 M. H. G. M. L. D. F. M. J. (M. Bl. L. D. F. S. 197.) 


I. ö i 

Es wird eine Landesfettſtelle (§ 19) errichtet, der der Ausgleich 
zwiſchen den Provinzen und auch im übrigen die Ueberwachung der Ausführung 
der Bundesratsbekanntmachung obliegt. 

Der Vorſitzende, der ſtellvertretende Vorſitzende und die Mitglieder der 
Landesfettſtelle werden von dem Winiſter des Innern im Benehmen mit den 
WMiniſtern für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten und für Handel und 
Gewerbe ernannt. 5 

Die Aufſicht über die Landesfettſtelle führt der Miniſter des Innern im 
Benehmen mit den genannten Miniltern. N 

Grundſätzliche Anordnungen der Landesfettſtelle ſind vor Erlaß dem Mi⸗ 
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niſter des Innern vorzulegen. Der Erlaß einer Geſchäftsanweiſung für die 
Landesfettſtelle bleibt vorbehalten. 

Für jede Provinz ſowie für die gohenzollernſchen Lande iſt wenigſtens 
eine Bezirksverteilungsſtelle (Provinzial⸗ oder Bezirksfettſtelle) einzurichten. 

Die Oberpräſidenten (für die Hohenzollernſchen Lande der Regierungs⸗ 
präſident in Sigmaringen) erlaſſen die Anordnungen wegen Einrichtung der 
Bezirksſtellen und führen die Aufſicht über dieſelben. Anzeige über die 
erfolgte Einrichtung iſt unter Benennung der Leiter dem Minilter des Innern 
und der Landesfettſtelle bis zum 5. Auguſt zu erſtatten. 

Die Landesfettſtelle iſt befugt, mit den Provinzial⸗ oder Bezirksfeltſtellen 
und den Kommunalverbänden zu verkehren. Die Provinzial⸗ und Bezirks⸗ 
fettſtellen und die Kommunalverbände haben den Anforderungen der Landes⸗ 
fettſtelle Folge zu leiſten. 1 e a 


I 

Höhere Verwaltungsbehörde iſt der Negierungspräſident, für Berlin der 
Oberpräſident. Kommunalverbände im Sinne der Verordnung ſind die Land⸗ 
und Stadtkreiſe. Wer als Gemeinde und als Vorſtand der Gemeinde und 
der Kommunalverbände anzuſehen iſt, beſtimmen die Gemeindeverfaſſungsgeſetze 
und die Kreisordnungen. Die Gutsbezirke werden den Gemeinden gleich geſtellt. 
Die den Kommunalverbänden und Gemeinden übertragenen Anordnungen können 
durch deren Vorſtand erfolgen. 

Zuſtändige Behörde im Sinne des $ 31 iſt in Landfreifen ar Landrat, 
in Stadtkreiſen die Ortspolizeibehörde. 

Als Stellen im Sinne des 8 18 Abſatz 3 und als Behörden 155 Sinne 

des § 29 Abſatz 3 werden die Oberpräſidenten (für die Hohenzollernſchen Lande 
der Negierungspräſident in Sigmaringen) beſtimmt. 


' 1916. 20. Juli. 
Verwendung von Süßſtoff zur Bierbereitung. 
N. K. (R. G. Bl. S. 763.) 
Der Bundesrat hat auf Grund des 8 des Geſetzes über 15 Ermächtigung 


des Bundesrats zu wirtſchaftlichen Maßnahmen uſw. vom A. Auguſt 1914”) 
folgende Verordnung erlaſſen: 


Im Gebiete der Brauienergemeinkaft it bei der Bereitung von ober⸗ 
gärigem Biere auch die Verwendung von Süßſtoff zuläſſig. 


82 
Von dem zur Bierbereitung verwendeten Süßſtoff wird die Brauſteuer 
nicht erhoben. Im übrigen finden die für Zucker geltenden Vorſchriften des 
Brauſteuergeſetzes vom 15. Juli 1909 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 773) und der hierzu. 
vom Bundesrat erlaſſenen Ausführungsbeſtimmungen auch auf Eü stoff mit 
der Maßgabe Anwendung, daß eee nach 9 si ” Brauſteuer⸗ 
geſetzes beſtraft werden. 


8 3. 
N Der Reichskanzler erläßt die Velthimungen zur Ausführung dieſer Ver⸗ 
ordnung. 


Su 
Diefe Verordnung tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft. Der 
Reichskanzler beſtimmt den Zeitpunkt des e 
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Speiſefette. 
R. K. (R. G. Bl. S. 755.) 


Der Bundesrat hat auf Grund des 8 3 des Geſetzes über a Ermächtigung 
des Bundesrats zu wirtſchaftlichen Maßnahmen um vom 4 Auguſt 1914”) 
folgende Verordnung erlaſſen: N 


*) Verwaltungsvorſchriften Jahrgang 1914 I S. 857. 
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8 1 
A Als Speiſefette im Sinne dieſer Verordnung gelten Butter, Butterſchmalz, 
Margarine, Kunſtſpeiſefett, Schweineſchmalz, Speiſetalg und Speiſeöle. Der 
Reichskanzler kann die Vorſchriften der Verordnung auf andere Speiſefette 


ausdehnen. er 
J. Reichsſtelle für Speiſefette. 


ö § 2. 
Zur Sicherung des Bedarfs an Speiſefetten wird eine „Reichsſtelle für 
Speiſefette“ gebildet. 5 1 
Sie hat mit Hilfe der Verteilungsſtellen (§ 19) und der Kommunal⸗ 
verbände, vorbehaltlich der Vorſchriften im § 24, die Aufbringung, Verteilung 
und den Verbrauch der Speiſefette zu regeln. 


83 f 
. me Neichsſtelle beſteht aus einer Verwaltungsabteilung und einer Geſchäfts⸗ 
abteilung. DON \ 8 

Der Reichskanzler führt die Aufſicht und kann nähere Beſtimmungen über 

den Geſchäftsgang erlaſſen. W . 
8 4 

Die Verwaltungsabteilung iſt eine Behörde. Sie beſteht aus einem Vor—⸗ 
ſtand und einem Beirat. f \ 

Der Vorſtand beſteht aus einem Vorſitzenden, einem oder mehreren jtell- 
vertretenden Vorſitzenden und einer vom Reichskanzler zu beſtimmenden An⸗ 
zahl von ſtändigen und nichtſtändigen Mitgliedern. Er wird vom Reichs⸗ 
kanzler ernannt. i N g A = 

‚Die Mitglieder des Beirats ernennt der Reichskanzler; der Präſident des 
Kriegsernährungsamts führt den Vorſitz und beſtellt ein Witglied zum ſtell⸗ 
vertretenden Vorſitzenden. N 

Der Reichskanzler kann, um die zweckmäßige Durchführung dieſer Ver⸗ 
ordnung zu ſichern, Delegierte der Reichsſtelle im Benehmen mit den Landes⸗ 
zentralbehörden beſtellen. 8 5 N \ 

Die Geſchäftsabteilung iſt eine Geſellſchaft mit beſchränkter Haftung. 

Sie erhält einen Aufſichtsrat, der aus dem Vorſitzenden der Verwaltungs⸗ 
abteilung als Vorſitzenden und einer vom Reichskanzler zu beſtimmenden Zahl 
von Mitgliedern beſteht, die vom Reichskanzler ernannt werden. Der Aufſichts⸗ 
rat beſtellt die Geſchäftsführer. Die Beſtellung bedarf der Beſtätigung des 
Reichskanzlers. 6 5 N 


Die Verwaltungsabteilung hat die Verwaltungsangelegenheiten einſchließ⸗ 
lich der ſtatiſtiſchen Arbeiten (zu erledigen. Sie hat insbeſondere ; 
die auf den Kopf der Bevölkerung entfallenden Verbrauchsmengen 
an Speiſefetten feſtzuſetzen; 
2. einen Verteilungsplan aufzuſtellen, durch den der Bedarfsanteil des 
einzelnen Kommunalverbandes ſowie ferner feſtgeſetzt wird, wieviel 
Speiſefett der Kommunalverband abzuliefern oder zu erhalten hat. 


Der Beirat iſt über grundſätzliche Fragen zu hören. 


87 
Die Geſchäftsabteilung hat die ihr obliegenden geſchäftlichen Aufgaben nach 
den grundſätzlichen Anweiſungen der Verwaltungsabteilung zu erledigen. Sie 
hat alle zur Erfüllung dieſer Aufgaben erforderlichen Rechtsgeſchäfte vorzu⸗ 
nehmen, insbeſondere 5 E 
a) für die rechtzeitige Abnahme, Bezahlung und Unterbringung der an. 
ſie abzuliefernden Fettmengen zu ſorgen; 
b) die ihr obliegenden Lieferungen rechtzeitig vorzunehmen; 
c) für die ordnungsmäßige Verwaltung ihrer Beſtände zu ſorgen. 
II. Bewirtſchaftung der Speiſefette und Verbrauchsregelung. 


8 8 N 
Die in Molkereien hergeſtellten Speiſefette ſind mit der Erzeugung für 
den Kommunalverband, in dem die Molkerei liegt, beſchlagnahmt. 1 
Als Molkerei im Sinne dieſer Vorkhrift gilt jeder Betrieb, in dem täglich 
mehr als 50 Liter Milch im Durchſchnitt verarbeitet werden. In Streitfällen 
entſcheidet die Reichsſtelle endgültig darüber, welcher Betrieb als Wolkerei 
anzuſehen iſt. ! . 
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89 
An den beſchlagnahmten Gpeifefetten dürfen vorbehaltlich der Vorſchrift 
im § 21 Abſ. 2 Veränderungen nur mit Zuſtimmung des Kommunalverbandes, 
für den ſie beſchlagnahmt ſind, vorgenommen werden. Das gleiche gilt von 
rechtsgeſchäftlichen Verfügungen über ſie und von Verfügungen, die im Wege 
der Zwangsvollſtreckung oder Arreſtvollziehung erfolgen. 
Trotz der Beſchlagnahme dürfen die Unternehmer von Molkereien 
1. die zur Erhaltung der Vorräte erforderlichen Handlungen vornehmen; 
2. an ihre Wilchlieferer Butter liefern; 
3. ſofern die Molkerei ein landwirtſchaftlicher Nebenbetrieb iſt, Butter in 
der eigenen Wirtſchaft verbrauchen. 
Die Reichsſtelle kann nähere Beſtimmungen über die Höchſtmengen treffen, 
die nach Abi. 2 Nr. 2 und 3 geliefert oder verbraucht werden dürfen. 
Die Beſchlagnahme endet, abgeſehen von dem Falle des § 10 Abſ. 1, mit 
der nach Abſ. 2 zugelaffenen Veräußerung oder Verwendung. 


$ 10 \ 
Die beſchlagnahmten Speiſefette ſind dem Kommunalverband auf Verlangen 
käuflich zu überlaſſen. Der Veberlaſſungspflichtige kann verlangen, daß der 
Kommunalverband die Vorräte übernimmt, und eine Friſt zur Uebernahme 
ſetzen, die mindeſtens fünf Tage betragen muß. Nach Ablauf der Friſt endet 
die Ueberlaſſungspflicht und die Beſchlagnahme. 

Das Eigentum an den beſchlagnahmten Speiſefetten kann auf Be durch 
Anordnung der zuſtändigen Behörde auf den Kommunalverband oder die im 
Antrag bezeichnete Perſon übertragen werden. Das Eigentum geht über, ſobald 
die Anordnung dem Beſitzer zugeht. is 


$ 11 ö " 

Der Erwerber hat für die überlaſſenen Vorräte einen angemeſſenen Preis 
zu zahlen. Der Ueberlaſſungspreis wird, falls eine Einigung nicht zuſtande 
kommt, unter Berückſichtigung der Güte der Ware von der höheren Verwaltungs⸗ 
behörde endgültig feſtgeſetzt; ſie entſcheidet, wer die baren Auslagen des Ver⸗ 
fahrens zu tragen hat. Beſtehende Höchſtpreiſe dürfen nicht überſchritten werden. 


812 
Molkereien haben die Milch und Sahne (Nahm) ſorgfältig zu verarbeiten. 
Sie haben die NÜlh, die Sahne und die daraus hergeſtellten Erzeugniſſe 
pfleglich zu behandeln und nach den ihnen gegebenen Weiſungen abzuliefern 
und zu verſenden. 5 er 


$ 13 i 

Die Kommunalverbände können, ſoweit dies zur Deckung ihres Bedarfs 
erforderlich iſt, mit Genehmigung der zuſtändigen Verteilungsſtelle (§ 19), un⸗ 
beſchadet des eigenen Bedarfs der Herſteller, die käufliche Ueberlaſſung der in 
ihrem Bezirke vorhandenen, nicht in Molkereien hergeſtellten Speiſefette an 
die von ihnen beſtimmten Stellen oder Perſonen verlangen. 8 

Dies gilt nicht für Speiſefette, die im Eigentume des Reichs, eines Bundes⸗ 
ſtaats, der Reichsſtelle, der Zentral⸗Einkaufsgeſellſchaft m. b. H. in Berlin, 
des Kriegsausſchuſſes für pflanzliche und tieriſche Oele und Fette, G. m. b. H. 
in Berlin ſtehen. Bu . ö 

Die Vorſchriften in den SS 10, 11 finden entſprechende Anwendung. 

§ 1 . N 5 

Soweit es zur Sicherung des Fett- und Milchbedarf3 erforderlich iſt, 
können Halter von Kühen, unbeſchadet ihres eigenen Bedarfs, ſowie Molkereien 
und Milhauffäufer angehalten werden, Milch an Molkereien oder andere Stellen 
zu liefern. Unter der gleichen Vorausſetzung kann die Entrahmung der Milch 
ſowie die Lieferung des Rahmes angeordnet werden. Die anordnende Stelle 
beſtimmt, an wen zu liefern iſt, ſetzt den Preis und die Lieferungsbedingungen 
feſt und entſcheidet über Streitigkeiten, die ſich aus der Lieferung ergeben. 

Zuſtändig iſt die Verteilungsſtelle ($ 19), in deren Bezirk die liefernde 
und empfangende Stelle liegt, und, wenn beide Stellen in demſelben Kom⸗ 
munalverbande liegen, dieſer; ſoll die Lieferung in einen anderen Bundesſtaat 
erfolgen, fo iſt die Reichsſtelle zuſtändig. 5 an 

Gegen die Anordnungen und Entſcheidungen iſt nur Beſchwerde zuläſſig. 
Sie hat keine aufſchiebende Wirkung. Ueber die Beſchwerde entſcheidet die 
von der Landeszentralbehörde zu bezeichnende Stelle, bei Beſchwerden über die 
Keichsſtelle der Reichskanzler. Eine Entſcheidung iſt endgültig. 
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Die Reichsſtelle kann nach Anhörung des Beirats Grundſätze über die 
Art und den Umfang der Pflicht zur Lieferung und Entrahmung (Abſ. 1) 
aufſtellen. 24 N 

\ S 15 3 
Die Kommunalverbände können die Herſtellung von Butter in landwirt⸗ 
ſchaftlichen Betrieben, aus denen die Wilch oder die Sahne (Rahm) an Wolke⸗ 
reien zu liefern iſt, unterſagen und die zur Durchführung erforderlichen An⸗ 
ordnungen treffen. 0 ; 
8 16 8 

Die Kommunalverbände können beſtimmen, daß Speiſefette, die nicht in 
Molkereien hergeſtellt ſind, nur an die von ihnen beſtimmten Stellen oder 
Perſonen abgeſetzt und nur von ſolchen erworben werden dürfen. 


8 17 ö N 

Die Unternehmer oder Leiter von Betrieben, in denen Milch verarbeitet 
wird oder Speiſefette hergeſtellt oder abgeſetzt werden, haben 

1. den Anordnungen der Reichgitelle, der Verteilungsſtellen und der 
Kommunalverbände zu entſprechen. Dies gilt für die Molkereien auch 
hinſichtlich der Art der Herſtellung und Verarbeitung ſowie der zur 
Heranſchaffung von Wilch erforderlichen Maßnahmen; 

2. zum Zwecke des Nachweiſes der ihnen obliegenden Verpflichtungen 
der Reichsſtelle, den Verteilungsſtellen und den Kommunalverbänden 
auf Verlangen Auskunft zu geben, deren Beauftragten Einſicht in die 
Geſchäftsaufzeichnungen zu gewähren und die Beſichtigung der Ge— 
ſchäftsräume und der Vorräte zu geſtatten. 

Die Beauftragten ſind verpflichtet, über die Einrichtungen und Geſchäfts⸗ 
verhältniſſe, die hierbei zu ihrer Kenntnis kommen, Verſchwiegenheit zu be— 
obachten. 32 4 

8 18 ä * 

Die Kommunalverbände haben den Verkehr und den Verbrauch von Speiſe⸗ 
fetten in ihrem Bezirke (zu regeln. Sie haben die Regelung nach den von 
der Reichgitelle aufgeſtellten Grundſätzen vorzunehmen. 

Sie können den Gemeinden die Regelung für den Bezirk der Gemeinde 
übertragen. Gemeinden, die nach der letzten Volkszählung mehr als zehntauſend 
Einwohner hatten, können die Uebertragung verlangen. 

Derr Reichskanzler, die Landeszentralbehörden oder die von ihnen bbe— 
beſtimmten Stellen können die Kommunalverbände und Gemeinden zur Regelung 
anhalten; ſie können ſie für die Zwecke der Regelung vereinigen und den 
Verbänden die Befugniſſe aus den SI 8 bis 17 ganz oder teilweiſe übertragen. 
Sie können die Regelung für ihren Bezirk oder Teile ihres Bezirkes ſelbſt 
vornehmen; die 8S 8 bis 17 finden entſprechende Anwendung. Soweit nach 
dieſen Vorſchriften die Regelung für einen größeren Bezirk erfolgt, ruhen 
die Befugniſſe der zu dieſem Bezirke gehörenden Behörden. . 

Die auf Grund dieſer Vorſchriften getroffenen Beſtimmungen finden keine 
Anwendung gegenüber den Heeresverwaltungen, der Marineverwaltung und 
denjenigen Perſonen, die von dieſen Verwaltungen mit Butter verſorgt werden. 


8 19 hr 
Für jeden Bundesſtaat oder für mehrere Bundesſtaaten gemeinſam iſt bis 
zum 12. Auguſt 1916 eine Landesverteilungsſtelle einzurichten, der der Ausgleich 
innerhalb ihres Bezirkes obliegt. Die Landeszentralbehörden können für ein⸗ 
zelne Teile ihrer Bezirke Bezirksverteilungsſtellen einrichten. 
Die vorhandenen Verteilungsſtellen bleiben beſtehen. 


f § 20 ur » 
Die Kommunalverbände haben laufend den in dem Verteilungsplane ($ 6) 
feſtgeſetzten Ueberſchuß ſowie etwa ſich ergebende weitere Ueberſchüſſe an die 
zuſtändige Verteilungsſtelle oder die von dieſer beſtimmten Perſonen oder 
Stellen nach deren Anweiſungen in guter Beſchaffenheit zu liefern. 


Die Landesverteilungsſtellen (§ 19) haben laufend den nach dem Ver⸗ 
teilungsplane (8 6) auf ihren Bezirk entfallenden Ueberſchuß an Speiſefett ſowie 
etwa ſich ergebende weitere Ueberſchüſſe in guter Beſchaffenheit nach den Wei⸗ 
jungen der Reichsſtelle zu liefern. 
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Liefert die Landesverteilungsſtelle nicht rechtzeitig, jo kann die Neichsſtelle 
die ihr zuſtehenden Mengen in den von ihr zu beſtimmenden Betrieben ab⸗ 
fordern. Die $S 10, 11 finden entſprechende Anwendung. Der Anſpruch der 
Reichsſtelle auf Ueberlaſſung geht dem des Kommunalverbandes vor. 


N Re E 

Ueber Streitigkeiten, die ich zwiſchen den Beteiligten aus der Durch⸗ 
führung der $$ 10, 13 ergeben, entſcheidet endgültig die höhere Verwaltungs⸗ 
behörde. Ueber Streitigkeiten, die ſich aus der Durchführung der §§ 20, 21 
ergeben, entſcheidet endgültig ein Schiedsgericht. Das Nähere über die Er⸗ 
richtung von Schiedsgerichten und das Verfahren beſtimmt der Reichskanzler. 


8 23 * y 
Die Verteilungsſtellen und Kommunalverbände haben der Neichgitelle auf 
Verlangen Auskunft zu erteilen und ihren Anordnungen Folge zu leiſten. 
Die Reichsſtelle iſt befugt, mit den Verteilungsſtellen und den Kommunal⸗ 
verbänden unmittelbar zu verkehren. i 5 


N en „ „ 24 

Die Vorſchriften über die Beſchlagnahme und Ablieferung der Speiſefette 
finden keine Anwendung auf pflanzliche und tieriſche Oele und Fette, ſoweit ſie 
vom Kriegsausſchuſſe für pflanzliche und tieriſche Oele und Fette, G. m. b. 9. 
in Berlin aufgebracht werden, ſowie auf ausländiſches Schmalz (Schweine⸗ 
ſchmalz). Hinſichtlich der Aufbringung dieſer Speiſefette verbleibt es bei den 
bisherigen Vorſchriften. ' 

Die im Abſ. 1 Satz 1 genannten Vorschriften finden ferner keine Anz 
wendung auf ausländiſche Butter. Der Reichskanzler iſt ermächtigt, über aus⸗ 
ländiſche Butter beſondere Beſtimmungen zu erlaſſen. Wer den von ihm er⸗ 
laſſenen (Beſtimmungen zuwiderhandelt, wird mit Gefängnis bis zu ſechs 
Monaten oder mit Geldſtrafe bis zu fünfzehnhundert Mark beſtraft. 


III. Preisvorſchriften. 
N i ö § 25 ! 
Der Reichskanzler iſt ermächtigt, Grundpreife für Speiſefette feſtzuſetzen. 
Der Grundpreis iſt der Preis, den der Herſteller beim Verkauf im Großhandel 
frei Berlin einſchließlich Verpackung fordern kann. 0 
TEN 826 
Die Grundpreiſe ſind für das Reichsgebiet maßgebend, ſoweit nicht gemäß 
§ 27 abweichende Beſtimmungen getroffen werden. 7 
8 27 * u 
Zur Berückſichtigung der beſonderen Marktverhältniſſe in den verſchiedenen 
Wirtſchaftsgebieten können die Landeszentralbehörden mit Zuſtimmung des 
Reichskanzlers für ihren Bezirk oder Teile ihres Bezirkes Abweichungen von 
den Grundpreiſen anordnen. N 
Sind die Preiſe am Orte der Niederlaſſung oder des Sitzes des Ver⸗ 
käufers andere als an dem des Käufers, ſo ſind die erſteren maßgebend. 


5 § 28 
Der Reichskanzler kann Vorſchriften über die Preisſtellung für den Weiter- 
verkauf im Großhandel und im Kleinhandel erlaſſen. 


vo. 8 24: 4 . 

Die Kommunalverbände find verpflichtet, Höchſtpreiſe für den Kleinhandel 
mit Speiſefetten unter Berückſichtigung der beſonderen örtlichen Verhältniſſe 
feſtzuſetzen. Die Höchſtpreiſe müſſen ſich innerhalb der von dem Reichskanzler 
feſtgeſetzten Grenzen (§ 28) halten. Soweit Preisprüfungsſtellen beſtehen, ſind 
dieſe vor Feſtſetzung zu hören. . 

Soweit die Regelung des Verkehrs und Verbrauchs von Speiſefetten nach 

§ 18 durch die Gemeinden erfolgt, haben dieſe die Preiſe feſtzuſetzen. 

N Die Landeszentralbehörden oder die von ihnen beſtimmten Behörden können 
Kommunalverbände und Gemeinden zur gemeinſamen Feſtſetzung von Höchſt⸗ 
preiſen vereinigen. Sie können die Höchſtpreiſe ſelbſt feſtſetzen. 


§ 30 
Als Kleinhandel im Sinne dieſer Vorſchriften gilt der Verkauf an den 
b ſoweit er nicht Mengen von mehr als 5 Kilogramm zum Gegen⸗ 
tande hat. ae 
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; : i 8 31 7 os 8 „ 
‚Der Veichskanzler iſt ermächtigt, über die Preiſe für den Groß- und 
Kleinhandel mit ausländiſcher Butter beſondere Beſtimmungen zu erlaſſen. 


Gr 1 1 8 32 N ö 
Die auf Grund dieſer Verordnung feſtgeſetzten 1 ſind Höchſtpreiſe im 
Sinne des Geſetzes, betreffend Höchſtpreiſe, vom A. Auguſt 1914 in der Faſſung 
der Bekanntmachung vom 17. Dezember 191 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 516) in Ver⸗ 
bindung mit den Bekanntmachungen vom 21. Januar 1915 (Reichs⸗Geſetzbl. 
S. 25) und vom 23. März 1916 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 183). . ; 


IV. Mebergangs- und Schlußvorſchriften. 
. 8 33 
Die Landeszentralbehörden erlaſſen die Beſtimmungen zur Ausführung 
dieſer Verordnung. Sie können beſtimmen, daß die den Kommunalverbänden 
und Gemeinden in den $$ 8 bis 18, 29 übertragenen Anordnungen durch deren 
Vorſtand erfolgen. Sie beſtimmen, wer als Kommunalverband, als höhere Ver⸗ 
waltnugsbehörde, als zuſtändige Behörde, als Gemeinde und als deren Vorſtand 


anzuſehen iſt. ; 


§ 34 i 
Die zuſtändige Behörde kann Molkereien und Gefchäfte, deren Unternehmer 
oder Leiter ſich in Befolgung der Pflichten, die ihnen durch dieſe Verordnung 
oder die dazu ergangenen Ausführungsbeſtimmungen und Anordnungen auferlegt 
ſind, unzuverläſſig erweiſen, ſchließen oder durch Beauftragte führen laſſen. 
Gegen die Verfügung iſt Beſchwerde zuläſſig. Ueber die Beſchwerde ent— 
ſcheidet die höhere Verwaltungsbehörde endgültig. Die Beſchwerde hat keine 
aufſchiebende Wirkung. 1 | 
S 35 . ge 
Mit Gefängnis bis zu einem Jahre und mit Geldſtrafe bis zu zehntauſend 
Mark oder mit einer dieſer Strafen wird beſtraft: \ 

1. wer unbefugt beſchlagnahmte Vorräte oder Vorräte, deren Ueberlaſſung 
nach 5 13 verlangt worden iſt, beiſeiteſchafft, abgibt, beſchädigt, zer⸗ 
ſtört, verbraucht, verarbeitet oder ſonſt verwendet, 

2. wer unbefugt Vorräte der in Nr. 1 genannten Art verkauft, kauft 
chi 155 anderes Veräußerungs⸗ oder Erwerbsgeſchäft über ſie ab 
4 ie t, 6 i L. 

3, wer den ihm nach den [SS 12, 17 Abſ. 1 Nr. 2 obliegenden Ver⸗ 
pflichtungen zuwiderhandelt, f 

4, wer den auf Grund der §s 10, 13, 14, 15, 16, 17 Abſ. 1 Nr. 1,8 18 
getroffenen Anordnungen zuwiderhandelt. 


f 8 3 \ x 0 
Vorräte, die der Werkehrs- oder Verbrauchsregelung entzogen werden, 
können ohne Entſchädigung zugunſten des Kommunalverbandes, in deſſen Bezirke 
ſie ſich befinden, enteignet werden. § 10 Abſ. 2 und $ 22 Satz 1 finden ent⸗ 
ſprechende Anwendung. 8 87 | 

. N . 0 

Soweit in den Bundesſtaaten bereits eine Verkehrs- und Verbrauchs⸗ 

regelung durchgeführt iſt, verbleibt es bei dieſer bis zum 12. Auguſt 1916. 


§ 38 5 
Der Reichskanzler kann Ausnahmen von den Vorſchriften dieſer Wer— 
ordnung zulaſſen. 8 i N 


8 a | 

Die Vorſchriften der Verordnung über die Negelung der Butterpreiſe vom 

22. Oktober 19151) treten alsbald, die Vorſchriften der Verordnungen über 

den Verkehr mit Butter vom 8. Dezember 19152) und über vorläufige Maß⸗ 

nahmen auf dem Gebiete der Fettverſorgung vom 8. Juni 19163) treten mit 

dem 12. Auguſt 1916 außer Kraft. f 1 

Die auf Grund der Verordnung vom 22. Oktober 1915 feſtgeſetzten Preiſe 

bleiben bis auf weiteres in Kraft. Die Vorſchrift im 8 32 findet auf fie 
Anwendung. 5 


1) Verwaltungsvorſchriften Jahrgang 1915 11 S. 280. 
2) Verwaltungsvorſchriften Jahrgang 1915 II S. 395. 
3) Verwaltungsvorſchriften Jahrgang 1916 I S. 407. 


616 1916. 21. Juli. 


Die auf Grund des 8 11 der Verordnung vom 22. Oktober 4915 er⸗ 
laſſenen Beſtimmungen bleiben in Kraft. Zuwiderhandlungen werden nach § 24 
Abſ. 2 Satz 3 beſtraft. g 5 


Der Reichskanzler kann Uebergangsvorſchriften erlaſſen. 


5 Ar 0 5 i 
Der Reichskanzler kann die Bewirtſchaftung von Milch und Käſe der 
Reichsſtelle für Speiſefette übertragen und den Verkehr mit dieſen Erzeugniſſen 
regeln. Er kann beſtimmen, daß Zuwiderhandlungen mit Gefängnis bis zu 
einem Jahre und mit Geldſtrafe bis zu zehntauſend Mark oder mit einer dieſer 
Strafen beſtraft, und daß neben der Strafe die Erzeugniſſe, auf die ſich die 
ſtrafbare Handlung bezieht, ohne Unterſchied, ob ſie dem Täter gehören oder 


nicht, eingezogen werden. . 0 ü j 

Die Vorſchriften über die Beſchlagnahme und die Ablieferung des Ueber⸗ 
ſchuſſes (88 8 bis 16, 20, 21) treten mit dem 12. Auguſt 1916, die übrigen Vor⸗ 
ſchriften mit dem Tage der Verkündung in Kraft. Der Reichskanzler beſtimmt 
den Zeitpunkt des Außerkrafttretens. 
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Achtgabe auf die körperliche und geiſtige Befähigung der als Desinfektor 
auszubildenden Perſonen. 


M. J. (M. Bl. M. S. 268.) 


In neuerer Zeit iſt wiederholt die Beobachtung gemacht worden, daß Per⸗ 
ſonen zur Ausbildung als Desinfektor vorgeſchlagen und zugelaſſen worden 
ſind, die wegen körperlicher Fehler oder geringer Auffaſſungsgabe niemals 
in der Lage ſein werden, den verautwortungsvollen Beruf als Desinfektor 
ordnungsmäßig auszuüben. Den Desinfektorenſchulen erwächſt durch die Zu⸗ 
laſſung derartiger Perſonen eine unnötige Mehrarbeit. Für die Allgemeinheit 
birgt ſie die Gefahr der ungenügenden oder ſchlechten Ausführung der Des⸗ 
infektionen, ſelbſt wenn die Betreffenden die vorgeſchriebene Prüfung notdürftig 
beſtehen ſollten. Ew. pp. erſuche ich daher ergebenſt, die Kreisärzte gefälligſt 
anzuweiſen, bei der Auswahl der als Desinfektor auszubildenden Perſonen 
ſtreng darauf zu achten, daß dieſe in körperlicher und geiſtiger Beziehung auch 
die Gewähr dafür bieten, daß ſie das zu übernehmende Amt verſtändig und 
ſachgemäß auszuüben vermögen. 

Abdruck dieſes Erlaſſes erfolgt im Winiſterialblatt für Medizinalange⸗ 
legenheiten. f 
; Wegen der Altersgrenze von 45 Jahren, bei der es weiterhin verbleibt, 
verweiſe ich ergebenſt auf den Erlaß vom 29. Mai 1907“). 
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Ausführungsbeſtimmungen zur Verordnung über das Verbot der 
Verwendung von pflanzlichen und tieriſchen Oelen und Fetten zu techniſchen 
Zwecken vom 6. Januar 1916). 


3 X. K. (R. Z. Bl. S. 193.) 


Auf Grund des § 3 der Bekanntmachung über das Verbot der Verwendung 
von pflanzlichen und tieriſchen Oelen und Fetten zu techniſchen Zwecken vom 
6. Januar 19161) wird folgendes beſtimmt: b ö 


8 1. 
Der Reichskanzler ſtellt monatlich feſt, welche Mengen und Arten pflanz⸗ 
licher und tieriſcher Oele und Fette ſowie daraus gewonnener Oels und Fett⸗ 
ſäuren zur Herſtellung von Seife und anderen Waſchmitteln, welche Mengen 


J RVerwaltungsvorſchriften Jahrgang 1907 S. 336. 
1) Verwaltungsvorſchriften Fahrgang 1916 I S. 10. 
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und Arten der genannten Oele und Fette zur Herſtellung von Leder jeder Art 
verarbeitet oder ſonſt verwendet werden dürfen. N 
Die Verteilung dieſer Mengen auf die einzelnen Betriebe erfolgt durch den 
Kriegsausſchuß für pflanzliche und tieriſche Oele und Fette, G. m. b. H. in 
Berlin und zwar hinſichtlich der Leder herſtellenden Betriebe durch Vermittelung 
der Kriegsleder⸗Aktiengeſellſchaft in Berlin und hinſichtlich der Seifen⸗ und 
Waſchmittelfabriken durch Vermittelung der Kriegsabrechnungsſtelle der Seifen⸗ 
und Stearinfabriken in Berlin. Die Seifen⸗ und Waſchmittelfabriken ſind 
verpflichtet, hinſichtlich der Herſtellung und des Vertriebs der aus den zugeteilten 
Mengen herzuſtellenden Seifen und Waſchmittel den Weiſungen des Kriegs» 
ausſchuſſes Folge zu leiſten. ’ 


F 2. 

Dieſe Beſtimmungen treten mit dem Tage der Verkündung in Kraft. Sie 
treten an die Stelle der Bekanntmachung, betreffend Ausführungsbeſtimmungen 
zur Verordnung über das Verbot der Verwendung von pflanzlichen und tieriſchen 
9160 und Fetten zu techniſchen Zwecken vom 6. Januar 1916, vom 10. Januar 
. . or N 5 


’ 
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Aenderung der Bekanntmachung über das Verbot der Verwendung von 
pflanzlichen und tieriſchen Oelen und Fetten zu techniſchen Zwecken 
vom 6. Januar 19169. 


ge: R. K. (R. G. Bl. S. 765.) 


Der Bundesrat hat auf Grund des $ 3 des Geſetzes über die Ermächtigung 
des Bundesrats zu wirtſchaftlichen Maßnahmen zuſw. vom A. Auguſt 19143) 
folgende Verordnung erlaſſen: RE RL i 

Artike 


Die 8$ 1 und 2 der Bekanntmachung über das Verbot der Verwendung 
von pflanzlichen und tieriſchen Oelen und Fetten zu techniſchen Zwecken vom 
6. Januar 19162) erhalten folgende Faſſung: 1 


Butter, Butterſchmalz, Margarine, Kunſtſpeiſefett, Speck ſowie Rinder⸗, 
Schaf⸗ und Schweinefett in jeglicher Form dürfen zu techniſchen Zwecken 
nicht verarbeitet oder ſonſt verwendet werden. 

Das Verbot findet auf die Herſtellung von Nahrungsmitteln keine An⸗ 
wendung. 0 8 2 „ a 

Pflanzliche und tieriſche Oele und Fette ſowie aus dieſen gewonnene Oel⸗ 
und Tettſäuren dürfen zur Herſtellung von Seife und anderen Wafchmitteln 
die genannten Oele und Fette auch zur Herſtellung von Leder jeder Art nicht 
verarbeitet oder ſonſt verwendet werden. Die genannten Oele und Fette dürfen 
nicht geſpalten werden. a 

Artikel II 


( Dieſe Verordnung tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft. 


„ 
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Ausführungsbeſtimmungen zur Verordnung über den Verkehr mit Seife, 
Seifenpulver und anderen fetthaltigen Waſchmitteln vom 18. April 1916 


j RN. K. (R. G. Bl. S. 766.) 


Auf Grund des § 1 der Bekanntmachung über den Verkehr mit Seife, 
Seifenpulver und anderen fetthaltigen Waſchmitteln vom 18. April 19167) 
wird folgendes beſtimmt: Wh Br 1 


1) Verwaltungsvorſchriften Jahrgang 1916 1 S. 17. 
9) Verwaltungsvorſchriften Jahrgang 1916 I S. 10. 
9) Verwaltungsvorſchriften Jahrgang 1914 I S. 857. 

4) Verwaltungsvorſchriften Jahrgang 1916 I S. 290. 


618 1916. 21. Juli. 


8 1 ‚ 

Feinſeife und Seifenpulver, die gemäß § 2 der Bekanntmachung über das 
Verbot der Verwendung von pflanzlichen und tieriſchen Oelen und Fetten vom 
6. Januar 19161) in der Faſſung der Bekanntmachung vom 21. Juli 1916 
und gemäß § 1 der dazu ergangenen Ausführungsbeſtimmungen vom 21. Juli 
1916 nach den Weiſungen des Kriegsausſchuſſes für pflanzliche und tieriſche 
Oele und Fette, G. m. b. H. in Berlin aus pflanzlichen und tieriſchen Oelen 
und Fetten oder daraus gewonnenen Oel- und Fettſäuren hergeſtellt fin, 
müſſen auf den Stücken beziehungsweiſe auf den Packungen den Aufdruck 
K. A.⸗Seife und K. A.⸗Seifenpulver tragen. Der Aufdruck iſt vom Herſteller 
oder, wenn bei Seifenpulver ein anderer die Ware zum Zwecke der Weiterver— 
äußerung mit Packung verſieht, von dieſem vor der Weitergabe anzubringen. 


82 
Die Abgabe von Waſchmitteln, die aus pflanzlichen oder tieriſchen Oelen 
und Fetten oder daraus gewonnenen Oel- und Fettſäuren hergeſtellt ſind, an 
Selbſtverbraucher darf nur nach folgenden Grundſätzen erfolgen: 
J. Die an eine Perſon in einem Monat abgegebene Menge darf fünfzig 
Gramm Feinſeife (Toiletteſeife, Kernſeife und Nafierjeife) ſowie zwei⸗ 
hundertfünfzig Gramm Seifenpulver nicht überſteigen. Bei Feinſeifen, 
die vom Herſteller in UAmhüllungen in Verkehr gebracht werden, mit 
Ausnahme der K. A.⸗Seife, iſt das unter Einschluß der Umhüllung 
feſtgeſtellte Gewicht maßgebend. Bleibt der Bezug einer Perſon in 
einem Monat unter der ſzugelaſſenen Höchſtmenge, fo wächſt der Minder⸗ 
betrag der Höchſtmenge des nächſten Monats nicht zu. Dagegen iſt 
der Vorausbezug der Wengen für zwei Monate gejtattet. 
Die Abgabe von Schmierſeife iſt unbeſchadet der Beſtimmungen 
des $ 8 verboten. 5 N 1 
II. Die Abgabe von Feinſeife fund Seifenpulver darf nur gegen Ablieferung 
des für den laufenden oder nächſtfolgenden Monat gültigen, das abzu⸗ 
gebende Waſchmittel bezeichnenden Abſchnitts der von der zuſtändigen 
Ortsbehörde des Wohnſitzes oder dauernden Aufenthalts auszugebenden 
Geifenfarte?) erfolgen. Die Seiſenkarte hat den aus der Anlage erſicht⸗ 
lichen Inhalt. Sie gilt unabhängig vom Orte der Ausgabe an allen 
Orten des Reichs. a ! „ 
Soweit an einzelnen Orten bei dem Inkrafttreten dieſer Bekannt⸗ 
machung Seifenkarten im Gebrauche ſind, iſt deren weitere Verwendung N 
während der Monate Auguſt und September 1916 geſtattet, ſofern die 
Angaben über die zu beziehende Art und Menge der Waſchmittel in 
Uebereinſtimmung gebracht iſt mit den Vorſchriften des Abt. 1. 


2 


§ 3 
Die zuſtändige Ortsbehörde iſt befugt, auf Antrag 
1. a) für Aerzte, Perſonen, die berufsmäßig mit Krankheitserregern 
f enpfleg Zahnärzte, Tierärzte, Zahntechniker, Hebammen und Kranz 
enpfleger, N 
b) für mit anſteckender Krankheit behaftete Perſonen nach entſprechender 
\ Beſcheinigung ſeitens des Kreisarztes oder eines von der Orts- 
behörde beſtimmten Arztes, N 
c) für Krankenhäuſer auf die nach dem Jahresdurchſchnitte berechnete 
Kopfzahl der verpflegten Kranken 
je bis zu vier Zuſatzſeifenkarten; 

II. für unter Tag arbeitende Grubenarbeiter in Kohlenbergwerken, für in 
gewerblichen Betrieben vor dem Feuer oder mit der Kohlenbewegung 
ſtändig beſchäftigte Arbeiter und für Schornſteinfeger je bis zu zwei 
Zuſatzſeifenkarten; ! 

III. für Kinder im Alter bis zu 18 Monaten je eine Zuſatzſeifenkarte 

auszugeben. 


Su 
Die Ueberlaſſung der Seifenkarten zum Bezuge von Waſchmitteln an andere 
Perſonen als diejenigen, für die ſie ausgegeben ſind, ſowie die Weiterveräußerung 
von Waſchmitteln, die auf eee bezogen find, iſt verboten. 
5 


3 

Der Vertrieb von Waſchmitteln, die unter Verwendung von pflanzlichen 
und tieriſchen Oelen und Fetten oder daraus gewonnenen Oel- und Fettſäuren her» 
geſtellt ſind, im Hauſierhandel iſt verboten. 


1) Verwaltungsvorſchriften Jahrgang 1916 I S. 10. 
2) Das Muſter der Seifenkarte wird nicht mit abgedruckt. 


1916. 21. Juli. 610 


Bei Abgabe im Kleinhandel an den Selbſtverbraucher dürfen die Preiſe 
ohne Rückſicht darauf, ob die Abgabe in Packung oder loſe erfolgt, 
ö bei K. A.⸗Seife 


für ein Stück von 50 Gramm 0,20 Mark, N 

für ein Stück von 100 Gramm 0,10 Mark; . 
bei K. A.⸗Seifenpulver 

für je 250 Gramm 0,30 Mark 


nicht überſchreiten. g 

Geringere Mengen K. A.⸗Seifenpulver find entſprechend dem MWindergewichte 
geringer zu berechnen. 

Vorſtehend feſtgeſetzte Preiſe ſind Höchſtpreiſe im Sinne des Geſetzes, be⸗ 
treffend Höchſtpreiſe, vom 4 Auguſt 1914 in der Faſſung vom 17. Dezember 
1914 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 516) in Verbindung mit den Bekanntmachungen vom 
21. Januar 1915 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 25) und vom 15. März 1916 (Reichs⸗ 
Geſetzbl. S. 183). ; 


8 7 
Die Verſorgung der Barbiere und Friſeure mit der zur Aufrechterhaltung 
ihres Gewerbes erforderlichen Raſier- und Kopfwaſchſeife erfolgt nach näherer 
Weiſung des Kriegsausſchuſſes für pflanzliche und tieriſche Oele und Fette, 
G. m. b. H. in Berlin durch Vermittlung des Bundes deutſcher Barbier-⸗, 
Friſeur⸗ und Perückenmacher⸗Innungen. 


8 8 

Zur Verwendung zu techniſchen Zwecken dürfen Waſchmittel, die unter Ver- 
wendung von pflanzlichen und tieriſchen Oelen und Fetten oder daraus ger 
wonnenen Oel- und Fettſäuren hergeſtellt find, an techniſche Betriebe und 
Gewerbetreibende, er an Waſchanſtalten, nur mit Zuſtimmung des 
Kriegsausſchuſſes für pflanzliche und tieriſche Oele und Fette abgegeben werden. 

Für techniſche Betriebe und Gewerbetreibende, insbeſondere Waſchanſtalten, 
die weniger als zehn Arbeiter beſchäftigen, kann die zuſtändige Ortsbehörde auf 
Antrag einen Ausweis ausſtellen, gegen deſſen Vorlegung die zur Aufrechter- 
haltung des Betriebs erforderliche Menge an Waſchmitteln abgegeben werden 
darf. Der Ausweis muß die zuläſſige Höchſtmenge angeben. Der Veräußerer 
hat die abgegebene Menge auf dem Ausweis unter Bezeichnung der Art 
und Menge (Gewicht) mit Tinte oder Farbſtempel zu vermerken. 

Die Ueberlaſſung der auf Grund vorſtehender Beſtimmungen ausgeſtellten 
Ausweiſe zum Bezuge von Waſchmitteln an andere Perſonen ſowie die Weiter— 
veräußerung der auf die Ausweiſe bezogenen Waſchmittel iſt verboten. 


89 
Die Verwendung von Waſchmitteln, die unter Verwendung von Pflanz= 
lichen und tieriſchen Oelen und Fetten oder daraus gewonnenen Oel- und Fett⸗ 
ſäuren hergeſtellt find, zu Putz- und Scheuerzwecken iſt verboten. 


8 0 
Welche Behörden als zuſtändige Ortsbehörden im Sinne der SS 2, 3 und 
8 anzuſehen ſind, beſtimmt die Landeszentralbehörde. i Ze 


8 11 
Die Beſtimmungen dieſer Verordnung finden keine Anwendung gegenüber 
den Heeresverwaltungen, der Marineverwaltung und denjenigen Perſonen, die 
von dieſen Verwaltungen mit Waſchmitteln verſorgt werden. Die Verwaltungen 
treffen beſondere Anordnungen über die Verſorgung. 
8 12 


Wer den Beſtimmungen der SS 1, 2, 4, 3, 7, 8, 9 zuwiderhandelt, wird 
mit Gefängnis bis zu drei Monaten oder mit Geldſtrafe bis zu fünfzehnhundert 
Wark beſtraft. N i 

8 13 

Dieſe Beſtimmungen treten am 1. Auguſt 1916 in Kraft mit der Maß⸗ 
gabe, daß im Monat Auguſt 1916 an Stelle der 250 Gramm Seifenpulver die 
gleiche Menge Schmierfeife gegen Ablieferung der entſprechenden Abſchnitte der 
Seifenkarte abgegeben werden darf. Die Beſtimmungen treten an die Stelle 
Bekanntmachung, betreffend Ausführungsbeſtimmungen zu der Verordnung über 
den Verkehr mit Seife, Seifenpulver und anderen fetthaltigen Waſchmitteln, 
vom 18. April 1916). 293 33 


*) Verwaltungsvorſchriften Jahrgang 1916 I Seite 290. 


620 1916. 22. Juli. 


1916. 22. Juli. 


Förderung des bargeldloſen Zahlungsverkehrs. 


n M. G. U (Z. Bl. Uu. ©. 1489). 

Nach Mitteilung des Herrn Finanzminifters iſt es infolge des außer⸗ 
ordentlich geſteigerten Zahlungsmittelbedarfes dringend erwünſcht, den bargeld⸗ 
loſen Zahlungsverkehr zwecks Einſchränkung des Barmittelumlaufs weiter aus⸗ 
zugeſtalten und zu fördern. In wirkſamer Weiſe können die ſtaatlichen Be⸗ 
hörden und Anſtalten hierzu dadurch beitragen, daß ſie jede (Möglichkeit, 
auf ihrem Gebiete vorkommende Zahlungen auf bargeldloſem Wege zu er⸗ 
ledigen, unbedingt ausnutzen und zu dieſem Zwecke überall die entſprechenden 
Einrichtungen treffen. 

In erſter Linie iſt es nötig, daß alle Kaſſenverwaltungen der Behörden 
und Anſtalten, wo dies möglich iſt, ein Girokonto bei der Reichsbank und, 
wo ein Bedürfnis dafür beſteht, ein Poſtſcheckkonto bei der Poſt haben und 
durch Aufdruck auf Briefbogen, amtlichen Mitteilungen uſw. auf die Benutzung 
dieſer Konten hinweiſen. In der geiſtlichen und Unterrichts-Verwaltung wird 
der Anſchluß der Kaſſen an den Reichsbankgiro⸗ und den Poſtſcheckverkehr 
bereits durchgeführt ſein. Die noch beſtehenden Ausnahmen ſind baldigſt 
zu beſeitigen. Binnen 8 Wochen iſt zu berichten, ob der Anſchluß überall, 
e iſt. Wo dies nicht möglich erſcheint, ſind die Gründe anzu⸗ 
geben. ö 
N Auf die mit den Behörden und Anſtalten als Zahlungsempfänger in 
Verbindung ſtehenden Kreiſe iſt ſtändig und nachdrücklich dahin einzuwirken, 
daß durch Erweiterung des Kreiſes der Kontoinhaber die Grundlagen für 
eine möglichſt umfangreiche Anwendung des bargeldloſen Uebertragungsver⸗ 
fahrens geſchaffen werden. 

Die Eröffnung eines Bankkontos und deſſen ausgiebige Benutzung zur 
Ueberweiſung der nicht ſofort in bar benötigten Gehälter und anderen Bezüge 
aus der Staatskaſſe (3. B. der Reiſekoſtengelder, Remunerationen uſw.) liegt im 
eigenen Intereſſe der Beamten wie auch im Intereſſe der Allgemeinheit. So⸗ 
weit die Beamten bisher noch nicht den Antrag auf Ueberweiſung eines Teiles 
ihres Gehaltes im Girowege auf ein Bankkonto geſtellt haben, ſind ſie unter 
Beifügung eines Antragsvordrucks (ſiehe Muſter a der mit Erlaß vom 24. 
Dezember 1907 dorthin mitgeteilten Rundverfügung des Herrn Finanzminiſters 
vom 13. Dezember 1907) aufzufordern, ihre Anträge zu ſtellen oder anzu⸗ 
zeigen, daß ſie ihre Gehaltsbezüge gleichwohl in bar ausgezahlt zu erhalten 
berchten Ueber das Ergebnis der Aufforderung iſt binnen 8 Wochen zu 

erichten. i 
An die nachgeordneten Behörden. 
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Bemeſſnug der Löhne der in Reichs⸗ und Staatsbetrieben 
als Arbeiter beſchäftigten Militärrentenempfänger. 
M. G. U. 3 Bl. U. S. 490). ü 

Das Königliche Staatsminiſterium hat den Grundſatz aufgeſtellt, daß die 
Empfänger von Wilitärrenten in Reichs⸗ und Staatsbetrieben gegen einen 
lediglich nach ihrer Arbeitsleiſtung, ohne Rückſicht auf ihre Rente, zu be⸗ 
meſſenden Lohn beſchäftigt werden ſollen. Die nachgeordneten Behörden weiſe 
ich an hiernach zu verfahren. 
An die nachgeordneten Behörden. = 
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Abänderung der Priſenordnung vom 30. September 1909. 
Allerhöchſter Erlaß. (R. G. Bl. S. 773). 


In weiterer Vergeltung der von England und feinen Verbündeten ab» 
weichend von der Londoner Erklärung über das Seekriegsrecht vom 26. Fe⸗ 
bruar 1909 getroffenen Beſtimmungen genehmige Ich für den gegenwärtigen 
Krieg die nachſtehenden Abänderungen der Priſenordnung vom 30. September 
1909 ſowie ihrer Zuſätze vom 18. Oktober, 23. November und 14. Dezember 
19145) vom 18. April 1915 und vom 3. Juni 1916. 2 . 1 
— i 1 11 


+) Verwaltungsvorſchriften Jahrgang 191 II Seite 282. 
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An die Stelle der Ziffern 21, 23, 27, 30 und 33 fowie der Zuſätze zu 
Ziffer 23 treten folgende Beſtimmungen: ae 


21. 


Als Kriegskonterbande werden die nachſtehenden, unter der Bezeichnung 


abſolute Konterbande begriffenen Gegenſtände und Stoffe angeſehen: 


1. 


2. 
3. 


Waffen jeder Art, mit Einſchluß der Waffen für ſportliche Zwecke, 
ihre Beſtandteile ſowie Zwiſchenerzeugniſſe, die zu ihrer Herſtellung 
geeignet ſind; g 
Geſchoſſe, Kartuſchen und Patronen jeder Art, ihre Beſtandteile ſowie 
Zwiſchenerzeugniſſe, die zu ihrer Herſtellung geeignet ſind; 
Schießpulver und Sprengſtofſe jeder Art, Nauch⸗ und Leuchtkörper, 
Brandmaſſen, Gaskampfmittel und Stoffe, die zu ihrer Herſtellung 
geeignet ſind, einſchließlich: Salpeterſäure und ſalpeterſaure Salze jeder 
Art, Ammoniak, Ammoniakwaſſer, Salmiak, Ammoniumſalze; Schwefel, 
Schwefeldioryd, Schwefelſäure, rauchende Schwefelſäure (Oleum), Schwe⸗ 
felkohlenſtoff; Eſſigſäure, eſſigſaure Salze (Azetate), z. B. eſſigſau⸗ 
res Kalzium (Graukalk); Eſſigäther, Ameiſenäther, Schwefeläther; 
Azeton; Aethyl⸗ und Methylalkohol (Sprit), z. B. Sulfitſprit; Harnitoff; 
Harzprodukte, Kampfer und Terpentin (Del und Geiſt); Kalziumkarbid; 
Cyanamid; Natriumcyanid; Phosphor und feine Verbindungen; chlor⸗ 
ſaures und überchlorſaures Natrium, Barium, ⸗Kalzium; Chlor, 
Chlorhydrin; Brom; Phosgen (Carbonylchlorid); Zinnchlorid; Lueck⸗ 
ſilber; Pech; Teer mit Einſchluß von Holzteer, Holzteeröl; Benzol, 
Toluol, Xylol, Solvent⸗Naphtha, Phenol (Karbolſäure), Kreol, Naph⸗ 
thalin, ſowie deren Miſchungen und Derivate; An'lin und ſeine Deri⸗ 
vate; Glyzerin; Mangandioxyd; Arſenik und ſeine Verbindungen; 


„Geſchützrohre, Lafetten, Protzen, Munitionswagen, Feldküchen, Backofen⸗ 


wagen, Proviantwagen, Feldſchmieden, Scheinwerfer, Scheinwerfergerät 
und ihre Beſtandteile; 
Entfernungsmeſſer und ihre Beſtandteile; 

Doppelgläſer, Fernrohre, Chronometer, nautiſche und artilleriſtiſche In- 
ſtrumente aller Art; 

Kleidungs⸗ und Ausrüſtungsſtücke von erkennbar militäriſcher Art; 
Sattel⸗, Zug⸗ und Packtiere, jetzt oder künftig für den Kriegsgebrauch 
geeigne j 


t; ; . 
. militäriſches, als ſolches kenntliches Geſchirr jeder Art; 
. Lagergerät und Seine Beſtandteile; 
. Panzerplatten; ; i ‚ 
„ Stahl⸗ und Eiſendraht; Stacheldraht ſowie die zu deſſen Befeſtigung 


und Zerſchneidung dienenden Werkzeuge; 
0 


Bleche, verzinnt oder verzinkt; , 
. Kriegsſchiffe und ſonſtige Kriegsfahrzeuge ſowie ſolche Beſtandteile, die 


nach ihrer beſonderen Beſchaffenheit nur auf einem Kriegsfahrzeuge be⸗ 
nutzt werden können; Schiffsbleche und Schiffbauſtahl; 


. Unterwaſſer⸗Schallſignal⸗ Apparate; . . . 
. Luft⸗ und Flugfahrzeuge aller Art, deren Beſtandteile ſowie Zubehör- 


ſtücke, Gegenſtände und Stoffe, die zur Luftſchiffahrt oder zu Flug- 
zwecken brauchbar ſind; Goldſchlägerhaut; 


. Photographiſche Artikel; N i . 
Werkzeuge und Vorrichtungen, die ausſchließlich zur Anfertigung und 


Ausbeſſerung von Waffen und Kriegsmaterial beſtimmt ſind; 


Drehbänke, Maſchinen und Werkzeuge, die bei der Herſtellung von 


Kriegsmunition gebraucht werden; 


Elektriſche Artikel, angefertigt für Kriegsgebrauch; N 
. Grubenholz mit Einſchluß roher und wenig bearbeiteter zu Grubenholz 


beſtimmter Hölzer, ſpaniſches Nohr, Bambus, Kork einſchließlich Kork⸗ 


mehl; 

Kohlen und Koks; 
Flachs, Hanf, Jute, Pflanzenfaſern und daraus hergeſtellte Garne; 
„Wolle, roh, gekämmt oder gekrempelt; Wollabfälle, Wollflocken und 


Wollkämmlinge; wollene Streichgarne und Kammgarne; Tierhaar aller 
Art ſowie Flocken, Kämmlinge und Garne aus Tierhaar; i 


. Robbaummwolle, Baumwollfaſern (linters), Baumwollabfälle, Baum⸗ 


wollgarne, baumwollene Stoffe und andere Baumwollerzeugniſſe, die 
bei der Herſtellung von Sprengſtoffen gebraucht werden können; 


. Fäſſer aller Art und ihre Beſtandteile; 
. Gold, Silber, geprägt. und in Barren, Paipergeld und alle begeb⸗ 


baren Handelspapiere und verkäuflichen Effekten; 
40 


622 


628. 


39. 


29. 
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Gummiräder fürs raftfahrzeuge ſowie alle Gegenſtände und Stoffe, 
die beſonders bei der Herſtellung oder Reparatur von e 
verwendet werden; 

Kautſchuk (einſchließlich Rohkautſchuk, Kautſchukabfälle und wiederge⸗ 
wonnener Kautſchuk, Kautſchuklöſung und ⸗teig oder irgendwelche ans 
deren kautſchukhaltigen Zubereitungen, Balata und Guttapercha ſowie 
folgende Sorten von Kautſchuk, nämlich: Borneo, Guayule, Felutong, 
Palembang und alle anderen kautſchukhaltigen Stoffe); ferner Gegen⸗ 
ſtände, die ganz oder zum Teil aus Kautſchuk hergeſtellt ſind; 


. Mineralöle Einſchließlich Erdöle, Petroleum, Benzin, Naphtha, Gaſolin); 
Schmierſtoffe; 


. Gerbſtoffe aller Art einſchließlich Quebrachoholz und der beim Gerben 


gebrauchten Extrakte; 


. Rindvieh-, Büffel⸗ und Roßhäute; Kalbe, Schweins⸗, Ziegen⸗ und 


Wildhäute; ferner Leder, zugerichtet und nicht zugerichtet, ſofern es 
brauchbar iſt für e Geſchirr, Militärſchuhzeug oder militäriſche 
Bekleidungsſtücke; Treibriemen, hydrauliches Leder und Pumpenleder; 


. folgende Erze: Wolframerze (Wolframit und Scheelit), Molybdänerz, 


Manganerz, Nickelerz, Chromerz, Zinkerz, Bleierz, Hämatiteiſenerz. 
Pyrite ſowie deren Abbrände, Kupfererze; 


. Aluminium, Aluminiumſalze, kalzinierte Tonerde, Bauxit; 
. Antimon ſowie ſeine Schwefelverbindungen und Oxyde; 


eldſpat; 

olgende Metalle: Wolfram; Molybdän; Vanadium; Nickel; Selen: 
Kobalt; Hämatitroheiſen; Mangan beziehungsweiſe ſeine Legierungen: 
Kupfer beziehungsweiſe ſeine Legierungen; Zinn, Blei: 
Siienlegierungen (Ferroverbindungen), einſchließlich Wolfram⸗, Mangan⸗, 
Vanadium⸗, Chromeiſen. 


23. Als Kriegskonterbande werden folgende für kriegeriſche wie für fried⸗ 
liche Zwecke verwendbare unter der Bezeichnung relative Konterbande begrif⸗ 
5 Gegenſtände und Stoffe angeſehen: 


1. 
2. 


Ar 


27. 


erklärt 


S 


mn 


© 90 N 


Chlorkalk, Soda, ee ſchwefelſaures Natron in Kuchen, Kup 


Lebensmittel; 

Furage und Futtermittel jeder Art; ölhaltige Sämereien, Nüſſe 1910 
Kerne; tieriſche, fiſch⸗ und pflanzliſche Oele und Fette, außer den als 
Schmiermittel geeigneten, und nicht einbegriffenen flüchtige Oele; 


folgende Gegenſtände, ſofern 8 für den Kriegsgebrauch geeignet ſind: 


Kleidungsſtücke, Kleiderſtoffe, Schuhwerk, Felle und Pelzwerk, 9 für 
Kleidung, Stiefel und Schuhe benutzbar ſind; 


. für den Krieg verwendbare Fahrzeuge aller Art und ihre Beſtandteile 


ſowie Zubehör, insbeſondere alle Kraftfahrzeuge; 


feſtes und rollendes Eiſenbahnmaterial, Telegraphen⸗, Funken⸗ und 


Telephonmaterial; 


; Feuerungsmaterial, ausgenommen Kohlen, Koks und Mineralöle; 
. Hufeiſen und Hufſchmiedegerät; 
e und Sattelzeug; 


Schiffe, Boote und Waſſerfahrzeuge jeder Art, Schwimmdocks und 
Semen engen für Trockendocks ſowie ihre Beſtandteile; 
ement; 


. Hölzer jeder Art, roh oder bearbeitet (insbeſondere auch behauen, ge⸗ 


1155 eee genutet), ausgenommen Grubenholz uſw. (ſiehe Ziffer 
1 [fde. Nr. 21); i 


55 Kriegskonterbande können die nachſtehenden Gegenſtände nicht 
werden: j 


8 Harz, Lac, ber . 1 * 
. Harz, opfe 
Hörner, Knochen und Elfenbein; 


natürlicher und künſtlicher Dünger 


. Erde, Kalk, Kreide, Steine mit isch des Marmors, Ziegelſteine, 


Schiefer und Dachziegel; R 


. Porzellan und Glas; 
Papier und die zu ſeiner Herſtellung zubereiteten Stoffe 
Seife, Farbe mit Einſchluß der e zu ee gerſtellung 


beſtimmten Materialien und Firnis; 


fervitriol; ji Be, 


1916. 23. Juli. ö 623 


10. „„ für Landwirtſchaft, für Textilinduſtrie und für Buch⸗ 

uckerei; f ö 

11. Edelſteine, Halbedelſteine, Perlen, Perlmutter und Korallen; 

12. sun und Wanduhren, Standuhren und Taſchenuhren, außer Chro⸗ 
nometern; 

13. Modes und Galanteriewaren; 

15 Gegen ne 1 0 5 1 

Gegenſtände zur Wohnungseinrichtung und zum Wohnungsſchmucke; 
Bureaumöbel und Bureaubedarf. i 2 

30. Die unter 29 bezeichnete feindliche Beſtimmung iſt ohne weiteres 

als vorliegend anzuſehen: 

a) wenn die Ware zur Ausladung in einem feindlichen Hafen oder zur 
Ablieferung an die feindliche Streitmacht beſtimmt iſt; 

b) wenn das Schiff nur feindliche Häfen anlaufen ſoll oder wenn es 
einen feindlichen Hafen berühren oder zur feindlichen Streitmacht ſto⸗ 
ßen ſoll, bevor es den neutralen Hafen erreicht, wohin die Ware 
beſtimmt iſt. N . } 

Ohne Rückſicht auf den Beſtimmungshafen des Schiffes iſt, ſofern die 

Amſtände dem nicht widerſprechen, die unter Ziffer 29 bezeichnete feindliche 
Beſtimmung anzunehmen, wenn die Sendung gerichtet iſt 

a) unmittelbar oder mittelbar an eine feindliche Behörde oder den Agenten 
einer ſolchen oder i 

b) an Order oder an einen aus den Schiffspapieren nicht erſichtlichen 
Empfänger oder unmittelbar oder mittelbar an eine Perſon, die ſich 
im feindlichen oder vom Feinde beſetzten Gebiet aufhält oder während 
des gegenwärtigen Krieges Konterbande nach dem feindlichen oder vom 
Feinde beſetzten Gebiet oder an eine feindliche Behörde oder den 
Agenten einer ſolchen unmittelbar oder mittelbar geliefert hat. 


33. Sofern die Umſtände dem nicht widerſprechen, iſt die in Ziffer 32 
bezeichnete feindliche Beſtimmung anzunehmen, wenn die Sendung gerichtet iſt: 
a) an eine feindliche Behörde oder den Agenten einer olchen oder an 
einen Händler, von dem feſtſteht, daß er Gegenſtände der fraglichen 
Art oder Erzeugniſſe aus ihnen der Streitmacht oder den Ver⸗ 

waltungsſtellen des feindlichen Staates liefert; 1 

b) an Order oder an einen aus den Schiffspapieren nicht erſichtlichen 
Empfänger oder unmittelbar oder mittelbar an eine Perſon, die ſich 
im feindlichen oder vom Feinde beſetzten Gebiet aufhält oder während 

! des gegenwärtigen Krieges Konterbande nach dem feindlichen oder vom 
Feinde beſetzten Gebiet oder an eine feindliche Behörde oder den 
Agenten einer ſolchen unmittelbar oder mittelbar geliefert hat. 

c) unmittelbar oder mittelbar nach einem befeſtigten Platze des Feindes 
oder nach einem Platze, der der feindlichen Streitmacht als Ope⸗ 
rations⸗ oder Verſorgungsbaſis dient. A 

Kauffahrteiſchiffe ſelbſt find nicht ſchon um deswillen als für die feind⸗ 

liche Sea 5 für Verwaltungsſtellen des feindlichen Staates beſtimmt 
anzuſehen, weil ſie ſich auf der Fahrt nach einem der zu c bezeichneten 
Plätze befinden. a 
Diefe Verordnung tritt mit dem Tage ihrer Verkündung i Knraft. 
Gegeben Großes Hauptquartier, den 22. Juli 1916. ee 
(Siegel) Wilhelm. 


1916. 23. Juli. 


Aenderung der Ausführungsbeſtimmungen zu den Bekanntmachungen über 
die Höchſtpreiſe 7 nnd — 0 en der Petroleumbeſtände 
vom 1. Ma 5 


R. K. (R. G. Bl. S. 779.) 


Auf Grund des § 3 dev Bekanntmachung über die Höchſtpreiſe für Per 
er und die Verteilung der Petroleumbeſtände vom 8. Juli 1915”) in der 


*) Verwaltungsvorſchriften Jahrgang 19915 1 S. 185. Be 
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Faſſung der Bekanntmachung vom 1. Mai 1916 wird beſtimmt, daß im 8 1 
der Bekanntmachung, betreffend Ausführungsbeſtimmungen zu den Bekannt⸗ 
machungen über die Höchſtpreiſe für Petroleum und die Verteilung der Pe⸗ 
troleumbeſtände vom 1. Mai 1916 als Zeitpunkt der Beendigung des Abſatz⸗ 
verbots an die Stelle des 31. Auguſt 1916 der 20. Auguſt 1916 tritt. 


1916. 24. Juli. 
Einfuhr von Fohlen. 
R. K. (R. G. Bl. S. 829.) 


Der Bundesrat hat auf Grund des § 3 des Geſetzes über die Ermächtigung 
des Bundesrats zu wirtſchaftlichen Maßnahmen uſw. vom 4, Auguſt 1914) 
folgende Verordnung erlaſſen: a 2 i 
N ö 1 
alb 


Fohlen im Alter bis zu zweieinhalb Jahren dürfen über die Grenzen des 
Deutſchen Reichs nicht eingeführt werden. N 


8 2 
Der Reichskanzler kann von der Vorſchrift im § 1 Ausnahmen zulaſſen 
und die etwa erforderlichen Sicherungsmaßregeln treffen. Er kann dieſe Be⸗ 
fugniſſe einer von ihm zu bezeichnenden Stelle übertragen. 


f 8 3 N 
„Dieſe Verordnung tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft. Der 
Reichskanzler beſtimmt den Zeitpunkt des Außerkrafttretens. 


1916. 24. Juli. 
Eiufuhrverbot für Fohlen. 
R. K. (R G. Bl. S. 830.) 


Auf Grund von § 2 der Bekanntmachung, betreffend die Einfuhr von Fohlen, 
vom 24. Juli 1916 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 829) übertrage ich die daſelbſt vor⸗ 
geſehenen Befugniſſe dem Königlich Preußiſchen Miniſter für Landwirtſchaft, 
Domänen und Forſten. . [ f 


N 1916. 24. Juli. 5 


Ausführungsanweiſung zur Bekanntmachung über Brotgetreide nud Mehl 
aus der Ernte 1916 vom 29. Inni 1916. 


M. H. G. M. L. D. F. M. J. F. M. (M. Bl. L. D. F. S. 199.) 


Gemäß § 59 der Verordnung über Brotgetreide und Mehl aus der Ernte 
1916 vom 29. Juni 1916 wird zu deren Ausführung hiermit folgendes be⸗ 
Maier. f ; i g 


ſtimmt: 
I, Beſchlagnahme: 


Su 8 1. 1. CHR 
Kommunalverbände im Sinne der Verordnung find die Stabt⸗ und Land⸗ 
kreiſe. Für dieſe erfolgt die Beſchlagnahme. Der Miniſter des Innern kann 
örtlich zuſammenhängende Kommunalverbände, welche ſich zu einem gemein⸗ 
ſamen Verſorgungsgebiete zuſammenſchließen und eine gemeinſame Mehl⸗ bezw. 
Kornverteilungsſtelle einrichten, allgemein oder hinſichtlich einzelner Befugniſſe 
als einen Kommunalverband anerkennen. Die rechtlichen Verhältniſſe, welche 
ſich aus der Beſchlagnahme für den einzelnen Kreis gegenüber dem Eigen⸗ 
tümer der beſchlagnahmten Vorräte ergeben, werden durch ſolche Anerkennung 
größerer Kommunalverbände nicht berührt. N 
1 Zu § 3, Abſatz 2. w 
Der Landrat, in Stadtkreiſen der Gemeindevorſtand, kann das Ausdreſchen 
anordnen. Die Regierungspräſidenten können mit Zuſtimmung des Landes⸗ 


) VPerwaltungsvorſchriften Jahrgang 1914 I S. 857. 
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getreideamts Beſtimmungen über Zeit und Art des Ausdreſchens ſowie über 
Anzeige und Feſtſtellung des Druſchergebniſſes erlaſſen. a 


x \ Zu 8 A. ur 
Zuſtändige Behörde iſt der Landrat, in Stadtkreiſen der Gemeindevorſtand. 
Zu 8 6. 
ER 5 „Abſatz 1 zu a. 

Als Angehörige einer Wirtſchaft gelten bei landwirtſchaftlichen Betrieben, 
die im Eigentume einer gemeinnützigen Anſtalt (Irrenanſtalten, Krankenhäuſer, 
Waiſenhäuſer u. dergl.) ſtehen und mit deren Betriebe verbunden ſind, auch 
das Perſonal und die Pfleglinge dieſer Anſtalt. Auf die Ausführungsbeſtim⸗ 
mungen zu 8 19 d wird verwieſen. Zu b = \ 

. \ u ib. 33 
Saatgut im Sinne der Verordnung iſt das zu [Saatzwecken benötigte 

Brotgetreide. ne 

H = 1 Zu C. 8 5 

Wegen der Veräußerung von Saatgut wird auf die neuen Beſtimmungen 
im § 6a der Verordnung und die nach 862 Abſatz 2 ergehenden Beſtim⸗ 
mungen des Reichskanzlers über die Saatkarten und den Verkehr mit Getreide 
zu Saatzwecken verwieſen. ' 

Zu 8 7. ' 

Die Kommunalverbände haben bei der Genehmigung von Veräußerungen 
die SS 199, 41 der Verordnung zu beachten, nach welchen Brotgetreide und 
Mehl aus ihrem Bezirk nur mit Genehmigung der Reichsgetreideſtelle ent⸗ 
fernt werden darf. Diele kommt bei größeren als Kommunalverbänden an⸗ 
erkannten gemeinſamen Verſorgungsgebieten bei Veräußerungen innerhalb dieſer 
Gebiete in Fortfall. Die Lieferung an Betriebe ($ 14 Abſ. 1d) iſt nur mit 
Genehmigung der Reichsgetreideſtelle geitattet. N 


Zu 88. 

Wird eine dem Landrat oder Gemeindevorſtand zugewieſene Entſcheidung 
angegriffen, Jo iſt der Regierungspräſident, in Berlin der Oberpräſident, aus⸗ 
ſchließlich zuſtändig. Im übrigen hat über Streitigkeiten in erſter Inſtanz 
der Landrat, in Stadtkreiſen der F zu entſcheiden. 


u 8 9. a 
In Ziffer 1 iſt auch die Verfütterung von beſchlagnahmtem Brotgetreide 
unter die hohen Strafen der Verordnung geſtellt. Beſchlagnahmefrei gewordenes 
Brotgetreide iſt durch die Verordnung über das Verfüttern von Brotgetreide, 
Mehl und Brot vom 28. Juni 1915 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 381) gegen Ver⸗ 
fütterung geſchützt. Auf die neuen Strafvorſchriften gegen unerlaubten Saat⸗ 
guthandel in Ziffer 5 und 6 wird beſonders verwieſen. Sie ſind ortsüblich 
beſonders bekannt zu geben. f 
IT, NVeichsgetreideſtelle. 


Zu § 10. 

Die Reichsgetreideſtelle hat ihren Sitz in Berlin, Nankeſtr. 1. Ihre amt⸗ 
lichen Bekanntmachungen erfolgen im Reichs⸗ und Staatsanzeiger. Der ge⸗ 
ſamte Schriftverkehr der Kommunalverbände mit der Reichsgetreideſtelle geht 
durch die Hand des Regierungspräſidenten, in Berlin des Oberpräſidenten, 
an das Landesgetreideamt (vergl. Ausführungsbeſtimmungen zu $ 59); aus⸗ 
genmmen iſt der rein geſchäftliche Verkehr mit der Geſchäftsabteilung (vgl. 
§ 12), ſoweit er ſich auf die Abnahme und Anlieferung feſtgeſetzter Getreide⸗ 
oder Mehlmengen bezieht. 

1 Zu Ss 16 42. 8 u 
Auf die Verpflichtung der Betriebe, welche Brot oder Mehl verarbeiten 
($ 14d), der Reichsgetreideſtelle auf Erfordern Auskunft über ihre Betriebs⸗ 
verhältniſſe zu geben, und auf die Strafvorſchrift des $ 16a Abi. 2 wird be⸗ 
ſonders verwieſen. N 
III. Bewirtſchaftung des Brotgetreides. 
Zu & 17. 

Ueber die nach § 17 zu erjtattenden Anzeigen trifft das Landesgetreideamt 

die erforderlichen Anordnungen. 


N Zu $ 18, Abſ. 1 
bleibt der Erlaß beſonderer Beſtimmungen vorbehalten. 
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Zu § 20. 

Kommunalverbände, welche von der in Abſatz 1 Satz 2 gegebenen Be⸗ 
fugniſſe machen, haben der Reichsgetreideſtelle auf deren Verlangen bei der 
Beſchaffung von Lagerräumen behilflich zu ſein (vergl. Ausführungsbeſtim⸗ 
mungen zu $ 53). 


5 Zu 8 21. 

Der Abſatz 1 gibt den Kommunalverbänden die Befugnis, das für ſie be⸗ 
ſchlagnahmte Brotgetreide als Eigenhändler zu erwerben. Der Preis für 
den Ankauf und Weiterverkauf und die Höhe der Kommiſſionsgebühren wer⸗ 
den durch beſondere Verordnung geregelt. Ein Kreis, der von der im Abſatz 1 
gegebenen Befugnis Gebrauch macht, übernimmt gegenüber der Reichsgetreide⸗ 
ſtelle das volle Riſiko für die Ware. Zur Entlaſtung der Kreiſe von dieſer 
Verantwortung iſt im Abſatz 2 die Möglichkeit ihrer Beſtellung als Kommiſſionäre 
ausdrücklich vorgeſehen. Den Kreiſen, welche es dabei zu belaſſen wünſchen, 
daß der Ankauf durch andere von der Veichsgetreideſtelle zu beſtellende Roms 
e erfolgt, iſt ein Vorſchlagsrecht für die Beſtellung dieſer Kommiſſionäre 
gegeben. 

Die Kommunalverbände haben der Reichsgetreideſtelle⸗Geſchäftsabteilung 
unmittelbar bis zum 1. Auguſt 1916 anzuzeigen, in welcher Weiſe ſie den 
Erwerb des Brotgetreides für die Reichsgetreideſtelle regeln wollen. Gege⸗ 
benenfalls find der Reichsgetreideſtelle zum gleichen Zeitpunkte die als Kom⸗ 
miſſionäre in Vorſchlag gebrachten Perſonen zu bezeichnen. Abſchrift iſt den 
Regierungspräſidenten einzureichen. Dieſe haben dem Miniſter des Innern 
bis zum 10. Auguſt 1916 eine Ueberſicht über die Regelung der Kornbeſchaffung 
innerhalb ihres Bezirks, nach Kreiſen geordnet, einzureichen. 


Zu § 22. 
Bei unzureichender Ablieferung kann die Reichsgetreideſtelle mit der Be⸗ 
ſtellung von Kommiſſionären ſelbſtändig vorgehen. 


Zu $ 23. 8 
Der Handel im Sinne des § 23 umfaßt auch Genoſſenſchaften. Die tun⸗ 
lichſte Beteiligung der im Getreidehandel tätigen Perſonen iſt ſachlich zweck⸗ 
mäßig und wirtſchaftlich erwünſcht; ihre ane e ſei es als Kommiſſionär, 
Agent oder Lagerhalter, wird die Beſchaffung von Säcken weſentlich erleichtern. 


Zu 8 25. 2 
Nähere Anordnung erfolgt durch das Landesgetreideamt. 


Zu $ 26. 

Für die Anzeigepflicht der Kommunalverbände iſt der Erlaß des Winiſters 
des Innern vom 4 Juli 1916 maßgebend. Die Entſcheidung über die 
Geſtattung der Selbſtwirtſchaft wird den Kommunalverbänden durch die Hand 
des Regierungspräſidenten mitgeteilt. 

Selbſtwirkſchaftende Kommunalverbände, welche auf einen Zuſchuß der 
Reichsgetreideſtelle angewieſen find, müſſen dieſen Zuſchuß in Mehl zu dem 
von der Neichsgetreideitelle feſtgeſetzten Termin abnehmen. Der Regierungs⸗ 
präſident hat gemäß Abſatz 3 die Selbſtwirtſchaft der Kommunalverbände ein⸗ 
gehend zu überwachen, insbeſondere nach der im § 26 Abſ. 1, § 27 Abſatz 1 
und 820 Abſatz 1 bezeichneten Richtung. Auf pünktliche Ablieferung der 
von der Reichsgetreideſtelle feſtgeſetzten Mengen iſt beſonderes Gewicht zu 
legen. Anträge auf Entziehung der Selbſtwirtſchaft ſind an den Winiſter des 
Innern zu richten. f 


Zu 8 28. 

Zweck der Verordnung iſt, die Brotkornverſorgung des deutſchen Volkes 
an jedem Orte und zu jeder Zeit ſicherzuſtellen. Sollte zu dieſem. Zwecke vor⸗ 
übergehend eine Anforderung nach § 28 Abſatz 2 notwendig ſein, ſo wird ihre 
unweigerliche Erfüllung den Kommunalverbänden zur beſonderen Pflicht gemacht. 

g Zu § 30. 
Friſten und Vordrucke gibt die Reichsgetreideſtelle bekannt. 


| Zu § 31. 
Die Anordnung es der Landrat, in Stadtkreiſen der Gemeindevorſtand. 
Wird die Enteignung für den Kommunalverband beantragt, fo eentſcheidet 
der Regierungspräſident, in Berlin der Oberpräſident. \ u 
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Zu § 35. 
or liche 5 5555 9 „ 5 der Beſitzer zur Verwahrung 
un eglichen Behandlung der Vorräte verpflichtet und dafür haftbar. Zu⸗ 
Wider ad lingen werden nach § 37 beſtraft. j baf 3 


IV. Ausmahlen ſund Mahlverkehr. 


Bra. Zu $ 38 Abſatz 2. ; 
Zuſtändig iſt der Landrat, in Stadtkreiſen der Gemeindevorſtand. 


N Zu § 39. 
Die Aufſichtsbehörden haben die Durchführung der Vorſchrift, daß das 
jeweils zur Verfügung des Kommunalverbandes ſtehende Mehl den Mehlbedarf 
von zwei Monaten nicht überſteigen darf, beſonders zu überwachen. Auf § 26 
Abſatz 3 wird verwieſen. Durch die Ausmahlung von Grieß darf die Brot⸗ 
verſorgung der Bevölkerung nicht beeinträchtigt werden. 


Zu § 40. i 
Höhere Verwaltungsbehörden, welche Mahllöhne feſtſetzen wollen, haben 
ſich zuvor mit dem Landesgetreideamt in Verbindung zu ſetzen. 


Zu $ 4. 

Iſt ein gemeinſames Verſorgungsgebiet als Kommunalverband anerkannt, 
jo fällt die Genehmigung durch die Neichsgetreideſtelle bei Abgabe innerhalb 
des gemeinſamen Verſorgungsgebietes fort. 5 N 

Auf die Ausführungsbeſtimmung zu §7 wird verwieſen. 


V. Verbrauchsregelung. 

Wegen der weiteren Gültigkeit der auf Grund der Verordnungen vom 25. 
885 1915 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 35) und vom 28. Juni 1915 (Neichs⸗Geſetzbl. 
S. 363) erlaſſenen Anordnungen wird auf 8 63 verwieſen. Als Konditoren 
im Sinne der Verordnung gelten nicht die Keks⸗ und ähnliche Fabriken, welche 
von der Reichsgetreideſtelle nach 8 14 das Mehl geliefert erhalten. 


Zu $ 18 c. ö 
Die Ausgabe von Brotbüchern iſt nicht mehr geſtattet. Die Verbrauchs⸗ 
regelung muß durch Ausgabe von Brotkarten erfolgen. Beſtehende Anord⸗ 
nungen der Kommunalverbände find entſprechend zu ändern. Die Negierungss 
präſidenten haben die Durchführung dieſer Vorſchrift zu überwachen. 


i Zu 8 48 d. b a 

Die Selbſtverſorger müſſen durch regelmäßige Nachprüfung ihrer Vorräte 
überwacht werden, damit ſie dieſe nicht vorzeitig in ae Weiſe ver⸗ 
brauchen. Die Ortspolizeibehörden haben einem dahin gehenden Erſuchen der 
Kommunalverbände zu entſprechen. Auf die Zwangsbefugniſſe gegen unzu⸗ 
verläſſige Selbſtverſorger ($ 58 Abſatz 2) wird verwieſen. Ueber die Aus⸗ 
ſtellung von Mahlkarten und Brotaustauſchkarten, nach welchen für jeden 
Selbſtverſorger nur die Kopfmenge für einen beſtimmten Zeitraum ausgemahlen 
oder ausgebacken werden darf, haben die Kommunalverbände Anordnung zu 
treffen. Sie können Beſtimmungen über die Lagerung der den Selbſtverſorgern 
belaſſenen Vorräte erlaſſen. 


Zu § 18e. 
Ueber das Auslandsmehl trifft das Landesgetreideamt beſondere Beſtim⸗ 
mungen. 1 
f Zu $ 19d. 5 . 

Die Kommunalverbände können eine Mindeſtzeit feſtſetzen, für welche ein 
Landwirt, der Selbſtverſorgung beanſprucht, deren Durchführbarkeet nachzu⸗ 
weiſen hat. Sie können beſtimmen, unter welchen Bedingungen ein Selbſtver⸗ 
ſorger zur verſorgungsberechtigten Bevölkerung übertreten kann. Anordnungen 
nach § 19 d bedürfen der Genehmigung des Regierungspräſidenten. Verſchie⸗ 
denheiten innerhalb der Negierungsbezirfe find nach Möglichkeit zu vermeiden. 
Allgemeine Anordnungen des Landesgetreideamts ſind zu beachten. 


Zu § 50. auge 8 
Die Beaufſichtigung des Geſchäftsbetriebes ang durch die Regierungs⸗ 
präſidenten, in Berlin durch den Oberpräſidenten. Dieſe können die Art der 
Regelung vorſchreiben oder erforderlichenfalsl Anordnungen für ſämtliche Be⸗ 
zirke oder einzelne Kommunalverbände ihres Bezirks erlaſſen. 
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Zu § 51. 
Die Ausſchüſſe werden vom Kreisausſchuß, in Stadtkreiſen und Gemeinden 
(vgl. § 5) vom Gemeindevorſtand gewählt. 


Zu $ 52. 6 
Bei der Preisfeſtſetzung für das Mehl iſt davon auszugehen, daß die Mehl⸗ 
verteilung durch die Selbſtverwaltungsbehörden der Bevölkerung nach Möglich- 
keit billiges Brot gewährleiſten ſoll. 


Zu $ 53. f 
Die Inanſpruchnahme von Lagerräumen kann auch für die Neichsgetreide- 
ſtelle erfolgen (vgl. Ausführungsbeſtimmungen zu 8 20). 


Zu 8 54, 
Verſchiedenheiten innerhalb eine Kommunalverbandes ſind nach Möglichkeit 
zu vermeiden (vgl. $ 50 Abſatz 1). ' 
55. 


Zu 8 55. 
Anordnungen im Sinne der SS 47—54 erläßt der Kreisausſchuß, in Stadt⸗ 
kreiſen und in Gemeinden (vgl. § 54) der Gemeindevorſtand. 


VI. Ausführungsbeſtimmungen. 


Zu § 58 Abſatz 1. 
Zuſtändig für die Schließung des Geſchäfts iſt die Ortspolizeibehörde. 


„ PR Zu Ab ſatz 5 2. * D 
‚Die Entziehung der Selbſtverſorgung erfolgt durch den Landrat, in Stadt» 
kreiſen durch den Gemeindevorſtand. 5 


Zu & 59 Abſatz 2. ö i 

Vermittlungsſtelle im Sinne des $ 59 Abſatz 2 iſt das Landesgetreideamt 
in Berlin, Nankeſtraße 1. Die amtlichen Bekanntmachungen des Landesgetreide⸗ 
amtes erfolgen im Reichs⸗ und Staatsanzeiger. 

Das Landesgetreideamt führt die Aufſicht über die Durchführung der Ver— 
ordnung über Brotgetreide und Mehl aus der Ernte 1916 und der zu ihrer 
Ausführung ergehenden Vorſchriften innerhalb des preußiſchen Staatsgebiets. 

Insbeſondere liegt ihm ob: a 

a) die Feſtſtellung der Bedarſsanteile der preußiſchen Kommunalverbände 
innerhalb des von der Reichsgetreideſtelle feſtgeſetzten Geſamtbedarfs⸗ 
anteils des Preußiſchen Staates und nach den von der Reichsgetreide- 
ſtelle erlaſſenen Vorſchriften, 

b) die Anforderung der von der Reichsgetreideſtelle feſtgeſetzten, aus den 
preußiſchen Kommunalverbänden abzuliefernden Getreidemengen bei 
den einzelnen Kommunalverbänden und die Feſtſetzung der Abliefes⸗ 
rungstermine, N 

c) die Verwaltung der Landesrücklage. Die hierüber ergangenen Anord⸗ 
nungen der Landeszentralbehörden und des Landesgetreideamts bleiben 
in Kraft, ſoweit ſie nicht ausdrücklich durch beſondere (Anordnung 
aufgehoben werden, ; 

d) die Vorprüfung der Anträge nach $ 26 auf Gewährung der Selbſt— 
wirtſchaft an Kommunalverbände, 

e) die Begutachtung der Anträge auf Bildung gemeinſchaftlicher Ver⸗ 
ſorgungsgebiete (vgl. Ausführungsbeſtimmungen zu 8$ 1 und 26), 

4) der Erlaß von allgemeinen Beſtimmungen über das Ausdreſchen nach 
§ 3 Abſatz 2 und über die Bemeſſung der Saatgutmengen nach 8 6 
Abſatz 3 der Verordnung, ö 

g) der Erlaß allgemeiner Vorſchriften über die Verbrauchsregelung (vgl. 
Ausführungsbeſtimmungen zu § 50); insbeſondere kann das Landes⸗ 
getreideamt auch ſolche hinſichtlich der Durchführung des § 19 treffen. 
Die Kommunalaufſichtsbehörden haben bei Ausübung der ihnen zu 8 50 
gegebenen Befugniſſe die grundſätzlichen Anordnungen des Landesge⸗ 
treideamts zu befolgen und ihm auf Erfordern Auskunft zu geben. 
Das Landesgetreideamt kann die Durchführung der durch die Kommunal⸗ 
aufſichtsbehörden und Kommunalverbände erlaſſenen Anordnungen, die 
Lagerung, Ueberwachung und Verwendung der Vorräte der Kommunal- 
verbände und deren Geſchäftsführung auch örtlich prüfen. 


Zu § 61. 

„Ueber die Kommunalverbände iſt in $ 1 Beſtimmung getroffen. Die zus 
ſtändige Behörde iſt mit Rückſicht auf die verſchiedenartigen Zuſtändigkeiten 
im einzelnen beſtimmt worden. Höhere Verwaltungsbehörde iſt der Regierungs⸗ 
präſident, für Berlin der Oberpräſident. 


Zu $S 66. 

Die Bekanntgabe der Vordrucke erfolgt durch die Reichsgetreideſtelle. Die 
Anzeigen der Kommunalverbände find der Reichsgetreideſtelle unmittelbar ein⸗ 
zureichen. Die Anzeigepflicht erſtreckt ſich auf diejenigen Vorräte aus der 
alten Ernte an Brotgetreide und Wehl, welche nicht durch den § 65 ausdrück⸗ 
lich von der Anzeigepflicht ausgenommen ſind. Die anzeigepflichtigen Vorräte 
werden (vgl. $ 66) mit dem Beginn des 16. Auguſt 1916 für den einzelnen Kreis 
beſchlagnahmt. Durch die Beſchlagnahme wird die Berechtigung der Unternehmer 
landwirtſchaftlicher Betriebe, Vorräte aus der alten Ernte gemäß 8 6 der 
Verordnung zu verwenden, nicht berührt. 


i 8 Zu $ 68 Abſatz 3. 
Die Vorſchrift gilt auch gegenüber den Kommunalverbänden. 
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Ausführungsauweiſung zur Bekanntmachung über die Kartoffelverſorgung 
vom 26. Juni 1916. 


M. 9. G. M. L. D. F. M. J. F. M. (M. Bl. L. D. F. S. 204) 


Gemäß 8 11 der Bekanntmachung über die Kartoffelverſorgung vom 26. 
Juni 1916 wird zu deren Ausführung folgendes beſtimmt: 


I. Allgemein. 

Höhere Verwaltungsbehörde iſt der Regierungspräſident, für den Stadtkreis 
Berlin der Oberpräſident. Kommunalverbände find die Stadt- und Landkreiſe. 
Die den Kommunalverbänden und Gemeinden übertragenen Verpflichtungen 
und Befugniſſe find durch deren Vorſtand zu erfüllen. Die Kreisordnungen 
und Gemeindeverfaſſungsgeſetze beſtimmen, wer als Gemeinde und als Vorſtand 
des Kommunalverbandes und der Gemeinde anzuſehen iſt. Die Gutsbezirke 
werden den Gemeinden gleichgeſtellt. 

Vermittlungsſtellen im Sinne des 5 7 ſind die auf Grund der Ausführungs⸗ 
anweiſungen vom 10. Februar 1916 errichteten Provinzialkartoffelſtellen für 
den Bezirk der Provinz. Für den Regierungsbezirk Sigmaringen wird eine 
Bezirkskartoffelſtelle unter der Aufſicht des Begierungspräſidenten nach den 
gleichen Grundſätzen errichtet. 

Ueber die Feſtſetzung der Preiſe, zu welchem die Kommunalverbände Kar⸗ 
toffeln an die Verbraucher abgeben, uno über Zuſchußleiſtungen von dritter 
Seite bleibt beſondere Anordnung vorbehalten. 


II. Im einzelnen. 
f 1 * 7 


ug 1. ' 
Alle Kommunalverbände, in deren Bezirk der Bedarf der Bevölkerung an 
Speiſekartoffeln ſowie an Kartoffeln zur Brotſtreckung vom 16. Auguſt 1916 
bis 15. Auguſt 1917 nicht aus den innerhalb des Kommunalverbandes ver⸗ 
fügbaren Vorräten gedeckt werden kann, haben die Beſchaffung nach den Vor—⸗ 
ſchriften der Verordnung durch Vermittlung der Reichskartoffelſtelle zu bewirken. 
Zur Brotſtreckung können Erzeugniſſe der Kartoffeltrocknerei und Kartoffel- 
ſtärkefabrikation vorausſichtlich in mäßigem Umſange früheſtens vom 1. Oktober 
1916 ab, in vollem Umfang erſt vom 15. Dezember 1916 ab von der Trocken⸗ 
kartoffelverwertungs⸗Geſellſchaft geliefert werden. Die bes dahin als Erſatz be⸗ 
nötigten Mengen von Friſchkartoffeln für die Bäckereien find, ſoweit erforder- 
lich, bei der Reichskartoffelſtelle zur Lieferung anzumelden. 


Zu § 2. 

Sämtliche Kommunalverbände müſſen Anordnungen über die Verſorgung 
der Bevölkerung mit Speiſekartoffeln auf Grund der zin der Verordnung auf⸗ 
geführten geſetzlichen Beſtimmungen treffen. Die Abgabe von Kartoffeln an 
die Verbraucher muß derart geregelt werden, daß ſich der Verbrauch in den 
vorgeſchriebenen Grenzen hält. 
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Wo das Einkellern von Vorräten in den Haushaltungen der Verbraucher 
für längere Zeit bisher üblich und nach den ꝛcumlichen Verhältniſſen ohne 
Gefährdung der Vorräte angängig iſt, müſſen bei der [Verbrauchsregelung Bes 
ſtimmungen getroffen werden, die das Einkellern ermöglichen. Wegen der Ueber⸗ 
Nie der Vorräte auch in den Haushaltungen der Verbraucher wird auf $ 6 
verwieſen. Ya 5 N 

Zur Uebertragung der Verſorgungsregelung auf die Gemeinden iſt eine 
Anordnung des Kommunalverbandes erforderlich. 

Die Kommunalverbände müſſen Anordnungen treffen, welche die Ablieferung 
der vom Kommunalverband aufzubringenden Kartoffelmengen unbedingt ge⸗ 
währleiſten, und bis zu deren Sicherſtellung eine genaue Ueberwachung der 
Ausfuhr ermöglichen. Die Ueberwachung der Einfuhr wird ſich im eigenen 
Intereſſe der Kommunalverbände empfehlen. Die Verfütterung der durch den 
Kommunalverband gelieferten Speiſekartoffeln iſt zu verbieten. 

Die Oberpräfidenten und mit deren Einverſtändnis die Regierungspräſi⸗ 
denten find befugt, auf Grund der Bekanntmachung vom 6. Juli 1916 (RNeichs⸗ 
Geſetzbl. S. 673) derartige Anordnungen einhaitlih für die Kommunalverbände 
ihres Bezirks zu erlaſſen. Der Genehmigung der Landeszentralbehörden bedarf 
es zu ſolchen Anordnungen nicht, wie hiermit ausdrücklich beſtimmt wird. 


| Zu 83. N 

Die Kommunalverbände haben zur Anmeldung des Bedarfs ausſchließlich 
die Vordrucke zu benutzen, die ihnen die Reichskartoffelſtelle überſendet. Die 
Deckung des Bedarfs durch die Reichskartoffelſtelle erfolgt zunächſt für die 
Zeit vom 16. Auguſt 1916 bis zum 15. April 1917. Auf die Ueberweiſung 
größerer als der angemeldeten Kartoffelmengen kann nicht gerechnet werden; 
zur Abnahme der als Bedarf angemeldeten Menge ſind die Kommunalverbände 
verpflichtet. Der weitere Bedarf iſt der Reichskartoffelſtelle auf deren Er⸗ 
fordern im Februar 1917 anzumelden. Iſt der für die Zeit bis zum 15. April 
1917 angemeldete Bedarf geringer als bei der erſten Anmeldung angenommen, 
fo bietet die zweite Anmeldung Gelegenheit zur Berichtigung. 


| u 8 A. 
Die Reichskartoffelſtelle ſetzt die Bedingungen für die Abnahme und den 
Abſchluß für N feſt. Die Kommunalverbände müſſen die Ab- 
nahme nach dieſen Bedingungen bewirken. 


Zu 85. 

Die Grundſätze über die Verpflichtung der Kommunalverbände und der 
Kartoffelerzeuger zur Sicherſtellung und Abgabe von Kartoffeln werden nach 
Feſtſtellung des zu deckenden Geſamtbedarfs vom Reichskanzler bekannt ge⸗ 
geben werden. Den Kommunalverbänden wird bei der Aufbringung der ab⸗ 
zuliefernden Kartoffelmenge die Berückſichtigung des freiwilligen Angebots der 
Kartoffelerzeuger empfohlen. Nötigenfalls hat die Aufbringung im Wege der 
Enteignung auf Grund des Höchſtpreisgeſetzes vom 4. Auguſt / 17. Dezember 191% 
in Verbindung mit den Bekanntmachungen vom 21. Januar 1915, 23. September 
1915*) und vom 2. März 1916 zu erfolgen. Nach der letztgenannten Bes 
kanntmachung wird im Falle der Enteignung ein um 30 Mk. niedrigerer Preis 
für die Tonne gewährt. 3 N 

Im übrigen find bei der Durchführung der Kartoifelbeihaffung und ⸗Ver⸗ 
ſorgung die Kartoffelhändler und Genoſſenſchaften nach Möglichkeit heran⸗ 
zuziehen, die dies Geſchäft ſchon vor dem Kriege betrieben haben. Die Be⸗ 
ſtellung ſachverſtändiger Kommiſſionäre wird den Kommunalverbänden zur be⸗ 
ſonderen Pflicht gemacht. Die ſachgemäße Durchführung der Kartoffelbeſchaffung 
und die rechtzeitige Ablieferung der angeforderten Menge iſt von den Regie- 
rungspräſidenten zu überwachen. a f 


Zu 8 6. 

Die Kommunalverbände, denen von der Reichskartoffelſtelle Kartoffelvorräte 
überwieſen werden, haben dieſe nach den örtlichen Verhältniſſen Zweckmäßig 
zu verwahren. Die mit der Ueberwachung des Einmietens und Einlagerns 
betrauten Sachverſtändigen ſind der zuſtändigen höheren Verwaltungsbehörde 
und der Provinzialkartoffelſtelle bis zum 15. September 1916 namhaft zu 
machen. Die Ueberwachung der beim Verbraucher eingekellerten Vorräte iſt 
unter Heranziehung dieſer Sachverſtändigen durchzuführen; fie iſt durch die 
Anordnung über die Verbrauchsregelung ſicherzuſtellen. N 


*) Verwaltungsvorſchriften Jahrgang 1915 TI S. 153. 


* 


1916. 21. Juli. 631 


Bl Zu $ 7. 

Die Provinzial⸗(Bezirks⸗)Kartoffelſtellen haben den Bedarf innerhalb der 
Provinz (des Bezirks) auf Grund der Feſtſetzungen und Zuweiſungen der Reichs⸗ 
kartoffelſtelle auszugleichen. Sie ſind ermächtigt, innerhalb dieſer Zuweiſungen 
ſelbſtändig zu verfügen, ſoweit es erforderlich iſt, um den Bedarf innerhalb 
der Provinz zu decken. Die Neihsfartoffelitelle verfügt über die nach Deckung 
des Bedarſs der Provinz verbleibenden Kartoffelmengen. Sie teilt den Pro⸗ 
vinzialkartoffelſtellen mit, an welche Bedarfsverbände außerhalb der Provinz 
der Ueberſchuß zu liefern it. Die Durchführung auch dieſer Lieferung iſt 
von der Provinzialkartoffelſtelle zu bewerkſtelligen; fie hat [den ſlieferungs⸗ 
pflichtigen Kommunalverbänden die angeforderten Mengen und die Lieferungs⸗ 
friſten mitzuteilen. Die Kommunalverbände ſind verpflichtet, den Anforderungen 
der Reichskartoffelſtelle und der Provinzialkartoffelſtellen Folge zu leiſten. Die 
Provinzialkartoffelſtelle hat dem Regierungspräſidenten eine Nachweiſung der 
von den Kommunalverbänden ſeines Bezirks erforderten Mengen und der 
Lieferungsfriſten mitzuteilen. , 

Die Bedarſsverbände und die für ihren Bezirk zuſtändige Provinzialkar⸗ 
toffelſtelle erhalten von der Reichskartoffelſtelle Nachricht darüber, in welcher 
Weiſe der Bedarf gedeckt wird. 4 
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Feldgemüſebau. 
M. L. D. F. (M. Bl. L. D. F. S. 206.) N 


An ſämtliche Landwirtſchaſtskammern. 

Die Deutſche Landwirtſchafts⸗Geſellſchaft hat auf Vorſchlag ihres Sonder⸗ 
ausſchuſſes für Feldgemüſebau befürwortet, Dem Unterricht über Feldgemüſe⸗ 
bau an den landwirtſchaftlichen Winterſchulen möglichſte Berückſichtigung zuteil 
werden zu laſſen. 

Die Landwirtſchaftskammern erſuche ich, darauf hinzuweiſen, daß der Feld⸗ 
gemüſebau in den Lehrplänen der landwirtſchaftlichen Winterſchulen, ſoweit dies 
noch nicht geſchehen ſein ſollte, namentlich in Gegenden mit erheblichem Ge⸗ 
müjebau, nach Möglichkeit berückſichtigt wird. N a 
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Verordnung über Höchſtpreiſe für Brotgetreide. 
R. K. (R. G. Bl. S. 820.) 


Auf Grund der Bekanntmachung über Kriegsmaßnahmen zur Sicherung 
der Volksernährung vom 22. Mai 1916 (Neichs⸗Geſetzbl. S. 401) wird folgende 
Verordnung erlaſſen: 6 1 f 

Der Preis für die Tonne inländiſchen Roggens darf beim Verkaufe durch 
den Erzeuger, ſoweit er bis zum 31. März 1917 einſchließlich zu liefern iſt, 
nicht überſteigen in: i Zu | 


Aachen 230 Mark, N 
Berlin 220 „ ö 
Braunſchweig 225 5„ 
Bremen 228 5 
Breslau 215 5 
Bromberg 219-135 
Caſſel 225 „ 
Cöln 230 „ 
Danzig 2185 5 
Dortmund 230 „ 
Dresden 220 „ 
Duisburg 230 5„ 
Emden 225 2, 
Erfurt 225 „ 
Frankſurt a. M. 230 5„ 


Gleiwitz 2215 
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Hamburg 225 Wark, 
Hannover BD: na 
Kiel 225 „ 
Königsberg i. Pr. 215: 5 
Leipzig 220 „ 
Magdeburg 220 „ 
Mannheim 230 „ 
München 230 „ 
Poſen DIS „ 
Noſtock 220 „ 
Saarbrücken 230 „ 
Schwerin i. M. 220 „ 
Stettin 220 „ 
Straßburg i. E. 230 „ 
Stuttgart 230 „ 


Zwickau 225 
Nach dem 31. März 1917 ermäßigen ſich die Höchſtpreiſe um 15 Mark. 


82 

Der Höchſtpreis für die Tonne inländiſchen Weizens iſt 40 Mark höher 

als der Höchſtpreis für die Tonne Roggen. Spelz (Dinkel, Feſen) ſowie Emer 
und Einkorn gelten als Weizen im Sinne dieſer Verordnung. 


§ 3 

In den im $ 1 nicht genannten Orten (Nebenorten) iſt der Höchſtpreis gleich 
dem des nächſtgelegenen, im $ 1 genannten Ortes (Hauptort). 
N Die Landeszentralbehörden oder die von ihnen beſtimmten höheren Ver— 
waltungsbehörden können einen niedrigen Hoͤchſtpreis feſtſetzen. Iſt für die 
Preisbildung eines Nebenorts ein anderer als der nächſtgelegene Hauptort be⸗ 
ſtimmt, jo können dieſe Behörden den Hochſtpreis bis zu dem für dieſen Hauptort 
feſtgeſetzten Höchſtpreis hinaufſetzen. Liegt dieſer Hauptort in einem anderen 
Bundesſtaate, ſo iſt die Zuſtimmung des Reichskanzlers erforderlich. 


Su \ 

Die Höchſtpreiſe gelten nicht bei Verkäufen von Winterſaatgetreide, ſoweit 
dieſes bis zum 15. Januar 1917 zu liefern iſt, und von Sommerſaatgetreide, 
ſoweit dieſes bis zum 15. Mai 1917 zu liefern iſt, wenn die Vorſchriften des 
8 6a der Bekanntmachung über Brotgetreide und Mehl aus der Ernte 1916 
vom 29. Juni 1916 (Neichs⸗Geſetzbl. S. 613) und die dazu vom Reichskanzler 
erlaſſenen näheren Beſtimmungen eingehalten werden. 

Als Saatgetreide im Sinne dieſer Vorſchrift gilt Saatgetreide, das in 
anerkannten Saatgutwirtſchaften oder in ſolchen Betrieben gezogen iſt, die 
ſich in den Jahren 1913 und 1914 nachweislich mit dem Verkaufe von Hagge 
befaßt haben. 

8 5 b on 

Die Reich3getreideitelle kann für Roggen und Weizen aus der Ernte 1916 
der bis einſchließlich 15. Dezember 1916 ausgedroſchen geliefert wird, Druſch⸗ 
prämien bis zum Höchſtbetrage von 20 Mark für die Tonne bezahlen. Macht 
die Reichsgetreideſtelle von dieſer Ermächtigung Gebrauch, ſo können auch 
die ſelbſtwirtſchaftenden Kommunalverbände Druſchprämien in gleicher Höhe 
bezahlen. 


8 6 

Die Höchſtpreiſe gelten für Lieferung ohne Sack. Für leihweiſe Ueberlaſſung 
der Säcke darf eine Sackleihegebühr bis zu zehn Pfennig für den Doppelzentner 
berechnet werden. Werden die Säcke nicht binnen (drei Wochen nach ider 
Lieferung zurückgegeben, ſo darf die Leihgebühr dann um fünfundzwanzig Pfennig 
für die Woche bis zum Höchſtbetrage von zwei Mark fünfzig Pfennig erhöht 
werden. Angefangene Wochen ſind voll zu berechnen. (Werden die Säcke 
mitverkauft, ſo darf der Preis für den Sack nicht mehr als eine Mark und 
für den Sack, der fünfundſiebzig Kilogramm oder mehr (hält, nicht mehr 
als eine Mark ſechzig Pfennig betragen. Werden Leihſäcke nicht zurückgegeben, 
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jo gilt der Höchſtbetrag der Leihgebühr als verfallen. Außerdem iſt für den 
Verluſt der Säcke eine Entſchädigung zu zahlen, die den Sackhöchſtpreis nicht 
überſteigen darf. Bei Rückkauf der Säcke darf der Unterjch!ed zwiſchen dem 
Verkaufs⸗ und dem Rückkaufspreiſe den Satz der Sackleihgebühr nicht über⸗ 
ſteigen. 

Die Höchſtpreiſe gelten für Barzahlung bei Empfang; wird der Kaufpreis 
geſtundet, ſo dürfen bis zu zwei vom Hundert Jahreszins en über Reichsbank⸗ 
diskont zugeſchlagen werden. ; 

Die Höchſtpreiſe ſchließen die Beförderungskoſten ein, die der Verkäufer 
vertraglich übernommen hat. Der Verkäufer hat auf jeden Fall die Koſten der 
Beförderung bis zur Verladeſtelle des Ortes, von dem die Ware mit der 
Bahn oder zu Waſſer verſandt wird, ſowie die Koſten des Einladens daſelbſt 
zu tragen. Stellt der Verkäufer Säcke nur bis zu dieſer Verladeſtelle zur 
Verfügung, ſo darf hierfür eine Leihgebühr nicht berechnet werden. 


7 

Beim Umſatz des Brotgetreides durch den Handel dürfen dem Höchſtpreis 
Beträge zugeſchlagen werden, die insgeſamt vier Mark für die Tonne nicht über⸗ 
ſteigen dürfen. Dieſer Zuſchlag umfaßt insbeſondere Kommiſſions⸗, Vermittlungs⸗ 
und ähnliche Gebühren ſowie alle Arten von Aufwendungen; er umfaßt nicht 
die Auslagen für Säcke ſund für die Fracht von dem Abnahmeorte ſowie die 
durch Zuſammenſtellung kleinerer Lieferungen zu Sammelladungen nachweislich 
entſtandenen Vorfrachtkoſten. Abnahmeort im Sinne dieſer Verordnung iſt 

der Ort, bis zu welchem der Verkäufer die Koſten der Beförderung trägt. 
Die Kommunalverbände und die Neichsgetreideſtelle dürfen beim Einkauf 
den Zuſchlag bis auf ſechs Mark, die Kommunalverbände in Fällen beſonderen 
Bedürfniſſes mit Genehmigung der Reichsgetreideſtelle den Zuſchlag »bis auf 
neun Wark erhöhen. i 


88 

Die Kommunalverbände und die Reichsgetreideſtelle find beim . 
an die Vorſchriften dieſer Verordnung mit der Maßgabe gebunden, daß ſie 

a) den von ihnen nach $ 7 gezahlten Zuſchlag, mindeſtens aber ſechs 
Mark anrechnen dürfen, 

b) für Getreide, das ſie bis einſchließlich 15. April 1917 liefern, den bis 
zum 31. März 1917 geltenden Höchſtpreis anrechnen dürfen, ſoweit ſie 
ſelbſt beim Erwerbe des Getreides dieſen Höchſtpreis bezahlen mußten, 

c) die von ihnen nach § 5 gezahlte Druſchprämie anrechnen dürfen, ſoweit 
die Lieferung binnen 15 Tagen nach Ablauf der Friſt erfolgt, innerhalb 
deren die Druſchprämie zu zahlen war und ſie ſelbſt dieſe Prämien 
bezahlen mußten. 

Die Kommunalverbände und die Reichsgetreideſtelle ſind bei Abgabe von 
Brotgetreide zu Saatzwecken an die Föchſtpreiſe nicht gebunden. 

Die Reichsgetreideſtelle iſt bei Belieferung der Betriebe nach § 14 Abſ. 
1d der Verordnung über den Verkehr mit Brotgetreide und Mehl aus der 
Ernte 1916 vom 29. Juni 1916 (Neichs⸗Geſetzbl. S. 613) an die Höchitpreife 
nicht gebunden. 


8 9 
Mit Gefängnis bis zu einem Jahre und mit Geldſtrafe bis zu ee 
Mark oder mit einer dieſer Strafen wird beſtraft: 
1. wer die in dieſer Verordnung feſtgeſetzten Preiſe überſchreitet; 
2. wer einen andern zum Abſchluß eines Vertrags auffordert, durch den 
die Preiſe überſchritten werden, oder ſich zu einem e Vertrag 
erbietet. i 


$ 10 
Die Verordnung tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft. 
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Verordnung über Höchſtpreiſe für Gerſte. 
R. K. (R. G. Bl. S. 824.) 
Auf Grund der Bekanntmachung über Kriegsmaßnahmen zur Sicherung der- 
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Volksernährung vom 22. Mai 1916 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 401) wird folgende 
Verordnung erlaſſen: 
N 81 ’ 

Der Preis für die Tonne inländiſcher Gerſte darf beim Verkaufe durch 
den Erzeuger, ſoweit bis zum 31. Auguſt einſchließlich zu liefern iſt, dreihundert 
Mark, und ſoweit bis zum 15. September 1916 einſchließlich zu liefern iſt, 
zweihundertundachtzig Mark nicht überſteigen. Für die ſpätere Zeit werden 
niedrigere Preiſe feſtgeſetzt werden, die auch auf vorher abgeſchloſſene Verträge 
Anwendung finden ſollen, ſoweit ſie bis zum 15. September 1916 einſchließlich 
noch nicht erfüllt ſind. 

! i 8 2 


} R 

Die Höchſtpreiſe gelten für Lieferung ohne Sack. Für leihweiſe Ueberlaſſung 
der Säcke darf eine Sackleihgebühr bis zu zehn Pfennig für den Doppelzentner 
berechnet werden. Werden die Säcke nicht binnen drei Wochen nach der Lieferung 
zurückgegeben, ſo darf die Leihgebühr dann um fünfundzwanzig Pfennig für 
die Woche bis zum Höchſtbetrage von zwei Mark fünfzig Pfennig erhöht 
werden. Angefangene Wochen ſind voll zu berechnen. Werden die Säcke 
mitverkauft, ſo darf der Preis für den Sack nicht mehr als eine Mark und 
für den Sack, der fünfundſiebzig Kilogramm oder mehr hält, nicht mehr als 
eine Mark ſechzig Pfennig betragen. Werden Leihſäcke nicht zurückgegeben, 
ſo gilt der Höchſtbetrag der Leihgebühr als verfallen. Außerdem iſt für 
den Verluſt der Säcke eine Entſchädigung zu zahlen, die den Sackhöchſtpreis 
nicht überſteigen darf. Bei Rückkauf der Säcke darf der Anterſchied zwiſchen 
dem Verkaufs⸗ und dem Nückkaufspreiſe den Satz der Sackleihgebühr nicht 
überſteigen. 

Die Höchſtpreiſe gelten für Barzahlung bei Empfang; wird der Kaufpreis 
geſtundet, jo dürfen bis zu zwei vom Hundert Jahreszinſen über Reichsbank⸗ 
diskont hinzugeſchlagen werden. 

Die Höchſtpreiſe ſchließen die Beförderungskoſten ein, die der Verkäufer 
vertraglich übernommen hat. Der Verkäufer hat auf jeden Fall die Koſten der 
Beförderung bis zur Verladeſtelle des Ortes, von dem die Ware mit der Bahn 
oder zu Waſſer ee wird, ſowie die Koſten des Einladens daſelbſt zu 
tragen. 
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Beim Umſatz der Gerſte durch den Handel dürfen dem Höchſtpreis Be— 
träge zugeſchlagen werden, die insgeſamt vier Marf für die Tonne nicht über⸗ 
ſteigen dürfen. Dieſer Zuſchlag umfaßt insbeſondere Kommiſſions⸗, Vermittlungs⸗ 
und ähnliche Gebühren ſowie alle Arten von Aufwendungen; er umfaßt nicht 
die Auslagen für Säcke und für die Fracht von dem Abnahmeorte ſowie die 
durch Zuſammenſtellung kleinerer Lieferungen zu Sammelladungen nachweislich 
entſtandenen Vorfrachtkoſten. Abnahmeort im Sinne dieſer Verordnung iſt 
der Ort, bis zu welchem der Verkäufer die Koſten der Beförderung trägt. 

Die vom Reichskanzler nach § 7 Abſ. 1a der Verordnung über Gerſte aus 
der Ernte 1916 vom 6. Juli 1916 (Neichs⸗Geſetzbl. S. 659) beſtimmte Stelle 
und die Kommunalverbände dürfen bei freihändigem Erwerb aus zweiter Hand 
den Zuſchlag bis auf ſechs Mark, die Kommunalverbände in Fällen beſonderen 
Bedürfniſſes mit Genehmigung der genannten Stelle den Zuſchlag bis auf 
neun Mark erhöhen. Die Kommunalverbände dürfen bei Weiterverkauf den von 
ihnen gezahlten Zuſchlag, mindeſtens aber ſechs Mark anrechnen. 


b 8 4 | 
Die Vorſchriften dieſer Verordnung gelten nicht bei Verkäufen 
a) von Saatgerſte, wenn die Vorſchriften des §S 7a der Verordnung über 
Gerſte aus der Ernte 1916 vom 6. Juli 1916 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 659) 
und die dazu vom Reichskanzler erlaſſenen näheren Beſtimmungen inne⸗ 
gehalten werden. Als Saatgerſte im Sinne dieſer Vorſchrift gilt Saat⸗ 
gerſte, die in anerkannten Saatgutwirtſchaften oder in ſolchen Be⸗ 
trieben gezogen iſt, die ſich nachweislich in den Jahren 1913 und 1914 
mit dem Verkauufe von Saatgerſte befaßt haben; 
b) von Gerſte, die auf Grund eines nach $ 20 Abſatz 4 der Verordnung 
über Gerſte aus der Ernte 1916 vom 6. Juli 1916 (Reichs⸗Geſetzbl. 
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S. 659) ausgeſtellten Bezugsſcheins oder durch die im § 7 Abi, Ta 
der angeführten Verordnung genannten Stellen freihändig erworben 
wird. Die Höhe der Zuſchläge, die in dieſen Fällen gezahlt werden 
dürfen, unterliegt der Genehmigung durch den Reichskanzler; 

c) von Gerſte, die durch Kommunalverbände nach § 33 der genannten 
Verordnung über den Verkehr mit Gerſte aus dem Erntejahre 1916 
abgegeben wird, ſowie bei Weiterverkäufen dieſer Gerſte; 

: d) bei Weiterverkäufen von Gerſte durch die vom Reichskanzler nach $ 7 
Abſ. 14 der Verordnung üder Gerſte aus der Ernte 1916 beſtimmten 
Stelle oder die von ihr bezeichneten Stellen. 


§ 5 
Mit Gefängnis bis zu einem Jahre und mit Gelbſtrafe bis zu sehntaufend 
Mark oder mit einer dieſer Strafen wird beſtraft: 
1. wer die in dieſer Verordnung feſtgeſetzten Preiſe überſchreitet; 
2. wer einen anderen zum Abſchluß eines Vertrags auffordert, durch den 
2 Preiſe überſchritten werden oder ſich zu einem ſolchen Vertrag 
erbietet. N = a 


86 |! 
Dieſe Verordnung tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft. 


! 1916. 24. Juli. 


Verordnung über Höchſtpreiſe für Hafer. 
R. K. (R. G. Bl. S. 826.) 


Auf Grund der Bekanntmachung über Kriegsmaßnahmen zur Sicherung der 
Volksernährung vom 22. e 1916 Weichs eſetsel, S. 401) wird e 
Verordnung erlaſſen: ' 


8 1 

Der Preis für die Tonne inländiſchen Hafers barf beim Verkaufe durch 
den Erzeuger dreihundert Mark micht überſteigen. 

Dieſer Preis gilt bis zum 30. September 1916 einſchließlich. Für die 
ſpätere Zeit werden niedrigere Preiſe feſtgeſetzt werden, die auch auf vorher ab⸗ 
geſchloſſene Verträge Anwendung finden ſollen, ſoweit ſie bis zum 30. September 
1916 einſchließlich noch nicht erfüllt ſind. 


E 2 8 \ ; 

Die Höchſtpreiſe gelten für Lieferung ohne Sack. Für leihweiſe Ueberlaſſung 
der Säcke darf eine Sackleihgebühr bis zu zehn Pfennig für den Doppelzentner 
berechnet werden. Werden die Säcke nicht binnen drei Wochen nach der Lieferung 
zurückgegeben, ſo darf die Leihgebühr dann um fünfundzwanzig Pfennig für 
die Woche bis zum Höchſtbetrage von zwei Mark fünfzig Pfennig erhöht 
werden. Angefangene Wochen ſind voll zu berechnen. Werden die Säcke 
mitverkauft, ſo darf der Preis für den Sack nicht mehr als eine Mark und 
für den Sack, der fünfundſiebzig Kilogramm oder mehr hält, nicht mehr als 
eine Mark ſechzig Pfennig betragen. Werden Leihſäcke nicht zurückgegeben, 
ſo gilt der Höchſtbetrag der Leihgebühr als verfallen. Außerdem iſt für 
den Verluſt der Säcke eine Entſchädigung zu zahlen, die den Sackhöchſtpreis 
nicht überſteigen darf. Bei Rücklauf der Säcke darf der Unterſchied zwiſchen 
dem Verkaufs⸗ und dem e den Satz der eee nicht 
überſteigen. 

Die Höchſtpreiſe zen für Barzahlung bei Empfang; wird der Kaufpreis 
geſtundet, jo dürfen bis zu zwei vom Hundert Jahreszinſen über Reichsbank⸗ 
diskont hinzugeſchlagen werden. 

Die Höchſtpreiſe ſchließen die Beförderungskoſten ein, die der Verkäufer 
vertraglich übernommen hat, Der Verkäufer hat auf jeden Fall die Koſten der 
Beförderung bis zur Verladeſtelle des Ortes, von dem die Ware mit der Bahn 
oder zu Waſſer un au, Als die u = „ e zu 
tragen. I ie 
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Für die beim Weiterverkaufe des Hafer? zuläſſigen Zuschläge gilt der 
§ 20 der Verordnung über Hafer aus der Ernte 1916 vom 6. Juli 1914 
(Reichs⸗Geſetzbl. S. 666). 


8 1 . 
Die Vorſchriften dieſer Bekanntmachung gelten nicht bei Verkäufen 

a) von Saathafer, wenn die vom Reichskanzler auf Grund des § 6a der 
Verordnung über Hafer vom 6. Juli 1916 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 666) zu 
erlaſſenden näheren Beſtimmungen innegehalten werden. Als Saathafer 
im Sinne dieſer Vorſchrift gilt Saathafer, der in anerkannten Saat⸗ 
gutwirtſchaften oder in ſolchen Betrieben gezogen iſt, die ſich nachweislich 
in den Jahren 1913 und 1914 mit dem Verkaufe ebfigesogenen Saat⸗ 
hafers befaßt haben; 

b) von Hafer, der durch die Kommunalverbände nach § 16 der Verordnung 
über Hafer aus der Ernte 1916 vom 6. Juli 1916 (Reichs⸗Geſetzbl. 
S. 665) abgegeben wird, ſowie bei Weiterverkäufen dieſes Hafers; 

c) von Hafer, der auf Grund eines von der RNeichsfuttermittelſtelle nach 
§ 6 Abſ. 2k der Verordnung über Hafer aus der Ernte 1916 vom 
6. Juli 1916 (Neichs⸗Geſetzbl. S. 666) al Sa 
freihändig erworben wird. 


85 
Mit Gefängnis bis zu einem Jahre und mit Geldſtrafe bis zu ce 
Mark oder mit einer dieſer Strafen wird beſtraft: 
1. wer die in dieſer Verordnung feſtgeſetzten Preiſe überſchreitet; 
2. wer einen anderen zum Abſchluß eines Vertrags auffordert, durch den 
die Preiſe überſchritten werden oder ſich zu einem ſolchen Vertrag 
erbietet. 


§ 6 
Dieſe Verordnung tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft. 


1916. 24. Juli. 


Vekanntmachung über die Auſhobung des Verbots des Ververkaufs 
der Ernte des Jahres 1916. 


N. K. (R. G. Bl. ©. 828.) 


Auf Grund von § 3 der Verordnung über das Verbot des Vorverkaufs der 
Ernte des Jahres 1916 vom 21. Juni 1916 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 545) bes 
ſtimme ich: f 

Kaufverträge über Brotgetreide (Roggen, Weizen, Spelz, Dinkel, Feſen, 
Emer, Einkorn, (einſchließlich Grünkern), Hafer und Gerſte, allein oder mit 
anderem Getreide gemengt, Miſchfrucht, worin ſich Hafer befindet, Buchweizen, 
Hirſe, Hülſenfrüchte und Oelfrüchte (Raps, Rübſen, Hederich, Dotter, Sonnen⸗ 
blumen, Leinſamen und Mohn) aus der inländiſchen Ernte des Jahres 1916 
dürfen vom Tage der Berkundung dieſer Bekanntmachung an abgeſchloſſen 
werden. 

Unberührt bleiben die Beſchränkungen, die ſich ergeben aus den Verord⸗ 
nungen über Brotgetreide und Mehl aus der Ernte 1916 vom 29. Juni 1916 
(Reichs⸗Geſetzbl. S. 782), über Gerſte und über Hafer aus der Ernte 1916 vom 
6. Juli 1916 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 800 und S. 811), über Grünkern vom 3. Juli 
1916 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 649), über Buchweizen und Hirſe vom 29. Juni 1916 
(Reichs⸗Geſetzbl. S. 625), über Hülſenfrüchte vom 26. Auguſt 1915 (Reichs⸗ 
Geſetzbl. S. 520) nebſt den Aenderungen vom 20. September 1915, 21. Oktober 
1915 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 600 und 689) und vom 29. Juni 1916 (RNeichs⸗ 
Geſetzbl. S. 621) und über den Verkehr mit ot und daraus gewonnenen 
Produkten vom 15. Juli 1915 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 138) in der Faſſung vom 
29. Juni 1916 (Neichs⸗Geſetzbl. S. 595). 
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Verwendung von Kriegs tinte. 
M. G. U. (3. Bl. U. S. 491), 


Eine von maßgebender Stelle ergangene Anregung zur Schaffung von 
Kriegstinte, die ſich zum Beſchreiben von leimſchwachen Papieren eignet, hat 
bereits Erfolg gezeitigt. Proben derartiger Tinten haben ſich für den genannten 
Zweck als verwertbar erwieſen. Die Verſuche werden fortgeſetzt und es iſt 
zu erwarten, daß ſie weitere Erfolge bringen werden. Wenn auch noch einige 
Zeit vergehen dürfte, bis die Kriegstinte im Handel zu haben iſt, ſo erſcheint 
es doch zweckmäßig, in den Schulen ſchon jetzt auf ihre künftige Verwendung 
hinzuwirken. Ich veranlaſſe daher das Königliche Provinzialſchulkollegium, / die 
Königliche Regierung, durch die Schulleiter bezw. die Kreisinſpektoren die Lehrer 
in i Weiſe auf die Benutzung von Kriegstinte aufmerkſam machen 
zu laſſen 

Ferner iſt es erwünſcht, die Schüler darauf hinzuweiſen, daß ſie harte und 
ſpitze Federn, die das Durchdrnigen der Tinte durch leimſchwaches Papier we⸗ 
ſentlich mitbewirken, nach Möglichkeit vermeiden und insbeſondere die Federn 
nach jedesmaligem Gebrauche ſauber auswiſchen. 

An die Königl. Provinzialſchulkollegien, die Königl. Regierungen und den. 
Herrn Oberpräſidenten in Magdeburg wegen der Stolbergſchen Grafſchaften.— 


1916. 25. Juli. 


Verarbeitung von Nachprodukten der Zuckerfabrikation und von Melaſſe. 
\ R. K. (N. G. Bl. S. 831). 


Auf Grund des § 3 der Verordnung über Kriegsmaßnahmen zur Sicherung 
der Volksernährung vom 22. Mai 1916 wird verordnet: 


Artikel 1 
Dem § 1 der Verordnung des Bundesrats über e von Nach⸗ 
produkten der Zuckerfabrikation und von Melaſſe vom 8. Februar 1915*) wird 
als Abſ. 3 beigefügt: 
Der Reichskanzler kann Ausnahmen zulaſſen. 
Artikel II N 
Dieſe Verordnung tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft. 


1916. 25. Juli. 


Bewirtſchaftung der Hülſenfrüchte ſowie von Buchweizen und Hirſe. 
Kriegsernährungsamt (R. G. Bl. S. 832.) 


Auf Grund des § 1 der Bekanntmachung über die Errichtung des Kriegs- 
ernährungsamts vom 22. Mai 19161) wird beſtimmt: 

Die Bewirtſchaftung der Hülſenfrüchte nach Maßgabe der Verordnungen 
über den Verkehr mit Hülſenfrüchten vom 26. Auguſte), 20. Septembers), 21. Ok⸗ 
tober 19154) und 29. Juni 19165) wird auf Grund des 8 1 der letztgenannten 
Verordnung der unter dem Namen Veichshülſenfruchtſtelle zu bildenden Ab⸗ 
teilung der Zentral⸗Einkaufs⸗Geſellſchaft m. b. H. in Berlin übertragen. Der 
gleichen Stelle wird auf Grund des § 1 der Verordnung vom 29. Juni 1916 


) Verwaltungsvorſchriften Jahrgang 1916 I S. 378. 
*) Verwaltungsvorſchriften Jahrgang 1915 I S. 113, 
1) Verwaltungsvorſchriften Jahrgang 19161 S. 378, 
2) Verwaltungsvorſchriften Jahrgang 1915 JI S. 61. „ 
3) Verwaltungsvorſchriften Jahrgang 1915 II S. 147. ö 
4) Verwaltungsvorſchriften Jahrgang 191511 S. 269. 
41 
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die Bewirtſchaftung von Buchweizen und Hirſe nach Maßgabe dieſer Verordnung 
übertragen. 
1916. 25. Juli. 


Druckpapier. 
N. K. (R. G. Bl. S. 196). 


Auf Grund des $ 4 Abſ. 2 der Verordnung des Bundesrats über Druck⸗ 
papier vom 18. April 1916“) wird folgendes beſtimmt: 
ö Der nach § 10 der Bekanntmachung über Druckpapier vom 19. April 1916 *) 
von den Beziehern unbedruckten, maſchinenglatten, holzhaftigen Druckpapiers 
von jeder Lieferung an die Kriegswirtſchaftsſtelle für das Deutſche Zeitungs⸗ 
gewerbe abzuführende Betrag wird von fünf Pfennig auf zehn Pfennig für ein⸗ 
hundert Kilogramm erhöht. 

Dieſe Beſtimmung tritt mit dem 1. Auguſt 1916 in Kratf. 


1916. 26. Juli. 


Uebernahmepreiſe für gebrauchte Säcke. 
N. K. (R. G. Bl. S. 196). 
Auf Grund des § 11 der Bekanntmachung über Säcke vom 27. Juli 1916 
(Reichs⸗Geſetzbl. S. 836) bringe ich folgendes zur öffentlichen Kenntnis: 
5 I. 


Die Uebernahmepreiſe für gebrauchte Säcke von mindeſtens guter Beſchaffen⸗ 
heit dürfen nicht überſteigen: ö 6 


ee 5 le ne E a 
a) für Jute⸗Säcke en valen vn 
1. Mehlſäcke 65x 135 2,10 
2. Mehlſäcke 65 * 110 1,70 
3. Mehlfäde 55 * 105 1,10 
4. Raffinadezuderfäde 68x 115 2,10 
5. Sortimentszuckerſäcke 68x 115 1,50 
6. Hülſenfruchtſäcke 75 100 1,55 
7. Treber⸗ bezw. Schnitzel ſäcke 80x 130—140 2,20 
8. Treber⸗ bezw. Schnitzelſäcke 80 * 110-120 1,20 
9. Kleieſäcke 70 * 105 1,10 
10. Kleieſäcke 65x 135 1,30 
11. Erportjäde 65 X 135 1,80 
12. Kartoffelſäcke zum Binden 65 * 100 0,85 
13. Kartoffelſäcke zum Nähen 56x 100 0,80 
14. Graupenſäcke 50x 100 1,10 
15. Kleie⸗Laplata⸗Säcke 60x 100 0,90 
16. Saatſäcke 60 x 100 1,05 
17. Loſe Obſt⸗ und Zwiebelſäcke 58 K 100 0,60 
18. Feſtere Obſt⸗ und Zwiebelſäcke 58x 100 0,75 
19. Salzſäcke 45 105 0,70 
20. Salzſäcke 50 * 115 0,90 
21. Salzſäcke 65 120135 1,45 
22. Soda ſäcke 50x 90 0,60 
23. Soda ſãcke 65x 110 0,80 
24. Santosſäcke 70x 95 1,40 
25. Santos⸗Kartoffelſäcke 70x 9 1,90 
26. Bombay⸗ und Köper⸗Säcke von Sojabohnen, Reis, 
Seſam und anderen Saaten 70x 100—115 2,00 


*) Verwaltungsvorſchriften Jahrgang 19161 S. 90. 
) Verwaltungsvorſchriften Jahrgang 19161 S. 91. 
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27. Bombay⸗ und Köper⸗Säcke von Kopra, Palm- 


kernen uſw. 70 * 110—115 175 
28. Kakaoſäcke 75 20 2,30 
29. Kakaoſäcke 75 * 05 1,80 
30. Rohzucker⸗Kalkutta⸗Säcke, gewaſchen oder gebürſtet 72 & 100 1,60 
31. Rohzucker⸗Bombay⸗Säcke, gewaſchen oder gebürſtet 72 100 1,70 
32. Galpeterfäde 65 * 90 0,85 
33. Melaſſeſäcke 58 & 100 0,75 
34. Melaſſe⸗Kalkutta⸗ oder Bombay⸗Säcke 73x 105 1,35 
35. Thomasmehlſäcke 14 —50 4 90 0,70 
36. Zementſäcke 45x 85 0,70 
37. Zementſäcke 50 * 95 0,75 
38. Häckſelſäcke 110 x 160 2,00 
39. Häckſelſäcke 100 * 210 2,20 
b) für Baumwollſäcke: 
1. Zuckerſäcke 68x 115 1,60 
2. Mehlſäcke 65 * 135 1,65 
3. Mehlſäcke 56x 96 0,95 
4, Salzſäcke, leicht 56x 115 0,60 
II, 5 


Die Uebernahmepreiſe umfaſſen die Koſten der Beförderung bis zur Ver— 
ladeſtelle des Ortes, von dem die Ware mit der Bahn oder zu ae verſandt 
wird, ſowie die Koſten des Einladens. 


1916. 26. Juli. 


Verkehr mit Seife und anderen Waſchmittelu. 
M. 9H. G. M. J. (M. Bl. 9. G. S. 264.) 


Anordnung der Landeszentralbehörden. 

Auf Grund des § 10 der am 21. Juli 1916 erlaſſenen Bekanntmachung 
des Reichskanzlers, betreffend Ausführungsbeſtimmungen zur Verordnung über 
den Verkehr mit Seife, Seifenpulver und anderen . Waſchmitteln, 
vom 18. April 19161) wird folgendes beſtimmt: 


I, 

Zuſtändige Ortsbehörde im Sinne der 88 2, 3 und 8 der Bekanntmachung 
iſt der Landrat (in Hohenzollern der Oberamtmann), in den Stadtkreiſen der 
Gemeindevorſtand. Wer als Gemeindevorſtand, anzuſehen iſt, beſtimmen die 
Gemeindeverfaſſungsgeſetze. 

II. £ 

Dieſe Anordnung tritt an die Stelle der Anordnung der Landeszentrals- 
behörden vom 22. April 19162). 

An die Herren Negierungspräſidenten und den Herrn Polizeipräſidenten hier. 


1916. 26. Juli. 


Lebensmittelverſorgung durch Kommunalverbände. 
M. H. G. M. L. D. F. M. J. (M. Bl. H. G. S. 261.) 


Das bevorſtehende Inkrafttreten des neuen Wirtſchaftsplans gibt uns A- 
laß, die Aufmerkſamkeit der Kommunalverbände auf die zweckmäßige Zuführung 
von Lebensmitteln und Gegenſtänden des täglichen Bedarfs an die Bevölkerung 
zu lenken. Dieſe Frage wird um ſo wichtiger, je mehr die Kriegsverhältniſſe 
die Kommunalverbände nötigen, Waren in eigene Bewirtſchaftung zu nehmen. 


1) Verwaltungsvorſchriften Jahrgang 1916 I S. 9, 
2) Verwaltungsvorſchriften Jahrgang 1916 1 S. 97. 
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Im allgemeinen wird es ſich empfehlen, die Wege zu benutzen, die ſich bisher 
bei Verſorgung der Bevölkerung bewährt haben. Dabei können die an vielen 
Orten ins Leben getretenen Kleinhandels-Vereinigungen nützliche Dienſte leiſten, 
wenn ſie ſich vertraglich den Bedingungen unterwerfen, die die Kommunal⸗ 
verbände im Intereſſe einer gleichmäßigen Verteilung der Waren und des 
Einhaltens angemeſſener Preiſe für erforderlich erachten. Wo ſolche Vereini— 
gungen nicht beſtehen, wird in geeigneten Fällen auf deren Bildung hinzu⸗ 
wirken ſein. Im übrigen darf durch ſolche Organiſationen des Kleinhandels 
die Zuweiſung von Lebensmitteln an Geſchäfte, die ihnen nicht angehören, 
oder an Konſumvereine und deren Zweigſtellen nicht ausgeſchaltet werden. 

Wir erſuchen Sie, die Kommunalverbände Ihres Bezirkes hiernach zu 
verſtändigen. 
An die Herren Regierungspräfibenten jowie an den a Oberpräfidenten in 
Potsdam. 

1916. 27. Juli. . 


Ausführungsbeſtimmung I der Reichs⸗Sackſtelle. 
Reichsſackſtelle (R. G. Bl. S. 199.) 


Auf Grund der durch § 9, § 23 Abſ. 2 und § 24 der Bekanntmachung 
des Bundesrats über Säcke vom 27. Juli 1916 erteilten Ermächtigung wird 
folgendes beſtimmt: 

§ 1. 


N Anmeldung des Bedarfs an Säcken. 

Die monatliche Anmeldung des Bedarfs an Säcken erfolgt ſeitens der 
Verbraucher am 20. eines jeden Monats bei der Berufsorganiſation, der 
ſie angehören, oder bei der Handelskammer des Bezirkes, wenn der Verbraucher 
keiner Berufsorganiſation angehört. Die BVerufsorganiſationen und Handels- 
kammern haben die Anmeldungen nach Sackſorten und Größen zuſammenzu⸗ 
ſtellen und der Reichs⸗Sackſtelle bis zum 25. eines jeden Monats einzureichen. 

Die Reichs⸗Sackſtelle iſt ermächtigt, die Anmeldung des Bedarfs an Säcken 
durch die zuſtändige Berufsorganiſation oder Handelskammer des Bezirkes auf 
ihre Angemeſſenheit nachprüfen zu laſſen. 


§ 2. 
Benutzung der Säcke. 
Für Nahrungsmittel verwendbare Säcke dürfen zu keinem Zwecke benutzt 
werden, der ſie für den bisherigen Verwendungszweck unbrauchbar macht. 


§ 3. 
Veräußerung leerer Säcke. 
Der Verkauf leerer Säcke durch Sackhändler und an Sackhändler iſt durch 
beſondere Verfügung geregelt. 
Die Genehmigung der Keichs⸗Sackſtelle zur Veräußerung iſt nicht erforder- 
lich, wenn 
1. leere Säcke von einem Verbraucher an einen anderen Verbraucher 
in Mengen bis zu 100 Stück abgeſetzt werden, 
2. leere Säcke infolge einer beim Verkaufe der gefüllten Säcke auferlegten 
Verpflichtung an den Verkäufer der Ware zu beſtimmtem Preiſe zurück⸗ 
geliefert werden. 
8 A. 


Anforderung von Formularen. 


Die in der Bekanntmachung des Bundesrats vorgeſchriebenen Formulare 
find von den amtlichen Handelsvertretungen oder bei der Reichs⸗ Sackſtelle, 
Bun W 35, Steglitzerſtr. 77/78, anzufordern, 


§ 5. 
Uebergangsbeſtimmungen. 


Um eine Stockung des Verkehrs mit Säcken in der Uebergangszeit bis 
Ende Auguſt zu vermeiden, werden ſämtliche Sackhändler ermächtigt, im Monat 


1916. 27. Juli. 64¹ 


Auguſt 1916 bis zu 20 % ihres Sackbeſtandes an die Verbraucher zu veräußern. 

Falls der zur Veräußerung freigegebene Beſtand zur Befriedigung des 
Bedarfs an Säcken im Monat Auguſt nicht ausreicht, haben die einzelnen 
Sackhändler rechtzeitig Anträge auf weitere N bei der . 
einzureichen. 4 „ 
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Ausführungsbeſtimmung II der Reichs⸗Sackſtelle. 
Reichsſackſtelle (R. Z. Bl. S. 200.) 


Auf Grund der durch die SS 9 und 23 der Bekanntmachung des Bundes⸗ 
rats über Säcke vom 27. Juli 1916 erteilten Ermächtigung wird folgendes 
Wi 

Die Sackhändler im Sinne dieſer Vorſcheiften a in Runaule und 
Gestfänbter eingeteilt. 


II. Die Aufkäufer von Säcken dürfen fortan Cäde nur unter e 
Bedingungen erwerben und abſetzen: och on u 2. 


1. Der Aufkäufer hat für die Säcke einen ihrer Beſchäffenheit eütſprechenden 
u zu zahlen. Bei Bemeſſung desſelben find einerſeits bie am 8 1k der 
Bundesratsverordnung und der Bekanntmachungf des Reichskanzleis feſtgeſetzten 
Uebernahmepreiſe, anderſeits die Aufwendungen zii berückſichtigenz“ die der An⸗ 
kauf, die Sortierung, die Lagerung, die Reinigung und, Wiedevinſtandſetzung 
einſchließlich eines angemeſſenen Händlergewinns Rn, Letztere qbetragen 
pro 1 Einkaufs ſe bis ho Sr Fi 129 1 225 ale 4 Ni o 
ei einem Einkaufspreiſe bis zu RE 22 Pfg. > 
bei einem Einkaufspreiſe bis zu 00 d. Mf. . 1 3 g l 
bei einem Einkaufspreiſe von nr Als, c 5 Big. insel 
Der Aufkäufer darf die Säcke nur zu, den, Don ihm ae Iten „‚Vreilen 
und a an einen Sackhändler abſetzen, der, ‚bon 1 5 gekſtelle als 
Vermittler zugelaſſen iſt. Der Vermittler hat, feine 3 blasen den npälfer 
gegenüber nachzuweiſen. Der Vermittler iſt verpflichtet, die Se abzunehmen 
und den von ihm als angemeſſen anerkannten Preis einſchließlich der dem 
„ zuſtehenden Gebühr ſofort zu zahlen. 12 h. si 4 
Der Aufkäufer erhält für feine Bemühungen und Unkoſtent einen Ver 
Re von 6 Pfg. für jeden Sack bei einem Elufäufspreife bis zul⸗ 0,0 Mk 
von 8 Pfg. bei einem Einkaufspreiſe von mehr als 0,60 Mk. 
4, Erachtet der Vermittler den gezahlten Einkaufspreis nicht für angemeſſen, 
To hat er dies unter Angabe des Wertes der Sücke ſofort dem Aufkäufer mitzu⸗ 
teilen. Wenn dieſer mit dem gebotener. Preise, nicht ginneritanden iſt, hat 
er die Entſcheidung des von der Handelskammer des Bezirkes zu ernennenden 
Sachverſtändigen anzurufen. Dieſer ſetzt den Wert“ der Säcke endgültig feſt. 
III. Sackhändler können von der Veichs⸗Sackſtelle unter Porhehalt, jeder⸗ 
zeitigen Widerrufs ermächtigt werden, Säcke unter, ‚folgen n een * 
erwerben und abzuſetzen: sa 
Die um Beate 1 an die wi ee N Berlin > 355 


als Vermittler oder als nn im Sinne dieſck⸗ ar 0 iſt. 
1. Die Vermittler haben die von den. e lee pie m freien 
Verkehre von den Verbrauchern unmittelbar erivo cke. ara zu 


fortieren, ordnungsmäßig zu lagern, gegen Feuer zul berechen "ind demnächſt 
in zu vereinbarenden Zwiſchenräumen einem Abnehmer gegen Erſtäktung der 
an den Aufkäufer bezahlten Vergütung ſowie gegen p Zahlung einer . 
frei Bahnhof des Abſendeorts zu liefern. 119 J 49% % 1011. 
Die Gebühr beträgt pro Sack: f == 
5 Pfg. bei einem Einkaufspreiſe bis zu is: WM n 1 kr 
10 Pfg. bei einem Einkaufspreiſe bis zu erhal (N 
15 Pfg. bei einem Einkaufspreiſe von mehr als 1,— Mk. 
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2. Wird von dem Vermittler auch die Reparatur der Sicke bewirkt, jo erhält 
derſelbe außerdem eine Vergütung von 6 Pfg. für den Sack. 

3. Zur Deckung eines plötzlich auftretenden Bedarfs ſowie zur Befriedigung 
der regelmäßigen kleineren Kundſchaft können die Vermittler auf ihren Antrag 
ermächtigt werden, einen beſtimmten Prozentſatz ihres Sackbeſtandes für Rech⸗ 
nung der Reichs⸗Sackſtelle unmittelbar an die Verbraucher zu veräußern. 

Die Anträge ſind bei der Reichs⸗Sackſtelle allmonatlich gleichzeitig mit 
der Vorlage der Beſtandsnachweiſung einzureichen und haben die Mengen 
und Sorten genau zu bezeichnen, für die die Ermächtigung beantragt wird. 
Die Vermittler haben dieſe Mengen vor dem Verkauf ſachgemäß zu ſortieren 
und zu reparieren. Für die ſorgfältige Sortierung erhält der Vermittler eine 
beſondere Vergütung von 5 Pfg. für jeden Sack. 

Die Reichs ⸗Sackſtelle ſetzt die Bedingungen feſt, unter denen die Veräußerung 
der Säcke zu erfolgen hat. 

4, Die Abnehmer dürfen Säcke von den Aufkäufern nicht unmittelbar über- 
nehmen. Die Abnehmer haben die von den Vermittlern oder im freien Verkehre 
von den Verbrauchern unmittelbar erworbenen Säcke, ſoweit dies nach nicht ge— 
ſchehen, zu reparieren, nach ihrer Güte und Verwendbarkeit gewiſſenhaft zu 
ſortieren, ordnungsmäßig zu lagern, gegen Feuer zu verſichern, der Reichs⸗ 
Sackſtelle am Schluſſe der monatlichen Beſtandsaufnahme zu melden und auf 
Abruf der Eiſenbahnſtation oder dem Schiffsanlegeplatze zuzuführen und ſach⸗ 
u zu verladen. 

5. Die Abnehmer haften für die Richtigkeit und Vollſtändigkeit ihrer An⸗ 
gaben über Art und Beſchaffenheit der Säcke. 

6. Nimmt die Reichs⸗Sackſtelle trotz zweimaliger Anzeige die Säcke nicht 
innerhalb von drei Wochen nach der letzten Anzeige für ſich in Anſpruch, 
ſo iſt der Abnehmer ermächtigt, die Säcke zu veräußern. 

7. Nimmt die Reichs⸗Sackſtelle die Säcke ganz oder teilweiſe für ſich in 
Anſpruch, jo hat fie die im $ 11 der Bundesratsverordnung und der Be⸗ 
kanntmachung des Reichskanzlers für Säcke gleicher Art und gleicher Be⸗ 
ſchaffenheit feſtgeſetzten, oder nach dieſen Vorſchriften zu ermittelnden Ueber— 
nahmepreiſe dem Abnehmer zu zahlen. 

Die Zahlung hat binnen 14 Tage nach Verladung der Säcke zu erfolgen. 
8. Streitigkeiten zwiſchen den Abnehmern und Vermittlern werden durch 

ein Schiedsgericht entſchieden. Dasſelbe beſteht aus je einem von jeder der 
beiden Parteien zu ernennenden Schiedsrichter und einem Obmann, der von 
der Handelskammer des Empfangsorts der Säcke ernannt wird. 


1916. 27. Juli. 
Zulaſſung von 5 zum Verkehre. 
R. K. (R. G. Bl. S. 853). 


Der Bundesrat hat auf Grund des § 3 des Geſetzes über die Ermächtigung 
des Bundesrats zu wirtſchaftlichen Maßnahmen uſw. vom 4 Auguſt 1910 
folgendes beſchloſſen: ö | 

Die höheren Verwaltungsbehörden werden ermächtigt, beim Vor⸗ 
liegen beſonderer Umſtände auch in anderen als den im § 2 der 
Bundesratsverordnung vom 29. Juli 191500 aufgeführten Fällen 
Motorboote, die bereits vor dem 15. Auguſt 1915 im Verkehre ge» 
ſtanden haben, gegen Widerruf zum Verkehre zuzulaſſen. 

Die Zulaſſung bedarf in jedem einzelnen Falle der Zuſtimmung 
der Landeszentralbehörde. 

Der Umfang der Zulaſſung iſt in der Zulaſſungsbeſcheinigung ge⸗ 
nau zu vermerken. 


— ep er —ů—— 


x) Verwaltungsvorſchriften Jahrgang 1914 I Seite 857. 
xx) Verwaltungsvorſchriften Jahrgang 1915 1 Seite 540. 


5 2 
Er e 1 


1916. 27. Juli. 643 


1916. 27. Juli. 


Verkehr mit Brotgetreide und Wiutergerſte zu Saatzwecken. 
Kriegsernährungsamt (R. G. Bl. S. 854.) 


Auf Grund des § 6a Abſ. 2 der Verordnung über Brotgetreide und Mehl 
aus der Ernte 1916 vom 29. Juni 1916 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 613) und des 
8 7a der Verordnung über Gerſte aus der Ernte 1916 vom 6. Juli 1916 
(Reichs⸗Geſetzbl. S. 659) in Verbindung mit § 1 der Bekanntmachung über 
die Errichtung eines Kriegsernährungsamts vom 22. Mai 1916 (Reichs ⸗Geſetzbl. 
©. 402) wird De beſtimmt: 


8 1 

Die Veräußerung, der Erwerb und die Lieferung von Brotgetreide und 
Wintergerſte zu Saatzwecken iſt nur gegen Saatkarte erlaubt. Die Saatkarte 
wird auf Antrag deſſen, der Brotgetreide oder Wintergerſte zu Saatzwecken 
erwerben will, von dem Kommunalverband ausgeſtellt, in deſſen Bezirke die 
Ausſaat erfolgen ſoll, bei Händlern von dem Kommunalverband, in deſſen 
Bezirke der Händler feine gewerbliche Niederlaſſung hat. Der Kommunal⸗ 
verband kann die Ausſtellung der Karten an andere Stellen übertragen. 


\ 8 2 
Die Saatkarte muß Namen, Wohnort und Kommunalverband des zum 
Erwerbe Berechtigten, den Ort, wohin geliefert werden ſoll, und, wenn das 
Getreide mit der Eiſenbahn befördert werden ſoll, die Empfangsſtation, fernen 
die zu erwerbenden Mengen angeben; ſie iſt unter Benutzung eines Vordrucks 
nach untenſtehendem Muſter auszuſtellen. 


8 3 oo | 

Die Veräußerung bedarf bei Brotgetreide nach § 2 der Verordnung über 
Brotgetreide und Mehl aus der Ernte 1916 vom 29. Juni 1916 (Reichs⸗Geſetzbl. 
S. 613), bei Wintergerſte nach den §8 2, 22 der Verordnung über Gerſte aus 
der Ernte 1916 vom 6. Juli 1916 (Keichs⸗Geſetzbl. S. 659) der Genehmigung 
des Kommunalverbandes, für den das Getreide beſchlagnahmt iſt. 

Die Genehmigung iſt nicht erforderlich, wenn Unternehmer anerkannter 
Saatgutwirtſchaften ſelbſtgezogenes Saatgetreide der Getreideart, auf die ſich 
die Anerkennung erſtreckt, zu Saatzwecken veräußern, ſowie für die Veräußerung 
und Lieferung durch zugelaſſene Händler (8 1). Als anerkannte Saatgut⸗ 
wirtſchaften gelten ſolche Wirtſchaften, die in der Sondernummer des „gemein⸗ 
ſamen Tarif⸗ und Verkehrsanzeigers für den Güter⸗ und Tierverkehr im 
Bereiche der Preußiſch-Heſſiſchen Staatseiſenbahnverwaltung, der Wilitäreiſen⸗ 
bahnen, der Mecklenburgiſchen und Oldenburgiſchen Staatseiſenbahnen und der 
Norddeutſchen Privateiſenbahnen“ vom 8. September 1915 nebſt Nachträgen, 
Ergänzungen und Berichtigungen als für Roggen, Weizen und Gerſte anerkannt 
aufgeführt find. Außerhalb des Geltungsbereichs des gemeinſamen Tarif⸗ 
und Verkehrsanzeigers beſtimmen die Landeszentralbehörden, welche Betriebe 
als anerkannte Saatgutwirtſchaften gelten. 

Unternehmern anderer landwirtſchaftlicher Betriebe, die ſich nachweislich 
in den Jahren 1913 und 1914 mit dem Verkaufe von Saatgetreide befaßt haben, 
können der Kommunalverband oder die von ihm ermächtigten Stellen die Se⸗ 
nehmigung zum Verkaufe ſelbſtgezogenen Saatgetreides zu Saatzwecken allgemein 
erteilen. 8 2 


Wer mit nicht PETER Getreide zu Saatzwecken handeln will, bebarf 
bei Brotgetreide nach §S 64 der Verordnung über Brotgetreide und Mehl aus 
der Ernte 1916, bei Gerſte nach $ 7a der Verordnung über Gerſte aus der 
Ernte 1916 der Zulaſſung. Dies gilt auch für Genoſſenſchaften, Konſumvereine 
und dergleichen. 

Die Zulaſſung wird bei Brotgetreide durch die Reichsgetreideſtelle, bei 
SGerſte durch die Reichsfuttermittelſtelle erteilt; die Reichsgetreideſtelle und die 
Reeichsfuttermittelſtelle können andere Stellen zur Erteilung ermächtigen. Soweit 
es fh um den Verkauf handelt, kann die Zulaſſung von der Reichsgetreideſtelle 
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und der Reichsfuttermittelſtelle für das ganze Gebiet des Deutſchen Reichs oder 
Teilgebiete, von den von ihnen ermächtigten Stellen nur für ihren Bezirk erteilt 
werden. 

Die Zulaſſung kann an Bedingungen geknüpft werden, insbeſondere kann 
die zulaſſende Stelle ſich die ns der Geſchäftsführung vorbehalten 
und die Art der Buchführung hinſichtlich des Handels mit Getreide zu Saat⸗ 
zwecken vorſchreiben. 

Die Zulaſſung kann jederzeit zurückgenommen werden. 

\ 8 5 

Der Erwerber von Saatgetreide hat die Saatkarte dem Veräußerer ſpä— 
teſtens bei Abſchluß des Vertrags auszuhändigen. Wird das Saatgetreide 
mit der Eiſenbahn verſandt, ſo hat ſich der Veräußerer von der Verſandſtation 
auf der Saatkarte die erfolgte Abſendung unter Angabe der Art des Getreides, 
der verſandten Menge und des Ortes beſcheinigen zu laſſen, nach dem das 
Getreide verfrachtet iſt. Erfolgt die Verſendung nicht mit der Eiſenbahn, ſo 
hat ſich der Veräußerer auf der Saatkarte den Empfang beſtätigen zu laſſen. 

Der Veräußerer hat die Saatkarte mit der von der Eiſenbahnverwaltung 
ausgeſtellten Beſcheinigung über die Abſendung oder mit der Empfangsbeſtätigung 
des Erwerbers binnen zwei Wochen nach Abſendung dem Kommunalverband ein⸗ 
zureichen, aus dem das Getreide ausgeführt wird. Dieſer Kommunalverband 
hat alsbald dem empfangenden Kommunalverband eine entſprechende Mitteilung 


zu machen. 


8 6 
Dieſe e tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft. 
Der Präſident des Kriegsernährungsamts. 
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Bünde aagtetett 


Saatkarte Nr.. = 


für Landwirte 


Der nde e 8 . 8 
Kommunalverband „Bundesſtaat 8 ; 
Eiſenbahnſtationn . e N „ iſt berechtigt, . a 
in Worten .. Zentner Roggen Weizen Spelz 


(Dinkel, Feſen) Emer Einkorn Wintergerſte zu Saatzwecken anzukaufen und 
nach ſeinem Betriebsort (falls Beförderung mit der Eiſenbahn ſtattfinden ſoll, 
nach oben genannter Eiſenbahnſtation) ſenden zu laſſen. 


(Ort der Ausſtellung): =... . ng den a . e —.— 

(Falls der Kommunalverband die (Falls der Kommunalverbnnd die 

garte ſelbſt ausſtellt) eee a 

18 ür d Sſtellenden K I 

Der ausftellende Kommunalverband Für den au en nd 
Unterſchrift) (Unterſchrift) 


Anmerkung: Karten ohne Stempel des empfangenden Kommunalverbandes 
ſind ungültig. 


Nicht Zutreffendes iſt zu durchſtreichen. 
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[Rückſeite] 

(Bei Verſendung des angekauften Ge⸗ (Wenn die Giſenbahn zur Beförde⸗ 
treides mit der Bahn:) rung nicht benutzt wird:) 
f/. ³·1 ⁰AAA lll ³ð AA TR SENBERIETENN 
)))%)))JVöOWWßfß AR RARHENERES 1717171 ĩ ĩðV2ñud DEWERELHRTEREREERSREREIDEIENS 
Kommunalverband ———— Kommunalverband 
find der hieſigen Eiſenbahnſtatin ſind mir auf Grund umſtehender Saat⸗ 

karte 

in Worten | nee in Worten 


— ⁹ů);mmnmndm◻ «k - -j' K ««õõ“ dů manner eu en 
——2 ** :- h ö%ũ% ũ ::: «„ 


Zentner Roggen Weizen Spelz (Dinkel, Zentner Roggen Weizen Spelz (Dinkel, 
Feſen) Emer Einkorn zur Beförderung nach Feſen) Emer Einkorn geliefert worden. 


—— — ——2—ů 2ůũ—⸗2 cc cͤc4«c44«4c•c«éö4dĩ«%2««õ4ĩ“4«e? ᷑ une 


, ß 


(Unterſchrift) 


Nicht Zutreffendes iſt zu durchſtreichen. 
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Kreiskommunalperband 


Bundesſtaat CC 


Saatfarte Nr.. 


für zugelaſſene Händler 


Der zum Kaufe von Getreide zu Saatzwecken zugelaſſene Händler.... a 


Kommunalverband „Bundesſtaat: e ; 
Eifenbahnftation: nnn „ iſt berechtigt, . eh RR 
in Worten e Zentner Roggen Weizen Spelz 


(Dinkel, Feſen) Emer Einkorn Wintergerſte zum Weiterverkaufe zu Saatzwecken 
gegen anderweite Saatkarte aufzukaufen und nach ſeinem Betriebsort (falls Be⸗ 
förderung mit der Eiſenbahn ſtattfinden ſoll, nach oben genannter Eiſenbahn⸗ 
ſtation) ſenden zu laſſen. a 


(Ort der Ausſtellung): zen / ˙’wAͤ;˙¹ b, aa 
(Falls der Kommunalverband die a 55 5 1 i 
i g ſtellung der Karte einer andern Stelle 
Karte ſelbſt ausſtellt:) ea übertragen hat:) 
Der ausſtellende Kommunalverband Für den nt Kommunal 
(Unterjehrift) (Unterſchrift) 


Anmerkung: Karten ohne Stenpst des empfangenden Kommunalverbandes 
ſind ungültig. 


1 


Nicht bee iſt zu durchſtreichen. 
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[Rücffeite] 


(Bei Verſendung des angekauften Getreides 
mit der Bahn:) 


find der hieſigen Eifenbahnftation ..----...-. 


in Worten 


——— H h DDDD?n!9nnn nnnn nn nr en nen 


Zentner Roggen Weizen Spelz (Dinkel, 


(Wenn die Eiſenbahn zur Beförderung 
nicht benutzt wird:) 


Vo!!! 
II 8 — 
Kommunalverband: 


———.—ũũ —2ͤz! :e aũuiu k ꝶ-⸗6v- 44444 nenn 


Zentner Roggen Weizen Spelz (Dinkel, 


Feſen) Emer Einkorn zur Beförderung nach Feſen Emer Einkorn geliefert worden. 


—— ꝑ–ũ n. ³. ãeekek rr 


Datum 3 


(Unterſchrift) 


Nicht Zutreffendes iſt zu durchſtreichen. 
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Aenderung der e über die Sicherung der Ackerbeſtellung 
vom 31. März 1915. 


R. K. (R. G. Bl. S. 834.) 


Der Bundesrat hat auf Grund des § 3 des Geſetzes über die Ermächtigung 
des Bundesrats zu wirtſchaftlichen Maßnahmen uſw. vom 4 Auguſt 191) 
folgende Verordnung erlaſſen: 


Artikel 1 
Im 8 2 der Bekanntmachung über die Sicherung der Ackerbeſtellung vom 
31. März 1915) in der durch Bekanntmachung vom 9. September 19157) ab⸗ 
geänderten Faſſung iſt die Zahl „1916“ zu erſetzen durch „1917“. 


Artikel 2 
Dieſe Verordnung tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft. 
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Bekanntmachung über Säcke. 
R. K. (R. G. Bl. S. 834.) 


Der Bundesrat hat auf Grund des § 3 des Geſetzes über die Ermächtigung 
des Bundesrats zu wirtſchaftlichen Maßnahmen uſw. vom A. Auguſt 1914) 
folgende Verordnung erlaſſen: 


8 1 6 
Alle Säcke (auch Beutel) von mehr als 3800 Quadratzentimenter Sack⸗ 
flächeninhalt, die ganz oder teilweiſe aus Textilrohſtoffen oder aus Papier oder 
aus ſonſtigen Textilerſatzſtoffen hergeſtellt ſind, gleichgültig, ob neu oder ge⸗ 
braucht, und unabhängig davon, ob ſie vollſtändig gebrauchsfertig ſind oder 
nicht, unterliegen den Beſtimmungen dieſer Verordnung. 


I, Neichs⸗Sackſtelle 


8 2 
Zur Sicherſtellung des Bedarfs an Säcken wird eine Reichsſtelle für den 
Verkehr mit Säcken (Neichs⸗Sackſtelle) mit einer Verwaltungsabteilung und 
einer Geſchäftsabteilung errichtet. 


§ 3 
Die Verwaltungsabteilung iſt eine Behörde und beſteht aus einem Vor— 
ſitzenden, einem oder mehreren ſtellvertretenden Vorſitzenden und einer vom 
Reichskanzler zu beſtimmenden Anzahl von Mitgliedern. 
Der Vorſitzende, die jtellvertretenden Vorſitzenden und die Mitglieder werden 
vom Reichskanzler ernannt. Dieſer führt die Aufſicht und erläßt die näheren 
Beſtimmungen. a 


8 1 ae 
Der Verwaltungsabteilung wird ein Beirat beigegeben. Der Reichskanzler 
beſtimmt das Nähere über ſeine Zuſammenſetzung und beſtellt die Witglieder. 
Der Beirat ſoll über grundſätzliche Fragen gehört werden. Er iſt ins⸗ 
beſondere zu hören 
1. über die Ausführungsbeſtimmungen, zu deren Erlaß die Reichs⸗Sack⸗ 
ſtelle ermächtigt iſt; 
2. über die bei Feſtſetzung von Preiſen zu beobachtenden Grundſätze. 


*) Verwaltungsvorſchriften Jahrgang 1914 I S. 857, 
*) Verwaltungsvorſchriften Jahrgang 1915 I S. 256. 
7) Verwaltungsvorſchriften Jahrgang 1915 II S. 111. 
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Die Geſchäftsabteilung iſt eine Geſellſhaft mit beſchränkter Haftung. Bei 
der Geſellſchaft wird ein Aufſichtsrat gebildet. 


II. ee 


S 6 
Die Eigentümer von (leeren oder gefüllten) Säcken find verpflichtet, die 
mit Beginn des 1. Auguſt 1916 vorhandenen ihnen gehörigen Mengen nach 
Anleitung des vorgeſchriebenen Vordrucks der Reichs-Sackſtelle bis zum 10. 
Auguſt 1916 anzuzeigen. Die Anzeigepflicht erſtreckt ſich nicht auf Mengen, die 
0 1. im Eigentume des Reichs, eines Bundesſtaats oder Elſaß⸗Lothringens, 
insbeſondere im Eigentume der Heeresverwaltungen oder der Marine⸗ 
verwaltung ſtehen; 
2. insgeſamt (ſämtliche Sorten zuſammengerechnet) weniger als 1000 Stücke 
detragen. Die Beſtände der Sackhändler find jedoch ohne Rückſicht 
. auf die Windeſtmenge anzeigepflichtig. Der Reichskanzler kann die 
Anzeigepflicht anderweit regeln. N 


8 7 * 
Am 10. eines jeden Monats haben die Sackhändler und am 10. des 
erſten Monats eines jeden Kalendervierteljahrs haben die nach § 6 der Anzeige⸗ 
pflicht unterliegenden ſonſtigen Eigentümer von Säcken ihren derzeitigen Beſtand 
nach Maßgabe der Vorſchriften im § 6 erneut der Reichs⸗Sackſtelle anzuzeigen. 


88 
Die zur Anzeige ihres Beſtandes Verpflichteten haben bei der erſten Anzeige 
unzugeben, wieviel! Säcke der verſchiedenen Arten ſie in der Zeit vom 1. Juli 
1915 bis 30. Juni 1916 in ihrem eigenen Betriebe tatſächlich gebraucht haben. 
Hierbei iſt die erfahrungsgemäße, mehrmalige Benutzung desſelben Sackes ent— 
ſprechend zu berückſichtigen. 


III. Abſatzbeſchränkung und e e 


89 
Leere Säcke dürfen nur an die Reichs Sackſtelle oder 1175 ihrer Ge⸗ 
nehmigung ſowie an die Heeresverwaltungen und an die Marineverwaltung 
abgeſetzt werden. 
§ 10 
Die Eigentümer leerer Säcke haben der Neichs⸗ Sadktelle auf eh 
Auskunft zu geben, Muſter gegen Erſtattung der Portokoſten einzuſenden und 
Beſichtigung der Säcke zu geſtattet. Sie haben die Säcke der Reichs⸗Sackſtelle 
auf Verlangen käuflich zu überlaſſen, ſie aufzubewahren, pfleglich zu behandeln 
und auf Abruf zu verladen. 
Die Säcke find binnen vier Wochen, nachdem die Ueberlaſſung verlangt 
worden iſt, abzunehmen. 


81 
Die Reichs⸗Sackſtelle hat dem zur en Verpflichteten für die ab⸗ 
genommenen Mengen einen angemeſſenen Uebernahmepreis zu zahlen. Der 
Reichskanzler kann Höchſtgrenzen für die Uebernahmepreiſe nach Anhörung der 
Neichs⸗Sackſtelle feſtſetzen. 
§ 12 


Iſt der Verkäufer mit dem Preiſe nicht einverſtanden, den die Reichs⸗Sack⸗ 
ſtelle geboten hat, ſo ſetzt die für den Ort, von dem aus die Lieferung erfolgen 
ſoll, zuſtändige höhere Verwaltungsbehörde den Preis endgültig feſt. Sie be⸗ 
ſtimmt darüber, wer die baren Auslagen des Verfahrens zu tragen hat. Der 
Verpflichtete hat ohne Rückſicht auf die endgültige Feſtſetzung des Uebernahme⸗ 
preiſes zu liefern; die Reichs⸗Sackſtelle hat vorläufig den von ihr für angemeſſen 
erachteten Preis zu zahlen. 


§ 13 N 
Erfolgt die Ueberlaſſung nicht freiwillig, ſo wird das Eigentum auf Antrag 
der Reichs⸗Sackſtelle durch Anordnung der zuſtändigen Behörde auf dieſe Stelle 
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oder die von ihr in dem Antrag bezeichnete Perſon übertragen. Die Anordnung 
iſt an den Ueberlaſſungspflichtigen zu richten. Das Eigentum geht über, ſobald 
die Anordnung ihm zugeht. 

Neben dem Uebernahmepreiſe kann für die Aufbewahrung bei längerer Dauer 
eine angemeſſene Vergütung gezahlt werden, deren Höhe die höhere Verwaltungs⸗ 
behörde des Aufbewahrungsorts endgültig feſtſetzt. 


8 14 
Die Zahlung erfolgt binnen vierzehn Tagen nach Abnahme. Für ſtreitige 
Reſtbeträge beginnt die Friſt mit dem Tage, an dem die Entſcheidung der 
Reichs ⸗Sackſtelle zugeht. 
8 15 
Die höhere Verwaltungsbehörde entſcheidet endgültig über alle Streitig⸗ 
keiten, die ſich zwiſchen den Beteiligten aus dem Verlangen nach käuflicher Ueber» 
laſſung ſowie aus der Ueberlaffung ergeben. 


IV. Einfuhr von Säcken aus dem Ausland. 

h 8 16 

Wer aus dem Ausland, einſchließlich der beſetzten Gebiete, leere Säcke ein⸗ 
führt, iſt verpflichtet, den Eingang derſelben unter Angabe der Menge, der 
Arten und Größen, des im einzelnen gezahlten Einkaufspreiſes und des Aufbe- 
wahrungsorts der Reichs⸗Sackſtelle unverzüglich durch eingeſchriebenen Brief 
anzuzeigen. Gleichzeitig ſind Muſter der einzelnen Arten zu überſenden. Als 
Einführender gilt, wer nach Eingang der Ware im Inland zur Verfügung über 
ſie für eigene oder fremde Rechnung berechtigt iſt. Befindet ſich der Verfügungs⸗ 
berechtigte nicht im Inland, ſo tritt an ſeine Stelle der Empfänger. 


§ 17 
Wer aus dem Ausland, einſchließlich der beſetzten Gebiete, Säcke einführt, 
hat fie der Reichs⸗Sackſtelle auf Verlangen ganz oder teilweiſe zu liefern. Er 
hat ſie bis zur Abnahme aufzubewahren, pfleglich zu behandeln und auf Abruf 
zu verladen. 
5 18 
Die Reichs⸗Sackſtelle hat ſich binnen zehn Tagen nach Empfang der 
Anzeige und der Muſter zu erklären, ob ſie die Säcke ganz oder teilweiſe über⸗ 
nehmen will. Geht binnen vierzehn Tagen nach Empfang der Anzeige und der 
Muſter die Erklärung nicht ein, oder erklärt die Reichs⸗Sackſtelle, daß fie die 
Mengen nicht übernehmen will, ſo erliſcht die Lieferungspflicht. 


8 19 

Die Reichs⸗Sackſtelle hat für die von ihr übernommenen Säcke einen ans 
gemeſſenen Uebernahmepreis zu zahlen. Im Streitfalle ſetzt die für den Ueber⸗ 
laſſungspflichtigen zuſtändige höhere Verwaltungsbehörde den Preis endgültig feſt. 


Ss 20 ö 

Der Ueberlaſſungspflichtige hat ohne Rückſicht auf die endgültige Feſt—⸗ 
ſetzung des Preiſes zu liefern, die Reichs⸗Sackſtelle vorläufig den von ihr für 
angemeſſen erachteten Preis zu zahlen. 

Erfolgt die Lieferung nicht freiwillig, ſo wird das Eigentum auf die 
Reichs⸗Sackſtelle gemäß $ 13 übertragen, Das Eigentum geht auf die Reichs⸗ 
Sackſtelle in dem Zeitpunkt über, in welchem die Anordnung dem Inhaber des 
Gewahrſams zugeht. 

Die Vorſchriften der SS 14, 15 finden Anwendung. 

8 21 

Der Reichskanzler kann Beſtimmungen über die Durchfuhr von Säcken 
erlaſſen. 

N e 
22 


Der Reichskanzler kann die Bedingungen und Preiſe beſtimmen, zu denen 
die Reichs⸗Sackſtelle die von ihr übernommenen Mengen zu verteilen und ab» 
zugeben hat. 
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8 23 

Die Reichs⸗Sackſtelle wird ermächtigt, Beſtimmungen über den Abſatz von 
Säcken, insbeſondere zwiſchen den Sackhändlern untereinander, über den gewerbs⸗ 
mäßigen Ankauf von Säcken, über die Wiederherſtellung und Sortierung der 
Säcke ſowie über die den einzelnen Händlern für ihre Tätigkeit zu gewährende 
Vergütung zu erlaſſen. 
Die Reichs⸗Sackſtelle wird ferner ermächtigt, Beſtimmungen zu erlaſſen, 
durch welche die Verwendung der Säcke zu anderen als Den . Ver⸗ 
wendungszwecken verboten oder eingeſchränkt wird. 


; 8 24 
Der Bedarf an Säcken, ſoweit er nicht im freien Verkehre gedeckt werden 
kann, iſt von den Verbrauchern am 20. eines jeden Monats — erſtmalig am 
20. Auguſt 1916 — bei der Reichs⸗Sackſtelle oder einer ſoon ihr ermächtigten 
Stelle unter Benutzung des vorgeſchriebenen Vordrucks anzumelden. Die Anz 
meldung hat den Bedarf für den nächſten Monat zu zimfaffen und gleichzeitig 
die Angabe zu enthalten, ob Säcke aus beſtimmten Erſatzſtoffen ggewünſcht werden, 
falls Säcke der angeforderten Art zur Zeit nicht verfügbar ſein ſoltlen. Die 
Zuweiſung der angeforderten Säcke erfolgt durch die Reichs⸗Sackſtelle an die 
einzelnen Verbraucher nach Maßgabe der verfügbaren Beſtände. 

Die Reichs⸗Sackſtelle wird ermächtigt, Beſtimmungen zu erlaſſen, daß die 
Anmeldung des Bedarfs durch Berufsorganiſationen oder andere Stellen ver— 
mittelt und durch ſie eine Prüfung der Bedarfsanmeldung bewirkt wird. 


8 25 

Sackhändlern iſt der Handel mit Säcken durch die zuſtändige Behörde zu 
unterſagen, wenn Tatſachen vorliegen, die die Unzuverläſſigkeit des Händlers 
in bezug auf den Handelsbetrieb dartun. Die Unterſagung iſt im Amtsblatt 
der zuſtändigen Behörde und im Reichsanzeiger bekanntzugeben. 

Die Unterſagung des Handelsbetriebs wirkt für das Reichsgebiet. Iſt 
dem Handeltreibenden für den unterſagten Handelsbetrieb ein Erlaubnisſchein 
(Wandergewerbeſchein, Legitimationskarte und dergleichen) erteilt, ſo hat die 
Unterſagung den Verluſt dieſes Scheines ohne weiteres zur Folge. 

Gegen die Unterſagung des Betriebs iſt nur Beſchwerde zuläſſig; ſie hat 
keine aufſchiebende Wirkung. 


. Schlußvorſchriften 


8 26 
Der Be kann Ausnahmen von den Vorſchriften dieſer Verordnung 
zulaſſen. i 


„8.2 
Die Landeszentralbehörden erlaſſen die erforderlichen Ausführungsbeſtim⸗ 
mungen. Sie beſtimmen, wer als höhere Verwaltungsbehörde und als zuſtändige 
Behörde im Sinne dieſer Verordnung anzuſehen iſt. 


8 28 
Wit Gefängnis bis zu ſechs Monaten oder mit Geldſtrafe bis zu fünfzehn⸗ 
tauſend Marf wird beſtraft: 

1. wer die ihm nach 88 6 bis 8 obliegenden Anzeigen nicht in der ges 
ſetzten Friſt erſtattet oder wer wiſſentlich unrichtige oder unvollſtändige 
Angaben macht, a 

2. wer den Vorſchriften der § 9, § 10 Abſ. 1, SS 16, 17 zuwiderhandelt, 

3. wer der gegen ihn ergangenen Unterſagung des Handelsbetriebs zu⸗ 
widerhandelt, 

4, wer den von der Reichs⸗Sackſtelle nach 8 23 oder von den Landes⸗ 
zentralbehörden nach § 27 Satz 1 erlaſſenen Beſtimmungen zuwider⸗ 
handelt. 

Bei Zuwiderhandlungen gegen die Vorſchriften der SS 6, 7, 9 kann neben 
der Strafe auf Einziehung der Säcke erkannt werden, auf die ſich die ſtrafbare 
Handlung bezieht, ohne Rückſicht darauf, ob ſie dem Täter gehören oder nicht. 
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§ 29 
Dieſe Verordnung tritt mit dem 1. Auguſt 1916 in Kraft. Der Reichs- 
kanzler beſtimmt den Zeitpunkt des Außerkrafttretens. 
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Abſatz von Brenneſſeln. 
R. K. (R. G. Bl. S. 839.) 


Der Bundesrat hat auf Grund des $ 3 des Geſetzes über die Ermächtigung 
des Bundesrats zu wirtſchaftlichen Maßnahmen uſw. vom 4. Auguſt 1914) 
folgende Verordnung erlaſſen: 

sı 

Alle im Inland gewonnenen und alle aus dem Ausland einſchließlich der 
beſetzten Gebiete eingeführten Stengel der brennenden, langſtieligen Brenneſſel 
(urtica dioica) dürfen nur an die Neſſelfaſer-Verwertungsgeſellſchaft m. b. 9. 
in Berlin oder an die von ihr ermächtigten Stellen oder an die von Behörden 
errichteten Sammelſtellen abgeſetzt werden. 


8 2 ö 
Die Beſitzer der Stengel der Brenneſſel haben die Vorräte, die ſie zum 
Zwecke des Abſatzes gewonnen haben, der Neſſelfaſer-Verwertungsgeſellſchaft auf 
Verlangen käuflich zu überlaſſen und auf Abruf zu verladen. Sie können ver- 
langen, daß die Neſſelfaſer-Verwertungsgeſellſchaft dieſe Vorräte käuflich über- 
nimmt, und eine Friſt von mindeſtens vier Wochen zur Abnahme feſtſetzen. Wit 
Ablauf dieſer Friſt erliſcht die Abſatzbeſchränkung nach § 1. f 
Iſt der Beſitzer nicht zugleich Eigentümer, ſo kann auch der Eigentümer 
die Friſt zur Abnahme beſtimmen. 
§ 3 
Kommt eine Einigung über den Preis nicht zuſtande, ſo wird der Preis 
von der höheren Verwaltungsbehörde endgültig feſtgeſetzt, die für den Ort zu— 
ſtändig iſt, von dem aus die Lieferung erfolgen ſoll. Dabei darf der Preis von 
vierzehn Mark für den Doppelzentner oder die anderweit vom Reichskanzler 
feſtgeſetzte Höchſtpreisgrenze nicht überſchritten werden. 


Die Landeszentralbehörden erlaſſen die Beſtimmungen zur Ausführung 
dieſer Verordnung. Sie beſtimmen ferner, wer als höhere Verwaltungsbehörde 
anzuſehen iſt. i \ 

s5 
Mit Gefängnis bis zu drei Monaten oder mit Gelditrafe bis zu eintauſend— 
fünfhundert Mark wird beſtraft: 
1. wer Brenneſſelſtengel dem § 1 zuwider abſetzt, 
2. wer den von den Landeszentralbehörden nach SA Satz 1 erlaſſenen 
Beſtimmungen zuwiderhandelt. 


86 
Diefe Verordnung tritt mit dem 1. Auguſt 1916 in Kraft. Der Reichs» 
kanzler beſtimmt den Zeitpunkt des Außerkrafttretens. 


1916. 28. Juli. 


Revierlotſen auf der Unterelbe. 
M. H. G. (M. Bl. H. G. S. 234) 


Das Revierlotſenweſen auf der Unterelbe hat durch die nachſtehende Verein- 
barung zwiſchen Preußen und der freien Hanſeſtadt Hamburg eine Neuregelung 


*) Verwaltungsvorſchriften Jahrgang 1914 I S. 857, 
42 
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erfahren, die ſowohl von mir als auch von dem geſetzgebenden Körperſchaften 
Hamburgs genehmigt iſt. 
Der Zeitpunkt des Inkrafttretens der Lotſenordnung, der Prüfungsordnung 
für die Lotſen und des Lotſentarifs bleibt vorbehalten. 
Anlage. 
Vereinbarung. 


In der zwiſchen Kommiſſaren des Königlich Preußiſchen Herrn Miniſters 
für Handel und Gewerbe und des Senats der freien und Hanſeſtadt Hamburg 
am 18. Mai 1914 in Berlin ſtattgehabten Verhandlung, betreffend die Neu⸗ 
regelung des Revierlotſenweſens auf der Unterelbe, iſt unter dem Vorbehalte 
der Zuſtimmung des genannten Herrn Winiſters und des Senats nachſtehende 
Vereinbarung getroffen worden: 

1. In Preußen und in Hamburg wird die in der Anlage enthaltene 
Lotſenordnung für die Unterelbe nebſt Prüfungsordnung und Lotſentarif 
erlaſſen werden. Die Beſtimmungen ſollen in beiden Staaten an dem⸗ 
ſelben, zwiſchen dem Herrn Miniſter für Handel und Gewerbe und dem 
Senate zu vereinbarenden Tage in Kraft treten. 

2. Die Anzahl der zum Gewerbebetriebe zuzulaſſenden Lotſen wird von 
den beiderſeitigen zuſtändigen Behörden gemeinſchaftlich feſtgeſtellt. 
Gegenwärtig beſteht fie aus 158 Lotſen und zwar 80 Böſch- und 78 
Patentlotſen. 

Von dieſen ſtellt Preußen 74 Böſch- und 48 Patentlotſen, Hamburg 
6 Böſch⸗ und 30 Patentlotſen. 

3. Abänderungen der Lotſenordnung können durch eine Vereinbarung des 
Königlich Preußiſchen Herrn Miniſters für Handel und Gewerbe und 
des Senats der freien und Hanſeſtadt Hamburg erfolgen. 

Berlin, den 18. Mai 1914. 2 


Der erſte Kommiſſar des Königlich Preußiſchen Miniſters für Handel und Gewerbe. 
Der erſte Kommiſſar des Senats der freien und Hanſeſtadt Hamburg. 


Anlage A. 
Lotſenordnung für die Unterelbe. 


= § 1. 

Das Lotſenweſen auf der Elbe zwiſchen Brunsbüttel und den oberhalb 

belegenen Elbhäfen bis Altona und Hamburg einerſeits und zwiſchen dieſen 
Häfen und der See andererſeits wird von den vereinigten preußiſchen und 
hamburgiſchen Lotſen betrieben. 
Die dieſem Betriebe dienenden Lotſen find Witglieder der Oevelgönner— 
Neumühlener Lotſenbrüderſchaft, der Blankeneſer Lotſenbrüderſchaft, der Glüds 
ſtädter Elblotſengeſellſchaft, der Hannoverſchen GIBIeienDEnDer Sen und des 
Vereins Hamburger Elblotſen, e. V. 

Die Satzungen der in Abſ. 2 genannten Lotſenvereinigungen unterliegen 
der Genehmigung der höheren Verwaltungsbehörde ($ 20). 

Die Zahl der Lotſen beträgt zur Zeit 80 Böſchlotſen und 78 Patentlotſen. 
Sie kann durch Vereinbarung zwiſchen dem preußiſchen Herrn Winiſter für. 
Handel und Gewerbe und dem Senat der freien und Hanſeſtadt Hamburg 
anderweitig geregelt und insbeſondere entſprechend dem Bedarfe des Schiffs⸗ 
verkehrs vermehrt werden. 


8 2. 

Die Lotſen bedürfen zur Ausübung ihres Gewerbes einer beſonderen Ge— 
nehmigung, zu deren Erteilung in Preußen die Regierungspräſidenten in 
Schleswig und Stade, in Hamburg der Präſes der Deputation für Handel, 
Schiffahrt und Gewerbe zuſtändig ſind. r 

Die Zurücknahme der Genehmigung zur Ausübung des Gewerbes als 
Lotſe beſtimmt ſich nach § 53 Abſ. 2 der Reichsgewerbeordnung. 

Die Lotſen ſind an den von Preußen und Hamburg feſtgeſetzten Lotſentarif 
für die Unterelbe gebunden. 
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§ 3. 
Die Genehmigung darf nur an nüchterne, zuverläſſige Anwärter erteilt 
werden, wenn dieſe 

1. das Befähigungszeugnis als Schiffer auf großer Fahrt beſitzen, 

2. die Beſcheinigung eines beamteten Arztes darüber, daß ſie für den 
Beruf geeignet ſind und insbeſondere genügendes Hörvermögen beſitzen, 
ferner die Beſcheinigung einer der von den Landesregierungen zuge- 
laſſenen Anterſuchungsſtellen über das erforderliche Seh- und Farben⸗ 
unterſcheidungsvermögen vorlegen, 

3. die Elblotſenprüſung (vergl. Anlage 1) beſtanden haben, 

4, durch Zeugniſſe der Lotſenälterleute (Vorſitzenden) nachweiſen, daß ſie 
nach beſtandener Prüfung eine ſechsmonatige Einübungs⸗ (Anwärter) 
zeit, während welcher ſie von den Lotſenälterleuten (Vorſitzenden) älteren 
Lotſen bei deren Reifen auf Schiffen verſchiedener Art und Größe 
mindeſtens zweimal in der Woche beigegeben worden ſind, mit Erfolg 
zurückgelegt haben, 

5. Mitglieder einer der im § 1 benannten Lotſengeſellſchaften werden. 


§ A. 
Nach Erfüllung dieſer Bedingungen werden die Anwärter bei eintretender 
Vakanz innerhalb der einzelnen Lotſengeſellſchaften zunächſt zu Batentlotjen 
ernannt und rücken ſpäter in die Stellen der Böſchlotſen auf. 


— 


f 5. 

Die Patentlotſen haben Schiffe jeder Art und Größe von Hamburg bis nach 
See (Ausholeſtation) zu lotſen, die Böſchlotſen derartige Schiffe von Bruns⸗ 
büttel elbaufwärts bis Hamburg zu bringen 8 Y. 


§ 6. 

Für die Aufrechterhaltung eines derartigen Lotſendienſtes wird neben der 
bei Brunsbüttelkoog für das Elbaufwärtslotſen bereits beſtehenden Lotſenſtalion 
in Hamburg eine Lotſenſtation für das Elbabwärtslotſen eingerichtet. 

Die Koſten der Station in Brunsbüttelkoog werden von den Böſchlotſen, 
diejenigen der Station in Hamburg von den Patentlotſen beſtritten. 


8 7 

Die Stationen unterſtehen in Brunsbüttelkoog der Aufſicht eines von 
Preußen, in Hamburg derjenigen eines von Hamburg zu beſtellenden Beamten. 

Dieſe Beamte haben nach einer ihnen zu erteilenden Dienſtanweiſung dafür 
zu ſorgen, daß der Lotſendienſt auf den Stationen ordnungsgemäß aufrecht 
erhalten und nach den Beſtimmungen der für die Stationen erlaſſenen Satzungen 
(S 9) betrieben wird. 

Sie ſind berechtigt, an den Verhandlungen der Lotſenvorſtände teilzu⸗ 
nehmen. Auf Verlangen tt ihnen von den Lotſenvorſtänden (88 8, 9) wie auch 
von jedem einzelnen Lotſen jede auf den Dienſt bezügliche Auskunft zu erteilen, 
ebenſo iſt ihnen Einſicht in jedes den Dienſt betreffende Schriftſtück (Börtliſten, 
Beſchwerdebuch uſw.) zu gewähren. 

Etwaige Verſtöße einzelner Lotſen gegen die Beſtimmungen der Dienjtvor- 
ſchriften ſind von ihnen zur Kenntnis der den einzelnen Lotſen vorgeſetzten 
Aufſichtsbehörde (8 20), Verſtöße des Lotſenvorſtandes zur Kenntnis des Re⸗ 
gierungspräſidenten zu Schleswig oder des Präſes der Deputation für Handel, 
Schiffahrt und Gewerbe zu bringen. 


§ 8. 

An der Spitze jeder Station ſteht ein Lotſenvorſtand. Der Lotſenvorſtand 
in Brunsbüttelkoog beſteht aus 7 Böſchlotſen. Von dieſen werden 3 von der 
Oevelgönner-Neumühlener, 1 von der Blankeneſer, 2 von der Hannoverſchen 
Elblotſenbrüderſchaft und 1 von dem Verein Hamburger Elblotſen, e. V., aus 
der Zahl ihrer Witglieder gewählt. 

Der Lotſenvorſtand in Hamburg beſteht aus 9 Patentlotſen, welche mindeſtens 
zwei Jahre das Lotſengewerbe betrieben haben müſſen. Von ihnen werden 3 


42% 
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von dem Verein Hamburger Elblotſen, e. V., je 2 von der Oevelgönner-Neu— 
mühlener Lotſenbrüderſchaft und von der Hannoverſchen Elblotſenbrüderſchaft, 
je einer von der Blankeneſer Lotſenbrüderſchaft und der Glückſtädter Elblotſen⸗ 
geſellſchaft gewählt. 

§ 9. 

Den Lotſenvorſtänden liegt die Sorge für die Stationen ob. Sie haben 
darauf zu halten, daß dieſe jederzeit mit einer genügenden Anzahl von Lotſen 
beſetzt ſind. Sie haben die zur Verwaltung der Stationen nötigen Satzungen, 
welche den für die Lotſen zuſtändigen höheren Verwaltungsbehörden (§ 20) 
zur Genehmigung vorzulegen ſind, zu erlaſſen, die Verwaltung der für den 
Lotſendienſt zu beſchaffenden, gemeinſchaftlichen Einrichtungen zu übernehmen 
und für die Einbeziehung der Beiträge für dieſe Einrichtungen nach näherer 
Vorſchrift der vorerwähnten Satzungen zu ſorgen. N 


§ 10. 
Das Lotſen von Brunsbüttel und von Hamburg erfolgt nach einer be— 
ſtimmten Reihenfolge. 
Es müſſen auf den Stationen die für die Aufrechterhaltung des Reihen⸗ 
dienſtes erforderlichen Einrichtungen vorhanden ſein. Die Lotsgelder werden 
durch einen Angeſtellten beider Vorſtände eingezogen. 


§ 11. 

Es iſt den Lotſen geitattet, als Kontorlotſen in den Dienſt deutſcher Reedereien 
oder ſolcher ausländiſcher Reedereien zu treten, die mindeſtens ein Schiff in 
regelmäßiger Fahrt nach der Elbe laufen laſſen. Daneben können ſie im 
Reihendienſte verbleiben. 

Es iſt den Lotſen nicht geſtattet, in den Dienſt von Schiffsagenten oder 
Schiffsmaklern zu treten oder gleichzeitig für mehrere Reedereien Kontorlotſe 
zu werden. 

Für die Ausübung des Dienſtes als Kontorlotſe ſind die Beſtimmungen der 
Sd 5 und 22 maßgebend. 

Die Kontorlotſen ſind als ſolche nicht an den Tarif gebunden. Die Ver— 
einbarung der Lotſen mit der Reederei unterliegt jedoch der Beſchränkung, 
daß für jede Lotſung nicht weniger als 75 % des tarifmäßigen Lotsgeldes oder 
falls der hieraus ſich ergebende Betrag hinter dem tarifmäßigen Windeſtlots⸗ 
gelde zurückbleiben würde, nicht weniger als dieſes gezahlt wird. 

Auf der Station Brunsbüttelkoog iſt für die Neife elbaufwärts der Reihen- 
lotſe mitzunehmen. N 

Iſt ein Kontorlotſe verhindert, ein Schiff ſeiner Reederei zu lotſen, und 
wird die Lotſung von der Reederei nicht nn anderen, in ihrem Dienſte 
ſtehenden Lotſen 88 ſo fällt die Lotſung dieſes Schiffes dem Reihen⸗ 
lotſen zu. 

Kontorlotſen dürfen nur verwendet werden, wenn bee von ihnen zu führen- 
den Schiffe eine Größe von mindeſtens 6000 Brutto-Reg.⸗Tons haben. 

Die Kontorlotſen müſſen, wenn ſie Schiffe von mehr als 12 000 Brutto» 
Reg.⸗Tons führen, mindeſtens 5 Jahre ununterbrochen ſelbſtändig als Böſch⸗ 
oder Patentlotſen tätig geweſen ſein, wenn fie Schiffe von mehr als 8000 —12 000 
Brutto⸗Reg.⸗Tons lotſen, mindeſtens 3 Jahre und wenn fie Schiffe von 6000 
bis 8000 Brutto-Reg.⸗Tons lotſen, mindeſtens 2 Jahre die gleiche Tätigkeit 
ausgeübt haben. 

Vor Antritt ihrer Beſchäftigung als Kontorlotſe haben die Lotſen unter 
Benennung der Reederei von ihrer Abſicht, Kontorlotſe zu werden, der Auf— 
ſichtsbehörde Mitteilung zu machen und deren Genehmigung einzuholen. Die 
Genehmigung darf nur verſagt werden, wenn die Vorausſetzungen, unter denen 
Lotſen grundſätzlich geſtattet iſt, Kontorlotſe zu werden, nicht vorliegen. 

Die Kontorlotſen haben für die von ihnen von Hamburg aus gelotſten 
Schiffe die zur Erhaltung der Station in Hamburg erforderlichen Beiträge 
zu zahlen. 

=. 12. 

Die Lotſen werden vor Antritt des Dienſtes durch die damit beauftragte 

Behörde auf die getreue Erfüllung der ihnen obliegenden Dienſtpflichten ver⸗ 
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eidigt und haben bei dieſer Gelegenheit die Beſtimmungen dieſer Lotſenordnung 
als für ſich bindend anzuerkennen. Sie erhalten eine Beſtallungsurkunde und 
ein Lotſenſchild. Sie find den vorgeſetzten Behörden zu Treu und Gehorſam 
verpflichtet. 

Sie haben ſich eines rechtſchaffenen nüchternen Lebenswandels zu befleißigen, 
ſich den Kapitänen und Mannſchaften der von ihnen gelotſten Schiffe gegenüber 
höflich und angemeſſen zu betragen und mit ihren Mitlotſen und den Lotſen 
der übrigen Lotſengeſellſchaften kameradſchaftlich und verträglich zu verkehren. 

Auf Anordnung der Aufſichtsbehörde (S 20) haben ſich die Lotſen jederzeit 
einer erneuten Prüfung auf Seh- und Hörvermögen zu unterwerfen. 

Sie haben nur das ihnen nach dem dieſer Lotſenordnung anliegenden 
Lotſentarif (Anlage 2) zuſtehende Lotsgeld ſowie die ſonſtigen ihnen nach dieſem 
Tarife zuſtehenden Einnahmen und Leiſtungen zu fordern. 


§ 13. 

Die Lotſen haben ſich in genauer Kenntnis des Fahrwaſſers und ſeiner 
Betonnung und Befeuerung zu erhalten. 

Von jeder von ihnen bemerkten Störung der Befeuerung, Veränderung 
des Fahrwaſſers, von jedem Vertreiben und jeder Beſchädigung der Tonnen 
und ſonſtigen Seezeichen, von jedem auf der Elbe angetroffenen Wrack oder 
anderen der Schiffahrt gefährlichen Hinderniſſen, von jedem einem von ihnen 
gelotſten Schiffe zuſtoßenden Unfall, insbeſondere von Strandungen, Zuſam⸗ 
menſtößen, Schiffs⸗ oder Maſchinenſchäden, haben fie dem Marinedireftor in 
Hamburg unverzüglich Anzeige zu erſtattet. 

Die Anzeigepflicht erſtreckt ſich auch auf diejenigen Fälle, in denen ein 
Schaden nicht entſtanden iſt. 


§ 14 

Als verantwortlicher Führer eines gelotſten Schiffes iſt der Kapitän an⸗ 
zuſehen. Der Lotſe iſt nur der Ratgeber des Kapitäns. Er hat jedoch bei 
Ausübung ſeines Dienſtes alles anzuwenden, um Schiff und Ladung ſicher 
und unbeſchädigt in den Hafen, auf den Ankerplatz oder in See zu bringen. 

Alle die Schiffahrt auf dem Strome und die Hafenanlagen betreffenden 
Anordnungen ſowie die Zoll-, geſundheitspolizeilichen und ſicherheitspol, zei⸗ 
lichen Vorſchriften hat er dabei ſelbſt zu beachten und dem Kapitän, ſoweit 
es erforderlich iſt, zur Kenntnis zu bringen. 


8 15. 

Bei Ankunft an Bord eines von ihnen zu bedienenden Schiffes haben 
die Lotſen dem Kapitän auf Verlangen ein Exemplar dieſer Lotſenordnung 
vorzuzeigen. 

Sie haben von ihm alle Nachrichten einzuziehen, welche ihnen für die 
ſichere Führung des Schiffes von Bedeutung erſcheinen. Nach den ihnen 
vom Kapitän gegebenen Mitteilungen haben ſich die Lotſen zu richten. 

Bei Beendigung ihres Dienſtes haben ſie dem Kapitän ein Formular 
vorzulegen, in welches dieſer den Namen des Schiffes, den Tiefgang desſelben 
ſowie die Stelle, wo der Lotſe an Bord genommen iſt, ſowie diejenige, wo der 
Lotſe entlaſſen worden iſt, der Wahrheit gemäß einzutragen hat. 


§ 16. 

Der an Bord eines aufkommenden Schiffes befindliche Lotſe muß ſo lange 
an Bord bleiben, wie es nach den Beſtimmungen des Zollregulativs für die 
Unterelbe erforderlich iſt. 

Die ausgehenden Schiffe ſind bis zu der vom Kapitän beſtimmten Station 
zu begleiten. 

Sollte das Abſetzen der Lotſen bei dieſer Station oder einer weiter hinaus⸗ 
gelegenen Station nicht möglich ſein, ſo haben die Lotſen an Bord zu bleiben, 
bis ſie an Land oder an Bord eines einſegelnden, zu ihrer Mitnahme bereiten 
Schiffes abgeſetzt werden können. Ihre Anſprüche für ein derartiges Ver⸗ 
bleiben richten ſich nach dem anliegenden Tarif. 
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ö § 17, 

Jeder Lotſe, welcher aus dem Lotſendienſt austritt oder aus einer der 
Lotſengeſellſchaften ausgeſchloſſen wird, iſt verpflichtet, ſein Lotſenſchild und 
feine Beſtallung an diejenige Behörde zurückzugeben, von der er dieſe emp- 
fangen hat. 

§ 18. 

Wegen Vergehen gegen die vorgeſchriebenen Dienſtpflichten, wegen Nach— 
läſſigkeit oder Verſehen im Dienſte ſowie wegen unordentlichen, namentlich 
trunkfälligen Lebenswandels kann gegen die Lotſen auf Warnung, Verweis, 
Geldſtrafe bis zu 300 Mk. und auf zeitweiſen Ausſchluß vom Lotſendienſte 
bis zu einer Dauer von 6 Wochen erkannt werden. 


§ 19. 

Warnungen, Verweiſe und Geldſtrafen bis zu 150 Mk. können von der 
für den Lotſen zuſtändigen Aufſichtsbehörde ($ 20 Satz 1) verhängt werden. 
Höhere Geldſtrafen und zeitweiſer Ausſchluß vom Lotſendienſte ſind nur von 
der für den Lotſen zuſtändigen höheren Verwaltungsbehörde ($ 20 Satz 2) 
zu verhängen. 

Die erkannten Geldſtrafen fließen der Ruhegehaltskaſſe für die Elblotſen zu. 

Vor Verhängung der Strafe iſt dem Angeſchuldigten Gelegenheit zu ſeiner 
Verteidigung zu geben. 

Gegen die Gtrafverfügung ſteht dem Beſtraften binnen zwei Wochen nach 
Mitteilung Beſchwerde frei. Die Beſchwerde gegen Verfügungen der Auf— 
ſichtsbehörde iſt an die höhere Verwaltungsbehörde zu richten, welche endgültig 
entſcheidet. 

Auf VBeſchwerden gegen die von der höheren Verwaltungsbehörde erlaſſenen 
Strafverfügungen entſcheidet endgültig der Winiſter für Handel und Gewerbe 
oder der Senat der freien und Hanſeſtadt Hamburg. 5 


§ 20. 

Aufſichtsbehörden für die Lotſen ſind die Landräte zu Jork und Pinneberg, 
der Magiſtrat in Glückſtadt und der Direktor des Marineweſens in Hamburg, 
Höhere Verwaltungsbehörden find die Negierungspräfidenten in Schleswig und 
Stade und der Präſes der Deputation für Handel, Schiffahrt und Gewerbe zu 
Hamburg. 

Die Aufſichtsbehörde hat die Durchführung dieſer Ordnung zu überwachen, 
darauf zu halten, daß die Lotſen regelmäßig ihren Dienſtpflichten nachkommen 
und daß dienſtunfähige Lotſen aus dem Lotſendienſt ausſcheiden. 


§ 21. 
Zur Verſorgung der dienſtunfähig werdenden Lotſen wird eine Ruhegehalts⸗ 
kaſſe eingerichtet, der ſämtliche Lotſen beitreten müſſen. 


§ 22. 

Diejenigen zur Zeit des Inkrafttretens dieſer Ordnung im Dienſte befind⸗ 
lichen Lotſen, denen die Berechtigung, ſtromauf und ſtromab zu lotſen, ver— 
liehen iſt, behalten dieſe Berechtigung, ſofern fie nicht freiwllig darauf ver⸗ 
zichten, bis zu ihrem Dienſtausſcheiden. 

Sie müſſen jedoch auch beim Elbabwärtſlotſen auf der Hamburger Station 
in die Reihenfolge eintreten und einen nach der Zahl der von ihnen von 
Hamburg aus gelotſten Schiffe zu berechnenden Beitrag zu den Koſten dieſer 
Station zahlen. 

Die zur Zeit bereits im Dienſte befindlichen Lotſen ſind berechtigt aber 
nicht verpflichtet, der Ruhegehaltskaſſe für die Elblotſen beizutreten. 


§23 
Die für die Witglieder der Glückſtadter Elblotsgeſellſchaft aus dem König⸗ 
lichen Reſkripte vom 29. April 1785 ſich ergebenden beſonderen Verpflichtungen 
für Lotſungen von und nach Glückſtadt und der Stör bleiben unberührt. 
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Anlage 1. 
Prüfungsordnung für die Lotſen auf der Unterelbe, 


8 1, 

Die Elblotſenprüfung erſtreckt ſich auf folgende Gegenſtände: 

1. Kenntnis der Tiefen⸗ und Stromverhältniſſe des Elbfahrwaſſers von 
Hamburg bis Brunsbüttel und von dort nach See. 

2. Kenntnis der Landmarken und der Lage der Fahrwaſſertonnen, ihrer 
Bezeichnungen, Landpeilungen, der bei dieſen vorhandenen Waſſertiefen und 
der zwiſchen dieſen zu ſteuernden Kurſe. 

3. Kenntnis der Fahrwaſſerbefeuerung, der Unterſcheidungsmerkmale ein⸗ 
zelner Feuer, ihrer genauen Lage und der durch fie bezeichneten Fahrtrich— 
tungen und Kursänderungen. 

4, Kenntnis der vorhandenen Schiffahrtshinderniſſe und ihrer Bezeichnung. 

5. Nachweis der Fähigkeit, Schiffe jeder Art und Größe mit Hilfe der 
Fahrwaſſerbezeichnung bei Tage und bei Nacht elbaufwärts und elbabwärts 
zu führen. 

6. Kenntnis des Verlaufs der Gezeiten auf der Elbe und feiner Beein- 
fluſſung durch den Wind mit Rückſicht auf die daraus zu folgernden Waſſer⸗ 
tiefen an den ungünſtigſten Fahrwaſſerſtellen und den Einfluß der Strom- 
geſchwindigkeit auf die zurückzulegenden Strecken ſowie Kenntnis der vorhan⸗ 
denen Waſſerſtandszeiger. 

7. Kenntnis der Beſtimmungen der Lotſenordnung, des Tarifs für Lotſungen 
auf der Unterelbe, des Unterelbezollregulativs und der dazu ergangenen Dienſt- 
anweiſungen, der Vorſchriften über die geſundheitspolizeiliche Behandlung an— 
kommender Schiffe und der ſtrompolizeilichen Beſtimmungen. 

8 8 2 


Die Lotſenprüfungen werden vor Kom miſſionen von mindſtens drei Mit⸗ 
gliedern abgelegt, von denen zwei Elblotſen ſein müſſen. 

Darüber, ob der Prüfling beſtanden hat oder nicht, wird nach Stim men⸗ 
mehrheit entſchieden. 

Ueber die mit Erfolg abgelegte Prüfung wird Nein Prüfling von der 
Kommiſſion, vor der er die Prüfung beſtanden hat, ein Prüfungszeugnis 
ausgeſtellt. 

Im übrigen wird die Zuſammenſetzung dieſer Kommiſſionen ſowie das 
Prüfungsverfahren durch die Vorſchriften geregelt, welche hierüber von jedem 
Staate erlaſſen worden ſind. 


Anlage 2. 
Lotſentarif für die Unterelbe. 
N 5 I 

1. Für eine Lotſung von Brunsbüttel aufwärts für jedes Dezimeter des 
Tiefganges des gelotſten Schiffes 1 Mk. und 1 Pfg. für jede Bruttotonne. 

2. Für eine Lotſung von Hamburg oder einem zwiſchen Hamburg und 
Brunsbüttel liegenden Elbhafen nach See (Ausholeſtation) 130 9 dieſer Sätze. 

3. Für eine Lotſung von einem der zu 2 aufgeführten Hafenplätze nach 
Cukhaven 120 % dieſer Sätze. 

4, Für eine Lotſung von einem der unter 2 aufgeführten Häfen nach 
Brunsbüttel 90 % dieſer Sätze. 

Die Berechnung erfolgt auf Grund des größten Tiefganges. Angefangene 
Dezimeter werden für voll gerechnet. Maßgebend iſt der Raumgehalt des 
nationalen Meßbriefs. 

11 


Für eine Lotſung von Segelſchiffen, welche entweder ganz unter Segel 
ſind, oder teils ſegeln und ſich teils ſchleppen laſſen, wird ein Zuſchlag von 
25 % zu dem nach Nr. 1 zu berechnenden Lotsgelde bezahlt. 

Ill 


a) Mindeſtbetrag für eine Lotſung, exkluſive Schleppzüge mit Kähnen 
oder Leichtern: 


660 1916. 29. Juli. 


Für jede Lotſung 
1. von Hamburg oder von einem zwiſchen Hamburg und Brunsbüttel 


liegenden Elbhafen nach Brunsbüttel ſind mindeſtens 40 Mk. 
und von Brunsbüttel nach Hamburg oder einem zwiſchen Brunsbüttel 
und Hamburg liegenden Elbhafen mindeſtens 50 Mk. 


für Schiffe jeder Größe, 

2. von Hamburg oder einem zwiſchen Brunsbüttel und Hamburg liegen- 
den Elbhafen nach Cuxhaven mindeſtens für Schiffe bis 1000 Brutto⸗ 
tonnen 60 Mk. 

3. von Hamburg oder einem zwiſchen Hamburg und Brunsbüttel liegen 
den Elbhafen nach der See (Ausholeſtation! mindeſtens 

für Schiffe bis 1000 Bruttotonnen 70 Mk. 
für Schiffe über 1000 Bruttotonnen 80 Mk. 
Lotsgeld zu zahlen. 
b) Mindeitbetrag für eine Lotſung von Schleppzügen mit Kähnen und 
Leichtern: 
Für jede Lotſung 

1. von Hamburg oder von einem zwiſchen Hamburg und Brunsbüttel 
liegenden Elbhafen nach Brunsbüttel ſind mindeſtens 35 Mk. 

2. von Brunsbüttel nach Hamburg und von Hamburg oder einem zwiſchen 
Hamburg und Brunsbüttel liegenden Elbhafen nach Cuxhaven oder 


umgekehrt mindeſtens 40 Mk. 
3. von Hamburg oder einem zwiſchen Hamburg und Brunsbüttel liegen⸗ 
den Elbhafen nach See (Ausholeſtation) mindeſtens 50 Mk. 


Lotsgeld zu zahlen. 
Dieſe Sätze verſtehen ſich für einen Schleppdampfer, der nur einen 
Leichter oder Kahn im Tau hat, für jeden weiteren Leichter oder Kahn 
tritt ein Zuſchlag von 5 Mk. zu allen drei Sätzen hinzu. 
c) Der Höchſtbetrag des Lotsgeldes für eine Lotſung beträgt 150 Mk. 
d) Für eine Lotſung in den 4 Wintermonaten, vom 1. November des einen 
bis Ende Februar des anderen Jahres, wird ein Winterzuſchlag von 20 % 
auf alle Tarifſätze berechnet, doch ſoll dieſes Winterlotsgeld in keinem Falle 
160 Mk. überſchreiten. 
Außer dem Lotsgeld hat der Lotſe Anſpruch auf freie Verpflegung und 
angemeſſene Unterkunft in der Kajüte. 


IV 
In allen Fällen, in denen ein Lotſe ohne eigenes Verſchulden mehr als 
24 Stunden an Bord eines Schiffes zu verweilen genötigt iſt, erhält er außer 
dem Lotsgeld eine Entſchädigung von 10 Mk. für jeden angefangenen Tag 
von Ablauf der erſten 24 Stunden an gerechnet. 


V.. j 

Der Lotſe, welcher der Witterung halber vor der Elbe nicht vom Schiffe 
abgenommen werden kann, erhält auch für jeden angefangenen Tag der Rück- 
reiſe nach Hamburg eine Entſchädigung von 10 Mk. und hat außerdem freie 
Rückfahrt in der erſten Dampfſchiffsklaſſe oder der zweiten Eiſenbahnklaſſe 
zu beanſpruchen. 

VI. 

Wenn im Falle eines Unfalls, der nicht auf einem Verſchulden des Lotſen 
beruht, oder infolge des Eisganges der Schiffer gezwungen iſt, zurückzukehren, 
ſo iſt, ſofern die alsdann doppelt gelotſte Strecke mehr beträgt als die bei 
Beginn der Lotſung vereinbarte Strecke, der doppelte Gebührenſatz zu entrichten. 
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Ergänzung der Verordnung aber den Handel mit Lebens- und Futtermitteln 
N und zur Bekämpfung des Kettenhandels vom 24. Juni 1916. 


N. K. (R. G. Bl. S. 861.) 


Auf Grund der Bekanntmachung über Kriegsmaßnahmen zur Sicherung 
der Volksernährung vom 22. Mai 1916 wird folgende Verordnung erlaſſen: 
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5 . 
Die Verordnung über den Handel mit Lebens- und Futtermitteln und zur 

Bekämpfung des Kettenhandels vom 24. Juni 1916*) wird wie folgt ergänzt: 
1. Im 5 8 Abſ. 1 wird in Zeile 4 das Wort „Lebensmitteln“ erſetzt durch 
„Lebens- und Futtermitteln“. 

2. Hinter $ 13 wird folgender § 13 a eingefügt: Perſonen, die den Antrag 
auf Erteilung der Erlaubnis zur Fortführung ihres Handels mit Lebens⸗ 
und Futtermitteln vor dem 1. Auguſt 1916 geſtellt haben, auf ihren 
Antrag aber noch nicht beſchieden ſind, dürfen bis zur Entſcheidung 
über ihren Antrag ſpäteſtens jedoch bis zum 1. September 1916 den 
Handel ohne die im § 1 vorgeſchriebene Erlaubnis weiter betreiben. 

II 
Dieſe Verordnung tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft. 


1916. 29. Juli. 


Zulaſſung einer Ausnahme von der Verordnung über die Höchſtpreiſe 
für Benzin, vom 27. Mai 1916 en S. 426). 


R. K. (R. G. Bl. S. 862.) 


Auf Grund des § 8 der Verordnung über die Höchſtpreiſe für Benzin vom 

Mai 1916 (eiche Gesetz S. 426) wird die Wirkſamkeit der in der Be⸗ 
farntmadgung vom 27, Juni 1916 (Reichs-Geſetzbl. S. 611) zugelaſſenen Aus⸗ 
‚nahme von dem Höchſtpreis für Teſtbenzin auf die Zeit bis zum 31. Dezember 
1916 erſtreckt. 


1916. 29. Juli. 


Ergänzung des Geſetzes, betreffend die Erhebung von Beiträgen für die 
gewerblichen und kaufmänniſchen Fortbildungsſchuleu, vom 1. Auguſt 1909 


Geſetz (G. S. S. 115.) 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen uſw., verordnen, 
mit Zuſtimmung der beiden Häuſer des Landtags der Monarchie, was folgt: 
Einziger Paragraph. 

Die Befugnis der Gemeinden und weiteren Kommunalverbände zur Er— 
hebung von Beiträgen auf Grund des Geſetzes, betreffend die Erhebung von 
Beiträgen für die gewerblichen und kaufmänniſchen Fortbildungsſchulen, vom 
1. Auguſt 1909 (Geſetzſamml. S. 733) erſtreckt ſich auch auf ſolche öffentlichen 
Fortbildungsſchulen, die nicht von ihnen unterhalten werden. 

Urkundlich unter Unferer Höchſteigenhänd'gen Unterfchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Großes Hauptquartier, den 29. Juli 1916. 

(Siegel.) 8 Wilhelm. 


1916. 29. Juli. 


Verlängerung der Amtsdauer der Handelskansmermitglieder. 
Allerh. Verordnung (G. S. S. 116.) 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen uſw., verordnen 
auf Grund des Artikel 63 der Verfaſſungsurkunde für den Preußiſchen Staat 
vom 31. Januar 1850 (Geſetzſamml. S. 17) und auf den Antrag Unſeres Staats- 
miniſteriums, was folgt: 

§ 1. 

Die Handelskammern können durch Beſchluß beſtimmen, daß auf die im S 16 

des Geſetzes über die Handelskammern vom 24. Februar 1870/19. Auguſt 1897 


*) Verwaltungsvorſchriften Jahrgang 1916 I S. 472. 
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(Geſetzſamml. S. 134/343) feſtgeſetzte Amtsdauer ihrer Mitglieder das Kar 
lenderjahr 1916 nicht anzurechnen iſt. 
Dieſe Verordnung tritt mit ihrer Verkündung in Kraft. 
Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhänd'gen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Großes Hauptquartier, den 29. Juli 1916. 
(Siegel.) Wilhelm. 


1916. 31. Juli. 


Errſchtuug einer Reichsſtelle für Druckpapier. 
R. K. (R. G. Bl. S. 863.) 


Auf Grund der Verordnung des Bundesrats über Druckpapier vom 18 
April 1916“) wird folgendes beſtimmt: 


8 1 

Zur Regelung des Verkehrs mit Druckpapier der Tageszeitungen wird eine 
Reichsſtelle für Druckpapier in Berlin gebildet, in der unter Vorfitz eines Reichs- 
kommiſſars Vertreter der Herſteller von Druckpapier und der Verleger von 
Tageszeitungen in gleicher Zahl ſitzen. Die Ernennung des Neichskommiſſars 
ſeines Stellvertreters ſowie der Mitglieder und der Erlaß einer Geſchäfts⸗ 
ordnung bleiben vorbehalten. 


82 

Maſchinenglattes, holzhaltiges Druckpapier, das für den Druck von Tages⸗ 
zeitungen beſtimmt iſt, darf in der Zeit bis zum 1. Oktober 1916 nur zu den 
von der Reichsſtelle feſtgeſetzten Preiſen abgeſetzt werden. 

Lieferungsverträge über maſchinenglattes, holzhaltiges Druckpapier, die vor 
dem 1. Juli 1916 mit Wirkung über dieſen Zeitpunkt hinaus abgeſchloſſen find, 
gelten als zu den von der Reichsſtelle feſtgeſetzten Preiſen abgeſchloſſen, ſoweit 
das Papier zum Druck von Tageszeitungen beſtimmt und die Lieferung nicht 
ſchon vor dem 1. Juli 1916 erfolgt iſt. 


83 

Ueber Lieferungsverträge der in dem § 2 Abſ. 2 bezeichneten Art haben 
die Vertragsteile der Reichsſtelle auf Verlangen Auskunft zu erteilen. Ins⸗ 
beſondere ſind Vertragsurkunden, Briefe und Rechnungen vorzulegen. 

Wenn die Reichsſtelle für einen Lieferungsvertrag einen von dem Vertrags- 
preis abweichenden Preis feſtſetzt, kann jeder Vertragsteil von dem Vertrag 
inſoweit zurücktreten, als das zu liefernde Papier für den Druck von Tages» 
zeitungen beſtimmt iſt. Der Rücktritt erfolgt durch Erklärung gegenüber dem 
anderen Vertragsteil. Die Erklärung muß ſpäteſtens am 15. Auguſt 1916 dem 
anderen Vertragsteil zugegangen fein; der Rücktritt iſt außerdem der Reichs⸗ 
ſtelle unverzüglich anzuzeigen. Der Rücktritt hat die Wirkung, daß der Vertrag 
als mit Beginn des 1. Juli 1916 aufgehoben gilt. 


8 5 N 
Ergeben ſich bei Anwendung der SS 2 und 1 Streitigkeiten, jo entſcheidet 
die Reichsſtelle endgültig. Sie entſcheidet insbeſondere darüber, welche Ver⸗ 
gütungen für die in der Zeit vom 1. Juli bis 14. Auguſt 1916 erfolgten 
Lieferungen zu leiſten find, wenn der Rücktritt von einem Vertrage gemäß SA 
erfolgt iſt. 
Die Vollſtreckung der Entſcheidungen der Reichsſtelle erfolgt unter ent⸗ 
ſprechender Anwendung der Vorſchriften der Zivilprozeßordnung. 


§ 6 
Mit Gefängnis bis zu ſechs Monaten oder mit Geldſtrafe bis zu zehn⸗ 
tauſend Mark wird beſtraft: 


*) Verwaltungsvorſchriften Jahrgang 1916 I S. 290. 
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1. wer vorſätzlich entgegen einer für ihn getroffenen Entſcheidung der 
Reichgitelle maſchinenglattes, holzhaltiges Druckpapier zu einem anderen 
als dem von der Reichsſtelle feſtgeſetzten Preiſe abſetzt; 

. 2. wer die gemäß $ 3 erforderte Auskunft nicht innerhalb der geſetzten 

Friſt erteilt, die Einſicht in Vertragsurkunden, Briefe oder Rechnungen 
verweigert oder wiſſentlich unrichtige oder unvollſtändige Angaben macht. 


87 
Dieſe Bekanntmachung tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft. 


1916. 31. Juli. 
Höchſtpreiſe für Metalle. 0 
R. K. (R. G. Bl. S. 865.) 


Der Bundesrat hat auf Grund von § 1 Abſ. 2 und 8 5 des Geſetzes, be⸗ 
treffend Höchſtpreiſe, vom 4, Auguſt 191), in der Faſſung vom 17. Dezember 
19122), in Verbindung mit den Verordnungen vom 21. Januar 19153) und 
vom 23. März 1916“ folgende Verordnung erlaſſen: 


8 1 
Der Preis für Kupfer darf nicht überfteigen: 
1. für 100 Kilogramm neues Kupfer mit mindeſtens 99,7 vom 
Hundert Kupfergehalt 200 Wark, 
2. für 100 Kilogramm neues Kupfer mit mindeſtens 99,3 
vom Hundert Kupfergehalt, für ſchweres Altkupfer und 
neue Kupferabfälle 185 „ 
3. für 100 Kilogramm neues Kupfer mit mindeſtens 98 vom 
Hundert Kupfergehalt, für Keſſelkupfer, Leichtkupfer, 
Kupferſpäne und ſonſtiges Altkupfer 170 „ 
4, für 100 Kilogramm Kupferinhalt bei ſonſtigen neuen 
Kupfer einſchließlich Kupfermatte, Kupfer Regulus, Schwarz- 
kupfer, Zementkupfer und Kupferaſche 170 „ 


8 2 
Der Preis für 100 Kilogramm Meſſing darf nicht überſteigen: 

1. für neues unverarbeitetes Meſſing, umgeſchmolzenes unver⸗ 
arbeitetes Meſſing in jeder Form und reine Patronen⸗ 
meſſingabfälle, alles mit mindeſtens 72 vom Hundert Kupfer⸗ 
gehalt und für Tombakabfälle 145 Wark, 

2. für neues unverarbeitetes Meſſing, umgeſchmolzenes unver⸗ 
arbeitetes Meſſing in jeder Form, altes Meſſing und 
Meſſingabfalle, alles mit mindeſtens 60 vom Hundert Kup⸗ 
fergehalt und für Hülſen abgeſchoſſener Meſſingpatronen 130 „ 

3. für alles ſonſtige neue unverarbeitete Meſſing, alles ſonſtige 
umgeſchmolzene unverarbeitete Meſſing in jeder Form, alles 
ſonſtige alte Meſſing und alle ſonſtigen Meſſingabfälle, 
alles mit mindeſtens 50 vom Hundert Kupfergehalt und für 
Späne von mindeſtens 50 vom Hundert Kupfergehalt an 100 „ 


§ 3 N 
Der Preis für 100 Kilogramm neuen unverarbeiteten Rotguß, umgeſchmol⸗ 
zenen unverarbeiteten Rotguß, neue unverarbeitete Bronze, umgeſchmolzene un⸗ 
verarbeitete Bronze, alten Rotguß, alte Bronze, Abfälle ſowie Späne von Rot⸗ 
guß oder Bronze darf nicht überſteigen: 


1) Verwaltungsvorſchriften Jahrgang 1914 I S. 861. 
2) Verwaltungsvorſchriften Jahrgang 1914 II S. 286. 
3) Verwaltungsvorſchriften Jahrgang 1915 I S. 62. 
4) Verwaltungsvorſchriften Jahrgang 1916 I S. 200. 
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1. bei mindeſtens 95 vom Hundert Geſamtinhalt an Kupfer 


und Zinn 170 Mark, 
2. bei mindeſtens 85 vom Hundert Geſamtinhalt an Kupfer 
und Zinn 150 „ 
3. bei mindeſtens 70 vom Hundert Geſamtinhalt an Kupfer 
und Zinn 130 „ 
8 4 


Der Preis für 100 Kilogramm Aluminium darf nicht überſteigen: 
1. für Hüttenaluminium mit mindeſtens 98 vom Hundert 
Aluminiumgehalt 325 Mark, 
2. für umgeſchmolzenes unverarbeitetes Aluminium, alte Alu⸗ ' 
miniumlegierungen und Aluminiumabfälle ausſchließlich 
Aluminiumſpäne, alles mit mindeſtens 92 vom Hundert 
Aluminiumgehalt 305 5„ 
3. für umgeſchmolzenes unverarbeitetes Aluminium, alte Alu- 
miniumlegierungen, Aluminiumabfälle und Aluminium- 
ſpäne, alles mit mindeſtens 90 vom Hundert Aluminium- 
gehalt 280 „ 
A. für umgeſchmolzenes unverarbeitetes Aluminium, alte Alu— 
miniumleg'erungen, Aluminiumabfälle und Aluminium- 
ſpäne, alles mit mu 80 vom Hundert Aluminium- 
gehalt 250 77 
§ 5 
Der Preis für 160 Kilogramm neues unverarbeitetes Nickel, umgeſchmolzenes 
unverarbeitetes Nickel, Nickellegierung, Altnickel, Nickelabfälle und Nickelſpäne, 
alles mit mindeſtens 90 vom Hundert Nickelgehalt, darf 450 Mark nicht über⸗ 
ſteigen. 
§ 6 
Der Preis für 100 Kilogramm Antimon darf nicht überſteigen: 
1. für Antimon Regulus (metalliſches Antimon) mit min- 


deſtens 98 vom Hundert Antimongehalt 150 Mark, 
2. für Antimon Crudum (Schwefelantimon) mit mindeſtens 
68 vom Hundert Antimongehalt 60 „ 
8 7 


Der Preis für 100 Kilogramm Zinn darf nicht überſteigen: 

1. für neues unverarbeitetes Zinn und umgeſchmolzenes unver— 
arbeitetes Zinn, beides mit mindeſtens 99,5 vom Hundert 
Zinngehalt 525 Wark, 

2, für neues unverarbeitetes Zinn und umgeſchmolzenes unver— 
arbeitetes Zinn, beides mit mindeſtens 98 vom Hundert 
Zinngehalt 500 „ 

3. für ſonſtiges neues unverarbeitetes Zinn, ſonſtiges um⸗ 
geſchmolzenes unverarbeitetes Zinn, Zinnlegierungen, Alt—⸗ 
zinn, Zinnabfälle und Zinnſpäne, alles mit mindeſtens 96 
vom Hundert Zinngehalt 475 „ 


8 8 
Die Höchſtpreiſe gelten für alle Waren, die ſich im freien Verkehre des 
Inlandes befinden. 
Der Reichskanzler kann Ausnahmen geſtatten. 


89 
Die Höchſtpreiſe gelten für Barzahlung bei Empfang und ſchließen die 
Verſendungskoſten vom Lagerplatze nicht ein. Wird der Kaufpreis geſtundet, ſo 
dürfen bis zu zwei vom Hundert Jahreszinſen über Reichsbankdiskont hinzu⸗ 
geſchlagen werden. 5 
10 


Dieſe Verordnung tritt mit dem 1. Auguſt 1916 in Kraft. Der Reichs⸗ 
kanzler beſtimmt den Zeitpunkt des Außerkrafttretens. 


S. 
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Außerkraftſetzung der Bekanntmachung über Höchſtpreiſe für Kupfer, altes 
Moſſing, alte Bronze, Rotguß, Aluminium, Nickel, Antimon und Zinn 
vom 10. Dezember 1914. ö 


R. K. (R. G. Bl. S. 867.) 


Auf Grund von 5 14 der Bekanntmachung über Höchſtpreiſe für Kupfer, 
altes Meſſing, alte Bronze, Rotguß, Aluminium, Nickel, Antimon und Zinn 
vom 10. Dezember 1914) beſtimme ich: 

Die Bekanntmachung über Höchſtpreiſe für Kupfer, altes Weſſing, 
alte Bronze, Rotguß, Aluminium, Nickel, Antimon und Zinn vom 
10. Dezember 19145) tritt mit dem 1. Auguſt 1916 außer Kraft. 


1916. 31. Juli. 
Preisbeſchränkungen bei metalliſchen Produkten. 
R. K. (R. G. Bl. S. 868.) 


Der Bundesrat hat auf Grund des 8 3 des Geſetzes über die Ermächtigung 
des Bundesrats zu wirtſchaftlichen Maßnahmen uſw. vom 4 Auguſt 1914“) 
folgende Verordnung erlaſſen: 


§ 1 

Metalliſche Roh- und Zwiſchenprodukte ſowie Metallegierungen der in den. 
SS 1 bis 7 der Bekanntmachung über Höchſtpreiſe für Metalle vom 31. Juli 1916 
(Reichs⸗Geſetzbl. S. 865) genannten Metalle dürfen, ſoweit für fie nicht dort 
Höchſtpreiſe feſtgeſetzt ſind, zu keinem höheren Preiſe verkauft werden, als ſich 
aus den feſtgeſetzten Höchitpreifen und einem dem Winderwert entſprechenden Ab⸗ 
ſchlag ergibt. Dies gilt auch für die Metalle und Metallegierungen, die handels- 
üblich zu den in jener Bekanntmachung genannten Metallarien gerechnet und 
für geringwertiger als ſie angeſehen werden. 

Unter Metallegierungen fallen auch Legierungen, die überwiegend aus einem 
der in jener Bekanntmachung genannten Wetalle beſtehen. 
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Enthalten metalliſche Roh- und Zwiſchenprodukte und Metallegierungen der 
im $ 1 genannten Art Gold, Silber oder Platin, fo darf neben dem aus 8 1 
ſich ergebenden Preiſe für dieſe Metalle eine Bezahlung zu Tagespreiſen erfolgen. 

Enthalten metalliſche Roh- und Zwiſchenprodukte und Metallegierungen der 
im $ 1 genannten Art andere als die im Abſ. 1 genannten Metalle, jo darf neben 
den aus $ 1 ſich ergebenden Preiſen für dieſe Metalle, wenn ihr Gewicht mehr 
als zwei vom Hundert des Geſamtgewichts ausmacht und ihre Bezalhung handels- 
üblich iſt, eine Bezahlung zu Tagespreiſen und, ſoweit Höchſtpreiſe beſtehen, 
höchſtens zu dieſen Höchſtpreiſen erfolgen. 


8 3 

Der Käufer kann, wenn er glaubt, daß der vereinbarte Preis die Grenzen 
der §8 1, 2 überſchreitet, binnen zwei Wochen nach Abſchluß des Kaufvertrags 
Feſtſtellung des Preiſes durch die Preisſtelle für metalliſche Produkte in Berlin 
verlangen; ihre Entſcheidung iſt endgültig; ſie erfolgt gebühren- und ſtempelfrei. 

Die Preisſtelle kann auf Anrufen eines Beteiligten des Reichs-Marineamts, 
der Kriegsminiſterien und der militäriſchen Befehlshaber den angemeſſenen 
Preis beſtimmen. 

Die Preisſtelle iſt befugt, Beträge, welche über den feſtgeſetzten Preis hin— 
aus vereinbart ſind, zugunſten des Reichs einzuziehen. 

Der Reichskanzler erläßt die näheren Beſtimmungen über die Errichtung, 
die Zuſammenſetzung und das Verfahren der Preisſtelle; er ernennt ihre Mit» 
glieder und ihren Vorſitzenden. 
*) Verwaltungsvorſchriften Jahrgang 1914 JI S. 279. 

) Verwaltungsvorſchriſten Jahrgang 1914 I S. 857. 
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gu 
Der Reichskanzler kann Ausnahmen von den ſich nach §§ 1 und 2 dieſer 
Berordnung ergebenden Preiſen geſtatten. 


85 
Dieſe Verordnung tritt mit dem 1. Auguſt 1916 in Kraft. Der Reichs⸗ 
kanzler beſtimmt den Zeitpunkt des Außerkrafttretens. 


1916. 31. Juli. 


Abänderung der Bekanntmachung über die Verwendung tieriſcher und 
pflanzlicher Oele und Fette vom 9. Oktober 1915“ 


R. K. (R. G. Bl. S. 869.) 


Auf Grund der 8$ 1, 2 der Bekanntmachung über die Verwendung tieriſcher 
und pflanzlicher Oele und Fette vom 9. Oktober 191550 wird die genannte 
Bekanntmachung dahin geändert: 


Artikel 1 
Die Vorſchrift des 8 1 Abſ. 1 der Bekanntmachung über die Verwendung 
tieriſcher und pflanzlicher Oele und Fette wird auf die Verwendung unvermiſchter 
pflanzlicher und tieriſcher Dele und Fette zu Härtungs⸗ und Kühlungszwecken 
ausgedehnt. 
„Artikel 2 
Das Mifhungsverhältnis des § 2 Abſ. 1 wird dahin feſtgeſetzt, daß ge⸗ 
miſchte Oele, konſiſtente Fette und andere Schmierfette mit keinem höheren Gehalt 
an tieriſchen und pflanzlichen Oelen und Fetten als 10 vom Hundert des Ge⸗ 
wichts des Enderzeugniſſes hergeſtellt werden dürfen. 


Artikel 3 
Die Bekanntmachung tritt mit dem 15. Auguſt 1916 in Kraft. 


1916. 31. Juli. 


Liquidation britiſcher Unternehmungen. 
R. K. (R. G. Bl. S. 870.) 


Der Bundesrat hat auf Grund des $ 3 des Geſetzes über die Ermächtigung 
des Bundesrats zu wirtſchaftlichen Maßnahmen uſw. vom 4 Auguſt 1914.) 
im Wege der Vergeltung folgende Verordnung erlaſſen: 


8 1 

Der Reichskanzler kann die Liquidation ſolcher Unternehmungen, deren 
Kapital überwiegend britiſchen Staatsangehörigen zuſteht oder die vom britiſchen 
Gebiet aus geleitet oder beaufſichtigt werden oder bis zum Kriegsausbruche ges 
leitet oder beaufſichtigt worden ſind, ſowie die Liquidation der britiſchen Be⸗ 
teiligung an einem Unternehmen anordnen. Einem Unternehmen im Sinne 
dieſer Verordnung ſtehen Niederlaſſungen eines Unternehmens, Nachlaßmaſſen 
und Grundſtücke gleich. 

Die Entſcheidung des Reichskanzlers, daß die Vorausſetzungen für die An⸗ 
ordnung der Liquidation gegeben ſind, iſt endgültig. 


5 8 2. 
Die Liquidation iſt nach den von der Landeszentralbehörde im Benehmen 
mit dem Reichskanzler erlaſſenen allgemeinen und beſonderen Weiſungen durch 
einen von der Landeszentralbehörde ernannten Liquidator durchzuführen. 


! 


) Verwaltungsvorſchriften Jahrgang 1915 II S. 257. 
) Verwaltungsvorſchriften Jahrgang 1914 I S. 857. 
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Der für ein Unternehmen beſtellte Liquidator hat ſich in den Beſitz des 
Unternehmens zu ſetzen. Er iſt zu allen Rechtshandlungen für das Unternehmen 
befugt. Er kann das Unternehmen als Ganzes veräußern. 

Die Befugniſſe des Inhabers des Unternehmens ſowie die Befugniſſe anderer 
Perſonen zu Rechtshandlungen für das Unternehmen ruhen. Das gleiche gilt von 
den Befugniſſen aller Organe. 

Fit das Unternehmen in das Handelsregiſter eingetragen, fo hat der Liqui⸗ 
dator die Anordnung der Liquidation ſowie ihre Aufhebung zur Eintragung 
in das Handelsregiſter anzumelden. 

Iſt für die britiſche Beteiligung an einem Unternehmen ein Liquidator bes 

Stellt, To übt er alle Rechte des britiſchen Beteiligten aus; er iſt insbeſondere 
auch befugt, die Beteiligung an das Unternehmen oder an Dritte zu veräußern. 
Handelt es ſich um die Beteiligung an einer offenen Handelsgeſellſchaft, Kom⸗ 
manditgeſellſchaft oder Geſellſchaft mit beſchränkter Haftung, ſo kann der Liqui⸗ 
dator die Geſellſchaft ohne Einhaltung einer Friſt kündigen. 
i Iſt das Recht der Beteiligung in einer Urkunde verbrieft, ſo kann der 
Reichskanzler beſtimmen, daß das Unternehmen an Stelle der von dem Liqui⸗ 
dator für kraftlos zu erklärenden Urkunde eine neue Urkunde über die Beteiligung 
auszuſtellen hat. 


Der Liquidator kann ungeachtet der Vorſchrift des §S 2 der Verordnung 
betreffend . gegen England, vom 30. September 1914 (Reichs⸗ 
Geſetzbl. S. 421) die Erfüllung vermögensrechtlicher Anſprüche fordern; die 
Stundung endet mit dem Ablauf eines Monats nach der Aufforderung zur 
Leiſtung. 

Endet bei einem Wechſel, bei welchem durch die Stundung gemäß 84 
der Verordnung vom 30. September 1911 die Proteſterhebung hinausgeſchoben 
iſt, die Stundung auf Grund der Vorſchrift des Abſ. 1, ſo bleiben gleichwohl die 
Proteſterhebung und der Rückgriff aus dem Wechſel bis auf weiteres aus⸗ 
geſchloſſen. Dieſe Vorſchrift findet auf Schecks entſprechende Anwendung. 


8 5 

Für das der Liquidation unterſtehende Vermögen gelten die im 8 8 der 
Verordnung über die Anmeldung des im Inland befindlichen Vermögens von 
Angehörigen feindlicher Staaten vom 7. Oktober 1915*) bezeichneten Verfügungs⸗ 
beſchränkngen nicht. 

Zwangsvollſtreckungen, Arreſte, einſtweilige Verfügungen und Konkursan⸗ 
träge können nur mit Genehmigung der Landeszentralbehörde erfolgen. Soweit 
nach dem Inkrafttetenr der Verordnung vom 7. Oktober 19150 Zwangsvoll⸗ 
ſtreckungen, Arreſte oder einſtweilige Verfügungen erfolgt ſind, kann der Liqui⸗ 
dator mit Genehmigung der Landeszentralbehörde die Aufhebung verlangen. 

8 6 . 

Iſt ein Unternehmen oder eine Beteiligung an einem Unternehmen unter 
Liquidation geſtellt, ſo ſind die Leiter und Angeſtellten verpflichtet, dem Liquidator 
auf Erfordern Auskunft über die Geſchäftsangelegenheiten des Unternehmens, 
insbeſondere über die beteiligten feindlichen Staatsangehörigen, zu geben. Dies 
gilt auch dann, wenn die Beſchäftigung bei dem Unternehmen nach dem 30. Juli 
1914 ein Ende genommen hat. 


Wer die Auskunft vorſätzlich nicht erteilt oder wiſſentlich unwahre An⸗ 


gaben macht, wird mit Geldſtrafe bis zu eintauſendfünfhundert Mark oder 
mit Gefängnis bis zu drei Monaten beſtraft. 


87 
Die Koſten der Liquidation find aus dem Liquidationserlöſe zu decken. 
Der Erlös iſt, ſoweit er auf britiſche Staatsangehörige entfällt, zu hinterlegen. 
Die Landeszentralbehörde kann an im Inland wohnende britiſche Beteiligte 
die Auszahlung der für den Unterhalt erforderlichen Beträge geſtatten, 


) Verwaltungsvorſchriften Jahrgang 1915 II S. 220. 
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88 
Wer vorſätzlich einem gemäß dieſer Verordnung beſtellten Liquidator Ge⸗ 
genßände ganz oder teilweiſe entzieht, wird mit Gefängnis bis zu einem 
Jahre beſtraft. 


9 
Auf Verſicherungsunternehmungen, die beim Aufſichtsamte für Privat⸗ 
verſicherung unterſtehen, finden die Vorſchriften dieſer Verordnung mit der 
Maßgabe Anwendung, daß die Durchführung der Liquidation nach den vom 
Reichskanzler erlaſſenen Anordnungen erfolgt. 


8 10 
Wegen der von dem Liquidator in Ausübung oder in Veranlaſſung der 
Ausübung ſeiner Obliegenheiten vorgenommenen Handlungen oder Unterlaſſun— 
gen können Schadenerſatzanſprüche des Inhabers des Unternehmens oder eines 
an dem Unternehmen Beteiligten nur mit Genehmigung der Landeszentralbehörde 
geltend gemacht werden. Die Genehmigung iſt zu erteilen, wenn eine ſchuld— 
hafte Pflichtverletzung vorliegt. Soweit die Genehmigung nicht erteilt iſt, iſt 

der Rechtsweg unzuläſſig 8 
8 11 


Der Reichskanzler kann die ihm nach dieſer Verordnung zuſtehenden Be— 
fugniſſe ganz oder teilweiſe einem Reichskommiſſar übertragen. 


8 12 

Als britiſches Gebiet im Sinne dieſer Verordnung gelten Großbritannien 
und Irland ſowie, mit Ausnahme Kanadas und der Südafrikaniſchen Union, 
die britiſchen Kolonien und auswärtigen Beſitzungen; als britiſche Staats- 
angehörige gelten die Angehörigen dieſer Länder ſowie die nach britiſchem Rechte 
begründeten juriſtiſchen Perſonen. 

Der Reichskanzler kann im Wege der Vergeltung die Vorſchriften dieſer 
Verordnung auch auf andere feindliche Länder für anwendbar erklären. 


$ 13 
8 
Dieſe Verordnung tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft. 
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Beglaubigung von Unterſchriften und die Legaliſation von Urkunden 
in den beſetzten Gebieten. 


R. K. (R. G. Bl. S. 87.) 


Auf Grund des § 3 der Verordnung über die Beglaubigung von Vnterſchriften 
und die Legaliſation von Urkunden in den beſetzten Gebieten vom 20. Januar 
1916“) wird folgendes beſtimmt: 

Die Vorſchriften der SS 1, 2 der Verordnung gelten für das Gebiet des 
Generalgouvernements Warſchau entſprechend. Für die öffentlichen Beglaubi— 
gungen find die dortigen Bezirksgerichte (Aufſichtsrichter) und Kaiſerlich Deutſchen 
Juſtizkommiſſare zuſtändig. In Warſchau iſt für die gerichtlichen Beglaubi⸗ 
gungen das Bezirksgericht Il zuſtändig. Die Legaliſationen gehören zur Zus 
ſtändigkeit des Verwaltungschefs beim Generalgouvernement Warſchau. 


1916. 31. Juli. 


„ der Früchte des Weißdorns. 
M. L. D. F. (M. Bl. L. D. F. S. 219.) 


An ſämtliche Königlichen Regierungen, mit Ausnahme derjenigen in Aurich, 
Münſter und Sigmaringen (unmittelbar). 


„) Verwaltungsvorſchriften Jahrgang 1916 I S. 42 
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Nachſtehenden Abdruck überſende ich mit dem Auftrage, das Sammeln 
der Früchte des Weißdorns auch in den Staatsforſten in jeder möglichen 
Weiſe zu fördern. 

Weiter erforderliche Abdrucke ſind von der Geheimen Kanzlei des Kgl. 
Miniſteriums des Innern zu erbitten. 

Anlage. 


Berlin, den 21. Juli 1916. 


Sammlung der Früchte des Weißdorns. 

In meinem Erlaß vom 17. April 1916 habe ich mitgeteilt, daß es in Frage 
komme, die Früchte des Weißdorns für beſtimmte Zwecke der Volksernährung 
nutzbar zu machen. In den letzten Tagen iſt nunmehr in Berlin eine gemein⸗ 
nützige Geſellſchaft unter Kapitalbeteiligung von Reich und Staat gegründet 
worden, deren Zweck die Gewinnung und Verwertung der Früchte des Weiß— 
dorns für ein Kaffeeerſatzmittel und der Vertrieb dieſes Kaffeeerſatzmittels 
iſt. Die Geſellſchaft führt die Bezeichnung „Kriegsgeſellſchaft für Kaffeeerſatz, 
Geſellſchaft mit beſchränkter Haftung“ und hat ihren Sitz in Berlin W. 66, 
Wilhelmſtraße 55. Vorſitzender des Aufſichtsrats iſt der Miniſterialdirektor 
im Miniſterium des Innern Dr. Freund. Zu Geſchäftsführern ſind beſtellt 
der Gerichtsaſſeſſor a. D. Dr. Burchardt in Hamburg und der Rechtsanwalt 
Dr. Glücksmann in Berlin. 

Die Geſellſchaft läßt aus den Früchten des Weißdorns nach einem be 
ſonderen, nur in größeren Betrieben durchführbaren Verfahren ein Kaffee 
erſatzmittel herſtellen, das nach den von ſachverſtändiger Seite angeſtellten wie⸗ 
derholten Verſuchen ſowohl in geſundheitlicher Hinſicht wie in bezug auf den 
Geſchmack allen Anforderungen an einen guten ſchmackhaften und preiswerten 
Kaffeeerſatz entſpricht. Die Früchte des Weißdorns ſind bisher im allgemeinen 
nicht geſammelt und verwertet worden, ſondern verkommen. Im dringenden 
öffentlichen Intereſſe liegt es, daß ſie in dieſem Jahre in möglichſt weitem 
Umfange für die neue Geſellſchaft geſammelt und zur Gewinnung von Kaffee⸗ 
erſatz nutzbar gemacht werden. Denn die Menge an Kaffeeerſatzmitteln, die 
aus den Früchten des Weißdorns hergeſtellt wird, kommt in Anrechnung auf 
die aus Gerſte und Brotgetreide herzuſtellende Menge an Kaffeeerſatz. Je 
mehr Kaffeeerſatz aus der Weißdornfrucht gewonnen wird, deſto weniger Gerſte 
und Brotgetreide wird für dieſen Zweck verbraucht. Die erſparte Menge an 
Gerſte und Brotgetreide bleibt für andere wichtige Zwecke der Volksernährung, 
2 B. die Bereitung von Graupen, Teigwaren u. dgl. oder auch als Maſtfutter 
für Schweine zur Verfügung. Die Geſellſchaft rechnet bei einem guten Er⸗ 
gebnis der Sammlung mit mindeſtens etwa 10 000 t Früchten. Es handelt 
ſich alſo um die Erſparnis einer ſehr weſentlichen Menge von Gerſte und. 
Brotgetreide. Die Bevölkerung iſt hierüber in wirkſamer Weiſe aufzuklären 
und zum eifrigen Sammeln der Früchte des Weißdorns aufzufordern. 

Die Landräte (Oberamtmänner) und die Oberbürgermeiſter (Erſten Bürger⸗ 
meiſter) derjenigen Stadtkreiſe, in denen Weißdorn in nennenswertem Umfange 
vorkommt, haben pünktlich zum 1. Auguſt 1916 der Kriegsgeſellſchaft für Kaffee⸗ 
erſatz G. m. b. H., Berlin W. 66, Wilhelmſtraße 55, eine Perſönlichkeit anzu⸗ 
geben, die geeignet und bereit iſt, die Leitung der Kreisſammelſtelle zu über⸗ 
nehmen. Hierfür werden in erſter Linie vertrauenswürdige Kaufleute, insbe⸗ 
ſondere Getreidehändler, Samenhändler uſw., die auch in finanzieller Hinſicht 
durchaus zuverläſſig find, auszuwählen ſein. Den Leitern der Kreisſammel⸗ 
ſtellen werden über ihre Aufgaben Anweiſungen unmittelbar von der Geſell— 
ſchaft zugehen. Sie erhalten eine Vergütung von 2 Mk. für je 100 kg der 
geſammelten Weißdornfrüchte in luftgetrocknetem Zuſtand. 

Die Organiſation der Sammlung der Weißdornfrüchte in den Land- und 
Stadtkreiſen iſt im einzelnen folgendermaßen gedacht: 

In jedem Landkreiſe und in den Stadtkreiſen, in denen Weißdorn in 
nennenswertem Umfange vorkommt, wird eine Kreisſammelſtelle, im Landkreiſe 
werden ferner auch Ortsſammelſtellen für jeden Gemeinde- und jeden Guts⸗ 
bezirk eingerichtet. Für benachbarte Gemeinden und Gutsbezirke kann eine 
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gemeinſame Ortsſammelſtelle eingerichtet werden. Landgemeinden und Guts⸗ 
bezirke können auch der Ortsſammelſtelle einer benachbarten Stadtgemeinde 
angeſchloſſen werden. Der Landrat beſtimmt Sitz und Sammelbezirk der ein- 
zelnen Ortsſammelſtelle. Die Leiter der Ortsſammelſtellen werden von den 
Amtsvorſtehern, Gemeinde- und Gutsvorſtehern oder Bürgermeiſtern ausge 
wählt. Die Namen der Leiter der Ortsſammelſtellen find dem vom Landrat be- 
ſtellten Leiter der Kreisſammelſtelle anzuzeigen. Die Leiter der Ortsſammel— 
ſtelle haben die Anweiſungen der Kreisſammelſtelle zu befolgen. 

Den einzelnen Sammlern wird für je 1 kg luftgetrockneter Früchte ein 
Sammellohn von 20 Pfg. von der Ortsſammelſtelle gewährt. Inſoweit der 
Leiter der Ortsſammelſtelle den Sammellohn nicht aus eigenen Witteln ver— 
auslagt, iſt er vorläufig aus der Gemeinde-(Guts-)kaſſe oder Amtskaſſe zu 
zahlen. 

Die Ortsſammelſtelle hat die Bevölkerung zum Sammeln der Weißdorn— 
früchte nach Kräften anzuregen und ferner darüber zu wachen, daß die 
in ihrem Bezirk befindlichen Früchte möglichſt vollſtändig der Ortsſammelſtelle 
zugeführt werden. Sie hat alsdann die Früchte ordnungsgemäß aufzubewah— 
ren und auf Weiſung der Kreisſammelſtelle in Säcken nach der von dieſer 
angegebenen Eiſenbahnſtation oder ſonſtigen Stelle zu befördern. Die nötigen 
Säcke hat die Ortsſammelſtelle gegen die ortsübliche Gebühr mietweiſe zu 
beſchaffen. Die Kreisſammelſtelle ſendet die Säcke nach Empfang der Ware 
unverzüglich an die Ortsſammelſtelle oder die von dieſer bezeichnete Stelle 
zurück. ö 

Der Leiter der Ortsſammelſtelle erhält für ſeine Tätigkeit eine Vergütung 
von 2 Mk. für je 100 kg luftgetrocknete Früchte. Für dieſen Betrag hat 
er auch die Beförderung der geſammelten Früchte nach der nächſten, nicht 
mehr als 5 km entfernten Eiſenbahnſtation oder ſonſtigen von der Kreis- 
ſammelſtelle bezeichneten Stelle zu biwirfen, Beträgt die Entfernung nach 
dieſen Stellen mehr als 5 km, ſo wird für jeden weiteren Kilometer eine 
angemeſſene Gebühr entrichtet, deren Höhe die Geſellſchaft noch mitteilen wird. 

Die Kreisſammelſtelle leitet die Werbetätigkeit für das Sammeln der Weiß- 
dornfrüchte im Kreiſe, überwacht die Ortsſammelſtellen und vermittelt den Ver⸗ 
kehr mit der Geſellſchaft. Sie prüft die von den Ortsſammelſtellen aufgenom— 
menen Früchte auf Ordnungsmäßigkeit der Ware, beſorgt die Abnahme und 
bewirkt die Verſendung an die ihr von der Geſellſchaft aufgegebenen Stellen. 
»In der für den Leiter der Kreisſammelſtelle ausgeſetzten Vergütung von gleich— 
falls 2 Mk. für 100 kg luftgetrockneter Früchte iſt das Entgelt für die Auf— 
bewahrung der der Kreisſammelſtelle zugeführten Früchte und deren Abtrans— 
port nach dem nächſten Güterbahnhof einbegriffen. 

Die Kreisſammelſtelle hat den Ortsſammelſtellen bezw. den Gemeinde- 
(Guts-)kaſſen und Amtskaſſen den verauslagten Sammellohn nach Eingang 
der geſammelten Früchte ſofort zu erſtatten. Der Leiter der Kreisſammelſtelle 
hat nach Möglichkeit die Koſten zunächſt aus eigenen Mitteln zu erlegen oder 
im Notfall die erforderlichen Mittel bei der Geſellſchaft anzufordern. Sollten 
namentlich in der eriten Zeit bei dem Umfang der Neuorganiſation die Geld— 
überweiſungen von der Geſellſchaft in ſolchen Fällen nicht rechtzeitig eingehen, 
ſo werden die Landräte (Oberamtmänner) erſucht, der Kreisſammelſtelle aus 
Kreismitteln einen Vorſchuß in mäßigen Grenzen zur Verfügung zu ſtellen. 
Für alle Vorſchüſſe aus öffentlichen Mitteln übernimmt die Geſellſchaft volle 
Haftung. 

Die Beſtimmungen über die Organiſation der Kreisſammelſtellen finden 
in den Stadtkreiſen ſinngemäße Anwendung. 

Ob in den Stadtkreiſen neben der Kreisſammelſtelle noch für einzelne Be— 
zirke Bezirksſammelſtellen einzurichten ſind, bleibt dem Ermeſſen der Ober— 
bürgermeiſter (Erſten Bürgermeiſter) überlaſſen. Bezirksſammelſtellen würden 
ebenſo wie Ortsſammelſtellen behandelt werden. 

Ich richte an die Landräte (Oberamtmänner) und an die Oberbürgermeiſter 
(Erſten Bürgermeiſter) ſowie alle ſonſtigen Gemeindebehörden das dringende 
Erſuchen, ſich die Förderung der Sammlung der Weißdornfrüchte in weiteſtem 
Waße angelegen fein zu laſſen. 
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Die beigefügte Bekanntmachung iſt überall in ortsüblicher Weiſe zu ver— 
öffentlichen. 

Die Geſellſchaft wird den Land⸗ und Stadtkreiſen in den nächſten Tagen 
eine Anzahl von Werbeblättern überſenden, die an geeigneten Stellen öffent⸗ 
lich auszuhängen ſind. 

Abdrucke für die Land- und Stadtkreiſe ſowie für die Gemeinden mit 
mehr als 10000 Einwohnern ſind beigefügt. N en 


In Vertretung: 
Drews. 


An die Herren Negierungspräfidenten und den Herrn Oberpräſidenten von 
Berlin in Potsdam. 


Anlage. 


Bekanntmachung. 


Sammlung der Früchte des Weißdorns. 


Im vaterländiſchen Intereſſe ſollen die Früchte des Weißdorns in dieſem 
Jahr geſammelt werden und unter Kontrolle der Regierung zu einem Kaffee— 
erſatzmittel nach beſonderem Verfahren verwertet werden. Die Regierung hat 
zu dieſem Zweck die gemeinnützige Kriegsgeſellſchaft für Kaffeeerſatz in Berlin 
W. 66, Wilhelmſtraße 55, gegründet. 

Die Bevölkerung, Erwachſene ſowie Kinder, wird aufgefordert, die reifen 
Früchte des Weißdorns zu ſammeln, fie in einem luftigen Naum im ausge: 
breiteten Zuſtande einige Tage zu trocknen und alsdann gegen Empfangnahme 
von 20 Pf. Sammellohn für das Kilo luftgetrockneter Früchte an die von der 
Ortsbehörde beſtimmte Stelle abzuliefern. 

Der Weißdorn kommt in allen Gegenden Deutſchlands vor. Er wächſt 
wild, insbeſondere in Laubwäldern an Wegen und Dämmen. Seine rundlichen, 
im reifen Zuſtande roten Früchte, auch Mehlbeeren genannt, ſind dadurch von 
anderen zu unterſcheiden, daß ſie einen ſehr harten großen Kern enthalten. 

Es find nur reife Früchte zu ſammeln. Die Früchte find vor der Ab— 
lieferung von Blättern, Stengeln und Weiten zu befreien. 


Kriegsgeſellſchaft für Kaffeeerſatz. 
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Verpflichtung der Kommunalverbände und der Kartoffelerzeuger zur 
Sicherſtellung und Abgabe von Kartoffeln 


Kriegsernährungsamt (R. G. Bl. S. 875.) 


Auf Grund des $5 der Bekanntmachung über die Kartoffelverſorgung 
vom 26. Juni 1916*) in Verbindung mit § 1 der Bekanntmachung über die 
Errichtung eines Kriegsernährungsamts vom 22. Mai 1916**) wird folgendes 
beſtimmt: 

8 1 
Zur Deckung des für die Ernährung der Bevölkerung vom 16. Auguſt 1916 
bis 15. Auguſt 1917 erforderlichen Bedarfs an Kartoffeln in den Kommunal⸗ 
verbänden und Bezirken, die di eſen Bedarf nicht aus den bei ihnen e 
Vorräten decken können, haben in den Kommunalverbänden ihres Bezirkes nr 
zuſtellen: f 


) Verwaltungsvorſchriften Jahrgang 1916 I S. 478. 
) Verwaltungsvorſchriften Jahrgang 1916 I S. 380. 
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\ Kartoffeln 

die Vermittlungsſtelle Provinzialkartoffelſtelle in Königsberg 20 928 966 Zentner 
1 55 15 „ Danzig 23 596315 „ 
* „ 77 9 Potsdam 37 959 111 77 
„ 1 5 „ Stettin 26 219 626 „ 
„ 77 7 „ Poſen 13 378 982 5 
7 75 „ „Breslau 25 484 154 BR 
„ „ „5 „ Magdeburg 24 030 792 „ 
55 535 73 „ Kiel 407 225 „ 
” 15 5 „ Hannover 17708957 5 
15 55 5 „» Münfter 2 409 4 0 „ 
75 15 55 „ Caſſel 6 757 461 11 
1 „ „Coblenz 12036698 „ 
30 N Bezirkskartoffelſtelle in Sigmaringen 162 219 „ 


Bayeriſche Landeskartoffelſtelle in München 1506 577 1 
Landeskartoffelſtelle in Dresden 3 131 033 „ 
Reichskartoffelſtelle, Zweigſtelle in Stuttgart 1 283 947 „ 
Badiſche Kartoffelverſorgung in Karlsruhe 1836326 „ 
Landeskartoffelſtelle in Darmſtadt 2 074 442 15 
Landesbehörde f. Volksernährung i. Schwerin 9275132 „ 
Thüringiſche Landeskartoffelſtelle in Weimar 3550726 „ 
Landesbehörde f. Volksernährung i. Neuſtrelitz 1 775 506 3 


1 m Landeskartoffelſtelle in Oldenburg 574 499 „ 
25 „ Landeskartoffelſtelle in Birkenfeld 364 991 „ 
10 m Landeskartoffelſtelle in Braunſchweig 1850 205 1 
155 51 Landeskartoffelſtelle in Deſſau 893 786 3 
5 5 Landesdirektorium in Arolſen 403 265 15 
5 „ Fülrſtlich Schaumburg⸗Lippiſches Winiſteri⸗ 

um in Bückeburg 78659 „ 


8 2 

Die Vermittlungsſtellen haben zur Durchführung der Sicherſtellung die im 
§ 1 genannten Mengen auf die Kommunalverbände ihres Bezirkes nach Anz 
weiſung der Reichskartoffelſtelle zu verteilen. 

Die Kommunalverbände haben die ihnen zur Sicherſtellung aufgegebenen 
Kartoffelmengen auf die Gemeindebezirke unterzuverteilen. In den Gemeinden 
erfolgt die Unterverteilung auf die Kartoffelerzeuger durch den Gemeindevor⸗ 
ſtand. Die Kommunalverbände können vorſchreiben, daß Kartoffelerzeuger, deren 
geſamte Kartoffelanbaufläche kleiner iſt als 10 Ar, bei der Unterverteilung 
freizulaſſen ſind. 


„ 83 
Die Kommunalverbände können bei den Kartoffelerzeugern auch diejenigen 
Wengen ſicherſtellen, die zur Deckung des eigenen Bedarfs des Kommunalver⸗ 
bandes erforderlich ſind. In dieſem Falle ſind der Bedarfsberechnung höchſtens 
1½ Pfund Kartoffeln auf den Kopf und Tag der verſorgungsberechtigten Be⸗ 
völkerung für die Zeit vom 16. Auguſt 1916 bis 15. Wie 1917 zugrunde 
zu legen. 
8 1 
Die Kartoffelerzeuger haben ihre Kartoffelvorräte pfleglich zu behandeln. 
und dürfen fie in Höhe der bei ihnen ſichergeſtellten Mengen nicht verbrauchen. 
noch durch Rechtsgeſchäft darüber verfügen. 


85 
Wer als e und als Gemeinde im Sinne dieſer Anordnung 
anzuſehen iſt, regelt ſich nach den Beſtimmungen der Landeszentralbehörden, die 
auf Grund des § 11 der Bekanntmachung über die Kartoffelverſorgung vom 
26. Juni 1916 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 590“) erlaſſen find. 


*) Verwaltungsvorſchriften Jahrgang 1916 I S. 478. 
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Wer den Beſtimmungen im $4 oder den Anordnungen des Kommunal- 
verbandes oder der Gemeinde über die Sicherſtellung und Abgabe der ſicher⸗ 
geſtellten Kartoffeln zuwiderhandelt, wird mit Gefängnis bis zu ſechs Monaten 

oder mit Geldſtrafe bis zu eintauſendfünfhundert Wark beſtraft. 
Neben der Strafe können die Vorräte, auf die ſich die ſtrafbare Handlung 
bezieht, eingezogen werden, ohne Unterſchied ob ſie dem Täter gehören oder nicht. 


8 7 
Die Bekanntmachung über das Verfüttern von Kartoffeln vom 8. Juni 
1916 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 146*) wird aufgehoben. 


88 
Dieſe Beſtimmungen treten mit dem Tage der Verkündung in Kraft. 


1916. 3. Auguſt. 


Z. Schutz eiſerner Gedentſtücke der Reichs bank. 
R. K. (R. G. Bl. S. 883.) 


Der Bundesrat hat auf Grund des § 3 des Geſetzes über die Ermächtigung 
des Bundesrats zu wirtſchaftlichen Maßnahmen uſw. vom 4. Auguſt 1914 *) 
folgende Verordnung erlaſſen: 


8 1 : 

Eiſerne Gegenſtände, die im Auftrag der Reichsbank hergeſtellt werden, 
um den Einlieferern von Goldſachen als Gedenkſtücke verliehen zu werden, dürfen 
nicht vervielfältigt oder nachgebildet werden; über ſie oder ihre Nachbildungen 
darf nicht durch Rechtsgeſchäft verfügt, ſie dürfen nicht in den Verkehr gebracht 
oder feilgehalten werden. Den rechtsgeſchäftlichen Verfügungen ſtehen Ver⸗ 
fügungen gleich, die im Wege der Zwangsvollſtreckung oder Arreſtvollziehung 
erfolgen. Geſtattet ſind unentgeltliche Verfügungen zugunſten von Familien⸗ 
angehörigen ſowie Verfügungen von Todes wegen. 

Abbildung und Beſchreibung der Gedenkſtücke werden durch das Reichsbank 
direktorium im Reichsanzeiger veröffentlicht. 


82 
= Vervielfältigung und Nachbildung iſt auch dann verboten, 

1. wenn ſie nur zum eigenen Gebrauch oder nur in einem einzigen Stücke 
bewirkt wird; 

2. wenn ein anderer Stoff als Eiſen verwendet wird; 

3. wenn ein anderes Verfahren angewendet wird als das, durch welches 
das Urbild hervorgebracht worden iſt; die Wiedergabe durch Abbildung 
iſt jedoch erlaubt; 

4, wenn die räumlichen Abmeſſungen oder die Farben andere find als 
diejenigen des Urbildes; 

5. wenn eine Nachbildung des Urbildes als Vorbild gedient hat. 


83 
en der Gedenkſtücke ſowie die auf den Stücken angebrachten Sinn⸗ 
ſprüche dürfen zur Ausſtattung von Waren nicht benutzt werden. 


8 1 g 
Warenzeichen, die eine Darſtellung eines Gedenkſtücks der im § 1 be- 
zeichneten Art oder eine Wiedergabe des auf einem Stücke angebrachten Sinn⸗ 
ſpruchs enthalten, dürfen ohne Zuſtimmung des Reichsbankdirektoriums nicht 
in die Zeichenrolle eingetragen werden. 


*) Verwaltungsvorſchriften Jahrgang 1916 I S. 406. 
*) Verwaltungsvorſchriften Jahrgang 1914 I S. 857. 
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8 5 
Die Anwendung der Vorſchriften dieſer Verordnung wird durch Abweichungen 
nicht ausgeſchloſſen, ſofern ungeachtet dieſer Abweichungen die Gefahr einer 
Verwechſlung vorliegt. 


8 6 ö 
Die Befugnis, über Gegenſtände, die nachweislich vor der im § 1 Abſ. 2 
bezeichneten Veröffentlichung hergeſtellt ſind, zu verfügen, ſie in den Verkehr 
zu bringen oder feilzuhalten, wird durch die Vorſchriften dieſer Verordnung 
nicht berührt. 
Ss 7 
Wer den Vorſchriften der §§ 1 bis 3 vorſätzlich zuwiderhandelt, wird mit 
Gefängnis bis zu drei Monaten und mit Geldſtrafe bis zu dreitauſend Mark 
oder mit einer dieſer Strafen beſtraft. 
Wer den Vorſchriften der SS 1 bis 3 fahrläſſig zuwiderhandelt, wird mit 
Geldſtrafe bis zu fünfzehnhundert Mark beſtraft. 
Die Strafverfolgung tritt nur auf Antrag des Reichsbankdirektoriums ein. 
Die Zurücknahme des Antrags iſt zuläſſ'g. 
Neben der Strafe kann auf Einziehung der Gegenſtände, auf welche ſich 
die ſtrafbare Handlung bezieht, erkannt werden, ohne Unterjchied, ob ſie dem 
Täter gehören oder nicht. 


8 8 
Die gewerblichen Sachverſtändigenvereine ($ 14 des Geſetzes, betreffend das 
Urheberrecht an Muſtern und Modellen, vom 11. Januar 1876 [RNeichs⸗Geſetzbl. 
S. 11) ſind verpflichtet, auf Erfordern der Gerichte und der Staatsanwaltſchaften 
Gutachten über die an ſie gerichteten Fragen abzugeben. 


89 
Dieſe Verordnung tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft. 


1916. 3. Auguſt. 


Beſtellung eines Reichskommiſſars für nebergangs wirtſchaft. 
R. K. (R. G. Bl. S. 885.) 


Der Bundesrat hat auf Grund des § 3 des Geſetzes über die Ermächtigung 
des Bundesrats zu wirtſchaftlichen Maßnahmen uſw. vom A. Auguſt 1914”) 
folgende Verordnung erlaſſen: 


8 1 
Zur Erleichterung des Ueberganges von der Kriegswirtſchaft in die Friedens⸗ 
wirtſchaſt wird ein Reichskommiſſar beſtellt, der der Aufſicht des Reichskanzlers 
unterſteht. Der Reichskommiſſar hat insbeſondere für die Regelung der Einfuhr 
der Waren und ihrer Verteilung nach näherer Anweiſung des Reichskanzlers 
zu forgen. 


8 2 
Dem Reichskommiſſar ſtehen die erforderlichen Mitarbeiter und ein Beirat 
zur Seite. Der Reichskanzler ernennt den Reichskommiſſar, feine Mitarbeiter 
und die Mitglieder des Beirats. 
§ 3 
Der Beirat beſteht aus Vertretern der oberſten Reichsbehörden, der Landes⸗ 
regierungen und einer Anzahl Sachverſtändiger. 
Den Vorſitz im Beirat führt der Staatsſekretär des Innern, in ſeiner 
Vertretung der Reichskommiſſar. 
Der Beirat iſt in grundſätzlichen Fragen zu hören. 


Su 
Die durch öffentliche Bekanntmachung oder unmittelbare Anfrage des Reichs- 


kommiſſars erforderten Auskünſte über wirtſchaftliche Fragen ſind zu erteilen. 
Dem Reichskommiſſar oder feinen Beauftragten iſt auf Verlangen Einſicht in 


*) Verwaltungsvorſchriften Jahrgang 1914 I S. 857. 
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die Geſchäftsbriefe und Geſchäftsbücher zu gewähren ſowie die Beſichtigung in 
Lägern zu geſtatten. 
85 

Der Reichskommiſſar, die Mitarbeiter ſowie ſämtliche dem Reichskommiſſar 
unterſtellte oder von ihm beauftragte Perſonen und die Witglieder des Beirats 
find verpflichtet, über Einrichtungen oder Geſchäftsverhältniſſe, die bei Erhe⸗ 
bungen zu ihrer Kenntnis kommen, Verſchwiegenheit zu beobachten. Soweit 
dieſe Perſonen nicht Beamte ſind, ſind ſie hierauf beſonders zu verpflichten. 

Sie ſind ferner verpflichtet, alle auf ihre Tätigkeit bezüglichen Aufzeichnungen 
und Abſchriften bei Beendigung ihrer Tätigkeit an die vom Reichskanzler be⸗ 
ſtimmte Stelle auszuhändigen. 


§ 6 

Der Reichskanzler beſtimmt das Nähere über Einrichtung, Geſchäftskreis 
und Geſchäftsgang. 

8 7 

Wer vorſätzlich die nach § à erforderten Auskünfte nicht in der geſetzten 
Friſt erteilt, die Einſicht in die Geſchäftsbriefe und Geſchäftsbücher oder die 
Beſichtigung in Lägern verweigert oder wiſſentlich unrichtige oder unvollſtändige 
Angaben macht, wird mit Gefängnis bis zu ſechs Monaten oder mit Geldſtrafe 
bis zu zehntauſend Mark beſtraft. 

Wer fahrläſſig die nach § 1 erforderten Auskünfte nicht in der geſetzten 
Friſt erteilt, die Einſicht in die Geſchäftsbriefe und Geſchäftsbücher und die Be⸗ 
ſichtigung in Lägern verweigert oder unrichtige oder unvollſtändige Angaben 
macht, wird mit Gefängnis bis zu drei Monaten oder mit Geldſtrafe bis zu 
dreitauſend Mark beſtraft. 

Wer der Vorſchrift des § 5 zuwider ſich der Mitteilung von Geſchäfts⸗ 
oder Betriebsgeheimniſſen nicht enkhält oder Aufzeichnungen und Abſchriften bei 
Beendigung ſeiner Tätigkeit zurückhält, wird mit Gefängnis bis zu ſechs Monaten 
oder mit Geldſtrafe bis zu zehntauſend Mark beſtraft. Die Strafverfolgung 
tritt nur auf Antrag des Reichskanzlers ein. Die Zurücknahme des Antrags 
iſt zuläſſig. 

§ 8 

Die Verordnung tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft. Der 

Reichskanzler beſtimmt den Zeitpunkt des Außerkrafttretens. 


1916. 3. Auguſt. 


We intreſtec und Traubenkerne. 
R. K. (R. G. Bl. S. 887.) 


Der Bundesrat hat auf Grund des $ 3 des Geſetzes über die Ermächtigung 
des Bundesrats zu wirtſchaftlichen Maßnahmen uſw. vom 4 Auguſt 1914“ 
folgende Verordnung erlaſſen: 

8 1 N 


Alle im Inland bei der Weinkelterung gewonnenen und alle aus dem 
Ausland einſchließlich der beſetzten Gebiete eingeführten Weintreſter und Trauben⸗ 
kerne dürfen nur an den Kriegsausſchuß für Erſatzfutter, G. m. b. H. zu Berlin, 
Matthäikirchſtr. 10 (Treſterſtelle) oder an die von ihm bezeichnete Stelle ab- 
geſetzt werden. 

8 2 


Die Beſitzer von Weintreſtern und Traubenkernen haben die Vorräte, die 
der Abſatzbeſchränkung nach § 1 unterliegen, dem Kriegsausſchuſſe für Erjagfutten 
oder der von ihm bezeichneten Stelle auf Verlangen käuflich zu überlaſſen und 
auf Abruf zu verladen; das Verlangen kann durch öffentliche Bekanntmachung 
erfolgen. Die Lieferungspflichtigen können verlangen, daß der Kriegsausſchuß 
dieſe Vorräte käuflich übernimmt, und eine Friſt zur Abnahme feſtſetzen, die 
mindeſtens 4 Wochen betragen muß. Nach Ablauf der Friſt erliſcht die Abſatz⸗ 


*) Verwaltungsvorſchriften Jahrgang 1914 I S. 857. 
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beſchränkung nach § 1. Iſt der Beſitzer nicht zugleich Eigentümer, ſo kann auch 
der Eigentümer die Friſt zur Abnahme beſtimmen. 

Der Lieferungspflichtige hat vor der Ueberlaſſung dafür zu ſorgen, daß die 
Weintreſter nicht mehr als 60 vom Hundert Waſſer enthalten. 

Der Reichskanzler kann nähere Beſtimmungen über die Lieferung und 
Abnahme erlaſſen. 

Der Ueberlaſſungspflicht unterliegen nicht Wein:rejter, die zur Verfütterung 
im eigenen Wirtſchaftsbetriebe des Winzers, bei Genoſſenſchaften oder Geſell⸗ 
ſchaften im Wirtſchaftsbetrieb ihrer Mitglieder erforderlich find, 


§ 3 

Soweit Weintreſter und Traubenkerne der Ueberlaſſungspflicht nach 8 2 
unterliegen, haben die Beſitzer für Aufbewahrung und pflegliche Behandlung der 
Vorräte zu ſorgen. Sie dürfen die Vorräte ohne Zuſtimmung des Kriegs⸗ 
ausſchuſſes für Erſatzfutter nicht verarbeiten; jedoch dürfen die im eigenen Wirt» 
ſchaftsbetriebe gewonnenen oder vom Ausland eingeführten Treſter von dem 
Beſitzer zu Haustrunk ($ 11 des Weingeſetzes vom 7. April 1909, Reichs⸗ 
Geſetzbl. S. 393) oder zu Branntwein für den eigenen Wirtſchaftsbedarf ver» 
arbeitet werden. Der Reichskanzler kann hierfür Grundſätze auſſtellen. 


| gu 
Erfolgt die Ueberlaſſung nicht freiwillig, fo wird das Eigentum von der 
zuſtändigen Behörde auf Antrag des Kriegsausſchuſſes für Erſatzfutter auf dieſen 
oder die von ihm bezeichnete Stelle übertragen. 
Die Anordnung iſt an den Beſitzer zu richten. Das Eigentum geht über, 
ſobald die Anordnung ihm zugeht. 


85 
Der Kriegsausſchuß für Erſatzfutter hat dem zur Ueberlaſſung Verpflich⸗ 
teten für die abgenommenen Mengen einen angemeſſenen Uebernahmepreis zu 
zahlen, der die im § 9 oder auf Grund des 89 feſtgeſetzten 1 nicht über⸗ 
ſchreiten darf. ! | 


2 


8 8 

Iſt der Verkäufer mit dem von dem Kriegsausſchuſſe gebotenen Preiſe nicht 
Air ſtanden ſo ſetzt die für den Ort, von dem aus die Lieferung erfolgen ſoll, 
zuſtändige höhere Verwaltungsbehörde den Preis endgültig feſt. Sie beſtimmt 
darüber, wer die baren Auslagen des Verfahrens zu tragen hat. Der Ver⸗ 
pflichtete hat ohne Rüdficht auf die endgültige Feſtſetzung des Uebernahmepreiſes 
zu liefern; der Kriegsausſchuß hat vorläufig den von ihm für angemeſſen er⸗ 
erachteten Preis zu zahlen. 

Iſt der Verpflichtete nicht zugleich der Eigentümer, ſo kann auch der 
Eigentümer die Feſtſetzung des Preiſes durch die höhere Verwaltungsbehörde 
herbeiführen. Sein Recht erliſcht, wenn er nicht binnen drei Monaten nach 
Witteilung des Preisangebots an den Verpflichteten davon Gebrauch macht. 


8 7 N 

Die höhere Verwaltungsbehörde entſcheidet endgültig über alle Streitig⸗ 

keiten, die ſich zwiſchen den Beteiligten aus der Aufforderung zur käuflichen 
Ueberlaſſung ſowie aus der Ueberlaſſung ergeben. 


Ss 8 

Der Kriegsausſchuß für Erſatzfutter hat dafür Sorge zu tragen, daß die 
in den Weintreſtern enthaltenen Traubenkerne möglichſt vollſtändig gewonnen 
und auf Oel verarbeitet werden. Das Oel iſt dem Kriegsausſchuſſe für pflanzliche 
und tieriſche Oele und Fette, G. m. b. H. zu Berlin zur Verfügung zu ſtellen. 
Dieſer hat es nach den Weisungen des Reichskanzlers abzugeben. 

Für die bei der Oelgewinnung anfallenden Futtermittel (Kuchen und Oel— 
mehle) ſind die Vorſchriften der Verordnung über den Verkehr mit Kraft⸗ 
futtermitteln vom 28. Juni 1915 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 399) maßgebend. Die 
am Weinbau beteiligten Kommunalverbände haben ein Vorzugsrecht auf Liefe⸗ 
rung dieſer Futtermittel bis zur Höhe von 15 vom Hundert der aus ihrem 
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Gebiete gelieferten Mengen von Treſtern und Traubenkernen. Den Kommunal- 
verbänden ſind die hiernach auf ſie entfallenden Futtermengen anzubieten. 
Das Vorzugsrecht erliſcht, wenn es nicht binnen vier Wochen nach dem a 
ausgeübt wird, 


8 9 
Der Preis für inländiſche Treſter und Traubenkerne darf nicht überſteigen: 


1. für friſche Treſter 4,50 Mark für den Doppelzentner, 
2. für Treſter, aus denen Haustrunk 

oder Branntwein bereitet iſt 2,00 Mark für den Doppelzentner, 
3. für Traubenkerne 24,00 Mark für den Doppelzentner. 


Die Uebernahmepreiſe umfaſſen die Koſten der Beförderung bis zur nächſten 
Wiegeſtelle und zur Verladeſtelle des Ortes, von dem die Ware mit der Bahn 
oder zu Waſſer verſandt wird, ſowie die Koſten des Einladens daſelbſt. 

Der Reichskanzler kann die Preiſe anderweit feſtſetzen. Er fett die Preiſe 
für Treſter und Traubenkerne feſt, die aus dem Ausland eingeführt werden. 
Die im Abſ. 1 bezeichneten und die auf Grund des Abſ. 3 feſtgeſetzten 
Preiſe ſind Höchſtpreiſe im Sinne des Geſetzes, betreffend Höchſtpreiſe, vom 
A. Auguſt 1914 in der Faſſung der Bekanntmachung vom 17. Dezember 1914 
(Reichs⸗Geſetzbl. S. 516) in Verbindung mit der Bekanntmachung vom 21. 
Januar 1915 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 25), vom 23. September 1915 (Reichs⸗Geſetzbl. 
S. 603) und vom 23. März 1916 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 183). 


8 10 ö 
Die zuſtändigen Behörden haben den vorausſichtlichen Anfall an Wein— 
treſtern in ihren Bezirken zu ermitteln und bis zum 30. September 1916 dem 
Kriegsausſchuſſe für Erſatzfutter anzuzeigen. 
su 
Die Landeszentralbehörden erlaſſen die Beſtimmungen zur Ausführung 
dieſer Verordnung. Sie beſtimmen, wer als höhere Verwaltungsbehörde, als 
zuſtändige Behörde und als Kommunalverband im Sinne dieſer Verordnung 
anzuſehen iſt. 
8 12 
Der Reichskanzler kann Ausnahmen von den Vorſchriften dieſer Ver— 
ordnung geſtatten. 


§ 13 f 

Mit Gefängnis bis zu ſechs Monaten oder mit Gelditrafe bis zu fünfzehn⸗ 
hundert Wark wird beſtraft: 

1. wer Weintreſter oder Traubenkerne der Vorſchrift des § 1 Aae 
abſetzt; 

2. wer der Verpflichtung zur Aufbewahrung und pfleglichen Behandlung 
zuwiderhandelt oder wer unbefugt Weintreſter oder Traubenkerne ver- 
arbeitet (§ 3); 

3, wer den von den Landeszentralbehörden nach S 11 erlaffenen Beſtim⸗ 
mungen zuwiderhandelt. 

Im Falle der Nr. 1 kann neben der Strafe auf Einziehung der Mengen 
erkannt werden, auf die ſich die ſtrafbare Handlung bezieht, ohne Rückſicht 
darauf, ob ſie dem Täter gehören oder nicht. 

8 14 

Dieſe Verordnung tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft. Der 

Reichskanzler beſtimmt den Zeitpunkt des Außerkrafttretens. 


1916. 3. Auguſt. 


Gummiſauger. 
R. K. (R. G. Bl. S. 879.) 


Der Bundesrat hat auf Grund des § 3 des Geſetzes über die Ermächtigung 
des Bundesrats zu wirtichaftlihen Maßnahmen uſw. vom 4 Auguſt 1914“) 
folgende Verordnung erlaſſen: n 


*) Verwaltungsvorſchriften Jahrgang 1914 I S. 857. 
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§ 1 
Gummiſauger, die geeignet ſind, als Mundſtücke für Kinderſaugflaſchen 
Verwendung zu finden, und aus dem Ausland eingeführt werden, ſind an die 
Handelsgeſellſchaft Deutſcher Apotheker m. b. H. in Berlin zu liefern. 


82 
Der Reichskanzler kann die näheren Bedingungen für die Lieferung feſt⸗ 
ſetzen und erläßt die erforderlichen Ausführungsbeſtimmungen. Er kann be 
ſtimmen, daß Zuwiderhandlungen mit Gefängnis bis zu ſechs Monaten oder 
mit Geldſtrafe bis zu fünfzehnhundert Mark beſtraft und daß die Gummi⸗ 
ſauger, auf die ſich die Zuwiderhandlung bezieht, ohne Unterſchied, ob fie 
dem Täter gehören oder nicht, eingezogen werden. 


8 3 
Der Reichskanzler kann Ausnahmen zulaſſen. 


8 1 
Die Verordnung tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft. Der 
Reichskanzler beſtimmt den Zeitpunkt des Außerkrafttretens. N 


1916. 3. Auguſt. 


Ausführungsbeſtimmungen zur Verordnung des Bundesrats 
über Summifanger. 


R. K. (N. G. Bl. S. 880.) 


Auf Grund des § 2 der Verordnung des Bundesrats über Gummiſauger vom 
3. Auguſt 1916 wird beſtimmt: 


81 

Wer Gummiſauger, die geeignet find, als Mundſtücke für Kinderſaugflaſchen 
Verwendung zu finden, aus dem Ausland einführt, iſt verpflichtet, der Handels⸗ 
geſellſchaft Deutſcher Apotheker m. b. H. in Berlin den Eingang der Ware 
unter Angabe der Menge, des bezahlten Einkaufspreiſes und des Aufbe- 
wahrungsorts unverzüglich anzuzeigen. Die Anzeige hat durch eingefchriebe- 
nen Brief zu erfolgen. Dabei iſt tunlichſt ein von der Geſellſchaft vorzu⸗ 
ſchreibendes Formular zu benutzen. Als Einführender im Sinne dieſer Be— 
ſtimmung gilt, wer nach Eingang der Ware zur Verfügung über ſie für eigene 
oder fremde Rechnung berechtigt iſt. Befindet ſich der Verfügungsberechtigte 
nicht im Inland, ſo tritt an ſeine Stelle der Empfänger. 


i § 2 g 

Die Handelsgeſellſchaft Deutſcher Apotheker ſoll ſich nach Empfang der 
Anzeige von der Einfuhr und, wenn eine Beſichtigung vorgenommen wird, 
nach der Beſichtigung unverzüglich erklären, ob fie He Ware übernehmen will. 


§ 3 
Der Einführende hat die Ware bis zur Abnahme durch die Geſellſchaft 
mit der Sorgfalt eines ordentlichen Kaufmanns zu behandeln, in handelsüblicher 
Weiſe zu verſichern, auf Verlangen der Geſellſchaft an einem von dieſer zu 
beſtimmenden Orte zur Beſichtigung zu ſtellen, auf Abruf zu verladen und 
an die Geſellſchaft zu liefern. 
Su 
Die Geſellſchaft hat für die von ihr übernommene Ware einen ange 
meſſenen Uebernahmepreis zu zahlen. 


§ 5 
Die höhere Verwaltungsbehörde entſcheidet endgültig alle Streitigkeiten, 
die ſich zwiſchen den Beteiligten über die Aufbewahrung und Verſicherung 
ergeben. 
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S 6 
Die Landeszentralbehörden beſtimmen, wer als höhere Verwaltungsbehörde 
im Sinne dieſer Beſtimmungen anzuſehen iſt. 


8 7 

Die Geſellſchaft hat die übernommene Ware nach den an ſie ergehenden 
Anweiſungen durch die Apotheken den Verbrauchern zuzuführen. An Ent⸗ 
bindungsanſtalten, Wöchnerinnen⸗, Säuglingsheime und ähnliche Betriebe darf 
ſie unmittelbar liefern. 

8 8 

Wit Gefängnis bis zu ſechs Monaten oder mit Geldſtrafe bis zu fünf⸗ 
zehnhundert Mark wird beitraft, wer den Vorſchriften der Ss 1 und 3 zu⸗ 
widerhandelt. 

Bei Zuwiderhandlung gegen die Anzeige- und Lieferungspflicht können 
die Gummiſauger, auf die ſich die ſtraſbare Handlung bezieht, eingezogen 
werden, ohne Unterſchied, ob ſie dem Täter gehören oder nicht. 

9 


Dieſe Beſtimmungen treten mit dem Tage der Verkündung, die Vor⸗ 
ſchriften des 88 am 9. Auguſt 1916 in Kraft. 


1916. 5. Auguſt. 


Verarbeitung von Obſt. 
N. K. (N. G. Bl. S. 911.) 


Auf Grund der Verordnung über Kriegsmaßnahmen zur Sicherung der 
Volksernährung vom 22. Mai 1916*) wird verordnet: 


ö N 8 1 
Die Reichsſtelle für Gemüſe und Obſt kann Beſtimmungen über die ge— 
werbsmäßige Verarbeitung von Obſt zu Obſtkonſerven, Obſtwein und Obſt— 
branntwein erlaſſen. N 


982 

Obſtkonſerven dürfen nur mit Genehmigung der Kriegsgeſellſchaft für Obſt⸗ 
konſerven und Marmeladen m. b. H. in Berlin, Obſtwein darf nur mit Ge⸗ 
nehmigung der Kriegsgeſellſchaft für Weinobſt⸗Einkauf und ⸗Verteilung m. b. 9. 
in Berlin abgeſetzt werden. 

Auf Marmeladen, die mit Genehmigung der Geſellſchaft abgeſetzt werden, 
finden die vom Reichskanzler durch Bekanntmachung vom 1%, Dezember 1915) 
feſtgeſetzten Höchſtpreiſe für Marmeladen keine Anwendung. 


Ss 3 

Verträge über den Erwerb von Aepfeln, Pflaumen und Zwetſchen zur 
Herſtellung von Obſtkonſerven dürfen nur mit Genehmigung der Kriegsge⸗ 
ſellſchaft für Obſtkonſerven und Marmeladen, Verträge über den Erwerb von 
Aepfeln und Birnen zur Herſtellung von Obſtwein dürfen nur mit Genehmigung 
der Kriegsgeſellſchaft für Weinobſt-Einkauf und ⸗Verteilung abgeſchloſſen werden. 

Der Genehmigung bedarf es gleichfalls zur Erfüllung bereits abgeſchloſſe⸗ 
ner Verträge. In ſolche Verträge kann die Kriegsgeſellſchaft als Erwerber 
eintreten. Der Eintritt erfolgt durch Erklärung gegenüber dem Veräußerer. 
Der Veräußerer kann die Geſellſchaft zur Abgabe einer Erklärung über den 
Eintritt unter Setzung einer Friſt, die mindeſtens 5 Tage betragen muß, auf⸗ 
fordern. Lehnt die Geſellſchaft den Eintr’tt ab oder erklär; fie ſich nicht inner⸗ 
halb der Friſt, ſo gilt der Vertrag als aufgehoben. 

Ueber Streitigkeiten, die ſich aus den Vorſchriften des vorſtehenden Ab 
ſatzes ergeben, entſcheidet endgültig ein Schiedsgericht von drei Perſonen, von 
denen eine durch die Geſellſchaft, die zweite durch den zur Lieferung von Obſt 


*) Verwaltungsvorſchrifſten Jahrgang 1916 I S. 379. 
) Verwaltungsvorſchriften Jahrgang 1915 II S. 304. 
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Verpflichteten, der Obmann durch die Neichgitelle für Gemüſe und Obſt er⸗ 
nannt werden. Das Nähere über das Verfahren beſtimmt die Reichsſtelle 
für Gemüſe und Obſt. 

Der Reichskanzler kann die Vorſchriften im Abf. 1 bis 3 auch für andere 
Obſtarten für entſprechend anwendbar erklären. 


8 4 
Wer Obſtkonſerven, Obſtwein oder Obſtbranntwein herſtellt oder abſetzt, 
hat der Neichsſtelle für Gemüſe und Obſt und der zuftändigen Kriegsgeſellſchaft 
(8 2) auf Verlangen über die Beſchaffung der Rohſtoffe, über deren Verarbeitung 
und über den Abſatz der Erzeugniſſe Auskunft zu geben. 


§ 5 
Die Kriegsgeſellſchaften (8 2) können den Herſtellern von Obſtkonſerven, 
Obſtwein und Obſtbranntwein, die mit ihrer Genehmigung Obſt erwerben, ſowie 
Perſonen, die ihre Erzeugniſſe mit ihrer Genehmigung abſetzen, Beiträge zur 
Deckung der Unkoſten der Geſellſchaft auferlegen. 


8 6 i 

Die Kriegsgeſellſchaften ($ 2) unterſtehen der Aufſicht des Reichskanzlers. 
Sie ſind insbeſondere an feine Anweiſungen bezüglich der Regelung des Er- 
werbes von Obſt und des Abſatzes der Erzeugniſſe ſowie der Preiſe gebunden. 


Die Reichsſtelle für Gemüſe und Obſt kann Ausnahmen von den Vor— 
ſchriften dieſer Verordnung zulaſſen. 


88 N 
Die Vorſchriften dieſer Verordnung finden auf Herſteller von Obſtkon⸗ 
ſerven, deren Erzeugung im Jahre nicht mehr als 100 Doppelzentner beträgt, 
und auf Herſteller von Obſtweinen, die im Jahre nicht mehr als 150 Doppel⸗ 
zentner Obſt verarbeiten, keine Anwendung. 


89 N 
Wit Gefängnis bis zu einem Jahre und mit Gelditrafe bis zu zehntauſend 
Mark oder mit einer dieſer Strafen wird beſtraft: 
1. wer den auf Grund des § 1 erlaſſenen Beſtimmungen der Reichsſtelle 
für Gemüſe und Obſt zuwiderhandelt; ä 
2. wer entgegen der Vorſchrift des § 2 Obſtkonſerven oder Obſtwein ohne 
Genehmigung der zuſtändigen Kriegsgeſellſchaft abſetzt; 
3. wer entgegen der Vorſchrift des § 3 Obſt erwirbt; 
4, wer eine nach § 4 verlangte Auskunft nicht in der geſetzten Friſt 
erteilt oder wiſſentlich unvollſtändige oder unrichtige Angaben macht. 


8 10 \ 
Im Sinne dieſer Verordnung gelten 
1. als Obſtkonſerven: Kompottfrüchte, Dunſtobſt, Obſtmus, Obſtmark, Be⸗ 
legfrüchte, kandierte Früchte, Marmeladen, Gelees, Fruchtſäfte, Frucht⸗ 
ſirupe, Obſtkraut und Dörrobſt; 
2. als Obſtwein: Moſt und Wein aus Obſt außer aus Weintrauben; 
3. als Obſtbranntwein: Likör und Branntwein aus Obſt außer aus Er⸗ 
zeugniſſen der Weintraube. 
Halbfabrikate ſtehen den Enderzeugniſſen gleich. 
Bei Streitigkeiten, ob ein Erzeugnis als Obſtkonſerve, Obſtwein oder Obſt⸗ 
branntwein anzuſehen iſt, entſcheidet die Reichsſtelle für Gemüſe und Obſt end⸗ 
gültig. Sie iſt ferner befugt, die Begriffsbeſtimmung im Abſ. 1 zu ergänzen. 


§ 11 


Die Vorſchrift im § 2 dieſer Verordnung tritt bezüglich der Obſtkonſerven 
mit dem 15. Auguft 1916, bezüglich des Obſtweins mit dem 15. September 
1916 in Kraft. Im übrigen tritt die Verordnung mit dem Tage der Verkün⸗ 
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dung in Kraft. Die Verordnung über vorläufige Maßnahmen 8 
f ra > h zur Regelung des 
Verkehrs mit Gemüſe und Obſt vom 25. Juli 1916 (Reichs- Geſehbl. S. 740 
wird bezüglich des Obſtes aufgehoben. 


1916. 5. Auguſt. 


Verarbeitung von Gemüſe. 
R. K. (R. G. Bl. S. 911.) 


Auf Grund der Verordnung über Kriegsmaßnahmen zur Sicherung der 
Volksernährung vom 22. Mai 1916* wird verordnet: 


8 1 


Die Reichsſtelle für Gemüſe und Obſt kann Beſtimmungen über die ge⸗ 
werbsmäßige Verarbeitung von Gemüſe zu Gemüſekonſerven, Sauerkraut und 
Dörrgemüſe erlaſſen. \ 

8 2 

Gemüſekonſerven dürfen nur mit Genehmigung der Gemüſekonſerven⸗ 
Geſellſchaft m. b. H. in Braunſchweig, Sauerkraut darf nur mit Genehmigung 
der Kriegsgeſellſchaft für Sauerkraut m. b. H. in Berlin, Dörrgemüſe dürfen 
nur mit Genehmigung der Kriegsgeſellſchaft für Dörrgemüſe m. b. H. in Berlin 
abgeſetzt werden. 

8 3 ; 

Verträge über den Erwerb von Weißkohl zur Heritellung von Sauerkraut 
dürfen nur mit Genehmigung der Kriegsgeſellſchaft für Sauerkraut, Verträge 
über den Erwerb von Weißkohl, Rotkohl, Wirſingkohl, Mohrrüben und Kar 
rotten zur Herſtellung von Dörrgemüſe dürfen nur mit Genehmigung der 
Kriegsgeſellſchaft für Dörrgemüſe abgeſchloſſen werden. 

Der Genehmigung bedarf es gleichfalls zur Erfüllung bereits abgeſchloſſener 
Verträge. In ſolche Verträge kann die Kriegsgeſellſchaft als Erwerber ein⸗ 
treten. Der Eintritt erfolgt durch Erklärung gegenüber dem Veräußerer. Der 
Veräußerer kann die Geſellſchaft zur Abgabe einer Erklärung über den Eintritt 
unter Setzung einer Friſt, die mindeſtens zehn Tage betragen muß, auf⸗ 
fordern. Lehnt die Geſellſchaft den Eintritt ab oder erklärt ſie ſich nicht 
innerhalb der Friſt, ſo gilt der Vertrag als aufgehoben. 

Ueber Streitigkeiten, die ſich aus den Vorſchriften des vorſtehenden Abſatzes 
ergeben, entſcheidet endgültig ein Schiedsgericht von drei Perſonen, von denen 
eine durch die Geſellſchaft, die zweite durch den zur Lieferung von Gemüſe 
Verpflichteten, der Obmann durch die Reichsſtelle für Gemüſe und Obſt er» 
nannt werden. Das Nähere über das Verfahren beſtimmt die Reichsſtelle für 
Gemüſe und Obſt. 

Der Reichskanzler kann die Vorſchriften im Abſ. 1 bis 3 für andere Ge⸗ 
müſearten für entſprechend anwendbar erklären. 


SA 
Wer Gemüſekonſerven, Sauerkraut oder Dörrgemüſe herſtellt oder abſetzt, 
hat der Reichsſtelle für Gemüſe und Obſt und der zuſtändigen Kriegsgeſellſchaft 
(8 2) auf Verlangen über die Beſchaffung der Rohſtoffe, über deren Verarbeitung 
und über den Abſatz der Erzeugniſſe Auskunft zu geben. 


8 5 
Die Kriegsgeſellſchaften ($ 2) können den Herſtellern von Gemüſekonſerven, 
Sauerkraut und Dörrgemüſe, die mit ihrer Genehmigung Gemüſe erwerben, 
ſowie Perſonen, die ihre Erzeugniſſe mit ihrer Genehmigung abſetzen, Beiträge 
zur Deckung der Unkoſten der Geſellſchaft auferlegen. 


*) Verwaltungsvorſchriften Jahrgang 1916 I S. 379. 
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§ 6 
Die Kriegsgeſellſchaften ($ 2) unterſtehen der Aufſicht des Reichskanzlers. 
Sie ſind insbeſondere an ſeine Anweiſungen bezüglich der Regelung des Erwerbes 
von Gemüſe und des Abſatzes der Erzeugniſſe ſowie der Preiſe gebunden. 


8 7 
Die Neichsitelle für Gemüſe und Obſt kann Ausnahmen von den Vor— 
ſchriften dieſer Verordnung zulaſſen. 


88 

Die Vorſchriften dieſer Verordnung finden auf Herſteller von Gemüſe— 
konſerven, deren Erzeugung im Jahre nicht mehr als 50 Doppelzentner an 
Faßbohnen und an ſonſtigen Gemüſekonſerven nicht mehr als 5000 handels- 
übliche Normaldoſen von 900 Kubikzentimeter Inhalt beträgt, auf Herſteller 
von Sauerkraut, deren Erzeugung im Jahre nicht mehr als zehn Doppelzentner 
beträgt, und auf Herſteller von Dörrgemüſe, die Dörrgemüſe nur für den eigenen 
Haushalt herſtellen, keine Anwendung. 


9 9 
Mit Gefängnis bis zu einem Jahre und mit Geldſtrafe bis zu zehntauſend 
Mark oder mit einer dieſer Strafen wird beſtraft: 
1. wer den auf Grund des § 1 erlaſſenen Beſtimmungen der Reichsſtelle 
für Gemüſe und Obſt zuwiderhandelt; 

2. wer entgegen der Vorſchrift des § 2 Gemüſekonſerven, Sauerkraut oder 
Dörrgemüſe ohne Genehmigung der zuſtändigen Kriegsgeſellſchaft abſetzt; 

3. wer entgegen der Vorſchrift des § 3 Gemüſe erwirbt; 
A. wer eine nach § A verlangte Auskunft nicht in der geſetzten Friſt 
erteilt oder wiſſentlich unvollſtändige oder unrichtige Angaben macht. 


10 
Im Sinne dieſer Verordnung 19 
1. als Gemüſekonſerven: Gemüſekonſerven in luftdicht verſchloſſenen Be⸗ 
hältniſſen, ſowie Faßbohnen; 

2. als Dörrgemüſe: künſtlich getrocknetes Gemüſe. 

Halbfabrikate ſtehen den Erzeugniſſen gleich. 

Bei Streitigkeiten, ob ein Erzeugnis als Gemüſekonſerve, Sauerkraut oder 
Dörrgemüſe anzuſehen iſt, entſcheidet die Reichsſtelle für Gemüſe und Obſt end⸗ 
gültig. Sie iſt ferner befugt, die Begriffsbeſtimmungen im Abſ. 1 zu ergänzen 


b 8 11 5 

Die Vorſchrift im § 2 dieſer Verordnung tritt mit dem 15. Auguſt 1916 
in Kraft. Im übrigen tritt die Verordnung mit dem Tage der Verkündung 
in Kraft. Die Verordnung über vorläufige Maßnahmen zur Regelung des 
Verkehrs mit Gemüſe und Obſt vom 25. Juli 1916 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 744) 
wird bezüglich des Gemüſes aufgehoben. 


1916. 5. Auguſt. 
Nenderung der Bekanntmachung über die Einfuhr von Käſe 
vom 11. März 1916*). 
R. K. (R. G. Bl. S. 917.) 

Auf Grund von § 6 Abſ. 2 der Verordnung des Bundesrats über Käſe vom 

13. Januar 1916 * *) wird folgendes beſtimmt: 
J. 

§ 5 Abſ. 2 der Bekanntmachung über die Einfuhr von Käſe vom 11. März 

1916*) erhält folgende Faſſung: 


) Verwaltungsvorſchriften Jahrgang 1916 I S. 180. 
**) Verwaltungsvorſchriften Jahrgang 1916 J S. 27. 
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Das Eigentum geht mit dem Zeitpunkt auf die Geſellſchaft über, in dem 
die Uebernahmeerklärung dem Veräußerer oder dem Inhaber des Gewahrſams 
zugeht. 

II. 
Dieſe Beſtimmung tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft. 


1916. 5. Auguſt. 


nebergangsvorſchriften zur Verordnung über Speiſefette 
vom 20. Juli 1916.) 


Kriegsernährungsamt (R. G. Bl. S. 917.) 


Auf Grund des $ 40 der Bekanntmachung über Speiſefette vom 20. Juli 
1916*) und des § 1 der Bekanntmachung über die Errichtung eines Kriegs⸗ 
ernährungsamts vom 22. Mai 1916 *) wird verordnet: 


8 1 

Soweit die Zentral⸗-Einkaufsgeſellſchaft oder eine Landesverteilungsſtelle auf 
Grund der §§ 1, 12 der Verordnung über den Verkehr mit Butter vom 
8. Dezember 19157) und des § 5 der Verordnung über vorläufige Maßnahmen 
auf dem Gebiete der Fettverſorgung vom 8. Juni 191600 bis zum 12. Auguſt 
1916 Butter in Anſpruch genommen haben, finden auf die Ueberlaſſung der 
Butter die 88 10 bis 12 der Verordnung über Speiſefette vom 20. Juli 1916 
mit der Maßgabe Anwendung, daß an Stelle des Kommunalverbandes die 
Zentral⸗Einkaufsgeſellſchaft oder die Landesverteilungsſtelle tritt. Die Inan⸗ 
ſpruchnahme gilt als Verlangen auf käufliche Ueberlaſſung. 

Auf die Rechte und Pflichten der Landesverteilungsſtellen finden die Vor» 
ſchriften des $ 12 Abſ. 1 Satz 2 bis 4 der Verordnung vom 8. Dezember 19157) 
entſprechende Anwendung. 


8 2 
Dieſe Verordnung tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft. 


1916. 5. Auguſt. 


Aenderung der Preiſe für Kraftfuttermittel. 
Kriegsernährungsamt (R. G. Bl. S. 923.) 


Auf Grund der Bekanntmachungen über den Verkehr mit Kraftfuttermitteln 
vom 28. Juni 19151)/5. Auguſt 1915 und vom 16. März 19162) in Verbindung 
mit § 1 der Bekanntmachung über die Errichtung eines Kriegsernährungsamts 
vom 22. Mai 19163) wird beſtimmt: 


Artikel I 
Im § 1 der Bekanntmachung über die Preiſe und ſonſtigen Vergütungen 
für Kraftfuttermittel vom 19. Auguſt 19154) ergänzt durch die Bekanntmachungen 
vom 6. Januar 19165) und vom 26. m 19166), werden folgende e 
vorgenommen: 


) Verwaltungsvorſchriſten Jahrgang 1916 II S. 609. 

) Verwaltungsvorſchriften Jahrgang 1916 I S. 380. 

F) Verwaltungsvorſchriften Jahrgang 1915 II S. 397. 

x) Verwaltungsvorſchriften Jahrgang 1916 1 S. 407. 

1) Verwaltungsvorſchriften Jahrgang 1915 I S. 466 und 1915 II S. 8. 
2) Verwaltungsvorſchriften Jahrgang 1916 J S. 188. 

3) Verwaltungsvorſchriften Jahrgang 1916 1 S. 380. 

3) Verwaltungsvorſchriften Jahrgang 1915 II S. 28. 

5) Verwaltungsvorſchriften Jahrgang 1916 I S. 9. 

6) Verwaltungsvorſchriften Jahrgang 1916 I S. 208. 
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1. In Nr. 51 wird der Preis von „240 Mark“ erhöht auf „300 Mark“. 

2. Im Satz 2 der Anmerkung zur Nr. 51 werden die in Abgang zu 
bringenden Beträge von „4,36 Mark“ und „3,00 Mark“ auf „4,45 Mark“ 
und „3,75 Mark“ erhöht. 


Artikel II 
Dieſe Beſtimmungen treten mit dem Tage der Verkündung in Kraft. Die 
bisherigen Preiſe bleiben für die Lieferung maßgebend, ſoweit die Verſand⸗ 
verfügung der Bezugsvereinigung dem Lieferungspflichtigen vor dieſem Zeitpunkt 
zugegangen iſt. 


1916. 5. Auguſt. 


Durchführung der Verordnung über Gerſte. 
Kriegsernährungsamt (R. G. Bl. S. 924.) 


Auf Grund des § 1 der Bekanntmachung über die Errichtung eines Kriegs- 
ernährungsamts vom 22. Mai 1916“) wird als die nach § 20 Abſ. 1 der Ver⸗ 
ordnung über Gerſte aus der Ernte 1916 vom 6. Juli 1916**) zuſtändige Stelle 

die Reichsfuttermittelſtelle beſtimmt. 


1916. 7. Auguſt. 


Errichtung eines Kriegswucheramts. 
M. L. D. F. (M. Bl. L. D. F. S. 207.) 


An die Landwirtſchaftskammern, die Zentralſtelle des Vereins für Landwirtſchaft 
und Gewerbe in Hohenzollern zu Sigmaringen und das Königliche Landes⸗ 
Oekonomie⸗Kollegium hier. 


Der Miniſter des Innern. i 
Berlin, den 1. Auguſt 1916. 
Errichtung eines Kriegswucheramts. 
1. Organiſation des Kriegswucherämts. 

Bei dem Königlichen Polizeipräſidium in Berlin wird eine Abteilung 
unter der Bezeichnung „Kriegswucheramt“ errichtet. Geſchäfte der örtlichen, 
Polizeiverwaltung in Berlin ſind dem Kriegswucheramt nicht zu übertragen. 

Das Kriegswucheramt beſteht aus einem höheren Verwaltungsbeamten als 
ſtändigen Vertreter des Polizeipräſidenten in der Leitung der Geſchäfte und 
der erforderlichen Zahl von Mitgliedern und Hilfsarbeitern. Als Witglieder 
oder Hilfsarbeiter ſollen neben höheren Verwaltungsbeamten und Beamten der 
Staatsanwaltſchaft Sachverſtändige aus den verſchiedenen Wirtſchaftszweigen 
beſtellt werden. Die Beſtellungen erfolgen durch den Winiſter des Innern 
im Einvernehmen mit dem Finanzminiſter und dem Juſtizminiſter. a 

Außerdem wird dem Kriegswucheramt ein beratender Ausſchuß beigegeben, 
in den Vertreter des Handels, der Landwirtſchaft, der Induſtrie, des Hand⸗ 
werks und der Verbraucher ſowie im öffentlichen Leben ſtehende Männer durch, 
den Miniſter des Innern berufen werden. Der beratende Ausſchuß wird 
vom Polizeipräſidenten zu periodiſchen Sitzungen verſammelt. Den Vorſitz 
in den Sitzungen führt der Polizeipräſident oder der ſtändige Vertreter des 
Polizeipräſidenten in der Leitung der Geſchäfte des Kriegswucheramts. Den 
WMiniſtern der Juſtiz, für Handel und Gewerbe, für Landwirtſchaft, Domänen 
und Forſten und des Innern, dem. e ſowie dem Präſidenten des 
Kriegsernährungsamts iſt von Ort, Tag und Stunde der Sitzungen des bes 
ratenden Ausſchuſſes unter Bezeichnung der Beratungsgegenſtände rechtzeitig 
Anzeige zu erſtatten, damit ſie ſich durch Entſendung von Vertretern an den 
Sitzungen beteiligen können. 

) Verwaltungsvorſchriften Jahrgang 1916 I S. 380. 
*) Verwaltungsvorſchriſten Jahrgang 1916 II S. 540. 
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Dem beratenden Ausſchuß iſt über allgemeine Wahrnehmungen aus der 
Tätigkeit des Kriegswucheramts Auskunft zu geben und Gelegenheit zu Ars 
regungen und gutachtlichen Aeußerungen zu bieten. 


2. Aufgaben des Kriegswucheramts. 

Das Kriegswucheramt hat die Aufgabe, die Bekämpfung des Wuchers und 
ſonſtiger unlauterer Gebarungen im Verkehr mit Gegenſtänden des täglichen 
Bedarfs für das Gebiet des Preußiſchen Staates einheitlich zu leiten und 
möglichſt wirkſam zu geſtalten. 

Zu dieſem Zweck hat es insbeſondere: 

a) Die örtlichen Polizeibehörden ſowie die Behörden der Staatsanwaltſchaft 
zur Verfolgung des Wuchers und ſonſtiger unlauterer Gebarungen 
nach gleichmäßigen Grundſätzen anzuregen und auf Einzelfälle, die 
zu ſeiner Kenntnis gelangen, aufmerkſam zu machen. 

b) Den Austauſch der Erfahrungen in der Bekämpfung des Wuchers 
und ſonſtiger unlauterer Gebarungen unter den örtlichen Polizeibe⸗ 
hörden und den Behörden der Staatsanwaltſchaft zu fördern. 

c) Die örtlichen Polizeibehörden bei der Aufklärung wichtiger oder ſchwie⸗ 
riger Fälle auch ohne beſonderen Antrag durch Entſendung von Be⸗ 
amten zu unterſtützen. 

d) Die Tageszeitungen und periodiſchen Druckſchriften auf wucheriſche oder 
ſonſtige unlautere Geſchäftsanzeigen zu überwachen und nötigenfalls 
die örtlichen Polizeibehörden zum Einſchreiten zu veranlaſſen. 

e) Auf Erfordern den örtlichen Polizeibehörden, den Behörden der Staats⸗ 
anwaltſchaft und den Gerichten Gutachten zu erſtatten und Auskunft 
zu erteilen. Die örtlichen Polizeibehörden ſollen jedoch nur in beſonders 
ſchwierigen oder wichtigen Fällen das Kriegswucheramt angehen, damit 
keine Ueberbürdung des Amts mit Einzelfragen eintritt. 

1) Beamte der örtlichen Polizeibehörden durch Veranſtaltung praktiſcher 
Unterrichtskurſe in der Verfolgung des Wuchers und ſonſtiger unlauterer 
Gebarungen auszubilden. 

g) Kurzgefaßte Zuſammenſtellungen des weſentlichen Inhalts der Vor- 
ſchriften über die Bekämpfung des Wuchers und ſonſtiger unlauterer 
Gebarungen für den Gebrauch der Polizeibeamten im Außendienſt 
herauszugeben. 

h) Die Bevölkerung durch Veröffentlichungen in der Tagespreſſe über 
die Bekämpfung des Wuchers und ſonſtiger unlauterer Gebarungen 
aufzuklären. 


3. Begrenzung der ſachlichen Zuſtändigkeit des Kriegswucheramts. 

Die ſachliche Zuſtändigkeit des Kriegswucheramts erſtreckt ſich auf die Be⸗ 
kämpfung des Wuchers und ſonſtiger unlauterer Gebarungen in jeder Form, 
jedoch nur, ſoweit ſie im Verkehr mit Gegenſtänden des täglichen Bedarfs 
vorkommen. Gegenſtände des täglichen Bedarfs ſind insbeſondere: Lebens⸗ 
und Futtermittel aller Art, rohe Naturerzeugniſſe, Heiz- und Leuchtſtoffe, 
Waſchmittel ſowie Kleidung einſchließlich Schuhwerk. 

In dieſem Rahmen hat das Kriegswucheramt die einheitliche und wirkſame 
Verfolgung namentlich folgender Mißſtände, und zwar ſowohl in ſtrafrechtlicher 
wie in polizeilicher Hinſicht zu ſichern: Ueberſchreitungen der Höchſtpreiſe und 
übermäßige Preisſteigerungen, Zurückhaltung von Waren, Ausübung des Han— 
dels durch unzuverläſſige Perſonen, Nichtanbringung von Preisanſchlägen in 
Verkaufsräumen des Kleinhandels und Ueberſchreitung der in den Anſchlägen 
verzeichneten Preiſe, Zuwiderhandlungen gegen die Bekanntmachungen vom 18. 
Mai / 26. Mai/11. Juni 1915 über die äußere Kennzeichnung der Waren 
(Reichs⸗Geſetzbl. S. 380/ 422/505), die Verordnung vom 24 Juni 1916 über 
den Handel mit Lebens⸗ und Futtermitteln und zur Bekämpfung des Ketten⸗ 
handels (Reichs⸗Geſetzbl. S. 581), die Bekanntmachung vom 26. Juni 1916 
gegen irreführende Bezeichnung von Nahrungs- und Genußmitteln (Neichs⸗ 
Geſetzbl. S. 588) und die Bekanntmachung vom gleichen Tage über fetthaltige 
Zubereitungen (Neichs⸗Geſetzbl. S. 589). 
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4. Verhältnis des Kriegswucheramts zu den örtlichen Polizeibehörden und den 
Preisprüfungsſtellen. 

Die ausſchließliche Zuſtändigkeit der örtlichen Polizeibehörden zur Vor— 
nahme polizeilicher Amtshandlungen in ihrem Bezirk wird durch die Errichtung 
des Kriegswucheramts nicht berührt. Die Beamten des Kriegswucheramts können 
polizeiliche Amtshandlungen nur durch die örtlichen Polizeibehörden vornehmen. 

Die örtlichen Polizeibehörden bleiben für die nachdrückliche Bekämpfung 
des Wuchers und ſonſtiger unlauterer Gebarungen in ihrem Bezirk nach wie 
vor allein verantwortlich. Die Schaffung des Kriegswucheramts entlaſtet ſie 
von dieſer Verantwortung nicht. ö 
Das Kriegswucheramt kann an die örtlichen Polizeibehörden Erſuchen richten 
nd Auskunft von ihnen erfordern. Die örtlichen Polizeibehörden haben dem 
Erſuchen Folge zu geben und die verlangte Auskunft zu erteilen. 

Das Kriegswucheramt ſoll ſich mit der Reichsprüfungsſtelle für Lebensmittel⸗ 
preiſe in enger Fühlung halten und auch auf ein Zuſammenarbeiten der örtlichen 
Polizeibehörden mit den Preisprüfungsſtellen hinwirken. Es kann die Preis- 
prüfungsſtellen in geeigneten Fällen um Aufklärung des Sachverhalts und 
um gutachtliche Aeußerung erſuchen. Die Preisprüfungsſtellen haben dieſem 
Erſuchen zu entſprechen. N 


5. Beginn und Ende der Zätigkeit des Kriegswucheramts. 

Das Kriegswucheramt nimmt ſeine Tätigkeit am 15. Auguſt 1916 auf. 
Die Lage der Dienſträume ſowie die Brief- und Telegrammadreſſe werden noch 
mitgeteilt werden. 

Die Auflöſung des Kriegswucheramts wird vom Miniſter des Innern, im 
Einvernehmen mit dem Finanzminiſter und dem Juſtizminiſter, verfügt. 

Abdrucke dieſes Erlaſſes für die Polizeipräſidenten (außer Berlin) und 
Polizeidirektoren ſowie die Polizeiverwaltungen der Stadtkreiſe, die Landräte 
(Oberamtmänner) und Gemeindevorſtände der Stadtkreiſe ſind beigefügt. 
An die Herren Regierungspräfidenten, den Herrn Oberpräſidenten in Potsdam 

und den Herrn Polizeipräſidenten in Berlin. 


Vorſtehenden Abdruck überſende ich mit dem Erſuchen, den weſentlichen. 
Inhalt des Erlaſſes in geeigneter Weiſe bekannt zu geben. 


1916. 7. Auguſt. 


Bekanntmachung über Frühkäufe von Tabak. 
R. K. (R. G. Bl. S. 919.) 


Der Bundesrat hat auf Grund des § 3 des Geſetzes über die Ermächtigung 
des Bundesrats zu wirtſchaftlichen Maßnahmen uſw. vom 4 Auguſt 1910 
folgendes beſchloſſen: 

8 1 


Kaufverträge über Rohtabak inländiſcher Ernte aus dem Erntejahr 1916 
find nichtig. Dies gilt auch für Verträge, die vor Inkrafttreten dieſer Ver— 
ordnung geſchloſſen ſind. 

82 

Wer nach dem 10. Auguſt 1916 über Rohtabak inländiſcher Ernte aus dem 
Erntejahr 1916 Kaufverträge ſchließt oder vermittelt oder ſich zum Abſchluß oder 
zur Vermittlung ſolcher Verträge erbietet oder verpflichtet, wird mit Gefängnis 
bis zu einem Jahre oder mit Geldſtrafe bis zu zehntauſend Mark beſtraft. 


8 3 
Die Verordnung tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft. Der 
Reichskanzler beſtimmt den Zeitpunkt des Außerkrafttretens. 


x) Verwaltungsvorſchriften Jahrgang 1914 I Seite 857. 
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1916. 7. Auguſt. 


Rohtabak. 
R. K. (R. G. Bl. S. 920. J 


Der Bundesrat hat auf Grund des 8 3 des Geſetzes über die Ermächtigung 
des Bundesrats zu wirtſchaftlichen Maßnahmen uſw. vom 4 Auguſt 1914“) 
folgende Verordnung erlaſſen: 


8 1 a 
Der Abſchluß von Kaufverträgen über Rohtabak ſowie die Veräußerung 
und der Erwerb von Rohtabak find, auch ſoweit es ſich um die Erfüllung von 
Verträgen handelt, die vor dem Inkrafttreten dieſer Verordnung geſchloſſen 
ſind, verboten. N N 
8 2 


Der Reichskanzler kann von der Vorſchrift im § 1 Ausnahmen zulaſſen 
und die etwa erforderlichen Sicherungsmaßregeln treffen. Er kann dieſe Be- 
fugniſſe einer von ihm zu bezeichnenden Stelle übertragen. 


8 3 
Wer der Vorſchrift im §1 zuwiderhandelt, wird mit Gefängnis bis zu 
einem Jahre oder mit Geldſtrafe bis zu zehntauſend Wark beſtraft. 


8 1 

Die Vorſchriften dieſer Verordnung finden keine Anwendung auf Verträge 
über Rohtabak inländiſcher Ernte aus dem Erntejahr 1916 ſowie auf Verträge 
üher orientaliſchen und ihm gleichartigen Tabak. 


8 5 


Die Verordnung tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft. Der 
Reichskanzler beſtimmt den Zeitpunkt des Außerkrafttretens. 


1916. 7. Auguſt. 


Ausnahmen von der Bekanntmachung über Rohtabak. 
R. K. (R G. Bl. S. 921.) 


Auf Grund von § 2 der Bekanntmachung über Rohtabak vom 7. Auguſt 
1916 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 920) beſtimme ich: 

Die Rohtabakausfuhr⸗-Prüfungsſtelle in Bremen wird ermächtigt, Aus- 
nahmen von den Vorſchriften im § 1 der Verordnung zuzulaſſen, wenn durch 
eine Beſcheinigung der Deutſchen Zentrale für Kriegslieferungen von Tabak— 
fabrifaten in Minden i. Weſtfalen nachgewieſen iſt, daß der Bezug von Noh— 
tabak zur Fortführung des Betriebs erforderlich iſt. 


1916. 7. Auguſt. 
Einfuhr von Tabak. 
R. K. (R G. Bl. S. 921.) 


Auf Grund der Verordnung über das Verbot der Einfuhr entbehrlicher 
Gegenſtände vom 25. Februar 1916“) beſtimme ich: 


8 1 
Die Einfuhr von Tabak und Tabakerzeugniſſen über die Grenzen des 
Deutſchen Reichs wird bis auf weiteres verboten. Dies gilt nicht für orientaliſchen 
und ihm gleichartigen Tabak. 


*) Verwaltungsvorſchriften Jahrgang 1914 I S. 857. 
**) Verwaltungsvorſchriften Jahrgang 1916 I S. 152. 
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82 ö 
Die Vorſchriften der Bekanntmachung vom 26. Februar 1915 finden auf 
die Einfuhr von Tabak und Tabakerzeugniſſen keine Anwendung. 


3 
Die Hauptzollämter und die von ihnen zu beſtimmenden Zollſtellen werden 
e die Einfuhr in folgenden Fällen zu geſtatten: 
1. für Tabak und Tabakerzeugniſſe, die nach Ausweis der Begleitpapiere 
vor dem 7. Auguſt 1916 ͤ im Ausland zur Beförderung nach Deutſch⸗ 
land mit der Bahn oder im Poſtverkehr aufgegeben worden ſind; 

2. für überſeeiſchen Rohtabak, der vor dem 7. Auguſt 1916 in Europa 
eingetroffen und von einer in Deutſchland anſäſſigen Firma gekauft iſt. 
Dieſe Vorausſetzungen ſind durch eine Beſcheinigung des für den Ab— 
ſendeort zuſtändigen deutſchen Konſuls nachzuweiſen; 

3. für Tabak und Tabakerzeugniſſe, ſoweit ſie als Verze hrungsgegenſtände 
von Reifenden und Fuhrleuten zollfrei find. 


i 8 4 
Dieſe Bekanntmachung tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft. 


1916. 8. Auguſt. 


Abſatz von Karpfen und Schleien. 
R. K. (R G. Bl. S. 925.) 


Auf Grund der Verordnung des Bundesrats über Kriegsmaßnahmen, zur 
Sicherung der Volksernährung vom 22. Mai 1916“) . folgendes verordnet: 
§ 1 

Karpfen und Schleien dürfen nur mit Genehmigung ver Kriegsgeſellſchaft 
für Teichfiſchverwertung m. b. H. ir Berlin abgeſetzt werden. 

Dieſe Vorſchrift findet -keine Anwendung auf den Weiterabſatz von Karpfen 
und Schleien, die mit Genehmigung der Kriegsgeſellſchaft für Teichfiſchverwertung 
m. b. H. in Berlin abgeſetzt find, auf Karpfen und Schleien aus inländiſchen 
Teichwirtſchaften, deren Waſſerfläche drei Hektar nicht überſchreitet ſowie auf 
Karpfen und Schleien aus inländiſchen Wildgewäſſern. 


8 2 
Der Reichskanzler kann Ausnahmen von den Vorſchriften dieſer Ver— 
ordnung zulaſſen. 


N 8 3 
Auf den Abſatz von Karpfen und Schleien, der mit Genehmigung der 
Kriegsgeſellſchaft für Teichfiſchverwertung m. b. H. in Berlin erfolgt, ſowie auf 
den Weiterabſatz ſolcher Karpfen und Schleien finden die auf Grund der Ver— 
ordnung des Bundesrats über die Regelung der Fiſchpreiſe vom 1. Mai 1916“) 
feſtgeſetzten Höchſtpreiſe keine Anwendung. 
§ 1 
Wer der Vorſchrift des § 1 Abſ. 1 zuwiderhandelt, wird mit Gefängnis 
bis zu einem Jahre und mit Gelditrafe bis zu zehntauſend Mark oder mit | 
einer dieſer Strafen beſtraft. 


85 
Dieſe Verordnung tritt mit dem 15. Auguſt 1916 in Kraft. 
1916. 10. Auguſt. 


Unterſuchung von Kakaopulver. 
M. J. M. H. G. M. L. D. F. (M. Bl. 9 G. S. 306.) 
Die wiederholt notwendig gewordenen Unterfuhungen von Kakaoerzeugniſſen 
auf Verfälſchung durch Kakaoſchalen haben erkennen laſſen, daß die mit den 
Unterſuchungen betrauten Dienſtſtellen dabei nicht überall gleichmäßig ver- 


*) Verwaltungsvorſchriften Jahrgang 1916 I S. 380. 
**) Verwaltungsvorſchriften Jahrgang 1916 I S. 315. 
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fahren. Es hat ſich daher als zweckmäßig erwieſen, für derartige Unterſuchungen 
ein beſtimmtes, einheitliches Verfahren ausarbeiten zu laſſen und die Bedenken, 
die hiergegen beſtanden, zurückzuſtellen. 

Das Kaiſerliche Geſundheitsamt hat infolgedeſſen im Auftrage des Herrn 
Reichskanzlers (Reichsamts des Innern) und nach Benehmen mit der Raifer- 
lichen Techniſchen Prüfungsſtelle die anliegende „Anweiſung zur Unterſuchung 
von Kakaopulver auf einen unzulänglichen Gehalt an Kakaoſchalen“ entworfen. 
Es iſt hierbei mit der Kaiſerlichen Techniſchen Prüfungsſtelle von der Auf— 
faſſung ausgegangen, daß es zur Beſeitigung der gegenwärtigen Wißſtände 
darauf ankommt, möglichſt raſch ein gleichmäßiges Unterſuchungsverfahren für 
Kakaopulver, das ungerechtfertigte Beanſtandungen nach Wöglichkeit ausſchließt, 
allgemein einzuführen. Daher mußten alle diejenigen, von anderer Seite an— 
gewandten oder vorgeſchlagenen Methoden ausgeſchloſſen werden, deren Zu— 
läſſigkeit begründeten Zweifeln begegnet, oder die noch nicht genügend erprobt 
ſind. Der in dem Entwurfe vorgeſehene Gang der Unterſuchung iſt ver— 
hältnismäßig einfach. Die unvermeidlichen Grenzzahlen für gewiſſe, durch einen 
Gehalt an Kakaoſchalen bedingte Beſtandsteile ſind ſo gewählt, daß nach den 
vorliegenden Erfahrungen techniſch reine Kakaopulver nicht beanſtandet werden 
können. Daß vielleicht in einzelnen Fällen Miſchungen mit mäßigem Gehalt 
an Kakaoſchalen beſonderer Beſchaffenheit der Beanſtandung entgehen können, 
muß als das kleinere Uebel in Kauf genommen werden. In ruhigen Zeiten 
wirb es an der Hand reichhaltigeren Materials, als jetzt zu beſchaffen war, und 
auf Grund weiterer Erfahrungen möglich ſein, die Unterſuchungsverfahren noch 
weiter auszubauen und feſter zu begründen. 

Wir erſuchen, die öffentlichen Nahrungsmittel-Unterſuchungsanſtalten an⸗ 
zuweiſen, bei den in Betracht kommenden Unterſuchungen nach der anliegenden 
Anweiſung zu verfahren, und ſie zugleich zu veranlaſſen, demnächſt über die 
Erfahrungen mit dem vorgeſchlagenen Verfahren an mich, den Winiſter des 
des Innern, zu berichten. 

An die Herren Regierungspräfidenten und den Herrn Polizeipräſidenten in 
Berlin. 


Anlage. 


Anweiſung zur Unterfuhung von Kakaopulver auf einen unzuläſſigen Gehalt 
an Kakaoſchalen. 


J. Gang der Unterſuchung. 

Das Kakaopulver wird zunächſt mikroſkopiſch geprüft. 

a) Weiſt der mikroſkopiſche Befund derauf hin, daß Schalenteile in uns 
läſſiger Menge vorhanden find, jo iſt noch die Beſtimmung der Rohfaſer nach 
dem unten angegebenen Verfahren auszuführen. Werden dabei mehr als 
6,0 % RNohfaſer, berechnet auf fettfreie Trockenmaſſe, gefunden, fo iſt anzuneh⸗ 
men, daß das Kakaopulver mehr als die techniſch unvermeidbaren Mengen 
von Kakaoſchalenteilen enthält. 

b) Bleibt das Ergebnis der mikroſkopiſchen Prüfung zweifelhaft, ins- 
beſondere auch deshalb, weil das Pulver zu fein iſt, um die einzelnen Ge— 
webselemente einwandfrei erkennen zu laſſen, ſo iſt noch die Beſtimmung der 
Nohfaſer und diejenige der Phosphate in ver Aſche nach den unten angegebenen 
Verfahren auszuführen. Werden dabei mehr als 6,0 % Nobfafer, berechnet 
auf fettfreie Trockenmaſſe, gefunden und überſteigt gleichzeitig der Gehalt an 
unlöslichen Phosphaten 1,0 % des Geſamt⸗-Phosphatreſtes, jo iſt anzunehmen, 
daß das Kakaopulver mehr als die techniſch unvermeidbaren Mengen von 
Kakaoſchalenteilen enthält. 

c) Ergibt ſich bei der mikroſkopiſchen Prüfung mit Sicherheit, daß Schalen- 
teile in unzuläſſiger Menge nicht vorhanden find, fo kann von weiteren Unter— 
ſuchungen abgeſehen werden. 


II. Verfahren der Unterſuchung. 
1. Mikroſkopiſche Prüfung. 
Eine Probe des entfetteten Kakaopulvers wird entweder mit konzentrierter 
Chloralhydratlöſung oder nach dem Verfahren von Hanauſek (Apothefer-Zeitung 
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1915 S. 590) oder nach dem Verfahren von B. Fiſcher (Jahresbericht des 
Chemiſchen Unterſuchungsamts der Stadt Breslau für 1899/1900 S. 34, vergl. 
auch Beythien und Pannwitz, Zeitſchrift für Unterſuchung der Nahrungs- und 
Genußmittel 1916 Bd. 31 S. 276) vorbehandelt und in einer größeren Reihe 
wion Präparaten mikroſkopiſch geprüft. Hierbei iſt beſonders auf die den Kakao⸗ 
ſchalen eigentümlichen Schleimzellen und Steinzzellen zu achten. Ein reichliches 
Vorkommen dieſer Zellen weiſt au) einen unzuläffig hohen Gehalt an Kakao— 
ſchalen hin. N 55 


2. Beſtimmung der Rohfaſer in der fettfreien Trockenmaſſe. 


a) Beſtimmung des Waſſers. 

Etwa 5 g Kakaopulver, genau gewogen, werden in einer flachen Schale 
mit etwa 20g ausgeglühtem Luarzpulver oder Seeſand vermengt. Das Ge— 
miſch wird gewogen und in einem Trockenſchrank auf 105° erwärmt, bis das 
Gewicht nahezu gleich bleibt, jedoch nicht über eine Dauer von A Stunden. Da 
das getrocknete Kakaopulver vielfach raſch Waſſer anzieht, benutzt man zweck— 
mäßig zur Wägung mit Deckel verſehene Nickelſchalen. 


b) Beſtimmung des Fettes. 

Zur Entfettung dient ein etwa 250 cem faſſendes weithalſiges Kölbchen, 
durch deſſen Gummiſtopfen ein kurzes, zweckmäßig unten verengtes und haken 
förmig aufgebogenes Saugrohr ſowie ein Filterrohr von 3,5 bis 4 cm oberem 
Durchmeſſer eingeführt ſind. Der etwa 8 em lange erweiterte Teil des Filter— 
rohrs trägt unten eine (am beſten eingeſchliffene) Filterplatte aus Porzellan 
mit 3, bis 1 mm weiten Oeffnungen. Durch Eingießen einer Aufſchwemmung 
von gereinigtem Aſbeſt“) und Abſaugen wird die Filterplatte mit einer 8 
bis A mm dicken Aſbeſtſchicht bedeckt und dieſe unter Anwendung der Luftpumpe 
gründlich mit Waſſer durchgeſpült, ſodann mit Alkohol und Aether getrocknet. 
Nachdem das Kölbchen gewogen iſt, bringt man etwa 5 g Kakaopulver, genau 
gewogen, auf das Filter, ebnet die Maſſe mit einem Glasſtab, übergießt ſie 
mit 10 bis 15 cem Aether, bedeckt das Filterrohr mit einem Uhrglas und 
wartet, bis die Fettlöſung von der Filterplatte abzulaufen beginnt. Dann 
ſaugt man mit der Luftpumpe vorſichtig ab und wiederholt das Ausziehen 
mit je 7 bis 10 cem Aether ſo lange, bis im ganzen etwa 100 cem verbraucht 
find. In der Maſſe entſtehende Riſſe oder Oeffnungen find durch Aufrühren 
mit einem Glasſtab zu beſeitigen. Aus der in dem Kölbchen enthaltenen 
Fettlöſung wird der Aether abdeſtilliert, der Rückſtand im eee 
getrocknet und gewogen. 


c) Beſtimmung der Rohfaſer. 

Der Nüditand von der Entfettung in dem Filterrohre wird nach völliger 
Verdunſtung des Aethers zuſammen mit dem verwendeten Aſbeſt mit Waſſer 
in einen Kolben von etwa 1 Liter Inhalt geſpült, der mit einer das Volumen 
von 200 cem bezeichnenden Marke verſehen iſt. Nach Zuſatz von 50 cem 
5 % iger Schwefelſäure füllt man mit Waſſer bis zur Marke auf und kocht 
bei Aufgeſetztem Kühlrohr genau eine Stunde lang, vom beginnenden Sieden 
an gerechnet. Hierauf wird die Maſſe ſofort durch einen etwa 70 cm faſſen⸗ 
den Filtertigel, in den eine dünne Schicht gereinigten Aſbeſts gebracht iſt, 
abgeſaugt. Den mit heißem Waſſer ausgewaſchenen Rückſtand ſpült man mit 
dem Aſbeſt in den Kolben zurück, gibt 50 cem 5 eo iger Kalilauge und Waſſer 
bis zur Marke hinzu, kocht wiederum genau eine Stunde, ſaugt durch ein 
neues Aſbeſtfilter ab und wäſcht mit heißem Waſſer aus. Der Rückſtand wird 
in der gleichen Weiſe je noch einmal mit der Schwefelſäure und der Kalilauge 
ausgekocht. Wenn hierbei wegen der Gegenwart des Aſbeſtes die Flüffigfeit 
ſtoßweiſe ſiedet, ſo kann dem durch Zugabe einer kleinen Menge grob zer— 
kleinerten gebrannten Tones abgeholfen werden. Nach dem letzten Auskochen 
wird der abgeſaugte Rückſtand gründlich mit heißem Waſſer und ſodann (nach 


*) Der Aſbeſt darf fein Gewicht nicht merklich verändern, wenn er nach— 
einander mit verdünnter Schwefelſäure und verdünnter Kalilauge gekocht und 
ſodann geglüht wird. (Amtl. Anmerk.) 
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Entfernung des Filtrats? mit Alkohol und Aether ausgewaſchen, in 
eine Platinſchale übergeführt, bei etwa 105 getrocknet und gewogen. Hierauf 
wird die Schale bis zur völligen Verbrennung der Rohfaſer geglüht und 
wieder gewogen. 

Der Unterſchied der beiden Wägungen gibt die Menge der aſchefreien 
Rohfaſer an; dieſe wird unter Berückſichtigung des bei den Beſtimmungen 
a und b gefundenen Waſſer- und Fettgehalts auf 100 g fettfreie Trocken- 
maſſe umgerechnet. N 

3. Beſtimmung der Phosphate in der Aſche. 

Etwa 20 g Kakaopulver, genau gewogen, werden in einer flachen Platin⸗ 
ſchale mit kleiner Flamme verkohlt. Der Rückſtand wird wiederholt mit ge⸗ 
ringen Mengen heißen Waſſers ausgezogen, der wäſſerige Auszug durch ein 
kleines aſchenarmes Filter filtriert und das Filter ſamt der Kohle in der 
Schale veraſcht. Darauf wird das Filtrat in die Schale zurückgebracht, zur 
Trockene verdampft und ſchwach geglüht. 

Die Aſche wird mit Waſſer befeuchtet und mit einigen Tropfen 30 »oigem 
Waſſerſtoffſuperorxyd fein zerrieben. Nach vorſichtigem Zuſatz von 10 cem 
25 iger Salzſäure wird die Maſſe auf dem Waſſerbade zur Trockene ver— 
dampft, der Rückſtand mit einigen Tropfen konzentrierter Salzſäure verrieben, 
mit heißem ausgekochten Waſſer aufgenommen und in eine kleine Porzellan— 
ſchale filtriert, wobei Kieſelſäure und Kohleteilchen auf dem Filter zurückbleiben. 

Das abgekühlte Filtrat wird nach Zugabe von 2 Tropfen Methylorange- 
löſung (0,1 g in 100 cem Waſſer gelöſt) mit ½ normaler Alkalilauge faſt 
bis zum Umſchlag des Wethylorange verſetzt. Nach 5 Minuten langem Er— 
wärmen auf dem Waſſerbade wird der Löſung in der Kälte erforderlichenfalls 
noch ſoviel 1/10 normale Alkalilauge zugegeben, daß fie nur noch ſchwach ſauer 
gegen Methylorange bleibt. Von dem aus Eiſen⸗ und gegebenenfalls Alu⸗ 
miniumphosphat beſtehenden Niederſchlage wird die Löſung in einen Meßkolben 
von 100 cem Inhalt abfiltriert, das Filterchen mit wenig heißem Waſſer 
nachgewaſchen und das Filtrat bei 15° bis zur Marke aufgefüllt. 


a) Beſtimmung der löslichen Phosphate. 

10 cem des die löslichen Phosphate enthaltenden Filtrats — entſprechend 
1/10 der Geſamtmenge — werden mit 30 cem einer neutralen 40 Yoigen Calcium- 
chloridlöſungt) verſetzt und nach Zugabe von einigen Tropfen Phenolphthalein⸗ 
löſung (1g in 100 cem 60 Yigem Weingeiſt gelöſt) bei 14 bis 15° mit 1½10 
normaler Alkalilauge bis zur Rötung des Phenolphaleins titriert. Nach zwei⸗ 
ſtündigem Stehen der Löſung in Waſſer von 15° wird die etwa inzwiſchen 
entfärbte Löſung nachtitriert. 1 ccm ½¼ůỹ normale Alkalilauge entſpricht unter 
dieſen Umſtänden 4,75 mg PO4 in der angewandten oder 47,5 mg PO in 
der geſamten Löſung. 

b) Beſtimmung der unlöslichen Phosphate. 
(Fe PO 4 und Al PO4.) 


30 cem Trinatriumcitratlöſung?) werden etwa 15 Minuten in Eiswaſſer 
gekühlt und nach Zugabe eines Tropfens Phenolphthaleinlöſung im Eiswaſſer 
mit ½9j normaler Salzſäure bezw. ½¼10 normaler Alkalilauge jo eingeſtellt, 
daß die Löſung farblos iſt, aber durch 1 Tropfen ½¼⁰j! normale Alkalilauge 
gerötet würde. In dieſe Löſung bringt man das Filter mit den unlöslichen 
Phosphaten und erhitzt das mit einem Stopfen verſchloſſene Kölbchen 20 
Minuten auf dem ſiedenden Waſſerbade. Nach halbſtündigem Kühlen in 
Eiswaſſer titriert man die Löſung im Eiswaſſer mit 1/,, normaler Alkali⸗ 


1) Zur Herſtellung der Löſung wird 1 kg kriſtalliſiertes Chlorcalcium (Ca 
CI 2.6 H 20) in 250 ccm ausgekochtem Waſſer gelöſt. Die Löſung iſt brauch⸗ 
bar, wenn 20 cem, mit 10 cem ausgekochtem Waſſer verdünnt und mit einem 
Tropfen Phenolphthaleinlöſung verſetzt farblos ſind, aber durch einen Tropfen 
1/10 normale Alkalilauge dauernd gerötet werden. 

2) Zur Herſtellung der Löſung werden 200 g Trinatriumcitrat in 300 cem 
ausgekochtem Waſſer gelöſt. Die Löſung wird zweckmäßig im Eisſchrank auf— 
bewahrt. (Amtl. Anmerk.) 
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lauge bis zur beginnenden Rötung. 1 cem !/ normale Alkalilauge entſpricht 
unter dieſen Umſtänden 9,5 mg PO. 


c) Berechnung. 

Die gefundenen Mengen löslicher Phosphate und unlöslicher Phosphate 
werden je auf 100 g Kakaopulver umgerechnet; ihre Summe ergibt die Ge- 
ſamtmenge Phosphatreſt (PO 4) in der Aſche von 100 g. Der Anteil von 
PO 4, der in Form unlöslicher Phosphate gefunden worden iſt, wird in Pro 
zenten des Geſamtphosphatreſtes ausgedrückt. 


1916. 11. Auguſt. 


Mitwirkung der Fleiſchbeſchauer bei Bekämpfung des Schweinerotlaufs. 
M. L. D. F. (M. Bl. L. D. F. S. 240.) 


An die ſämtlichen Herrn Negierungspräfidenten ſowie den Herrn Polizeipräſi⸗ 
denten hierſelbſt. 

Aus den hier eingegangenen Mitteilungen ergibt fi, daß die gegenwärtige 
ſtarke Verbreitung von Rotlauf zum großen Teil darauf zurückzuführen iſt, 
daß durch das Fleiſch der wegen Rotlaufs notgeſchlachteten Schweine, das 
häufig auf mehrere ländliche Haushaltungen verteilt wird, Anſteckungskeime 
in bisher unverſeuchten Beſtänden verbreitet werden. 

Bei der Schlachtung von Schweinen aus Beſtänden, in denen Votlauf 
herrſcht oder in denen ſich Erſcheinungen zeigen, die den Ausbruch dieſer 
Seuche befürchten laſſen, iſt daher mit größter Sorgfalt varüber zu wachen, 
daß keine Seuchenkeime durch Fleiſch, Blut oder Abfälle verſchleppt werden. 
Die bei der Fleiſchbeſchau tätigen Perſonen haben auf ſeuchenverdächtige Er⸗ 
ſcheinungen bei den zur Schlachtung kommenden Schweinen und in den Bez 
ſtänden, aus denen die Schlachttiere ſtammen, ihr beſonderes Augenmerk zu 
richten und gegebenenfalls für eine zuverläſſige unſchädliche Beſeitigung der 
zu beanſtandenden Teile Sorge zu tragen. Die Polizeibehörden haben darüber 
zu wachen, daß beanſtandetes Fleiſch nur nach vorheriger Brauchbarmachung, 
in der Regel alſo gekocht, in den Verkehr gebracht wird. Die Brauchbarmachung 
hat vor der Abgabe an die Verbraucher zu erfolgen. 

Im Intereſſe der Seuchenbekämpfung erſuche ich ergebenſt, die Polizeibe⸗ 
hörden und Fleiſchbeſchauer hierauf hinzuweiſen und ihnen ferner die genaue 
Beachtung der Vorſchriften in 88 14, 15 und 16 der Ausführungsbeſtimmungen 
A zum Fleiſchbeſchaugeſetze (vgl. auch Anhang 1 und 2 zur gemeinfaßlichen 
Belehrung für nichttierärztliche Beſchauer) erneut einzuſchärfen. 


1916. 12. Auguſt 


Verordnung über Eier. 
R. K. (R. G. Bl. S. 927.) 
Auf Grund der Verordnung über Kriegsmaßnahmen zur Sicherung der 
Volksernährung von 22. Mai 1916”) wird verordnet: 
I. Verteilungsſtellen 


8 1 
Für jeden Bundesſtaat oder für mehrere Bundesſtaaten gemeinſam iſt 
alsbald eine Landesverteilungsſtelle für Eier zu errichten. 
Für das Reichsgebiet wird durch den Reichskanzler eine Reichsverteilungs⸗ 
ſtelle errichtet, die ſeiner Aufſicht unterſteht. 


8 2 
Die Verteilungsſtellen ſind Behörden. 
*) Verwaltungsvorſchriften Jahrgang 1916 I S. 379. 
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Die Landesverteilungsſtellen haben für die Verteilung der Eier in ihrem 
Gebiete zu ſorgen, den Verbrauch zu überwachen und die ſich ergebenden 
Ueberſchußmengen nach Weiſung der Reichsverteilungsſtelle abzuliefern. 

Die Reichsverteilungsſtelle hat die nach Abſ. 1 gelieferten und die aus 
dem Ausland eingeführten Eier zu verteilen. Der Reichskanzler beſtimmt die 
Grundſätze, nach denen die Ueberſchußmengen zu berechnen ſind und die Ver— 
teilung der Eier vorzunehmen iſt. 

8 3 


Die Landeszentralbehörden können für einzelne Teile ihres Gebiets Unter— 
verteilungsſtellen errichten und ihnen die Befugniſſe nach 8 2 Abſ. 2 Satz 1 
für ihren Bezirk übertragen. 5 

§ 4 

Die Landesverteilungsſtellen können zur geſchäftlichen Durchführung ihrer 
Aufgabe die zum Eierhandel zugelaſſenen Perſonen ihres Gebiets (§ 5) nach der 
Vorſchrift im § 15 b der Verordnung zur Ergänzung der Bekanntmachung über 
die Einrichtung von Preisprüfungsſtellen und die Verſorgungsregelung vom 
4. November 1915 *) zu einem Verbande zuſammenſchließen. 


Bunjobeagqpnvaqdeg gun ⸗Sagegaeg II 
§ 5 

Wer gewerbsmäßig Eier zur Weiterveräußerung oder gewerblichen Ver— 
arbeitung erwerben oder den Erwerb vermitteln will, bedarf dazu der beſonderen 
Erlaubnis der Landes- oder Unterverteilungsſtellen, in deren Bezirk er ſeine 
Tätigkeit ausüben will, oder der von dieſen beſtimmten Stellen. Das Nähere 
über die Zuſtändigkeit regeln die Landeszentralbehörden. 

Die Erlaubnis gilt für den Bezirk der die Erlaubnis en Stelle, 
ſofern die Erlaubnis nicht auf einen engeren Bezirk beſchränkt wird. 

Die Erteilung der Erlaubnis erfolgt durch Ausſtellung einer Ausweiskarte. 
Angeſtellte bedürfen einer beſonderen Ausweiskarte (Nebenausweiskarte), die auf 
Antrag des Geſchäftsherrn ausgeſtellt wird. Die Ausweiskarte iſt bei Ausübung 
des Geſchäfts mitzuführen; ſie iſt auf Verlangen den Beamten der Polizei und 
den mit der Ueberwachung des Verkehrs mit Eiern beauftragten Perſonen vor— 
zuzeigen. Die Uebertragung der Ausweiskarte an einen anderen und die Be⸗ 
nutzung einer auf einen anderen ausgeſtellten Ausweiskarte iſt verboten. 

6 


8 

Handel⸗ und Gewerbetreibende, die für Zwecke ihres Handels- oder Gewerbe— 
betriebs Eier haltbar machen oder Eierkonſerven herſtellen, bedürfen hierzu der 
Erlaubnis der zuſtändigen Behörde. 

Als Haltbarmachen im Sinne dieſer Vorſchrift iſt jede Behandlung der 
Eier anzuſehen, die bezweckt, ſie für einen längeren Zeitraum genießbar zu erhal⸗ 
ten, insbeſondere das Einlegen der Eier in Kalk, Waſſerglas, die Behandlung mit 
chemiſchen Erzeugniſſen, das Einbringen in Kühlanlagen, die Verwahrung in 
Papier, Aſche, Spreu und dergleichen. 

87 

Die Erlaubnis nach den SS 5, 6 ſoll nur inſoweit erteilt werden, als fie 
im Intereſſe der Durchführung einer geregelten Eierverſorgung gelegen iſt. 

Die Erlaubnis kann von der ſie erteilenden Stelle jederzeit widerrufen 
werden. Im Falle des Widerrufs find die Ausweiskarten einzuziehen. 

Die Landeszentralbehörden können das Verfahren regeln und Beſchwerde 
gegen die Entſcheidungen zulaſſen. Soweit letzteres nicht geſchieht, ſind die Ent⸗ 
ſcheidungen endgültig. 


88 

Die in den $S 5, 6 genannten Perſonen haben den Verteilungsſtellen oder 
den von ihnen beſtimmten Stellen auf Verlangen Auskunft zu erteilen. Sie 
haben deren zur Durchführung dieſer Verordnung ergehenden Anweiſungen und 
Anordnungen, insbeſondere über die Preiſe, Ankaufs⸗ und Abſatzgebiete, Abſatz⸗ 
ſtellen, Aufkaufs⸗ und Abſatzmengen, den Weiterverkauf, die Buchführung und An⸗ 
zeigen über die abgeſchloſſenen Geſchäfte und haltbar gemachten Mengen Folge 
zu leiſten. 1 


1 


*) Verwaltungsvorſchriften Jahrgang 1915 II Seite 343 
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Der Reichskanzler oder die Reichsverteilungsſtelle kann Beſtimmungen über 
die oberen Grenzen erlaſſen, die bei den Preisanordnungen nach Abſ. 1 ſowie 
bei Feſtſetzungen von Höchſtpreiſen nicht überſchritten werden dürfen. 


9 

Die Kommunalverbände haben den Verkehr und den Verbrauch von Eiern 
in ihrem Bezirke zu regeln. Sie können insbeſondere anordnen, daß Eier an 
Verbraucher nur gegen Eierkarte abgegeben und vom Verbraucher nur gegen 
ſolche erworben werden dürfen. 

Die Regelung bezieht ſich nicht auf den Verbrauch der Selbverſorger; 
als Selbſtverſorger im Sinne dieſer Vorſchrift gelten die Geflügelhalter, die 
Angehörigen ihrer Wirtſchaft einſchließlich des Geſindes ſowie ferner Naturals 
berechtigte, insbeſondere Altenteiler und Arbeiter, ſoweit ſie kraft ihrer Be— 
rechtigung als Lohn Eier zu beanſpruchen haben. 

Die Kommunalverbände können den Gemeinden die Regelung für den 
Bezirk der Gemeinde übertragen. Gemeinden, die nach der letzten Volkszählung 
mehr als 10 000 Einwohner hatten, können die Uebertragung verlangen. Der 
Reichskanzler, die Landeszentralbehörden oder die von ihnen beſtimmten Stellen 
können die Kommunalverbände und Gemeinden zur Regelung anhalten; fie können. 
ſie für die Zwecke der Regelung vereinigen. Sie können ferner die Regelung 
für ihren Bezirk oder Teile ihres Bezirkes ſelbſt vornehmen. Soweit nach dieſen 
Vorſchriften die Regelung für einen größeren Bezirk erfolgt, ruhen die Befugniſſe 
der zu dieſem Bezirke gehörenden Stellen. 

Der Reichskanzler oder die von ihm beſtimmte Stelle kann Grundfäße 
aufſtellen, nach denen die Regelung zu erfolgen hat. Soweit hiervon kein Ge 
brauch gemacht wird, haben die Landeszentralbehörden die gleiche Befugnis. 

8 10 

Wer Eier mit der Eiſenbahn ober Poſt verſendet, hat die Sendung in 

deutlich ſichbarer Weiſe als Eierſendung zu kennzeichnen. 


§ 11 

Eier dürfen zur Verſendung mit der Eiſenbahn oder Poſt nur aufgegeben 
werden, wenn der Verſender ſich durch feine Ausweiskarte ($ 5) ausweiſt oder 
eine Beſcheinigung der für den Verſandort zuſtändigen Verteilungsſtelle oder 
unteren Verwaltungsbehörde beifügt, daß die Beförderung geſtattet iſt. 

Die untere Verwaltungsbehörde (Abſ. 1) darf die Beſcheinigung nur aus⸗ 
ſtellen, wenn der Verſand nachweislich an eine Perſon erfolgt, die ſich im Beſitz 
einer Ausweiskarte befindet, oder wenn die zuſtändige Behörde des Wohnorts 
des Empfängers bezeugt, daß dieſer nach Maßgabe der für ihn gültigen 
Verbrauchsregelung zum Bezuge der Eier berechtigt iſt. 


8 12 

Die Beamten der Polizei und die Beauftragten der mit der Eierverſorgung 
befaßten Stellen ſind befugt, in die Räume, in denen Eier aufbewahrt, feil— 
gehalten oder verarbeitet werden, jederzeit einzutreten, daſelbſt Beſichtigungen vor⸗ 
zunehmen und Geſchäftsaufzeichnungen einzuſehen. 

Sie ſind vorbehaltlich der dienſtlichen Berichterſtattung und der Anzeige 
von Geſetzwidrigkeiten verpflichtet, über die Einrichtungen und Geſchäftsverhält⸗ 
niſſe, die dabei zu ihrer Kenntnis kommen, Verſchwiegenheit zu beobachten. 


§ 13 
Die zuſtändige Behörde kann Betriebe ſchließen, deren Unternehmer oder Leiter 
ſich in Befolgung der Pflichten, die ihnen durch dieſe Verordnung oder die dazu er⸗ 
laſſenen Ausführungsbeſtimmungen auferlegt werden, unzuverläſſig zeigten. Ge⸗ 
gen die Verfügung iſt Beſchwerde zuläſſig. Ueber die Beſchwerde entſcheidet die 
höhere Verwaltungsbehörde endgültig. Die Beſchwerde bewirkt keinen Aufſchub. 


III. Schlußbeſtimmungen. 
8 14 
Die Landeszentralbehörden erlaſſen die Beſtimmungen zur Ausführung die- 
fer Verordnung. Sie können beſtimmen, daß die den Kommunalverbänden 
übertragenen Anordnungen durch deren Vorſtand erfolgen. Sie beſtimmen ins⸗ 
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beſondere, wer als Kommunalverband, als deren Vorſtand, als zuſtändige Be⸗ 
hörde, als höhere und untere Verwaltungsbehörde im Sinne dieſer Verord- 
nung anzuſehen iſt. 
Die Landeszentralbehörden oder die von ihnen beſtimmten Stellen können 
ferner beſtimmen, daß 
1. die Geflügelhalter die Eier, die ſie zum Verkaufe bringen, nur an 
beſtimmte Sammelſtellen, Genoſſenſchaften oder Händler oder nur an 
beſtimmten Orten abſetzen dürfen; 
2. nur beſtimmte Perſonen zum Aufkauf der Eier bei den Geflügelhaltern. 
befugt ſind; 
3. die gewerbsmäßige Abgabe von Eiern in rohem oder zubereitetem Zu— 
ſtand der Erlaubnis der zuſtändigen Behörde bedarf. 


8 15 
Die Landeszentralbehörden können für den Verkehr mit Bruteiern beſondere 
Beſtimmungen erlaſſen. Der Reichskanzler kann Grundſätze für die Regelung 
aufſtellen. 
S 16 
Der Reichskanzler und die von ihm bezeichneten Stellen können Ausnahmen 
von den Vorſchriften dieſer Verordnung zulaſſen. 


8 17 
Mit Gefängnis bis zu einem Jahre und mit Geldſtrafe bis zu zehntauſend 
Wark oder mit einer dieſer Strafen wird beſtraft: 
1. wer den Vorſchriften in den 88 5, 6 zuwider ohne Erlaubnis Eier erwirbt, 
den Erwerb vermittelt, Eier haltbar macht oder Cierkonſerven herſtellt; 
2. wer den Vorſchriften im § 5 Abſ. 3, SS 10, 11 zuwiderhandelt; 
3. wer eine nach der Vorſchrift im| § 8 Abſ. 1 (Satz 1 erforderte Auskunft 
nicht erteilt oder wiſſentlich unvollſtändige oder unrichtige Angaben macht; 
4. wer den auf Grund der Vorſchriften im §S 8 Abſ. 1 Satz 2, SS 9, 14, 
15 erlaſſenen Anordnungen und Beſtimmungen zuwiderhandelt. 


§ 18 
Die Vorſchriften dieſer Verordnung beziehen ſich auf Eier von Hühnern, 
Enten und Gänſen. Der Reichskanzler kann ſie auf andere Eierarten ausdehnen. 


8 19 
Die Vorſchriften dieſer Verordnung treten mit dem Tage der Verkündung, 
die SS 5, 6, 10 und 11 mit dem 1. September 1916 in Kraft. 


1916. 14. Auguſt. 


Polizeiverordnung über Einrichtung und Betrieb von 
Bierdruckvorrichtungen. 


M. H. G. M. J. (M. Bl. H. G. S. 293). 


Mit Beziehung auf unſere Erlaſſe vom 30. April 1912“) und vom 18. 
Januar 1915 ) erhält die Ausführungsanweiſung zur Polizeiverordnung, be— 
treffend die Einrichtung und den Betrieb von Bierdruckvorrichtungen, zu § 5b 
im 6. Abſatz folgenden weiteren Zuſatz: 

„Bis auf weiteres werden ferner Bierleitungsrohre aus Zink mit einem 
inneren, dicht anliegenden dünnwandigen Rohre aus Feinſilber zu— 
gelaſſen.“ 

Wir erſuchen, die vorſtehende Abänderung der Ausführungsanweiſung zu 
veröffentlichen und nach Ablauf von zwei Jahren über die Bewährung der 
widerruflich zugelaſſenen Silberzinkleitungen im Betriebe Bericht zu erſtatten. 
An die Herren Regierungspräſidenten und den Herrn Polizeipräſidenten in. 

Berlin. 5 


*) Verwaltungsvorſchriften Jahrgang 1912 I S. 662 
**) Verwaltungsvorſchriften Jahrgang 1915 J S. 54. 
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Aenderung der Bekanntmachnug über die Einfuhr von Käſe 
vom 11. März 1916 in der Faſſung der Bekanntmachung vom 5. Auguſt 1916. 


X. K. (R. G. Bl. S. 939). 


Auf Grund von § 6 der Verordnung des. Bundesrats über Käſe vom 
13. Januar 1916*) wird folgendes beſtimmt: 


1 
Die Bekanntmachung über die Einfuhr von Käſe vom 11. März 1916 *) 
wird wie folgt geändert: 
1. Der § 8 erhält folgenden Abſ. 2: 
Die Landeszentralbehörden können die Einfuhr im Grenzverkehr 
noch weiter beſchränken oder verbieten. a 
2. Als § 8a wird folgende Beſtimmung eingefügt: 
Die Landeszentralbehörden können beſtimmen, daß die Einfuhr nur 
über einzelne, von ihnen zu bezeichnende Grenzſtationen erfolgen darf. 


II. 
Dieſe Beſtimmung tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft. 


1916. 17. Auguſt. 


Aenderung der Bekanntmachung über Fleiſchverſorgung vom 27. März 19167) 
R. K. (R. G. Bl. S. 935). ö 


Der Bundesrat hat auf Grund des § 3 des Geſetzes über die Ermächtigung 
des Bundesrats zu wirtſchaftlichen Maßnahmen uſw. vom 4 Auguſt 19147) 
folgende Verordnung erlaſſen: 

Artikel 1 

§ 10 Abſ. 3 der Bekanntmachung über Fleiſchverſorgung vom 27. März 
19167) erhält folgende Faſſung: 

Der Reichskanzler, die Landeszentralbehörden oder die von ihnen beſtimmten 
Stellen können die Regelung ſelbſt treffen oder Anordnungen darüber erlaſſen. 
Die Landeszentralbehörden können Landesfleiſchſtellen errichten, denen die Rege⸗ 
lung in ihren Bezirken ganz oder teilweiſe übertragen wird. Vorhandene Landes- 
fleiſchſtellen bleiben bis zur anderweiten Regelung durch die Landeszentralbehörde 
beſtehen. Soweit hiernach die Regelung für einen größeren Bezirk erfolgt, ruhen 
die Befugniſſe der zu dieſem Bezirke gehörenden Behörden. 


Artikel 2 
Dieſe Verordnung tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft. 


1916. 18. Auguſt. 


Einfuhr von Tabaklauge. 
N. K. (N. G. Bl. S. 937). 


Auf Grund der Verordnung über das Verbot der Einfuhr entbehrlicher Gegen 
ſtände vom 25. Februar 19162) beſtimme ich: 

Die Einfuhr von Tabaklauge unterliegt nicht dem durch Bekanntmachung 
wegen Einfuhr von Tabak vom 7. Auguſt 1916 ausgeſprochenen Verbote der 
Einfuhr von Tabak und Tabakerzeugniſſen. 


*) Verwaltungsvorſchriften Jahrgang 1916 J S. 27. 
**) Verwaltungsvorſchriften Jahrgang 1916 I S. 180. 
+) Verwaltungsvorſchriften Jahrgang 1916 IT S. 211. 
1) Verwaltungsvorſchriften Jahrgang 1914 I S. 857, 
2) Verwaltungsvorſchriften Jahrgang 1916 I S. 132. 
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1916. 19. Auguſt. 


Durchführung der Verordnung über Hafer. 
Kriegsernährungsamt (R. G. Bl. S. 939). 


Auf Grund der Vorſchriften im § 6 Abſ. 2 a, b der Bekanntmachung über 
Hafer aus der Ernte 1916 vom 6. Juli 1916“ und des § 1 der Bekanntmachung 
über die Einrichtung eines Kriegsernährungsamts vom 22. Mai 1916**) wer⸗ 
den Hafermengen, welche die Tierhalter in der Zeit vom 1. September bis 
30. November 1916 aus ihren Vorräten verfüttern dürfen, wie folgt beſtimmt: 

a) Halter von Einhufern 4 Zentner für jeden Einhufer; 

b) Halter von Zuchtbullen 2½ 9 an jeden Zuchtbullen, für den 
die Genehmigung der zuſtändi⸗ 
gen Behörde zur Haferfütter- 
ung erteilt wird; 

c) Unternehmer landwirt⸗ 

ſchaftlicher Betriebe, die 
Arbeitsochſen halten 21/ m an jeden Arbeitsochſen. 

Wenn die Einhufer, Zuchtbullen und Arbeitsochſen nicht während des 
ganzen Zeitraums gehalten werden oder wenn für Zuchtbullen die Genehmigung 
zur Haferfütterung nicht auf den ganzen Zeitraum erteilt wird, ermäßigen ſich 
dieſe Mengen für jeden fehlenden Tag bei den Einhufern um je 4½ Pfund, 
bei den Zuchtbullen um je 2½ Pfund und bei den Arbeitsochſen um je 
2½ Pfund. 

Die Feſtſetzung der zur Verfütterung freigegebenen Hafermengen für die 
Zeit nach dem 30. November 1916 bleibt vorbehalten. 


1916. 21. Auguſt. 


Regelung des Verkehrs mit Web⸗, Wirk⸗ und Strickwaren 
für die bürgerliche Bevölkerung. 


R. K. (R. G. Bl. S. 938). 


Auf Grund des § 19 der Bekanntmachung über die Regelung des Verkehrs 
mit Web», Wirk⸗ und Strickwaren für die bürgerliche Bevölkerung vom 10. Juni 
19167) bringe ich folgendes zur öffentlichen Kenntnis: 

Die Bekanntmachung, betreffend die von der Regelung des Verkehrs mit 
Web⸗, Wirk⸗ und Strickwaren für die bürgerliche Bevölkerung ausgeſchloſſenen 
Gegenſtände vom 10. Juni 19167) wird dahin abgeändert, daß an Stelle 
der Worte „mit Ausnahme der 88 7, 10, 14, 15 und 20 dieſer Bekanntmachung“ 
die Worte mit Ausnahme der $ 7, § 8 Abſ. 6, S$ 10, 14 15 und 20 dieſer 
Bekanntmachung“ treten. 


1916. 21. Auguſt. 


Aenderung der Ausführungs beſtimmungen zur Verordnung des Bundesrats 
über die Einfuhr von Eiern vom 18, April 1916). 
R. K. (R. G. Bl. S. 938). 


Auf Grund der Ss 2, 4 der Verordnung des Bundesrats über die Einfuhr 
von Eiern vom 18. April 19161) beſtimme ich: 


I. 
68 Abf. 1 der Ausführungsbeſtimmungen zur Verordnung des Bundesrats 
über die Einfuhr von Eiern vom 18. April 19161) erhält folgenden Abſatz 2: 


4 


*) Verwaltungsvorſchriften Jahrgang 1916 11 Seite 545. 
**) Verwaltungsvorſchriften Jahrgang 1916 J Seite 380. 
7) Verwaltungsvorſchriften Jahrgang 1916 I Seite 422. 
1) Verwaltungsvorſchriften Jahrgang 1916 J Seite 285. 
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Die Landeszentralbehörden können die Einfuhr im Grenzverkehre 
weiter beſchränken oder verbieten; ſie können beſtimmen, daß dieſe Einfuhr 
nur über einzelne von ihnen zu bezeichnende Grenzſtationen erfolgen darf. 


II 
Dieſe Bekanntmachung tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft. 


1916. 21. Auguſt. 


Aenderung der Ausführungsbeſtimmungen zur Verordnung des Bundesrats 
über die Einfuhr von Vieh und Fleiſch ſowie Fleiſchwaren 
vom 22. März 1916. 


R. K. (R. G. Bl. S. 90.) 


Auf Grund der SS 2, 3 der Verordnung des Bundesrats über die Einfuhr 
von Vieh und Fleiſch ſowie Fleiſchwaren vom 18. März 1916*) beſtimme ich: 
N I * 


§ 9 Abſ. 1 der Ausführungsbeſtimmungen zur Verordnung des Bundesrats 
über die Einfuhr von Vieh ſowie Fleiſchwaren vom 22. März 1916 erhält 
folgenden Satz 2: i 
Die Landeszentralbehörden können die Einfuhr im Grenzverkehre 
weiter beſchränken oder verbieten; ſie können beſtimmen, daß dieſe 
Einfuhr nur über einzelne, von ihnen zu bezeichnende Grenzſtationen 
erfolgen darf. f 
1 
Dieſe Bekanntmachung tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft. 


1916. 21. Auguſt. 


Beurlaubung von Schulkindern zwecks Harzgewinnung in den 
Staatsforſtrevieren. 


M. G. U. (Z. Bl. A. S. 493.) 


Das bisherige Ergebnis der vom Herrn Miniſter für Landwirtſchaft, Do— 
mänen und Forſten angeordneten Harznutzung in den Kiefernbeſtänden der 
Staatsforſtreviere iſt ſo gering geweſen, daß die allerernſteſten Verlegenheitn 
für die harzverbrauchenden Induſtrien, insbeſondere für die Papierinduſtrie, 
befürchtet werden müſſen, wenn es nicht in kürzeſter Zeit gelingt, die Ausbeute 
ganz weſentlich zu ſteigern. 

Der hauptſächliche Grund für das ſeitherige Zurückbleiben der Ausbeute 
iſt der empfindliche Mangel an Arbeitern ſeit Beginn der Erntearbeit. 

Die Arbeitsverrichtungen, die in den Harzungsbeſtänden in kurzen Zwiſchen⸗ 
räumen von wenigen Tagen regelmäßig wiederholt werden müſſen, damit der 
Harzfluß nicht ins Stocken gerät, ſind fo leichter Art, daß ſie von älteren Schul—⸗ 
kindern ausgeführt werden können. 

Die Schulaufſichtsbehörden ermächtige ich deshalb, ältere Schulkinder in 
die Oberförſtereien, die ihrer zu dem gedachten Zweck bedürfen, nach Wöglich— 
keit zu beurlauben und die zuſtändigen Revierverwalter von ſolchen Beurlaubungen 
unter Angabe der Namen der Kinder benachrichtigen zu laſſen. 
An die Königl. Regierungen und den Herrn Oberpräſidenten zu Magdeburg wegen 

der Stolbergſchen Grafſchaften. 


1916. 21. Auguſt. 


Verordnung über die Regelung des Fleiſchverbrauchs. 
R. K. (R. G. Bl. S. 941.) 
Auf Grund der Bekanntmachung über Kriegsmaßnahmen zur Sicherung der 
Volksernährung vom 22. Mai 1916“) wird folgende Verordnung erlaſſen: 


*) Verwaltungsvorſchriften Jahrgang 1916 I S. 192. 
*) Verwaltungsvorſchriften Jahrgang 1916 I S. 380. 
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8 1 

Der Verbrauch von Fleiſch und Fleiſchwaren wird nach Maßgabe der 
nachſtehenden Vorſchriften geregelt. 

Als Fleiſch und Fleiſchwaren im Sinne dieſer Verordnung gelten: 

1. das Muskelfleiſch mit eingewachſenen Knochen von Rindvieh, Schafen 
und Schweinen (Schlachtviehfleiſch), ſowie Hühne: 
2. das Muskelfleiſch mit eingewachſenen Knochen von Rot-, Dam⸗, Schwarz⸗ 
und Rehwild (Wildbret), 
. roher, geſalzener oder geräucherter Speck und Rohfett, 
.die Eingeweide des Schlachtviehs, 
. zubereitetes Schlachtviehfleiſch und Wildbret, ſowie Wurſt, Fleiſchkon⸗ 
ſerven und ſonſtige Dauerwaren aller Art. 

Vom Fleiſche losgelöſte Knochen, Euter, Füße, mit Ausnahme der Schweine- 
pfoten, Flecke, Lungen, Därme (Gekröſe), Gehirn und Flozmaul, ferner Wild- 
aufbruch einſchließlich Herz und Leber ſowie Wildköpfe gelten nicht als Fleiſch 
und Fleiſchwaren. 


O 69 


Ss 2 
Die Landeszentralbehörden oder die von ihnen beſtimmten Behörden können 
den Verbrauch von Fleiſch und Fleiſchwaren einſchließlich Wildbret und Geflügel, 
die dieſer Verordnung nicht unterliegen, ihrerſeits regeln. Hierbei darf jedoch 
die nach § 6 Abſ. 1 vom Kriegsernährungsamte feſtgeſetzte Höchſtmenge an 
Fleiſch und Fleiſchwaren, die dieſer Verordnung unterliegen, nicht erhöht werden. 


2 


Die Verbrauchsregelung erfolgt durch die Kommunalverbände. Dieſe können 
den Gemeinden die Regelung für die Gemeindebezirke übertragen. Gemeinden, 
die nach der letzten Volkszählung mehr als 10 000 Einwohner hatten, können 
die Uebertragung verlangen. 

Die Landeszentralbehörden oder die von ihnen beſtimmten Behörden können 
die Kommunalverbände und Gemeinden für die Zwecke der Regelung vereinigen, 
ſie können auch die Regelung für ihren Bezirk oder Teile ihres Bezirkes ſelbſt 
vornehmen. Soweit die Regelung hiernach für einen größeren Bezirk erfolgt, 
ruhen die Beſugniſſe der zu dieſem Bezirke gehörenden Stellen. 


Su 

Fleiſch und Fleiſchwaren dürfen entgeltlich oder unentgeltlich an Ver— 
braucher nur gegen Fleiſchkarte abgegeben und von Verbrauchern nur gegen 
Fleiſchkarte bezogen werden. Dies gilt auch für die Abgabe in Gaſt⸗, Schank⸗ 
und Speiſewirtſchaften ſowie in Vereins- und Erfriſchungsräumen und Fremden⸗ 
heimen. Es gilt nicht für die Abgabe durch den Selbſtverſorger an die im 
S 10 Abſ. 1 genannten Perſonen. 

Den Verbrauch in Krankenhäuſern und anderen geſchloſſenen Anſtalten kön— 
nen die Kommunalverbände in anderer Weiſe regeln. 


§ 5 

Die Fleiſchkarte gilt im ganzen Reiche. Sie beſteht aus einer Stamm— 
karte und mehreren Abſchnitten (Fleiſchmarken). Die Abſchnitte ſind gültig nur 
im Zuſammenhange mit der Stammkarte. 

Der Bezugsberechtigte oder der Haushaltungsvorſtand hat auf der Stamm⸗ 
karte ſeinen Namen einzutragen. Die Uebertragung der Stammkarte wie der 
Abſchnitte auf andere Perſonen iſt verboten, ſoweit es ſich nicht um ſolche Per⸗ 
ſonen handelt, die demſelben Haushalt angehören oder in ihm baueind oder 
vorübergehend verpflegt werden. 

Das Kriegsernährungsamt erläßt nähere Beſtimmungen über die Aus⸗ 
geſtaltung der Fleiſchkarte. 995 


Das Kriegsernährungsamt ſetzt feſt, welche Höchſtmenge an Fleiſch und 
Fleiſchwaren auf die Fleiſchkarte bezogen werden darf und mit welchem Gewichte 
die einzelnen Arten von Fleiſch und Fleiſchwaren auf die Höchſtmenge anzurechnen 
find. Hierbei iſt auf eine entſprechend geringere Bewertung des Wildes, der 
Hühner und der Eingeweide Bedacht zu nehmen. 
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Wenn im Bezirk eines Kommunalverbandes die Nachfrage aus den ver— 
fügbaren Fleiſchbeſtänden vorausſichtlich nicht gedeckt werden kann, hat der 
Kommunalverband die jeweilig feſtgeſetzte Höchſtmenge entſprechend herabzu— 
ſetzen oder durch andere Maßnahmen für eine gleichmäßige Beſchränkung im 
Bezuge von Fleiſch und Fleiſchwaren oder einzelner Arten davon zu ſorgen. 


87 | 

Jede Perſon erhält für je vier Wochen eine Fleiſchkarte. 

Kinder erhalten bis zum Beginne des Kalenderjahrs, in dem fie das 
ſechſte Lebensjahr vollenden, nur die Hälfte der feſtgeſetzten Wochenmenge. 

Auf Antrag des Bezugsberechtigten kann der Kommunalverband an Stelle 
der Fleiſchkarte Bezugsſcheine auf andere ihm zur Verfügung ſtehende Lebens 
mittel ausgeben. | 

8 8 

Die Kommunalverbände haben die Zuteilung von Fleiſch und Fleiſchwaren 
an Schlächtereien (Fleiſchereien, Metzgereien), Gaſtwirtſchaften und ſonſtige Be⸗ 
triebe, in denen Fleiſch und Fleiſchwaren gewerbsmäßig an Verbraucher ab— 
gegeben werden, zu regeln. Sie haben durch Einführung von Bezugsſcheinen 
oder auf andere Weiſe für eine ausreichende Ueberwachung dieſer Betriebe 
zu ſorgen. \ 


8 9 

Die Verbrauchsregelung erſtreckt ſich auch auf die Selbſtverſorger. Als 
Selbſtverſorger gilt, wer durch Hausſchlachtung oder durch Ausübung der Jagd 
Fleiſch und Fleiſchwaren zum Verbrauch im eigenen Haushalt gewinnt. 

Mehrere Perſonen, die für den eigenen Verbrauch gemeinſam Schweine 
mäſten, werden ebenfalls als Selbſtverſorger angeſehen. Als Selbſtverſorger 
können vom Kommunalverbande ferner anerkannt werden Krankenhäuſer und 
ähnliche Anſtalten, die Schweine ausſchließlich zur Verſorgung der von ihnen 
zu verköſtigenden Perſonen, ſowie gewerbliche Betriebe, die Schweine aus⸗ 
ſchließlich zur Verſorgung ihrer Angeſtellten und Arbeiter mäſten. 

Selbſtverſorger bedürfen zur Hausſchlachtung von Schweinen und von 
Rindvieh, mit Ausnahme von Kälbern bis zu ſechs Wochen, der Genehmigung 
des Kommunalverbandes. Die Genehmigung hat zur Vorausſetzung, daß der 
Selbſtverſorger das Tier in ſeiner Wirtſchaft mindeſtens ſechs Wochen gehalten 
hat. Die Genehmigung iſt nicht zu erteilen, wenn durch die Hausſchlachtung 
der Fleiſchvorrat des Selbſtverſorgers die ihm zuſtehende Fleiſchmenge fo er⸗ 
heblich überſteigen würde, daß ein Verderben der Vorräte zu befürchten iſt. 

Hausſchlachtungen von Kälbern bis zu ſechs Wochen, von Schafen und 
Hühnern ſind dem Kommunalverband anzuzeigen. Die Landeszentralbehörden 
können auch dieſe Hausſchlachtungen von der Genehmigung des Kommunalver- 
bandes abhängig machen. 

Die Verwendung von Wildbret im eigenen Haushalt ſowie die Abgabe an 
andere find dem Kommunalverband anzuzeigen. 


$ 10 

Die Selbſtverſorger können das aus Hausſchlachtungen oder durch Aus- 
übung der Jagd gewonnene Fleiſch unter Zugrundelegung der nach § 6 Abſ. 1 
feſtgeſetzten Höchſtmenge zum Verbrauch im eigenen Haushalt verwenden. Zum 
Haushalt gehören auch die Wirtſchaftsangehörigen einſchließlich des Geſindes 
ſowie ferner Naturalberechtigte, insbeſondere Altenteiler und Arbeiter, ſoweit 
ſie kraft ihrer Berechtigung oder als Lohn Fleiſch zu beanſpruchen haben. 

Erfolgt die Verwendung des Fleiſches gemäß Abſ. 1 Satz 1 innerhalb des 
Zeitraums, für den der Selbſtverſorger bereits Fleiſchkarten erhalten hat, ſo 
hat er eine entſprechende Anzahl Fleiſchkarten nach näherer Regelung des 
Kommunalverbandes dieſem zurückzugeben. Erſtreckt ſich die Verwendung über 
dieſen Zeitraum hinaus, ſo hat der Selbſtverſorger außerdem bei Ausgabe neuer 
Fleiſchkarten anzugeben, innerhalb welcher Zeit er die Fleiſchvorräte verwenden 
will. Für dieſe Zeit erhält er nur ſo viele Fleiſchkarten, als ihm nach Abzug 
der Vorräte noch zuſtehen. i 

Hierbei werden das Schlachtviehfleiſch (S 1 Abſ. 2 Nr. 1) mit drei Fünf⸗ 
teilen des Schlachtgewichts, Wildbret und Hühner nach dem Maßſtab des 
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§ 6 Abi. 1 angerechnet. Selbſtverſorgern, die ihren Bedarf an Schweinefleiſch 
durch Hausſchlachtung decken ‚wird bei dem erſten Schweine, das fie innerhalb 
eines jeden Jahres, gerechnet vom Inkrafttreten dieſer Verordnung ab, ſchlachten, 
das Schlachtgewicht nur zur Hälfte angerechnet. Das Schlachtgewicht iſt amtlich 
feſtzuſtellen. 
8 11 

Fleiſch, das aus Notſchlachtungen anfällt, unterliegt nicht der Verbrauchs- 
regelung, wenn es bei der Fleiſchbeſchau für minderwertig oder nur bedingt 
tauglich erklärt wird. Fleiſch, das ohne Beſchränkung für den menſchlichen 
Genuß tauglich befunden wird, unterliegt der Verbrauchsregelung; dem Gelbit- 
verſorger iſt es nach Maßgabe des § 10 Abſ. 3 anzurechnen. 


8 12 
Die Landeszentralbehörden oder die von ihnen beſtimmten Behörden können 
anordnen, daß Fleiſch und Fleiſchwaren, mit Ausnahme von Wild und Hühnern, 
aus einem Kommunalverband oder größeren Bezirke nur mit behördlicher Ge⸗ 
nehmigung ausgeführt werden dürfen. 


$ 13 
Die Landeszentralbehörden oder die von ihnen beſtimmten Behörden er⸗ 
laſſen die zur Ausführung dieſer Verordnung erforderlichen Beſtimmungen. 
Sie beſtimmen, welcher Verband als Kommunalverband gilt. 


Ss 14 

Mit Gefängnis bis zu einem Jahre und mit Geldſtrafe bis zu er 
Mark oder mit einer dieſer Strafen wird beitraft: 

1. wer entgegen den Vorſchriften im § 1 Abſ. 1, § 10 Fleiſch oder Fleiſch⸗ 
waren abgibt, bezieht oder verbraucht, 

2. wer den Vorſchriften im § 5 Abſ. 2 zuwiderhandelt, 

3. wer ohne die nach §9 erforderliche Genehmigung eine Hausſchlachtung 
vornimmt oder vornehmen läßt, 

A. wer es unterläßt, die vorgeſchriebenen Anzeigen an den Kommunal- 
verband zu erſtatten oder wiſſentlich unvollſtändige oder unrichtige 
Angaben macht, 

5. wer den auf Grund der SS 2, 3, § 4 Abſ. 2, SS 8, 10, 12, 13 erlaſſenen 
Beſtimmungen zuwiderhandelt. 

Neben der Strafe können Fleiſch und Fleiſchwaren, auf die ſich die ſtraf⸗ 
bare Handlung bezieht, eingezogen werden, ohne Unterſchied, ob ſie dem Täter 
gehören oder nicht. 

| 8 15 

Das Kriegsernährungsamt kann Ausnahmen von den Vorſchriſten dieſer 
Verordnung zulaſſen. 

Die gleiche Befugnis haben die Landeszentralbehörden und die von ihnen 
beſtimmten Stellen; ſie bedürfen zur Zulaſſung von Ausnahmen der Zuſtimmung 
des Kriegsernährungsamts. 

8 16 

Dieſe Verordnung tritt mit dem 2. Oktober 1916 in Kraft. 

Vor dieſem Zeitpunkt von Landeszentralbehörden oder anderen Behörden 
ausgegebene Fleiſchmarken behalten ihre Gültigkeit; ſie berechtigten jedoch zum 
Bezuge von Fleiſch und Fleiſchwaren nur bis zu der nach $ 6 = 1 vom 
Kriegsernährungsamte feſtgeſetzten Höchſtmenge. 


1916. 21. Auguſt. 
Ausgeſtaltung der Fleiſchkarte und die Feſtſetzung der Verbrauchshöchſtmenge 
an Zleifh und Fleiſchwaren. 
Kriegsernährungsamt (R. G. Bl. S. 945). 


Auf Grund der §s 5, 6 der Verordnung über die Regelung des Fleiſchver⸗ 
brauchs vom 21. Auguſt 1916 wird beſtimmt: 
45 
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Die Fleiſchkarte beſteht aus einer Stammkarte und quadratiſchen Abſchnitten 
(Fleiſchmarken). Die Vollkarte enthält 40 Abſchnitte, je 10 für eine Woche; 
die Kinderkarte enthält 20 Abſchnitte, je 5 für eine Woche. Die Fleiſchkarte 
iſt nach den untenſtehenden Muſtern (Muſter 1: Vollkarte, Muſter 2: Kinder⸗ 
karte“) aus Kartonpapier (auch holzhaltigem), von dem 1 Quadratmeter ungefähr 
150 Gramm wiegen ſoll, in beliebiger Farbe herzuſtellen. 

Der Stammkarte find aufzudruden: das Wort „Reichsfleiſchkarte“, die Be⸗ 
zeichnung und das Hoheitszeichen des Bundesſtaats, die Bezeichnung des 
Kommunalverbandes, die Zeit der Gültigkeit der Karte. Auf ihr iſt ferner ein 
Raum für die Eintragung des Namens des Bezugsbercchtigten oder des Haus⸗ 
haltungsvorſtandes vorzuſehen. 

Jedem Abſchnitt find aufzudrucken: die Worte „Fleiſchmarke ½0 Anteil“, 
die Bezeichnung des Bundesſtaats und des Kommunalverbandes, die Zeit der 
Gültigkeit. 

Die Landeszentralbehörden oder die von ihnen beſtimmten Stellen können 
anordnen, daß die Stammkarte und die Abſchnitte noch mit weiterem Aufdruck 
zu verſehen ſind. 


8 2 

Die Höchſtmenge an Fleiſch und Fleiſchwaren, die wöchentlich auf die 
Fleiſchkarte entnommen werden darf, wird bis auf weiteres auf 250 Gramm 
Schlachtviehfleiſch mit eingewachſenen Knochen feſtgeſetzt. 

An Stelle von je 25 Gramm Schlachtviehfleiſch mit eingewachſenen Knochen 
können entnommen werden 20 Gramm Schlachtviehfleiſch ohne Knochen, Schinken, 
Dauerwurſt, Zunge, Speck, Rohfett oder 50 Gramm Wildbret, Friſchwurſt, Ein⸗ 
geweide, Fleiſchkonſerven einſchließlich des Doſengewichts. 

Hühner (Hähne und Hennen) find mit einem Durchſchnittsgewichte von 400 
Gramm, junge Hähne bis zu ½ Jahr mit einem Durchſchnittsgewichte von 
200 Gramm auf die Fleiſchkarte einzurechnen. 


8 3 
Dieſe Bekanntmachung tritt mit dem 2. Oktober 1916 in Kraft. 


1916. 21. Auguſt. 


Anrechnung der Kriegsbeſoldung auf das Zivildienſteinkommen 
der Beamten. 


F. M. (3. Bl. U. S. 526.) 


1. Die Vorſchrift unter Ziffer 4 Abſatz 3 meines Runderlaſſes vom 29. 
April d. Is., betreffend die Anrechnung der Kriegsbeſoldung auf das Zivildienſt⸗ 
einkommen der Beamten, iſt verſchiedentlich mißverſtanden worden; es iſt an⸗ 
genommen, daß die Gewährung von Naturalquartier — auch wenn ſie im 
Wohnort des Beamten erfolgt — den Anſpruch auf Bewilligung des Mindeſt⸗ 
einkommens von 3600 Mk. gibt. Dies iſt ein Irrtum. Nur wenn das Naturals 
quartier außerhalb des Wohnortes gewährt wird, führt es zur Bewilligung 
des Windeſteinkommens von 3600 Mk. Andernfalls würde die Beſtimmung 
mit der Vorſchrift unter I, 3 Abſatz 2 des Staatsminiſterialbeſchluſſes vom 
1. Juni 1888 in Widerſpruch ſtehen, welche die Abweſenheit vom Wohnort 
vorausſetzt. 

2. Lediglich vorübergehende Entſendungen zu Truppenübungen ſowie zur 
Führung von Kriegs- oder Erſatztransporten find wie Dienſtreiſen zu behandeln; 
das bei den Beamten mit Familienangehörigen für die Dauer ihrer Abweſen⸗ 
heit vom Wohnort vorgeſehene beſchränkte Anrechnungsverfahren findet auch 
hierbei keine Anwendung. 


An die nachgeordneten Behörden. 


9 Die Muſter werden nicht mit abgedruckt. 
3 
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Errichtung eines Sandesfleiſchemtes und von Provinzialflsiſchſtellen. 
M. A. M. L. D. F. M. H. G. M. J. (M. Bl. L. D. F. S. 211.) 


An die Herren Oberpräſidenten — außer Caſſel — und die Herren Regierungs⸗ 
präſidenten in Caſſel und Wiesbaden. 

Die Aufgaben, die die Regelung der Fleiſchverſorgung an die Behörden, 
Zentralbehörden wie Provinzialbehörden ſtellt, ſind immer mehr gewachſen 
und haben zu einer bedeutenden Mehrbelaſtung der Behörden geführt. In 
Zukunft iſt eine weitere Steigerung dieſer Aufgaben zu erwarten, wenn erſt. 
die beabſichtigte möglichſt gleichmäßige Verſorgungsregelung durchgeführt werden 
ſoll. Bei dieſer muß angeſtrebt werden, den einzelnen Kommunalverbänden 
eine Fleiſchmenge zuzuführen, die es ihnen ermöglicht, die zugelaſſene allgemeine 
Höchſtmenge an Fleiſch annähernd zu erreichen. Dies ſtößt naturgemäß auf 
große Schwierigkeiten. 

Erſt ganz allmählich, wenn man durch eine genaue Erfaſſung der Selbſtper⸗ 
ſorger und durch die Feſtſtellungen über die Inanſpruchnahme der Fleiſchkarte 
über den Kreis der zu verſorgenden Perſonen genauer unterrichtet ſein wird, 
wird es möglich werden, die Schlachtungszuweiſungen ſo zu regeln, daß die 
Verſorgung mit Fleiſch mehr und mehr gleichmäßig wird. Auch dann aber 
wird die Unregelmäßigkeit in der Verſorgung mit Schlachtvieh, die ihre Urſache 
in den geringen Vorräten an abgebbarem zur Schlachtung beſtimmten Vieh und 
der dadurch meiſt gegebenen Notwendigkeit, im Wege der Umlage den dringen⸗ 
den Bedarf des Heeres und der Zivilbevölkerung heranzuſchaffen hat, ebenſo 
wie die Verſchiedenheit in der Schlachtausbeute ſich nicht ganz beſeitigen laſſen und 
dauernd zu gewiſſen Unſicherheiten in der Berechnung führen. 

Dieſe allmähliche, den Bedürfniſſen gewiſſermaßen taſtend ſich anpaſſende 
Verteilung des Schlachtviehs hat zur Vorausſetzung, daß zunächſt nur eine 
gewiſſe Windeſtmenge an Schlachtvieh den Kommunalverbänden zugewieſen wer⸗ 
den darf, und daß ſowohl für den Staat, zum Ausgleich zwiſchen den Provinzen, 
als auch innerhalb der Provinzen, zum Ausgleich zwiſchen den Kommunalverbän⸗ 
den, zunächſt gewiſſe Reſerven an Schlachtviehbeſtänden aus den von der Reichs⸗ 
fleiſchſtelle zugewieſenen Geſamtſchlachtungen ausgeſchieden und bereit gehalten 
werden müſſen, um ſie nach und nach dort, wo ſich das Bedürfnis herausſtellt, 
einſetzen zu können. Hierbei wird es keineswegs entbehrt werden können, die 
an die Viehzuweiſungsſtellen herantretenden Anforderungen auf Zuweiſung von 
weiteren Schlachttieren zunächſt auf das ſorgfältigſte auf ihre Berechtigung 
nachzuprüfen, da das Nichterreichen einer beſtimmten Höchſtmenge, die auf 
Fleiſchkarte bezogen werden kann, noch keineswegs immer ſeine Urſache in 
einer zu geringen Viehmenge haben muß, ſondern ſie ſehr wohl auch in einer 
mangelhaften Verbrauchsregelung haben kann. 

Die hieraus ſich ergebenden fortlaufenden Feſtſtellungen über die Art 
und Durchführung der Verbrauchsregelung in den einzelnen Kommunalver⸗ 
bänden und die notwendig werdenden Verſchiebungen in der Verſorgung mit 
Schlachtvieh können weder den Oberpräſidenten noch den Regierungspräfidenten, 
denen bisher die Verbrauchsregel: ung übertragen war, zugemutet werden. Hierzu 
bedarf es vielmehr in jeder Provinz, unter Umſtänden ſogar für den Regie⸗ 
rungsbezirk, einer mit dieſen Arbeiten beſonders beauftragten Behörde, der 
Provinzial⸗(Bezirks⸗)Fleiſchſtelle. Die Leitung dieſer neuen Behörde wird zweck— 
mäßig möglichſt dem Vorſitzenden des Viehhandelsverbandes übertragen, da 
dadurch nicht nur das bereits vorhandene Perſonal des Viehhandelsverbandes 
mit für die Arbeiten der Provinzial-(Bezirks⸗)Fleiſchſtelle ausgenutzt werden 
kann, was auch im Intereſſe der Koſtenerſparnis von Bedeutung iſt, ſondern 
weil dadurch auch die erforderliche enge Verbindung zwiſchen der die Vieh— 
mengen beſchaffenden Stelle und der den Verbrauch regelnden Behörde ge— 
ſchaffen wird. Mit der Einrichtung dieſer neuen Behörde ſoll aber der Ein⸗ 
fluß des Oberpräſidenten (Negierungspräfidenten) auf die Viehaufbringung und 
die Verbrauchsregelung in keiner Weiſe beeinträchtigt werden, es wird ihm 
vielmehr eine neue Behörde unterſtellt, die ſich ausſchließlich dieſen Aufgaben 

35 * 
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unter ſeiner Leitung zu unterziehen hat. Um den Regierungspräſidenten auch 
in den anderen Provinzen (außer Heſſen-Naſſau) den nötigen Einfluß auf die 
Verteilung des Schlachtviehs und die Ueberwachung der Verbrauchsregelung 
zu ſichern, haben ſich die Provinzial-(Bezirks⸗)Fleiſchſtellen mit den Regie- 
rungspräſidenten in ſtändiger enger Fühlung zu halten, ſie an wichtigeren 
Verhandlungen zu beteiligen und ihre Wünſche möglichſt zu berückſichtigen. 

Wir haben infolgedeſſen auf Grund der Verordnung des Bundesrats über 
Fleiſchverſorgung vom 27. März 1916*) für den Umfang der Monarchie mit 
Ausſchluß der Hohenzollernſchen Lande, die in Abdruck beigefügte Anordnung 
vom 22. Ajuguſt 1916 erlaſſen und erſuchen Eure „ die Bildung der 
Provinzial⸗(Bezirks⸗)Fleiſchſtelle ſofort bewirken zu wollen, damit ſie am 15. 
September in der Lage iſt, die ihr übertragenen Aufgaben zu übernehmen. 

Für den Staat ſind die Aufgaben der Verbrauchsregelung dem neuzu— 
ſchaffenden Landesfleiſchamte übertragen worden, das ſeine Dienſträume im 
Landwirtſchaftsminiſterium haben und feine Tätigkeit ebenfalls am 15. Sep—⸗ 
tember d. J. aufnehmen wird. Von dieſem Zeitpunkte ab find alle auf Wie 
Verbrauchsregelung bezüglichen Wünſche und Anträge ausſchließlich an das 
Landes⸗Fleiſchamt Berlin zu richten. 


ö Anlage. 
Anordnung der Landeszentralbehörden. 


Auf Grund der Verordnung des Bundesrats über Fleiſchverſorgung vom 
27. März 1916* wird hiermit folgendes angeordnet: 


8 1 

Zur Ueberwachung und Regelung des Verkehrs mit Schlachtvieh und Fleiſch 
wird für den Umfang der Monarchie mit Ausnahme der Hohenzorernſchen 
Lande ein Landesfleiſchamt, für den Umfang jeder Provinz, in Heſſen⸗Naſſau. 
jedes Regierungsbezirks, eine Provinzial-(Bezirks⸗)Fleiſchſtelle errichtet. Die 
Provinzialfleiſchſtelle für die Provinz Brandenburg umfaßt auch den Stadtkreis 
Berlin. 

Das Landesfleiſchamt und die Provinzial-(Bezirks-⸗)Fleiſchſtellen haben die 
Verbrauchsregelung nach 8 10 der Verordnung über Fleiſchverſorgung zu. 
treffen oder Anordnungen darüber zu erlaſſen. 


8 2 
Das Landesfleiſchamt iſt eine Behörde und Peiteht aus einem Vorſitzenden 
einem oder mehreren ſtellvertretenden Vorſitzenden und mindeſtens 3 Mitgliedern; 
es hat ſeinen Sitz in Berlin. 
Dem Landesfleiſchamt wird der durch unſere Anordnung vom 15. Februar 
1916 *˙) gebildete Zentralviehhandelsverband als beſondere Abteilung angegliedert. 


83 
Die Provinzial-(Bezirks⸗)Fleiſchſtellen find Behörden. Sie beſtehen aus 
je einem Vorſitzenden, einem ſtellvertretenden Vorſitzenden und mindeſtens 3. 
Mitgliedern, die von den Oberpräſidenten, in Caſſel und Wiesbaden vom 
Regierungspräfidenten, ernannt werden. 

Die Provinzial-(Bezirks⸗)Fleiſchſtellen unterſtehen der Aufſicht des Ober- 
präſidenten (Regierungspräſidenten); fie haben deſſen Anweiſungen im Rahmen 
der vom Landesfleiſchamt aufgeſtellten Grundſätze zu folgen. 

Den Provinzial⸗(Bezirks⸗)Fleiſchſtellen als Verwaltungsbehörden werden 
die auf Grund unſerer Anordnung vom 19. Januar 1916“ *) für die Provinz 
oder den Regierungsbezirk gebildeten Viehhandelsverbände als Geſchäftsab⸗ 
teilungen angegliedert. 

Die Provinzial-(Bezirks⸗)Fleiſchſtellen haben den von dem Landesfleiſch⸗ 
amt ergehenden Anweiſungen nachzukommen. 

*) Verwaltungsvorſchriften Jahrgang 1916 I S. 211. 

**) Verwaltungsvorſchriften Jahrgang 1916 I S. 136. 

**) Verwaltungsvorſchriften Jahrgang 1916 J S. 34, 
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8 1 
Mit Genehmigung des Landesfleiſchamts können die Provinzialfleiſchſtellen 
mit der Verteilung der Schlachtviehmenge und der Ueberwachung der Ver⸗ 
brauchsregelung beſondere Fleiſchſtellen, die für dieſe Bezirke an ‚werden, 
beauftragen. 


8 3 

Die nach den SS 8 und 9 der Verordnung über Fleiſchverſorgung für 
die Aufbringung von Schlachtvieh den Landeszentralbehörden obliegenden Auf⸗ 
gaben werden dem Landesfleiſchamt übertragen. 

Die nach den Beſtimmungen der Ausführungsanweiſung zur Verordnung 
über Fleiſchverſorgung vom 29. März 1916 — IA le 2059 M. f. L., II b 
4163 M. f. H. u. G., V. 12114 M. d. J. — zu 89 den Oberpräſſdenten, 
in den Regierungsbezirken Caſſel und Wiesbaden den Regierungspräſidenten, 
zuſtehenden Aufgaben bei der Aufbringung des eee werden den Pro⸗ 
vinzial⸗(Bezirks⸗)Fleiſchſtellen übertragen. 4 


86 
Diefe Verordnung tritt am 15. September d. J. in Kraft. 


1916. 22. Auguſt. 


Ausführungsbeſtimmungen zur Verordunng des Bundesrats über die 
Einfuhr von Futtermitteln, Hilfsſtoffen und Kunſtdünger. 


R. K. (R. G. Bl. S. 950.) 


Auf Grund der SS 3, A der Verordnung über die Einfuhr von Futter- 
mitteln, Hilfsſtoffen und Kunſtdünger vom 28. Januar 1916“) beſtimme ich: 


I, 

An die Stelle von $5. Abſ. 2 der Ausführungsbeſtimmungen zur Ver⸗ 
ordnung des Bundesrats über die Einfuhr von Futtermitteln, Hilfsſtoffen und 
Kunſtdünger vom 31. Januar 1916**) tritt folgende Vorſchrift: 

Das Eigentum geht mit dem Zeitpunkt auf die berechtigte Geſellſchaft 
über, in dem die Uebernahmeerklärung der Geſellſchaft dem Veräußerer oder 
dem Inhaber des Gewahrſams zugeht. 


II. 
Die Beſtimmung tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft. 


1916. 22. Auguſt. 


Druckpapier. 
N. K. (R. G. Bl. S. 951.) 


Auf Grund der Verordnung des Bundesrats über Druckpapier vom 18. 
April 191600 wird folgendes beſtimmt: 

Verleger und Drucker von Zeitungen, die auf maſchinenglattem, holz⸗ 
haltigen Druckpapier gedruckt werden, ſowie alle ſonſtigen Perſonen, die unbe⸗ 
drucktes Papier der genannten Art im Betrieb ihres Gewerbes beziehen, dürfen 
im Monat September. 1916 ſolches Papier nur in den Mengen beziehen, die 
für ſie von der Kriegswirtſchaftsſtelle für das Deutſche Zeitungsgewerbe in 
Berlin feſtgeſetzt werden. Die Feſtſetzung geſchieht nach dem Grundſatz, daß 
die Hälfte derjenigen Menge bezogen werden darf, deren Bezug auf Grund 


*) Verwaltungsvorſchriften Jahrgang 1916 I S. 100. 
**) Verwaltungsvorſchriften Jahrgang 1916 I S. 109. 
x) Verwaltungsvorſchriften Jahrgang 1916 I S. 289. 
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des 81 der Bekanntmachung über Druckpapier vom 20. Juni 1916*) in der 
Zeit vom 1. Juli bis zum 31. Auguſt 1916 geſtattet war. Im übrigen 
bleiben die Beſtimmungen der Bekanntmachung über Druckpapier vom 20. 
Juni 1916˙) unverändert in Kraft. 


1916. 23. Auguſt. 


Anmeldung von Wertpapieren. 


R. K. (R. G. Bl. S. 952.) 
Der Bundesrat hat auf Grund des § 3 des Geſetzes über die Ermächtigung 
des Bundesrats zu wirtſchaftlichen Maßnahmen uſw. vom 4 Auguſt 19140 
folgende Verordnung erlaſſen: 


8 1 
Nach Maßgabe der vom Reichskanzler zu erlaſſenden Vorſchriften ſind 
anzumelden: 

1. die Wertpapiere, die ſich im Ausland befinden, ſoweit ſie natürlichen 
oder juriſtiſchen Perſonen gehören, die im Inland ihren Wohnſitz oder 
dauernden Aufenthalt oder ihren Sitz haben, 

2. die im Inland befindlichen Wertpapiere, aus denen ein im Ausland 
anſäſſiger Schuldner haftet oder durch die eine Beteiligung an einem 
im Ausland anſäſſigen Unternehmen verbrieft wird, einſchließlich der 
Zeugniſſe über Beteiligungen an ausländiſchen Aktiengeſellſchaften. 


8 2 
Auf Erfordern der vom Reichskanzler mit der Entgegennahme der An⸗ 
meldungen beauftragten Stellen iſt jedermann verpflichtet, binnen einer von 
der Anmeldeſtelle feſtzuſetzenden Friſt eine Erklärung darüber abzugeben, ob 
bei ihm die Vorausſetzungen der Anmeldepflicht vorliegen, ſowie eine abgegebene 
Erklärung oder Anmeldung durch nähere Auskünfte zu ergänzen. 


6 3 
Die mit der Entgegennahme oder Bearbeitung der Anmeldung befaßten 
Perſonen ſind verpflichtet, über die aus Anlaß der Anmeldung zu ihrer Kenntnis 
gelangten Verhältniſſe Verſchwiegenheit zu beobachten. 


8 A f 
Der Reichskanzler kann Ausnahmen von den Vorſchriften dieſer Ver— 
ordnung zulaſſen. 


§ 35 
Mit Geldſtrafe bis zu eintauſendfünfhundert Mark oder mit Gefängnis 
bis zu drei Monaten wird beſtraft, 
1. wer vorſätzlich den gemäß § 1 ergehenden Anordnungen des Reichs- 
kanzlers über die Anmeldung oder einer gemäß § 2 ergehenden Auf— 
; forderung nicht oder nicht innerhalb der vorgeſchriebenen Friſt nach— 
kommt, 
2. wer bei der Anmeldung oder bei einer nach § 2 abzugebenden Er- 
klärung oder Auskunft wiſſentlich unvollſtändige oder unrichtige An⸗ 
gaben macht, . 
3. wer den Vorſchriften des § 3 zuwider Verſchwiegenheit nicht beobachtet. 
In dem Falle der Nr. 3 tritt die Verfolgung nur auf Antrag ein. 


§ 6 
Die Verordnung tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft. 


1916. 23. Auguſt. 
Anmeldung von Wertpapieren. 
R. K. (R. G. Bl. S. 93.) 
Auf Grund des $ 1 der Verordnung über die Anmeldung von Wertpapieren 
vom 23. Auguſt 1916 wird folgendes beſtimmt: 


) Verwaltungsvorſchriften Jahrgang 1916 I S. A514. 
x) Verwaltungsvorſchriften Jahrgang 1914 J S. 857. 
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Artikel 1 
Unter den im § 1 der Verordnung bezeichneten Vorausſetzungen ſind an⸗ 
zumelden: 

1. Aktien, Kuxe, Interimsſcheine und andere Wertpapiere, durch die eine 
Beteiligung an einem Unternehmen verbrieft wird, einſchließlich der 
Zeugniſſe über die Beteiligung an ausländiſchen Aktiengeſellſchaften, 

2. auf den Inhaber lautende oder durch Indoſſament übertragbare Schuld⸗ 
verſchreibungen oder vertretbare andere Wertpapiere. 

Ausgenommen von der Anmeldepflicht ſind: Erneuerungsſcheine (Talons), 
Zins⸗ und Gewinnanteilſcheine, Banknoten und Papiergeld, Wechſel und Schecks. 

Nicht anzumelden ſind ferner Wertpapiere, die einer auf Grund des 
Darlehnskaſſengeſetzes vom 4 Auguſt 1914 (Neichs⸗Geſetzbl. S. 340) errichteten 
Darlehnskaſſe verpfändet ſind. 

Artikel 2 

Zur Anmeldung verpflichtet iſt, ſofern die Wertpapiere einem inländiſchen 
Kaufmann im Betriebe ſeines Handelsgewerbes oder einer inländiſchen Sparkaſſe 
oder Kreditanſtalt unverſchloſſen zur Verwahrung oder als Pfand übergeben ſind, 
derjenige, der ſie im Gewahrſam hat oder zum Zwecke der Verwahrung oder 
Verpfändung ins Ausland weitergegeben hat, im übrigen der Eigentümer oder 
in deſſen Verhinderung ſein Vertreter. 

Die Anmeldung kann unterbleiben, wenn feſtſteht, daß das Wertpapier 
einem Ausländer gehört, der nicht Angehöriger eines feindlichen Staates iſt. 


Artikel 8 
. Die Anmeldung hat nach Waßgabe des beigefügten Anmeldebogens“) bei 
der Reichsbankhauptſtelle, Reichsdankſtelle oder Reichsbanknebenſtelle, in deren 
Bezirk der Anmeldepflichtige ſeinen Wohnſitz, dauernden Aufenthalt oder Sitz 
hat, in Berlin bei dem Kontor der e für Wertpapiere zu 
erfolgen. a 
Artikel 4 
Maßgebend für die Anmeldung iſt der Stand am 30. September 1916. 


Artikel 5 
Die Anmeldung hat bis zum 31. Oktober 1916 zu erfolgen; dem An⸗ 
meldepflichtigen kann auf ſeinen Antrag von der Anmeldeſtelle eine Nachfriſt 
gewährt werden. 
Artikel 6 
Die Bekanntmachung tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft. 


1916. 23. Auguſt. 
Anſtellung von Forſtſchreibern. 
M. RD, e DIES 223) 


An ſämtliche Königlichen Regierungen mit Ausſchluß von Aurich, Münſter 
und Sigmaringen. 

Da es mit Rückſicht auf die Zahl der verfügbaren Forſtſchreiberſtellen 
ſeit längerer Zeit nicht möglich iſt, die Schreibgehilfen, die ihrem Dienſtalter 
nach zur etatmäßigen Anſtellung an der Reihe ſind, ſogleich zu Forſtſchreibern 
zu ernennen, werden ſie gegenwärtig alle aufgefordert, zu erklären, ob ſie die 
Belaſſung der Schreibgehilfenzulage oder das Aufrücken in die penſionsbe⸗ 
rechtigende Stelle eines Förſters o. R. vorziehen. Diejenigen von ihnen, 
die zunächſt Schreibgehilfe bleiben, ſind nach der Ernennung zum Forſtſchreiber 
oder Förſter o. R. in die Liſte der Förſter o. N. fo einzureihen, als ob fie 
nicht übergangen wären. Auch iſt bei Bemeſſung des Beſoldungsdienſtalters 
die ganze Schreibgehilßenzeit als diätariſche Dienſtzeit zu rechnen, da die ſpä⸗ 
tere Anſtellung eine Folge des Stellenmangels iſt. 

Soweit abweichend hiervon verfahren iſt, wolle die Königliche Regierung 
für eine Aenderung mit rückwirkender Kraft ſorgen. 


*) Die Muſter werden nicht mit abgedruckt. 
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1916. 23. Auguſt. 
Aenderung der a der Landgendarmerie. 
M. J. (M. Bl. S. 172.) 


Euerer (Tit.) überſende 5 nachſtehend ergebenſt eine Abſchrift der Aller— 
höchſten Kabinettsorder vom 29. Juni d. Is. nebſt Ausführungsbeſtimmungen 
über die Aenderung der Uniform der Landgendarmerie zur gefälligen Kennt- 
nisnahme. 

An ſämtliche Herren Regierungspräſidenten. 


Auf Ihren gemeinſchaftlichen Bericht vom 21. April 1916/22. Mai 1916 
beſtimme Ich: Die in Meiner Order vom 21. September 1915 für die Offi⸗ 
ziere und Mannfhaften der Armee erlaſſenen Aniformbeſtimmungen gelten 
gemäß auch für die Offiziere, Oberwachtmeiſter und Gendarmen der preu— 
ßiſchen Landgendarmerie. 

Ich genehmige das Wir vorgelegte Muſter des Waffenrocks. 

Außerdem treten an den Uniformen der Landgendarmerie die Wir weiter 
vorgeſchlagenen Aenderungen ein. 

Sie, der Kriegsminiſter, haben hiernach das Weitere zu veranlaſſen. 

Großes Hauptquartier, den 29. Juni 1916. 

Wilhelm R. 
An den Miniſter des Innern und den Kriegsminiſter. 
Ausführungsbeſtimmungen. 

Vorſtehende Allerhöchſte Kabinettsorder wird mit folgenvem zur Kenntnis 
gebracht: 

1. Das Grundtuch für alle Bekleidungsſtücke — ausgenommen Hoſen — 
iſt künftig feldgrau, das Hoſentuch grau, nach den für die une feſtgeſetzten 
Proben. 

Unterſcheidungszeichen an den Bekleidungsſtücken ſiehe Ziffer 13. 

2. Die jetzt vorhandenen Bekleidungs⸗ und Ausrüſtungsſtücke ſind — mit 
Ausnahme der in Ziffer 3 genannten — unverändert aufzutragen und die bereits 
beſchafften Materialien alter Art aufzubrauchen. 

Indeſſen find nicht mehr zu tragen: Bandeliere und Kartuſchen ſeitens 
der Oberwachtmeiſter und Gendarmen, Feldbinden, Epauletten und Epaulett⸗ 
halter. Achſelſtücke alter Art ſind baldmöglichſt durch ſolche neuer Art zu erſetzen. 

3. An den Paletots, Mänteln und Umhängen bisheriger Probe für Offi- 
ziere ſind Kragen und blanke Knöpfe durch ſolche wie am Mantel uſw. neuer 
Art zu erſetzen. 

4. Infolge Einführung der Bluſe fällt der graugrüne Sommerrock für 
Oberwachtmeiſter und Gendarmen fort. Zur Verwendung als Sommerkleidung 
und gleichzeitig als Hausröcke dürfen aus etwas leichterem Stoff gefertigte, 
im übrigen aber vorſchriftsmäßige Bluſen geliefert werden. 

5. Die Achſelſtücke und Feldachſelſtücke haben dunkelgrüne Unterlage und 
ponceauroten Randitreifen. 

6. Der kleine Rock hat dunkelgrüne Patten mit ponceaurotem Vorſtoß. 

7. Die Streifen an der Galahoſe ſind dunkelgrün. 

8. Die Oberwachtmeiſter und Gendarmen dürfen auch ferner braune Hand— 
=) tragen. 

Die Oberwachtmeiſter tragen vorn am Kragen des Mantels und des. 
1 — ſtatt der weißen Borte mit ſchwarzem Streifen — zwei ſenk⸗ 
rechte Streifen ſilberner Treſſe von der Art der Einfaſſungstreffe ihrer Schul- 
terklappen. 

10. Für den Helm wird der Ueberzug (ohne Abzeichen) eingeführt. 

11. Zum Gebrauch außer Dienſt und im kleinen Dienſt, ſoweit Schuß⸗ 
waffen nicht mitgeführt werden, dürfen die berittenen Oberwachtmeiſter und 
Gendarmen das bisherige Anterſchnallkoppel, an dem der e fort⸗ 
fällt, tragen. 

12. Die Säbelſcheiden werden geſchwärzt, an den Säbelſche: den der Ober— 
wachtmeiſter und Gendarmen wird das untere Ringband mit Ring entfernt. 
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13. Unterſcheidungszeichen an den Bekleidungsſtücken der Landgendarmerie. 


Be⸗ 
klei- Beſatz⸗ 
& dungs⸗ſſtreifen 

ſtück 


1 Mütze dunkel⸗ 


grün 
3 ö 


— ee 


Berlin, den 


Kragen 
und 
Aermelaufſſchläge 


ſtoß; Offiziere mit 
Stickerei wie bisher; 
Oberwachtmeiſter 
uſw. gelbkamelgar⸗ 
neue Litzen mit dun⸗ 
kelgrünem Streifen. 


Klappkragen ron 
dunkelgrünem Tuch 
(oben und unten) mit 
Vorſtoß; für Offiziere 
dunkelgrüne Kragen⸗ 
patten mit verklei⸗ 
nerter matigoltener 
Nachbildung der 
Stickerei am Kragen 
des Waffenrocks; für 
Oberwachtmeiſter 
uſw. graue Kragen⸗ 
doppellitzen mit dun⸗ 
kelgrünem Spiegel 
und gelben Streifen. 


23. Auguſt 1916. 


— ſ ! — — 


Der Miniſter des Innern. 


alter- | ſtöße oder 
Knöpfe 8 

klappen allge. Tnöpfeſ ner 
mein, barte 


dunkelgrün mit Vor⸗ wie bisher] desgl. 


wie am Idesgl., 


ber⸗ 
wacht⸗ 
meiſter. 


rock, auch nur am 
hinſichtlichſ Kragen 


ſen 


blanke | glatte 
von golde⸗ 

Tom] ne 
bak Treſ⸗ 


matte Unter- 


Waffen⸗ aber | mit | offis 
Krone zier- 
a borte 
je Treſ⸗ Tom⸗ 
ſenein⸗ bak 
faſſung de 


== 


Bemerkungen 


1. Lackierter 

feldgrauer 
Schirm an der 
Mütze; an der 
Feldmütze der 

Offiziere: 
Schirm und 
Kinnriemen 
matt feldgrau 


2. Vorſtoß in 
den Seiten⸗ 
nähten der 
grauen Tuch⸗ 
und Galahoſe: 
porceaurot. 


3. Am Dan« 
tel und Um⸗ 
hang dunkel- 
grüner Kragen 
(obenu. unten) 
mit ponceau- 
rotem Vorſtoß, 
außerdem am 
Mantel matte 

Knöpfe mit 

Krone von 

Tombak, 

Schulterklap⸗ 
pen wie an 

der Bluſe. 


Der Kriegsminiſter. 
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Aenderung der Ausführnugsbeſtimmungen über die Einfehr von 
Salzheringen uſw. vom 5. April 1916. 


R. K. (RX. G. Bl. S. 949.) 


Auf Grund der §§8 2, 3 der Verordnung des Bundesrats über die Einfuhr 
von Salzheringen vom 17. Januar 19161) in der Faſſung der Verordnung 
des Bundesrats vom 4. April 19162) in Verbindung mit der Bekanntmachung 
über die Einfuhr von Salgzfiſchen, Klippfiſchen und Fiſchrogen vom 5. April 
19163) beſtimme ich: 1 

§ 8 der Ausführungsbeſtimmungen über die Einfuhr von Salzheringen 
uſw. vom 5. April 1916 erhält folgenden Abſatz 2: 

Die Landeszentralbehörden können die Einfuhr im Grenzverkehre 
| weiter beſchränken oder verbieten; fie können beſtimmen, daß Dieje 
Einfuhr nur über einzelne, von ihnen zu bezeichnende Grenzſtationen 
erfolgen darf. 
II. 
Dieſe Bekanntmachung tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft. 


1916. 23. Auguſt. 
Anbringung der Manometer. 
M. Bl. H. G. (M. Bl. H. G. S. 290.) 


Die Vorſchriften des § 10 der allgemeinen polizeilichen Beſtimmungen über 
die Anlegung von Dampfkeſſeln fordern ein „zuverläſſiges“ Manometer, d. h. 
ein Vorrichtung, die den im Keſſel herrſchenden Dampfdruck unbeeinflußt durch 
Störungen angibt. Ein bei hochgelegenem Dampfraum, wie bei Steilrohr— 
keſſeln, in Augenhöhe des Heizers heruntergezogenes Manometer entſpricht 
dieſer Anforderung nicht, da ſeine Angaben durch die zu dem (jeweiligen 
Dampfdruck hinzutretende gleichbleibende Waſſerſäule prozentual unſtetig be⸗ 
einflußt werden. Eine Verſchiebung der Teilung um den Betrag der auf 
dem Manometer ruhenden Waſſerſäule (ausgedrückt in Atmoſphären) iſt ge⸗ 
eignet, andere Uebelſtände hervorzurufen, namentlich den, daß bei Keſſeln mit 
Dampfräumen, die in verſchiedener Höhe liegen, für jeden Keſſel beſonders 
eingeſtellte Manometer vorhanden fein müßten, deren Verwechſelung nachtei⸗ 
lige Folgen haben könnte. Wenn heruntergezogene, in der Teilung ver— 
ſchobene Manometer als „zuverläſſig“ anerkannt würden, ſo müßte dies ferner 
zur Folge haben, daß jedes durch eine Waſſerſäule zuſätzlich belaſtete Mano⸗ 
meter durch Verſchiebung der Teilung berechtigt oder ein Grenzwert feſt— 
gelegt werden müßte, von dem an dies zu geſchehen hätte. Außerdem iſt zu 
befürchten, daß in langen Manometerrohren häufiger ſchwer zu beſeitigende 
Verſtopfungen eintreten, durch welche die Zuverläſſigkeit der Angaben beein=- 
flußt wird. 

Aus dieſen Gründen vermag ich heruntergezogene Manometer für hoch— 
gelegene Dampfräume nicht als dem § 10 a. a. O. entſprechend anzuerkennen. 
Es iſt vielmehr zu fordern, daß auch in dieſen Fällen das Manometer mit 
Kontrollflanſch am Dampfraum in der Weiſe angebracht wird, daß es nicht 
zuſätzlich belaſtet wird. Der Forderung des § 10, daß die Manometerangaben 
vom Keſſelwärter jederzeit ohne Schwierigkeiten beobachtet werden können, wird 
bei den fraglichen Keſſelanlagen durch Anbringung von Laufbühnen in allen 
Fällen zu entſprechen ſein. 

Wenn Keſſelbeſitzer neben dem unbeeinflußten Manometer zur Bequem- 
lichkeit der Heizer ein heruntergezogenes Manometer anbringen wollen, ſo 


1) Verwaltungsvorſchriften Jahrgang 1916 I S. 34. 
2) Verwaltungsvorſchriften Jahrgang 1916 I S. 232. 
3) Verwaltungsvorſchriften Jahrgang 1916 I S. 236. 
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mag ihnen das freigeſtellt fein, ebenſo wie dies bei heruntergezogenen Waſſer⸗ 
ſtandszeigern der Fall iſt, die ich bisher ebenſowenig als zuverläſſig im Sinne 
der allgemeinen polizeilichen Beſtimmungen anerkannt habe, wie Speiſewaſſer⸗ 
regler und ähnliche zur Bequemlichkeit der Bedienung empfohlene Erſatzvor⸗ 
richtungen für die anerkannten Sicherheitsvorrichtungen der Dampfkeſſel. 
An den Zentralverband der preußiſchen Dampfkeſſelüberwachungsvereine in 
Frankfurt a. O. 
1916. 24. Auguſt. 


Ausfährungsauweiſung zur Verordunng über Eier vom 12. August 1916 
(Keichs⸗Geſetzbl. S. 927). 


WM. H. G. M. L. D. F. M. J. (M. Bl. L. D. F. S. 228.) 


I. Verteilungsſtellen. 

Für den Preußiſchen Staat wird eine Landesverteilungsſtelle für Eier 
(Landeseierſtelle) errichtet. Die Landeseierſtelle iſt eine Behörde und hat ihren 
Sitz in Berlin. 

Die Landeseierſtelle hat für die Verteilung der Eier im Staatsgebiet zu 
ſorgen, den Verbrauch von Eiern zu überwachen und die Ueberſchußmengen 
nach Weiſung der Reichsverteilungsſtelle abzuliefern. 

Der Vorſitzende, der ſtellvertretende Vorſitzende und die Witglieder der 
Landeseierſtelle werden von dem WMiniſter des Innern im Benehmen mit 
den Winiſtern für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten und für Handel 
und Gewerbe ernannt. 

Die Aufſicht über die Landeseierſtelle führt der Miniſter des Innern. 
Der Erlaß einer Geſchäftsanweiſung für die Landeseierſtelle bleibt vorbehalten. 

Für jede Provinz, ſowie für die Hohenzollernſchen Lande iſt wenigſtens 
eine Unterverteilungsſtelle (Provinzial- oder Bezirkseierſtelle) einzurichten. Die 
Stadt Berlin iſt der Provinzialeierſtelle (Provinzial⸗ oder Bezirkseierſtelle) 
der Provinz Brandenburg anzuſchließen. 

Der Oberpräſident (für die Hohenzollernſchen Lande der Regierungsprä— 
ſident in Sigmaringen) erlaſſen die Anordnungen wegen Einrichtung der Un⸗ 
terverteilungsſtellen und führen die Aufſicht über dieſelben. Die Oberpräſi⸗ 
denten können die Einrichtung der Unterverteilungsſtellen und die Führung 
der Aufſicht über fie den Negierungspräſidenten für ihren Bezirk übertragen. 
Anzeige über die erfolgte Einrichtung der Unterverteilungsſtellen iſt unter 
Benennung der Leiter dem Miniſter des Innern und der Landeseierſtelle 
bis zum 15. September d. J. zu erſtatten. 

Die Landeseierſtelle iſt befugt, mit den ſtaatlichen und kommunalen Be⸗ 
hörden in unmittelbaren Verkehr zu treten. Die Unterverteilungsſtellen haben 
den Anforderungen der Landeseierſtelle, die Kommunalverbände den Anfor— 
derungen der Landeseierſtelle und der Unterverteilungsſtellen Folge zu leiſten. 

II. Zuſtändigkeit der Behörden. 

Höhere Verwaltungsbehörde iſt der Negierungspräfident, für Berlin der 
Oberpräſident. Untere Verwaltungsbehörde iſt in Stadtkreiſen der Gemeinde⸗ 
vorſtand (Magiſtrat, Bürgermeiſter), in Landkreiſen der Landrat (Oberamtmann). 
Kommunalverbände im Sinne der Verordnung ſind die Stadt- und Landkreiſe. 
Wer als Gemeinde, als Vorſtand der Gemeinde und des Kommunalverbandes 
anzuſehen iſt, beſtimmen die Gemeindeverfaſſungsgeſetze und die Kreisordnungen. 
Die Gutsbezirke werden den Gemeinden gleichgeſtellt. Die den Kommunal⸗ 
verbänden und Gemeinden übertragenen Anordnungen erfolgen durch ihren 
Vorſtand. 

Zuſtändige Behörde iſt in Stadtkreiſen der Gemeindevorſtand (Magiſtrat, 
Bürgermeiſter), in Landkreiſen der Landrat (Oberamtmann). 


III, Einzelbeſtimmungen. 
Zu 858 5 und 7. 

Die Erlaubnis für den gewerbsmäßigen Erwerb von Eiern zur Weiter— 
veräußerung oder gewerblichen Verarbeitung oder die gewerbmäßige Vermitt- 
lung eines ſolchen Erwerbes iſt unabhängig von einer nach ſonſtigen Vor⸗ 
ſchriften, insbeſondere nach der Verordnung über den Handel mit Lebens⸗ 
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und Futtermitteln und zur Bekämpfung des Kettenhandels vom 24. Juni 
1916 (Neichs⸗Geſetzbl. S. 581) etwa erforderlichen Erlaubnis. Der Erlaubnis 
bedürfen daher auch ſolche Perſonen, denen die Erlaubnis zum Handel mit 
Lebensmitteln und Futtermitteln nach jener Verordnung erteilt iſt. Auch Klein⸗ 
händler, die Eier zur Weiterveräußerung an Verbraucher erwerben, müſſen 
hierzu im Beſitz der Erlaubnis ſein. 

Zuſtändig für die Erteilung oder Verſagung der Erlaubnis tt die Unter— 
verteilungsſtelle, in deren Bezirk der Erwerb der Eier oder die Vermittlung 
des Erwerbs beabſichtigt iſt, bzw. die von ihr beſtimmte Stelle (Magiſtrat, 
Bürgermeiſter, Landrat). Der Widerruf der Erlaubnis erfolgt durch die Stelle, 
die Erlaubnis erteilt hat. 

Gegen die Verſagung oder den Widerruf findet Beſchwerde an die Behörde 
ſtatt, die der Unterverteilungsſtelle oder der von ihr beſtimmten Stelle zunächſt 
übergeordnet iſt (Oberpräſident, Regierungspräſident). Dieſe Behörde entſcheidet 
endgültig. f 

Die Herausgabe eines einheitlichen Muſters für die Ausweiskarte iſt nicht 
beabſichtigt. Jedoch haben die Stellen, von denen die Ausweiskarten 
und Nebenausweiskarten erteilt werden, den Polizeibehörden, Eiſenbahn- und 
Poſtbehörden ihres Bezirks Muſter der Karten zur Erleichterung der Ueber— 
wachung mitzuteilen. 


Zu SS 6 und 7. a 

Als Handel- und Gewerbetreibende im Sinne des $ 6 gelten auch die 
Herſteller von Back-, Konditor⸗ und Teigwaren, ſowie Wirte. 

Gegen die Verſagung oder den Widerruf der Erlaubnis findet die Ber 
ſchwerde an den Regierungspräſidenten (für Berlin den Oberpräſidenten) ſtatt, 
welcher endgültig entſcheidet. 


Zu 89. 

Sämtliche Stadt- und Landkreiſe haben alsbald den Verkehr und Ver— 
brauch von Eiern in ihrem Bezirk ſo zu regeln, daß eine beſtimmte Höchit« 
verbrauchsmenge von dem einzelnen Verbraucher (mit Ausnahme der Selbſt— 
verſorger) nicht überſchritten werden kann. Bis auf weiteres darf in keinem 
Stadt⸗ und Landkreis der Verbrauchsregelung eine Höchſtmenge von mehr 
als 2 Eiern für den Kopf und die Woche zugrunde gelegt werden. 

Um die Einhaltung der Höchſtverbrauchsmenge zu ſichern, haben alle Stadt⸗ 
und Landkreiſe bis ſpäteſtens zum 1. Oktober die Eierkarte, und zwar ent⸗ 
weder in Geſtalt einer beſonderen Karte oder des Teilabſchnitts einer andern 
Lebensmittelkarte einzuführen. Die einfache Abſtempelung oder ähnliche Ent⸗ 
wertung einer andern Karte, etwa der Brotkarte (ohne Abtrennung eines 
Abſchnitts) hat ſich als unzulängliche Verteilungsmaßnahme erwieſen, da bei 
dieſem Verfahren keine Gewähr dafür gegeben iſt, daß die dem Kleinhändler 
zur Abgabe an die Verbraucher zugewieſene Eiermengen auch tatſächlich gleich- 
mäßig in deren Hände gelangen. Die Zuweiſung der Eier an die Händler 
muß ſich auf der Karte oder dem Kartenabſchnitt aufbauen, den der Ver⸗ 
braucher dem Händler beim Bezug von Eiern zu verabfolgen hat. Der Ger 
ſamtnennwert der vom Händler in beſtimmter Friſt vereinnahmten Abſchnitte 
bildet die Grundlage für die Berückſichtigung des Händlers bei der Austeilung 
der verfügbaren Eiervorräte durch die kommunalen Eieranweiſungsſtellen. 

Die Eierkarte iſt mit Nüdfiht auf die wechſelnde Höhe der verfügbaren 
Vorräte am zweckmäßigſten ſo zu geſtalten, daß ein beſtimmter Nennwert auf 
ihr nicht angegeben, ſondern die auf die einzelne Karte zu entnehmende Eier⸗ 
menge nach den verfügbaren Vorräten jewellig feſtgeſetzt und bekanntgegeben. 
wird. Ä 
Die Stadt⸗ und Landkreiſe haben ferner durch Einführung von Kunden 
liſten, Feſtſetzung von Abgabebezirken oder auf andere Weiſe die Abgabe 
von Eiern ſo zu regeln, daß den Verbrauchern der zuläſſige Bezug möglichſt 
gleichmäßig geſichert und erleichtert wird. Auch iſt Vorſorge zu treffen, daß 
bei der für die nächſten Monate zu erwartenden größeren Eierknappheit die 
Inſaſſen von Krankenhäuſern und Lazaretten, ſowie auch in Privatpflege be⸗ 
findliche Kranke vorzugsweiſe berückſichtigt werden. 
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Die Verbrauchsregelung muß ſich auch auf die Verabfolgung von Eiern 
an den Verbraucher in Gaſt-, Schank⸗ und Speiſewirtſchaften, Vereins- und 
Erfriſchungsräumen, Fremdenheimen, Konditoreien und ähnlichen Betrieben, 
ſowie auch auf den Bezug von Eiern unmittelbar vom Geflügelhalter erſtrecken. 

Den Stadt⸗ und Landkreiſen im Sinne der Beſtimmungen über die Nes 
gelung des Verkehrs und des Verbrauchs von Eiern ſtehen die Gemeinden 
gleich, ſoweit ihnen die Regelung für ihren Bezirk übertragen wird. 


Zu Ss 10 und 11. 

Die Verſandvorſchriften in den 88 10 und 11 ſollen der Sicherung der 
Verbrauchsregelung und eines beherrſchenden Einfluſſes der Landeseierſtelle 
und der Unterverteilungsſtelle auf den geſamten Eiermarkt (insbeſondere auf 
die Preisgeſtaltung) durch Vermittlung der von ihnen zugelaſſenen Aufkäufer 
dienen. Die Behörden haben bei der Erteilung der nach den SS 10 und 11 
erforderlichen Beſcheinigungen mit größter Vorſicht zu verfahren, damit Um- 
gehungen der Verſandvorſchriften unbedingt verhütet werden. 


Zu § 14 Abſ. 2. N 
Die Landeseierſtelle, die Unterverteilungsſtellen und mit Zuſtimmung der 
Vnterverteilungsſtellen auch die Stadt- und Landkreiſe können beſtimmen, daß 
1. die Geflügelhalter die Eier, die ſie zum Verkauf bringen, nur an 
beſtimmte Sammelſtellen (Kreis-, Ortsſammelſtellen), Genoſſenſchaften 
oder Händler oder nur an beſtimmten Orten abſetzen dürfen; 
2. nur beſtimmte Perſonen zum Aufkauf der Eier bei den Geflügel- 
haltern befugt ſind. 


IV. Schlußbeſtimmung. 
Dieſe Ausführungsanweiſung tritt mit dem Tage ihrer Verkündung in Kraft. 


1916. 24. Auguſt. 
Regelung der Wilspreiſe. 
R. K. (R. G. Bl. S. 959.) 


Der Bundesrat hat auf Grund des § 3 des Geſetzes über die Ermächtigung 
des Bundesrats zu wirtſchaftlichen Maßnahmen uſw. vom 4. Auguſt 1914) 
folgende Verordnung erlaſſen: 


8 1 
Der Reichskanzler iſt ermächtigt, Preiſe für den Großhandel mit Wild 
feſtzuſetzen. 
a 8 2 
Die Preiſe ſind für das Reichsgebiet maßgebend, ſoweit nicht nach § 3 
abweichende Beſtimmungen getroffen werden. 


8 3 

Zur Berückſichtigung der beſonderen Markbverhältniſſe in den verſchiedenen 
Wirtſchaftsgebieten können die Landeszentralbehörden oder die von ihnen be— 
ſtimmten Behörden für ihren Bezirk oder Teile ihres Bezirkes Abweichungen 
von den Preiſen anordnen. Der Reichskanzler kann Höchſtgrenzen für dieſe 
Abweichungen vorſchreiben. 

Wird von der Befugnis des Abſ. 1 Gebrauch gemacht, jo iſt maßgebend 
für den einzelnen Verkauf der Höchſtpreis des Ortes, in deſſen Bezirk der Ver— 
käufer ſeine gewerbliche Niederlaſſung und, in Ermangelung einer ſolchen, ſeinen 
Wohnſitz hat, und wenn der Verkauf für Rechnung des Jagdberechtigten erfolgt, 
der Preis des Ortes, in deſſen Bezirk das Wild erlegt iſt. 

Wird das Wild an einen anderen als den nach Abſ. 2 maßgebenden Ort 
verbracht und dort für Rechnung des Eigentümers verkauft, fo iſt der an dieſem 
Orte geltende Höchſtpreis maßgebend. 


*) Verwaltungsvorſchriften Jahrgang 1914 J S. 857. 
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8 4 
Inſoweit Preiſe gemäß § 1 feſtgeſetzt find, ſind die Landeszentralbehörden 
oder die von ihnen beſtimmten Behörden verpflichtet, Höchſtpreiſe für den Klein⸗ 
verkauf von Wild unter Berückſichtigung der beſonderen örtlichen Verhältniſſe 
feſtzuſetzen. Die Höchſtpreiſe können verſchieden feſtgeſetzt werden, je nachdem der 
Kleinverkauf durch den Jäger ſelbſt oder durch den Händler erfolgt. Der 
Reichskanzler iſt befugt, Vorſchriften über die Grenzen zu erlaſſen, innerhalb 
deren ſich die Fleinverkaufshöohſtpreiſe zu bewegen haben. 
Die Vorſchriften im § 3 Abſ. 2 und 3 finden entſprechende Anwendung. 
8 5 
Die auf Grund dieſer Verordnung feſtgeſetzten Preiſe ſind Höchſtpreiſe 
im Sinne des Geſetzes, betreffend Höchſtpreiſe, vom 4 Auguſt 1914 in der 
Faſſung der Bekanntmachung vom 17. Dezember 1914 (Neichs⸗Geſetzbl. S. 516) 
in Verbindung mit den Bekanntmachungen vom 21. Januar 1915 (Reichs⸗Geſetzbl. 
S. 25) und vom 23. März 1916 en ©, 183). 


Als Kleinverkauf im Sinne dieſer Weber g gilt der Verkauf an den 
Verbraucher. Als Großhandel gelten alle ſonſtigen Verkäufe. 
87 


Der Reichskanzler kann Ausnahmen zulaſſen. 
ö 8 


Dieſe Verordnung tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft. Die 
Verordnung über die Regelung der Fiſch⸗ und Wildpreiſe vom 28. Oktober 
1915*) tritt am gleichen Tage außer Kraft; die auf Grund dieſer Verordnung 
feſtgeſetzten Höchſtpreiſe für Wild bleiben bis auf weiteres in Geltung; die 
Vorſchrift im $5 findet auf fie Anwendung. 


1916. 24. Auguſt. 
neberwachung und zwanugsweiſe Verwaltung ausland iſcher Unternehmungen 
R. K. (R. G. Bl. S. 961.) 


Der Bundesrat hat auf Grund des § 3 des Geſetzes über die Ermächtigung 
des Bundesrats zu wirtſchaftlichen Maßnahmen uſw. vom 4. N 1914!) 
folgende Verordnung erlaſſen: 

8 1 

Zwangsvollſtreckungen, Arreſte, einſtweilige Verfügungen und Konkursan⸗ 
träge gegen das Vermögen, das einer ſtaatlichen Aufſicht oder Verwaltung 
nach Maßgabe der Verordnungen vom 4 September?) und 26. November 
19143) ſowie vom 10. Februar 1916*) unterjteht, können nur mit Genehmigung 
der Landeszentralbehörde erfolgen. Soweit nach dem Inkrafttreten der Ver— 
ordnung über die Anmeldung des im Inland befindlichen Vermögens von 
Angehörigen feindlicher Staaten vom 7. Oktober 19155) Zwangsvollſtreckungen, 
Arreſte oder einſtweilige Verfügungen erfolgt ſind, kann die Aufſichtsperſon 
oder der Verwalter mit Genehmigung der Landeszentralbehörde die Aufhebung 
verlangen. 


8 2 

Iſt Vermögen nach Maßgabe der Verordnungen vom 26. November 19143) 

und vom 10. Februar 1916“) unter Verwaltung geſtellt, jo kann der Verwalter 

ungeachtet der Vorſchrift des § 2 der Verordnung, betreffend Zahlungsverbot 

gegen England, vom 30. September 1915) die Erfüllung vermögensrechtlicher 

Anſprüche fordern; die Stundung endet mit dem Ablauf eines Monats nach 
der Aufforderung zur Leiſtung. 


) Verwaltungsvorſchriften Jahrgang 1915 JI S. 325. 
1) Verwaltungsvorſchriften Jahrgang 1914 J S. 857. 
2) Verwaltungsvorſchriften Jahrgang 1914 II S. 101. 
3) Verwaltungsvorſchriften Jahrgang 1914 II S. 253. 
4) Verwaltungsvorſchriften Jahrgang 1916 I S. 126. 
5) Verwaltungsvorſchriften Jahrgang 1915 JI S. 229. 
6) Perwaltungsvorſchriſten Jahrgang 1911 II S. 130. 
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Endet bei einem Wechſel, bei welchem durch die Stundung gemäß SA 
der Verordnung vom 30. September 19148) die Proteſterhebung hinausgeſchoben 
iſt, die Stundung auf Grund der Vorſchrift des Abſ. 1, ſo bleiben gleichwohl 
die Proteſterhebung und der Rückgriff aus dem Wechſel bis auf weiteres 
ausgeſchloſſen. Dieſe Vorſchrift findet auf Schecks entſprechende Anwendung. 

{ e 8 3 N 

Die Verordnung tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft. Der 

Reichskanzler beſtimmt den Zeitpunkt des Außerkrafttretens. 


1916. 25. Auguſt. 
Tleußere Keunzeichuung der Waren. 
R. K. (R. G. Bl. S. 962.) 

Auf Grund des § 1 der Verordnung über die äußere Kennzeichnung von 

Waren vom 18. Mai 1916“) wird folgendes beſtimmt: 
Die Bekanntmachung über die äußere Kennzeichnung von Waren 
vom 26. Mai 1916“) findet auch Anwendung auf Pudding⸗ und 
Backpulver ſowie alle ähnlichen für die menſchliche Nahrung beſtimm⸗ 


ten Pulver. 
Dieſe Beſtimmung tritt mit dem Tage ihrer Verkündung in Kraft. 


1916. 25. Auguſt. 
Einkauf von Kohlräüben und Grünkohl. 
Kriegsernährungsamt (R. G. Bl. S. 967.) 

Auf Grund der Bekanntmachung über die Errichtung eines Kriegsernährungs- 
amts vom 22. Mai 191600 wird beſtimmt: 

Die Vorſchriften im § 3 Abſ. 1 bis 3 der Verordnung vom 5. Auguſt 
19167) über die Verarbeitung von Gemüſe werden auf Grund der Vorſchrift 
im § 3 Abſ. 4 daſelbſt auf Verträge über den Erwerb von Kohlrüben (Steck— 
rüben, Wruken) und von Grünkohl (Braun⸗ oder Krauskohl) zur Herſtellung 
von Dörrgemüſe für entſprechend anwendbar erklärt. 

Dieſe Bekanntmachung tritt mit dem Tage ihrer Verkündung in Kraft. 


1916. 25. Auguſt. 


Durchführung der Verordnung über Hafer ans der Ernte 1916. 
Kriegsernährungamt (R. G. Bl. S. 968.) 

Auf Grund des § 1 der Bekanntmachung über die Errichtung eines Kriegs- 
ernährungsamts vom 22. Mai 191600 wird als die nach § 19 der Verordnung 
über Hafer aus der Ernte 1916 vom 6. Juli 19161) zuſtändige Stelle die 
Reichsfuttermittelſtelle beſtimmt. 

1916. 25. Auguſt. 
Errichtung einer Reiczsverteilungsſtelle für Eier. 
Kriegsernährungsamt (R. G. Bl. S. 970.) 
ö Auf Grund der Bekanntmachung über die Errichtung eines Kriegsernährungs⸗ 
amts vom 22. Mai 19160 wird beſtimmt: 

6) Verwaltungsvorſchriften Jahrgang 1914 II S. 130. 

*) Verwaltungsvorſchriften Jahrgang 1916 1 S. 374. 

**) Verwaltungsvorſchriften Jahrgang 1916 1 S. 386. 

x} Verwaltungsvorſchriften Jahrgang 1916 J S. 380. 

+) Verwaltungsvorſchriften Jahrgang 1916 II S. 681. N 

1) Perwaltungsvorſchriften Jahrgang 1916 II S. 515. I 1E} 
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Für das Reichsgebiet wird in Ausführung des § 1 Abi. 2 der Verord⸗ 
nung über Eier vom 12. Auguſt 1916 in Berlin eine „RNeichsverteilungs⸗ 
ſtelle für Eier“ errichtet. 


1916. 25. Auguſt. 


Familienunterſtützungen. 
M. J. (M. Bl. S. 186). 


Nach § 12 des Geſetzes vom 28. Februar 1884/4. Auguſt 1914, betreffend 
die Unterſtützung von Familien in den Dienſt eingetretener Mannſchaften, 
wird für die auf Grund des Geſetzes geleiſteten Unterſtützungen den Lie— 
ferungsverbänden Entſchädigung aus Reichsfonds bis zu den feſtgeſetzten Min⸗ 
deſtſätzen gewährt. Der Zeitpunkt der Zahlung wird durch beſonderes Geſetz 
beſtimmt. 

An ſich kann daher die Erſtattung der verauslagten Beträge von den 
Lieferungsverbänden nicht gefordert werden. Infolge der langen Dauer des 
Krieges und der ausgedehnten Aufſtellung von Kriegsformationen haben nun 
aber die Ausgaben für die Familienunterſtützungen einen Umfang angenom⸗ 
men, der die finanziellen Kräfte der Lieferungsverbände zu überſteigen droht. 

In Würdigung dieſer Sachlage iſt daher von dem Reichsamt des Innern 
im Einverſtändnis mit dem Herrn Staatsſekretär des Reichsſchatzamts in Aus⸗ 
ſicht genommen, den Lieferungsverbänden 25 vom Hundert der bis zum 30. 
Juni 1916 auf Grund des F. U. G. an Mindeſtſätzen „geleiſteten Beträge 
vorſchußweiſe aus Reichsmitteln zu erſtatten. Die Zahlung der Beträge ſoll 
je zur Hälfte am 15. Oktober 1916 und 15. Januar 1917 an die Lieferungs- 
verbände erfolgen. 

Damit die Anweiſung ſowie daran anſchließend die Auszahlung der nach 
Vorſtehenden zu erſtattenden Beträge an die Lieferungsverbände rechtzeitig 
erfolgen kann, erſuche ich Euere (Tit.) ergebenſt, mir eine entſprechende Nach— 
weiſung — nach Lieferungsverbänden getrennt — ſpäteſtens bis zum 10. Sep⸗ 
tember 1916 einzureichen. Von den einzelnen Lieferungsverbänden ſind nur 
auf Tauſende nach unten abgerundete Summen zur Erſtattung anzumelden. 
Bedenken dürften hiergegen nicht vorliegen, da es ſich um eine Vorausleiſtung 
handelt. In einer beſonderen Spalte der Nachweiſung iſt anzugeben, bis 
zu welcher Höhe von dem zur Erſtattung in Frage kommenden Betrage ſtaat⸗ 
licher Wechſelkredit in Anſpruch genommen worden iſt. 

Die ſpätere Anrechnung der ausgezahlten Beträge auf die gemäß $ 12 
a. a. O. zu leiſtenden Zahlungen bleibt ausdrücklich vorbehalten. 


1916. 25. Auguſt. 


Geſchäftsanweiſung für die Regierungskaſſenräte. 
F. M. M. J. (M. Bl. S. 201.) 


Euer (Tit.) erhalten hier neben . .. Stück der heute von uns erlaſſenen, 
mit dem 1. Oktober 1916 in Kraft tretenden Geſchäftsanweiſung für die Ne 
gierungskaſſenräte (vergl. Anlage zu Nr. 121) mit dem Erſuchen, je ein 
Stück davon ſämtlichen höheren ſowie den Bureau⸗ und Kaſſenbeamten der 
Regierung zuzufertigen. 

Bei der nicht zu unterſchätzenden Wichtigkeit der den Regierungskaſſen⸗ 
räten nach dieſer Anweiſung zufallenden Dienſtgeſchäfte muß die Auswahl 
der Kaſſenräte und ihrer Vertreter eine beſonders ſorgfältige ſein. Grund» 
ſätzlich iſt dabei davon auszugehen, daß der Kaſſenrat und ſein Vertreter 
ältere Verwaltungsmitglieder der Behörde ſein müſſen. Sie müſſen ferner 
beſonders tüchtig und dienſterfahren ſein, da nur dann ihre Tätigkeit, deren 
Ausübung Euer (it.) in gleicher Weiſe unterſtützen, wie überwachen wollen, 
eine erſprießliche ſein kann. 
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Wer bei der dortigen Regierung zum Kaſſenrat und zu ſeinem Vertreter 
beſtellt iſt, iſt uns alsbald anzuzeigen. Ebenſo iſt uns künftig über jede 
Veränderung in der Beſetzung dieſer Stellen Anzeige zu erſtatten. 


An die Herren Negierungsprafidenten in Gumbinnen, Allenſtein, Köslin, Stral⸗ 
ſund, Liegnitz, Erfurt, Hildesheim, Lüneburg, Osnabrück, Stade, Aurich, 
Münſter, Minden, Coblenz, Aachen, Trier, Sigmaringen, ſowie an den 
Herrn Leiter der Miniſterial-, Militär- und Baukommiſſion hier. 


Anlage zu Nr. 121. 
Geſchäftsanweiſung für die Negierungskaſſenräte. 


Die Tätigkeit der Regierungskaſſenräte hat ihre Grundlage in den 88 45 
und 20 der Regierungsinſtruktion vom 23. Oktober 1817 (Geſetzſamml. S. 248) 
in Verbindung mit D. II. 5 der Allerhöchſten Kabinettsorder vom 31. De⸗ 
zember 1825 (Geſetzſamml. 1826 S. 5) und mit Nr. 20 des Kaſſenregulativs 
vom 17. März 18280 v. Kamptz, Annalen Band XII S. 285) und regelt ſich 
im einzelnen nach den inzwiſchen ergangenen, dem jetzigen Kaffen- und Nech- 
nungsweſen angepaßten Beſtimmungen. 

Da nach der Allerhöchſten Kabinettsorder vom 5. Juni 1906 die Ob- 
liegenheiten und Befugniſſe der Negierungsfaffenräte auch von den Regie— 
rungskaſſeninſpektoren ausgeübt werden dürfen, ergeben ſich bei Handhabung 
der Dienſtgeſchäfte der Negierungskaſſenräte Verſchiedenheiten, je nachdem dieſe 
bei Regierungen ohne oder mit Regierungskaſſeninſpektoren tätig ſind. 


A. Dienſtgeſchäfte der Regierungskaſſenräte an Regierungen ohne 
Regierungskaſſeninſpektoren. 


1. Die Mitzeihnung der Entwürfe der an die Negierungshauptkaſſe er⸗ 
gehenden Einnahme-, Ausgabe- und Buchungsanweiſungen. Dabei 
find die Regierungskaſſenräte dafür verantwortlich, daß unzuläſſige 
Etatsüberſchreitungen unterbleiben und daß nicht auf unrechte Fonds 
angewieſen wird. 

2. Die Aufficht über die Vorprüfung der Kaſſenrechnungen nach $ 51 bes 
Staatshaushaltsgeſetzes und nach den ſonſt darüber erlaſſenen Be⸗ 
ſtimmungen, die Vollziehung der unter den Abſchlüſſen und Rechnungen 
oder als Rechnungsbelege auf Grund der Kaſſenbücher auszuſtellen⸗ 
den Beſcheinigungen. 

3. Die Ueberwachung der Wirtſchaftsführung der einzelnen Verwaltungen 
nach Maßgabe des Standes der Fonds und der bei Witzeichnung der 
Kaſſenanweiſungen gemachten Wahrnehmungen. 

4. Die Bearbeitung der Angelegenheiten des Geſchäftsbedürfnisfonds ſo⸗ 
wie die Aufſicht über die wirtſchaftliche Verwendung der bejchafften 
Gebrauchsgegenſtände, insbeſondere auch über die Schreibmittel- und 
die Druckſachen⸗Verwaltung; Aufträge zur Herſtellung neuer Vordrucke 
find ihm zur Mitzeichnung vorzulegen. 

5. Die Aufſicht über die beſtimmungsmäßige Führung der Kontrollen 
über die außerordentlichen Einnahmen (vgl. Erlaß vom 18. Februar 
1912 — R. K. O. S. 263 —). 

6. Die Fürſorge für die innere und äußere Sicherheit der Regierungs⸗ 
hauptkaſſe (6 () R. K. O.). 

7. Die Aufſicht über die ordnungsmäßige Wahrnehmung der Kaſſen⸗ 
und Rechnungsgeſchäfte bei der Negierungshauptfaffe nach den Vor— 
ſchriften der Negierungskaſſenordnung. 

8. Die Mitwirkung bei den ordentlichen (monatlichen) und den außerordent⸗ 
lichen (unvermuteten) Prüfungen der Regierungshauptkaſſe gemäß den 
Vorſchriften der Prüfungsordnung A vom 14. Januar 1916. 

9. Die Mitwirkung bei der Verwaltung des Verwahrgelaſſes nach SS 76 
und 77 R. K. O., insbeſondere bei der Annahme von Werten zum 
Verwahrgelaß und bei der Herausgabe ſolcher und die Führung des 
dritten Schlüſſels zu den Schränken des Verwahrgelaſſes. 
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10. Die Bearbeitung der zum Geſchäftsbereich der allgemeinen Kaſſen- 
verwaltung gehörigen Sachen. 

11. Die Aufſtellung der Entwürfe für die Einzeletats der Negierungs⸗ 
hauptkaſſe von der allgemeinen Finanzverwaltung und dem Finanz⸗ 
miniſterium ſowie der zugehörigen Etatsdeklarationen. Dabei haben 
ſie darauf zu achten, daß die allgemeinen Grundſätze und Vorſchriften 
über den Entwurf, die Feſtſtellung und Anfertigung der Etats beachtet 
werden, und Ausſtellungen, die ſich im einzelnen bei der Prüfung der 
Etatsentwürfe ergeben, vor deren Einreichung an die Zentralſtelle be- 
ſeitigt werden. 

12. Die Bearbeitung der Kaſſenabſchlußſachen und Kaſſenprüfungsſachen 
der Regierungshauptkaſſe. 

13. Die Bearbeitung der Angelegenheiten, betreffend Fälſchungen von Reichs- 
münzen, Veichsbanknoten, Reichskaſſenſcheinen und Zinsſcheinen. 

14. Die Mitwirkung 

a) bei allen Kaſſen⸗ und Rechnungsſachen von allgemeiner Bedeutung, 

b) in allen Angelegenheiten, die die Regelung des Kaſſendienſtes 
bei der Regierungshauptkaſſe betreffen, insbeſondere auch bei Anz 
ſtellung von Kaſſenbeamten — bei denen er vorher ſtets zu hören 
iſt —, bei Veränderungen im Perſonalbeſtande der Regierungs- 
hauptkaſſe, bei notwendigen Vertretungen und Aushilfen in der 
Regierungshauptkaſſe, bei Vorſchlägen von Kaſſenbeamten für die 
Zentralbehörden oder die höhere Kaſſenſaufbahn ſowie bei dienſt⸗ 
lichen Unregelmäßigkeiten uſw., 

c) in allen Angelegenheiten, die die Rechnungsabnahme und die Er=- 
ledigung der Prüfungserinnerungen der Oberrechnungskammer und 
des Rechnungshofes betreffen, 

d) in den Angelegenheiten, betreffend die Feſtſtellung und den Erſatz 
von Defekten, ö 

e) bei Anträgen auf Genehmigung von Etatsüberſchreitungen und 
zu Ausgaben, für welche Geldmittel nicht zur Verfügung ſtehen. 


B. An den Regierungen mit NRegierungsfaffeninjpeftoren 


gehen die vorſtehend unter A bezeichneten Dienſtgeſchäfte mit Ausnahme der 

unter Ar. 3 und 11 aufgeführten, die unter Nr. 8 erwähnten nach Maßgabe 

der Prüfungsordnung A vom 14. Januar 1916 an den Regierungskaſſeninſpektor 

über. 8 

122) Verfügung vom 25. Auguſt 1916, betreffend Geſchäftsanweiſungen für 
die Regierungskaſſenräte und für die Regierungskaſſeninſpektoren. 


Euer (Tit.) laſſen wir hierneben .. Stück der heute von uns für die 
Regierungskaſſenräte und für die Regicrungskaſſeninſpektoren erlaſſenen Ge 
ſchäftsanweiſungen (vgl. Anlagen zu Nr. 121 und 122) mit dem Erſuchen zu⸗ 
gehen, je ein Stück davon ſämtlichen höheren ſowie den Bureau- und Kaſſen⸗ 
beamten der Regierung zuzufertigen. 

Die Anweiſungen treten vom 1. Oktober 1916 ͤ ab an die Stelle der von 
den Herren Regierungspräſidenten erlaſſenen, hiermit vom gleichen Tage außer 
Kraft geſetzten Sonderanweiſungen. 

Im einzelnen bemerken wir noch folgendes: 


J. Geſchäftsanweiſung für die Regierungskaſſenräte. 


a) Mit den Geſchäſten des Regierungskaſſenrats iſt grundſätzlich ein Ober⸗ 
regierungsrat zu betrauen, als ſein Vertreter ein älterer, beſonders 
tüchtiger, dienſterfahrener Regierungsrat zu beſtellen. 

b) Nachdem die Regierungskaſſenräte von allen rein kaſſentechniſchen und 
formalen Geſchäften entlaſtet worden ſind, werden ſie ſich den ihnen 
gebliebenen Aufgaben mit um ſo größerem Eifer widmen können. 
Um ſie hierzu inſtand zu ſetzen, iſt dahin Vorſorge zu treffen, daß dem 
Regierungskaſſenrat alle Geſchäfts achen von wirtſchaſtlicher Bedeutung 
mitworgelegt werden. Die Herren Regierungspräfidenten und Abtei⸗ 
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lungsdirigenten machen wir dafür verantwortlich, daß dieſer Beſtimmung 
überall entſprochen wird. 


II. Geſchäftsanweiſung für die Regierungskaſſeninſpektoren. 

a) Zu II B 1. Damit die Negierungskaſſeninſpektoren einerſeits eine ein⸗ 
gehendere ſachlichere Prüfung der Kaſſen vornehmen können und an⸗ 
dererſeits dadurch nicht unnötig lange ihren Dienſtgeſchäften bei den 
Regierungen entzogen werden, iſt ihnen erforderlichenfalls, namentlich 
aber zu den Prüfungen größerer Sonderkaſſen, ein Nechnungsbeamter 
beizugeben, der ſie in den Prüfungsgeſchäften zu unterſtützen und be⸗ 
ſonders die rechneriſche Prüfung der Kaſſenbücher und Belege vorzu— 
nehmen hat. 

Bei welchen der den Regierungspräſidenten und den Regierungs- 
abteilungen unterſtellten Sonderkaſſen die Vorlage der Kaſſenprüfungs⸗ 
verhandlungen an die Regierungen notwendig oder wünſchenswert er— 
ſcheint, iſt nach Anhörung des Regierungskaſſeninſpektors zu prüfen 
und gegebenenfalls das Weitere dieſerhalb zu veranlaſſen. 

b) Zu II B 2. Um die Regierungskaſſeninſpektoren in dauernder Ver— 
bindung mit der Ausübung des Buchungs- und Nechnungsweſens bei 
den Kaſſen der Kommunalverbände zu erhalten, iſt ihnen Gelegenheit 
5 geben, alljährlich nach einem beſtimmten Plane eine Anzahl dieſer 

Kaſſen zu prüfen. Wegen der Mitbeteiligung von Rechnungsbeamten 
bei dieſen Prüfungen gilt das unter a Geſagte. 

c) Zu II B 5. Zum Mitglied der Prüfungskommiſſion für mittlere Be⸗ 
amte ſind die Regierungskafſeninſpektoren grundſätzlich nicht zu beſtellen. 
Erſcheint dies aus beſonderen Gründen ausnahmsweiſe notwendig, ſo 
iſt hierzu vorher unſere Genehmigung einzuholen. 

d) Zu anderen als den in der anliegenden Geſchäftsanweiſung aufge— 
führten Amtsgeſchäften dürfen die Regierungskaſſeninſpektoren ohne 
unſere Genehmigung im Einzelfalle nicht herangezogen werden. Auch 
dürfen ihnen ohne dieſe Genehmigung weder die Kaſſenratsgeſchäfte 
anderer Behörden (Provinzial-Schulkollegium, Medizinal-Kollegium, 
Strombauverwaltung, Generalkommiſſion, Konſiſtorium, Univerſität, 
Techniſche Hochſchule uſw.) noch die Abgabe von Gutachten für dieſe 
Behörden übertragen werden. Die Heranziehung der Regierungskaſ⸗ 
ſeninſpektoren zu den Dienſtgeſchäften der Oberpräſidenten in deren 
Hauptamt regelt ſich nach § 8 L. V. G. 

Wer bei der dortigen Regierung zum Kaſſenrat und zu ſeinem Vertreter 
beſtellt iſt, iſt uns alsbald anzuzeigen. Ebenſo iſt uns künftig über jede 
Veränderung in der Beſetzung dieſer Stellen Anzeige zu erſtatten. 


Berlin, den 25. Auguſt 1916. 


F.-M. 1 (271. Der Finonzminiſter. Der Minifte des Innern 
M. d. J. Ia 1018. Lentze. v. Loebel'. 


An die Herren Regierungspräſidenten in Königsberg, Danzig, Marienwerder, 
Potsdam, Frankfurt, Stettin, Poſen, Bromberg, Breslau, Oppeln, Magde— 
burg, Merſeburg, Schleswig, Hannover, Arnsberg, Caſſel, Wiesbaden, 
Düſſeldorf und Cöln. 


Anlage zu Nr. 122. 


Geſchäftsanweiſung für die Regierungskaſſeninſpektoren und Leiter von 
Rechnungsämtern. 


J. Dienſtliche Stellung des Regierungskaſſeninſpektors. 


Der Regierungskaſſeninſpektor iſt techniſcher Oberbeamter der Regierung 
und gehört als ſolcher zu deren Mitgliedern. In den Sitzungen ſhat er 
Stimmrecht nach Maßgabe der Allerhöchſten Kabinettsorder vom 21. September 
1905 (Geſetzſamml. S. 403). Die Dienſtgeſchäfte, die der Regierungskaſſen⸗ 
inſpektor wie jedes andere Mitglied der Regierung als Dezernent oder Wit⸗ 
dezernent zu bearbeiten hat, zerfallen in ſolche, die er 
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in ſtändiger Vertretung des Kaſſenrats auf Grund der Allerhöchſten. 
Kabinettsorder vom 5. Juni 1908, 

in den ihm ſonſt noch zugewieſenen Angelegenheiten kaſſentechniſcher 
oder formaler Natur, 

als Leiter des Nechnungsamts und Rechnungsabnahmekommiſſar 


wahrzunehmen hat. 

Prüfungsbemerkungen und Anregungen von allgemeiner Bedeutung hat. 
er dem Regierungspräſidenten oder einer Negierungsabteilung durch die Hand 
des Kaſſenrats vorzulegen. 


Or 


10. 


11. 


II. Dienſtobliegenheiten des Regierungskaſſeninſpeltors. 
A. in ſtändiger Vertretung des Kaſſenrats. 


Die Mitzeichnung der Entwürfe der an die Negierungshauptkaſſe er⸗ 


gehenden Einnahme, Ausgabe- und Buchungsanweiſungen. Dabei iſt 
der Regierungskaſſeninſpektor dafür verantwortlich, daß unzuläſſige 
Etatsüberſchreitungen unterbleiben, und daß nicht auf unrechte Fonds 
angewieſen wird. 


.Die Auſſicht über die Vorprüfung der Kaſſenrechnung nach § 51 des 


Staatshaushaltsgeſetzes und nach den ſonſt darüber erlaſſenen Beſtim⸗ 
mungen, die Vollziehung der unter den Abſchlüſſen und Rechnungen 
oder als Rechnungsbelege auf Grund der Kaſſenbücher auszuſtellenden 
Beſcheinigungen. 


. Die Unterſtützung des Kaſſenrats bei der Ueberwachung der Wirt— 


ſchaftsführung der einzelnen Verwaltungen durch mündliche Mitteilung 
über den Stand der Fonds und über die bei Mitzeichnung der 
Kaſſenanweiſungen gemachten Wahrnehmungen. 


Die Bearbeitung der Angelegenheiten des Geſchäftsbedürfnisfonds ſowie 


die Aufſicht über die wirtſchaftliche Verwendung der beſchafften Ge— 
brauchsgegenſtände, insbeſondere auch über die Schreibmittel- und die 
Druckſachenverwaltung. Aufträge zur Herſtellung neuer Vordrucke find 
ihm zur Mitzeichnung vorzulegen. 


Die Aufſicht über die beſtimmungsmäßige Führung der Kontrollen 


über die außerordentlichen Einnahmen (vgl. Erlaß vom 18. Februar 


1912 — R. K. O. S. 263). 
. Die Fürſorge für die innere und äußere Sicherheit der Regierungs- 


hauptkaſſe — § 6 HN. K. O. — 


. Die Aufſicht über die ordnungsmäßige Wahrnehmung der Kaſſen- und 


Rechnungsgeſchäfte bei der Negierungshauptkaſſe nach den Vorſchriften 
der Regierungskaſſenordnung. 


. Die Ausführung der ihm nach der Prüfungsordnung A vom 14. Januar 


1916 und nach der Prüfungsordnung B vom gleichen Tage bei den 
ordentlichen (monatlichen) und bei den außerordentlichen (unvermuteten) 
Prüfungen der Regierungshauptkaſſe obliegenden Geſchäfte. 


Die Mitwirkung bei der Verwaltung des Verwahrgelaſſes nach SS 76. 


und 77 R. K. O., insbeſondere bei der Annahme von Werten zum 

Verwahrgelaß und bei Herausgabe ſolcher und die Führung des dritten 

Schlüſſels zu den Schränken des Verwahrgelaſſes. 

Die Bearbeitung der zum Geſchäftsbereich der allgemeinen Kaſſen⸗ 

verwaltung gehörigen Sachen. 

Die Mitwirkung bei Aufſtellung der Entwürfe für die Etats der 

Regierungshauptkaſſe von der allgemeinen Finanzverwaltung und dem 

Finanzminiſterium ſowie der zugehörigen Etatsdeklarationen, wobei 

darauf zu achten iſt, daß 

a) die allgemeinen Grundſätze und Vorſchriften über den Entwurf, 
die Feſtſtellung und Anfertigung der Etats beachtet werden, und 

b) Ausſtellungen, die ſich im einzelnen bei der Prüfung der Etats⸗ 
entwürfe ergeben, vor deren Einreichung an die e be⸗ 
ſeitigt werden. 


Die Bearbeitung der Kaſſenabſchlußſachen und Kaſſenprüfungsſachen 


der Negierungshauptkaſſe. 
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13. Die Bearbeitung der Angelegenheiten, betreffend Fälſchungen von 
Neibsmünzen, Reichsbanknoten, RNeichskaſſenſcheinen und Zinsſcheinen. 
14. Die Mitwirkung 

a) bei allen Kaſſen⸗ und Rechnungsſachen von allgemeiner Bedeutung, 

b) in allen Angelegenheiten, die die Regelung des Kaſſendienſtes bei 
der Regierungshauptkaſſe betreffen, insbeſondere auch bei An⸗ 
ſtellungen von Kaſſenbeamten — bei denen er vorher ſtets zu hören 
iſt —, bei Veränderungen im Perſonalbeſtand der Regierungs- 
hauptkaſſe, bei notwendigen Vertretungen und Aushilfen in der 
Regierungshauptkaſſe, bei Vorſchlägen von Kaſſenbeamten für die 
Zentralbehörden oder die höhere Kaſſenlaufbahn ſowie bei dienſtlichen 
Unregelmäßigkeiten uſw., 

c) in allen Angelegenheiten, die die Rechnungsabnahme und die Er⸗ 
ledigung der Prüfungser innerungen der Oberrechnungskammer und 
des Rechnungshofes betreffen, 

d) in den Angelegenheiten betreffend die Feſtſtellung und den Erſatz 
von Defekten, 

e) bei Anträgen auf Genehmigung von Etatsüberſchreitungen und 
zu Ausgaben, für welche Geldmittel nicht zur Verfügung ſtehen. 


B. in ſonſtigen Angelegenheiten kaſſentechniſcher oder formaler Natur. 

1. Die Bearbeitung der Kaſſenabſchluß⸗ und Kaſſenprüfungsſachen und 
die Regelung des Kaſſendienſtes bei den den Vegierungspräſidenten 
und den Regierungsabteilungen unterſtellten Sonderkaſſen, ſowie die 
Heberwachung der ordnungsmäßigen Ausführung der ordentlichen und 
außerordentlichen Prüfungen dieſer Sonderkaſſen, ſoweit die Vorlage 
der Kaſſenprüfungsverhandlungen bei der Regierung angeordnet iſt. 

Der Regierungskaſſeninſpektor iſt ferner verpflichtet, alljährlich die 
außerordentliche (unvermutete) Prüfung der Negierungsbureaukaſſe und 
der Bureaukaſſe des Oberverſicherungsamts vorzunehmen und einmal 
jährlich eine beſtimmte Zahl von Kreiskaſſen, Forſtkaſſen und Domänen⸗ 
rentamtskaſſen ſowie die Kanzleiverwaltung der Regierung unvermutet 
eingehend zu prüfen. Er iſt befugt, bei dieſen Prüfungen mündliche 
Anordnungen zur Abſtellung von Wißſtänden im Kaſſen- und Rech⸗ 
nungsweſen ſoſort zu treffen, inſoweit es ſich dabei nicht um eine 
Aenderung beſtehender Vorſchriften handelt. Kommt eine ſolche Aen— 
derung in Frage, jo hat er ſie bei dem Negierungspräſidenten oder den 
Negierungsabteilungen anzuregen. 

2. Die Unterſtützung des Verwaltungsdezernenten in der Aufſicht über 
die Kaſſen der Kommunalverbände, insbeſondere durch örtliche Prü- 
fung der Buch- und Rechnungsführung. 

3. Die Mitwirkung in allen Angelegenheiten des Kommunal- und Spar— 
kaſſendezernats, die Kaſſen⸗, Etats⸗ und Kaſſenprüfungsſachen betreffen. 

4, Die Fürſorge für eine zweckentſprechende, die Aufſicht über die Wirt⸗ 
ſchaftsführung erleichternde Führung der Bücher und Kontrollen und 
für eine möglichſt einfache Handhabung der Bureaugeſchäfte, beſonders 
hinſichtlich des Rechnungsweſens. 

5. Die Beteiligung an der Ausbildung der Anwärter für den Bursau- 

und Kaſſendienſt auf dem Gebiete des Kaſſen⸗ und Rechnungsweſens 

durch ſachgemäße Belehrung, insbeſondere aber durch Ueberwachung 
ihrer Tätigkeit bei der Negierungshauptkaſſe, ſofern der Regierungs⸗ 
kaſſeninſpektor nicht Mitglied der Prüfungskommiſſion iſt. 

. Die Reichs⸗ und Staatsſchuldenſachen. 

Die Angelegenheiten der aus ſächlichen Fonds bezahlten Hilfskräfte. 
. Die Vordrucklieferung für die nachgeordneten Kaſſen. 

. Sonitige Angelegenheiten kaſſentechniſcher Natur. 


— OO O 


C. als Leiter des Rechnungsamts und Rechnungsabnahme⸗-Kommiſſar. 
Der Regierungskaſſeninſpektor iſt zur unmittelbaren Leitung der Geſchäfts⸗ 
tätigkeit der Bcamten des Nechnungsamtes berufen. Er hat den Geſchäftsgang 
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zu ordnen, die rechtzeitige und ordnungsmäßige Erledigung aller den Beamten 
des Rechnungsamtes obliegenden Geſchäfte zu überwachen und dafür zu ſorgen, 
daß dabei mit Sorgfalt und Gründlichkeit und nach einheitlichen Grundſätzen 
verfahren wird. Bemerkungen wichtiger Art, insbeſondere ſolche, aus denen 
Anlaß zu allgemeinen Anordnungen oder zum Einſchreiten der Dienſtauf— 
ſichtsbehörde entnommen werden kann, find dem Regierungspräſidenten oder 
den Regierungsabteilungen vorzutragen. 

Der Regierungskaſſeninſpektor iſt dafür verantwortlich, daß bei der Prüfung 
der bereiten Belege gefundene Erinnerungen nicht unerledigt bleiben oder fallen 
gelaſſen werden, bevor der NRegierungspräfident über ihre Vorlage an die Ober— 
rechnungskammer entſchieden hat. 

Die im Rechnungsamt gefertigten Entwürfe zu Verfügungen und Be— 
richten des Regierungspräſedenten und der Regierungsabteilungen werden vom 
Regierungskaſſeninſpektor mitgezeichnet. 

Bei der Prüfung und Abnahme der Jahresrechnungen liegen dem Re— 
gierungskaſſeninſpektor die Geſchäfte des Abnahmekommiſſars ob. Bei eigener 
Verantwortlichkeit hat er darauf zu halten, daß die Prüfung der Rechnungen 
bereits im Laufe des Etatsjahres vorbereitet wird, die Abnahme demnächſt 
mit Gründlichkeit und ſachgemäß erfolgt, die Grundſätze und Vorſchriften der 
oberſten Rechnungsreviſionsbehörden in ſachlicher und förmlicher Beziehung 
beachtet und die für die Einreichung der Rechnungen beſtimmten Friſten inne⸗ 
gehalten werden. Von ihm it ein jährlich zu erneuerndes Verzeichnis von 
den der Prüfung unterliegenden Jahresrechnungen zu führen, an deſſen Hand 
nicht nur die Einhaltung der Vorlegungstermine der Rechnungen kontrolliert 
werden kann, ſondern als welchem auch der Entwickelungsgang der Rech— 
nungsablage — vom Eingang bis zur Entlaſtung erſichtlich it. 

Aufgabe des Regierungskaſſeninſpektors iſt es ferner, bei der dem Re- 
gierungspräſidenten oder der Regierung von der oberſten Reviſionsbehörde 
überlaſſenen Rechnungsprüfung ſowie der Erteilung der Entlaſtung mitzu— 
wirken. Weichen nach Anſicht des Regierungskaſſeninſpektors die bei dieſer 
Rechnungsprüfung von dem Negi terungspräfidenten oder der Regierung be— 
obachteten Grundſätze von denjenigen der Oberrechnungskammer ab, ſo hat 
er hiervon dem Regierungspräſidenten oder der Negierungsabteilung Anzeige 
zu machen, damit die der Oberrechnungskammer zuſtehende Entſcheidung ein⸗ 
geholt wird. Dieſe Entſcheidung it in jedem Falle fofort einzuholen, damit 
nicht etwa jahrelang unrichtig oder gar zum Schaden der Staatskaſſe weiter 
gearbeitet wird. 


III. Vertretung des Regierungskaſſeninſpektors. 


In Abweſenheits⸗ oder Behinderungsfällen erfolgt die Vertretung des Re— 
gierungskaſſeninſpektors in den unter II. A aufgeführten Dienſtgeſchäften 
durch den Kaſſenrat oder, wenn auch dieſer abweſend oder verhindert 
iſt, durch deſſen Vertreter aus der Reih: der Verwaltungs mitglieder der 
Regierung. Dieſe Vertreter haben auch den dritten Schlüſſel zu den 
Wertpapierſchränken des Verwahrgelaſſes zu führen. 

In allen ſonſtigen Obliegenheiten 
wird der Negierungsfaſſeninſpektor durch einen vom Regierungspräſi⸗ 
denten aus der Zahl der Rechnungsbeamten mit der Befugnis zur Mit- 
zeichnung der Verfügungsentwürfe ein für allemal ernannten Beamten 
vertreten. 

Iſt der Regierungskaſſeninſpektor zugleich Leiter eines Rechnungsamts, ſo 
hat der Vertreter aus der Zahl der Rechnungsbeamten den Regierungskaſſen⸗ 
inſpektor nach deſſen Anleitung auch in der laufenden Tätigkeit (Geſchäfts⸗ 
führung im Rechnungsamt, Nachprüfung von Rechnungen, Ausſtellung von 
Beſcheinigungen uſw.) dauernd zu unterſtützen. Auch hat dieſer ſtändige Ver- 
treter die Entwürfe der Kaſſenanweiſungen unter eigener Verantwortung an 
Stelle des Regierungskaſſeninſpektors ſowohl bei deſſen Anweſenheit als auch 
in Abweſenheits⸗ und Behinderungsfällen mitzuzeichnen; es tritt alſo inſoweit 
die Vertretung durch den Regicraängskaſſenrat nicht ein. 
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Die dem Regierungskaſſeninſpektor wie jedem anderen Witgliede der Nez 
gierung zur Vereinfachung und Beſchleunigung des Geſchäftsbetriebes zuſtehende 
Befugnis, in ſeinen Dezernatsgeſchäften Verfügungen von geringerer Wichtig⸗ 
keit ſowohl im Entwurf als auch in der Ausfertigung im Auftrage des Re⸗ 
gierungspräſidenten oder der RNegierungsabteilungen unterſchriftlich zu voll⸗ 
ziehen, darf jedoch von dem ſtändigen Vertreter des Regierungskaſſeninſpektors 
aus der Reihe der Rechnungsbeamten nicht ausgeübt werden, ſondern geht 
auf den Kaſſenrat oder deſſen Vertreter über. Dasſelbe iſt der Fall bei den 
Geſchäften des Vegierungskaſſeninſpektors in feiner Eigenſchaft als Nechnungs⸗ 
abnahmekommiſſar. 


1916. 26. Auguſt. 


Fürſorge für Kriegswaiſen. 
J. M. (J. M. Bl. S. 234) 


In meiner Allgemeinen Verfügung vom 7. Juli 19155) habe ich auf die 
bedeutungsvollen Aufgaben, die ſich für den Vormundſchaftsrichter aus der 
Fürſorge für die Kriegswaiſen ergeben, und auf die Notwendigkeit des Zu⸗ 
ſammenarbeitens mit den Organen der freien Liebestätigkeit zur Erfüllung 
dieſer Aufgaben hingewieſen. Ein ſolches Zuſammenarbeiten wird namentlich 
in folgenden Fällen in Frage kommen: 

So ſehr eine Stärkung der Familienbande im vaterländiſchen Intereſſe 
erſtrebt werden muß, fo können doch häufig Kinder, die durch den Krieg den 
Vater verloren haben, bei der Mutter nicht bleiben, weil dieſe nicht imſtande 
iſt, ihnen die erforderliche Pflege und Erziehung angedeihen zu laſſen. Es 
wird daher häufig verſucht werden müſſen, das Kind in einer fremden Familie 
unterzubringen, die zu jener Aufnahme bereit und geeignet iſt. Bei der Aus⸗ 
wahl ſolcher Familien werden die Organe der freiwilligen Wohlfahrtspflege 
dem Richter die wertvollſte Hilfe leiſten können. 

In vielen Fällen aber wird wegen körperlicher oder geiſtiger Schwäche 
der Kinder die Familienpflege nicht ausreichen, ſondern die Notwendigkeit 
beſonderer Maßnahmen neben dieſer Pflege oder an ihrer Stelle beſtehen, um 
die körperliche Kräftigung des Kindes oder ſeine geiſtige und ſittliche Entwickelung 
zu fördern. Hierher gehört die Unterbringung in Erholungsheimen, Kinder- 
horten, Ferienkolonien oder in Heilſtätten oder anderen Anſtalten. Im all- 
gemeinen wird die Inhaberin der elterlichen Gewalt die Gelegenheit, dem 
Kinde den Segen ſolcher Maßnahmen zuteil werden zu laſſen, dankbar ergreifen. 
In einer Reihe von Fällen aber iſt von Organen, die auf dem Gebiete 
der Jugend⸗ und Waiſenfürſorge tätig ſind, die Erfahrung gemacht worden, 
daß die Mütter zum Schaden der Kinder aus Kurzſichtigkeit oder aus Eigen- 
nutz, insbeſondere um die Arbeitskraft der Kinder auszunutzen, den notwendigen 
oder erwünſchten Maßnahmen widerſprechen. In derartigen Fällen wird der 
Vormundſchaftsrichter, wenn Belehrung nicht zum Ziele führt, zu prüfen haben, 
ob etwa durch ein Einſchreiten auf Grund der $$ 1666, 1686 BGB. der 
Widerſpruch überwunden werden kann. Hierbei wird ſich oft die für die Ent⸗ 
ſcheidung erforderliche Aufklärung der tatſächlichen Verhältniſſe ſehr ſchwierig 
geſtalten, zumal die Erhebungen ſo ſchonend angeſtellt werden müſſen, daß 
bei der pflichtbewußten Mutter nicht der Eindruck der Beläſtigung und Kränkung 
erweckt wird. Es wird ſich deshalb empfehlen, zur Beſchaffung der Unter— 
lagen ſich in erſter Linie an die Organe der freien Liebestätigkeit zu wenden, 
die über geſchulte Helfer und Helferinnen verfügen und namentlich die Gefahr, 
daß ein ſolcher Eindruck hervorgerufen wird, zu vermeiden wiſſen werden. 

Endlich wird die Hilfe dieſer Organe auch dann mit Erfolg in Anſpruch 
genommen werden können, wenn etwa die Frage zu prüfen iſt, ob das Waiſen⸗ 
geld, das einem unter Vormundſchaft ſtehenden erwerbsfähigen Jugendlichen 
(einer Vollwaiſe oder dem Kinde einer verwitweten Mutter nach ihrer Wieder— 


) Verwaltungsvorſchriften Jahrgang 1915 J S. 183. 
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verheiratung) zuſteht, für ſeinen Unterhalt entbehrlich iſt, und ob deshalb der 
Vormund angehalten werden kann, das Geld in nutzbringender Weiſe für 
ſeinen Mündel anzulegen. 


1916. 26. Auguſt. 


Errichtung, die Zuſammenſetzung und das Verfahren der Preisſtelle 
| für metalliſche Produkte in Berlin. 


R. K. (R. G. Bl. S. 963.) 


Artikel 1 

Auf Grund von § 3 Abſ. à der Bundesratsverordnung über Preisbe— 
ſchränkungen bei metalliſchen Produkten vom 31. Juli 1916 beſtimme ich 
folgendes: i 

81 

Es wird eine Preisſtelle für metalliſche Produkte mit dem Sitze in Berlin 
errichtet. Sie beſteht aus einem Vorſitzenden, einem ſtellvertretenden Vorſitzenden 
und zwölf Beiſitzern, von denen vier von dem Königlich Preußiſchen Kriegs⸗ 
miniſterium, zwei von dem Reichs⸗Marineamte bezeichnet werden, und je zwei 
aus den Kreiſen der Metallerzeuger, der Metallverarbeiter und der Metall- 
händler entnommen werden. Im Falle des Bedürfniſſes werden Erſatzbeiſitzer 
beſtellt werden. Dieſe Aemter ſind Ehrenämter. Der Vorſitzende und der 
ſtellvertretende Vorſitzende werden von dem Reichskanzler oder einem von 
ihm zu beauftragenden Reichs- oder Staatsbeamten, die Beiſitzer und die 
Schriftführer von dem Vorſitzenden vor ihrem Amtsantritte durch Handſchlag 
an Eides Statt zu treuer und gewiſſenhafter Führung ihres Amtes verpflichtet. 
Die Vorſitzenden und die Beiſitzer ſind zu Amtsverſchwiegenheit verpflichtet. 


8 2 

Die Preisſtelle entſcheidet in einer Beſetzung von einem Vorſitzenden und 
zwei Beiſitzern, von denen einer aus der Gruppe der vom Kriegsminiſterium 
oder Reichs⸗Marineamte bezeichneten Perſonen entnommen werden. Iſt ein 
Metallerzeuger an dem Verfahren beteiligt, ſo ſoll nach Möglichkeit ein Bei⸗ 
ſitzer aus dem Kreiſe der Metallerzeuger, iſt ein Metallverarbeiter beteiligt, 
aus dem Kreiſe der Metallverarbeiter, iſt ein Wetallhändler beteiligt, ein 
Beiſitzer aus dem Kreiſe der Metallhändler entnommen werden. 


83 
Der Antrag auf Preisbeſtimmung nach § 3 Abſ. 1, 2 der Verordnung über 
Preisbeſchränkungen bei metalliſchen Produkten vom 31. Juli 1916 iſt ſchriftlich 
zu Stellen. Er ſoll unter Darlegung der Sachlage und Angabe der Beweis- 
mittel kurz begründet werden. Der Vorſitzende kann die Vorlegung einer 
in handelsüblicher Weiſe genommenen Probe verlangen. 


§ 4 

Die Preisſtelle verhandelt und entſcheidet in nichtöffentlicher Sitzung. Der 
Vorſitzende kann anordnen, daß eine mündliche Verhandlung mit den Beteiligten 
ſtatttfindet. 

Die Beteiligten ſind vor der Entſcheidung zu hören. Der Vorſitzende kann 
auf Antrag geſtatten, daß die Beteiligten den Verhandlungen beiwohnen. Be⸗ 
teiligt in dieſem Sinne find die Vertragsparteien und die im S 3 Abſ. 2 der 
Verordnung über Preisbeſchränkungen bei metalliſchen Produkten genannten 
amtlichen Stellen. Der Vorſitzende kann auch andere Beteiligte zulaſſen. 


85 
Wird mündliche Verhandlung angeordnet, jo jind die Beteiligten zu dieſer 
zu laden. Geſtattet der Vorſitzende, daß die Beteiligten der Verhandlung bei⸗ 
wohnen, ſo ſind ſie von Zeit und Ort der Sitzung zu benachrichtigen. 


1916. 26. Auguſt. 725 


Die Ladung erfolgt durch eingefchriebenen Brief und, wenn der Wohnort 
des Beteiligten nicht bekannt iſt oder die ſchriftliche Verſtändigung mit ihm 
während des Krieges erſchwert oder zeitraubend iſt, durch öffentliche Bekannt- 
machung mittels einmaliger Einrückung in den Neichsanzeiger. Der Vorſitzende 
kann eine andere Art der Vadung anordnen. 

Die Beteiligten können ſich in der mündlichen Verhandlung durch eine 
mit ſchriftlicher Vollmacht verſehene Perſon vertreten laſſen; find fie oder ohne 
Vertreter trotz rechtzeitiger Ladung nicht erſchienen, ſo wird gleichwohl in der 
Sache verhandelt und entſchieden. 


§ 6 

Die Preisſtelle kann auf Antrag oder von Amts wegen Beweiſe erheben, 
insbeſondere Zeugen und Sachverſtändige uneidlich vernehmen. 

Auf die Erledigung des Zeugen⸗ und Sachverſtändigenbeweiſes finden die 
Vorſchriften der Zivilprozeßordnung mit der Maßgabe Anwendung, daß eine 
Vereidigung durch die Preisſtelle nicht ſtattfindet. Die Zeugen und Sachver⸗ 
ſtändigen erhalten Gebühren nach Maßgabe der Gebührenordnung für Zeugen 
und Sachverſtändige (Reichs⸗Geſetzbl. 1898 S. 689; 1914 S. 211). 


Die Preisſtelle kann den Beteiligten aufgeben, binnen einer beſtimmten 
Friſt Tatſachen zur weiteren Aufklärung des Sachverhalts anzugeben und 
Beweismittel vorzulegen oder Zeugen zu ſtellen. 

Bei Verſäumung der Friſt kann die Preisſtelle nach Lage der Sache ohne 
Berückſichtigung der nicht beigebrachten Beweismittel entſcheiden. 


S 8 

Die Befugniſſe aus den SS 6, 7 ſtehen außerhalb der Sitzung dem Vor— 

ſitzenden zu. 
§ 9 

Zu den Verhandlungen wird ein Schriftführer zugezogen. 

Ueber die Verhandlung wird eine Niederſchrift aufgenommen, die von dem 
Vorſitzenden und dem Schriftführer zu unterzeichnen iſt. Sie ſoll Tag und Ort 
der Verhandlung, die Bezeichnung des Vorſitzenden, der mitwirkenden Beiſitzer 
und der Beteiligten ſowie das Ergebnis der Verhandlung enthalten. 


8 10 
Die Entſcheidung erfolgt durch Beſchluß. Der Beſchluß enthält den Tag 
den Ort und die Namen der Mitglieder der Preisſtelle, die bei der Entſcheidung 
mitgewirkt haben, und iſt von dem Vorſitzenden zu unterſchreiben. 


Ss 11 
Die Beſchlüſſe (§ 10) find von dem Schriftführer auszufertigen; er be— 
ſcheinigt die Uebereinſtimmung mit der Arſchrift. 
Die Beſchlüſſe ſind den Beteiligten, ſoweit ſie nicht in deren Gegenwart 
verkündet find, in der im § 5 Abſ. 2 vorgeſchriebenen Weiſe mitzuteilen. 


98 12 
Für das Verfahren werden Gebühren und Stempel nicht erhoben. 
Die Preisſtelle beſtimmt, wer die baren Auslagen des Verfahrens zu tragen 
hat, und ſetzt die Höhe der Auslagen feſt. 
Die Parteien haben keinen Anſpruch auf Erſtattung ihrer Auslagen. 


§ 13 
Die Entſcheidung, ob und welcher Betrag zugunſten des Reichs einzuziehen 
iſt, erfolgt in dem Verfahren nach §§ 3 bis 12; jedoch find Ausfertigungen, 
auf Grund deren ein Betrag zugunſten des Reichs einzuziehen iſt, von dem 
Vorſitzenden zu vollziehen. 
§ 14 
Die Beitreibung der zugunſten des Reichs einzuziehenden Beträge (§ 13) 
ſowie der feſtgeſetzten Auslagen (§ 12) erfolgt auf Erſuchen der Preisſtelle durch 
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die von den Landeszentralbehörden zu bezeichnenden Behörden nach den landes- 
geſetzlichen Vorſchriften über die Beitreibung öffentlicher Abgaben durch die 
von den Landeszentralbehöredn zu bezeichnenden Behörden. 


Artikel II 
Die Beſtimmungen treten mit dem 28. Auguſt 1916 in Kraft. 


1916. 28. Auguſt. 


Ergänzung der Ausführungsbeſtim nungen zur Verordnung über den 
Verkehr mit Seife, Seiſenpulver und anderen fetthaltigen Waſchmitteln 
vom 21. Juli 1916. 


R. K. (R. G. Bl. S. 970.) 


Auf Grund des § 1 der Bekanntmachung über den Verkehr mit Seife, 
Seifenpulver und anderen fetthaltigen Waſchmitteln vom 18. April 1916 * 
wird folgendes beſtimmt: 

Artikel 1 

Im 83 Nr. II der Bekanntmachung, betreffend Ausführungsbeſtimmungen 
zur Verordnung über den Verkehr mit Seife, Seifenpulver und anderen fett— 
haltigen Waſchmitteln vom 21. Juli 1916 wird hinter den Worten: „und 
für Schornſteinfeger“ eingefügt: „ſowie für Land⸗ und Schiffskeſſelreiniger“. 


Artikel II 
Die Beſtimmung tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft. 


1916. 28. Auguſt. 


Zahlungs verbot uſw. gegen Rumänien. 
R. K. (N. G. Bl. S. 971.) 


Auf Grund des §7 Abſ. 2 der Verordnung, betreffend Zahlungverbot gegen 
England, vom 30. September 1910 und des § 4 Abſ. 2 der Verordnung 
über die Anmeldung des im Inland befindlichen Vermögens von Angehörigen 
feindlicher Staaten vom 7. Oktober 191570) wird folgendes beſtimmt: 

Artikel 1 

Die Vorſchriften der Verordnung, betreffend Zahlungsverbot gegen England, 
vom 30. September 1910 werden auch auf Rumänien für anwendbar erklärt. 

Die Anwendung unterliegt ſolgenden Einſchränkungen: 

1. Für die Frage, ob die Stundung gegen den Erwerber wirkt oder nicht 
(S 2 Abſ. 2 der Verordnung) kommt es ohne Rückſicht auf den Wohn⸗ 
ſitz oder Sitz des Erwerbers nur darauf an, ob der Erwerb nach dem 
28. Auguſt 1916 oder vorher ſtattgefunden hat. 

2. Soweit in der Verordnung vom 30. September 1914 auf den Zeit⸗ 
punkt ihres Inkrafttretens verwieſen wird, tritt der Zeitpunkt des. 
Inkrafttretens dieſer Bekanntmachung an die Stelle. 


Artikel 2 
Die Vorſchriften der Verordnung über die Anmeldung des im Inland 
befindlichen Vermögens von Angehörigen feindlicher Staaten vom 7. Oktober 
1915 finden inſoweit, als ſie ſich auf die Beſchränkung der Verfügung über 
das inländiſche Vermögen und das Verbot der Abführung des Eigentums 
feindlicher Staatsangehöriger beziehen (S8 5 bis 11, 8 13 der Verordnung), 
auf das Vermögen rumäniſcher Staatsangehöriger Anwendung. 


Artikel 3 
Dieſe Bekanntmachung tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft. 
) Verwaltungsvorſchriften Jahrgang 1916 II S. 290. 
x) Verwaltungsvorſchriften Jahrgang 1914 II S. 130. 
xx) Verwaltungsvorſchriſten Jahrgang 1915 II S. 229. 
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Ausführungsbeſtimmungen zu den Bekanntmachungen über die Höchſtpreiſe 
für Petroleum und die Verteilung der Petroleumbeſtände vom 3. Juli 1915). 
vom 21. Oktsber 1915), vom 1, Mai 1916) und vom 23. Juli 1916. 


N. K. (R. G. Bl. S. 972.) 


Auf Grund des § 6 der Bekanntmachung über die Höchſtpreiſe für Pe— 
troleum und die Verteilung der Petroleumbeſtände vom 8. Juli 1915) in 
der Faſſung der Bekanntmachung vom 1. Mai 19163) wird folgendes beſtimmt: 


Artikel I 
Petroleum ($ 5 der Bekanntmachung vom 8. Juli 19154) darf zu Leucht⸗ 
zwecken bis auf weiteres nicht mehr abgeſetzt werden. 


Artikel II 
Die Verordnung tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft. 


1916. 29. Auguſt. 


Fürſorge für Kriegsinvaliden. 
M. J. M. H. G. M. L. D. F. F. M. K. M. (M. Bl. des Innern S. 188.) 


Aus den auf den gemeinſchaftlichen Erlaß vom 8. September 1915 *) er⸗ 
ſtatteten Berichten ſowie aus den von unſeren Kommiſſaren gelegentlich der 
Bereifung einzelner Provinzen gemachten Beobachtungen haben wir mit Be⸗ 
friedigung entnommen, daß die Fürſorgearbeit an den Kriegsinvaliden überall 
mit Verſtändnis und Eifer aufgenommen worden iſt und daß die hierbei von 
uns gezogenen Richtlinien im weſentlichen Berückſichtigung gefunden haben. 
Wo dies noch nicht in dem erwünſchten Maße der Fall iſt, werden Bchürfnig 
und Erfahrung die erforderliche Wirkung ausüben. 


‘ J. Organiſation. 

Insbeſondere nehmen wir an, daß die an manchen Orten noch vorhandenen 
Mängel der Organiſation im Laufe der Arbeit werden beſeitigt werden. Es 
muß betont werden, daß die in den früheren Erlaſſen enthaltenen Ratſchläge 
ſich in der Praxis bewährt haben, und es iſt zu hoffen, daß fie ſich vorbe— 
haltlich der durch die perſönlichen und wirtſchaftlichen Verhältniſſe bedingten 
Verſchiedenheiten ar mählich überall durchſetzen werden. Die Perſonalſchwierig— 
keiten, die ſich mit Fortſchreiten des Krieges auf allen Gebieten zeigen, 
werden auch auf dem Gebiete der örtlichen Fürſorgearbeit ſich geltend machen. 
Bei der großen Mannigfaltigkeit der im einzelnen zu prüfenden Fragen iſt 
es ausgeſchloſſen, den Anforderungen, der Praxis für ein großes Staatsgebiet 
in allen Einzelheiten gemeinſam nachzugehen, vielmehr erſcheint weitgehende 
Dezentraliſation und Indlvidualiſierung notwendig, wie ja auch erwartet wer⸗ 
den kann, daß die den Fürſorgeorganiſationen belaſſene Selbſtändigkeit Pte 
Erfolge der Arbeit weiterhin günſtig beeinfluſſen wird. 

In dem Erlaß des mitunterzeichneten MWiniſters des Innern vom 5. Mai. 
d. Is.) it darauf hingewieſen, wie es wünſchenswert iſt, alle Kriegswohl⸗ 
fahrtsbeſtrebungen der verſchiedenſten Art in der örtlichen Inſtanz an einer 
Stelle zu vereinigen. Als beſonders geeignet für die Uebernahme dieſer Auf⸗ 
gabe in den Kreiſen und größeren Gemeinden find dabei die für die In—⸗ 
validenfürſorge gebildeten Ausſchüſſe bezeichnet worden. Es ſoll an dieſer 


1) Verwaltungsvorſchriften Jahrgang 1915 I S. 485. 
2) Verwaltungsvorſchriften Jahrgang 1915 I S. 277. 
3) Verwaltungsvorſchriſten Jahrgang 1916 I S. 317. 
*) Verwaltungsvorſchriften Jahrgang 1916 J S. 92. 
) Verwaltungsvorſchriften Jahrgang 1916 I S. 323. 
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Stelle lediglich dem Wunſche Ausdruck gegeben werden, daß der Ausbau der 
Fürſorgeausſchüſſe auf dieſen Geſichtspunkt Rückficht nehmen möge und daß 
die dabei beteiligten Behörden und Organe der Kriegsinvalidenfürſorge ſich 
deſſen bewußt ſind, welche große und ſchöne Aufgabe ihnen mit dieſem weiten 
Ausblick geſtellt wird. 

II. Finanzielles. 

Den Grundſatz weitgehender Selbſtändigkeit der Fürſorgeorganiſationen 
beabſichtigen wir im allgemeinen auch auf finanziellem Gebiet zu befolgen. 
Aber wenngleich die vom Reiche uns zur Verwaltung und Verteilung über- 
wieſenen Mittel nur zum Teil diejenigen Koſten aufbringen können, welche 
den Hauptfürſorgeorganiſationen entſtehen, können wer doch nicht darauf ver— 
zichten, im Intereſſe der Herſtellung einer gewiſſen Gleichmäßigkeit einige 
Geſichtspunkte hervorzuheben, welche nach unſerer Anſicht bei Verwendung 
der Mittel nicht außer acht gelaſſen werden dürfen. Es erfordert dies ſchon 
die ausgleichende Gerechtigkeit, damit nicht diejenigen Fürſorgeorganiſationen, 
welche die geringere Sparſamkeit üben, vor ſolchen bevorzugt werden, die 
ſich bei der Verwendung der RNeichsmittel eine größere Zurückhaltung auf— 
erlegen. Als ſolche Geſichtspunkte nennen wir die folgenden: 


1. Es iſt notwendig, daß die Hanptfürforgesrganijationen bei Kapital» 
aufwendungen größeren Umfanges ſich zuvor unſerer Zuſtimmung ver=- 
ſichern. Es bezieht ſich dieſe Forderung weniger auf die den einzelnen. 
Invaliden zugute kommenden Kapitalaufwendungen, zumal ja nach 
dieſer Richtung durch die Bundesratsbeſtimmung und die von uns 
in dem Erlaß vom 24. Juni 1915 dazu gegebenen Erläuterungen 
bereits eine Schranke gezogen iſt. Gemeint ſind aber insbeſondere 
die größeren Zuwendungen, welche ſeitens einzelner Organiſationen 
an die bei der Fürſorge mitwirkenden Vereine und Verbände gemacht 
werden, ſowie insbeſondere auch Aufwendungen größeren Umfanges 
zur Errichtung und Erweiterurg von Ausbildungsanſtalten. Wir wol- 
len eine derartige Verwendung, wie ſie hier beiſpielsweiſe angeführt 
it, keineswegs grundſätzlich mißbilligen, glauben aber um jo weniger 
auf unſere Witwirkung verzichten zu können, als ſich herausgeſtellt 
hat, daß die jo gemachten Zuwendungen ohne Beanſtandung der 
Fürforgeorganiſationen zum Teil auch anderen Kreiſen zugute ge— 
kommen ſind als lediglich den Invaliden. 


2. Vor Verwendung von Reichsmitteln wird ſorgfältig zu prüfen ſein, 
ob es ſich nicht um Zwecke handelt, zu deren Erfüllung andere Stellen 
als berufen anzuſehen find. Zu dieſen anderen Stellen gehören ins- 
beſondere die Heeresverwaltung, die Verſicherungsträger, die zur Aus⸗ 
übung der Kriegswohlfahrtspflege, namentlich auf dem Gebiete der 
Erwerbsloſenfürſorge berufenen Korporationen und Vereine ſowie die 
überall in der Bildung begriffenen Kriegshilf⸗kaſſen. Dieſe Anordnung 
ſoll nicht ausſchließen, daß in dringlichen Fällen im Intereſſe der 
Hriegsverletzten ausnahmsweiſe und vorbekaltlich des Rückgriffs eine 
Verwendung von RVeichsmitteln ſtattfindet, wenn die in erſter Linie 
zuſtändigen Stellen dem obwaltenden Redürfnis rechtzeitig zu genügen 
nicht beſtimmt werden können. Bei dieſer Gelegenheit ſei darauf hin⸗ 
gewieſen, daß die Heeresverwaltung in welkgehenvem Maße die durch 
Ausübung der Einzelfürſorge in den Lazaretten (Werkſtättenausbil⸗ 
dung uſw.) entſtehenden Koſten trägt. Die Nutzbarmachung der Fach⸗ 
kenntnis der bürgerlichen Behörden, insbeſondere der Beamten der 
ſtaatlichen Gewerbeſchulverwaltung, auf deren Mitwirkung nach wie 
vor entſcheidender Wert zu legen iſt, wird dadurch nicht berührt. Dies 
gilt auch von der bisherigen ſegensreichen Mitarbeit der Provinzzal- 
organiſationen auf dem Gebiete der ſozialen Fürſorge innerhalb der 
Lazarette. 


3. In erweitertem Maße iſt darauf hinzuwirken, daß die aus Anlaß der 
Fürſorgetätigkeit entſtehenden Verwaltungskoſten von den Hauptfür⸗ 
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ſorgeorganiſationen ſelbſt getragen und nicht den Reichsmitteln zur 
Laſt gelegt werden. Hiernach dürfen die Reichsmittel für die büro⸗ 
mäßige Erledigung der Geſchäfte der Kriegsinvalidenfürſorge (alſo Ge⸗ 
hälter für die dabei beſchäftigten Beamten und Hilfskräfte, Koſten. 
für Miete, Büromaterialien uſw.) nicht in Anſpruch genommen werden. 
Alle Aufwendungen aus Reichsmitteln müfjen einen beſonderen Fürs 
ſorgezweck erkennen laſſen. Fälle, in denen dies nicht der Fall iſt, 
werden zum Teil ſchon durch die vorhergehenden Beſtimmungen ge= 
troffen werden. Es iſt aber bei dieſem Punkte auch an Unterftüßungen 
gedacht, welche erwerbsſoſen Kriegsbeſchäd'gten ſchlachthin zuteil werden, 
ohne daß eine beſondere Fürſorgemaßnahme damit Hand in Hand 
geht. Uebrigens iſt die Heeresverwaltung bereit, für die aus Anlaß 
des Krieges mit Rente und Kriegszulage verſorgten Perſonen, wenn 
es ihnen bei ihrem Körperzuſtande trotz eifrigſter eigener Bemühungen 
und trotz Eingreifens der Krieggjürforgeitelien nicht gelingen ſollte, 
ihr früheres Arbeitseinkommen auch nur annähernd zu erreichen, zur 
Ausgleichung von Härten mit baren Beihilfen einzutreten. Die An⸗ 
träge ſind von den Nentenempfängern ſelbſt bei dem Bezirksfeldwebel 
zu ſtellen. 

. Zu dieſen allgemeinen Grundſätzen treten noch folgende Einzelpunkte 
hinzu. 

a) Von der Mehrzahl der Fürſorgeorganiſationen werden beſondere 
Zeitſchriften für die Kriegsinvalidenfürſorge herausgegeben. Es 
ſoll hier nicht erörtert werden, inwieweit die dadurch hervorge— 
rufenen Koſten mit dem entſtehenden Nutzen ſich im Einklang 
befinden. Inſoweit dieſe Zeitſchriften einen allgemeineren und über 
den Bereich der betreffenden Fürſorgeorganiſationen hinausgehen⸗ 
den Zweck verfolgen, kann von uns ein Bedürfnis zur Heraus⸗ 
gabe ſo vieler einzelner Zeitungen nicht anerkannt werden. Wenn 
anderſeits ihr Inhalt die heimatlichen Verhältniſſe des Fürſorge⸗ 
bezirks mehr in den Vordergrund rückt, erſcheint die Verwendung 
der Reichsmittel im Hinblick auf die Beſchränkung des räumlichen 
Wirkungskreiſes nicht angebracht. Es lann ſich daher lediglich 
darum handeln, daß die Reichsmittel für die Herausgabe von 
Zeitſchriſten inſoweit eine anteilige Verwendung finden, als an- 
erkannt werden kann, daß ungeachtet ihrer Beſchränkung auf einen 
engeren Bezirk doch ein wichtiger Teil der allgemeinen Fürſorge⸗ 
arbeit von ihnen geleiſtet wird. Dies wird 3, B. dort der Fall fein, 
wo ſie ver Arbeitsvermittelung dienſtbar gemacht werden und ein 
notwendiges Glied der auf dieſem Gebiete ergriffenen Maßnahmen 
bilden. Im allgemeinen aber dürfen Reichsmittel für Zeitſchriften 
nicht zur Ausgabe gelangen. 

b) Mit der Begründung des Reichsausſchuſſes für die Kriegsbeſchä— 
digtenfürſorge iſt eine Inſtanz geſchaffen, welche die Hauptfürſorge⸗ 
organiſationen des ganzen Reichs in ſich zuſammenſchließt und 
auch ihrerſeits für eine gewiſſe Gleichmäßigkeit der Fürſorgearbeit 
auf dieſem großem Gebiete Sorge trägt. Es muß anerkannt wer- 
den, daß der Neichsausſchuß in feiner bisherigen Tätigkeit bereits 
eine fruchtbare Arbeit geleiſtet, daß er das große Gebiet der Für— 
ſorge für die verletzten und erkrankten Krieger mit Gründlichkeit 
und Sachkenntnis durchforſcht hat und daß die fortlaufende Ver⸗ 
mittelung des Ergebniſſes feiner Arbeit an ſeine Mitglieder für 
dieſe wertvoll iſt. Das ſchließt naturgemäß nicht aus, daß es 
den einzelne: Hauptfürſorgeorganiſationen überlaſſen bleibt, die 
Ergebniſſe der Arbeit des Neichsausſchuſſes in Anwendung auf 
die beſonderen Verhältniſſe ihres Bezirks in verſchiedener Weiſe 
nutzbar zu machen, und daß es weniger auf die wortgetreue Be— 
folgung der erteilten Natſchläge und aufgeſtellten Leitſätze als 
auf die Anpaſſung der ihnen zugrunde liegenden Geſichtspunkte 
an die eigenen Erfahrungen und an die beſonderen Verhältniſſe 
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des Bezirks und die an der Fürſorgetätigkeit beteiligten Perſön— 
lichkeiten ankommt. Können wir ſomit die Tätigkeit des Neichs— 
ausſchuſſes im Intereſſe der gemeinſamen Ziele nur begrüßen, ſo 
darf ſie doch von ihm neben der behördlichen Einwirkung, nur 
in der Weiſe geleiſtet werden, daß die Fürſorgeorganiſation dabei 
als ſelbſtändige und inſoweit von den ſtaatlichen Behörden un⸗ 
abhängige Gebilde mitwirken. Iſt dies aber der Fall, ſo erſcheint 
es auch nicht angängig, daß die vom Staate zur Verfügung ge— 
ſtellten Reichsmittel von den einzelnen Hauptfürſorgeorganiſationen 
für Zwecke des Reichsausſchuſſes verwendet werden. Erfreulicher⸗ 
weiſe iſt eine Verbindung zwiſchen uns and dem RNeichsausſchuß 
auf dieſem Gebiete der gemeinſamen Arbeit hergeſtellt. Es würde 
ſich aber nicht vermeiden laſſen, daß dieſe Verbindung ſich zu 
einer dem Verhältnis des Staates zu den Fürſorgeorganiſationen 
nicht entſprechenden ſtaatlichen Einflußnahme auf den Reichsaus⸗ 
ſchuß herausbildete, wenn die Mitwirkung der Hauptfürſorgeorgani— 
ſationen von den durch den Staat vermittelten finanziellen Leis» 
ſtungen abhängig wäre. Daher dürfen die Hauptfürſorgeorgani⸗ 
ſationen die auf fie entfallenden Koſten des Neichsausſchuſſes der 
Kriegsbeſchädigtenfürſorge den Reichsmitteln nicht entnehmen. 

c) Gegen eine Verwendung der Reichsmittel zu Prämien, welche zur 
Anſpornung des Fleißes der Invaliden in den Werkſtätten be— 
zahlt werden, fit regelmäßig nichts einzuwenden. Es iſt indeſſen 
darauf hinzuweiſen, daß dieſe Prämienzahlung nicht den Cha⸗ 
dakler einer Lohnzahlung annehmen darf. 


III. Berufsberatung. 

Die Notwendigkeit unter Verzicht auf allgemein gültige Anordnungen 
den Fürſorgeausſchüſſen in den Eirzelhelten ihrer Organifſation und ihrer 
Arbeit freie Hand zu laſſen, tritt auf dem Gebiete der Berufsberatung, dieſem 
wichtigſten Teil der ſozialen Kriegsinvalidenfürſorge, beſonders klar zu Tage. 
In Bezirken, die eine geringe Belegung mit Verwundeten aufweiſen, hat der 
örtliche Vertrarensmann bisher weng Gelegenheit gekabt, ſich bereits während 
der Lazarettbehandlung mit der Ert:ilung von Vatſchlägen zu befaſſen. Je 
weiter der örtliche Bezirk von gewiſſen Verkchrsmittelpunkten abliegt und 
je einſeitiger ſeine wirtſchaftliche Geſtaltung iſt, deſto ſchwieriger wird es 
ſein, Perſonen zu finden, die ſich für die Berufsberatung eignen. Von einer 
örtlichen Berufsberatung wird in ſolchen Fällen kaum geſprochen werden 
können, wohl aber wird verlangt werden müſſen, daß überall, wo überhaupt 
Kriegsbeſchädigte ſich befinden, Vertrauensleute vorhanden find, die wenigſtens 
zu einer einſachen Naterteilung befähigt ſind. Hierzu iſt ſchließlich noch er— 
forderlich, daß ſie die Organiſation und die Grundſätze der Kriegsinvaliden⸗ 
fürſorge ſowie die wirtſchaftlichen Verhältniſſe ihres Bezirks kennen und wirt 
ſchaftlich unparteiiſch ſind. Es iſt Aufgabe dieſer Vertrauensmänner, dafür 
zu ſorgen, daß die eingehende Naterteilung baldmöglichſt von der nächſtüber— 
geordneten Stelle übernommen und ausgeübt wird. In Bezirken, in denen. 
ſich viel Gelegenheit zur Betätigung als Vertrauensmann ſindet und in denen 
wirtſchaſtliche Berührungspunkte von einer gewiſſen Mannigfaltigkeit gegeben 
ſind, wird ſich auch der einfachere Vertrauensmann durch die Erfahrung ber 
Praxis allmählich zu einem wohlgeeigneten Berufsberater heranbilden; im 
übrigen find hier aber an die Befähigung und die Leiſtungen des Vertrauens- 
mannes von vornherein größere Anforderungen zu ſtellen. Verbleibt auch 
für ſolche Fälle dem Berufsberater die Pflicht, wenn er ſich im Einzelfalle 
den Aufgaben nicht gewachſen fühlt, an eine übergeordnete Stelle heranzu⸗ 
treten, ſo muß andererſeits von ihm gefordert werden, daß er nur ſolche 
Fälle weiter leitet, welche wirklich einer erweiterten Sachkunde bedürfen und 
bei denen nach Lage der Verhältniſſe von dieſer Sachkunde ein Vorteil für 
den Invaliden erwartet werden kann. Letzteres braucht nicht immer der Fall 
zu ſein. So kann z. B. bei Zweifeln über die Eignung des Invaliden für 
den ſrüheren Beruf fi die Notwendigkeit eines Berufswechſels ſchon aus den 
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wirtſchaftlichen Verhältniſſen des in Betracht kommenden Bezirks ergeben, 
Alsdann kann es zwecklos erſcheinen, die höhere Stelle mit der Entſcheidung 
des Zweifels in Anſpruch zu nehmen. Aus dem Vorſtehenden geht bereits 
hervor, daß die Dezentraltiation auf dem Gebiete der Berufsberatung nur 
in einem gewiſſen begrenzten Umfange ihre Berechtigung hat und daß auf 
eine ziemlich weitgehende Zentraliſation nicht verzichtet werden kann. 

Die Zuſammenfaſſung eines weiteren räumlichen Gebietes geſtattet es, 
ergiebigere Erfahrungen zu ſammeln und richtigere Geſichtspunkte für ihre 
nutzbringende Verwendung zu gewinnen. Hier bieten ſich auch meiſt die 
beſſeren Hilſsmittel für eine erfolgreiche Ausübung der Berufsberatung. Für 
den in einem größeren Bezirk wirkenden Berufsberater kann die Aufwendung 
von Mitteln für die Ergänzung feiner Kenntniſſe unter Amſtänden lohnend 
erſcheinen. Wenn es möglich ſein wird, für die Ausübung der Berufsbe— 
ratung an zentraler Stelle Perfönlichkeiten zu gewinnen, die ſich auschließlich 
dieſer Tätigkeit widmen, ſo wird ſich ihre Aufgabe von ſelbſt dahin ausbauen, 
daß ſie ſich nicht nur mit den einzelnen an ſie herantretenden Fällen befaſſen, 
ſondern daß ſie darüber hinaus auch Anregungen geben und Belehrungen 
erteilen, die für die örtliche Berufsberatung nutzbar gemacht werden können. 
Etwaige Aufwendungen ſür Inventar, Büchereien und dergl. werden ſich in 
ſolchen Fällen rechtfertigen laſſen. 

Die Entwickelung hat es mit ſich gebracht, daß auf Sondergebieten der 
Kriegsinvalidenfürſorge beſondere Berufsberatungsſtellen entſtanden jind, die 
keine Einrichtungen der offiziellen Fürſorgeserganiſationen darſtellen, ſondern 
unabhängig von ihnen von Wohltätigkeits- und Intereſſentenpereinigungen ins 
Leben gerufen ſind. Dies bezieht ſich ſowohl auf ſolche Fälle, in denen der 
Krankheitszuſtand des Invaliden beſonders geartet iſt, als auch auf ſolche, 
in denen die foziale Stellung der zu verſorgenden Perſonen eine Sonder rück⸗ 
ſicht erheiſcht, und allgemein auf ſolche, in denen die Mitwirkung von Fach⸗ 
und Berufsgenoſſen im Intereſſe einer wirkſamen Fürſorge beſonders will— 
kommen ſein muß. Es ſei hier beiſpielsweiſe erinnert an Beratungsſtellen 
für blinde und für ertaubte Kriegsteilnehmer, für Mitglieder der Bühnen- 
genoſſenſchaft, an die von dem Deutſchen Hilfsbund für kriegsverletzte Offiziere 
ins Leben gerufene techniſche Beratungsſtelle u. a. Es wird Aufgabe der 
Fürſorgeorganiſationen ſein, mit den Trägern dieſer Einrichtungen, ſoweit 
ſie als zweckmäßig anzuerkennen ſind, in ein gemeinſames Arbeitsverhältnis 
zu treten, andernfalls aber durch Schaffung eigener Einrichtungen dem vor— 
handenen Bedürfnis Rechnung zu tragen. 

Die Erfahrungen, welche in der Praxis der Berufsberatung gemacht ſind, 
lehren immer wieder, wie wichtig es war, daß von uns von vornherein auf die 
Neigung der Invaliden zur Vornahme eines Berufswechſels, insbeſondere in 
der Richtung der Erlangung leichterer Poſten im öffentlichen Dienſt Hinz 
gewieſen worden iſt. Ein ſolches Abſchweifen der Berufsneigungen wird zwei— 
fellos durch die falſche Auffaſſung gefördert, welche weite Kreiſe der Be— 
völkerung, und ſelbſt Behörden von dem richtig verſtandenen Wohle der In⸗ 
validen haben. Leichtere, nicht den Militäranwärtern vorbehaltene Poſten 
(als Boten, Pförtner uſw.) werden nur ſolchen Kriegsbeſchädiglen zu über— 
tragen ſein, die in ihrem Berufe oder auf dem allgemeinen Arbeitsmarkte 
nur eine ſehr beſchränkte Verwendungsmöglichkeit haben. Bei der großen 
Zahl ſchwer geſchädigter Kriegsverletzter müſſen ihnen auch derartige Inva— 
lidenpoſten ausſchließlich offen gehalten werden. Nur wenn die Behörden 
hier mit gutem Beiſpiel vorangehen, werden die Privatbetriebe dieſem Vor⸗ 
bilde auch ſolgen. Einen Fingerzeig, wenn auch nicht den einzigen, für 
die Frage, ob jemand Anſpruch auf Berückſichtigung bei der Beſetzung cines 
beſonders leichten Poſten erheben darf, bildet der Anſtellungsſchein. 

In gleicher Richtung geht auch die Befürchtung, daß ſich eine Neigung 
der Invaliden zeigen wird, ſich um gewerbepolizeiliche Genehmigungen zu 
bemühen, die ihnen einen verhältnismäßig leichten Erwerb verheißen und die 
Ausbildung in einer wirtſchaftlich wertvolleren Betätigung nicht lohnend er= 
ſcheinen laſſen. Demgegenüber muß daran feſtgehalten werden, daß dle geſeg⸗ 
lichen Beſtimmungen über die Erteilung ſolcher Genehmigungen auch den 
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Invaliden gegenüber zur Durchführung gelangen und daß die Genehmigungs⸗ 
behörden ſich von einem Wohlwollen gegen die Invaliden allein und ins⸗ 
beſondere unter Außerachtlaſſung der vernünftigen Fürſorgegrundſätze nicht 
leiten laſſen dürfen. Es wird z. B. bei der Vergebung von Schanffonzeffionen 
nicht angängig fein, darauf eine beſondere Rückſicht zu nehmen, daß der Be⸗ 
werber ein Kriegsteilnehmer iſt. In dem geſetzlich geordneten Verfahren iſt 
für die Berückſichtigung geſetzlich nicht vorgeſehener Billigkeitsgründe kein 
Naum. Hierüber wird, wo derartige Neigungen ſich zeigen ſollten, den In⸗ 
validen von vornherein kein Zweifel zu laſſen ſein. Aehnliches gilt von der 
Erwerbung des Wandergewerbeſcheins. Wo insbeſondere geſetzlich die Er— 
teilung dieſes Scheins von dem Vorhandenſein eines Bedürfniſſes abhängig 
iſt, was beiſpielsweiſe bei dem Hauſierbetrieb der Drehorgelſpieler der Fall 
iſt, darf der Invalide auf Bejahung der Bedürfnisfrage lediglich aus Billig⸗ 
keitsgründen nicht rechnen. Aus dieſem Grunde halten wir eine Fühlung⸗ 
nahme der mit der Einteilung von gewerblichen Genehmigungen befaßten, 
Behörden mit den Fürſorgeausſchüſſen für nötig und ordnen eine ſolche durch 
die Vermittlung der zuſtändigen Hauptfürſorgeorganiſationen herzuſtellende 
Fühlung hierdurch ausdrücklich an. 

Immer wieder erſcheint es angezeigt, die Notwendigkeit eines verſtändnis⸗ 
vollen Zuſammenwirkens der mit der ſozialen Invalidenfürſorge befaßten 
Stellen mit der Heeresverwaltung hervorzuheben. Die an einigen Orten ge— 
machten Erfahrungen haben erkennen laſſen, daß für die Art dieſes Zuſammen⸗ 
wirkens, namentlich ſchon im Stadium der Lazarettbehandlung, immer noch 
nicht überall die geeignete Form gefunden worden iſt. Die fortſchreitenden 
Verhältniſſe drängen aber insbeſondere auch zu einer ſtändigen Fühlung⸗ 
nahme mit den Eriattruppenteilen. In weitgehendem Mabe ſind bei dieſen. 
beſondere Verſorgungsabteilungen eingerichtet worden, die unter Hinübergreifen 
auf das Gebiet der Berufsberatung, der Arbeitsvermittelung und überhaupt 
der ſozialen Fürſorge bereits einen Teil der Fürſorgearbeit leiſten. Nur 
der richtige Zuſammenhang zwiſchen zivilen und militäriſchen Fürſorgeſtellen 
kann die volle Wirkſamkeit dieſer Fürſorgetätigkeit verbürgen. Dieſe Zu⸗ 
ſammenarbeit würde erſchwert werden, unter Umſtänden würde auch eine 
nicht im Intereſſe des Mannes liegende Unterbrechung der Fürforgetätigfeeit 
eintreten, wenn Kriegsbeſchädigte, die in Durchführung des Heimatsprinzips 
dem Lazarett der Heimat zugeführt ſind, nach Entlaſſung aus dem Lazarett 
zum Zwecke des Rentenfeſtſetzungsverfahrens einem entfernt liegenden Erſatz— 
truppenteil überwieſen werden würden. Die mit der Reiſe des Entlaffenen 
zu feinem Erſatztruppenteile verbundenen Umſtände und Aufwendungen würden 
in dieſem Falle nicht zu rechtfertigen ſein, es würde aber auch, wie geſagt, die 
Fühlung mit dem Fürſorgeausſchuß verloren gehen oder doch unterbrochen. 
werden. Daher ſoll in ſolchen Fällen entweder eine ſofortige Beurlaubung 
aus dem Lazarett in die Heimat erfolgen, oder aber es kommt auch — worauf 
bereits von der Heeresverwaltung an anderer Stelle hingewieſen iſt — die 
Ueberweiſung an einen nahegelegenen Erſatztruppenteil zwecks Durchführung 
des Entlaſſungsverfahrens in Frage. Den Lazaretten kann dagegen, wie dies 
zum Teil verlangt wurde, die ſelbſtändige Durchführung des Verfahrens zur 
Feſtſetzung der Verſorgungsgebührniſſe nicht übertragen werden. 


IV. Berufsausbildung. 

Ungeachtet der Anerkennung, daß auf dem Gebiete der Berufsausbil- 
dung bereits viel geleiſtet worden iſt, müſſen wir doch darauf hinweiſen, daß die 
von uns in dem Erlaß vom 8. September 1915 aufgeſtellten Forderungen 
noch nicht überall genügende Berückſichtigung gefunden haben. Insbeſondere 
wird es notwendig ſein, die Ausbildungsgelegenheiten noch zu vermehren. 
Zum Teil wird dies geſchehen können durch Heranziehung der noch nicht im 
vollen Maße ausgenutzten öffentlichen Anſtalten, zum Teil wird ſchon ein 
weſentlicher Fortſchritt erreicht ſein, wenn die Bereitwilligkeit der Heeres⸗ 
verwaltung zur Ausſtattung der Lazarette mit Werkſtätten von den Für⸗ 
jorgeausſchüſſen mehr nutzbar gemacht wird als das bisher der Fall iſt. 
An manchen Orten wird ein Vorteil und eine beſſere Ausnutzung der vor⸗ 
handenen Gelegenheiten durch Ausſcheiden überflüſſiger Lehrgegenſtände er— 
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reicht werden können. In der Regel foll die gewerbliche Ausbildung ſich 
auf die gründliche Vorbereitung auf einen beſtimmten Beruf richten. Eine 
Beſchränkung der Ausbildung auf die oberflächliche Kenntnis einiger hand—⸗ 
werklicher Beſchäftigungen kann jedoch in beſonderen Fällen Wert haben, 
namentlich bei ungelernten Arbeitern. 

Wie allgemein bei theoretiſchen Anleitungen, ſo iſt ganz beſonders bei 
Erteilung landwirtſchaftlichen Unterrichts ſorgfältig zu prüfen, ob der Lehr- 
ſtoff dem Verſtändniſſe der Hörer angepaßt iſt. Vor allem muß Vorſicht bei 
der Vorbereitung für gehobene Stellungen beobachtet werden. So ſehr jedem 
Kriegsteilnehmer ein feinen Fähigkeiten entſprechendes Aufrücken zu wün⸗ 
ſchen iſt, darf doch nicht 1 8 acht gelaſſen werden, daß ſolche gehobene Stel⸗ 
lungen nur in beſchränkter Zahl offen ſtehen und daß die Ausſichten für die 
Unterbringung des zu Verſorgenden gefährdet werden, wenn dirſer feine Ziele 
zu weit ſteckt. Einfachere Leute können theoretiſche Vorträge doch nur be— 
grenzt aufnehmen und ſie ſind leicht geneigt, den Wert des Aufgenommenen 
zu überſchätzen. Dagegen empfiehlt es ſich auch, die landwirtſchaftlichen Kriegs⸗ 
invaliden, für die eine Fachausbildung nicht in Betracht kommt, über die 
Vorzüge des Landlebens und der ländlichen Lohnweiſe aufzuklären, wie dies 
bereits vielfach mit gutem Erfolge bei dem landwirtſchaftlichen Heeresunter⸗ 
richt in der Friedenszeit geſchehen iſt. Im übrigen wird Vorträgen und an— 
deren Unterhaltungen, die nur geringe Anſprüche an die Mitwirkung und die 
a der Hörer ſtellen, nur ein beſchränkter Raum zugeſtanden werden 
önnen 

Soweit für eine körperliche Betätigung in landwirtſchaftkichen Arbeiten 
Gelegenheit nicht geboten iſt, ſind auch handwerksmäßige Uebungen, die ſpäter 
im landwirtſchaſtlichen Berufe verwertet werden können, nützlich. Eine Ueber- 
leitung in den Beruf des Handioerks wied bei der nötigen Vorſicht nicht zu 
beſorgen ſein. Ungenügend ausgebildete Kräfte würden auch keinen erwünſchten 
Zuwachs für das Gewerbe darſtellen. 

In jedem Korpsbezirk ſollte mindeſtens eine Gelegenheit für die Anz 
paſſung der Kriegsinvallden an die landwirtſchafttich körperliche Arbeit im 
Anſchluß an ein mit den erforderlichen orthopädiſchen Einrichtungen aus⸗ 
gejtait.ies Lazarett gefiaifen werden. Torausſetzung des Erfolges iſt aller— 
dings eine ſachverſtändige Anleitung. Wo ſolche Lehrgänge neu einzuführen 
find, werden zweckmäßig die bereits anderweit gewonnenen Erfahrungen aus» 
zunutzen fein. Beſonders günſtige Ergebaiſſe find bei dem Reſervelazarett 
Görden bei Brandenburg a. 9. erzielt worden. Dort beteiligten ſich 98 
vom Hundert der landwirtſchaftlichen Kriegsinvaliden, für die überhaupt eine 
körperliche Beſchäftigung in Frage kommt, freiwillig an der Ausbildung. 

Die Unterbringung der Kriegsinvaliden in privaten landwirtſchaftlichen 
Betrieben wird keine ausreichende Gewähr für ſachgemäße Anpaſſung bieten, 
wenn nicht gleichzeitig für ſachverſtändige Anleitung geſorgt wird. Sollten 
ſich wirkſame Einrichtungen nicht treffen laſſen, jo wird im Benehmen mit 
den zuſtändigen Sanitätsämtern die Unterbringung in einem anderen Korps⸗ 
bezirk zu erwägen und nötigenfalls die Entſcheidung des mitunterzeichneten 
Kriegsminiſters durch die Vermittelung der landwirtſchafe lichen Verwaltung an- 
zurufen ſein. 

Schließlich iſt Wert darauf zu legen, daß die an den verſchiedenen Orten 
auf dieſem Gebiete gewonnenen Erfahrungen regelmäßig ausgetauſcht werden. 

Der Wettbewerb privater Lehrgänge, wie ſie vielfach zum Zwecke der 
Beſchulung Kriegsbeſchädigter eingerichtet werden, it im allgemeinen nur ge⸗ 
eignet, die ordnungsmäßige und geregelte Arbeit der Fürſorgeorganiſation. 
zu erſchweren und zu durchkreuzen. Das Beſtreben muß dahin gehen, ſolche 
Lehrgänge, die häufig nur auf eine Ausbeutung der Kriegsbeſchädigten ab⸗ 
zielen, nach Möglichkeit auszuſchalten. 


V. Arbeitsvermittelung. 

Die Arbeitsvermittelung für die Kriegsverletzten hat ſich nach den vor⸗ 
liegenden Berichten bisher überall in erfreulicher Weiſe ohne beſondere Schwie⸗ 
rigkeiten vollzogen. In dieſer Beziehung iſt jedoch zu beachten, daß die 
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mancherlei Amſtände, die gegenwärtig die Unterbringung der Kriegsverletzten 
erleichtern, ſo insbeſondere die außerordentlich geſteigerte Nachfrage nach 
männlichen Arbeitskräften, nicht in gleicher Weiſe auch nach Beendigung 
des Krieges fortdauern werden. Dazu kommt, daß, während zurzeit die Kriegs⸗ 
verletzten vielfach noch in Stellen untergebracht werden, die nur für die 
Dauer des Krieges oder ſonſt eine mehr vorübergehende Beſchäftigung bieten, 
nach dem Kriege auf die Vermittelung von Dauerſtellen das entſcheidende 
Gewicht zu legen ſein wird. Die Arbeiten und Schwierigkeiten der Arbeits⸗ 
vermittelung werden ſich ferner weiter noch erheblich ſteigern, wenn in grö— 
ßerem Umfange auch ſolche Perſonen unterzubringen ſein werden, die infolge 
des Krieges an inneren Leiden erkrankt ſind. So dankenswert und erfolgreich 
bisher die Arbeitsvermittelung durch die Fürſorgeausſchüſſe geweſen iſt, wird 
daher doch im Hinblick auf die Zeit nach dem Kriege, wenn die regelmäßigen 
Berufsgeſchäfte einen großen Teil der jetzt in den Fürſorgeausſchüſſen ehren- 
amtlich tätigen Perſonen wieder voll in Anſpruch nehmen werden, ſowie mit 
Rückſicht auf die Erfahrung, daß die Arbeitsvermittelung für Erwerbsbe⸗ 
ſchränkte der ſchwierigſte Teil der Arbeitsvermittelung überhaupt iſt, überall 
Fürſorge dahin zu treffen fein, daß die Arbeitsvermittelung für die Kriegs- 
verletzten in der Hauptſache nicht ſo ſehr den ehrenamtlich tätigen Fürſorge⸗ 
ausſchüſſen zufällt, als vielmehr in enge Verbindung mit dem öffentlichen 
Arbeitsnachweis gebracht wird. Hierfür ſpricht auch die Erwägung, daß bei 
ſpäterem Stellenwechſel des Kriegsverletzten die Frage, ob es ſich um Kriegs- 
verletztenvermittelung oder um allgemeine Arbeitsvermittelung handelt, zwei- 
felhaft ſein kann und daß eine erfolgreiche Arbeitsvermittelung in der Regel 
eine perſönliche Fühlungnahme ſowohl mit dem Kriegsverletzten als auch mit 
dem Arbeitgeber vorausſetzt. Das dadurch erforderte Maß von Arbeit wird 
aber mit Ausſicht auf Erfolg nur von Vermittelungsſtellen geleiſtet werden 
können, die damit in erſter Linie und berufsmäßig befaßt werden. 

Hinſichtlich der Ausgeſtaltung im einzelnen erſcheint es am meiſten emp» 
fehlenswert, wenn als Mittelpunkt für die Kriegsverletztenvermittelung bei 
dem provinziellen Arbeitsnachweisverband eine beſondere Abteilung gebildet 
wird. Eine Reihe von Provinzen iſt auch bisher ſchon nach dieſer Richtung 
hin vorgegangen. Dieſe zentrale Vermittlungsſtelle, an die alle Meldungen 
zu gehen haben, und die dieſe in geeigneter Weiſe nutzbar macht, wird ſich 
zweckmäßigerweiſe in dauernder Fühlung mit allen im Bezirke vorhandenen 
Arbeitsnachweiſen, insbeſondere auch der Landwirtſchaftskammer und den Ar⸗ 
beitgebervereinigungen zu halten und die unmittelbare Vermittelung wenigſtens 
inſoweit zu übernehmen haben, als für einzelne Kreiſe öffentliche Arbeits- 
nachweiſe noch fehlen und dieſe Kreiſe nicht durch die Arbeitsnachweisein⸗ 
richtungen benachbarter Kreiſe mitverſorgt werden. Im Intereſſe einer er— 
folgreichen Tätigkeit iſt dabei beſonderes Gewicht darauf zu legen, daß die 
Stelle überall im Bezirk als ſolche bekannt iſt, an die ſich Perſonen, welche 
Kriegsverletzte einſtellen wollen, zu wenden haben. Hierauf wird zweckmäßig 
durch regelmäßige Hinweiſe in der Tagespreſſe und in ſonſt geeigneter Weiſe 
hinzuwirken ſein. 

Neben dieſe Zentralſtelle werden ſodann als örtliche Vermittelungsſtellen. 
für die Kriegsverletzten die öffentlichen Arheitsnachweiſe zu treten haben. 
Für die größeren gewerbereichen Gemeinden wird dabei in Erwägung zu 
ziehen fein, ob zweckmäßig für dieſe Aufgabe etwa eine beſondere Abteilung, 
beim öffentlichen Arbeitsnachweis einzurichten ſein wird. Dies wird namentlich 
dann in Frage kommen, wenn der Arbeitsnachweis zugleich den Mittelpunft 
für die Arbeitsvermittlung anderer benachbarter Kreiſe bildet. 


VI. Kapitalabfindung. 

Auf dem Gebiete der endgültigen Unterbringung der Kriegsinvaliden iſt 
inzwiſchen durch das vom Reiche verabſchiedete ſogenannte Kapitalabfindungs⸗ 
geſetz ein wichtiger Schritt vorwärts getan. Danach können Perſonen, die 
aus Anlaß des gegenwärtigen Krieges auf Grund des Wannſchaftsverſor⸗ 
„gungsgeſetzes Anſpruch auf Kriegsverſorgung haben, zum Erwerb und zur 
wirtſchaftlichen Stärkung eigenen Grundbeſitzes mit Kapital abgefunden wer⸗ 
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den. Die Anwendung dieſer Vorſchrift beſchränkt ſich nicht auf die ländliche 
Siedelung, ſondern umfaßt auch den Erwerb ſtädtiſchen Grundbeſitzes. An 
dieſer Stelle kann auf die Einzelbeſtimmungen des Geſetzes nicht näher ein⸗ 
gegangen werden, die Fürſorgeausſchüſſe werden die Ausführungsbeſtimmun⸗ 
gen des Bundesrats und der preußiſchen Zentralbehörden aufmerkſam zu ver⸗ 
folgen und über den Inhalt insbeſondere die Berufsberater zu unterrichten 
haben. Hier ſei nur hervorgehoben, daß den Hauptfürſorgeorganiſationen bei 
der Durchführung des Geſetzes eine weſentliche Mitwirkung eingeräumt wer⸗ 
den muß. Es iſt nicht angängig, daß die Wohltaten der Kapitalabfindung 
irgendwie in Widerſpruch treten zu den vernünftigen Fürſorgezielen. Wie 
wir daher den Hauptfürſorgeorganiſationen nach dieſer Vichtung hin die ge⸗ 
bührende Stellung bei der Durchführung des Geſetzes zuweiſen werden, ſo 
müſſen wir auf der anderen Seite der Erwartung Ausdruck geben, daß die 
Bearbeitung der wichtigen Sachen überall mit dem nötigen Eifer und dem 
nötigen Verſtändnis in die Hand genommen werden wird. 


An ſämtliche Herren Oberpräſidenten und den Herrn Regierungspräſidenten 
in Sigmaringen. N 
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Grundſätze für die Prüfung von Kinematsgraphen⸗Vorführern. 
M. J. (M. Bl. S. 178.) 


Für die Sicherheit der Kinematographentheater iſt die Perſon des Vor 
führers von beſonderer Bedeutung; er bekleidet in ihnen unſtreitig den ver⸗ 
antwortungsreichſten Poſten. Seine perſönlichen Eigenſchaften, feine gute Aus⸗ 
bildung und ſeine Vertrautheit mit allen Sicherheitsvorkehrungen bilden die 
wichtigſte Vorausſetzung für die Vermeidung der Betriebsgefahren. Das mit 
meinem Erlaß vom 15. Juli 1912) mitgeteilte Muſter zu einer Polizeiver⸗ 
ordnung, betreffend die Sicherheit der Lichtſpielbühnen, hat in $ 27 Beſtim⸗ 
mungen vorgeſehen, die durch Einführung einer Prüfung und durch Feſt⸗ 
ſetzung eines Windeſtalters die nötige Gewähr nach dieſer Richtung beſchaffen 
ſollten. Es darf angenommen werden, daß auch in denjenigen Negierungs⸗ 
bezirken, in denen eine entſprechende Regelung durch Polizeiverordnung nicht 
getroffen iſt, doch in allen Einzelfällen nach gleichen Grundſätzen verfahren 
worden iſt. Immerhin iſt bei den von dem hieſigen Polizeipräſidium vor⸗ 
genommenen Prüfungen ſolcher Perſonen, die außerhalb des Landespolizei⸗ 
bezirks bereits als Vorführer tätig geweſen waren, wiederholt ihre mangelnde 
Eignung zu dieſem Beruſe feſtgeſtellt worden. Es wird ſich daher empfehlen, 
die an die Prüflinge zu ſtellenden Anforderungen für den Umfang der Mo— 
narchie gleichmäßig zu geſtalten und die Vorausſetzungen für die Zulaſſung 
zur Prüfung auf eine einheitliche Grundlage zu ſtellen. 

Es ſteht zu hoffen, daß hiermit eine ſoziale Hebung des Standes der Vor— 
führer verbunden ſein wird. 

Auch liegt in der zurzeit beſtehenden Möglichkeit, daß jede Polizeibehörde 
ſich der Nachprüfung der Vorführer unterzieht, ſowohl eine Belaſtung der 
Ortspolizeiverwaltungen als auch eine mit finanziellen Aufwendungen ver- 
knüpfte Erſchwernis für diejenigen, die den Beruf ergreifen wollen. Aus 
dieſen Gründen habe ich in Ausſicht genommen, bei mehreren Königlichen 
Polizeiverwaltungen Prüfungsſtellen einzurichten. Die von ihnen zu erteilenden 
Zeugniſſe würden Geltung in ganz Preußen erhalten. Die abſchriftlich bei⸗ 
folgenden (Anl. a), bei den in Berlin vorgenommenen Prüfungen zur An⸗ 
wendung gelangenden Vorſchriften würden ſinngemäß überall zugrunde zu 
legen ſein. Zu dieſen Vorſchriften iſt im einzelnen folgendes zu bemerken: 

Im 81 wird auf die bereits in dem Muſter der Polizeiverordnung 
vorgeſehene Feſtſetzung eines Windeſtalters für die Vorführung nochmals hin⸗ 
gewieſen. N 


*) Verwaltungsvorſchriſten Jahrgang 1912 S. 351. 
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§ 2 legt eine Ausbildungszeit von 6 Monaten feſt, da erſt cine ſolche Zeit⸗ 
dauer ausreichend e:fcheint; anderjet3 genügt dieſe Dauer, denn jeder einiger⸗ 
maßen Befähigte iſt auch ohne beſonderen theoretiſchen Lehrgang in der Lage, 
in dieſer Zeit das Vorführungs fach zu erlernen. 

§ 3 beſtimmt die Kenntniſſe, welche bei der Prüfung gefordert werden. 
Unter ihnen it die eingehende Kenntnis der Kinematographte und der Elektro- 
technik die wichtigſte. 

Die im 86 enthaltene Regelung der wiederholten Prüfung, und zwar 
nur der einmaligen, erſcheint allein zweckmäßig. Wie die Erfahrung lehrt, 
können bei einiger Befähigung und bei ausreichendem Fleiß die nötigen 
Kenntniſſe wohl von jedermann erworben werden. Verſagt der Vorführer 
auch bei der zweiten Prüfung, jo muß ohne weiteres angenommen werden, 
daß er dauernd außerſtande bleibt, die Vorführertätigkeit mit der nötigen Zu⸗ 
verläſſigkeit auszuüben. 

$ 7 beſtimmt die Höhe der Prüfungsgebühr. Der Satz von 20 Mk. ent⸗ 
ſpricht bei Berechnung der entſtehenden Stromkoſten, der Stoffabnutzung, der 
Zeitverluſte und der Entſchädigung für die prüfenden Beamten ſowie der 
ſonſtigen Unfoften in allgeme enen den tatfächlich entſtehenden Aufwendungen. 
Dieſe Vorſchrift könnte zur Vermeidung etwaiger Rechtsbedenken jo gefaßt 
werden: „S 7. Koſten. Die Zulaſſung zur Prüfung erfolgt nur gegen Er— 
legung eines die Prüfungskoſſen deckenden Pauſchbetrages von 20 Mk. Keiegs⸗ 
beſchädigte können von der Zahlung entbunden werden.“ 

Die Erteilung der Duplikatzeugniſſe iſt im § 10 geregelt und von gewiſſen 
Formalitäten abhängig gemacht. Dies erſcheint notwendig, um dem vielfach 
bemerkten Wißbrauch zu begegnen, der durch Ausſtellung doppelter Zeug— 
niſſe entſteht. Aus demſelben Grunde muß das Zeugnis auch ſtets mit einer 
Photographie und Unterſchrift des Vorführers verſehen ſein. 

Hinſichtlich der Kriegsbeſchädigten wäre die weitere Beſtimmung hinzu— 
zufügen, daß ihre Zulaſſung von der Zuſtimmung der zuſtändigen N 
Fürſorgeſtelle für Kriegsinvalide abhängig iſt. 

Ich erſuche, ſich binnen 3 Monaten über folgende Punkte zu äußern: 

1. Beſteht für den dortigen Bezirk ein Bedürfnis zur Einrichtung einer 
eigenen Prüfungsſtelle oder kann ohne zu große Erſchwerung für 
die Prüflinge deren Ueberweiſung an die Prüfungsſtelle eines Nach⸗ 
barbezirks in Aus icht genommen werden? 

2. Beſteht im dortigen Bezirk bereits eine Vorſchrift, welche die Zur 
laſſung zum Vorführerberufe allgemein von der Ablegung einer Prüfung 
abhängig macht? Würde dieſe Vorſchrift auch für die neue Ne= 
gelung beibehalten werden können oder würde ſie einer Abänderung 

bedürfen? 
Empfiehlt es ſich, S9 der Ausführungsvorſchriften in den Worl⸗ 
laut der Polizeiverordnung zu übernehmen? 

3. Werden die oben mitgeteilten Ausführungsvorſchriften für zweckmäßig 
und ausreichend erachtet? Ihre Ergänzung durch eine Beſtimmung 
über die Form der Zeugniſſe, wofür ich Vorſchläge anheimſ telle, bleibt 
vorbehalten. 

A. Beſtehen Bedenken dagegen, daß beſondere Schulen für Vorführer, 
bei denen mit der praktiſchen Ausbildung ein geeigneter theoretiſcher 
Vnterricht verbunden iſt, mit dem Vorrecht ausgeſtattet werden, auch 
in kürzerer Zeit als in 6 Monaten auf die Prüfung vorzubereiten? 
Die Beſtimmung ſolcher Schulen würde ich mir vorbehalten. 

Die alsbaldige Einführung der Neuregelung habe ich auch bei Fort- 
dauer des Kriegszuſtandes in Ausſicht genommen. Sollte ſich daraus ein 
Mangel an Vorführern ergeben, fo würde die hierdurch etwa bedingte Ein⸗ 
ſchränkung des Lichtſpielbetriebes in den Kauf zu nehmen ſein. Immerhin 
könnte für eine Uebergangszeit an den bisherigen Vorſchriften feſtgehalten 
werden. N 
An die ſämtlichen Herren Regierungspräſidenten. 
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(Anl. a) 
Grundſätze für die Prüfung von Kinematographen-Vorführern. 


8 1 
Zulaſſung. 
Zur Prüfung find gemäß $ 27 der Polizeiverordnung vom 6. Mai 1912 
nur männliche Perſonen zuzulaſſen, die das 21. Lebensjahr vollendet haben. 


58 2 
Anmeldung und Vorbildung. 

Die Zulaſſung zur Prüfung iſt ſchriftlich bei der Abteilung VIII des 
Polizeipräſidiums zu beantragen. Hierbei iſt durch Zeugniſſe, deren Unter⸗ 
ſchrift amtlich beglaubigt ſein muß, der Nachweis zu erbringen, daß der 
Prüfling mindeſtens 6 Monate im Vorführungsfache, daß heißt als Gehilfe 
eines geprüften Vorführers tätig geweſen iſt. 

Dem Geſuche find eine unaufgezogene Photographie des Prüflings und 
ein Ausweis über fein Alter (Geburtsſchein, Milttärpapiere) beizufügen. 


83 
Gegenſtand der Prüfung. 
Die Prüfung hat ſich auf folgende Gegenstände zu erſtrecken: 

a) Allgemeine Kenntnis der im Betriebe der Kinematographentheater 
Verwendung ſindenden elektriſchen Anlagen, ihres Zweckes und ihrer 
Bedienung. Insbeſondere muß der Prüfling mit der Herſtellung der 
einſchlägigen Schaltungen und den Maßnahmen zur Beſeitigung von 
Betriebsſtörungen in der elektriſchen Anlage völlig vertraut ſein. 

b) Eingehende Kenntnis des Baues und der Bedienung von mindeſtens 
drei der gebräuchlichſten Syſteme von Kinematographenapparaten. 

c) Kenntnis der beſonderen Eigenſchaften des Films und ſeiner Ber 
handlung. 

d) Völliges Vertrautſein mit den feuerpolizeilichen Vorſchriften und den 
Obliegenheiten des Vorführers beim Ausbruch eines Brandes in den 
Räumen eines Kinematographentheaters. 


§ A 
Prüfung hinſichtlich beſonderer Lichtarten. 

Die Prüfung in der Bedienung von Anlagen, bei denen Kalklicht, Aetherz, 
Benzin- oder Gaſolinlicht verwendet wird, geſchieht nur auf beſonderen Antrag. 
Wenn ſich die Prüfung auf eine dieſer Lichtarten erſtreckt hat, ſo iſt dies in 
dem Zeugnis zu vermerken. 

§ 5 
Verſagung des Zeugniſſes. 

Bei unzureichenden Kenntniſſen auf einem der in § 3 genannten Gebiete 
iſt das Zeugnis zu verſagen. 

86 
Wiederholung der Prüfung. 

Die Prüfung darf nur nach einer erneuten praktiſchen und theoretiſchen 
Ausbildung von mindeſtens 2 Monaten, über die gleichfalls eine amtlich 
beglaubigte Beſtätigung beizubringen iſt, wiederholt werden. Die Anmeldung 
hat nach Maßgabe des § 2 zu erfolgen. Weitere Wiederholungen von Prü— 
fungen finden nicht ſtatt. 

§ 7 
Prüfungsgebühr. 

Die Feſtſetzung der Prüfungsgebühr bleibt dem Polize'präſidium vorbehalten. 

Sie beträgt bis auf weiteres 20 Mk. 
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8 8 
Polizeiliche Beſcheinigung. 
Die gemäß 8 27 Abſatz 1 der Polizeiverordnung vom 6. Mai 1912 er⸗ 
forderliche Beſcheinigung der Zeugniſſe erfolgt werktäglich zwiſchen 10 und 
2 Uhr im Dienſtgebäude der Abteilung VIII, O 27, Magazinſtraße 3/5. 


8 9 
Ungültigkeitserklärung von Zeugniſſen. 
Bei wiederholten Verſtößen gegen die polizeilichen Vorſchriften für Kino⸗ 
theater oder bei ſonſt bewieſener Unzuverläſſigkeit hat der Vorführer die 
Einziehung des Zeugniſſes durch die Polizeibehörde zu gewärtigen. 


8 10 N 
Duplikate. 

Duplikate der Zeugniſſe dürfen ohne polizeiliche Genehmigung nicht erteilt 
werden. Dieſe wird auf dem Zeugnisduplikat vermerkt und von einer Un— 
gültigkeitserklärung des Originalzeugniſſes abhängig gemacht. Die durch deren 
Veröffentlichung in hieſigen Tageszeitungen entſtehenden Koſten in Höhe von 
etwa 30 Mk. ſind von den Vorführern zu tragen. 


8 11 


Ausnahmen. 
Ausnahmen von den vorſtehenden Grundſätzen zu bewilligen, bleibt vor— 
behalten. b 
f § 12. 
Vorſtehende Grundſätze treten ſofort in Kraft. 
Berlin, den 10. September 1912. 
Der Polizei⸗Präſident. Abteilung VIII. 
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Höchſtpreiſe für Zwetſchen. 
R. K. (X. G. Bl. S. 973.) 


Auf Grund der Verordnung über Kriegsmaßnahmen zur Sicherung der 
Volksernährung vom 22. Mai 1916 wird verordnet: 


8 1 

Der Preis für Hauszwetſchen (Bauernpflaumen) aller Art aus der Ernte 
1916 darf einſchließlich der Erntekoſten bei der Veräußerung durch den Er⸗ 
zeuger, vorbehaltlich der Vorſchrift im § 2, zehn Mark für fünfzig Kilo- 
gramm nicht überſteigen. 

5 8 2 N 

Hauszwetſchen dürfen im Kleinverkaufe zu keinem höheren Preiſe als zu 
fünfundzwanzig Pfennig für das Pfund verkauft werden. Als Kleinverkauf 
gilt der Verkauf an den Verbraucher in Mengen von zwanzig Pfund und 
weniger. 

Bei allen übrigen Verkäufen muß, vorbehaltlich der Vorſchrift im 8 1, 
der Preis unter dem Kleinverkaufspreiſe bleiben. N 

Die Kommunalverbände und Gemeinden können den Kieinverfaufspreis für 
ihren Bezirk niedriger feſtſetzen und Ausnahmen von dem Kleinverkaufspreiſe 
zulaſſen. Die Landeszentralbehörden können anordnen, daß die Anordnungen 
anſtatt durch die Kommunalverbände und Gemeinden durch deren Vorſtand 
getroffen werden können. 


*) Verwaltungsvorſchriften Jahrgang 1916 I S. 379. 
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N 8 4 8 3 a 

Das Eigentum an Hauszwetſchen kann durch Anordnung der zuſtändigen 
Behörde einer von dieſer bezeichneten Perſon übertragen werden. Die An⸗ 
ordnung iſt an den Beſitzer zu richten. Das Eigentum geht über, ſobald die 
Anordnung dem Beſitzer zugeht. 

Der von der Anordnung Betroffene iſt verpflichtet, die Vorräte bis zum 
Ablauf einer in der Anordnung zu beſtimmenden Friſt zu verwahren und 
pfleglich zu behandeln. 

Der Uebernahmepreis wird unter Berückſichtigung der in den §§ 1, 2 
feſtgeſetzten Preiſe ſowie der Güte und Verwertbarkeit der Vorräte von der 
zuſtändigen Behörde feſtgeſetzt. Die höhere Verwaltungsbehörde entſcheidet end⸗ 
gültig über e die ſich aus der Anordnung ergeben. 


8 4 

Mit Gefängnis bis zu einem Jahre und mit Gelditrafe bis zu zehn⸗ 
tauſend Mark oder mit einer diefer Strafen wird beſtraft, 

1. wer den in den §§ 1, 2 beſtimmten oder einen auf Grund des 8 2 
feſtgeſetzten Preis überſchreitet; 

2. wer einen anderen zum Abſchluß eines Vertrags auffordert, durch den 
der Preis (Nr. 1) überſchritt en wird, oder ſich zu einem ſolchen Ver⸗ 
trag erbietet; 

3. wer der Verpflichtung, die Vorräte zu bewahren und pfleglich zu 
behandeln ($ 3), zuwiderhandelt. 

Neben der Strafe können die Gegenſtände, auf die ſich die ſtrafbare 
Handlung bezieht, ohne Unterſchied, ob ſie dem ae are oder U ein⸗ 
gezogen werden. a 2 THE 

8 3 

Die Landeszentralbehörden beſtimmen, wer als höhere Verwaltungsbehörde, 

zuſtändige Behörde, Kommunalverband und Gemeinde anzuſehen iſt. 


8 6 
Dieſe Verordnung tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft. 
1916. 29. Auguſt. 


Ausnahme von dem Verbote von Mitteilungen über Preiſe 
von Wertpapieren. 


N. K. (R. G. Bl. S. 993.) 


Auf Grund des § 1 Abſ. 3 der Bekanntmachung, betreffend Verbot von 
Mitteilungen über Preiſe von Wertpapieren uſw., vom 25. Februar 19150 
wird folgendes beſtimmt: . 

Zuläſſig ſind bis auf weiteres Mitteilungen von Perſonen und 
Anſtalten, die Bankiergeſchäfte gewerbsmäßig betreiben, an ihre Kunden 
über Verkaufspreiſe, die für ausländiſche Wertpapiere auf Grund 
der im Ausland notierten Kurſe im Inland zu erzielen ſind. 


1916. 30. Auguſt. 
Aenderung des § 25 des Geſetzes über die Kriegsleiſtungen 
vom 13. Jui 1873 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 129). 
R. K. (XR G. Bl. S. 983.) 

Auf Grund des § 3 des Geſetzes über die Ermächtigung des Bundesrats 
zu wirtſchaftlichen Maßnahmen uſw. vom 4 Auguſt 1914“) hat der Bundes⸗ 
rat beſchloſſen: 

Artikel 1 

Der 8 25 des Geſetzes über die Kriegsleiſtungen vom 13. Juni 1873 

(Reichsgeſetzbl. S. 129) erhält folgende Faſſung: 


x) Verwaltungsvorſchriften Jahrgang 1915 I S. 155. 
*) Verwaltungsvorſchriften Jahrgang 1914 I 857. 
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Zur Beſchaffung und Erhaltung des kriegsmäßigen Pferdebedarfs der Armee 
find alle Pferdebeſitzer verpflichtet, ihre zum Kriegsdienſt für tauglich er⸗ 
klärten Pferde gegen Entſchädigung an die Wilitärbehörde zu überlaſſen: 

Befreit hiervon ſind nur: 

1. Mitglieder der regierenden deutſchen Familien; 

2. die Geſandten fremder Mächte und das Geſandtſchaftsperſonal; 

3. Beamte im Reichs- oder Staatsdienſt hinſichtlich der zum Dienit- 
gebrauche ſowie Aerzte und Tierärzte hinſichtlich der zur Ausübung 
ihres Berufs notwendigen Pferde; 

A. die Poſthalter hinſichtlich derjenigen Pferdezahl, welche von ihnen zur 
Beförderung der Poſten vertragsmäßig gehalten werden muß. 

Die Entſchädigung wird feſtgeſetzt unter Zugrundelegung der Friedens 
preiſe und unter Hinzurechnung eines Zuſchlags, der in einem Bruchteil des 
Friedenspreiſes beſteht und vom Reichskanzler durch allgemeine Anordnung be⸗ 
ſtimmt wird. f 

Die Ermittlung des Friedenspreiſes erfolgt durch Sachverſtändige unter 
entſprechender Anwendung der SS 26, 27 und der dazu erlaſſenen Ausführungs- 
beſtimmungen. 

Auf Grund dieſer Ermittlung wird der Betrag der zu zahlenden Ent- 
ſchädigung von einer durch die Heeresverwaltung zu beſtimmenden Kommiſſion 
von drei Mitgliedern endgültig feſtgeſetzt; dieſe kann den der Feſtſetzung zu 
grunde gelegten Friedenspreis abweichend von der Ermittlung durch die Sach- 
verſtändigen annehmen. 

Artikel 2 
Dieſe Verordnung tritt mit dem 1. September 1916 in Kraft. 
Der Reichskanzler beſtimmt den Zeitpunft des Außerkrafttretens. 


* 1916. 30. Auguſt. 


Feſtſetzung des Zuſchlags zu den Friedenspreiſen der zum Kriegsdienſt 
ausgehobenen Pferde. 


N. K. (R. G. Bl. S. 984.) 


Auf Grund des Artikel 1 Abſ. u der Verordnung des Bundesrats vom 
30. Auguſt 1916, betreffend Aenderung des § 25 des Geſetzes über die Kriegs- 
leiſtungen vom 13. Juni 1873 beſtimme ich: 

Der Zuſchlag zu den Friedenspreiſen der zum Kriegsdienſt ausgehobenen 
Pferde wird bis auf weiteres auf 50 v. H. der Friedenspreiſe feſtgeſetzt. 


N 1916. 30. Auguſt. 
Aufnahme von Schülern in die unterſte Klaſſe der höheren Lehranſtalten. 
M G. U. (3. Bl. U. S. 507.) 


Unter Aufhebung der Beſtimmungen 13—I des Erlaſſes vom 24. Oktober 
1837 habe ich die beiliegenden Beſtimmungen über die Anforderungen ge— 
troffen, welche an die in die unterſte Klaſſe einer höheren Lehranſtalt aufzu⸗ 
nehmenden Schüler zu ſtellen ſind. Bei der Aufnahme der aus Volks⸗ 
und Mitttelfhulen und aus Privatunterricht kommenden Schäler darf über 
dieſe Anforderungen nicht hinausgegangen werden. 

Auch die Vorſchulen haben ſich danach zu richten; insbeſondere dürſen ihre 
Anforderungen in der Sprachlehre und im Rechnen nicht über die in der 
Anlage feſtgeſetzten Lehrziele hinausgehen. Dementſprechend iſt der Lehrſtoff 
auf die drei Klaſſen zu verteilen. Die hierdurch etwa gewonnene Zeit iſt 
zur Vertiefung des Unterrichtes und zur gründlichen Durcharbeitung des 
Lehrſtoffs auf den einzelnen Stufen zu verwenden, wobei der Sachunterricht 
und Anſchauungsunterricht ſowie die Heimatkunde gebührend zu berückſichtigen 
ſind. 

Das Königliche Provenzialſchulkollegium wolle den Direktoren der höheren 
Lehranſtalten die genaue Befolgung dieſer Beſtimmungen zur Pflicht machen. 
An die Königl. Provinzialſchulkollegien. 


1916. 30. Auguſt. zur 


Beſtimmungen 
über die Aufnahme von Schülern in die unterſte Klaſſe der höheren Lehranſtalten. 

An die Schüler, welche in die unterſte Klaſſe einer höheren Lehranſtalt 

aufgenommen werden ſollen, ſind folgende Anforderungen zu ſtellen: 

1. In der evangeliſchen Religion. Kenntnis einiger bibliſcher Geſchichten. 
des Alten und des Neuen Teſtaments, die zehn Gebote, einige Kirchen— 
liederſtrophen und Gebete (Vaterunſer). 

2. In der katholiſchen Religion. Kenntnis ausgewählter bibliſcher Ge— 
ſchichten des Alten und des Neuen Teſtaments und einiger Gebete 
und Kirchenlieder (We'hnachts⸗, Ofter- und Warienlieder). 

3. Int Deutſchen. 

a) Leſen. Fähigkeit, Leſeſtoffe, welche im Geſichtskreis neunjähriger 
Knaben liegen, in deutſchem und lateiniſchem Drucke geläufig, laut⸗ 
ſicher und ſinngemäß zu leſen. 

b) Erzählen. Einige Geübtheit, geleſene oder vorerzählte Stoffe der 
unter a) genannten Art nachzuerzählen. 

c) Rechtſchreibung. Der aufzunehmende Schüler muß fähig ſein, ein 
kurzes Diktat aus dem unter a) bezeichneten Gebiete im weſent⸗ 
lichen ohne gröbere Fehler in deutſcher ſorgfältiger und gut les 
barer Schrift niederzuſchreiben. Einige Sätze ſind auch in latei— 
niſcher Schrift zu ſchreiben. 

d) Sprachlehre. Kenntnis der Beſtandteile des einfachen Satzes mit 
den deutſchen Bezeichnungen: Satzgegenſtand, Satzausſage; die Kennt⸗ 
nis der weiteren Satzbeſtimmungen iſt nicht zu fordern. Von den 
Wortarten: Dingwort, Geſchlechtswort, Eigenſchaſtswort, Zahlwort, 
perſönliches und beſitzanzeigendes Fürwort, Tätigkeitswort. Ein⸗ und 
Mehrzahl. Regelmäßige Biegung des Dingwortes. Steigerung des 
Eigenſchaftswortes. Hauptzeitformen des Tätigkeilswortes (Gegen 
wart, Vergangenheit, Zukunft in der Wirklichkeitsform der Tätig⸗ 
keitsform). 

Die fremdoͤſprachlichen grammatiſchen Bezeichnungen dürfen nicht 
gefordert werden. Ihre Aneignung muß der höheren Schule ſelbſt 
vorbehalten bleiben. N 

4, Im Rechnen. Die Grundrechnungsarten mit ganzen unbenannten und 
einfach benannten Zahlen. Sichere Beherrſchung des Einmaleins bis 
12 und des Eins durch Eins. Geübtheit im Kopfrechnen im Zahlenkreis 
bis 1000, im ſchriftlichen Rechnen bis 1000000. Teilen mit ein⸗ und 
zweiſtelligen Tellern. Beim Abziehen und Teilen it die ſogenannte 
öſterreichiſche Methode nicht anzuwenden. 

5. In der Heimatkunde. Die nähere Umgebung des Schulortes oder der 
Heimat. Die Himmelsgegenden. Tages- und Jahreszeiten. 


1916. 39. Auguſt. 
Durchführung der Verorbkung über Hülſeufrüchte vom 29. Juni 1916). 
Kriegsernährungsamt (X. G. Bl. S. 981.) 


Auf Grund der Verordnung über Hülſenfrüchte vom 29. Juni 1915) und 
des 81 der Bekanntmachung über die Errichtung eines Kriegsernährungs-⸗ 
amts vom 22. Mai 19162) wird folgendes beſtimmt: 


f Artikel I 
Die Bewirtſchaftung der Hülſenfrüchte nach Maßgabe der Verordnung 
über Hülſenfrüchte vom 29. Juni 19161) wird in Abänderung der Bekannt⸗ 
machung vom 25. Juli 19163) der Reichshülſenfruchtſtelle, Geſellſchaft mit 
beſchränkter Haftung in Berlin übertragen. 


1) Verwaltungsvorſchriften Jahrgang 1916 I S. 499, 
2) Verwaltungsvorſchriften Jahrgang 1916 J S. 380. 
) Verwaltungsvorſchriften Jahrgang 1916 II S. 637. 
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Artikel II. 

Dem Beſitzer von Hülſenfrüchten find nach § 4 Abſ. 2 zu belaſſen: 

a) zu Saatzwecken bis zu 2 Doppelzentnern für den Hektar der Anbau⸗ 
fläche des Erntejahrs 1916; 

b) zu ſeiner Ernährung und zur Ernährung der Angehörigen ſeiner 
Wirtſchaft einſchließlich des Geſindes 6 Kilogramm für jede in Be⸗ 
tracht kommende Perſon. Den Angehörigen der Wirtſchaft ſtehen gleich 
Naturalberechtigte, insbeſondere Altenteiler und Arbeiter, ſoweit ſie 
kraft ihrer Berechtigung oder als Lohn Hülſenfrüchte zu beanſpruchen 
haben. 

Artikel III 

Die Reichshülſenfruchtſtelle kann das Verlangen auf käufliche Ueberlaſſung 
der Hülſenfrüchte nach 8 4 Abſ. 1 Satz 1 durch eingeſchriebenen Brief an den 
einzelnen Beſitzer, durch Veröffentlichung in den amtlichen Blättern eines 
Bezirkes an die Beſitzer des Bezirkes oder durch Veröffentlichung im Reichs- 
anzeiger an alle Beſitzer im Inland richten. 

Die Mitteilung, durch die ein Beſitzer eine Friſt zur Abnahme ſetzt (§ 1 
Abi. 1 Satz 2), hat durch eingeſchriebenen Brief an die Adreſſe der Reichshülſen⸗ 
fruchtſtelle, Geſellſchaft mit beſchränkter Haftung in Berlin zu erfolgen. 

Artikel IV 

Für die Bewertung der Hülſenfrüchte gelten folgende Grundſätze: 

a) die im $ 11 feſtgeſetzten höchſten Preiſe find nur für beſte, reine, ge⸗ 
ſunde, trockne und gutkochende Hülſenfrüchte zu zahlen. Für kleine 


Erbſen dieſer Beſchaffenheit ſind höchſtens 58 Mark zu zahlen 
r den 


b) für gute handelsübliche Durchſchnittsware iſt zu zahlen: Doppelzentner 
für gelbe und grüne Viktorigerbſen ſowie große Erbſen 55 Marf, 
für kleine gelbe, grüne und graue Erbſen 53 Mark, 
für weiße, gelbe und braune Bohnen 65 Mark, 
für Linſen 70 Mark; 


c) für Hülſenfrüchte von geringerer Beſchaffenheit iſt entſprechend weniger 
zu zahlen. Bei feuchten und bei käfer⸗ und madenhaltigen Hülſen⸗ 
früchten find außer dem Minderwerte wegen der abfallenden Beſchaffen⸗ 
heit die durch künſtliche Trocknung und Bearbeitung entſtehenden Koſten 
und Gewichtsverluſte zu berückſichtigen. 


Artikel V 
Der zur Lieferung an die Reichshülſenfruchtſtelle Verpflichtete hat die 
Hülſenfrüchte bis zu der Verladeſtelle des Ortes, von dem die Ware mit der 
Bahn oder zu Waſſer verſandt wird, zu befördern und daſelbſt einzuladen. Die 
Reichshülſenfruchtſtelle hat für die Verladung eine angemeſſene Friſt zu ſetzen, 
die nicht weniger als eine Woche betragen darf; gleichzeitig iſt die Verladeſtelle 
anzugeben, von der die Ware mit der Bahn oder zu Waſſer verſandt werden ſoll. 
Kommt der Verpflichtete der Aufforderung zur Verladung innerhalb der 
geſetzten Friſt nicht nach, ſo kann die zuſtändige Behörde auf Antrag der Reichs⸗ 
hülſenfruchtſtelle die Verladung mit den Mitteln des landwirtſchaftlichen oder 
kaufmänniſchen Betriebs des Verpflichteten oder durch einen Dritten ausführen 
laſſen. Die hierdurch entſtandenen Koſten find vom Uebernahmepreiſe zu kürzen. 
Die Beſtimmungen im Abſ. 1 und 2 gelten auch für den Fall der Ent⸗ 
eignung gemäß § 7 Abſ. 2. 
Artikel VI 
Soweit die Lieferung und Abnahme der Hülſenfrüchte nicht durch die Be⸗ 
ſtimmungen in den Artikeln II bis Wgeregelt iſt, gelten die Geſchäftsbedingungen. 
der Reichshülſenfruchtſtelle, die der Genehmigung des Reichskanzlers bedürfen. 


Artikel VII 
Dieſe Beſtimmungen treten mit dem Tage der Verkündung in Kraft. Die 
Beſtimmungen über die Lieferung und Abnahme von Hülſenfrüchten vom 26. 
September 19150 werden aufgehoben. 


4) Verwaltungsvorſchriften Jahrgang 1915 11 S. 198. 
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1916. 31. Auguſt. 
Veſtätigung des Schecks durch die Reichsbank. 
R. K. (R. G. Bl. S. 985.) 


Der Bundesrat hat auf Grund des § 3 des Geſetzes über die Ermächtigung 
des Bundesrats zu wirtſchaftlichen Maßnahmen uſw. vom 4 Auguſt 1914 
folgende Verordnung erlaſſen: 


Artikel 1 

Verſieht die Reichsbank einen auf ſie gezogenen Scheck mit einem Bes 
ſtätigungsvermerke, ſo wird ſie hierdurch dem Inhaber zur Einlöſung verpflichtet; 
für die Einlöſung haftet ſie auch dem Ausſteller und den Indoſſanten. 

Die Verpflichtung aus der Beſtätigung erliſcht, wenn der Scheck nicht 
innerhalb der Vorlegungsfriſt ($ 11 des Scheckgeſetzes vom 11. März 1908 
— Reichs⸗Geſetzbl. S. 71 —) zur Zahlung vorgelegt wird. Hinſichtlich des 
Nachweiſes der Vorlegung finden die Vorſchriften des § 16 des Scheckgeſetzes 
Anwendung. 

Der Anſpruch aus der Beſtätigung ee in zwei Jahren vom Ablauf 
der Vorlegungsfriſt an. 

Für einen beſtätigten Scheck, auf dem eine Unterſchrift gefälſcht iſt, gelten 
die Vorſchriften des § 23, für die gerichtliche Geltendmachung von Anſprüchen 
auf Grund der Beſtätigung die Vorſchriften des § 28 des Scheckgeſetzes ent⸗ 
ſprechend. 

Die Reichsbank iſt nur nach vorheriger Deckung befugt, Schecks mit einem 
Beſtätigungsvermerke zu verſehen. 

Artikel 2 
Die Beſtätigung begründet nicht die Verpflichtung zur Entrichtung des 
Wechſelſtempels oder einer landesgeſetzlichen Abgabe. 
Artikel 3 
Dieſe Verordnung tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft. 
Der Reichskanzler beſtimmt den Zeitpunkt des Außerkrafttretens. 


1916. 31. Auguſt. 


Zulaſſung von Ans nahmen von den Vorſchriften des § 4 des 
ſogenannten Margaritzegeſetzes. 


M. F. (M. Bl. M. S. 323.) 


Nach 8 4 des Geſetzes, betreffend den Verkehr mit Butter, Käſe, Schmalz 
und deren Erſatzmitteln, vom 15. Juli 1897 (Neichs⸗Geſetzbl. S. 475) iſt in 
Räumen, in denen Butter oder Butterſchmalz gewerbsmäßig hergeſtellt, auf⸗ 
bewahrt, verpackt oder feilgehalten wird, die Herſtellung, Aufbewahrung, Ver⸗ 
packung oder das Feilhalten von Margarine oder Kunſtſpeiſefett verboten. 
Nachdem Margarine und Kunſtſpeiſefett neuerdings in ähnlicher Weiſe wie 
die Butter in amtliche Bewirtſchaftung genommen ſind, hat ſich das Bedürfnis 
herausgeſtellt, Margarine und Kunſtſpeiſefett nach Maßgabe der in den ein⸗ 
zelnen Gemeinden geltenden Verbrauchsregelung durch die kommunalen Butter⸗ 
abgabeſtellen den Verbrauchern zuzuführen. Die Schaffung beſonderer Ab— 
gabeſtellen für Margarine und Kunſtſpeiſefett erſcheint nicht überall angängig, 
weil es in der Regel im Bedürfnis liegt, alle Speiſefette auf die gleichen 
Fettkarten abzugeben. Durch § 1 der Bekanntmachung über den Verkehr 
mit Butter, Käſe, Schmalz und deren Erſatzmitteln vom 16. Juli 191600 
find daher die Landeszentralbehörden ermächtigt worden, Ausnahmen von jener 
Vorſchrift des § u des Geſetzes vom 15. Juni 1897 zuzulaſſen. Dementſprechend 
ermächtige ich Ew. pp., in geeigneten Fällen von dieſer Ausnahmebeſtimmung 
Gebrauch zu machen. 

An die Herren Oberpräſidenten und den Herrn Regierungspräfidenten in Sig⸗ 
maringen. 


*) Verwaltungsvorſchriſten Jahrgang 1914 J S. 857. 
x) Verwaltungsvorſchriften Jahrgang 1916 II S. 606. 
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1916. 31. Auguſt. 
Intrafttreten der Verordnung über Lier. 
Kriegsernährungsamt (N. G. Bl. S. 991.) 


Auf Grund der Verordnung über Kriegsmaßnahmen zur Sicherung der 
Volksernährung vom 22. Mai 1916“) wird beſtimmt: 

Die SS 5, 6, 10 und 11 der Verordnung über Eier vom 12. Auguſt 1916“) 
treten ſtatt mit dem 1. September 1916 mit dem 18. September 1916 in Kraft. 


1916. 1. September. 


Uebergang der Geſchäfte der RNeichsprüfungsſtelle für Lebensmittelpreiſe 
auf das Kriegsernährungsamt. 


N. K. (R. G. Bl. S. 997.) 


Der Bundesrat hat auf Grund des & 3 des Geſetzes über die Ermächtigung 
des Bundesrats zu wirtſchaftlichen Maßnahmen uſw. vom 4 Auguſt 19140 
folgende Verordnung erlaſſen: 


8 1 
Die durch § 11 der Bekanntmachung über die Errichtung von Preisprü⸗ 
fungsſtellen und die Verſorgungsregelung vom 25. September 19157) für 
das Reichsgebiet errichtete Preisprüfungsſtelle wird aufgehoben. Ihre Auf⸗ 
gaben und Befugniſſe gehen auf das Kriegsernährungsamt über. 


8 2 
Dieſe Verordnung tritt mit dem 1. September 1916 in Kraft. 
Der Reichskanzler trifft die zur Ueberleitung erforderlichen Anordnungen. 


1916. 4. September 
Kehrbezirke. 
M. H. G. M. J. (M. Bl. H. G. S. 310.) 


In Abänderung der Beſtimmungen, betreffend die Einrichtung von Kehr— 
bezirken für Schornſteinfeger, vom 5. Februar 1907) und des Vunderlaſſes 
vom 23. Mai 19082) beſtimmen wir, daß der Bewerber um eine Bezirksſchorn⸗ 
ſteinfegerſtelle innerhalb der letzten 3 Jahre vor der Bewerbung und inner— 
halb der letzten 3 Jahre vor der Anſtellung mindeſtens je ein Jahr lang 
im Regierungsbezirk (Landespolizeibezirk Berlin) im Schornſteinfegerhandwerk 
entweder ſelbſtändig oder als Geſelle tätig geweſen ſein muß. 

Ferner weiſen wir zur Behebung hervorgetretener Zweifel darauf hin, 
daß ſich auch angeſtellte Bezirksſchornſteinfeger, die ſich um einen anderen 
Kehrbezirk bewerben wollen, in die Bewerberliſte eintragen laſſen müſſen. 
Der Nachweis der vorherigen Ablegung der Meiſterprüfung (§ 133 Gewod.) 
kann aber, wie ſchon in dem Erlaſſe vom 10. September 19075) ausgeſprochen 
worden iſt, von ſolchen Bewerbern nicht gefordert werden. 

Wir erſuchen Sie, das Negulativ entſprechend zu ändern und zwei Ab— 
drucke der neuen Beſtimmungen der Geheimen Negiſtratur III des Winiſteriums 
für Handel und Gewerbe zu überſenden. 

An die Herren Regierungspräſidenten und den Herrn Polizeipräſidenten hier. 


*) Verwaltungsvorſchriften Jahrgang 1916 I S. 379. 
**) Verwaltungsvorſchriften Jahrgang 1916 II S. 692. 
x) Verwaltungsvorſchriften Jahrgang 1914 I S. 857. 
7) Verwaltungsvorſchriſten Jahrgang 1915 II S. 153. 
1) Verwaltungsvorſchriften Jahrgang 1907 S. 121. 
2) Verwaltungsvorſchriften Jahrgang 1908 S. 407. 
3) Verwaltungsvorſchriften Jahrgang 1907 S. 548. 


1916. 4. September. 1916. 5. September. 745 


1916. 4. September 
Außertrafttreten der Bekanntmachung, betreffend den Handel mit Mehl 
Kriegsernährungsamt (R. G. Bl. S. 995.) 


Auf Grund der Bekanntmachung über die Errichtung eines Kriegsernäh⸗ 
rungsamts vom 22. Mai 191600 wird beſtimmt: 
Die Bekanntmachung, betreffend den Handel mit Mehl, vom 27. 
Juli 19157) tritt hiermit außer Kraft. 


1916. 5. September. 


Ansführungsanweiſung zer Bekanntmachung über Weintreſter 
und Traubeuferne vom 3. Anzuſt 1916. 


M. H. G. M. L. D. F. M. J. (M. Bl. H. G. S. 304.) 


J. Behörden. 

Höhere Verwaltungsbehörde im Sinne der Verordnung iſt der Regierungs— 
präſident, für Berlin der Oberpräſident. 

Zuſtändige Behörde im Sinne der SS A und 10 der Bekanntmachung iſt 
der Landrat, in Stadtkreiſen der Gemeindevorſtand. 

Kommunalverbände im Sinne der Verordnung Ind die Stadt- und Land⸗ 
kreiſe. 

Oertlich zuſtändig iſt die Verwaltungsbehörde, in deren Bezirk die Ware 
anfällt oder in deren Bezirk bei Einfuhr der Weintreſter und Traubenkerne 
der zur Abgabe Verpflichtete ſeine gewerbliche Niederlaſſung oder in Er- 
mangelung einer ſolchen ſeinen Wohnſitz hat. 


II. Verfahren zur Feſtſetzung der Preiſe. 

Bei Entſcheidung der höheren Ve waltungsbehlrde über die Angemeſſen⸗ 
heit des Preiſes iſt ausſchließlich die Beſchaffenheit der Ware zur Zeit des 
Gefahrüberganges maßgebend. Anſchaffungspreis, Zinſen, Ankoſten und Ge⸗ 
winn bleiben außer Betracht. Die in §9 der Verordnung oder auf Grund 
des Abſatzes 3 des §9 feſtgeſetzten Preiſe gelten als angemeſſen für geſunde 
Ware von mittlerer Art und Güte frei Waggon des Verladeorts. Entſpricht 
die Ware dieſen Vorausetzungen nicht, fo hat ein dem Winderwert entſprechen⸗ 
der Preisabſchlag einzutreten. 

Die feſtgeſetzten Preiſe ſtellen die Grenze dar, die bei den Entſcheidungen 
nicht überſchritten werden darf. Wird den Eigentümern dieſer Preis geboten, 
io bedarf es, falls er gleichwohl die Feſtſetzung des Preiſes durch die höhere 
Verwaltungsbehörde beantragt, vor der Entſcheidung einer materiellen Nach— 
prüfung nicht. Vor der Entſcheidung iſt der Kriegsausſchuß für Erfaßfutter 
zu hören. Gegebenenfalls ſind Sachverſtändige hinzuzuziehen. 


III. Allgemeine Beſtimmungen. 

Die durch § 10 vorgeſchriebene Anzeige des vorausſichtlichen Anfalls kann 
in beliebiger Form erfolgen. Dabei iſt mitzuteilen, wie groß die Weinbergs— 
fläche (Rebfläche) iſt, und in welchen Monaten dle Treſter in größeren Mengen 
anfallen werden. 

Bei der Erledigung der Anmeldung, der Ausfüllung der Formulare, der 
Kontrolle uſw. haben die unteren Verwaltungsbehörden, nötigenfalls durch 
beſondere von ihnen beſtellte Vertrauensleute mitzuwirken. Für dieſe Arbeiten 
kann der Kriegsausſchuß eine Entſchädigung zahlen. 

Im Anſchluß an die in 5 10 vorgeſchriebenen Anzeigen des vorausficht- 
lichen Anfalls ſind dem Kriegsausſchuß nach Beginn der Leſe unter Benutzung 
der von ihm herausgegebenen Formulare die abgelieferten Treſtermengen an⸗ 
zumelden. Eine Ergänzung der Formulare nach den örtlichen Verſchieden⸗ 
heiten bleibt den unteren Verwaltungsbehörden überlaſſen. 


x) Verwaltungsvorſchriften Jahrgang 1916 I S. 380. 
) Verwaltungsvorſchri ten Jahrgang 1915 II S. 537. 
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Die Bezahlung der laut Zahlungsanweiſung übernommenen Mengen er— 
folgt durch die von den Kommunalverbänden beſtimmten amtlichen Kaſſen. 
Ueber die Erſtattung der vorgelegten Gelder ſind Vereinbarungen mit dem 
Kriegsausſchuß zu treffen. 


1916. 5. September. 
Dienſtalter der Staatsbeamten. 
M. H. G. (M. Bl. H. G. S. 299.) 


Nachſtehender Allerhöchſter Erlaß vom 27. Mai 1916 und der dazu er⸗ 
gangene Beſchluß des Staatsminiſteriums vom 17. Juni d. Is. wird zur Be⸗ 
achtung mitgeteilt. (Anlage 1, 2.) 

Zu den einzelnen Bellimmungen des Beſchluſſes des Staatsminiſteriums 
wird noch folgendes bemerkt: 

Zu J. Es iſt gleichgültig, ob zur Zeit des Kriegsdienſtes das Beamten⸗ 
verhältnis ſchon begründet war. Auch wenn die Beamten damals Studenten. 
oder Schüler waren, findet die Anrechnung ſtatt, ſoweit die Ablegung der 
bezeichneten Prüfung nachweislich durch den Kriegsdienſt verzögert worden iſt. 

Berückſichtigt wird nur eine ſchlüſſig nachgewieſene Verzögerung der Lauf— 
bahn, ausgeſchloſſen ſind Anſprüche, die ſich nur auf Mutmaßungen gründen. 

Bei der Berechnung der anzurechnenden Zeit werden Vorteile, die durch 
Notprüfungen, Abkürzung der Vorbereitungszeit uſw. erzielt ſind, gegengerechnet. 

Zu II. Dem Dienſte bei dem Heere uſw. iſt auch der Dienſt in einem dem 
deutſchen verbündeten oder befreundeten Heere uſw. gleich zu achten. 

Nicht unter den Begriff des Kriegsdienſtes fällt die Tätigkeit bei einer 
der wirtſchaftlichen Kriegsorganiſationen (Kriegsgeſellſchaften), der Dienſt bei 
den Krankenpflegeorganiſationen, ſoweit keine Verpflichtung für den Etappen⸗ 
dienſt übernommen war, ſowie der Zivildienſt in der Verwaltung der beſetzten 
fremden Landesteile, ſoweit der Beamte hierzu nicht von ſeiner vorgeſetzten 
Dienſtbehörde zur Verfügung geſtellt war. 

Zu III: wegen etwaiger Anrechnung iſt zu berichten. 

Zu IV: desgleichen, ſofern der Uebertritt gemäß Abſ. 1 und 3 aus nicht 
in der Perſon des Uebertretenden liegenden Gründen oder weil ſich die Folgen 
von Kriegsbeſchädigungen erſt verſpätet bemerkbar gemacht haben, nicht un⸗ 
mittelbar erfolgt und eine Anrechnung angezeigt erſcheint. 

Zu V. Als Ergänzung iſt ergangen der Staatsminiſterialbeſchluß vom 
30. September 1915 wegen Anrechnung der Friedensdienſtzeit der Offiziere 
(vergl. Erlaß vom 1. Januar d. J.). Wo hiernach über die Anrechnung be⸗ 
ſtimmter Zeiten und deren Vorausſetzung bereits Beſtimmung getroffen iſt, 
kommen hierfür die jetzigen Vorſchriften nicht in Betracht. 

An die der Handels- und Gewerbeverwaltung unterſtellten Behörden. 
Anlage 1. 
Dienſtalter der Staatsbeamten. 

Auf den Bericht vom 26. d. M. wird das Staatsminiſterium hierdurch 
ermächtigt, Beſtimmung darüber zu treffen, inwieweit Staatsbeamten die Zeit, 
um die infolge des Krieges der Beginn oder die Fortſetzung ihrer Laufbahn. 
verzögert wird, bei Feſtſtellung des Dienſtalters zugute zu rechnen iſt. 

Großes Hauptquartier, den 27. Mai 1916. 

gez. Wilhelm R. 
An das Staatsminiſterium. 


Anlage 2. 
N Dienſtalter der Staatsbeamten. 
Grundſätze über Anrechnung des Kriegsdienſtes auf das Dienſtalter der 
Staatsbeamten. 


I. 
1. Höheren Beamten, bei denen die Fähigkeit zur Bekleidung ihres Amtes 
von dem Beſtehen einer Prüfung abhängt, wird bei Beſtimmung des Dienſt⸗ 
alters, ſofern dieſelbe gemäß dem Zeitpunkte des Beſtehens der Prüfung 
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zu erfolgen hat, die Zeit ihres Kriegsdienſtes inſoweit angerechnet, als infolge 
des Kriegsdienſtes die Ablegung der bezeichneten Prüfung nachweislich ſpäter 
ſtattgefunden hat. 

2. Mittleren und Kanzleibeamten wird bei Feſtſtellung des Dienſtalters, 
welches für ihre Berufung zur erſten etatsmäßigen Anſtellung in Betracht 
kommt, die Zeit ihres Kriegsdienſtes inſoweit angerechnet, als ſie infolge 
des Kriegsdienf tes die Befähigung zur Bekleidung des betreffenden Amtes 
nachweislich ſpäter erlangt haben. 

Auf Militäranwärter findet auch § 15 der Anſtellungsgrundſätze mit ſeinen 
Ergänzungen (Beſchluß des Bundesrats vom 10. Dezember 1914) Anwendung. 

3. Wo auch für Unterbeamte die erſte etatsmäßige Anſtellung von dem 
Beitehen einer Prüfung abhängt, oder wo für die Beförderung in eine höhere 
Stelle das Beſtehen einer Prüfung erforderlich iſt, wird den Beamten die 
Zeit ihres Kriegsdienſtes auf das für die Anſtellung oder Beförderung maß⸗ 
gebende Dienſtalter inſoweit angerechnet, als infolge des Kriegsdienſtes die 
Prüfung nachweislich ſpäter abgelegt worden iſt. 

A. Bei allen Beamten iſt auf das Diätariatsdienſtalter die Kriegsdienſtzeit 
inſoweit anzurechnen, als durch ſie der Beginn der diätariſchen Beſchäftigung 
nachweislich verzögert iſt. 

5. Anwärtern, welche nach Ableiſtung des Probe- oder Vorbereitungs— 
dienſtes ohne weiteren Nachweis ihrer Befähigung zur erſten etatsmäßigen 
Anſtellung gelangen, wird bei dieſer Anſtellung diejenige Zeit des Kriegs- 
dienſtes auf das Beſoldungsdienſtalter angerechnet, um die ihre Anſtellung 
nachweislich ſpäter erfolgt iſt. 

6. Wenn die Anſtellung oder Beförderung nach der Reihenfolge der An— 
wartſchaft erfolgt und die Anſtellung oder Beförderung nach der Anwartſchaft, 
wie ſie ſich nach den vorſtehenden Beſtimmungen ergibt, zu einem früheren 
Zeitpunkt erfolgt wäre, als fie tätſächlich ſtattgefunden hat, jo wird das Be= 
ſoldungsdienſtalter jo feſtgeſetzt, wie es im Falle der Anſtellung oder Bes 
förderung zu dem früheren Zeitpunkt beſtimmt worden wäre. 

7. Ueber etwaige Anrechnungen auf das Beſoldungsdienſtalter, die durch 
die vorſtehenden Beſtimmungen nicht getroffen ſind, entſcheidet der Verwal— 
tungschef im Einvernehmen mit dem Firanzminiſter. 


r II. e 

Kriegsdienſt im Sinne vorſtehender Beſtimmungen it der Dienſt bei dem 
Heere, der Warine, den Schutztruppen vom Tage der Mobilmachung bis zur 
Demobilmachung oder der Dienſt bei der Krankenpflege, ſofern er auf Grund 
einer auch für den Etappendienſt übernommenen Verpflichtung erfolgt, ſowie, 
der Dienſt der für die Verwaltung der beſetzten fremden Landesteile zur Ver⸗ 
fügung geſtellten Beamten. Dem Kriegsdienſt iſt auch die Zeit gleich zu 
rechnen, während welcher ein Kriegsteilnehmer der vorbezeichneten Art infolge 
ſeiner Geſundheitsſchädigung oder aus ſonſtigen Gründen über die Demobil— 
machung hinaus beim Heere uſw. zurückgehalten werden ſollte. 

Ob und inwieweit ſonſtige Dienſtverrichtungen, welche für unmittelbare 
Zwecke des Heeres, der Marine oder der Schutztruppen auf Anforderung ge— 
leiſtet ſind, ſowie die Zeit eines unfreiwilligen Aufenthalts im Auslande oder 
in einem Schutzgebiete dem Kriegsdienſte gleich gerechnet werden können, be— 
ſtimmt der Verwaltungschef im Einvernehmen mit dem Finanzminiſter. 

f . III, u F 

Dem Kriegsdienſte kann bis zum Höchſtmaß von 9 Monaten hinzuge⸗ 
rechnet werden die Verzögerung, die eintritt: 

1. infolge einer im Kriegsdienſt erlittenen und über die Zeit nach der 
Beendigung des Kriegsdienſtes hinaus wirkenden mit Arbeitsunfähig⸗ 
keit verbundenen Geſundheitsſchädigung. 

2. bei denjenigen Kriegsteilnehmern, welche ohne Ausbruch des Krieges 
innerhalb eines Jahres ſeit ihrer Einberufung zum Kriegsdienſte zu 
einer vorgeſchriebenen Prüfung hätten zugelaſſen werden können, in⸗ 
folge der durch den Kriegsdienſt verurſachten Einbuße in der Be— 
herrſchung des zu dieſer Prüfung erforderlichen Lernſtoffs. 
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Im Falle zu 2 darf die Anrechnung die Dauer der Kriegsdienſtzeit nicht 
überſchreiten. 

Die Anrechnung erfolgt durch Beſtimmung des Verwaltungschefs oder 
der durch ihn verzeichneten Dienſtſtelle. 


IV. 

Die Anrechnung findet nur ſtatt, ſofern der Beamte unmittelbar nach 
Beendigung des Kriegsdienſtes im Sinne der Nr. II und III Abſ. 1 Ziffer 1 
oder der Schulzeit ſich dem demnächſt ergriffenen Beruf im Staatsdienſt oder 
der Vorbereitung dafür zugewendet hat. 

Wieweit im Falle eines ſpäteren Berufswechſels eine Anrechnung ſtatt⸗ 
finden kann, entſcheidet der Verwaltungschef im Einvernehmen mit dem Finanz 
miniſter. 

Eine Anrechnung von Kriegsdienſtzeit im Sinne von Nr. I-III findet 
auch zugunſten von höheren und mittleren Staatsbeamten ſtatt, die als ehe⸗ 
malige aktive Offiziere des Heeres, der Marine und der Schutztruppen ſowie 
als ehemalige aktive Deckofftziere der Marine ſich unmittelbar nach Beendigung 
des Krieges oder ihrem früheren Ausſcheiden aus dem Militärs, Marines 
oder Schutztruppendienſt oder der nachfolgenden Schulzeit der höheren oder 
mitttleren Beamtenlaufbahn oder der Vorbereitung dafür zugewendet haben. 

V. 

Die Anrechnung des Kriegsdlenſtes auf Grund der vorſtehenden Beſtim⸗ 
mungen unterbleibt, ſoweit für dieſe Zeit die Beſtimmungen über die Anz 
rechnung der Wilitärdienſtzeit auf das Dienſtalter der Beamten vom 14. 
Dezember 1891 und deren Ergänzungen Platz greifen. 

Berlin, den 17. Juni 1916. 

Das Staatsminiſterium. 


1916. 7. September. 
Einfuhr von Wallnüſſen und Gefelnüflen. 
R. K. (R. G. Bl. S. 999.) 


Der Bundesrat hat auf Grund des 8 3 des Geſetzes über die Ermächtigung 
des Bundesrats zu wirtſchaftlichen Maßnahmen uſw. vom 4 Auguſt 1914!) 
folgende Verordnung erlaſſen: 

8 1 


Walnüſſe und Haſelnüſſe, die aus dem Ausland eingeführt werden, ſind 
an den Kriegsausſchuß für pflanzliche und tieriſche Oele und Fette, G. m. b. H. 
in Berlin zu liefern. 

§ 2 

Der Reichskanzler iſt ermächtigt, nähere Beſtimmungen zur Ausführung 
dieſer Verordnung zu erlaſſen. Er kann beſtimmen, daß Zuwiderhandlungen; 
gegen die auf Grund vorſtehender Ermächtigung eriaffenen Beſtimmungen mit 
Gefängnis bis zu ſechs Monaten oder Geldſtrafe bis zu zehntauſend Mark 
beſtraft werden, ſowie daß neben der Strafe auf Einz'ehung der Früchte erkannt 
werden kann, auf die ſich die ſtrafbare Handlung bezieht, ohne Unterſchied, 
ob ſie dem Täter gehören oder nicht. 

§ 3 

Der Reichskanzler kann Ausnahmen zulaſſen. Er kann Vorſchriften über 
die Durchfuhr von Walnüſſen und Haſelnüſſen erlaſſen. Er kann die Vor- 
ſchriften dieſer Verordnung auf andere zur Oelgewinnung geeignete Früchte 
ausdehnen. 


8 4 
Als Ausland im Sinne dieſer Verordnung gilt auch das beſetzte Gebiet. 


8 5 
Die Verordnung tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft. Der 
Reichskanzler beſtimmt den Zeitpunkt des Außerkrafttretens. 


1) Verwaltungsvorſchriften Jahrgang 191 J S. 857. 
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Ausführungsbeſtimmungen zur Verordnung über die Einfuhr von 
Walnüſſen und Haſelnüſſen vom 7. September 1916. 


R. K. (R. G. Bl. S. 1000.) 


Auf Grund der 88 2, 3 der Verordnung über die Einfuhr von Walnüſſen und 
Haſelnüſſen vom 7. September 1916 wird beſtimmt: 
“ 


8 1 N a 

Wer aus dem Ausland Walnüſſe oder Haſelnüſſe einführt, iſt verpflichtet, 
den Eingang dieſer Früchte im Inland dem Kriegsausſchuſſe für pflanzliche 
und tieriſche Oele und Fette, G. m. b. H. in Berlin unter Angabe der Menge, 
des bezahlten Einkaufspreiſes und des Aufbewahrungsorts unverzüglich an⸗ 
zuzeigen. Die Anzeige hat durch eingeſchriebenen Brief zu erfolgen. 

Als Einführender im Sinne dieſer Beſtimmungen gilt, wer nach Eingang 
der Ware im Inland zur Verfügung über fie für eigene oder fremde Rech— 
nung berechtigt iſt. Befindet ſich der Verfügungsberechtigte nicht im Inland, 
ſo tritt an ſeine Stelle der Empfänger. 


. . \ 8 2 . 
Wer aus dem Ausland Walnüſſe oder Haſelnüſſe einführt, hat fie dem 
Kriegsausſchuſſe für pflanzliche und tieriſche Oele und Fette zu liefern. Er 
hat ſie bis zur Abnahme durch den Kriegsausſchuß mit der Sorgfalt eines 
ordentlichen Kaufmanns pfleglich zu behandeln, in handelsüblicher Weiſe zu 
verſichern und auf Abruf zu verladen. Er hat ſie auf Verlangen des Kriegs⸗ 
ausſchuſſes an einem von dieſem zu beſtimmenden Orte zur Beſichtigung zu 
ſtellen. W 


5 N 83 f 

Der Kriegsausſchuß hat die Walnüſſe und Haſelnüſſe, die ihm nach 82 

zu liefern ſind, abzunehmen und einen angemeſſenen Preis dafür zu zahlen. 

Iſt der Verkäufer mit dem vom Kriegsausſchuſſe gebotenen Preiſe nicht 

einverſtanden, fo ſetzt die für den Ort, von dem aus die Lieferung erfolgen, 

ſoll, zuſtändige höhere Verwaltungsbehörde den Preis endgültig feſt. Sie 

beſtimmt, wer die baren Auslagen des Verfahrens zu tragen hat. Der 

Lieferungspflichtige hat ohne Rückſicht auf die endgültige Feſtſetzung des Ueber⸗ 

nahmepreiſes zu liefern, der Kriegsausſchuß den von ihm für angemeſſen er- 
achteten Preis zu zahlen. 


Su 
Der Kriegsausſchuß hat unverzüglich nach Empfang der Anzeige oder nach 
der Beſichtigung die Uebernahme zu erklären. Das Eigentum geht mit dem 
Zeitpunkt auf den Kriegsausſchuß über, in dem die Uebernahmeerklärung 
dem Einführenden oder dem Inhaber des Gewahrſams zugeht. 


8 5 
Die Zahlung des Kaufpreiſes erfolgt ſpäteſtens zwei Wochen nach der 
Abnahme. Für ſtreitige Neftbeträge beginnt dieſe Friſt mit dem Tage, an dem 
die Entſcheidung der höheren Verwaltungsbehörde dem Kriegsausſchuſſe zugeht. 
iS 6 
Der Kriegsausſchuß hat dafür zu forgen, daß die übernommenen Wals- 
nüſſe und Haſelnüſſe alsbald auf Oel verarbeitet werden. 


87 
Mit Gefängnis bis zu ſechs Monaten oder Gelditrafe bis zu zehntauſend 
Wark wird beſtraft, wer die im § 1 vorgeſchriebene Anzeige nicht rechtzeitig 
erſtattet, oder wer wiſſentlich falſche oder unvollſtändige Angaben macht. Neben 
der Strafe kann auf Einziehung der Früchte erkannt werden, auf die ſich die 
ſtrafbare Handlung bezieht, ohne Unterſchied, ob ſie dem Täter gehören oder 
nicht. f 


88 
Dieſe Beſtimmung tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft. 
48 


750 1916. 7. September. 


1916. 7. September. 


Verkehr mit Harz. 
R. K. (R. G. Bl. S. 1002.) 


Der Bundesrat hat auf Grund des 8 3 des Geſetzes über die Ermächtigung 
des Bundesrats zu wirtſchaftlichen Maßnahmen uſw. vom 4 Auguſt 1914) 
folgende Verordnung erlaſſen: 4 
§ 1 

Rohharz jeder Art, das ſich zur Herſtellung von Kolophonium eignet, 
insbeſondere Fichten, Kiefern-, Lärchen- und Tannenharz, ſowie Kolophonium 
(Fertigharz), hergeſtellt aus Nohharzen vorbezeichneter Art, iſt dem Kriegs 
ausſchuſſe für pflanzliche und tieriſche Oele und Fette, G. m. b. H. in Berlin, 
anzubieten und auf Verlangen abzuliefern. 

Dies gilt nicht 

1. für Vorräte, die insgeſamt 10 Kilogramm nicht überſteigen, 
2. für Kolophonium, das im Eigentume se Heeresverwaltungen oder der 
Marineverwaltung ſteht. 


82 
Harz jeglicher Herkunft, Nohharz jeder Art, das ſich zur Herjtellung von 
Kolophonium eignet, insbeſondere Fichten, Kiefern-, Lärchen- und Tannenharz, 
ſowie Kolophonium (Fertigharz), hergeſtellt aus Rohharzen vorbezeichneter Art, 
flüſſiges Harz und Harzprodukte, insbeſondere Harzleim (Harzſeife) und Brauer⸗ 
pech, die aus dem Ausland eingeführt werden, ſind an den Kriegsausſchuß 
für e und tieriſche Oele und Fette, G. m. b. H. in Berlin, zu liefern. 


§ 3 

Der Reichskanzler erläßt die Ausführungsbeſtimmungen, er kann Aus— 
nahmen zulaſſen und weitere Vorſchriften über den Verkehr mit Harz und 
Harzproduften erlaſſen. Er kann die Vorſchriften dieſer Verordnung auf Harz⸗ 
erſatzmittel ausdehnen. 

Er kann beſtimmen, daß Zuwiderhandlungen gegen die auf Grund vor⸗ 
ſtehender Ermächtigung erlaſſenen Vorſchriften mit Gefängnis bis zu ſechs 
Monaten oder mit Geldſtrafe bis zu zehntauſend Wark beſtraft werden, ſowie 
daß neben 'der Strafe auf Einziehung derjenigen Stoffe erkannt werden kann, 
auf die ſich die ſtrafbare Handlung bezieht, ohne Rückſicht darauf, ob fie dem 
Täter gehören oder nicht. 

Su 

Der Reichskanzler kann Vorſchriften über die Durchfuhr der im 8 2 

genannten Stoffe erlaſſen. ; 
5 
Als Ausland im Sinne dieſer Verordnung gilt auch das beſetzte Gebiet. 


8 6 


Die Verordnung tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft. Der 
Reichskanzler beſtimmt den Zeitpunkt des Außerkrafttretens. 


1916. 7. September. 


eee, zu der Verordnung über den Verkehr 
mit Harz vom 7. September 1916. 


R. K. (R. G. Bl. S. 1003.) 


Auf Grund des § 3 der Verordnung über den Verkehr mit Harz vom 
7. September 1916 wird beſtimmt: 


1 
Wer mit Beginn des 10. September 1916 Rohharz jeder Art, das ſich 
zur Herſtellung von Kolophonium eignet, insbeſondere Fichten⸗, Kiefern⸗, 


*) Verwaltungsvorſchriften Jahrgang 1914 I S. 857. 
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Lärchen⸗ oder Tannenharz, oder Kolophonium (Fertigharz), hergeſtellt aus 
Rohharz vorbezeichneter Art im Gewahrſam hat, iſt verpflichtet, die Beſtände 
getrennt nach Eigentümer und Arten in handelsüblicher Bezeichnung unter 
Angabe der Menge, des Eigentümers und des Lagerungsorts und unter Bei⸗ 
fügung einer verſiegelten Probe dem Kriegsausſchuſſe für pflanzliche und 
tieriſche Oele und Fette, G. m. b. 9. in Berlin, bis zum 20. September 1916 
anzuzeigen. 

Mengen, die ſich mit Beginn des 10. September 1916 unterwegs be— 
finden, ſind von dem Empfänger antzuzeigen. 

Wer Rohharz jeder Art, das ſich zur Herſtellung von Kolophonium eignet, 
insbeſondere Fichten-, Kiefern-, Lärchen- und Tannenharz gewinnt, hat dem 
Kriegsausſchuſſe die im Vormonat angefallene Menge bis zum 10. jedes 
Monats anzuzeigen, ſofern nicht andere Vereinbarungen getroffen ſind. 


: 8 2 . 
Der Kriegsausſchuß hat ſich unverzüglich nach Empfang der Anzeige zu 
erklären, ob er die Ware übernehmen will. Geht binnen drei Wochen nach 
Abſendung des Angebots eine Erklärung nicht ein, oder erklärt der Kriegs— 
ausſchuß, daß er die Ware nicht übernehmen will, ſo erliſcht die Lieferungspflicht. 
Erklärt der Kriegsausſchuß, die angebotene Ware übernehmen zu wollen, ſo 
iſt ſie auf ſein Verlangen an die von ihm aufgegebene Adreſſe zu verladen. 
Das Eigentum geht auf den Kriegsausſchuß über in dem Zeitpunkt, in 
welchem die Uebernahmeerklärung dem Eigentümer oder dem Inhaber des 
Gewahrſams zugeht. 


8 3 er 

Wer aus dem Ausland Harz jeglicher Herkunft, Rohharz jeder Art, das 
ſich zur Herſtellung von Kolophonium eignet, insbeſondere Fichten⸗, Kiefern, 
Lärchen⸗ oder Tannenharz, oder Kolophonium (Fertigharz), hergeſtellt aus Roh⸗ 
harzen vorbezeichneter Art, flüſſiges Harz oder Harzprodukte, insbeſondere 
Harzleim (Harzfeife) oder Brauerpech, einführt, iſt verpflichtet, den Eingang 
der Ware im Inland dem Kriegsausſchuſſe für pflanzliche und tieriſche Oele 
und Fette, G. m. b. H. in Berlin, unter Angabe der Menge, des Einkaufs⸗ 
preiſes und des Aufbewahrungsorts unverzüglich anzuzeigen. Die Anzeige 
hat durch eingeſchriebenen Brief zu erfolgen. 

Als Einführender im Sinne dieſer Verordnung gilt, wer nach Eingang 
der Ware im Inland zur Verfügung über ſie für eigene oder fremde Rechnung 
berechtigt iſt. Befindet ſich der Verfügungsberechtigte nicht im Inland, ſo 
tritt an ſeine Stelle der Empfänger. 


84 

Wer aus dem Ausland Stoffe der im § 3 Abſ. 1 bezeichneten Art ein⸗ 
führt, hat ſie an den Kriegsausſchuß zu liefern. Er hat ſie bis zur Abnahme 
mit der Sorgfalt eines ordentlichen Kaufmanns zu behandeln, in handels- 
üblicher Weiſe zu verſichern und auf Abruf zu verladen. Er hat ſie auf 
Verlangen des Kriegsausſchuſſes an einem von dieſem zu beſtimmenden Orte 
zur Beſichtigung zu ſtellen oder Proben einzuſenden. 

Der Kriegsausſchuß hat ſich unverzüglich nach Empfang der Anzeige oder 
nach der Beſichtigung oder nach Empfang der P zu erklären, ob er die 
Stoffe übernehmen will. 

Das Eigentum geht auf den Kriegsausſchuß über mit dem Zeitpunkt, in 
welchem die Uebernahmeerklärung dem Einführenden oder dem Inhaber des 
Gewahrſams zugeht. 

§ 5 


Der Kriegsausſchuß ſetzt für die von ihm übernommenen Stoffe den Ueber⸗ 
nahmepreis feſt. 

Iſt der Verpflichtete mit dem von dem Kriegsausſchugz angebotenen Preiſe 
nicht einverſtanden, ſo ſetzt die höhere Verwaltungsbehörde, die für den Ort 
zuſtändig iſt, von dem aus die Lieferung erfolgen ſoll, den Preis endgültig 
feſt. Die höhere Verwaltungsbehörde beſtimmt darüber, wer die baren Aus⸗ 
lagen des Verfahrens zu tragen hat. Der Verpflichtete hat ohne Nüdjicht 
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auf die endgültige Feſtſetzung des Preiſes zu liefern, der Kriegsausſchuß vor⸗ 
läufig den von ihm feſtgeſetzten Preis zu zahlen. 
8 6 

Die Zahlung erfolgt ſpäteſtens vierzehn Tage nach Abnahme. Für ſtreitige 
Reſtbeträge beginnt die Friſt mit dem Tage, an dem die Entſcheidung der 
höheren Verwaltungsbehörde dem Kriegsausſchuſſe zugeht. 

8 7 | 

Die gewerbliche Verarbeitung von Rohharz jeder Art, das ſich zur Her⸗ 
ſtellung von Kolophonium eignet, insbeſondere Fichten⸗-, Kiefern-, Lärchen⸗, 
Tannenharz, darf nur mit Zuſtimmung des Kriegsausſchuſſes erfolgen. 

Die Verordnung über die gewerbliche Verarbeitung von ale. vom 
9. März 1916*) tritt außer Kraft. g 

88 

Mit Gefängnis bis zu ſechs Monaten oder mit Geldſtrafe bis zu zehn⸗ 
tauſend Mark wird beſtraft: 

1. wer die in 88 1, 3 vorgeſchriebenen Anzeigen nicht rechtzeitig erſtattet, 
oder wer wiſſentlich falſche oder unvollſtändige Angaben macht; 
2. wer den Vorſchriften des § 7 Abſ. 1 zuwiderhandelt. 

Neben der Strafe kann auf Einziehung der Stoffe erkannt werden, auf 
die ſich die ſtrafbare Handlung bezieht, 2 Unterſchied, ob ſie dem Täter ge⸗ 
hören oder nicht. 

N 8 9 6 
Die Beſtimmungen Rete mit dem 10. September 1916 in Kraft. 


1916. 7. September. 


Ergänzung der Verordnung über die Einfuhr von pflanzlichen und 
tieriſchen Selen und Fetten ſowie Seifen vom 4. März 1916.7) 


N. K. (N. G. Bl. S. 1006.) 


Der Bundesrat hat auf Grund des 8 3 des Geſetzes über die innen 
des Bundesrats zu wirtſchaftlichen Maßnahmen uſw. vom 4 Auguſt 1914x) 


folgende Verordnung erlaſſen: 
Artikel 1 


$1 der Verordnung über die Einfuhr von pflanzlichen und tieriſchen 
Oelen und Fetten ſowie Seifen vom 4 März 19167) erhält folgenden Abſ. 2: 
Als tieriſche Fette im Sinne dieſer Verordnung gelten auch Speck von 
Fiſchen und Seeſäugetieren ſowie Abfälle von dieſen Tieren. 
Artikel 2 
Dieſe Verordnung tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft. 
Berlin, den 7. September 1916. 


18916. 8. September. 


Ausführungsanweiſung zu der Bekanntmachung des Reichskanzlers über 
Fleiſchverſorgung vom 27. März / 17. Auguſt 1916 und zu der Verordnung 
über die Regelung des „ vom 21. Auguſt 1916. 


M. H. G. M. L. D. F. M. J. (M. Bl. H. G. S. 313.) 


Unter Aufhebung der Ausführungsanweiſungen zu der Bekanntmachung 
des Reichskanzlers über Fleiſchverſorgung vom 27. März 19161), vom 29. 
März 19162) und vom 27. Mai 19165), ſowie des Erlaſſes des Winiſters des 
Innern vom 21. Juni 1916 wird hierdurch folgendes beſtimmt. 


) Verwaltungsvorſchriften Jahrgang 1916 I S. 179. 

7) Verwaltungsvorſchriften Jahrgang 1916 I S. 171. 

x) Verwaltungsvorſchriften Jahrgang 1914 I Seite 857. 

1) Verwaltungsvorſchriften Jahrgang 1916 I S. 211. 
2) Verwaltungsvorſchriften Jahrgang 1916 I S. 219. 
19) Verwaltungsvorſchriften Jahrgang 1916 I S. 389 
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1. Verteilung der Schlachtungen. 


Das Landesfleiſchamt hat die von der Reichsfleiſchſtelle für Preußen — 
abgeſehen vom Regierungsbezirk Sigmaringen — feſtgeſetzte Höchſtzahl von 
Schlachtungen auf die Provinzial⸗(Bezirks⸗)Fleiſchſtellen, dieſe haben die ihnen 
zugeteilte Zahl auf die Kommunalverbände ihres Bezirks unterzuverteilen. 
In der zugeteilten Zahl ſind die Schlachtungen der Selbſtverſorger (vgl. Nr. 12 
dieſer Anweiſung) nicht mit enthalten. Bei der Unterverteilung find Die 
wirtſchaftlichen Verhältniſſe der einzelnen Bezirke, insbeſondere auch der Um⸗ 
fang der Selbſtverſorgung, zu berückſichtigen; es iſt anzuſtreben, daß die vom 
Kriegsernährungsamte ſeſtgeſetzte Fleiſchmenge der der verſorgungsberechtigten 
Bevölkerung überall gegeben werden kann. Iſt dies nicht möglich, ſo ſind 
Gemeinden, deren Bevölkerungsverhältniſſe eine vorzugsweiſe Ernährung mit 
Fleiſch erſordern, in erſter Linie zu berückſichtigen. ö 

Soweit erforderlich, find die Schlachtungen von den Kommunalverbänden. 
auf die Gemeinden, von dieſen auf die in Betracht kommenden Betriebe ihres 
Bezirks unterzuverteilen. 

Die Kommunalverbände und Gemeinden haben dafür zu ſorgen, daß die 
ihnen zugewieſene Zahl von Schlachtungen nicht überſchritten wird. 


II. Gewerbliche Schlachtungen. 


I 2. ö 

Die Leiter der Kommunalverbände (Landräte, Oberamtmänner, Oberbürger— 
meiſter) haben für die für ihre Bezirke zugelaſſenen gewerblichen Schlachtungen 
den zur Schlachtung berechtigten Betrieben Schlachterlaubnisſcheine auszu⸗ 
ſtellen. Dieſe Schlachtſcheine ſind nicht übertragbar und haben nur Gültigkeit 
für den Zeitraum, für den ſie ausgeſtellt werden. Schlachtungen von Rindern, 
Schweinen und Schafen dürfen, ſoweit es ſich nicht um Schlachtungen der 
Selbſtverſorger handelt (vgl. Nr. 12 dieſer Anweiſung), nur auf Grund eines 
vom Leiter des Kommunalverbandes ausgeſtellten Schlachtſcheins vorgenom- 
men werden. Ser 

Der Schlachtſchein iſt dem Fleiſchbeſchauer vor der Vornahme der Lebend— 
beſchau zu übergeben und vom dieſem mit der Beſcheinigung der Schlachtung 
und der Angabe des ermittelten Lebendgewichts des Schlachttiers dem Leiter 
des Kommunalverbandes oder der von dieſem bezeichneten Stelle einzureichen. 

Wird dem Fleiſchbeſchauer ein gültiger Schlachtſein nicht vorgelegt, ſo 
hat er die Lebendbeſchau an dem Schlachttier abzulehnen und der Ortspolizei⸗ 
behörde Anzeige zu erſtatten. Die Ortspolizeibehörde hat die Tiere vorläufig 
zu beſchlagnahmen und für ihre Unterbringung zu ſorgen. Der Eigentümer 
hat die beſchlagnahmten Tiere auf Verlangen der Gemeinde käuflich zu über⸗ 
laſſen. Die Gemeinden haben ſich bei Verwertung der Tiere der Viehhandels⸗ 
verbände zu bedienen. 

Fleiſch von Schlachttieren, die ohne Vorlage und Abgabe des Schlacht- 
ſcheins an den Fleiſchbeſchauer oder von unberechtigten Perſonen geſchlachtet 
ſind, iſt zugunſten der Gemeinde oder des Kommunalverbandes des Schlacht— 
orts einzuziehen, ein Entgelt iſt hierfür nicht zu bezahlen. 

Die Beſtimmungen gelten auch bei Schlachtungen, die im Auftrage der 
Heeresverwaltung vorgenommen werden. Die Ausſtellung des Schlachtſcheins 
für ſolche Schlachtungen erfolgt nach Anweiſung des Kriegsminiſters von 
der für den Schlachtort zuſtändigen militäriſchen Dienſtſtelle. Auch dieſe 
Schlachtſcheine ſind von dem Fleiſchbeſchauer mit den erforderlichen Gewichts⸗ 
angaben zu verſehen und an den für den Schlachtort zuſtändigen Kommunal- 
verband einzuſenden. a 


III. Vertrieb des Fleiſches. 
3. 

Die Kommunalverbände und Gemeinden haben für eine planmäßige Be— 
wirtſchaftung des ihnen zur Schlachtung zugewieſenen Viehes zu ſorgen. Das 
bei den Schlachtungen gewonnene Fleiſch und Fett haben die Gemeinden, 
ſoweit es nicht für die Maſſenſpeiſung oder zur Verſorgung der Gaſt- und 
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Schankwirtſchaften, Kantinen uſw. verwendet wird, entweder in eigener Regie 
in Markthallen, Fleiſchhallen und beſonderen Läden zum Verkaufe zu ſtellen 
oder in angemeſſen verteilten Mengen den Ladenfleiſchern unmittelbar zur 
Abgabe an den Verbraucher zu überweiſen. Im letzteren Falle ſind im all⸗ 
gemeinen nur Fleiſcher, die das Gewerbe bereits in Friedenszeiten betrieben 
haben, zu berückſichtigen. Die Zahl der zuzuziehenden Fleiſcher iſt jo zu be⸗ 
grenzen, daß eine genügende Ueberwachung möglich und eine wirtſchaftliche 
Behandlung der verfügbaren geringen Fleiſchmengen geſichert bleibt. Flei⸗ 
ſcher, die nicht ausreichende Kühleinrichtungen beſitzen, um das Fleiſch auch 
in der warmen Jahreszeit vor dem Verderben bewahren zu können, find 
an dem Vertriebe des Fleiſches nicht zu beteiligen. Der Geſchäftsbetrieb. 
der Fleiſcher iſt von den Gemeinden ſtreng zu überwachen. Bei Verſtößen. 
gegen die erlaſſenen Vorſchriften iſt die Beſtrafung und in ſchwereren Fällen 
die Schließung des Geſchäfts für kürzere Zeit oder auf die Dauer herbeizu⸗ 
führen. Sofern ſich bei der Zuweiſung des Fleiſches an den Ladenfleiſcher 
zum ſelbſtändigen Verkauf Unzuträglichfeiten ergeben follten, iſt der Fleiſch⸗ 
vertrieb von den Gemeinden in eigene Regie, unter kommiſſionsweiſer Weiter— 
beſchäftigung der Ladenfleiſcher zu übernehmen oder einem von der Gemeinde 
geleiteten Fleiſcherverbande (vgl. Nr. 18 dieſer Anweiſung) zu übertragen. 

In größeren Gemeinden iſt darauf zu achten, daß die nötige Zahl von 
Ladenfleiſchern in verſchiedenen Teilen des Gemeindebezirks zum Vertriebe 
des Fleiſches herangezogen wird. Das Anmeldeſyſtem mit Verweiſung des 
einzelnen Verbrauchers an eine beſtimmte Verkaufsſtelle iſt einzuführen, falls 
ein übermäßiger Andrang vor den Verkaufsſtellen zu beſorgen iſt. 


9 IV. Verbrauchsregeln. 


1 1 ! „ En re ee Ze a A. ’ E i 

Die Vorſtände der Kommunalverbände haben den Verbrauch von Fleiſch 
und Fleiſchwaren in ihren Bezirken zu regeln, ſoweit nicht den nach § 3 
Abſ. 1 der Verordnung über die Regelung des Fleiſchverbrauchs vom 21. 
Auguſt 1916 hierzu berechtigten Gemeinden auf ihren Antrag die Regelung 
für ihren Bezirk übertragen wird. 

Die Provinzial-(Bezirks⸗)Fleiſchſtellen und die nach § 4 der Anordnung 
der Landeszentralbehörden vom 22. Auguſt 1916 über die Bildung eines Lan— 
desfleiſchamts (HM Bl. S. 288) gebildeten beſonderen Fleiſchſtellen können die 
Kommunalverbände und Gemeinden für die Zwecke der Regelung vereinigen, 
ſie können auch die Regelung für ihren Bezirk oder Teile ihres Bezirks ſelbſt 
vornehmen. Soweit die Regelung hiernach für einen größeren Bezirk er— 
folgt, ruhen die Befugniſſe der zu dieſem Bezirke gehörigen Stellen. 


5. 5 . 

Die Verbrauchsregelung hat nach Maßgabe der Vorſchriften der Ver- 
ordnung über die Regelung des Fleiſchverbrauchs vom 21. Auguſt 1916 durch 
Ausgabe von Fleiſchkarten zu erfolgen und hat folgendes Fleiſch und folgende 
Fleiſchwaren zu umfaſſen: 

1. das Muskelfleiſch mit eingewachſenen Knochen von Rindvieh, Schafen 
und Schweinen (Schlachtviehfleiſch) ſowie Hühner, 
„das Muskelfleiſch mit eingewachſenen Knochen von Rot-, Dantz, 
Schwarz⸗ und Rehwild (Wildbret), 
rohen, geſalzenen oder geräucherten Speck und Rohfett, 
die Eingeweide des Schlachtviehs, 
zubereitetes Schlachtviehfleiſch und Wildbret ſowie Wurſt, Fleiſch— 
konſerven und ſonſtige Dauerwaren aller Art. 

Vom Fleiſche losgelöſte Knochen, Euter, Füße, mit Ausnahme der Schweines 
pfoten, Flecke, Lungen, Därme (Gekröſe), Gehirn und Flozmaul, ferner Wild- 
aufbruch einſchließlich Herz und Leber ſowie Wildköpfe gelten nicht als Fleiſch 
und Fleiſchwaren. 

Unter Rindvieh find auch Kälber zu verſtehen. Zu den Hühnern (Hähnen. 
und Hennen) gehören auch Kapaunen und Poularden, nicht aber Truthühner⸗ 
und Perlhühner. 


DD 
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Die Verbrauchsregelung bezieht ſich auch auf Fleiſchwaren ausländiſcher 
Herkunft. 

6. 

Die Kommunalverbände haben für rechtzeitige Herſtellung und Ausgabe 
der Karten Sorge zu tragen. Für die Ausgeſtaltung der Karten gelten die 
Vorſchriften der Bekanntmachung des Präſidenten des Kriegsernährungsamts 
vom 21. Auguſt d. J. Die Fleiſchkarten müſſen in Form und Größe unbe⸗ 
dingt dem vorgeſchriebenen Muſter entſprechen; die Beſtimmungen über das 
Papiergewicht ſind nach Möglichkeit zu beachten. Die Karten müſſen ferner den 
vorgeſchriebenen Aufdruck erhalten. Zuſätze zu dem Aufdruck find, ſoweit er⸗ 
forderlich, geſtattet. 

Ob für Kinder beſondere Fleiſchkarten ausgeſtellt werden (vgl. 8 7 Abſ. 2 
der Verordnung vom 21. Auguſt 1916) oder ob die Vollkarten durch Ab— 
trennung der Hälfte der Abſchnitte für jede Woche als Kinderkarten ver— 
wendbar gemacht werden ſollen, bleibt dem Ermeſſen der Kommunalverbände 
überlaſſen. Sie können auch, wenn mehrere Kinder zu einem Haushalte 
gehören, für je 2 Kinder eine Vollkarte ausſtellen. 

Die Fleiſchkarten werden für einen Zeitraum von vier Wochen, erſtmalig 
am 2. Oktober d. J. ausgegeben. Die gleichzeitige Ausgabe von Fleiſchkarten 
für mehrere Verſorgungszeiträume iſt geſtattet. 


Die Fleiſchkarten ſind von den Kommunalverbänden und Gemeinden oder 
den von ihnen bezeichneten Stellen auf Antrag den in ihrem Bezirk anfäffigen 
Haushaltungsvorſtänden oder deren Vertretern für die zu ihrem Haushalt ge⸗ 
hörigen Perſonen auszuſtellen. Jede Perſon erhält für jeden Verſorgungs—⸗ 
zeitraum eine Karte. Der Haushaltungsvorſtand, in Fällen ſeiner Behinderung 
fein Vertreter, hat auf der Karte an der durch Vordruck kenntlich gemachten. 
Stelle ſeinen Namen einzutragen. Auf die Beſtimmung, daß die Uebertragung 
der Karte wie der Abſchnitte auf andere Perſonen verboten iſt, ſoweit es ſich 
nicht um ſolche Perſonen handelt, die demſelben Haushalt angehören oder 
in ihm dauernd oder vorübergehend verpflegt wenden (§ 5 Abſ. 2 der Verord— 
nung vom 21. Auguſt 1916), wird beſonders hingewieſen. 

Bei Ausgabe neuer Fleiſchkarten find die alten zurückzugeben. Ebenſo 
ſind Fleiſchkarten, die nicht benutzt werden, zurückzureichen. 


| 8. 

Verſorgungsberechtigte, die ihren Aufenthalt dauernd ändern wollen, haben 
ſich an ihrem bisherigen Wohnſitz beim Gemeindevorſteher oder der von ihm 
bezeichneten Stelle abzumelden, wenn fie an ihrem neuen Wohnſitz Fleiſch 
beziehen wollen. Die Abmeldeſtelle hat einen Abmeldeſchein auszuſtellen, in 
dem anzugeben iſt, für welchen Zeitraum den Abmeldenden Fleiſchkarten aus⸗ 
geſtellt ſind. 

Bei vorübergehender Veränderung des Aufenthaltsorts bedarf es einer 
Abmeldung nicht. Die Fleiſchkarten ſind dann weiter von der Ausgabeſtelle 
des ſtändigen Wohnſitzes auszuſtellen. 

7 
N ö 9. 

Die Abgabe von Tagesfleiſchkarten findet nicht ſtatt. 

Militärperſonen, die auf Urlaub kommen und eine Fleiſchkarte nicht be⸗ 
ſitzen, iſt gegen Vorlegung des Urlaubsſcheins eine Fleiſchkarte mit den der 
Dauer des Urlaubs entſprechenden Abſchnitten auszuhändigen. Die Aushän⸗ 
digung iſt auf dem Urlaubspaß zu vermerken. 

In gleicher Weiſe iſt den im Inland nicht anſäſſigen Perſonen, die ſich 
vorübergehend im Reichsgebiet aufhalten, eine Fleiſchkarte mit den für die 
Dauer ihres Aufenthalts erforderlichen Abſchnitten auszuhändigen. 

Die Ausgabe erfolgt durch die Ausgabeſtelle der Gemeinde des Aufent- 
haltsorts. ö E 

10. 

Die Zuteilung von Fleifh und Fleiſchwaren an Fleiſchereien (Metzgereien), 

Gaſtwirtſchaften und ſonſtigen Betriebe, in denen Fleiſch und Fleiſchwaren ge- 
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werbsmäßig an Verbraucher abgegeben werden, iſt von den Kommunalver— 
bänden zu regeln. Sie haben durch Ausſtellung von Bezugsſcheinen oder 
auf andere Weiſe für eine ausreichende Ueberwachung der Verwendung Sorge 
zu tragen. 

Die Innehaltung der Vorſchrift, wonach die Betriebe Fleiſch und Fleiſch⸗ 
waren nur gegen Fleiſchmarke ausgeben dürfen, iſt zu überwachen. Die 
Heranziehung der Preisprüfungstellen hierbei wird empfohlen. Die Betriebs⸗ 
inhaber haben die von ihnen vereinnahmten Fleiſchmarken an den Kommunal- 
verband oder die Gemeinde zurückzuliefern. Dieſe haben zu prüfen, ob die 
von den Betriebsinhabern abgelieferten Markenmengen der ihnen zug wieſenen. 
Fleiſchmenge entſprechen und ob die durch Fleiſchmarken nicht nachgewieſene 
Menge als Vorrat noch vorhanden iſt. 

Fleiſchmengen, die gegen Marken nicht abgeſetzt ſind, ſind — am beſten durch 
Abgabe an Anſtalten, Volksküchen oder andere gemeinnützige Einrichtungen 
— zu verwerten. Ein Verderben nicht abgeſetzter Fleiſchmengen iſt unter 
allen Umſtänden zu verhüten. Die Kommunalverbände haben gegebenenfalls 
die erforderlichen Anordnungen zu treffen. 

Für Wildhandlungen haben die Kommunalverbände die weiter erforder⸗ 
lichen Beſtimmungen zur Regelung des Verbrauchs zu treffen. Sie können 
Anzeigen über Stückzahl und Gewicht des eingehenden Wildbrets vorſchreiben. 


11. 

Die Höchſtmenge von Fleiſch und Fleiſchwaren, die auf die Fleiſchkarte 
wöchentlich entnommen werden darf, iſt durch die Bekanntmachung des Prä— 
ſidenten des Kriegsernährungsamts bis auf weiteres auf 250 g Schlachtvieh- 
fleiſch mit eingewachſenen Knochen feſtgeſetzt. Die ebenda angegebenen Vor— 
ſchriften über die Anrechnung von Fleiſch ohne Knochen von Wildbret und 
von Fleiſchwaren ſowie über die Anrechnung eines Durchſchnittsgewichts für 
Hühner ſind beſonders zu beachten. Auf die einzelnen Abſchnitte entfällt 
hiernach eine Höchſtmenge an Fleiſch mit eingewachſenen Knochen von 25 g, 
an Fleiſch ohne Knochen, Schinken, Dauerwurſt, Zunge, Speck, Rohfett von 
20 g, an Wildbret, Friſchwurſt, Eingeweide, Fleiſchkonſerven (einſchließlich des 
Doſengewichts) von 50 g. 

Die Kommunalverbände und Gemeinden haben zu prüfen, ob fie nach 
der Menge und dem Gewichte des ihnen zugeteilten Schlachtviehs und der 
ihnen ſonſt etwa zur Verfügung ſtehenden Vorräte in der Lage ſind, an ihre 
Verſorgungsberechtigten den vollen Betrag von 250 g zu verteilen. Erſcheint 
dies nach Lage der Sache unmöglich, ſo iſt die auf die Fleiſchkarte zu verteilende 
Gewichtsmenge entſprechend herabzuſetzen. Dabei kann je nach der Art der 
zur Verfügung ſtehenden Fleiſchvorräte der Wert der Abſchnitte nur für 
einzelne Fleiſcharten, z. B. für friſches Schlachtviehfleiſch und für Rohfett 
herabgeſetzt werden, für andere Fleiſcharten aber, z. B. für Wild und Kon⸗ 
ſerven den Abſchnitten ihr voller Wert belaſſen werden. Dabei iſt ſtets 
darauf Bedacht zu nehmen, daß der zur Verfügung ſtehende geringere Fleiſch⸗ 
vorrat möglichſt gleichmäßig verteilt wird. 

Durch öffentliche Bekanntmachungen und durch Aushang in den Fleiſch⸗ 
verteilungsſtellen iſt zur allgemeinen Kenntnis zu bringen, wieviel an Fleiſch 
auf die Fleiſchkarte und ihre einzelnen Abſchnitte entnommen werden darf. 

Kranken, die nach der Art ihrer Krankheit eine reichlichere Fleiſchnahrung 
bedürfen, können von dem Kommunalverband eine größere Fleiſchmenge be- 
willigt und entſprechend mehr Fleiſchkarten, beſonders zur Beſchaffung von 
Hühnerfleiſch und Wildbret, verabfolgt werden. Das Landesfleiſchamt be⸗ 
ſtimmt, unter welchen Vorausſetzungen und bis zu welcher Höchſtmenge Fleiſch— 
zulagen gewährt werden können. 


V. Schlachtungen für Selbſtverſorgungszwecke. 
12. 
Für Schlachtungen, die von Selbſtverſorgern (§ 9 Abſ. 1, 2 der Verord- 
nung vom 21. Auguſt 1916) oder in ihrem Auftrage für Selbſtoerſorgungs⸗ 
zwecke vorgenommen werden, gelten folgende Vorſchriften: 
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a) Schlachtungen von Rindern, Kälbern, Schafen und Schweinen ſind 
nur mit ſchriftlicher Genehmigung des Leiters des Kommunalverbandes ge= 
ſtattet. Die Genehmigung iſt bei Schlachtungen, die der Beſchau unterliegen, 
dem Fleiſchbeſchauer, ſonſt dem Trichenenſchauer, vor der Schlachtung vorzu⸗ 
legen. Bei Einholung der Genehmigung iſt das ungefähre Lebendgewicht 
des Schlachttiers und die Zahl der Wirtſchaftsangehörigen des Haushalts, 
für den die Schlachtung erfolgt oder der zu beköſtigenden Perſonen (§ 9 Abſ. 2 
Satz 2 der Verordnung) anzugeben. Die Genehmigung hat — abgeſehen von 
Kälbern bis zu ſechs Wochen — zur Vorausſetzung, daß der Selbſtverſorger 
das Tier in ſeiner Wirtſchaft mindeſtens ſechs Wochen gehalten hat. Die 
Genehmigung iſt nicht zu erteilen, wenn durch die Hausſchlachtung der Fleiſch⸗ 
vorrat des Selbſtverſorgers die ihm zuſtehende Fleiſchmenge ſo erheblich über- 
ſteigen würde, daß ein Verderben der Vorräte zu befürchten iſt (§ 9 Abſ. 3 der 
Verordnung vom 21. Auguſt 1916). Nach der Schlachtung iſt das Schlacht⸗ 
gewicht durch den Fleiſchbeſchauer oder Trichinenbeſchauer amtlich feſtzuſtellen 
und dem Kommunalverbande mitzuteilen. Falls die Schlachtungen weder der 
Fleiſchbeſchau noch der Trichinenſchau unterliegen und hiernach eine Zuziehung 
der Beſchauer zur Gewichtsfeſtſtellung nicht zweckmäßig erſcheint, kann die 
amtliche Gewichtsfeſtſtellung auch auf andere Weiſe, etwa durch Zuziehung 
der Gemeindevorſteher, erfolgen. Bei der Feſtſtellung des Schlachtgewichts 
ſind das Blut und die Eingeweide ſowie die übrigen nach den Normen für 
Ermittelung des Schlachtgewichts von 1895 nicht zu berückſichtigenden Teile 
außer Betracht zu laſſen. 

Wegen Anrechnung der Schlachtung auf die dem Verſorgungsberechtigten 
und Seinen Haushaltsangehörigen zuſtehende Fleiſchmenge und wegen Abli:= 
ferung etwa zu viel ausgegebener Karten hat der Kommunalverband das 
Weitere nach Maßgabe des § 10 der Verordnung zu veranlaſſen. Dabei 
iſt dem Selbſtverſorger eine Fleiſchmenge von 250 g wöchentlich auch dann. 
zugute zu rechnen, wenn der Kommunalverband im übrigen die wöchentliche 
Fleiſchmenge anderweit auf einen geringeren Betrag feſtgeſetzt hat. 

Selbſtverſorger dürfen hiernach nur eine in ihrem Wert entſprechend 
herabgeſetzte Fleiſchkarte oder für ihren Haushalt eine entſprechend geringere 
Zahl von Fleiſchkarten erhalten. Dabei iſt jedoch Vorkehrung zu treffen, daß 
den Selbſtverſorgern die Möglichkeit bleibt, geringere Mengen friſches Fleiſch 
für ihren Bedarf außerhalb ihrer Wirtſchaft zu beziehen. Die zur Durchfüh⸗ 
rung dieſer Vorſchriften etwa weiter erforderlichen Beſtimmungen haben die 
Kommunalverbände zu treffen. 

b) Zur Ueberwachung der Schlachtungen von Hühnern zur Selbſtverſorgung 
und deren Anrechnung auf den zuläfiigen Fleiſchverbrauch haben die Kom⸗ 
munalverbände dic nach den örtlichen Verhältniſſen gebotenen Anordnungen 
zu treffen. Dabei kann beſtimmt werden, daß die Erfüllung der im § 9 Abſ. A 
der Verordnung vom 21. Auguſt 1916 vorgeſchriebenen Anzeigepflicht durch 
Eintragung in eine von dem Selbſtverſorger zu führende und dem Kommunal⸗ 
verbande vorzulegende Liſte erfolgt. Ueber die Verwendung von Wildbret 
(Rot⸗, Dam⸗, Schwarz⸗ und Rehwild) im eigenen Haushalt und über die 
Abgabe an andere iſt von dem Gelbitverforger eine Lifte zu führen. Darin 
iſt auch das Gewicht der zur Verwendung gelangten oder abgegebenen Tiere 
und bei Abgabe der Name des Empfängers anzugeben; dieſe Liſte iſt nach 
Vorſchrift des Kommunalverbandes zur Einſicht vorzulegen. 

c) Das Fleiſch aus unerlaubten Hausſchlachtungen verfällt dem Kom— 
munalverbande. Ein Entgelt wird dafür nicht gezahlt. 

d) Die Vorſchriften unter Nr. 2 dieſer Anweiſung finden auf Schlach— 
tungen der Selbſtverſorger auch dann nicht Anwendung, wenn die Schlach— 
tungen nicht ausſchließlich für den eigenen Wirtſchaftsbedarf des Selbſtver— 
ſorgers erfolgen. Eine Abgabe von Fleiſch aus ſolchen Schlachtungen darf 
gegen Entgelt außer an die im $ 10 Abſ. 1 der Verordnung bezeichneten, 
Perſonen nur an den Kommunalverband oder mit feiner Genehmigung ſtatt- 
finden. N 

Ueber die Anrechnung ſolcher Schlachtungen, die von den als Selbſt— 
verſorger anerkannten Betrieben und Anſtalten (88 9 Abſ. 2 der Verordnung) 
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für Selbſtverſorgungszwecke vorgenommen werden, auf die Höchſtzahl der zu⸗ 
gelaſſenen Schlachtungen (Nr. 1 dieſer Anweiſung), trifft das Landesfleiſch⸗ 
amt Beſtimmung. N 

13. 

Nach § 9 Abſ. 2 der Verordnung vom 21. Auguſt 1916 werden mehrere 
Perſonen, die für den eigenen Verbrauch gemeinſam Schweine mäſten, eben—⸗ 
falls als Selbſtverſorger angeſehen. Es kann ihnen alſo die Genehmigung 
zur Schlachtung für Selbſtverſorgungszwecke erteilt werden, wenn ſie das 
Schwein ſechs Wochen lang in einer ihrer Wirtſchaften gehalten und gemeinſam 
gemäſtet haben, und auch ſonſt die Vorausſetzungen für Erteilung der Ge— 
nehmigung (Nr. 12 a dieſer Anweiſung) vorliegen. Als gemeinſam gemäſtet 
gilt das Schwein nur, wenn es aus Erzeugniſſen oder Abfällen der Wirt⸗ 
ſchaften aller Beteiligten ernährt worden iſt. Die bloße Zahlung eines Ent⸗ 
gelts für die Mäſtung oder zur Anſchaffung von Futtermitteln iſt als ge⸗ 
meinſchaftliche Mäſtung nicht anzuſehen. Es iſt ſtreng darauf zu achten, 
daß für Schweine, die gegen Entgelt für einen Dritten gemäſtet worden ſind, 
die Genehmigung nicht erteilt wird. 

i 14, 

Von der Befugnis, Krankenhäuſer und ähnliche Anſtalten, die Schweine 
ausſchließlich zur Verſorgung der von ihnen zu beköſtigenden Perſonen, ſowie 
gewerbliche Betriebe, die Schweine ausſchließlich zur Verſorgung ihrer An— 
geſtellten und Arbeiter mäſten, als Selbſtverſorger anzuerkennen (§ 9 Abſ. 2 
der Verordnung vom 21. Auguſt 1916), iſt im Intereſſe der Förderung der 

Schweinehaltung nach Wöglichkeit Gebrauch zu machen. Die Angeſtellten und 
Arbeiter, denen von den Betrieben das Fleiſch überlaſſen wird, haben die 
entſprechenden Fleiſchmarken abzuliefern. Dabei ſind ihnen jedoch nur die 
in § 10 der Verordnung feſtgeſetzten Bruchteile des Schlachtgewichts auf die 
Abſchnitte der Karte in Anrechnung zu bringen. Die Kommunalverbände 
haben die nötigen Vorſchriften für die Regelung der Abgabe und des Ver— 


brauchs zu treffen. 
VI. Notſchlachtungen. 
15. 

Notſchlachtungen unterliegen nicht den Beſtimmungen der Nr. 1 und 12 
dieſer Anweiſung. Sie ſind unverzüglich, ſpäteſtens innerhalb 24 Stunden 
nach der Schlachtung, dem Landrat (Oberamtmann, Oberbürgermeiſter) an⸗ 
zuzeigen. Zur Anzeige verpflichtet iſt außer dem Schlachtenden auch der 
Fleiſchbeſchauer, bei Schweinen auch der Trichinenſchauer. Bei der Anzeige 
iſt das Schlachtgewicht der ausgeſchlachteten Tiere anzugeben. 

Fleiſch aus Notſchlachtungen iſt gegen eine im Streitfalle von der Pro— 
vinzial⸗(Bezirks⸗)Fleiſchſtelle endgültig feſtzuſetzende Entſchädigung an die von 
dem Leiter des Kommunalverbandes zu bezeichnende Stelle abzuliefern und 
von dieſer nach Anweiſung des Verbandes zu verwerten. Dabei iſt dafür 
Sorge zu tragen, daß ein Verderben des Fleiſches unter allen Umitänden 
verhütet wird. Sofern und ſolange beſondere Stellen vom Kommunalverbande 
nicht bezeichnet ſind, hat die Ablieferung des Fleiſches an den Gemeinde⸗ 
(Guts⸗)Vorſteher zu erfolgen. Dieſer hat alsdann für die Verwertung Sorge 
zu tragen und dem Kommunalverband Anzeige zu erſtatten. 

Fleiſch aus Votſchlachtungen, das bei der amtlichen Fleiſchbeſchau als 
bedingt tauglich oder minderwertig befunden iſt, unterliegt der Verbrauchs— 
regelung nicht (§S 11 der Verordnung vom 21. Auguſt 1916). 


VII. Aufbringung des Schlachtviehs. 
16. 

Die rechtzeitige und vollſtändige Beſchaffung des zur Deckung des Bedarfs 
des Heeres, der Marine und der Zivilbevölkerung aufzubringenden Schlacht—⸗ 
viehs wird den Viehhandelsverbänden, im Negierungsbezirfe Sigmaringen dem 
Regierungspräfidenten, nach der Verteilung durch das Landesfleiſchamt über⸗ 
tragen. Die Viehhandelsverbände, in Sigmaringen der Negierungspräfident, 
haben den freihändigen Ankauf von Schlachtvieh ſo zu regeln, daß alles zur 
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Schlachtung verkaufte Vieh an den Verband ſelbſt oder an die von ihm be— 
zeichneten Perſonen oder Stellen abgeliefert wird, damit fie für eine recht⸗ 
zeitige und vollſtändige Bereitſtellung an den vom Landesfleiſchamt aufge⸗ 
gebenen Stellen Sorge tragen können. 

Der Ankauf von Vieh zur Schlachtung durch andere als die von den 
Viehhandelsverbänden hierfür beſtimmten Perſonen oder Stellen ſowie der 
Verkauf von Vieh zur an an andere Perſonen oder Stellen iſt ver⸗ 
boten. ci 

17. 

Iſt ein Viehhandelsverband nicht in der Lage, die ihm vom Landesfleiſch⸗ 
amte zur Beſchaffung aufgegebenen Mengen Schlachtvieh vollſtändig und recht⸗ 
zeitig freihändig zu erwerben, ſo hat er die fehlende Menge unverzüglich der 
Provinzial⸗(Bezirks⸗)Fleiſchſtelle anzuzeigen. Dieſe hat die Fehlmenge ſofort 
auf die Kommunalverbände oder einzelne von mer umzulegen. Die Pro- 
vinzial⸗(Bezirks⸗)Fleiſchſtellen ſind zur alsbaldigen Umlegung der dem Vieh— 
handelsverbande zur Aufbringung aufgegebenen Viehmengen auf die Kom— 
munalverbände auch dann verpflichtet, wenn nach Lage der Verhältniſſe die 
Aufbringung der Viehmenge im freihändigen Ankauf vorausſichtlich unmög⸗ 
lich iſt. 

Die Umlegung auf die Kommunalverbände hat unter Hinzuziehung be— 
ſonderer Sachverſtändiger aus den Kreiſen der Landwirtſchaftskammer und 
des Viehhandels im Einvernehmen mit dem Viehhandelsverb ande zu erfolgen 
und muß nach Möglichkeit den wirtſchaftlichen Verhältniſſen in der Viehhaltung 
der einzelnen Kommunalverbände Rechnung tragen. Erforderlichenfalls kann 
für Tiere einer Viehgattung, deren Aufbringung unmöglich iſt, nach den von 
dem Zentralviehhandelsverband aufgeſtellten Grundſätzen Erſatz durch Lieferung 
von Tieren einer anderen Viehgattung erfolgen. Soweit Viehkataſter über 
das abzugebende Schlachtvieh vorhanden ſind, ſind ſie bei der Verteilung 
mit heranzuziehen. Eine ſchematiſche Verteilung lediglich nach der Höhe des 
Viehſtandes iſt nicht angängig. 

Die KRommunalverbände haben die angeforderten Mengen nach den glei- 
chen Grundſätzen, wie fie für die Provinzial-(Bezirks⸗)Fleiſchſtellen vorge 
ſchrieben ſind, auf die Gemeinden zu verteilen, die — nötigenfalls unter 
Anwendung der Beſtimmungen im 8 2 des Geſetzes, betr. Höchſtpreiſe — die 
Tiere zu beſchaffen haben. 

Den Unternehmern landwirtſchaftlicher Betriebe find die Tiere nicht zu 
enteignen, die ſie zur Fortführung ihres Wirtſchaftsbetriebs bedürfen. Die 
zurn Beſtellung erforderlichen Zugochſen und Zugkühe, die gutmilchenden und 
unzweifelhaft tragenden Kühe und Färſen und die zur Zucht beſonders ge⸗ 
eigneten Tiere ſind den Beſitzern, wenn irgend möglich, zu belaſſen. In Streit⸗ 
fällen entſcheidet über die Zuläſſigkeit der Fortnahme die Provinzial-(Bezirks⸗) 
Fleiſchſtelle. Schweine im Lebendgewicht unter 180 Pfund ſowie ſolche Schweine, 
die zur Verſorgung des Haushalts des Beſitzers beſtimmt und erforderlich ſind, 
oder die auf Grund eines mit der provinziellen Maſtorganiſation abgeſchloſſe⸗ 
nen Vertrags gemäſtet werden, Kälber und Schafe ſind von der Enteignung 
auszuſchließen. In Zuchtviehherden dürfen nur zur Maſt aufgeſtellte Tiere 
enteignet werden. Werden von den Beſitzern Tiere freiwillig zur Verfügung 
geſtellt, ſo ſind dieſe in erſter Linie zu nehmen. Es iſt unzuläſſig, unter 
Zurückweiſung angebotener Tiere andere zu enteignen. 

Bei der Feſtſetzung des Uebernahmepreiſes find, ſoweit ein Höchſtpreis 
nicht beſteht, die von dem Zentral-Viehhandelsverband aufgeſtellten Preiſe 
zu berückſichtigen. Welche Herden als Zuchtviehherden anzuſehen ſind, ent⸗ 
ſcheidet in Zweifelsfällen die Provinzial(Bezirks⸗)Fleiſchſtelle nach Anhörung 
der Landwirtihaftsfanmer Als Zuchtviehherden gelten auch Zuchtviehbetriebe. 

Im Regierungsbezirke Sigmaringen hat die Unterverteilung auf die Kom- 
munalverbände durch den Negierungspräfidenten zu erfolgen. 


N 18. 
Die Kommunalbehörden und Gemeinden haben den Viehhandelsverbänden, 
die mit der Lieferung von Vieh an ſie beauftragt ſind, auf Verlangen eine 
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Stelle zu bezeichnen, die das gelieferte Schlachtvieh zu übernehmen hat. So⸗ 
lange keine rechtsfähige und kreditwürdige Stelle benannt iſt, hat der Vorſtand 
des Kommunalverbandes oder der Gemeinde das Schlachtvieh zu übernehmen. 
Die Kommunalverbände und Gemeinden können mit Genehmigung der 
Kommunalaufſichtsbehörde die Fleiſcher zur Durchführung dieſer Maßnahme 
zu Zwangsverbänden auf Grund des § 15 b der Verordnung über die Er⸗ 
richtung von Preisprüfungsſtellen und die Verſorgungsregelung vom 25. Sep⸗ 
tember), 4 November 19155) etwa nach dem Muſter der Viehhandelsver⸗ 
bände zuſammenſchließen. Die Satzung des Verbandes iſt von dem Vorſtand 
des Kommunalverbandes oder der Gemeinde zu erlaſſen. Den Vorſitz im 
Verbande hat ein Vertreter des Kommunalverbandes oder der Gemeinde zu 
führen. Den Verbrauchern iſt eine angemeſſene Vertretung zu fichern, 


19. 

Streitigkeiten, die ſich bei Durchführung der Verordnung zwiſchen Ge— 
meinden, Kommunalverbänden, den Viehhandelsverbänden, den von ihnen be⸗ 
auftragten oder zugelaſſenen Perſonen ergeben, entſcheidet endgültig die Pro⸗ 
vinzial⸗(Bezirks-⸗)Fleiſchſtelle, in deren Bezirk der Veräußerer ſeinen Sitz oder 
gewerbliche Niederlaſſung hat. 

20. 

Wer als Kommunalverband, Vorſtand des Kommunalverbandes, Gemeinde 
oder Gemeindevorſtand zu betrachten iſt, beſtimmen die Kreisordnungen und 
Gemeindeverfaſſungsgeſetze. Gutsbezirke gelten als Gemeinden. 


21. 

Die weitere Durchführung dieſer Anordnung liegt dem Landesfleiſchamt 
ob. Es hat die weiter erforderlichen Beſtimmungen zu treffen. Das Landes⸗ 
fleiſchamt kann mit Genehmigung des Kriegsernährungsamts Ausnahmen von 
den Vorſchriften der Verordnung vom 21. Auguſt 1916 zulaſſen. 

Die Kommunalverbände und die Gemeindebehörden haben dem Landes- 
fleiſchamt und den Provinzial-(Bezirks⸗)Fleiſchſtellen auf Erfordern Auskunft 
zu geben, ihren Anweiſungen zu entſprechen und ſie über alle Wahrnehmungen 
auf dem Gebiete des Verkehrs mit Vieh und der Fleiſchverſorgung fort⸗ 
geſetzt auf dem Laufenden zu halten. Von den Provinzial⸗(Bezirks⸗)Fleiſch⸗ 
ſtellen, oder den Kommunalverbänden, oder Gemeinden der Reichsfleiſchſtelle 
auf deren Erfordern zu erteilende Auskünfte ($ 13 der Bekanntmachung über 
Fleiſchverſorgung vom 27. . 199 find ſtets durch das Landesfleiſchamt 
zu leiten. 5 


22 
Dieſe Anordnung tritt mit dem 2. Oktober d. J. in Kraft. 
1916. 8. September. 


Bekanntmachung betreffend Warenumſatzſtempel. 
R. K. (R. Z. Bl. S. 247.) 


Der Bundesrat hat beſchloſſen: 
1 1. Die als Anlage 1 beigefügten Beſtimmungen über den Erſatz 
des Steuerwerts der beim Inkrafttreten des Geſetzes über einen 
Warenumſatzſtempel vom 26. Juni 191600 in den Händen der 
Steuerpflichtigen vorhandenen ungebrauchten geſtempelten Scheck⸗ 
vordrucke und Scheckſtempelmarken und 

2. die als Anlage 2 beigefügten Aenderungen der Ausführungs- 
beſtimmungen zum Reichsſtempelgeſetz in der Faſſung des Ger 

ſetzes über einen Warenumſatzſtempel vom 26. Juni 19160 

werden genehmigt und mit dem 1. Oktober 1916 in Kraft geſetzt. 


4) Verwaltungsvorſchriften Jahrgang 1915 II S. 153. 
5) Verwaltungsvorſchriften Jahrgang 1915 II S. 343, 
6) Verwaltungsvorſchriften Jahrgang 1916 J S. 211. 
) Verwaltungsvorſchriften Jahrgang 1916 I S. 482, 
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Anträgen auf Stempelerſtattung nach Maßgabe der Beſtimmungen. 

der Anlage 1 iſt auch bereits vor dem 1. Oktober 1916 Folge zu geben. 

II. Es iſt geſtattet, nach dem 30. September 1916 Scheckſtempelmarken 

zur Entrichtung des Wechſelſtempels zu verwenden. Die Verwendung 

und Entwertung der Marken hat nach den für die Verwendung und 

Entwertung der Wechſelſtempelmarken beſtehenden Vorſchriften zu er- 

folgen. Der Verwendungsvermerk kann an einer beliebigen Stelle 
der Marken niedergeſchrieben werden. 


Anlage 1. 


Beſtimmungen über den Erſatz des Steuerwerts der beim Inkrafttreten des 

Geſetzes über einen Warenumſatzſtempel vom 26. Juni 191600 in den Händen 

der Steuerpflichtigen vorhandenen ungebrauchten geſtempelten Scheckvorbrucke 
und Scheckſtempelmarken. 


Fee 5 


Gemäß Artikel I Nr. 1 Abi. 2 des Geſetzes vom 26. Juni 191600 über 
einen Warenumſatzſtempel werden für den Erſatz des Steuerwerts der beim 
Inkrafttreten dieſes Geſetzes in den Händen der Steuerpflichtigen vorhandenen 
ungebrauchten Scheckſtempelmarken und geſtempelten Scheckvordrucke folgende 

Beſtimmungen getroffen: 

A. 1. Erſatz wird nur geleiſtet, wenn er bis ſpäteſtens Ende März 1917 
bei einer zuſtändigen Stelle beantragt wird. Später eingehende 
Anträge bleiben unberückſichtigt. 

2. Der Antrag auf Erſatz des Steuerwerts von Warken iſt ſchriftlich 
oder mündlich bei einer bisher zum Vertriebe von Scheckſtempel⸗ 
marken zuſtändigen Amtsſtelle unter Ueberreichung der Marken zu 
ſtellen. Der Erfatz wird, nachdem die Stelle feſtgeſtellt hat, daß die 
Marken echt und ungebraucht find, ohne weitere Anweiſung in 
Höhe des Nennwerts der Marken geleftel. Die Amtsſtelle kann 
verlangen, daß die Warken, ſoweit ſie nicht in unangebrochenen. 
Bogen zu 100 Stück vorgelegt werden, in Reihen von je 10 Stück 
unmittelbar nebeneinander und gegebenenfalls in Bogen von je 100 
Stück zu je 10 ſolcher unmittelbar untereinandergeordneten Reihen 
auf Papierbogen aufgeklebt, überſchießende Stücke aber loſe über— 
reicht werden, ferner daß jeder Papierbogen mit dem Firmenſtempel 
oder dem Namen des Antragſtellees gekennzeichnet werde. 

Die gegen Erſatz des Steuerwerts zurückgenommenen und die 
bei den Amtsſtellen vorhandenen Scheckſtempermarken find bei ben 
Amtsſtellen in Gegenwart von zwei Beamten, von denen einer tun⸗ 
lichſt ein oberer Beamter ſein ſoll, zu vernichten, ſoweit ſie nicht 
zur Verwendung als Wechſelſtempelmacken weiter vertrieben werden. 

3. Die zu geſtempelten Scheckvordrucken in teiewerſe oder gänzlich uns 
verbrauchten Scheckbücheen entrichtete Ubgube wird nur auf ſchrifi⸗ 
lichen Antrag derjenigen Bank, Kuſſe ujw, weiche das Scheckbuch 
hat abſtempeln laſſen, erſtattet. Die Erftattung it unter Vorlegung 
der Scheckbücher bei derjenigen Steuerſtelle zu beantragen, bei welcher 
die Stempelabgabe entrichtet iſt. Erſtattung wird nur geleiſtet, wenn 
kein Zweifel darüber beſteht, daß die Vordrucke einen echten Stempel⸗ 
aufdruck tragen und noch nicht gebraucht find ſowie daß die Ab⸗ 
gabe von den abgeſtempelten Vordrucken entrichten und noch nicht 
erſtattet iſt. Der Steuerſtelle jt.yi das Recht zu, die Vorlegung der 
Gieueryuittung über die Entrichtung der Abgabe zu verlangen. In 
dem Antrag ſind die überreichten Scheckbücher nach der Nummerfolge 
geordnet unter Angabe der Nummerbezeichnung, der in ihnen eni= 
haltenen Zahl ungebrauchler Vordrucke und deren Steuerwerts aufs 
zuführen. Mit Zuſtimmung der Steuerſtelle kann von der Ord— 
nung nach der Nummerfolge und Angabe der Nummerbezeichnung 


. 
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abgeſehen werden, wenn die Bücher nach der Anzahl der in ihnen 
enthaltenen Vordrucke in Bündel geordnet vorgelegt und dement⸗ 
ſprechend in dem Antrag unter Angabe ihrer Anzahl, der Stück⸗ 
zahl der Vordrucke und des Steuerwerts geſondert aufgeführt wer⸗ 
den. Der Antrag iſt von der Steuerſtelle zu prüfen und nach Be⸗ 
ſeitigung etwaiger Anſtände mit einer Beſcheinigung darüber zu 
verſehen, daß der Erſtattung der Abgabe Bedenken nicht entgegenſtehen 
und welcher Steuerſumme die vorgelegten und nicht zu beanſtandenden 
Vordrucke entſprechen. Dieſe Beſcheinigung iſt von dem Kaſſen⸗ 
prüfungsbeamten oder von einem mit der Kaſſenführung nicht be= 
trauten oberen Beamten mitzuvollziehen. 

Der fo begutachtete Erſtatiungsantrag iſt ohne die Scheckbücher 
an die für die Erſtattung von Scheckſtempel bisher zuſtändige Direk— 
tivbehörde weiterzugeben. Die oberſten Landesfinanzbehörden können 
die Entſcheidung über den Antrag auf Behörden übertragen, die 
den Direktivbehörden untergeordnet find. Der Antrag iſt nach den 
allgemeinen Beſtimmungen über Stempelerſtattungen weiterzubehan⸗ 
deln. Die Erſtattung iſt von einem Mindeſtbetrage des Steuer— 
werts der eingelieferten Vordrucke nicht abhängig. 

Die Scheckbücher können nach Erſatz des Steuerwerts auf Antrag 
zurückgegeben werden, nachdem die Stempelerſtattung auf jedem ein⸗ 
zelnen Vordruck handſchriftlich oder durch Aufdruck, Stanzung, Lochung 
uſw. gegebenenfalls auf Koſten und Gefahr des Antragſtellers der= 
art erkennbar gemacht iſt, daß eine wiederholte Erſtattung der Stem⸗ 
pelabgabe ausgeſchloſſen wird. Anilinfarbenaufdrucke dürfen zu dem 
bezeichneten Zwecke nicht verwendet werden. 

Soweit eine Rückgabe der Scheckbücher nicht ſtattſindet, ſind die 
Bücher, nachdem die Vordrucke durch Zerſchneiden oder dergleichen 
unverwendbar gemacht find, einzuſtampfen oder ſonſt zu vernichten. 

Die vorſtehenden Beſtimmungen finden auf von den Banken, 
Kaſſen uſw. loſe eingereichte geſtempelte ungebrauchte Vordrucke ent⸗ 
ſprechende Anwendung. 

B. Für die nach den Beſtimmungen unter & 2 vernichteten Stempel— 
marken werden den Landesregierungen die an die Reichsdruckerei 
entrichteten Herſtellungskoſten vom Reiche vergütet. 

Die Herſtellungskoſten ſind in Anlage 7 zu den bierteljährlichen 
Reichsſteuerüberſichten zu berechnen und in letzteren als beſondere 
Verwaltungskoſten, getrennt von den gewöhnlichen, in Anſatz zu 
bringen. 


Anlage 2. 


Aenderungen der Ausführungsbeſtimmungen zum Reichsſtempelgeſetz in der 
Faſſung des Geſetzes über einen Warenumſatzſtempel vom 26. Juni 1916, 


J. Der Abſchnitt X SS 158 bis 164 wird durch folgende Beſtimmungen 
erſetzt: i 
X. Warenumſätze. 


Zur Tarifnummer 10 Befreiung 2. 
§ 158. 


1. Abgabenbefreiung für ausländiſche zollfreie Waren. 

(1) Lieferungen ausländiſcher zollfreier Waren ſind von der Abgabe be⸗ 
freit, wenn die Waren aus dem Zollausland oder aus dem gebundenen Ver⸗ 
kehre des Zollinlandes geliefert werden. Bei vom Ausland eingehenden ßoll⸗ 
freien Waren, die ſich zur Zeit der Veräußerung auf dem Wege nach ihrem 
erſten inländiſchen Beſtimmungsorte beſinden, wird die Befreiung nicht da⸗ 
durch ausgeſchloſſen, daß die Veräußerung nach erfolgter zollfreier Abfer⸗ 
tigung geſchieht. 
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(2) Nach einem deutſchen Seehafenplatz aus dem Ausland eingegangene 
zollfreie Waren find von der Abgabe ferner befreit, wenn die Lieferung aus dem 
Einfuhr⸗Seehafenplatz erfolgt. Die Befreiung fällt weg, wenn die Ware vor 
ihrer Lieferung durch Bearbeitung oder Verarbeitung eine Beſchaffenheit er⸗ 
halten hat, die ſie bei ihrer Einfuhr zollpflichtig gemacht haben würde, oder 
wenn die Lieferung aus einem Kleinhandelsbetrieb erfolgt. 

(3) Als Seehafenplatz, nach dem die Ware aus dem Ausland eingegangen 
iſt, iſt der Seehafenplatz anzuſehen, von dem aus die Ware a ge⸗ 
liefert wird. 

(A) Auf Antrag kann die oberſte Landesfinanzbehörde den beutſchen See⸗ 
hafenplätzen im Sinne des Abſ. 2 andere inländiſche Lager unter der Ber 
dingung gleichſtellen, daß die Ware ohne andere Zwiſchenlagerung als in 
einem Zollager oder im Einfuhr-Seehafenplatz und ohne daß ein Zwiſchen⸗ 
umſatz ſtattgefunden hat, aus dem Ausland nach dem Lager gebracht und 
die Feſthaltung der ausländiſchen Eigenſchaft der Ware bei der Aufnahme 
und während der Lagerung ſichergeſtellt wird. Abſ. 2 Satz 2 gilt auch hier. 


Zu 58 76 bis 83d des Geſetzes. 
§ 159. 


2. Steuerſtellen und Direktivbehörden. 

Die zur Erhebung der Abgabe von Warenumſätzen nach § 1 Abſ. 1 von 
den Bundesregierungen beſtimmten Stellen (Steuerſtellen) und ihre Ober⸗ 
behörden (Direktivbehörden) ſowie die nach § 115 Abſ. 1 letzter Satz des Ge⸗ 
ſetzes getroffenen Beſtimmungen ſind dem Reichskanzler (Reichsſchatzamt) m, t⸗ 
zuteilen. 

§ 160. 


3. Anmeldung. 

(1) Zu der im 8 76 des Geſetzes vorgeſchriebenen Anmeldung find amt⸗ 
liche Vordrucke zu verwenden. Als Anleitung für einen ſolchen Vordruck dient 
Muſter 29a). 

(2) Die Anmeldung hat von juriſtiſchen Perſonen bei der Steuerſtelle 
zu erfolgen, in deren Bezirk fie ihren Sitz haben. Bei Firmen, die im Hans 
delsregiſter eingetragen find, Geſellſchaften und Vereinen des bürgerlichen Nech⸗ 
tes, ſoweit ſie nicht juriſtiſche Perſonen ſind, iſt der Ort der Niederlaſſung, 
bei mehreren Niederlaſſungen der Ort der Hauptniederlaſſung maßgebend. Im 
übrigen iſt die Steuerſtelle des Wohnorts des Steuerpflichtigen zuſtändig. 
Die zuſtändige Gteueritelie wird für ſtaatliche Betriebe durch die oberſte Landes⸗ 
finanzbehörde des Bundesſtaats, der den Betrieb führt, für Reichsbetriebe 
im Einvernehmen mit dem Reichskanzler (Reichsſchatzamt) durch die vberſte 
Landesfinanzbehörde des Bundesſtaats, in dem der Betrieb geführt wird, be— 
ſtimmt. N 

(3) Befindet ſich der Sitz des Unternehmen? oder der Hauptniederlaſſung 
im Ausland oder hat der Steuerpflichtige im Inland keinen Wohnſitz, ſo iſt 
der Ort des Betriebs maßgebend. Das gleiche gilt, wenn der Steuerpflichtige 
mehrere Wohnſitze im Inland hat oder wenn der Betrieb mehreren Perſonen 
mit verſchiedenen Wohnſitz gehört. Sind in dieſen Fällen mehrere Betriebe 
an verſchiedenen Orten vorhanden, jo kann auf Antrag die einheitliche An⸗ 
meldung bei einer der Steuerſtellen geſtattet werden. Ueber den Antrag ent⸗ 
ſcheidet die oberſte Landesfinanzbehörde und, wenn die Steuerſtellen verſchie⸗ 
denen Bundesſtaaten angehören, der Bundesrat. 

(4) Beſtehen zwiſchen mehreren Bundesſtaaten Meinungsverſchiedenheiten 
über ihre Zuſtändigkeit, fo beſtimmt auf Anrufen eines dieſer Bundesſtaaten. 
der Bundesrat den für die Erhebung der Steuer zuſtändigen Staat. 

(5) Die Landesregierung kann beſtimmen, daß die Anmeldung auch münd⸗ 
lich bei der Steuerſtelle erfolgen kann. In dieſem Falle iſt der Vordruck von 
dieſer den Angaben des Gteuerpflichtigen entſprechend auszufüllen und von 
dem Steuerpflichtigen und dem Beamten der Steuerſtelle zu unterſchreiben. 
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(6) Die Anmeldung iſt innerhalb der geſetzlichen Friſt einzureichen. Eine 
Verlängerung der Anmeldungsfriſt iſt nur in Fällen beſonderen Bedürfniſſes 
zuläſſig. Der Antrag iſt in jedem Falle bei der Steuerſtelle zu ſtellen. Ver- 
längerungen von nicht mehr als einem Monat kann dieſe ſelbſtändig bewilligen, 
in anderen Fällen iſt die Entſcheidung der Direktivbehörde einzuholen. 

§ 161. 
A. Oeffentlicher Hinweis auf die Anmeldungspflicht. 

Zwiſchen dem 8. und 15. Dezember jedes Jahres haben die Steuerſtellen 
oder ihre Oberbehörde unter Angabe der Hebebezirke die Steuerpflichtigen 
zur Anmeldung ihres ſteuerpflichtigen Amſatzes und zur Entrichtung der Ab⸗ 
gabe durch öffentliche Bekanntmachung in den für amtliche Bekanntmachungen 
der unteren Verwaltungsbehörden beſtimmten Tageszeitungen aufzufordern. 
Die oberſte Landesfinanzbehörde kann anordnen, daß die Aufforderung außer— 
dem in ſonſt ortsüblicher Weiſe bekannt gemacht wird. In der Aufforderung 
iſt anzugeben, wo Vordrucke zu Anmeldungen zur Abgabe an Steuerpflichtige 
bereitgehalten werden. Als Anleitung für eine ſolche Bekanntmachung dient 
Muſter 29 b*). 

§ 162. 
5. Zuſtellung von Anmeldungsvordrucken. 

Die oberſte Landesfinanzbehörde kann beſtimmen, daß im Laufe des De— 
zember die Steuerſtellen den in die Steuerrolle (§ 163) eingetragenen Umſatz⸗ 
ſteuerpflichtigen einen Anmeldungsvordruck koſtenfrei zuzuſtellen haben. 


§ 163. 


6. Steuerrolle. 

(1) Bei jeder Steuerſtelle iſt über die in ihrem Bezirk anſäſſigen Perſonen 
und Geſellſchaften, welche nach Art und Umfang ihres Gewerbebetriebs für 
die Entrichtung der Abgabe in Betracht kommen, eine Steuerrolle zu führen. 
Die Steuerrolle dient zur Ueberwachung der Anmeldungen und der Entrichtung 
der Abgabe. 

(2) Die Landesregierungen werden die Behörden, welche über die für die 
Entrichtung der Abgabe vermutlich in Betracht kommenden Perſonen und 
Geſellſchaften Auskunft geben können, unter Hinweis auf $ 82 des Geſetzes 
anweiſen, den für ihren Bezirk zuſtändigen Steuerſtellen Liſten über dieſe 
Perſonen und Geſellſchaften bis ſpäteſtens Ende November, erſtmalig bis 
Ende November 1916, zu überſenden. Für die folgenden Jahre brauchen ſich 
dieſe Liſten nur auf Zu⸗ und Abgänge an ſolchen Perſonen und Geſellſchaften 
gegen das Vorjahr zu erſtrecken. 

(3) Die nach der Buchſtabenfolge der Namen, nach örtlichen Bezirken, Er⸗ 
werbsgruppen oder nach anderen zweckmäßigen Geſichtspunkten zu ordnende 
Steuerrolle kann in Form einer Lifte oder in Form einer Blatt⸗ (Karten-) 
Sammlung von Einzelblättern für jeden Steuerpflichtigen geführt werden. 
Die Rolle iſt in einer auf eine Reihe von Jahren ausreichenden Weiſe an— 
zulegen. N 

(i) In der Volle erhält jeder Steuerpflichtige eine Ordnungsnummer. 
Die Rolle muß die für die Umſatzſtempelentrichtung wichtigen Tatſachen, ſoweit 
fie der Stelle bekannt werden, insbeſondere alſo enthalten: Name und Wohn- 
ort des Steuerpflichtigen, bei Geſellſchaften Bezeichnung und Sitz der Firma, 
gegebenenfalls unter Angabe der vorhandenen Zweiggeſchäfte, Art des Ge⸗ 
werbebetriebs, beſondere Spalten, welche für eine Reihe von Jahren die 
Eintragung ermöglichen für Steuerjahr, Tag der Erinnerung (§ 164 b Abi. 2), 
Tag des Eingangs der Anmeldung, Nummer des Anmeldungsbuchs, Nummer 
des Einnahmebuchs, Betrag der entrichteten Abgabe. In der Bemerkungs⸗ 
ſpalte ſind die Fälle, in denen der Steuerpflichtige die Verſteuerung nach der 
Lieferung gewählt hat ($ 81 des Geſetzes) und beſondere für die Gewinnung 
eines Urteils über den Umſatz des Steuerpflichtigen wichtige Umſtände (Ge⸗ 
ſchäftsberichtsangaben, Gutachten von Sachverſtändigen uſw.) feſtzuhalten. 
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(5) Zur ſchnellen und leichten Ermittelung der Steuerpflichtigen in der 
Steuerrolle iſt eine nach der Folge der Anfangsbuchſtaben der Namen ge— 
ordnete Namensliſte, welche die Ordnungsnummer jedes Steuerpflichtigen er=- 
gibt, anzulegen und laufend zu führen. 

(6) Abweichungen von den Beſtimmungen der Abſ. 3 bis 5 können von 


der Landesregierung zugelaſſen werden. 5 


§ 164. 

(0) Die Steuerrolle iſt von den Steuerſtellen nach Eingang der ihnen 
nach § 163 Abſ. 2 zu überſendenden Liſten auf Grund der darin enthaltenen 
Angaben baldmöglichſt anzulegen. Außerdem ſind die der Steuerſtelle aus 
eigener Wiſſenſchaft bekannten oder auf anderem Wege bekannt gewordenen 
Gewerbetreibenden, welche für die Entrichtung der Abgabe ſonſt noch in 
Betracht kommen, in die Steuerrolle einzutragen. 

(2) Die Steuerrolle it unter Berückſichtigung der eingehenden Anmeldun⸗ 
gen und der Zu- und Abgänge richtigzuſtellen und durch fortgeſetzte Nach— 
tragung der in ihr nachzuweiſenden Angaben laufend zu erhalten. Die Nach— 
tragungen ſind vorzunehmen, ſobald die einzutragenden Ergebniſſe feſtſtehen. 

(3) Auf jeder erledigten Anmeldung iſt von dem mit der Führung der 
Steuerrolle beauftragten Beamten die richtige Eintragung in die Steuerrolle 
zu vermerken. a 

Ss 164a. 
7. Abgabenerhebung. 

(1) Die Steuerſtelle prüft die eingehenden Anmeldungen auf richtige und 
vollſtändige Ausfüllung des Vordrucks, insbeſondere auch auf das Vorhanden— 
fein der Unterſchrift des Anmeldungspflichtigen, trägt nach Beſeitigung etwaiger 
Anſtände die Anmeldung in das Anmeldungsbuch B (& 228 Abſ. 2) ein, 
ſtellt den Abgabebetrag feſt und vereinnahmt ihn. Dem Steuerpflichtigen 
iſt über die Zahlung ein Empfangsbekenntnis zu erteilen, bei Entrichtung 
der Abgabe durch die Poſt oder durch Banküberweiſung jedoch nur auf Ver— 
langen. Als Anleitung für das Empfangsbekenntnis dient das Muſter 29 c). 

(2) Die Anmeldung wird nach ihrer Erledigung .(S$ 1640, 164 d) Beleg 
zum Anmeldungsbuche. 

$ 164 b. 

(1) Der rechtzeitige Eingang der Anmeldungen iſt von der Steuerſtelle 
nach der Steuerrolle (8 163) zu überwachen. 

(2) Iſt bis zum Ablauf der Anmeldungsfriſt bei der Steuerſtelle weder 
eine Anmeldung noch eine Benachrichtigung, daß eine Steuerpflicht nicht in 
Betracht komme, eingegangen, ſo iſt der Gewerbetreibende unter Hinweis auf 
die 85 76, 83 0 des Geſetzes an die Einreichung der Anmeldung binnen einer 
auf zwei Wochen zu bemeſſenden Friſt mit dem Erſuchen zu erinnern, für 
den Fall, daß er ſich zur Einreichung einer Anmeldung nicht für verpflichtet 
erachte, die Gründe hierfür binnen der gleichen Friſt mitzuteilen. 


8 164 C. 

(1) Nachdem die Abgabe auf Grund der Anmeldung erhoben worden iſt, 
hat die Steuerſtelle an der Hand der Steuerrolle und unter Berückſichtigung 
aller anderen ihr etwa bekannten Tatfachen oder Unterlagen, insbeſondere auch 
unter Würdigung der etwa von dem Anmeldenden ſelbſt gegebenen weiteren 
Erläuterungen (Nr. 6 der Anleitung zu Muſter 29 a) zu prüfen, ob die 
Anmeldung hinſichtlich der angemeldeten Höhe des Umſatzes glaubhaft erſcheint. 
Liegen hiernach gegen die Richtigkeit einer Anmeldung keine Bedenken vor, 
ſo iſt dies auf der Anmeldung unter Namensbeiſchrift zu vermerken. 

(2) Hat ein Gewerbetreibender erklärt, daß er einen ſteuerpflichtigen Um- 
ſatz nicht habe, ſo iſt dieſe Erklärung nach Abſ. 1 zu prüfen. Iſt anzunehmen, 
daß für ihn vorausſichtlich dauernd ein ſteuerpflichtiger Umſatz nicht in Frage 
kommt, jo iſt die Eintragung in der Steuerrolle mit Genehmigung des Kaſſen— 
prüfungsbeamten oder eines anderen mit der Kaſſenführung nicht betrauten, 
von der Landesregierung beſtimmten Beamten zu löſchen. 


*) Das Muſter wird nicht mit abgedruckt. 
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ö S 164 d. 

(1) Iſt bis zum Ablauf der nach § 164 b in der Erinnerung geſtellten. 
Friſt eine Anmeldung oder eine Erklärung, daß ein ſteuerpflichtiger Umſatz 
nicht vorliegt, nicht eingegangen, oder hat die Steuerſtelle gegen die Richtig⸗ 
keit einer eingereichten Anmeldung oder Erklärung Zweifel, ſo iſt die Abgabe⸗ 
pflicht an der Hand der für die Veranlagung des Gewerbetreibenden zu den 
direkten Staats- oder Gemeindeſteuern vorhandenen Unterlagen zu prüfen. 
Zu dieſem Zwecke hat die Steuerſtelle, falls ſie nicht ſelbſt zu dieſer Veran⸗ 
lagung zuſtändig oder ſonſt zu der Nachprüfung ohne weiteres imſtande iſt, 
die zuſtändige Stelle unter Mitteilung des Sachverhalts, gegebenenfalls auch 
unter Beifügung einer Abſchrift der vorliegenden Anmeldung oder Erklärung 
und unter Darlegung der Gründe für ihre Zweifel an deren Richtigkeit um 
eine Aeußerung zu erſuchen. 

(2) Ergibt ſich, daß ein ſteuerpflichtiger Umſatz gar nicht oder unrichtig 
angemeldet iſt, ſo iſt über die Einleitung des Strafverfahrens Entſchließung 
zu faſſen. ! 

(3) Soweit genügende Unterlagen für eine anderweite Steuerfeſtſetzung 
gegeben ſind, hat die Steuerſtelle die Abgabe dementſprechend feſtzuſetzen und 
den nachzuerhebenden Betrag von dem Steuerpflichtigen unter Mitteilung 
der Steuerfeſtſetzung und ihrer Grundlagen einzuziehen 

(4) Haben die Ermittelungen zwar ergeben, daß ein ſteuerpflichtiger Um= 
ſatz vom Steuerpflichtigen gar nicht oder zu niedrig angegeben iſt, reichen 
aber die Unterlagen zur Feſtſetzung des wirklichen Umſatzes oder zur Ein—⸗ 
leitung eines Strafverfahrens nicht aus, ſo hat die Steuerſtelle die Verhand— 
lungen an den für die Stempelprüfung hinſichtlich des Umſatzſtempels be= 
ſtellten Prüfungsbeamten (§ 216 Abſ. 2) zur Ermittelung der zu entrichten- 
den Abgabe im Wege der örtlichen Nachprüfung abzugeben. Nach dem Er— 
gebnis dieſer Prüfung iſt das Erforderliche wegen Nachbringung der Stem— 
pelabgabe und gegebenenfalls wegen Einleitung des Strafverfahrens zu ver— 
anlaſſen. 

S 164 e. 


8. Abſchlagszahlungen. 


(1) Alle Steuerpflichtigen, bei denen in einem Jahre der Geſamtbetrag 
der Zahlungen oder der Lieferungen ($ 81 des Geſetzes) nach dem Ergebnis 
der Steuerfeſtſetzung 200000 Wark überſtiegen hat, haben auf die Abgabe 
für das folgende Jahr nach Ablauf des erſten, zweiten und dritten Viertels 
des Kalenderjahrs während der erſten zehn Tage der Monate April, Juli 
und Oktober unaufgefordert eine Abſchlagszahlung in Höhe von je 20 v. H. 
der für das vorhergehende Jahr feſtgeſetzten Abgabe, auf volle Mark nach 
unten abgerundet, zu leiſten. Fit das Gewerbe nicht während des ganzen. 
Vorjahrs betrieben worden, ſo gilt der Umſatz während der Betriebszeit als 
Jahresumſatz. Für das Steuerjahr 1917 iſt für die Verpflichtung zur Ent— 
richtung der Abſchlagszahlungen und deren Bemeſſung der Geſamtbetrag der 
Zahlungen oder Lieferungen im ganzen Kalenderjahr 1916 maßgebend. Die 
Abſchlagszahlungen find in der Anmeldung der mit dem Schluſſe des Jahres 
fälligen Abgabe aufzuführen und bei der Feſtſetzung der Abgabe auf dieſe 
anzurechnen. Ein hiernach etwa zuviel gezahlter Betrag iſt zurückzuzahlen. 

(2) Der Steuerpflichtige iſt auf die Verpflichtung zur Leiſtung von Ab- 
ſchlagszahlungen unter Angabe des Betrags der Abſchlagszahlung und der 
Zahlungsfriſten ſchriftlich hinzuweiſen. 

(3) Der rechtzeitige Eingang der Abſchlagszahlungen iſt durch eine nach 
Anleitung des Muſters 29d“) von der Steuerſtelle für jedes Steuerjahr 
zu führende Ueberwachungsliſte ſicherzuſtellen. Dieſe iſt mit dem Anmel⸗ 
dungs⸗ und dem Einnahmebuche zur Buchprüfung einzureichen. 

(A) Die Spalten 1 bis 6 der Ueberwachungsliſte find gleichzeitig mit dem 
im Abſ. 2 angeordneten Hinweis an den Zahlungspflichtigen, die Spalten 
7 bis 9 bei der Zahlung der Abſchlagsſumme auszufüllen. 


> 


) Das Muſter wird nicht mit abgedruckt. 
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(5) Geht eine Abſchlagszahlung nicht rechtzeitig ein, ſo iſt das zu ihrer 
Einziehung Veranlaßte in der Bemerkungsſpalte der Ueberwachungsliſte zu 
vermerken. 

(6) Die Abſchlagszahlungen find in das Anmeldungsbuch einzutragen. 

b 8 164 f. 
9. Schätzungsverfahren. 

(1) Hat der Steuerpflichtige den Geſamtjahresbetrag der Zahlungen oder 
Lieferungen nur ſchätzungsweiſe angemeldet, ſo hat die Steuerſtelle nach den 
§§ 16a, 164% und gegebenenfalls 164 d Abſ. 1, 2 zu verfahren. 

(2) Ergibt die Nachprüfung Anlaß zur Annahme eines höheren Betrags, 
ſo hat die Steuerſtelle, ſofern nicht Anlaß zur Einleitung des Strafverfahrens 
gegeben iſt, vor anderweiter Feſtſetzung der Abgabe den Steuerpflichtigen unter 
Witteilung der für die Annahme eines höheren Betrags ſprechenden Gründe 
zu einer Aeußerung, gegebenenfalls auch unter Hinweis auf § 79 Abſ. 2 
letzter Satz des Geſetzes zur Auskunft über die für die Schätzung erheb— 
lichen tatſächlichen Verhältniſſe und zur Vorlegung der ſich hierauf beziehen- 
den Schriftſtücke aufzufordern. Erkennt der Steuerpflichtige die Beanſtandung 
der Steuerſtelle ganz oder zum Teil an und erklärt er ſich mit der Berfteiierung 
eines beſtimmten höheren Schätzungsbetrags als des urſprünglich von ihm 
angegebenen Betrags einverſtanden, ſo iſt die Steuerſtelle, ſofern der Betrag 
unter Berückſichtigung der Unterlagen und der Aeußerung des Gewerbetrei— 
benden annehmbar erſcheint, berechtigt, ſich auf dieſer Grundlage mit dem 
Steuerpflichtigen zu einigen und den danach noch zu entrichtenden Betrag 
nachzuerheben. i 

(3) Führen die Verhandlungen nicht zu einer Einigung, fo hat die Steuer- 
ſtelle ihrerſeits die Schätzung des ſteuerpflichtigen Umſatzes vorzunehmen und 
dem Steuerpflichtigen einen die Grundlagen der Schätzung enthaltenden Schätz⸗ 
ungsbeſcheid mit der Aufforderung zu erteilen, den danach ſich ergebenden 
Mehrbetrag an Steuer binnen zehn Tagen einzuzahlen. Mit dem Beſcheid 
iſt unter dem Hinweis, daß nach § 80 des Geſetzes gegen dieſen nur die 
Verwaltungsbeſchwerde zuläſſig iſt, deren Einlegung aber auf die Entrich— 
tung der angeforderten Steuer keine aufſchiebende Wirkung habe, eine Be— 
5 des Steuerpflichtigen über das ihm zuſtehende Rechtsmittel zu ver— 
inden. 

(4) Die Steuerſtelle iſt befugt, der gegen den Beſcheid erhobenen Be— 
ſchwerde, die Beſchwerdebehörde der gegen ihren Beſcheid erhobenen weiteren 
Beſchwerde abzuhelfen. 

§ 164g. 
10. Nacherhebung. 

(1) Gibt die weitere Prüfung (§ 164 d, § 1648) zu einer Nacherhebung 
Anlaß, ſo iſt der nacherhobene Betrag unter einer beſonderen Nummer des 
Anmeldungsbuchs mit Angabe des Grundes der Zahlung einzutragen. In 
Spalte 2 iſt in Fällen dieſer Art der Tag der Nacherhebung einzutragen. 
Gleichzeitig iſt in dem Anmeldungsbuche bei der erſtmaligen Zahlung in der 
Bemerkungsſpalte auf den neuen Eintrag hinzuweiſen. 

5 (2) Die Unterlagen für die Nacherhebung bilden Belege zum Anmeldungs⸗ 
uche. a ö 
§ 164A h. 


11. Wechſel in der Verſteuerungsart. 

(1) Will ein Steuerpflichtiger von der Abgabenentrichtung auf der Grund⸗ 
lage des § 81 des Geſetzes zur Verſteuerung nach 8 76 des Geſetzes über— 
gehen, ſo hat er unter Darlegung der Gründe für den beabſichtigten Wechſel 
und unter Angabe, ob die Aenderung dauernd oder nur für einen beſtimmten 
Zeitraum begehrt wird, die Genehmigung der Direktivbehörde zu beantragen. 

(2) Die Genehmigung iſt nur zu erteilen unter der Bedingung, daß der 
Steuerpflichtige bei einem etwaigen ſpäteren erneuten Uebergange zur Be⸗ 
ſteuerung der Lieferungen neben der Abgabe von den Lieferungen die Ab- 
gabe für diejenigen Zahlungen zu entrichten hat, welche noch für Lieferungen 
aus demjenigen Steuerzeitraum eingehen, während deſſen die Verſteuerung 
nach der Zahlung erfolgte. 


49⸗ 
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(3) Der Betrag der nachträglich zu verſteuernden Zahlungen iſt in den 
Jahresmeldungen außer dem Geſamtbetrage der zu verſteuernden Lieferungen 
beſonders aufzuführen. 

Ss 161i. 
12. Trennung der Verwaltungs- und Erhebungsbefugniſſe. 

Wo die mit der Verwaltung der Abgabe von Warenumſätzen betrauten 
Steuerſtellen nicht zugleich Hebeſtellen ſind, ordnet die Landesregierung im 
Einvernehmen mit dem Reichskanzler (Reichsſchatzamt) die hiernach notwen— 
digen Aenderungen des Verfahrens an. 


§ 164 k. 


13. Stempelzeichen. 

(1) Die Abgabe aus $ 83a des Geſetzes wird durch Verwendung von 
Stempelmarken entrichtet. Die Stempelmarken werden zum Nennwert von 
10, 20, 50 Pfennig, 1, 2 und 10 Mark ausgegeben. Ein Verkauf amtlich 
geſtempelter Vordrucke zu Empfangsbekenntniſſen findet nicht ſtatt. 

(2) Die Marken find 18,5 mm hoch und 22,5 mm breit. Das obere Feld 
der Pfennigwerte enthält auf dunklem Grunde in weiß hervortretender deut— 
ſcher Schrift die Bezeichnung „Waren-Umſatzſtempel“. Von den drei mitt— 
leren Feldern tragen die beiden äußeren die Wertbezeichnung ebenfalls weiß 
auf dunklem Grunde, das Mittelfeld zeigt den Reichsadler. Das untere Feld 
mit guillochiertem Grunde enthält den Vordruck für die Entwertung durch 
Eintragung von Tag, Monat und Jahr auf der dazu vorgezeichneten Linie. 
Die Marfwerte unterſcheiden ſich von den Pfennigwerten dadurch, daß unter 
Anwendung einer zweiten Farbe auch das obere Feld mit einer Guilloche 
unterdruckt iſt, ſo daß hier ſowie im unterſten Felde die Schrift dunkel auf 
hellem Grunde ſteht. Die Marken zu 10 Pfennig ſind hellkarmin, diejenigen 
zu 20 Pfennig hellblau, zu 50 Pfennig grauviolett, zu 1 Mark grün mit 
rotbraunem Unterdruck, zu 2 Mark gelbbraun mit grünem Unterdruck, zu 
10 Mark rotbraun mit grünem Unterdruck. 

(3) Der Vertrieb der Stempelmarken erfolgt durch die Poſtanſtalten. Stem⸗ 
pelmarken zum Werte von 10, 20 und 50 Pfennig werden bei allen Poſt— 
ämtern und bei denjenigen ſonſtigen Poſtſtellen, bei welchen ſich ein Be— 
dürfnis hierfür herausſtellt, verkauft. Die Verkaufsſtellen für Stempelmarken 
von höherem Werte werden nach den örtlichen Verhältniſſen beſtimmt und 
zur öffentlichen Kenntnis gebracht. 


§ 1641. 


11. Verwendung der Stempelzeichen. 

(1) Die Stempelmarken ſind auf der Vorder- oder Rückſeite der Arkunde 
an einer beliebigen freien Stelle aufzukleben und zu entwerten. 

(2) Die Entwertung der Stempelmarken iſt in der Art vorzunehmen, daß 
Tag, Monat und Jahr der Verwendung der Warke auf dieſer an der im 
Vordruck dafür vorgeſehenen Stelle in deutlichen Schriftzeichen ohne jede Aus- 
kratzung, Durchſtreichung oder Ueberſchreibung mit Tinte niedergeſchrieben oder 
aufgedruckt werden. Allgemein übliche und verſtändliche Abkürzungen find 
zuläſſig. Im Falle der Entwertung durch Aufdruck braucht der Vermerk 
nicht an der im Vordruck bezeichneten Stelle zu ſtehen, muß aber vollſtändig 
auf jede einzelne Marke geſetzt werden. Die Hinzufügung des Namens oder 
der Firma des Verwendenden iſt zuläſſig. 


II. Der Abſchnitt XIII der Ausführungsbeſtimmungen wird geändert, wie 
folgt: 

1. Der S 210 wird geändert, wie folgt: 

a) im Abſ. 1 werden vor den Worten „von den Amtsſtellen“ die 

Worte eingefügt „ſoweit nicht im Abſ. 8 etwas anderes beſtimmt iſt“; 

b) im Abſ. 3 Satz 1 in der Faſſung der Bekanntmachung des Reichs— 

kanzlers vom 13. Juli 1916 werden die Worte „oder Scheckvor— 
drucke“ ſowie Satz 2 geſtrichen; 
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c) hinter Abſ. 7 wird folgende Beſtimmung als Abi. 8 eingefügt: 
(8) „Der Erſatz verdorbener Stempelmarken zur Entrich— 
tung der Abgabe nach $ 83a des Geſetzes findet bei den mit 
deren Vertriebe beauftragten Poſtanſtalten nach Maßgabe der 
Beſtimmungen in den $$ 12 bis 14 der Ausführungsbeſtim⸗ 
mungen zum Wechſelſtempelgeſetze vom 15. Juli 1909 ſtatt.“ 

Im 8 211 Abſ. 1 in der Faſſung der Bekanntmachung vom 13. Juli 
1916 werden die Worte „oder Schecks oder Quittungen“ und die Worte 
„oder Scheckſtempelmarken“ und der Abſ. 2 geſtrichen. 

3. §S 212 wird geſtrichen. 

4. Im 8 216 Ubi. 2 find die Worte „übertragen werden (beſondere Prü— 
fungsbeamte)“ zu erſetzen durch die Worte „oder der mit der Er— 
hebung der Abgabe beauftragten anderen Verwaltung übertragen wer— 
den (beſondere Prüfungsbeamte)“. 

5. Hinter § 218 werden als § 218 a folgende Beſtimmungen eingefügt: 


W 


§ 218 a. 

00 Perſonen und Geſellſchaften, für welche eine Abgabe⸗ 
pflicht nur nach Tarifnummer 10 beſteht, unterliegen regelmäßigen, 
innerhalb gewiſſer Friſten zu wiederholenden Stempelprüfungen 
nicht. 

(2) In Einzelfällen iſt die Abgabenentrichtung nach Tarif- 
nummer 10 bei den vorſtehend genannten Perſonen und Geſell— 
ſchaften einer genauen Nachprüfung zu unterziehen, wenn der 
Prüfungsbeamte von der Eteueritele nach § 164d Abſ. A um Vor- 
nahme einer Stempelprüfung eeſucht oder von einer vorgeſetzten 
Behörde mit einer ſolchen Prüfung beauftragt wird.“ 

6. Im 8 220 Abf. 1 Satz 1 iſt die Ziffer 10 zu ſtreichen und im Satz 
2 ſtatt der Worte „der Tarifnummern 4 10“ zu ſetzen „der Tarif— 
nummer 4“, 

Im § 223 Abſ. 5 iſt die Ziffer 10 zu a durch die Worte „und 
in $ 83a des Geſetzes“. 


III. Abſchnitt XIV wird geändert, wie folgt: 

1. a) Im 8 227 Abſ. 1 ſind im erſten Satze die Worte „oder gemäß 
§ 16 Abſ. 1 des Geſetzes geſtundeten“ zu ſtreichen und die Worte 
„dieſer Art ein beſonderes Einnahmebuch“ zu erſetzen durch: „aus 

Tarifnummer 1 bis 9, 11, 12 ein Einnahmebuch A“. 
b) Daſelbſt iſt vor Abi. 2, der die Nummer 3 erhält, folgender Abſ. 
2 einzuſchalten: 

„(2) Ueber die Einnahmen aus Tarifnummer 10 iſt ein 
beſonderes Einnahmebuch B zu führen, deſſen Einrichtung die 
oberſte Landesfinanzbehörde beſtimmt. Das anliegende Muſter 
39 a dient als Vorbild.“) 

2. a) Im S 228 iſt im Satz 1 hinter „Einnahmebuch“ und hinter „An— 

meldungsbuch“ der Buchſtabe „A“ einzuſchalten. Daſelbſt wird 
„abi. 2“ in „Abſ. 3“ geändert. 
b) Daſelbſt iſt folgender Abſ. 2 anzufügen: 

„(25 Als Vor- und Gegenbuch zum Einnahmebuche B 
iſt von den zur Erhebung der Abgabe aus Tarifnummer 10 
zuſtändigen Steuerſtellen ein Anmeldungsbuch B zu führen, 
für welches das Muſter 40a”) als Vorbild dient. In dieſes 
ſind alle zur Entrichtung der Abgabe vorgeſchriebenen An— 
meldungen einzutragen. Soweit eine Anmeldung nicht ein⸗ 
gereicht iſt, iſt an deren Stelle die Steuerfeſtſetzungsbeſchei— 
nigung der Steuerſtelle unter Angabe dieſes Sachverhalts in 
der Bemerkungsſpalte einzutragen.“ ; 

3. Der Eingang des § 233 Abſ. 1 wird wie folgt gefaßt: 

„(1) Die in den SS 227, 228 mit A bezeichneten Bücher wer— 


=] 


*) Die Muſter werden nicht mit abgedruckt. 
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den nach Ablauf jedes Vierteljahrs, das Einnahmebuch B nach 
Ablauf des Rechnungsjahrs, das Anmeldungsbuch B und die 
Ueberwachungsliſte Muſter 29d nach Ablauf des Kalenderjahrs 
abgeſchloſſen ufw.“ 

a) Im 5 234 Abſ. 1 werden im Satz 2 hinter den Worten „oberſten 
Landesfinanzbehörden“ die Worte eingeſchaltet: „oder oberſten Poſt⸗ 
behörden“, 

b) daſelbſt wird unter entſprechender Nummeränderung der folgen⸗ 
den Abſätze hinter Abſ. 2 folgender Abſ. 3 eingeſchaltet: 

„(3) Die Herſtellungskoſten für die nach Bayern und 
Württemberg gelieferten Stempelmarken zur Entrichtung des 
Warenumſatzſtempels werden nach den Vorſchriften im Abſ. 2 
angefordert und beglichen. Die Herſtellungskoſten für die den 
Bezugſtellen der Reichspoſtverwaltung gelieferten Umſatzſtem⸗ 
pelmarken kommen auf die den übrigen Bundesſtaaten nach 
§ 122 des Reichsſtempelgeſetzes zuſtehende Vergütung für die 
Erhebungs⸗ und Verwaltungskoſten in Anrechnung und werden 
am Schluſſe jeden Rechnungsjahrs vom Ausſchuß des Bundes⸗ 
rats für Rechnungsweſen auf die einzelnen Staaten nach dem 
Verhältnis der in ihrem Gebiet im Laufe des Rechnungs- 
jahrs abgeſetzten Mengen verteilt. Zu dieſem Zwecke ſind 
dem Ausſchuß des Bundesrats für Nechnungsweſen (zu Hän⸗ 
den des Kaiſerlichen Zoll- und Steuer-Rechnungsbureaus) bis 
ſpäteſtens zum 1. Mai jedes Jahres von der Reichsdruckerei 
die mit den quittierten Lieferſcheinen belegte Rechnung über 
die Herſtellungskoſten der im abgelaufenen Rechnungsjahr den 
Bezugſtellen der Reichspoſtverwaltung gelieferten Umſatzſtem⸗ 
pelmarfen und von der Reichspoſtverwaltung eine Nachweiſung 
der in den Gebieten der einzelnen Staaten im abgelaufenen 
Rechnungsjahr abgeſetzten Markenmengen einzureichen.“ 


. Im $ 238 hat die erſte Klammer zu lauten: „(88 210, 211)“. Hinter 


„Anmeldungsbuch“ iſt einzufügen „A“. 


Im 8 240 find die Worte „von 2 v. H.“ zu ſtreichen. 
Im $ 242 Abi, 2 ſind die Ziffern 212 und 10 zu ſtreichen. Hinter 


Ziffer „12“ iſt einzufügen „und des § 83a des Geſetzes“. 


. An den Muſtern treten folgende Aenderungen ein: 


Im Muſter 38 wird 


a) die Anleitung unter Nr. 5 wie folgt gefaßt: „Bei den Eintra— 
gungen unter Abteilung F bleiben die Spalten 1, 2, unter Ab— 
teilung H die Spalten 1 bis 3 unausgefüllt.“ 

b) Daſelbſt wird auf Seite 2 die Abteilung B wie folgt gefaßt: 

„B. Stellen, welche hinſichtlich der Entrichtung der Ab- 
gabe nach Tarifnummer à der Beaufſichtigung unterliegen: 

a) nach Sarifnummer ha; 

b) nach Tarifnummer Ab.“ 

c) Daſelöſt wird auf Seite 2 hinter Abteilung E unter Aenderung 

der Buchſtabenbezeichnung der folgenden Abteilungen eingeſchaltet: 

„F. Stellen, welche hinſichtlich der Abgabe nach Tarif— 

nummer 10 und 83 76ff. des Geſetzes einer Prüfung unter— 
worfen worden find.“ 

a) Muſter 39 erhält die Benennung „Einnahmebuch A“, 

b) In demſelben Muſter fällt Spalte 31 unter entſprechender Num- 
meränderung der folgenden Spalten weg. 

c) Die Ueberſchrift der Spalte 37 hat zu lauten: „Insgeſamt nach 

Nr. 1 bis 9, 11, 12 des Tarifs (Summe der Spalten 9, 18, 19, 
22, 26 bis 30, 35 und 36)“. 

a) Muſter 40 erhält die Benennung: „Anmeldungsbuch A“. 

b) Daſelbſt iſt in der Anleitung unter 1 i die Ziffer „A“ zu ſtreichen. 
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Preiſe für Teichſiſche. 
Kriegsernährungsamt (R. G. Bl. S. 1008.) 


Auf Grund der Verordnung des Bundesrats vom 1. Mai 1916“) in Ver⸗ 
bindung mit $ 1 der Bekanntmachung über die Errichtung eines Kriegs- 
ernährungsamts vom 22. Mai 1916“) wird beſtimmt: 


I 
Auf den Abſatz von Karpfen und Schleien aus inländiſchen Teichwirt⸗ 
ſchaften, deren Waſſerfläche drei Hektar nicht überſchreitet, ſowie von Karpfen 
und Schleien aus inländiſchen Wildgewäſſern finden die auf Grund der Ver⸗ 
ordnung des Bundesrats über die Regelung der Fiſchpreiſe vom 1. Mai 1916“ 
feſtgeſetzten Höchſtpreiſe keine Anwendung, ſofern der Abſatz mit Genehmigung 
der Kriegsgeſellſchaft für Teichfiſchverwertung m. b. H. in Berlin erfolgt. 


II 
Dieſe Beſtimmung tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft. 
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Regelung des Verkehrs mit Web⸗, Wirk⸗ und Strickwaren 
für die bürgerliche Bevölkerung. 


R. K. (R. G. Bl. S. 1009.) 


Auf Grund des $ 19 der Bekanntmachung über die Regelung des Ver— 
kehrs mit Web-, Wirk- und Strickwaren für die bürgerliche Bevölkerung 
vom 10. Juni 191600 bringe ich folgendes zur öffentlichen Kenntnis: 

In das Verzeichnis der Gegenſtände nach der Bekanntmachung vom 10. 
Juni 191600, auf welche die Vorſchriften der Bekanntmachung über die Re— 
gelung des Verkehrs mit Web-, Wirk⸗ und Strickwaren für die bürgerliche 
Bevölkerung vom 10. Juni 191600 mit Ausnahme des § 7, § 8 Abſ. 6, der 
Ss 10, 14, 15 und 20 keine Anwendung finden, find aufzunehmen: 

36. Spielwaren aus Web-, Wirk- und Strickwaren, ſoweit die dazu er» 

forderlichen Stoffe bereits am 2. September 1916 zugeſchnitten waren. 


1916. 9. September. 


Höchſtpreiſe für Gerfiengraupen (Rollgerſte) und Gerſtengrätze. 
Kriegsernährungsamt (R. G. Bl. S. 1010.) 


Auf Grund der Verordnung über Kriegsmaßnahmen zur Sicherung der 
Volksernährung vom 22. Mai 19161) und des § 1 der Bekanntmachung über 
die Errichtung eines Kriegsernährungsamts vom 22. Mai 1916**) wird ver⸗ 
ordnet: g 

8 1 

Der Preis für Gerſtengraupen (Vollgerſte) und Gerſtengrütze darf bei der 
Veräußerung durch den Erzeuger, vorbehaltlich der Beſtimmung im $ 2, neun» 
undvierzig Mark 20 Pfennig für hundert Kilogramm brutto nicht überſteigen. 
Die Lieferung zu dieſem Preiſe hat frachtfrei Eiſenbahnſtation des Empfängers 
einſchließlich Sack zu erfolgen. 


*) Verwaltungsvorſchriften Jahrgang 1916 J S. 315. 
*) Verwaltungsvorſchriften Jahrgang 1916 I S. 380. 
x) Verwaltungsvorſchriften Jahrgang 1916 I S. 419. 
1) Verwaltungsvorſchrikten Jahrgang 1916 I S. 379. 
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§ 2 N 

Gerſtengraupen (Rollgerſte) und Gerſtengrütze dürfen im Kleinverkaufe zu 
keinem höheren Preiſe als zu 30 Pfennig das Pfund verkauft werden. Als 
Kleinverkauf gilt der Verkauf an den Verbraucher in Mengen von zehn Pfund 
und weniger. 

Bei allen übrigen Verkäufen muß, vorbehaltlich der Vorſchrift im 8 1, 
der Preis unter dem Kleinverkaufspreiſe bleiben. 

§ 3 

Die Kommunalverbände und Gemeinden können für Verkäufe, die bis zum 
30. September 1916 ſtattfinden, Ausnahmen von den Kleinverkaufspreiſen für 
die Mengen von Gerſtengraupen (Nollgerſte) und Gerſtengrütze zulaſſen, die 
nachweislich vor dem Inkrafttreten dieſer Verordnung zu einem höheren als 
dem im $ 1 feſtgeſetzten Preiſe 5 ſind. 

4 

Mit Gefängnis bis zu einem Jahre und mit Geldſtrafe bis zu zehntauſend 
Mark oder mit einer dieſer Strafen wird beſtraft: i 

1. wer den in den Ss 1, 2 beſtimmten oder einen auf Grund des § 3 
zugelaſſenen Preis überſchreitet; 

2. wer einen anderen zum Abſchluß eines Vertrags auffordert, durch den 
der Preis (Nr. 1) überſchritten wird, oder ſich zu einem ſolchen Ver— 
trag erbietet. 

Neben der Strafe können die Gegenftände, auf die ſich die ſtrafbare 
Handlung bezieht, ohne Unterſchied, ob fie dem Täter gehören oder nicht, ein» 
gezogen werden. 

8 5 

Die Landeszentralbehörden beſtimmen, wer als Kommunalverband und Ge— 
meinde anzuſehen iſt. Sie können anordnen, daß die Zulaſſung von Aug 
nahmen nach §S 3 anſtatt durch die Kommunalverbände und die Gemeinden 
durch deren Vorſtand erfolgt. 


Der Reichskanzler kann Ausnahmen von den Vorſchriften dieſer Ver— 
ordnung zulaſſen. j 
87 
Dieſe Verordnung tritt am 15. September 1916 in Kraft. 


1916. 9. September. 


Ausführungsbeſtimmungen zu den Dekauntmachungen über Höchſtpreiſe 
für Petroleum und die Verteilung der Petroleumbeſtände vom 8. Juli 19157 
vom 21. Oktober 1915“*) und vom 1. Nai 1916. 
N. K. (R. G. Bl. S. 1011.) 

Auf Grund des § 6 der Bekanntmachung über Höchſtpreiſe für Petroleum 
und die Verteilung der Petroleumbeſtände vom 8. Juli 1915 ˙% in der Faſſung 
der Bekanntmachung vom 1. Mai 191600 wird folgendes beſtimmt: 

Die Bekanntmachung, betreffend Ausführungsbeſtimmungen zu den Be— 
kanntmachungen über Höchſtpreiſe für Petroleum und die Verteilung der Pe— 
troleumbeſtände, vom 28. Auguſt 19167) tritt mit dem 11. September 1916 
außer Kraft. 

1916. II. September. 

Ausdehnung der Verordnung, betreffend die Elnfuhr von Futtermitteln, 
Hilfsſtoffen und Kunſtdünger, vom 28. Januar 1916) und der dazu erlaſſenen 
Ausführungsbeſtimmungen vom 31. Januar 19162). 

N. K. (R. G. Bl. S. 1013.) 

Auf Grund des § 4 der Verordnung, betreffend die Einfuhr von Futter 
mitteln, Hilfsſtoffen und Kunſtdünger, vom 28. Januar 19161) beſtimme ich: 


*) Verwaltungsvorſchriften Jahrgang 1915 1 S. 185. 
) Verwaltungsvorſchriften Jahrgang 1915 II S. 277. 
x) Verwaltungsvorſchriften Jahrgang 1916 1 S. 317. 
7) Verwaltungsvorſchriften Jahrgang 1916 II S. 727. 
1) Verwaltungsvorſchriften Jahrgang 1916 I S. 100, 
2) Verwaltungsvorſchriften Jahrgang 1916 I S. 109, 
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Die Beſtimmungen der Verordnung, betreffend die Einfuhr von Futter: 
mitteln, Hilfsſtoffen und Kunſtdünger, vom 28. Januar 19161) und die dazu 
erlaſſenen Ausführungsbeſtimmungen vom 31. Januar 1916?) werden aus- 
gedehnt auf 

getrocknete Garnelen (Krabben), 
Garnelenſchrot, 

Seeſterne, 

Seeſternſchrot, 

Muſchelſchrot. 

Dieſe Bekanntmachung tritt mit dem Tage der Verkündung, die Aus— 
dehnung der Strafbeſtimmungen mit dem 16. September 1916 in Kraft. 


1916. II. September. 


Abänderung des Verzeichniſſes der Waſſerläufe erſter Ordnung 
(Anlage zum Waſſergeſetze vom 7. April 19133). 


Allerhöchſter Erlaß (G. S. S. 129.) 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen uſw., verordnen 
auf Grund des Artikels 63 der Verfaſſungsurkunde für den Preußiſchen Staat 
vom 31. Januar 1850 (Geſetzſamml. S. 17) und auf den Antrag Unjeres 
Staatsminiſteriums, was folgt: 

Einziger Paragraph. 

Mit der Fertigſtellung der von dem Kreiſe Oſthavelland geplanten Durch 
dämmung A Wublitz bei Uetz wird das Verzeichnis der Waſſerläufe eriter 
Ordnung (Anlage zum Waſſergeſetze vom 7. April 1913“ wie folgt geändert: 


J. Natürliche Waſſerläufe. 


Bezeichnung des Waſſerlaufs Endpunkte des Waſſerlaufs 


* Havel 
6 ) 
mit ı 
Wublitz nebſt Schlänitz-See Abſchlußdamm bei Uetz Havel 


Der Zeitpunkt der Fertigſtellung der Durchdämmung wird von den zu— 
ſtändigen Miniſtern feſtgeſtellt und bekannt gemacht. 
Urkundlich unter Unjerer Höchſteigenhändlgen Unterſchrift und e 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Großes Hauptquartier, den 1. September 1916. 
(Siegel) Wilhelm. 


1916. II. September. 
Anträge in Reichsſchuldbuch⸗ Angelegenheiten. 
M. J. (M. Bl. S. 163.) 


Auf Grund des § 15 Abſ. 2 des Reichsſchuldbuchgeſetzes vom 21. Mai 
1891/6. Mai 1910 hat der Herr Reichskanzler durch Erlaß vom 7. September 
1916 die öffentlichen Sparkaſſen Preußens als Kaſſen für die Aufnahme von 
Anträgen in Schuldbuchangelegenheiten bezeichnet, jedoch nur unter folgen— 
den Maßgaben: 

a) Die Buchſchuldforderung darf im Einzelfalle den Betrag von 5000 
Mark nicht überſteigen. 


1) Verwaltungsvorſchriften Jahrgang 1916 I S. 100. 
2) Verwaltungsvorſchriften Jahrgang 1916 1 S. 109. 
*) Verwaltungsvorſchriften Jahrgang 1913 J S. 665. 


* 
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b) Die Aufnahme ſolcher Anträge iſt von dem Vorſtand der Sparkaſſe 
5 dem Rendanten oder ſeinem ee als Amtspflicht zu über⸗ 
tragen. 

c) Die hiernach zuſtändigen Sborkaſſen ſind von den Aufſichtsbehörden 
der Reichsſchuldenverwaltung namentlich mitzuteilen, jo daß letztere 
eine weitere Prüfung der Vorausſetzung unter b nicht vorzunehmen hat. 

Demgegenüber werden nach Erfüllung der Vorausſetzungen unter b und 
die der Reichsſchuldenverwaltung genannten Sparkaſſen ebenſo wie die Ge— 
richte, die Notare und das Reichsſchuldbuchbureau berechtigt ſein, formpflich⸗ 
tige Anträge in Reichsſchuldbuchangelegenheiten rechtswirkſam aufzunehmen, 
ſofern ſie Buchſchuldforderungen von nicht mehr als 5000 Mk. betreffen. Zu 
den ſormpflichtigen Anträgen gehören zwar die Anträge auf Ein- 
tragung einer Forderung und auf gleichzeitige Eintragung einer zwei— 
ten Perſon gemäß § 7 Abſ. 1 des Geſetzes nicht, vielmehr ſind dieſe bei 
Zeichnung von Kriegsanleihe zunächſt in Betracht kommenden Anträge einfach 
ſchriftlich zu vollziehen. Aber formpflichtig ſind die ſpäteren Anträge auf 
Löſchung der Buchſchuldforderung, auf Uebertragung auf ein anderes Konto, 
auf nachträgliche Eintragung einer zweiten Perſon u. a. Zur Förderung der 
Benutzung des Reichsſchuldbuchs wird es von Wert ſein, bei Vorträgen und 
ſonſtigen Belehrungen über die Kriegsanleihe darauf hinweiſen zu können, 
daß nunmehr auch alle dieſe Anträge durch Aufnahmeverhandlung auf der 
Sparkaſſe rechtswirkſam beurkundet werden können, und zwar, wie ich erwarten 
darf, ohne daß die Sparkaſſen dafür eine Gebühr erheben. Um jo die Neu- 
einrichtung noch tunlichſt für die gegenwärtige Kriegsanleihe nutzbar zu machen, 
iſt wegen der oben unter b und c bezeichneten Vorausſetzungen das Erforder— 
liche ſo ſchleunig wie möglich zu veranlaſſen. 

Ueber jeden unter die Ermächtigung fallenden Antrag hat der Rendant 
oder ſein Stellvertreter eine Niederſchrift (Protokoll) aufzunehmen. Für die 
Aufnahme gelten Artikel IV der zum Reichsſchuldbuchgeſetz erlaſſenen Aus⸗ 
führungsbeſtimmungen vom 2. Juni 1910 (Zentralblatt für das Deutſche Reich 
S. 217) und ferner die Vorſchrift, daß dem den Antrag aufnehmenden Be— 
amten der Erſchienene, wenn er ihm nicht perſönlich bekannt iſt, durch einen 
mit Namen zu bezeichnenden bekannten Dritten bekannt gemacht fein muß. 
Demgemäß iſt folgendes zu beachten: 

1. Die Niederſchrift muß enthalten: 

a) Ort und Tag der Verhndluang, 

b) die Bezeichnung des Antragſtellers, 

c) den Vermerk, daß dem Beamten der Antragſteller perſönlich bekannt 
iſt, oder den Vermerk, daß er ihm durch den perſönlich bekannten, zu⸗ 
gleich anweſenden N. N. bekannt gemacht worden iſt, 

d) die Erklärung des Antragſtellers. 

2. Die Niederſchrift muß vorgeleſen, vom Antragſteller genehmigt und 
von ihm eigenhändig unterſchrieben werden. Am Schluſſe der Niederſchrift 
muß feſtgeſtellt werden, daß dies geſchehen iſt. Schreibensunkundige können 
mit drei Kreuzen unterzeichnen. 

3. Die Niederſchrift iſt von dem aufnehmenden Beamten (Rendanten oder 
ſeinem Stellvertreter) unter Bezeichnung der Sparkaſſe und unter Beidrückung 
des Amtsſiegels zu unterſchreiben. 

Soweit das Bedürfnis beſteht, können Vordrucke verwandt werden, deren 
Form aus den Anlagen I und II erſichtlich iſt. 

Indem der Beamte die Niederſchrift durch Unterzeichnung vollzieht, über⸗ 
nimmt er die Verantwortung für die Richtigkeit der Niederſchrift. Für jede 
vorſätzliche oder fahrläſſige Verletzung der Amtspflicht haftet nicht nur er, 
ſondern nach dem Geſetz vom 1. Auguſt 1909 (Geſetzſamml. S. 691) auch der 
kommunale Garantieverband. 

Euere (Tit.) erſuche ich, baldigſt die öffentlichen Sparkaſſen Ihres Ge— 
ſchäftsbereichs mit den nötigen Weiſungen und die Reichsſchuldenverwaltung 
unmittelbar mit der erforderlichen Mitteilung zu verſehen. 

Sir die Herren Oberpräſidenten. 
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I. Antrag auf Löfchung einer 
Buchſchuld forderung. 


1; 
F „ den 19...... 
DIL: DEr- An eh Sparkaſſe d..... 
hhhhhhhGTGÿ0EõbſöͥBöͤ ae 
Wohnhaft t 8 
ſtraße Nr.. „welche . dem unterzeichneten 


Beamten perſönlich bekannt iſt, — durch den 
ihm perſönlich bekannten, zugleich anweſenden 


FF bekannt gemacht worden iſt. 
N Erſchienene erklärte: 
Ich beantrage M, mit Buch— 


Ahe 


n)ͤͥͤ ⁵ ͤ•u[uh Mark“ 
ff ³ð ͤ y 
ee e eingetragenen 
Reichsſchuldbuchforderung (. e 
NR - zu löſchen und an Stelle dieſes 


Betrages neue Schuldverſchreibungen derſelben 


Anleihe an REN a en ðV?;ů ee = 


auszuliefern, — durch die Poſt zu überſenden. 
Vorgeleſen, h we 


(Unterſchrift des Antragſtellers) 
Die Richtigkeit beſcheinigt 


(Unterſchrift des aufnehmenden Beamten) 
(Siegel) 


222 nn „„ „„ 


(Name der Sparkaſſe) 
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II. 
II. Sonſtige Anträge aus 8 15 
Abſ. 2 des Reichsſchuld⸗ 
e (R.-⸗G.⸗V. 1910 — 
S. 840). 
e „ DBbenn. 19 
In der Sparkaſſe d 
Aſchen ge Gel . 
wohnhaft in d 
ne ſtraße Ar. „ welche 
dem unterzeichneten Beamten -- perjönlich be— 
kannt iſt — durch den ihm perfönlich bekannten, 
zugleich anweſeneee nenn det An. 
0 bekannt gemacht worden iſt. 
D. Erſchienene erklärte: 
F ß 
; Vorgeleſen, genehmigt, unterſchrieben. 


(Name des Antragſtellers) 
Die Richtigkeit beſcheinig: 


(Name des aufnehmenden Beamten) 
(Siegel) 


(Name der Sparkaſſe) 


1916. 12. September. 1916. 13. September. 


-1 
1 
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1916. 12. September. 


Verwertung von Tierkörpern. 
WM. L. D. F. (M. Bl. L. D. F. S. 211.) 


An ſämtliche Herren Regierungs-Präſidenten und den Herrn Polizei-Präſi⸗ 
denten in Berlin. 

Es iſt darauf aufmerkſam gemacht worden, daß an privilegierte Abdecke—⸗ 
reien auf Grund ihres Privilegs mitunter beanſtandete Tierkörper abgeliefert 
werden, die nach der fleiſchbeſchaulichen Beurteilung zum Teil zum menſch— 
lichen Genuſſe noch geeignet ſind. Namentlich iſt auf die Beanſtandung 
trichinöſer Schweine in den Fällen des § 34 der Ausführungsbeſtimmungen 
A des Bundesrats zum Fleiſchbeſchaugeſetze hingewieſen worden, wonach § 37 
dieſer Beſtimmungen das Fett des beanſtandeten Schweines als bedingt tauglich 
zum menſchlichen Genuſſe brauchbar gemacht und verwendet werden kann. 
Ich erſuche ergebenſt, darauf zu achten, daß in ſolchen Fällen die zum menſch⸗ 
lichen Genuſſe verwendbaren Teile des Tierkörpers der Volksernährung zu— 
geführt und nicht in den Abdeckereien verarbeitet werden. Die erforderlichen 
Anordnungen find nötigenfalls auf Grund des § 5 der Bundesrats-Bekannt⸗ 
machung vom 29. Juni 191600 unter ſinngemäßer Anwendung der Aus- 
führungsbeſtimmungen dazu vom 22. Juli 1916 unter Nr. 6 zu treffen. 


1916. 13. September. 


Einfuhr von Gemüſe und Obſt. 
R. K. (R. G. Bl. S. 1015.) 


Auf Grund der Verordnung über Kriegsmaßnahmen zur Sicherung der 
Volksernährung vom 22. Mai 1916 * wird verordnet: 


§ 1 

Wer aus dem Ausland Gemüſe und Obſt aller Art, friſch, getrocknet, 
gedörrt, eingeſäuert oder in irgendeiner Art konſerviert, auch in Miſchungen. 
mit anderen Erzeugniſſen, einführt, tft verpflichtet, den Eingang in das Inland 
dem an der Grenzſtation befindlichen Bevollmächtigten der Reichsſtelle für 
Gemüſe und Obſt, Geſchäftsabteilung, G. m. b. H. in Berlin unter Angabe der 
Art, der Menge, der Verpackungsart und des bezahlten Einkaufspreiſes uns 
verzüglich anzuzeigen. Falls kein Bevollmächtigter an der Grenzſtation be— 
ſtellt iſt, iſt die Anzeige telegraphiſch an die Neichzitelle für Gemüſe und Obſt, 
Geſchäftsabteilung, Berlin W 57, Potsdamer Straße 75 (Telegrammadreſſe: 
Reichsgemüſe Berlin) zu richten. Als Gemüſe im Sinne dieſer Vorſchrift 
gelten auch Zwiebeln, als Obſt auch Tomaten, Weintrauben und Südfrüchte. 

Als Einführender im Sinne des Abf. 1 gilt, wer nach Eingang der Ware 
im Inland zur Verfügung über ſie für eigene oder fremde Rechnung berechtigt 
iſt. Befindet ſich der Verfügungsberechtigte nicht im Inland, ſo tritt an ſeine 
Stelle der Empfänger. 


Die Vorſteher der Grenzeiſenbahnſtationen, an denen ein Bevollmächtigter 
der Reichsſtelle (§ 1) beſtellt iſt, haben dem Bevollmächtigten durch Vorlage 
der Begleitpapiere unverzüglich Auskunft über die vom Ausland eintreffenden. 
Gemüſe⸗ und Obſtſendungen zu erteilen. 


8 3 
Waren der im $ 1 genannten Art, die nach dem Inkrafttreten dieſer Vor— 
ſchriften in das deutſche Reichsgebiet eingeführt werden, dürfen nur durch die 
Reichsſtelle für Gemüſe und Obſt, Geſchäftsabteilung, G. m. b. H. in Berlin 
oder mit deren Genehmigung in den Verkehr gebracht werden. Auf Verlangen 


x) Verwaltungsvorſchriften Jahrgang 1916 1 S. 502. 
) Verwaltungsvorſchriften Jahrgang 1916 I S. 379. 
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ſind ſolche Waren an die Reichsſtelle für Gemüſe und Obſt, Geſchäftsabteilung, 
G. m. b. H. in Berlin oder eine von ihr beſtimmte Stelle zu verkaufen und 
zu liefern. i 

Su 


Wer Waren der im $ 1 genannten Art in das Reichsgebiet einführt, hat 
ſie bis zur Abnahme mit der Sorgfalt eines ordentlichen Kaufmanns zu be⸗ 
handeln, in handelsüblicher Weiſe zu verſichern und auf Abruf zu verladen. 


8 5 

Die Keichsſtelle für Gemüſe und Obſt, Geſchäftsabteilung, G. m. b. H. in 
Berlin oder ihr Bevollmächtigter (§ 1) hat unverzüglich nach Empfang der 
Anzeige ($ 1) zu erklären, ob und wie über die Waren verfügt wird. Es ge⸗ 
nügt eine Erklärung gegenüber dem Frachtführer mit der Verfügung, wohin 
die Waren geſandt werden ſollen. 

Falls die Reichsſtelle für Gemüſe und Obſt, Geſchäftsabteilung, G. m. b. H. 
in Berlin oder ihr Bevollmächtigter ($ 1) den Verkauf und die Lieferung an die 
Reichsſtelle verlangt ($ 3), geht das Eigentum an den Waren auf die Reichs⸗ 
ſtelle für Gemüſe und Obſt, Geſchäftsabteilung, G. m. b. H. in Berlin mit 
dem Zeitpunkt über, in dem die Erklärung dem eee oder dem 
Gewahrſamsinhaber zugeht. 

§ 6 


Die Reichsſtelle für Gemüſe und Obſt, Geſchäftsabteilung, G. m. b. 9. 
in Berlin ſetzt im Falle des § 5 Abſ. 2 den Uebernahmepreis nach Entladung 
an dem von ihr oder ihrem Bevollmächtigten feſtgeſetzten Beſtimmungsorte der 
Waren endgültig feſt. 

Die Zahlung erfolgt in der Regel ſofort nach der Entladung am Be— 
ſtimmungsorte, ſpäteſtens jedoch 8 Tage danach. 


8 7 


Streitigkeiten, die ſich zwiſchen den Beteiligten aus der Anwendung der 
vorſtehenden Vorſchriften ergeben, werden endgültig von der höheren Ver— 
waltungsbehörde des von der Reichsſtelle für Gemüſe und Obſt, Geſchäfts—⸗ 
abteilung, G. m. b. H. in Berlin oder ihrem Bevollmächtigten feſtgeſetzten 
Beſtimmungsorts der Waren entſchieden. 


Ss 8 
Ausgenommen von den Vorſchriften dieſer Verordnung ſind geringfügige ö 
Mengen, die als Reiſeproviant oder im Grenzverkehr aus dem Ausland eins 
geführt werden, ſofern die Einfuhr nicht zu Handelszwecken erfolgt. 
Weitere Ausnahmen kann der Reichskanzler anordnen. 


f 8 9 
Die Landeszentralbehörden beſtimmen, wer als höhere Verwaltungsbehörde 
im Sinne dieſer Verordnung anzuſehen iſt. 


8 10 \ 
Wit Gefängnis bis zu einem Jahre und mit Gelditrafe bis zu zehn— 
tauſend Mark oder mit einer dieſer Strafen wird beſtraft: 
1. wer die im $ 1 vorgeſchriebene Anzeige nicht, nicht rechtzeitig oder 
unvollſtändig erſtattet; 
2. wer entgegen der Vorſchrift im § 2 Waren in den Verkehr bringt, 
oder die Lieferung der Ware verweigert; 
3. wer den Vorſchriften im § 4 zuwiderhandelt. 
Neben der Strafe können die Gegenſtände, auf die ſich die ſtrafbare 
Handlung bezieht, ohne Unterſchied, ob ſie dem Täter gehören oder nicht, ein⸗ 
gezogen werden. 


8 11 


Der Präſident des Kriegsernährungsamts beſtimmt den Zeitpunkt des In⸗ 
krafttretens dieſer Verordnung. 
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een, en zu der Verordnung über den Verkehr 
mit Zucker im Betriebsjahr 1916/17, 


R. K. (R. G. Bl. S. 1085.) 


Auf Grund der Verordnung über den Verkehr mit Zucker im Betriebsjahr 
1916/17 vom 14. September 1916 wird beſtimmt: 


J. RNeichszuckerſtelle 


9 1 f 
Der Reichszuckerſtelle gehört zur Verteilung des Rohzuckers eine Ver— 
teilungsſtelle für Rohzucker als Abteilung an. Sie beſteht aus je drei Ver 
tretern der NRohzuder- und der Verbrauchszuckerinduſtrie und zwei Geſchäfts⸗ 
führern; für den Fall ihrer Verhinderung werden Stellvertreter ernannt. Die 
laufenden Geſchäfte werden von den Geſchäftsführern gemeinſam geführt. Auf 
Antrag von Beteiligten oder auf Anordnung des Vorſitzenden der Reichszucker⸗ 
ſtelle entſcheidet die Verteilungsſtelle. 
Gegen ihre Beſchlüſſe ſteht den Beteiligten Beſchwerde an den Präſidenten 
des Kriegsernährungsamts zu; ſie iſt binnen einer Woche nach Bekanntgabe 
der Entſcheidung bei der Reichszuckerſtelle einzulegen. 


82 
Anträge, Zuckerrüben zu anderen Zwecken als zur Verarbeitung auf Zucker 
oder zur Verbrennung verwenden zu dürfen, find an die Reichszuckerſtelle zu 
richten, die nach den allgemeinen Beſtimmungen des Präſidenten des Kriegs- 
ernährungsamts entſcheidet. 


8 3 

Die Genehmigung, Zuckerrüben zur Branntweinbereitung zu verwenden, 
darf von den zuſtändigen Hauptämtern (Bekanntmachung über Erleichterungen 
für Brennereien im Betriebsjahr 1916/17 bei der Verarbeitung von Rüben und 
Rübenjäften vom 23. März 1916“ nur im Einvernehmen mit der Reichszucker— 
ſtelle erteilt werden. 

Su 

Rohzucker iſt einſchließlich des Nacherzeugniſſes auf Verbrauchszucker zu 
verarbeiten. Die Reichszuckerſtelle kann Ausnahmen zulaſſen und anordnen, von 
welchen Fabriken und unter welchen Bedingungen Rohzucker ſonſt zu liefern 
und zu verwenden iſt. 

85 

Von dem im Betriebsjahr 1916/17 in den einzelnen rübenverarbeitenden 
Fabriken hergeſtellten Rohzucker ſind zur Lieferung im Oktober zwanzig Hundert— 
teile, im November fünfundzwanzig Hundertteile, im Dezember 1916 fünfzehn 
Hundertteile der um fünfzehn Hundertteile gekürzten vorausſichtlichen Gewinnung 
an die Verbrauchszuckerfabriken zu verteilen. 

Von der für den Oktober zugeteilten Rohzuckermenge iſt, was ohne Ab— 
nahmeverzug der empfangsberechtigten Verbrauchszuckerfabrik im Oktober nicht 
geliefert wird, zur einen Hälfte im November, zur anderen Hälfte im Dezember 
abzunehmen. Von dieſer letzten Hälfte haben die Verbrauchszuckerfabriken 
neunzig Hundertteile den liefernden Rohzuderfabrifen bis 15. November 1915 
zu bezahlen. 


86 N 
Bei der Verteilung des Nohzuders iſt auf den tatſächlichen Bedarf, die 


Wünſche der Beteiligten, die Lage der Fabriken, ihre Betriebsweiſe und die 
feſtgeſetzten Preiſe tunlichſt Rückſicht zu nehmen. 


§ 7 
Der Rohzucker iſt zunächſt nach den Bedarfsanteilen der einzelien Ver— 
brauchszuckerfabriken bis zur Höhe von 92½ Hundertteilen der Bederfsanteile 


*) Verwaltungsvorſchriften Jahrgang 1916 I S. 202. 
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auf die Fabriken zu verteilen. Bedarfsanteil iſt, ſofern nicht eine bejondere 
Beſtimmung getroffen iſt, diejenige Verbrauchszuckermenge, die in zwölf auf— 
einanderfolgenden, aus der Zeit vom 1. Oktober 1908 bis 30. September. 1913 
auszuwählenden Monaten unmittelbar oder mittelbar ſteueramtlich zum In— 
landsverbrauch abgefertigt wurde, zuzüglich der verſteuerten Vorräte bei Be— 
ginn und abzüglich der verſteuerten Vorräte am Ende der gewählten zwölf 
Monate. b 

Als Bedarfsanteil der dem Verbande Deutſcher Zuderraffinerien, G. m. 
b. H. in Berlin, angehörenden Verbrauchszuckerfabriken gilt ihre Verbands— 
beteiligungszahl. 

$ 8 

Verbleibt hiernach noch Rohzucker zur Verteilung, jo wird er auf die an 
der Ausfuhr früher beteiligt geweſenen Verbrauchszuckerfabriken verteilt und 
zwar bis zur Höhe von 40 Hundertteilen ihres Zuſatzanteils. Zuſatzanteil der 
einzelnen Verbrauchszuckerfabrik iſt diejenige Verbrauchszuckermenge, die in 
12 aufeinanderfolgenden, aus der Zeit vom 1. Oktober 1908 bis 30. September 
1913 auszuwählenden Monaten ſteueramtlich zur Ausfuhr abgefertigt wurde. 
Der Zuſatzanteil ermäßigt lich um diejenige Menge, um die die Summe des 
Bedarfsanteils (§S 7) und des Zuſatzanteils die Höchſtmenge überſteigen würde, 
die in 12 aufeinanderfolgenden Monaten in der Zeit vom 1. Oktober 1908 bis 
30. September 1913 ſteueramtlich zum Inlandsverbrauch und zur Ausfuhr 
abgefertigt iſt. 

Verbleibt auch danach noch Rohzucker zur Verteilung, jo wird der Reit 
nach den Bedarfsanteilen (§ 7) verteilt. 


8 9 
Die Bedarfsanteile (§S 7) können mit Genehmigung der e ee 
übertragen werden. 
§ 10 
Rübenverarbeitenden Verbrauchszuckerfabriken find vorab 60 Hundertteile 
ihrer eigenen vorausſichtlichen Gewinnung zuzuteilen. 


8 11 
Die Preiſe für die Lieferung von Rohzucker aus den einzelnen rüben— 
verarbeitenden Fabriken werden durch beſondere Bekanntmachung feſtgeſetzt. 
Sie gelten für Zucker der im Betriebsjahr 1913/14 von der Fabrik gelieferten 
Art und Güte, mindeſtens aber für mittlere Handelsware. 


§ 12 

Die zur Lieferung für Oktober, November und Dezember 1916 zugeteilten 
Rohzuckermengen find auf Verlangen der Verbrauchszuckerfabrik in Säcken zu 
liefern, die dieſe ſtellt. Hit die RNohzuckerfabrik bis zum erſten Tage des 
Lieferungsmonats nicht im Beſitze der Säcke, jo ſteht es ihr frei, den Rohzucker 
bis zum Eingang der Säcke in eigenen Säcken zu liefern. Nohzucker über die 
zur Lieferung im Oktober, November und Dezember zugeteilten Hundertteile 
hinaus iſt nach Wahl der Verkäufer in Säcken, die dieſer oder die Verbrauchs— 
zuckerfabrik ſtellt, zu liefern. Bei Lieferung in Säcken des Verkäufers iſt eine 
Leihgebühr von 20 Pfennig für den Sack von 100 Kilogramm für die erften 
6 Wochen von dem Tage an zu entrichten, an dem bei ordnungsmäßiger 
Verfrachtung oder Verſchiffung der Zucker in der Verbrauchszuckerfabrik ein- 
geht, bis zum Tage der Nückſendung der Säcke. Für jeden weiteren Monat 
iſt eine Leihgebühr von 6 Pfennig zu berechnen; angefangene Kalendermonate 
gelten als voll. Die Säcke ſind längſtens binnen 6 Monaten zurückzuſenden. 
Erfolgt die Nückſendung nicht innerhalb dieſer Zeit, jo können fie unter An⸗ 
rechnung der Leihgebühr mit 1,50 Marf in Rechnung geſetzt werden. 

Tält die Reichszuckerſtelle Zucker, der in Säcken einer Verbrauchszucker— 
fabrik eingelagert iſt, einer anderen Verbrauchszuckerfabrik zu, jo kann die 
Eigentünerin der Säcke von der Verbrauchszuckerfabrik, der der Zucker zu— 
geteilt if, eine Leihgebühr von monatlich 6 Pfennig für den Sack bei Nüd- 
gabe der Säcke bis längſtens 1. September 1917 fordern. Erfolgt die RNück⸗ 
gabe nich innerhalb dieſer Zeit, jo kann die berechtigte Verbrauchszuckerfabrik 
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die Säcke unter Anrechnung der Leihgebühren mit 1,50 Mark in Rechnung 
ſtellen. 5 
9 13 . 
Die Reichszuckerſtelle oder die von ihr beſtimmte Stelle kann den Noh⸗ 
zuckerfabriken und den Verbrauchszuckerfabriken Weiſungen über die Verfrach— 
tung und Lagerung des zugeteilten Rohzuckers erteilen. 


§ 1 

Die für die einzelnen Verbrauchszuckerfabriken geltenden Preiſe von ge— 
mahlenem Melis werden durch beſondere Bekanntmachung fejtgefeßt. 

Die Verbrauchszuckerfabriken haben die Beträge, um die ihre Auslagen 
für Rohzucker einſchließlich Fracht zuzüglich eines Betrags von 11 Wark für 
50 Kilogramm unter den für ſie geltenden Fabrikpreiſen (Abſ. 1) bleiben, an 
die Reichszuckerausgleichsgeſellſchaft mit beſchränkter Haftung in Berlin zu 
zahlen. Dieſe hat nach Maßgabe der verfügbaren Beſtände den Verbrauchs- 
zuckerfabriken, ſoweit deren Auslagen für Rohzucker einſchließlich Fracht zu⸗ 
züglich eines Betrags von 11 Mark für 50 Kilogramm höher ſind als der 
für ſie geltende Fabrikpreis, den Unterſchied zu erſtatten. 

Der den Fabriken gutzuſchreibende Betrag erhöht oder verringert ſich um 
je 10 vom Hundert des Betrags, um den die Auslagen der Fabriken für Roh— 
zucker einſchließlich der Fracht den Betrag von 15,25 Mark überſteigen oder 
unter dem Betrage von 15,00 Mark bleiben. » 


ö Ss 15 

Der Präſident des Kriegsernährungsamts kann beſtimmen, daß bei Lies 
ferung von Verbrauchszucker durch die Verbrauchszuckerfabriken andere als die 
nach § 11 Abſ. 1 feſtgeſetzten Fabrikpreiſe zu bezahlen ſind. 

Die Reichszuckerausgleichsgeſellſchaft hat von den Verbrauchszuckerfabriken 
die Beträge einzuziehen oder an ſie auszuzahlen, um welche die nach Abſ. 1 
von den Fabriken zu vereinnahmenden Preiſe den für ſie nach § 14 Abſ. 1 
geltenden Fabrikpreis überſteigen oder unter dieſem bleiben. Die Verbrauchs— 
zuderfabrifen find verpflichtet, die hiernach geſchuldeten Beträge an die Reichs— 
zuckerausgleichsgeſellſchaft nach deren Weiſungen zu zahlen. 


8 18 
Für die Lieferung von Zucker gelten im übrigen die von der Reichs— 
zuckerſtelle aufgeſtellten Bedingungen. ; 


8 17 — 

Bei Lieferung von Verbrauchszucker in Säcken wird berechnet: 

2,15 Mark für den Sack von 75-100 Kilogramm, 
1,50 Mark für den Sack von 50 Kilogramm, 
1,60 Mark für den Sack von 25 Kilogramm. 

Bei Zucker in Broten oder in Platten wird Papier und Faden als Zucker 
gewogen und berechnet. Würfelzucker in Kiſten wird mit 2 vom Hundert 
Verpackungsverluſt geliefert. Bei anderem Zucker in Kiſten und bei Zucker 
in Fäſſern werden Reifen, Nägel und Papier als Zucker gewogen und berechnet. 


§ 18 
Kleinverkauf iſt der Verkauf unmitttelbar an Verbraucher in der in offenen 
Läden üblichen Art. 
II, Verbrauch von Zucker. 


. § 19 

Zum Verbrauche der bürgerlichen Bevölkerung wird den Kommunalver— 
bänden von der Reichszuckerſtelle eine beſtimmte Menge monatlich für den 
Kopf der Bevölkerung als Bedarfsanteil zur Verteilung überwieſen. Dabei 
bleiben die Perſonen, die von den Heeresverwaltungen und der Warinever— 
waltung mit Zucker verſorgt werden, außer Betracht. 

Die Kommunalverbände können innerhalb des Bedarfsanteils für Kinder 
höhere Zuckermengen feſtſetzen oder durch die Gewährung geringerer Kopf— 
anteile Rücklagen für die Verſorgung der Bevölkerung bilden. Die Zuweiſung 
von Zucker zur Obſtverwertung im Haushalt bleibt vorbehalten. 
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§ 20 
Außer dem Bedarfsanteile für die bürgerliche Bevölkerung wird den ans 
munalverbänden eine beſtimmte Zuckermenge monatlich auf den Kopf der Be— 
völkerung zur Verſorgung der Apotheken, Gaſthäuſer, Bäckereien und Kon- 
ditoreien ſowie derjenigen anderen Betriebe der Lebensmittelgewerbe ihres Be— 
zirkes zugeteilt, die ihre Erzeugniſſe in der Hauptſache zum Verbrauch innerhalb 
des Kommunalverbandes an Verbraucher oder an Kleinhändler abſetzen. 


S 21 

Im übrigen beſtimmt der Präſident des PORN in welchen 
Umfang und unter welchen Bedingungen Zucker den ſonſtigen zuferverar= 
beitenden Betrieben zuzute len iſt. Die Reichszuckerſtelle überweiſt hiernach die 
erforderlichen Bezugsſcheine. 

Der Präſident des Kriegsernährungsamts und mit ſeiner Ermächtigung 
die Reichszuckerſtelle kann die Verteilung der für die einzelnen Gewerbe aus— 
geſetzten Mengen gewerblichen Verbänden oder beſonderen Verteilungsſtellen 
übertragen und gegen deren Verfügungen Beſchwerde an einen Beſchwerdeaus— 
ſchuß oder an die Reichszuckerſtelle eröffnen. 

Für die Verteilung der Bezugsſcheine zur Söittelfung von Süßigkeiten und 
Schokolade bleiben, ſoweit nicht $ 20 Anwendung findet, die Zuckerzuteilungs— 
ſtelle für das deutſche Süßigkeitengewerbe in Würzburg und der bei ihr er— 
richtete Beſchwerdeausſchuß zuſtändig. 


S 22 
In gewerblichen Betrieben ſowie in landwirtſchaftlichen Betrieben, in denen 
Nahrungs-, Genuß⸗ und Heilmittel zum Zwecke der Weiterveräußerung bereitet 
werden, darf bis auf weiteres Zucker nicht verwendet werden zur Herſtellung von 
1. natürlichen und künſtlichen Fruchtſirupen aller Art, mit Ausnahme. 
ſolcher, die dazu beſtimmt ſind, bei der Zubereitung von Arzneien 
verwendet zu werden, ſowie von Limonaden (natürlichen und künſt⸗ 
lichen ſowie limonadenartigen Getränken aller Art, mit und ohne 
Kohlenſäure) oder deren Grundſtoffen, 
2. gezuckerten (kandierten) Früchten, überzuckerten Mandeln und. Nuß⸗ 
kernen, Fruchtpaſten, Geleefrüchten, 
3. Pralinen, 
A. Schaumwein und ſchaumweinähnlichen Getränken, deren Kohlenſäure—- 
gehalt ganz oder teilweiſe auf einem Zuſatz fertiger Kohlenſäure beruht, 
5. Wermutwein und wermutähnlichen, mit Hilfe von weinähnlichen Ge— 
tränken hergeſtellten Genußmitteln, Likören und ſüßen Trinkbrannt— 
weinen aller Art, Bowlen (Maitrank, Maiwein und dergleichen), 
Punſch- und Grogertraften aller Art ſowie zur Bereitung von Grund— 
ſtoffen für ſolche und ähnliche Getränke, ’ 
6. Karamelzucker, Brauzucker und Zuckerfärbemitteln, 
7. Eſſig, 
8. Moſtrich und Senf, 
9. Fiſchmarinaden, 
10. Kautabak, 
11. Mitteln zur Reinigung, Pflege oder Färbung der Haut, des Haares, 
der Nägel und der Mundhöhle. 
In den im Abſ. 1 bezeichneten Betrieben darf Zucker verwendet werden 
zur Herſtellung 
1. von Schaumwein und ſchaumweinähnlichen Getränken, deren Kohlen- 
ſäuregehalt richt ganz oder teilweiſe auf einem Zuſatz fertiger Kohlen- 
ſäure beruht, nur ſoweit der Zuckerzuſatz zur Gärung erforderlich iſt, 
2. von Obſt⸗ und Beerenweinen nur ſoweit, daß im fertigen Obſt- und 
Beerenweine bei vollſtändiger Vergärung nicht mehr als 8 Gramm 
Alkohol in 100 Kubikzentimeter enthalten iſt. 
Die Reichszuckerſtelle kann Ausnahmen zulaſſen. 
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§ 23 f 
In gewerblichen ſowie in landwirtſchaftlichen Betrieben darf Zucker zu 
anderen techniſchen Zwecken als zur Herſtellung von Nahrungs-, Genuß- und 
Heilmitteln nur mit Genehmigung der Reichszuckerſtelle verwendet werden. 


S 2% E N 

Ueber den Bezug und die Verwendung von Zucker haben die Zucker⸗ 
verarbeiter (SS 21 bis 23) Buch zu führen, insbeſondere darüber, in welchen 
Mengen, von wem und wann fie Zucker bezogen, in welchen Mengen und zu 
welchem Zwecke ſie Zucker verarbeitet haben und wieviel ſie unverarbeitet 
beſitzen. f 
f § 25 

Zucker, der auf Grund der SS 21 bis 23 bezogen wird, darf nicht an 
andere abgegeben werden. Die Reichszuckerſtelle kann Ausnahmen zulaſſen. 


§ 26 
Wer Zucker im Handel abgibt, hat über Bezug und Abgabe Buch zu 
führen. 
Dies gilt nicht, ſoweit Zucker unmittelbar an Verbraucher nach den Vor— 
ſchriften der Kommunalverbände abgegeben wird. 


III. Einfuhr und Durchfuhr. 
§ 27 

Zuckerrüben, Nobhzuder (auch Nacherzeugnis) und Verbrauchszucker, die 
aus dem Ausland eingeführt werden, ſind von dem Einführenden an die 
Zentral⸗Einkaufsgeſellſchaft m. b. H. in Berlin zu liefern. Sie dürfen nur 
durch die Zentral-Einkaufsgeſellſchaft oder mit deren Genehmigung in den. 
Verkehr gebracht werden. 

§ 28 

Wer aus dem Ausland Zuckerrüben, Rohzuder oder Verbrauchszucker ein⸗ 
führt, iſt verpflichtet, der Zentral-Einkaufsgeſellſchaft in Berlin über Menge, 
Art, Einkaufspreis, Verpackung und Beſtimmungsort unverzüglich nach der im 
Ausland erfolgten Verladung Anzeige zu erſtatten und alle ſonſt handels⸗ 
üblichen Mitteilungen an die Zentral-Einkaufsgeſellſchaft weiterzuleiten. Er 
hat den Eingang der Ware und ihren Aufbewahrungsort der Zentral-Ein⸗ 
kaufsgeſellſchaft unverzüglich anzuzeigen, die Ware nach den Anweiſungen 
der Zentral⸗Einkaufsgeſellſchaft zu verladen und bis zur Abnahme durch die 
Zentral⸗Einkaufsgeſellſchaft mit der Sorgfalt eines ordentlichen Kaufmanns 
aufzubewahren und in handelsüblicher Weiſe zu verſichern. 

Als Einführender gilt, wer nach Eingang der Ware im Inland zur Ver— 
fügung über ſie für eigene oder fremde Rechnung berechtigt iſt. Befindet 
ſich der Verfügungsberechigtte nicht im Inland, ſo tritt an ſeine Stelle der 
Empfänger. 

S 29 ö 

Die Zentral⸗Einkaufsgeſellſchaft hat ſich unverzüglich nach Empfang der 
Anzeige von der Einfuhr und, wenn eine Beſichtigung vorgenommen wird, nach 
der Beſichtigung zu erklären, ob ſie die Ware übernehmen will. Das Eigentum 
geht in dem Zeitpunkt auf die Geſellſchaft über, in dem die Uebernahmeerklärung 
dem Veräußerer oder dem Inhaber des Gewahrſams zugeht. 


§ 30 
Die Zentral-Einkaufsgeſellſchaft hat für die von ihr übernommene Ware 
einen angemeſſenen Uebernahmepreis zu zahlen. Alle Streitigkeiten zwiſchen der 
Zentral⸗Einkaufsgeſellſchaft und dem Veräußerer über die Lieferung, die Auf— 
bewahrung, den Eigentumsübergang und dem Preiſe entſcheidet endgültig ein 
Ausſchuß. Der Ausſchuß beſteht aus einem Vorſitzenden und vier Witgliedern. 
Der Vorſitzende und die Mitglieder ſowie die Stellvertreter für ſie werden vom 
Reichskanzler ernannt. 
Der Reichskanzler kann allgemeine Grundjäße aufſtellen, die der Ausſchuß 
bei ſeinen Entſcheidungen zu befolgen hat. 
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Der Verpflichtete hat ohne Rückſicht auf die endgültige Feſtſtellung des 
Preiſes zu liefern, die Zentral-Einkaufsgeſellſchaft vorläufig den von ihr für 
angemeſſen erachteten Preis zu zahlen. 


8 31 
Die Zentral-Einkaufsgeſellſchaft hat die Ware auf Verlangen des Ver⸗ 
pflichteten ſpäteſtens binnen fünf Tagen von dem Tage ab abzunehmen, an 
welchem ihr das Verlangen zugeht. Wird die Ware nicht innerhalb dieſer 
Friſt abgenommen, ſo iſt der Kaufpreis von da ab mit 1 vom Hundert über 
dem jeweiligen Reichsbankdiskontſatz zu verzinſen. Die Zahlung hat ſpäteſtens 
vierzehn Tage nach Abnahme zu erfolgen. Für ſtreitige Reſtbeträge beginnt 
die Friſt mit dem Tage, an dem die eee des Ausſchuſſes der Zentral— 
Einkaufsgeſellſchaft zugeht. 
§ 32 
Ausgenommen von den Vorſchriften der SS 27 bis 31 find geringfügige 
Mengen, die zum Reifeverbraud oder im Grenzverkehr aus dem Aus and ein⸗ 
geführt werden, ſofern die Einfuhr nicht zu Handelszwecken erfolgt. 


8 33 
Die Durchfuhr von Zuckerrüben, Nohzucker (auch Roherzeugnis) und Vers 
brauchszucker durch das Gebiet des Deutſchen Reichs iſt verboten. 


IV. Schlußbeſtimmungen 
§ 34 

Die Neichszuckerſtelle iſt berechtigt, von jeder Nohzuderfabrif für die Ver— 
teilung und von jeder Verbrauchszuckerfabrik für die Zuteilung von Rohzucker 
eine Gebühr von ½ Pfennig für 50 Kilogramm Rohzucker, von jeder rüben— 
verarbeitenden Verbrauchszuckerfabrik für die Feſtſetzung der zu verarbeitenden 
Menge eine Gebühr von Y Pfennig für 50 Kilogramm Rohzuckerwert des im 
eigenen Betrieb erzeugten und auf Verbrauchszucker zu verarbeitenden Roh— 
zuckers ſowie des im eigenen Betrieb aus Rüben herzuſtellenden Verbrauchs- 
zuckers zu erheben. 

Die Reichszuckerſtelle iſt berechtigt, für die Geſtattung der Verwendung 
von Rohzucker, für die Ausſtellung der Bezugsſcheine oder die ſonſtige Zu⸗ 
weiſung von Verbrauchszucker von den Antragsſtellern eine Gebühr von 10 
Pfennig für 100 Kilogramm zu erheben. Sie kann ihre Verfügung von der 
vorherigen Einſendung der Gebühr abhängig machen. 


§ 35 
Die Bekanntmachungen zur Ausführung der Verordnung über den Ver— 
kehr mit Verbzauchszucker vom 10. April 19161), vom 12. April 1916, vom 
13. Mai 19162), vom 24. Juni 19163), vom 12. Juli 1916 werden aufgehoben. 


§ 36 8 \ 

Der Präſident des Kriegsernährungsamts beſtimmt, wann die ss 11, 14, 

15 und 17 in Kraft treten. Die übrigen Vorſchriften dieſer Verordnung 
treten mit dem Tage der Verkündung in Kraft. 
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Erwerb von Reichskriegsauleihe für Stiftungen, ſtandesherrliche Sansgüter, 
Familienfidcikommiſſe, Lehen und Stammgüter. 


Allerhöchſte Verordnung (G. S. S. 121.) 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen uſw., verordnen 
auf Grund des Artikels 63 der Verfaſſungsurkunde für den Preußiſchen Staat 
vom 31. Januar 1850 (Geſetzſamml. S. 17) und auf den Antrag Unſeres 
Staatsminiſteriums, was folgt: 


1) Verwaltungsvorſchriften Jahrgang 1916 I S. 252. 
2) Verwaltungsvorſchriften Jahrgang 1916 J S. 367. 
) Verwaltungsvorſchriften Jahrgang 1916 1 S. 174. 
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81 ge 
Der Vorſtand einer Stiftung ſowie der Inhaber eines ſtandesherrlichen 
Hausguts, Familienfideikommiſſes, Lehens oder Stammguts oder die ſonſt zur 
Verwaltung eines der vorgenannten Vermögen berufenen Perſonen oder Stellen 
ſind mit Genehmigung der Aufſichtsbehörde befugt, für dieſes Vermögen Kriegs- 
anleihe des Deutſchen Reichs (Schuldverſchreibungen oder Schatzanweiſungen) 
zu erwerben. Die Aufſichtsbehörde kann ſie zu dieſem Zwecke ermächtigen, die 
erforderlichen Verpflichtungserklärungen abzugeben, über die zu dem Vermögen 
gehörenden Kapitalien (Gelder, Forderungen, Wertpapiere uſw.) zu verfügen 
und die ſonſtigen zu dem Vermögen gehörenden Gegenſtände zu verpfänden 
oder zu belaſten. 
8 2 
Die Genehmigung (Ermächtigung) der Aufſichtsbehörde kann unter Be— 
dingungen oder Auflagen erteilt werden; ſie kann auch nachträglich erfolgen. 


§ 3 

Fehlt eine Aufſichtsbehörde oder iſt ungewiß, welche Behörde zur Aufſicht 
berufen iſt, ſo gilt als Aufſichtsbehörde im Sinne dieſer Verordnung bei 
Stiftungen die höhere Verwaltungsbehörde, in deren Bezirk dle Stiftung ihren. 
Sitz hat oder die Verwaltung der Stiftung geführt wird, im übrigen das 
Oberlandesgericht, in deſſen Bezirk das Vermögen des ſtandesherrlichen Haus⸗ 
guts, Familienfideikommiſſes, Lehens oder Stammguts ſeinem Hauptbeſtande 
nach oder der Gegenſtand, über den verfügt werden ſoll, ſich befindet. 


81 
Iſt die Genehmigung (Ermächtigung) von einem Gericht oder einer höheren 
Verwaltungsbehörde oder einer ihnen übergeordneten Behörde erteilt, ſo kann 
nicht geltend gemacht werden, daß die Perſon oder Stelle, welcher die Ge— 
nehmigung erteilt iſt, zu der Verfügung über das Vermögen nicht befugt ge— 
weſen ſei oder daß die genehmigende Behörde für die Genehmigung nicht zu— 
ſtändig geweſen ſei. 


8 5 
Die Entſcheidung der Aufſichtsbehörde iſt unanfechtbar. Gebühren und 
Auslagen werden dafür nicht erhoben. 


86 
Durch dieſe Verordnung wird die Befugnis der im § 1 genannten Per— 
ſonen oder Stellen zur Verwendung des Vermögens auf Grund anderer Vor— 
ſchriften nicht berührt. 
8 7 
Die Verordnung tritt mit ihrer Verkündung in Kraft. Das Staats- 
miniſterium wird ermächtigt, den Zeitpunkt zu beſtimmen, zu welchem die Ver— 
ordnung außer Kraft tritt. 
Mit der Ausführung der Verordnung werden die zuſtändigen Winiſter 
beauftragt. 
Urkunde ich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Großes Hauptquartier, den 14. September 1916. 


(Siegel.) Wilhelm. 
1916. 14. September 
Bucheckern. 


R. K. (R. G. Bl. S. 1027.) 
Der Bundesrat hat auf Grund des § 3 des Geſetzes über die Ermächtigung 
des Bundesrats zu wirrſchaftlichen Maßnahmen uſw. vom 4. Auguſt 19140 
folgende Verordnung erlaſſen: 


al 

Wer Bucheckern ſammelt, hat die gefammelten Mengen an den Kriegs- 
ausſchuß für pflanzliche und tieriſche Oele und Fette, G. m. b. H. in Berlin 
oder an die von ihm beſtimmten Stellen zu liefern. 


Y Verwaltungsvorſchriften Jahrgang 1914 I S. 857. 
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Dies gilt nicht: 

1. für ſelbſtgewonnenes Saatgut, welches der SG orfleigentiinen oder der 
ſonſtige Forſtnutzungsberechtigte zum künſtlichen Anbau benötigt; 

2. für Mengen, die als Saatgut an Perſonen geliefert werden, die zum 
Samenhandel vom Kriegsausſchuſſe zugelaſſen ſind; 

3. für die zur Herſtellung von Oel in der Wirtfiyaft des Sammlers ſo— 
wie des Forſteigentümers und ſeiner bei der Sammlung beteiligten 
Beamten erforderlichen Mengen, jedoch nicht für mehr als ı, der 
geſammelten Menge und höchſtens für 25 Kilogramm Bucheckern für 
den einzelnen Hausſtand. 

Die zur Herſtellung von Oel (Abſ. 2 Nr. 3) zurückbehaltenen Mengen 
dürfen nur bei Vorlegung und Abnahme eines Erxlaubnisſcheins verarbeitet 
und zur Verarbeitung angenommen werden. 

Die Ortsbehörde des Wohnorts des Sammlers ſtellt die Erlaubnisſcheine 
aus. Die Scheine ſind von dem Verarbeiter der Ortsbehörde allwöchentlich 
zurückzugeben. 

§ 2 

Wer mit Beginn des 1. November und des 1. Dezember 1916 mehr als 
5 Zentner geſammelte Bucheckern in Gewahrſam hat, hat die vorhandene Menge 
dem Kriegsausſchuß anzuzeigen. Die Anzeige iſt ſpäteſtens bis zum 6. No- 
vember und 6. Dezember 1916 zu erſtatten. Die Anzeigeyflicht erſtreckt ſich 
nicht auf die im § 1 Abſ. 2 genannten Mengen. 

Mengen, die ſich mit Beginn des 1. November oder 1. Dezember 1916 
unterwegs befinden, ſind unverzüglich nach Empfang vom Empfänger an— 
zuzeigen. ; 

§ 3 

Der Kriegsausſchuß oder die von Se N Stellen haben die nach 

§ 1 zu liefernden Bucheckern abzunehmen und einen angemeſſenen Preis für 
ſie zu zahlen, deſſen Höchſtgrenze der Reichskanzler beſtimmen kann. Der 
Preis ſchließt die Koſten der uns bis zur nächſten Bahnſtation des Ver⸗ 
pflichteten ein. 
f Der Lieferungspflichtige hat die Bucheckern bis zur Abnahme aufzube— 
wahren und pfleglich zu behandeln. 


8 A ö 
Der Lieferungspflichtige hat dem Kriegsausſchuß oder den von ihm be— 
ſtimmten Stellen anzuzeigen, von welchem Zeitpunkt ab er zur Lieferung bereit 
iſt. Erfolgt die Abnahme nicht binnen zwei Wochen nach dieſem Zeitpunkt, 
ſo iſt der Preis vom Ablauf der Friſt an mit 1 vom Hundert über den je— 
weiligen Reichsbankdiskont zu verzinſen. Für Verwahrung und pflegliche 
Behandlung nach Ablauf der Friſt erhält der Lieferungspflichtige eine Ver— 
gütung, die vom Reichskanzler feſtgeſetzt wird. Mit dem Zeitpunkt, an dem 
die Verzinſung beginnt, geht die Gefahr des zufälligen Verderbens oder der 
zufälligen Wertverminderung auf den Kriegsausſchuß über. Der Lieferungs- 
pflichtige hat nach näherer Anweiſung des Reichskanzlers den Zuſtand feit- 
zuſtellen, in dem ſich die Bucheckern im Zeitpunkt des Gefahrüberganges 
befinden; im Streitfall hat er den Zuſtand nachzuweiſen. 
§ 5 
Iſt der Lieferungspflichtige mit dem vom Kriegsausſchuſſe gebotenen Preiſe 
nicht einverſtanden, ſo ſetzt die höhere Verwaltungsbehörde den Preis end— 
gültig feſt. Für die Feſtſetzung iſt maßgebend der Zuſtand der Bucheckern 
zur Zeit des Gefahrüberganges ($ A Satz 4). Die höhere Verwaltungsbehörde 
darf die nach $ 3 feſtgeſetzten Preisgrenzen nicht überſchreiten. Sie beſtimmt, 
wer die baren Auslagen des Verfahrens zu tragen hat. 
Der Verpflichtete hat ohne Rückſicht auf die endgültige Feſtſetzung des 
Uebernahmepreiſes zu liefern, der Kriegsausſchuß vorläufig den von ihm für 
angemeſſen erachteten Preis zu zahlen. 


f 8 6 N 
Erfolgt die Ueberlaſſung nicht freiwillig, jo wird das Eigentum auf Anz 
trag des Kriegsausſchuſſes durch Anordnung der zuſtändigen Behörde auf ihn 
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oder die von ihm in dem Antrag bezeichnete Perſon übertragen. Die Anordnung 
iſt an den Beſitzer zu richten. Das Eigentum geht über, ſobald die Anordnung 
dem Beſitzer zugeht. 
8 7 | | | 
Die Zahlung erfolgt ſpäteſtens 14 Tage nach Abnahme. Für ſtreitige 
Reſtbeträge beginnt die Friſt mit dem. Tage, an dem die Entſcheidung der 
höheren Verwaltungsbehörde dem Kriegsausſchuſſe * 


Der Kriegsausſchuß hat für die alsbaldige Verarbeitung der übernommenen 
Bucheckern zu ſorgen. Er hat das gewonnene Oel nach den Weiſungen des 
Reichskanzlers abzugeben. Für die bei der Oelgewinnung anfallenden Oel- 
kuchen und Oelmehle ſind die Vorſchriften über Futtermittel maßgebend. 

Die Landeszentralbehörden können verlangen, daß auf je 100 Kilogramm 
aus ihren Gebieten abgelieferter Bucheckern bis zu 3 Kilogramm Del und 
bis zu 20 Kilogramm Helkuchen oder Oelmehl an ſie oder die von Bu be⸗ 
zeichneten Stellen geliefert werden. 
N 8 9 

Vucheckern dürfen nicht verfüttert werden. 

Die Landeszentralbehörden oder die von ihnen beſtimmten Behörden können 
Ausnahmen von dem Verbote zulaſſen, insbeſondere beſtimmen, ob und inwieweit 
das Eintreiben von Schweinen zugelaſſen werden kann. 5 ö 


§ 10 

Soweit die Eigentümer von Forſten oder die ſonſtigen Forſtnutzungsberech— 
tigten nicht bereit oder nicht in der Lage ſind, die bei ihnen anfallenden Buch⸗ 
eckern zu ſammeln, kann die zuſtändige Behörde andere Perſonen zum Sam⸗ 
meln ermächtigen. 

Die zuſtändige Behörde ſetzt die näheren Bedingungen und den Umfang 
des Sammelns feſt. Sie beſtimmt ferner, inwieweit die Sammler Einrichtungen 
zum Sammeln, Reinigen und zum Wegſchaffen der Bucheckern treffen dürfen. 
Sie beſtimmt auf Antrag des Eigentümers oder ſonſtigen e 
tigten, welche Vergütung ihm zu zahlen iſt. 

Ueber Streitigkeiten, die ſich aus der Durchführung des Abſ. 1 aber; 
entſcheidet endgültig die höhere Verwaltungsbehörde. 


8 11 
Die zuſtändige Behörde kann in ihrem Bezirke Lagerräume für die Auf— 
bewahrung der Bucheckern gegen eine angemeſſene Vergütung in Anſpruch 
nehmen. Bei Streitigkeiten ſetzt die höhere Verwaltungsbehörde die Ver— 
gütung endgültig feſt. 
8 12 
Die Landeszentralbehörden erlaſſen die Vorſchriften zur Ausführung dieſer 
Verordnung. Sie können beſtimmen, daß Zuwiderhandlungen mit Gefängnis 
bis zu drei Monaten oder mit Geldſtrafe bis zu fünfzehnhundert Mark be— 
ſtraft werden. 
§ 13 
Mit Gefängnis bis zu drei Monaten oder mit Geldſtrafe bis zu fünfzehn— 
hundert Mark wird beſtraft: 

1. wer Vorräte, zu deren Lieferung er nach $ 1 verpflichtet iſt, beiſeite— 
ſchafft, zerſtört, verarbeitet, verbraucht oder an einen anderen als den 
Kriegsausſchuß oder die von ihm beſtimmten Stellen liefert; 

2. wer Bucheckern verfüttert oder den Beſtimmungen über das Eintreiben 
von Schweinen zuwiderhandelt; 

3. wer Bucheckern der Vorſchrift im § 1 Abſ. 3 zuwider ohne Erlaubnis⸗ 
ſchein verarbeitet oder ohne Abnahme des a zur Ver⸗ 
arbeitung annimmt. . 


98 14 


Bucheckern, die aus dem Ausland einſchließlich der beſetzten Gebiete in 
das Reichsgebiet eingeführt werden, ſind von dem Einführenden an den Kriegs⸗ 
ausſchuß oder die von ihm beſtimmten Stellen zu liefern. Als Einführender 
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gilt wer nach der Einfuhr der Bucheckern im Inland zur Verfügung über ſie 
für eigene oder fremde Rechnung berechtigt iſt. 
Befindet ſich der Verfügungsberechtigte nicht im Inland, ſo tritt an ſeine 
Stelle der Empfänger. Die 8$ 2 bis 13 finden Anwendung. 
§ 15 
Der Reichskanzler kann Ausnahmen von den Vorſchriften dieſer Ver— 
ordnung zulaſſen. ö 0 
§ 16 \ 
Die Verordnung tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft. Der 
Reichskanzler beſtimmt den Zeitpunkt des Außerkrafttretens. 
Die Verordnung über die Verarbeitung von Bucheckern vom 14. Oktober 
1915x) wird aufgehoben. 


1916. 14. September 
Buchweizen und Hirſe 


R. K. (R. G. Bl. S. 1031.) 


Der Bundesrat hat auf Grund des $ 3 des Geſetzes über die Ermächtigung. 
des Bundesrats zu wirtſchaftlichen Maßnahmen uſw. vom 4 Auguſt 1914) 
folgende Verordnung erlaſſen: 


Artikel 1 
In der Verordnung über Buchweizen und Hirſe vom 29. Juni 191562) 
werden folgende Aenderungen vorgenommen: * 


1. Im 8 1 wird hinter den Worten „aller Art“ eingefügt: „(roh oder 
verarbeitet)“. f 
2. §S 3 Abſ. 2 erhält folgenden Zuſatz: 

„Nahrungsmittel dürfen aus den hiernach den Beſitzern belaſſenen 
Mengen nur auf Grund von MWahlkarten hergeſtellt werden, die von 
der zuſtändigen Behörde auszuſtellen ſind und die zur Verarbeitung 
freigegebenen Mengen angeben müſſen. Die Mühlen dürfen Buch— 
weizen und Hirſe nur gegen Aushändigung der Mahlkarten zur Ver— 
arbeitung annehmen oder verarbeiten.“ 

3. Im 5 11 Abſ. 1 iſt an Stelle der Worte „für den Doppelzentner“ 
zu ſetzen „für 50 Kilogramm“. N 
4. Im $ 14 Abſ. 1 iſt hinter Nr. 3 einzufügen: 

„3a. wer Buchweizen oder Hirfe der Vorſchrift im § 3 Abſ. 2 

Satz 4 und 5 verarbeitet oder zur Verarbeitung annimmt.“ 


Artikel II 
Dieſe Verordnung tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft. 


1916. 14. September 
Saatkartoſſeln. 


N. K. (R. G. Bl. S. 1031.) 


Der Bundesrat hat auf Grund des § 3 des Geſetzes über die Ermächtigung 
des Bundesrats zu wirtſchaftlichen Maßnahmen uſw. vom 4 Auguſt 1915) 
folgende Verordnung erlaſſen: 


8 1 
Die Ausfuhr von Saatkartoffeln aus einem Kommunalverband in einen 
andern Kommunalverband bedarf der Genehmigung des Kommunalverbandes, 
aus dem die Saatkartoffeln ausgeführt werden ſollen. 
x) Verwaltungsvorſchriften Jahrgang 1915 II S. 257. 
I) Verwaltungsvorſchriften Jahrgang 1914 I S. 857. 
2) Verwaltungsvorſchriften Jahrgang 1916 1 S. 499. 
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8 2 N N 

Die Beſtimmungen der Bekanntmachung über die Feſtſetzung der Höchſt⸗ 
preiſe für Kartoffeln und die Preisſtellung für den Weiterverkauf vom 13. Juli 
1916 (Reichs⸗-Geſetzbl. S. 696) gelten bis zum 15. Mai 1917 nicht für Saat⸗ 
kartoffeln. 

N S 3 . 

Die Landeszentralbehörden erlaſſen die Beſtimmungen zur Ausführung 
dieſer Verordnung. Sie beſtimmen, wer als Kommunalverband im Sinne 
dieſer Verordnung anzuſehen iſt. Sie können anordnen, daß die den Kommu⸗ 
nalverbänden auferlegten Verpflichtungen durch deren Vorſtand zu erfüllen ſind. 


S A. 
Wer der Vorſchrift im $ 1 zuwider ohne Genehmigung des Kommunal- 
verbandes Saatkartoffeln ausführt, wird mit Gefängnis bis zu ſechs Monaten 
oder mit Geldſtrafe bis zu eintauſendfünfhundert Mark beitraft. 
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Dieſe Verordnung tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft. 
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Verkehr mit Zucker. 
R. K. (R. G. Bl. S. 1032.) 
I, 


8 

Die Verſorgung der Bevölkerung mit Zucker liegt der Reichszuckerſtelle ob. 
Die Reichszuckerſtelle iſt eine Behörde und beſteht aus einem Vorſitzenden, einem 
oder mehreren ſtellvertretenden Vorſitzenden und einer vom Reichskanzler zu 
beſtimmenden Anzahl von Mitgliedern. 

Der Vorſitzende, die ſtellvertretenden Vorſitzenden und die Mitglieder werden 
vom Reichskanzler ernannt; dieſer führt die Aufſicht und erläßt die näheren 
Beſtimmungen. 

II. Aufbringung des Zuckers 
8 2 


Zuckerrüben dürfen nicht verfüttert werden. Die Landeszentralbehörden 
oder die von ihnen beſtimmten Behörden können im Einzelfall Ausnahmen 
hiervon zulaſſen. 

Der Reichskanzler beſtimmt, ob und in welchen Mengen Zuckerrüben zu 
anderen Zwecken als zur Verarbeitung auf Zucker verwendet werden dürfen. 

Für die Verwendung von Zuckerrüben zur Branntweinbereitung bleibt die 
Verordnung über Erleichterungen für Brennereien im Betriebsjahr 1916/17 
bei Verarbeitung von Rüben und Nübenfäften Pak Topinamburs vom 23. 
a 1916°) maßgebend. 

I 2 3 

Zuckerrüben dürfen nur an rübenveraxbeitende Fabriken und nur zur 
Verarbeitung auf Zucker abgeſetzt wedren. 

Zum Abſatz an andere Stellen und für andere Zwecke bedarf es der Zu— 
ſtimmung der Neichszuckerſtelle. 

SA 

Die Beſitzer von Zuckerrüben haben auf Verlangen der Reichszuckerſtelle 
die Rüben an die von dieſer zu beſtimmende Stelle zu liefern und nach deren 
Anweiſungen zu verladen; in Verträge, nach denen Zuckerrüben zur Verarbei— 
tung auf Zucker an Fabriken geliefert werden ſollen, darf jedoch nicht ein— 
gegriffen werden. Die Stelle iſt zur Abnahme und Bezahlung der ihr zuge- 
wieſenen Rüben verpflichtet. Der Reichskanzler beſtimmt die näheren Be— 
dingungen der Lieferung. Für die Preiſe bleiben die Vorſchriften der Ver— 
ordnung, betreffend die Preiſe für Nohzuder und Zuckerrüben im Betriebs- 
jahr 1916/17, vom 3. Februar 1916 **) maßgebend. 


) Verwaltungsvorſchriften Jahrgang 1916 I S. 202. 
**) Verwaltungsvorſchriften Jahrgang 1916 I S. 117. 
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Ueber Streitigkeiten, die ſich über die Bedingungen der Lieferung ergeben, 
entſcheidet endgültig die höhere Verwaltungsbehörde. Sie darf dabei die nach 
Abſ. 1 maßgebenden Preiſe nicht überſchreiten. Sie beſtimmt, wer die baren 
Auslagen des Verfahrens zu tragen hat. Auf die Anforderung der Reichszucker— 
ſtelle hin hat der Beſitzer ohne Nüdficht auf die endgültige Feſtſetzung des Ueber— 
nahmepreiſes zu liefern, der zur Abnahme Verpflichtete vorläufig den von 
ihm für angemeſſen erachteten Preis zu zahlen. 

Werden die Rüben nicht freiwillig überlaſſen, ſo wird das Eigentum auf 
Antrag der Stelle, an die zu liefern iſt, durch 9 8 der Reichszucker— 
ſtelle auf die Stelle übertragen. Die Anordnung iſt an den Beſitzer zu richten. 
Das Eigentum geht über, ſobald die Anordnung dem Beſitzer zugeht. 


— 


8 5 

Der Reichskanzler beſtimmt, in welchem Umfang RVohaucker einſchließlich 
des Nacherzeugniſſes auf Verbrauchszucker zu verarbeiten iſt oder ſonſt verwendet 
werden darf, ſowie ob und in welchem Umfang Melaſſe zu entzuckern iſt. 

Ss 6 

Von dem im Betriebsjahr 1916/17 in den einzelnen rübenverarbeitenden 
Fabriken hergeſtellten Rohzucker ſind beſtimmte Hundertteile der vorausſicht— 
lichen Gewinnung von Erſterzeugniſſen und Nacherzeugniſſen (S 7) in den 
einzelnen Monaten an die Verbrauchszuckerfabriken zu liefern. Die Hundert— 
teile beſtimmt der Reichskanzler. 

Die Reichszuckerſtelle ſetzt die Abgabeanteile der einzelnen rübenverarbeiten⸗ 
den Fabriken feſt und weiſt den Rohzucker den einzelnen Verbrauchszucker— 
fabriken zu. Sie beſtimmt die Menge, den Zeitpunkt und den Ort der Lieferung; 
ſie kann Anordnungen über die Einlagerung und die Art der Beförderung 
treffen. 

Die Mengen ſind nach Bedarf abzurunden. Einzelne Rohzuckerfabriken 
können von der Verteilung ausgeſchloſſen werden. f 

Die Fabrikinhaber ſind verpflichtet, den Rohzucker auf Verlangen der 
Reichszuckerſtelle zu liefern. 


5 7 | 

Die vorausſichtliche Gewinnung wird für die einzelnen rübenverarbeitenden 
Fabriken von der Reichszuckerſtelle feſtgeſetzt. Zu dieſem Zwecke wird für 
die Betriebsjahre 1912/13, 1913,14 und 1914/15 die Rübenanbaufläche und 
die Zuckergewinnung ermittelt und aus dem gefundenen Durchſchnittsertrag und 
dem anfangs Juni 1916 aufgeſtellten Anbaunachweiſe die vorausſichtliche Ge— 
winnung für das Betriebsjahr 1916 17 berechnet. 

Auf Antrag wird bei der Berechnung eines der drei Jahre ausgelaſſen 
und der Durchſchnittsertrag der beiden anderen Jahre zugrunde gelegt. 

Bei neuen Fabriken und ſolchen, die in einem der genannten drei Betriebs— 
jahre nicht voll gearbeitet haben, wird die vorausſichtliche Gewinnung nach 
dem Anbau für das Betriebsjahr 1916,17 durch Sachverſtändige auf Koſten 
der Fabrik geſchätzt. Eine ſolche Schätzung erfolgt ferner auf Antrag und 
auf Koſten einer Nohzuckerfabrik, falls fie geltend macht, daß für das laufende 
Betriebsjahr eine Wißernte vorliegt. 

Die Neichszuckerſtelle kann für die Monate Oktober, November und Dezember 
beſtimmte Hundertteile der vorausſichtlichen Gewinnung auf Grund einer Vor— 
einſchätzung verteilen. N 

e 8 8 

Der Preis des von den Rohzuderfabrifen zu liefernden Rohzuckers beträgt 
für Erſterzeugnis von 88 vom Hundert Ausbeute 15 Mark, für Nacherzeugnis 
von 75 vom Hundert Ausbeute 13,20 Mark für 50 Kilogramm ohne Sack frei 
Magdeburg bei Lieferung bis zum 30. September 1917. 

Der Reichskanzler beſtimmt auf dieſer Grundlage die Preiſe, die für 
die einzelnen Fabriken frei Verladeſtelle gelten, ſowie die Preiſe, die für 
Robzuder gelten, der außerhalb des Standorts der Fabriken eingelagert iſt. 

Hinſichtlich des Preiſes für Rohzucker aus dem Betriebsjahr 1915/16 und 
aus den früheren Betriebsjahren verbleibt es bei den bisherigen Vorſchriften. 
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Der Reichskanzler oder die von ihm beſtimmte Stelle kann die näheren 
Bedingungen der Lieferung feſtſetzen, insbeſondere Beſtimmungen über die 
Stellung der Säcke treffen. 

8 9 

Die Verbrauchszuckerfabriken ſind vorbehaltlich der Vorſchrift im § 5 ver— 
pflichtet, den ihnen zugewieſenen Rohzucker abzunehmen, zu bezahlen und auf 
Verbrauchszucker zu verarbeiten; das gleiche gilt für die Verarbeitung von 
Rüben auf Verbrauchszucker, ſoweit ſie nicht auf Rohzucker verarbeitet werden. 

Die Neichszuckerſtelle kann nähere Beſtimmungen über die Verarbeitung 
treffen; ſie kann insbeſondere vorſchreiben, welche Arten Zucker herzuſtellen ſind. 


5 10. 

Rübenverarbeitende Fabriken, die im Betriebsjahr 1913/14 ihre geſamte 

Erzeugung auf Weißzucker verarbeitet haben, ohne fremden Rohzucker in einer 
10 vom Hundert ihrer eigenen Rohzuckererzeugung überſteigenden Menge in 
den Fabrikbetrieb aufgenommen zu haben (rein landwirtſchaftliche Weißzucker— 
fabrifen), dürfen im Betriebsjahr 1916/17 um 56 vom Hundert mehr Verbrauchs- 
zucker herſtellen und nach den Weiſungen der Reichszuckerſtelle in den Verkehr 
bringen, als ſie unmittelbar oder mittelbar in 12 aufeinanderfolgenden, aus 
der Zeit vom 1. Oktober 1918 bis zum 31. Auguſt 1914 auszuwählenden Mo— 
naten ſteueramtlich zum Inlandverbrauche haben abfertigen laſſen, zuzüglich 
der verſteuerten Vorräte bei Beginn und abzüglich der verſteuerten Vorräte 
am Ende der gewählten 12 Monate. 
Nübenverarbeitende Fabriken, die regelmäßig im weſentlichen nur für einen 
beſchränkten Perſonenkreis, 3. B. ihre Angeſtellten, Arbeiter und die beteiligten 
rübenbauenden Landwirte, Verbrauchszucker herſtellen, dürfen nur 30 von 
Hundert mehr Verbrauchszucker herſtellen und nach den Weiſungen der Reichs— 
zuckerſtelle in den Verkehr bringen als im Betriebsjahr 1913/14. 

Rübenverarbeitende Fabriken, die im Betriebsjahr 1913/14 Rohzucker zum 
Zwecke der Raffination in den Fabrikbetrieb in einer Menge aufgenommen 
haben, die 10 vom Hundert der in der Fabrik aus Rüben hergeſtellten Menge 
überſteigt, unterliegen keiner Beſchränkung der Herſtellung von Verbrauchs— 
zucker. 

Rübenverarbeitende Fabriken, die im Betriebsjahr 1913/14 Rohzucker und 
Verbrauchszucker abgegeben haben, ohne daß der Fall von Abſ. 2 oder 3 tor= 
liegt, werden wie die im Abſ. 1 bezeichneten Fabriken behandelt. 

Die Reichszuckerſtelle ſetzt die Verbrauchszuckermengen feſt, die nach dieſen 
Beſtimmungen (Abf. 1 bis ) von den einzelnen Fabriken hergeſtellt und in den 
Verkehr gebracht werden dürfen. 


8 11 
Soweit die im § 10 aufgeführten Fabriken auf Grund der Berechtigung 
des § 10 Verbrauchszucker nn jind ſie zur Lieferung von Rohzuder 8 6) 
nicht verpflichtet. 
8 12 
Die Herſteller von Verbrauchszucker dürfen Verbrauchszucker nur nach den 
Weiſungen der Reichszuckerſtelle oder gegen Bezugsſchein abgeben. Sie ſind 
verpflichtet, Zucker an die ihnen von der Reichszuckerſtelle benannten Ab— 
nehmer zu liefern. 
Die Reichszuckerſtelle erläßt die näheren Beſtimmungen; ſie kann insbes 
ſondere die Bedingungen der Lieferung feſtſetzen. 


8 13 
Der Preis für gemahlenen Melis beim Verkaufe durch Verbrauchszucker— 
fabriken iſt auf der Grundlage von 26 Mark für 50 Kilogramm bei Lieferung 
. ab Magdeburg ohne Sack einſchließlich der Verbrauchsſteuer feſtzuſetzen. Der 
Reichskanzler beſtimmt, zu welchen Preiſen der Zucker von den einzelnen Ver— 
brauchszuckerfabriken abzugeben iſt, ſowie die Zuſchläge für die e Ver⸗ 
brauchszuckerarten. 
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Bei der Feſtſetzung des Preiſes für die einzelnen Fabriken iſt der Preis 
des den einzelnen Fabriken zuzuteilenden Nohzuckers einſchließlich der Fracht 
zu berückſichtigen. 

Monatszuſchläge werden nicht gewährt. 


8 14 

Die Verbrauchszuckerfabriken haben die Beträge, um die ihre Auslagen für 
Nohzucker einſchließlich Fracht zuzüglich eines Betrags von 11 Mark für 50 
Kilogramm unter den für fie geltenden Preiſen von Melis (§ 13) bleiben, 
an eine vom Reichskanzler zu beſtimmende Stelle zu zahlen. Die Stelle hat 
nach Maßgabe der verfügbaren Beſtände den Verbrauchszuckerfabriken, ſoweit 
deren Auslagen für Rohzucker einſchließlich Fracht zuzüglich eines Betrags 
von 11 Wark für 50 Kilogramm höher find als der für fie geltende ve für 
Melis, den Unterſchied zu erſtatten. 

Der Reichskanzler trifft die näheren Beſtimmungen. 


8 15 

Erfolgt der Verkauf nicht durch eine Verbrauchszuckerfabrik, ſo darf außer 
dem Preiſe, der für diejenige Verbrauchszuckerfabrik gilt, die für den Beſtim⸗ 
mungsort unter Berückſichtigung der Preiſe am frachtgünſtigſten liegt, eine 
Vergütung für die Frachtkoſten von dieſer. Fabrik und in Zuſchlag von 
höchſtens A vom Hundert des Preiſes gefordert und gezahlt werden. 

Dieſe Vorſchrift gilt! nicht für den Kleinverkauf. Der Reichskanzler kann 
Grenzen feſtſetzen, über die bei der Feſtſetzung von Kleinverkaufspreiſen nicht 
hinausgegangen werden darf. Er kann ſolche Preiſe ſelbſt feſtſetzen, auch Vor— 
ſchriften darüber erlaſſen, was als Kleinverkauf anzuſehen iſt. 

Soweit nicht der Reichskanzler Preiſe feſtſetzt, haben die e 
bände Höchſtpreiſe für den Verkauf an die Verbraucher feſtzuſetzen. 


8 16 

Die in oder auf Grund dieſer Verordnung feſtgeſetzten Preiſe ſind Höchſt— 
preiſe im Sinne des Geſetzes, betreffend Höchſtpreiſe, vom 4 Auguſt 1914 
in der Faſſung der Bekanntmachung vom 17. Dezember 1914 (Reichs⸗Geſetzbl. 
S. 516) in Verbindung mit den Bekanntmachungen vom 21. Januar und 23. 
September 1915 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 25, 603) und vom 23. März 1916 (Veichs⸗ 
Geſetzbl. S. 183). 

III. Verbrauch von Zucker 


§ 17 
Der Reichskanzler beſtimmt die Grundſätze für die Bemeſſung des Zucker— 
verbrauchs der bürgerlichen Bevölkerung. Dabei iſt der Bedarf für die Obſt— 
verwertung im Haushalt zu berüdfichtigen. 


ö § 18 
Die Reichszuckerſtelle überweiſt den Kommunalverbänden Bezugsſcheine über 
die Zuckermengen, die gemäß § 17 auf jeden Kommunalverband entfallen. Die 
Landeszentralbehörden können beſondere Vermittlungsſtellen errichten, die die auf 
die Kommunalverbände ihres Vezirkes entfallende Geſamtmenge unterverteilen. 
Die Kommunalverbände können den auf fie entfallenden Zucker ſelbſt be⸗ 
ziehen oder die Bezugsſcheine an den Handel weitergeben. 


8 19 

Die Kommunalverbände haben den Verbrauch von Zucker in ihrem Bezirke 
zu regeln, ſoweit nicht die S$ 20 bis 22 Anwendung finden. Sie können ins⸗ 
beſondere vorſchreiben, daß Zucker an Verbraucher nur gegen Zuckerkarten ab⸗ 
gegeben werden darf. 

Der Reichskanzler kann beſtimmen, wieweit die Kommunalverbände aus den 
nach 88 17 und 18 auf ſie entfallenden Mengen auch die Apotheken, Gaſthäuſer, 
Bäckereien und Konditoreien ſowie andere Betriebe der Lebensmittelgewerbe zu 
verfolgen haben. 

Der Reichskanzler, die Landeszentralbehörden oder die von ihnen beſtimmten 
Behörden können die Art der a. vorſchreiben. 
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Die Verbrauchsregelung greift nicht Platz gegenüber Perſonen, die von den 
Heeresverwaltungen und der Warineverwaltung mit Zucker verſorgt werden. 


§ 20 
Die Kommunalverbände können den Gemeinden die Regelung des Ver— 
brauchs für den Bezirk der Gemeinde übertragen. 
Gemeinden, die nach der letzten Volkszählung mehr als 10 000 Einwohner 
hatten, können die Uebertragung verlangen. 
Soweit die Regelung den Gemeinden übertragen wird, gelten die SS 15 
(Abſ. 3), 18, 19, 26, 28 und 29 für die Gemeinden entſprechend. 


§ 21 

Der Reichskanzler beſtimmt die Grundſätze, nach denen Zucker in gewerb— 
lichen und ſonſtigen näher zu bezeichnenden Betrieben, mit Ausnahme der nach 
§ 19 Abſ. 2 von den Kommunalverbänden zu verſorgenden Betriebe, ſowie zu 
gewerblichen und techniſchen Zwecken bezogen und verwendet werden darf. 

Die Reichszuckerſtelle ſetzt danach die Bedarfsanteile feſt und erteilt die 
erforderlichen Bezugsſcheine. 

Handelt ein Unternehmer den nach Abi. 1 und 2 aufgeſtellten Grundſätzen 
und Bedingungen bei der Verwendung des Zuckers zuwider, ſo kann, vorbe— 
haltlich der Vorſchrift im § 33 Abſ. 2, der Kommunalverband ſeine Zucker- 
vorräte ohne Entgelt enteignen. a 

8 22 

Die Reichszuckerſtelle erteilt die Bezugsſcheine für Lieferungen von Zucker 
an die Heeresverwaltungen und die Warineverwaltung. Der Reichskanzler 
trifft die näheren Beſtimmungen. g 

8 23 N 

Verbrauchszucker darf außer im Falle des § 12 nur gegen Bezugsſcheine 
der RNeichszuckerſtelle abgegeben und bezogen werden, ſoweit nicht die Kom— 
munalverbände für ihren Bezirk nach $ 19 ein anderes beſtimmen. Der Handel 
mit Bezugsſcheinen iſt verboten. 


IV. Einfuhr und Durchfuhr von Zucker 


8 24 x 
Zuckerrüben, Rohzucker und Verbrauchszucker, die aus dem Aus and ein— 
geführt werden, find von dem Einführenden an die vom Reichskanzler zu 
beſtimmende Stelle zu liefern. 
Als Ausland gelten im Sinne diefer Vorſchrift auch die beſetzten Gebiete. 
Der Reichskanzler trifft die näheren Beſtimmungen; er kann die näheren 
Bedingungen für die Lieferung feſtſetzen. 


8 25 
Der Reichskanzler kann Beſtimmungen über die Durchfuhr treffen. 


V. Schlußbeſtimmungen 


8 26 
Die Kommuna verbände haben der Reichszuckerſtelle auf Verlangen Aus- 
kunft zu erteilen. Die Neihszuderftelle iſt befugt, mit den Landesvermittlungs⸗ 
ſtellen und, wo ſolche nicht beſtehen, mit den Kommunalverbänden unmittelbar 
zu verkehren. 
§ 27 
Die Reichszuckerſtelle kann Gebühren erheben für die Verteilung und für 
die Zuweiſung von Nohzuder, für die Feſtſetzung der durch die Zuckerfabriken 
zu verarbeitenden Mengen, für die Geſtattung der Verwendung von Nohzuder, 
für die Ausſtellung der Bezugs cheine oder die ſonſtige Zuweiſung von Ver— 
brauchszucker. Das Nähere beſtimmt der Reichskanzler. 


§ 28. 


Die Beauftragten der Reichszuckerſtelle, der Landeszentralbehörden und 
der von ihnen beſtimmten Stellen jowie der Kommunalverbände ſind befugt, 
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in die Räume der ihrer Regelung unterſtehenden Betriebe einzutreten, Auf— 
ſchlüſſe zu erholen und von Geſchäftsaufzeichnungen Einſicht zu nehmen. Sie 
ſind verpflichtet, über die Einrichtungen und Geſchäftsverhältniſſe, die hierbei 
zu ihrer Kenntnis kommen, Verſchwiegenheit zu beobachten. 


8 29 
Die Unternehmer der Rohzuckerfabriken, Verbrauchszuckerfabriken, ferner 
der zuckerverarbeitenden Betriebe ſowie die Vorſtände von Vereinigungen ſolcher 
Betriebe ſind verpflichtet, der Reichszuckerſtelle, den Landeszentralbehörden, den 
von ihnen beſtimmten Stellen ſowie den Kommunalverbänden und ihren Be— 
auftragten auf Verlangen Auskunft zu erteilen und Einſicht in die Geſchäfts⸗ 
aufzeichnungen zu geſtatten. 
Ss 30 
Die zuſtändige Behörde kann Betriebe ſchließen, deren Unternehmer oder 
Leiter ſich in Befolgung der Pflichten, die ihnen durch dieſe Verordnung und 
die zu ihrer Ausführung erlaſſenen Beſtimmungen auferlegt ſind, unzuver— 
läſſig zeigen. Gegen die Verfügung iſt Beſchwerde zuläſſig. Ueber die Be— 
ſchwerde entſcheidet endgültig die höhere Verwaltungsbehörde. Die Beſchwerde 
hat keine aufſchiebende Wirkung. 
Ss 31 
Der Reichskanzler kann Ausnahmen von den Vorſchriften dieſer Ver— 
ordnung zulaſſen. 
8 32 
Der Reichskanzler erläßt die Best. mmungen zur Ausführung dieſer Ver— 
ordnung. Soweit er von dieſer Befugnis keinen Gebrauch macht, erlaſſen die 
Landeszentralbehörden die Beſtimmungen zur Ausführung des Abſchnitts III 
dieſer Verordnung. Sie können anordnen, daß die den Kommunalverbänden und 
Gemeinden übertragenen Befugniſſe anſtatt durch die Kommunalverbände und 
Gemeinden durch deren Vorſtand wahrgenommen werden. Sie beſtimmen, wer 
als höhere Verwaltungsbehörde, zuſtändige Behörde, Kommunalverband und 
Gemeinde im Sinne dieſer Verordnung anzuſehen iſt. 


§ 33 

Wit Gefängnis bis zu einem Jahre und mit Geldſtrafe bis zu zehntauſend 
Mark oder mit einer dieſer Strafen wird, unbeſchadet einer verwirkten Steuer⸗ 
ſtrafe, beſtraft: 

1. wer unbefugt Zuckerrüben verfüttert oder den nach 5 2 Abſ. 2 er- 

laſſenen Beſtimmungen zuwiderhandelt; 

2. wer den Vorſchriften im § 3 zuwider Zuckerrüben abſetzt oder der 
Lieferungs- und Verladepflicht nach $4 nicht nachkommt; 

3. wer unbefugt Rohzucker entfernt, beiſeiteſchafft, beſchädigt, zerſtört, 
vergällt, verfüttert oder ſonſt verbraucht, verarbeitet, verkauft, kauft 
oder ein anderes Veräußerungs- oder Erwerbsgeſchäft über ihn ab⸗ 
ſchließt oder den nach $5 erlaſſenen Beſtimmungen zuwiderhandelt; 

4, wer den Vorſchriften in den SS 6, 9, 12 oder den auf Grund des 88 

abi. 4, SS 9, 12 erlaſſenen Beſtimmungen zuwiderhandelt; 

5. wer den Vorſchriften in den SS 10, 23 oder den auf Grund des § 19 
abi. 1, § 20 Abſ. 3, 5 21 Abſ. 1, SS 23, 24, 25, 32 erlaſſenen Be⸗ 
ſtimmungen 3e e 

6. wer die nach § 29 erforderte Auskunft nicht oder nicht richtig erteilt 
oder die Einſicht in die Geſchäftsaufzeichnungen verweigert. 

Neben der Strafe können die Gegenſtände, auf die ſich die ſtrafbare 
Handlung bezieht, eingezogen werden, ohne Unterſchied, ob ſie dem Täter 
gehören oder nicht. 

8 34 

Wer der Vorſchrift im S 28 zuwider Verſchwiegenheit nicht beobachtet 
oder der Mitteilung oder Verwertung von Geſchäfts- oder Betriebsgeheim- 
niſſen ſich nicht enthält, wird mit Geldſtrafe bis zu fünfzehnhundert Mark 
oder mit Gefängnis bis zu drei Monaten beſtraft; die Verfolgung tritt nur 
auf Antrag des Unternehmers ein. 
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§ 35 

In der Lifte zur Bekanntmachung, betreffend die Einfuhr von Futter 
mitteln, Hilfsſtoffen und Kunſtdünger, vom 28. Januar 19161) werden in 
Ziffer II geftrihen die Worte „Zuckerrüben, friſch oder getrocknet, Vohzucker, 
Nachprodukte der Zuckerfabrikation“. 

§ 36 

Die Verordnungen vom 8. Februar 1915 über die Verarbeitung von 
Nachprodukten der Zuckerfabrikation und von Melafje), vom 27. Mai 1915 
über Verbrauchszucker?) in der Faſſung der Verordnung vom 15. Juli 19150, 
vom 3. Februar 1916 über die Verwendung von Verbrauchszuckers), vom 10. 
April 1916 über den Verkehr mit Verbrauchszuckers) ſowie $ 1 der Verordnung 
über die Herſtellung von Süßigkeiten und Schokolade vom 16. Dezember 19157) 
in der Faſſung der Verordnung vom 28. Februar 19168) werden aufgehoben. 

Die zur Durchführung der Verordnung vom 10. April 1916 über den 
Verkehr mit Verbrauchszucker erlaſſenen Beſtimmungen bleiben bis zur Auf 
hebung durch die zuſtändigen Stellen unberührt. Zuwiderhandlungen gegen 
ſie werden mit Gefängnis bis zu einem Jahre und mit Geldſtrafe bis zu. 
zehntauſend Mark oder mit einer dieſer Strafen beſtraft. 

§ 37 e 5 

Der Reichskanzler beſtimmt, wann die Ss 13, 14 und 15 in Kraft treten. 
Die übrigen Vorſchriften dieſer Verordnung treten mit dem 15. September 
1916 in Kraft. 

Der Reichskanzler beſtimmt den Zeitpunkt des Außerkrafttretens dieſer 
Verordnung. ! 
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Aenderung der Bekanntmachung über die Sicherſtellung von Kriegsbedarf 
vom 24 Juni 19157). 


N. K. (R. G. Bl. S. 1019.) 


Der Bundesrat hat auf Grund des $ 3 des Geſetzes über die Ermächtigung 
des Bundesrats zu wirtſchaftlichen Maßnahmen uſw. vom 4. Auguſt 19150) 
folgende Verordnung erlaſſen: 

Artikel 1 

Die Bekanntmachung über die Sicherſtellung von Kriegsbedarf vom 24. 

Juni 19157) wird dahin geändert: 
1. Im $ 2 wird hinter Abſ. 2 als Ubi. 3 folgende Vorſchrift eingeſtellt: 
Aus dem Uebernahmepreiſe ſind die Anſprüche dritter Perſonen, 
die auf vie enteigneten Gegenſtände Aufwendungen gemacht haben, 
oder denen an dieſen Gegenſtänden ein. dingliches Recht oder ein 
Zurückbehaltungsrecht zuſtand, vorweg zu befriedigen, ſoweit ſolche Anz 
ſprüche bis zur Feſtſetzung des Uebernahmepreiſes bei dem Schieds- 
gericht angemeldet und glaubhaft gemacht ſind. 
2. Der 8 3 wird durch folgende Vorſchrift erſetzt: 
Das Schiedsgericht entſcheidet in einer Beſetzung von einem Vor- 
ſitzenden und vier Beiſitzern. 
Ft anzunehmen, daß der feſtzuſetzende Uebernahmepreis den Be— 
trag von eintauſend Wark nicht überſteigen werde, ſo genügt die 
Zuziehung von zwei Beiſitzern. 


160. 
113. 


1) Verwaltungsvorſchriften Jahrgang 1916 
2) Verwaltungsvorſchriften Jahrgang 1915 
3) Verwaltungsvorſchriften Jahrgang 1915 
4) Verwaltungsvorſchriften Jahrgang 1915 
5) Verwaltungsvorſchriften Jahrgang 1916 
6) Verwaltungsvorſchriften Jahrgang 1916 
1) Verwaltungsvorſchriften Jahrgang 1915 II 
8) Verwaltungsvorſchriften Jahrgang 1916 J 
x) Verwaltungsvorſchriften Jahrgang 1914 1 
) Verwaltungsvorſchriften Jahrgang 1915 J 


SSS 
— 
— 
-] 
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Der Vorſitzende kann im Einverſtändniſſe mit dem zuſtändigen 
Kriegsminiſterium oder dem Reichs⸗Marineamte bereits vor der Ent⸗ 
ſcheidung des Schiedsgerichts die Ueberweiſung von Abſchlagzahlungen 
veranlaſſen. Der Geſamtbetrag der Abſchlagzahlungen darf den von 
dem Kriegsminiſterium oder dem Reichs-Marineamt gls Friedens- 
preis bezeichneten Preis nicht überſteigen. 

Der Vorſitzende wird vom Reichskanzler ernannt. Die Beiſitzer 
werden vom Vorſitzenden berufen, und zwar drei auf Vorſchlag des 
Deutſchen Handelstags, der vierte auf Vorſchlag derjenigen amtlichen 
Vertretung des Handels, in deren Bezirke ſich die Gegenſtände ganz 
oder zum Teil befinden. Im Falle des Abſ. 2 kann der Vorſitzende 
diejenige amtliche Vertretung des Handels um Vorſchlag der Beiſitzer 
erſuchen, in deren Bezirke die Sitzung des Schiedsgerichts ſtattfinden ſoll. 

Wird zu einer Sitzung des Schiedsgerichts die Zuziehung anderer 
als der zunächſt berufenen Beiſitzer erforderlich, ſo kann der Vorſitzende 
zur Vermeidung einer Vertagung oder einer erheblichen Verzögerung 
des Beginns der Sitzung Hilfsbeiſitzer zuziehen. Als Hilfsbeiſitzer 
ſoll nur berufen werden, wer von dem Deutſchen Handelstag oder in 
einem anderen Verfahren vor dem Schiedsgerichte von einer amt— 
lichen Vertretung des Handels als Beiſitzer vorgeſchlagen worden iſt' 
oder wer zum Richteramte befähigt iſt. 

Der Reichskanzler erläßt die näheren Beſtimmungen. 

Die Koſten des Schätzungsverfahrens fallen dem Reiche zur Laſt. 

3. Im $ 8 wird hinter Abſ. 1 folgender Abſ. 2 eingeſtellt: 

Die SS 2 und 3 finden keine Anwendung auf Gegenſtände, die 
nor dem Inkrafttreten dieſer Verordnung bereits in den von deutſchen 
Truppen beſetzten feindlichen Gebieten von Militär- oder Marine= 
behörden einſchließlich der Befehlshaber beſchlagnahmt worden ſind. 
Der Beſchlagnahme ſteht es gleich, wenn eine militäriſche Dienſtſtelle 
ſich in den Gewahrſam der Gegenſtände geſetzt oder ſonſtwie tatſächlich 
über ſie verfügt bat 

Artikel II 
Die Verordnung tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft. 
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Aenderung der Anordnung für das Verfahren vor dem Reichs ſchiedsgerichte 
für Kriegsbedarf vom 22. Juli 1915 (Neichs⸗Geſetzbl. S. 469). 


R. K. (R. G. Bl. S. 1021.) 


Die Anordnung für das Verfahren vor dem Reichsſchiedsgerichte für Kriegs⸗ 
bedarf vom 22. Juli 1915*) wird dahin abgeändert: 
1. Der § 2 wird durch folgende Vorſchrift erſetzt: 

Das Schiedsgericht entſcheidet in einer Beſetzung von einem Vor⸗ 
ſitzenden und vier Beifigern. 

Iſt anzunehmen, daß der feſtzuſetzende Uebernahmepreis den Bes 
trag von eintauſend Wark nicht überſteigen werde, ſo genügt die 
Zuziehung von Zwei Beiſitzern. 

Der Vorſitzende kann im Einverſtändniſſe mit dem zuſtändigen. 
Kriegsminiſterium oder dem Reichs⸗Marineamte bereits vor der Ent⸗ 
ſcheidung des Schiedsgerichts die Ueberweiſung von Abſchlagzahlungen 
veranlaſſen. Der Geſamtbetrag der Abſchlagzahlungen darf den von 
dem zuſtändigen Kriegsminiſterium oder dem Reichsmarineamt als 
Friedenspreis bezeichneten Betrag nicht überſteigen. 

Der Vorſitzende wird vom Reichskanzler ernannt. Die Beiſitzer 
werden vom Vorſitzenden berufen, und zwar im Falle des Abſ. 1 
drei aus einer vom Deutſchen Handelstag einzuholenden Vorſchlags⸗ 
liſte, der vierte auf Vorſchlag derjenigen amtlichen Vertretung des 


) Verwaltungsvorſchriſten Jahrgang 1915 I S. 518. 
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Handels, in deren Bezirke ſich die Gegenſtände ganz oder zum Teil 
befinden; im Falle des Abſ. 2 kann der Vorſitzende diejenige amtliche 
Vertretung des Handels um Vorſchlag der Beiſitzer erſuchen, in deren 
Bezirke die Sitzung des Schiedsgerichts ſtattfinden ſoll. 

Wird zu einer Sitzung des Schiedsgerichts die Zuziehung anderer 
als der zunächſt berufenen Beiſitzer erforderlich, ſo kann der Vorſitzende 
zur Vermeidung einer Vertagung oder einer erheblichen Verzögerung 
des Beginns der Sitzung Hilfsbeiſitzer zuziehen. Als Hilfsbeiſitzer 
ſoll nur berufen werden, wer von dem Deutſchen Handelstag oder in 
einem anderen Verfahren vor dem Schiedsgerichte von einer amt— 
lichen Vertretung des Handels als Beiſitzer vorgeſchlagen worden tft 
oder wer zum Richteramte befähigt iſt. 

2. Der § 5 Abſ. 2 wird durch folgende Vorſchrift erſetzt: 

Vor der Entſcheidung find die Beteiligten zu hören. Als Betei- 
ligte im Sinne dieſer Verordnung gelten außer den bisherigen Eigen⸗ 
tümern der enteigneten Gegenſtände die dinglich Berechtigten und die⸗ 
jenigen Perſonen, die auf die Gegenſtände Aufwendungen gemacht 
haben, oder denen an den Gegenſtänden ein Zurückbehaltungsrecht 
zugeſtanden hat. Als Beteiligte gelten ferner das Reichs-Marineamt, 
die Kriegsminiſterien und diejenigen Militär- und Marinebehörden 
einſchließlich der Befehlshaber, welche Gegenſtände des Kriegsbedarfs 
beſchlagnahmt oder über ſie verfügt haben. 


1916. 14. September 


Aenderung der „ über Preisbeſchränkungen bei Verkäufen von 
Web⸗, Wirk⸗ und e vom 30. März 1916. 


R. K. (R. G. Bl. S. 1022.) 


Der Bundesrat hat auf Grund des § 3 des Geſetzes über die Ermächtigung 
des Bundesrats zu wirtſchaftlichen Maßnahmen uſw. vom 4. Auguſt 191) 
folgende Verordnung erlaſſen: N 

Artikel J 

Die Verordnung über Preisbeſchränkungen bei Verkäufen von Webs, Wirf- 
und Strickwaren vom 30. März 1916 **) erhält als $ 3a folgende neue Vor⸗ 
ſchrift: 

Auf Antrag der zuſtändigen Behörde prüft das Schiedsgericht die A 
meſſenheit der in einzelnen Geſchäftsbetrieben für beſtimmte Waren erzielten 
Preiſe nach. Ergibt ſich dabei, daß der erzielte Preis die Grenzen des 8 1 
Abſ. 1 überſchreitet oder, obwohl er ſich in dieſen Grenzen hält, unangemeſſen 
hoch iſt, To hat das Schiedsgericht von dem Inhaber des Geſchäftsbetriebs. 
zugunſten des Reichs einen Betrag einzuziehen, der dem Ueberpreis aller 
in dem Geſchäftsbetrieb in den Verkehr gebrachten Waren der betreffenden. 
Art entſpricht. Die Nachprüfung ſoll auf eine mehr als drei Monate zurück- 
liegende Zeit nicht erſtreckt werden. Die Vorſchrift des § 2 Abſ. 3 findet 
Anwendung. i 833 

Artikel II 

Die Verordnung tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft. Der 

Reichskanzler beſtimmt den Zeitpunkt des Außerkrafttretens. 


1916. 14. September 


Bekanntmachung über die nach der Bekanntmachung über 
Preisbeſchränkungen bei Verkäufen von Web⸗, Wirk⸗ und Strickwaren vom 
30. März 1916) zu errichtenden Schiedsgerichte. 


R. K. (R. G. Bl. S. 1023.) 


Die Ausführungsbeſtimmungen über die nach der Bekanntmachung über 
Preisbeſchränkungen bei Verkäufen von Webs, Wirk- und Strickwaren vom 


*) Verwaltungsvorſchriften Jahrgang 1914 I S. 857. 
) Verwaltungsvorſchriften Jahrgang 1916 I S. 223. 
x) Verwaltungsvorſchriften Jahrgang 1916 I S. 224, 
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4 


30. März 1916 zu errichtenden Schiedsgerichte vom 30. März 1916 werden 
wie folgt geändert: 

1. Im $ 14 wird der Abſ. 2 Satz 2 gefteihen, 

2. Es wird folgende Vorſchrift als § 15 aufgenommen: 

Die Beitreibung der zugunſten des Reichs einzuziehenden Beträge 
ſowie der feſtgeſetzten Auslagen erfolgt auf Erſuchen des Vorſitzenden 
des Schiedsgerichts nach den landesgeſetzliche.! Vorſchriften über die 
Beitreibung öffentlicher Abgaben. 


1916. 14. September 
N Verkehr mit Leim. 
R. K. (R. G. Bl. S. 1023.) 


Der Bundesrat hat auf Grund des $ 3 des Geſetzes über die Ermächtigung 
des Bundesrats zu wirtſchaftlichen Maßnahmen uſw. vom J. Auguſt 191“) 
folgende Verordnung erlaſſen: 


si 

Der Reichskanzler iſt ermächtigt, den Verkehr mit Leim jeder Art zu 
regeln. Er kann Erhebungen über Erzeugung, Beſtand, Abſatz, Verbrauch 
und Bedarf anordnen. 

Er kann beſtimmen, daß Zuwiderhandlungen gegen die auf Grund vor⸗ 
ſtehender Ermächtigung zu erlaſſenden Beſtimmungen mit Gefängnis bis zu 
ſechs Monaten oder mit Geldſtrafe bis zu zehntauſend Marf beſtraft werden 
und daß neben der Strafe auf Einziehung der Mengen erkannt werden kann, 
auf die ſich die ſtrafbare Handlung bezieht, ohne Unterſchied, ob fie Dem Täter 
gehören oder nicht. 

5 82 


Die Verordnung tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft. Der Reichs⸗ 
kanzler beſtimmt den Zeitpunkt des Außerkrafttretens. 


1916. 14. September 


Ausführungsbeſtimmungen zur Verordnung über den Verkehr mit Leim 
vom 14. September 1916. 


R. K. (R. G. Bl. S. 1024.) 


Auf Grund des $ 1 der Bekanntmachung über den Verkehr mit Leim vom 
14. September 1916 wird folgendes beſtimmt: 


S 1 f 

Wer Leder-, Haſen⸗, Knochen- oder Mifchleim herſtellt, iſt verpflichtet, bis 
zum 10. jedes Monats die im vergangenen Monat aus inländiſchen und aus⸗ 
ländiſchen Rohſtoffen erzeugten Mengen getrennt nach Arten und Qualitäten 
dem Kriegsausſchuſſe für Erſatzfutter, G. m. b. 9. in Berlin (Kriegsausſchuß) 
anzuzeigen. 

Bis zum 1. Oktober 1916 haben die Herſteller dem Kriegsausſchuß an⸗ 
zuzeigen, welche Mengen der genannten Leimarten ſie aus inländiſchen und 
ausländiſchen Rohſtoffen in den Jahren 1913 bis 1915 und den abgelaufenen 
Kalendermonaten des Jahres 1916 hergeſtellt haben. 


8 2 
Wer mit Beginn eines Kalendermonats Leim der im 8 1 genannten Art 
in Gewahrſam hat, iſt verpflichtet, die vorhandenen Beſtände getrennt nach 
Arten und Eigentümern unter Bezeichnung der Art und des Eigentümers dem 
Kriegsausſchuſſe bis zum 10. des Monats anzuzeigen. Mengen, die ſich 
bei Beginn eines Kalendermonats unterwegs befinden, ſind vom Empfänger 
anzuzeigen. 


*) Verwaltungsvorſchriften Jahrgang 1914 J S. 857, 
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Der Anzeige unterliegen nicht Vorräte, die 
1. insgeſamt 100 Kilogramm nicht überſteigen, 
2. die im Eigentume der Heeresverwaltung oder der Marineverwaltung 
ſtehen. 
Für den Monat September 1916 hat die Anzeige nach dem Stande vom 
15. September 1916 bis zum 1. Oktober 1916 zu erfolgen. 
Soweit der Beſtand am 15. September 1916 5000 Kilogramm überſteigt, 
find die Leimarten auch geſondert nach Qualitäten und außerdem der Beſtand 
am 1. Auguſt 1916 ſowie der Zu⸗ und Abgang ſeit dieſer Zeit anzumelden. 


f 8 3 
Wer in einem gewerblichen Betriebe Leim der im § 1 genannten Arten 
verbraucht, iſt verpflichtet, bis zum 1. Oktober 1916 dem Kriegsausſchuſſe 
die in den Jahren 1915, 1916 verbrauchten Mengen getrennt nach Arten an⸗ 
zuzeigen, ſofern der Geſamtverbrauch 100 Kilogramm im Jahre überſteigt. 
Er hat ferner bis zum gleichen Zeitpunkt anzumelden, welchen monat- 
lichen Bedarf an Leim er für die Zukunft vorausſichtlich haben wird. 
Su 
Die Anzeigen find unter Benutzung der von dem Kriegsausſchuß auszu⸗ 
gebenden Vordrucke zu erſtatten. 
8 5 
Der Kriegsausſchuß kann verlangen, daß die Anzeigen durch Vermittlung 
von ihm beſonders zu benennender Stellen erſtattet werden. Das Verlangen 
des Kriegsausſchuſſes iſt auf deſſen Erſuchen von den Ortsbehörden öffentlich 
bekanntzumachen. 
iS 6 f 
Mit Gefängnis bis zu ſechs Monaten oder mit Geldſtrafe bis zu zehn⸗ 
tauſend Mark wird beſtraft, wer die in den $$ 1 bis 3 reis Anzeige 
nicht rechtzeitig erſtattet oder wer in den Fällen der §s 1, 2, § 3 Abſ. 1 wiſſent⸗ 
lich falſche oder unvollſtändige Angaben macht. Neben der Strafe kann in 
den Fällen des $ 1 Abſ. 1 und des § 2 auf Einziehung der Mengen erkannt wer⸗ 
den, auf die ſich die ſtrafbare Handlung bezieht, ohne Anterſchied, ob ſie 
dem Täter gehören oder nicht. ö 
87 
Die Beſtimmungen treten mit dem Tage der Verkündung in Kraft. 


1916. 16. September. 
Einrichtung und Betrieb von Anlagen zur Herſtellung von Bleifarben 
und anderen Bleiprodukten. 


R. K. (R. G. Bl. S. 1045.) 
Auf Grund des 5 139 a der Gewerbeordnung hat der Bundesrat bes 


ſchloſſen: f 
N Die Beſtimmungen im $ 10 Abſ. 1, 2 der Bekanntmachung, be⸗ 
treffend die Einrichtung und den Betrieb von Anlagen zur Her» 
ſtellung von Bleifarben und anderen Bleiprodukten, vom 26. Mai 
1903 % bleiben bis zum 1. Januar 1918 in Kraft. 


* 1916. 16. September. 
Verfütterung von Hafer an Zugkühe und an Ziegenböcke. 
Kriegsernährungsamt (R. G. Bl. S. 1045.) 
Auf Grund des § 6 Abſ. 2b der Bekanntmachung über Hafer aus der 
Ernte 1916 vom 6. Juli 1916 und des § 1 der Bekanntmachung über die 


Errichtung eines Kriegsernährungsamts vom 22. Mai 1916“) wird folgendes 
beſtimmt: ö 


x) Verwaltungsvorſchriften Jahrgang 1903 S. 307. 
) Verwaltungsvorſchriften Jahrgang 1916 1 S. 380. 
51” 
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I, Unternehmer landwirtſchaftlicher Betriebe, die in Ermangelung anderer 
Spanntiere ihre Kühe zur Feldarbeit verwenden müſſen, dürfen in der Zeit 
bis 30. November 1916 einſchließlich an ein Geſpann, das iſt an höchſtens 
zwei zur Feldarbeit verwendete Kühe, mit Genehmigung der zuſtändigen Be⸗ 
hörde Hafer aus ihren Vorräten verfüttern. Die Hafermenge, die verfüttert 
werden darf, wird auf 1 Zentner für die Kuh auf den ganzen Zeitraum 
beitimmt. Bei Kühen, die nicht während des ganzen Zeitraums gehalten 
werden oder für die die Verfütterungsgenehmigung nicht auf den ganzen 
Zeitraum erteilt wird, ermäßigt ſich dieſe Menge m 1½ Pfund für jeden er 
lenden Tag. 


II. Unternehmer landwirtſchaftlicher Betriebe, die Ziegenböcke halten, welche 
während der beginnenden Deckperiode zur Zucht Verwendung finden, dürfen. 
in der Zeit bis 31. Dezember 1916 einſchließlich an dieſe Ziegenböcke mit Ge— 
nehmigung der zuſtändigen Behörde Hafer aus ihren Vorräten verfüttern. 
Die Hafermenge, die verfüttert werden darf, wird auf 1 Zentner für den 
Ziegenbock auf den ganzen Zeitraum beſtimmt. Bei Ziegenböcken, die nicht 
während des ganzen Zeitraums gehalten werden oder für die die Verfütte⸗ 
rungsgenehmigung nicht auf den ganzen Zeitraum erteilt wird, ermäßigt ſich 
dieſe Menge um 1 Pfund für jeden fehlenden Tag. 


III. Die Landeszentralbehörden beſtimmen, wer als zuſtändige Behörde 
im Sinne von I und II anzuſehen iſt. 


1916. 16. September. 


Allerhöchſte Verordnung, betreffend die Meldepflicht der im Ausland 
ſich auſhaltenden Wehrpflichtigen. 


Allerhöchſter Erlaß. (R. G. Bl. S. 1065). 


Auf Ihren Bericht vom 9. September 1916 beſtimme Ich auf Grund 

des 8 71 des Keichs⸗Militärgeſetzes vom 2. Mai 1874 (Reichs⸗Geſetzbl. 
S. 45) und des Artikel II, 8 36 des Geſetzes, betreffend Aenderungen der 
Wehrpflicht, vom 11. Februar 1888 (Keichs⸗Geſetzbl. S. 11) in Erweiterung 
der Feſtſetzungen der Deutſchen Wehrordnung aus Anlaß des Krieges fol⸗ 
gendes: 
Alle im Ausland fih aufhaltenden Wehrpflichtigen ſind verpflichtet, 
ſich bei der für fie zuſtändigen Deutſchen Auslandsvertretung zu melden, 
auch wenn ſie bisher ausgemuſtert oder vom Dienſte im Heere oder in 
der Marine zurückgeſtellt waren. Die ärztliche Unterſuchung auf Kriegs- 
brauchbarkeit darf im Ausland erfolgen. Auf Grund des Ergebniſſes die⸗ 
ſer Unterſuchungen wird die Entſcheidung über die Kriegsbrauchbarkeit der 
Militärpflichtigen und unausgebildeten Candſturmpflichtigen im Wege der 
außerterminlichen Muſterung getroffen. Die Suſtändigkeit der, Bezirkskom⸗ 
mandos oder der Militärvorſitzenden der Erſatzkommiſſionen iſt für die aus⸗ 
gebildeten und unausgebildeten Landſturmpflichtigen ſinngemäß nach 8 25 
Siffer 4 der Deutſchen Wehrordnung zu regeln. 

Ich ermächtige den Reichskanzler, Ausführungsbeſtimmungen hierzu 
ſowie nähere Anordnungen über die ärztliche Unterſuchung ar Wehr⸗ 
pflichtigen zu treffen. 


Großes Hauptquartier, den 16. September 1916. 
Wilhelm. 
An den Keichskanzler (Reichsamt des Innern). 
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1916 17. September. 
Feſtſetzung der Preiſe für Wild. 
Kriegsernährungsamt (R. G. Bl. S. 1046.) 


Auf Grund der Derordnung über die Regelung der Wildpreiſe vom 
24. Auguſt 1916 und des § 1 der Bekanntmachung über die Errichtung 
eines Kriegsernährungsamts vom 22. Mai 1916 wird folgendes beſtimmt: 


1 
Auf Grund des 8 1 der Verordnung vom 24. Auguſt 1916 (Keichs⸗ 
Geſetzbl. S. 959) werden für den Großhandel mit Wild folgende Preiſe 
feſtgeſetzt: 
1. bei Rehwild (mit Decke) für 0,5 Kilogramm 1,30 Mark, 
2. bei Rot⸗ und Damwild (mit Decke) für 0,5 Kilogramm 1,10 „ 
3. bei Wildſchweinen (mit Schwarte) ö 
a) bei Tieren im Gewichte bis zu 35 Kilogramm N 
einſchließlich für 0,5 Kilogramm B 


b) bei Tieren über 35 Kilogramm für 0,5 Kilo- 

; gramm 0,95 „ 
4. bei Haſen 

a) mit Balg, das Stück N 5,25 „ 

b) ohne Balg, das Stück 4,95 „ 
5. bei wilden Kaninchen 

a) mit Balg, das Stück N 22 1,50 „ 

b) ohne Balg; das Stück 1,540 „ 
6. bei Faſanen 

a) Hähne, das Stück 4,50 „ 

b) Hennen, das Stück 3,50 „ 

II 


Die gemäß § 4 der Verordnung über Regelung der Wildpreiſe vom 
24. Nuguſt 1916 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 950) feſtgeſetzten Höchſtpreiſe für 
die Abgabe im Kleinverkaufe dürfen folgende Sätze nicht überſchreiten: 


1. bei Rehwild . 
a) für Rücken und Keule (Siemer und Schlegel) für 
0,5 Kilogramm 2,50 Mark, 
b) für Blatt oder Bug für 0,5 Kilogramm 1,70 „ 


c) für Ragout oder Kochfleiſch für 0,5 Kilogramm 0,90 „ 


2. bei Rot: und Damwild 
a) für Rücken und Keule (Siemer und Schlegel) für | 
0,5 Kilogramm 2,10 „ 
b) für Blatt oder Bug für 0,5 Kilogramm 1,50 „ 
c) für Ragout oder Kochfleiſch für 0,5 e 0,70 „ 


3. bei Wildſchweinen 
A. bei Tieren bis zu 35 Kilogramm einſchliczlich 
a) für Rücken und Keule (Siemer und Schlegel) 
für 0,5 Kilogramm 230 15 
b) für Blatt oder Bug für 0,5 Kilogramm 1,80 „ 
c) für Ragout oder Kodfleiih für 0,5 Kilo⸗ 
gramm 1,00 „ 
B. bei Tieren über 35 Kilogramm 


) Verwaltungsvorſchriften Jahrgang 1916 I S. 380. men 
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a) für Rücken und Keule (Siemer und Schlegel) 
für 0,5 Kilogramm 2,00 
vo b) für Blatt oder Bug für 0,5 Kilogramm 1,50 „ 
= c) für Ragout oder Kochfleiſch für 0,5 Kilo- 


i gramm 1,00 „ 
4. bei Hafen 
\ az) mit Balg, das Stück N 6,00 „ 
Be” bp) ohne Balg, das Stück 5,70 „ 
i 5. bei wilden Kaninchen | 
a) mit Balg, das Stück 1,80 „ 
b) ohne Balg, das Stück 1,70 „ 
6. bei Faſanen 
a) Hähne, das Stück N 
b) Hennen, das Stück 4,25 


Bei abweichender Feſtſetzung der Großhandelspreiſe gemäß 83 der 
Verordnung über die Regelung der Wildpreiſe vom 24. Auguſt 1916 
(Reichs⸗Geſetzbl. S. 959) kann eine en Aenderung dieſer Sätze 
eintreten. 1 


Dieſe Beſtimmung tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft. Die 
Bekanntmachung über die Feſtſetzung der Preiſe für Wild vom 30. De⸗ 
zember 19150 tritt mit dem gleichen Tage außer Kraft. 


1916. 18. September. 


Abänderung der Verordnung über Höchſtpreiſe für Hafer 
vom 24. Juli 1916. 


ur K. K. (R. G. Bl. S. 1048). 


Kauf Grund der Bekanntmachung über Kriegsmaßnahmen zur Siche⸗ 
rung der Dolksernährung vom 22. Mai 19160 wird folgende Derord⸗ 
nung erlaſſen: 


1 Artikel 1 


Der $ 1 der Derordnung über höchſtpreiſe für Hafer vom 24. Juli 
1916 erhält folgende Faſſung: 5 


Der Preis für die Tonne inländiſchen Hafers darf beim Derkaufe 
durch den Erzeuger, ſoweit bis zum 30. September 1916 einſchließlich 
geliefert wird, dreihundert Mark, und ſoweit nach dieſem Seitpunkt ge⸗ 
liefert wird, bis zur anderweiten Seit ſetzung zweiffundertachtzig Mark nicht 
überſteigen. 1 


Die Landeszentralbehörden Keen für Gegenden mit beonders ſpäter 
Ernte mit Suſtimmung des Kriegsernährungsamts feſtſetzen, daß der Preis 
von dreihundert Mark für die Tonne für Lieferungen bis zum 15. Ok⸗ 
tober 1916 einſchließlich bezahlt werden darf. 


Artikel 2 
Dieſe Verordnung tritt mit dem Tage der Derkündung in Kraft. 


x) berwaltungsvorſchriften Jahrgang 1915 II S. 444. 
) berwaltungsvorſchriften Jahrgang 1916 I Seite 379. 
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Abänderung der Verordnung über Höchſtpreiſe für Gerſte 
vom 24. Juli 1916. 


R. K. (R. G. Bl. S. 1049). 


Auf Grund der Bekanntmachung über Kriegsmaßnahmen zur Siche⸗ 
rung der Dolksernährung vom 22. Mai 19167) wird folgende Verord⸗ 
nung erlaſſen: 

Artikel 1 

Der § 1 der Derordnung über höchſtpreiſe für Gerſte vom 24. Juli 
1916 erhält folgende Faſſung: 

Der Preis für die Tonne inländiſcher Gerſte darf beim Verkaufe durch 
den Erzeuger, ſoweit bis zum 31. Auguſt 1916 einſchließlich zu liefern 
iſt, dreihundert Mark, und ſoweit nach dieſem Seitpunkt zu liefern iſt, bis 
zur anderweiten Feſtſetzung zweihundertachtzig Mark nicht überſteigen. 


Artikel 2 
Dieſe Verordnung tritt mit dem Tage der Derkündung in Kraft. 


1916. 18. September. 


e zur Durchführung der Verordnung über 
Buchweizen und Hirſe vom 29 Juni 1916. 


Kriegsernährungsamt (R. G. Bl. S. 1049.) 


Auf Grund der Derorönungen über Buchweizen und hirſe vom 29. 
Juni) und 14. September 1916 und des § 1 der Bekanntmachung über 


die Errichtung eines Kriegsernährungsamts vom 22. Mai 19162) wird 
folgendes beſtimmt: a 


artikel 1 
Die Bewirtſchaftung von Buchweizen und Hirſe nach Maßgabe der Der: 
ordnung über Buchweizen und Hirſe vom 29. Juni 19165) wird in Ab⸗ 
änderung der Bekanntmachung vom 25. Juli 1916 der Keichshülſenfrucht⸗ 
ſtelle, Geſellſchaft mit beſchränkter Haftung in Berlin übertragen. 


Artikel II 


Dem Beſitzer von Buchweizen oder Hirſe find nach 8 3 abſ. 2 zu 
belaſſen: 


a) z Saatzwecken bei Buchweizen bis zu 1 Doppelzentner, 
bei hirſe bis zu 30 Kilogramm 
für den Hektar Anbaufläche des Erntejahres 1916; 


b) zu ſeiner Ernährung und zur Ernährung der Angehörigen ſeiner 
Wiriſchaft einſchließlich des Geſindes 25 Kilogramm Buchweizen 
und 10 Kilogramm hirſe für jede in Betracht kommende Perſon. 
Den Angehörigen der Wirtſchaft ſtehen gleich Naturalberechtigte, 
insbeſondere Altenteiler und Arbeiter, ſoweit ſie kraft ihrer Be⸗ 
9 oder als Cohn Buchweizen oder Hirſe zu beanſpruchen 
haben. 


+) Verwaltungsvorſchriften Jahrgang 1916 I Seite 379. | 
1) Verwaltungsvorſchriften Jahrgang 1916 I S. 499. 
2) Derwaltungsvorſchriften Jahrgang 1916 I S. 380. 
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Artikel III 

Die Reichshülfenfruchtitelle kann das Verlangen auf käufliche Ueber: . 
laſſung des Buchweizens oder der Hirfe nach 8 3 Abſ. 1 Satz ! durch 
eingeſchriebenen Brief an den einzelnen Beſitzer, durch Deröffentlichung in 
den amtlichen Blättern eines Bezirkes an die Beſitzer dieſes Bezirkes oder 
durch Deröffentlihung im Keichsanzeiger an alle Peſitzer in dem Inland 
richten. 

Die Mitteilung, durch die ein Beſitzer eine Friſt zur Abnahme ſetzt 
(8 3 Abſ. 1 Satz 2) hat durch eingeſchriebenen Brief an die Adreſſe der 
Reichshülſenfruchtſtelle, G. m. b. h. in Berlin zu erfolgen. 


Artikel IV 
Für die Bewertung von Buchweizen gelten folgende Grundſätze: 

1. für gute handelsübliche Durchſchnittsware von 65 Kilogramm 
Hektolitergewicht und nicht mehr als 3 v. H. Beſatz find 28 Mark 
für 50 Kilogramm zu zahlen; 

2. für gute handelsübliche Durchſchnittsware von wildem Buchwei⸗ 
zen (Bockheidekorn, Eifeler-Buchweizen) von 60 Kilogramm Hek⸗ 
tolitergewicht und nicht mehr als 3 v. H. Beſatz find 22,50 
Mark für 50 Kilogramm zu zahlen; 

5. für jedes Kilogramm hektolitergewicht mehr erhöht ſich der Preis 
um 0,50 Mark, jedoch höchſtens bis auf 30 Mark für 50 Kilo: 
gramm; für jedes Kilogramm Hektolitergewicht weniger vermin⸗ 
dert ſich der Preis um 0,50 Mark; 

4. bei Ware von mehr als 5 v. h. Beſatz vermindert ſich der 
Preis für jedes weitere Prozent Beſatz um 1 v. h. Bei Gemenge 
von Buchweizen mit wildem Buchweizen gilt der wilde Buch— 
weizen nicht als Beſatz; 

5. bei der Preisbemeſſung ſind bei mehr als 19 v. H. Heuchtigkeits⸗ 
gehalt außer einem etwaigen Minderwerte wegen abfallender Be— 
ſchaffenheit die durch künſtliche Trocknung und Bearbeitung ent— 
ſtehenden Koiten und Gewichtsverluſte zu berückfichtigen. 


Artikel V 

Der zur Lieferung an die KReichshülſenfruchtſtelle Verpflichtete hat 
den Buchweizen oder die Hirje bis zur Derladeitelle des Ortes, von dem 
die Ware mit der Bahn oder zu Waſſer verſandt wird, zu befördern und 
daſelbſt einzuladen. Die Keichshülſenfruchtſtelle hat für die Verladung 
eine angemeſſene Friſt zu ſetzen, die nicht weniger als eine Woche be⸗ 
tragen darf; gleichzeitig iſt die Derladejtelle anzugeben, von der die Ware 
mit der Bahn oder zu Waſſer verſandt werden ſoll. 

Kommt der Derpflichtete der Aufforderung zur Derladung innerhalb 
der geſetzten Pflicht nicht nach, ſo kann die zuſtändige Behörde auf Antrag 
der Reichshüljenfruchtitelle die Verladung mit den Mitteln des landwirt⸗ 
ſchaftlichen oder gewerblichen Betriebs des Verpflichteten oder durch einen 
Dritten ausführen laſſen. Die ee entſtandenen HKoſten ſind vom 
Uebernahmepreiſe zu kürzen. 

Die Beſtimmungen im Abſ. 1 und 2 gelten auch für den Fall der 
Enteignung gemäß 8 6 Abi. 2. = 


Artikel VI 
Soweit die Lieferung und Abnahme des Buchweizens oder der Birje 
nicht durch die Beſtimmungen in den Artikeln II bis V geregelt wird, gelten 
die Geſchäftsbedingungen der Keichshülſenfruchtſtelle, die der Genehmigung 
des Keichskanzlers bedürfen. 
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Artikel VII 

Die Keichshülſenfruchtſtelle wird gemäß 8 9 der Derordnung über 
Buchweizen und Hirſe ermächtigt, an Buchweizenmühlen, Nährmittelfabriken 
und andere Stellen Bezugsſcheine zum freihändigen Ankauf von Buch⸗ 
weizen auszugeben. 

Die Inhaber der Bezugsſcheine ſind berechtigt, bis zur höhe der in den 
Bezugsſcheinen angegebenen Mengen Buchweizen ſelbſt oder durch Beauf- 
tragte zu den im Artikel IV feſtgeſetzten Preiſen aufzukaufen. Sie haben 
den Weiſungen der Keichshülſenfruchtſtelle in bezug auf Seit des Einkaufs, 
Einkaufsgebiet und Menge Folge zu leiſten. Den Kaufabſchluß haben 
Käufer und Verkäufer auf dem Bezugsſchein zu beſtätigen. 
Bezugsſcheine find nur mit Genehmigung der Keichshülſenfruchtſtelle 
übertragbar. 

Die Inhaber der Bezugsſcheine ſind verpflichtet, Mengen, die ihnen 
von der Keichshülſenfruchtſtelle zugewieſen werden, unter Anrechnung auf 
den Bezugsſchein zu den von der Keichshülſenfruchtſtelle feſtgeſetzten Be⸗ 
dingungen zu übernehmen. 

Die Inhaber von Bezugsſcheinen find auf Verlangen der Keichshülſen⸗ 
fruchtſtelle verpflichtet, Mengen, die fie erworben haben, nach den Anordnun⸗ 
gen der Reichshülfenfruchtitelle zu verarbeiten. 

Die zur menſchlichen Ernährung beſtimmten Erzeugniſſe ſind an die 
Reichshülſenfruchtſtelle abzuſetzen. Als Uebernahmepreis für Handelsgut 
mittlerer Art und Güte wird beſtimmt: 

für Buchweizengrütze 55 Mark für 50 Kilogramm, 
für Buchweizenmehl 48 Mark für 50 Kilogramm. 
Ueber die Abfälle der Buchweizenmüllerei gelten die Beſtimmungen 


über Futtermittel. 
Artikel VIII 


Dieſe Beſtimmungen treten mit dem Tage der Verkündung in Kraft. 
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Verfahren zur Feſtſtellung von Kriegsſchäden im Reichsgebiete. 
| RK. K. (R. G. Bl. S. 1053). 


Der Bundesrat hat auf Grund des 8 14 des Geſetzes über die Feſt⸗ 
ſtellung von Kriegsſchäden im Reichsgebiete vom 3. Juli 1916*) folgende 
Vorſchriften über das Derfahren erlaſſen: 


A. Allgemeine Dorjchriften 
I. Feſtſtellungsbehörden 
81 
Der Sitz der Ausſchüſſe und der Oberausſchüſſe ſowie die Abgrenzung 
ihrer Bezirke und ihre Geſchäftsverteilung wird durch die Candeszentral⸗ 
behörden oder die von dieſen bezeichneten Behörden beſtimmt. 
Der itz des Keichsausſchuſſes iſt Berlin. 
Die Feſtſtellungsbehörden führen die Bezeichnung „Husſchuß (Ober⸗ 
ausſchuß, RKeichsausſchuß) zur Feſtſtellung von Kriegsſchäden.“ 


8 2 | 
Die Mitglieder der Feſtſtellungsbehörden werden, fofern ſie nicht als 
Reichs⸗ oder Landesbeamte vereidigt ſind, vor der erſtmaligen Ausübung 


) Verwaltungsvorſchriften Jahrgang 1916 II Seite 517. 
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ihres Amtes von dem Dorſitzenden durch Handſchlag an Eides Statt zu 
treuer und gewiſſenhafter Führung ihres Amtes verpflichtet. 


83 

Ein Mitglied iſt von der Ausübung ſeines Amtes, abgeſehen von dem 
Falle des 8 6 des Feſtſtellungsgeſetzes, ausgeſchloſſen, 

1. wenn es Ehegatte des Antragitellers oder eines Antragsberechtigten 
iſt oder geweſen iſt, oder wenn es mit dem Antragſteller oder einem Ans 
tragsberechtigten in gerader Linie verwandt, verſchwägert oder durch An— 
nahme an Kindes Statt verbunden, in der Seitenlinie bis zum dritten 
Grade verwandt oder bis zum zweiten Grade verſchwägert iſt, auch wenn 
die Ehe, durch welche die Schwägerſchaft begründet iſt, nicht mehr be— 
ſteht; 

2. in Sachen, in denen es als Bevollmächtigter des Antragſtellers 
oder eines Antragsberechtigten beſtellt oder als Vertreter eines ſolchen auf— 
zutreten berechtigt iſt oder geweſen ilt; 

3. in Sachen, in denen es in einem früheren Rechtszug bei der Er- 
laſſung der angefochtenen Entſcheidung mitgewirkt hat. 


84 

Oertlich zuſtändig iſt für die Seſtſtellung von Beſchädigungen an Grund⸗ 
ſtücken nebſt Subehör der Nusſchuß, in deſſen Bezirke das Grundſtück bele- 
gen iſt, für die Feſtſtellung von Beſchädigungen an Gegenſtänden des Haus⸗ 
rats oder Inventars der Ausſchuß, in deſſen Bezirke der Hausſtand oder 
Betrieb zur Seit des ſchädigenden Ereigniſſes feinen Sitz hatte. Der hier- 
nach zuſtändige Ausſchuß iſt auch für die Feſtſtellung von Beſchädigungen 
an allen anderen Gegenſtänden desſelben Geſchädigten zuſtändig. 

In Ermangelung einer anderen Suſtändigkeit iſt der Ausſchuß zuſtändig, 
in deſſen Bezirke das ſchädigende Ereignis eingetreten iſt. 


85 

Erachtet der Dorjiende den angegangenen Kusſchuß für unzuſtändig, 
fo ſoll er die Sache dem zuſtändigen Ausſchuß überweiſen. 

Sind nach § 4 mehrere Kusſchüſſe zuſtändig, oder wird die Suſtän⸗ 
digkeit von den Vorſitzenden mehrerer Ausſchüſſe in Anſpruch genommen, 
ſo entſcheidet über die Suſtändigkeit endgültig der Dorſitzende der nächſten, 
dieſen Ausſchüſſen gemeinſam übergeordneten Feſtſtellungsbehörde. Das 
gleiche gilt, wenn die Dorſitzenden mehrerer Ausfchüfle, von denen einer 
zuſtändig iſt, ihren Ausſchuß für unzuſtändig halten. 


II. Antragsberechtigte 
86 


Der Antragsberechtigte kann ſich in jeder Lage des Derfahrens eines 
mit ſchriftlicher Vollmacht verſehenen Bevollmächtigten bedienen. 

Der Dorſitzende kann Dertreter oder Beiſtände, die, ohne Rechtsan⸗ 
wälte zu fein, die Vertretung oder Beiſtandſchaft geſchäftsmäßig betreiben, 
zurückweiſen. 

Vorſteher von Gemeinden oder anderen öffentlich-rechtlichen Derbänden, 
die als ſolche legitimiert ſind, bedürfen zur Vertretung ihrer Körperſchaften 
einer beſonderen Vollmacht nicht. 


87 
Jeder Untragsberechtigte kann ſich in jeder Cage des verfahrens dieſem. 
durch ſchriftliche Erklärung anſchließen. 
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Er iſt in feinem Dorgehen unabhängig von den anderen Antrags= 
berechtigten. 
Die Entſcheidung kann gegenüber allen Antragsberechtigten nur ein- 
heitlich erfolgen. N 
III. Verfahren 


88 5 0 
Das Derfahren zu betreiben, liegt der Feſtſtellungsbehörde ob. 


9 9 

Ueber jede Verhandlung iſt eine Niederſchrift aufzunehmen. Sie foll 
Ort und Tag der Derhandlung und die Namen der bei der Derhandlung 
mitwirkenden Perſonen ſowie das Ergebnis der Derhandlung, insbeſondere 
einer etwaigen Beweisaufnahme, enthalten. 

Die Niederſchrift ſoll den Beteiligten, ſoweit fie dieſe betrifft, zur 
Genehmigung vorgeleſen oder zur Durchſicht vorgelegt werden. Die Ge⸗ 
nehmigung der Niederſchrift oder der Grund, weshalb fie verweigert iſt, 
ſoll in der Niederſchrift angegeben werden. 

Die Niederſchrift iſt vom Derhandlungsleiter zu unterſchreiben. 


8 10 

Die Gerichts⸗ und Derwaltungsbehörden haben innerhalb ihrer Zu— 
ſtändigkeit dem Erſuchen der Feſtſtellungsbehörde oder ihres Dorfigenden 
um Rechtshilfe zu entſprechen, ſoweit nicht beſondere geſetzliche Beſtim— 
mungen entgegenſtehen. 

Die Feſtſtellungsbehörde und ihr Dorſitzender dürfen das am Sitze 
der Feſtſtellungsbehörde befindliche Amtsgericht um die Herbeiführung von 
Dernehmungen und Augenfcheinseinnahmen nicht erſuchen. 


811 

Für die Bewirkung der erforderlichen Zuſtellungen hat der Dorjigende 
zu ſorgen. 

Suſtellungen, die eine Friſt in Lauf ſetzen, können durch eingeſchrie⸗ 
benen Brief geſchehen. Die Suſtellung gilt mit dem Tage nach der Auf- 
gabe zur Poſt als bewirkt, es ſei denn, daß der Suſtellungsempfänger 
nachweiſt, daß ihm das zuzuſtellende Schriftſtück nicht innerhalb drei Ta⸗ 
gen nach der Aufgabe zugegangen iſt. 

Wer nicht im Inland wohnt, hat einen inländiſchen Suſtellungsbe⸗ 
vollmächtigten zu benennen. Solange der Suſtellungsbevollmächtigte nicht 
benannt iſt, kann die Suſtellung durch zweiwöchigen Aushang in den Ge— 
ſchäftsräumen der Feſtſtellungsbehörde erſetzt werden. ö 

Das gleiche gilt, wenn der Aufenthalt des Suſtellungsempfängers un⸗ 
bekannt iſt. 

Die Suſtellung an den Dertreter des Reichsintereſſes kann durch Dor⸗ 
legung der Urſchrift des zuzuſtellenden Schriftſtücks erfolgen. Der Tag 
der Dorlegung iſt von dem Dertreter des Keichsintereſſes zu beſcheinigen. 
Die Beſcheinigung kann durch Vermerk auf der Urſchrift erfolgen. 


8 12 f 

Der Antragsberechtigte, der durch Naturereigniſſe oder andere unab⸗ 
wendbare Sufälle verhindert worden iſt, eine Friſt einzuhalten, deren Der- 
ſäumung rechtliche Nachteile zur Folge hat, kann Wiedereinſetzung in den 
vorigen Stand ſchriftlich bei der Feſtſtellungsbehörde beantragen, der die 
Entſcheidung über die verſäumte Derfahrenshandlung zuſteht. 

Der Antrag muß enthalten 

1. die Angabe der die Wiedereinſetzung begründenden Tatjachen, 
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2. die Angabe der Mittel für deren Glaubhaftmachung, 

3. die Nachholung der verſäumten Derfahrenshandlung. 

Die Wiedereinſetzung muß innerhalb zwei Wochen nach dem Tage 
beantragt werden, an dem das Hindernis gehoben iſt. 

Auf die Entſcheidung über die Suläſſigkeit des Antrags und auf die Un⸗ 
fechtung der Entſcheidung finden die Vorſchriften Anwendung, die in dieſen 
Beziehungen für die nachgeholte Derfahrenshandlung gelten. 

Eine Wiedereinſetzung in den vorigen Stand gegen die Verſäumnis einer 
Friſt im Wiedereinſetzungsverfahren findet nicht ſtatt. 


8 13 
Schwebt ein Strafverfahren der im 8 13 des Seititellungsgejeßes bezeich⸗ 
neten Art gegen den Antragſteller, jo iſt das Verfahren durch Beſchluß der 
Feſtſtellungsbehörde oder ihres Dorfigenden bis zur Erledigung des Strafver— 
fahrens auszuſetzen. 
8 14 
Die Derfahrensiprade iſt deutſch. 
Die Dorſchriften des § 187 des Gerichtsverfaſſungsgeſetzes finden ent» 
ſprechende Anwendung. 


815 
Dem Antragiteller und dem Dertreter des Keichsintereſſes iſt auf Der⸗ 
langen vom Inhalt der im Feſtſtellungsverfahren entſtehenden Akten, ſo⸗ 
weit fie nicht Gutachten von Ausfrhußmitgliedern enthalten, durch Dor— 
legung zur Einſichtnahme Kenntnis zu geben. 
Der Dorſitzende kann dem Antragſteller die Akteneinſicht aus beſon⸗ 
deren Gründen verſagen oder beſchränken. 


B. Beſondere Vorſchriften 
I. Verfahren vor den Ausſchüſſen 


$ 16 | 

Der Feſtſtellungsantrag iſt ſchriftlich zu ſtellen, ſofern er nicht nach 
8 19 des Feſtſtellungsgeſetzes als geſtellt gilt. 

Im Falle des 8 19 des Feſtſtellungsgeſetzes beſtimmt der Dorfigende 
den Seitpunkt der Ueberleitung des bisherigen Derfahrens in das Feſt⸗ 
ſtellungs verfahren. Die Ueberleitung hat zu erfolgen, ſobald der Vertreter 
des Keichsintereſſes oder der Antragſteller es verlangen. 

Eine Ueberleitung hat auch dann zu erfolgen, wenn im bisherigen 
Verfahren ein Kriegsſchaden von 1500 Mark oder weniger feſtgeſtellt iſt, 
aber eine Einigung nach 8 18 des Feſtſtellungsgeſetzes nicht vorliegt. 


817 
Der Dorſitzende kann von dem Antragſteller zur Begründung des Feſt— 
ſtellungsantrags die erforderlichen Aufklärungen, insbeſondere die Ausfüllung 
von Dordrucken verlangen. 


6 8 18 

Der Dorjigende kann Ermittlungen über den Sachverhalt anſtellen, 
Beweiserhebungen und das perſönliche Erſcheinen des Geſchädigten oder 
Antragſtellers anordnen. Hierbei finden die 88 29 bis 37 entſprechende 
Anwendung. 

i 819 f 

Vor Erlaß eines Dorbeſcheids iſt dem Dertreter des Keichsintereſſes 
Selegenheit zur Aeußerung zu geben. 

Mehr als ein Vorbeſcheid über denſelben Gegenſtand kann nicht er⸗ 
laſſen werden. f 
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Der Dorbeſcheid iſt von dem Dorſitzenden zu unterſchreiben; im übrigen. 
findet auf ihn 8 39 Abſ. 2, 4 . N 


82 
Der Einſpruch gegen den vorbeſched iſt ſchriftlich bei der Feſtſtellungs— 
behörde einzulegen. 
82 
Wird ein Dorbeſcheid nicht erlaſſen, oder gegen den erlaſſenen Dorbe- 
ſcheid Einſpruch eingelegt, jo überweiſt der Vorſitzende die Sache dem Aus⸗ 
ſchuß zur Beſchlußfaſſung oder zur mündlichen Verhandlung. 


822 
Der Dorſitzende hat Termin zur mündlichen Verhandlung vor dem 
Ausſchuß anzuordnen, wenn der Dertreter des Keichsintereſſes oder der 
Antragſteller es verlangen. 
Sie ſind zu dem Termine ſowie zu allen weiteren mündlichen Der- 
handlungen zu laden, ſoweit nicht der Termin in ihrer Anweſenheit ver⸗ 
kündet iſt. 


8 
Nach Bedarf kann der Ausſchuß mündliche Verhandlungen in der ge— 
ſchädigten Ortſchaft abhalten. Hierbei ſollen möglichſt alle Kriegsſchäden 
der Bewohner gemeinſam erörtert werden. Der Ausihuß kann auch eines 
feiner Mitglieder mit den Derhandlungen e 


824 
Der Dorjigende kann vor dem klusſchuß anberaumte Termine verlegen. 
Die Vertagung einer begonnenen mündlichen Verhandlung bedarf des Be— 


ſchluſſes des Ausjchulles. 
8 25 


Die mündliche Verhandlung findet in nichtöffentlicher Sitzung ftatt. 
Sie beginnt mit dem Vortrag des Dorſitzenden oder des Berichterſtatters. 
Hierauf ſind der Antragſteller und der Dertreter des Keichsintereſſes 
zum Worte zuzulaſſen. 
8 26 
Der Dorſitzende hat erforderlichenfalls durch Fragen an den Antrag— 
ſteller auf die Aujklärung des Sachverhalts hinzuwirken; er hat dies jedem 
anderen Ausihußmitglied und dem Dertreter des Keichsintereſſes auf Der— 
langen zu geſtatten. g 
Eine Frage, die der Ausſchuß 8 unſachgemäß e darf nicht 
geſtellt werden. 
8 27 
Iſt mündliche Verhandlung nicht angeordnet, jo entſcheidet der Aus⸗ 
ſchuß, nachdem dem Dertreter des Keichsintereſſes Gelegenheit zur Aeuße- 
rung gegeben iſt. N 
8 28 
Der Ausſchuß kann nach ſeinem Ermeſſen eine Beweisaufnahme und 
jederzeit das perſönliche Erſcheinen des Geſchädigten oder Antragſtellers 
anordnen. 
8 29 
Der Ausſchuß kann mit der Beweiserhebung ein Mitglied des Aus⸗ 
ſchuſſes beauftragen oder nach e des 8 10 eine andere Behörde 
um ſie erſuchen. 
8 30 
Der Nusſchuß kann die Augenſcheinseinnahme beſchließen, Zeugen und 
Sachverſtändige, auch eidlich, vernehmen und ſchriftliche Gutachten erfordern 
ſowie vom Geſchädigten zur Einſicht und Prüfung die Dorlegung feiner 
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Wirtſchaftsbücher oder anderer Unterlagen verlangen, die über beſtimmte, 
für die Abſchätzung erhebliche Tatſachen Aufihluß geben können. 
8 31 ä 


Dom Beweisaufnahmetermine ſind der Dertreter des Keichsintereſſes 
und der Antragſteller zu benachrichtigen. Ihnen iſt geſtattet, der Beweis- 
aufnahme beizuwohnen. 

8 32 

Auf die Beeidigung der Seugen und Sachverſtändigen finden die 88 
392, 410 der Sivilprozeßordnung Anwendung. 

Sie ſoll nur dann erfolgen, wenn der Dertreter des Reichsintereſſes 
oder der Antragſteller ſie beantragen, oder die Beeidigung zur Herbeiführung 
einer wahrheitsgemäßen Ausjage erforderlich erſcheint. 

Die Beeidigung darf nur durch den Dorligenden oder ein ſonſtiges 
Mitglied des Kusſchuſſes oder ein erſuchtes Gericht erfolgen. 

33 


In bezug auf die Derpflichtung, ſich als Seuge oder Sachverſtändiger 
vernehmen zu laſſen, ſowie auf die im Falle des Ungehorſams zu ver— 
hängenden Strafen finden die Beſtimmungen der Sivilprozeßordnung ent⸗ 
ſprechende Anwendung. 

Die hierbei zu treffenden Entſcheidungen erfolgen durch den Vorſitzenden. 

Gegen die Entſcheidung findet binnen zwei Wochen die Beſchwerde an 
den Dorſitzenden des Oberausſchuſſes ſtatt. 

Gegen deſſen Entſcheidung in einer von ihm ſelbſt oder vom Gberaus— 
ſchuß angeordneten e it ein Rechtsmittel nicht gegeben. 

34 

Dem Vertreter des Keichsintereſſes und dem Antragſteller iſt auf Der: 
langen zu geſtatten, an die Zeugen und Sachverſtändigen unmittelbar Fra⸗ 
gen zu richten. 

Eine Frage, die der Ausihuß für unsachgemäß erachtet, darf nicht ge⸗ 
ſtellt werden. 

8 35 

Die Seugen und Sachverſtändigen erhalten, ſoweit ſie nicht in dem⸗ 
ſelben Termin als Antragsberechtigte beteiligt ſind, Gebühren gemäß der 
Gebührenordnung für Seugen und Sachperſtändige (Reichs⸗Geſetzbl. 1898, 
S. 689; 1914, S. 214). 

56 

Soweit für die Angaben des Antragſtellers andere genügende Beweis— 
mittel nicht beigebracht werden können, darf die Feſtſtellungsbehörde die 
eidesſtattliche Derjicherung der Richtigkeit ſeiner Angaben von ihm verlangen 

8 37 


Die Feſtſtellungsbehörde hat nach ihrer freien, aus dem ganzen In⸗ 
begriff der Verhandlungen und Beweiſe geſchöpften Ueberzeugung zu ent⸗ 
ſcheiden. 

8 38 

Bei der Abſtimmung des Ausſchuſſes ſtellt der Vorſitzende die Fragen 
und ſammelt die Stimmen. Bilden ſich in bezug auf Summen, über die 
zu entſcheiden iſt, mehr als zwei Meinungen, deren keine die Mehrheit für 
ſich hat, ſo werden die für die größte Summe abgegebenen Stimmen den 
für die zunächſt geringere abgegebenen ſo lange gers ge, bis ſich 
eine Mehrheit ergibt. 

8 39 

Der Beſcheid des Rusſchuſſes enthält die Bezeichnung des Ausſchuſſes 
und die Namen der Ausſchußmitglieder, die bei der Entſcheidung mitgewirkt 
haben, ſowie des Antragitellers. f 
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In dem Beſcheid iſt außer den im Feſtſtellungsgeſetze vorgeſchriebenen 
Eniſcheidungen auch anzugeben, wieviel von dem feſtgeſtellten Schadens⸗ 
betrag auf die einzelnen zerſtörten, abhanden gekommenen oder beſchädigten 
Sachen oder Sachgattungen entfällt. | 0 

Der Beſcheid iſt von dem Dorfigenden und zwei Mitgliedern zu unter⸗ 
ſchreiben. 

Die Ausfertigung iſt mit dem Stempel der Feſtſtellungsbehörde zu 
verſehen und ſoll die Belehrung über das zuläſſige Rechtsmittel enthalten. 
Sie iſt dem Dertreter des Reichsintereſſes und dem Antragſteller zuzuſtellen. 


II. Verfahren vor den Oberausſchüſſen 


8 40 

Die Beſchwerde gegen den Beſcheid des Ausſckuſſes wird ſchriftlich 
beim Ausſchuß eingelegt. 

Die Friſt iſt auch gewahrt, wenn die Beſchwerde beim Oberausſchuß 
eingelegt wurde. | 

f 8 41 

Der Dorſitzende des Oberausſchuſſes kann dem Beſchwerdeführer zur 
ſchriftlichen Rechtfertigung ſeiner Beſchwerde eine Friſt von mindeſtens zwei 
Wochen beſtimmen. N 

Iſt die Beſchwerde nicht form- oder friſtgerecht eingelegt, oder eine 
gemäß Abſ. 1 geſetzte Friſt verſäumt, jo iſt die Beſchwerde als unzu⸗ 
läſſig zu verwerfen. 8 N 

8 42 } 

Auf das Derfahren vor den Oberausſchüſſen finden die Dorjchriften 
über das Derfahren vor den Nusſchüſſen entſprechende Anwendung, ſoweit 
nicht ein anderes beſtimmt iſt. 

45 

Die Entſcheidung des Ausſchuſſes darf nur inſoweit abgeändert wer: 

den, als ſie mit der Beſchwerde angefochten iſt. 


8 44 N 
Inſoweit die Beſchwerde für begründet erachtet wird, hat der Ober: 
ausſchuß in der. Sache anderweitig zu entſcheiden. 
a Leidet das Verfahren an einem weſentlichen Mangel, ſo kann der 
Oberausſchuß den Beſcheid des Ausſchuſſes aufheben und die Sache zur 
nochmaligen Verhandlung und Entſcheidung an dieſen zurückverweiſen. 


8 45 
Der Beſchluß des Gberausſchuſſes iſt zu begründen. 
III. Derfahren vor dem Keichsausſchuß 


8 46 
Die weitere Beſchwerde gegen den Beſchluß des Oberausſchuſſes wird 
ſchriftlich beim Ausſchuß eingelegt. 
Die Friſt iſt auch gewahrt, wenn die weitere Beſchwerde beim Ober⸗ 
ausſchuß oder Keichsausſchuß eingelegt wurde. 


8 47 . 

Der Dorſitzende kann dem Antragſteller aufgeben, binnen einer min⸗ 
deſtens zweiwöchigen Friſt einen bei einem deutſchen Gerichte zugelaſſenen 
Rechtsanwalt zu ſeinem Bevollmächtigten im Verfahren vor dem Keichs⸗ 
ausſchuß zu ernennen. 

Nach fruchtloſem Ablauf der Friſt iſt die weitere Beſchwerde als un⸗ 
zuläſſig zu verwerfen. 
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8 48 - 
Im übrigen finden auf das Derfahren vor dem Keichsausſchuß die 
Vorſchriften über das Verfahren vor den Oberausſchüſſen entſprechende An⸗ 
wendung, ſoweit nicht ein anderes beſtimmt iſt. 


8 49 
Inſoweit die weitere Beſchwerde für begründet erachtet wird, iſt die 
Entſcheidung des Oberausſchuſſes aufzuheben und anderweitig zu eniſcheiden 
oder, wenn eine Aufklärung des Sachverhalts noch erforderlich iſt, die 
Sache zur neuen Verhandlung und Entſcheidung an den Oherausſchuß zu⸗ 
rückzuverweiſen. 
Die rechtliche Beurteilung durch den Reichsausſchuß iſt für das weitere 


erfahren bindend. 
N C. Schlußvorſchriften 


8 50 
Der Keichskanzler wird ermächtigt, durch eine allgemeine oder eine 
nur beſtimmte Bezirke oder Perſonen betreffende Anordnung nach Been⸗ 
digung des Kriegszuftandes Ausſchlußfriſten zu ſetzen, binnen welchen der 
Feſtſtellungsantrag oder Anträge auf Wiedereinſetzung in den vorigen Stand 
geſtellt werden müſſen. 5 
51 
Dieſe Vorſchriften treten mit dem 1. Oktober 1916 in Aue 
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Bekanntmachung, betr. mit Süßſtoff (Sacharin) geſüßte Waren, welche 
ohne nähere Kennzeichnung der Art der Süßung feilgehalten und 
verkauft werden dürfen. 


. Reichszuderitelle. (M. Bl. M. S. 336). 


Sur Beſeitigung von Sweifeln wird im Anſchluß an die Bekanntmachung 
des Herrn Reichskanzlers vom 25. April 1916, 26. Mai 1916, 7. Juni 
1916*) und 20. Juli 1916 bekannt gemacht, daß nachſtehend bezeichnete 
Waren, wenn fie mit Süßſtoff (Sacharin) geſüßt find, ohne nähere Kenn- 
zeichnung der Art der Süßung feilgehalten und verkauft werden dürfen: 

- a. Limonaden (natürliche und künſtliche) ſowie limonadenartige Ge- 

tränke aller Art, mit und ohne Kohlenſäure, 

b. natürliche und künſtliche Fruchtſäfte aller Art — ausgenommen 
ſolche Fruchtſirupe, die dazu beſtimmt find, bei der Beritellung 
von Arzneien Derwendung zu finden —, alſo insbeſondere Grund— 
ſtoffe für die Herjtellung von Limonaden ſowie von ſonſtigen 
geſüßten, natürlichen und künſtlichen Such ſäſten und fruchtſaft⸗ 
artigen Getränken aller Art, 

c. Dunſtobſt, Kompott (das ſind eingemachte ganze Früchte oder 
größere Fruchtſtücke), 

d. Schaumwein und ſchaumweinähnliche Getränke, 

e. Wermutwein, Liköre. Bowlen (Maitrank), Punſchextrakte aller 

Art ſowie Grundſtoffe für ſolche und ähnliche Getränke, 
. Obſt⸗ und Beerenweine, 

Eſſig 

Moſrich und Senf, 

Fiſchmarinaden, 


me 1 8 


) verwaltungsvorſchriften Jahrgang 1916 I Seite 302, 386 und 400. 
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f Hautabak, 
Mittel zur Reinigung, Pflege oder Färbung der en des Haa⸗ 
res, der Nägel oder der Mundhöhle, 

m. obergäriges Bier. 

Gleichzeitig wird darauf hingewieſen, daß der § 16 der Ausführungs- 
beſtimmungen zum Süßſtoffgeſetz vom 7. Juli 1002 ſich nur auf die Wa⸗ 
ren bezieht, die auf Grund des 8 4 b des Süßſtoffgeſetzes hergeſtellt find, 
dagegen keine Anwendung findet auf die oben erwähnten Waren, zu de⸗ 
ren herſtellung durch die eingangs erwähnten Bekanntmachungen Süß⸗ 
ſtoff freigegeben iſt. 


1916. 19. September. 
Heranziehung der Wal⸗ und Haſelnüſſe zur Oelgewinnung. 
| M. J. (m. Bl. m. S. 336). 


Ew. pp. überſende ich beiliegende Abſchrift einer Rundverfügung des 
Regierungspräſidenten in Koblenz vom 2. d. Mts., betreffend die Heran⸗ 
ziehung der Wal- und Haſelnüſſe zur Oelgewinnung, zur gefälligen Kennt- 
nisnahme. 

Ich kann dieſe Anordnung nur billigen und ſtelle anheim, für den 
dortigen Bezirk gleiche Maßnahmen zu treffen. 


An die Herren Regierungspräſidenten. 
N Anlage. 


Koblenz den 2. September 1916. 
Der Regierungspräſident. 
I7 M2980 I. 


Auf die auf meine Rundverfügung vom 18. v. Mts. — 17M 2980 — 
erſtatteten Berichte erſuche ich ergebenſt, mit größter Beſchleunigung eine 
Anordnung gemäß § 12 Siffer 1 u. 5 der Bundesratsverordnung vom 
25. September / 4. November 1915 zu erlaſſen, wonach die Beſitzer von 
Walnußbäumen verpflichtet werden, ihre Ernte an den Kommunalverband 
abzuführen. Den zehnten Teil können ſie zur freien Verfügung zurück⸗ 
behalten. Die Walnüſſe könnten am zweckmäßigſten den Ortsſammelſtellen 
für die Sammlung des Weißdorns zugeführt werden. Aus den Walnüſſen 
ſoll in den Oelmühlen Oel hergeſtellt werden. Die Frage der weiteren 
Verwertung des Oels behalte ich einer Beſprechung in der nächſten Land— 
ratsverſammlung vor. 

Wegen Feſtſetzung eines einheitlichen Preiſes für das Pfund abzulie⸗ 
fernder Walnüſſe, d. h. der Walnüſſe in der harten Schale, wie ſie die. 
handelsübliche Ware darſtellen, erſuche ich ergebenſt, mir binnen 3 Ta- 
gen einen Dorjchlag zu machen. Der Preis muß niedrig gehalten ſein, 
da ſonſt das ſpäter gepreßte Oel zu teuer ſein würde. 

Eine Verpflichtung der Haſelnußbaumbeſitzer iſt nach den Berichten 
nicht zweckmäßig. Soll eine für die Allgemeinheit dienende Sammlung 
durchgeführt werden, ſo kann dies nur durch die Schulbehörde geſchehen, 
indem die Schüler zum Sammeln und Abliefern der Nüſſe in die Orts⸗ 
ſammelſtellen von den Lehrern angehalten werden. Die NMüſſe müſſen ſelbſt⸗ 
verſtändlich erſt reif geworden ſein; es darf alſo erſt nach dem 15. Sep⸗ 
tember mit dem Sammeln begonnen werden. Ich habe die Abteilung 
für Kirchen⸗ und Schulweſen um entſprechende Verfügung gebeten. 


An die Herren Landräte des Bezirks und den Herrn Oberbürgermeiſter hier. 
52 
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Errichtung von Futtermitteiſtelleu. 
i h , NE DI . 
(M. Bl. h. G. S. 353. M. Bl. C. D. § S. 256). 


Im Laufe des zweiten Kriegswirtſchaftsjahrs ſind unſeren Anregun— 
gen entſprechend Futtermittelſtellen für den Umfang der Provinzen und 
einiger Regierungsbezirke gebildet worden. Ihre Organiſation iſt zwar 
verſchieden geſtaltet, aber überall iſt neben oder über einer oder mehrerer 
Geſchäftsſtellen eine Derwaltungsitelle eingerichtet worden, der die Leitung 
oder Aufſicht über die Arbeiten der Geſchäftsſtelle obliegt. Dieſe Ein: 

richtungen haben ſich bewährt. Ihre Bedeutung für die Erhaltung und 
Forderung unſerer Tierzucht und -maſt wird im laufenden Kriegswirt— 
ſchaftsjahre zunehmen, da ihnen erheblich umfangreichere Aufgaben ge— 
ſtellt werden. Ihr weiterer Ausbau und ihre ſtraffere Leitung ſind daher 
geboten. Die Grundlagen hierfür ſoll unſere anliegende Anordnung, die 
wir in den Amtsblättern der Regierung und durch die Preſſe zur allge— 
meinen Kenntnis zu bringen bitten, geſchaffen werden. Für die Aus- 
führung der Anordnung bitten wir umgehend zu ſorgen. 


Da die Aufgaben der Provinzial- (Bezirks-) Futtermittelſtellen vielfach 
eng mit denen der Provinzial-Fleiſch- und Fettſtellen zuſammenhängen, ſo 
müſſen die leitenden Perſönlichkeiten dieſer verſchiedenen Stellen wechſel— 
ſeitig in deren Vorſtänden vertreten fein. Wir erſuchen, hierauf bei der 
Feſtſetzung der Sahl und der Ernennung der Dorſtandsmitglieder Bedacht 
zu nehmen und ſowohl uns wie dem Landesamte für Futtermittel binnen 
10 Tagen mitzuteilen, welche Perſonen Sie in den Doritand berufen und 
als Geſchäftsführer beſtätigt haben. Die Landwirtichaftskammer, Kom— 
munalverbände und Maſtorganiſationen müſſen ſelbſtverſtändlich in der Lei— 
tung der Provinzial- (Bezirks-) Futtermittelſtelle vertreten ſein. 


Bei der Bildung der Geſchäftsabteilung legen wir Gewicht darauf, 
daß nach Möglichkeit alle in der Provinz ſchon vor dem Kriege mit der 
Beſchaffung und Dertrieb von Futtermitteln befaßten Genoſſenſchaften, Ge⸗ 
ſellſchaften oder ſonſtige Körperſchaften im Rahmen ihrer früheren Tätig— 
keit herangezogen werden. Sollte deren Suſammenfaſſung in einer Pro— 
vinzialgeſchäftsſtelle ausnahmsweiſe nicht möglich ſein, jo wird ſich jeden— 
falls ihre Betätigung innerhalb der Kommunalverbände durchführen laſſen. 
Wenn es auch den Kommunalverbänden unbenommen ſein ſoll, die Vertei- 
lung der Futtermittel innerhalb der Kreiſe nach ihrem praktiſchen und 
pflichtmäßigen Ermeſſen zu geſtalten, ſo empfiehlt es ſich doch, daß auch 
ſie die Bewirtſchaftung der Futtermittel nach kaufmänniſchen Grundſätzen 
vornehmen. Ob zu dieſem Zwecke beſondere Kreisfuttermittelſtellen in Form 
kaufmänniſcher Geſellſchaften oder Geſchäftsſtellen des Kreiſes unter ſach— 
verſtändiger Leitung oder im Kreiſe arbeitende Genoſſenſchaften zu bilden 
ſind, läßt ſich generell nicht entſcheiden, ſondern muß den örtlichen Der: 
hältniſſen entſprechend geregelt werden. Wir legen aber das größte Ge— 
wicht darauf, daß die Leiter der Kommunalverbände ſich der Suttermit: 
telverteilung beſonders ee ſie ſtreng überwachen und zweckmäßig 
organiſieren. 


An die herren Oberpräſidenten und 15 Herren Kegierungspräſidenten in 
Wiesbaden und Caſſel. 5 


1916. 20. September. 815, 


Anlage. 
Anordnung der Landeszentralbehörden. 


In Ergänzung der Ausführungsanweiſung vom 31. Juli 19157) zur 
verordnung des Bundesrats über die Errichtung einer Keichsfuttermittel— 
ſtelle vom 23. Juli 1915 wird folgendes angeordnet: 


J. 


In jeder Provinz, in Heſſen-Naſſau für jeden Regierungsbezirk, 
wird als Dermittelungsitelle im Sinne des § 7 der vorerwähnten 
Bundesratsverordnung eine Provinzial-(Bezirks-)Futtermittelſtelle 
errichtet. 

Den Provinzial-(Bezirks⸗)uttermittelſtellen liegt die Sicherung 
und Derteilung der Futtermittel nach den Weiſungen des Landes— 
amts für Futtermittel ob. Sie unterſtehen der Aufſicht des Ober— 
präſidenten (Regierungspräfidenten) und haben deſſen Anweiſun⸗ 
gen im Rahmen der Ar nungen des Landesamts für Futtermittel 
Folge zu leiſten. 


. Die Prooinzial-(Bezirks-)zuttermittelitellen beſtehen aus einer 


Derwaltungsabteilung und aus einer oder mehreren kaufmän— 
niſch eingerichteten Geſchäftsabteilungen. Die Derwaltungsabtei- 
lungen ſind Behörden. 

Die Derwaltungsabteilungen haben die Auflicht über die Siche⸗ 
rung und Derteilung der Futtermittel in den Kommunalverbän— 
den. Sie ſtellen die Grundſätze für die Derteilung im Rahmen. 
der vom Landesamte für Futtermittel gegebenen Weiſungen in— 
nerhalb der Provinz (des Regierungsbezirks) auf und entſchei— 
den über Beſchwerden gegen die Derteilung innerhalb der Kom- 
munalverbände. 

Die Derwaltungsabteilungen beſtehen aus einem Dorſitzenden, einem 
ſtellvertretenden Vorſitzenden und der erforderlichen Anzahl von 
Mitgliedern, die ſämtlich vom Oberpräſidenten in Caſſel und 
Wiesbaden vom Regierungsprälidenten ernannt werden. Die 
Geſchäftsführer der Geſchäftsabteilung bedürfen der Beſtätigung 
des Oberpräſidenten (Regierungspräfidenten). Das Landesamt für 
Futtermittel, dem die Sicherung und berteilung' ſämtlicher Sut- 
termittel innerhalb des Staates obliegt, führt die Aufſicht für 
die Provinzialfuttermittelſtellen, die ſeinen Weiſungen Folge zu 
leiſten haben. Es iſt befugt, auch über die Derteilung und Siche— 
rung der Futtermittel innerhalb der Kommunalverbände Anord— 
nungen zu treffen. Es entſcheidet endgültig über alle Beſchwer— 
den über die Derteilung der Futtermittel. 


1916. 20. September. 
Dampffäſſer der Staatseiſenbahn-Verwaltung 
M. H. G. (M. Bl. 9. 6. S. 323). 


Nach Benehmen mit dem Herrn Miniſter der öffentlichen Arbeiten 
beſtimme ich im Sinne des im Eingange zu § 4 Abſ. 1 der Dampffaß— 
verordnung enthaltenen Dorbehalts, daß die Prüfung der Bauart und erſte 
Waſſerdruckprobe, die Abnahme und die regelmäßigen Prüfungen der Dampf— 
fäſſer im Betriebe der Staatseiſenbahnverwaltung den Sachverſtändigen die— 
fer Verwaltung übertragen werden. Sachverſtändige ſind die Dorſtände 
der Maſchinen- und Wernſtättenämter und deren Dertreter für die zu 


7) berwaltungsvorſchriften Jahrgang 1915 I Seite 544. 
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ihrem Amtsbezirke gehörigen oder ihrer Auflicht unterſtellten Dampffaß⸗ 
anlagen ſowie diejenigen höheren maſchinentechniſchen Beamten und Ei⸗ 
ſenbahnbetriebsingenieure, denen die Vornahme der Prüfungen durch die 
Präſidenten des Röniglichen Eifenbahn-dentralamts oder der Königlichen 
Eiſenbahndirektionen ausdrücklich übertragen worden iſt. Erſte Prüfun⸗ 
gen, die von den im § A a. a. O. genannten Sachverſtändigen der Dampf: 
keſſelüberwachungsvereine an den für die Staatseiſenbahnverwaltung be: 
ſtimmten Dampffäſſern vorgenommen werden, ſollen von dieſer Derwal⸗ 
tung anerkannt werden, ſoweit ſie nicht zugunſten ihrer eigenen Sach— 
verſtändigen Vorbehalte bei der Beſtellung der Dampffäſſer macht. 
Dic Regierungspräſidenten haben Abdruck dieſes Erlaſſes erhalten. 
An die Herren Oberpräſidenten und den Herrn Regierungspräſidenten in 
Sigmaringen. 
1916. 20. September. 


Bekauntmachung über das Inkrafttreten der Bekanntmachung über 
die Einfuhr von Gemüſe und Obſt vom 13. September 1916. 


Kriegsernährungsamt. (K. G. Bl. S. 1072). 


Die Bekanntmachung über die Einfuhr von Gemüſe und Obſt vom 13. 
September 1916 tritt mit dem 27. September 1916 in Kraft. 


1916. 21. September. 
Eichung von Meßgeräten in Molkereien. 
R. K. (R. G. Bl. S. 1067). 


Auf Grund des § 12 Abſ. 1 der Maß⸗ und Gewichtsordnung vom 
30. Mai 1908) hat der Bundesrat beſchloſſen: 

Der 81 der Bekanntmachung, betreffend Eichung von Meßgeräten 
in Molkereien, vom 28. März 1912** wird dahin geändert, daß an 
die Stelle des 31. Dezember 1916 der 31. Dezember 1921 tritt. 


1916. 21. September. 
Verfahren vor den außerordeutlichen Kriegsgerichten. 
R. R. (R. G. Bl. S. 1067). 


Der Bundesrat hat auf Grund des $ 3 des Geſetzes über die Ermächtigung 

des Bundesrats zu wirtſchaftlichen Maßnahmen uſw. vom 4. Auguſt 1914) 
folgende Verordnung erlaſſen: 

81 

Bei Zuwiderhandlungen gegen $ 9b des preußiſchen Geſetzes 

über den Belagerungszuſtand vom 4. Juni 1851 (Geſetzſamml. S. 451) 

kann, wenn der Kriegszuſtand vom Kaijer erklärt iſt (Artikel 68 

der Reichsverfaſſung), das Kriegsgeriht auf Antrag des Bericht— 

erſtatters ohne mündliche Derhandlung die Sache an den ordent— 
lichen Richter verweiſen. 


N 82 
Dieſe Verordnung tritt mit dem Tage der Derkündung in Kraft. 
*) Derwaltungsvorſchriften Jahrgang 1909 II Seite 7. 


*) Derwaltungsvorſchriften Jahrgang 1912 I Seite 331. 
+) Derwaltungsvorſchriften Jahrgang 1914 I Seite 857. 
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Fang von Krammetsvögeln. 
R. K. (K. G. Bl. S. 1068). 


Der Bundesrat hat auf Grund des 8 3 des Geſetzes über die Ermächtigung 
des Bundesrats zu wirtſchaftlichen Maßnahmen uſw. vom 4. Auguft 19147) 
folgende Verordnung erlaſſen: 

81 

Die Landeszentralbehörden oder die von ihnen beitimmten Behörden 
können die Ausübung des Dohnenſtiegs mittels hochhängender Dohnen für 
die Zeit bis zum 31. Dezember 1916 einſchließlich geſtatten. 

Die Landeszentralbehörden oder die von ihnen beſtimmten Behörden 
können die Art der Ausübung des Dohnenſtiegs näher regeln. 


82 | 
Mit Geldſtrafe bis zu einhundertfünfzig Mark oder mit Haft wird 
beſtraft, wer den nach 81 Abſ. 2 erlaſſenen Beſtimmungen zuwiderhandelt. 


8 3 
Dieſe Derordnung tritt mit dem. Tage der Verkündung in Kraft. 
Der Keichskanzler beſtimmt den Zeitpunkt des Außerkrafttretens. 


1916. 21. September. 


Ausführungsbeſtimmungen zur Verordnung über Weintreſter 
und Traubenkerne vom 3. Auguſt 1916. 


Kriegsernährungsamt. (R. G. Bl. S. 1073). 


Auf Grund der 58 2, 3, 9 und 12 der Derordnung über Wein⸗ 
treſter und Traubenkerne vom 3. Auguſt 1916 und des 81 der Be— 
kanntmachung über die Errichtung eines Kriegsernährungsamts vom 22. 
Mai 1916*) wird beſtimmt: 

81 | 

Haustrunk aus Weintreſtern ($ 11 des Weingeſetzes vom 7. April 
1909, darf ohne Erlaubnis nur von Perſonen hergeſtellt werden, die zur 
Weinkelterung Trauben gebaut oder erworben haben. Die Herſtellung 
darf nur für den eigenen Wirtſchaftsbedarf dieſer Perſonen erfolgen. Win⸗ 
zergenoſſenſchaften dürfen Haustrunk auch für den Wirtſchaftsbedarf ihrer 
Mitglieder erzeugen. 

Unberührt bleiben die Dorjchriften über die Buchführung im 8 19 
des Weingeſetzes und in den zu ſeiner Ausführung erlaſſenen Beſtimmungen. 


82 
Mit Genehmigung des Kriegsausſchuſſes für Erſatzfutter oder der von 
ihm bezeichneten Stellen kann der Beſitzer Weintreſter an andere Per— 
ſonen zur Derjtellung von Haustrunk für den eigenen Wirtſchaftsbedarf 
dieſer Perſonen abgeben. 
83 
Wer bei der Weinkelterung Treſter gewonnen hat, darf aus ihnen 
Branntwein für den eigenen Wirtſchaftsbedarf herſtellen. 
Das Brennen der Trejter darf im eigenen Wirtſchaftsbetriebe des 
Treſtererzeugers oder für feine Rechnung im Brennereibetrieb eines ans 


7) Verwaltungsvorſchriften Jahrgang 1914 I Seite 857. 
*) Verwaltungsvorſchriften Jahrgang 1916 I Seite 380. 
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deren vorgenommen werden. Winzergenoſſenſchaften dürfen in gleicher Weiſe 
Weintreſterbranntwein für den Wirtſchaftsbedarf ihrer Mitglieder herſtellen. 


84 

Wer gewerbsmäßig aus Weintreſtern Weinſtein oder Branntwein her— 
ſtellen will, bedarf der Erlaubnis des Kriegsausſchuſſes für Erſatzfutter 
oder der von ihm bezeichneten Stellen. 

Der Kriegsausſchuß für Erſatzfutter oder die von ihm bezeichneten 
Stellen können dieſe Erlaubnis an' Bedingungen knüpfen, die mit den 
Vorſchriften der Verordnung über Weintreſter und Traubenkerne vom 3. 
Augult 1916 nicht in Widerſpruch ſtehen dürfen. 


85 
Die bei der Treiterverarbeitung verbleibenden Rückſtände ſind ab: 
zukeltern. 
Die Derpflichtung der Abkelterung liegt neben dem Brenner (8 3 
Satz 1) dem Brennereibeſitzer auch dann ob, wenn er einem andern die 
Benutzung der Brennerei ohne Entgelt geſtattet hat. 


Die aus Treſtern ausgeſonderten Traubenkerne ſind nach der Nus— 
ſonderung zu waſchen, vollſtändig zu trocknen und lufttrocken aufzube— 
wahren. 


7 
Gewerbsmäßigen Brennern iſt das Ausjondern der Traubenkerne aus 
den Schalen unterſagt. Sie haben die Schalen mit den Traubenkernen 
gemiſcht abzuliefern. 


8 8 | 

Der Kriegsausihuß für Erjaßfutter kann für die Anfuhr friſcher und 
ſolcher Treſter, aus denen Haustrunk bereitet iſt, eine beſondere Dergütung 
zahlen, wenn der Ort, an dem die Treſter anfallen oder zu Haustrunk 
verarbeitet wurden, mehr als 2 Kilometer von der in einem anderen 
Gemeindebezirke gelegenen Bahnitation entfernt it. Ueber die Höhe der 
Frachtvergütung hat der Kriegsausſchuß allgemeine Grundſätze aufzuſtellen. 

Der Kriegsausſchuß für Erſatzfutter kann mit Genehmigung des Kriegs: 
ernährungsamts im Einzelfalle höhere als die im 8 9 Abi. 1 der Der- 
ordnung vom 3. Augult 1916 beſtimmten Preiſe zahlen. 


89 

Der Kriegsausſchuß für Erſatzfutter hat für Treſter und Trauben: 
kerne, die aus dem Ausland eingeführt und von ihm übernommen werden, 
einen angemeſſenen Uebernahmepreis zu zahlen. 

Iſt der Verkäufer mit dem gebotenen Preiſe nicht einverſtanden, Jo 
ſetzt der auf Grund des § 4 der Ausführurigsbeitimmungen zur Derord- 
nung des Bundesrats über die Einfuhr von Futtermitteln, Hilfsſtoffen und 
Kunſtdünger vom 31. Januar 1916 gebildete Ausſchuß den Preis end— 
gültig feſt. Der Kriegsausſchuß für Erſatzfutter iſt von den Sitzungen 
zu benachrichtigen und befugt, dazu Dertreter ohne Stimmrecht zu ent— 
ſenden. 

810 
Dieſe Beſtimmungen treten mit dem Tage der Verkündung in Kraft. 
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1916. 22. September. 
Preisſteigerungen der Lebens- und Futtermittel. 
M. . G. M. C. D. F. M. J. (M. Bl. h. G. S. 335). 


Abſchrift überſenden wir zur Kenntnis mit dem Erſuchen, die er— 
forderlichen Maßnahmen im Sinne der vom Kriegsernährungsamte ge— 
gebenen Richtlinien ſchleunigſt zu treffen. 

Abdrucke für die Landräte, die Königlichen Polizeiverwaltungen und 
die kreisfreien Städte ſind beigefügt. ö 
An die Herren Regierungspräſidenten, den Herrn Polizeipräſidenten hier 

ſowie an den Herrn Öberpräfidenten in potsdam. 


Anlage. 
Der Präſident des Kriegsernährungsamts. 5 
Berlin, den 29. Auguſt 1916. 

Nach den vom Kriegsernährungsamte gemachten Beobachtungen find 
die Preiſe auf dem Gemüſe- und Obſtmarkt derart in fortgeſetztem Stei- 
gen begriffen, daß ſowohl die Deckung des Bedarfs an Friſchobſt wie 
der Aufkauf ausreichender Mengen Obſt für den Bedarf der Marmela— 
denfabriken zu angemeſſenen Preiſen und damit insbeſondere auch die Der- 
ſorgung der Bevölkerung mit Brotaufſtrich für den kommenden Winter 
und das Frühjahr des nächſten Jahres gefährdet erſcheint. Es wäre daher 
im Intereſſe der Sicheritellung der Dolksernährung dringend erwünſcht, 
wenn die örtlichen Behörden zu einem tatkräftigen Einſchreiten gegen dieſe 
Preisſteigerungen angeregt würden. Es würde meines Erachtens insbe— 
ſondere zweckmäßig ſein, darauf hinzuwirken, daß während der Wochen— 
märkte dauernd ein oder mehrere ſachkundige Mitglieder der Marktkom— 
miſſionen (Marktausſchüſſe der Preisprüfungsſtelle uſw.) auf dem Markt- 
platz zur Kontrolle des geſamten Verkehrs von Gemüſe und Obſt, insbe— 
ſondere der Preisſteigerung, anweſend ſind. 

Gleichzeitig wäre ich dankbar, wenn die Marktkommiſſionen ſowie 
alle anderen Dienſtſtellen auf die ſorgfältige Beobachtung des Derkehrs 
auch mit allen übrigen Gegenſtänden des täglichen Bedarfs hingewieſen 
würden. Den Mitgliedern der Marktkommiſſionen bitte ich hierbei ins- 
beſondere zur Pflicht zu machen, bei ihrer Tätigkeit auf die Anbrin— 
gung der von den Preisprüfungsſtellen auf Grund des § 5 der Bekannt- 
machung über die Errichtung von Preisprüfungsſtellen und die Derjor- 
gungsregelung vom 25. September 1915*) vorgeſchriebenen Oerzeichniſſe 
hinzuwirken. Auch da, wo hoöchſtpreiſe nicht feſtgeſetzt find, ſtehen den 
Behörden ausreichende Beitimmungen zur Seite. Gegen übermäßige Preis— 
ſteigerungen kann uach auf Grund der Bekanntmachung gegen übermäßige 
Preisſteigerung vom 23. Juli 1915**) in der Faſſung der Bekanntmachung 
vom 23. März 1916) eingeſchritten werden. Daneben kann, ſoweit 
Lebens⸗ üno Futtermittel in Betracht kommen, nach der Verordnung über 
den Handel mit Lebens- und Futtermitteln und zur Bekämpfung des 
Kettenhandels vom 24 Juni 19167) die Erlaubnis zum Betriebe des 
Handels entzogen werden. 


*) Dberwaltungsvorſchriften Jahrgang 1915 II Seite 153. 
*) Perwaltungsvorſchriften Jahrgang 1915 I Seite 532. 
) Derwaltungsvorſchriften Jahrgang 1916 I Seite 200. - 
J) Derwaltungsvorſchriften Jahrgang 1916 I Seite 472. 
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Als beſonders wirkſam hat es ſich erwieſen, wenn in geeigneten 
Fällen ſeitens der Polizeibeamten von dem Rechte der vorläufigen Feſtnahme 
(8 127 der Strafprozeßordnung) Gebrauch gemacht wird. 

Wiederholt iſt ſodann die Beobachtung gemacht worden, insbeſondere 
bei der Verſorgung der Bevölkerung mit Srühkartoffeln, daß die ört— 
lichen Stellen den ſich ſchnell verändernden ODerhältniſſen nicht immer 
gerecht geworden find. Dankbar würde ich es begrüßen, wenn die Auf: . 
merkſamkeit der beteiligten Dienſtſtellen erneut auf die Derforgungsrege- 
lung gelenkt würde, da ich unter den gegenwärtigen Seitverhältniſſen 
beſonderes Gewicht darauf legen muß, daß örtliche Derbitterungen und 
Schwierigkeiten durch Preistreibereien und mangelnde Tatkraft der ört— 
lichen Behörden vermieden werden. 

Uunterſchrift.) 
An die Bundesregierungen. 


1916. 22. September. 


Bekanntmachung der neuen Faſſung der Verordnung über die Regelung 
des Abſatzes von Erzeugniſſen der Kartoffeltrocknerei und der 
Kartoffelſtärkefabrikation. 


R. K. (R. G. Bl. S. 1069). 


Auf Grund des Artikel III der Derordnung, betreffend Aenderung 
der Derordnungen über die Regelung des Abſatzes von Erzeugniſſen der 
Kartoffeltrocknerei und der Kartoffelſtärkefabrikation, vom 31. Auguſt 1916 
wird der Wortlaut der Verordnung über die Regelung des Abſatzes von 
Erzeugniſſen der Kartoffeltrocknerei und der Kartoffelſtärkefabrikation vom 
16. September 1915), wie er ſich aus den Aenderungen durch die Der: 
ordnungen vom 25. Noveber 19152), vom 24. Februar 19160 und vom 
31. Auguſt 1916 ergibt, nachſtehend bekanntgemacht. 


Verordnung über die Regelung des Abſatzes von Erzeugniſſen der Kar: 
toffeltrocknerei und der Kartoffelitärkefabrikation in der Faſſung der Ver⸗ 
ordnung vom 31. Auguſt 1916. 


81 

Wer in einem gewerblichen oder landwirtſchaftlichen Betrieb Erzeug⸗ 
niſſe der Kartoffeltrocdnerei herſtellt oder durch andere herſtellen läßt 
(Trockner), iſt verpflichtet, feine geſamten Erzeugniſſe einſchließlich der 
Beſtände an die Trockenkartoffel⸗-Derwertungs-Geſellſchaft m. b. h. in 
Berlin zu liefern. Die Lieferung hat entſprechend den Anweiſungen der 
Geſellſchaft zu erfolgen. Der Trockner hat die Anweilung nach Fertig⸗ 
ſtellung von je 100 Doppelzentner einzuholen. 


Die Berjtellung der Erzeugniſſe in Lohn iſt nur mit Genehmigung 
der Geſellſchaft geſtattet. 


82 
m Vorſchriften im S 1 Abſ. 1 gelten nicht 
für Erzeugniſſe oder Beſtände, die zur Verwendung im eigenen 
Wirtſchaftsbetriebe des Herſtellers, bei Genoſſenſchaften oder Geſell⸗ 
ſchaften im Wirtſchaftsbetrieb ihrer Mitglieder erforderlich ſind; 


) Derwaltungsvorſchriften Jahrgang 1915 II Seite 131. 
) Derwaltungsvorſchriften Jahrgang 1915 II Seite 386. 
3) Dberwaltungsvorſchriften Jahrgang 1916 I Seite 151. 
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2. für Erzeugniſſe, die mit Genehmigung der Trockenkartoffel-Der- 
wertungs⸗Geſellſchaft in Lohn hergeſtellt ſind. 

Jedoch unterliegen der Cieferungspflicht nach 8 1 die Mengen, die 

infolge eines Derfütterungsverbots nach § 5 der Derordnung über die 


Kartoffelverſorgung vom 26. Juni 19167) im eigenen Betriebe nicht ver⸗ 
wendet werden können. 


N 83 
Der Trockner hat der CTrockenkartoffel-Verwertungs-Geſellſchaft auf 
Er fordern binnen zwei Wochen Auskunft zu erteilen 
1. über Umfang, Betrieb und Leiſtungsfähigkeit ſeiner Kartoffel- 
trockenanlage; 
2. über die Mengen an Erzeugniſſen der Kartoffeltrocknerei, welche 
von ihm hergeſtellt, verbraucht und auf Lager genommen ſind. 


8 4 
Jeder Trockner iſt berechtigt, der Trockenkartoffel-Verwertungs⸗Ge⸗ 
ſellſchaft unter den Bedingungen des Geſellſchaftsvertrags beizutreten. 


8 5 

Hinſichtlich der Derwertung der gelieferten Erzeugniſſe durch die Ge⸗ 
ſellſchaft unterliegt der Trockner, der von dem Rechte, Geſellſchafter zu 
werden, keinen Gebrauch gemacht hat, denſelben Bedingungen wie die 
Geſellſchafter mit der Maßgabe, daß über Rechtsſtreitigkeiten zwiſchen 
ihm und der Gejellihaft die ordentlichen Gerichte entſcheiden. 


| 86 

Erzeugniſſe der Kartoffeltrocknerei im Sinne dieſer Verordnung ſind 
alle Erzeugniſſe, die entſtehen, wenn friſchen Kartoffeln, allein oder in 
Miſchungen mit anderen Stoffen, der größere Teil ihres natürlichen Waſ— 
ſergehalts entzogen wird. 


St 
Wer Kartoffelitärke oder Kartoffelſtärkemehl heritellt oder durch an⸗ 
dere herſtellen läßt, iſt verpflichtet, ſeine geſamten Erzeugniſſe einſchließ⸗ 
lich der Beſtände an die Trockenkartoffel⸗Verwertungs-Geſellſchaft zu liefern. 
Der Keichskanzler ſetzt die Bedingungen feſt. 


8 8 
Die Dorſchriften des 87 gelten nicht für Erzeugniſſe oder Beitände, 
die für den Hausbedarf des Heritellers oder feiner Angeſtellten erfor— 
derlich ſind. a N 


89 
Die Trockenkartoffel-Derwertungs- ee hat die Erzeugniſſe und 
Beſtände (88 1 und 7) abzunehmen. 


a 8 10 
Kartoffeln ſowie Erzeugniſſe der Kartoffeltrocknerei und der Kartof- 
felſtärkefabrikationen dürfen zur Herſtellung gewerblicher Erzeugniſſe, wie 
insbeſondere Dextrin, Glukoſe, löslicher Stärke, nur mit Einwilligung der 
Trockenkartoffel⸗Derwertungs⸗Geſellſchaft verwendet werden. 
Dies gilt nicht 
für die herſtellung von Erzeugniſſen, die der Lieferungspflicht 
nach 88 1 oder 7 unterliegen; 


2. für die herſtellung von Erzeugniſſen des Brennerei, Hefe⸗ oder 
Bäckereigewerbes. 


7) Derwaltungsvorſchriften Jahrgang 1916 I Seite 478. 
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Der Reichskanzler kann die Dorſchrift im Abſ. ! auf die Herſtellung 
der im Abſ. 2 Nr. 2 genannten Erzeugniſſe ausdehnen. 
11 


Die Trockenkartoffel-Derwertungs-Geſellſchaft unterſteht der Aufſicht 
des Reichskanzlers. 
12 
Die Landeszentralbehörden erlaſſen die erforderlichen Ausführungs— 
bejtimmungen. - 5 
8 13 
Der Reichskanzler kann den Derkehr mit Erzeugniſſen der Kar- 
toffeltrocknerei und der Kartoffelſtärkefabrikation, die aus dem Ausland 
eingeführt werden, regeln; insbeſondere kann er anordnen, daß dieſe Er— 
zeugniſſe an die Trockenkartoffel-Derwertungs-Geſellſchaft in Berlin zu 
liefern ſind. Er ſetzt die Bedingungen und Preiſe für die Cieferung 
und den weiteren Abſatz feſt. Er kann beſtimmen, daß Suwiderhand— 
lungen mit Gefängnis bis zu einem Jahre oder mit Geldſtrafe bis zu 
zehntauſend Mark beſtraft werden. 
Der Keichskanzler kann Beſtimmungen über die Durchfuhr von Er: 
zeugniſſen der Kartoffeltrocknerei und der Kartoffelitärkefahrikation treffen. 


8 14 

Mit Gefängnis bis zu einem Jahre und mit Geldſtrafe bis zu zehn: 
tauſend Mark oder mit einer dieſer Strafen wird beſtraft: 

1. wer den Dorſchriften in den 88 1, 7 oder den nach § 7 Abi. 2 
erlaſſenen Beſtimmungen zuwiderhandelt; 

2. wer die nach S 3 von ihm erforderte Auskunft innerhalb der 
geſetzten Friſt nicht erteilt oder e unvollſtändige oder 
unrichtige Angaben macht; 

3. wer der Dorſchrift des § 10 ider handel 

4. wer wiſſentlich Erzeugniſſe, die dem Verbote des § 10 zuwider 
hergeſtellt ſind, in ſeinem Gewerbebetriebe verwendet, verkauft, 
feilhält oder ſonſt in den Derkehr bringt. 

Ueberſteigt in den Fällen der Nummern 1, 3 der Wert der Menge, 
auf die ſich die ſtrafbare Handlung bezieht, den Betrag von fünftauſend 
Mark, ſo kann die Geldſtrafe bis auf das Doppelte des Wertes erhöht 
werden. 

1916. 23. September. 


Verfütterung von Kartoffeln. 
Kriegsernährungsamt. (R. G. Bl. S. 1075). 


Auf Grund des § 5 der Bekanntmachung über die Kartoffelverſorgung 

vom 26. Juni 191659 wird fogendes beſtimmt: 
81 

Kartoffeln und Erzeugniſſe der Kartoffeltrocnerei dürfen nur an 
Schweine und an Federvieh verfüttert werden. 

Kartoffelerzeuger dürfen Kartoffeln, die als Speiſekartoffeln oder als 
Sabrikkartoffeln nicht verwendbar find, mit Genehmigung ihres Hom— 
munalverbandes auch an andere Tiere ihrer Wirtſchaft als an Schweine 
und an Federvieh verfüttern, ſoweit die ee an Schweine und 
an Federvieh nicht möglich iſt. 

Kartoffelſtärke und Kartoffelſtärkemehl dürfen nicht verfüttert werden. 


*) Derwaltungsvorſchriften Jahrgang 1916 I Seite 478. 
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Als Kommunalverband im Sinne des 8 1 gilt die von der Landes: 
zentralbehörde gemäß § 11 der Bekanntmachung über die Kartoffelver- 
ſorgung vom 26. Juni 19167) beſtimmte Behörde. 


3 
Wer den Derboten des 8 1 zuwiderhandelt, wird mit Gefängnis 
bis zu ſechs Monaten oder mit Geldſtrafe bis zu ee Mark 
beſtraft. 
8 4 
Dieſe Verordnung tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft. 


1916. 23. September. 


Anweiſuug zur Ansführung der Verordnung des Bundesrats 
über Bucheckern vom 14 September 1916. 


m. S. D. F. m. h. G. m. 3 (m. Bl. H. 6. S. 356). 


Auf Grund des 8 12 der Derorönung über Bucheckern vom 14. 
September 1916 beſtimmen wir: 

Hu 88 5, 6, 7, 10 und 11 der Derordnung: 

„Zuſtändige Behörde“ iſt, ſoweit es ſich um JLanökreile handelt, der 
Landrat (im Regierungsbezirk Sigmaringen der Oberamtmann), in Stadt— 
kreiſen der Magiſtrat, 

„höhere Derwaltungsbehörde“ der Regierungspräfident, 

u 8 9 der Derordnung: 

Für die Sulaſſung einzelner und allgemeiner Ausnahmen von dem 
Verbote des Derfütterns der Bucheckern, insbeſondere für die Beſtimmung, 
ob und inwieweit das Eintreiben von Schweinen zugelaſſen werden kann, 
ſind in den Landhkreiſen die Landräte (Oberamtmänner), in den Stadt: 
kreiſen die Magiſtrate zuſtändig. 


1916. 23. September. 


Tragen des ſitbernen (Offizier) Wortepe>rs der Feldwebelleutnants 
zur Ziviluniform 


m. L. D. F. (m. Bl. L. D. F. S. 283). 


An ſämtliche Königlichen Regierungen mit Ausſchluß von Zurich, Münſter 
und Sigmaringen. | 
Das ſilberne Portepee dürfen nach § 3 der Allerhöchſten Verordnung 
vom 29. Juli 1889 zur Siviluniform nur diejenigen Beamten tragen, 
die Offiziere der Reſerve oder Landwehr find oder die Offiziere waren 
und als ſolche mit der Berechtigung zum Tragen der Militäruniform 
verabſchiedet worden ſind. 

Die Feldwebelleutnants gehören nach der Allerhöchſten Kabinettsorder 
vom 8. April 1915 zu den Offizieren. Sie treten nach der Entlaſſung 
aus dem Heeresdienjt in den Beurlaubtenſtand (ſoweit fie noch dienſtpflichtig 
ſind) oder in das Inanktivitätsverhältnis (ſoweit ſie landſturm- oder nicht 
mehr wehrpflichtig ſind) zurück. Sofern und ſolange obige Dorausjegun- 
gen erfüllt find, trifft daher die Berechtigung zum Tragen des ſilbernen 
Portepees auch auf Feldwebelleutnants zu. 


+) Derwaltungsvorſchriften Jahrgang 1916 I Seite 478. 
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Beteiligung des Handwerks an ſtaatlichen Lieferungen. 
M. H. G. (M. Bl. H. G. S. 327). 


Die Beſtrebungen des Handwerks, ſeinen durch den Krieg ſchwer in 
Mitleidenſchaft gezogenen Angehörigen durch Beteiligung an den ſtaat⸗ 
lichen Cieferungen das Durchhalten zu ermöglichen, haben erfreulicherweiſe, 
dank auch der tatkräftigen Unterſtützung der militäriſchen Dergebungs- 
ſtellen, zu bemerkenswerten Ergebniſſen geführt. Mehr und mehr hat 
ſich dabei in den führenden Kreiſen des Handwerks die Erkenntnis durch⸗ 
geſetzt, daß ein ausſichtsreicher Mitbewerb dem einzelnen Meiſter un⸗ 
möglich iſt und daß nur eine Suſammenfaſſung und wirtſchaftliche Organi⸗ 
ſation aller Kräfte die Grundlage für den Erfolg bietet. So ſind bis— 
her bereits mehr als 400 Lieferungsgenoſſenſchaften neben faſt ebenſo 
vielen freien Cieferungsgemeinſchaften zur Ausführung von Aufträgen der 
Heeresverwaltung gegründet worden. Fortgeſetzt noch entitehen neue Ge— 
noſſenſchaften oder wandeln ſich freie Lieferungspereinigungen in Genoſ— 
ſenſchaften um. 


Grundſätzlich kann eine tatkräftige Förderung des Genoſſenſchafts— 
weſens im Handwerk unter Mitarbeit der Handwerkskammern nach der 
bisherigen oft allzu ſtarken Surückhaltung nur begrüßt werden, da fie 
die zerſplitterten Kräfte im Handwerk zuſammenzufaſſen und ihnen den 
Suſammenhalt zu geben geeignet iſt, der einen erfolgreichen Wettbewerb 
mit der an Produktionsmitteln weit überlegenen Großinduſtrie ermöglicht. 
Andererſeits bringen aber die unter Ausnahmeverhältniſſen erfolgenden, 
durch den Anreiz außergewöhnlich umfangreicher Staatslieferungen ver⸗ 
anlaßten Gründungen Gefahren mit ſich, welche die ernſte Aufmerkjam- 
keit aller Beteiligten erheiſchen. 


Eine unrichtige oder unzweckmäßige Anlage der Genoſſenſchaften und 
eine unzureichende Führung der gemeinſamen Geſchäfte können leicht zu 
einem Mißerfolg oder zu einer Schädigung der Genoſſenſchaften führen. 
Dadurch werden dann nicht nur die etwa zum Schadenserſatz herangezogenen 
Mitglieder der Derwaltungsorgane und die mit ihren Geſchäftsguthaben und 
aus ihrer haftpflicht in Anſpruch genommenen Genoſſenſchaftsmitglieder, 
oder die an einem Derluſte beteiligten Gläubiger der Genoſſenſchaft be— 
troffen. Es kann darüber hinaus in weitem Umkreis der genoſſenſchaft— 
liche Gedanke für lange Seit ſtark beeinträchtigt werden, während gerade 
das Handwerk des genoſſenſchaftlichen Zuſammenſchluſſes bedarf und aus 
ihm bei richtiger Anwendung große Dorteile zu ziehen vermag. Not⸗ 
wendig iſt es daher, daß ſich die neue Lieferungsgenoſſenſchaftsbewegung 
die genoſſenſchaftlichen Erfahrungen, wie ſie in der mehr als 60 Jahre 
alten Entwicklung des Genoſſenſchaftsweſens gemacht und in den Ge— 
noſſenſchaftsverbänden geſammelt find, durch Anſchluß an dieſe zunutze macht. 
Das iſt umſomehr geboten, als die ordnungsmäßige Vornahme der geſetz⸗ 
lich vorgeſchriebenen Reviſion bei den einzelnen Genoſſenſchaften durch 
einen vom Gerichte beſtellten Reviſor in der Regel nicht genügen wird, 
um die neue Bewegung in geſunde Bahnen zu führen und in ihnen zu er⸗ 
halten. Sollen die Genoſſenſchaften der in rechtlicher und wirtſchaftlicher 
Beziehung weniger bewanderten Kleingewerbetreibenden ſich gedeihlich ent⸗ 
wickeln, jo wird eine geordnete ſtändige Beobachtung und Beaufſichtigung 
der einzelnen Genoſſenſchaften und eine fortgeſetzte Beratung und Beleh⸗ 
rung ihrer Derwaltungsorgane notwendig fein, wie ſie nur von den mit. 
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feſten Einrichtungen für dieſe Aufgaben verſehenen Genoſſenſchafts- und 
Reviſionsverbänden vorgenommen werden kann. Es werden deshalb ne: 
ben einer gewiſſenhaften techniſchen Ueberwachung der Arbeitsausführung 
auch häufige, recht eingehende Reviſionen der Genoſſenſchaften geboten 
ſein, welche ji nicht auf die rein kaufmänniſche Nachprüfung der Ge⸗ 
ſchäfts⸗ und Buchführung beſchränken dürfen, ſondern das geſamte Leben 
und Wirken der Genoſſenſchaft zu umfaſſen haben. Den Keviſionsverbänden 
ſtehen für dieſe Swecke ſachverſtändige Kräfte mit jahrelanger Erfah⸗ 
rung in genoſſenſchaftlichen Dingen zur Verfügung, die beſonders geeignet 
ſind, dieſe Unterweiſungs⸗ und Reviſionsarbeiten auszuführen. Es wird 
daher Gewicht darauf zu legen ſein, daß die neu gegründeten Liefe- 
rungsgenoſſenſchaften, die ſich bisher nur zum kleineren Teile an Ge— 
noſſenſchaftspverbände angeſchloſſen haben, unverzüglich ſolchen Derbänden 
beitreten. Ebenſo wird es ratſam fein, daß auch die freien Lieferungs- 
vereinigungen mit den Genoſſenſchaftsverbänden in Derbindung gebracht 
und ihrer Prüfung unterſtellt werden, damit insbeſondere in geeigneten 
Fällen ihre Ueberführung in die Form der Genoſſenſchaft auch in zweck⸗ 
mäßiger, eine geſunde Entwicklung gewährleiſtender Weiſe erfolgt. 


Für den Anſchluß der Lieferungsgenoſſenſchaften kommen in erſter 
Linie diejenigen Verbände in Frage, welche ſich beſonders die Pflege 
der Handwerkergenoſſenſchaften zur Aufgabe geſtellt haben und die in 
dem durch und für das Handwerk zwecks engeren Suſammenſchluſſes der 
Handwerkergenoſſenſchaften gegründeten „Hauptverbande deutſcher gewerb— 
licher Genoſſenſchaften zu Berlin“ vereinigt find. Durch die ihm als Mit— 
glieder angehörenden und in feinem Ausjchuffe Sitz und Stimme füh— 
renden Handwerks- und Gewerbekammern iſt das Handwerk in der Lage, 
ſeine beſonderen Wünſche nachdrücklich zur Geltung zu bringen. Neben 
ihm ſind aber auch die ſonſtigen leiſtungsfähigen Reviſionsverbände zur 
Mitarbeit berufen, welche bereit und befähigt ſind, den beſonderen Be— 
dürfniſſen dieſer neuen Genoſſenſchaftsart gerecht zu werden, ſo nament— 
lich die des „Allgemeinen Verbandes der auf Selbſthilfe beruhenden deutſchen 
Erwerbs: und Wirtſchaftsgenoſſenſchaften zu Berlin“, der durch ſeine Mit- 
arbeit bei der Aufitellung der Richtlinien für die wirtſchaftliche Orga— 
niſation des Handwerks zum Swecke korporativer Uebernahme von Ar— 
beiten und Cieferungen Anteil an der gegenwärtigen Belebung des Hand— 
werkergenoſſenſchaftsweſens genommen hat. 


Die Beteiligten werden mit aller Kraft danach ſtreben müſſen, die 
neue Bewegung vor einem Mißerfolge zu bewahren, da ein ſolcher den 
genoſſenſchaftlichen Gedanken im Handwerk ſtark beeinträchtigen müßte. 
Jedenfalls würde ich bei den arbeitvergebenden Stellen für die dauernde 
Berückſichtigung nur ſolcher Genoſſenſchaften und Lieferungsvereinigungen 
eintreten können, die durch ihre Unterwerfung unter eine jederzeit mög— 
liche Keviſion eines genoſſenſchaftlichen Reviſionsverbandes die Gewähr da- 
für bieten, daß ihre Anlage, Geſchäftsführung und Derwaltung nach allen 
Richtungen hin einwandsfrei ausgebaut iſt. 


Euere u. ſ. w. wollen dementſprechend auf den Anſchluß der Ge: 
noſſenſchaften an Reviſionsverbände hinwirken und die Handwerkskammern 
anweiſen, daß ſie nach der gleichen Richtung ihren Einfluß nachdrücklich 
geltend machen. Ich behalte mir vor, über das Ergebnis ſeinerzeit Be— 
richt zu fordern. a 


An die Auflichtsbehörden der Handwerkskammern. 


EN = 
, 
N Re 
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Gewährung einer außerordentlichen Haferzulage während 
der Herbftfeldbeſtellung. 


Kriegsernährungsamt. (R. G. Bl. S. 1076). 


Auf Grund der Dorſchriften im § 6 Abſ. 2a, b der Bekanntmachung 
über Hafer aus der Ernte 1916 vom 6. Juli 1916 und des § 1 der 
Bekanntmachung über die Errichtung eines Kriegsernährungsamts vom 
22. Mai 19167) werden die Landeszentralbehörden ermächtigt, für Ge— 
genden, in denen die Derfütterung von Kartoffeln an Pferde und Rinder 
üblich war, bei dringendem wirtſchaftlichen Bedürfnis zu beſtimmen, daß 
Unternehmer landwirtſchaftlicher Betriebe in der Seit zwiſchen dem 26. 
September und 15. November 1916 an ihre zur Feldarbeit verwendeten 
ſchweren Arbeitspferde, Arbeitsochſen oder Sugkühe neben den durch die 
Bekanntmachungen vom 19. Auguſt 1916 (Keichs-Geſetzbl. S. 939)/5. Sep⸗ 
tember 1916 (keichs-Geſetzbl. S. 997) und vom 15. September 1916 
(Reichs⸗Geſetzbl. S. 1045) bewilligten noch folgende weitere Hafermengen 
aus ihren Dorräten verfüttern dürfen: 

a) an die ſchweren Arbeitspferde 5 Pfund für den Tag oder 11 
Sentner für den. ganzen Seitraum, 

b) an die Arbeitsochſen 1½ Pfund für den Tag oder 3%, Sentner 
für den ganzen Seitraum, 

c) an die Sugkühe unter Beſchränkung auf 1 Geſpann und vorbe⸗ 
haltlich der Genehmigung der zuſtändigen Behörde 1½ Pfund 
für den Tag oder 3%, Sentner für den ganzen Zeitraum. 

Die Landeszentralbehörden können dieſe Befugnis anderen Behörden 
übertragen. N 


1916. 25. September. 


Ausführungsanweiſung zu der Bekauntmachung über die Regelung 
der Wildpreiſe vom 24. Anguſt 1916 


m. h. G. m. C. d. F. m. 3. (m. Bl. 9. 6. S. 336). 


Auf Grund der 88 5 und 4 der vorbezeichneten eee 
wird folgendes beſtimmt: 

I. 

Für Gemeinden mit mehr als 50000 Einwohnern treten an Stelle 
der von dem herrn Präſidenten des Kriegsernährungsamts durch die Be— 
kanntmachung über die Feſtſetzung der Preiſe für Wild vom 17. Sep= 
tember 1916 (R6BI. S. 1046) für den Großhandel mit Wild feſtgeſetzten 
Preiſe folgende Preiſe: 

1. bei Rehwild (mit Decke) für 0,5 Kilogramm f 1,135 Mark, 

2. bei Rot- und Damwild (mit Decke) für 0,5 Kilogramm 1,25 „ 

5. bei Wildſchweinen (mit Schwarte) 

a) bei Tieren im Gewichte bis zu 35 Kilogramm 


einſchließlich für 0,5 Kilogramm 10 „ 
b) bei Tieren über 35 Kilogramm für 0,5 Ki— 
logramm 1,10 „ 
4. bei Haſen 
a) mit Balg, das Stück DI 
b) ohne Balg, das Stück 5,45 „ 


gr 7) Derwaltungsvorſchriften Jahrgang 19161 Seite 380. 


1916. 25. September. 827 


5. bei wilden Kaninden 


a) mit Balg, das Stück 1,65 Mark, 
b) ohne Balg, das Stück a9: 5 
6. bei Faſanen 
a) Hähne, das Stück 4,95 „ 
b) Hennen, das Stück 5,85 „ 
II. 


Für die Abgabe von wild im Kleinverkauf an den Derbraucher werden 
folgende Preiſe feſtgeſetzt: 
. bei Rehwild 
a) für Kücken und Keule (Siemer und Schlegel) 
für 0,5 Kilogramm 2,50 Mark, 
b) für Blatt oder Bug für 0,5 Kilogramm e 
c) für Ragout oder Kochfleiſch für 0,5 Kilo: 
gramm Ä 0,90 " 
2. bei Rot: und Damwild 
a) für Kücken und Keule (Siemer und Schlegel) 
für 0,5 Kilogramm 21: 
b) für Blatt oder Bug für 0,5 Kilogramm 150 „ 
c) für Ragout oder Kochfleiſch für 0,5 Kilo: N 
gramm 0,70 1 
5. bei Wildſchweinen 
A. bei Tieren bis zu 35 Kilogramm einſchließlich 
a) für Rücken und Keule (Siemer und Schle— 
gel) für 0,5 Kilogramm 2,50 
b) für Blatt oder Bug für 0,5 Kilogramm 1,80 
c) für Ragout oder Kochfleiſch für 0,5 Ki— 
logramm 1,00 
B. en dien über 35 Kilogramm 
) für Rücken und Keule (Siemer und Schle- 
gel) für 0,5 Kilogramm 2,00 „ 
b) für Blatt oder Bug für 0,5 Kilogramm 1,50 
) für Ragout oder Kochfleiſch für 0,5 Ki— 


logramm . 1,00 * 

4. bei Haſen ö 

a) mit Balg, das Stück | 6,00 „ 

b) ohne Balg, das Stück 9 
5. bei wilden Kaninchen 

a) mit Balg, das Stück 180 5; 

b) ohne Balg, das Stück 1 
6. bei Faſanen 

a) Hähne, das Stück . 


b) Hennen, das Stück 4,25 
Für Gemeinden mit mehr als 50000 Einwohnern treten an die Stelle 
dieſer Preiſe folgende Preiſe: 
1. bei Rehwild 
a) für Rücken und Keule (Siemer und Schlegel) 
für 0,5 Kilogramm 2,75 Mark, 
b) für Blatt oder Bug für 0,5 Kilogramm 1,85 
c) für Ragout oder Kodfleiih für 0,5 Kilo- 
gramm 0,90 
2. bei Rot: und Damwild 
a) für Kücken und Keule (Siemer und Schlegel) 
für 0,5 Kilogramm 2,35 
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b) für Blatt oder Bug für 0,5 Kilogramm 1,65 Mark, 
c) für Ragout oder Kochfleiſch für 0,5 Kilo- 
gramm 0,70 „ 


5. bei Wildſchweinen 
A. bei Tieren bis zu 35 Kilogramm einſchließlich 
a) für Rücken und Keule (Siemer und Schle- 
gel) für 0,5 Kilogramm 2,75 
b) für Blatt oder Bug für 0,5 Kilogramm 1,95 
c) für Ragout oder Kochfleiſch für 0,5 Ki⸗ 
logramm 1,90 
B. bei Tieren über 35 Kilogramm 
a) für Rücken und Keule (Siemer und Schle- 
gel) für 0,5 Kilogramm 2,25 
b) für Blatt oder Bug für 0,5 Kilogramm 1,65 
c) für Ragout oder Kochfleiſch für 0,5 Ki— 


logramm 8 1,00 „ 

4. bei Haſen . 

a) mit Balg, das Stück 6.50 „ 

b) ohne Balg, das Stück 6,20 „ 
5. bei wilden Kaninchen N 

a) mit Balg, das Stück 1,5 „ 

b) ohne Balg, das Stück 8 
6. bei Faſanen * 

a) Hähne, das Stück 5,70 „ 

b) Hennen, das Stück en 460 „ 


Wird Wild im Kleinverkaufe durch den Jäger ſelbſt an den Derbraucher 
abgegeben, ſo dürfen die für den Großhandel mit Wild geſetzten Preiſe 
nicht überſchritten werden. 

IV. 


Dieſe Beſtimmungen treten mit dem Tage der Verkündung in Kraft. 

Doritehende Ausführungsanweiſung ſoll die Wildpreiſe nur im all⸗ 
gemeinen regeln, wobei nicht verkannt wird, daß dieſe Regelung den 
Intereſſen der großen Derbrauchszentren nicht überall gerecht werden wird. 
Inſoweit für einzelne Plätze auf Grund beſonderer Derhältnijfe durch 
die in der Anweiſung getroffene Preisbeſtimmung eine ausreichende Wild— 
zufuhr nicht geſichert oder gehemmt ſein ſollte, wird anheimgeſtellt, bei 
mir, dem mitunterzeichneten Miniſter für Handel und Gewerbe, für der— 
artige Plätze eine anderweite Preisfeſtſetzung zu beantragen. Sie wollen 
nötigenfalls die Kommunalbehörden hierauf hinweiſen und veranlaſſen, 
durch Ihre Hand einen von Ihnen zu prüfenden Antrag an mich, den 
Miniſter für Handel und Gewerbe, einzureichen. 

Abdruce der Ausführungsanweifung für die Stadt: und Landkreije 
und die Gemeinden mit mehr als 50000 Einwohnern ſind beigefügt. 
An die herren Regierungspräſidenten und den herrn Polizeipräſidenten 

in Berlin. 5 
1916. 28. September. 


Preisbeſchränkungen bei Verkäufen von Schuhwaren. 


R. K. (K. 6. Bl. S. 1077). 
Der Bundesrat hat auf Grund des 8 3 des Geſetzes über die Er⸗ 
mächtigung des Bundesrats zu wirtſchaftlichen Maßnahmen uſw. vom 4. 
Auguſt 1914%) folgende Derordnung erlaſſen: ö 


*) Derwaltungsvorfchriften Jahrgang 1914 I Seite 857. 
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Schuhwaren dürfen zu keinem höheren Preiſe verkauft werden als dem, 
der ſich aus der Fuſammenrechnung der Geſtehungskoſten, eines angemeſſenen 
Anteils der allgemeinen Unkoſten und eines angemeſſenen Gewinns ergibt. 
Für die Preisberechnung find die von der Gutachterkommiſſion für Schuh⸗ 
warenpreiſe ($ 9) aufgeſtellten Richtjäße maßgebend. NE: 

Schuhwaren im Sinne der Derordnung ſind ſolche, die ganz oder 
zum Teil aus Leder, Strick-, Web- oder Wirkwaren, Filz oder filzartigen 
Stoffen beſtehen. ; 

Lieferungsverträge über Schuhwaren, die vor dem Inkrafttreten dieſer 
Verordnung zu höheren als den nach $ 1 zuläſſigen Preiſen abgeſchloſſen 
ſind, gelten als zu dieſen Preiſen abgeſchloſſen, ſoweit die Lieferung nicht 
vor dem Inkrafttreten der Verordnung erfolgt iſt. 


3 
Schuhwaren dürfen vom Großhändler nur an Kleinhändler, vom Klein: 
händler nur an Verbraucher abgeſetzt werden. 


4 5 
Schuhwaren müſſen auf der Ware ſelbſt oder auf einem mit dieſer 
feſt verbundenen, aus dauerhaftem Material hergeſtellten Begleitſchein in 
Be für den Käufer leicht erkennbaren Weiſe folgende Angaben ent⸗ 
alten: N 
1. den Namen oder die Firma und den Ort der gewerblichen Haupt⸗ 
niederlaſſung desjenigen, der die Ware hergeſtellt hat; an Stelle der 
Angabe des Namens oder der Firma und des Niederlaſſungsorts 
kann als Kennzeichnung eine Nummer treten; 
2. den Kleinverkaufspreis in deutſcher Währung; 


3. den Monat und das Jahr, in denen die Angaben angebracht 


worden ſind. 

Die Dorſchriften des Abſ. 1 finden keine Anwendung auf Schuh⸗ 
waren, die auf Beſtellung des Derbrauchers handwerksmäßig nach Maß 
angefertigt werden. 

85 

Die im 8 4 vorgeſchriebenen Angaben find vom herſteller oder, falls 
die Ware aus dem Ausland eingeführt wird, von demjenigen anzubringen, 
der die Ware im Inland im eigenen oder fremden Namen in den Der- 


kehr bringt. Die Angaben ſind anzubringen, bevor der Verpflichtete die 


Ware weitergibt. 

Bei Waren, die zur Seit des Inkrafttretens dieſer Bekanntmachung 
bereits im Beſitz eines Händlers ſich befinden, find nur die im § 4 Abſ. 1 
Nr. 2, 3 verlangten Angaben von dieſem anzubringen. 

Soweit der zur Auszeichnung Verpflichtete an Stelle der Angaben 
ſeines Namens oder der Firma und des Niederlaſſungsorts eine Nummer 
anbringen will, hat er bei der Gutachterkommiſſion für Schuhwarenpreiſe 
(§ 9) die Zuteilung dieſer Nummer zu beantragen. Er darf ſich nur der 
zugeteilten Nummer bedienen. N 

8 6 

Der Käufer von Schuhwaren kann, wenn er glaubt, daß der ihm 
berechnete Preis oder der ausgezeichnete Kleinverkaufspreis die Grenzen 
des 81 überſchreitet, binnen zwei Wochen nach Abſchluß des Kaufver- 
trags Feſtſetzung des Preiſes durch ein Schiedsgericht beantragen. 

Das Schiedsgericht prüft auch auf Anrufen der zuſtändigen Behörde 
die Preiſe nach und beſtimmt die nach $ 1 in Verbindung mit den 
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von der Gutachterkommiſſion für Schuhwarenpreiſe (§ 9) aufgeſtellten 
Richtfäßen angemeſſenen Preiſe. Iſt der für eine beſtimmte Art von 
Schuhwaren feſtgeſetzte Preis niedriger als der ausgezeichnete, ſo hat das 
Schiedsgericht zugunſten des Reichs von dem zur kluszeichnung Verpflich- 
teten einen Betrag einzuziehen, der dem Ueberpreis aller von dem Der: 
pflichteten mit der beanſtandeten Preisauszeichnung in den letzten drei Mo⸗ 
naten in den Verkehr gebrachten Schuhwaren der betreffenden Art ent⸗ 


ſpricht. 


87 
Ergibt die Prüfung durch das Schiedsgericht den Derdacht einer ſtraf— 
baren Ueberteuerung, jo hat der Dorſitzende des Schiedsgerichts außerdem 
der zuſtändigen Staatsanwaltſchaft Mitteilung zu machen. 


8 8 | 
Das Schiedsgericht entſcheidet unter Ausſchluß des Rechtswegs. Seine 
Entſcheidung iſt endgültig; fie erfolgt gebühren- und ſtempelfrei. 


Der Reichskanzler ernennt eine Gutachterkommiſſion für Schuhwaren⸗ 
preiſe, der es obliegt, allgemeine Richtſätze für die Beſtimmung der Der- 
Kaufspreiſe feſtzuſetzen, insbeſondere Grundſätze für die Berechnung der 
Geſtehungskoſten, des angemeſſenen Anteils an den allgemeinen Unhoſten 
und des angemeſſenen Gewinns aufzuſtellen. Die Gutachterkommiſſion hat 
auch auf Erſuchen des Schiedsgerichts oder der zuſtändigen Behörde ſich 
über die Angemeſſenheit der Preiſe im Einzelfalle gutachtlich zu äußern. 
Sie hat eine Ciſte der gemäß § 5 Abſ. 3 zugeteilten Nummern zu führen 
und dem Schiedsgerichte die Nummern der zur en Verpflich⸗ 
teten ſeines Bezirkes mitzuteilen. 

10 

Veranſtaltungen, die eine beſondere Beſchleunigung des Verkaufs von 
Schuhwaren bezwecken, ſind verboten. 

Als verboten gelten insbeſondere die Ankündigung und die Abhaltung 
von Ausverkäufen und Teilausverkäufen, Inventur- und Saiſonverkäufen, 
Feſtverkäufen, Serien⸗ und Keſtewochen oder =tagen, Propaganda- und 
Reklamewochen oder =tagen und von ähnlichen Sonderverkäufen ſowie die 
Ankündigung von Verkäufen zu herabgeſetzten Preiſen oder Inventurpreiſen. 


8 11 
Bedeutet die Durchführung des Verbots (8 10) bei Todesfällen, Ge⸗ 
ſchäftsauflöſungen und Konkurjen eine beſondere härte, fo kann die Orts⸗ 
polizeibehörde auf Antrag Ausnahmen zulaſſen. Die Landeszentralbehörde 
kann an Stelle der Ortspolizeibehörde eine andere Behörde für zuſtändig 
erklären. 
812 
Der Reichskanzler erläßt die näheren Beſtimmungen über die Errich⸗ 
tung, die Sujtändigkeit, die Fuſammenſetzung und das Verfahren des Schieds⸗ 
gerichts ſowie über die Errichtung, die Suſtändigkeit und die Zuſam⸗ 
menſetzung der Gutachterkommiſſion für Schuhwarenpreiſe. 


8 15 
Der Reichskanzler kann Ausnahmen von den Dorſchriften dieſer Der: 
ordnung zulaſſen. Er kann die Preiſe für Ausbeſſerungen an Schuhwaren 
regeln. 
8 14 
Mit Gefängnis bis zu ſechs Monaten oder mit Geldſtrafe bis zu 
zehntauſend Mark wird beſtraft: 


1916. 28. September. 831 


— 


. wer den Beſtimmungen der 88 3, 10 zuwiderhandelt; 

2. wer Schuhwaren ohne die nach 88 4, 5 vorgeſchriebene Aus 
zeichnung verkauft, feilhält oder ſonſt in den Verkehr bringt; 

3. wer bei der nach SS A, 5 vorgeſchriebenen Auszeichnung unrich⸗ 
tige Angaben macht, oder eine andere als die ihm zugeteilte 
Nummer verwendet, oder wer Schuhwaren verkauft, feilhält oder 
ſonſt in den Verkehr bringt, wiſſend, daß die Auszeichnung un⸗ 
richtige Angaben oder eine falſche Nummer enthält, oder daß die 
ausgezeichnete Preisangabe erhöht oder unkenntlich gemacht iſt; 

4. wer Schuhwaren zu einem höheren als dem ausgezeichneten Preiſe 
verkauft oder feilhält; 

5. wer, nachdem für eine beſtimmte Art der von ihm in den 
Verkehr gebrachten Schuhwaren von dem Schiedsgericht ein an— 
gemeſſener Preis feſtgeſetzt iſt, Waren gleicher Art mit einem 
höheren Kleinhandelspreis auszeichnet und mit dieſer Nuszeich⸗ 
nung verkauft, feilhält oder ſonſt in den Verkehr bringt. 

Bei vorſätzlicher Zuwiderhandlung können neben der Strafe die Wa⸗ 
ren eingezogen werden, auf die ſich die ſtrafbare Handlung bezieht, ohne 
Unterſchied, ob ſie dem Täter gehören oder nicht. 

8 15 

Die Verordnung tritt mit dem Tage der Verkündung, hinſichtlich des 
8 14 mit dem dritten Tage nach der Derkündung, hinſichtlich der 88 4, 
5 mit dem 25. Oktober 1916 in Kraft. Den Seitpunkt des Außerkraft: 
tretens beſtimmt der Reichskanzler. 
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Aus führungsbeſtimmungen zur Verordnung über Preisbeſchraͤnkungen 
bei Verkäufen von Schuhwaren vom 28. September 1916. 
(Reichs⸗Geſetzbl. S. 1077). 


R. K. (K. G. Bl. S. 1080). 


Auf Grund des 8 9 der Derorönung über Preisbeſchränkungen bei 
Verkäufen von Schuhwaren vom 28. September 1916 wird folgendes 
beſtimmt: a 

81 

Bei jeder amtlichen Handelsvertretung wird für ihren Bezirk ein 
Schiedsgericht gebildet. In Bezirken, in denen mehrere Dertretungen des 
Handels vorhanden ſind, beſtimmt die Landeszentralbehörde, bei welcher 
von ihnen das Schiedsgericht zu bilden iſt. Die Landeszentralbehörde 
kann beſtimmen, daß für die Bezirke mehrerer Handelsvertretungen nur 
ein Schiedsgericht zu bilden iſt. 

Orte, die zu keinem Handelsvertretungsbezirke gehören, werden nach 
Beſtimmung der Landeszentralbehörde dem Schiedsgerichte der nächſten Han— 
delsvertretung zugewieſen. 

Soweit Bundesſtaaten amtliche Handelsvertretungen nicht haben, be— 
ſtimmt die Landeszentralbehörde die amtlichen Stellen, bei denen das Schieds- 
gericht gebildet wird ſowie den Bezirk des Schiedsgerichts. 

82 


Das Schiedsgericht beſteht aus einem Dorfigenden und Beiſitzern. Ihr 
Amt iſt ein Ehrenamt. Der Dorſitzende und fein Stellvertreter werden 
durch die Landeszentralbehörde oder die von ihr beſtimmte Derwaltungs- 
behörde, die Beiſitzer, ſoweit ſie gewerblichen Kreiſen angehören, durch 
die Handelsvertretung, im übrigen durch den Dorſitzenden des Schiedsgerichts 
ernannt. Die Handelsvertretung beſtellt einen oder mehrere Schriftführer. 


53** 
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Die Mitglieder und Schriftführer find vor ihrem Amtseintritt durch 
Handſchlag an Eidesſtatt zu treuer und gewiſſenhafter Führung ihres 
Amtes zu verpflichten. Sie ſind zur Amtsverſchwiegenheit verpflichtet. 
Die Verpflichtung des Dorſitzenden und feines Stellvertreters erfolgt durch 
die höhere Derwaltungsbehörde, die Verpflichtung der übrigen Mitglieder 
und der Schriftführer durch den Dorſitzenden des Schiedsgerichts. 

In Fällen des § 1 Abj. 3 findet dieſe Beſtimmung entſprechende 
Anwendung. 

83 

Das Schiedsgericht entſcheidet in einer Beſetzung von einem Dor- 
ſitzenden und vier Beiſitzern, von denen je einer ein Schuhwarenherſteller 
und ein Schuhwarenhändler, die beiden übrigen Derbrauder fein ſollen. 
Wird der von einem Handwerker berechnete Preis angegriffen, fo ſoll der 
Herſteller den handwerkerkreiſen entnommen fein. 


8 4 
Sultändig iſt das Schiedsgericht des Bezirkes, in dem der zur Kus⸗ 
zeichnung des Kleinverkaufspreiſes Verpflichtete, oder falls nicht der aus⸗ 
gezeichnete, ſondern der berechnete Preis angegriffen wird, der Verkäufer 
1 80 Wohnort beziehungsweiſe den Ort feiner gewerblichen Niederlaſſung 
hat. 


8 5 
Der Antrag auf ſchiedsgerichtliche Entſcheidung iſt ſchriftlich oder zu 
Protokoll des Schriftführers eines Schiedsgerichts zu ſtellen. Er ſoll unter 
Darlegung der Sachlage und Angabe der Beweismittel kurz begründet 
werden; der Antragſteller ſoll die ihm zugänglichen Beweisurkunden bei⸗ 


fügen. 
86 


Das Schiedsgericht verhandelt und entſcheidet in nicht öffentlicher Sitzung. 
Der Dorſitzende kann anordnen, daß eine mündliche Verhandlung mit den Be⸗ 
teiligten ſtattfindet. 

Die Beteiligten ſind vor der Entſcheidung zu hören. Es iſt ihnen ge⸗ 
ſtattet, den Verhandlungen beizuwohnen. Der Dorjiende kann ihr Er⸗ 
ſcheinen anordnen. ö 8 

Beteiligte im Sinne dieſer Beſtimmung ſind der Käufer, der zur 
Auszeichnung Verpflichtete ſowie die antragſtellende Behörde. Der Vor⸗ 
ſitzende kann andere Perſonen, die ein rechtliches Intereſſe an der Ent⸗ 
ſcheidung haben, als Beteiligte zulaſſen. i 

8 7 | 

Die Beteiligten ſind von Ort und Seit der Sitzung zu benachrichtigen. 
Wird mündliche Verhandlung angeordnet, ſo ſind ſie zu dieſer zu laden. 

Die Ladung geſchieht durch eingeſchriebenen Brief und, wenn der 
Wohnort der Beteiligten nicht bekannt iſt oder die ſchriftliche Deritändigung 
mit ihnen während des Krieges erſchwert oder zeitraubend iſt, mittels 
einmaliger Einrückung in den Reichsanzeiger. Der VDorſitzende kann eine 
andere Art der Ladung anordnen. 

Die Beteiligten können ſich in der mündlichen Verhandlung durch eine 
mit ſchriftlicher Vollmacht verſehene Perſon vertreten laſſen. Sind fie oder 
ihre Stellvertreter trotz rechtzeitiger Ladung nicht erſchienen, jo wird gleich⸗ 
wohl in der Sache verhandelt und entſchieden. 

8 8 

Das Schiedsgericht kann den Beteiligten aufgeben, binnen einer be⸗ 

ſtimmten Friſt Tatſachen zur weiteren Aufklärung des Sachverhalts an- 
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zugeben und Beweismittel, insbeſondere Urkunden vorzulegen oder Seugen 
zu ſtellen. ö 

Bei Verſäumung der Friſt kann das Schiedsgericht nach Lage der 
Sache ohne Berückſichtigung der nicht beigebrachten Beweismittel entjcheiden, 


89 

Das Schiedsgericht kann auf Antrag oder von Amts wegen Be: 
weiſe erheben, insbeſondere Seugen und Sachverſtändige vernehmen ſowie 
Gutachten der Gutachterkommiſſion für Schuhwarenpreiſe einfordern. 

Auf die Erledigung des Seugen⸗ und Sachverſtändigenbeweiſes finden 
die Vorſchriften der Sivilprozeßordnung mit der Maßgabe Anwendung, 
daß eine Dereidigung durch das Schiedsgericht nicht ſtattfindet. Die Seu⸗ 
gen und Sachverſtändigen erhalten Gebühren nach Maßgabe der Gebüh⸗ 
renordnung für Seugen und Sachverſtändige Reichs-Geſetzbl. 1898 8. 
689, 1914 S. 214). 

8 10 

Die Befugniſſe aus den 88 8, 9 ſtehen außerhalb der Sitzungen 

dem Vorſitzenden zu. N 
811 

Zu den Derhandlungen wird ein Schriftführer zugezogen. 

Ueber die Verhandlung wird eine Niederſchrift aufgenommen, die von 
dem Dorligenden und dem Schriftführer zu unterzeichnen iſt. Sie ſoll 
Ort und Tag der Derhandlung,. die Bezeichnung der mitwirkenden Per— 
ſonen und der Beteiligten, ſowie das Ergebnis der Verhandlung enthalten. 
Sie ſoll den anweſenden Beteiligten vorgeleſen oder zur Durchſicht vor- 
gelegt werden. i 


8.42 
Die Entſcheidung erfolgt durch Beſchluß. Der Beſchluß enthält die 
Namen der Mitglieder des Schiedsgerichts, die bei der Entſcheidung mit— 
gewirkt haben, und iſt von dem Dorſitzenden zu unterſchreiben. 


8 13 
Die Beſchlüſſe ($ 12) ſind von dem Schriftführer auszufertigen; er 
beſcheinigt die Uebereinſtimmung mit der Urſchrift. 
Die Beſchlüſſe ſind den Beteiligten, ſoweit ſie nicht in deren Gegenwart 
verkündet ſind, in der im 87 Abſ. 2 vorgeſchriebenen Weiſe mitzuteilen. 
f 8 14 
Für das Verfahren werden Gebühren und Stempel nicht erhoben. Das 
Schiedsgericht beſtimmt, wer die baren Auslagen des Verfahrens zu tragen 
hat, und ſetzt die höhe der Auslagen feſt. Die Beitreibung der Auslagen ſowie 
der etwa auf Grund des 86 der Bekanntmachung über Preisbeſchränkungen 
bei Verkäufen von Schuhwaren vom 28. September 1916 einzuziehenden Be— 
träge erfolgt auf Erſuchen des Schiedsgerichts nach den landesgeſetzlichen Dor- 
ſchriften über die Beitreibung öffentlicher Abgaben. 
Die Beteiligten haben keinen Anſpruch auf Erſtattung ihrer Auslagen. 


8 15 

Die Gutachterkommiſſion für Schuhwarenpreiſe wird im Anſchluß an 
die Kontrollſtelle für freigegebenes Leder in Berlin errichtet. Sie wird 
gebildet aus Vertretern der verſchiedenen Kreiſe der Schuhwarenherſteller, 
aus Schuhwarenhändlern und aus Derbrauchern. Die Mitglieder ſowie 
der Dorſitzende werden vom Reichskanzler ernannt. Ihr Amt iſt ein 
Ehrenamt. 

Die Gutachterkommiſſion unterſteht der Auflicht des Reichskanzlers. 

16 i 


Die Beſtimmungen treten mit dem Tage der Derkündung in Kraft. 
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Ergänzung der Bekanntmachung über die Bereitung von VBackware. 
R. K. (R. G. Bl. S. 1084). 


Der Bundesrat hat auf Grund des 8 3 des Geſetzes über die Er— 
mächtigung des Bundesrats zu wirtſchaftlichen Maßnahmen uſw. vom 4. 
Augujt 1914) folgende Derordnung erlaſſen: 

Artikel 1 
Im 8 11 der Bekanntmachung über die Bereitung von Backware 
vom 26. Mai 19167) werden dem Abſ. 1 folgende Sätze hinzugefügt: 
Nur techniſch reines Holzmehl, Strohmehl oder Spelzmehl, 
ohne mineraliſche Suſätze, darf als Streumehl verwendet werden. 
Als Wirkmehl zum Aufarbeiten des Teiges darf nur backfähiges 
Mehl verwendet werden. 


Artikel 2 
Dieſe Verordnung tritt mit dem 4. Oktober 1916 in Kraft. 
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Ausführungsbeſtimmungen des Bundesrats zum Geſetz über die 
Feſtſtellung von Kriegsſchaͤden im Reichsgebiete vom 3. Juli 1916. 


R. K. (K. 5. Bl. S. 290). 


A. Allgemeine Beſtimmungen. 

Nr. 1. (Su § 1 Abſ. 1.) Die Feſtſtellung des Schadens erfolgt für 
jede zerſtörte, abhanden gekommene oder beſchädigte Sache oder Sach— 
gattung beſonders, ſoweit nicht im folgenden abweichende Beſtimmungen 
getroffen ſind. Eingebaute Maſchinen ſind als bewegliche Sachen zu be— 
handeln, auch wenn ſie rechtlich weſentliche Beſtandteile eines Grund⸗ 
ſtücks ſind; vie Landeszentralbehörde kann im Einvernehmen mit dem 
Reichskanzler für beſtimmte Arten von Maſchinen hiervon abweichende 
Beſtimmungen treffen. ö 

Derluite an Forderungen und Dermögenseinbußen anderer Art, insbe— 
ſondere Einnahmeausfälle infolge Behinderung in der Ausübung des Ge— 
werbes oder Berufs ſowie Unterhaltskoſten während der Flucht fallen 
nicht unter das Geſetz. 

Nr. 2. (Su 8 2.) Kriegeriſche Unternehmungen im Sinne des 82 
Nr. 1 des Feſtſtellungsgeſetzes find alle unmittelbar mit der Kriegführung 
zuſammenhängenden mtitäriihen Maßnahmen. hierher gehören insbeſon⸗ 
dere auch Fliegerangriffe. 

Kriegsſchaden gemäß § 2 Nr. 2 liegt vor, wenn die dort aufge- 
zählten Ereigniſſe innerhalb der Seit der Beſetzung oder unmittelbaren 
Bedrohung eines Gebiets durch den Feind in dieſem Gebiete zu einem 
Sachſchaden geführt haben; dabei iſt es ohne Belang, ob der Sachſchaden 
durch das Derhalten der Angehörigen der deutſchen, verbündeten oder 
feindlichen Streitkräfte, von Marodeuren oder der geflüchteten oder zurück⸗ 
gebliebenen Bevölkerung verurſacht worden iſt. Ein innerhalb der Seit 
der Beſetzung oder unmittelbaren Bedrohung durch den Seind eingetretener 
Sachſchaden iſt nur dann nicht als Kriegsſchaden gemäß § 2 Nr. 2 an⸗ 


+) Verwaltungsvorſchriften Jahrgang 1914 I Seite 857. 


Fr) Verwaltungsvorſchriften Jahrgang 1915 I Seite 252 und Jahr- 
gang 1916 I Seite 197. ‚, 31 ie 
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zuſehen, wenn er nachweislich auf Urſachen zurückzuführen ijt, die mit 
dem Kriege in keinerlei Zuſammenhange ſtehen, wie 3. B. Naturereigniſſe 
(Blitzſtrahl, Hochwaſſer) oder gemeiner Diebitahl; dabei iſt aber zu prü⸗ 
fen, ob und inwieweit bei ſolchen Schadensurſachen inſofern ein Suſam⸗ 
menhang mit dem Kriege vorliegt, als dieſer die Abwehr und die Ein- 
dämmung des Schadens erſchwert oder unmöglich gemacht hat. 


Als Kriegsihäden gemäß § 2 Nr. 3 find auch Schäden anzuſehen, 


die durch unerlaubte oder eigenmächtige Handlungen der Flüchtlinge oder 


durch das von ihnen mitgenommene Dieh verurſacht find, ſowie ſolche 


an Grundſtücken oder zurückgelaſſenen Gegenſtänden eingetretene Schäden, 
welche auf die mangelnde Aufſicht oder Fürſorge während der Abweſen— 
heit der Flüchtlinge zurückzuführen ſind. 

Die Landeszentralbehörde kann im Einvernehmen mit dem Keichs⸗ 
Kanzler Seitabſchnitte feſtſetzen, innerhalb deren beſtimmte Gebiete im Sinne 
des 8 2 Nr. 2 und 3 als vom Feinde beſetzt oder unmittelbar bedroht 
anzuſehen ſind, ohne daß es eines weiteren Nachweiſes bedarf. 

Nr. 3. (Su 8 3 Abſ. 1.) Feſtzuſtellen iſt der an der Sache eingetretene 
Schaden. Auszugehen iſt dabei von dem gemeinen Werte, den die Sache 
vor dem Ausbruch des Krieges unter Berückſichtigung ihres Alters und 
ihrer Abnutzung hatte (Friedenswert). Iſt die Sache zerſtört oder abhanden 
gekommen, ſo iſt der ſo ermittelte Wert voll in Rechnung zu ſtellen; iſt 
fie beſchädigt, jo iſt die Derminderung, die der Wert durch die Beſchädigung er— 
fahren hat, in Rechnung zu ſtellen. 

An die Stelle des Friedenswerts tritt der Wert zur Seit des ſchädigenden 
Ereigniſſes, wenn der Wert der Sache ſich infolge einer Veränderung 
an der Sache ſelbſt — z. B. durch Errichtung eines Gebäudes auf dem Grund— 
ſtück oder durch Erkrankung von Vieh — nach oben oder unten verändert 
hat. Dagegen kommen Aenderungen im Werte, die als allgemeine Wirkun⸗ 
gen des Krieges bis zur Seit des ſchädigenden Ereigniſſes erfolgt ſind, 
insbeſondere Konjunkturgewinne, nicht in Betracht. 

An die Stelle des Friedenswerts tritt der Anſchaffungspreis, wenn 
die Sache erſt während des Krieges zu einem Preiſe angeſchafft iſt, der 
den Friedenswert überſteigt; den Nachweis hat der Geſchädigte zu er⸗ 
bringen. Soweit der Anſchaffungspreis einen Betrag überſchreitet, 
der bei Würdigung der allgemeinen Wirtſchaftslage und der Wirtſchafts⸗ 
bedürfniſſe des Geſchädigten gerechtfertigt wäre, iſt er entſprechend nie⸗ 
driger anzuſetzen. N 

Nr. 4. (Su 8 3 Abſ. 2.) Die Suſchläge nach § 3 Abſ. 2 des Feſtſtel⸗ 
lungsgeſetzes ſind dem Friedenswert oder dem nach Nr. 3 Abſ. 3 an 
ſeine Stelle tretenden Werte im Rahmen des wirtſchaftlich Notwendigen 
nach Maßgabe der darüber getroffenen Einzelbeſtimmungen hinzuzuſetzen. 

Für Lurusgegenjtände dürfen Suſchläge nicht feſtgeſetzt werden. 

Nr. 5. (Su 8 3 Abſ. 1 und 2). Die nach den Einzelbeſtimmungen 
von der Landeszentralbehörde im Einvernehmen mit dem Keichskanzler 
feſtgeſetzten Normalwerte gelten nur als Anhaltspunkte für die Schätzung 
und als höchſtgrenze, über die hinaus in der Regel ein Schaden nicht feſt⸗ 
zuſtellen iſt. Sie find bei ihrer Anwendung auf ihre Angemeſſenheit 
nachzuprüfen. | 

Nr. 6. (Su 83 Abſ. 4.) Als Vertreter, für deren Derſchulden 
der Geſchädigte wie für ſein eigenes einzuſtehen hat, kommen nur geſetzliche 
Vertreter und durch Kechtsgeſchäft beſtellte Vertreter in Betracht. Su 
den durch Kechtsgeſchäft beſtellten Vertretern können insbeſondere auch 
Familienangehörige gehören, die in der Wirtſchaft des Geſchädigten in 
deſſen Auftrag tätig ſind. 
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Die Flucht als ſolche gilt nicht als Derſchulden im Sinne des 8 3 
Abſ. 4 des Feſtſtellungsgeſetzes. 


B. Einzelbeſtimmungen. 


N I. Bauſchäden. 

r. 7. Bei der Feſtſtellung von Bauſchäden iſt von dem Neubau⸗ 
werte des Gebäudes unter Berückſichtigung der vor Ausbruch des Krie- 
ges üblichen Baukoſtenpreiſe und Löhne auszugehen; von dem Neubaus 
wert iſt ein dem Zuſtand des Gebäudes vor Eintritt des Schadens, ins- 
beſondere ſeinem Alter und feiner Abnutzung entſprechender Abzug zu 

machen; außerdem iſt der Wert der verwendbaren Baureſte nach Berückſich⸗ 
tigung der Abbruchskoiten abzuziehen. 

Dem jo ermittelten Betrage iſt im Falle des Wiederaufbaues ein Zu: 
ſchlag in höhe des Unterſchieds zwiſchen den Preiſen der Baumaterialien 
einſchließlich der Anfuhr und der Löhne zur Seit des tatſächlichen Wie⸗ 
deraufbaues und den Koſten, die hierfür vor Ausbruch des Krieges hät⸗ 
ten aufgewendet werden müſſen, hinzuzuſetzen. Ein weiterer Zuſchlag kann 
bis zur Höhe der hälfte des Betrags in Rechnung geſtellt werden, um 
den ſich die Baukoſten durch baupolizeiliche Vorſchriften oder ſonſtige aus 
Gründen der Geſundheitspflege oder der Sittlichkeit geſtellte behördliche 
Anforderungen erhöht haben, die gegenüber den entſprechenden Dorichriften 
und Anforderungen zur Seit der Errichtung des beſchädigten Gebäudes 
weitergehen. 

Nr. 8. Die Feſtſtellung der Suſchläge ſoll erſt erfolgen, nachdem eine 
Nachweiſung über die tatſächlich entſtehenden Baukoſten vorliegt. Die 
Art der Nachweiſung beſtimmt die Landeszentralbehörde im Einvernehmen 
mit dem Reichskanzler. 

ö Nr. 9. Koften, die durch Größerbauten entſtehen, werden bei der 
Schadensfeſtſtellung, insbeſondere bei der Berechnung der Sufchläge, nicht 
berückſichtigt. Dabei gelten die folgenden Grundſätze. 

Wenn der Neubau den Umfang des zerſtörten Baues überſchreitet, 
fo iſt zu errechnen, welcher Teil der tatſächlich entſtandenen Koiten zur 
Wiederherſtellung des Gebäudes in ſeinem alten Umfang erforderlich ge— 
weſen wäre. 


Der Umfang bedeutet die Geſamtheit der Nutzungseinheiten. Ihre 
Berechnung erfolgt im weſentlichen nach Nutzungsfläche und umbautem 
Raume. Als Ueberſchreitung des Umfanges des zerſtörten Gebäudes gilt 
die Vergrößerung der Nutzungsfläche und des umbauten Raumes und die 
Anwendung koſtſpieligerer Bauweiſe oder Ausitattung als der üblichen, 
ſoweit das Mehr nicht durch baupolizeiliche Dorjchriften oder ſonſtige be- 
hördliche Anforderungen herbeigeführt it, die aus Gründen der Geſund⸗ 
heitspflege oder der Sittlichkeit geſtellt werden müſſen (vgl. wegen der 
Höhe des Erſatzes Nr. 8 Abſ. 2 Satz 2). 


Für Neubauten an Stelle zerſtörter Wohnungen mit nicht mehr als 
zwei heizbaren Räumen können nach näherer von der Landeszentralbehörde 
im Einvernehmen mit dem Reichskanzler getroffener Beſtimmung für die 
neuen Wohnungen ſolche Maße gewählt werden, die den berechtigten 
Anforderungen an Kleinwohnungen entſprechen, ohne daß das Mehr als 
Ueberſchreitung des Umfanges behandelt wird. 

Soweit in zerſtörten Arbeiterwohnhäuſern ſelbſtändig benutzt geweſene 
Oberſtuben vorhanden waren, ſind ſie für die Berechnung des Umfanges 
nur als halbe Wohnungen zu rechnen. 

Im einzelnen ſind insbeſondere in Betracht zu ziehen: 
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a) für Wohngebäude: 

Fahl der Geſchoſſe, der Wohnungen, der zu ihnen gehörigen Wohn⸗ 
räume; ferner die geſamte Fläche der zum dauernden Aufenthalte von 
Menſchen dienenden Räume ausſchließlich der Läden und Verkaufsräume. 

b) für Läden und Lagerräume: 
nutzbare Flächen und Höhe der Räume. E 

Bei den unter a und b genannten Gebäuden iſt eine Ueberſchreitung 
der Geſchoßhöhe und der Größe der nicht zum dauernden Aufenthalte 
von Menſchen dienenden Nebenräume nur inſoweit als Ueberſchreitung 


des Umfanges zu behandeln, als fie über das nach Abf. 3. anzuerkennende 
Mindeſtbedürfnis hinausgeht. 


c) für Speicher: 
Be der Böden, nutzbare Fläche unter Berückſichtigung des Derwendungs- 
zwecks. 


d) für Ställe: 
nutzbare Fläche, für die zugehörigen Böden der umbaute Raum ſowie 
Art der inneren Einrichtung. 
e) für Scheunen: 
der umbaute Raum. 
k) für Remiſen und Schuppen: 
die bebaute Fläche. ö 
g) für Derfammlungsräume: 
die Grundfläche unter Anwendung zweckentſprechender Höhen. 
h) für gewerbliche Anlagen: 
nutzbare Fläche der für den Betrieb ſelbſt beſtimmten Räumlichkeiten, 
Geſchoßhöhe dieſer Räume, ſoweit ſie zur Aufſtellung von Maſchinen und 
Anbringung ſonſtiger Einrichtungen von Wichtigkeit iſt, Art und Sahl 
eingebauter Maſchinen, der Dampfkeſſel, ſonſtiger Feuerungen und anderer 
baulicher Einrichtungen; eine Umfangserweiterung, die nach den maß— 
gebenden geſetzlichen oder polizeilichen Vorſchriften notwendig geworden 
iſt, gilt nicht als eine bei der Koſtenausſcheidung zu berückſichtigende Ueber⸗ 
ſchreitung des alten Umfanges. 

Nr. 10. Ein Wiederaufbau im Sinne der Nr. 7 Abſ. 2 liegt auch 
vor, wenn mehrere Gebäude an Stelle eines einzelnen oder ein einzelnes 
an Stelle mehrerer errichtet werden oder Umfangsverſchiebungen unter 
mehreren Gebäuden gleicher Art, z. B. unter den Wirtſchaftsgebäuden, 
ſtattfinden. In dieſen Fällen iſt der Geſamtumfang der zerſtörten oder 
beſchädigten Gebäude zuſammenzurechnen und mit dem Geſamtumfange 
der neuerrichteten oder wiederhergeſtellten zu vergleichen. 

Die Errichtung von Gebäuden auf einem anderen Grundſtück als dem⸗ 
jenigen, auf dem die zerſtörten oder beſchädigten Gebäude ſtanden, gilt als 
Wiederaufbau im Sinne der Nr. 7 Abſ. 2 nur, wenn fie von der Lan 
deszentralbehörde oder der von ihr bezeichneten Landesbehörde genehmigt 
worden iſt. 5 
ö II. Hausratsſchäden. 


Nr. 11. Die Feſtſtellung der Schäden am Hausrat hat von dem 
Grundſatz auszugehen, daß die feſtgeſtellte Summe jedenfalls den Betrag 
erreicht, der zur Wiederbeſchaffung des auch bei einfachſten Derhältnijjen 
notwendigen Hausrats erforderlich iſt. 

Nr. 12. Dem Friedenswerte (Nr. 3 Abſ. 1) oder dem nach Nr. 3 
Abſ. 2 oder 3 an feine Stelle tretenden Werte ſind Suſchläge zum Aus» 
gleich des Unterſchieds zwiſchen den niedrigeren Friedenspreiſen und den 
Anſchaffungspreiſen zur Seit der Erſatzbeſchaffung hinzuzuſetzen. 
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III. Land- und forſtwirtſchaftliche Schäden. N 

Nr. 15. Dem Friedenswerte (Rr. 3 Abj. 1) oder dem nach Ur. 3 
Abſ. 2 oder Abſ. 3 an feine Stelle tretenden Werte ſind bei totem und le⸗ 
bendem Hofinventar Suſchläge zum Ausgleich zwiſchen den niedrigeren 
Friedenspreiſen und den Anſchaffungspreiſen zur Seit der Erſatzbeſchaffung 
hinzuzuſetzen. ö 

Der Berechnung der Zuſchläge iſt bei lebendem Inventar der Ge— 
brauchswert, ohne Berückſichtigung des Suchtwerts, zu Grunde zu legen. 

Nähere Beſtimmungen über die Bemeſſung der Suſchläge kann die 
Candeszentralbehörde im Einvernehmen mit dem Reichskanzler treffen. 

Nr. 14. Wenn Dieh unter dem Swange des Krieges zur Bergung 
vor dem Feinde oder infolge einer behördlich angeordneten Räumung 
binnen 2 Wochen nach der Entfernung vom Standort verkauft worden 
iſt, ſo iſt der Unterſchied zwiſchen dem Friedenswert und dem nachweislich 
erzielten Kaufpreis als Schaden feſtzuſtellen. Doch iſt der Kaufpreis auch 
dann mit einem Diertel des Friedenswertes anzurechnen, wenn er weniger 
betragen hat. 

Nr. 15. Bei Holzungen iſt der Schaden nach forſtwirtſchaftlichen 
Grundſätzen zu ermitteln. 

Bei einzelnen Bäumen ſind der verlorene Holzwert oder die Koſten 
der Erſatzpflanzung in Anſatz zu bringen. Obſtbäume und Beerenſträucher 
In: unter Berückſichtigung der Sorten, des Ertrags und des Alters abzu— 

ätzen. 

Seltenheits⸗ und Schönheitswerte, z. B. bei Park- und Gartenanlagen, 
ſind nur zu berückſichtigen, wenn der eingetretene Schaden eine Dermin- 
lt des gemeinen Wertes des geſamten Grundſtücks zur Folge ge— 
habt hat. f 

Nr. 16. Für die Schadensfeſtſetung an Erntevorräten und an Vieh 
haben die Landeszentralbehörden im Einvernehmen mit dem Reichskanzler 
Normalwerte (vgl. Nr. 5) feſtzuſetzen. 

Nr. 17. Als Wertminderung der Grundſtücke iſt auch der Schaden 
feſtzuſtellen, der an dem Feldinventar durch unterlaſſene oder verſpätete 
Beſtellung verurſacht iſt. 

Die Landeszentralbehörde kann im Einvernehmen mit dem Keichs⸗ 
kanzler für die in Betracht kommenden Gebiete je nach den wirtſchaft— 
lichen Verhältniſſen Normalſätze für die Berechnung dieſes Schadens feſt— 
ſetzen. 

Nr. 18. Bei Schäden in landwirtſchaftlichen Betrieben ſollen die für 
lebendes und totes Hofinventar, Wirtſchaftsvorräte, Ernte und Feldinventar 
getroffenen Einzelfeſtſtellungen zuſammen nicht mehr ausmachen als der 
durch die Tatbeſtände des 8 2 des Feſtſtellungsgeſetzes hervorgerufene 
Minderwert dieſer Beſtände nebſt dem Derluſt an Wirtſchaftsreinertrag 
während der in Betracht kommenden Wirtſchaftszeitabſchnitte. Es ſoll 
daher in geeigneten Fällen eine Gegenrechnung, bei der der Geſamtſchaden 
aus zuſammenfaſſenden Geſichtspunkten feſtgeſtellt wird, durchgeführt wer⸗ 
den. Nach dem Ergebnis der Gegenrechnung ſind die Einzelfeſtſtellungen 
auf ihre Angemeſſenheit nachzuprüfen. 

Die näheren Vorſchriften über die Art der Aufitellung der Gegen⸗ 
rechnung erläßt die Landeszentralbehörde im Einvernehmen mit dem Keichs⸗ 
Kanzler. 

IV. Die Schäden in kaufmänniſchen und gewerblichen Betrieben und 
in freien Berufen. 

Nr. 19. Dem Friedenswerte (Nr. 3 Abſ. 1) oder dem nach Nr. 3 
Abſ. 2 oder Abſ. 3 an ſeine Stelle tretenden Werte ſind bei Betriebsmit⸗ 
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teln (Cadeneinrichtungen, Maſchinen, handwerksgeräten uſw.) Suſchläge zum 
Ausgleich zwiſchen den niedrigeren Friedenspreiſen und den Anſchaffungs⸗ 
preiſen zur Seit der Erſatzbeſchaffung hinzuzuſetzen. 

Nr. 20. Die Landeszentralbehörde und die von dieſer bezeichneten 
Landesbehörden können Preisverzeichniſſe aufſtellen, die bei der Schadens⸗ 
feſtſtellung als Anhalt dienen können. 

Nr. 21. Bei der Feſtſtellung der Schäden an Warenlagern hat, 
ſoweit nicht die Candeszentralbehörde im Einvernehmen mit dem Bkeichs⸗ 
kanzler abweichende Vorſchriften erläßt, die in der Anlage . An⸗ 
leitung als Anhaltspunkt zu dienen. 


Anlage. 
Anleitung zur Feſtſtellung von Schäden an Warenlagern. 

1. Für Warenlager bleibt die Einzelbewertung auf die Fälle geringer 
Brand-, Trümmer- oder Plünderſchäden bis zur höhe von 500 Mk. be⸗ 
ſchränkt, ſofern der Betriebsinhaber in der Lage iſt, die einzelnen abhanden 
gekommenen Gegenſtände nach Art, Menge und Einkaufspreis glaubhaft 
zu machen; es ſoll dabei als Entgelt dafür, daß der Umſatz dieſer Waren 
nicht möglich geweſen iſt, ein Satz von 7 v. H. des Einkaufspreiſes zu: 
geſchlagen werden. 

2. Bei Warenlagerſchäden über 500 Mk. und auch bei denjenigen 
unter 500 Mk., bei denen die Einzelbewertung nicht durchführbar fit, 
muß die Abſchätzung buchmäßig, bei größeren Schäden (ſolchen von mehr 
als 10000 Mk.) unter Suziehung von Sachverſtändigen erfolgen. Es 
iſt dabei folgendermaßen zu verfahren: 

3. Den Ausgangspunkt bildet in allen Fällen der Einkaufswert 
des Warenlagers bei Beginn des feindlichen Einfalls. Zu ſcheiden iſt 
zwiſchen Betrieben, bei denen alle zur Schadensfeſtſtellung notwendigen 
Bücher und Aufzeichnungen vorhanden ſind, und ſolchen, bei denen dieſe 
ganz oder teilweiſe fehlen. 


A. Im Falle des Dorhandenſeins aller zur Schadensfeſtſtellung 

notwendigen Bücher und Aufzeichnungen. 

Als Grundlage iſt die letzte Inventur anzuſehen. Zum Betrage dieſer 
Inventur iſt der Wert ſämtlicher vom Seitpunkt der Inventur bis zum 
feindlichen Einbruch erfolgten Waren-Eingänge zuzüglich beſonders bezahl⸗ 
ter Frachtkoſten, Rollgeld, Sölle uſw. hinzuzurechnen, und zwar ſowohl die 
von auswärts auf Rechnung bezogenen als auch die am Orte durch 
tägliche Barkäufe erworbenen Waren; dieſe find nötigenfalls ſchätzungs⸗ 
weiſe zu ermitteln. Für Gegenſtände, die in den geſchädigten Betrieben 
bearbeitet find, müſſen zu dem Einkaufspreis außer den Frachtkoſten 
uſw. auch noch die Bearbeitungskoſten zugeſchlagen werden. In den Red 
nungen aufgeführte, aber noch nicht eingegangene Waren ſind nicht zu 
berückſichtigen. 

Von der ſo gewonnenen Summe iſt der Einkaufswert ſämtlicher vom 
Seitpunkt der Inventur bis zum feindlichen Einbruch erfolgten Waren- 
Ausgänge abzuziehen. 

Sofern ſich die Warenausgänge nicht durch ein Lagerbuch nachweiſen 
laſſen, ſind ſie auf folgendem Wege aus anderen Büchern zu ermitteln: 

Es wird die Summe ſämtlicher in der fraglichen Seit erfolgten baren 
Kaſſelöſungen für Waren und Warenforderungen feſtgeſtellt, zuzüglich derje⸗ 
nigen Warenverkäufe, welche unter Gegenrechnung erfolgt ſind, falls deren 
Derkaufswert nicht in den Kaſſebuchungen bereits enthalten iſt. Hierzu wird 
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die Summe der beim feindlichen Einfall ausſtehenden Forderungen für ge— 
lieferte Waren zugezählt, und von dem ſich ergebenden Betrage wird die 
Summe der zur Seit der Inventur vorhanden geweſenen ausſtehenden For- 
derungen für gelieferte Waren abgezogen. 

Das Keſultat ſtellt den Derkaufswert der durch Verkauf ausgegangenen 
Waren dar; dieſer iſt durch Abzug des Bruttogewinns auf den Einkaufs- 
wert zu ermäßigen. Der Bruttogewinn iſt in folgender Weiſe buchmäßig 
feſtzuſtellen. Entweder es wird nach den letzten beiden Abſchlüſſen der 
durchſchnittliche jährliche Bruttogewinn auf den jährlichen Derkaufsumfag 
berechnet oder, wenn ordnungsmäßige Bilanzen nicht gezogen, jedoch zwei 
Inventuren vorhanden ſind, ſo wird zu der früheren Inventur der geſamte 
Einkauf bis zur ſpäteren Inventur zugezählt und der Betrag der ſpäteren 
Inventur davon abgezogen; die hieraus ermittelte Summe wird von dem 
Derkaufsumjage des gleichen Seitraums abgezogen und ſomit der Brutto= 
gewinn feſtgeſtellt; das Verhältnis des Bruttogewinns zum Derkaufsumſatz 
ergibt den anzunehmenden Bruttogewinn-Prozentumſatz. Iſt eine derartige 
buchmäßige Feſtſtellung nicht möglich, ſo iſt die Ermittelung ang 
weile vorzunehmen; der Bruttogewinn beträgt in der Regel: 

bei allen mittleren Kolonialwarengeſchäften 


mit Schank und Keſtaurant etwa 15 20 v. H., 
bei Kolonialwarengeſchäften ohne Schank und 

Reſtaurant „ 10—12 „ 
bei Deſtillationen, Reſtaurant oder Schank 

mit Speiſewirtſchaft „ 25— 50 „ 
bei Spezialgeſchäften, Kaffee, Konfitüren, 

Delikateſſen | u A-2320. 5 
bei Spezialgeſchäften, Eiſenkurzwaren 1 25 „ 
bei Stabeiſen „ 10—12 „ 
bei Eiſengeſchäften mit Eiſenkurzwaren und 

Stabeiſen uſw. 5 19°. 5 
bei Manufakturwaren und Kurzwaren „ 15-25 „ 
bei Glas, Emaille- und Porzellanwaren, 

Drogen 5 20 „ 
bei Papierwaren r 


Als Waren-Ausgänge ſind ferner zu berücfichtigen: 

a) der Derlujt durch Alter, Mode, Bruch, Leckage, Derderb, Ge— 
wichtsſchwund, Sugabe beim Kleinverkauf uſw. mit ½ bis 2 
v. H. von der Summe der letzten Inventur und der Wareneinhäufe, 
und zwar nach Art der gehandelten Waren und nach Handhabung 
des Geſchäfts. Dieſer ganze Abzug darf aber nur gemacht wer— 
den, wenn der Gewinn auf Schätzung beruht; 

b) der aus dem Warenlager entnommene perſönliche Verbrauch des 
Betriebsinhabers für ſich, ſeine Familie und ſeine Angeſtellten 

N ſowie für Heizung und Beleuchtung, ſofern ſolcher nicht bereits 
von dem Betriebsinhaber bezahlt und dadurch in den Kaſſe⸗ 
löſungen mit zum Ausdruk gekommen iſt. Falls ſich dieſer 
Verbrauch nicht aus den Büchern (3. B. Haushaltungskonto uſw.) 
feſtſtellen läßt, iſt er ſchätzungsweiſe anzunehmen, 3. B. bei Ko- 
lonialwarengeſchäften mit 0,50 Mk. für Tag und Kopf; 

c) die ſich aus den Konten ergebenden Rückſendungen und Preis: 
nachläſſe ſowie Skontoabzüge mit Ausnahme des Kaſſaſkonto für 
Barzahlungen. 

Zieht man von der Summe (Inventurlager und Waren-Eingänge) nun⸗ 
mehr die Summe der geſamten Waren-Ausgänge zum Einkaufswert ab, 
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ſo ergibt ſich der Einkaufswert des Warenlagers bei Beginn des feind— 
lichen Einfalls. 

Falls eine Inventur fehlt, jedoch Seitpunkt und Warenlagerwert einer 
ſolchen durch das Seugnis anderer Perſonen glaubhaft nachgewieſen werden, 
ſo können dieſe Angaben der Berechnung zu Grunde gelegt werden, oder 
es muß durch Berechnung oder Schätzung ein Inventurbeſtand ermittelt 
werden, wobei auch die Raumperhältniffe und Betriebsmittel in Betracht 
zu ziehen ſind. Den Inventurbeſtand lediglich nach Prozenten des Waren⸗ 
Ein⸗ oder Ausganges ſchematiſch feſtzuſtellen, iſt keinesfalls immer an⸗ 
gängig, weil das Lager je nach der Jahreszeit, den Konjunkturen uſw. 
weſentlichen Schwankungen unterworfen ſein kann. 


B. Im Falle des teilweiſen oder völligen Fehlens der zu den vorſtehenden 
Berechnungen notwendigen Bücher und Aufzeichnungen. 

Dorerit hat ein Sachverſtändiger zu ermitteln, wie oft der Geſchä— 
digte ſein Warenlager durchſchnittlich in einem Jahre umgeſetzt hat (Um⸗ 
ſetzungszahl). Falls alle Bücher fehlen, ſo muß dies aus der genauen 
Durchſicht der Kontoauszüge und Rechnungsabſchriften ſämtlicher Lieferanten 
vom 1. Auguſt 1912 bis 1. Auguſt 1914 erfolgen. Hierzu iſt erforderlich, 
vorerſt die Umſätze der einzelnen Warenſorten zu prüfen, um dann zur 
durchſchnittlichen Beurteilung der Umſetzungszahn für ein Jahr zu ge⸗— 
langen. Falls es dem Geſchädigten durchaus unmöglich iſt, die Kontos 
auszüge feiner ſämtlichen Lieferanten beizubringen, fo iſt das Fehlende 
durch ſachverſtändige Schätzung zu ergänzen. 

Sur Ermittelung des Warenlagerbeſtandes und feines Wertes bei Beginn 
des feindlichen Einfalls iſt ſodann folgender Weg einzuſchlagen: 

Sunächſt iſt der in oben (zu A am Ende) bezeichneter Weiſe zu er⸗ 
mittelnde Inventurbeſtand vom 1. Auguſt 1912 in Anſatz zu bringen; 
hierzu iſt der Waren-Eingang von außerhalb und durch Barkäufe m 
Orte in der Seit vom 1. Augujt 1912 bis 1. Auguſt 1914 zuzuzählen. 
Su der Summe der Waren-Eingänge von auswärts laut Kontoauszügen ilt 
für beſonders bezahlte Frachtkoſten, Rollgeld uſw. ein Suſchlag von ½ 
bis 5 v. 5. (je nach durchſchnittlicher Entfernung vom Derladeorte der 
Lieferanten und nach Fuhrwerkskoſten ſowie nach Gewicht und Wert 
der Ware) zu machen; ferner ſind etwa gezahlte Sölle hinzuzurechnen 
(vgl. oben zu A). Gegebenenfalls ſind auch die Bearbeitungskoſten hin⸗ 
zuzurechnen. i 

Von der gewonnenen Summe ſind abzuſetzen: 

a) der Derlujt durch Alter, Leckage uſw. (wie oben zu A, a); 

b) der perſönliche Verbrauch im Haushalt (wie oben zu A, b); 

c) die aus den Kontoauszügen ſich ergebenden Rückſendungen und 

Preisnachläſſe ſowie Skontoabzüge mit Ausnahme des Kaſſaſkontos 
für Barzahlungen; 
damit hat man den Umſatz von zwei Jahren zum Einkaufswerte, welcher, 
durch 2 geteilt, den Jahresumſatz zum Einkaufswert ergibt. 

Dieſer Umſatz iſt durch die vorher ermittelte Umſetzungszahl zu divi⸗ 
dieren; das Ergebnis ſtellt den durchſchnittlichen Lagerbeſtand an neu 
eingekauften Waren dar. Die Summe hiervon iſt als Einkaufswert des 
Warenlogers am 1. Auguſt 1914 anzuſehen. 

Für die weitere Veränderung des Lagerbejtandes bis zum feindlichen 
Einfall darf nicht unberückſichtigt bleiben, daß nach Kriegsausbruch mehr⸗ 
fach der Bahnſperre wegen Warenlieferungen ausblieben, dagegen die vor⸗ 
handenen Warenlager durch ſtärkere Verkäufe erheblich gelichtet waren. 

Sollten nicht alle notwendigen Bücher und Aufzeichnungen fehlen, ſo iſt 
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das Vorhandene entſprechend zu benutzen und das Fehlende an Hand der 
obigen Anweiſungen durch Berechnungen zu erſetzen. 

4. Don dem laut A oder B ermittelten Warenlagereinkaufswert 
it ſodann ein etwaiger Barerlös aus Derkäufen während des feindlichen 
Einfalls ſowie das bei Eintritt geordneter Verhältniſſe etwa verbliebene 
oder vorgefundene 3 und der Deal etwa Ve Waren ab⸗ 
zuziehen. 134 

5. Sollte über an verbliebenen Beſtand von dem Geſchädigten ſei⸗ 
nerzeit keine Inventur aufgenommen ſein, jo iſt der Geſchädigte anzuhal⸗ 
ten, ſofort eine Inventur über fein jetziges Lager aufzunehmen; es muß 
der verbliebene Beſtand alsdann entſprechend den Ausführungen zu A auf 
dem umgekehrten Wege zurückgerechnet werden. 

6. Soweit ſich in dem Warenlager beſtimmte Waren oder im geſchä— 
digten Betriebe hergeſtellte lieferungsfertige Fabrikate befanden, die bei 
Eintritt des Schadens feſt verkauft und mit ihrem Derkaufspreis gebucht, 
dem Käufer aber noch nicht übergeben waren, gilt der vereinbarte Der- 
kaufspreis abzüglich der durch die Nichtlieferung erſparten Kojten als Wert 
dieſer Fabrikate, ſofern deren Abnahme vom Käufer nicht verweigert 
werden konnte. Sind dieſe Waren oder Sabrikate bereits in der Lager— 
beſtandsberechnung zum Einhaufswerte zuzüglich Fracht und Bearbeitungs— 
Roiten enthalten, fo iſt hier nur der Unterſchied bis zu dem vereinbarten 
Verkaufspreis in die Schadensrechnung einzufügen. 

7. Inſoweit nicht ſolche feitern Verkäufe vorliegen, iſt das geſchäft⸗ 
liche Ergebnis der Jahre 1914/15 zu berückſichtigen. Da das Warenlager 
nur zum Friedenseinkaufspreiſe für die Vergütung in Anſatz kommt, jo 
iſt auf die feſtgeſtellte Warenlagerentſchädigung für ſolche Lager, die wäh⸗ 
rend der Schädigungszeit eine erhebliche Steigerung erfahren hätten, ein 
je nach Lage des Einzelfalls zu bemeſſender Suſchlag bis zu 15 v. 9). 
zu gewähren. 

8. Bei Waren, welche durch Kriegsbeſchädigung eine Wertminderung 
erfahren haben, iſt der geminderte Wert durch Sachverſtändige zu ſchätzen; 
ſind die Waren inzwiſchen verkauft, ſo iſt der erzielte Erlös nachzuweiſen 
und hieraus die Wertminderung feſtzuſtellen. 

9. Die Koſten der Unterbringung geretteter Waren und die dabei 
entſtandenen Wertverminderungen ſind als Kriegsſchaden zu behandeln, 
fd ſie nicht durch eine ausgleichende Verwertung der Waren gedeckt 
ind. 
10. Materialien in Handwerksbetrieben ſollen wie Waren behandelt 
werden. Bei Materialien, die vor ihrer Bearbeitung einer beſonders lan⸗ 
gen Lagerung bedürfen (3. B. in Tiſchlereien, Stellmachereien, Böttchereien), 
iſt der Wertzuwachs durch Verzinſung des Einkaufswerts zu berückſichtigen, 
ſoweit er nicht bereits bei der Inventur berüchſichtigt iſt. 


1916. 28. September. 


Beſtimmungen betreffend den Reichskommiſſar für Uebergangswirtſchaft. 
R. K. (R. 5. Bl. S. 297). 


Auf Grund von 8 6 der Bundesratsverordnung über die Beſtellung 
eines Reichskommiſſars für Uebergangswirtſchaft vom 3. Auguſt 1916 
beſtimme ich folgendes: 


zes 
Der Staatsjekretär des Innern beſtimmt, welche Rohſtoffe und Waren 
in das Tätigkeitsgebiet des Reichskommiſſars einbezogen werden ſollen. 
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Der Keichskommiſſar kann Anträge ſtellen und die hierzu erforderlichen 
Vorarbeiten vornehmen. 


8 2. 
Der Reichskommiſſar hat bei den in fein Tätigkeitsbereic nach 8 1 
fallenden Waren 
a) alle Verhältniſſe zu ermitteln, die für die Feſtſtellung des Be⸗ 
darfs nach beendigtem Kriege in Betracht kommen, 
b) die Beſchaffung zu unterſtützen oder zu ermitteln, 
c) für die Verteilung unter die Derbraucher zu ſorgen. 


8 3. 
Die Fürſorge für die Beſchaffung umfaßt 

a) die Sicherſtellung der von Einzelnen oder Geſellſchaften gekauften 
Rohſtoffe und Waren, 

b) die Organiſation des Einkaufs durch beſtehende oder zu gründende 
Geſellſchaften oder durch Einzelperſonen, 

c) die Finanzierung der zu tätigenden Einkäufe, 

d) die Organiſation der Beförderung auf den See-, Eiſenbahn- und 
Binnenwaſſerſtraßen. 


Für die Erledigung der Geſchäfte werden bei dem Reichskommiſſar 
Geſchäftsabteilungen gebildet. 


8 5 
Dem Keichskommiſſar werden zur Erledigung der Geſchäfte beigegeben: 
a) Mitarbeiter nebſt Dertretern der Mitarbeiter, 
b) ein Beirat nebſt Unterausſchüſſen des Beirats. 


8 6. 
Der Reichskommiſſar führt den Dorſitz in den Sitzungen der Mitarbeiter. 
Er ladet zu den Sitzungen ein, ſetzt die Gegenſtände für die Beratung 
auf die Tagesordnung und entſcheidet. 
Er verteilt die Geſchäfte auf die einzelnen Mitarbeiter und Geſchäfts— 
abteilungen. Dabei kann er jederzeit die Bearbeitung beſtimmter Sachen 
wieder an ſich ziehen oder ſeiner Entſcheidung vorbehalten. 


87. 

Der Reichskanzler ernennt für den Reichskommiljar auf deſſen Dor— 
ſchlag einen oder mehrere Stellvertreter, deren Befugniſſe bei der Beitel- 
lung abgegrenzt werden. ö 

88. 


Die Sahl der Mitarbeiter ſoll zehn nicht überſteigen. Sie werden 
vom Keichskanzler ernannt. 

Jeder Mitarbeiter leitet eine oder mehrere Geſchäftsabteilungen (§ 4) 
unter Oberleitung des Reichskommiſſars. 

Die Mitarbeiter treten zu regelmäßigen Sitzungen auf Einladung 
des Reichskommiſſars zuſammen, in denen von ihnen über den Fort- 
gang der Geſchäfte ihrer Abteilungen berichtet und die vom Keichskom⸗ 
miſſar auf die Tagesordnung geſetzten Angelegenheiten ſowie alle wich⸗ 
tigeren Fragen der Verſorgung mit Rohſtoffen und Waren beraten werden. 


89. 

Für jeden Mitarbeiter kann der Staatsjekretär des Innern auf Dor- 
ſchlag des Reichskommiſſars einen Dertreter beſtellen. Der Dertreter ver- 
tritt den Mitarbeiter in allen Angelegenheiten; er iſt insbeſondere zu den 
Sitzungen der Mitarbeiter und der Unterausſchüſſe ($ 11) zuzuziehen. 
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8 10. 

Der Beirat beſteht aus Dertretern der oberſten Reichsbehörden und 
der Landesregierungen ſowie aus Sachverſtändigen. Der Keichskanzler er: 
nennt die Mitglieder des Beirats, die Sachverſtändigen auf Dorjchlag des 
Reichskommiſſars. Von jeder der Geſellſchaften nach § 3b ſoll in der 
Regel ein Sachverſtändiger in den Beirat berufen werden. 

Den Dorji in den Sitzungen führt der Staatsſekretär des Innern, 
in feiner Dertretung der Reichskommiſſar. Der Staatsſekretär des Innern 
ſetzt die Tagesordnung auf Dorſchlag des Reichskommiſſars feſt. Die 
Einladung zu den Sitzungen ſoll in der Regel acht Tage vor dem Sitzungs⸗ 
termin durch den Keichskommiſſar ergehen. Die Tagesordnung iſt den 
Mitgliedern ſpäteſtens vier Tage vor der Sitzung zuzuſtellen. 

Sl: 

Aus dem Beirat werden Unterausſchüſſe für die einzelnen Rohſtoffe 
und Waren oder für mehrere Rohltoffe und Waren gebildet. Die Unter— 
ausſchüſſe treten auf Einladung und unter Dorfiß des Reichskommiſſars zu⸗ 
ſammen. In feiner Behinderung führt der Mitarbeiter den Dorſitz, zu 
deſſen Geſchäftsbereich die betreffenden Rohſtoffe und Waren gehören. 

Der Reichskommiſſar ſetzt die Tagesordnung auf Dorjchlag des Mit: 
arbeiters feſt. Die Einladung zu den Sitzungen ſoll in der Kegel vier 
Tage vor dem Sitzungstermin mit der Tagesordnung von dem Mitarbeiter 
erlaſſen werden. 

Der Reichskommiſſar beruft die Mitglieder in die Unterausſchüſſe 
auf Dorſchlag der Mitarbeiter. Den Unterausſchüſſen ſoll mindeſtens ein 
Mitglied der betreffenden, für Rohſtoffe in Frage kommenden Heſellſchaften 
nach 8 3b angehören. Der Keichskommiſſar kann auch Perſonen, die 
nicht Mitglieder des Beirats ſind, in einen Unterausſchuß berufen. 
Die Unterausſchüſſe haben die zu ihrem Aufgabenkreije gehörenden 
Angelegenheiten zu bearbeiten. 

Auch für die Angelegenheiten der Finanzierung (8 3e) und der 
Beförderung (8 3d) können Unterausſchüſſe gebildet werden. 


5 8 12. 
Die erforderlichen Arbeitskräfte beſtellt der Reichskommiſſar 


8 13. 

Soweit für die oberſten Reichsbehörden oder die Landesregierungen 
durch den Staatsſekretär des Innern Hommiſſare beſtellt ſind, ſind ſie 
zu den Sitzungen der Mitarbeiter, des Beirats und der Unterausſchüſſe 
einzuladen. Jeder dieſer Kommiſſare hat das Kecht, bei dem Reid)s- 
kommiſſar Gegenſtände für die Tagesordnung der Sitzungen anzumelden. 


8 14. 
Dieſe Beſtimmungen treten mit dem Tage der Verkündung in Kraft. 
1916. 28. September. 


Anordnungen zur Bekanntmachung über die Regelung des Abſatzes von 
Erzeugniſſen der Kartoffeltrocknerei und der Kartoffelſtärkefabrikation in 
der Faſſung der Bekanntmachung vom 2. September 1916. 


Kriegsernährungsamt. (R. 3. Bl. S. 301). 


Auf Grund des 8 7 Abſ. 2 der Derordnung des Bundesrats über die 
Regelung des Abſatzes von Erzeugniſſen der Kartoffeltrocknerei und der 
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Kartoffelitärkefabrikation in der Faſſung der Bekanntmachung vom 22. 
September 1916 und des § 1 der Bekanntmachung über die Errichtung 
eines Kriegsernährungsamts vom 22. Mai 1916 werden für die Lieferung 
von trockener Kartoffelſtärke und Kartoffelſtärkemehl ſowie feuchter Kar⸗ 
toffelſtärke an die Trockenkartoffel-Verwertungs⸗-Geſellſchaft folgende Be: 
dingungen feſtgeſetzt: 

I. Preiſe. 

Für die der Trockenkartoffel⸗Derwertungs⸗Geſellſchaft gelieferten Er⸗ 
zeugniſſe erhält der Stärkeherſteller einen Abjchlagspreis. Der Abſchlagspreis 
wird vom Kusſchuß der Geſellſchaft mit Suſtimmung des Reichskanzlers 
feſtgeſetzt. Maßgebend für die Berechnung iſt bei Derfendung mit der 
Eiſenbahn das Datum des Annahmeſtempels, bei anderen Derfendungen 
das Datum der Frachturkunde. Der Abſchlagspreis iſt ſpäteſtens innerhalb 
zwei Wochen von dieſem Datum ab zu, zahlen. 

Als Reſtzahlung erhält der Stärkeherſteller 0,50 Mk. für 100 kg 
brutto der abgelieferten Mengen nach Fertigſtellung des jeweiligen Jah⸗ 
resabſchluſſes. Dieſe Reſtzahlung wird entſprechend ermäßigt, wenn die 
Trockenkartoffel⸗Verwertungs⸗Geſellſchaft den Trocknern eine geringere Nach— 
zahlung als 0,50 Mk. für 100 kg gewährt. 


II. Beſchaffenheit. 

a) Die Preiſe für trockene Kartoffelſtärke und Kartoffelſtärkemehl gelten 
für Erzeugniſſe, die auf den erſten Wurf gewonnen find und regelmäßigen An- 
ſprüchen an Reinheit, Farbe und Beſchaffenheit genügen. Die Erzeugniſſe 
müſſen frei von Chlor und techniſch ſäurefrei ſein und dürfen nicht mehr 
als 20 vom Hundert Feuchtigkeit enthalten. Jede Lieferung muß in ſich 
gleichmäßig ausfallen. 

b) Bei Ablieferung von Ware von geringerer Beſchaffenheit können 
die Geſchäftsführer der Geſellſchaft Preisabzüge feſtſetzen. Bei nicht zur 
Brotbereitung geeigneter Ware muß dieſer Abzug mindeſtens 2 Mk. für 
100 kg betragen. Gegen die Entſcheidung der Geſchäftsführer kann der 
Herſteller binnen einer Friſt von drei Tagen die Sachverſtändigenkommiſſion 
der Geſellſchaft anrufen. Die Entſcheidung der Hommiſſion tt für die 
Parteien bindend. 

c) Die Beſtimmungen hinſichtlich der Beſchaffenheit und der Preiſe 
der feuchten Stärke werden von den Geſchäftsführern der HPeſellſchaft 
getroffen. Im Streitfall entſcheidet der Ausſchuß der Geſellſchaft N 


III. Lieferung. 

Die Lieferung hat entſprechend den Anweiſungen der Geſellſchaft 3 
erfolgen. 

Der BHeriteller iſt verpflichtet, die Anweiſungen der Geſellſchaft nach 
Fertigſtellung von je 100 dz einzuholen. Die Lieferung hat frei Waggon 
der nächſten Eiſenbahnſtation des Heritellers zu erfolgen. 

Trockene Kartoffelſtärke und Kartoffelſtärkemehl ſind, zu 100 kg 
oder 75 kg (brutto) geſackt, in einwandfreien Säcken zu liefern. Für eine 
und dieſelbe Wagenladung dürfen nur Packungen gleichen Inhalts, das 
heißt von 100 kg oder von 75 kg, Derwendung finden. Die Der: 
ladung hat in geſchloſſenen oder in offenen, mit einer Decke verſehenen 
Wagen zu erfolgen. 

IV. Auskunftspflicht. 

Der Herſteller iſt verpflichtet, regelmäßig zu den von den Geſchäfts— 

führern der Geſellſchaft zu beſtimmten Seitpunkten den Geſchäftsführern 


*) Derwaltungsvorſchriften Jahrgang 1916 I Seite 380. 
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Angaben darüber zu machen, welche Mengen an Kartoffelſtärke und Kar: 
toffelſtärkemehl von ihm hergeſtellt und inwieweit ſie von ihm verbraucht 
oder auf Lager genommen ſind. 

Der Heriteller iſt nicht verpflichtet, Auskunft über die innere Derwal- 
tung und den techniſchen Betrieb zu geben. 


V. 


Die Anordnungen vom 17. September 19157) werden aufgehoben. 

Auf Grund des § 11 der Derordnung über die Regelung des Übſatzes 
von Erzeugniſſen der Kartoffeltrocknerei und der Kartoffelſtärkefabrikation 
in der Faſſung der Bekanntmachung vom 22. September 1916 und des 
8 31 des Geſellſchaftsvertrags der Trockenkartoffel⸗Verwertungs⸗Geſellſchaft 
in Verbindung mit § 1 der Bekanntmachung über die Errichtung eines 
Kriegsernährungsamts vom 22. Mai 1916 beſtimme ich, daß die Aus 
nahmebeſtimmungen des § 31 des Geſellſchaftsvertrags bis zur Außer: 
kraftſetzung weiter zu gelten haben. 


1916. 29. September. 


Bekauntmachung zur Ausführung der Verordnung über den Verkehr 
mit Zucker im Betriebsjahr 1916/17. 


Kriegsernährungsamt. (R. 5. Bl. S. 303). 


Auf Grund der Derordnung über den Verkehr mit Sucker im Be— 
triebsjahr 1916/17 vom 14. September 1916, der Ausführungsbeſtim⸗ 
mungen hierzu vom 27. September 1916 und des § 1 der Bekannt: 
machung über die Errichtung eines Kriegsernährungsamts vom 22. Mai 
1916 wird beſtimmt: 5 

1; 


Für die Lieferung von Rohzucker aus den einzelnen rübenverarbei- 
tenden Fabriken gelten die in der Anlage 1 aufgeführten Preiſe frei 
Derladeitelle der Fabrik 

Für Rohzucker, der in den in der Anlage 2 aufgeführten Orten außer: 
halb des Standorts der herſtellenden Fabrik eingelagert iſt, gelten die 
dort aufgeführten Preiſe frei Derladeitelle des Lagerorts. 


832 

Für die einzelnen Derbrauchszuckerfabriken gelten bei Lieferung ab 
Derladeitelle der Fabrik die in der Anlage 3 Spalte 1 aufgeführten Preife- 
für gemahlenen Melis. 

Die Lieferung von gemahlenem Melis, der von der Reichszuckeritelle 
gemäß 8 19 Abſ. 1 und 8 20 der Ausführungsbeitimmungen für Nom⸗ 
munalverbände überwieſen wird, hat, vorbehaltlich beſonderer Anordnun- 
gen der Keichszuckerſtelle, zu den in der Anlage 3 Spalte 2 aufgeführten 
Preiſen zu erfolgen. 

Die Preiſe, zu denen die Lieferung von Sucker in anderen als den 
im Abſ. 2 bezeichneten Fällen zu erfolgen hat, können abweichend von 
den in der Anlage 3 Spalte 1 aufgeführten Preiſen feſtgeſetzt werden. 


8 3. 
Für andere Suckerarten als gemahlenen Melis gelten die in der An⸗ 
lage 4 feſtgeſetzten Zuſchläge. Die Keichszuckerſtelle kann nähere Beſtim⸗ 


7) Dberwaltungsvorſchriften Jahrgang 1915 II Seite 133. 
*) Derwaltungsvorſchriften Jahrgang 1916 I Seite 380. 
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mungen, namentlich über beſondere Verpackungsarten und deren Bered; 
nung, erlaſſen. 


8 4. 

Die Vorſchriften in $ 2 Abſ. 2 und 3 und 8 3 gelten auch für Der- 
brauchszucker aus dem Betriebsjahr 1915/16. Die Verbrauchszuckerfabriken 
haben die Beträge, um die die ihnen hiernach zu zahlenden Preiſe für 
Verbrauchszucker aus dem Betriebsjahr 1915/16 die für dieſes Betriebs⸗ 
jahr geltenden Preiſe überſteigen, an die Keichszuckerausgleichsgeſellſchaft 
mit beſchränkter Haftung in Berlin zu zahlen. 

Die Reichszuceritelle kann hierzu nähere Anordnungen treffen und Aus= 
nahmen zulaſſen. 


8 5. 
Die Vorſchriften dieſer Bekanntmachung treten mit dem 1. Oktober 1916 
in Kraft. ö 


e 35 
Rohzuckerpreiſe für die einzelnen Fabriken. 
Oſt⸗ und Weſtpreußen: | . 
M Tuczno 14,6% 
Altfelde 14,80 Wierſchoslawitz 14,64 
Culmſee 145,65 Witaſchütz 14,50 
Dirſchau 14,88 Wreſchen 14,55 
Groß Zünder 14, 905 Zduny 14,565 
Marienburg 14,875 Znin 14,585 
Marienwerder 14,785 Schleſien: 
Melno 14,60 Alt Jauer 14,67 
Neu Schönſee 14,63 Bauerwitz N 14,60 
Neuteich a 145,82 Bernſtadt ö 14,675 
Pelplin 14,82 Brieg 14,71 
Prauſt 14,925 Buchelsdorf (Neuſtadt) 14,60 
Raftenburg 14,61 Dietzdorf 14,735 
Rieſenburg 14,745 Faulbrück 14,59 
Schwetz 14,80 Frankenſtein (Zadel) 14,565 
Sobbowitz 14,92 Fröbeln 14,675 
Tiegenhof 14,85 Gräben 14,675 
Unislaw 14,62 Groß Peterwitz bei Canth 14,71 
Poſen: Groß Peterwitz Kreis Ratibor 14,60 
Amſee 14,64 Guhrau 14,635 
Frauftadt 14,775 Gutſchdorf 14,68 
Gneſen 14,55 Haynau 14,67 
Görchen 14,605 gHeidersdorf 14,63 
Goſtyn 14,56 Heertwigswaldau 14,71 
Koſten 14,575 Klettendorf 14,75 
Kruſchwitz 14,63 Kreuzburg 14,55 
Montwy 14,64 Kurtwitz 14,62 
Nakel 14,66 Lüben 14,66 
Niezychowo 14,575 Maltſch 14,80 
Opalenitza 14,59 Michelsdorf 14,68 
Pakoſch 14,64 Münſterberg 14,595 
Samter 14,59 Nenkersdorf f 14,80 
Schroda 14,59 Neuhof ö 14,80 
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Niederſchwedeldorf 
Oberglogau 
Ottmachau 

Poln. Neukirch 


Poln. Peterwitz bei Schmolz 


Puſchkau 
Puſchkowa 
Ratibor 
Roſenthal 
Schmolz 
Schönowitz 
Schottwitz 
Steinau⸗Georgendorf 
Strehlen-Niclasdorf 
Trachenberg 
Tſchauchelwitz 
Weizenrodau 
Woinowitz 
Zarkau 

Pommern: 
Anklam 
Barth 
Demmin 
Friedrichsthal 
Greifenberg 
Jarmen 
Klützow 
Mefcerin 
Scheune 


Stettin-Bredow (kahnfrei Boll- 


werk Stettin) 
Stralſund 


Mecklenburg: 


Friedland 
Güſtrow 
Lübz 
Malchin 
Noſtock 
Stavenhagen 
Teſſin 
Teterow 
Waren 
Wismar 
Woldegk 


Brandenburg: 


Alt Ranft 
Arnswalde 
Friedrichsaue (Zechin) 
Ketzin 

Nauen 

Prenzlau 

Sachſendorf 
Strasburg u / M. 


1916. 


1. 
14,50 
14,65 
14,55 
14.675 
14,73 
14,70 
14,68 
14,625 
14,70 
14,73 
14,575 


29. 


September. 


Thöringswerder 
Voßberg 


Provinz Sachſen: 


Ackendorf 
Aderſtedt 

Aken a. Elbe 
Alleringersleben 
Alsleben 

Artern 

Aſchers leben 
Atzendorf 
Badersleben 
Bahrendorf 


Barby 


Belleben 
Benkendorf 
Biere 

Bleckendorf 
Brehna Gitzendorf) 
Brottewitz 
Dahlenwarsleben 
Dedeleben 
Delitzſch 
Derenburg 

Egeln 
Eichenbarleben 
Eilsleben 
Erdeborn 

Gaters (eben 
Genthin 

Goldbeck 
Gommern 
Gröningen 

Groß Ammensleben 
Groß Oſterhauſen 
Groß Roſenburg 
Hadmersleben 
Halberſtadt 
Halle⸗Trotha 
Hamersleben 
Hedersleben 
Helmsdorf 
Hötensleben 
Hornburg 
Irxleben 

Kalbe 

Klein Wanzleben 
Kochſtedt 
Königsaue 
Könnern 
Körbisdorf 
Landsberg 
Langenbogen 


4 
14,80 
14,8% 


14,875 
14,85 
14,88 
14,875 
14,815 
14,75 
14,80 
14,90 
14.80 
14,90 
14,85 
14,855 
14,91 
14,925 
14,90 
14,90 
14,85 
14.935 
14,85 
14,88 
14,89 
14,89 
14,925 
14,90 
14,885 
14,825 
14,875 
14,875 
14,90 
14,85 
14,9) 
14,85 
14.875 
14,90 
14,88 
14,925 
14,85 
14.825 
14,815 
14,85 
14.80 
14,95 
14,8) 
14,99 
14,85 
14.825 
14.875 
14,895 
14,91 


14,895 


Langenweddingen 
Laucha 
Löbejün 
Lützen 
Merbitz 
Winsleben 
Neuhaldensleben 
Niederndodeleben 
Nordgermersleben 
Oberröblingen 
Off eben 
Oſchersleben 
Oſterwieck 
Ottleben 
Querfurt 
Voitzſch 
Roßla 
Roßleben 
Salzmünde 
Salzwedel 
Schackensleben 
Schafſtädt 
Schwanebeck 
Schwittersdorf 
Schwoitzſch 
Stendal 
Stöbnitz 
Stößen 
Straußfurt 
Teutſchenthal 
Trebitz 
Vitzenburg 
Wallwitz 
Walſchleben 
Wanzleben 
Waſſerleben 
Weferlingen 
Wegeleben 
Weißenfels 
Welsleben 
Wolmirſtedt 
Wulferſtedt 
Zeitz 
Zörbig 
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u 
14,90 
14,85 
14,855 
14,86 
14,90 
14,775 
14,90 
14,95 
14.85 
14,785 
14,875 
14 875 
14,80 
14.825 
14,85 
14,895 
14,76 
14 775 
14,885 
14,775 
14,865 
14,885 
14,84 

14,865 
14,92 
14,90 
14,875 
14,925 
14,80 
14,90 
14,825 
14,80 
14,91 
14,80 
14,90 
14,825 
14,835 
14,825 
14,87 
14,90 
14,935 
14,86 
14,90 
14,89 


Königreich Sachſen und Thüringen: 


Allſtedt 

Döbeln 
Ebeleben 
Greußen 

Groß Nupdejtedt 
Kamburg 

Löbau 


14,765 
14.825 
14,775 
14,775 
14,80 
14,80 
14,83 


Markranſtädt 
Oldisleben 
Oſchatz 


Anhalt: 


Biendorf 
Dröbel 
Edderitz 
Elsnigk 
Gerlebogk 
Glauzig 
Hecklingen 
Hohenerxleben 
Ilberſtedt 
Klepzig 
Köthen 
Osmarsleben 
Proſigk 
Radegaſt 
Reinitedt 
Schackenthal 
Schortewitz 
Warmsdorf 
Wulfen 


Braunſchweig: 


Barum 
Broiſtedt 
Broitzem 


Burgdorf (Oſterlinde) 


Dettum 


Eichthal (Braunſchweig) 


Groß Twülpſtedt 
Hedwigsburg 


Heſſen-Braunſchweig 


Hoiersdorf 
Immendorf 
Königslutter 
Mattierzoll 
Oelsburg 
Oeſtrum 
RNautheim 
Salzdahlum 
Schöppenſtedt 
Söllingen 
Thiede 
Trendelbuſch 
Uefingen 
Vechelde 
Watenſtedt 
Wendeſſen 
Wierthe 
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2 
14,835 
14,75 
14,825 


14,885 
14,86 
14,90 
14,92 
14.87 
14,84 
14,875 
14,875 
14,86 
14,90 
14,90 
14,825 
14,825 
14 815 
14,80 
14,86 
14,88 
14.80 
14.89 


14,80 
14,80 
14,85 
14,775 
14,825 
14.825 
14,80 
14,825 
14,775 
14.825 
14,89 
14,85 
14,80 
14,80 
14,80 
14,80 
14,80 
14,825 
14,85 
14,80 
14,85 
14,85 
14,80 
14,825 
14,825 
14,80 


Hannover, Lippe, Schleswig-Holſtein: 


Algermiſſen 
Baddeckenſtedt 


14.825 
14,80 


850 


Bennigjen 
Bockenem 
Dingelbe 
Dinklar 
Einbeck 
Emmerthal 
Fallersleben 
Gehrden 
Grohnau 
Groß Düngen ; 
Groß Lafferde 
Groß Mahner 
Groß Munzel 
Harſum 
Haſede 
Hohenhameln 
Klauen 

Lage 

Lehrte 

Linden 
Meine 
Michaelisdonn 
Nörten 
Nordſtemmen 
Northeim 
Obernjeſa 
Oſterwald (Groß Oldendorf) 
Othfreſen 
Peine 

Rethen 
Ringelheim 
Sarſtedt 
Schellerten 
Schladen 
Sehnde 
Uelzen 


Anlage 2. 


1916. 


1. 
14,80 
14,80 
14,80 
14,80 
14,80 
14,825 
14,80 
14,80 
14,80 
14,80 
14,80 
14,80 
14,823 
14,80 
14,80 
14,80 
14,80 
14,95 
14,80 
14,80 
14,80 
15,19 
14,875 
14,80 
14,85 
14,90 
14,825 
14,80 
14,80 
14,80 
14,80 
14,825 
14,80 
14,825 
14,80 
14,95 
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Vienenburg 

Weetzen 
Rheinprovinz: 

Ameln 

Bedburg 

Brühl 

Dormagen 

Düren 

Elsdorf 

Elſen 

Euskirchen 

Jülich 

Wevelinghoven 


. 
14,895 
14,80 


15,25 
15,275 
15,30 
15,30 
15,225 
15,30 
15,30 
15,30 
15,225 
15,30 


Weſtfalen, Heſſen-Naſſau: 


Brakel 
Heſſen⸗Oldendorf 
Niederhone 
Soeſt 

Wabern 
Warburg 


Süddeutſchland: 
Cannſtatt 
Erſtein 
Friedensau N 
Friedberg 
Gernsheim 
Groß Gerau 
Groß Umſtadt 
Heilbronn 
Neu Offſtein 
Regensburg 
Waghäuſel 
Worms 
Züttlingen 


Rohzuckerpreiſe für Cagerorte. 


Lagerort. 


Aken 

Alten 

Birnbaum 
Braunſchweig 
Bremen 

Breslau 
Breslau⸗Pöpelwitz 


Preis 


Al. 
14,90 


14,975 


14,75 
14,90 
14,90 
14,75 
14,75 


Lagerort. 


Breslau-Stadthafen 
Breslau Weit 
Bromberg 
Bromberg-Karlsdorf 
Coſel Oderhafen 
Danzig 

Deſſau 


14,95 
14,825 

14,95 
15,08 


135,075 


14,95 


15,95 
16,10 
15,55 
15,40 
15,55 
15,55 
15,45 


15,80 


15,55 
15,80 
15,75 
15,55 


15,50 


Preis 
J.. 
14,75 
14,75 
14,75 
14,75 
14,70 
15,0@ 
14,95 


Groß Peterwitz 
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Lagerort. Lagerort. 
Preis Preis 
l. fl. 
Fordon 14,75 Neufalz a. O. 14,80 
Frauendorf b. Stettin 14,90 Neuß 15,30 
Fürſtenberg i. M. 14,80 Poſen 14,725 
Glogau 14,80 Poſen⸗Gerberdamm 14,75 
Göttingen 14,90 Rieſa 14,875 
Groß Neuendorf a. O. 14,90 Noſtock 15,00 
Halle Raffinerielager 14,975 Schönebeck 14,95 
Halle andere Lager 14,95 Schweidnitz 14,575 
Hamburg 15,10 Spandau 14,875 
Hameln ab Bahnverladeſtelle 14,85 Steinau a. O. 14,80 
Harburg 15,075 Stettin 15,00 
Hildesheim 145,85 Stumsdorf 14,90 
Elze 14,89 Tangermünde 14,95 
Küſtrin 14,90 Thorn 14,75 
Leipzig 14,90 Thorn⸗Wocker 14,75 
Lübeck 15,00 Tſchicherzig b. Züllichau 14,80 
Magdeburg 14,975 Wallwitz Hafen 14,925 
Malchin 14,845 Maren 14,75 
Waltſch 14,80 Warnemünde 15,09 
Netzdamm 14,70 Wronke 14,75 
Neufahrwaſſer 15,00 
Anlage 3. 
Verbrauchszuckerhöchſtpreiſe. 
Preis nach 8 2 
Abſ. 1 Abf. 2 
(Spalte 1) | (Spalte 2) 
a M Mb 
1. Nordoſtdeutſchland: 
Danzig Ä 26,75 23,85 
Neufahrwaſſer - i 
Neuteich . 5 
Stettin 26,50 23,00 
Stralfund = = 
Tiegenhof 26,75 23,85 
2. Schlejien, Poſen: 
Alt Jauer 26,25 23,55 
Amſee = = 
Bauerwitz . e 
Buchelsdorf⸗Neuſtadt . - 
Frauſtadt = 5 
Fröbeln . . 
Glogau - 5 
Gräben . ; 


Gutſchdorf 
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| reis nach $ 2 


Abſ. 1 Abs. 2 
(Spalte 1) (Spalte 2) 
3 

Hertwigswaldau . - 
Klettendorf = 2 
Kruſchwitz . 
Niederſchwedeldorf - = 
Opalenitza x 
Ratibor s 5 
Roſenthal = = 
Roswadze s . 
Schmolz . = 
Schroda - 
Trachenberg = 2 
Woinowitz a 2 
3. Mitteldeutſchland, nördlicher Teil: 
Barum 26,50 25,60 
Bennigſen = 5 
Bergedorf = . 
Brakel 26,75 23,85 
Braunſchweig 26,50 23,60 
Einbeck 26,60 23,70 
Frellſtedt 26,35 23,45 
Genthin 26,35 - 
Hamburg⸗Schulau 26,50 23,60 
Hildesheim - - 
Itzehoe 26,75 23,85 
Lage - : 
Magdeburg 26,00 **) 23,35 
Nörten f 26,60 23,70 
Oberſcheden 26,60 = 
Oſterlinde (Burgdorf) 26,50 23,60 
Othfreſen 26,60 23,70 
Schwartau = = 
Tangermünde 26,35 23,45 
Dlotho 26,75 23,85 
Warburg = a 
Weetzen 26,50 28,60 
4. Mitteldeutſchland, ſüdlicher Teil: 
Alten 26,35 23,45 
Artern 26,60 23,70 
Barbn 26,35 23,45 
Cöthen = - 
Glauzig = a 
Gröningen . E 
Halle 26,50 23,60 
Leipzig = 5 
Löbau = = 
Meißen . s 


) Einſchließlich des Frachtvorſchuſſes 26,25 Mk. (Amtl. Anmerk.) 
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Preis nach 8 2 


Abi. 1 | Abi. 2 
(Spalte I) | (Spalte 2 
j 7 40 
Roſitz 26,60 25,70 
Zeitz 3 . 
5örbig 26,50 23,60 
5. Rheinland: 
Cöln 27,15 24,25 
Elsdorf „ = 
Euskirchen = s 
Uerdingen 27,00 24,10 
6. Süddeutichland: 
Erſtein | 27,50 24,60 
Frankenthal 27,25 24,55 
Groß Gerau 27,20 2244,30 
Groß Umſtadt 5 4 
Heilbronn 27,50 24,60 
Regensburg ⸗ s 
Schweinfurt 27,15 24,25 
Stutigart-Cannitatt 27,50 24,60 
Waghäufel 27,40 24,50 
Anlage 4. 


Höchſtzuſchläge zu dem für gemahlenen Melis feſtgeſetzten Preis. 


A. Melis: 
1. Kriſtallzucker (ohne Sack) + 0,00 Mark 
2. Melispuder (ohne Sack) ＋＋ 0,50 „ 


N B. Harte Raffinaden: 
1. Brote, loſe (in gewöhnlicher Papierpackung) — 1,00 „ 
2. Platten, loſe (in gewöhnlicher Dapierpakung) = 1,57½ „ 
3. Würfel in Kiſten zu 50 kg 

bis 130 Stück auf ½ kg 


a) feinkörnige geſchnittene Würfel E 2,25 „ 
b) grobkörnige geſchnittene Würfel 2,00: .;; 
c) gepreßte Würfel 4,19: u 
Für Würfel mit mehr als 130 Stück auf 
1% kg gilt ein weiterer Suſchlag von ＋ 0,25 „ 


C. Gemahlene Raffinaden und raffinierte Kriſtallzucker: 
1. gewöhnliche Sorten (ohne Sack) — 0,50 „ 

2. beſondere Sorten, namentlich gemahlene Raffina- 
den aus Broten, Platten oder gleichwertigem Gut 1,25 „ 


854; 1916. 29. | September. 


1916. 29. September. 


Ausführungsauweiſung zum Geſetz über Kapitalabfindung an Stelle 
von Kriegsverſorgung (Kapitalabfindungsgeſetz), vom 8. Zul! 1916. 
(Reichs⸗Geſetzbl S. 684). 


J. M. M. h. . M. C. D. F. F. Mm. M. J. (m. Bl. C. D. F. 


S. 266). 

Auf Grund der Bekanntmachung, betreffend Ausführungsbeitimmungen 
zum Geſetz über Kapitalabfindung an Stelle von Kriegsverſorgung (Kapital- 
ebfindungsgejet), vom 8. Juli 1916 (Reichs-Geſetzbl. S. 684) wird im 
Einvernehmen mit den oberſten Militärverwaltungsbehörden folgende Aus- 
führungsanweiſung erlaſſen: 


Zu Nr. 1 der Bekanntmachung. 


N 4 
Der Antrag der Witwen auf Kapitalabfindung ilt bei der Drispolizei: 
behörde des Wohnorts oder, in Ermangelung dieſes, des Aufenthaltsorts 
der Witwe anzubringen. 
Außer den in Nr. 1 Abſ. 1 der Bekanntmachung vorgeſchriebenen 
Angaben muß der Antrag Namen und Dienſtgrad des verſtorbenen Ehe⸗ 
mannes und Jahr und Tag der Geburt der Witwe enthalten. 


Zu Nr. 3 der „ 5 


Als Stelle zur Prüfung der nützlichbeit der beabſichtigten Derwen- 
dung des Abfindungskapitals wird vorbehaltlich der Beſtimmungen in Nr. 
9 der Landrat (im Regierungsbezirk Sigmaringen der Oberamtmann), in 
Stadtkreiſen der Bürgermeiſter, desjenigen Kreiſes (Stadtkreiſes) beſtimmt, 
in dem der mit zuſtimmendem HPeſcheide der Militärbehörde verſehene 
Antragiteller zur Zeit der Anbringung feines Prüfungsgeſuchs beim Land— 
rat (Bürgermeiſter) ſeinen Wohnort oder, in Ermangelung dieſes, ſeinen 
Aufenthaltsort hat. 5 

3. j ö . 

Grundlegende Dorausjeßung für die Gewährung von Kapitalabfindung 
iſt nach dem Geſetz, daß das Geld zum Erwerb oder zur wirtſchaftlichen 
Stärkung eigenen Grundbeſitzes verwendet werden ſoll. Die Prüfung hat 
demgemäß feſtzuſtellen, ob dieſe Dorausſetzung vorliegt. 

Der Erwerb eigenen Grundbeſitzes kann insbeſondere darin beſtehen, 
daß der Antragſteller ein ländliches oder ſtädtiſches Grundſtück aus freier 
Hand erwirbt oder daß er ſich auf einem ſolchen Grundſtücke mit hilfe 
eines gemeinnützigen Bau- oder Siedlungsunternehmens anſiedelt. Der Bei— 
tritt zu einem Bau- oder Siedlungsunternehmen zu dem Sweck, eine Woh⸗ 
nung zu mieten oder ein Grundſtück zu pachten, reicht nicht aus. 

In welcher Rechtsform der Grundbeſitz erworben werden ſoll, fit 
belanglos. Insbeſondere iſt auch die Form des Rentenguts oder des Erb— 
baurechts zugelaſſen. 

Daß der zu erwerbende Grundbeſitz mit einem Wohnhauſe verjehen 
iſt oder verſehen werden ſoll, iſt zwar im Geſetz nicht ausdrücklich ausge⸗ 
ſprochen. Da das Geſetz aber, wie ſich aus ſeiner Begründung ergibt, 
die Seßhaftmachung auf eigener Scholle fördern will, wird das Dor= 
handenſein oder die Errichtung eines Wohnhauſes vorausgeſetzt werden 
müſſen. 

Der Grundbeſitz ſoll zur Befriedigung des eigenen Wohnbedürfniſſes 
oder zur Ausübung des eigenen Geſchäftsbetriebes dienen. Die Erbauung 


— 
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oder der Erwerb von hauptſächlich zur Dermietung beſtimmten Häufern 
kann nicht in Betracht kommen. 
4. 

Unter die Maßnahmen zur wirtſchaftlichen Stärkung eigenen Grund⸗ 
beſitzes im Sinne des Geſetzes ſind insbeſondere zu rechnen die Ent⸗ 
ſchuldung oder die ſonſtige Derbeſſerung der Schuldverhältniſſe des Grund⸗ 
ſtücks (z. B. die Umwandlung einer kündbaren hypothek in eine unkünd⸗ 
bare Abtragshypothek), der Aufbau oder die Wiederherſtellung von Wohn⸗ 
und Wirtſchaftsgebäuden, die Vergrößerung leiſtungsunfähigen oder lei⸗ 
B Grundbeſitzes durch Sukauf geeigneter Landflächen, die 
ervollſtändigung von landwirtſchaftlichem Inventar, die Ausführung von 
Meliorationen und dergleichen. Entſcheidend iſt, daß dieſe Maßnahmen 
nicht nur nützliche und zweckmäßige Derbejjerungen darſtellen, ſondern 
daß fie die wirtſchaftlichen Derhältniſſe im Sinne einer nachhaltigen Stär⸗ 
kung des Grundbeſitzes weſentlich beeinfluſſen. 

5. f 

Die Prüfung hat ſich darauf zu erſtrecken, ob die nützliche Verwendung 
des Geldes in der Perſon des Antragſtellers gewährleiſtet iſt. Hierfür 
kommen alle ſeine perſönlichen und wirtſchaftlichen (Geſundheits⸗, Berufs-, 
Vermögens-, Familien-) Verhältniſſe in Betracht. Handelt es ſich bei⸗ 
ſpielsweiſe um den Erwerb landwirtſchaftlichen Grundbeſitzes, ſo wird zu 
unterſuchen fein, ob der Antragſteller an ſich und, insbeſondere bei ver- 
minderter körperlicher Leiltungsfähigkeit, nach Fahl, Arbeitsfähigkeit und 
Vorbildung ſeiner Familienmitglieder, nach feinen Dermögensverhältniſſen 
uſw. für den Erwerb eines landwirtſchaftlichen Grundftücks überhaupt 
geeignet und bejahendenfalls, welche Beſitzgröße für ihn angemeſſen iſt. 
Kommt der Erwerb einer Gartenſtelle in Frage, deren Ertrag zum Lebens— 
unterhalt des Antragſtellers nicht ausreicht, ſo wird u. a. zu ermitteln 
fein, ob und inwieweit nebenbei die ländliche, gewerbliche oder Heim— 
arbeit geleiſtet werden muß und nach den Fähigkeiten des Antragſtellers 
und ſeiner Angehörigen geleiſtet werden kann, und welche Ausſichten und 
Gelegenheiten in der betreffenden Gegend hierfür gegeben ſind. Dabei 
wird es von Wert fein, wenn nicht bloß eine, ſondern eine gewille 
Mannigfaltigkeit von Arbeitsgelegenheiten vorhanden iſt. 

Die Kenntnis von der Leiltungsfähigkeit des Antragſtellers in ge⸗ 
ſundheitlicher Beziehung wird ſich in der Regel aus der von der Mi- 
litärbehörde veranlaßten ärztlichen Unterſuchung gewinnen laſſen. Ge⸗ 
gebenenfalls iſt eine beglaubigte Abſchrift des bei den Derſorgungsakten 
des Bezirkskommandos befindlichen ärztlichen Gutachtens einzuholen. 

Ferner iſt zu prüfen, ob das zu erwerbende Grundſtück nach ſeiner 
5weckbeſtimmung eine angemeſſene Lage, Größe und Bejchaffenheit hat, 
ob der vom Antragſteller zu zahlende Kaufpreis und die ſonſtigen Kauf- 
bedingungen angemeſſen, ob die Hypothekenverhältniſſe geregelt ſind und 
dergleichen mehr. 


6. 

Mit Kückſicht auf die beſonderen Siele des Geſetzes iſt ferner zu 
prüfen, welche Maßnahmen vorzuſehen ſind, um einerſeits die erſtmalige 
beſtimmungsgemäße Verwendung und die dauernde Erhaltung des Der⸗ 
wendungszwecks zu ſichern und um andererſeits für den Fall der Der: 
eitelung des Swecks die Rückzahlung der Abfindungsſumme ſicherzuſtellen 
(88 6 bis 8 des Geſetzes). Die Rückzahlung iſt auch Dorausſetzung für 
etwaige Wiederaufleben der erloſchenen Verſorgungsgebührniſſe nach 89 
des Geſetzes. Bei Abfindungsanträgen von Witwen iſt nach Nr. 3 Ab. 3 
der Bekanntmachung zu verfahren. Außer dert im Geſetz ausdrücklich 
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genannten Sicherungsmaßregeln (Deräußerungs- und Belaſtungsverbot, Ein 
tragung einer Sicherungshypothek) können auch andere (3. B. Bürgſchaf⸗ 
ten) in Frage kommen. 

Die Antragiteller ſind über den Sweck dieſer Maßnahmen aufzuklären. 
Gegebenenfalls iſt mit ihnen darüber zu verhandeln, welche der in Betracht 
kommenden Beſchränkungen als ihnen am wenigſten läſtig zu wählen 
ſein wird. 

Wenn von einer Sicherungsmaßregel abgeſehen werden ſoll, ſo iſt 
dies beſonders zu begründen (8 6 des Heſetzes). 

Schließlich gehört hierher auch die Prüfung der Frage, an wen die 
Kapitalebfindung auszuzahlen iſt, ob an den abfindungsberechtigten An- 
tragſteller oder, was die Regel ſein wird, für feine Rechnung an einen 
Dritten, z. B. an den Grundſtücksverkäufer oder den Hypothekengläubiger, 
und welche Friſt für ihre Derwendung zu gewähren iſt. 


7. 

Der Prüfungsſtelle bleibt es überlaſſen, ſich die Kenntnis von den 
Derhältnilfen des Antragſtellers und des Grundbeſitzes zu verſchaffen, wie 
und ſoweit es ihr erforderlich erſcheint. Grundſätzlich iſt es Sache des 
Antragſtellers, den Nachweis von der Nützlichkeit der beabſichtigten Der: 
wendung des Abfindungskapitals zu erbringen und zu dieſem Swechke 
die erforderlichen Unterlagen (3. B. Grundſtücksangebote, Kauf- oder Bau: 
verträge, Baupläne, Koſtenanſchläge, Kataſterauszüge, Grundbuchabſchrif⸗ 
ten u. dgl.) vorzulegen. Die Drüfungsitelle wird ſich aber hierauf nicht 
beſchränken dürfen, ſondern ſelbſttätig geeignete Ermittelungen anſtellen 
und Erkundigungen einziehen müſſen. In dieſer Beziehung iſt in der 
Begründung des Geſetzes beiſpielsweiſe darauf hingewieſen, daß die An- 
hörung von Candwirtſchaftskammern, Handelskammern, Handwerkerkam⸗ 
mern, Fachvereinen und ähnlichen Organiſationen in Frage kommen könne. 

Es ſollen folgende Stellen angehört werden: 

a) ſoweit es ſich um eine Anſiedlung durch Rentengutsgründung han⸗ 

delt, in der Regel der Spezialkommiſſar; 

b) ſoweit es ſich um den Erwerb durch Beitritt zu einem gemein⸗ 
nützigen Bauunternehmen handelt, die provinziellen Dereine für 
Kleinwohnungsweſen oder die Reviſionsverbände der Baugenoſ— 
ſenſchaften; ö 

c) die nach den beſtehenden allgemeinen Grundſätzen für den An— 
tragſteller zuſtändige Fürſorgeorganiſation. 

Im Falle des Beitritts des Antragſtellers zu einem gemeinnützigen 
Bau= oder Siedlungsunternehmen hat die Prüfungsſtelle eine Beſcheinigung 
über die Gemeinnützigkeit des Unternehmens einzuholen. Dieſe Beſcheini⸗ 
gung wird erteilt vom Regierungspräſidenten, ſoweit es ſich um ein ge— 
meinnütziges Bauunternehmen, vom Oberpräſidenten, ſoweit es ſich um ein 
gemeinnütziges Siedlungsunternehmen handelt. 

8. 

Nach Abſchluß feiner Prüfung verfährt der Landrat (Bürgermeiſter) 
nach Nr. 3 Abſ. 4 der Bekanntmachung. Er erteilt die dort vorgeſchrie— 
bene Beſcheinigung und überreicht ſie mit den ſeiner Prüfung zugrunde lie⸗ 
genden Unterlagen unmittelbar dem Kriegsminiſterium (Derſorgungs⸗ und 
Juſtizdepartement), — Keichs⸗Marineamt, Reichs-Kolonialamt — unter 
gleichzeitiger Benachrichtigung des Bezirkskommandos, ſoweit nicht nach 
Nr. 3 Abſ. 5 der Bekanntmachung hiervon abzuſehen iſt. 


9. 
Falls der Grundbeſitz nicht in dem Kreiſe (Stadtkreiſe) liegt, in dem 
der Antragſteller wohnt oͤder ſich aufhält, hat der Landrat (Bürgermeiſter) 


1916. 29, September. 857 


des Wohnorts oder Aufenthaltorts (Rr. 2), nachdem er die Fürſorge— 
erganilation gemäß Nr. 7 Abf. 2c gehört hat, den Antrag mit feinem 
Gutachten über die perſönlichen und bisherigen wirtſchaftlichen Derhält- 
niſſe des Antragſtellers und mit dem Gutachten der Fürſorgeorganiſation 
an den Landrat (Bürgermeilter) der belegenen Sache abzugeben. Dieſer 
übernimmt die weitere Prüfung, insbeſondere auch die Anhörung nach 
Nr. 7 Abſ. 2a und b, erteilt die Beſcheinigung und verfährt in der 
Nr. 8 vorgeſchriebenen Weiſe. 


Su Nr. 5 der Bekanntmachung. 


10. 

Die Abfindungsſumme iſt auf Deranlaffung der für den Antrag⸗ 
ſteller zuſtändigen penſionsregelungsbehörde durch die für die Sahlung 
der Dberſorgungsgebührniſſe beſtimmten Kaſſe an den im Beſcheide der 
oberſten Militärverwaltungsbehörde bezeichneten Empfangsberechtigten zu 
zahlen und der Generalmilitärkaſſe (für Marine- und Schutztruppen⸗An⸗ 
gehörige der Reichshauptkaſſe) in üblicher Weile aufzurechnen. Iſt die 
Auszahlung nach dem Beſcheide an die Erfüllung von Dorausjegungen 
geknüpft, ſo muß vor der Sahlung von der mit der Ausführung der 
Entſcheidung beauftragten Stelle (Nr. 11) beſcheinigt werden, daß die 
Sahlung erfolgen kann. Ueber den Empfang hat der Abfindungsberechtigte 
Quittung zu leiſten, auch wenn die Sahlung an dritte zu leiſten iſt. 

Mit Suſtimmung des Abfindungsberechtigten kann die Abfindungsſumme 
für ihn an eine geeignete Bank oder Sparkaſſe mit der Maßgabe gezahlt 
werden, daß er über das Kapital nur mit Einwilligung der mit der 
Ausführung der Entſcheidung beauftragten Stelle verfügen darf. Dieſe 
Form der Auszahlung wird ſich namentlich dann empfehlen, wenn die 
Verwendung des Kapitals in Teilbeträgen beabſichtigt iſt. 

Rentenempfänger haben den mit dem Dermerk über die Bewilligung 
der Abfindung verſehenen Militärpaß der Penſionsregelungsbehörde vorzu: 
legen. Dieſe hat vor der Sahlung die Uebertragung des Dermerks aus 
dem Militärpaß und zugleich die Eintragung des Seitpunktes des Er— 
löſchens der abgefundenen Derſorgungsgebührniſſe in das Penſionsquittungs— 
buch zu veranlaſſen. 


Su Nr. 6 der Bekanntmachung. 
11. 

Sur Ausführung der Entſcheidung und zur Ueberwachung der wei— 
teren nützlichen Derwendung wird der Landrat (Bürgermeiſter) der be: 
legenen Sache beſtimmt. 

Ergibt ſich, daß die von der oberſten Militärverwaltungsbehörde feſt— 
geſetzte Friſt zur beſtimmungsmäßigen Derwendung ($ 7 des Geſetzes) 
nicht ausreichend bemeſſen iſt, fo hat die Ueberwachungsſtelle eine Der- 
längerung der Friſt anzuregen. 

Die Ueberwachungsſtelle hat geeignete Vorkehrungen zu treffen, um 
ſich von einer etwaigen Gefährdung oder Dereitelung des Derwendungszwecks 
rechtzeitig Kenntnis zu verſchaffen. Soweit es ſich insbeſondere um länd— 
liche Derhältniffe handelt, werden die Gemeinde-(Guts-) vorſteher oder an⸗ 
dere geeignete Dertrauensmänner anzuweiſen fein, von wichtigen Derän— 
derungen, auffälligen Dorkommniffen u. dgl. dem Landrat Mitteilung zu 
machen. 

12. 

Ueber Beobachtungen allgemeiner Natur, die die Landräte (Bürger: 
meiſter) bei der Erledigung ihrer Aufgaben zur Ausführung des Kapital⸗ 
abfindungsgeſetzes machen, ſowie über etwa ſich ergebende Zweifelsfragen 
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grundſätzlicher Art iſt im Sivildienſtwege an den beteiligten Keſſortmi⸗ 
niſter zu berichten. 


1916. 30. September. 


Verſicherungspflicht von Angeſtellten für Beſchäftigungen 
während des Krieges. 


R. K. (R. G. Bl. S. 1097). 


Der Bundesrat hat auf Grund des 8 3 des Geſetzes über die Er— 
mächtigung des Bundesrats zu wirtſchaftlichen Maßnahmen uſw. vom 4. 
e 1914% folgende Verordnung erlaſſen: 


81. 

perſonen, die vor dem gegenwärtigen Kriege eine an ſich nach dem 
Verſicherungsgeſetze für Angeſtellte verſicherungspflichtige Tätigkeit nicht 
ausgeübt haben und auch nach Beendigung des Krieges vorausſichtlich 
nicht ausüben werden, find hinſichtlich einer nur für die Dauer des Kriegs- 
zuſtandes angenommen, an ſich verſicherungspflichtigen Beſchäftigung nicht 
verſicherungspflichtig nach dem Derſicherungsgeſetze für Angeſtellte. 

Sind jedoch für die Dauer der an ſich verſicherungspflichtigen Beſchäfti⸗ 
gung Beiträge zur Angeſtelltenverſicherung entrichtet, fo dürfen die Ceiſtungen 
der Angeſtelltenverſicherung nicht aus dem Grunde abgelehnt werden, daß die 
Beiträge zu Unrecht entrichtet ſeien. 


82 

Die Wirkung des § 1 Abſ. 1 dieſer Derordnung tritt nicht ein, wenn 
der Beſchäftigte binnen einem Monat nach Inkrafttreten dieſer Derord: 
nung oder bei ſpäterem Beginne des Beſchäftigungsverhältniſſes binnen 
einem Monat von dieſem Zeitpunkt an feinen entgegenſtehenden Willen 
gegenüber dem Direktorium oder einem anderen Organe der Reichsver— 
ſicherungsanſtalt erklärt. Dieſe Willenserklärung wirkt jedoch nicht auf 
die Seit vor dem Inkrafttreten dieſer Derordnung zurück. 

Erſatzkaſſenmitglieder haben die Willenserklärung innerhalb der Srilt 
bei der Erſatzkaſſe abzugeben. 
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Streitigkeiten über die Verſicherungspflicht, über welche das Verfahren 
am Tage des Inkrafttretens dieſer Derordnung ſchwebt, werden nach den Be— 
ſtimmungen dieſer Derordnung entſchieden. 

Iſt vor dem Tage des Inkrafttretens dieſer Verordnung die Derjiche- 
rungspflicht einer nach dieſer Verordnung verſicherungsfreien Perſon durch 
rechtskräftige Entſcheidung feſtgeſtellt worden, jo wird dieſe Seititellung 
auf Antrag des Derſicherten aufgehoben und eine neue Entſcheidung er: 
laſſen. Der Antrag iſt binnen drei Monaten nach Inkrafttreten dieſer 
Derorönung bei der Stelle einzulegen, welche die rechtskräftige Entſchei⸗ 
dung erlaſſen hat. Dieſe Stelle hat auch die neue Entſcheidung zu er- 
laſſen. Für das Derfahren gelten die 88 a des nn 
für Angeſtellte entſprechend. 


8 4 
Dieſe Verordnung tritt mit dem Tage ihrer n und mit 
Wirkung von Kriegsbeginn an in Kraft. 


*) Derwaltungsvorſchriften Jahrgang 1914 I Seite 857. 
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1916. 30. September. 
Lebensmittelfarte für Binnenſchiffer. 
M. H. G. MA. m. J. (M. Bl. H. 6. S. 339). 


Berlin, den 30. September 1916. 


Auf der nach unſerem Erlaſſe vom 1. September 1916 durch den 
Polizeipräſidenten in Berlin zu beziehenden Lebensmittelkarte für Bin: 
nenſchiffer iſt nach dem Dordruck von der Ausgabeſtelle einzutragen, an 
welchen — namentlich aufzuführenden — Orten der Schiffer Lebensmittel 
erhalten kann. Der pPolizeipräſident in Berlin hat darauf hingewieſen, 
daß die Behörden, welche die Lebensmittelkarte ausſtellen, nicht immer 
wiſſen werden, welche Ufergemeinden an den verſchiedenen Schiffahrts— 
ſtraßen für die Lebensmittelausgabe an Binnenſchiffer beſtimmt ſind. 

Abgeſehen hiervon kann die namentliche Angabe der Ausgabeprte 
für Lebensmittel auch dadurch unzutreffend werden, daß der Schiffer ſein 
Fahrtziel ändert. 

Wir ſtellen daher anheim, den in Frage ſtehenden Dermerk in der 
Karte durch die Worte ausfüllen zu laſſen: „An den für die Lebens— 
mittelausgabe an Binnenſchiffer beſtimmten Orten“. Gleichzeitig erſuchen 
wir, dafür Sorge zu tragen, daß an den Eurer ufw. — der Kanal: 
baudirektion, — dem Vaiſerlichen Kanalamt unterſtehenden Waſſerſtraßen 
den Schiffern durch Anſchlag in den Häfen oder an den Schleuſen oder 
in anderer geeigneter Weiſe bekannt wird, in welchen Gemeinden und 
an welchen Stellen an der betreffenden waſſerſtraße Lebensmittel für Bin— 
nenſchiffer ausgegeben werden. 


An die beteiligten herren Oberpräſidenten (Strombau— bezw. Kanalbau- 
verwaltung), die Kanalbaudirektionen in Hannover und Eſſen, den herrn 
Regierungspräſidenten (Verwaltung der Märkiſchen Waſſerſtraßen) in 
Potsdam, den herrn Polizeipräſidenten hier, das Kaiſerliche Kanalamt in 
Riel 

ſowie, mit dem Anheimſtellen weiterer Deranlaſſung für die Ihnen 
unterſtellten Waſſerſtraßen im Falle des Bedürfniſſes, 

an die übrigen Herrn Kegierungspräſidenten. 


1916. 30. September. 
Preiſe für Schuhwaren 
M. H. G. (m. Bl. h. 6. S. 339). 


Im Anſchluß ar die Ausführungsbeſtimmungen des Herrn Keichskanz⸗ 
lers vom 28. September 1916 zur Bundesratsverordnung über Preis— 
beſchränkungen bei Verkäufen von Schuhwaren vom 28. September 1916 
ordne ich an: 

Auf die Bildung der Schiedsgerichte und ihrer Bezirke ſowie die 
Ernennung, Derpflihtung und Befähigung der Dorſitzenden und ihrer Stell⸗ 
vertreter finden Ziffern 1--4 meines Erlaſſes vom 31. März d. Js. 
entſprechende Anwendung mit der Maßgabe, daß die Bildung der Schieds- 
gerichte bis ſpäteſtens zum 10. Oktober d. Is. zu erfolgen hat. 


An die Herren Oberpräſidenten, die Herren Regierungspräſidenten und die 
amtlichen Handelsvertretungen. 
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1916. 30. September. 


Einfuhr von Fiſchen und von Zubereitungen von Fiſchen. 
R. K. (R. 6. Bl. S. 1135). 


Auf Grund des § 3 Abſ. 2 der Derordnung des Bundesrats über 
die Einfuhr von Salzheringen vom 17. Januar 19169) in der Faſſung 
der Verordnung vom 4. April 19162) wird folgendes beſtimmt: 

Die Dorſchriften der Derordnung des Bundesrats über die Einfuhr 
von Salzheringen vom 17. Januar 1916) in der Faſſung der Derord- 
nung vom 4. April 19162) und die dazu ergangenen Ausführungsbe- 
ſtimmungen vom 5. Kprils), 18. Juni) und 23. Auguit 1916 werden 
auf alle Fiſche, mit Ausnahme von friſchen (lebenden und nicht lebenden) 
Fiſchen und auf Subereitungen von Fiſchen ausgedehnt. 


1916. 3. Oktober. 


Unterricht in der Sänglings⸗ und Kinderpflege. 
M. H. G. (M. Bl. H. G. S. 349). 


Als nach dem Inkrafttreten der Novelle zur Gewerbeordnung vom 
27. Dezember 1911 die Entwickelung der Mädchen-pflichtfortbildungsſchulen 
in lebhafteren Fluß zu kommen verſprach, habe ich von vornherein, auch 
widerſtrebenden Meinungen gegenüber, darauf gehalten, daß in den Fach— 
ſchulen wie in den gewerblichen und kaufmänniſchen Fortbildungsſchulen 
für die weibliche Jugend den hauswirtſchaftlichen Unterricht ausreichender 
Raum gewährt werde (vgl. den Runderlaß vom 6. November 1913). Ich 
habe dann in dem Erlaß vom 13. Juli 1915 die Gegenſtände näher be= 
zeichnet, die der hauswirtſchaftliche Unterricht zu umfaſſen hat, und da= 
bei auch Geſundheitslehre, Kinder- und Krankenpflege hervorgehoben. 

Die bei der langen Dauer des Krieges immer ſchwerer werdenden 
Derluite an Menſchenleben machen es zur Pflicht, fortan der Kinderpflege, 
insbeſondere der Säuglingspflege noch größere Beachtung zu ſchenken als 
bisher und mit aller Kraft die Bekämpfung der leider noch immer über— 
aus hohen Säuglingsſterblichkeit aufzunehmen. 

Hierzu gehört in erſter Linie, daß die ungenügenden Kenntnilje der 
weiblichen Bevölkerung von der richtigen Pflege und Ernährung der Kin: 
der verbeſſert werden. Bei der Cöſung dieſer Aufgabe können die Fort⸗ 
bildungsſchulen mit Pflicht: oder freiwilligem Unterricht erfolgreich mit— 
wirken. Gerade ihre Schülerinnen befinden ſich in einem Alter, in dem 
ſie erfahrungsgemäß dem bei der Säuglingspflege zu behandelnden Lehr— 
ſtoff Aufmerkjamkeit und Derjtändnis entgegenbringen. Wird ihnen doch 
häufig in Abweſenheit der Mutter die Ueberwachung und Erziehung jün⸗ 
gerer Geſchwiſter anvertraut. Dieſer für die Erhaltung der Dolkskraft 
notwendige Unterricht iſt deshalb fortan in den Fortbildungsſchulen in= 
nerhalb der Pflichtſtunden zu berückſichtigen. Erwünſcht iſt außerhalb 
der Pflichtſtunden beſondere Einrichtungen zu ſchaffen, die nicht fortbil— 
dungsſchulpflichtigen Mädchen und Frauen zugänglich ſind. 

Dieſelbe Aufgabe muß auch den für die Heranbildung zur Frau 
und Mutter beſtimmten Haushaltungskurſen geſtellt werden. Da dieſe 


1) Verwaltungsvorſchriften Jahrgang 1916 I Seite 34. 
2) Derwaltungsvorſchriften Jahrgang 1916 I Seite 232. 
) Verwaltungsvorſchriften Jahrgang 1916 I Seite 236. 
5) Derwaltungsvorſchriften Jahrgang 1916 I Seite 452. 
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Kurje gewöhnlich eine größere Stundenzahl als die Fortbildungsſchule um⸗ 
fallen, wird es möglich ſein, der Säuglings- und Kinderpflege im Lehr- 
plan einen ihrer Wichtigkeit gebührenden Umfang zu geben. Neben den 
Haushaltungskurſen ſind Sonderkurſe für Säuglings- und Kinderpflege 
erwünſcht, damit Mädchen, die wegen der längeren Dauer und größeren 
Stundenzahl und der dadurch entſtehenden Hoſten nicht in der Cage ſind, 
die Haushaltungskurſe zu beſuchen, Gelegenheit haben, Kenntniſſe auf 
dieſem Gebiete zu erwerben. Solche Sonderkurſe können ebenſo wie es 
bei den Sonderkurſen im Waſchen, Plätten, Kochen, Nähen uſw. geſchieht, 
u. U. auch ſo eingerichtet werden, daß ſie Gelegenheit zur Erweiterung 
der in den Haushaltungskurſen erlangten Kenntnifje geben. Ich bin be— 
reit, zu den RKoſten ſolcher Kurſe, vorbehaltlich genauerer prüfung im 
einzelnen, Beihilfen nach denſelben Grundſätzen wie für den Fortbildungs— 
unterricht zu gewähren. Ueber Umfang und Inhalt des Unterrichts auf 
dieſem hier beſprochenen Gebiete laſſen ſich zurzeit allgemeine Dorjchriften 
noch nicht geben. Belehrungen für die Aufitellung von Lehrplänen find 
in reicher Fülle in der Seitſchrift für Säuglingsſchutz (Georg Stilke, Ber— 
lin NW. 7), insbeſondere in den heften 8 11 des VII. Jahrgangs 
(1915) zu finden. 

Das Wichtigſte für das Gelingen it die richtige Auswahl der Lehr: 
kräfte. In Frage kommen Aerzte, die mit der Säuglingspflege beſon— 
ders vertraut ſind. Sie ſtehen aber nicht überall zur Verfügung oder 
können ihre berufliche Beſchäftigung oft nicht ſo regeln, daß ſie zu den 
angeſetzten Unterrichtsſtunden immer pünktlich zur Stelle ſind; auch iſt 
nicht ſicher, daß fie immer das erforderliche Cehrgeſchick beſitzen. Dies 
kann bei den für die Swecke der Säuglingspflege beſonders ausgebildeten 
Schweſtern ebenſowenig ohne weiteres vorausgeſetzt werden. So iſt es 
notwendig, die vorhandenen Lehrerinnen an Fach- und Fortbildungsſchulen 
für dieſen Unterricht beſonders auszubilden. Mit meiner Genehmigung 
ſind bereits ſeit einigen Jahren im hieſigen Peſtalozzi-Fröbelhaus II Son- 
derkurſe in Kinder- und Säuglingspflege abgehalten worden, in denen 
Gewerbelehrerinnen für Kochen und hauswirtſchaft theoretiih und prak— 
tiſch geſchult werden. Dieſe Einrichtung hat ſich bewährt, die Sahl der 
ausgebildeten Lehrerinnen genügt aber nicht mehr dem Bedürfnis. Des— 
halb wird die Einrichtung auf alle Seminare für Gewerbelehrerianen 
für Kochen und Hauswirtſchaft ausgedehnt werden, jo daß zukünftig alle 
dieſe Lehrerinnen in der Lage ſein werden, den Unterricht in der Säug— 
lingspflege zu übernehmen. Die nötigen Anordnungen werden demnächſt 
ergehen. 

Fernerhin ſollen im Laufe des Winters für ſolche Gewerbelehrerinnen 
für Kochen und Hauswirtichaft, die bereits im Amte tätig find und keine 
Suſatzausbildung in der Säuglingspflege erhalten haben, kurze Beleh— 
rungskurſe in Berlin abgehalten werden. Wegen der Einberufung von 
Lehrerinnen zu dieſen Kurjen ergeht beſondere Derfügung. 

Es kann damit gerechnet werden, daß zu Beginn des Schuljahrs 
1917 an den meiſten Schulen Lehrerinnen, die für den Unterricht in 
Kinder⸗ und Säuglingspflege ausgebildet ſind, zur Derfügung ſtehen, ſo 
daß für dieſen Fall oder bei dem Dorhandenfein ſonſtiger geeigneter 
Lehrkräfte mit der Einführung dieſes Unterrichts der Anfang gemacht 
werden kann. Ich erſuche Sie daher, mit den Leitungen der Fortbil- 
dungsſchulen mit Pflicht- oder freiwilligem Unterricht und der Haushal- 
tungskurſe wegen Einführung dieſes Unterrichts in Derbindung zu treten 
und nach Cage der örtlichen Derhältniſſe die Deranitaltung von Sonder— 
kurſen in Derbindung mit den genannten Schulen und Kurſen anzure⸗ 

55 
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gen. Ueber das 5 erwarte ich einen zuſammenfaſſenden Bericht 

bis zum 1. März n. 

An die herren Reg elite spräſidenten, den Herrn Oberpräſidenten in Pots- 
dam und den Herrn Polizeipräſidenten in Berlin. 


1916. 3. Oktober. 
Bewirtſchaftung von Milch und den Verkehr mit Milch. 
Kriegsernährungsamt. (R. G. Bl. S. 1100). 


Auf Grund des 8 41 der Derorönung über Speiſefette vom 20. Juli 
1916 und des 8 1 der Bekanntmachung über die Errichtung eines Keiegs- 
ernährungsamts vom 22. Mai 1916 wird über die Bewirtſchaftung von 
Milch und den Derkehr mit Milch folgendes beſtimmt: 


I. Bewirtſchaftung von Milch 
981 
Die Bewirtſchaftung von Milch wird der Keichsſtelle für Speiſefette 

und den auf Grund der Derorönung über Speijefette vom 20. Juli 1916 
(Reichs⸗Geſetzbl. S. 755) errichteten. Derteilungsitellen übertragen. Ihre 
Huſtändigkeit richtet ſich nach der Verordnung über Speilefette vom 20. 
Juli 1916. 
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Milch im Sinne dieſer Bekanntmachung iſt Kuhmilch und -ſahne in 
unbearbeitetem und bearbeitetem Suſtand (Vollmilch, Magermilch, Büt- 
termilch, Sahne, Dauermilch und Dauerſahne jeder Art, Yoghurt, Kefnr 
und ähnliche Erzeugniſſe). 

Sahne iſt jede mit Fett angereicherte Milch. 

Dauermilch iſt insbeſondere: kondenſierte, ſteriliſierte, homogeniſierte, 
trockene Milch; Dauerſahne iſt insbeſondere: kondenſierte, ſteriliſierte und 
trockene Sahne. = 


II. Derkehr mit Milch 
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Selbſtverſorger find die Kuhhalter nebſt ihren Haushalts- und Wirt: 
ſchaftsangehörigen. 

Selbſtverſorgern iſt der Bedarf an Milch zu belaſſen. Hierdurch 
werden die für die Buttererzeugung und Butterverſorgung getroffenen 
beſonderen Beſtimmungen der Derordnung über Speijefette vom 20. Juli. 
1916 und der dazu von der Reichsitelle aufgeſtellten Grundſätze nicht 
berührt. 

Der Bedarf der Selbſtverſorger an Vollmilch zum unmittelbaren menſch— 
lichen Derbrauche kann vom Kommunalverbande mit Suſtimmung der über: 
geordneten Derteilungsitelle feſtgeſetzt werden. 
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Vollmilchverſorgungsberechtigte find: 

a) Kinder bis zum vollendeten ſechſten Lebensjahre, 

b) ſtillende Frauen, 

c) ſchwangere Frauen in den letzten drei Monaten vor der Entbindung, 

d) Kranke auf Grund amtlich vorgeſchriebener Beſcheinigung. 

Die Reichsitelle trifft nähere Beſtimmungen über die zu gewährenden 
Mengen; ſie kann bei der Berechnung die Sahl der Kranken nach einem 
Prozentſatz der Bevölkerung feſtſetzen. 
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Die Beſcheinigungen zu d ſind von dem Amtsarzt oder einer von 
dem Kommunalverbande zu bezeichnenden Stelle auszuſtellen oder nach— 
zuprüfen. 

Dollmilchverſorgungsberechtigte haben Anſpruch auf Suteilung von Doll: 
milch nur inſoweit, als ſie vorhanden iſt. 

Soweit nach Deckung des Bedarfs der Dollmilchverſorgungsberech— 
tigten noch Vollmilch zur Verfügung ſteht, haben Kinder im 7. bis 14. 
Lebensjahr ein Vorrecht auf Suweiſung von Dollmilh (Dollmilchvorzugs— 
berechtigte). 

85 

Die gemäß 8 4 Abj. 2 feſtgeſetzte Dollmilchmenge iſt vom Kommunal⸗ 
verband auf die im $ 4 genannten Bevölkerungsgruppen zu verteilen. 
Das in dieſer Dollmilch enthaltene Fett iſt dem Kommunalverbande 5 
der Aufſtellung des Fettverteilungsplans durch die Reichsitelle (8 6 Abi. 1 
Nr. 2 der Bekanntmachung über Speiſefette vom 20. Juli 1916) nicht in 
Anſatz zu bringen. 

Inſoweit Vollmilch über den Bedarf der Vollmilchverſorgungsberech— 
tigten hinaus zur Derfügung ſteht, wird fie dem Nommunalverbande bei 
Aufſtellung des Fettverteilungsplans in Anrechnung gebracht. Hierbei iſt 
1 Liter Vollmilch 28 Gramm Hett gleichzuſetzen. 

Inſofern die Entrahmung von Milch und die Verarbeitung zu Butter 
aus techniſchen Gründen nicht möglich iſt, kann die Reichsitelle von der 
Fettanrechnung ganz oder teilweiſe abſehen. 


8 6 

Die Kommunalverbände haben unverzüglich die Einrichtungen zu einer 
geregelten Verteilung der in ihrem Bezirke gewonnenen und in ihren 
Bezirk gelieferten Milch zu treffen. 

Die Kommunalverbände können den Gemeinden die Regelung der 
Milchverteilung für den Bezirk der Gemeinde übertragen. Gemeinden, die 
nach der letzten Volkszählung mehr als sehntaufend Einwohner hatten, 
können die Uebertragung verlangen. 

Die Derabfolgung von Vollmilch an die Becher darf nur gegen 
Bezugskarte oder anderen behördlichen Ausweis erfolgen 

a) in Gemeinden von mehr als zehntauſend Einwohnern, 

b) in anderen Gemeinden, ſofern ſie Milchzuweiſung beantragen. 
Die Landeszentralbehörden können Gemeinden von mehr als zehntauſend 
bis höchſtens dreißigtauſend Einwohnern, ſofern ſie nicht Milchzuweiſung 
beantragen, von dieſer Dorjchrift befreien. 

Die Kommunalverbände können für ihren Bezirk oder für beſtimmte 
Gemeinden ihres Bezirkes anordnen, daß die Abgabe von Magermilch 
an die Derbraucher nur gegen Magermilch⸗ Bezugskarte oder gegen an— 
deren behördlichen Ausweis erfolgen darf. 


8 7 
Hur Sicherung des Milchbedarfs können die nach § 14 Abſ. 2 der 
Verordnung über peiſefette vom 20. Juli 1916 zuſtändigen Stellen die 
Lieferung von Milch an Kommunalverbände oder Gemeinden anordnen. 
Wird eine ſolche Anordnung getroffen, ſo gilt die belieferte Stelle als 
Milchaufkäufer im Sinne des 8 14 Abſ. 1 daſelbſt. 


88 
Die Kommunalverbände und Gemeinden ſind berechtigt, Höchſtpreiſe 
für Vollmilch und für Magermilch beim Derkaufe durch den Erzeuger 
ſowie im Groß- und Kleinhandel feſtzuſetzen. Gemeinden von mehr als 
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zehntauſend Einwohnern ſind zur Heſtſetzung von höchſtpreiſen für Doll: 
milch und für Magermilch im Kleinhandel verpflichtet. 

Die hHöchſtpreisfeſtſetzung bedarf der Suſtimmung der zuſtändigen Der: 
teilungsſtelle. 

Die Reichsſtelle kann Anordnungen über die oberen Grenzen für die 
Höchſtpreisfeſtſetzungen treffen. 

Die feſtgeſetzten Preiſe ſind höchſtpreiſe im Sinne des Geſetzes, be⸗ 
treffend Höchſtpreiſe, vom 4. Auguſt 1914 in der Sajlung Ser Bekannt: 
machung vom 17. Dezember 1914 (Keichs-Geſetzbl. S. 516) in Derbi 
dung mit den Bekanntmachungen vom 21. Januar 1915 (Keichs-Geſetzbl. 
S. 25) und vom 25. März 1916 Geichs-Geſetzbl. S. 185). 


9 
Die Landeszentralbehörden oder die von ihnen beſtimmten Stellen 
können die Kommunalverbände und Gemeinden zur Regelung des Milch— 
verkehrs und der Preiſe anhalten; ſie können ſie für die Zwecke der 
Regelung vereinigen und den Derbänden die Befugniſſe und Pflichten 
aus den S8 6 bis 8 ganz oder teilweiſe übertragen. Sie können die 
Regelung für ihren Bezirk oder Teile ihres Bezirkes ſelbſt vornehmen. 
Soweit nach dieſen Vorſchriften die Regelung für einen größeren Bezirk 
erfolgt, ruhen die Befugniſſe der zu dieſem Bezirke gehörenden Kom: 
munalverbände und Gemeinden. 
8 10 
Es iſt verboten: 
1. Vollmilch und Sahne in gewerblichen Betrieben zu verwenden; 
2. Milch jeder Art bei der Brotbereitung und zur gewerbsmäßigen 
herſtellung von Schokoladen und Süßigkeiten zu verwenden; 
3. Sahne in Konditoreien, Bäckereien, Gaſt⸗, Schank- und Speiſe⸗ 
wirtſchaften ſowie in e uren zu verabfolgen; 
4. Sahne in den Derkehr zu bringen, außer zur Beritellung von 
Butter in gewerblichen Betrieben und außer zur Abgabe an 
Kranke und Krankenanitalten auf Grund amtlicher Beſcheini— 
gung (§ A); 
5. geſchlagene Sahne (Schlagſahne) oder Sahnenpulver herzuſtellen; 
6. Milch bei Subereitung von Farben zu verwenden; 
7. Milch zur herſtellung von Kaſein für ttechniſche Swecke zu ver: 
wenden; 
8. Vollmilch an Kälber und Schweine, die älter als ſechs Wochen 
ſind, zu verfüttern. 
Die Keichsſtelle kann Ausnahmen von den Derboten in den Num— 
mern 1 bis 7 zulaſſen. 
Die Kommunalverbände können mit Stimmung der höheren Der: 
waltungsbehörde Ausnahmen von dem Derbate der Nr. 8 zur Förderung 
der Aufzucht von Suchtbullen (Farren) zulaſſen. 


III. Schlußbeſtimmungen 
11 


Die Keichsſtelle kann weitere Anordnungen für den Derkehr und 
den Verbrauch von Milch erlaſſen. Sie kann insbeſondere nähere Beitim: 
mungen treffen 

a) über die Bemeſſung des Bedarfs der Selbſtverſorger; 

b) über den Verbrauch von Magermilch zum unmittelbaren menſch— 
lichen Derzehre; 

c) über Art und Umfang der Heritellung von dauermilch und 
Dauerſahne jeder Art, von Hoghurt, Kefyr und anderen Erzeug— 
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niſſen, bei denen Milch ein weſentlicher Beſtandteil iſt; über die 
Milchbelieferung der Betriebe, in denen ſolche Erzeugniſſe her⸗ 
geſtellt werden, und über die Regelung des Derkehrs und des 
Verbrauchs ſolcher Erzeugniſſe. 

Vor dem Erlaſſe von Beſtimmungen der unter a und b bezeichneten 
Art iſt der Beirat der Reichsitelle zu hören. 

Die Derteilungsitellen, Kommunalverbände und Gemeinden ſowie die 
nach 8 9 gebildeten Verbände haben, ſoweit ihnen die Regelung des 
Milchverkehrs übertragen iſt, der Reichsitelle auf Verlangen Auskunft zu 
erteilen und ihren Weiſungen Folge zu leiſten. Die Keichsſtelle iſt be- 
fugt, mit ihnen unmittelbar zu verkehren. 

812 = 

Bei der Durchführung dieſer Bekanntmachung haben die Derteilungs— 

ſtellen, Kommunalverbände und Gemeinden mitzuwirken. 
8 13 

Die Candeszentralbehörden erlaſſen die Beſtimmungen zur Ausfüh- 
rung dieſer Bekanntmachung. Sie können beſtimmen, daß die den Kom: 
munalverbänden und Gemeinden übertragenen Anordnungen durch deren 
Doritände erfolgen. Sie beſtimmen, wer als höhere Derwaltungsbehörde, 
Kommunalverband und Gemeinde anzuſehen iſt. 

814 
Mit Gefängnis bis zu einem Jahre und mit Geldſtrafe bis zu 
zehntauſend Mark oder mit einer dieſer Strafen wird beſtraft: 
1. wer den Dorſchriften im 8 10 zuwiderhandelt; 
2. wer den auf Grund der 88 6, 7, 9, 11 und 13 getroffenen 
Beſtimmungen oder Anordnungen zuwiderhandelt. 

Neben der Strafe kann auf- Einziehang der Erzeugniſſe erkannt wer— 
den, auf die ſich die ſtrafbare Handlung bezieht, ohne Unterſchied, ob 
ſie dem Täter gehören oder nicht. g 

815 

Die Derorönungen über Beſchränkung der Milchverwendung vom 2. 
September 1915, über Regelung der Milchpreiſe und des Milchverbrauchs 
vom 4. November 1915, über den Maßſtab für den Milchverbrauch 
vom’ 11. November 1915 und über die Derwendung von Milch zur 
Beritellung von Süßigkeiten und Schokolade vom 29. Dezember 1915 Geichs— 
Geſetzbl. 1015 S. 545, 723, 757, 849) treten außer Kraft. 

Die auf Grund dieſer Verordnungen erlaſſenen Beſtimmungen bleiben, 
ſoweit fie nicht durch die Beſtimmungen dieſer Bekanntmachung aufgehoben 
ſind, jo lange in Kraft, bis fie durch die auf Grund dieſer Bekannt⸗ 
machung zu erlaſſenden neuen Beſtimmungen erſetzt werden. Suwider— 
handlungen gegen ſie werden mit Gefängnis bis zu einem Jahre und 
mit Geldſtrafe bis zu zehntauſend Mark oder mit einer dieſer Strafen 
beſtraft. ö 

Die auf Grund des § 1 der Derorönung zur Regelung der Milch— 
preiſe und des Milchverbrauchs vom 4. November 1915 GKeichs⸗Geſetzbl. 
S. 725) feſtgeſetzten Preiſe gelten bis zur anderweiten Feſtſetzung als 
Höchſtpreiſe im Sinne des $ 8 dieſer Bekanntmachung. 

8 16 

Die Dorſchrift im 86 Abſ. 3 tritt mit dem 1. November 1916 
in Kraft; die Reichsitelle kann auf Antrag der Landesregierung den Seit⸗ 
punkt des Inkrafttretens bis längſtens 1. Dezember 1916 hinausſchieben. 
Die übrigen Vorſchriften dieſer Bekanntmachung treten mit dem Tage 
der Verkündung in Kraft. 
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Ordnung der Reifeprüfung für Kriegsteilnehmer. 
M. G. U. (5. Bl. U. S. 533). 


Das Königliche Provinzialſchulkollegium benachrichtige ich in Verfolg 
meines Erlaſſes vom 10. Juli d. Is. (Sentrbl. S. 452 ff.), daß nunmehr 
ſämtliche Bundesſtaaten ihre Suſtimmung zu der Dereinbarung über die 
gegenſeitige Anerkennung der nach der Ordnung der Reifeprüfung für die 
Kriegsteilnehmer ausgeſtellten Reifezeugniſſe ausgeſprochen haben. Aende:= 
rungen an der Faſſung der Reifeprüfungsordnung und der Lehrpläne 
und Lehraufgaben ſind nicht mehr vorgenommen worden. Doch bemerke 
ich, entſprechend der Anregung einer der Bundesregierungen, ausdrücklich, 
daß unter der „regelrechten Derſetzung“ die Derſetzung nach regelmäßigem 
Durchlaufen der Klaſſe zu verſtehen iſt, nicht die Zuerkennung der Reife 
für die höhere Klaſſe auf Grund eines Kriegserlaſſes. 

Die Ordnung der Reifeprüfung für die Kriegsteilnehmer tritt hier⸗ 
mit in Kraft. 


An die Königl. Provinzialſchulkollegien. 


1916. 3. Oktober. 
N Dohnenſtieg 
M. L. D. F. (M. Bl. C. D. F. S. 273). 
An die Herren Regierungspräſidenten und den Herrn Polizeipräſidenten 
hier. 
Der Bundesrat hat auf Grund des § 3 des Geſetzes über die Er— 


mächtigung des Bundesrats zu wirtſchaftlichen Maßnahmen uſw. vom 4. 
Auguft 1914*) folgende Verordnung erlaſſen: 


81. 

Die Landeszentralbehörden oder die von ihnen beitimmten Behörden 
können die Ausübung des Dohnenſtiegs mittels hochhängender Dohnen für 
die Seit bis zum 31. Dezember 1916 einſchließlich geſtatten. e 

Die Landeszentralbehörden oder die von ihnen beſtimmten Behörden 
können die Art der Ausübung des Dohnenſtiegs näher regeln. 


0 8 2. 
Mit Geldſtrafe bis zu 5 Mark oder mit Haft wird 
beſtraft, wer den nach 8 1 Abſ. 2 erlaſſenen Beſtimmungen zuwiderhandelt: 


8 3. 
Dieſe Verordnung tritt mit dem Tage der Derkündung in Kraft. 
Der Reichskanzler beſtimmt den Seitpunkt des Außerkrafttretens. 


auf Grund vorſtehender Verordnung geſtatte ich den Jagdberechtigten 
die Ausübung des Dohnenſtiegs mittels hochhängender Dohnen für die Seit 
bis zum 31. Dezember 1916 einſchließlich. Unterſchlingen dürfen nicht 
verwandt werden. Binnen drei Tagen nach Schluß der Fangzeit müſſen 
die Schlingen aus den Dohnen entfernt ſein. 


5 Derwaltungsvorſchriften Jahrgang 1914 I Seite 857. 
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Ergänzung der Bekanntmachung von Uebergangsvorſchriften vom 
5 September 1916 zur Verordnung über Speiſefette vom 20. Juli 1916 


Kriegsernährungsamt. (R. G. Bl. S. 1107). 


Auf Grund des 8 40 der Bekanntmachung über Speiſefette vom 
20. Juli 1916 und des § 1 der Bekanntmachung über die Errichtung 
eines Kriegsernährungsamts vom 22. Mai 1916 wird verordnet: 


Artikel I 
Der § ı Abſ. 1 der Bekanntmachung von Uebergangsvorſchriften vom 
September 1916 zur Derordnung über Speifefette vom 20. Juli 1916 
halt folgenden Suſatz: 
„Die Butter, deren Ueberlaſfung hiernach verlangt wird, iſt 
auch nach dem 15. Oktober 1916 an die die Ueberlaſſung verlan⸗ 
gende Stelle oder nach deren Anweiſung zu liefern.“ 


Artikel II 
Dieſe Derordnung tritt mit dem Tage der Derkündung in Kraft. 


1916. 4. Oktober. 


Verkehr mit lebendem Vieh. 


ma m. 5. 6. mig. d. 8. m. 3. en. Bl. g. 6. 8. 555) 
(m. Bl. C. b. F. S. 260). 


Die Entwickelung, die die Frage der Diehbeſchaffung infolge der 
Verordnung über Fleiſchverſorgung vom 27. März 1916 und der Der- 
ordnung über die Regelung des Fleiſchverbrauchs vom 21. Auguſt 1916 - 
(R. G. Bl. S. 941) genommen hat, macht eine Aenderung der Satzungen 
der Diehhandelsverbände notwendig. 

Das Candesfleiſchamt, Abteilung Sentralviehhandelsverband, hat uns 
den Entwurf einer neuen Satzung für die Diehhandelsverbände unter- 
breitet. 

Wir überſenden in der Anlage Abdruck dieſes Entwurfs und erſuchen 
eine neue Satzung zu erlaſſen. N 

Sollten ſich Aenderungen im Laufe der Zeit erforderlich machen, 
jo erſuchen wir, ſich vorher der Suſtimmung des Candesfleiſchamts zu 
verſichern. 

An die Herren Ober- und Regierungspräfidenten. 


Anlage. 
Die Satzung für die Regelung des Diehankaufs in der Provinz — 
Ba vom Februar 1916 iſt nach der Anordnung der Lan⸗ 


deszentral⸗ Behörden vom 22. Auguft 1916 geändert und erhält folgende 
neue Faſſung: 
Satzung 
für den Diehhandelsverband n der Provinzialfleiſchſtelle 
N . 


8 1. 
Sur Regelung der Beſchaffung, des Abſatzes und der Preiſe von le— 
bendem Dieh (Rindern, Kälbern, Schafen und Schweinen) iſt auf Grund 


*) Derwaltungsvorſchriften Jahrgang 1916 I Seite 211. 
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der Derordnung des Bundesrats zur Ergänzung der Bekanntmachung über 
die Errichtung von Preisprüfungsſtellen und der Derſorgungsregelung vom 
25. September 1915 (R6BI. S. 607) und vom 4. November 1915 (RGBl. 
S. 728) ſowie der Bekanntmachung über Fleiſchverſorgung vom 27. März 
1916 (R6BI. S. 199) für den Umfang ein Derband ge— 
bildet. 

Der Derband führt den Namen — . Diehhandelsverband; 
er iſt rechtsfaͤhig und hat ſeinen Sitz in der Stadt 


82, 

Der Derband bildet nach 8 3 Abſ. 2 der Derordnung vom 22. Auguft 
1916 die Geſchäftsabteilung der Provinzialfleiſchſtelle; er hat nach $ 2 
Abſ. 3 der Anordnung der Landeszentral-Behörden vom 15. Februar 1916 
den Anordnungen des Landesfleilhamts (Sentral-Diehhandelsverband) Folge 
zu leiſten. 

8 3. 
Der Derband verfolgt nur gemeinnützige Swecke. 
a 84. 

Aufgabe des Verbandes iſt die Ueberwachung und Regelung der Be— 
ſchaffung des Abjaßes von Schlacht-, Sucht- und Nutzvieh im Derbands— 
bezirk. 

Sur Beſchaffung gehören auch Maßnahmen zur Hebung und Wie— 
derherſtellung der Viehzucht und Viehhaltung. Solche Maßnahmen müſſen 
jedoch durch Vermittelung der Landwirtſchaftskammern oder im Einver— 
ſtändnis mit denſelben getroffen werden. 

Im einzelnen kann der Derband 

a) Beſtimmungen über den An- und Verkauf von Schlachtvieh, Sucht: 

und Nutzvieh treffen, insbeſondere beſtimmen, daß lebendes Dieh 

nur an den Derband oder zu deſſen Verfügung zu verkaufen oder 
zu liefern iſt; 

b) die Preife, wie die beim Ankauf und Derkauf zuläſſigen Auf- 

ſchläge zu dieſen Preiſen feſtſetzen; 

) den Ankauf und Derkauf von lebenden Dieh für eigene Rechnung 
oder kommiſſionsweiſe übernehmen; 

d) die höhe der von ihm in Anſpruch zu nehmenden Dergütungen 
und Aufſchläge beim An- und Derkauf von Vieh beſtimmen; 

) von jedem, den Beſtimmungen der Satzungen unterliegenden An⸗ 
kauf von Sucht- und Nutzvieh im Derbandsbezirk eine Abgabe 
bis zu 1 von 100 des Rechnungsbetrags, beim Kommiſſionshandel 
mit Dieh bis zu Ye von 100 des dem Derkäufer zuſtehenden 
Rechnungsbetrags von den Mitgliedern des Derbandes erheben; 
) in beſtehende Dieh-Lieferungsverträge eintreten; 

) Derſicherungen für ſolche Schäden übernehmen, die durch die 
Haftung für Hauptmängel, durch Eintreten anderer Mängel oder 
durch Transporte und dergl. entſtehen. 

8 

Mitglieder des Derbandes ſind: alle Diehhändler, landwirtſchaftliche 
Genoſſenſchaften und Dereinigungen und Fleiſcher, die am 1. September 
1916 Mitglieder des Verbandes und im HPeſitze der Ausweiskarte geweſen 
und noch ſind. f 5 


8 6 
0 Antrag können Mitglieder des Derbandes werden: 
. Diehhändler, die im Derbandsbezirk ihre gewerbliche Niederlaſſung | 
haben; 
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2. Diehhändler und landwirtſchaftliche Genoſſenſchaften, die, ohne 
f im Verbandsbezirk eine gewerbliche Niederlaſſung oder ihren Sitz 

zu haben, im Derbandsbezirke Dieh kaufen oder Kommiſſionshandel 
mit Dieh betreiben wollen; 

3. Fleiſcher, die im Derbandsbezirke Dieh vom Landrat oder Mäſter 
zur Schlachtung für das eigene Geſchäft kaufen wollen; 

4. landwirtſchaftliche Dereinigungen (Suchtgenoſſenſchaften, Suchtver— 
bände), Einrichtungen der Landwirtſchaftskammern und Henoſ— 
ſenſchaften, die ihren Sitz im Derbandsbezirke haben. 


8 7. 

Die Mitglieder des Derbandes erhalten vom Dorſtand eine Ausweis- 
karte. Genoſſenſchaften und Vereinigungen im Sinne des 8 6 erhalten für 
die von ihnen bezeichneten Perjonen Ausweiskarten. Sofern für eine 
Genoſſenſchaft mehrere Perſonen Ausweiskarten erhalten ſollen, ſind neben 
der Hauptausweiskarte für den Hauptvertreter Nebenkarten auf die übri— 
gen Perſonen auszuſtellen. Händler, die Aufkäufer beſchäftigen, haben 
für dieſe auf den Namen lautende Nebenkarten zu beantragen. 

Die Ausweiskarten ſind von den Derbandsmitgliedern bei jedem ihnen 
nach S 9 vorbehaltenen Diehhandelsgeſchäft ohne Aufforderung vorzulegen. 


8. 

Die Erteilung von Ausweiskarten kann aus wichtigen Gründen verſagt 
werden. 

Ueber die Erteilung entſcheidet der Doritand. 

Der Doritand kann einem Mitgliede die Ausweiskarte (8 5) ent: 
ziehen, wenn Gründe vorliegen, die ſeine Unzuverläſſigkeit ergeben, oder 
wenn das Mitglied den Beſtimmungen dieſer Satzung oder den nach 8 4 
erlaſſenen Anordnungen des Doritandes zuwiderhandelt. 

Die Ausweiskarte kann außerdem vom Dorſtande zurückgenommen 
werden, wenn ſich nachträglich Umſtände ergeben, welche die Derſagung 
der Erlaubnis rechtfertigen würden. Im Falle der Surücknahme der Aus: 
weiskarte kann den Beteiligten die gezahlte Gebühr zurückerſtattet werden. 

Mit der Entziehung oder Surücknahme der Ausweiskarte verliert das 
Mitglied das Recht zum Handel mit Vieh im ODerbandsbezirk. 

Ueber Beſchwerden wegen Derſagung, Entziehung oder Surücknahme 
von Ausweiskarten entſcheidet der Oberpräſident / Regierungspräſident end⸗ 
gültig. 

Wird einem Mitgliede die Ausweiskarte entzogen oder wird fie zurück— 
genommen, ſo werden damit gleichzeitig die für ſeine Aufkäufer ausgeſtellten 
Nebenkarten ungültig. 

Die Entziehung der Karte kann in den für die Bekanntmachungen 
des Vorſtandes beſtimmten Blättern, in den Kreisblättern der Kreiſe, wo 
das bisherige Mitglied tätig geweſen iſt, auf Kolten des Mitglieds ver— 
öffentlicht werden. 

Für die Ausitellung der Ausweiskarte iſt an den Verband eine Ge— 
bühr zu zahlen, die nach Beſchluß des Dorſtandes eine einmalige oder 
jährliche ſein kann. Die Gebühren werden vom aaa unter Suſtim⸗ 
mung der Provinzialfleiſchſtelle feſtgeſetzt. 

Der Doritand iſt befugt, Mitgliedern auf ihren Antrag den Austritt 
zu geſtatten und über die ganze oder teilweiſe Rückzahlung der Mitglieds— 
Rartengebühren (Abſ. 9) Beſtimmungen zu treffen. 

N 9. 


Der Ankauf von Dieh beim Landwirt oder Mäſter zur Schlachtung 
und zum Weiterverkauf ſowie der kommiſſionsweiſe Handel mit Dieh im 
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Derbandsbezirk iſt außer dem Derbande ſelbſt nur den Derbandsmitgliedern, 
die von dem Dorſtand eine Ausweiskarte erhalten haben, geſtattet. 

Die Ausweiskarte gibt keinen Anſpruch auf die Ausübung des Handels, 
falls der Verband oder mit Suſtimmung der Provinzialfleiſchſtelle die Kom⸗ 
munalverbände mit Kückſicht auf die nach § 9 der Bundesratsverordnung 
über die Fleiſchverſorgung vom 27. März 1915 Geichs-Geſetzbl. S. 199) 
erforderlich werdenden Umlagen einſchränkende Anordnungen getroffen 

aben. 

i Der nicht gewerbsmäßige Ankauf von Dieh bei dem Landwirt oder 
mäſter für den eigenen Bedarf, ſoweit er ſich im örtlichen Derkehne 
ohne Derjand auf der Eiſenbahn abwichkelt, hat nicht die Mitgliedſchaft 
bein: Verbande zur Dorausſetzung.“) 

Der Dorſtand kann beſtimmen, daß es zum ausſchließlichen Handel 
mit Ferkeln und Cäuferſchweinen im Gewicht unter 30 kg für das Stück 
der Cöſung einer Ausweiskarte nicht bedarf. 


N § 10. 
Organ des Derbandes iſt der Doritand. 
Mit Suſtimmung des Oberpräſidenten / Regierungspräſidenten kann als 
zweites Organ ein Beirat gebildet werden. 


8 11. 

Der Doritand führt die Geſchäfte des Verbandes unter Leitung des 
Vorſitzenden. Der Vorſtand erläßt die nach § 4 erforderlichen Anordnungen. 
Die von dem Doritande nach § 11 Abſ. 2 der bisherigen Satzung er— 
laſſenen Anordnungen bleiben in Kraft. 


8 12. 

Der Dorftand beſteht aus dem Dorſitzenden und mindeſtens 6 Mit- 
gliedern. 

Für den Dorligenden werden ein oder mehrere Stellvertreter er— 
nannt. Für die Mitglieder werden gleichfalls Stellvertreter beſtellt. 

Der Dorſitzende, die Stellvertreter des Dorſitzenden, die Mitglieder 
und deren Stellvertreter ernennt auf Widerruf der Oberpräſident / Kegie⸗ 
rungspräſident. Don den Mitgliedern werden mindeſtens zwei von den 
Handelskammern aus der Sahl der in der Provinz Reg.-Bez. 

anſäſſigen Diehhändler und mindeſtens zwei von der Land: 
ie nenne vorgeſchlagen. Das Gleiche gilt für die itellvertreten- 
den Mitglieder. ö 

Der Dorſitzende, die Mitglieder und die Stellvertreter der Mitglieder 
ſind ehrenamtlich tätig. Sie erhalten Erſatz ihrer Barauslagen oder an 
deren Stelle Pauſchſätze. 

Der Dorſtand tritt auf Berufung des Dorſitzenden oder feines Stell— 
vertreters zuſammen. Der Doritand iſt beſchlußfähig, wenn außer dem 
Dorligenden oder ſeinem Stellvertreter mindeſtens zwei Mitglieder oder 
deren Stellvertreter anweſend ſind. 


) Für den Fall eines nicht gewerbsmäßigen Ankaufs von Dieh durch 
einen Landwirt bei einem Landwirt iſt zu einem Transport auf der Eijen- 
bahn eine Bejcheinigung der Polizeibehörde des Derjandorts erforderlich, 
daß der Derjand geſtattet iſt. Nach der Anordnung der zuſtändigen Her— 
ren Reſſortminiſter vom 19. Januar 1916 — J. A. Le. 615 — ſoll die Orts⸗ 
polizeibehörde dieſe Beſcheinigung in der Regel ausſtellen, wenn es ſich um 
einen Derfand von Dieh aus einem landwirtſchaftlichen Betrieb an einen 
anderen landwirtſchaftlichen Betrieb handelt. 
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Die Beſchlüſſe werden mit Stimmenmehrheit gefaßt. Bei Stimmen⸗ 
gleichheit gibt die Stimme des Dorſitzenden oder feines Stellvertreters 
den Ausſchlag. 

Der Dorjtand weiſt ſich aus durch eine Beſcheinigung des Oberpräſi— 
denten der Provinz über ſeine Fuſammenſetzung. 

Der Dorſitzende oder einer ſeiner Stellvertreter führt die laufenden Ge⸗ 
ſchäfte des Dorjtandes. Er vertritt den Dorltand nach außen, verhandelt 
in deſſen Namen mit Behörden und Privatperſonen, führt den Schriftwechſel 
und zeichnet alle Schriftſtücke im Namen des Dorftandes. Er kann in den 
laufenden Geſchäften einen Angeſtellten mit der Seichnung von Schrift: 
ſtücken beauftragen; aus deſſen Seichnung muß das Auftragsverhältnis 
und ſeine Stellung erſichtlich ſein. 

Urkunden und Kechtsgeſchäfte, welche den Verband gegen Dritte ver: 
binden ſollen, ebenſo Vollmachten müſſen vom Dorſitzenden oder einem feiner 
Stellvertreter und einem Mitgliede des VDorſtandes unterzeichnet fein. 


8 135. 
(Gilt nur, wenn ein Beirat nach § 10: gebildet wird.) 

Der Beirat beſteht aus mindeſtens ſechs Mitgliedern. Die Mitglieder 
werden vom Oberpräſidenten / Regierungspräſidenten ernannt, und zwar je 
zwei auf Dorſchlag der Handelskammern und Landwirtichaftskammer. 

Der Beirat wird vom Dorſtande nach Bedarf, mindeſtens jedoch einmal 
jährlich berufen; es iſt ihm ein Jahresbericht und der Geſchäftsabſchluß 
vorzulegen. 

8 14. 

Die Einnahmen des Derbandes müſſen nach Deckung der Derwaltungs— 
koſten, zu denen auch die Hoſten der Geſchäftsführung der Provinzialfleiſch— 
ſtelle / Bez.⸗Fleiſchſtelle gehören, und nach Abzug der vom Candesfleiſch— 
amte vorgeſchriebenen Rücklagen zur hebung und Wiederherſtellung der 
Viehzucht und Diehhaltung (§S 4 Abſ. 2) Derwendung finden. 

Dem Candesfleiſchamte (Sentral-Viehhandelsverband) iſt zu dem glei— 
chen Zwecke, namentlich für Verbände, die in Ermangelung eigener Mittel 
an der Erfüllung dieſer Aufgaben zurückſtehen müſſen, von dem bei Jahres- 
abſchluß ſich ergebenden bilanzmäßigen Umſatz bis zu eins vom Tauſend 
zu überweiſen. Die Höhe der Sätze wird vom CLandesfleiſchamte nach 
Anhörung des Derbandsvorſitzenden feſtgeſetzt. 


8 15. 

Der Dorjtand iſt nach den von dem Candesfleiſchamt aufgeſtellten 
Richtlinien befugt, zur Förderung der Diehzucht im Einvernehmen mit 
der Provinzialfleiſchſtelle einmalige Aufwendungen zu machen und Dar⸗ 
lehen zu gewähren. 

Er bedarf hierzu der Genehmigung des Oberpräſidenten. Sofern 
die Zuwendungen und Darlehen den Betrag von 50000 Mk. überſteigen, 
iſt dem Landesfleiſchamte von der Bewilligung Kenntnis zu geben. 


§ 16. 


Das Geſchäftsjahr des Verbandes iſt das Kalenderjahr. Das erſte 
Geſchäftsjahr umfaßt die Seit bis zum 31. Dezember 1916. 


8 17. 
Der Doritand hat binnen zwei Monaten nach Beendigung eines jeden 
Geſchäftsjahrs die Jahrensrechnung aufzuſtellen. Die Prüfung und Ab- 
nahme erfolgt durch das Candesfleiſchamt (Sentral-Diehhandelsverband). 
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8 18. 

du Aenderungen dieſer Satzung iſt nach Anhörung des Dorſtandes der 
Oberpräſident der Provinz / Regierungspräſident unter Huſtimmung des Lan: 
desfleiſchamts befugt. 

8 19. 

Die Bekanntmachungen des Dorjtandes erfolgen in den Bezirksamts⸗ 
blättern des Derbandsbezirks und in dem Amtsblatt der Candwirtſchafts— 
kammer. 

S 20. 

Der Derband wird durch Anordnung der Landeszentralbehörden auf: 
gelöſt. Die Liquidation und Legung der Schlußrechnung erfolgt durch. 
den Doritand, die Prüfung der Schlußrechnung durch den Oberpräſidenten, 
Regierungspräfidenten. 

Ueber die Derwendung eines nach Deckung der Derbindlichkeiten etwa 
ſich ergebenden Ueberſchuſſes beſchließt nach Anhörung der Provinzial-Be⸗ 


zirksfleiſchſtelle zu Swecken der Förderung der Viehzucht und Piehhaltung 
der Oberpräſident der Provinz. 
1916. 5. Oktober. 


Futtermittel 
R. H. (R. G. Bl. S. 1108). 


Der Bundesrat hat auf Grund des 8 3 des Geſetzes über die Er— 
mächtigung des Bundesrats zu wirtſchaftlichen Maßnahmen uſw. vom 4. 
Auguſt 1914 folgende Derordnung erlaſſen: 
81 
Den Dorſchriften dieſer Verordnung unterliegen alle Futtermittel tie= 
riſchen oder pflanzlichen Urſprunges. Dies gilt nicht: 

1. für Futtermittel, ſoweit der Derkehr mit ihnen durch andere 
Verordnungen geregelt iſt; 

2. für Grünfutter, Futterrüben aller Art, Pferdemöhren, Heu, Häckjel 
und Stroh, mit Ausnahme von Futtermehlen und anderen Erzeug: 
niſſen, die aus dieſen Stoffen gewonnen werden. 

Den Futtermitteln im Sinne der Derordnung ſtehen gleich: 

1. als Hilfsſtoffe: Torfſtreu, Torfmull, aus Moostorf hergeſtellte 
Torfſoden und zu Futterzwecken fertig hergerichteter kohlenſau— 
rer Kalk; 

2. alle Miſchfuttermittel, in denen dieſer Verordnung unterliegende 
Futtermittel oder Bilfsitoffe enthalten find. 

Der Reichskanzler kann die Dorſchriften dieſer Derordnung auf andere 
Bilfsitoffe ausdehnen. 
82 
Futtermittel dürfen nur durch die Bezugsvereinigung der deutſchen 
Landwirte, G. m. b. H. in Berlin abgelegt werden. i 
Dies gilt nicht: 

1. für Futtermittel, die vom Inkrafttreten dieſer Verordnung ab 
in der Hand desſelben Eigentümers einen Doppelzentner pon jeder 
Art nicht überſteigen; ö 

2. für Futtermittel, welche die Landesfuttermittelſtellen, die von die⸗ 
ſen beſtimmten Stellen, die Kommunalverbände oder die vom 
Reichskanzler beſtimmten beſonderen Stellen (8 12) von der. Bas 


) Derwaltungsvorſchriften Jahrgang 1914 I Seite 857. 
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zugsvereinigung zum Swechke des Abſatzes erhalten haben, ſoweit 
der Abſatz unter Einhaltung der nach 88 12, 14 erlaſſenen 
Anordnungen erfolgt. 

3. für anerkanntes Saatgut von Ackerbohnen, Sojabohnen, Wicken, 
Lupinen, Peluſchken und Gemenge von hülſenfrüchten ſowie für 
Saatgut dieſer Futtermittel, das durch eine von der Landeszen— 
tralbehörde zu bezeichnende Saatſtelle als zur Saat geeignet er— 
klärt und von der vom Reichskanzler beſtimmten Stelle zu Saat: 
zwecken freigegeben worden iſt. 

Das von dieſer Stelle freigegebene Saatgut darf nur durch 
die von der Landeszentralbehörde bezeichnete Saatſtelle abgeſetzt 
werden. Die vom Reichskanzler beſtimmte Stelle hat die zu— 
ſtändige Saatſtelle von jeder Freigabe unverzüglich zu benach— 
richtigen. Die Saatſtelle kann die Preiſe für das Saatgut im 
Einvernehmen mit der vom Keichskanzler beſtimmten Stelle vor— 
ſchreiben. Sie iſt an die vom Reichskanzler vorgeſchriebenen Gren— 
zen gebunden. Der Reichskanzler kann weitere Bejtimmungen 
über den Verkehr mit Saatgut erlaſſen. Futtermittel der im 
Abſ. 1 genannten Art, die als Saatgut in Anſpruch genommen, 
aber zu Saatzwecken nicht verwendet worden ſind, ſind nach 
Beendigung der Saatzeit bei der vom Keichskanzler beſtimmten 
Stelle anzumelden und von dieſer nach § 6ff. zu äbernehmen. 
Dies gilt nicht für Mengen unter 25 Kilogramm von jeder 
Art. Die Dorichriften in dieſem Abſatz gelten nicht für aner— 
kanntes Saatgut. g 

Die Landeszentralbehörden erlaſſen die näheren Beſtimmun— 
gen über die Anerkennung. 

Etwa beſtehende noch unerfüllte Lieferungsverträge begründen eine 
Ausnahme von dieſer Dorſchrift nicht. 

83 

Wer bei Beginn eines Kalendervierteljahrs Futtermittel im Gewahr— 
ſam hat, hat die zu dieſem Seitpunkt vorhandenen Mengen getrennt nach 
Arten und Eigentümern unter Nennung der letzteren der Bezugsvereini— 
gung anzuzeigen. Wer Futtermittel im Betriebe ſeines Gewerbes heritellt, 
hat anzuzeigen, welche Mengen er in dem laufenden Dierteljahre voraus— 
ſichtlich herſtellen wird. Die Anzeigen ſind jeweils bis zum fünften Tage 
jedes Kalendervierteljahrs zu erſtatten. N 

Die Anzeigepflicht gilt nicht für die Fälle des § 2 Abſ. 2 ſowie 
für Mengen, deren der Anzeigepflichtige zur Ausſaat oder zum ſonſtigen 
Verbrauch in ſeinem landwirtſchaftlichen Betrieb oder in dem dazuge— 
hörigen gewerblichen Nebenbetriebe bedarf. 

Die Bezugsvereinigung kann von den Fabriken jederzeit auch die An— 
zeige der vorhandenen Rohmaterialien verlangen. 


84 

Die Eigentümer von Futtermitteln haben ſie der Bezugsvereinigung 
auf Verlangen käuflich zu überlaſſen und auf deren Abruf zu verladen. 
Auf Derlangen der Bezugsvereinigung haben fie ihr Proben gegen Er— 
ſtattung der Ueberſendungskoſten einzuſenden. 

Dies gilt nicht für die im $ 2 Abſ. 2 genannten Mengen ſowie für 
Mengen, die zum Derbrauch im eigenen landwirtſchaftlichen Betrieb oder 
in dem dazugehörigen gewerblichen Nebenbetrieb erforderlich find. Bei 
anderen gewerblichen Betrieben gilt Abſ. ! nicht für die Mengen, welche 
zur Derfütterung an die im eigenen Betriebe gebrauchten Spanntiere er— 
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forderlich find; die näheren Beſtimmungen hierüber erläßt die Keichs⸗ 
futtermittelſtelle. 


5 5 
Erzeuger von naſſer Kartoffelpülpe, naſſer Bierhefe ſowie von naſſer 
Schlempe und naſſen Trebern haben die Futtermittel auf Verlangen der 
Bezugsvereinigung zu trocknen, ſoweit ſie Anlagen dazu beſitzen und die 
Bezugsvereinigung die Abnahme zuſichert. 


8 6 

Die Bezugsvereinigung hat auf Antrag des Eigentümers binnen 4 
Wochen nach Eingang des Antrags zu erklären, welche beſtimmt zu be— 
zeichnenden Mengen ſie übernehmen will. 

Für die Mengen, welche die Bezugsvereinigung hiernach nicht über- 
nehmen will, erliſcht die Abſatzbeſchränkung nach 8 2. Das gleiche gilt, 
ſoweit die Bezugsvereinigung eine Erklärung binnen der Friſt nicht ab— 
gibt. Beim Abſatz von Futtermitteln im freien Verkehre dürfen die vom 
Reichskanzler nach 8 7 beſtimmten Preisgrenzen nicht überſchritten werden. 
Die Preiſe find höchſtpreiſe im Sinne des Geſetzes vom 4. Auguſt 1914 
in der Faſſung der Bekanntmachung vom 17. Dezember 1914 (Eeichs⸗ 
Geſetzbl. S. 516) in Derbindung mit den Bekanntmachungen vom 21. 
Januar 1915 (Reichs-Gejegbl. S. 25) und vom 23. März 1916 (Eeichs⸗ 
Geſetzbl. S. 185). ö 

Alle Mengen, die hiernach dem Abſatz durch die Bezugsvereinigung 
vorbehalten ſind, müſſen von ihr abgenommen werden. Der Eigentümer 
hat der Bezugsvereinigung anzuzeigen, von welchem Seitpunkt ab er zur 
Lieferung bereit iſt. Erfolgt die Uebernahme nicht binnen 4 Wochen 
nach dieſem Seitpunkt, ſo iſt der Kaufpreis vom Ablauf der Friſt ab 
mit 1 vom hundert über den jeweiligen Reichsbankdiskont zu verzinſen. 
Mit dem Zeitpunkt, an dem die Derzinfung beginnt, geht die Gefahr des 
zufälligen Derderbens oder der zufälligen Wertverminderung auf die Be— 
zugsvereinigung über. Der Eigentümer hat die Mengen bis zur Ab— 
nahme aufzubewahren, pfleglich zu behandeln und in handelsüblicher Weiſe 
zu verſichern. Er erhält dafür eine Vergütung, die vom Keichskanzler 
feſtgeſetzt wird. Der Eigentümer hat nach näherer Anweiſung des Keichs— 
kanzlers Feſtſtellungen darüber zu treffen, in welchem Suſtand ſich die 
Gegenſtände im Seitpunkt des Gefahrüberganges befinden; im Streitfall 
hat er den Suſtand nachzuweiſen. 

Die Bezugsvereinigung iſt zur Abnahme verpflichtet, ſobald der Eigen— 
tümer durch eine Beſcheinigung der zuſtändigen Behörde nachweiſt, daß 
eine weitere Lagerung ihm nicht möglich iſt. | 


87 

Die Bezugsvereinigung hat dem Derkäufer für die von ihr abgenom— 
menen Mengen einen angemeſſenen Uebernahmepreis zu zahlen. Dieſer 
Preis darf die vom Reichskanzler beſtimmten Grenzen nicht überſteigen. 

Iſt der Verkäufer mit dem von der Bezugsvereinigung angebotenen 
Preiſe nicht einverſtanden, jo ſetzt ein Schiedsgericht unter Ausſchluß des 
Rechtswegs den Preis endgültig feſt. Das Schiedsgericht iſt an die nach 
Abſ. 1! beſtimmten Preisgrenzen gebunden. Es beſtimmt darüber, wer 
die baren Auslagen des Verfahrens zu tragen hat. Bei der Feſtſetzung 
iſt der Preis zu berückſichtigen, der zur Seit des Gefahrüberganges (8 6 
„Abſ. 3) angemeſſen war. Der Derpflichtete hat ohne KRüchſicht auf die 
endgültige Feſtſetzung des Uebernahmepreiſes zu liefern, die Bezugsver⸗ 
einigung vorläufig den von ihr für angemeſſen erachteten Preis zu zahlen. 
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Das Schiedsgericht wird von der Landeszentralbehörde beſtellt. Su— 
ſtändig iſt das Schiedsgericht des Bezirkes, aus dem die Lieferung er: 
folgen ſoll. 5 

88 

Erfolgt die Ueberlaſſung nicht freiwillig, jo kann das Eigentum auf 
Antrag der Bezugsvereinigung durch Anordnung der zuſtändigen Behörde 
auf die Bezugsvereinigung oder die von ihr in dem Antrag bezeichnete 
Perſon übertragen werden. Die Anordnung iſt an den Eigentümer zu 
richten. Das Eigentum geht über, ſobald die Anordnung dem Eigentümer 
zugeht. Suſtändig iſt die Behörde des Bezirkes, aus dem die Lieferung 
erfolgen ſoll. 


89 
Die Sahlung erfolgt ſpäteſtens 14 Tage nach Abnahme. Für ſtreitige 
Rejtbeträge beginnt dieſe Friſt mit dem Tage, an dem die Entſcheidung 
des Schiedsgerichts der Bezugsvereinigung zugeht. 
8 10 
Die Futtermittel find, vorbehaltlich der Dorſchrift des Abſ. 2, frei 
jeder deutſchen Eiſenbahnſtation zu den Einheitspreiſen zu liefern, die 
der Reichskanzler feſtſetzt. 
Die Bezugsvereinigung darf zu dieſen Einheitspreiſen einen Suſchlag 
von 3 vom Hundert erheben. 
Die Suſchläge, welche die Weiterverkäufer erheben dürfen, werden 
durch die Landeszentralbehörden feſtgeſetzt. 
8 14 
Die Bezugsvereinigung darf von dem Umſatz 2 vom Taujend als 
Dermittlungsvergütung zurückbehalten. 
Im übrigen iſt der Reingewinn zur Beſchaffung von Futtermitteln aus 
dem Ausland nach den Weiſungen des Reichskanzlers zu verwenden. Ueber 
den etwa verbleibenden Reit verfügt der Reichskanzler. 


8 12 
Die Bezugsvereinigung hat die Futtermittel an die Landesfuttermittel— 
ſtellen, an die von dieſen beſtimmten Stellen, an die Kommunalverbände 
oder an die vom Reichskanzler beſtimmten beſonderen Stellen zu lie— 
fern. Die Lieferung erfolgt nach den Weiſungen der Reichsfuttermittel- 
ſtelle. ö 
13 
Der Reichskanzler kann allgemein oder im Einzelfalle beſtimmen, in— 
wieweit die der Derordnung unterliegenden Gegenſtände zur menſchlichen 
Ernährung zu verwenden ſind. 
8 14 | 
Die im $ 12 genannten Stellen haben ihren Abnehmern für Wei⸗ 
terverkäufe beſtimmte Bedingungen und Preiſe vorzuſchreiben und ihre Ein- 
haltung zu überwachen. Sie haben insbeſondere vorzuſchreiben, daß die 
Futtermittel nur zur Diehfütterung innerhalb ihres Bezirkes verwendet 
werden dürfen. 
8 15 a 
Miſchfutter darf, außer zum Derbraud in der eigenen Wirtſchaft, 
nur mit Genehmigung der Keichsfuttermittelſtelle oder durch die Landes— 
futtermittelſtellen hergeſtellt werden. 
8 16 
Die Dorſchriften dieſer Derordnung gelten nicht für die Heeresper- 
waltungen, die Marineverwaltung und die Sentral-Einkaufsgeſellſchaft m. 
b. U. 
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Sie beziehen ſich nicht auf die vom KUriegsausſchuſſe für Erſatzfutter, 
G. m. b. H. oder in ſeinem Auftrag hergeſtellten Erſatzfuttermittel. Dieſe 
ſind jedoch durch die Bezugsvereinigung oder die vom Reichskanzler beſtimm— 
ten Stellen nach den Dorſchriften dieſer Verordnung zu verteilen. 

Die Dorjchriften dieſer Verordnung beziehen ſich nicht auf Futter— 
mittel, die der Derorönung, betreffend die Einfuhr von Futtermitteln, Hilfs— 
ſtoffen und Hunſtdünger, vom 28. Januar 1916 (Keichs-Geſetzbl. S. 67) 
unterſtehen und nach dem 28. Januar 1916 aus dem Ausland eingeführt 
ſind. 

17 

Die Landeszentralbehörden erlaſſen die Beſtimmungen zur Ausführung 
dieſer Derordnung. Sie beſtimmen, wer als zuſtändige Behörde und als 
Kommunalverband im Sinne dieſer Derordnung anzuſehen iſt. 


818 

Mit Gefängnis bis zu ſechs Monaten oder mit Geldſtrafe bis zu 

En Mark wird beitraft: 
wer dem 8 2 zuwider Futtermittel in anderer Weiſe als a 
die Bezugsvereinigung abſetzt oder den Vorſchriften des 8 2 Abſ. 2 
Nr. 3 über den Derkehr mit Saatgut zuwiderhandelt; 

2. wer die ihm nach 8 3 obliegenden Anzeigen nicht in der ge— 
ſetzten Friſt erſtattet oder wer wiſſentlich unvollſtändige oder 
unrichtige Angaben macht; 

. wer die ihm nach 8 5 obliegenden Derpflichtungen zum Trocknen 
nicht nachkommt; 

4. wer der Derpflichtung zur Aufbewahrung, pfleglichen Behand— 

lung und zur ODerſicherung (8 6 Abſ. 3) zuwiderhandelt; 

5. wer den ihm auf Grund des § 14 auferlegten Derpflichtungen 

nicht nachkommt; 

6. wer den nach 82 Abſ. 2 Ur. 3, 8 17 erlaſſenen Beſtimmungen 

zuwiderhandelt; 

7. wer dem 8 15 zuwider Miſchfutter ohne Genehmigung herſtellt. 

In den Fällen der Nrn. 1, 2, 3, 7 können neben der Strafe die 
Gegenſtände, auf die ſich die ſtrafbare Handlung bezieht, eingezogen wer— 
den, ohne Unterſchied, ob ſie dem Täter gehören oder nicht. . 

819 

Soweit in dieſer Derordnung die Bezugspereinigung genannt iſt, treten 
bei Ausputz- und Schwimmgerſte an die Stelle der Bezugsvereinigung 
die von der Keichsfuttermittelſtelle beſtimmten Stellen. 

Die Dorſchriften der SS 10, 11 finden auf Auspuß: und Schwimm— 
gerſte keine Anwendung. 

Gerſte, die im Gemenge mit hülſenfrüchten geweſen und nach der 
Aberntung des Gemenges aus dieſem ausgeſondert iſt, unterliegt den Dor: 
ſchriften der Bekanntmachung über Gerſte aus der Ernte 1916 vom 6. 
Juli 1916 G(Keichs-Geſetzbl. S. 800). 

8 20 

Der Reichskanzler kann Ausnahmen von den Dorſchriften dieſer Der- 

ordnung zulaſſen. 


or 


8 21 
Die Bekanntmachung über den Derkehr mit Kraftfuttermiiteln vom 
28. Juni 1915 (Keichs-Geſetzbl. S. 399) nebit den Bekanntmachungen 
vom 5. Augult, 19. Auguſt, 15. September, 8. November, 19. Dezem⸗ 
ber 1915 (Keichs⸗Geſetzbl. S. 489, 505, 584, 747, 851) und vom 16. 
März, 24. März, 1. Mai 1916 (Keichs⸗Geſetzbl. S. 168, 193, 349) ſowie 
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die Beſtimmungen in Ur. I der Bekanntmachung vom 6. Juni 1916 
(Reichs-Gejegbl. S. 445) treten außer Kraft. 

Soweit in Derorönungen auf Dorſchriften verwieſen iſt, die durch 
dieſe Verordnung außer Kraft geſetzt werden, treten an deren Stelle 
die e VDorſchriften dieſer verordnung. 


8:22 
Der von der Bezugsvereinigung nach $ 7 Abſ. 1 zu zahlende Ueber⸗ 
nahmepreis darf die in den Bekanntmachungen vom 19. Auguſt 1915 
(Reichs⸗Geſetzbl. S. 504), 6. Januar, 26. März, 6. Juni und 5. Auguft 1916 
(Reichs⸗Geſetzbl. S. 2, 197, 443, 923) feſtgeſegten Grenzen bis zu an⸗ 
derweiter Feſtſetzung durch den Reichskanzler nicht überſchreiten. Die Preiſe 
gelten als Höchſtpreiſe im Sinne des § 6 Abſ. 2. N 


8:23 
Dieſe Derordönung tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft. 
Der Reichskanzler beſtimmt den Seitpunkt des Außerkrafttretens. 


1916. 5. Oktober. 


Verkehr mit Cumaronharz. 
R. K. (R. G. Bl. S. 1123.) 


Der Bundesrat hat auf Grund des „s des Geſetzes über die Ermäch⸗⸗ 
tigung des Bundesrats zu wirtſchaftlichen Maßnahmen uſw. vom 4. Auguſt 
1914 folgende Derordnung erlaſſen: 

81 

Die Erzeuger von Cumaronharz dürfen das von ihnen erzeugte Tu: 
maronharz nur an den Kriegsausſchuß für pflanzliche und tieriſche Oele 
und Fette, 6. m. b. 5. in Berlin abſetzen. Der Kriegsausſchuß kann 
die unmittelbare Abgabe an Verbraucher oder Händler geſtatten. 

Tumaronharz im Sinne dieſer Verordnung iſt ein durch Polymeri⸗ 
ſation von Tumaron, Inden, deren Homologen und ähnlichen Steinkohlen- 
teerbeſtandteilen dargeſtelltes Erzeugnis von harzartiger Beſchaffenheit in 
feſtem bis flüſſigem Suſtand frei von fremden Beimiſchungen. 


82 
Die Erzeuger von Cumaronharz ſind verpflichtet, nach näherer Be⸗ 
ſtimmung des Keichskanzlers einer von dieſem zu benennenden Stelle 
Auskunft über ihre bisherige und ihre vorausſichtliche Erzeugung von 
Cumaronharz zu erteilen. 


8 3 

Die Erzeuger von Cumaronharz haben das von ihnen erzeugte Cu⸗ 
maronharz dem Kriegsausſchuß auf Verlangen käuflich zu überlaſſen und 
auf Abruf zu verladen. Sie können ihrerſeits verlangen, daß der Kriegs- 
ausſchuß binnen vier Wochen nach einer an ihn ergangenen Aufforderung 
ſich wegen Uebernahme ihrer Erzeugung entſcheidet. Nach Ablauf der 
Friſt erliſcht die Pflicht, ihre Erzeugung dem Kriegsausſchuſſe zu über⸗ 
laſſen oder deſſen Genehmigung des Verkaufs an Dritte nachzuſuchen. 

Das Eigentum geht auf den Uriegsausſchuß über mit dem Seitpunkt, 
in welchem die Uebernahmeerklärung dem Erzeuger zugeht. 


8 4 
Soweit Cumaronharz der Ueberlaſſungspflicht nach 8 3 unterliegt, 
haben die Beſitzer für Aufbewahrung und pflegliche Behandlung N elben 


*) Derwaltungsvorſchriften Jahrgang 1914 I S. 857. 
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zu ſorgen. Sie dürfen über ihre Vorräte erſt nach Ablauf der im 83 
genannten Friſt verfügen. Sie haben dem Kriegsausſchuß auf Erfordern 
Auskunft zu geben, Proben gegen Erſtattung der Portohoſten einzuſenden 
und die Beſichtigung ihrer Erzeugniſſe zu geſtatten. 


8 5 

Der Kriegsausſchuß hat dem zur Ueberlaſſung Derpflichteten für 
die abgenommenen Mengen einen angemeſſenen Preis zu zahlen. 

Iſt der Erzeuger mit dem angebotenen Preiſe nicht einverſtanden, fo 
wird der Preis von einem vom Reichskanzler zu beſtellenden ſtändigen 
Ausſchuß nach näherer Anweiſung des Reichskanzlers endgültig feſtgeſtellt. 
Dieſer Ausſchuß beſtimmt auch darüber, wer die baren Auslagen des Der- 
fahrens zu tragen hat. 


8 6 
Der Derpflichtete hat ohne Rücklicht auf die endgültige Feſtſetzung 
des Uebernahmepreiſes zu liefern. Der Kriegsausſchuß hat vorläufig den 
von ihm für angemeſſen erachteten Preis zu zahlen. Das Recht des Der- 
pflichteten, eine Preisfeſtſetzung durch den ſtändigen Ausſchuß zu verlangen, 
erliſcht, wenn er nicht unverzüglich nach Mitteilung des Preisangebots 
ſeitens des Kriegsausſchuſſes davon Gebrauch macht. 


8 7 
Der vom Keichskanzler zu beſtellende ſtändige Ausſchuß (§ 5 Abſ. 2) 
entſcheidet endgültig über alle Streitigkeiten, die ſich zwiſchen den Betei- 
ligten aus der Aufforderung zur käuflichen Ueberlaſſung ſowie aus der 
Ueberlaſſung ergeben. s 
8 


Ueberſteigt in einem Monat die Erzeugung von einer beſtimmten Sorte 
Cumaronharz den Bedarf, ſo hat auf Antrag des Kriegsausſchuſſes nach 
näherer Beſtimmung des Keichskanzlers die von dieſem gemäß 82 zu 
benennende Stelle eine entſprechende Beſchränkung der Erzeugung vorzu⸗ 
nehmen. Auf Mengen, die über das zugelaſſene Maß hinaus erzeugt 
werden, finden die Dorſchriften im 8 3 Satz 2, 3 keine Anwendung. 


8 9 
Der Keichskanzler kann von den ODorſchriften der Verordnung Aus» 
nahmen zulaſſen; er ſetzt Hhöchſtgrenzen für die Uebernahmepreiſe feſt und 
erläßt die Ausführungsbeſtimmungen. 


8 10 
Mit Gefängnis bis zu ſechs Monaten oder mit Geldſtrafe bis zu fünf⸗ 
zehntauſend Mark wird beſtraft: 
1. wer Cumaronharz der Dorſchrift des 81 Abj. 1 zuwider abſetzt, 
2. wer die im 8 2 vorgeſchriebene Auskunft nicht rechtzeitig erteilt 
oder wer wiſſentlich unrichtige oder unvollſtändige Angaben über 
die bisherige Erzeugung macht, 
3. wer der Derpflihtung zur Aufbewahrung und pfleglichen Be— 
handlung (§ 4) zuwiderhandelt. 
In den Fällen des Abſ. 1 Ur. 1, 2 kann neben der Strafe auf Ein⸗ 
ziehung der Mengen erkannt werden, auf die ſich die ſtrafbare Handlung 
bezieht, ohne Unterſchied, ob ſie dem Täter gehören oder nicht. 


8 11 
Die Verordnung tritt mit dem 15. Oktober 1916 in Kraft. Der 
Reichskanzler beſtimmt den Seitpunkt des Außerkrafttretens. 


1916. 5. Oktober. 
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Aus führungsbeſtimmungen zu der Verordnung über den Verkehr 


mit Cumaronharz 
R. K. (R. G. Bl. S. 1125.) 


Auf Grund der 88 2, 9 der Verordnung über den Derkehr mit Cu⸗ 
maronharz vom 5. Oktober 1916 wird folgendes beſtimmt: 


8 1 


Der ſtändige Ausſchuß zur endgültigen Feſtſetzung der Preiſe für das 
von den Erzeugern von Tumaronharz an den Kriegsausihuß für pflanz⸗ 
liche und tieriſche Oele und Fette zu überlaſſende Cumaronharz entſcheidet 
in der Beſetzung von drei Mitgliedern, von denen je eines den Erzeugern 


und Derbrauchern angehören muß. 


8 2 
Der Kriegsausſchuß für pflanzliche und tieriſche Oele und Fette, 
6. m. b. 5. in Berlin darf für das von ihm übernommene Cumaronharz 
höhere Preiſe als die nachſtehend aufgeführten nicht zahlen, N 


1. für ſpringhartes helles Cumaronharz 

2: ſpringhartes helibraunes Cumaronharz 
3. „ ſpringhartes braunes Cumaronharz 

4. „„ ſpringhartes dunkles Cumaronharz 
5. „Jſpringhartes ſchwarzes Cumaronharz 
6. „hartes helles Cumaronharz 

7. „ hartes hellbraunes Cumaronharz 

8. „ hartes braunes Cumaronharz 

hartes dunkles Cumaronharz 

10. „ hartes ſchwarzes Cumaronharz 

11. „ mittelhartes helles Tumaronharz 

12. „ mittelhartes hellbraunes Cumaronharz 


13. „ mittelhartes braunes Cumaronharz 
14. „ mittelhartes dunkles Cumaronharz 
15. „ mittelhartes ſchwarzes Cumaronharz 
16. „weiches helles Cumaronharz 

17. „ weiches hellbraunes Cumaronharz 
18. „ weiches braunes Cumaronharz 

19. „ weiches dunkles Cumaronharz 


20. „ weiches ſchwarzes Cumaronharz 
21. „ zähflüſſiges helles Cumaronharz 


22. „ zähflüſſiges hellbraunes Cumaronharz 
23. „ zähflüſſiges braunes Cumaronharz 
24. „ zähflüjliges dunkles Cumaronharz 
25. „ zähflüſſiges ſchwarzes Cumaronharz 
26. „ alte helles Cumaronharz 

27. ,„ flüffiges hellbraunes Cumaronharz 
28. „ flüſſiges braunes Cumaronharz 

29. „ flüſſiges dunkles Cumaronharz 


30. flüſſiges ſchwarzes Cumaronharz 

31. für cumaronharzhaltige Rückjtände mit einem 
Harzgehalte von über 27 bis 35 v. Hh. des 
Geſamtgewichts 

32. für cumaronharzhaltige Rückſtände mit einem 
Harzgehalte von 20 bis 27 v. H. des Geſamt⸗ 
gewichts 


250 Mark, 
200 „ 
180 „ 
160 „ 
100 „„ 
250 „ 
180 „ 
160 „ 
140 „ 
80 „ 
200 „ 
170. 4; 
150 „ 
130 „ 
70 „, 
170 „ 
150 „ 
130 „ 
110 „ 
60 ＋ 
120 „ 
110 „ 
100 „„ 
80 n 
50 „ 
80 [2 
70 „ 
60 77 
55 „ 
50 [2] 
50 77 
35 „ 
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33. für cumaronharzhaltige Rückſtände mit einem 
Harzgehalte von unter 20 v. H. des Geſamt⸗ 
gewichts 25 Mark. 
Die Preiſe gelten für je 100 Kilogramm Reingewicht. 
Neben dem Uebernahmepreiſe kann für die Aufbewahrung bei längerer 
Dauer eine angemeſſene Vergütung gewährt werden. 
Die Preiſe umfaſſen die Hoſten der Beförderung bis zur nächſten 
Eiſenbahn⸗ oder Schiffsladeſtelle ſowie die Kolten des Einladens. 


8 3 

Die Preiſe gelten für Lieferung ausſchließlich berpackung. Die Der- 
packung ſoll in verſandfeſt gearbeiteten Blechtrommeln von je 200 Liter 
Waſſerinhalt erfolgen. Für harte Ware ſollen glatte Trommeln von einer 
Blechſtärke von mindeſtens 0,5 Millimeter, für flüſſige Ware gewellte 
Trommeln mit einer Blechſtärke von mindſtens 0,75 Millimeter verwendet 
werden. Für jede Trommel iſt ein Preis von 10 Mark zu zahlen. 

Wird eine der Beſtimmung des Abf. 1 nicht entſprechende Verpackung 
verwendet, fo geht ein während der Beförderung etwa entſtandener Der- 
luft zu Caſten des Erzeugers, es ſei denn, daß der Derluft auch bei der Der- 
wendung der vorgeſehenen Packung entſtanden wäre. 


8 4 
Die Vorſchriften der 88 2, 3 find auch für die Entſcheidung des Aus⸗ 
ſchuſſes zur endgültigen Feſtſetzung der Preiſe bindend. 


8 5 

Die Erzeuger von Cumaronharz ſind „ ihre geſamte voraus⸗ 
ſichtliche Monatserzeugung, getrennt nach den im 8 2 genannten Arten, 
bis zum letzten Tage des vorhergehenden Monats der Deutſchen Benzol⸗ 
vereinigung in Bochum anzuzeigen. 

Die Erzeuger von Cumaronharz ſind ferner verpflichtet, ihre geſamte 
Monatserzeugung bis zum 5. Monatstage des nächſten Monats, getrennt 
nach den im § 2 genannten Arten, der Deutſchen Benzolvereinigung fin 
Bochum anzuzeigen. 

Die Deutſche Benzolvereinigung in Bochum hat die ihr nach Abſ. 1 
und 2 gemachten Angaben nach Arten und Erzeugern zuſammenzuſtellen 
und an den Kriegsausſchuß für pflanzliche und tieriſche Oele und Fette 
unverzüglich weiterzugeben. 

86 


Eine auf Antrag des Kriegsausſchuſſes für pflanzliche und tieriſche 
Oele und Fette durch die Deutſche Benzolvereinigung in Bochum vorzu⸗ 
nehmende Beſchränkung der Erzeugung erfolgt im Derhältnis des Anteils, 
den jeder Erzeuger an der Geſamterzeugung der drei vorangegangenen Mo⸗ 
nate hat. hat ein Erzeuger erſt innerhalb der letzten drei Monate vor 
Durchführung der Beſchränkung die Erzeugung von Cumaronharz aufge⸗ 
nommen, jo iſt bei Berechnung der Geſamterzeugung und ſeines Anteils 
eine Menge in Anſatz zu bringen, die ſeiner durchſchnittlichen Tages⸗ 
erzeugung während der Betriebszeit entſpricht. 

Die Erzeuger von Cumaronharz ſind verpflichtet, ihre Erzeugung in 
den letzten drei Monaten vor einer vom Kriegsausſchuſſe beantragten Be⸗ 
ſchränkung der Erzeugung der Deutſchen Benzolvereinigung in Bochum 
auf deren Derlangen, getrennt nach den im 8 2 genannten Arten, anzu⸗ 
zeigen. 

8 7 
Die Beſtimmungen treten mit dem 15. Oktober 1916 in Kraft. 


1916. 5. Oktober. — 881 
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Ergänzung der Bekanntmachung über den Verkehr mit Knochen, 
Rinderfüßen und Hornſchläschen vom 13. April 1916. 


K. K. (R. G. Bl. S. 1128.) 


Der Bundesrat hat auf Grund des § 3 des Geſetzes über die Ermäch⸗ 
tigung des Bundesrats zu wirtſchaftlichen Maßnahmen uſw. vom 4. Auguſt 
1914*) folgende Verordnung erlaſſen: 2 


Artikel I 
Die Bekanntmachung über den Derkehr mit Knochen, Rinderfühen 
und e vom 13. April 1916) wird wie folgt ergänzt: 

1. Im 83 1. Seile wird nach den Worten „Oele und Fette jeder 

Art“ eingefügt „ſowie Oel⸗ und Fettſäuren“. 

2. Im 84 2. Seile werden die Worte „Oele, Fette und Futter⸗ 
mittel“ erſetzt durch die Worte „Oele, Fette, Oel- und Fett⸗ 
ſäuren ſowie Futtermittel“. 

Der 8 6 erhält folgende Faſſung: 


* 


a 


* 8 6 
Der Reichskanzler kann die Vorſchriften der 88 3, 4 auf Oele, 
Fette, Oel- und Settiäuren, welche nicht aus Knochen, Rinderfüßen 
oder Hornſchläuchen gewonnen werden, ausdehnen. 
Die vom Bundesrat über Oele, Fette, Gel- und Fettſäuren 
ſowie Futtermittel erlaſſenen Vorſchriften bleiben unberührt. 


Artikel II 
Die Verordnung tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft. 


1916. 5. Oktober. 


Ergänzung der Bekanntmachung über Ausdehnung der Vorſchriften der 
Verordnung über den Verkehr mit Knochen, Rinderſüßen 
und Hornſchläuchen vom 25. Mai 1916 


R. M. (R. G. Bl. S. 1129.) 


Auf Grund des 8 6 der Derorönung über den Verkehr mit Knochen, 
Rinderfüßen und Hornſchläuchen vom 13. April 1916 in der Faſſung 
der Bekanntmachung vom 5. Oktober 1916 wird folgendes beſtimmt: 

Artikel J 

8 1 der Bekanntmachung über Ausdehnung der Vorſchriften der Ver⸗ 
ordnung über den Derkehr mit Knochen, Rinderfüßen und Hornſchläuchen 
vom 25. Mai 1916 wird wie folgt ergänzt: 

1. in Nummer 1 wird hinter dem Worte „Spülwaſſerfette“ einge⸗ 
fügt „und alle Klärſchlammfet te,“ 

2. in Nummer 2 werden die Worte „anfallenden Dette“ erſetzt durch 
die Worte „anfallenden Oele, Seite, Oel- und Fettſäuren,“, 

3. in Nummer 3 wird das Wort „Fette“ erſetzt durch die Worte 
„Oele, Fette, Oel- und Fettſäuren ſowie alle durch Umwandlung 
unmittelbar aus Kohſtoffen jeder Art gewonnenen Del: und Fett⸗ 
ſäuren,“, 


) Verwaltungsvorſchriften Jahrgang 1914 I S. 857. 
*) Perwaltungsvorſchriften Jahrgang 1916 I S. 267. 
x) berwaltungsvorſchriften Jahrgang 1916 I S. 383. 
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4. als Nummer 4 wird eingefügt: „Tran⸗ und Wollfett ohne Rück⸗ 
ſicht auf die Art der Gewinnung.“. 


Artikel II 
Die Beſtimmungen treten mit dem Tage der Verkündung in Kraft. 


1916. 5. Oktober. 


Verkehr mit fettloſen Waſch⸗ und Neinigungsmitteln. 
R. K. (K. G. Bl. S. 1130.) 


Der Bundesrat hat auf Grund des § 3 des Geſetzes über die Ermäch⸗ 
tigung des Bundesrats zu wirtſchaftlichen Maßnahmen uſw. vom 4. Auguft 
1914*) folgende Verordnung erlaſſen: 


8 1 | 

Der Keichskanzler iſt ermächtigt, den Derkehr mit Waſch⸗ und Kei⸗ 
nigungsmitteln, die ohne Verwendung von pflanzlichen oder tieriſchen Oelen, 
Fetten, Oel⸗ oder Fettſäuren hergeſtellt find (fettloſen Waſch⸗ und Reini- 
gungsmitteln), zu regeln. Er kann insbeſondere Dorratserhebungen an⸗ 
ordnen. 

Er kann beſtimmen, daß Suwiderhandlungen gegen die auf Grund 
vorſtehender Ermächtigung erlaſſenen Beſtimmungen mit Gefängnis bis 
zu ſechs Monaten oder mit Geldſtrafe bis zu zehntauſend Mark beſtraft 
werden, ſowie daß neben der Strafe auf Einziehung der Stoffe erkannt 
werden kann, auf die ſich die ſtrafbare Handlung bezieht, ohne Unterſchied, 
ob ſie dem Täter gehören oder nicht. 


Se 
Die Verordnung tritt mit dem Tage der Derkündung in Kraft. Der 
Reichskanzler beſtimmt den Zeitpunkt des Außerkrafttretens. 


1916. 5. Oktober. 


Ausführungsbeſtimmungen zu der Verordnung über den Verkehr mit 
ſettloſen Waſch⸗ und Neinigungsmitteln vom 5. Oktober 1916. 


R. K. (R. G. Bl. S. 1131.) 


Auf Grund des 8 1 der Bekanntmachung über den Verkehr mit fett⸗ 
loſen Waſch⸗ und Reinigungsmitteln vom 5. Oktober 1916 (Reichs⸗Geſetzbl.) 
wird folgendes beſtimmt: 5 

81 

Sur Bezeichnung von fettloſen Waſch⸗ und Reinigungsmitteln jeder 
Art darf das Wort „Seife“ oder eine das Wort „Seife“ enthaltende Wort⸗ 
verbindung nicht verwendet werden. 

82 

Waſch⸗ und Reinigungsmittel aus Ton, Kaolin, Lehm, Speckſtein, 
Talkum, Seifenerde, Mergel, Kiejelgur, Walkerde, Bolus oder ähnlichen 
anorganiſchen Stoffen und Mineralien ohne andere Beimiſchung dürfen 
nur frei von grobkörnigen Beſtandteilen, gepreßt in länglichen, ovalen oder 
kugelförmigen Stücken bis zum höchſtgewichte von 250 Gramm oder in 
Pulverform in Packungen mit 500 oder 1000 Gramm Inhalt, gewerbs⸗ 
mäßig verkauft, feilgehalten oder ſonſt in den Verkehr gebracht werden. 


) Derwaltungsvorſchriften Jahrgang 1914 I S. 857. 
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Jedes Stück oder, wenn die Ware in einer Packung abgegeben wird, 
die Packung muß in einer für den Käufer leicht erkennbaren Weiſe und 
in deutſcher Sprache folgende Angaben enthalten: 

1. den Namen, die Firma oder das eingetragene Warenzeichen des 
Herſtellers; 

2. a) bei Waren in Stückform das Wort „Tonwaſchmittel“, 
b) bei Waren in Pulverform das Wort „Tonpulver“; 

3. den Kleinverkaufspreis. N 

Andere Aufſchriften auf dem Stücke oder der Packung ſowie die Bei- 
packung von Anpreiſungen find verboten. 


83 
Bei Abgabe an den Derbrauder darf der Preis 
1. bei Waſchmitteln in Stückform 1 Pfennig für je 25 Gramm, 
2. bei Waſchmitteln in Pulverform 25 Pfennig für 1 Kilogramm, 
13 Pfennig für ½ Kilogramm 
nicht überſchreiten. 

Dorjtehend feſtgeſetzte Preiſe find Höchſtpreiſe im Sinne des Geſetzes, 
betreffend höchſtpreiſe, vom 4. Augujt 1914 in der Faſſung vom 17. De⸗ 
zember 1914 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 516) in Verbindung mit den Bekannt⸗ 
machungen vom 21. Januar 1915 (Keichs⸗Geſetzbl. S. 25) und vom 25. März 
1916 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 183) ſowie der Bekanntmachung, betreffend Ein⸗ 
wirkung von höchſtpreiſen auf laufende Derträge, vom 11. November 1915 
(Reichs⸗Geſetzbl. S. 758). f 


Sr 

Waſch⸗ und Reinigungsmittel dürfen aus den im 82 Abſ. 1 bezeich⸗ 
neten Stoffen in Derbindung mit anderen Suſätzen nur mit Suſtimmung 
des Kriegsausſchuſſes für pflanzliche und tieriſche Oele und Fette, G. m. b. H. 
in Berlin hergeſtellt werden. 5 

5 

Mit Gefängnis bis zu ſechs Monaten oder mit Geldſtrafe bis zu zehn⸗ 
tauſend Mark wird beſtraft, wer den Beſtimmungen der 88 1, 4, 8 2 
Abſ. 1, Abi. 2 oder Abſ. 3 zuwiderhandelt. Neben der Strafe kann auf 
Einziehung der Stoffe erkannt werden, auf die ſich die ſtrafbare Hand» 
lung bezieht, ohne Unterſchied, ob fie dem Täter gehören oder nicht. 


8S 6 
Die Beſtimmungen treten mit dem 25. Oktober 1916 in Kraft. 


1916. 5. Oktober. 
Zuckerhaltige Futtermittel 
R. K. (R. G. Bl. S. 114.) 
der Bundesrat hat auf Grund des „s des Geſetzes über die Ermäch⸗⸗ 
tigung des Bundesrats zu wirtſchaftlichen Maßnahmen uſw. vom 4. Auguſt 
1914*) folgende Derordnung erlaſſen: ö 
8 1 
Den Dorſchriften dieſer Verordnung unterliegen nachſtehend aufge⸗ 
führte Gegenſtände (zuckerhaltige Futtermittel): 
Melaſſe, 
Melaſſefutter, 


*) Derwaltungsvorſchriften Jahrgang 1914 J S. 857. 


FF 
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Schnitzel, naß oder getrocknet (Rübenſchnitzel, Melaſſeſchnitzel, 
Suckerſchnitzel). 
Etwa beſtehende, noch unerfüllte Cieferungsverträge begründen keine 
Ausnahme von den Dorſchriften dieſer Verordnung. 


82 
Sucerhaltige Futtermittel dürfen nur durch die Bezugsvereinigung 
der deutſchen Landwirte, G. m. b. H. in Berlin abgeſetzt werden. 
Dies gilt nicht in folgenden Fällen: 

1. Die Landesfuttermittelſtellen, die von dieſen beſtimmten Stellen, 
die Kommunalverbände und die vom Reichskanzler beitimmten 
beſonderen Stellen ($ 11) dürfen zuckerhaltige Futtermittel, die 
ſie von der Bezugsvereinigung zum Swecke des Abſatzes er⸗ 
halten haben, abſetzen, ſoweit der Abſatz unter Einhaltung der 
nach 88 11, 12 getroffenen Anordnungen erfolgt. 

2. Rübenverarbeitende HFuckerfabriken dürfen höchſtens 

75 vom Hundert des Geſamtgewichts der anfallenden naſſen 
Schnitzel in Form von naſſen Schnitzeln oder die entſprechende 
Menge in Form von Trockenſchnitzeln oder Melaſſeſchnitzeln, 

40 vom Hundert des Geſamtgewichts der anfallenden Sucker⸗ 
ſchnitzel (Steffenſche Brühſchnitzel) an die rübenliefernden Land⸗ 
wirte zurückliefern. Ein Teil Trockenſchnitzel oder Melaſſeſchnitzel 
iſt mindeſtens 10 Teilen naſſer Schnitzel gleichzuſetzen. 

Sucerfabriken dürfen ihren Schnitzeln Relaſſe eigner Erzeugung an⸗ 
trocknen, doch darf im ganzen nicht mehr Melaſſe angetrocknet werden, 
als einem halben vom Hundert des Geſamtgewichts der auf Sucker zu ver⸗ 
arbeitenden Rüben entſpricht. 
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Wer bei Beginn eines Kalendervierteljahrs zuckerhaltige Futtermittel 
in Gewahrſam hat, hat die zu dieſem Zeitpunkt vorhandenen Mengen, ges 
trennt nach Arten und Eigentümern, unter Nennung der letzteren, der Be⸗ 
zugsvereinigung anzuzeigen. Die Anzeigen ſind jeweils bis zum 5. Tage 
des Kalendervierteljahrs zu erſtatten. Die Anzeigepflicht gilt nicht für 
die gemäß § 2 Abſ. 2 Nr. 1 abgegebenen Mengen und nicht für Land⸗ 
wirte hinſichtlich der nach 8 2 Abſ. 2 Nr. 2 ihnen gelieferten Schnitzel. 

‚Suckerfabriken haben bis zum 5. Tage jedes Kalendervierteljahrs an⸗ 
zuzeigen, welche Mengen Melaſſe und Schnitzel fie in dem laufenden Ka- 
lendervierteljahre vorausſichtlich herſtellen werden. Hierbei iſt anzugeben, 
wieviel Schnitzel ſie auf Grund des § 2 Abi. 2 Nr. 2 an die rübenliefernden 
Landwirte zurückliefern. 

Die Anzeigepflichtigen haben zugleich anzugeben, ob und wie lange 
ſie die Gegenſtände ohne weſentliche Störung ihres Betriebs nach Maßgabe 
der vorhandenen Einrichtungen aufbewahren können. 


8 4 

Die Eigentümer von zuckerhaltigen Futtermitteln haben dieſe der Be⸗ 
zugsvereinigung auf Derlangen käuflich zu überlaſſen und auf deren Ab⸗ 
ruf zu verladen. Sie haben die Vorräte bis zur Abnahme aufzubewahren, 
pfleglich zu behandeln und in handelsüblicher Weiſe zu verſichern. Der 
Reichskanzler kann 5 Beſtimmungen hierüber erlaſſen. 

Rübenverarbeitende Suckerfabriken haben die Schnitzel, deren käufliche 
Ueberlaſſung die Bezugsvereinigung verlangen kann, ſoweit fie Anlagen 
dazu beſitzen, zu trocknen. 

Die Dorjeriften im Abſ. ! gelten nicht für 

1. die im 8 2 Abj. 2 Nr. 1 genannten Mengen; 
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2. Schnitzel, die von Suckerfabriken auf Grund des § 2 Abſ. 2 Nr. 2 
an die rübenbauenden Landwirte zurückgeliefert und von dieſen im 
eigenen Betriebe verfüttert werden. 


Die Bezugsvereinigung hat auf Antrag des Eigentümers binnen 14 
Tagen nach Eingang des Antrags zu erklären, welche beſtimmt zu be⸗ 
zeichnenden Mengen ſie übernehmen will. Sür die Mengen, welche die 
Bezugsvereinigung hiernach nicht übernehmen will, erliſcht die Abſatzbe⸗ 
ſchränkung nach § 2. Das gleiche gilt, ſoweit die Bezugsvereinigung eine 
Erklärung binnen der Friſt nicht abgibt. 

Alle Mengen, die hiernach dem Abſatz durch die Bezugsvereini⸗ 
gung vorbehalten ſind, müſſen von ihr abgenommen werden. 
Der Eigentümer hat der Bezugsvereinigung anzuzeigen, von welchem Seit: 
punkt ab er zur Lieferung bereit iſt. Erfolgt die Abnahme nicht binnen 
4 Wochen nach dieſem Seitpunkt, fo iſt der Kaufpreis binnen weiteren 14 
Tagen zu entrichten und vom Ablauf der Abnahmefriſt ab mit 1 vom Hundert 
über den jeweiligen Reichsbankdiskont zu verzinſen. Mit dem Seitpunkt, 
an dem die Derzinjung beginnt, geht die Gefahr des zufälligen Derderbens 
oder der zufälligen Wertverminderung auf die Bezugsvereinigung über. 
Für die Aufbewahrung, pflegliche Behandlung und Derjiherung (8 4 
Abſ. 1) erhält der Eigentümer vom Zeitpunkt des Gefahrüberganges ab 
eine Vergütung, deren Höhe der Reichskanzler feſtſetzt. Der Eigentümer hat 
nach näherer Anweilung des Reichskanzlers Feſtſtellungen darüber zu tref⸗ 
fen, in welchem Suſtand ſich die Gegenſtände im Zeitpunkt des Gefahrüber⸗ 
ganges befinden; im Streitfall hat er den Suſtand nachzuweiſen. 

Die Bezugsvereinigung iſt zur Abnahme verpflichtet, ſobald der Eigen⸗ 
tümer durch eine Beſcheinigung der zuſtändigen Behörde nachweiſt, daß 
eine weitere Lagerung ihm nicht möglich iſt. 

Die Melaſſe darf auch nach dem Seitpunkt des Gefahrüberganges 
(Abſ. 2 Satz 4) ungetrennt von den übrigen Melaſſemengen aufbewahrt 
werden, wenn die getrennte Aufbewahrung nur mit unverhältnismäßigen 
Aufwendungen möglich iſt. 5 

6 


Die Bezugsvereinigung hat dem Eigentümer für die von ihr abgenom: 
menen Mengen einen angemeſſenen Uebernahmepreis zu zahlen. Dieſer 
Preis darf die vom Keichskanzler beſtimmten Grenzen nicht überſteigen. 

Iſt der Verkäufer mit dem von der Bezugsvereinigung gebotenen 
Preiſe nicht einverſtanden, fo ſetzt ein Schiedsgericht unter Ausſchluß des 
Rechtswegs den Preis endgültig feſt. Das Schiedsgericht iſt an die nach 
Abſ. ! beſtimmten Preisgrenzen gebunden. Es beſtimmt darüber, wer die 
baren Auslagen des Derfahrens zu tragen hat. Bei der Feſtſetzung iſt 
der Preis zu berückſichtigen, der zur Seit des Gefahrüberganges (8 5 Abſ. 2 
Satz 4) angemeſſen war. Der Verpflichtete hat ohne Kückſicht auf die 
endgültige Feſtſetzung des Uebernahmepreiſes zu liefern, die Bezugsver⸗ 
einigung vorläufig den Yon ihr für angemeſſen erachteten Preis zu zahlen. 

Das Schiedsgericht wird von der Landeszentralbehörde beſtellt. Sujtän- 
dig iſt das Schiedsgericht des Bezirkes, aus dem die Lieferung erfolgen ſoll. 

87 

Erfolgt die Ueberlaſſung nicht freiwillig, ſo kann das Eigentum auf 
Antrag der Bezugsvereinigung durch Unordnung der zuſtändigen Behörde 
auf ſie oder die von ihr in dem Antrag bezeichnete Perſon übertragen 
werden. Die Anordnung iſt an den Eigentümer zu richten. Das Eigen⸗ 
tum geht über, ſobald die Anordnung dem Eigentümer zugeht. Zuſtändig 
iſt die Behörde des Bezirkes, aus dem die Lieferung erfolgen ſoll. 
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88 
Die Sahlung a ſpäteſtens 14 Tage nach Abnahme, ſoweit ſie 
nicht nach 85 Übſ. 2 Satz 3 früher zu erfolgen hat. Für ſtreitige Reſt⸗ 
beträge beginnt dieſe Friſt mit dem Tage, an dem die Entſcheidung des 
Schiedsgerichts der Bezugsvereinigung zugeht. 
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Die Futtermittel ſind, vorbehaltlich der Vorſchrift des Abſ. 2, zu den 
Einheitspreiſen zu liefern, die der Reichskanzler feſtſetzt. Bei Beförderung 
mit der Eisenbahn iſt die Lieferung frei der Beſtimmungsſtation zu be⸗ 
wirken. 

Die Bezugsvereinigung darf zu dieſen Einheitspreiſen einen Zuſchlag 
von 3 vom Hundert erheben. 

Die Zuſchläge, welche die Weiterverkäufer erheben dürfen, werden 
durch die Landeszentralbehörden feſtgeſetzt. 


8 10 
Die Bezugsvereinigung darf von dem Umſatz 2 vom CTauſend als 
Dermittlungsvergütung zurückbehalten. 
Im übrigen iſt der Reingewinn zur Beſchaffung von Futtermitteln 
aus dem Ausland nach den Weiſungen des Reichskanzlers zu verwenden. 
Ueber den etwa verbleibenden Reit verfügt der Reichskanzler. 


8 11 | 

Die Bezugsvereinigung hat die zuckerhaltigen Futtermittel an die 
Landesfuttermittelſtellen, an die von dieſen beſtimmten Stellen, an die 
Kommunalverbände oder an die vom Reichskanzler beſtimmten beſonderen 
Stellen zu liefern. Die Lieferung erfolgt nach den Weiſungen der Reichs= 
futtermittelſtelle. 

| 8 12 

Die im $ 11 genannten Stellen haben ihren Abnehmern für Weiter: 
verkäufe beſtimmte Bedingungen und Preiſe vorzuſchreiben und ihre Ein⸗ 
haltung zu überwachen. Sie haben insbeſondere vorzuſchreiben, daß die 
zuckerhaltigen Futtermittel nur zur Diehverfütterung innerhalb ihres Be: 
zirkes verwendet werden dürfen. 2 

8 15 

Wer Melaffebaflins oder Melaſſekeſſelwagen beſitzt, hat dies der Be⸗ 
zugsvereinigung unter Mitteilung des Faſſungsvermögens und der Anzahl 
bis zum 5. Tage jedes Kalendervierteljahrs anzuzeigen. 

Auf Verlangen der Bezugsvereinigung haben die Beſitzer von Melaſſe⸗ 
baſſins Melaſſe auf Lager zu nehmen, zu verſichern und pfleglich zu be⸗ 
handeln, Beſitzer von Melaſſekeſſelwagen und Melaſſefäſſern dieſe der Be⸗ 
zugs vereinigung mietweiſe zu überlaſſen. Der Reichskanzler ſetzt die zu 
zahlende Vergütung feſt. f 

Der Reichskanzler kann nähere Beſtimmungen erlaſſen; er kann die in 
Abf. 1 und 2 bezeichneten Derpflichtungen auf die Belißer anderer zur 
Cagerung von Melaſſe geeigneter Einrichtungen ausdehnen. 

8 14 

Melaſſe darf, abgeſehen von dem Falle des $2 Abſ. 2 Ur. 2, nur 
mit Suſtimmung der Bezugsvereinigung verarbeitet werden. 

uckerfabriken und Melaſſemiſchanſtalten haben auf Derlangen der 
Bezugsvereinigung aus eigener oder ihnen zugewieſener Melaſſe Melaſſe⸗ 
miſchfutter herzuſtellen, ſoweit ſie nach ihren Betriebsverhältniſſen hierzu 
in der Lage find. Soweit nicht § 6 Platz greift, kann die Reichsfuttermittel- 
ſtelle die Vergütung feſtſetzen. 
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S 15 N 

Die Dorfchriften dieſer Derordnung gelten nicht für die Heeresverwal⸗ 
tungen, die Marineverwaltung und die Sentral⸗Einkaufsgeſellſchaft m. b. h. 

Sie beziehen ſich nicht auf zuckerhaltige Futtermittel, die nach dem 
28. Januar 1916 aus dem Ausland eingeführt find. 

16 

Streitigkeiten über die ſich aus den 88 4, 5, 13, 14 ergebenden Der: 
pflichtungen der Eigentümer von zuckerhaltigen Futtermitteln, der Sucker⸗ 
fabriken, der Beſitzer von Melaſſebaſſins, Melaſſekeſſelwagen, Melaſſe⸗ 
fäſſern und anderen zur Lagerung von Melaſſe geeigneten Einrichtungen 
ſowie der Melaſſemiſchanſtalten entſcheidet die höhere Derwaltungsbehörde 
endgültig. 

Hur Erfüllung der Verpflichtungen aus S 14 Abſ. 2 können die Fa⸗ 
briken und Melaſſemiſchanſtalten durch Ordnungsſtrafen bis zu zehntauſend 
Mark von der höheren Derwaltungsbehörde angehalten werden. Gegen 
die Derfügung der höheren Derwaltungsbehörde iſt die Beſchwerde an die 
Aufſichtsbehörde zuläſſig, die endgültig entſcheidet. Durch (Einlegung der 
Beſchwerde wird die Dolljtreckung der feſtgeſetzten Strafe nicht aufgehalten. 
Die Ordnungsſtrafe kann wiederholt feſtgeſetzt werden, falls der Der- 

pflichtete innerhalb einer von der höheren Derwaltungsbehörde feſtgeſetzten 
Friſt ſeiner Verpflichtung nicht nachkommt. 

Zuſtändig it die höhere Derwaltungsbehörde des Bezirkes, in dem der 
Verpflichtete ſeine gewerbliche Niederlaſſung oder in Ermangelung einer 
ſolchen ſeinen Wohnſitz hat. 

17 

Die Landeszentralbehörden können Beſtimmungen zur Ausführung die⸗ 
fer Verordnung erlaſſen. Sie beſtimmen, wer als höhere Derwaltungsbehörde, 
zuſtändige Behörde und als Kommunalverband im Sinne dieſer Verordnung 
anzuſehen iſt. 

8 18 N 

Mit Gefängnis bis zu ſechs Monaten oder mit Geldſtrafe bis zu fünf⸗ 
zehntauſend Mark wird beſtraft: 

1. wer dem 8 2 zuwider zuckerhaltige Futtermittel in anderer Weiſe 
als durch die Bezugsvereinigung abſetzt; 

2. wer die ihm nach 88 3, 13 obliegenden Anzeigen nicht in der 
geſetzten Friſt erſtattet oder wer wiſſentlich unvollſtändige oder 
unrichtige Angaben macht; 

3. wer der Verpflichtung zur Aufbewahrung, pfleglichen Behandlung 
und Derſicherung (8 4 Abſ. 1) zum Trocknen der Schnitzel (8 4 
Abſ. 2), zur Lagerung und pfleglichen Behandlung von Melaſſe 
oder zur Ueberlaſſung der Melaſſekeſſelwagen und Melaſſefäſſer 
(8 15) zuwiderhandelt; 

4. wer den ihm auf Grund des 8 12 auferlegten Verpflichtungen 
zuwiderhandelt; 

5. wer ohne Suſtimmung der Bezugsvereinigung Melaſſe verarbeitet 
(8 14); 

6. wer den auf Grund des 8 17 erlaffenen Ausführungsbeſtimmungen 
zuwiderhandelt. 

In den Fällen der Urn. 1, 2 können neben der Strafe die Gegen⸗ 

ſtände, auf die ſich die ſtrafbare Handlung bezieht, eingezogen werden, 
ohne Unterſchied, ob ſie dem Täter 1 oder nicht. 


Lie ferungsverpflichtungen, 1 8 ge eines auf Grund der Be⸗ 
kanntmachung über zuckerhaltige Futtermittel vom 25. September 1915 
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(Reichs⸗Geſetzbl. S. 614) ausgeſprochenen Ueberlaſſungsverlanges ſeitens der 
Bezugsvereinigung entſtanden ſind, werden durch dieſe Verordnung nicht 
berührt; insbeſondere bleiben für den Uebernahmepreis die bisherigen 
Vorſchriften maßgebend. Soweit zuckerhaltige Futtermittel vor dem 6. 
Oktober 1916 von den im § 11 genannten Stellen beſtellt worden find, 
richtet ſich der Verbraucherpreis nach den bisherigen Beſtimmungen. Im 
übrigen tritt mit dem Inkrafttreten dieſer Verordnung die Verordnung 
über zuckerhaltige Futtermittel vom 25. September 1915 (Reichs⸗Geſetzbl. 
S. 614) außer Kraft. Die Bekanntmachung, betreffend die Preiſe für 
zuckerhaltige Futtermittel, vom 25. September 1915 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 
620) wird aufgehoben. 

Soweit in Verordnungen auf Dorjchriften der Derordnung vom 25. Sep⸗ 
tember 1915 verwieſen iſt, treten an deren Stelle die entſprechenden Dor: 
ſchriften dieſer Verordnung. 

20 

Der Keichskanzler kann von den Dorſchriften dieſer Verordnung Aus» 
nahmen geſtatten. Er iſt ermächtigt, die Vorſchriften dieſer Verordnung auf 
andere als die im 8 1 genannten Gegenſtände auszudehnen. 


8 21 
Dieſe Verordnung tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft. Der 
Reichskanzler beſtimmt den Zeitpunkt des Außerkrafttretens. 


1916. 5. Oktober. 
Preiſe für zuckerhaltige Futtermittel. 
Kriegsernährungsamt (R. G. Bl. S. 1120.) 


Auf Grund des § 1 der Bekanntmachung über die Errichtung eines 
Kriegsernährungsamts vom 22. Mai 1916 und des § 6 Abſ. 1 Ur. 2 
der Verordnung über zuckerhaltige Futtermittel vom 5. Oktober 1916 wird 
heſtimmt: 

Der Preis, den die Bezugsvereinigung für die ihr zu überlaſſenden 
Futtermittel zahlt, darf folgende Grenzen nicht überſteigen: 


Für je 50. Kilogramm 


für naſſe Schnitzel 0,40 Mark 
für geſäuerte Schnitzel, 
Januar / März Lieferung 0,49 „ 
ſpätere Lieferung 0,55 „ 
für Trockenſchnitzel, 
ohne Sack 8,00 „ 
mit Sack 10,50 „ 
für Suckerſchnitzel nach dem Steffensſchen Brühverfahren, 
ohne Sack 9,75 „ 
mit Sack 12,05 „ 


7 
für das Kilogramm 
prozent Zucker: 


für Melaſſe 0,16 Mark 
für Torfmelaſſe, 
ohne Sack 0,24 „ 
mit Sack 0,29 „ 
für Häckſelmaſſe, 
ohne Sack 0,31 „ 
mit Sack 0,58 „ 


Dieſe Bekanntmachung tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft. 
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Malz: und Gerſtenkontingente der Bierbrauereien ſowie den Malzhandel. 
R. K. (R. G. Bl. S. 1137.) 


Der Bundesrat hat auf Grund des 8 3 des Geſetzes über die Er⸗ 
mächtigung des Bundesrats zu wirtſchaftlichen Maßnahmen uſw. vom 4. 
Auguſt 1914) folgende Verordnung erlaſſen: 


8 1 g 

Bierbrauereien dürfen vom 1. Oktober 1916 an in jedem Kalender⸗ 
viertelſahre nur 48 Hundertteile der Malzmenge zur Herſtellung von Bier 
verwenden, die fie in dem entſprechenden Kalendervierteljahre der Jahre 
1912 und 1913 durchſchnittlich verwendet haben. Jedoch dürfen Bier⸗ 
brauereien, deren vierteljährliche durchſchnittliche Malzverwendung in den 
Jahren 1912 und 1913 40 Doppelzentner nicht überſtiegen hat, 56 Hun⸗ 
dertteile verwenden. Bierbrauereien, deren vierteljährliche durchſchnittliche 
Malzverwendung 40 Doppelzentner überſtiegen hat, dürfen mindeſtens 22,4 
Doppelzentner im Dierteljahre verwenden. 

In den Fällen des 8 2 Satz 2 und 3 der Bekanntmachung, betreffend 
Einſchränkung der Malzverwendung in den Bierbrauereien, vom 15. Februar 
1915 Gkichs⸗Geſetzbl. S. 97) dürfen die Bierbrauereien vier Fünftel der 
Menge verwenden, die die Steuerdirektivbehörde feſtgeſetzt hat. 


82 
Die zuſtändige Steuerbehörde ſetzt für jede Bierbrauerei die Malz⸗ 
mengen feſt, die nach $ 1 in den einzelnen Kalendervierteljahren zur Her⸗ 
ſtellung von Bier verwendet werden dürfen (Malzkontingent). 


8 3 

Hat eine Bierbrauerei in einem Kalendervierteljahr ihr Malzkon⸗ 
tingent nicht voll verwendet, ſo darf ſie den erſparten Teil in den folgen⸗ 
den Dierteljahren des mit dem 30. September endenden Kontingentjahrs 
verwenden. 

Soweit die für das letzte Vierteljahr eines Kontingentjahrs feſtge⸗ 
ſetzten Malzmengen nicht verwendet find, dürfen fie in dem eriten Diertel- 
jahre des folgenden Kontingentjahrs verwendet werden. 


8 4 

Bierbrauereien können ihre Malzkontingente für das laufende Non⸗ 
tingentjahr und vom 15. Auguſt an für das nächſtfolgende Kontingent⸗ 
jahr ganz oder teilweiſe auf eine andere Bierbrauerei innerhalb des näm⸗ 
lichen Brauſteuergebiets zum Swecke der eigenen Verwendung im Be— 
triebe der erwerbenden Bierbrauerei übertragen. Die Uebertragung iſt 
nur zuläſſig, wenn gleichzeitig die entſprechenden Gerſtenkontingente (8 20 
der Bekanntmachung über Gerſte aus der Ernte 1916 vom 6. Juli 1916, 
Reichs⸗Geſetzbl. S. 800) mit übergehen oder die entſprechenden Malz⸗ oder 
Gerſtenmengen mitgeliefert werden. 

Verträge über die Uebertragung von Malzkontingenten dürfen im 
Gebiete der Norddeutſchen Brauſteuergemeinſchaft nur durch Vermittlung 
der Reichsgeritengefellihaft m. b. J., Dermiüitelungsitelfe für Kontingentüber⸗ 
tragung in Berlin und in den übrigen Brauſteuergebieten nur durch Der: 
mittlung einer von den Landeszentralbehörden zu beſtimmenden Sentral⸗ 
ſtelle zu den von dieſen Stellen genehmigten Bedingungen abgeſchloſſen 


9 erwaltungsvorſchriften Jahrgang 1914 I S. 857. 
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werden. Verträge, die über die Uebertragung der für das Kontingentjahr. 
1916/17 feſtzuſetzenden Kontingente vor dem Inkrafttreten dieſer Derord- 
nung ohne Vermittlung der im 81 der Verordnung, betreffend . 
von Malzkontingenten, vom 16. März 1916 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 170) 
bezeichneten Stellen abgeſchloſſen ſind, ſind nichtig. 


8 5 

Hat eine Bierbrauerei auf ihr Kontingent für die Seit vom 1. Oktober 
1915 bis 31. Oktober 1916 mehr Gerſte oder Malz erhalten als ihrem 
Kontingent für die Seit vom 1. Oktober 1915 bis 30. September 1916 
entſpricht, ſo ſind die Mehrmengen, ſoweit nicht ihre Verarbeitung für 
Heereszwecke außerhalb des Malzkontingents ſtattgefunden hat, als 11 
rung auf das Gerſtenkontingent anzurechnen, das für fie nach § 20 Abi. 1 
und 2 der Verordnung über Gerſte aus der Ernte 1916 vom 6. Juli 1916 
(Reichs⸗Geſetzbl. S. 800) feſtgeſetzt wird. 

Die Keichsfuttermittelſtelle trifft die näheren Beſtimmungen. 


\ 8 6 \ 

Verträge zwiſchen Bierbrauereien und Dritten, durch die eine Der- 
pflichtung zur Lieferung oder zum Bezuge von Bier über das zur Seit des 
Vertragsabſchluſſes laufende Nontingentjahr hinaus begründet wird, dürfen 
nicht vor dem 15. Auguſt und nur für die Dauer des nächſtfolgenden Kon- 
tingentjahrs abgeſchloſſen werden. 

Verträge der im Abſ. 1 bezeichneten Art, die vor dem Inkrafttreten 
dieſer Derordnung, aber nach dem 15. Februar 1915 abgeſchloſſen ſind, 
ſind inſoweit nichtig, als fie eine Derpflichtung zur Lieferung oder zum 
Bezuge von Bier über den 1. Oktober 1917 hinaus begründen. 


8 7 
Betriebe mit Malz⸗ oder Gerſtenkontingent dürfen Malz oder Gerſte 
an Dritte nur veräußern, wenn ſie gleichzeitig den entſprechenden Teil 
ihres Kontingents übertragen. 
Die Mälzereien haben das geſamte, aus der Gerſte hergeſtellte Malz 
an den Betrieb abzuliefern, aus deſſen eigenem oder erworbenem Kontingent 
die verarbeitete Gerſte herrührt. 


8 
Als Malz im Sinne der Derordnung iſt ſowohl Gerſten⸗ wie e 
malz anzuſehen. 


8 9 
Der Reichskanzler kann e von den Dorſchriften dieſer Der- 
ordnung zulaſſen. 
8 10 
Beſtimmungen zur Ausführung des § 4 können für das Gebiet der 
Norddeutſchen Brauſteuergemeinſchaft von dem Reichskanzler, für die übrigen 
Brauſteuergebiete von den Landeszentralbehörden erlaſſen werden. 
Im übrigen erlaſſen die Landeszentralbehörden die Beſtimmungen zur 
Ausführung dieſer Derordnung. 
8 11 


Die Landeszentralbehörden können anordnen, daß landesrechtlich feſt⸗ 
geſetzte Rechte der Bierbrauer auf Husſchank des eigenen Erzeugniſſes für die 
Dauer der geſetzlichen Einſchränkung der Malzverwendung auch auf fremdes 
Bier ausgedehnt werden. 

8 12 

Mit Gefängnis bis zu ſechs Monaten oder mit Geldſtrafe bis zu 

zehntauſend Mark wird beſtraft: 
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1. wer mehr als die zuläſſige Malzmenge verwendet; 

2. wer für die Uebertragung von Malz⸗ oder Gerſtenkontingenten oder 
für die bei der Uebertragung von Malzkontingenten erfolgende 
Veräußerung von Malz oder Gerſte Vorteile gewährt, annimmt, 
verſpricht oder ſich verſprechen läßt, die in den von der Ver⸗ 
mittlungsſtelle ($ 4 Abſ. 2) genehmigten Bedingungen nicht ent- 
halten ſind; 

5. wer den Dorſchriften im 86 Abſ. 1, 87 oder den nach 89 
erlaſſenen Ausführungsbeſtimmungen zuwiderhandelt. 

Bei vorſätzlicher Zuwiderhandlung können neben der Strafe die Dor- 
räte, auf die ſich die ſtrafbare Handlung bezieht, und im Falle einer un⸗ 
zuläffigen Verwendung die daraus hergeſtellten Erzeugniſſe eingezogen wer⸗ 
den, ohne Unterſchied, ob ſie dem Täter gehören oder nicht. 


8 13 
Die Verordnung vom 15. Februar 1915, betreffend Einſchränkung der 
Malzverwendung in den Bierbrauereien!), vom 31. Januar 19162) über 
die Herabſetzung der Malz⸗ und Gerſtenkontingente der gewerblichen Bier⸗ 
brauereien für die Seit vom 1. Oktober 1915 bis 31. Oktober 1916, 
vom 16. März 19165), betreffend Uebertragung von Malzkontingenten 


und vom A. Mai 1916 über das Verbot des Malzhandelst) werden auf⸗ 


gehoben. 
8 14 
Dieſe Derordnung tritt mit dem Tage der Derkündung in Kraft. Den 
Seitpunkt des Außerkrafttretens beſtimmt der Reichskanzler. 
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Höchſtpreiſe ſür Aepfel. 
R. K. (R. G. Bl. S. 1143. 
Auf Grund der Verordnung über Kriegsmaßnahmen zur Sicherung 
der Dolksernährung vom 22. Mai 1916 wird verordnet: 
8 1 
Der Preis für Aepfel aus der Ernte 1916 darf einſchließlich der 
Erntekoſten bei der Veräußerung durch den Erzeuger (auch Pächter) für 


geſchüttelte und für Falläpfel 7,50 Mark, für gepflückte Aepfel 12 Mark 


für den Sentner nicht überſteigen. Dieſe Preiſe erhöhen ſich beim Der⸗ 
kaufe durch den Kleinhandel an den Verbraucher um 5 Mark für den 
Sentner. 

Ausgenommen von der Preisvorſchrift des Abſ.! ſind Tafeläpfel. Als 
Tafeläpfel gelten ausſchließlich gepflückte, ſortierte und in feſten Gefäßen 
verpackte Aepfel. Wo gepflückte und ſortierte Aepfel, die als Tafeläpfel 
Verwendung finden, ohne beſondere Verpackung ortsüblich in Kähnen ver: 
laden werden, kann die untere e eee dieſe ausnahmsweiſe 
als Tafeläpfel anerkennen. 

2 


Das Eigentum an Aepfeln außer an Cafeläpfeln (8 1 Abſ. 2) kann 
durch Anordnung der zuſtändigen Behörde einer von dieſer bezeichneten 


1) Derwaltungsvorſchriften Jahrgang 1915 I S. 138. 
2) Verwaltungsvorſchriften Jahrgang 1916 J S. 112. 
3) Perwaltungsvorſchriften Jahrgang 1916 I S. 189. 
) Derwaltungsvorſchriften Jahrgang 1916 I S. 321. 
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Perſon übertragen werden. Die Anordnung iſt an den Beſitzer zu richten. 
Das Eigentum geht über, ſobald die Anordnung dem Befiter zugeht. 
Der von der Anordnung Betroffene iſt verpflichtet, die Dorräte bis zum 
Ablauf einer in der Anordnung zu beſtimmenden Friſt zu verwahren und 
pfleglich zu behandeln. 

Der Uebernahmepreis wird unter Berückſichtigung der im 8 1 feſt⸗ 
geſetzten Preiſe ſowie der Güte und Derwertbarkeit der Vorräte von der zu⸗ 
ſtändigen Behörde feſtgeſetzt. Die höhere Derwaltungsbehörde entſcheidet 
endgültig über Streitigkeiten, die ſich aus der Anordnung ergeben. 

Re 8 3 

Mit Gefängnis bis zu einem Jahre und mit Geldſtrafe bis zu zehntauſend 
Mark oder mit einer dieſer Strafen wird beſtraft: 

1. wer den im $ 1 beſtimmten Preis überſchreitet; 

2. wer einen andern zum Abſchluß eines Dertrags auffordert, durch 
den der Preis (Nr. 1) überſchritten wird, oder ſich zu einem 
ſolchen Vertrag erbietet; 

3. wer der Derpflichtung, die Vorräte zu verwahren und pfleglich 
zu behandeln ($ 2), zuwiderhandelt. 

Neben der Strafe können die Gegenſtände, auf die ſich die ſtraf⸗ 
bare Handlung bezieht, ohne Unterſchied, ob ſie dem Täter gehören oder 
nicht, eingezogen werden. 


8 4 
Die Landeszentralbehörden beſtimmen, wer als höhere Derwaltungs- 
behörde, untere Derwaltungsbehörde und zuſtändige Behörde anzuſehen iſt. 


85 
Die Dorjchriften dieſer Verordnung finden auf Aepfel, die aus dem 
Ausland eingeführt ſind, keine Anwendung. 


86 
Dieſe Verordnung tritt mit dem Tage der Derkündung in Kraft. Die 
Kleinhandelspreiſe (8 1 Abſ. 1 letzter Satz) treten erſt am 13. Oktober 1916 
in Kraft. 
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Scheckverkehr bei Staatskaſſeu. 
F. M. (M. Bl. des Innern S. 233.) 


Nach der Bekanntmachung des Herrn Reichskanzlers vom 31. Auguft 
1916 ((Keichs⸗Geſetzbl. S. 985) iſt die Reichsbank ermächtigt worden, auf 
Antrag eines Girokontoinhabers von dieſem auf ſie gezogene weiße (Bar⸗ 
oder Berechnungs-) Schecks mit einem Beſtätigungsvermerk zu verſehen, 
durch den ſie ſich zur Einlöſung des Schecks innerhalb der geſetzlichen zehn⸗ 
tägigen Dorlegungsfriſt verpflichtet. Die mit einem derartigen Derpflich⸗ 
tungsvermerk von den Reichsbankanitalten verſehenen Schecks können, da 
ſie jedem Erwerber die Gewißheit ihrer Einlöfung bei Dorlegung inner⸗ 
halb der Dorlegungsfriſt durch die Reichsbank geben, innerhalb dieſer 
Friſt ebenſo wie geſetzliche Sahlmittel in Zahlung genommen werden. 
Sie ſind daher, abweichend von der Beſtimmung unter Nr. 2*) des Rund⸗ 


) Nach dieſer Beſtimmung ſollte die Annahme der Schecks nur zah⸗ 
lungshalber, nicht an Sahlungs Statt erfolgen, ſo daß die zu tilgende 
Forderung als bezahlt und das Schuldverhältnis als erloſchen erſt zu 
gelten hatte, wenn der Scheck bar eingelöſt oder bei der Berechnung wirk⸗ 
ſam gutgeſchrieben war. (Amtl. Anmerk.) 
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erlaſſes vom 25. April 1910, betreffend die Annahme von Schecks bei 

der Generalſtaatskaſſe, den Regierungshauptkaſſen, den Kreiskaſſen und 

den Kaſſen der Verwaltung der Sölle und indirekten Steuern, von dieſen 

Kaſſen an Sahlungs Statt anzunehmen. Schon bei ihrer Hingabe iſt die 

zu tilgende Forderung als bezahlt anzuſehen, die Einnahme iſt wie jede 

Bareinnahme endgültig zu verbuchen und es iſt über den Empfang ord— 

nungsmäßig zu quittieren. 

Auch dieſe Schecks find, wenn ſie nicht ſchon als Derrechnungsſchecks 
vorgelegt werden, von den Kaſſen in der Regel zu kreuzen. Für ihre friſt⸗ 
zeitige Dorlage bei der Reichsbank find die unter Nr. 15 des vorerwähnten 
Runderlaſſes bezeichneten Kaſſenbeamten“) verantwortlich. Schecks, deren 
rechtzeitige Dorlage bei der Reichsbank den Kaſſen vorausſichtlich nicht 
mehr möglich iſt, ſind von ihnen nicht anzunehmen. 

An die ſämtlichen Herren Regierungspräſidenten und den Herrn Leiter der 
Königlichen Miniſterial-Militär⸗ und Baukommiſſion in Berlin, die 
ſämtlichen Königlichen Regierungen, die ſämtlichen Herren Präſi— 
denten der Königlichen Oberzolldirektionen und das Hauptſtempel— 
magazin in Berlin. 
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Ausführung des Reichsgeſetzes über einen Warenumſatzſtempel 
vom 26 Juni 1916. 


Allerhöchſter Erlaß (G. S. S. 135.) 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen uſw., ver— 
ordnen auf Grund des Artikel 63 der Derfaſſungsurkunde für den Preu— 
ßiſchen Staat vom 31. Januar 1850 (Geſetzſamml. S. 17) und auf Antrag 
Unſeres Staatsminiſteriums, was folgt: 


1; 

Der Warenumſatzſtempel (Tarifnummer 10, 88 76 bis 83 des Keichs— 
ſtempelgeſetzes in der Faſſung des Geſetzes über einen Warenumſatzſtempel 
vom 26. Juni 1916) wird 

1. in den Stadtgemeinden durch den Gemeindevorſtand, 

2. in den Landgemeinden und in den Gutsbezirken durch den Kreis— 
ausſchuß verwaltet und erhoben. 

Für Stadtgemeinden mit weniger als 2000 Einwohnern hat die Der: 
waltung und Erhebung auf ihren Antrag durch den Kreisausſchuß zu 
erfolgen. 

Auf Antrag von Landgemeinden mit mehr als 5000 Einwohnern iſt 
die Derwaltung und Erhebung durch den Kreisausſchuß dem Gemeindevor— 
ſtande zu überweiſen. 

Für die Bevölkerungszahl iſt das Ergebnis der jeweilig letzten Volks— 
zählung maßgebend. 


8 2 
Direktivbehörden ſind die Oberzolldirektionen. 


3. 

Die Abgabe iſt, falls ſie von dem Kreisausſchuſſe erhoben wird, an 
die Kreiskommunalkaſſe, in allen anderen Fällen an die Gemeindehkaſſe 
zu zahlen. Der dem Reiche und dem Staate zuſtehende Betrag iſt nach 
Beſtimmung des Finanzminiſters abzuführen. 


**) Der Rendant der Kaſſe (bei den Sollkaſſen der erſte oder der 
alleinige Kaſſenbeamte); daneben die etwa vorhandenen beſonderen Kaſſierer, 
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84. 5 
Von dem nach 8 122 des Reichsitempelgejeßes in der Faſſung des 
Geſetzes über einen Warenumſatzſtempel vom 26. Juni 1916 aus der Keichs⸗ 
kaſſe gewährten Betrage von 10 vom Hundert der Abgabe erhalten: 
1. der Staat 2 vom Hundert; 
2. die Kreiſe und Gemeinden nach Maßgabe des 8 5 8 vom Hundert. 


8. 5. | 

Don den im S 4 Nr. 2 bezeichneten 8 vom Hundert erhalten die 
gemäß 81 mit der Verwaltung und Erhebung der Abgabe betrauten Kreije 
oder Gemeinden 2 vom Hundert. 

Die Verteilung der übrigen 6 vom hundert erfolgt unter die Semeinden, 
in denen ein Gewerbebetrieb im Sinne des 8 76 des Reichsſtempelgeſetzes 
ſtattfindet, nach Maßgabe folgender Beſtimmungen: 

1. Der Derteilung wird der Ertrag, und wenn ein ſolcher nicht 
erzielt iſt, das Anlage- und Betriebskapital des abgabepflich— 
tigen Gewerbebetriebes zugrunde gelegt. 

Der Ertrag wird unter ſinngemäßer Anwendung der Dor 
ſchriften des Gewerbeſteuergeſetzes vom 24. Juni 1891 (Geſetz⸗ 
ſammlung S. 205) und der 88 32 Abſ. 2, 47, 48 und 48a 
des Kommunalabgabengejeges vom 14. Juli 1893 (Geſetzſamml. 
S. 152) ermittelt und auf die Gemeinden verteilt. Auf die Seit: 
ſtellung des Anlage- und Betriebskapitals findet der 8 23 des 
Gewerbeſteuergeſetzes vom 24. Juni 1891 ſinngemäße Anwendung. 

2. Abgabebeträge unter 100 Mark und die bei der Verteilung nach 
Nr.! im einzelnen Falle ſich ergebenden Teilbeträge unter 5 
Mark verbleiben den mit der Verwaltung und Erhebung betrauten 
Kreiſen oder Gemeinden. 

3. Würde nach der Vorſchrift unter Nr. 1 ein Gutsbezirk beteiligt 
ſein, ſo erhält den auf ihn entfallenden Betrag der Kreis. 

4. Ueber die Derteilung beſchließt auf den Antrag einer beteiligten 
Gemeinde oder eines beteiligten Kreiſes (vergleiche Nr. 3) der 
Kreisausſchuß und, wenn ein Kreis, die Stadt Berlin oder eine 
andere Stadtgemeinde in Betracht kommen, der Bezirksausſchuß 
nach Anhörung ſämtlicher Beteiligten. 

Gegen den Beſchluß des Kreisausſchuſſes ſteht den beteiligten Kreiſen 
und Gemeinden die Beſchwerde an den Bezirksausſchuß zu. Gegen den in 
erſter Inſtanz ergehenden Beſchluß des Bezirksausſchuſſes geht die Be⸗ 
ſchwerde an den Provinzialrat. Iſt im Falle der Beteiligung der Stadt 
Berlin der dortige Bezirksausſchuß für zuſtändig erklärt worden (Abſ. 4), 
ſo iſt die Beſchwerde bei dem Miniſter des Innern einzulegen, der einen 
Provinzialrat für die Beſchlußfaſſung beſtimmt. 

Die örtliche Zuſtändigkeit der Beſchlußbehörden erſter Inſtanz be— 
ſtimmt ſich nach 8 71 Abſ. 4 des Kommunalabgabengeſetzes. 


S 6. 


In den hohenzollernſchen Landen tritt an die Stelle des Kreiſes der 
Amtsverband, an die Stelle des Kreisausſchuſſes der Amtsausſchuß. 


8 7. 
Dieſe Verordnung tritt mit dem 1. Oktober 1916 in Kraft. 
Urkundlich unter Unſerer höchſteigenhändigen Unterſchrift und bei: 
gedrucktem Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Großes Hauptquartier, den 9. Oktober 1916. 
(Siegel) Wilhelm. 
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1916. 10. Oktober. 
N Nohtabak 
R. K. (R. G. Bl. S. 1145.) 


Der Bundesrat hat auf Grund des § 3 des Geſetzes über die Er: 
mächtigung des Bundesrats zu wirtſchaftlichen Maßnahmen uſw. vom 4. 
Auguſt 1914 % folgende Derordnung erlaſſen: 


1 
Als Tabak im Sinne diejer Derordnung gelten unbearbeitete und be: 
arbeitete Tabakblätter ſowie Tabakrippen, Tabakſtengel und Tabakabfälle. 
Die Dorjchriften dieſer Derordnung gelten nicht für orientaliſche und 
ihnen gleichartige Tabakblätter. 


2 

Die Vorräte an unbearbeiteten und bearbeiteten Tabakblättern aus— 
ländiſcher Herkunft find für die Deutſche Tabakhandelsgefellihaft von 
1916 m. b. 5. in Bremen (Auslandgeſellſchaft), die Vorräte an unbe: 
arbeiteten und bearbeiteten Tabakblättern inländiſcher Herkunft ſowie an 
Tabakrippen, Tabakſtengeln und Tabakabfällen find für die Deutſche Ta: 
bakhandelsgeſellſchaft von 1916, Abteilung Inland, m. b. h. in Mann⸗ 
heim (Inlandgeſellſchaft) beſchlagnahmt. N 

Tabak, der im Inland nach dem Inkrafttreten dieſer Derordnung 
geerntet wird, iſt mit der Trennung vom Boden beſchlagnahmt. 

Tabakrippen, Tabakſtengel und Tabakabfälle, die bei der Bearbeitung 
von QTabakblättern ausländiſcher Herkunft, auch von orientaliſchen und 
ihnen gleichartigen Tabakblättern, anfallen, ſind mit der Trennung für 
die Inlandgeſellſchaft beſchlagnahmt. 


Rechtsgeſchäftliche Verfügungen über beſchlagnahmten Tabak und Der- 
fügungen, die im Wege der Swangsvollſtreckung oder Krreſtvollziehung 
erfolgen, dürfen nur mit Suſtimmung der Geſellſchaft, für die der Tabak 
beſchlagnahmt iſt, vorgenommen werden. 

Herſteller von Tabakerzeugniſſen, die bei Inkrafttreten dieſer Ver— 
ordnung ſteueramtlich angemeldet waren, dürfen ihre Dorräte trotz der 
Beſchlagnahme verarbeiten. Der Reichskanzler kann höchſtmengen feſt⸗ 
ſetzen, über die hinaus die Derarbeitung unzuläſſig iſt. a 

Die Beſchlagnahme endigt mit dem freihändigen Erwerbe durch die 
Geſellſchaft, für welche die Vorräte beſchlagnahmt find, mit der Enteignung 
oder mit der zugelaſſenen Derwendung. 


8 4 
Der Tabak iſt der Geſellſchaft, für die er beſchlagnahmt iſt, auf Der- 
langen käuflich zu überlaſſen. Wird dem Derlangen nicht entſprochen, 
ſo kann das Eigentum auf Antrag durch Anordnung der zuſtändigen Behörde 
auf die Geſellſchaft oder auf die im Antrag bezeichneten Perſonen über⸗ 
tragen werden. Das Eigentum geht über, ſobald die Anordnung dem 
Eigentümer oder dem Inhaber des Gewahrſams zugeht. 


85 
Der Erwerber hat für die überlaſſenen oder enteigneten Vorräte einen 
angemeſſenen Preis zu zahlen. Der Preis wird, falls eine Einigung nicht 
zuſtande kommt, unter Berückſichtigung der Güte und Derwendbarkeit der 


*) Derwaltungsvorjchriften Jahrgang 1914 J S. 857. 
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Ware und der Preisgrenzen (8 6) von dem für den Aufbewahrungsort zu- 
ſtändigen Schiedsgericht unter Ausſchluß des Kechtswegs endgültig feſt⸗ 
geſetzt. Das Schiedsgericht entſcheidet, wer die Auslagen des Derfahrens 
zu tragen hat. 


Für ungegorenen, unverſteuerten Rohtabak inländiſcher Ernte aus 
dem Erntejahr 1916 werden für die Abnahme vom Pflanzer folgende 


Nʃichtpreiſe feſtgeſetzt: 


Grumpen 50 bis 70 Mark für 50 Kilogramm, 
Geize 30 bis 40 Mark für 50 Kilogramm, 
übriger Rohtabak in eingefädeltem Su— 

ſtand 70 bis 130 Mark für 50 Kilogramm. 


Die Preiſe gelten für Grumpen in getrocknetem und ausgeleſenem 
Huſtand, für die Geizen und die übrigen Rohtabake in trockenem, dach— 
reifen Sujtand. 

Ein bei der Inlandgeſellſchaft beſtehender Preisausſchuß ſetzt unter 
Berückſichtigung der Güte des Tabaks innerhalb obiger Preisgrenzen die 
Richtpreiſe für die einzelnen Arten und Anbaubezirke feſt. 

Der Preisausſchuß kann für beſondere Fälle Suſchläge und Abzüge 
feſtſetzen, ſelbſt unter Ueber oder Unterſchreitung obiger Preisgrenzen. 

ö Der Preisausſchuß beſteht aus der gleichen Anzahl von Dertretern der 
Pflanzer einerſeits und Vertretern des Tabakhandels und der Tabak: 
induſtrie anderſeits unter Dorſitz eines Kommiſſars des Reichskanzlers. 


8 7 
Die Geſellſchaften können nach näherer Beſtimmung des Reichskanzlers 
zur Deckung ihrer Unkoſten Gebühren erheben. 


ö 8 8 
Wer Tabak in Gewahrſam oder angepflanzt hat, iſt verpflichtet, nach 
näherer Beſtimmung des Reichskanzlers den Geſellſchaften Auskunft zu 
erteilen. Wird die Auskunft nicht erteilt, ſo kann die Geſellſchaft die er— 
forderlichen Ermittlungen auf Kojten des Auskunftspflichtigen vornehmen 
laſſen. 
Die Mitglieder der Geſellſchaften und ihrer Organe ſowie die Ange: 
ſtellten und Beauftragten der Geſellſchaften haben über die Einrichtungen 
und Geſchäftsverhältniſſe der Auskunftspflichtigen, die zu ihrer Kenntnis 
kommen, Derjchwiegenheit zu bewahren. 


89 

wer beſchlagnahmten Tabak in Gewahrſam hat, iſt verpflichtet, den . 
Tabak aufzubewahren und pfleglich zu behandeln. 

Nimmt der Derwahrer eine zur Erfüllung der ihm nach Abſ. I ob— 
liegenden Derpflichtungen erforderliche handlung binnen der ihm von der 
Tabakhandelsgeſellſchaft geſetzten Friſt nicht vor, jo kann dieſe die Ar— 
beiten auf feine Koſten vornehmen laſſen. Der Derwahrer hat die Vor- 
nahme auf ſeinem Grund und Boden, in ſeinen Wirtſchaftsräumen und 
mit den Mitteln ſeines Betriebs zu geſtatten. f 

Ueber Streitigkeiten, die ſich bei der Anwendung dieſer Dorichriften 
ergeben, entſcheidet das für den Aufbewahrungsort zuſtändige Schieds- 
gericht unter Ausſchluß des Rechtswegs endgültig. 


8 10 f 
Die zuſtändige Behörde kann Betriebe und Geſchäfte ſchließen laſſen, 
deren Unternehmer oder Leiter ſich in Befolgung der Pflichten, die ihnen 
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durch diefe Derordnung oder die dazu ergangenen klusführungsbeſtimmungen 
auferlegt find, unzuverläſſig erweiſen. 

Gegen die Derfügung iſt Beſchwerde zuläſſig. Ueber die Beſchwerde 
entſcheidet die höhere Derwaltungsbehörde endgültig. Die Beſchwerde 
hat keine aufſchiebende Wirkung. N N 


8 11 
Die Landeszentralbehörden beſtimmen, wer als zuſtändige Behörde und 
als höhere Derwaltungsbehörde anzuſehen iſt. 


8 12 
Der Reichskanzler beſtimmt, in welchem Umfang Tabake, die ſowohl 
zur Beritellung von Sigarren und von Rauch-, Kau- und Schnupftabak als 
auch zur Herſtellung von Sigaretten dienen, zur Beritellung von Sigaretten 
verwendet werden dürfen. 

Die Zuweiſung der für die herſtellung von Sigaretten hiernach zur 
Derfügung geſtellten Tabake (Abſ. 1) erfolgt durch die Sigarettentabak- 
Einkaufsgeſellſchaft m. b. 5. Sie kann hierfür nach näherer Beſtimmung 
des Reichskanzlers Gebühren erheben. 


8 13 
Der Keichskanzler trifft nähere Beſtimmungen, insbeſondere über die 
Einrichtung der Schiedsgerichte und das Derfahren ſowie für die Ueber— 
wachung der Preiſe von Tabakerzeugnilfen. 
Er kann Ausnahmen von den Dorſchriften dieſer Derordnung zulaſſen. 
Er kann durch Vertreter Einſicht in die Geſchäftsführung der Geſell— 
ſchaften nehmen. 
ö Er kann Dorſchriften über die Durchfuhr von Tabak und Tabakerzeug- 
niſſen erlaſſen. 
8 14 
Mit Gefängnis bis zu einem Jahre und mit Geldſtrafe bis zu zehn— 
taufend Mark oder mit einer dieſer Strafen wird beſtraft: 

1. wer unbefugt beſchlagnahmte Vorräte oder Dorräte, deren Ueber: 
laſſung nach 8 4 verlangt worden iſt, beiſeiteſchafft, abgibt, be— 
ſchädigt, zerſtört, verbraucht, verarbeitet oder ſonſt verwendet; 

2. wer unbefugt Dorräte der in Nr. 1 genannten Art verkauft, 
kauft oder ein anderes Veräußerungs- oder Erwerbsgeſchäft über 
ſie abſchließt; N 

3. wer die gemäß 8 8 erforderte Auskunft nicht in der geſetzten 
Friſt erteilt oder unrichtige oder unvollſtändige Angaben macht; 

4. wer der Vorſchrift des 8 8 Abſ. 2 zuwider Derſchwiegenheit nicht 
beobachtet, oder wer ſich der Verwertung von Geſchäfts- oder Be— 
triebsgeheimniſſen nicht enthält; 

5. wer der Derpflichtung zur Aufbewahrung und pfleglichen Be: 
handlung (§ 9 Abj. 1) zuwiderhandelt; 

6. wer den vom Reichskanzler gemäß 8 13 Abi. 1 getroffenen Be— 
ſtimmungen zuwiderhandelt. f 

In den Fällen der Nrn. I und 2 hann bei vorſätzlicher Suwider— 
handlung neben der Strafe auf Einziehung der Dorräte erkannt werden, 
auf die ſich die ſtrafbare Handlung bezieht, ohne Unterſchied, ob ſie dem 
Täter gehören oder nicht. : 

. 8 15 

Die Derordnung tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft. Der 

Reichskanzler beſtimmt den Seitpunkt des Außerkrafttretens. 
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Ausführungs beſtimmungen zu der Verordnung über Rohtabak. 
R. K. (R. G. Bl. S. 1149.) 


Auf Grund des § 5 Abſ. 2, 8 8 Abſ. 1, SS 12, 13 der Verordnung 
über Rohtabak vom 10. Oktober 1916 beſtimme ich: 


8 1 
Don der Beſchlagnahme⸗ und der Anzeigepflicht iſt befreit: 

1. Tabak, der von Derbrauchern (§ 6 Abſ. 1 der Tabakzollordnung): 
und von Selbſtherſtellern (8 20 Abſ. 7 der Tabalzollordnung) 
zum eigenen Derbrauche gepflanzt ilt; 

2. Tabak, von dem gemäß § 3 Abi. 1 der Tabakiteuerordnung die 
Tabakſteuer nicht erhoben wird. 


82 
Rechtsgeſchäftliche Derfügungen über beſchlagnahmten Tabak dürfen 
von der Tabak-Handelsgefellihaften bis auf weiteres zugelaſſen werden, 
ſoweit fie notwendig ſind, um Derarbeitern und Kleinmengenverkäufern 
unter Einrechnung ihrer Vorräte den Bedarf für höchſtens vier Monate 
zu ſichern, und wenn die Preisvorſchriften eingehalten ſind. 
8 8 
Der Bedarf iſt für Verarbeiter nach den von ihnen in der Seit vom 
1. Januar bis 31. Juli 1916 durchſchnittlich verarbeiteten, für Klein: 
mengenverkäufer nach den von ihnen im gleichen Seitraum durchſchnittlich 
im Kleinmengenverkauf abgegebenen Tabakmengen zu bemeſſen. 


4 

Für die Lieferung von Tabak an händler finden die Beſtimmungen. 
in den 88 2, 3 ſinngemäße Anwendung. 

8 5 

Die Beſtimmungen in den 88 2 bis 4 gelten nicht für Cieferungsver⸗ 
träge über deutſchen Rohtabak aus dem Erntejahr 1916. 

a 8 6 

Herſteller von Tabakerzeugniſſen, die bei Inkrafttreten der Verordnung. 
ſteueramtlich angemeldet waren, dürfen bis auf weiteres ihre Vorräte nur 
in einem ihrer durchſchnittlichen Tabokverarbeitung in der Seit vom 1. 
Januar bis 31. Juli 1916 entſprechenden Umfang verarbeiten. 

Die Geſellſchaften können in beſonderen Fällen Ausnahmen zulaſſen. 


8 7 

Die Auslandgejellihaft darf, abgeſehen von Kleinmengenverkäufen, 
rechtsgeſchäftliche Derfügungen über ausländiſche Tabakblätter nur zulaſſen, 
wenn der Verkaufspreis den Einkaufspreis des Verkäufers um nicht mehr 
als 18 vom Hundert überſteigt. (Derkaufsbedingungen: Sahlung in ſechs 
Monaten oder bar mit 3 vom Hundert Abzug; Freilager bis zu drei 
Monaten.) N 

Die Auslandgejellihaft kann für beſondere Fälle Ausnahmen zu— 
laſſen; ſie kann insbeſondere bei Veräußerung von nicht mehr als einem 
Packſtück einen höheren Suſchlag bewilligen. 


8 8 | 
Die Inlandgeſellſchaft kann, abgeſehen von Kleinmengenverkäufen, die 
Veräußerung von deutſchen Tabakblättern aus Ernten vor dem Jahre 1916 
zulaſſen, wenn der Derkaufspreis für gegorenen, unverſteuerten, in Ballen 
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verpackten Tabak 200 Mark für 50 Kilogramm nicht überſteigt. 
Beim Verkaufe von Mengen von nicht mehr als einem Packſtück und 
zur Vermeidung von Härten können Ausnahmen zugelaſſen werden. 


* 8 9 

Händler, denen das Hauptamt den Kleinmengenverkauf von Tabak vor 
dem 7. Auguit 1916 gemäß 8 6 der Tabalzollordnung geſtattet hat, 
können bis auf weiteres zollzuſchlagfreien Rohtabak innerhalb der im 8 6 
der Tabakzollordnung feſtgeſetzten Grenzen und bis zur Höhe ihres durch— 
ſchnittlichen Kleinmengenverkaufs in der Seit vom 1. Januar bis 31. Juli 
1916 ohne beſondere Genehmigung im Kleinmengenverkauf abgeben. 

Dies gilt ſinngemäß auch für den Kleinmengenverkauf von deutſchem 
Rohtabak. 

Die Kleinmengenverkäufer haben die von den Geſellſchaften geforderten 
Bücher und Anſchreibungen zu führen. 


8 10 
Kleinmengenverkäufer dürfen bei der Abgabe im Kleinmengenverkehr 
auf den um den Soll- und Steuerbetrag erhöhten Einkaufspreis bei Sahlung 
nach drei Monaten einen Suſchlag bis zu 25 vom Hundert und bei Sahlung 
nach ſechs Monaten einen Suſchlag bis zu 28 vom Hundert nehmen; bei 
Barzahlung tritt ein Abzug von 3 vom Hundert ein. 


11 
Kleinmengenkäufer dürfen trotz der Beſchlagnahme an Kleinmengenver⸗ 
käufer ſelbſtgewonnene Rippen und Stengel an Sahlungs Statt für im 
Kleinmengenverkaufe bezogenen Rohtabak liefern. Die an die Kleinmengen⸗ 
verkäufer gelieferten Rippen bleiben beſchlagnahmt. 


12 
Der Verkehr mit Anſichtsmuſtern und Arbeitsmuſtern bis zu zwei 
Kilogramm von jeder Sorte bleibt frei. 
Der Derkauf von KHentucky- und Dirginia-Preßtabak oder Ungar— 
Blättern (ungariſcher Candtabak) iſt im Wege des Kleinhandels (8 22 
der Tabakzollordnung) geſtattet. 


8 15 

Grumpen der Ernte 1916 ſind ausſchließlich für die Heritellung von 
Rauchtabak beſtimmt. N 

Zum Ankauf von Grumpen beim Pflanzer ſind nur die Händler und 
Verarbeiter zuzulaſſen, die innerhalb der letzten fünf Jahre Grumpen vom 
Pflanzer gekauft haben und ſich im Beſitz eines zum Lagern von Grumpen 
geeigneten Privatlagers für unverſteuerten inländiſchen Tabak befinden. 
Die Inlandgeſellſchaft kann Ausnahmen zulaſſen. 

Wer Grumpen vom Pflanzer kaufen will, hat der Inlandgeſellſchaft 
ſpäteſtens bis zum 15. Oktober 1916 anzuzeigen, wieviel Grumpen er in 
den Jahren 1911 bis 1915 gekauft hat und ob er im Beſitz eines Privat- 
lagers für unverſteuerten inländiſchen Tabak iſt. 

Die Inlandgeſellſchaft ſtellt auf Grund der Anzeigen Bezugsſcheine 
zum Ankauf von Grumpen beim Pflanzer aus. 

Die Grumpen bleiben trotz des Ankaufs beſchlagnahmt. In ihrer 
Verarbeitung und zum Weiterverkaufe bedarf es einer beſonderen Erlaubnis 
der Inlandgeſellſchaft. 


81 
Anzeigepflichtige (8 8 der ie haben den Geſellſchaften auf 
Derlangen die zur Regelnug des Verkehrs mit Rohtabak erforderliche Aus- 
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kunft zu geben, insbeſondere über Herkunft, Erwerbspreis, Beſchaffenheit, 
Aufbewahrung und Behandlung des Tabaks, bei inländiſchem Tabak auch 
über Anbauflächen, Anbauweiſe und Düngeart. 

Die Angaben über Anbauflächen können von der Inlandgeſellſchaft 
auch bei dem zuſtändigen Hauptamt eingeholt werden. 


8 15 
Die Geſellſchaften dürfen für die Ausſtellung von Bezugsſcheinen zur 
Verarbeitung und zum Derkaufe von Tabak Gebühren bis zu 3 vom 
Hundert des Rechnungswerts erheben. 


8 16 | ö 
Die Durchfuhr von Tabak und Tabakerzeugniſſen über die Grenzen 
des Deutſchen Keichs iſt verboten. 


8 17 
N Die Beſtimmungen im 8 10 treten mit dem 16. Oktober, die übrigen 
Beſtimmungen mit dem 10. Oktober 1916 in Kraft. 
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Abänderung der Preiſe für Knocheumehl. 
Kriegsernährungsamt (R. G. Bl. S. 1155.) 


Auf Grund des 8 12 Satz 2 ver Derordnung über künſtliche Dünge⸗ 
mittel vom 11. Januar 1916 und des § 1 der Bekanntmachung über 
die Errichtung eines Kriegsernährungsamts vom 22. Mai 1916 wird 
folgendes beſtimmt: 

Artikel 1 

Abſchnitt E der der Bekanntmachung über künſtliche Düngemittel 

vom 11. Januar beigefügten Liſte wird folgendermaßen abgeändert: 


E. Knochenmehl 
(aus entfetteten Knochen hergeſtellt, |. 8 8) 
1. Unentleimtes, gedämpftes ſowie entleimtes, ferner Stampfmehl, 
Trommelmehl, Fleiſchdüngemehl, Fiſchdüngemehl, Fleiſchknochen⸗ 
mehl, Kadaverdüngemehl und ähnliches, in handelsüblicher feiner 


Mahlung: 
Preiſe für 1 kg 0% 
Geſamtſtickſtoff 210 Pf., 
Geſamtphosphorſäure 40 „ 
ſofern Kali zugemiſcht wird N 
Kali (K 20) 35 


2. Die unter ! aufgeführten Stoffe mit Schwefelſäure ganz oder 


teilweiſe aufgeſchloſſen: 
Preiſe für I kg % 


Geſamtſtickſtoff 210 Pf 

waſſerlösliche Phosphorſäure 15: u 

nicht waſſerlösliche Phosphorſäure 40 „ 
ſofern Kali zugemiſcht wird 

Kali (K 0) 40 „ 


Beſondere Lieferungsbedingungen 
Fracht: Frei Waggon Station des Lieferwerkes. 
Zahlung: Barzahlung ohne Abzug. 
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Artikel 2 
Dieſe Bekanntmachung tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft. 


1916. 12. Oktober. 


Aeußere Kennzeichnung der Waren 
R. K. (K. G. Bl. S. 1156.) 


Auf Grund des § 1 der Derordnung über die äußere e von 
Waren vom 18. Mai 1916 wird folgendes beſtimmt: 


81 
Soda, Seife und ſonſtige Waſchmittel, die in Packungen an den Der: 
braucher abgegeben werden ſollen, müſſen auf der Packung in einer für den 
Käufer leicht erkennbaren Weiſe und in deutſcher Sprache folgende An— 
gaben enthalten: 

1. den Namen oder die Firma und den Ort der gewerblichen Haupt— 
niederlaſſung desjenigen, der die Ware herſtellt; bringt ein anderer 
als der herſteller die Ware in der packung unter ſeinem Namen 
oder ſeiner Firma in den Verkehr, jo iſt ſtatt deſſen Name oder 
Firma und Niederlaſſungsort dieſer Perſon anzugeben; . 

2. den Seitpunkt der Füllung, nach Monat und Jahr; 

5. den Inhalt nach handelsüblicher Bezeichnung und Gewicht; 

4. den Kleinverkaufspreis in deutſcher Währung. 


8 2 
Die im §! vorgefchriebenen Angaben find vom herſteller oder, falls 
ein anderer die Ware in der Packung unter ſeinem Namen oder ſeiner Firma 
in den Verkehr bringt, von dieſem anzubringen. 
Die Angaben ſind anzubringen, bevor der Verpflichtete die Ware 
weitergibt. 


8 3 
Die Beſeitigung oder Unkenntlichmachung einer Preisangabe, z. B. 
durch Ueberklebezettel, iſt verboten. 


8 4 

Die vorſtehenden Beſtimmungen finden auf Waren, die bis zum Tage 
der Verkündung hergeſtellt und in Packungen eingefüllt ſind, nur inſoweit 
Anwendung, als ſich die Waren noch im Gewahrſam des herſtellers oder 
derjenigen Perſon befinden, die ſie unter ihrem Namen oder ihrer Firma in 
den Verkehr bringt; an Stelle der Angabe des Seitpunktes der Füllung 
genügt der Dermerk: „Gefüllt vor dem 1. Augulit 1916“. 

Die Beſtimmungen gelten nicht für Waren, die aus dem Ausland 
in Originalpackungen eingeführt ſind oder werden. Solche Waren ſind 
vor der Abgabe an den Derbraucher auf der Packung als Auslandsware 
zu kennzeichnen. 

Für die äußere Bezeichnung der von der Heeresverwaltung oder der 
Marineverwaltung in Auftrag gegebenen Waren gelten die von dieſen 
Stellen vorgeſchriebenen beſonderen Beſtimmungen. 


8 5 a 
Suwiderhandlungen find nach § 5 der Derordnung des Bundesrats über 
die äußere Kennzeichnung pon Waren vom 18. Mai 1916 (kKeichs⸗Geſetzbl. 
S. 380) mit Gefängnis bis zu ſechs Monaten und mit Geldſtrafe bis zu 
fünfzehnhundert Mark oder mit einer dieſer Strafen ſtrafbar. 
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86 
Die vorſtehenden Beſtimmungen treten am 1. November 1916 in 
Kraft. 
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Einrichtung der Quittungskarten ſür die Invaliden⸗ und 
Hinterbliebenenverſicherung. 


R. K. (R. G. Bl. S. 1167.) 


Der Bundesrat hat auf Grund des $ 1416 der Keichsverſicherungs⸗ 
ordnung beſchloſſen: 

Die durch die Bekanntmachung über die Einrichtung der Guittungs⸗ 
karten für die Invaliden- und Hinterbliebenenverſicherung ſowie das Ent⸗ 
werten und Vernichten der Beitragsmarken und der Suſatzmarken vom 
10. November 1911 unter I getroffenen Beſtimmungen über die Ein⸗ 
richtung der Guittungskarten werden unbeſchadet des Verbrauchs vorhan— 
dener Vorräte durch die folgenden Dorſchriften erſetzt: 

1. Die Guittungskarten ſind für die Pflichtverſicherung in gelber 
Farbe und für die Selbſtverſicherung in grauer Farbe nach den 
durch die Bekanntmachung vom 10. November 1911 vorgeſchrie— 
benen Muſtern A und B aus Sellſtoff herzuſtellen. Der Stoff 
muß eine mittlere Reißlänge von 4000 Metern und eine mittlere 
Dehnung von 3 vom Hundert haben, darf nur ſchwach geglättet 
angefertigt werden und muß im Geviertmeter ein Gewicht von 
270 Gramm bis 290 Gramm, im Durchſchnitt 280 Gramm auf— 
weiſen. 

N In der Färbung müſſen die Karten den im RKeichsverſiche⸗ 
rungsamte niedergelegten Muſtern entſprechen. Metanilgelb und 
ähnliche ſäureempfindliche gelbe Farbſtoffe dürfen nicht verwen— 
det werden. 

2. Für die Selbſtverſicherung und ihre Fortſetzung (8 1243 a. a. O.) 
ſind beſondere Guittungskarten von grauer Farbe wie bisher 
zu verwenden. Wer hierfür gelbe Quittungskarten unbefugt ver⸗ 
wendet, kann, ſofern nicht nach anderen geſetzlichen Dorſchriften 
eine härtere Strafe eintritt, vom Derficherungsamte mit einer 
Ordnungsſtrafe bis zu zwanzig Mark belegt werden. 

3. Perſonen, für die früher auf Grund der Derficherungspflicht Bei— 
träge entrichtet worden ſind, dürfen auch im Falle der Selbſt— 
verſicherung nur gelbe Quittungskarten verwenden. 
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Durchfuhr von kondenſierter Milch und von Milchpulver. 
R. K. (R. G. Bl. S. 1163.) 


Auf Grund des § 3 der Derorönung des Bundesrats über die Einfuhr 
von kondenſierter Milch und von Milchpulver vom 18. April 1916 wird 
folgendes beſtimmt: 

Artikel I. 

Die Durchfuhr von Kondenſierter Milch und von Milchpulver über 
die Grenzen des Deutſchen Reichs iſt verboten. 

Ausgenommen davon iſt die Durchfuhr von Kondenſierter Milch und 
von Milchpulver, die in der Schweiz hergeſtellt worden ſind. Die Su— 
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laſſung von weiteren Ausnahmen von dem Verbote des Abſ. 1 bleibt 
vorbehalten. 
Artikel II 
Dieſe Beſtimmung tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft. 


1916. 13. Oktober. 


Zuläſſigkeit eines Randvermerks über die Auflöſung einer Ehe im 
Heiratsregifter auf Grund eines ausländiſchen Scheidungsurteils 
und Frage der Rechtswirkſamkeit eines ſolchen Urteils. 


m. 3. (m. BI. S. 255.) 


Entgegen der in meinem Erlaß vom 19. März 1914) erwähnten 
Entſcheidung des Kammergerichts vom 26. Oktober 1903 (Jahrb. 26 8. 
194) hat das Reichsgericht in einem neueren Beſchluſſe vom 18. Mai 1916 
die Beiſchreibung eines Randvermerks nach 8 55 Abſ. 1 des Perſonen⸗ 
ſtandsgeſetzes auf Grund eines im Inlande wirkſamen ausländiſchen Schei— 
dungsurteils für zuläſſig erklärt. Mein Erlaß vom 19. März 1914 
wird daher hiermit außer Kraft geſetzt. ö 

Die weitere Frage, unter welchen Dorausſetzungen ein ausländiſches 
Urteil vom Standesbeamten als rechtswirkſam anzuerkennen iſt, hat das 
Reichsgericht dahin beantwortet, daß ein deutſches Dollitreckungsurteil im 
Sinne des 8 722 der Sivilprozeßordnung nicht notwendig ſei, ſondern daß, 
wenn dem Standesbeamten ein ausländiſches Scheidungsurteil vorgelegt 
wird, es der Prüfung des Standesbeamten überlaſſen bleiben müſſe, nicht 
nur, ob das Urteil nach ausländiſchem Rechte rechtskräftig iſt, ſondern 
auch, ob es den Erforderniſſen des § 328 der Sivilprozeßordnung oder der 
Artikel 7—9 des Haager Eheſcheidungsabkommens (Keichs-Geſetzbl. 1904 
S. 231), ſoweit dieſes zur Anwendung kommt (kReichs-Geſetzbl. 1904 8. 
249, 1905 S. 716, 1907 S. 84, 1911 S. 919, 1914 S. 9), entſpricht. 

Da die Standesbeamten zur Prüfung dieſer Rechtsfragen außer Stande 
find, haben fie dieſe in allen Fällen der Aufjichtsbehörde, und zwar dem 
Herrn Regierungspräſidenten, zu überlaſſen und deshalb gegebenen Falls 
bei dieſem anzufragen, ob gegen die Beiſchreibung Bedenken beſtehen. 
Den Herren Regierungspräſidenten bleibt überlaſſen, ſoweit ſie ihrerſeits 
im einzelnen Falle Sweifel haben, dieſerhalb meine Entſcheidung ein— 
zuholen. 

In gleicher Weiſe haben die Standesbeamten zu verfahren, wenn 
ihnen ein ausländiſches Scheidungsurteil bei der Eheſchließung vorgelegt 
wird, deſſen Rechtskraft und Wirkſamkeit im Hinblick auf das Ehehindernis 
des 8 1509 B. 6. B. zu prüfen iſt. Bei Prüfung dieſer Fälle bleibt 
gegebenen Falls ſeitens der Herrn Regierungspräfidenten das Haager Ab— 
kommen über die Eheſcheidung vom 12. Juni 1902 (KReichs-Geſetzbl. 1904 
S. 231), insbeſondere 88 7 —9, ebenfalls zu beachten. 

An die Herren Regierungspräſidenten und an den Herrn Oberpräſidenten 
in Potsdam. 

. 1916. 14. Oktober. 


Bekanntmachung über Kartoffeln. 
R. K. (K. G. Bl. S. 1165.) 


Auf Grund der Bekanntmachung über Kriegsmaßnahmen zur Sicher⸗ 
ſtellung der Dolksernährung vom 22. Mai 1916 wird verordnet: 


) Verwaltungsvorſchriften Jahrgang 1914 I S. 331. 


904 1916. 14. Oktober. 


8 1 

Die Regelung der Derſorgung der Bevölkerung mit Speifekartoffeln 
(§S 2 der Bekanntmachung über die Kartoffelverſorgung vom 26. Juni 
1916), hat nach dem Grundſatz zu erfolgen, daß bis zum 15. Auguit 1917 
nicht mehr als 1½ Pfund Kartoffeln für den Tag und Kopf der Be— 
völkerung durchſchnittlich verwendet werden dürfen. Dabei iſt vorzuſchrei— 
ben, daß der Kartoffelerzeuger auf den Tag und Kopf bis 1½ Pfund 
Kartoffeln ſeiner Ernte für ſich und für jeden Ungehörigen ſeiner Wirtſchaft 
verwenden darf, während im übrigen der Tagesnopfſatz auf höchſtens 
1 Pfund Kartoffeln mit der Maßgabe feſtzuſetzen iſt, daß der Schwer— 
arbeiter eine tägliche Zulage bis 1 Pfund Kartoffeln erhält. 

| 82 

Kartoffeln, Kartoffelſtärke, Kartoffelſtärkemehl ſowie Erzeugniſſe der 
Kartoffeltrocknerei dürfen, vorbehaltlich der Vorſchrift im Abſ. 2, nicht 
verfüttert werden. 

Kartoffeln, die als Speiſekartoffeln oder als Fabrikkartoffeln nicht 
verwendbar ſind, dürfen an Schweine und an Federvieh und, ſoweit die 
Derfütterung an Schweine und an Federvieh nicht möglich iſt, auch an andere 
Tiere verfüttert werden. 


fa) — 


Es iſt verboten, Kartoffeln einzuſäuren und die an die Trocken: 
kartoffel⸗Verwertungs⸗Geſellſchaft m. b. h. in Berlin abzuliefernden Men⸗ 
gen zu vergällen oder mit anderen Gegenſtänden zu vermengen. 


84 
Der Handel und der Derkehr mit Saatkartoffeln iſt bis auf weiteres 


verboten. 
Verträge über Lieferung von Saatkartoffeln gelten, ſoweit die Lieferung 


nicht bis zum 20. Oktober 1916 erfolgt iſt, als aufgehoben. 


5 

Als Kommunalverband im Sinne dieſer Unordnung gilt die von der 
Sandeszentralbehörde gemäß 8 11 der Bekanntmachung über die Kar: 
toffelverſorgung vom 26. Juni 1916 beſtimmte Behörde. 

8 6 | 

Wer den Dorſchriften im 8 2 Abi. 1, 8 3, 8 4 Abſ. ! zuwiderhandelt, 
wird mit Gefängnis bis zu einem Jahre und mit Geldſtrafe bis zu zehntauſend 
Mark oder mit einer dieſer Strafen beſtraft. Neben der Strafe können 
die Vorräte, auf die ſich die ſtrafbare Handlung bezieht, ohne Anterſchied, 
ob ſie dem Täter gehören oder nicht, eingezogen werden. 

8 7 f 

Die Bekanntmachung über die Derfütterung von Kartoffeln vom 23. 

September 1916 wird aufgehoben. 


88 
Dieje Derordnung tritt mit dem Tage der Derkündung in Kraft. 


1916. 14. Oktober. 
Lebensmittelkarte für Binneunſchiffer. 
M. A. M. H. G. M. J. (m. Bl. h. G. S. 359.) 


Nach dem Erlaſſe vom 1. September d. Is. (HMBI. S. 502), be⸗ 
treffend Lebensmittelkarte für Binnenſchiffer, haben wegen des Erſatzes 
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des den Kommunalverbänden durch die Derjorgung der Binnenſchiffer er⸗ 
wachſenen Mehrbedarfs an Lebensmitteln die zuſtändigen Keichsſtellen die 
erforderlichen Beſtimmungen zu treffen. 


Die Reichsgetreideſtelle leiſtet nach der Beſtimmung des Direktoriums 
dieſer Stelle Erſatz für die auf die Lebensmittelkarten für he 
verabfolgten Grieß- und Teigwarenmengen. 


um Nachweis der Ausgabe von Grieß und Teigwaren an Binnen: 


cchiffer ſind die auf 
„Binnenſchiffer 8 
Hülſenfrüchte (Erbſen, Bohnen, Linjen) oder Reis, oder Grieß, 
oder Graupen, oder Teigwaren (Nudeln) eine halbe Wochenmenge 
oder höchſtens 125 g“ 


lautenden Abſchnitte der Lebensmittelkarten für Binnenſchiffer dem Direk- 
torium der Reichsgetreideftelle nach Kommunalverbänden geordnet durch 
Ihre Hand (bei den Kanalbaudirektionen und dem Kanalamt: durch die 
dortige Stelle) einzureichen. 

Der Erſatz erfolgt nur, wenn die Rückjeite der eingereichten Ab— 
ſchnitte den von den Derkaufsitellen zu bewirkenden Vermerk „Grieß“ oder 
„Teigwaren“ trägt. Auf jeden eingereichten Abſchnitt werden 20 g Grieß 
beziehungsweiſe Teigwaren vergütet. Die Vergütung erfolgt in der Weile, 
daß jeweils die nächſte monatliche Zuweiſung von Grieß oder Teigwaren, 
die von der Keichsgetreideſtelle veranlaßt wird, um die durch Derpflegung 
der Binnenſchiffer entſtandene Derbrauchsmenge erhöht wird. Die Er— 
höhung und ihr Grund werden derjenigen Stelle, an die die monatliche 
Ueberweiſung von Grieß und Teigwaren erfolgt, mitgeteilt. 


Wir erſuchen, hiernach das Erforderliche anzuordnen. 


An die Herren Oberpräſidenten (Strompbau- bzw. Kanalbauverwaltung), i 
Danzig, Breslau, Magdeburg, Hannover, Coblenz und Münſter, die 
Kanalbaud'rektionen in Hannover und Eſſen, den Herrn Regierungs⸗ 
präſidenten (Derwaltung der Märkiſchen Waſſerſtraßen) in Pots⸗ 
dam, den Herrn Polizeipräſidenten hier und das Kaiſerliche Kanal= 
amt in Kiel. 

Abdruck mit dem Anheimſtellen weiterer Veranlaſſung für die 
Ihnen unterſtellten Waſſerſtraßen im Falle des Bedürfniſſes 


an die Herren Regierungspräjidenten (außer Potsdam). 
1916. 16. Oktober. 
Verzeichnis der Krankenhäuſer, die zur Annahme von Praktikanten 
ermächtigt ſind. 
R. K. (R. 5. Bl. S. 361.) 


Gemäß 8 59 der Prüfungsordnung für Aerzte vom 28. Mai 1901 
(Sentralblatt für das Deutſche Reich S. 136) wird hierunter ein Der- 
zeichnis derjenigen Krankenhäuſer und mediziniſch⸗wiſſenſchaftlichen Inſtitute 
veröffentlicht, welche bis auf weiteres zur Annahme von Praktikanten er— 
mächtigt ſind. 


906 1916. 16. Oktober. 


Verzeichnis 
der zur Annahme von Praktikanten ermächtigten Krankenhäuſer und 
mediziniſch⸗wiſſenſchaftlichen Inſtitute. 


Name der Anſtalt. 


a Zahl der anzunehmenden Praktikanten. 
J. Königreich Preußen. 
Regierungsbezirk Königsberg. 
Allenberg N Provinzial⸗Heil⸗ und Pflegeanſtalt 3 
Königsberg i. Pr. Städtiſches Krankenhaus 7 
= Krankenhaus der Barmherzigkeit. Di⸗ 
akoniſſenanſtalt 3 
* St. Eliſabeth-Krankenhaus 2 
= Chir urgiſch-orthopädiſche Privatklinik 2 
= Privatklinik für Augenkranke 1 
Memel | Städtiſches Krankenhaus 1 
Pr. Holland Johanniter-Krankenhaus 1 
Tapiau Provinzial⸗Heil⸗ und Pflegeanſtalt 3 
Regierungsbezirk Gumbinnen. 
Goldap Kreiskrankenhaus 1 
Szittkehmen Johanniter-Krankenhaus 1 
Tilſit ö Städtiſche Heilanſtalt 1 
Regierungsbezirk Allenſte'n. 
Allenſtein (Stadtwald) Lungenheilſtätte „Frauenwohl“ 1 
Allenſtein St. Marien⸗Hoſpital 1 
Kortau Provinzial⸗Heil⸗ und Pflegeanſtalt 3 
Neidenburg Johanniter⸗ Kreiskrankenhaus 1 
Regierungsbezirk Danzig. 
Conradſtein Provinzial⸗Heil⸗ und Pflegeanſtalt 4 
Danzig a) Städtiſches Krankenhaus 
b) Pathologiſch-anatomiſche Abteilung 
dieſes Krankenhauſes insgeſamt 10 
= St. Marien-Rranfenhaug 2 
= Diakoniſſen⸗Krankenhaus 2 
Danzig⸗Langfuhr N Provinzial⸗Hebammen⸗ Lehranſtalt' und 
Frauenklinik 2 
Elbing Städtiſches Krankenhaus 2 
Warienburg Evangeliſches Diakoniſſenhaus 1 
Neuſtadt (Weſtpr.) Provinzial⸗Heil⸗ und Pflegeanſtalt 2 


Regierungsbezirk Marienwerder. 


— 


Graudenz [Städtiſches Krankenhaus ö 
Schwetz (Weichſel) Provinzial⸗Heil⸗ und Pflegeanftalt 2 
= Kreiskrankenhaus 1 


Berlin 


x x 


u 


* 


u * 


x 


unn nu 


* 


N u 


* 


Ort. 
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Name der Anſtalt. 
Zahl der anzunehmenden Praktikanten. 


Stadt und Landespolizeibezirk Berlin. 


a) Städtiſches Krankenhaus im Fried⸗ 


richshain 18 
b) Pathologiſch-anatomiſche Abteilung 
dieſes Krankenhauſes 1 


a) Städtiſches Krankenhaus Moabit 18 
b) Pathologiſch-anatomiſche Abteilung 

dieſes Krankenhauſes 1 
a) Städtiſches Krankenhaus am Urban 13 
b) Pathologiſch-anatomiſche Abteilung 


dieſes Krankenhauſes 1 
a) Städtiſches Rudolf Virchow-Kranken⸗ 
haus 28 
b) Pathologiſch-anatomiſche Abteilung 
dieſes Krankenhauſes 1 
c) Bakteriologiſche Abteilung dieſes 
Krankenhauſes 1 
Städtiſches Krankenhaus, Gitſchinerſtr. 
104/105 3 
Städtiſches Kaiſer und Kaiſerin Fried- 
rich⸗Kinder-Krankenhaus a 3 
Friedrich Wilhelm⸗Hoſpital und Sie— 
chenanſtalt Fröbelſtraße 8 1 
Krankenſtat'onen des Städtiſchen Ob⸗ 
dachs Fröbelſtraße 15 1 
Krankenabteilung des Städtiſchen Wai⸗ 
ſenhauſes und Kinderaſyls 1 


Zentraldiakoniſſenhaus Bethanien 5 
Eliſabeth-Kranken⸗ und Diakoniſſenhaus 2 
Lazarus⸗Kranken⸗ und Diakoniſſenhaus 2 

6 


a) St. Hedwigs⸗Krankenhaus 8 
b) Pathologiſch-anatomiſche Abteilung 
dieſes Krankenhauſes 1 


a) Krankenhaus der jüdiſchen Gemeinde 4 
b) Pathologiſch-anatomiſche Abteilung 


dieſes Krankenhauſes 1 

a) Auguſtahoſpital 3 
b) Pathologiſch-anatomiſche Abteilung 

dieſes Hoſpitals 1 
Paul Gerhardtſtift, N Wüllerſtraße 56, 

574 2 
Königliches Inſtitut für Infektionskrank⸗ 

heiten „Robert Koch“ 3 


Berlin⸗Brandenburgiſche Krüppel-Heil⸗ 
und Erziehungsanſtalt, Am Urban 
10/11 2 

St. Maria⸗Victoria⸗Heilanſtalt, Karlſtr. 
28/30 2 


908 16. Oktober. 
en Name der Anſtalt. 
rt. 
Zahl der anzunehmenden Praktikanten. 
Berlin Dr. Abel's Privatkrankenanſtalt für 


* 


Berlin-Lichtenberg 


Berlin⸗Schöneberg 


* 


22 


Charlottenburg 


Neukölln 


Beelitz 
Belzig 


Frauenleiden und Geburlshilfe, Pots⸗ 
damerſtraße 92 
Dr. Landau's Privatkrankenanſtalt für 
Frauenleiden und Geburtshilfe 
Dr. Straßmann's Privatkrankenanſtalt 
für Frauenleiden und Geburtshilfe, 
Schumannſtraße 18 
Privatklinik für Hals⸗, Naſen⸗ und 
Ohrenkranke, W Genthinerſtraße 12 
Oſtkrankenhaus für Haut- und Ge⸗ 
ſchlechtsleiden (Privatanſtalt), Tilſi⸗ 
terſtraße 22 
Privatkrankenanſtalt für Haut⸗ uſw. 
Krankheiten, Karlſtraße 19 
Krankenabteilung des Großen Fried— 
richs-⸗Waiſenhauſes der Stadt Ber— 
lin 
Lazarette des Arbeitshauſes, Hoſpital 
und Verpflegungsſtation für obdach— 
loſe Kranke der Stadt Berlin 
Kaiſerin Auguſte Victoria-Krankenhaus 
Irrenanſtalt Herzberge der Stadt Ber— 
lin 
a) Städtiſches Auguſte Victoria-Kran⸗ 
kenhaus 
b) Pathologiſche Abteilung dieſes Kranz 
kenhauſes 
Maison de santé 
St. Norbert-Krankenhaus 8 
a) Städtiſches Krankenhaus Charlottens 
burg⸗Weſtend 
b) Pathologiſch⸗anatomiſche Abteilung 
dieſes Krankenhauſes 
Städtiſches Krankenhaus, Kirchſtraße 
Städtiſches Krankenhaus für Geburts- 
hilfe, Sophie⸗Charlotttenſtraße 


S. RX. Dr. Edel's Heilanſtalt für Ge- 


müts⸗ und Nervenkranke, Berlinerſtr. 
17 i 
Kaiſerin Auguſte Victoria-Haus zur 
Bekämpfung der Säuglingsſterblich⸗ 
keit im Deutſchen Reiche, Mollwitz— 
ſtraße-Privatſtraße 
Privat⸗Krankenhaus Haſenheide 80/87 


Regierungsbezirk Potsdam. 


Heilſtätte Beelitz 
Vereinsheilſtätte Belzig 


He 


mo 


1916. 
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Berlin- Britz 
Berlin⸗Lankwitz 


Berlin⸗ Lichterfelde 


Berlin⸗Oberſchöneweide 
Berlin-Pankow 
Berlin-Reinidendorf 


Berlin Weißenfee 


* 


VBerlin⸗Wittenau 


Brandenburg a. 9. 
Buch b. Berlin 


Buckow bei Berlin 


Cöpenick 
Eberswalde 


= 


Grabowſee bei Oranienburg 
Hermannswerder bei Potsdam 


Hohenlychen 


Kalkberge (Mark) 
Nauen 


Nowawes 
Potsdam 


= 


Sommerfeld (Oſthavelland) 


Name der Anſtalt. 


Zahl der anzunehmenden Praktikanten. 


Kreiskrankenhaus 

Privat⸗Heil⸗ und Pflegeanſtalt „Bero⸗ 
linum“ 

a) Stubenrauch⸗- Kreiskrankenhaus 


b) Pathologiſche Abteilung dieſes Kran⸗ 


kenhauſes 
Königin Eliſabeth⸗-Hoſpital 
Gemeindekrankenhaus : 
a) Krankenhaus der Gemeinden Ber- 
lin⸗ Reinickendorf, Berlin⸗Tegel, Ber⸗ 
lin⸗Wittenau und Berlin-NRofenthal 
b) Pathologiſch-anatomiſche Abteilung 
dieſes Krankenhauſes 
Auguſte Victoria = Krankenhaus 
Noten Kreuz 
Gemeinde⸗Säuglingskrankenhaus 
Irren⸗Heil⸗ und Erziehungsanſtalt Dall⸗ 
dorf der Stadt Berlin 
Städtiſches Krankenhaus 
Irrenanſtalt der Stadt Berlin 
Hoſpital der Stadt Berlin 
a) Krankenhaus der Stadt Neukölln 
b) Pathologiſch-anatomiſche Abteilung 
dieſes Krankenhauſes 
Kreiskrankenhaus 
Krankenhaus Auguſte Viktoria-Heim 
Landesirrenanſtalt 
Volksheilſtätte vom Noten Kreuz Gra— 
bowſee N 
Krankenhaus Hermannswerder 
bauer⸗Stiftung) 
Heilanſtalten vom Noten Kreuz Ho⸗ 
henlychen: 
Lungenheilſtätte für Kinder, Heil⸗ 
ſtätte für knochen⸗ und gelenktuber⸗ 
kulöſe Kinder, Nachbehandlung tu⸗ 
berkulöſer Kinder, Behandlung tu⸗ 
berkuloſeverdächtiger Kinder, Mit- 
telſtandsſanatorium für lungenkranke 
Frauen, Allgemeines Krankenhaus, 
Verſuchsabteilung für heliotherapeu⸗ 
tiſche Behandlung 
Rüdersdorfer Verbandskrankenhaus 
Cecilie-Kreiskrankenhaus 
Oberlin⸗ Kreiskrankenhaus 
Städtiſches Krankenhaus 
St. Jo ſephs⸗Krankenhaus 
Waldhaus Charlotttenburg, Kaiſer Wil⸗ 
helm⸗Jubiläumsſtiftung 1913 


vom 


Goff⸗ 


58 


MV 2 


— 
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Spandau 
Wilhelmshagen 


Wuhlgarten bei Biesdorf 


Zehlendorf (Wannſeebahn) 


Name der Anſtalt. 
Zahl der anzunehmenden Praktikanten. 


Städtiſches Krankenhaus 8 
Heilanſtalt der Norddeutſchen Holz-Be— 
rufsgenoſſenſchaft 1 
Berliner Städtiſche Anſtalt für Epilep⸗ 
tiſche 4 
„Haus Schönow“, Heilſtätte für Ner- 
venkranke 2 


Regierungsbezirk Frankfurt a. O. 


Clettwitz 
Cottbus 


Cottbuſer Stadtforſt bei Kolkwit; Lungenheilſtätte Cottbus bei Kolkwitz 


Forſt i. L. 
Frankfurt a. O. 


= 


Guben 


= 


Landsberg a. W. (Stadt) 


Müllroſe 


Sonnenburg (Neumark) 


Frauendorf 
Stargard in Pommern 
Stettin 


ur 


Stettin⸗Neutorney 


Treptow a. R. 
Ueckermünde 


Köslin 
Lauenburg in Pommern 
Polzin 


Knappſchaftskrankenhaus 2 

Neues Städtiſches Krankenhaus (Ver— 
einigte Städtiſche und Thiem'ſche Heil⸗ 
anſtalten) 


Städtiſches Krankenhaus 
Städtiſches Krankenhaus 
Diakoniſſenhaus „Lutherſtift“ 
Städtiſches Krankenhaus 
Naémi⸗Wilkeſtift, Krankenhaus und 
evangeliſch-lutheriſche Diakoniſſenan⸗ 
ſtalt 1 
Landesirrenanſtalt 2 
Städtiſches Krankenhaus 1 
Heilſtätte der Ortskrankenkaſſe für den 
Gewerbebetrieb der Kaufleute, Han— 
delsleute und Apotheker in Berlin 1 
Fohanniter-Ordeng-Kranfenhaug 1 


2 2 


Regierungsbezirk Stettin. 


Kreiskrankenhaus 1 

Städtiſches Krankenhaus 1 

a) Neues Städtiſches Krankenhaus in 
der Apfelallee 8 


b) Pathologiſch⸗-anatomiſche Abteilung 


2 


dieſes Krankenhauſes 

Kückenmühler Anſtalten 2 
Kinderheil⸗ und Diakoniſſen⸗Anſtalt 1 
Provinzial-Hebammen⸗-Lehranſtalt und 
Frauenklinik 1 

Diakoniſſen- und Krankenhaus „Betha= 
nien“ 2 
Provinzial-Heilanſtalt 2 
Provinzial⸗Heilanſtalt 2 

Regierungsbezirk Köslin. 

ö Kaiſer Wilhelm⸗Krankenhaus 1 
Provinzial-Heilanſtalt 3 
Johanniter⸗Krankenhaus 1 
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Name der Anſtalt. 


zn Zahl der anzunehmenden Praktikanten. 
Regierungsbezirk Stralſund. 
Stralſund Städtiſches Krankenhaus 2 
N = Provinzial⸗Heilanſtalt 2 
Regierungsbezirk Poſen. N ’ 

Kgl. Forſt bei Obornik Kronprinz Wilhelm-Volksheilſtätte 1 

Koſten N Provinzial⸗Irren- und Idiotenanſtalt 1 

Obrawa de Provinzial⸗Irrenanſtalt 1 

Owinsk Provinzial⸗Irrenanſtalt 1 

Dosen Provinzial⸗Frauenklinik und Hebanmen- 

lehranſtalt 1 

= a) Städtiſches Krankenhaus „ 5 
b) Pathologiſch-anatomiſche Abteilung 

dieſes Krankenhauſes 1 

= Evangeliſche Diakoniſſen⸗Krankenanſtalt 3 
= Krankenhaus der Barmherzigen Schwe⸗ 

ſtern 1 

= Krankenhaus St. Waria⸗Eliſabeth-⸗Stift 1 
= Jüdiſches Krankenhaus Abraham und 

Henriette Rohr⸗Stiftung 1 

= Königliches Hygieniſches Inſtitut 2 

Regierungsbezirk Bromberg. 

Bromberg ö [Gieſe-Rafalski⸗Stiftung (Diakoniſſenan⸗ 

ſtalt) 2 

Dziekanka N Provinzial⸗Irrenanſtalt 1 

Gneſen Krankenhaus Bethesda 1 

Hohenſalza 185 Kreiskrankenhaus 1 

Mühlthal Kronprinzeſſin Cecilie-Heilſtätte für 

weibliche Lungenkranke „ 
Regierungsbezirk Breslau. 

Breslau [Krankenhoſpital zu Allerheiligen 15 
= Wenzel-Hanckeſches Krankenhaus 8 
= Städtiſche Heilanſtalt für Nerven⸗ und 

Gemütskranke 2 
= Krankenhaus der Landesverſicherungs- 
anſtalt Schleſien 3 
= Evangeliſch-lutheriſche Diakoniſſenanſtalt 
Bethanien 2 
= Krankenhaus der Barmherzigen Brü— 
der 3 
= Mutterhaus der Grauen Schweſtern 
und St. Joſef-Krankenhaus 2 
= Krankenhaus der Eliſabethinerinnen 2 
= St. Georgs-Krankenhaus 2 
= Auguſta⸗Hoſpital 1 
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Name der Anftelt, 


a Zahl der anzunehmenden Praktikanten. 
Breslau Iſraelitiſche Krankenverpflegungsanſtalt 3 
P Brovinzial = Hebammenlehranfitalt und 
Frauenklinik 1 
P Städtiſches Säuglingsheim 2 
Brieg [Provinzial⸗Heil⸗ und Pflegeanſtalt 2 
Freiburg i. Schl. Provinzial⸗Heil⸗ und Pflegeanſtalt 3 
Görbersdorf Dr. Brehmerſche Heilanſtalten 2 
= Dr. Weicker's Volksſanatorium „Kranz 
kenheim“ 2 
Leubus Provinzial-Heil⸗ und Pflegeanſtalt 2 
Nimptſch Städtiſches Krankenhaus 1 
Scheibe Barmherziges Krankenſtift 1 
Regierungsbezirk Liegnitz. 
Birkenhof (Gutsbez. Baumgarten) [Privat⸗Nervenheilanſtalt Birkenhof bei 
Greiffenberg (Schlef.) 1 
Bunzlau Provinzial⸗Heil⸗ und Pflegeanſtalt 2 
Görlitz a Stadtkrankenhaus 
= Dr. Kahlbaums Heilanftalt für Nerven⸗ 
und Geiſteskranke 1 
Hirſchberg Stadtkrankenhaus 1 
Hohenwieſe ö Geneſungsheim 1 
Landeshut Raiferin Auguſte Victoria-Volksheilſtätte 1 
Liegnitz Städtiſches Krankenhaus und Kreißler⸗ 
Stiftung (beides verbunden) 1 
Lüben i. Schl. Provinzial⸗Heil⸗ und Pflegeanſtalt 
Nieder Schreiberhau Heilſtätte Moltkefels der Penſionskaſſe 
für die Arbeiter der Preußiſch-Heſſi⸗ 
a ſchen Eiſenbahngemeinſchaft 1 
Plagwitz a. Bober Provinzial⸗Heil⸗ und Pflegeanſtalt 3 
Schmiedeberg (Nieſengeb.) Geneſungsheim 1 
Warmbrunn St. Hedwigs⸗Krankenhaus 1 


Regierungsbezirk Oppeln. 


Beuthen O. Schl., Bielſchowitz, Kat⸗[ 13 Knappſchaftslazarette in den neben⸗ 
towitz, Knurow, Königshütte, Lau-] ſtehend angegebenen Orten ſowie eine 
rahütte, Myslowitz, Orzeſche, Ru-] Augenheilanſtalt und eine Ohrenheil⸗ 
dahammer, Nybnik, Nydultau, Tar⸗[Tanſtalt in Kattowitz 
nowitz, Zabrze 


Beuthen O. Schl. Königliches Hygieniſches Inſtitut 
= Städtiſches Krankenhaus 
= Krüppelheim zum hl. Geiſt 
Gleiwitz (Städtiſches Krankenhaus 
Kattowitz Städtiſches Krankenhaus 
Königshütte O. Schl. Städtiſches Krankenhaus 
Kreuzburg O. Schl. Provinzial⸗Heil⸗ und Pflegeanſtalt 
Loslau Volksheilſtätte für Lungenkranke 


Lublinitz N Provinzial⸗Heil⸗ und Pflegeanſtalt 


Qi 
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Name der Anſtalt. 


. Zahl der anzunehmenden Praktikanten. 

Oppeln Provinzial-Hebammenlehranſtalt und 
Frauenklinik 1 
2 St. Adalbert⸗Hoſpital 1 
Ratibor Städtiſches Krankenhaus 1 
Robnif Provinzial⸗Heil⸗ und Pflegeanſtalt 2 
Slawentzitz Fürſt Auguſt⸗Krankenhaus 1 
Toſt O. Schl. Provinzial⸗Heil⸗ und Pflegeanſtalt 2 
Zabrze O. Schl. Auguſte Victoria⸗Krankenhaus 1 

Regierungsbezirk Magdeburg. 

Aſchersleben Städtiſches Krankenhaus 1 
Halberſtadt Salvator⸗Krankenhaus 2 
Magdeburg 5 Städtiſches Krankenhaus Altſtadt 8 
” a) Städtiſches Krankenhaus Sudenburg 7 

b) Pathologiſch-⸗anatomiſche Abteilung 
dieſes Krankenhauſes 1 
— Kahlenberg⸗Stiftung 1 
= Landes-Frauenklinif 1 
Quedlinburg Städtiſches Krankenhaus 1 
Salzwedel Kreiskrankenhaus 1 
Uchtſpringe Landes⸗Heilanſtalt 2 
Wernigerode Kreiskrankenhaus 1 

Regierungsbezirk Merſeburg. 

Altſcherbitz Landes⸗Heilanſtalt 2 
Carlsfeld b. Brehna Aſyl Carlsfeld 1 
Halle a. S. Bergmannstroſt 6 
5 St. Eliſabeth-Krankenhaus 2 
= Evang. Diakoniſſenhaus 3 
= Privat⸗Krankenanſtalt Weidenplan 1 

2 Privatklinik für orthopädiſche Chirur⸗ 

gie und Krüppel-Heil- und Bildungs⸗ 

anſtalt für den Regierungsbezirk Mer⸗ 
ſeburg 1 
Hohenmölſen Knappſchaftskrankenhaus 1 
Merfeburg Städtiſches Krankenhaus 1 
Naundorf Knappſchafts⸗Krankenhaus Lauchhammer 1 
Nietleben b. Halle a. S. Landes⸗-Heilanſtalt 2 

Schkeuditz Unfall-⸗Nervenheilanſtalt „Bergmanns⸗ 
wohl“ 1 
Weißenfels Städtiſches Krankenhaus 1 
Zeitz N Städtiſches Krankenhaus 2 

Regierungsbezirk Erfurt. 

Bleicherode Wilhelm und Auguſte Viktoria-Kran⸗ 
kenhaus 5 1 
Erfurt Städtiſches Krankenhaus 3 


Katholiſches Krankenhaus 1 
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Name der Anſtalt. 


Ort 
Zahl der anzunehmenden Praktikanten. 
Mühlhauſen (Thür.) Städtiſches Krankenhaus 1 
Nordhauſen Städtiſches Krankenhaus 1 
Pfafferode b. Mühlhauſen S hür.)] Landes⸗Heilanſtalt 2 


Regierungsbezirk Schleswig. 


Altona a) Städtiſches Krankenhaus 10 
b) Pathologiſch⸗aanatomiſche Abteilung 
dieſes Krankenhauſes 1 
a) Altonaer Kinderhoſpital 1 
2 Krankenhaus und Kinderhoſpital der 
i Diakoniſſenanſtalt 1 
Flensburg Diakoniſſenanſtallt 2 
= St. Franziskus⸗Krankenhaus 1 
Kiel a) Städtiſche Krankenanſtalt 1 


b) Pathologiſch-⸗anatomiſche Abteilung 


g dieſer Krankenanſtalt 1 
= l Anſchar⸗Krankenhaus 2 
P Chirurgiſche Privatheilanſtalt des Dr. 
Neuber 1 
Neumünſter a ſches Krankenhaus 1 
Neuſtadt i. Holſt. Provinzial⸗Heil⸗ und Pflegeanſtalt 2 
Rendsburg Städtiſches Krankenhaus 1 
Schleswig Provinzial-Heil⸗ und Pflegeanſtalt 2 
Wandsbek Städtiſches Krankenhaus 1 
Regierungsbezirk Hannover. 

Hannover a) Städtiſches Krankenhaus I 5 

b) Pathologiſches und bakteriologiſches 
Inſtitut dieſes Krankenhauſes 1 
2; Henriettenſtift 1 
1 , Clementinenhaus 1 
= Kinderheilanſtalt 1 
8 Provinzial⸗Hebammenlehranſtalt 1 
Hannover-Linden Krankenhaus II der Stadt Hannover 2 
4 Stadtkrankenhaus Siloah 1 

Marienwerder Gutsbez. Lungenheilſtätte Heidehaus bei Hanno⸗ 
ver 1 

Regierungsbezirk Hildesheim. 

Goslar Vereinskrankenhaus 1 
Hildesheim Städtiſches Krankenhaus 3 
= St. Bernwards⸗-Krankenhaus 1 
= Provinzial⸗Heil⸗ und Pflegeanſtalt 2 
St. Andreasberg Heilſtätte Glückauf 1 
= Heilſtätte Oderberg-Gebhardsheim 1 
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Name der Anſtalt. 


= Zahl der anzunehmenden Praktikanten. 
Regierungsbezirk Lüneburg. 
Celle Provinzial-Hebammenlehranſtalt 
Harburg Städtiſches Krankenhaus 
Ilten Privat⸗Heil⸗ und Pflegeanſtalt für Ge— 
mütskranke 
Lüneburg Städtiſches Krankenhaus 


= Provinzial-Heil- und Pflegeanſtalt 


Regierungsbezirk Stade. 


Hammersbeck bei Blumenthal (Hann.) Kreiskrankenhaus 


Geeſtemünde Städtiſches Krankenhaus 
Regierungsbezirk Osnabrück. 
Osnabrück Städtiſches Krankenhaus 
= Marien-Hojpital 
= Provinzial⸗Heil⸗ und Pflegeanſtalt 
= ea 
Regierungsbezirk Münſter. 
Buer (Weſtf.) St. Marien-Hofpital 
Hövel St. Jo ſephs⸗Krankenhaus 
Lengerich Provinzial-Heilanſtalt 
Münſter (Weſtf.) Clemens⸗Hoſpital, Städtiſches Kranken— 
haus 
= St. Franziskus-Hoſpital 
= Evangeliſches Krankenhaus Johannis⸗ 
ſtift 
= Orthopädiſche Heilanſtalt „Hüffer-Stif⸗ 
tung“ 
= Provinzial-Heilanſtalt 
Recklinghauſen Proſper-Hoſpital 
5 = Knappſchaftskrankenhaus II 
Necklinghauſen⸗Süd Eliſabethſtift 
Regierungsbezirk Minden. 
Bielefeld 8 Städtiſches Krankenhaus 
= St. Franziskus⸗Hoſpital 
Gadderbaum von Bodelſchwingh'ſche Anſtalten - 
Gütersloh Provinzial-Heilanſtalt 
Lippſpringe Lungenheilſtätte I und II, Auguſte 
N Viktoria⸗Stift 
Minden (Weſtf.) Städtiſches Krankenhaus 
Oehynhauſen ö Johanniter-Hoſpital 
Paderborn Landeshoſpital 
8 St. Vincenz⸗Krankenhaus 


4 Provinzial-Hebammenlehranſtalt 


* 
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Aplerbeck 
Ambrock 
Beringhauſen 
Bochum 

Ca ſtrop 
Dortmund 


* 


* 


Eickelborn 
Gelſenkirchen 


u un 


Hagen 


= 


Hamm 
Haspe 


Hellerſen 
Herne 


2 


Hörde 


= 
= 


Langendreer 
Lüdenſcheid 
Niedermarsberg 
Siegen 
Warſtein 
Witten 


= 


Caſſel 


E 
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Name der Anſtalt. 


Zahl der anzunehmenden Praktikanten. 


Regierungsbezirk Arnsberg. 


Provinzial⸗Heilanſtalt 

Wärkiſche Volksheilſtätte 

Auguſte Viktoria⸗Knappſchafts⸗Heilſtätte 
Auguſta⸗Krankenanſtalt 
Eliſabeth⸗Hoſpital 

Bergmannsheil in Wiemelhauſen 

St. Joſefs⸗Hoſpital 
Provinzial⸗Hebammenlehranſtalt. 

Kath. St. Nochus⸗Hoſpital 

a) Luiſenhoſpital — Städtiſches Kran⸗ 

kenhaus 
b) Pathologiſch⸗ anatomische 
dieſes Hoſpitals 

Krankenhaus der Barmherzigen Brü⸗ 
der 

St. Johannishoſpital 

Städtiſches Wöchnerinnenheim Duden 
ſtift 

Provinzial⸗Heil⸗ und Pflegeanſtalt 
Katholiſches Krankenhaus „Marienho⸗ 
ſpital“ 

Evangeliſches Krankenhaus 

Knappſchafts⸗Krankenhaus I 

Inſtitut für Hygiene und Bakteriolo— 
gie 

Städtiſches Krankenhaus 

St. Joſephs⸗-Hoſpital 

St. MWarien⸗Hoſpital 

Städtiſches Krankenhaus 

Katholiſches Krankenhaus zum heiligen, 
Geiſt ̃ ö 

Volksheilſtätte Hellerſen b / Lüdenſcheid 

St. Marten-Hofpital 

Evangeliſches Krankenhaus 

Evangeliſches Krankenhaus Bethanien 

St. Joſephs⸗Hoſpital 

Gemeindekrankenhaus 

Städtiſches Krankenhaus 

Provinzial-Heilanſtalt 

Städtiſches Krankenhaus 

Provinzial⸗Heilanſtalt 

Evangeliſches Diakoniſſenhaus der Graf⸗ 
ſchaft Mark 

MWarienhoſpital 


Abteilung 


Regierungsbezirk Caſſel. 


Landkrankenhaus 
Heſſiſches Diakoniſſenhaus 
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Name der Anstalt. 


N Zahl der anzunehmenden Praktikanten. 
Caſſel Krankenhaus vom Noten Kreuz 1 
8 Warienkrankenhaus 1 
Fulda N Landkrankenhaus 3 
Haina Landeshoſpital 2 
Hanau Landkrankenhaus 2 
= St. Vincenz-Kranfenhaus 1 
Hersfeld Landkrankenhaus 1 
Marburg Landesheilanſtalt 2 
Melfungen Heilſtätte Stadtwald 1 
Merrhaufen Landeshoſpital 2 
Oberkaufungen Heilſtätte 1 
Regierungsbezirk Wiesbaden. 
Eichberg Landes⸗Heil⸗ und Pflegeanſtalt 2 
Frankfurt a. M.“) Hoſpital zum heiligen Geiſt 6 
8 Bürgerhoſpital 2 
= Warienkrankenhaus 5 
m Krankenhaus der iſraelitiſchen Gemeinde 3 
= Königliches Inſtitut für experimentelle 
Therapie 1 
= Privatkrankenanſtalt für Zuckerkranke 
ö und diätetiſche Heilbehandlung von 
Sanitätsrat Dr. Lampé 1 
Herborn N Landes⸗Heil⸗ und Pflegeanſtalt 1 
Höchſt a. M. Städtiſches Krankenhaus 2 
Bad Homburg v. d. H. Allgemeines Krankenhaus 1 
Ruppertshain im Taunus Lungenheilſtätte 1 
Weilmünſter Landes⸗Heil⸗ und Pflegeanſtalt 1 
Wiesbaden N a) Städtiſches Krankenhaus 7 
b) Pathologiſche Abteilung dieſes Kran⸗ 
kenhauſes 1 
” St. Joſephs⸗Hoſpital 1 
x Diakoniſſenhaus Paulinenſtift 1 
= Augenheilanſtalt für Arme 1 
Regierungsbezirk Coblenz. 
Ahrweiler Dr. von Ehrenwallſche Kuranſtalt für 
Nerven- und Gemütskranke 1 
Andernach Provinzial⸗Heil⸗ und Pflegeanſtalt 2 
= Departemental =» Frrenpflegeanftalf St. 
Thomas 1 
Bendorf a Dr. Erlenmeyerſche Anſtalt für Ge⸗ 
müts⸗ und Nervenkranke 1 
Coblenz Krankenhaus der Barmherzigen Brü— 
der 1 
. ; Städtiſches Hoſpital 2. 


) Die zur Univerfität Frankfurt a. M. gehörenden ſtädtiſchen Krankenanſtalte 
und mediziniſch⸗wiſſenſchaftlichen Inſtitute ſind Univerſitäts⸗Kliniken und⸗Inſtitute im 
Sinne der §s 59 und 61 Abſ. 2 der Prüfungsordnung für Aerzte. 


Ort. 


Kreuznach 


* 


Waldbreitbach 


Waldhof⸗Elgershauſen 


Barmen 
Bedburg-Hau 
Crefeld 

Duisburg 
Duisburg⸗Hochfeld 
DuisburgsLaar 
Duisburg⸗Meiderich 
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Name der Anſtalt. 


Zahl der anzunehmenden Praktikanten. 
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Zentralkrankenhaus des II. Rheiniſchen 


Diakoniſſen⸗Mutterhauſes 1 
Krankenhaus St. Marien⸗Wörth 1 
Volksheilſtätte für weibliche Lungen- 

kranke 1 
Lungenheilſtätte des Sanitätsrats Dr. 

Liebe 1 


Regierungsbezirk Düſſeldorf. 


Städtiſches Krankenhaus 

St. Petrus-Krankenhaus 
Provinzial⸗Heil⸗ und Pflegeanſtalt 
Allgem. ſtädtiſches Krankenhaus 
St. Joſephs⸗Krankenhaus 
Diakonenkrankenhaus, evangeliſch 
St. Vincenz-Krankenhaus 
Krankenhaus Bethesda 

St. Joſephs-Hoſpital 

St. Eliſabeth⸗Hoſpital 
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Die zur Akademie für praktiſche Medizin in Düffeldorf vereinigten Kranken- 


anſtalten und Inſtitute: 
Düſſeldorf 


nun un 


Düſſeldorf⸗Grafenberg 
Düſſeldorf⸗Heerdt 
Düſſeldorf⸗-Rath 
Elberfeld 


Qu 


un n un 


| 


| 


Allgemeine ſtädtiſche Krankenanſtalten: 

Chirurgiſche Kiinif mit äußerer Infek— 
tionsabteilung 

Mediziniſche Klinik 

Klinik für Haut⸗ und Geſchlechtskrank— 
heiten 

Klinik für Augenkrankheiten 

Klinik für Hals-, Naſen⸗ und Ohren⸗ 
krankheiten 

Geburtshilfliche und Frauenklinik 

Klinik für Kinderkrankheiten mit in— 
neren Infektionsabteilungen 


Inſtitut für allgemeine Pathologie, 
pathologiſche Anatomie und Bakte— 
riologie 

VBiochemiſches Inſtitut insgeſamt 20 

Marienhoſpital 4 

Evangeliſches Krankenhaus 3 


Maria Thereſia⸗Hoſpital (Karmeliteſſen⸗ 
kloſter) 

Provinzial⸗Heil⸗ und Pflegeanſtalt 

Krankenhaus der Dominikanerinnen 

Auguſta-Krankenhaus 

Städtiſches Krankenhaus 

St. Jo ſephs⸗Hoſpital, katholiſch 

Hoſpilal vom Roten Kreuz 

Bethesda-Krankenhaus, evangeliſch 

Provinzial⸗Hebammenlehranſtalt 


— = = 
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Eſſen (Ruhr) 


Galkhauſen 
Hamborn 


Hehn 


Holſterhauſen 

Homberg (Rhein) 
Johannistal bei Süchteln 
Kaiſerswerth 

Leichlingen 

Mörs 

Mülheim (Ruhr) 


München⸗Gladbach 


Neuß 
Oberhauſen 


Ohligs 
RNemſcheid 
Rheydt 
Ronsdorf 


Solingen 
Vierſen 


u a n m 


Name der Anſtalt. 
Zahl der anzunehmenden Praktikanten. 


Städtiſche Krankenanſtalten ö 
Evangeliſches Krankenhaus, Huyſſen⸗ 


Stiftung - 


Fried. Kruppſches Krankenhaus 
Kathl. Eliſabeth-Krankenhaus der Barm⸗ 


herzigen Schweſtern 


Provinzial⸗Heil⸗ und Pflegeanſtalt 
St. Johannes⸗Hoſpital 
[geilſtätte der Stadt München⸗Gladbach 


„Louiſe⸗-Gueury⸗Stiftung“ . 


Heilſtätte 

St. Johannis ⸗Stift 

Provinzial⸗Heil⸗ und Pflegeanſtalt 
Diakoniſſenkrankenhaus, evangeliſch, 
Heilſtätte Noderbirfen 

Krankenhaus Bethanien 

Evangeliſches Krankenhaus 

St. Warien⸗Hoſpital 

Städtiſche Augenheilanſtalt (Leonhard⸗ 


Stinnes⸗Stiftung) 
Katholiſches Krankenhaus mit Lungen— 
heilſtätte Franziskushaus Windberg 


Städtiſches Krankenhaus 

Evangeliſches Krankenhaus 

St. Jo ſephs⸗Hoſpital 

Städtiſches Krankenhaus (Wilhelm-Au= 


guſta⸗Stiftung) 


Städtiſche Krankenanſtalten (Kaiſer 


Wi helm⸗Auguſte Victoria⸗Stiftung) 


Städtiſches Krankenhaus 
[Lungenheilſtätte 
Städtiſches Krankenhaus 
Allgemeines Krankenhaus 


Regierungsbezirk Cöln. 


St. Joſeph⸗Hoſpital 

Friedrich Wilhelm-Gtiftung 

St. Johannis⸗Hoſpital 

Krankenhaus der Barmherzigen Brü— 


der, Bonnertalweg 


St. Marien⸗Hoſpital am Venusberg 
Herz Jeſu-Hoſpital 

Provinzial⸗Heil⸗ und Pflegeanſtalt 
Dr. Hertz'ſche Privat-Heil⸗ und Pflege- 


anſtalt 
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Die zur Akademie für praktiſche Medizin in Cöln vereinigten Krankenanſtalten 


und Inſtitute: 
Cöln 


Bürgerhoſpital 
Auguſtahoſpital 
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Rx 


L 


"a 


Pützchen 


Ort. 


Rosbach a. d. Sieg 


Dillingen 


Werzig 
Neunkirchen 
Quierſchied 
Saarbrücken 


Name der Anſtalt. 


Zahl der anzunehmenden Praktikanten. 


Pathologiſch⸗anatomiſche Abteilung des 
Auguſtahoſpitals 

Krankenanſtalt Lindenburg 

Frhr. A. v. Oppenheimſches Kinder 
hoſpital 

Augenheilanſtalt 

Provinzial⸗Hebammen⸗Lehranſtalt 

Städtiſches bakteriologiſches Laboratori⸗ 
um bei dem Auguſtahoſpital 

Phyſiologiſches Inſtitut der Stadt Cöln 

insgeſamt 

St. Warien⸗Hoſpital 

St. Vincenz⸗Haus 

Evangeliſches Krankenhaus in Cöln— 
Lindenthal 

St. Antonius⸗Krankenhaus in Cöln⸗ 
Bayenthal 

Hoſpital in Cöln⸗Deutz 

St. Franziskus⸗Hoſpital in Cöln⸗Ehren⸗ 
feld 

Iſraelitiſches Aſyl (Krankenabteilung) 
in Cöln⸗Ehrenfeld 

St. Jo ſeph⸗Hoſpital in Cöln-Kalk 

Evangeliſches Krankenhaus in Cöln- 
Kalk 

Alexianer⸗Krankenhaus in Cöln⸗Linden⸗ 
thal 

St. Vincenz⸗Hoſpital in Cöln-Nippes 

| Städtifchesi Krankenhaus in Cöln⸗Mül⸗ 
heim / Rh. 

Dreikönigenhoſpital in Cöln-Mülheim a. 


Heilanſtalt für Nerven- und Gemüts⸗ 
kranke 

Stadtcölgiſche Auguſte Victoria-Stif⸗ 
tung (Volksheilſtätte) 


Regierungsbezirk Trier. 


Knappſchaftslazarett der Dillinger Hüt⸗ 
tenwerke 

Provinzial⸗Heil⸗ und Pflegeanſtalt 

Knappſchaftslazarett 

Knappſchaftskrankenhaus 

Neues Krankenhaus der Hoſpitalſtif⸗ 
tung 

Krankenhaus des Knappſchaftsvereins 
der Burbacher Hütte 

Königl. Inſtitut für Hygiene und In⸗ 
fektionskrankheiten 


O O 
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Name der Anſtalt. 


d O 


en Zahl der anzunehmenden Praktikanten. 
Saarbrücken Dr. Schoenemann's Privat⸗Augenheil⸗ 
N anſtalt 1 
Sonnenberg [Lungenheilſtätte 1 
Sulzbach Knappſchaftslazarett 1 
Trier Krankenhaus der Vereinigten Hofpitien 1 
= Krankenhaus der Barmherzigen Brü- 
der 
Wölklingen f Knappſchaftskrankenhaus 2 
P Krankenhaus der Klankenkaſſe der Nöch- 
ling'ſchen Eiſen⸗ und Stahlwerke 1 
Regierungsbezirk Aachen. N 
Aachen Mariahilf⸗Hoſpital 3 
= a) Eliſabeth⸗Krankenhaus 2 
b) PBathologifch =» anatomifhe Abteilung 
dieſes Krankenhauſes 
= Luiſenhoſpital 
= Forſter Krankenhaus 
Aachen⸗Burtſcheid i Warienhoſpital 
Bardenberg Knappſchaftslazarett 
Düren Provinzial⸗Heil⸗ und Pflegeanſtalt 
= Städtiſches Krankenhaus 
Regierungsbezirk Sigmaringen. 
Sigmaringen [Fürſt Karl⸗Landesſpital 1 
II. Königreich Bayern. 
Achdorf Diſtriktskrankenhaus 1 
Amberg ln Warienſpital 1 
Ansbach Kreis⸗Irrenanſtalt Ansbach 2—3 
= Städtiſches Krankenhaus 1 
Aſchaffenburg Städtiſches Krankenhaus 2 
Ausburg Städtiſches Krankenhaus 5 
= Dr. Mayrs Augenheilanſtalt 1 
Bamberg Allgemeines Krankenhaus 4—5 
= Heil- und Pflegeanſtalt St. Getreu 1 
Bayreuth ö Städtiſches Krankenhaus 2 
2 Dr. Würzburger's Kuranſtalten: 
1. Sanatorium „Herzoghöhe“ für Ge— 
mütskranke 
2. Kurhaus „WMainſchloß“ für Ner⸗ 
venkranke und Erholungsbedürftige 
"  insgefamt 1 
= Oberfr. Heil- und Pflegeanſtalt 1 
Biſchofsgrün Lungenheilſtätte Biſchofsgrün 1 
Deggendorf Heil⸗ und Pflegeanſtalt für Nieder- 


bayern 2 
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Ebenhauſen 
Eglfing (bei München) 
Engelthal 


Erlangen 


= 


Frankenthal 


Freiſing N 
Fürth (Fürther Stadtwald) 
Gaberſee 


Georgensgmünd 


Haar 


Hausham 


Hausſtein, Gemeinde Nadling, B.⸗A. 


Deggendorf 
Hof 
Homburg (Pfalz) 
Immenſtadt 
Ingolſtadt 
Kaiſerslautern 
Kaufbeuren 
Kempten 
Kitzingen 
Klingenmünſter 
Krailling 
Kulmbach 
Landsberg 
Landshut 
Lohr 
Ludwigshafen a. Rh. 
München 


—— — ͤ——— ' ᷑ —ä—— ́æ⁵UUBABW ĩͤ——vß—ů 


Name der Anſtalt. 


Zahl der anzunehmenden Praktikanten. 


Sanatorium und Kurheim Ebenhau⸗ 


ſen i 1 
Oberbayeriſche Heil- und Pflegeanſtalt 

Eglfing bei München 2 
Heilſtätte bei Engelthal für männliche 

Lungenkranke 1 


K. bakteriologiſche Unterſuchungsanſtalt 1 
J. Kreis-Irrenanſtalt von Mittelfran⸗ 
ken 2 
Sankt⸗Eliſabethen⸗Hoſpital 2 
Kreis-Rranfen- und Pflegeanſtalt 3—4 
Städtiſches Krankenhaus 1 
Heilftätte Fürth i 
Oberbayeriſche Heil- und Pflegeanſtalt 
Gaberſee 
Sanatorium für chirurgiſche und Lun⸗ 
gentuberkuloſe in einem Haushalt 
betrieben mit dem Gemeindekranken⸗ 
hauſe Georgensgmünd 1 
Oberbayeriſche Heil- und Pflegeanſtalt 
Haar 2 
Knappſchaftskrankenhaus Hausham 1 
Sanatorium auf dem Hausſtein 1 


Städtiſches Krankenhaus 

Heil⸗ und Pflegeanſtalt 

Diſtriktskrankenhaus Immenſtadt 

Städtiſches Krankenhaus 

Diſtriktskrankenhaus 

Heil⸗ und Pflegeanſtalt 

Diſtriktsſpital 

Städtiſches Krankenhaus 

Heil- und Pflegeanſtalt 4— 

Volksheilſtätte bei Planegg 

Städtiſches Krankenhaus 

Städtiſches und Diſtriktskrankenhaus 

Städtiſches Krankenhaus Landshut 

Luitpoldheim 

Heil- und Pflegeanſtalt Lohr a. M. 

Städtiſches Krankenhaus N 

K. Bakteriologiſche Unterſuchungsanſtalt 

K. Hebammenſchule 

Städtiſches allgemeines Krankenhaus, 
München l. J. 32 

Städtiſches allgemeines Krankenhaus, 
München r. J. 10 

Pathologiſches Inſtitut des Städtiſchen 
Krankenhauſes München r. F. 2 
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Ort. 


München 


München 
München 


(Nymphenburg) 
(Harlachingerſtr. 12) 


München 


München 
München 
München 
München 


(Fürſtenriederſtr.) 
(Herzog Wilhelmſtr. 19) 
(Romanſtr. 11) 
(Winthirſtr. 24) 


München 
München 


(Hubertusſtr. 30) 
(Mandelſtr. 2) 


Neuburg a. D. 


Neuſtadt a. H. 
Nürnberg 


* 


* 


Paſing 


Paſſau 

Pirmaſens 
Regensburg 
Rojenheim 
Rothenburg o. T. 
Schweinfurt 
Speyer 


z 


Stadtamhof 
Straubing 


Tegernſee 


—— 


Name der Anſtalt. 


Zahl der anzunehmenden Praktikanten. 


Städtiſches 
Schwabing 

a) Chirurgiſche Abteilung 

b) I. mediziniſche Abteilung 

c) II. mediziniſche Abteilung 

d) Abteilung für Haut⸗ und Geſchlechts⸗ 
kranke 

e) Kinderabteilung 

1) Proſektur 

Krankenanſtalt des III. Ordens 

K. orthopädiſche Klinik bei der Lanz 
desanſtalt für krüppelhafte Kinder in 
München 

Krankenpflegerinnen- und Heilanſtalt 
des Bayeriſchen Frauenvereins vom 
Roten Kreuz 

Säuglingsheim München. 

Nervenheilanſtalt Neufriedenheim 

Schlöſſerſche Augenheilanſtalt 

Kuranſtalt Neuwittelsbach 

Maria Ludwig Ferdinand-Anftalt 

insgeſamt 

Chirurgiſche Heilanſtalt von Dr. Krecke 

Carolinum, Privatklinik von Dr. Hel- 
drich 

Krankenhaus der Barmherzigen 
der 

Krankenanſtalt der 


Krankenhaus, München- 


Brü⸗ 


Eliſabethinerinnen 
insgeſamt 
Städtiſches Krankenhaus Hetzelſtift 
Städtiſches Krankenhaus 
Pathologiſches Inſtitut des allgemeinen 
Städtiſchen Krankenhauſes ö 
Cnopf'ſches Kinderſpital, E. V. 
Maximilians⸗Augenheilanſtalt 
Diſtriktskrankenhaus für den 
München l. J. 
Städtiſches Krankenhaus 
Städtiſches Krankenhaus 
Katholiſches Krankenhaus 
Städtiſches Krankenhaus 
Städtiſches Spital 
Städtiſches Krankenhaus 
Bürgerhoſpital 
Krankenhaus der Diakoniſſenanſtalt 
Diſtriktskrankenhaus Stadtamhof 
Krankenhaus der barmherzigen Brü— 
der und Eliſabethinerinnen 
Diſtriktskrankenhaus 


Diſtrikt 


0 


Fre 


— 


— ——— — — 0 0 — — 
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Weiden i. O. 
Weilheim 
Werneck 
Würzburg 


* 


1916. 16. Oktober. 
Name der Anſtalt. 
Zahl der anzunehmenden Praktikanten. 
Städtiſches Krankenhaus 1 
Städtiſches Krankenhaus 1 
Kreis⸗Irrenanſtalt 2 
Juliusſpital, Mediziniſche Abteilung 8—9-, 
Juliusſpital, Abteilung für Haut⸗ und 
Geſchlechtskrankheiten 3 
Juliusſpital, Chirurgiſche Abteilung 15 
Juliusſpital, Mediziniſche Kinderabtei⸗ 
lung und Univerſitäts⸗Poliklinik für 
Kinderkrankheiten 1 
K. Bakteriologiſche Unterſuchungsanſtalt 1 
Unterfränkiſches Krüppelheim 1 
III. Königreich Sachſen. 


Arnsdorf 
Albertsberg 
Aue 
Bautzen 


Carolagrün 


Chemnitz 


= 


* 


R * 


Döſen 
Dohna 
Dresden 


N 


x un 


= 


Dresden⸗Trachenberge 
Dresden 


Landes⸗Heil⸗ und Pflegeanſtalt Arns⸗ 


dorf 4 
Volksheilſtätte für Lungenkranke (Män⸗ 

ner) 1 
Heilanſtalt Aue 1 
Stadtkrankenhaus 2 
Volksheilſtätte für Lungenkranke 

(Frauen) 1 
Stadtkrankenhaus bis zu 8 
Städtiſche Nervenheilanſtalt 2 
Pathologiſch⸗hygieniſches Inſtitut 6 


Landes⸗Erziehungsanſtalt für Blinde 
und ſchwachſinnige Kinder 1 
Landes⸗Heil⸗ und Pflegeanſtalt Döſen 2 
Johanniter-Krankenhaus 1 
Kgl. Frauenklinik und Hebammen⸗Lehr⸗ 


anſtalt 6 
Stadtkrankenhaus Friedrichſtadt 15 
Pathologiſch⸗anatomiſche Abteilung des 

Stadtkrankenhauſes Friedrichſtadt BEA 
Stadtkrankenhaus Johannſtadt 10 
Pathologiſch⸗anatomiſche Abteilung des 

Stadtkrankenhauſes Johannſtadt 2 
Städtiſche Heil⸗ und Pflegeanſtalt (Ir⸗ 

renabteilung) 2 
Carolahaus 3 
Krankenhaus der evangeliſch⸗lutheriſchen 
Diakoniſſenanſtalt 1 
Kinderheilanſtalt 3 
Maria Anna⸗Kinderhoſpital 1 
Zentralſtelle für öffentliche Geſundheits⸗ 

pflege 2 
Städtiſches Säuglingsheim 1—2 
Sanitätsrat Dr. Schanz orthopädiſche 

Heilanſtalt a 1 


Bad Eliter 
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Name der Anſtalt. 


Sahl der anzunehmenden Praktikanten. 


Sanatorium des Sanitätsrats Dr. Köh⸗ 


ler 1 
Freiberg Krankenhaus 1 
Gottleuba Heilſtätte bei Gottleuba 2 
Großſchweidnitz Landes-Heil⸗ und Pflegeanſtalt für 
Geiſteskranke 2 
Hochweitzſchen Landes-Heil⸗ und Pflegeanſtalt für 
Epileptiſche zu Hochweitzſchen 2 
Heilſtätte Hohwald Heilſtätte Hohwald 2 
Leipzig Pfleghaus der Stadt Leipzig 1—2 
= Diakoniſſenhaus und Poliklinik 3 
= Kinderkrankenhaus und Poliklinik 1—6 
= Städtiſches Krankenhaus St. Georg 8 
Leipzig⸗Thonberg Irren-Heil⸗ und Pflegeanſtalt 1 
Meißen Stadtkrankenhaus 1 
= Ländliches Bezirkskrankenhaus 2 
Neu Coswig Lindenhof, Privatirrenanſtalt 1 
Plauen Stadtkrankenhaus 5 
Rabenitein Bezirkskrankenhaus der Amtshaupt⸗ 

a mannſchaft Chemnitz 1 
Bad Reiboldsgrün Lungenheilanſtalt 1—2 
Rieſa Stadtkrankenhaus 1 
Sonnenſtein Landes- Heil- und Pflegeanſtalt für 

Geiſteskranke 5 2 
Unterhöltzſch Landes -Hei- und Pflegeanſtalt für 
Geiſteskranke zu Untergöltzſch 2 
Wurzen Stadtkrankenhaus 1 
Zittau Stadtkrankenhaus 1—2 
Zwickau Kgl. Krankenſtift Zwickau 5 
* Pathologiſch-bakteriologiſches Inſtitut des 
Kgl. Krankenſtifts 1 
Stadtkrankenhaus 1— 2 
= Dr, Gaugele's Anſtalt für Orthopädie, 
Heilgymnaſtik und Maſſage 1 
Zwickau⸗ Marienthal Krüppelheim 1 
IV. Königreich Württemberg. 
Biberach Bezirkskrankenhaus 1 
Böblingen Bezirkskrankenhaus 1 
Boljternang (Gemeinde GroßholzleuteLungenheilſtätte Ueberruh 2 
im Allgäu) 
Eßlingen Neues Krankenhaus 1 
Freudenſtadt Bezirkskrankenhaus Freudenſtadt 1 
Gmünd Städtiſches Hofpital zum hl. Geiſt 1 
Göppingen Bezirfsfranfenhaus Göppingen 2 
= Heil⸗ und Pflegeanſtalt Chriſtofsbad | 
Hall Diakoniſſenanſtalt mit Johanniter-Kin⸗ 


derkrankenhaus und Pflegeanſtalt für 
weibliche erwachſene Schwachſinnige 2 
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Name der Anſtalt. 


an Zahl der anzunehmenden Praktikanten. 
Heidenheim Bezirkskrankenhaus 1 
Heilbronn ; Städtiſches Krankenhaus 2 
Kennenburg (Gemeinde Eßlingen) Heilanſtalt 1: 
Ludwigsburg Bezirkskrankenhaus 2 
Pfullingen Geheimer Hofrat Dr. Flamm'ſche Pri⸗ 
vat⸗Heil⸗ und Pflegeanſtalt für 
pſychiſch Kranke 2 
Plochingen a. Neckar Johanniterkrankenhaus Plochingen 1 
Ravensburg i Eliſabethen-Krankenhaus 1 
Reichenberg N Heilſtätte für männliche Lungenkranke 
Wilhelmsheim ö 2 
Reutlingen Bezirkskrankenhaus 5 1 
Riedlingen Bezirkskrankenhaus 4 
Nottenmünſter Heil- und Pflegeanſtalt, Privat-Irren— 
anſtalt Rottenmünſter 1 
Sch'oß Hornegg (Gemeinde Gundels- Sanatorium Schloß Hornegg 1 
heim) 
Schömberg Sanatorium Schömberg, G. m. b. H. 1 
Schömberg, Eiſenbahnſtation Calm-Volksheilſtätte Charlottenhöhe 1 
bach 5 * 
Schömberg Neue Heilanſtalt für Lungenkranke, G. 
m. b. H. 1 
Schuſſenried Königliche Heilanſtalt Schuſſenried 2 
Stetten i. N. Heil- und Pflegeanſtalt für Schwachſin⸗ 
nige und Epileptiſche 1 
Stuttgart — 2 f Katharinenhoſpital 9 
= Bürgerhoſpital Stuttgart 2 
= Warienhoſpital 3 
= Karl Olga⸗Krankenhaus 2 
= Ludwigsſpital „Charlottenhelfe“ 2 
= Olgaheilanſtalt (für Kinder, Lehrlinge 
und jugendliche Arbeiter) 2 
= u Augenheilanſtalt für Unbemittelte reſp. 
Privatuugenbeilanitalt des Hofrat j 
Dr. Diſtler 1 
= Privataugenheilanſtalt „Charlottenverein 
für arme Augenkranke 1 
= Charlottenheilanſtalt für Augenkranke 1 
= Königliche Landeshebammenſchule 1 
= Hygieniſches Laboratorium des Medizi⸗ 
nalkollegiums 5 1 
= Stuttgarter Säuglingsheim (Säuglings— 
N heilſtätte) Eingetragener Verein 1 
8 ö KKrankenanſtalten der Evangeliſchen Di— 
akoniſſenanſtalt 3 
Stuttgart⸗Cannſtatt N Städtiſches Krankenhaus Stuttgart⸗ 
Cannſtatt (bisher Bezirkskrankenhaus 
Cannſtatt) 1 


Tuttlingen GER: Bezirkskrankenhaus 1 
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Name der Anſtalt. 


Zahl der anzunehmenden Praktikanten. 


Ulm Städtiſches Krankenhaus 
Waiblingen Bezirkskrankenhaus 
Weinsberg Mönigliche Heilanſtalt Weinsberg 
Weiſſenau Königliche Heilanſtalt Weiſſenau 
Winnental Königliche Heilanſtalt Winnental 
Zwiefalten [ꝗKönigliche Heilanſtalt Zwiefalten 
V. Großherzogtum Baden. 
Achern Heil- und Pflegeanſtalt Illenau U 
Baden Städtiſches Krankenhaus 1 
St. Blaſien Bezirksſpital N 1 
= Sanatorium Luijenheim 1 
” Erholungsheim Friedrichshaus 1 
= Sanatorium St. Blaſien G. m. b. H. 1 
Emmendingen Heil- und Pflegeanſtalt Emmendingen 4 
= Städtiſches Krankenhaus 1 
Engen Städtiſches Spital Engen 1 
Freiburg Freiburger Diakoniſſenhaus 2 
= Krankenhaus St. Joſef 2 
Heidelberg Orthopädiſch⸗-chirurgiſche Heilanſtalt und 
Krüppel-Heil⸗ und Erziehungsanitalt, 
hiermit verbunden Sanatorium Sol- 
bad Rappenau in Rappenau (Amts⸗ 
bezirk Sinsheim) 3 
Karlsruhe. Neues St. Vinzentiuskrankenhaus 2 
a Ludwig Wilhelm-Krankenheim 2 
= Städtiſches Krankenhaus 6 
= Städtiſches Krankenhaus, Proſektur (pa- 
thologiſch-bakteriologiſches Inſtitut) 1 
= Evangeliſche Diakoniſſenanſtalt 2 
Konſtanz Stadtſpital 3 
= Dr. Büdingen Sanatorium (Konſtan— 
zerhof) 1 
Lahr Bezirkskrankenhaus 1 
Lörrach Spital Lörrach 1 
Mannheim Städtiſche Krankenanſtalten 9 
= Diakoniſſenhaus 1 
Marzell Vereinigte Heilſtätten Friedrichsheim und 
Luiſenheim 4 
Nordrach-Colonie Heilſtätte Nordrach-Colonie 1 
Oberweiler (Amt Müllheim) Friedrich-Hilda-Geneſungsheim 1 
Offenburg Krankenhaus 1. 
Pforzheim Städtiſches Krankenhaus 5 
= Kinderſpital Siloah und Evangeliſches 
Diakoniſſenhaus 
. Heil⸗ und Pflegeanſtalt Pforzheim 2 
Radolfzell Krankenhaus Radolfzell nebſt Pfründ— 
nerhaus 1 
Naſtatt [Bürgerſpital 1 
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Gemeinde Reichenau Heil⸗ und Pflegeanſtalt bei Konſtanz 2 
Schopfheim ö Städtiſches Krankenhaus 1 
Schriesheim Lungenheilſtätte Stammberg 1 
Sinsheim Kreispflegeanſtalt 1—2 
Ueberlingen a. Bodenſee Städtiſches Krankenhaus 1 
Villingen Friedrich-Krankenhaus 1 
Waldshut Städtiſches Krankenhaus 1 
Wiesloch Heil⸗ und Pflegeanſtalt Wiesloch 1 
VI. Großherzogtum Heſſen. 
Alzey Kreiskrankenhaus 
= Großherzogliche Landes-Heil⸗ und Pflege⸗ 
anſtalt 1 
Bingen Heilig⸗Geiſt⸗Hoſpital 1 
Darmſtadt Städtiſches Krankenhaus 2—3 
= Diakoniſſenhaus „Eliſabethenſtift“ 2 
= Ernſt Ludwig⸗Heilanſtalt 1 
Eberſtadt bei Darmſtadt Provinzial⸗Pflegeanſtalt der Provinz 
Starkenburg 1 
Friedberg Bürgerhoſpital 1 
Gießen Landes⸗Heil⸗ und Pflegeanſtalt 2 
Goddelau Großherzogliche Landes-Heil⸗ und Pfle⸗ 
geanſtalt „Philippshoſpital“ 1 
Heppenheim a. d. L. Großherzogliche Landes-Heil- und Pfle⸗ 
geanſtalt 2 
Mainz St. Hildegardis⸗Krankenhaus 1 
= Städtiſches Krankenhaus 6 
= Großherzogliche Hebammen = Lehranſtalt 1 
= St. Vincenz⸗ und Eliſabeth⸗Hoſpital 1—2 
Offenbach a. M. Stadtkrankenhaus 2 
Sandbach i. Odenwald Ernſt Ludivig-Heilftätte (für Lungen- 
kranke) 1 
Winterkaſten Eleonoren-Heilſtätte 1. 
Worms Städtiſches Krankenhaus 4 
VII. Großherzogtum Mecklenburg-Schwerin. 
Güſtrowo Stadtkrankenhaus 1 
Ludwigsluſt Stiftskrankenhaus Bethlehem 2 
Schwerin Stadtkrankenhaus 2 
8 Annahoſpital 1 
= Staatsanſtalt für geiſtesſchwache Kin⸗ 
der „Kinderheim Lewenberg“ 1 
= Staats⸗Irrenanſtalt Sachſenberg 5 
Wismar Stadtkrankenhaus 1 
VIII. Großherzogtum Sachſen⸗Weimar. 
Blankenhain Landes⸗Irren-Heil⸗ und Pflegeanſtalt 


Ort. 
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Name der Anſtalt. 


Zahl der anzunehmenden Praktikanten 


Karl Friedrich-Hoſpital 


2 
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Emskopf bei Berka a. 


Weimar 


Neuſtrelitz 
Strelitz (Alt.) 


Nordenham 
Oldenburg 
Wehnen 
Wildeshauſen 


Braunſchweig 


= 


= 


Helmſtedt, 


Königslutter 
Wolfenbüttel 


Hildburghauſen 


Meiningen 
Pößneck 
Römhild 
Sonneberg 


Altenburg 
Roda 


Coburg 
Gotha 


Bernburg 


Name der Anſtalt. 
Zahl der anzunehmenden Praktikanten. 


J Jeopbienbelfatte auf dem Emskopf 1 
[Städtiſches Krankenhaus 1 


0 


IX. Großherzogtum Mecklenburg-Strelitz. 

[Karolinenſtift 2 

Landes =» Heil- und Pflegeanſtalt bei 
Strelitz (Alt.) 1 

X. Großherzogtum Oldenburg. 

Amtsverbands⸗Krankenhaus 1 

Peter Friedrich Ludwig-Hoſpital 2 

Großherzogliche Heil- und Pflegeanſtalt 2 

Großherzogin Eliſabeth-Heilſtätte 1 

XI. Herzogtum Braunſchweig. 

Herzogliches Krankenhaus 8 

Pathologiſches Inſtitut des Herzoglichen 
Krankenhauſes 

Städtiſches Krankenhaus 1 

Evangeliſch-lutheriſche Diakoniſſenanſtalt 
Marienſtift 1—2 

Schweſternhaus vom Noten Kreuz 1 

Krankenhaus St. Marienberg (Stif- 
tungs⸗Krankenanſtalt) 1—2 

Herzogliche Heil- und Pflegeanſtalt 2 

Städtiſches Krankenhaus 1— 2 

XII. Herzogtum Sachſen-WMeiningen. 

Herzogliche Irren-Heil- und Pflege- 
anſtalt 

Georgenkrankenhaus (Landeskrankenhaus) 2 

Städtiſches Krankenhaus 1 

Lungenheilſtätte 1 

Kreiskrankenhaus 1 

XIII. Herzogtum Sachſen-Altenburg. 
Herzogliches Landeskrankenhaus 3—4 
Herzogliches Geneſungshaus 3—4 
XIV. Herzogtum Sachſen⸗Coburg und Gotha. 
Herzogliches Landkrankenhaus 2 
Herzogliches Landkrankenhaus 6 


XV. Herzogtum Anhalt. 


Landes⸗Heil⸗ und Pflegeanſtalt für Gei⸗ 
ſteskranke 2 


950 


1916. 


Cöthen 
Deſſau 
Zerbſt 


Arnſtadt 
Nudolſtadt 


Arolſen 
Bad Wildungen 


Greiz 


Gera 
Wilbitz bei Gera 


Brake 
Detmold 


Lübeck 


* 


* 


Bremen 


una 


* 


Bremerhaven 


= 


Ellen bei Bremen 


— ᷣ—᷑ũü——ͤ u. 
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Name der Anftalt. 


Zahl der anzunehmenden Praktikanten. 


Kreiskrankenhaus Bernburg 


Kreiskrankenhaus 
Kreiskrankenhaus 
Kreiskrankenhaus 


XVI. Jürſtentum Schwarzburg-Sondershauſen. 


XVIII. Fürſtentum Waldeck und Pyrmont. 


XIX. Fürſtentum Reuß älterer Linie. 


XX. Fürſtentum Neuß jüngerer Linie. 


XXI. 


XXII. 


XXIII. Freie 


[Städtiſches Krankenhaus 


XVII. Fürſtentum Schwarzburg-Rudolſtadt. 
[Landes⸗Heil⸗ und Pflegeanſtalt 


N 


— 


Landkrankenhaus (Paulinen-Hoſpital) 1 
Krankenhaus Helenenheim 


[Fürſtliches Landkrankenhaus 


Städtiſches Krankenhaus 
Heilanſtalten Wilbitz, 


der Familie Louis Schlutter 


Fürſtentum Lippe. 


Reuß, 


Stiftung 


Heil⸗ und Pflegeanſtalt Lindenhaus 2 
Landkrankenhaus 


Freie und Hanſeſtadt 


Lübeck. 


Staats-Frrenanſtalt 
Allgemeines Krankenhaus 


Kinderhoſpital 


Hanſeſtadt Bremen. 


Städtiſche Krankenanſtalt 
Pathologiſches Inſtitut der Krankenan⸗ 


ſtalt 


Hygieniſches Inſtitut 
St. Joſeph⸗Stift 
Kinder-Krankenhaus 


Evangeliſches Diakoniſſenhaus 
Vereinskrankenhaus zum Noten Kreuz 


Städtiſches Krankenhaus 


St. Jo ſeph⸗Hoſpital 
St. Jürgen⸗Aſyl 


-1 


Hann E wm 
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XXIV. 


Hamburg 


* 


* 


* 


u 


Hamburg-Geeſthacht 


Hamburg⸗-Sahlenburg 


Algringen 
Colmar 


Diedenhofen 
Hagenau 
Hördt 


XXV. 


Name der Anſtalt. 


gaht der anzunehmenden Praktikanten. 


Freie und Hanſeſtadt Hamburg. 


Allgemeines Krankenhaus Eppendorf 

Pa hologiſches Inſtitut des Allgemeinen 
Krankenhauſes Eppendorf 

Inſtitut für experimentelle Therapie 
des Allgemeinen Krankenhauſes Ep— 
pendorf 

Abteilung für Phyſiologie des Allge- 
meinen Krankenhauſes Eppendorf 

Allgemeines Krankenhaus St. Georg 

Pathologiſches Inſtitut des Allgemei— 
nen Krankenhauſes St. Georg 

Allgemeines Krankenhaus Varmbeck 


Pathologiſches Inſtitut des Allgemei⸗ 


nen Krankenhauſes Barmbeck 

Irrenanſtalt Friedrichsberg 

Irrenanſtalt Langenhorn 

Inſtit- t für Schiffs⸗ und Tropenkrank⸗ 
heiten 

Hafenkrankenhaus 

Anatomie und Leichenſchauhaus des 
Hafenkrankenhauſes 

Kranken⸗ und Säuglingsabteilung des 
Waiſenhauſes 

Inſtitut für Geburtshilfe 

Vereinshoſpital 

Bethesda - 

Krankenhaus der deutſch-iſraelitiſchen 
Gemeinde 

Freimaurer-Krankenhaus 

Kinderhoſpital 

Warienkrankenhaus 

Hamburgiſche Heilſtätte Edmundsthal— 
Siemerswalde 

Hamburgiſches Seehoſpital Nordheim— 
ſtiſtung, 


Elfaß⸗-Lothringen. 


Bergmannskrankenhaus Algringen, G. 

m. b. H. 
für die Dauer des Krieges 
Bürgerſpital: 

innere Abteilung 

chirurgiſche Abteilung 
Bürgerhoſpital e ren 
Bürgerſpital 
Gemeinſame Irrenpflegeanſtalt 


26 


— 


0 


O 


D 


D m .D 


— Som — 
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Name der Anſtalt. 


St Zahl der anzunehmenden Praktikanten. 
Lörchingen Lothringiſche Bezirks-Heil⸗ und Pflege- 
anſtalt 1 
Metz Wathildenſtift (Diakoniſſenſpital) 1. 
= Hoſpital St, Blandina = 
Mühlhauſen Bürgerſpital (Krankenhaus am Haſen⸗ 
rain) y 
RNufach Oberelſäſſiſche Bezirks-Heil⸗ und Pfle⸗ 
geanſtalt = 
Saal Lungenheilanſtalt Tannenberg 1 
Saargemünd Irren-Heil⸗ und Pflegeanſtalt 1 
Stephansfeld Bezirks⸗Heilanſtalt des Unterelſaß 2 
Straßburg Unfallkrankenhaus G. m. b. 9. 25 
= EBürgerſpital: 
chirurgiſche Abteilung II 5. 
Entbindungsabteilung II 1 
mediziniſche Abteilung II 4 
Abteilung für chroniſch Kranke. 2; 
Röntgen- und Badehaus 1 


1916. 16. Oktober. 


Gewährung von Zuſchlägen zu den Vertragspreiſen 
M. G. U. (5. Bl. U. S. 529.) 


Nachſtehender Runderlaß des Herrn Miniſters der öffentlichen Ar— 
beiten vom 18. September 1916, betreffend die Gewährung von Zu— 
ſchlägen zu den Dertragspreijen, wird zur gleichmäßigen Beachtung für 
meinen Geſchäftsbereich mitgeteilt. 


An die nachgeordneten Behörden. 


U 


Bad Harzburg, den 18. September 1916. 

An dem Grundſatz, daß Verträge, wie geſchloſſen, auch im Kriege zu 
erfüllen ſind, muß auch für die Bauverträge feſtgehalten werden. Hier 
vermag insbeſondere auch der Umſtand, daß ein Bauunternehmer durch 
die Verhältniſſe gezwungen worden iſt, ſeinen Arbeitern höhere Löhne zu 
zahlen oder daß ihm ſonſt höhere Kolten entſtanden ſind, als er beim 
Dertragsabihluß erwarten konnte, an ſich einen Anſpruch auf Erhöhung 
der Vertragspreiſe nicht zu geben. Immerhin aber erſcheint es, wenn ein 
Bauunternehmer unter Berufung auf die Kriegsverhältniſſe mit einem 
Geſuche auf Erhöhung der Dertragspreife an die Derwaltung herantritt, 
geboten, wohlwollend zu prüfen, ob der Geſuchſteller durch die Aus- 
führung des Dertrages eine ernſtliche Schädigung feiner geſamten wirt⸗ 
ſchaftlichen Derhältnijje erfahren würde. Hierbei wird es u. a. auf die 
Größe und finanzielle Leiſtungsfähigkeit des Unternehmens und auf ſeine 
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durch die Kriegsverhältniſſe verurſachte allgemeine Lage, auf die Umſtände, 
unter denen die Arbeiten übernommen und weitergeführt wurden, ſowie 
ferner darauf ankommen, ob fi für den Unternehmer infolge der Kriegs- 
verhältniſſe ein tatſächlicher Derluſt oder nur eine Minderung des ſonſt 
zu erwartenden Gewinnes ergeben hat oder ergeben wird. In letzterer 
Hinſicht wird aber allerdings die perſönliche Mitarbeit des Unternehmers 
bei Berechnung der Ausgaben mit in Betracht zu ziehen ſein. 

Eine beſondere Beachtung beanſpruchen die Fälle, in denen die Unter— 
nehmer der Hochbaugewerbe infolge der kürzlich unter Vermittlung des 
Reichsamtes des Innern zuſtande gekommenen Derlängerung der zwiſchen 
den Organiſationen der Arbeitgeber und der Arbeitnehmer beſtehenden 
Tarifverträge ihren Arbeitern Kriegszuſchläge zu den Löhnen zahlen und 
damit vielfach für die Arbeiter höhere Beträge aufwenden müſſen, als 
dies beim Abſchluß der laufenden Bauverträge erwartet werden konnte. 
Es kann nicht in Frage kommen, den Unternehmern, fo wie dieſe wün⸗ 
ſchen und in Eingaben bei den Sentralbehörden und den ausführenden Be— 
hörden vertreten, in allen Fällen die ihnen durch ſolche Zulagen ent— 
ſtehende Mehrbelaſtung durch Erhöhung der Dertragspreiſe zu vergüten. 
Immerhin war die Derjtändigung im Hochbaugewerbe ein wichtiger Akt 
im Intereſſe des inneren Friedens, und es läßt ſich rechtfertigen, Anträge, 
die auf dieſem Gebiete im Sinne einer Erhöhung der Dertragspreife geſtellt 
werden, zwar nach den oben dargelegten allgemeinen Grundſätzen und unter 
Beachtung der Derhältniffe des einzelnen Falles, aber doch beſonders wohl- 
wollend zu behandeln. Es wird jedoch auch hier mit in Betracht zu 
ziehen ſein, daß mit der Erhöhung der Löhne im Hochbaugewerbe oder 
mit der Gewährung beſonderer Kriegszulagen an die Arbeiter ſchon eine 
geraume Seit vor Abſchluß der neuen Tarifvereinbarungen gerechnet wer— 
den mußte. ö 

Sofern nicht rechtlich die Sache ſo liegt, daß dem Unternehmer auf 
Grund der beſonderen Derhältnijie des einzelnen Falles möglicherweiſe 
ein Rechtsanſpruch zuſteht und deshalb der Abſchluß eines Dergleiches ge— 
boten erſcheint, würde die Gewährung einer beantragten Aufbejjerung nur 
in der Form eines AUllerhöchſten Knadenaktes erfolgen können. In dieſem 
Sinne zu ſtellende Anträge ſind mir mit eingehender Begründung vor— 
zulegen. Iſt im einzelnen Falle die Sache ſo zu betrachten, daß es ſich 
nicht um die Aenderung eines Vertrages zum Nachteil des Staates im 
Sinne des 8 37 Abſ. 3 des Staatshaushaltsgeſetzes handelt, jo iſt dies 
beſonders zu begründen. 

Ich vertraue, daß die Behörden der mir unterſtellten Derwaltungen 
den oben erörterten ſchwierigen und wichtigen Fragen beſondere Auf- 
merkſamkeit widmen und neben ſorgfältiger Rücjicht auf die finanziellen 
Intereſſen des Staates doch auch die im einzelnen Falle für einen Unter⸗ 
nehmer ſprechenden Grundſätze der Billigkeit nicht außer acht laſſen werden. 


Der Miniſter der öffentlichen Arbeiten. 
An die Königlichen Eiſenbahndirektionen uſw. 


1916. 17. Oktober. 


Polizeiverordnung über die Einrichtung und den Betrieb von Aufzügen 
(Fahrjtühlen ı. 
M. g. m. 5. G. M. J. (m. Bl. 9. G. S. 367.) 


Der Runderlaß vom 9. März d. Js., betreffend Abänderung der 
Aufzugsordnung, hat eine Reihe weiterer Anregungen auf Ergänzung oder 
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Abänderung der Beſtimmungen der gedachten Polizeiverordnung zur Folge 
gehabt. Aus der erneuten Beratung dieſer Vorſchläge mit dem Verbande 
der Deutſchen Berufsgenoſſenſchaften, dem Sentralverbande der Preußiſchen 
Dampfkeſſelüberwachungsvereine und einzelnen Fahrſtuhlfabriken iſt der 
anliegende Entwurf zur Abänderung des Muſterentwurfs zur Aufzugs⸗ 
verordnung hervorgegangen. Wir erſuchen, ihn unter Hinweis auf das 
Koſtengeſetz vom 8. Juli 1905 (Geſetz-ZFamml. S. 317) und darauf, daß 
den Vorſtänden der Berufsgenoſſenſchaften gemäß 8 120 Sew. Ge⸗ 
legenheit zu einer gutachtlichen Aeußerung gegeben worden iſt, dem Pro— 
vinzialrat (Bezirksausſchuß) vorzulegen, auf feine möglichſt unveränderte 
Annahme hinzuwirken und ihn dann einheitlich zum 1. Juli 1917 in Kraft 
zu ſetzen. Wie ſchon in dem eingangs erwähnten Erlaß hervorgehoben 
worden iſt, bezwecken die ergänzenden Beſtimmungen des Entwurfs in 
erſter Linie, dem Uebelſtand entgegenzutreten, daß die vorgeſchriebenen 
Tüv: und Steuerſperrungen der Fahrſtühle bei Vornahme notwendiger 
Arbeiten im Fahrſchacht (Schmieren aller Teile ſowie Inſtandſetzungsarbei— 
ten) gewohnheitsmäßig außer Tätigkeit geſetzt — bei elektriſch geſteuerten 
Fahrſtühlen kurz geſchloſſen werden. Dieſe für alle mit den Fahr— 
ſtühlen in Berührung kommenden Perfonen gefährliche Gewohnheit der 
Führer und der mit der mit der Unterhaltung der Fahrſtühle beauftragten 
Perſonen abzuſtellen, dienen die Forderungen der 88 12 IV und 18 III 
in Verbindung mit den Betriebsvorſchriften des 8 31 II, Ul und der im 
8 36 II vorgeſehenen Befugnis der zuſtändigen Behörden, erforderlichen— 
falls gebührenpflichtige außerordentliche Unterſuchungen anzuordnen, wenn 
u. a. die Sicherheitsvorrichtungen der Fahrſtühle mißbräuchlich außer Tätig: 
keit geſetzt werden. Allerdings wird jener übelen Gewohnheit nur all 
mählich beizukommen ſein, namentlich da infolge der Einwirkung des 
Krieges in den Uebergangsbeſtimmungen des $ 39 weitgehend auf die 
für alle Neuforderungen ungünſtigen Seitverhältniſſe Rückſicht genommen 
werden mußte. Umſomehr iſt Gewicht darauf zu legen, daß dem frag— 
lichen Mißbrauch, wo er ohne Not und ohne Berückſichtigung der im 
§ 31 III vorgeſchriebenen Dorſichtsmaßnahmen hervortritt, durch energiſche 
Anwendung der Beſtimmungen im 8 36 II entgegengearbeitet wird. Die 
Polizeibehörden ſind daher anzuweiſen, den Anträgen der Sachverſtändigen 
oder Berufsgenoſſenſchaften auf Anordnung außerordentlicher Unterſuchungen 
einzelner Anlagen regelmäßig zu entſprechen. Die Anordnungen ſind von den 
Ortspolizeibehörden und den Gewerbeinſpektionen in Form polizeilicher 
Verfügungen zu treffen, um dem Unternehmer die Einlegung der Rechts: 
mittel zu wahren. In der Regel wird bei Durchführung außerordentlicher 
Unterſuchungen, ſoweit es mit dem Swechke vereinbar iſt, von der Aus: 
führung von Fangproben abzuſehen ſein, fo daß die Prüfungen den Cha— 
rakter von Betriebsreviſionen behalten und nicht etwa Störungen des Ge— 
ſamtbetriebs wegen längerer Außerbetriebſetzung des Fahrſtuhls eintreten. 
Dor Einführung allgemein verkürzter Prüfungsfriſten für ganze Grtsbezirke 
uſw. iſt es uns erwünſcht, daß das Bedürfnis hierfür eingehend begründet 
wird. 

Die Fahrſtuhlfabrikanten waren bisher vielfach deswegen nicht in 
der Lage, die notwendigen Ausiteigeöffnungen in den Decken der Fahr— 
körbe anzubringen, weil ihnen durch die bauliche Beſchränktheit des Fahr⸗ 
ſtuhlſchachts die hände gebunden wurden. Es war daher notwendig, im 
SA von vornherein Minimalvorſchriften für die Schachtabmeſſungen zu 
fordern. Die mit der baupolizeilichen Prüfung betrauten Sachverſtändigen 
der Baupolizeibehörden ſind auf dieſe Beſtimmungen beſonders hinzuweiſen. 
Die im S 39 III für unzureichende Fahrkorbabmeſſungen zugelaſſenen ſo⸗ 
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genannten Sicherheits-Kurzſchließungsvorrichtungen ſind nur unter dem 
Swange beſtehender Derhältniſſe zu dulden, grundſätzlich jedoch zu verwerfen, 
da ſie die Führer dazu verleiten, die Kurzſchließung von Türverſchlüſſen 
als eine behördlich geduldete handlung anzuſehen. In den Ausführungs- 
beſtimmungen zu 3 39 ſind die ſicherheitspolizeilichen Anforderungen mit⸗ 
geteilt, die im übrigen bei Sulaſſung ſolcher Kurzſchließvorrichtungen ge— 
ſtellt und nach der Genehmigung der Einrichtungen durch Abnahme geprüft 

werden müſſen. i 

Neben dieſen für die Sicherheit des allgemeinen Verkehrs erforderlichen 
Ergänzungen der Fahrſtuhlvorſchriften find auf Anregung der Berufs: 
genoſſenſchaften einige Unfallverhütungsmaßnahmen, jo in den 88 5, 0, 
13 III, 17, 23, 26, 28 bejonders hervorgehoben worden, die auf die Schutz— 
maßregeln für die mit der Bedienung von Aufzügen betrauten Arbeiter 
hinweiſen ſollen. Ihre Ausführung liegt den Fahrſtuhlfabrikanten ob; 
ſie iſt bei der Abnahme nachzuprüfen. 

Mehrere Abänderungen, ſo die der 88 7 und 32, ſind aus der bis⸗ 
herigen Ausführungsanweiſung in die Polizeiverordnung herübergenommen, 
da ſie zwingender Art ſind. Andere Abänderungen, ſo die der Gebühren— 
ordnung unter III 2 und der Ausführungsanweiſung zu § 34, waren be— 
reits früher durch Erlaſſe des mitunterzeichneten Miniſters für Handel 
und Gewerbe bekannt gegeben. 

Die Abänderungen des § 15 in Derbindung mit 8 32 III bedeuten 
andererſeits Erleichterungen in der Benutzung der Selbſtfahrer, denen gegen— 
über ein Hinweis auf die Dorſichtsmaßnahmen bei der erweiterten Su: 
laſſung auf dem Fahrſtuhlſchilde der Selbitfahrer (8 20) notwendig erſchien. 

Bei allen nach den neuen Anforderungen des Entwurfs durchzuführen⸗ 
den Aenderungen von Fahrſtuhlanlagen iſt, ſoweit es unbeſchadet der 
Sicherheit geſchehen kann, möglichſt weitgehende Rückſicht auf den zurzeit 
erheblichen Mangel an Arbeitskräften zur Ausführung von Friedensarbei— 
ten zu nehmen. Im übrigen verweiſen wir auf die in den abgeänderten 
Ausführungsbeitimmungen enthaltenen weiteren Erläuterungen zu den ein⸗ 
zelnen Paragraphen. Kurzſchließvorrichtungen, die den zu 8 39 der An- 
weiſung aufgeführten Bedingungen entſprechen, werden beiſpielsweiſe von 
den Aufzugsfirmen C. Slohr in Berlin und Schindler u. Co. in Perlin— 
Tempelhof gebaut. 

Wir erſuchen, dem mitunterzeichneten Miniſter für Handel und Ge— 
werbe von den Amtsblättern, in denen die Abänderungen der Polizeiverord: 
nung nebſt Beilagen veröffentlicht wird, 3 Abdrucke einzureichen. 

Die Regierungspräfidenten haben Abdrucke dieſes Erlaſſes und ſeiner 
Anlagen erhalten. 
An alle Herren Gberpräſidenten und den en Regierungspräſidenten in 
Sigmaringen. 


Anlage A. 
Entwurf 
„zur 
Abänderung der Polizeiverordnung, betreffend die Einrichtung und den 
Betrieb von Aufzügen (Fahrſtühlen). 


(gufzugsordnung.) 


su 8 4. 
Neuer Abſ. IV. 
Der Schachtquerſchnitt von perſonenaufzügen muß fo groß gewählt 
werden, daß den Anforderungen des 8 18 III, vorletzter Satz entſprochen 
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werden kann; die Tiefe des Fahrſchachtquerſchnitts muß bei rechtwinkliger 
Ausführung mindeſtens 1,1 m, bei anderer QMuerſchnittsgeſtaltung jo be⸗ 
meſſen werden, daß ſich ein Rechteck von dieſer Tiefe bei angemeſſener Breite 


einſchreiben läßt. 
Zu 8 5 


Neuer Abſ. V. 
Rollengerüſte über Fahrſchächten müſſen unfallſicher zu erreichen und 
zu begehen ſein. 
Su 8 7. 
Abgeänderte Faſſung des Abſ. 1 
»Sugangstüren (Fahrſchachttüren) zu Fahrſchächten, deren Wände feuer— 
feſt oder feuerſicher ſein müſſen, ſind dicht und feuerſicher herzuſtellen. 
Fahrſchachttüren (uſw. wie bisher). 


Su 89 
HFuſatz am Schluß des Abſ. I 
Innerhalb des Fahrſchachts liegende 3 müſſen durch 
ihre Lage oder durch Umfriedigung Gewähr dafür geben, daß die auf Fahr— 
korbdecken (8 31 III) oder in dem Raum für die Antriebmaſchine (8 12) 
beſchäftigten Perſonen gegen Unfälle geſchützt ſind. 


Zu S 11. 
Zuſatz im Abſ. III. 
Auf nicht betretbare, mit Bremſe verſehene kleine Aufzüge (§ 4 III), 
Bremsfahrſtühle (uſw. wie bisher). 


Zu 8 12. 
Abgeänderte Faſſung des Abſ. III. 
Der Kaum für die Antriebmaſchine muß trocken, hell, hinreichend ge— 
räumig, im Mittel mindeſtens 1,8 m hoch und gut umwehrt fein. Erforder— 
lichenfalls iſt für künſtliche Beleuchtung und Entlüftung zu ſorgen. 


Neuer Abj. IV. 


0 mit geſchloſſenen Fahrkorbwandungen müſſen entweder mit 
ſelbſttätigen Schmier- und Reinigungsvorrichtungen für die Führungen und 
die Führungsteile, oder mit geeigneten Einrichtungen zum Schmieren und 
Reinigen der bezeichneten Teile vom Innern des Fahrkorbes aus ver⸗ 
ſehen e 

Zu 8 15. 
Abgeänderte Faſſung des Abſ. I 

Die Steuerungsvorrichtung muß in der Kegel innerhalb des Fahrkorbes 

und ſo angeordnet werden, daß ſie nicht von außen her betätigt werden kann. 


Abgeänderte Faſſung des Abſ. II 

Eine Betätigung der Steuerung von außen und innen iſt nur dann 
zuläſſig, wenn die Außen: und Innenſteuerung derart in Abhängigkeit 
voneinander gebracht werden, daß jeweilig entweder nur mit Innen- oder 
nur mit Außenſteuerung gefahren werden kann, je nachdem die Bewegung 
von der einen oder der anderen Seite aus eingeleitet worden iſt. Die Um— 
ſchaltung darf nur in der Ruheſtellung des Fahrkorbes bei feſt geſchloſſenen 
Türen und entlaſtetem Fahrkorbe möglich ſein. Bei Aufzügen dieſer Art 
muß jede Schachttür mit zwei zuverläſſigen, voneinander unabhängigen Tür- 
verriegelungen verſehen werden. Das CTürſchloß und die Außenjteuerung 
dürfen ſich nur mittels beſonders geformter Sicherheitsſchlüſſel betätigen 
laſſen. 
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Neuer Abſ. III. 

Ausnahmsweiſe iſt es bei Aufzügen dieſer Art für größere Laſten, 
jedoch von mindeſtens 1000 kg, unter der Dorausſetzung, daß nur zwei 
unmittelbar aufeinander folgende Stockwerke miteinander verbunden wer— 
den, zuläſſig, die Abhängigkeit der Außen- und Innenſteuerung voneinander 
durch einen Schalter im Fahrkorbe, der die Außenſteuerung abſchaltet, 
ſtatt durch einen beweglichen Fußboden herzuſtellen. 


Zu 8 16. 
Neuer Abſ. I. 


Die Stellung der Steuerungsvorrichtung für die Bewegungsrichtungen 
und zum Anhalten des Fahrkorbes muß gekennzeichnet ſein. Druckknopf: 
ſteuerungen müſſen einen e erhalten. 

[Der bisherige Abſ. I erhält die Bezeichnung II.] 


Zu 8 17. 
Zuſatz am Schluß. 

Die Windevorrichtung muß mit allen erforderlichen Schutzvorrichtungen 
verſehen ſein und eine geeignete Vorrichtung haben, um den Fahrkorb im 
Notfall von Hand aufzuwinden. 

Zu 8 18 

[Der bisherige Abſ. I fällt fort.] 

[Abj. II erhält die Bezeichnung I.] 

[Abſ. III erhält die Bezeichnung II.] 


Neuer Abſ. III. 

Decken in Sahrkörben ſind nicht erforderlich, wenn dicht unterhalb 
der Triebwerksteile ein ſicheres Fangnetz aus Drahtgeflecht angebracht 
wird, das den im Fahrkorbe befindlichen Perſonen Schutz gegen etwa herab— 
fallende Teile des Triebwerkes oder andere Gegenſtände gewährt. Wer— 
den Decken angebracht, ſo muß auf jeder Seite des Tragbügels eine zum 
Ausſteigen eingerichtete Oeffnung von mindeſtens 30x40 cm Sröße an— 
gebracht werden. Klappen dürfen dabei nicht über den vom Fahrkorb 
beſtrichenen Raum hinausſchlagen. 

Zu 8 2 
Abgeänderte h 

An der klußenſeite jeder Fahrſchachttür und im Innern des Fah 
muß ſich ein Schild befinden, das in deutlich lesbarer Schrift das Wort 
„Perſonenaufzug“, die zuläſſige Belaſtung in Kilogramm, die Sahl der 
Perſonen einſchließlich des Führers, die gleichzeitig befördert werden dürfen, 
und die Dorſchrift enthält, daß der Fahrſtuhl nur in Begleitung eines 
Führers benutzt werden darf. Aufzüge, die zum Selbſtfahren polizeilich 
zugelaſſen ſind ($ 32 III), haben ſtatt der letzten Dorfchrift den Dermerk 
auf dem Schilde zu erhalten „Als Selbitfahrer zugelaſſen. Dor der An— 
fahrt und nach dem Derlaſſen des Aufzugs Türen feſt verſchließen!“ Als 
Gewicht einer Perſon ſind 75 kg anzunehmen. 


Su 8 23. 
Einſchaltung im Abſ. III 1. 
Hinter „Betreten“ iſt einzuſchalten „und in Bewegung geſetzt“. 


Su 8 26. 
Neue Faſſung. 
Die Windevorrichtungen ſind mit allen erforderlichen Schutzvorrichtungen, 
Handwinden mit Cüftungsbremſen, insbeſondere mit ſtillſtehenden Kurbeln 
zu verſehen. 
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Zu S 28. 
Abgeänderte Faſſung. 

Der Förderkorb muß mit widerſtandsfähigen, mindeſtens 1,8 m hohen 
Umwehrungen (vgl. § 6 II) umgeben werden, die an den Ladeſeiten dann 
wegfallen dürfen, wenn glatte Schachtwandungen vorliegen und der Swi— 
ſchenraum zwiſchen dem Fahrkorb und der Wand nicht mehr als 4 cm 
beträgt. Iſt eine Umwehrung nach der Art des Betriebs ausnahmsweiſe 
nicht angebracht, ſo iſt der Fahrkorb mindeſtens mit Schranken derart 
zu umgeben, daß das Ladegut a wie bisher). 


u 8 30. 
Abgeänderte ira des Abſ. II. , 

Für den Betrieb der Fahrſtuhlanlagen gelten die anliegenden Be⸗ 
triebsvorſchriften. Die mit der Bedienung der Aufzüge betrauten Der- 
ſonen haben hervortretende Mängel des Aufzugs ungeſäumt dem Betriebs— 
unternehmer oder deſſen Stellvertreter anzuzeigen. Bei ſogenannten Miets⸗ 
aufzügen gilt als Betriebsunternehmer im Sinne dieſer Beſtimmung der 
Eigentümer des Aufzugs. 


Abgeänderte Faſſung des Abſ. III. 

Soweit die Betriebsvorſchriften auf Laſtenaufzüge Anwendung finden, 
iſt ein dauernd haltbarer Abdruck derſelben an den dem allgemeinen Der- 
kehr zugänglichen Ladeöffnungen anzubringen. Bei Perſonenaufzügen ſind 
die Betriebsvorſchriften im Maſchinenraum ſowie ein Auszug, der die Siffern 
2, 3, 4, 9 Abſ. ! enthält, im Fahrkorb auszuhängen. 


8 31. 
[Abſ. I wie bisher ohne Ziffer.) 


Neuer Abſ. II. 

Das Betreten von Fahrkorbdecken oder von anderen überhöhten Teilen 
des Sahrkorbes zu dem Swecke, um Führungen und Führungsteile nament— 
lich während der Fahrt zu ſchmieren und zu reinigen, iſt verboten. Dieſes 
Verbot gilt auch dann, wenn die im § 5 IV vorgeſchriebene freie Höhe vor— 
handen iſt. Zu genanntem Sweche ſind vielmehr, ſoweit Reine ſelbſttätigen 
Schmier- und Keinigungsöffnungen angebracht jmd (vgl. 8 12 IV), die 
bei geſchloſſenen Fahrkorbwandungen a. a. O. vorgeſchriebenen anderweit 
geeigneten Einrichtungen (Klappen und dergl.) zu benutzen. 


Neuer Abſ. III. 

Wenn das Betreten von Fahrkorbdecken oder von anderen über— 
höhten Teilen des Fahrkorbes zur Vornahme anderer als der im Abſ. II 
gedachten Arbeiten nicht zu vermeiden iſt, z. B. um ſelbſttätige Schmier— 
vorrichtungen zu füllen, Triebwerkteile, die nicht anders zugänglich ſind, 
zu ſchmieren und zu reinigen, ſowie um notwendige Inſtandſetzungsarbeiten 
an Türverſchlüſſen, Schachtkontaktſteuerungsteilen und dergl. auszuführen, 
fo iſt der Fahrſtuhl für den allgemeinen Verkehr zu ſperren. Zu dieſem 
Zwecke ſind alle Sugangsſtellen durch Schranken, Seile oder dergl. abzu— 
ſchließen; außerdem iſt die Außerbetriebſetzung durch ein an allen Su— 
gängen anzubringendes Schild mit der deutlichen Aufſchrift „Außer Betrieb“ 
für jedermann leicht erkennbar zu machen. Sum Beſteigen von Fahrkorb— 
decken in den gedachten Fällen dürfen nur die in den Decken anzubringen⸗ 
den Oeffnungen (8 18 III) benutzt werden. Die Außerbetriebjegung (Kurz: 
ſchließung) von Türſicherungen zwecks Betretens der Decke. von einem 
Geſchoß aus iſt verboten. Vor dem Betreten von Fahrkorbdecken muß 
der Fahrkorb zur Ruhe gebracht und durch geeignete Mittel verhindert 
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werden, daß eine von dem Willen der mit den Arbeiten auf der Decke 
betrauten Be unabhängige a ung des Fahrkorbes erfolgt. 


Su 8 3 
Neue Faſſung 85 Abſ. J. 
perſonenaufzüge dürfen — von nachfolgenden Ausnahmen (Abſ. I 


bis IV) abgeſehen — nur in Begleitung as Führer benutzt werden. 


Desgl. von Abi. I 


Bei Perfonenaufzügen mit elektriſcher ar ohne Stockwerk: 
abitellung Rann die Ortspolizeibehörde die Benutzung in Begleitung eines 
Hilfsführers an Stelle eines geprüften Führers geſtatten. Für die Beauf— 
ſichtigung der maſchinellen Einrichtung des Fahrſtuhls muß in ſolchen 
Fällen ein verantwortlicher, geprüfter Fahrſtuhlführer vorhanden ſein, der 
während des Betriebs ſtets anweſend oder leicht erreichbar iſt. Mehr 
als 2 Hilfsführer dürfen gleichzeitig für denſelben Aufzug in einer Arbeits: 
ſchicht nicht eingeſtellt werden. 


Desgl. des Abſ. III. 

Bei Perſonenaufzügen mit Druckknopfiteuerung und Stockwerkabitel- 
lung kann die Ortspolizeibehörde die Benutzung ohne Führerbegleitung 
geſtatten ((Selbitfahrer), wenn der Aufzug dem § 15 II genügt und nicht, 
wie in Hotels, Warenhäuſern, Fabriken und öffentlichen Gebäuden, dem 
allgemeinen Derkehre dient, oder wenn er nur zwei Geſchoſſe miteinander 
verbindet. Für die Anweſ ſenheit eines verantwortlichen, geprüften Fahr— 
ſtuhlführers gilt das zu Abſ. II Geſagte. 


Neuer Abſ. IV. 

Bei Paternoſter-Fahrſtühlen it eine Führerbegleitung nicht erforder— 
lich; die Benutzung durch gebrechliche Perſonen und Kinder iſt jedoch un— 
zuläſſig. Für die Anweſenheit eines verantwortlichen, geprüften Fahr— 
ſtuhlführers gilt das zu Abſ. II Geſagte. 


Neuer Abſ. V. 

Fahrſtuhlführer müſſen zuverläſſig ſein und in einer Prüfung, zu 
der ſie erſt nach vollendetem 18. Lebensjahre zugelaſſen werden können, 
den Nachweis erbracht haben, daß ſie mit den Betriebsvorſchriften, der 
Einrichtung der Türverſchlüſſe, der Fangvorrichtung, insbeſondere deren 
Einſtellung und Löſung, mit der Antriebmaſchine und allen aus der Polizei- 
verordnung ſich für ſie ergebenden Pflichten völlig vertraut ſind. Ihre Su— 
laſſung erfolgt nur für beſtimmte Aufzüge auf beſtimmten Hrundſtücken 
auf Grund eines ſchriftlichen Befähigungsnachweiſes. Dieſer iſt im Re— 
viſionsbuch (8 35) aufzubewahren. Die Führer müſſen in dem Befähi- 
gungsnachweis die ſchriftliche Erklärung eintragen, daß ſie die Bedienung 
des Aufzugs verantwortlich übernommen haben. Führern, die ſich wieder— 
holt der Uebertretung von Beſtimmungen dieſer Polizeiverordnungen oder 
von etwa ſeitens der Ortspolizeibehörde veröffentlichten Verpflichtungen 
ſchuldig gemacht haben oder ſich als unzuverläſſig oder ungeeignet er— 
weiſen, iſt von der Ortspolizeibehörde der Befähigungsnachweis zu ent— 
ziehen. 

Neuer Abſ. VI. 

Hilfsführer müſſen das 14. Lebensjahr vollendet haben und mit der 
Bedienung und den Betriebsvorſchriften vertraut fein. Für letzteres zu. 
ſorgen, iſt Pflicht des für den Aufzug vorhandenen Aufzugführers. 
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Su 8 34. 
Abgeänderte Faſſung. 

Die Beſitzer der Aufzüge ſind verpflichtet, eine erſtmalige Prüfung 
Abnahme) neu angelegter Fahrſtühle vor ihrer Inbetriebnahme ſowie regel⸗ 
mäßige amtliche Prüfungen der Anlage (vgl. 88 35 und 36 I) durch Sach- 
verſtändige zu veranlaſſen, die etwa auf Grund des § 36 II ingeordneten 
Prüfungen durch Sachverſtändige zu geſtatten ſowie die zu den prüfungen 
nötigen Arbeitskräfte und Dorrichtungen (uſw. wie bisher). 


Zu 8 36. 
Ueberſchrift: 
Regelmäßige und außerordentliche Prüfungen. 
Abänderung des Abi. I 
Der letzte Satz iſt zu ſtreichen. 
Neuer Abſ. II. 

Die Ortspolizeibehörde iſt befugt, im Bedarfsfalle — namentlich auf 
Antrag der für die regelmäßigen Prüfungen zuſtändigen Sachverſtändigen 
oder von Berufsgenoſſenſchaften — für einzelne Aufzuganlagen, die in 
einem den polizeilichen Dorjchriften nicht entſprechenden Suſtand angetroffen 
werden, außerordentliche Unterſuchungen anzuordnen. Ebenſo können die 
Gewerbeaufſichtsbeamten in ſolchen Fällen die für die regelmäßigen Prü- 
fungen zuſtändigen Sachverſtändigen zu außerordentlichen Unterſuchungen 
einzelner Fahrſtuhlanlagen in den der Gewerbeaufſicht unterſtehenden Be: 
trieben veranloſſen. Endlich können die höheren Derwaltungsbehörden (im 
Landespolizeibezirk Berlin der Polizeipräſident in Berlin) im Bedarfsfalle 
für ganze Ortsbezirke allgemein anordnen, daß Aufzüge, die weder der 
Gewerbeaufſicht noch der Aufſicht durch Berufsgenoſſenſchaften unterliegen, 
einmalig oder regelmäßig in kürzeren als den im Abf. I bezeichneten 
Friſten unterſucht werden. Den Umfang der nach Maßgabe dieſes Abſutzes 
vorzunehmenden Prüfungen beſtimmt die dazu befugte Behörde. 

[Abſ. II erhält die Bezeichnung III.] 

[Abj. III erhält die Bezeichnung IV.)] 


Su 8 39. 
[Abſ. I wie bisher ohne öiffer.] 


Neuer Abſ. I 

Aufzugsdecen, die noch keine enn haben, und Fahr⸗ 
körbe, die noch nicht mit ſelbſttätigen Schmier⸗ und Keinigungsvorrich— 
tungen für die Führungen oder mit Klappen in den Wandungen verſehen 
ſind, müſſen ſpäteſtens 1 Jahr nach Beendigung des gegenwärtigen Krieges 
mit ſolchen verſehen werden. Bis dahin findet auf fie das Verbot, Türſiche— 
rungen außer Tätigkeit zu ſetzen (8 31 III), um Fahrkorbdecken zur Dor: 
nahme der im 8 31 II und III bezeichneten Arbeiten betreten zu können, 
unter der Dorausſetzung ſorgfältiger Beachtung der am angegebenen Orte 
geforderten Abſperrungsmaßnahmen und ordnungsmäßiger Wiederheritel- 
lung aller Türſicherungen nach Beendigung der Arbeiten keine Anwendung. 


Neuer Abſ. III. 

Bei beſchränkter Grundrißabmeſſung vorhandener Perſonenaufzüge, die 
der Anbringung der Gusſteigeöffnungen hinderlich iſt, können bei ſolchen 
mit elektriſcher Innen⸗ und Außeniteuerung auf Antrag (§ 40) ſogen. 
Sicherheits⸗Kurzſchlußvorrichtungen im Innern des Sahrkorbes zugelaſſen 
werden, deren Betätigung die Außenſteuerung abſchaltet. 
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Su 8 40. 
Neuer Abſ. III. 
Das Derbot des Kurzſchließens elektriſch geſteuerter Fahrſtühle oder 
der Außerbetriebjegung der Türverſchlüſſe findet unter der Dorausfegung . 
ſorgfältiger Abſperrungsmaßnahmen an den Schachtzugängen keine An: 
wendung während der dauer der Anlegung neuer Fahrſtühle. 


Neuer Abj. IV. 

Wenn in beſonderen Fällen nachgewieſen wird, daß Inſtandſetzungs— 
arbeiten an Türverſchlüſſen und Schadhtkontaktiteuerungsteilen nicht anders 
als nach Kurzſchließung oder Außerbetriebjegung der Türverſchlüſſe aus- 
geführt werden können, find die zuſtändigen Sachverſtändigen (8 37) be: 
fugt, Fahrſtuhlfabriken oder anderen mit Arbeiten an Fahrſtühlen ver— 
trauten Gewerbetreibenden auf Widerruf die Ermächtigung zur Vornahme 
dieſer handlungen unter der Dorausſetzung ſorgfältiger Abſperrungsmaß— 
nahmen an den Schachtzugängen verantwortlich zu geſtatten. Die Er— 
laubnis iſt auf den einzelnen Fall und auf beſtimmt bezeichnete perſonen 
zu beſchränken; ſie iſt ſchriftlich zu erteilen. 


Die Anlagen 1 bis 5 erhalten fortlaufend die Bezeichnungen 2 bis 6. 


Abgeänderte Faſſung der Nr. III 2. 
Abänderung der Anlage 4 (Gebührenordnung) 
für jeden folgenden an demſelben Tage in demſelben Betriebe ge⸗ 
prüften Führer oder für jede weitere an demſelben Tage und in demſelben 
Betrieb erfolgende Prüfung eines Führers an Fahrſtühlen anderer Bauart. 


Abgeänderte Faſſung der Nr. VI. 

Für die nach Maßgabe des 8 36 II vorgenommenen außerordent— 
lichen Prüfungen ſind die Gebühren wie für die wiederkehrenden Unter— 
ſuchungen nach II zu berechnen. Soweit die nach $ 36 II angeordneten 
Prüfungen ohne Fangprobe ſtattfinden und am gleichen Tage an dem— 
ſelben Orte noch andere Dienſtgeſchäfte durch den beauftragten Sachver— 
ſtändigen vorgenommen werden, ſind die unter II 2 angegebenen ermäßigten 
Gebühren ohne Kückſicht auf die Sahl der unterſuchten Aufzüge des— 
ſelben Beſitzers in Anſatz zu bringen.“ 


Anlage A 1. 
Fahrſtuhl⸗Betriebsvorſchriften. 


1. Die mit der Bedienung der Aufzüge betrauten Perſonen, insbe— 
ſondere Führer und Hilfsführer (8 32), haben dafür Sorge zu tragen, 
daß Aufzüge, die ſich nicht in gefahrloſem Zuſtande befinden, nicht im 
Betrieb erhalten werden. Sur Feſtſtellung der vorſchriftsmäßigen Beſchaf— 
fenheit insbeſondere der mit Türverriegelungen oder Steuerſperrung zu 
verſehenden Aufzüge (88 14, 15, 23) müſſen die mit ihrer Bedienung 
betrauten Perſonen täglich vor der Inbetriebnahme für jedes Geſchoß 
einzeln feſtſtellen, daß der Aufzug bei geöffneter oder angelehnter Tür 
nicht geſteuert werden kann und die Bremſen der Windevorrichtung gut 
wirken, ſowie ferner, daß die Endabſtellungen für die Bewegung des 
Fahrkorbes rechtzeitig in Tätigkeit treten. Hervortretende Mängel ſind 
von den vorgenannten perſonen ungeſäumt dem Betriebsunternehmer oder 
deſſen Stellvertreter anzuzeigen. 

2. Die mit der Bedienung der Aufzüge betrauten Perſonen, insbeſondere 
Führer und hilfsführer (§ 32), find verpflichtet, während des Betriebes 
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die Sicherheitsvorrichtungen beſtimmungsgemäß zu benutzen und alles zu. 
vermeiden, was Gefahren für Leben und Geſundheit hervorzurufen ge— 
eignet iſt. 

Insbeſondere iſt ihnen, aber auch allen anderen mit der Fahrſtuhl— 
anlage in Berührung kommenden Perſonen verboten: 

a) die Bewegung des Fahrſtuhls durch Betätigung des Steuerorgans 

(3. B. des Seils, Steuerhebels, Bremshebels, Druckknopfs) ein⸗ 
zuleiten, bevor alle Türen oder ſchließbaren Schranken zum Ab— 
ſchluß des Fahrſchachts und etwa vorhandene Sahrkorbtüren oder 
äußere Riegel feſt geſchloſſen find; 

b) die vorgenannten Riegel, Türen oder Schranken zu öffnen, bevor 
der Fahrkorb in Höhe der Ladeöffnung zum Stillſtand gebracht 
worden iſt, ſowie Türen von Laſtenaufzügen mit Riegelverſchluß 
während des Dorbeifahrens an einer Cadeſtelle gewaltſam zu 
öffnen; 

c) Laſtenaufzüge zur Perſonenfahrt zu benutzen, oder Perſonenfahr— 
ſtühle zu bedienen, wenn fie nicht dazu befugt ſind; 

d) Körperteile oder lange, ſperrige Gegenſtände in den Bereich der 
Förderbahn zu bringen; 

e) Sicherheitsvorrichtungen, namentlich Türverriegelungen, abſichtlich 
zu beſchädigen oder außer Betrieb zu ſetzen. 

3. Die mit der Bedienung der Aufzüge betrauten Perſonen, insbe— 
ſondere Führer und Hilfsführer (8 32), find verpflichtet, beim Derlaſſen 
des Aufzugs die Türen oder Schranken des Fahrſchachts zu verſchließen. 
Ferner haben ſie jede Außerbetriebſetzung des Aufzugs an allen Sugängen 
für jedermann leicht kenntlich zu machen. Gebotenenfalls ſind gefährdete 
Zugangsſtellen abzuſperren. 

Beim Hängenbleiben des Fahrkorbes während der Fahrt, bei plötz— 
lichem Ausbleiben der Betriebskraft, ſind die Steuerungen ſofort in Halte— 
ſtellung zu bringen. 

Führer und Bilfsführer müſſen während der Benutzung des Fahr— 
ſtuhls im Bereiche der Steuerung bleiben; ſie dürfen ſich nicht durch Ge⸗ 
ſpräche oder andere Umſtände von ihren Obliegenheiten abhalten laſſen. 

4. Fahrſtuhlſchlüſſel dürfen von den mit der Bedienung der Aufzüge 
betrauten Perſonen nicht an andere unbefugte Perſonen abgegeben werden, 
ſind vielmehr ſorgfältig in Gewahrſam zu nehmen. 

5. Die Fahrkörbe dürfen nicht höher belaſtet werden, als auf dem 
Aufzugsſchild angegeben iſt. Das Ladegut muß gleichmäßig verteilt wer— 
den; es darf nirgends überragen oder die Wände in unzuläſſiger Weiſe 
belaſten und iſt ſo zu ſichern, daß beim Anfahren oder während der Fahrt 
keine Verſchiebungen eintreten können; namentlich find Förderwagen feſt⸗ 
zulegen. 

6. Alle ſich bewegenden und reibenden Teile am Aufzug (Führungen, 
Sührungsteile, Seile, Seilbefeſtigungen, Ketten, Gurte, Rollen, Cager, Tür— 
ſchlöſſer, Fangvorrichtungen, Hebelbolzen u. dgl.) ſind von den durch den 
Betriebsunternehmer oder ſeinen Stellvertreter damit beauftragten Perſonen 
in regelmäßigen Seiträumen zu prüfen und nach Bedarf zu ſchmieren 
und von Schmuß zu reinigen. Die Umfangsflächen von Bremſen dürfen 
nicht geſchmiert werden. N 

Das Betreten von Fahrkorbdecken oder von anderen erhöhten Teilen 
des Fahrkorbes zwecks Schmierens und Reinigens der Führungen und 
Führungsteile während der Fahrt iſt verboten. Su dieſem Zwecke ſind 
vielmehr, ſoweit keine ſelbſttätigen Schmier- und Reinigungsporrichtungen 
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angebracht find, die bei geſchloſſenen Fahrkorbwandungen vorgejchriebenen. 
anderweit geeigneten Einrichtungen (Klappen u. dgl.) zu benutzen. 

Wenn das Betreten der Fahrkorbdecke durch die darin vorzuſehenden 
Oeffnungen nicht zu vermeiden iſt, 3. B. um ſelbſttätige Schmiervorrich— 
tungen für die Führungen zu füllen, Triebwerkteile, die nicht anders 
zugänglich ſind, zu ſchmieren und zu reinigen ſowie notwendige Inſtand— 
ſetzungsarbeiten auszuführen, jo dürfen für dieſe Swecke die Türſicherungen 
nicht außer Betrieb geſetzt oder kurzgeſchloſſen werden, vielmehr iſt der 
Fahrkorb vor dem Betreten der Decke zur Ruhe zu bringen und durch 
geeignete Mittel 6. B. durch Feſtſtellen der Steuerung oder durch aus— 
reichende Aufliht in den einzelnen Geſchoſſen) zu verhindern, daß der 
Fahrkorb gegen den Willen der mit der Arbeit des Reinigens, Schmierens, 
der Inſtandſetzung betrauten Perfonen in Bewegung geſetzt wird. Soweit 
an der Aufzugswinde entſprechende Einrichtungen vorhanden find, darf 
der Aufzug bei ſolchen Arbeiten nur mit der Hand, nicht durch mechaniſche 
Betriebskraft bewegt werden. 

7. Der Fahrſchacht darf nicht zur Lagerung von Gegenſtänden be— 
nutzt werden. 

8. Die mit der Bedienung der Aufzüge betrauten Perſonen, ins— 
beſondere Führer und Bilfsführer (8 32), haben dafür zu ſorgen, daß 
die Schachtzugänge während der Benutzung der Fahrſtühle bei nicht aus⸗ 
reichendem Tageslicht hinreichend künſtlich beleuchtet werden. Bei Per— 
ſonenaufzügen gilt dies auch vom Fahrkorbe. 

9. Aufzugsführer haben das Recht und die Pflicht, Perſonen, welche 
ſie bei ihren Obliegenheiten ſtören oder hindern, feſtzuſtellen und zwecks 
Beitrafung anzuzeigen. ö 

In Fabriken, Hotels und Warenhäuſern haben die zuſtändigen Fahr⸗ 
ſtuhlführer und Hilfsführer während der Betriebszeit ein Abzeichen zu 
tragen, das ſie als Führer kennzeichnet. 

10. Dieſe Betriebsvorſchriften gelten für alle Arten von Fahrſtühlen 
mit Ausnahme von Bauaufzügen, kleinen Aufzügen für Speiſen und Akten, 
die nicht mit mechaniſcher Kraft betrieben werden, Paternoſterwerken ſowie 
von Perſonenaufzügen in Privathäuſern, die nur von einer Familie be⸗ 
wohnt werden. 

11. Die Nichtbefolgung vorſtehender Betriebsvorſchriften kann nach der 
Polizeiverordnung, betreffend die Einrichtung und den Betrieb von Auf— 
zügen, mit Geldbuße bis zu 60 Mk. oder im Unvermögensfalle mit ent— 
ſprechender Haft beſtraft werden, ſofern nicht nach den Strafgeſetzen eine 
höhere Strafe eintritt. 


Anlage B. 
Abänderungsbeſtimmungen 


der 
Ausführungsanweifung zur Polizeiverordnung, betreffend die Einrichtung 
und den Betrieb von Aufzügen (Fahrſtühlen). 


Zu 8 4. 
Neuer Abſatz am Schluß. 

Die Erleichterung des 8 4 II 2 gilt nur für räumlich beſchränkte, an 
den Wänden umlaufende Galerien, da bei ihnen ein Feuerſchutz dem 
Hauptraum gegenüber ohnehin nicht vorhanden iſt. Sie iſt jedoch nicht 
ohne weiteres zu gewähren bei Gebäuden, deren nicht durch Galerien 
überdeckte Fläche (Cichthof) eine zur Grundfläche des Gebäudes ſo geringe 
Ausdehnung hat, daß geſchoßtiefe Galerien entſtehen; namentlich veſtehen 
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dann Bedenken gegen die Gewährung der Erleichterung, wenn die Auf: 
züge nicht unmittelbar am Lichthof angelegt werden ſollen. 


Zu 8 5. 
Neuer Abſatz am Schluß. 

Die Begehbarkeit der ollengerüſte erfordert nur eine unfallſichere 
Abdeckung zwiſchen den Trägern und Geländerſchutz, nicht eine beſtimmte 
freie Höhe über dem Rollengerüſt, die vielfach wegen der Dachkonſtruktion 
nicht zu erreichen iſt. 

Fu 88. 
HFuſatz am Schluß. 

Die Vorſchrift des 8 8 II letzter Satz bezieht ſich nicht auf die in der 
Ausführungsanweiſung zu § 3 im zweiten Abſatz behandelten Fälle der 
Anlegung von Fahrſtühlen in feuerfeſten Ausbauten von Treppenhäuſern. 


Su 89. 
Neuer Abſatz am Schluß. 

Dien Schutzmaßnahmen für Gegengewichtsbahnen innerhalb des Fahr— 
ſchachts iſt beſonders bei nebeneinander liegenden, in einen gemeinſamen 
Schacht eingebauten Perſonenaufzügen Beachtung zu ſchenken, weil bei 
ihnen bei ungeeigneter Lage der Gegengewichtsbahnen die auf der Decke 
der Fahrkörbe mit zugelaſſenen Arbeiten beſchäftigten perſonen der Ge— 
fahr ausgeſetzt ſind, durch herabgehende Gegengewichte benachbarter, im 
Betriebe befindlicher Aufzüge erſchlagen zu werden, ſobald ſie den Körper 
aus dem vom Sahrkorb beſtrichenen Raume hinausbiegen. Schutzumklei⸗ 
dungen der Gegengewichtsbahnen ſind in allen dieſen, jedoch auch in 
Einzelſchachten erforderlich, wenn nicht der Unfallſchutz durch die Lage 
und Anordnung der Gegengewichtsbahnen erreicht wird. Der Unfallſchutz 
für die Bahnen muß ſo beſchaffen ſein, daß er die Prüfung der Sicherheit 
der Gegengewichtsaufhängung ſowie das Schmieren und Reinigen der Füh— 
rungen nicht behindert. Die Befeſtigung der Schutzvorrichtungen muß ſicher 
bewirkt werden, damit dieſe nicht bei Lockerung in die Fahrbahn geraten 
können. 

Zu 8 12. 


Neuer Abſatz am Schluß. - 


Bei ſelbſttätigen Schmiervorrichtungen ſind minderwertige Ausführungen, 
die nicht jo beſchaffen find, daß ſie gleichzeitig den Anja dicker Ueber: 
züge und Kruſten des Schmiermaterials verhindern, als „Schmier- und 
Reinigungsvorrichtungen“ zu beanſtanden. Der künſtlichen Beleuchtung und 
Lüftung der Maſchinenkammern iſt dann beſondere Aufmerkjamkeit zu 
ſchenken, wenn die Räume in dunkelen Ecken oder Niſchen liegen und 
mangels genügender Durchlüftung die Beſorgnis vorliegt, daß die An- 
triebmaſchine mit Zubehör durch Feuchtigkeit Betriebsſtörungen ausgeſetzt iſt. 


Su 8 13. 
Neuer Abſatz am Schluß. 

Seile, Ketten und Gurte, die nur um den Tragbügel herumgeſchlagen 
ſind, gelten als einfache Tragorgane. Eine mehrfache Aufhängung der 
Falſekörbe bedingt die geſonderte Befeſtigung jedes einzelnen Tragorgans 
am Tragbügel. 

Su 8 15. 


Der 2. Abſatz der Ausführungsanweifung iſt durch die jetzige Faſſung 
des 8 15 entbehrlich geworden. 
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Zu S 17. 
Neuer Abſatz am Schluß. 

Als Windeſchutzvorrichtungen kommen in ſelteneren Fällen Sahnein— 
griffsſtellen in Betracht. Bei der jetzt üblichen Bauart der Aufzugwinden 
werden jedoch häufig Fußverletzungen durch das nahe am Boden auf 
die Winde auflaufende Seiltrum herbeigeführt. Durch entſprechende Schutz— 
geländer muß dieſer Gefahr vorgebeugt werden. Ferner iſt der Schuß 
gegen Berührung blanker, ſtromführender Teile der Antriebmaſchine mit 
Subehör (Anlafjer, Magnetbremſe, Schalter u. dergl.) zu beachten. Anz 
ſchlußſtellen, die eine Kurzſchließung der Türſchließungen ermöglichen, find 
ſo anzuordnen oder zu verdecken, daß ihre Benutzung erſchwert wird. 
Bei den Anforderungen an die Sicherheit elektriſcher Anlagen ſind im 
übrigen die Errichtungsvorſchriften des Derbandes deutſcher Elektrotech— 
niker zu beachten. 

Zu 8 23. 
Ergänzte Faſſung des 1. Abſatzes. 

Die Ausnahme in Abſ. III ! iſt von denſelben Dorausſetzungen ab— 
hängig, welche in den Erläuterungen zu 8 10 J 2 erörtert find, ſowie ferner 
davon, daß an der Ladebühne eine Einrichtung getroffen wird, um den 
Förderkorb während des Be- und Entladens in ſeiner Cage feſtzuhalten, 
da andernfalls die am Fahrſtuhl beſchäftigten Arbeiter der Gefahr aus— 
geſetzt ſind, daß der nicht durch Steuerſperrung feſtgehaltene Fahrkorb 
weggeholt wird und die Arbeiter in den Schacht ſtürzen. 


Zu 8 28. 
Suſatz am Schluß. 

„Umwehrungen“ im Sinne der Polizeiverordnung ſind feſte dichte 
Wände oder ſolche Schranken, die ein Hindurchgreifen verhindern, während 
unter der Bezeichnung „Schranken“ Schutzgeländer mit weiteren Swiſchen— 
räumen, Dorlegeſtangen, Gitter oder dergl. zu verſtehen ſind. Als Fälle, 
in welchen eine Umwehrung „nach der Art des Betriebs“ nicht „ange— 
bracht“ ſein kann, kommen z. B. Laſtenaufzüge in Betracht, die bei der 
Beladung beſonders roher Behandlung ausgeſetzt ſind. 


Zu 8 82. 
Neue Faſſung. 

Die Prüfung der Führer hat mit der größten Strenge zu erfolgen. 
Führer, die den im 8 32 V geitellten Anforderungen nicht im vollen 
Umfang entſprechen, dürfen zur ſelbſtändigen Führung eines Fahrſtuhls 
nicht zugelaſſen werden. Don der Kenntnis der Antriebmaſchine kann 
nur ausnahmsweiſe in Anlagen abgeſehen werden, in denen ſtändig ge— 
ſchultes perſonal zur Beaufſichtigung der Antriebmaſchine anweſend iſt. 
Die von dem Führer geforderte Suverläſſigkeit ſchließt in ſich, daß er 
auch körperlich geeignet iſt und nicht etwa Gebrechen hat, welche die den 
Fahrſtuhl benutzenden Derjonen in Gefahr bringen oder ihn verhindern, 
ſeine ihm ſonſt obliegenden Pflichten (Reinigen, Schmieren uſw.) zu vera 
nachläſſigen, ſoweit nicht der Fahrſtuhl etwa der beſonderen ſtändigen 
Obhut von geeigneten Reviſionsorganen (3. B. der Fahrſtuhlfabriken) unter⸗ 
liegt. Auf Kriegsverletzte iſt dabei gebührende Rückſicht zu nehmen. 

Führer, denen der Befähigungsnachweis entzogen iſt, dürfen nur mit 
Suſtimmung der Ortspolizeibehörde, die das Zeugnis aberkannt hat, erneut 
zur Prüfung zugelaſſen werden. 

Als Aufzüge mit elektriſcher Innenſteuerung find nicht ſchon ſolche 
mit elektriſchem Antrieb, ſondern ausſchließlich ſolche zu betrachten, bei 
welchen die Kommandos — ſei es unter Suhilfenahme eines Hebels, einer 
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Kurbel oder eines Druckknopfs — unmittelbar auf elektriſchem Wege 
gegeben werden. f 

Anträge auf Zulaſſung von Selbitfahrern find vor ihrer Genehmigung 
dem zuſtändigen Sachverſtändigen zur gutachtlichen Aeußerung zu über- 
ſenden oder durch deſſen Vermittelung zu ſtellen. Dem hausbeſitzer iſt die 
Verantwortlichkeit dafür zu übertragen, daß er die Schlüſſel zum Fahrſtuhl 
nur vertrauenswürdigen Perſonen übergibt. 


Zu 8 34. 
Neue Faſſung des 2. Abſ. 

Die Gebühren ſind mittels Vordrucks nach Muſter 6 oder 7 des Druck— 
ſachenverzeichniſſes zum Erlaß vom 10. April 1908 (HMBI. S. 179) 
zur Einziehung und Sahlung anzuweiſen. Die Anweiſungen ſind un— 
mittelbar an die Kreiskaſſen zu richten; einer Buchung der angewieſenen 
Beträge bei der Regierungshaupthaſſe bedarf es nicht. 


Su 8 35. 
Sulfat am Schluß des letzten Abf. 

Die Sachverſtändigen haben bei der Abnahme ihr Augenmerk auch 
auf die zuverläſſige Ausführung ſolcher Konjtruktionsteile zu richten, welche 
nicht unmittelbar der rechneriſchen Prüfung unterliegen. Aufzugsanlagen, 
die infolge zu ſchwacher Ausführung der Einzelteile erfahrungsgemäß keine 
Gewähr für dauernde Betriebsjicherheit bieten, ſind unbedingt zurückzu⸗ 
weiſen. 

Su 8 39. 
Neuer Abſatz am Schluß. 

Vorbedingung für die Sulaſſung ſogenannter Sicherheits-Murzſchließ— 
vorrichtungen iſt, daß die Vorrichtungen folgenden weſentlichen Anforde: 
rungen genügen: 

1. Jede Einwirkung eines Dritten von außen her auf den Fahr— 
ſtuhlbetrieb während des Gebrauchs der Dorrichtung muß aus— 
geſchloſſen ſein (Abſchaltung der Außeniteuerung); 

2. die Vorrichtung darf ſich nicht dazu eignen, als dauernde Ein— 
richtung benutzt zu werden, ihr Gebrauch muß vielmehr unter 
ſolchen Bedingungen erfolgen, daß er nur ausnahmsweiſe zu 
erwarten iſt (3. B. Anbringung der Kontakte an zwei voneinander 
entfernten Stellen, die nur mit ausgebreiteten Armen getätigt 
werden können); ö 

3. die Fahrgäſte müſſen erkennen, daß die Anwendung der Dor— 
richtung nicht dem ordnungsmäßigen Betrieb entſpricht, ſondern ein 
ausnahmsweiſe zugelaſſenes Verfahren bildet. 


Su 8 40. 
Neu. 

Wenn die Decke von beſtehenden Fahrkörben nicht die genügende 
Größe hat, um Kusſteigeöffnungen anzubringen, und vie im 8 39 III 
für Fahrſtühle mit Innen- und Außeniteuerung erwähnte Sicherheits⸗Kurz⸗ 
ſchließ vorrichtung nicht in Frage nommt, empfiehlt ji vor Gewährung 
dauernder Ausnahmen eine Prüfung, ob die Beſteigbarkeit der Decke nicht 
auf anderem Wege zu erreichen im. Beiſpielsweiſe kann fie bei Fahr— 
ſtühlen in Treppenaugen und bei ſolchen an der Außenwand von Gebäuden 
unter den angegebenen Dorausjegungen ausnahmsweiſe durch Leitern ge: 
ſtattet werden; in anderen Fällen iſt ſie durch feuerſicher abzuſchließende 
Durchbrechungen des Fahrſchachts im Dach- oder Kellergeſchoß erreichbar. 
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1916. 18. Oktober. 
Verkehr mit Zucker. 
M. H. G. M. L. D. F. M. J. (M. Bl. H. G. S. 561.) 


Auf Grund des 8 32 der Derordnung des Bundesrats vom 14. Sep: 
tember d. Is. über den Verkehr mit Sucker im Betriebsjahre 1916/17 an 
folgendes beitimmt: 

A. Su 8 32, Satz 3 und 4. > 

Kommunalverbände im Sinne der Dersemung ſind die Stadt- und 
Sandkreile. Den Kommunalverbänden ſtehen gleich Dereinigungen von Kom: 
munalverbänden und Gemeinden zur gemeinſamen Regelung des Sucker— 
verbrauchs. 

Die in der Verordnung den Kommunalverbänden und Gemeinden über⸗ 
tragenen Befugniſſe ſind anſtatt durch die Kommunalverbände und Ge— 
meinden durch deren Vorſtand wahrzunehmen. Wer als Dorſtand des 
Kommunalverbandes und als Gemeindevorſtand anzuſehen, beſtimmen die 
Kreisordnüngen und Gemeindeverfaſſungsgeſetze. 

Den Gemeinden ſtehen die Gutsbezirke gleich. 

Sultändige Behörde im Sinne des 8 30 iſt die Ortspolizeibehörde. 
Höhere Derwaltungsbehörde iſt der Kegierungspräſident, für Berlin der 
Oberpräſident in Potsdam. 

Sur Entſcheidung von Streitigkeiten der im 8 4 Abſ. 2 gedachten 
Art iſt diejenige höhere Derwaltungsbehörde zuſtändig, in deren Bezirk die 
Stelle, an die die Suckerrüben zu liefern ſind, ihren Sitz hat. 

B. 3u Abſchnitt III der Derordnung. 


Bemeſſung des allgemeinen Verbrauchs. 

Endgültige nn über die Bemeſſung des Bedarfsanteils der 
Kommunalverbände wird nach Mitteilung des Präſidenten des Kriegs- 
ernährungsamts erſt getroffen werden können, wenn der Ernteertrag genau 
zu überſehen iſt. Sunächſt für den Monat November werden den Kom: 
munalverbänden die bisherigen Mengen an Sucker für den allgemeinen 
Verbrauch der bürgerlichen Bevölkerung auf der Grundlage eines Kopf: 
anteils von 1 kg für den Monat überwieſen werden. Aus dieſen Mengen 
haben die Kommunalverbände nicht nur wie bisher die Apotheken, Galt- 
häuſer, Bäckereien und Konditoreien, ſondern auch diejenigen anderen Be— 
triebe der Lebensmittelgewerbe ihres Bezirks mit zu verſorgen, die ihre 
Erzeugniſſe in der hauptſache zum Verbrauch innerhalb des Kommunalver— 
bandes an Derbraudher oder an Kleinhändler abſetzen. Es wird Wert 
darauf gelegt, daß an der Hand der bisher geſammelten Erfahrungen aus⸗ 
reichende Mengen für dieſe Swecke zur Verfügung geſtellt werden. 

Die Kommunalverbände werden zu prüfen haben, ob es bei der bisher 
von ihnen vorgenommenen Derbrauchsregelung fein Bewenden behalten 
kann, oder ob Kenderungen erforderlich ſind. Dabei kann insbeſondere in 
Frage kommen, ob nicht für Kinder höhere Suckermengen feſtzuſetzen, oder 
durch die Gewährung geringerer Kopfanteile Rücklagen für die Derjorgung 
der Bevölkerung zu bilden find. 

Wegen der Suweiſung von Sucker zur Obſtverwertung im Haushalt 
wird ſpäter Entſcheidung ergehen. 

2. Der Bezug des Suckers zum allgemeinen Derbraud).. 

Hinſichtlich des Bezugs des Zuckers zum allgemeinen ODerbrauche find 
die bisherigen Beſtimmungen nicht geändert worden. die Kommunalver- 
bände können demnach den auf ſie entfallenden Sucker ſelbſt beziehen oder 
die Bezugsſcheine an den Handel weitergeben. (8 18 der Derordnung.) 
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Nach den inzwiſchen geſammelten Erfahrungen iſt es ſehr erwünſcht, 
daß, wie der Kleinhandel an der örtlichen Verteilung, fo der Großhandel 
an der Aufgabe des Sucerbezugs nach Möglichkeit beteiligt wird. Dafür 
ſtehen mehrere Wege offen, wie in unſerer Ausführungsanweifung vom 
14. April d. Is. (HMBI. S. 102) angegeben iſt. Insbeſondere liegt auch 
die Möglichkeit vor, daß die Kommunalverbände und Dereinigungen von 
Kommunalverbänden den Großhandel ihres Bezirks organijieren und ihm 
den Zuckerbezug ſowie die Verteilung des Zuckers übertragen, Einrichtungen, 
die für die Abwicklung des Derkehrs große Vorteile bieten können. 

Die Heranziehung des Kleinhandels und Großhandels darf nicht zu 
einer Ausjchaltung der Konſumvereine und ihrer Einkaufs-Organiſation 
führen. 


3. Höchſtpreiſe für den Kleinverkauf. 


Höchſtpreiſe für den Kleinverkauf ſind vom Herrn Keichskanzler nicht 
feſtgeſetzt. Infolgedeſſen haben die Kommunalverbände nach § 15 Abſatz 3 
der Verordnung, ebenſo wie dies bisher der Fall war, Preiſe hierfür 
feſtzuſetzen. N 
Die Kleinhandels-höchſtpreiſe find vom Kommunalverband unter Su— 
grundelegung des Preiſes für die frachtgünſtigſt gelegene Raffinerie zu— 
züglich Fracht und eines Großhandels-Suſchlags von 4% für die ein— 
zelnen Sorten zu berechnen. Nach 8 15 der Derordnung darf, wenn der 
Verkauf nicht durch eine Derbrauchszuckerfabrik erfolgt, außer dem Preis, 
der für diejenige Verbrauchszuckerfabrik gilt, die für den Beſtimmungsort 
unter Berückſichtigung der Preiſe am frachtgünſtigſten liegt, eine Der= 
gütung für die Frachtkoſten von dieſer Fabrik und ein Fuſchlag von 
höchſtens 4 vom Hundert des Preiſes gefordert und gezahlt werden. Dieſe 
Beſtimmungen gelten in vollem Umfang auch für die Kommunalverbände, 
und zwar auch dann, wenn Sucker nicht von der frachtgünſtigſten Raffinerie 
zugeteilt wird. Hat ein Kommunalverband einen oder mehrere Großhändler 
mit der Verteilung des Suckers beauftragt, jo darf ſich der Kommunalverband 
einen Anteil am Derdienite nur ſoweit ausbedingen, daß im Rahmen der 
geſetzlich feſtgelegten Preiſe dem Händler ein angemeſſener Nutzen verbleibt. 
An die Kommunalverbände. ; 


1916. 18. Oktober. 


Reichsſtelle für Druckpapier. 
R. K. (R. G. Bl. S. 1171.) 


Auf Grund der Derorönung des Bundesrats über Druckpapier vom 
18. April 1916% wird folgendes beitimmt: 


81 

Maſchinenglattes, holzhaltiges Druckpapier, das für den Druck von 
Tageszeitungen beſtimmt iſt, darf in der Seit bis zum 31. Oktober 1916 
nur zu den von der Keichsſtelle für Druchpapier feſtgeſetzten Preiſen ge— 
liefert werden. 

Cieferungsverträge über maſchinenglattes, holzhaltiges Druckpapier, die 
vor dem 1. Oktober 1916 mit Wirkung über dieſen Seitpunkt hinaus 
abgeſchloſſen ſind, gelten für den Monat Oktober 1916 als zu den von der 
Reichsſtelle feſtgeſetzten Preiſen abgeſchloſſen, ſoweit das Papier zum Drucke 
von Tageszeitungen beſtimmt und die Lieferung nn ihon vor dem 1. 
Oktober 1916 erfolgt iſt. N 


x) Derwaltungsvorſchriften Jahrgang 1916 J S. 289. 
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8 2 
Ueber Lieferungsverträge der in dem § 1 Abf. 2 bezeichneten Art 
haben die Dertragsteile der Reichsſtelle auf Verlangen Auskunft zu erteilen. 
Insbeſondere find Dertragsurkunden, Briefe und Rechnungen vorzulegen. 


83 
Ergeben ſich bei Anwendung des § 1 Streitigkeiten, ſo entſcheidet 
die Reichsſtelle endgültig. 
Die Dollitrekung der Entſcheidungen der Reichsitelle erfolgt unter 
entſprechender Anwendung der Dorſchriften der Sivilprozeßordnung. 


8 4 
Mit Gefängnis bis zu ſechs Monaten oder mit Geldſtrafe bis zu 
zehntauſend Mark wird beſtraft: 
1. wer vorſätzlich entgegen einer für ihn getroffenen Entſcheidung 
der Reichsſtelle maſchinenglattes, holzhaltiges Druckpapier zu einem 
anderen als dem von der Reichsitelle feitgejegten Preiſe abſetzt; 
2. wer die gemäß 8 2 erforderte Auskunft nicht innerhalb der 
geſetzten Friſt erteilt, die Einſicht in Dertragsurkunden, Briefe 
oder Rechnungen verweigert oder wiſſentlich unrichtige oder un— 
vollſtändige Angaben macht. 


85 
Die Bekanntmachung tritt mit dem Tage der Derkündung in Kraft. 


1916. 19. Oktober. 


Aenderung der Verordnung über untaugliches Schuhwerk 
vom 21. Juni 1916). 


R. K. (R. G. Bl. S. 1172.) 


Der Bundesrat hat auf Grund des 8 3 des Geſetzes über die Er— 
mächtigung des Bundesrats zu wirtſchaftlichen Maßnahmen uſw. vom 4. 
Augujt 1914 folgende Derordnung erlaſſen: 

1. Der 8 9 Abſ. 2 der Bekanntmachung über untaugliches Schuh: 
werk vom 21. Juni 19161) erhält nachſtehende Faſſung:— 
Schuhwerk, das nachweislich vor dem 10. Juli 1916 her: 
hergeſtellt iſt und den Vorſchriften des § 1 Abſ. 1 nicht entſpricht, 
darf bis auf weiteres in den Verkehr gebracht werden, wenn 
es mit einer entſprechenden Bezeichnung verſehen iſt. 
2. Die Derordnung tritt mit dem Tage der Derkündung in Kraft. 
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Ausführungsbeſtimmungen zu der Verordnung über untaugliches 
Schuhwerk vom 21 Juni 1916. 


R. M. (R. G. Bl. S. 1173.) 


Auf Grund des 82 der ODerordnung über untaugliches Schuhwerk 
vom 21. Juni 1916!) werden die Ausführungsbeitimmungen vom 22. 
Juni 19162) wie folgt abgeändert: 


) Derwaltungsvorſchriften Jahrgang 1914 I S. 857. 
1) Derwaltungsvorſchriften Jahrgang 1916 I S. 462. 
2) Perwaltungsvorſchriften Jahrgang 1916 I S. 464. 


950 1916... 19: Oktober. 


1. 
Im 81 wird dem Abi. 2 hinzugefügt: 
Dasſelbe gilt für geſtiftete Spangenſchuhe und Sandalen und für 
Schuhe, bei denen die Laufſohle und der Abſatz aus Holz N (Ariegs⸗ 
ſchuhe), auch ſolche mit aufgelegten Lederflecken. 


25 
Im 8 2 wird dem Abſ. 3 hinzugefügt: 
Bei holzabſätzen genügt eine Stärke von 3 Millimetern. 


3. 
Der 8 4 erhält folgende Faſſung: 
Die Bezeichnung der Stoffe, die geeignet ſind, Leder zu erſetzen, er— 
folgt durch Bekanntmachung im Sentralblatt für das Deutſche Keich. 


4. 

Der 85 Abſ. 2 erhält folgende Faſſung: 

Die im 8 9 Abſ. 2 der Derordnung vorgeſchriebene Bezeichnung iſt von 
demjenigen (Herſteller oder Händler) anzubringen, in deſſen Heſitze ſich die 
Ware befindet. Sie muß für die Lauflohle die an Stelle von Teder ver: 
wendeten Stoffe angeben, für den Abſatz genügt der Vermerk „Nicht aus: 
ſchließlich aus Leder oder zugelaſſenen Erſatzſtoffen“, für die übrigen Schuh— 
teile der Dermerk „Nicht überwiegend aus Leder oder zugelaſſenen Erſatz— 
ſtoffen“. 
Die Beſtimmungen treten mit dem Tage der Derkündung in Kraft. 


1916. 19. Oktober. 
Zuſchläge zu Futtermittelpreiſen. 
M. L. D. F. (m. Bl. L. D. F. S. 295.) 


An ſämtliche Provinzial⸗(Bezirks⸗)Futtermittelſtellen. 

Auf Grund der Bundesratsperordnung vom 5. Oktober 1916 über 
Futtermittel 8 10 Abſ. 3 (Keichs⸗Geſetzbl. S. 1108) und der Bundesrats- 
verordnung über zuckerhaltige Futtermittel vom gleichen Tage 8 9 Abſ. 3 
wird beſtimmt, daß die Provinzial-(Bezirks-)Suttermittelitellen bis zu 10% 
des ihnen von der Bezugsvereinigung der deutſchen Landwirte oder der 
Candesfuttermittelgeſellſchaft in Berlin in Rechnung geſtellten Preiſes für 
Futtermittel, die Kommunalverbände aber bis zu 2 % des ihnen von der 
Provinzial⸗(Bezirks⸗) Futtermittelſtelle in Mech geſtellten Preiſes als Wei⸗ 
terverkäufer erheben dürfen. 


An ſämtliche Herren Gberpräſidenten. 
Der Miniſter für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten. 


1916. 19. Oktober. 
Ausführungsbeſtimmungen zur Verordnung über Hülſenfrüchte 
vom 29. Juni 1916. (R G. Bl S. 846). 

M. H. G. M. L. D. §. M. J. (M. Bl. H. G. S. 363.) 


Bei dem Verkehre mit hülſenfrüchten ſind drei Arten von Saatgut 


zu unterſcheiden: 
a) „Anerkanntes Saatgut“ ſind ſolche Hülfenfrüchte aus anerkannten 
Saatgutwirtſchaften, auf welche ſich die Anerkennung erſtreckt. 
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Als anerkannte Saatgutwirtſchaften gelten ſolche Wirtſchaften, 
die in der Sondernummer des gemeinſamen Tarif-Derkehrsan- 
zeigers für den Güter- und Tierverkehr im Bereiche der Preußiſch⸗ 
Heſſiſchen Staatseiſenbahnverwaltung, der Militäreiſenbahnen, der 
Mecklenburgiſchen und Oldenburgiſchen Staatseiſenbahnen und 
der Norddeutſchen Privateiſenbahnen vom 16. September 1916 
nebſt Nachträgen, Ergänzungen und Berichtigungen aufgeführt 
ſind. 

„Saatgut, das durch eine Saatſtelle als zur Saat geeignet er— 
klärt iſt“. Die Suſtändigkeit der Saatſtellen iſt durch die Be— 
kanntmachung vom 25. Juli 1916 geregelt. 

c) „Nachweislich zum Gemüſeanbau beſtimmtes Saatgut“. Hierzu kann 
Saatgut jeder Herſtammung dienen, wenn es nur nachweislich 
zum Gemüſeanbau verwendet wird. 

Der Nachweis iſt in folgender Weiſe zu liefern: 

1. Will der Erwerber der hülſenfrüchte ſie ſelbſt zum Anbau als 
Gemüſe verwenden, jo hat er durch Beſcheinigung der Gemeinde— 
behörde des Anbauorts nachzuweiſen, welche Mengen an Saat: 
gut er zum Anbau braucht. Der Nachweis gilt als erbracht, 
wenn es ſich um Mengen von nicht mehr als 5 kg handelt. 
Die Beſcheinigung iſt von dem Deräußerer des Saatguts aufzu— 
bewahren. 

2. Will der Erwerber der hülſenfrüchte fie als Swiſchenhändler 
an Gemüſeanbauer weiter veräußern, ſo bedarf er dazu bei jedem 
Ankauf einer von der Gemeindebehörde auszuſtellenden Geneh⸗ 
migung, welche die Menge der anzukaufenden Hüljenfrüchte ſowie 
den Namen und Wohnort des Derkäufers enthalten muß. Die 
Genehmigung iſt von dem Derkäufer aufzubewahren. Die Ge— 
meindebehörde hat die ordnungsmäßige Derwendung der an Swi— 
ſchenhändler abgegebenen hülſenfrüchte zu überwachen. 


— 
— 


1916. 19. Oktober. 


Benzolbelenchtung. 
M. H. G. M. J. (M. Bl. H. G. S. 365.) 


Die im Vorjahre getroffenen Maßnahmen zur Derjorgung der Be— 
völkerung mit Kleinbeleuchtungsmitteln, insbeſondere mit Spiritus-Glüh— 
lichtlampen, haben inſofern nicht den gewünſchten Erfolg gehabt, als die 
Lieferung der erforderlichen Brennſpiritusmengen Schwierigkeiten begegnete, 
die zu beheben, die Spirituszentrale nicht in der Lage war. 

Für den kommenden Winter wird es nach Lage der Derhältnilje kaum 
möglich fein, fo große Mengen von Spiritus für Brennzwechke ſicherzu— 
ſtellen, daß ſich eine behördliche Förderung der Spiritusbeleuchtung recht— 
fertigen ließe. Es darf jedoch erwartet werden, daß für die durch die 
Spiritusglühlichtgeſellſchaft im Vorjahr in den Verkehr gebrachten Brenner 
der nötige Brennſtoff wird bereitgeſtellt werden können. Auch die Karbid- 
beleuchtung wird in der nächſten Beleuchtungsperiode den Bedarf an Klein: 
beleuchtungsmiteln, der aus der geringeren Derjorgungsmöglichkeit der Be⸗ 
völkerung mit Petroleum entſtanden iſt, nicht befriedigen können, da das 
Karbid, abgeſehen von feiner erheblichen Preisſteigerung, in hohem Maße 
von der Induſtrie zur unmittelbaren und mittelbaren Heritellung von Kriegs: 
bedarf benötigt wird, ſeine Derwendung zu Beleuchtungszwecken alſo voraus⸗ 
ſichtlich ſtark eingeſchränkt werden muß. Da auch der Ausdehnung der 
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elektriſchen und der Gasbeleuchtung infolge des Mangels an Perſonal zur 
Herſtellung der Anſchlüſſe und des dafür benötigten Materials nicht zu 
unterſchätzende Schwierigkeiten entgegenſtehen, ſo ſind die Möglichkeiten 
für die Bevölkerung, weitere Kleinbeleuchtungsmittel heranzuziehen, eng 
begrenzt. Als einziger im Inlande noch verfügbarer Beleuchtungsſtoff 
kommt das Benzol in Betracht, obwohl nicht verkannt wird, daß ſeine 
Verwendung bei ungenügender Aufmerkjamkeit nicht ungefährlich iſt. Da 
aber unter den obwaltenden Umſtänden die mit der Benzolbeleuchtung 
verbundenen Gefahren immerhin gegenüber dem völligen Mangel an Be— 
leuchtungsmitteln als das kleinere Uebel anzuſehen ſind, ſo ſind ſchon ſeit 
längerer Zeit Verhandlungen der beteiligten Stellen geführt worden, um 
die Dorausſetzungen zu prüfen, unter denen Benzol-Glühlichtlampen der 
Bevölkerung in die Hand gegeben werden können. Hierbei waren die 
Sicherſtellung der erforderlichen Benzolmengen, die Heritellung geeigneter 
Brenner aus nicht beſchlagnahmten Metallen und die Aufſtellung von 
Sicherheitsvorſchriften für die Derwendung des Benzols in ſolchen Lampen 
in Betracht zu ziehen. 


Was die Sicheritellung der erforderlichen Benzolmengen betrifft, fo - 
muß von vornherein darauf hingewieſen werden, daß zurzeit überflüſſige 
Benzolmengen nicht mehr vorhanden ſind, daß vielmehr das Kriegsminiſte— 
rium das Erſuchen an die ſtellvertretenden Generalkommandos gerichtet 
hat, die ſeinerzeit aufgehobenen beſchränkenden Beſtimmungen über die 
Abgabe von Benzol wieder in Kraft zu ſetzen. Es iſt jedoch dafür geſorgt 
worden, daß die Abgabe von Benzol auf Bezugsſchein der Kriegs-Klein⸗ 
beleuchtungsgeſellſchaft m. b. h. Berlin, Leipziger Straße 2, von dieſer 
Maßnahme nicht betroffen wird. Dieſe Kriegsgeſellſchaft iſt als Nach— 
folgerin der Spiritus-Glühlichtgeſellſchaft zum Swecke des Dertriebs mög— 
lichſt zuverläſſiger Benzollampen unter Mitwirkung der Reichs- und Staats- 
behörden gegründet worden. Das für die Bezugsſcheine benötigte Benzol 
iſt bei der Deutſchen Benzolvereinigung (D. B..) zu Bochum ſichergeſtellt 
und wird in deren Dertriebsitellen auf die vorerwähnten Bezugsſcheine ab— 
gegeben. Jeder in den Derkehr gebrachten Benzollampe der Kriegsgefell- 
ſchaft wird ein ſolcher Bezugsſchein beigegeben. Auf dieſem iſt gleichzeitig 
die nächſte Hauptvertriebsſtelle der D. B. D. bezeichnet. Es iſt Sorge dafür 
getragen, daß die Hauptvertriebsſtellen an allen Orten, wohin Benzolbrenner 
verkauft werden, alsbald Nebenvertriebsſtellen einrichten, nachdem ihnen 
von den Lampen⸗ Großhändlern mitgeteilt worden iſt, an welche Detailliſten 
ſie Brenner verkauft haben. Im Kleinhandel wird alſo Benzol gegen 
Bezugsſchein in den Haupt- und Nebenvertriebsſtellen der D. B. D. zu kaufen 
fein, und zwar liter- und halbliterweiſe zum feſtgeſetzten Höchſtpreis von 
55 bezw. 28 Pfg. Flaſchen ſind von den Käufern mitzubringen und wer⸗ 
den von den Verkäufern nach Anweiſung der D. B. D. mit roten Setteln 
beklebt werden, auf denen die Derhaltungsregeln beim Gebrauche x 
Benzols angegeben ſind. 


Der zweite Punkt — die herſtellung geeigneter e — 
iſt dadurch als erledigt zu betrachten, daß es der Kriegs- Kleinbeleuchtungs⸗ 
geſellſchaft gelungen iſt, unter Benutzung des früheren Modells der Spiritus— 
Glühlichtlampen einwandfreie Benzolbrenner von 40—60 Kerzenſtärke bei 
durchſchnittlich 40 g ſtündlichem Benzolverbrauch herzuſtellen. Die Klein- 
händler ſich verpflichtet, den Brenner zum Preiſe von 4,75 Mk. abzugeben. 
Kuch die Preiſe der Zubehörteile ſind von der Kriegs- Kleinbeleuchtungs= 
geſellſchaft in angemeſſener Höhe feſtgeſetzt. Die Händler ſind an die 
Innehaltung der Preile durch Verpflichtungsſcheine gebunden. Jedem Bren⸗ 
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ner werden Derhaltungsregeln beigegeben, durch welche die Bevölkerung über 
die Gefahren unſachgemäßer Bedienung der Brenner aufgeklärt wird. 

Die von der Kriegs-Kleinbeleuchtungsgeſellſchaft und der D. B. D. durch 
Beigabe der Derhaltungsmaßregeln für den Gebrauch des Benzols und 
der Lampen getroffenen Sicherheitsmaßnahmen find bei gewiſſenhafter Be⸗ 
achtung ausreichend, um die Bedenken gegen die Verwendung des an ſich 
feuergefährlichen Benzols als Brennſtoff jo weit zu mindern, daß der Be- 
völkerung anheimgegeben werden kann, ji bei Mangel an anderen Be: 
leuchtungsmitteln der Benzol-Glühlichtbeleuchtung zuzuwenden. Auf die 
Seuerverjicherungsgefellihaften wird eingewirkt werden, damit fie der Ein— 
führung dieſes Beleuchtungsſtoffs durch ihre Derſicherungsbedingungen keine 
Erſchwerungen bereiten. 

Wir erſuchen Sie, die vorſtehenden Mitteilungen über die Benzolbe— 
leuchtung der Bevölkerung in, geeigneter Weiſe bekannt zu geben, jedoch 
dabei eindringlich darauf hinzuweiſen, daß die Beachtung der vorgenannten 
Sicherheitsmaßnahmen unbedingte Dorausſetzung für eine gefahrloſe Der: 
wendung des Benzols und der Benzollampen ſind. Die Ueberſendung eines 
beſonderen Merkblatts, in dem die Gefahren der Benzolbeleuchtung in 
allgemein verſtändlicher Weiſe beſprochen und die Dorſichtsmaßregeln der 
Kriegs⸗Kleinbeleuchtungsgeſellſchaft und der D. B. D. begründet werden, 
bleibt vorbehalten. 


An die Herren Regierungspräfidenten und den Herrn Polizeipräſidenten 
in Berlin. 


1916. 20. Oktober. 


Feſtſetzung von Grundpreiſen für verdorbene Speiſefette und die 
Preisſtellung für den Weiterverkauf im Großhandel, 


Kriegsernährungsamt (R. G. Bl. S. 1174.) 


Auf Grund der §8 25, 28 der verordnung über Speiſefette vom 20. 
Juli 1916 und des 81 der Bekanntmachung über die Errichtung eines 
Kriegsernährungsamts vom 22. Mai 1916*) wird beſtimmt: 


81 
Der Grundpreis für verdorbene Butter wird auf 30 Mark unter 
dem Grundpreis für abfallende Ware für je 50 Kilogramm feſtgeſetzt. 
Der Grundpreis für verdorbene Margarine wird auf 120 Mark und 
für ſonſtige verdorbene Fpeiſefette einſchließlich Speiſeknochenfett auf 175 
Mark für je 50 Kilogramm feſtgeſetzt. 


8 2 
Beim Weiterverkaufe verdorbener Speiſefette im Großhandel dürfen 
den im 8 1 feſtgeſetzten Preiſen nicht mehr als insgeſamt 4 Mark für 
je 50 Kilogramm zugeſchlagen werden. 


8 3 
Als verdorben im Sinne dieſer Vorſchrift gelten Speiſefette, die für 
den menſchlichen Genuß nicht geeignet ſind. 


8 4 
Dieſe Beſtimmung tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft. 


) Verwaltungsvorſchriften Jahrgang 1916 J S. 480. 
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1916. 20. Oktober. 
Anſtellung von Lehrern und Lehrerinnen an Jortbildungsſchulen. 
M. H. G. (M. Bl. H. 6. S. 377.) 


In Anſchluß an den Erlaß vom 7. Mai d. J., betreffend Anitellungs= . 
fähigkeit als Lehrer an Fortbildungsſchulen, beſtimme ich, daß den von. 
preußiſchen Handelshochſchulen ausgeſtellten Seugniſſen über die Ablegung 
der Handelslehrerprüfung die von der Handelshochſchule in Leipzig er— 
teilten Seugniſſe gleichzuſtellen find. 

Mit der Königlich Sächſiſchen Regierung iſt vereinbart worden, daß. 
in Sachſen ebenfalls die auf preußiſchen Handelshochſchulen erworbenen 
Seugniſſe den ſächſiſchen gleichwertig erachtet werden. 

An die Herren Regierungspräfidenten, den Herrn Oberpräſidenten in Potsdam. 
und den Herrn Polizeipräſidenten hier. 


1916. 20. Oktober. 
Abänderung der Verordnung über Käſe vom 13. Januar 1916. 
R. K. (K. G. Bl. S. 1175.) 


Der Bundesrat hat auf Grund des 8 3 des Geſetzes über die Er— 
mächtigung des Bundesrats zu wirtſchaftlichen Maßnahmen uſw. vom 4. 
Auguſt 1914*) folgende Verordnung erlaſſen: 


Artikel I 
Die Derordnung über Käſe vom 13. Januar 1916**) wird wie folgt 


geändert: 
1. Der § erhält folgende Faſſung: 
Für den Derkauf von Käſe werden folgende Rache feſtgeſetzt: 


Herſteller⸗ Kleinver⸗ 


preis bandeledeis kaufspreis 
für 50 kg 555 50 kg für 05 kg 
in Mark n Mark in Mark 
1 
Hartkäſe 


1. Rundkäje nach Schweizer Art (Em⸗ 

menthaler) mit einem Fettgehalte 

von weniger als 30 vom Hundert, 

aber von wenigſtens 25 vom Hun⸗ 

dert der Trockenmaſſe 100 110 1,50 
2. Tilſiter, Elbinger, Wilſtermarſch— 

käſe, Käſe nach Holländer (Gouda, 

Edamer) Art und anderer Hartkäſe 

mit einem Fettgehalte von wenig— 

ſtens 25 vom Hundert der Trocken⸗ ö 

maſſe 100 110 1,30 
3. Cilſiter, Elbinger, Wilſtermarſch⸗ 

käſe, Käſe nach Holländer (Gouda, 

Edamer) Art und anderer Hartkäſe 

mit einem Fettgehalte von wenig⸗ 

ſtens 10 vom Hundert der Trocken⸗ ü 

maſſe ö 70 80 1,00 


9 Derwaltungsvorſchriften Jahrgang 1914 J S. 857. 
*) Perwaltungsvorſchriften Jahrgang 1916 I S. 27. 


— 
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II 
Weichkäſe 


Weichkäſe nach Camembert, Brie, 


Neuſchateller, Münſter Art mit 
einem Fettgehalte von wenigſtens 
25 vom Hundert der Trockenmaſſe 


Weichkäſe mit einem Fettgehalte 


von wenigſtens 25 vom Hundert 
der Trockenmaſſe, in Stücken von 
60 oder 120 Gramm verpackt 
(Frühſtücks⸗ oder Delikateßkäſe) 


Weichkäſe nach Camembert, Brie, 


Neuſchateller, Münſter Art mit 
einem Fettgehalte von wenigſtens 


10 vom Hundert der Trockenmaſſe 
Weichkäſe nach Limburger Art 


(Backſtein⸗ und Romadurkäfe) mit 
einem Fettgehalte von wenigſtens 


15 vom Hundert der Trockenmaſſe 
in Stücken von 60 oder 


120 Gramm rerpackt (Frühſtücks⸗ 
oder Delikateßkäſe) mit einem Fett⸗ 
gehalte von wenigſtens 15 vom 
Hundert der Trockenmaſſe 


Weichkäſe nach Limburger Art 


(Backſtein⸗ und Romadurkäſe) mit 
einem Settgebalte von wenigſtens 
10 vom hundert der Trockenmaſſe 
in Stücken von 60 oder 
120 Gramm verpackt (Frühſtücks⸗ 
oder Delikateßkäſe) mit einem Fett⸗ 
gehalte von wenigſtens 10 vom 
Hundert der Trockenmaſſe 


. Weichkäje mit einem Settgehalte 


von weniger als 10 vom Hundert 
der Trockenmaſſe 
III 
Quark und Quarkkäſe 


Gepreßter Quark Gohſtoff für 


Quarkkäſe) mit einem Waſſerga⸗ 
halte von höchſtens 68,5 vom 
Hundert 


. Speilequark mit einem Waſſerge— 


halte von höchſtens 75 v. Hundert 


Friſcher, leicht angereifter Quark⸗ 


käſe (Harzer, Mainzer, pitz⸗, 
Stangen⸗, Fauſt⸗ u. ähnlicher Käſe) 


. Gereifter Quarkkäle (Harzer, 


Mainzer, Spitz-, Stangen⸗, Fauſt⸗ 
und ähnlicher Käſe) mit einem 
weißen Kerne von höchſtens zwei 
Dritteln der Schnittfläche 


in Mark 


100 


85 


80. 


60 


70 


65 


50 


50 
48 


65 


80 


Groß⸗ 
handelspreis 

für 50 kg 

in Mark 


110 


95 


90 


70 


80 


65 


75 


60 


75 


90 


955 


Kleinver⸗ 
kaufspreis 
für 0,5 kg 

in Mark 


1,30 


0,95 


0,80 


1,05 
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Herſtellerpreis iſt der Preis, der beim Verkaufe durch den Herſteller, 
Großhandelspreis der Preis, der beim Derkaufe durch den 1 nicht 
überſchritten werden darf, vorbehaltlich der Dorſchrift im Abſ. 3. Der- 
kauft der Herjteller ohne Dermittlung des Großhandels, jo kann er zum 
Großhandelspreiſe verkaufen. 

Kleinverkaufspreis it der Preis, der beim Derkaufe durch den Her⸗ 
ſteller oder händler an den Verbraucher in Mengen von nicht mehr als 
fünf Kilogramm nicht überſchritten werden darf. Beim Derkaufe von 
Bruchteilen eines Pfundes darf nur der dieſem Bruchteil entſprechende 
Press berechnet werden. Bruchteile von Pfennigen dürfen nur auf den 
nächſtfolgenden Pfennig erhöht werden. 

Der Herſtellerpreis und der Großhandelspreis ſchließen die Koiten 
der handelsüblichen Derpackung, der Beförderung bis zur nächſten Der: 
ladeſtelle und der Verladung daſelbſt ein. Wird der Kaufpreis länger als 
dreißig Tage geſtundet, ſo dürfen ihm bis zu zwei vom Hundert Jahres— 
zinſen über Reichsbankdiskont zugeſchlagen werden. 

2. Der 8 4 erhält folgende Faſſung: 

Die Landeszentralbehörden oder die von ihnen beitimmten Behörden 
können für den Derkauf durch den Handel Suſchläge zum Großhandelspreiſe 
feſtſetzen. Der Kleinverkaufspreis (§ 1) bleibt hiervon unberührt. 

3. Im 85 Abj. 2 iſt hinter den Worten „nach Roquefort:Art” ein 
zufügen „ſowie für Schafkäſe aller Art“. 

4. Hinter 85 wird folgender § 5a neu eingefügt: 

Der gewerbsmäßige Poſt⸗ und Frachtverſand von Käſe Se den 
Herſteller oder eine von ihm beauftragte Perſon an den Verbraucher iſt 
verboten. Die Landeszentralbehörden oder die von ihnen beſtimmten Be— 
hörden können Ausnahmen zulaſſen. 

5. Im § 12 Nr.] iſt hinter den Worten „des § 5 Abſ. !“ einzu: 
fügen „§ 5 4“. 

6. Der 8 15 erhält folgende Faſſung: 

Der Reichskanzler beſtimmt den Zeitpunkt des Außerkrafttretens dieſer 
Verordnung. 

Artikel II 

Die Bekanntmachung über Aenderung der Preiſe für Quark und 

Quarkkäſe vom 18. März 1916 (Keichs⸗Geſetzbl. S. 176) wird aufgehoben, 


Artikel III 
Der Keichskanzler wird ermächtigt, den Wortlaut der Derordnung 
über Käſe vom 13. Januar 1916 (keichs⸗Geſetzbl. S. 1), wie er ſich 
aus den Aenderungen durch dieſe Derordnung ergibt, unter dem Tage dieſer 
Verordnung im Reichs-Geſetzblatt bekanntzumachen. 


Artikel IV 
Dieſe Verordnung tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft. 
1916. 20. Oktober. 
Bekanntmachung der neuen Faſſung der Verordnung über Käſe. 
R. K. (R. G. Bl. S. 1179.) 


Auf Grund des Artikel III der Verordnung, betreffend Abänderung der 
Verordnung über Käſe vom 13. Januar 19160, vom 20. Oktober 1916 
wird die neue Faſſung der Verordnung über Käſe nachſtehend bekannt- 
gegeben. 


*) Derwaltungsvorſchriften Jahrgang 1916 I S. 27. 
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Verordnung über Käſe. 
Vom 20. Oktober 1916. 


81 
Für den Verkauf von Käſe werden folgende höchſtpreiſe feſtgeſetzt: 


Herſteller⸗ Groß⸗ Kleinver⸗ 
preis handelspreis kaufspreis 
für 50 kg für 50 kg für 0,5 kg 
in Mark in Mark in Mark 
I 
Hartkäſe 


. Rundkäje nach Schweizer Art (Em⸗ 
menthaler) mit einem Fettgehalte 
von weniger als 30 vom Hundert, 
aber von wenigſtens 25 vom Hun— 
dert der Trockenmaſſe 100 110 150 
. Tilfiter, Elbinger, Wilſtermarſch— 
käle, Käſe nach Holländer (Gouda, 
Edamer) Art und anderer Hartkäſe 
mit einem Fettgehalte von wenig⸗ 
ſtens 25 vom Hundert der Troden: 
maſſe 100 110 1,30 
. Tilfiter, Elbinger, Wilſtermarſch⸗ 
käſe, Käſe nach Holländer (Gouda, 
Edamer) Art und anderer Hartkäſe 
mit einem Fettgehalte von wenig⸗ 
ſtens 10 vom Hundert der Trocken: 
maſſe 70 80 1,00 
II 
Weichkäſe 
. Weid;käfe nach Camembert, Brie, 
Neuſchateller, Münſter Art mit 
einem Fettgehalte von wenigſtens 
25 vom Hundert der Trockenmaſſe 100 110 1,50 
Weichkäſe mit einem Fettgehalte 
von wenigſtens 25 vom Hundert 
der Trockenmaſſe, in Stücken von 
60 oder 120 Gramm verpackt 
(Frühſtücks⸗ oder Delikateßkäſe) 85 95 1,20 
Weichkäſe nach Camembert, Brie, 
Neuſchateller, Münſter Art mit 
einem Fettgehalte von wenigſtens 
10 vom Hundert der Trockenmaſſe 80 90 1,10 
Weichkäſc nach Limburger Art 
(BackſteinQ⸗ und Romadurkäſe) mit 
einem Fettgehalte von wenigſtens 
15 vom Hundert der Trockenmaſſe 60 70 0,85 
in Stücken von 60 oder 
120 Gramm verpackt (Frühſtücks⸗ 
oder Delikateßkäſe) mit einem Fett⸗ 
gehalte von wenigſtens 15 vom 
Hundert der Trockenmaſſe 70 80 0,95 
. Weihkäle nach Limburger Art 
(Backſtein⸗ und Romadurkäſe) mit 
einem Settgehalte von wenigſtens 
10 vom Hundert der Trockenmaſſe 55 65 0,80 
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Herſteller⸗ Groß⸗ Kleinver⸗ 
preis handelsprei& kaufspreis⸗ 

für 50 leg für 50 kg für 05 ke 

in Mark in Mark iu Mark 


in Stücken von 60 oder 

120 Gramm verpackt (Frühſtücks⸗ 

oder Delikateßkäſe) mit einem Fett⸗ 

gehalte von wenigſtens 10 vom 
Hundert der Trockenmaſſe 65. 75 0,90 

6. Weichkäſe mit einem Settgehalte 

von weniger als 10 vom Hundert 
der Trockenmaſſe 50 60 9,75 


Quark und Quarkkäſe . 
1. Gepreßter Quark (Rohſtoff für 


Quarkkäſe) mit einem Waſſerga⸗ 
halte von höchſtens 68,5 vom 


Hundert 50 ee en 
2. Speiſequark mit einem Waſſerge⸗ 
halte von höchſtens 75 v. Hundert 48 — 0,60 


3. Friſcher, leicht angereifter Quark⸗ 
käſe (Harzer, Mainzer, Spib:, 
Stangen⸗, Fauſt⸗ und ähnlicher | 
Häſe) 65 75 0,90 
4. Gereifter Muarkkäſe (harzer, 
Mainzer, Spitz⸗, Stangen, Fauſt⸗ 
und ähnlicher Käſe) mit einem 
weißen Herne von höchſtens zwei 
Dritteln der Schnittfläche 80 90 1,05 


Herſtellerpreis iſt der Preis, der beim Verkaufe durch den Herſteller, 
Großhandelspreis der Preis, der beim Verkaufe durch den Handel nicht 
überſchritten werden darf, vorbehaltlich der Dorſchrift im Abſ. 3. Der⸗ 
kauft der Beriteller ohne Vermittlung des Großhandels, jo kann er zum 
Großhandelspreiſe verkaufen. 

Kleinverkaufspreis iſt der Preis, der beim Verkaufe durch den her⸗ 
ſteller oder händler an den Derbraucher in Mengen von nicht mehr als 
fünf Kilogramm nicht überſchritten werden darf. Beim Verkaufe von 
Bruchteilen eines Pfundes darf nur der dieſem Bruchteil entſprechende 
Preis berechnet werden. Bruchteile von Pfennigen dürfen nur auf den 
nächſtfolgenden Pfennig erhöht werden. i 

Der herſtellerpreis und der Großhandelspreis ſchließen die Koiten 
der handelsüblichen Derpackung, der Beförderung bis zur nächſten Der⸗ 
ladeſtelle und der Verladung daſelbſt ein. Wird der Kaufpreis länger als 
dreißig Tage geſtundet, ſo dürfen ihm bis zu zwei vom Hundert Jahres- 
zinſen über Reichsbankdiskont zugeſchlagen werden. 


Der Reichskanzler kann zur Berückſichtigung veränderter Geſtehungs- 
koſten die Höchſtpreiſe nach Anhörung von Sachverſtändigen abändern. 


83 
Die Landeszentralbehörden oder die von ihnen beſtimmten Behörden 
können zur Berückſichtigung der beſonderen Derhältniſſe in den verjchie- 
denen Wirtſchaftsgebieten Abweichungen von den höchſtpreiſen für ihren 
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Bezirk oder Teile ihres Bezirkes anordnen. Su Abweichungen nach oben 
iſt die Suſtimmung des Keichskanzlers erforderlich. 

Sie können innerhalb der für die einzelne Käfeart feſtgeſetzten höchſt⸗ 
grenze beſondere höchſtpreiſe für einzelne Käſeſorten feſtſetzen. 

Bei Verſchiedenheit der Preiſe am Orte der landwirtſchaftlichen oder 
gewerblichen Niederlaſſung oder am Wohnort des Käufers und des Der- 
käufers ſind die für den Ort der landwirtſchaftlichen oder gewerblichen 
Niederlafjung oder den Wohnort des Derkäufers geltenden Preiſe maßgebend. 


84 
Die Landeszentralbehörden oder die von ihnen beitimmten Behörden 
können für den Derkauf durch den Handel Suſchläge zum Großhandelspreiſe 
feſtſetzen. Der Kleinverkaufspreis (8 1) bleibt hiervon unberührt. 


85 

Die Beritellung von anderem Käfe als dem, für den im § 1 höchſt— 
preiſe feſtgeſetzt ſind, iſt verboten. 

Dies gilt nicht für Kräuterkäſe und für Käfe nach Roquefort-Art 
ſowie für Schafkäſe aller Art. 

Die Landeszentralbehörden können weitere Einſchränkungen der Er: 
zeugung hinſichtlich der Käſeſorten und der Heritellungsmengen der ein: 
zelnen Käſeſorten treffen. 

8 5a 

Der gewerbsmäßige Poſt⸗ und Frachtverſand von Käfe durch den 
Herſteller oder eine von ihm beauftragte Perſon an den Derbrauder iſt 
verboten. Die Landeszentralbehörden oder die von ihnen beſtimmten Be— 
hörden können Ausnahmen zulaſſen. 


8 6 5 

Die Dorſchriften der Verordnung finden keine Anwendung auf Käſe, 
der im Ausland hergeſtellt iſt. 

Der Reichskanzler kann Beſtimmungen über den Derkehr mit dieſem 
Käſe treffen. Soweit er von dieſer Befugnis keinen Gebrauch macht, können 
die Candeszentralbehörden Beſtimmungen über den Dertrieb und die Preis— 
tellung dieſer Käſe im Kleinhandel treffen. Dabei kann beſtimmt werden, 
daß Suwiderhandlungen gegen dieſe Beſtimmungen mit Gefängnis bis zu 
ſechs Monaten oder mit Geldſ ſtrafe bis zu fünfzehnhundert Mark beitraft 
werden. 

8 7 


Die Beamten der Polizei und die von der Polizei beauftragten Sach— 
verſtändigen find befugt, in die Geſchäftsräume, in denen Käfe hergeſtellt, 
gelagert oder verkauft wird, jederzeit einzutreten, daſelbſt Beſichtigungen 
vorzunehmen, Geſchäftsaufzeichnungen einzuſehen und nach ihrer Auswahl 
Proben zur Unterſuchung gegen Empfangsbeſtätigung zu entnehmen. 

Die Unternehmer und Leiter von Betrieben, in denen Käſe hergeſtellt 
oder verkauft wird, ſind verpflichtet, den Beamten der Polizei und den 
Sachverſtändigen Auskunft über das Derfahren bei herſtellung der Er: 
zeugniſſe und über die zur Derarbeitung gelangenden Stoffe, insbeſondere 
auch über deren Menge und Herkunft, zu erteilen. 

88 

Die Sachverſtändigen ſind vorbehaltlich der dienſtlichen Berichterſtattung 
und der Anzeige von Geſetzwidrigkeiten verpflichtet, über die Einrichtungen 
und Geſchäftsverhältniſſe, welche durch die Aufſicht zu ihrer Kenntnis 


61° 


960 1916. 20. Oktober. 


kommen, Derjchwiegenheit zu beobachten und ſich der Mitteilung und Der: 
wertung der Geſchäfts⸗ und Betriebsgeheimniſſe zu enthalten. Sie ſind 
hierauf zu vereidigen. 


89 
Die Unternehmer von Betrieben, in denen Käje hergeſtellt oder ver— 
kauft wird, haben einen Abdruck dieſer Derordnung in ihren Betriebs- und 
Derkaufsräumen auszuhängen. 


810 
Die Landeszentralbehörden erlaſſen die Beſtimmungen zur Ausführung 
dieſer Derorönung. Sie können beſtimmen, daß Suwiderhandlungen gegen 
dieſe Beſtimmungen mit Gefängnis bis zu ſechs Monaten oder mit Geld— 
ſtrafe bis zu fünfzehnhundert Mark beſtraft werden. 


811 


Der Reichskanzler kann Ausnahmen von den Dorſchriften dieſer Der- 
ordnung zulaſſen. 


8 12 


Mit Gefängnis bis zu ſechs Monaten oder mit Geldſtrafe bis zu 
Be Mark wird beitraft: 
. wer den Dorſchriften des 8 5 Abſ. 1, 85a, S 7 Abj. 2 oder den 
nach 85 Abſ. 3 erlaſſenen Beſtimmungen zuwiderhandelt; 
2. wer der Dorſchrift des 8 8 zuwider Derfchwiegenheit nicht be— 
ä obachtet oder der Mitteilung oder Verwertung von Geſchäfts- oder 
Hetriebsgeheimniſſen ſich nicht enthält; 
3. wer den im 89 vorgeſchriebenen Aushang unterläßt. 


Im Falle der Nr. 2 tritt die Verfolgung nur auf Antrag des Unter— 
nehmers ein. N 


8 13 

Die zuſtändige Behörde kann Betriebe ſchließen, deren Unternehmer 
oder Leiter ſich in Befolgung der Pflichten unzuverläſſig zeigen, die ihnen 
durch dieſe Verordnung oder die dazu erlaſſenen Beſtimmungen auferlegt: 
ſind. 

Gegen die Verfügung iſt Beſchwerde zuläſſig. Ueber die Beſchwerde ent— 
ſcheidet die höhere Derwaltungsbehörde endgültig. Die Beſchwerde be= 
wirkt keinen Aufjchub. 


814 

Die Höchſtpreiſe dieſer Verordnung und die auf Grund dieſer Der: 
ordnung feſtgeſetzten Preiſe ſind höchſtpreiſe im Sinne des HGeſetzes, be— 
treffend Höchſtpreiſe, vom 4. Augult 1914 in der Faſſung der Bekannt- 
machung vom 17. Dezember 1914 (Keichs⸗Geſetzbl. S. 516) in Verbindung 
mit den Bekanntmachungen vom 21. Januar 1915 (Keichs⸗Geſetzbl. S. 25) 
und vom 23. September 1915 (Keichs-Geſetzbl. S. 603). 

Die Verordnung, betreffend Einwirkung von Hhöchſtpreiſen auf laufende 
Verträge, vom 11. November 1915 (Keichs-Geſetzbl. S. 758) findet auf 
Verträge über Lieferung von Käfe entſprechende Anwendung; die nach 8 2 
Abſ. 2 Satz 2 dem Derkäufer von Milch und Butter zuſtehende Befugnis, 
das Schiedsgericht anzurufen, ſteht auch dem Derkäufer von Käſe zu. 


15 


8 
Der Reichskanzler beſtimmt den Seitpunkt des Außerkrafttretens dieſer 
Verordnung. 
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1916. 20. Oktober. 
Durchfuhr von Fiſchen und von Zubereitungen von Fiſchen. 
R. K. (K. G. Bl. S. 1185.) 


Auf Grund des 8 3 der Derordnung des Bundesrats über die Einfuhr 
von Salzheringen vom 17. Januar 1916 in der Faſſung der Derordnung 
vom 4. April 1916**) und auf Grund der Bekanntmachung über die Ein- 
fuhr von Fiſchen und von. e von Fiſchen vom 30. September 
1916 wird folgendes beſtimmt: 


Artikel I 
Die Durchfuhr von Fiſchen, mit Ausnahme von fricchen (lebenden 
und nicht lebenden) Fiſchen und die Durchfuhr von Zubereitungen von 
90 über die Grenzen des Deutſchen Reiches iſt bis auf weiteres ver— 
oten. 
Artikel II 


Die Beſtimmung tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft. 


1916. 21. Oktober. 
Abſatz von Weißkohl 
R. K. (K. G. Bl. S. 1187.) 


Auf Grund der Bekanntmachung über Kriegsmaßnahmen zur Siche— 
rung der Dolksernährung vom 22. Mai 19160 wird verordnet: 


f 81 

Die Reichsitelle für Gemüſe und OGbſt kann für beſtimmte, örtlich 
abgegrenzte Gebiete beſtimmen, daß Weißkohl nur mit ihrer Genehmigung 
abgeſetzt werden darf. Sum Abſatz an Derbraucher innerhalb des Gebiets 
bedarf es der Genehmigung nicht, ſofern nicht mehr als 10 Kilogramm an 
den gleichen Verbraucher abgeſetzt werden. Die Keichsſtelle für Gemüſe 
und Obſt kann die höchſtmenge anderweit beſtimmen und einen höchſtpreis 
für den Abſatz unmittelbar an die Derbraucher feſtſetzen. 

. Soweit die Keichsſtelle für Gemüſe und Obſt von der Befugnis des 
Abſ. 1 Gebrauch macht, haben die Beſitzer von Weißkohl der Geſchäfts⸗ 
abteilung der Keichsſtelle, G. m. b. H. in Berlin auf Erfordern Auskunft 
über die Ware zu geben. Sie jind ferner verpflichtet, die Ware pfleglich 
zu behandeln; der Derbrauch und die Derarbeitung im eigenen Haushalt 
oder Betriebe bleiben zuläſſig, die Derfütterung jedoch nur, ſoweit der 
Weißkohl zum menſchlichen Genuſſe nicht geeignet iſt. 


82 

In den Fällen des § 1 Abſ. ! haben die Beſitzer von Weißkohl auf 
Verlangen der Keichsſtelle für Gemüſe und Obſt die Ware an deren Ge⸗ 
ſchäftsabteilung, G. m. b. h. in Berlin oder die von dieſer beſtimmten 
Stellen käuflich zu liefern und auf Abruf zu verladen. 

Die Geſchäftsabteilung der Reichsſtelle für Gemüſe und Obſt, G. m. b. H. 
in Berlin oder die von ihr beſtimmten Stellen haben für die Ware einen 
angemeſſenen Uebernahmepreis zu zahlen. Dieſer darf den von der Keichs⸗ 


*) Perwaltungsvorſchriften Jahrgang 1916 I S. 34. 
9 Perwaltungsvorſchriften Jahrgang 1916 I S. 232. 
x) Derwaltungsvorſchriften Jahrgang 1916 I S. 379. 
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ſtelle für Gemüfe und Obſt nach Anhörung von Sachverſtändigen für das 
Gebiet feſtgeſetzten Preis nicht überſteigen. 

Erfolgt die Ueberlaſſung nicht freiwillig, ſo kann das Eigentum auf 
Antrag der Geſchäftsabteilung der Reichsitelle durch Anordnung der zu: 
ſtändigen Behörde auf die in dem Antrag bezeichnete Perſon übertragen 
werden. Die zuſtändige Behörde ſetzt den Uebernahmepreis endgültig feſt. 
Der Uebernahmepreis muß niedriger ſein, als der nach Abſ. 2 feſtgeſetzte 
Preis. 

83 

Streitigkeiten, die ſich zwiſchen den Beteiligten aus der Anwendung 
des § 2 ergeben, werden, vorbehaltlich der Vorſchrift im 8 2 Abſ. 3, end— 
gültig von der höheren Derwaltungsbehörde des Ortes entſchieden, an 
dem ſich die Ware zur Seit der Stellung des Derlangens auf käufliche 
Ueberlaſſung befindet. 


84 
Die Landeszentralbehörden beſtimmen, wer als höhere Derwaltungs— 
behörde und zuſtändige Behörde im Sinne dieſer Verordnung anzuſehen iſt. 


85 
Mit Gefängnis bis zu einem Jahre und mit Geldſtrafe bis zu zehn: 
tauſend Mark oder mit einer dieſer Strafen wird beitraft: 

1. wer Weißkohl ohne die nach 81 Abſ. 1 erforderliche Genehmi— 
gung abſetzt, 

2. wer den nach 81 Abf.! feſtgeſetzten Preis überſchreitet oder 
einen andern zum Abſchluß eines Dertrags auffordert, durch den 
der Preis überſchritten wird, oder ſich zu einem ſolchen Vertrage 
erbietet; 

3. wer eine von ihm nach $ 1 Abſ. 2 erforderte Auskunft nicht in 
der geſetzten Friſt erſtattet oder wiſſentlich unrichtige oder un— 
vollſtändige Angaben macht oder der ihm obliegenden Pflicht 
zur pfleglichen Behandlung nicht nachkommt; 

4. wer dem nach § 2 Abi. 1 geſtellten Derlangen, Weißkohl zu 
liefern und zu verladen, nicht nachkommt. 

Neben der Strafe können die Gegenſtände, auf die ſich die ſtrafbare 
Handlung bezieht, eingezogen werden, ohne Unterſchied, ob ſie dem Täter 
gehören oder nicht. 


6 
Dieſe Verordnung tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft. 
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Anordnungen zu der Verordnung über zuckerhaltige Futtermittel 
vom 5. Oktober 1916 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 1114). 


Kriegsernährungsamt (R. 5. Bl. S. 379.) 


Auf Grund des § 1 der Bekanntmachung über die Errichtung eines 
Kriegsernährungsamts vom 22. Mai 1916 (kReichs-Geſetzbl. S. 402) und 
der 8 4 Abi. 1, 85 Abſ. 2, § 6 Abſ. 1 und § 13 der Derordnung über 
zuckerhaltige Futtermittel vom 5. Oktober 1916 (Keichs-Geſetzbl. S. 1114) 
wird beſtimmt: s 

1 

Die nach $ 6 Abſ. 1 Satz 2 der Derorönung vom 5. Oktober 1916 
(Reichs⸗Geſetzbl. S. 1120) feſtgeſetzten höchſtgrenzen für die von der Be— 
zugsvereinigung der deutſchen Landwirte, G. m. b. H., in Berlin zu 
zahlenden Uebernahmepreiſe gelten für geſunde Ware von mindeſtens mitt— 
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lerer Art und Güte, frei Eiſenbahnwagen der Derladeitation oder Schiff (nach 
Wahl der Bezugsvereinigung) an der Derladeitelle des Eigentümers. 

Suckerichnigel nach dem Steffenſchen Brühverfahren müſſen 30 vom 
Hundert Sucker enthalten. Bei einem Mindergehalt ermäßigt ſich der 
Uebernahmepreis um ein Dreißigitel des Kaufpreiſes für jedes fehlende 
Hundertteil Sucker. 

Getrocknete Schnitzel dürfen höchſtens 11 vom Hundert waſſer ent⸗ 
halten. Jedes Hundertteil Waſſergehalt mehr berechtigt die Bezugsver— 
einigung zur Minderung des Uebernahmepreiſes um ein Neunundgachtzigſtel 
oder zur Forderung koſtenloſer Nachtrocknung. Der Waſſergehalt iſt vom 
° Lieferungspflichtigen bei der Lieferung durch Feſtſtellung eines vereidigten 
Chemikers nachzuweiſen (Abſ. 4 zu § 1). Mehr als 50 vom Hundert 
Fuckergehalt darf in Rohmelaſſe nicht bezahlt werden. In übrigen gelten 
für die Lieferung von Melaſſe an die Bezugsvereinigung die nachfolgenden 
Beſtimmungen. 


82 

Der Lieferungspflichtige hat die Ware nach Wahl der Bezugsver: 
einigung einſchließlich Sack oder in Leihſäcken oder in eingeſandten Säcken 
zu verſenden. Als Säcke im Sinne dieſer Bekanntmachung und der Bei 
kanntmachung über die Preiſe für zuckerhaltige Futtermittel vom 5. Ok: 
tober 1916 (Keichs⸗Geſetzbl. S. 1120) gelten nur Jutefäcke. 

Die Bezugsvereinigung hat beim Abruf zu erklären, welche Art der 
Verwendung ſie verlangt. 

Soweit Lieferung in Leihjäcen erfolgt, hat der Lieferungspflichtige 
gegen den Empfänger, an den verladen wird, Anſpruch auf eine Leihgebühr 
von 

20 Pfg. bei je 50 kg Melaſſefutter, 
25 Pfg. bei je 50 kg Schnitzel 
für die erſten 14 Tage, 
3, Pfg. bei je 50 kg Melaſſefutter, 
1 Pfg. bei je 50 kg Schnitzel 
für jeden folgenden Tag. 

Die Leihgebühr iſt zu berechnen vom Seitpunkt der Ablieferung an 
der Derladeſtation bis zum Tage des Wiedereinganges. N 

Sind die Säcke nicht binnen 4 Wochen zurückgeliefert, jo find die 
Verlader auch berechtigt, unter Fortfall jeglicher Leihgebühr die Säcke 
zu einem Preiſe von 

1,40 Mk. bei je 50 kg Melaſſefutter und 
3,00 Mk. bei je 50 kg Schnitzel 
in Rechnung zu ſtellen. 

Anſprüche aus der Stellung von Leihſäcken entſtehen nicht gegen die 
Bezugsvereinigung, ſoweit die Ware nicht an ſie verladen wird. 

Die Beſtimmungen der Abſätze 3, 4 und 5 gelten auch zwiſchen der 
Bezugsvereinigung und den Stellen, an die ſie die Futtermittel abſetzt. 


83 

Vorbehaltlich der Dorſchrift des 85 Abſ. 3 der Derorönung vom 
5. Oktober 1916 hat der Eigentümer im Seitpunkt des Gefahrüberganges 
die Mengen, die er der Bezugsvereinigung zu liefern hat, von ſeinen übrigen 
Beſtänden abzuſondern. Er hat den Sultand, in dem fie ſich befinden, durch 
einen von der Landwirtichaftskammer oder. einem gleichwertigen Inſtitut 
ſeines Bezirkes ernannten Sachverſtändigen feſtzuſtellen. 

Befinden ſich die Gegenſtände in unverdorbenem Suſtand, fo hat der 
Eigentümer eine Beſcheinigung des Sachverſtändigen hierüber unverzüglich 
der Bezugsvereinigung beizubringen. Kann der Sachverſtändige dieſes Gut— 
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achten nicht abgeben, jo ilt unter feiner Aufſicht in handelsüblicher Weile 
Probe zu nehmen. Die verſiegelten Proben find der landwirtſchaftlichen. 
Derfuchsitation des Bezirkes zur Feſtſtellung der Beſchaffenheit zu über- 
ſenden. Die Verſuchsſtation iſt zur unverzüglichen Mitteilung des Be⸗ 
fundes an die Bezugsvereinigung zu veranlaſſen. 

Die Koften fallen dem Eigentümer zur Laſt. 


84 
Die Vergütung für Aufbewahrung, pflegliche Behandlung und Der— 
ſicherung (85 Abſ. 2 und § 15 der Derordnung vom 5. Oktober 1916) 
beträgt für je 50 kg und jeden angefangenen Monat. 
bei getrockneten Schnitzeln, einſchließlich der Suckerſchnitzel und 
Melaſſeſchnitzel 6 Pfg., 
bei Melaſſe ö 2 Pfg. 
Die Vergütung für Melaſſekeſſelwagen darf 3 Mk., für Melaſſefäſſer 
5 Pfg. und für Melaſſeeiſenfäſſer 20 Pfg. für den Tag nicht überſteigen. 
Für Fäſſer, die nicht binnen einem Monat zurückgeliefert ſind, darf 
der Verlader auch Bezahlung mit 7 Mk. für das Holzfaß und mit 40 Mk. 
für das Eiſenfaß verlangen. 
Die Leihgebühr fällt in dieſem Falle fort. 


1916. 21. Oktober. 
Vorentſchädigung bei im Kriege beſchädigten Gebäuden. 
M. CL. D. F. (M. Bl. C. D. F. S. 252.) 


An die Königlichen Regierungen in Königsberg i. Pr., Gumbinnen, Allen— 
ſtein und Marienwerder, die Königliche Generalkommiſſion in Königs- 
berg i. Pr., die Herren Geſtütsdirigenten in Trakehnen, Georgen— 
burg, Gudwallen und Raſtenburg. 


Abſchrift. 
Der Miniſter des Innern. 
Berlin, den 8. Oktober 1916. 
Auf den Bericht vom 9. d. M. 

Für die Feſtſtellung des Kriegsſchadens ſind, auch ſoweit es ſich um. 
Kriegsſchäden von Beamten handelt, mit dem 1. Oktober 1916 aus— 
ſchließlich die auf Grund des Keichsgeſetzes vom 3. Juli 1916 eingerichteten 
Ausſchüſſe zuſtändig, abgeſehen von den Fällen einer Deritändigung gemäß 
818. Den bisher zuſtändigen Behörden verbleibt allerdings die Seit: 
ſetzung der Dorentſchädigungen. Wir find indes damit einverſtanden, daß 
hierfür bei Bauſchäden in Sukunft auch ſoweit es ſich um Schäden von - 
Beamten handelt, nicht deren vorgeſetzte Behörden, ſondern die in II, 8 
der Staatsminiſterialanweiſung vom 18. Januar 1915 bezeichneten Be— 
hörden zuſtändig find. Die in Betracht kommenden Reichs- und Staats- 
reſſorts ſind von uns um Erlaß entſprechender Beſtimmungen erſucht worden. 

Abdrucke für die Regierungsprälidenten, die Landräte und die Ober— 
bürgermeiſter der Stadtkreile liegen bei. 

Der Finanzminiſter. Der Miniſter des Innern.“ 

An den Herrn Oberpräſidenten in Königsberg. 
Abſchrift überſende ich mit dem Erſuchen, die nachgeordneten Beamten 


uſw. meines Geſchäftsbereichs in den vom Kriege unmittelbar berührten 
Bezirken mit entſprechender Anweiſung zu verſehen. 
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1916. 23. Oktober. 
Grundſätze zur Auslegung des Warenumſatzſtempelgeſetzes 
R. K. (K. 5. Bl. S. 383.) 
I 


(1) Als Waren im Sinne des Geſetzes gelten nicht: 

1. Forderungen einſchließlich der Urkunden, die als Ausweis für 

die Geltendmachung von Forderungsrechten dienen, wie Fahr— 

karten, Eintrittskarten, Rabaitjparmarken, Cotterieloſe; 

Urheber- und ähnliche Rechte; 

Wertpapiere; 

Wechſel, Schecks, Banknoten, Papiergeld, Geldſorten; 

. amtlich ausgegebene Wertzeichen mit Ausnahme der außer Ge— 
brauch geſetzten oder entwerteten oder ſonſt zu Sammelzwecken 
dienenden Wertzeichen; 

6. Grundſtücke und Berechtigungen, für welche die ſich auf Grund— 
ſtücke beziehenden Dorfchriften des bürgerlichen Kechts gelten. 
See- und Binnenſchiffe gehören zu den Waren im Sinne des 
Geſetzes. 

(2) Als eine Lieferung von Waren iſt u. a. anzuſehen: 

1. die Lieferung von Gas, Elektrizität und Leitungswaſſer. Dies 
gilt auch von der Lieferung von gewöhnlichem Waſſer und von 
Bädern durch Sufuhr ins Haus ſowie von der Lieferung jeder 
Art gasförmiger Körper in Umſchließungen oder durch Zuleitung; 

2. die Lieferung von Seitungen, Seitſchriften und Seitungskorreipon- 

denzen, die Lieferung von Plakaten durch öffentlichen Anſchlag 

oder Aushang, nicht dagegen die Aufnahme von Anzeigen in 

Zeitungen oder Seitſchriften; 

. die Lieferung von Photographien und ſonſtigen Dervielfältigungen 
auch dann, wenn der zu vervielfältigende Gegenſtand vom Unter: 
nehmer auf Beſtellung des Beziehers hergeſtellt war; 

4. die Lieferung von Waren, die noch ungetrennte Erzeugniſſe oder 
Beitandteile einer beweglichen oder unbeweglichen Sache des Der: . 
äußerers find (3. B. anſtehendes Holz eines Waldes, ungeerntete 
Bodenfrüchte, auf Abbruch verkaufte Baulichkeiten, die Schaf— 
ſchur einer Schafherde). 


O 


oa 


II. 

(1) Unter Lieferung iſt die zur Erfüllung eines entgeltlichen Warenum— 
ſatzgeſchäfts erfolgende Uebergabe der Waren zu verſtehen. Cieferung iſt 
auch die Verabreichung von Nahrungs- und Genußmitteln in Gaſt- und 
Schankwirtſchaften, Speiſewirtſchaften und Penſionen, in Kaffeehäuſern, Kon⸗ 
ditoreien uſw., nicht auch im eigenen haushalt auf Grund eines Dienſt⸗, 
Arbeits⸗ oder Lehrvertrags. Sie Sachleiſtung aus einem Kaufgeſchäft iſt 
Lieferung auch dann, wenn es ſich nicht um eine Leiſtung auf vorgängige 
Beſtellung handelt, ſondern wie 3. B. beim Barverkauf im offenen Laden— 
geſchäft oder wie beim Warenvertriebe durch Automaten Leiſtung und 
Gegenleiſtung ohne vorgängige Beſtellung Sug um Zug geſchehen. Die 
Uebergabe verſteigerter Waren in einem Swangsvollſtreckungsverfahren gilt 
nicht als Warenlieferung im Sinne des Geſetzes. 

(2) Uebergabe iſt auch die ſogenannte ſymboliſche Uebergabe, 3. B. 
durch Aushändigung der Schlüſſel des Lagerraums, bei Seeſchiffen auch 
die Einigung über den Eigentumsübergang (vgl. Handelsgeſetzbuch § 474). 

(3) Sofern der Erwerber bereits im Beſitze der Ware iſt, ſteht der 
Uebergabe der Ware die Einigung gleich, daß das Eigentum übergehen ſoll. 
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(4) Iſt der Veräußerer im Beſitze der Ware, fo iſt die Uebergabe auch 
damit bewirkt, daß zwiſchen dem Veräußerer und dem Erwerber ein 
Rechtsverhältnis vereinbart wird, vermöge deſſen der Erwerber den mittel— 
baren Beliß erlangt. 

(5) Iſt die Ware im Beſitz eines Dritten und iſt der Deräußerer 
Eigentümer, fo iſt die Uebergabe auch damit bewirkt, daß der Deräußerer 
dem Erwerber den Anſpruch auf Herausgabe der Sache abtritt. Die 
Uebertragung eines Lieferfcheins gilt im Sweifel nicht als Abtretung des 
Herausgabeanſpruchs. 

(6) Sofern bei Lieferungen aus Werkverträgen, wie z. B. hei einer 
Einfügung von Beſtandteilen in eine dem Beſteller gehörige Sache, keine 
Uebergabe ſtattfindet, tritt an die Stelle der Uebergabe die Abnahme des 
Werkes. 

III. 

(1) Werden Waren durch Dermittlung eines Kommiſſionärs (88 588, 

406 des Handelsgeſetzbuchs) in der Weiſe umgeſetzt, daß der Kommiſſionär 


die Ware in Natur übertragen erhält und ſie weiter übergibt, ſo gilt ſowohl 


das Geſchäft zwiſchen dem Kommiſſionär und dem dritten als auch das 
Geſchäft zwiſchen dem Kommiſſionär und dem Kommittenten als entgelt— 
liches Warenumſatzgeſchäft im Sinne des Grundſatzes II Abſ. J. 

(2) Werden bei einem KRommiſſionsgeſchäfte die Waren nur einmal in 
Natur übergeben, ſo gilt dies nur als Warenlieferung desjenigen, der die 
Ware in Natur überträgt. 

IV. 


(1) Leiſtungen aus Werkvertragen unterliegen dem Warenumſatzſtempel 
nicht, wenn Gegenſtand des Werkvertrags, wie z. B. bei muſikaliſchen 
Darbietungen, lediglich ein durch Arbeit oder Dienſtleiſtung herbeizuführen— 
der Erfolg iſt. Werden bei der Arbeits- oder Dienſtleiſtung vom Unter— 
nehmer zu beſchaffende Stoffe verbraucht, wie Derbandszeug und heil— 
mittel bei ärztlichen Operationen, Füllmaſſe bei Sahnplombierungen, Che— 
mikalien bei der Bleicherei, Seife oder Benzin bei der Wäſcherei oder 
der chemiſchen Reinigung, Gas und Elektrizität bei öffentlichen Licht: 
reklamen, ſo gilt die Nebenleiſtung nicht als Warenlieferung. 

(2) Bildet den Gegenſtand des Werkvertrags die Heritellung, Der— 
änderung oder Ausbeſſerung von Sachen, ſo liegt eine der Warenlieferung 
gleichzuſtellende Lieferung vor, wenn die Sachen vom Unternehmer aus 
oder mit von ihm zu beſchaffenden Stoffen herzuſtellen, zu ändern oder aus— 
zubeſſern ſind und es ſich hierbei nicht bloß um Sutaten oder Nebenſachen 
handelt. 
(3) Unter die Herſtellung von Sachen, die als Lieferung aus Werk- 
verträgen anzuſehen iſt, fällt die Herſtellung von Sachen auch dann, wenn 
in Ausführung des Werkvertrags die hergeſtellte Sache mit dem Grund und 
Boden als weſentlicher Beſtandteil feſt verbunden wird. Dem Umſatza— 
ſtempel unterliegen hiernach z. B. die vertragsmäßige Errichtung von 
Gebäuden oder Brücken, der Bau von Waſſer- oder Gasleitungen, Ueber: 
landzentralen und Talſperren. Dem Umſatzſtempel unterliegen gleichfalls 
die Lieferungen bei Neu- und Umbauten, wie z. B. des Simmerwerkes, 
der Türen, Fenſter und Schlöſſer, der Ofen, der Parkettfußböden. 

(4) Ob ſich der vom Unternehmer zur Ausführung des Werkes zu 
beſchaffende Stoff als Zutat oder Nebenſache darſtellt, richtet ſich nach 
ſeinem Verhältnis zu dem übernommenen Werke. Iſt der Stoff hiernach 
nicht als Nebenſache anzuſehen, ſo wird er es auch nicht dadurch, daß das 
aus oder mit ihm hergeſtellte Werk mit dem Grund und Boden oder 
mit einer anderen beweglichen Sache als weſentlicher Beſtandteil ver- 
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Binder wird und im Derhältnis zum Grund und Boden oder zu der an⸗ 
deren Sache als Nebenſache anzuſehen iſt. Hiernach find z. B. beim 
Einbau von durch den Unternehmer hergeſtellten Maſchinenerſatzteilen in 
eine Maſchine des Beitellers oder von durch ihn hergeſtellten Karofjerien 
in Kraftwagen des Beſtellers die Erjaßteile und die Karoſſerien nicht als 
Nebenſachen anzuſehen. 

(5) Als Sutaten und Nebenſachen gelten insbeſondere Stoffe, die, wie 
Nähzwirn, Borden, Futterſtoffe, Heftel, Knöpfe bei der Schneiderei, zur 
Durchführung des Arbeitsganges erforderlich find, und Stoffe, die zur Su— 
rüſtung des Gegenſtandes dienen, wie die Appreturmaſſe zur Appretur, 
der Waren, Farbſtoffe und Lacke zum Färben, Anſtreichen, Lackieren 
und Bedrucken der Gegenſtände, Metalle und Metallegierungen zur Der: 
goldung, Derjilberung, Derzinnung; Derzinkung uſw. Wird der zur Su: 
rüſtung verwendete Gegenſtand, wie z. B. Straußenfedern beim Aufputz 
von Damenhüten, nicht weſentlicher Beſtandteil der herzuſtellenden Sache, 
ſo iſt die Derwendung als Warenlieferung anzuſehen, wenn der Hegenſtand 
nach der Cöſung aus der Derbindung noch als ſelbſtändige Ware zu dienen 
geeignet wäre. 

(6) Als Nebenſachen gelten bei einem Kunftwerk (Gemälde, Bildwerk) 
die Leinwand, die Farben, der Marmor, die Bronze uſw., die der Nünſtler 
zur Herſtellung des Werkes bejchafft hat. N 

V. 

(1) Wird mit einer Warenlieferung eine andere Leijtung, insbeſondere 
die Einräumung der Benutzung gewiſſer Einrichtungen, verbunden und ſteht 
die andere Leiltung (3. B. die Auslegung von Zeitungen, eitſchriften, 
Büchern uſw. oder die Darbietung von Konzerten in Kaffeehäujern und 
Schankwirtſchaften, die leihweiſe Aufſtellung von Meßapparaten oder die 
leihweiſe Lieferung von Gebrauchseinrichtungen bei der Lieferung von 
Gas, elektriſchem Strom oder Waſſer) zur Warenlieferung im Herhältnis 
der Nebenleiſtung zur Hauptleiſtung, fo iſt der vereinbarte Geſamtbetrag 
der Sahlung der Steuerberechnung zu runde zu legen, ſofern nicht zwi— 
ſchen den Beteiligten eine beſondere Vergütung für die andere Leiltung oder 
für die Warenlieferung ohne die andere Leiſtung vereinbart iſt. Sind für 
eine Warenlieferung, je nach dem mit ihr die andere Leiſtung verbunden 
iſt oder nicht, beſondere Tarife feſtgeſetzt, jo gilt in Höhe des 5 
der Preiſe eine beſondere Vergütung für die andere Leiltung vereinbart. 

(2) Stehen die Warenlieferung und die andere Leiſtung nicht im Der- 
hältnis von Hauptleiſtung zur Nebenleiſtung, wird z. B. Beherbergung und 
Beköſtigung an Hotel- oder Sommergäſte zu einem beſtimmten einheitlichen 
Penſionsſatz gewährt, ſo iſt der Steuerpflichtige berechtigt, für die Steuer— 
berechnung von dem Geſamtbetrage der Sahlungen für beide Ceiſtungen 
einen angemeſſenen Betrag als Entgelt für die andere Leiſtung in Abzug 
zu bringen, ſofern die letztere nur gegen eine Vergütung zu erwarten war. 
Steht die Warenlieferung zu der anderen Leiſtung im Derhältnis der Neben— 
leiſtung zur Hauptleiſtung, ſo bleibt ſie für die Erhebung der Abgabe außer 
Betracht. N 

(3) Bei Cieferungen aus Werkverträgen, die den Warenlieferungen 
gleichzuſtellen find, iſt der Geſamtbetrag der Sahlung für die Herſtellung 
des Werkes auch dann der Steuerberechnung zu Grunde zu legen, wenn 
für den zu beſchaffenden Stoff und für die geleiſtete Arbeit e Preiſe 
veranſchlagt waren. 

(4) Wird die Lieferung aus einem Werkvertrage mit einer anderen 
Leiſtung verbunden, die nicht in einer ſteuerpflichtigen Warenlieferung oder 
Werklieferung beſteht, ſo finden die Abſätze 1, 2 Anwendung. 
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VI. 

(1) Als Entgelt für die Warenlieferung oder die Werklieferung gilt 
die Geſamtheit der Leiſtungen, die der Empfänger zur Erlangung der Lie- 
ferung zu bewirken verpflichtet iſt. Ogl. aber Grundſatz VIII Abi. 3 

(2) Hat der Steuerpflichtige von der gelieferten Ware Soll oder eine 
Verbrauchsabgabe entrichtet, jo kann er den Betrag der Abgabe für die 
Steuerberechnung auch dann nicht in Abzug bringen, wenn er die Abgabe 
dem Abnehmer geſondert in Rechnung geſtellt hat. Dermittlergebühren. 
können gleichfalls nicht abgezogen werden. 

(3) Die Hoſten der Ueberſendung, Derjicherung uſw. der Ware können 
weder von dem vereinbarten Warenpreis abgezogen werden, wenn die 
Ware frei von dieſen Koſten zu liefern war, noch find fie den Warenpreiſen 
hinzuzuſchlagen, wenn der Abnehmer die Koſten zu tragen hatte. 

(4) Iſt die Warenumſchließung in den Cieferungspreis mit eingerechnet, 
ſo kann ein Abzug für ſie auch dann nicht gemacht werden, wenn der 
Warenlieferer ſich verpflichtet hat, die Umſchließung gegen Gewährung 
einer beſtimmten Vergütung zurückzunehmen. 

(5) Iſt in den Lieferungspreis bei Gewährung eines Sahlungsziels 
eine Derzinſung der Lieferungsſchuld eingerechnet, jo unterliegt der volle 
Lieferungspreis der Beſteuerung. Iſt dem Abnehmer die Gewährung eines 
Skontoabzugs für den Fall der Sahlung innerhalb beſtimmter Friſt zuge— 
ſtanden, ſo iſt der wirklich gezahlte Betrag maßgebend. Ebenſo ſind Ab— 
züge am Kaufpreis, die als Rabatt, auch in der Form der Gewährung von 
Rabattſparmarken, oder als Folge nicht ordnungsmäßiger Lieferung ge: 
währt werden, zu berückſichtigen. Derzugszinfen find außer Betracht zu 
laſſen. 

VII. 


(1) Als Bezahlung der Lieferung gilt jede Leiſtung des Hegenwerts, 
auch wenn ſie nicht durch Barzahlung erfolgt. Hiernach iſt als Bezahlung 
insbeſondere anzuſehen: N 

1. die Tilgung der Schuld durch Geldzahlung und die Ueber— 
weiſung des Geldbetrags durch die Poſt oder eine Bank; 

2. die Hingabe von Wechſeln, Schecks und fonitigen Anweiſungen 
oder Derpflichtungsſcheinen, ſofern ſie an Sahlungs Statt gegeben 
werden ſowie die Einlöſung dieſer Papiere, ſofern ſie nur zah— 
lungshalber gegeben waren; 

3. die Aufrechnung gegen eine andere Schuld und die Derrechnung 
im Kontokurrentverkehr; 

4. bei Taujchgeichäften jede der beiden Leiſtungen als Bezahlung 
der anderen. Bei Hingabe an Sahlungs Statt iſt das Heſchäft 
als Tauſchgeſchäft zu behandeln. i 

(2) Der Bezahlung der Lieferung ſtehen die Leiſtungen gleich, die der 
Lieferer auf dem Wege der Abtretung oder der ſonſtigen Verwertung der 
Forderung erhält. 

VIII. 
Sum Suſatz 4 der Tarifnummer 10. 

(1) Unter Uebertragung der Ware in Natur im Sinne des Suſatzes 4 
der Tarifnummer 10 iſt die Uebergabe der Ware gemäß den Grundſätzen 
unter II zu verſtehen. 

(2) Eine wiederholte Lieferung in Natur findet nicht ſtatt und es iſt 
der Umſatzſtempel nur einmal zu entrichten: 

1. wenn der Käufer einer beſtimmten Ware (nicht vertretbaren Sache, 
ausgeſchiedenen Warenmenge), bevor ihm der Derkäufer das Ei⸗ 
gentum daran verſchafft hatte, feinen Anſpruch aus dem Kauf- 
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vertrage bei der Weiterveräußerung an feinen Käufer abtritt 
und dieſer vom urſprünglichen Verkäufer in Erfüllung des ab— 
getretenen Anſpruchs die Sache geliefert erhält; 

2. wenn mehrere Kauf: und Anſchaffungsgeſchäfte über Waren⸗ 
mengen gleicher Art, z. B. im Warenterminhandel, in der Weiſe 
abgewickelt werden, daß der Verkäufer aus dem einen Geſchäfte 
zur Erfüllung ſeiner Lieferungsverbindlichkeiten ſeinem Käufer 
den Anſpruch abtritt, der ihm als Käufer aus einem anderen 
Geſchäfte gegen feinen Derkäufer zuſteht, und der letztere zur 
Erfüllung dieſes Anſpruchs die Ware an den letzten Käufer 
übergibt; 

3. wenn zur Abwickelung der Lieferungsverbindlichkeiten aus meh— 
reren Kauf- und Anſchaffungsgeſchäften über Warenmengen glei— 
cher Art zwiſchen den Beteiligten im Wege des Shontierungsver— 
fahrens abgerechnet wird und die hierbei nicht ausgeglichenen 
Lieferungsverbindlichkeiten von denjenigen, die noch zu liefern 
haben, an diejenigen, denen noch zu liefern iſt, durch Uebergabe 
der Ware erledigt werden. 

(3) In den vorſtehend zu 1 bis 3 bezeichneten Fällen hat derjenige, 
der die Waren in Natur überträgt, den Umſatzſtempel vom Betrage der 
Bezahlung zu entrichten, die er aus dem von ihm abgeſchloſſenen Geſchäft 
erhalten hat; iſt die Cieferung aus dieſem Geſchäfte ſtempelfrei, ſo kommt 
eine Abgabe überhaupt nicht zur Erhebung. Das gleiche gilt für Kom: 
miſſionsgeſchäfte im Falle des Grundſatzes III Abſ. 2. 


IX. 
Zum Suſatz 5 der Tarifnummer 10. 


(1) Eine Uebertragung der Ware durch Cagerſchein im Sinne des 
Huſatzes 5 zu Tarifnummer 10 kommt nach § 363 Abſ. 2, $ 424 H. G. B. 
nur bei Order-Cagerſcheinen der ſtaatlich zur Ausſtellung ſolcher Urkunden 
ermächtigten Anſtalten in Betracht. 

(2) Befindet ſich eine ausländiſche zollpflichtige Ware, über die mittels 
Konnofjements, Ladejcheins oder Lagerſcheins verfügt iſt, zur Seit der 
Uebertragung des Warenpapiers durch den erſten inländiſchen Inhaber 
im Sollausland oder im gebundenen Derkehre des Sollinlandes, jo iſt auch 
die Uebertragung durch den erſten inländiſchen Inhaber des Papiers vom 
Umſatzſtempel befreit. Das gleiche gilt für ausländiſche zollfreie Waren, 
wenn ſie ſich zu dem bezeichneten Seitpunkt in dem inländiſchen Einfuhr— 
ſeehafenplatz oder auf einem inländiſchen Lager befinden, von dem aus 
ihre Lieferung nach § 158 der Ausführungsbeſtimmungen umſatzſtempel— 
frei iſt. 


Zur Befreiungsvorſchrift 2 der Tarifnummer 10. 

(1) Unter Lieferung aus dem gebundenen Verkehre des 5ollinlandes iſt 
auch die Lieferung aus Privatlagern ohne amtlichen Mitverſchluß oder aus 
fortlaufenden Konten zu verſtehen. 

(2) Die Befreiungsvorſchrift 2 der Tarifnummer 10 für die Lieferung 
ausländiſcher zollpflichtiger Waren aus dem Ausland oder aus dem ge— 
bundenen Derkehre des Sollinlandes greift nicht Platz, wenn die Ware 
vor ihrer Lieferung in den freien Verkehr des Sollinlandes in einem Soll: 
ausſchlußgebiet oder, während fie ſich im gebundenen Derkehre des Soll— 
inlandes befindet, eine Derarbeitung oder eine ſolche Bearbeitung erfahren 
hat, die über den Sweck der Sortierung, Reinigung oder Erhaltung hin— 
ausgeht. 
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(3) Die Befreiung vom Umſatzſtempel gilt nicht für ausländiſche zoll— 
pflichtige Waren, die nach der Derzollung auf ein inländiſches Lager 
verbracht und von hier aus abgeſetzt werden. Dagegen wird die Be— 
freiung nicht dadurch ausgeſchloſſen, daß eine zur Seit der Deräußerung 
noch nicht verzollte Ware vor der Lieferung verzollt wird. 

(4) Die Befreiung für ausländiſche zollfreie Waren gilt, wenn die 
hierfür im § 158 der Ausführungsbeitimmungen vorgeſchriebenen Vor 
ausſetzungen erfüllt ſind, für alle ausländiſchen Waren, für welche zur 
Seit ihrer Einführung ins Sollinland nach dem autonomen oder vertrags— 
mäßigen Solltarif oder auf Grund beſonderer geſetzlicher Beſtimmungen 
Befreiung vom Eingangszoll beſteht. Sie gilt ferner für die aus dem 
freien Verkehre der Sollanſchlüſſe gelieferten Waren. 

(5) Sind Waren nur unter zollamtlicher Kontrolle ihrer Verwendung 
zollfrei, ſo ſind ſie wie zollpflichtige Waren zu behandeln, d. h. ſie ſind 
von dem Umſatzſtempel nur befreit, wenn ſie aus dem Sollausland oder 
dem gebundenen Derkehre des Sollinlandes geliefert werden. 

(6) Die Unterweſer-Seehäfen und die Unterelbe-Seehäfen ſind im 
Sinne des § 158 der Ausführungsbeitimmungen als je ein Einfuhrſee— 
hafenplatz anzuſehen. 

XI. 
Sur Befreiungsvorſchrift 3 der Tarifnummer 10. 

Auf Lieferungen nach dem Ausland durch den herſteller der Waren 
iſt die Befreiungsvorſchrift 3 nicht anwendbar. Im übrigen gilt fie ohne 
Unterſchied für im Inland erzeugte und für verzollte oder zollfreie aus— 
ländiſche Waren, ſofern fie vom Ausführenden im Inland bezogen ſind. 


XII. 
Sur Befreiungsvorſchrift 4 der Tarifnummer 10. 

Werden die Gas-, Elektrizitäts- oder Waſſerwerke von einer privaten 
Geſellſchaft betrieben, ſo gilt die Befreiungsvorſchrift auch dann nicht, 
wenn Reich, Bundesſtaaten, Gemeinden oder Gemeindeverbände als Ge— 
ſellſchafter oder in anderer Weiſe an ihnen beteiligt ſind. 


Zu 8 76 des Geſetzes. 
XIII. 
(1) Ein Gewerbebetrieb im Sinne des Geſetzes iſt jede auf Erzielung 
von Einnahmen aus Warenumſätzen gerichtete geſchäftliche Tätigkeit. 
(2) Unternehmungen, welche ausſchließlich wohltätige Zwecke verfolgen, 
gelten nicht als Gewerbebetriebe. : 
XIV. 


(1) Wird ein Geſchäftsbetrieb als Ganzes veräußert, ſo gilt der Grund- 
ſatz VII Abſ. 2; der Erwerber hat Sahlungen, die nach Uebergang des 
Geſchäfts bei ihm für Lieferungen aus der Seit vor dem Uebergang ein— 
gehen, nicht als Sahlungen für in ſeinem Betriebe gelieferte Waren zu 
verſteuern. ä 

(2) Im Falle der Liquidation oder der Eröffnung des Konkurjes gilt 
der Betrieb im Sinne des 8 76 Abſ. 1 Satz 2 des Geſetzes für die Dauer 
des Ciquidationsverfahrens oder Konkursverfahrens als fortbeſtehend. 


XV. 

Die Anmeldung hat den Geſamtbetrag der Sahlungen (ogl. oben VI, 
VII) zu umfaſſen, die der Gewerbetreibende im Laufe des Kalenderjahrs 
für die im Betriebe feiner inländiſchen Niederlaſſung gelieferten Waren 
erhalten hat. Gleichgültig iſt, ob die Lieferung, für die die Zahlung ge— 
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leiſtet wird, in demſelben Kalenderjahr oder früher erfolgt iſt oder im 
Falle der Dorauszahlung noch ausiteht und ob die Sahlung im Inland 
oder im Ausland, z. B. auf ausländiſches Bankkonto, erfolgt iſt. Sind 
zur Begleichung des Lie ferungspreiſes Wechſel oder Schecks nicht an Sah⸗ 
lungs Statt, ſondern zahlungshalber gegeben, fo iſt der Sahlungsbetrag in 
dem Kalenderjahr in Rechnung zu ſtellen, in welchem die Wechſel oder 
Schecks eingelöſt worden find. Iſt der Sahlungsbetrag in einem Kaſſen⸗ 
führungsverkehre gutgeſchrieben worden, ſo iſt der Tag maßgebend, mit 
dem der Betrag als gutgeſchrieben gilt. 

XVI. 

Zu 8 77 des Geſetzes. 

Unter der Bareinzahlung im Sinne des 8 77 Abſ. 1 des Geſetzes iſt 
lediglich die Sahlung im Gegenſatze zur Entrichtung der Abgabe durch 
Stempelmarken verſtanden. Es iſt mithin zuläſſig, die Abgabe auch im 
Poſtverkehr oder durch Banküberweiſung oder beſtätigten Scheck einzuzahlen. 


XVII. 
Su 8 81 des Geſetzes. 

(1) Macht der Steuerpflichtige von dem nach § 81 zugelaſſenen Rechte 
Gebrauch, den Geſamtbetrag des Entgelts für die in ſeinem Betriebe während 
des Steuerzeitraums erfolgten Lieferungen der Stempelentrichtung zu Grunde 
zu legen, jo wird die Abgabe von dieſem Geſamtbetrag ohne Rücklicht 
darauf geſchuldet, ob und wann Sahlung für die Lieferung eingeht. 

(2) Was als Entgelt für die Warenlieferung anzuſehen iſt, beſtimmt 
ſich nach den Grundſätzen unter VI. Iſt dem Abnehmer eine Shonto— 
abzug für den Fall der Sahlung innerhalb beſtimmter Friſt zugeſtanden, ſo 
iſt der vereinbarte Kaufpreis ohne den Skontoabzug maßgebend, falls 
nicht die Sahlung innerhalb des Steuerzeitraums erfolgt iſt. 


Su 8 83a und 8 83 b des Geſetzes. 
XVIII. 


Als Sahlungen für Warenlieferungen, die nicht im Betrieb eines 
inländiſchen Gewerbes erfolgen, kommen insbeſondere in Betracht: 

1. Sahlungen an Nichtgewerbetreibende oder an Gewerbetreibende 
für Warenlieferungen außerhalb eines Gewerbebetriebs. hierher 
gehören insbeſondere: Deräußerungen beweglicher Sachen von Nicht⸗ 
gewerbetreibenden, gleichviel ob die Deräußerung im Wege des 
freiwilligen Verkaufs oder im Wege der freiwilligen Deritei- 
gerung erfolgt, u. a. alſo Deräußerungen von gebrauchten Ge— 
genſtänden oder Altmaterialien durch Privatperſonen, Behörden 
uſw., insbeſondere auch von Pfand- und Erbſchaftsgegenſtänden. 
Als außerhalb des Gewerbebetriebs erfolgt iſt auch die Der- 
äußerung eines gewerblichen Betriebs im ganzen anzuſehen. Bei 
Veräußerung von Grundſtücken, insbeſondere landwirtſchaftlichen 
Gütern, unterliegt die Mitveräußerung des Subehörs, „ 
des Inventars, der Stempelpflicht. Als nicht unter 8.76 Abſ. 2 
fallend, ſondern hierher gehörig iſt auch der Verkauf des Ertrags 
der Jagd zu rechnen; 

2. Sahlungen an ausländiſche Gewerbetreibende, die im Inland kein 
ſtehendes Gewerbe betreiben; 

3. Sahlungen, die nach Beendigung eines Gewerbebetriebs für Wa⸗ 
renlieferungen aus dieſem an den bisherigen Inhaber geleiſtet 
werden. 
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XIX. 

Eine Sahlung gilt als im Inland erfolgt, wenn der Geldbetrag 
oder ein an Sahlungs Statt gegebener Wechſel oder Scheck im Inland 
ausgehändigt oder der Geldbetrag bei einem inländiſchen Kaſſenhalter gut⸗ 
geſchrieben wird. 

XX. 
Uebergangsfälle. 

Die Steuerpflicht für Sahlungen, die nach dem 30. September 1916 
geleiſtet werden, wird nicht dadurch berührt, daß ſie für vor dem 1. Oktober 
1916 gelieferte Waren erfolgt ſind. 


1916. 24. Oktober. 


Regelung des Betriebs in Kartoffeln verarbeitenden Brennereien 
im Betriebsjahr 1917/17. 


Kriegsernährungsamt (K. G. Bl. S. 1191.) 


Auf Grund der Bekanntmachung über Kriegsmaßnahmen zur Siche— 
rung der Dolksernährung vom 22. Mai 1916 und der Bekanntmachung 
über die Errichtung eines Kriegsernährungsamts vom gleichen Tage wird 
beſtimmt: 

81 

Der Beſitzer einer Kartoffeln verarbeitenden Brennerei iſt verpflichtet, 
bis zum 1. November 1916 dem zuſtändigen Kommunalverband und gleich: 
zeitig der Spiritussdentrale, G. m. b. H. Berlin W 9, Schellingſtraße 14/15, 
anzuzeigen: ö 

1. ob er feinen Brennereibetrieb im Brennereibetriebsjahr 1916/17 
bereits aufgenommen hat oder noch aufnehmen will; 
2. welche Branntweinmenge 90 Bundertteilen des allgemeinen Durch— 
ſchnittsbrandes feiner Brennerei entſpricht; 

3. welche Kartoffeimenge (in Sentnern) zur Erledigung der 90 
Hundertteile des allgemeinen Durchſchnittsbrandes unter Sugrunde— 
legung von 18 Sentnern Kartoffeln auf ein Hektoliter Brannt⸗ 
wein erforderlich iſt; 

4. welche Kartoffelmenge einſchließlich der ſeit Betriebseröffnung 
auf Branntwein verarbeiteten Kartoffeln — aus ſeiner eigenen 
Ernte ihm für den Brennereibetrieb zur Verfügung ſteht. 


Wer die im $ 1 vorgeſchriebene Anzeige nicht rechtzeitig erſtattet, dar 
im Betriebsjahr 1916/17 Kartoffeln auf Branntwein nicht verarbeiten. 
Das gleiche gilt, wenn der Brennereibetrieb nicht ſpäteſtens am 15. Wo: 
vember 1916 eröffnet iſt, es ſei denn, daß dies infolge behördlicher An— 
ordnungen ſowohl hinſichtlich des Betriebs ſelbſt als auch hinſichtlich der 
Lieferungspflicht der Kartoffeln eigener Ernte oder infolge anderer, nicht 
in der Macht des Brennereibeſitzers liegender Umſtände — insbeſondere 
HKohlenmangels, Maſchinenſchäden, Perſonalmangels — unmöglich war. Im 
Falle ſolcher Unmöglichkeit kann der Dorſitzende der Reichsbranntwein- 
ſtelle auf einen bis zum 12. November 1916 an ihn oder die Spiritus— 
Zentrale, G. m. b. Hh. Berlin W 9, Schellingſtraße 14/15, zu richtenden 
Antrag des Brennereibeſitzers die Friſt für die Suläſſigkeit der Betriebs⸗ 
eröffnung verlängern. 


83 
Mit Gefängnis bis zu ſechs Monaten oder mit Geldſtrafe bis zu 
zehntauſend Mark wird beſtraft: 
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1. wer vorſätzlich die ihm nach $ 1 obliegende Anzeige nicht er: 
ſtattet oder wiſſentlich unrichtige oder unvollſtändige Angaben 
macht; 

2. wer erſt nach dem 15. November 1916 ſeine Brennerei in Be⸗ 
trieb nimmt, ohne die hierzu nach 8 2 erforderliche Genehmigung, 
des Dorjigenden der Reichsbranntweinſtelle zu haben. 
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Miſchungen von Knochenmehl und Kali. 
Kriegsernährungsamt (R. G. Bl. S. 1192.) 


Auf Grund des 8 12 Sqtz 4 der Bekanntmachung über künſtliche 
Düngemittel vom 11. Januar 19165 in der Faſſung der Bekanntmachung, 
betreffend Abänderung der Bekanntmachung über künſtliche Düngemittel, 
vom 5. Juni 1916**) und des $ 1 der Bekanntmachung über die Errichtung 
eines Kriegsernährungsamts vom 22. Mai 19160 wird folgendes be— 


ſtimmt: 
Artikel I 
Der 8 6 letzter Abſatz der Bekanntmachung über künſtliche Dünge- 
mittel vom 11. Januar 1916 erhält folgende Faſſung: 

„Das Miſchen von phosphorſäurehaltigen Düngemitteln — 
mit Ausnahme von Superphosphat und aufgeſchloſſenem ſtick⸗ 
ſtoffhaltigen ausländiſchen Guano — mit ſtickſtoffhaltigen Stoffen 
oder mit Kaliſalzen iſt verboten. Suläſſig iſt jedoch das Miſchen 
von entleimtem, nicht aufgeſchloſſenem Hnochenmehl mit Kali; 
als entleimtes, nicht aufgeſchloſſenes Knochenmehl im Sinne dieſer 
Vorſchrift gelten nicht Stampfmehl, Trommelmehl, Fleiſchdünge— 
mehl, Fiſchdüngemehl, Fleiſchknochenmehl, Kadaverdüngemehl und 
ähnliche Mehle.“ 

Artikel II 


Dieſe Bekanntmachung tritt mit dem Tage der Derkündung in Kraft. 
1916. 24. Oktober. 


Preußiſche Ausführungsanweiſung zum Reichsgeſetz über die Feſtſtellung 
von Kriegsſchäden im Reichsgebiete vom 3 Juli 1916 ') 


F. M. M. J. (M. Bl. des Innern S. 247.) 


I. 
Auf Grund des 8 I der Dorſchriften des Bundesrats, betreffend das 
Derfahren?) zur Sejtitellung von Kriegsſchäden im Reichsgebiete vom 19. 


*) Derwaltungsvorſchriften Jahrgang 1916 I S. 19. 

*) Perwaltungsvorſchriften Jahrgang 1916 I S. 397. 

x) Derwaltungsvorſchriften Jahrgang 1916 I S. 380. 

) Mitgeteilt den Ober-Präſidenten zu Königsberg, Danzig und Pots— 
dam, ſowie den Regierungspräfidenten (abgeſehen von denen in Dit: und 
Weſtpreußen) und dem Polizeipräſidenten Berlin durch Derfügung des Finanz— 
Miniſters und des Miniſters des Innern vom 24. Oktober 1916. 

Das Geſetz vom 3. Juli 1916 iſt am 1. Oktober 1916 in Kraft ge⸗ 
treten. 

2) Wegen der dabei zu beobachtenden Grundſätze au Vorſchrifter 
des Bundesrats vom 28. September 1916. 
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September 1916 (Keichs⸗Geſetzbl. S. 1053) beſtimmen wir, daß folgende 
Ausſchüſſe und Oberausſchüſſe zur Feſtſtellung von Kriegsſchäden einge⸗ 
. werden: 

. in der Provinz Oſtpreußen: 

5 ein Oberausſchuß mit dem Fitz in Königebergs) ) für die Regie: 
rungsbezirke Königsberg und Allenſtein und ein Oberausihuß 
ebenfalls mit dem Sitze in Königsberg?) für den Regierungsbezirk 
Gumbinnen. Der Oberausſchuß für die Regierungsbezirke Königs: 
berg und Allenſtein iſt auch zugleich für die Entſcheidung von 
Beſchwerden aus der ganzen Provinz Oſtpreußen zuſtändig, die 
ſich gegen Beſcheide des Ausſchuſſes zur Feſtſtellung für Kriegs— 
ſchäden an Eiſenbahnen, öffentlichen Wegen und Waſſerbauten 
(Tiefbauausſchuß vergl. b) richten; 

b) Ausſchüſſe für den Umfang der gleichnamigen Land- und Stadt— 
kreiſe in Braunsberg, Pr. Eylau, Fiſchhauſen, Friedland, Ger— 
dauen, Beiligenbeil, Heilsberg, Pr. Holland, Königsberg Land, 
Königsberg Stadt, Cabiau, Memel, Mohrungen, Rajtenburg, Weh— 
lau, Angerburg, Darkehmen, Goldap, Gumbinnen, Hendekrug, 
Inſterburg Land, Inſterburg Stadt, Heinrichswalde (für den Land— 
kreis Niederung), Marggrabowa (für den Landkreis Oletzko), 
Pillkallen, Ragnit, Stallupönen, Tilſit Land, Tilſit Stadt, Allen— 
ſtein Land, Allenſtein Stadt, Johannisburg, Lößen, Neidenburg, 
Ortelsburg, Oſterode, Röſſel, Sensburg, je ein Ausihuß für den 
Landkreis Cyck, abgeſehen von der Staot Cyck, und für die 
Stadt Lyck; ferner ein Ausihuß zur Feſtſtellung von Kriegs- 
ſchäden an Eiſenbahnen, öffentlichen Wegen und Waſſerbauten 
(Tiefbauausſchuß) mit dem Sitze in Königsberg für die ganze 
Provinz Oſtpreußen; | 

2. in der Provinz Weſtpreußen: 

a) ein Oberausſchuß mit dem Sitze in Marienwerder-) für den Um- 
fang der ganzen Provinz; 

b) Nusſchüſſe in Löbau und in Strasburg für den Umfang der 
gleichnamigen Landkreiſe, in Marienwerder für den Umfang des 
Regierungsbezirks Marienwerder mit Ausnahme der Kreiſe Cöbau 
und Strasburg und in Danzig für den Umfang des Regierungs- 
bezirks Danzig; ferner ein Ausſchuß in Marienwerder zur Seit- 
ſtellung von Kriegsſchäden an Eiſenbahnen, öffentlichen Wegen 
und Waſſerbauten (Tiefbauausſchuß) für den Umfang der gan⸗ 
zen Provinz Weſtpreußen. 

3. Ein Ausſchuß mit dem Site in Düſſeldorf für den Umfang des 
Regierungsbezirks Düſſeldorf; 

4. ein Ausſchuß mit dem Sitze in Trier für den Umfang des Res 
gierungsbezirks Trier; 

5. ein Ausſchuß mit dem Sitze in Schleswig für den Umfang des Re— 
gierungsbezirks Schleswig; 

6. ein Ausſchuß mit dem Sitze in Berlin für diejenigen Teile der 


3) Die Mitglieder der beiden Oberausſchüſſe in Königsberg ſind durch 
Verfügung des Juſtizminiſters, des Finanzminiſters und des Miniſters des 
Innern an den Ober-Präſidenten zu Königsberg vom 29. Oktober 1916 
— m. d. J. — ernannt worden. (Amtl. Anmerk.) 

4) Wegen der Ernennung der Mitglieder des Oberausſchuſſes in Ma⸗ 
rienwerder vgl. Verfügung der Keſſortminiſter an den Ober-Präſidenten 
in Danzig vom 29. Oktober 1916. 
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Monarchie, für die nach den Nummern 1--5 keine örtlichen Ausihüffe 
eingerichtet ſind; 

7. ein Oberausſchuß mit dem Sitze in Berlins) zur Entſcheidung der 
Beſchwerden gegen Beſcheide der Ausſchüſſe nach Nr. 3—6. 


. 

Die Ernennung der Mitglieder der Oberausſchüſſe erfolgt durch den 
Finanzminiſter und den Miniſter des Innern. Bei der Ernennung der 
richterlichen Mitglieder wirkt außerdem der Juſtizminiſter mit. 

Die Ernennung der Mitglieder der Ausfchüffe erfolgt bei den Aus: 
ſchüſſen zu I 1 und 2 durch die Oberpräſidenten der Provinzen, in denen 
die Ausſchüſſe ihren Sitz haben, bei den Ausſchüſſen zu I, 5, 4 und 5 durch 
die Regierungspräſidenten, in deren Bezirk die Ausſchüſſe ihren Sitz haben, 
und bei dem Ausichuffe in Berlin durch den Oberpräſidenten in Potsdam. 


III.) 

Die dienſtliche Aufſicht über die Geſchäftsführung der Oberausſchüſſe 
wird von den Oberpräſidenten der Provinzen, in denen die Oberausſchüſſe 
ihren Sitz haben, bezüglich des Gberausſchuſſes in Berlin vom Über: 
präſidenten in Potsdam geführt. 

Die dienſtliche Aufſicht über die Geſchäftsführung der Ausſchüſſe wird 
von den Kegierungspräſidenten, in deren Bezirke die Nusſchüſſe ihren Sitz 
haben, bezüglich des Ausſchuſſes in Berlin vom Polizeipräſidenten in Berlin 
geführt. 

IV. 


Die Mitglieder der Oberausſchüſſe und der Kusſchüſſe erhalten Reije- 
koſten und Tagegelder nach den in der Derordnung zur Ausführung des 
Geſetzes über die Naturalleiſtungen für die bewaffnete Macht im Frieden 
vom 13. Juli 1898 (Reichs-Geſetzbl. S. 921) in der Faſſung vom 21. Juli 
1915 (Keichs-Geſetzbl. S. 435) zu § 14 dieſes Geſetzes für die Entſchä⸗ 
digung der Sachverſtändigen getroffenen Dorjchriften; außerdem werden für 
die Teilnahme an Sitzungen am Wohnſitze des Mitgliedes Tagegelder in 
Höhe von 12 Mk. gewährt. 

V.) 

Gemäß 8 17 des Reichsgeſetzes über die Feſtſtellung von Kriegs: 
ſchäden vom 3. Juli 1916 (Keichs⸗Geſetzbl. S. 675) wird den Gberaus— 
ſchüſſen und Ausſchüſſen auch die Feſtſtellung ſolcher Schäden übertragen, 
für die der preußiſche Staat nach den darüber in Preußen erlaſſenen oder 
noch ergehenden Beſtimmungen über die Dorjchriften des Seititellungs- 
geſetzes hinaus, — ſei es durch Gewährung von Dorentſchädigung, ſei es 
durch Bewilligung von Darlehen — eintritt. 

Die hierauf bezüglichen Beſcheide der Oberausſchüſſe find endgültig. 


) Die Mitglieder des Oberausſchuſſes Berlin ſind ernannt worden 
durch Verfügung der Keſſortminiſter an den Ober-Präfidenten zu Potsdam 
vom 29. Oktober 1916 (mitgeteilt den Regierungs-pPräſidenten — außer 
denen in Oſt⸗ und Weſtpreußen —); vgl. auch Abänderungs⸗Erlaß vom 
9. November 1916. 

6) Dal. hierzu die Verfügung des Finanzminiſters und des Miniſters 
des Innern an die unmittelbar beteiligten Ober- und Regierungs⸗Präſi⸗ 
denten, ſowie an den Polizeipräſidenten in Berlin vom 3. November 1916. 
(Amtl. Anmerk.) 

) Dgl. hierzu die erläuternde Derfügung vom 15. November 1916. 
(Amtl. Anmerk.) 


62* 
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Die Dertreter des Reichsinterejjes werden inſoweit mit der Vertretung 

des Staatsintereſſes betraut. i 
VI. 

Bis zur Höhe der endgültig feſtgeſtellten Schäden können Dorent: 
ſchädigungen aus preußiſchen Staatsmitteln gewährt werden. Die Dor- 
entſchädigungen haben ſich in den Grenzen des wirtſchaftlich Gebotenen 
zu halten. 

Sit ein Anſpruch auf Erſatzleiſtung gemäß 8 4 des keichsgeſetzes 
vom 5. Juli 1916 feſtgeſtellt, jo muß vor der Gewährung einer Dorent⸗ 
ſchädigung dieſer Anſpruch in höhe des als Dorentjhädigung zu zahlenden 
Betrages an den Staat abgetreten werden. Um einen bereits empfangenen 
Erſatz iſt die Vorentſchädigung zu kürzen. Weitere Ausführungsbeitim- 
mungen zu § 4 des erwähnten Keichsgeſetzes werden noch ergehen. 

Für die Feſtſtellung der Höhe der ODorentſchädigung bleiben in den 
Provinzen Dit: und Weſtpreußen die bisher dazu beſtimmten Behörden 
weiter zuſtändig. In den anderen Teilen der Monarchie erfolgt die Feſt— 
ſtellung der Höhe der Dorentſchädigung durch den örtlich zuſtändigen Re— 
gierungspräfidenten, für den Stadtkreis Berlin durch den Oberpräſidenten, 
in Potsdam; die örtliche Suſtändigkeit entſcheidet ſich nach 8 4 der Dor- 
ſchriften des Bundesrats über das Derfahren zur Feſtſtellung von Kriegs- 
ſchäden. 

Vor der Gewährung einer Dorentſchädigung für den Derluit von Wert— 
papieren iſt die Genehmigung des Finanzminiſters und des Miniſters des 
Innern einzuholen. Das gleiche gilt, wenn die Dorentihädigung anderen 
Perſonen, als dem Geſchädigten — z. B. dinglich Berechtigten — ges 
währt werden ſoll, es ſei denn, daß die Gewährung der Dorentſchädigung 
an andere Perſonen ſich aus den Beſtimmungen der Derordnung, betreffend 
die Förderung des Wiederaufbaues der durch den Krieg zerſtörten Ort— 
ſchaften in der Provinz Oſtpreußen, in der Faſſung der Bekanntmachung 
vom 21. Dezember 19159). 

Eine Dorentihädigung iſt dann nicht zu gewähren, wenn nach der 
Seititellung des Schadens Umſtände bekannt werden, welche die Derjagung 
der Feſtſtellung nach 8 13 des Keichsgeſetzes vom 3. Juli 1916 gerecht⸗ 
fertigt hätten. 

Die Anweiſung der borentſchädigung erfolgt durch die Candräte, in 
Stadtkreiſen durch die Oberbürgermeiſter. 

Die Auszahlung der bewilligten Dorentſchädigung erfolgt durch die 
vom Finanzminiſter zu beſtimmenden Sahlſtellen. 

VII. 

Für die Dorentſchädigungen beſteht Derwendungszwang. Die Feſt— 
ſtellung und Auszahlung der Dorentihädigung hat nur dann und inſoweit 
zu erfolgen, als feſtſteht, daß die bewilligten Mittel zur Neubeſchaffung 
oder Wiederherſtellung zerſtörter, abhanden gekommener oder beſchädigter 
Sachen oder Sachgattungen benutzt werden. Ausnahmen ſind nur mit 
Sultimmung des Finanzminiſters und des Miniſters des Innern zuläſſig. 
In der Empfangsbeſtätigung über die Dorentſchädigung hat der Empfangs⸗ 
berechtigte zu verſichern, daß er ſich verpflichtet, die ihm gewährten Beträge 
inſoweit zurückzuzahlen, als er ſie nicht innerhalb einer von den in Nr. VI 
Abſatz 3 bezeichneten Behörden zu beſtimmenden angemeſſenen Friſt zu 
den angegebenen Swecken verwendet. 

Derjtößt der Empfänger gegen dieſe Derpflichtung, jo unterliegt die 
Dorentihädigung der Wiedereinziehung durch den Staat. Die Wieder⸗ 


8) Derwaltungsvorſchriften Jahrgang 1915 II S. 419. 
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einziehung erfolgt im Derwaltungszwangsverfahren. Die Anordnung der 
Wiedereinziehung ſteht den in Nr. VI Abſatz 3 bezeichneten Behörden zu. 

Das gleiche gilt, wenn nach der Auszahlung der Dorentihädigung 
Umſtände bekannt werden, welche die Derjagung der Feſtſtellung nach 
§ 15 des Keichsgeſetzes vom 3. Juli 1916 gerechtfertigt hätten. 


VIII. 

Die für die Provinz Oſtpreußen und Teile der Provinz Weſtpreußen 
bisher erlaſſenen Vorſchriften über das Dorentſchädigungsverfahren bleiben 
unberührt, ſoweit nicht. Beſtimmungen des Keichsgeſetzes über die zeit 
ſtellung von Kriegsſchäden, der zu ſeiner Ausführung ergangenen Bundes— 
ratsperordnungen oder der gegenwärtigen Anweiſung entgegenſtehen. 


1916. 26. Oktober. 
Rechtsverhältniſſe der Sterbekaſſen. 
J. M. M. G. U. M. J. (M. Bl. des Innern S. 241.) 


Ueber die Rechtsverhältniſſe der der Landesaufſicht unterſtehenden klei— 
nen Sterbekaſſen, insbeſondere über die Anwendbarkeit der Allerhöchſten 
Kabinettsorder vom 29. September 1833 auf dieſe Kaſſen, beſteht, wie 
wir gelegentlich aus Berichten der Auflichtsbehörden entnehmen, noch immer 
eine nicht überall gleichmäßige Auffaſſung. Nach erneuter Prüfung der 
Rechtslage ſehen wir uns veranlaßt, dazu folgendes zu bemerken: 

1. Sterbekaſſen, die dem öffentlichen Recht angehören, d. h. ſolche, 
die nach ihrer Organiſation öffentlich-rechtlichen Verbänden, z. B. Kirchen, 
Schulgemeinden, Synodalverbänden und dergl. angegliedert ſind, unterliegen 
dem Privat⸗berſicherungsgeſetz nicht, gleichviel, ob fie vor oder nach deſſen 
Inkrafttreten errichtet ſind. Für dieſe Kaſſen bleibt es alſo hinſichtlich 
der Errichtung bei dem bisherigen Recht, insbeſondere der Kabinettsorder 
vom 29. September 1853. Dabei iſt allerdings aus dem Umſtande allein, 
daß die Mitgliedſchaft bei einer Kalle auf Perſonen eines beſtimmten 
Beamtenſtandes, z. B. Geiſtliche, Lehrer, Notare uſw. beſchränkt iſt, noch 
nicht der Charakter der öffentlich-rechtlichen Anſtalt zu entnehmen, wenn 
die Kaſſe nicht gleichzeitig der Organiſation eines öffentlich-rechtlichen Der- 
bandes angegliedert iſt, alſo als deſſen Einrichtung erſcheint. 

2. Privatrechtliche Sterbekaſſen, die den Betrieb von Derjicherungs- 
geſchäften zum Swecke haben und ihren Mitgliedern einen Kechtsanſpruch 
gewähren, unterliegen lediglich dem Privatverſicherungsgeſetz und zwar auch, 
wenn ſie vor deſſen Inkrafttreten errichtet find, fo daß für dieſe Kaſſen die 
Kabinettsorder vom 29. September 1833 nicht mehr in Betracht kommt. 

3. Privatrechtliche Sterbekaſſen, die nur freiwillige Unterſtützungen 
gewähren ohne Kechtsanſpruch, oder ihre Leiſtungen von dem jeweiligen 
Beſtand ihrer Mittel abhängig machen, alſo kein Oerſicherungsriſiko über- 
nehmen, oder ſich auf einen ganz kleinen, feſt geſchloſſenen Kreis von 
Perſonen beſchränken, alſo keinen „Betrieb“ von Derſicherungsgeſchäften 
bezwecken, unterliegen nicht dem Privatverſicherungsgeſetz, da ſie keine 
Verſicherungsunternehmungen im Sinne diefes Geſetzes find. | 

4. Die Kafjen zu Siffer 3, alſo die privatrechtlichen, nicht dem Privat: 
verſicherungsgeſetz unterliegenden Kaſſen können nach dem Inkrafttreten 
des B. G. B. Rechtsfähigkeit nur gemäß SS 21 oder 22 B. G. B. er⸗ 
langen. Daneben iſt für die Anwendung der Kabinettsorder vom 29. Sep⸗ 
tember 1833 auf fie kein Raum mehr. 

5. Soweit die Kaſſen zu Ziffer 3 vor dem Inkrafttreten des B. G. B. 
errichtet ſind, d. h. Rechtsfähigkeit erlangt haben, bleibt es hierbei. Die 
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Suftändigkeit zur Genehmigung von Satzungsänderungen richtet ſich als⸗ 

dann nach den Beſtimmungen der einzelnen Satzung und in Ermange— 

lung ſolcher nach dem früheren materiellen Recht, alſo auch der Kabinetts- 

order vom 29. September 1833. - 

An die Herren Regierungspräſidenten und den Herrn Polizeipräſidenten hier; 
abſchriftlich an die herren Ober-Präſidenten. 


1916. 27. Oktober. 


Aenderung der Ausführungsbeſtimmungen zur. Verordnung des 
Bundesrats vom 4. März 1916“ über die Einfuhr von pflanzlichen und 
tieriſchen Oelen und Fetten ſowie Seifen vom 8. März 1916.“ 


R. K. (R. G. Bl. S. 1207.) 


Auf Grund des 8 2 der Derordnung des Bundesrats über die Einfuhr 


von pflanzlichen und tieriſchen Oelen und Fetten ſowie Seifen vom 4. 
März 19165 beſtimme ich: N 
I 


$ 4 der Ausführungsbejtimmungen zur Derorönung des Bundesrats, 
über die Einfuhr von pflanzlichen und tieriſchen Oelen und Fetten ſowie 
Seifen vom 8. März 1916**) erhält folgende Faſſung: 

Der Derpflichtete hat ohne Kückſicht auf die endgültige Seit: 
ſetzung des Preiſes zu liefern, der Kriegsausſchuß vorläufig den 
von ihm feſtgeſetzten Preis zu zahlen. 

Das Eigentum geht mit dem Seitpunkt auf den Kriegs⸗ 
ausſchuß über, in dem die Uebernahmeerklärung dem zur Ueber— 
laſſung Verpflichteten oder dem Inhaber des Gewahrſams zugeht. 

II 


Die Beſtimmung tritt mit dem Tage der Derkündung in Kraft. 


1916. 27. Oktober. 


Aenderung der Ausführungsbeſtimmungen über die Einfuhr von 
Margarine aus dem Ausland vom 1. Jauu ar 1916.9 


R. K. (R. G. Bl. S. 1208.) 


Auf Grund des 8 14 der Derorönung über Oele und Fette vom. 
8. November 1915) in Derbindung mit der Bekanntmachung vom 12. 
Januar 19160 beſtimme ich: 


8 4 der Ausführungsbeitimmungen über die Einfuhr von Margarine 
aus dem Ausland vom 12. Januar 19160 erhält folgende Faſſung: 

Die Sentral-Einkaufsgeſellſchaft m. b. H. ſoll nach Empfang 
der Anzeige von der Einfuhr und, wenn eine Beſichtigung vor— 
genommen wird, nach der Beſichtigung erklären, ob ſie die Mar— 
garine übernehmen will. Das Eigentum geht mit dem Seit— 
punkt auf die Geſellſchaft über, in dem die Uebernahmeerklärung. 

dem Veräußerer oder dem Inhaber des Gewahrſams zugeht. 

II 


Die Beſtimmung tritt mit dem Tage der Derkündung in Kraft. 


*) Derwaltungsvorſchriften Jahrgang 1916 I S. 171. 
** Perwaltungsvorſchriften Jahrgang 1916 I S. 175. 
x) Derwaltungsvorſchriften Jahrgang 1916 I S. 25. 
7) berwaltungsvorſchriften Jahrgang 1915 II S. 348. 
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1916. 27. Oktober. 
Verkehr mit Schwefel. 
R. K. (K. G. Bl. S. 1195.) 


Der Bundesrat hat auf Grund des 8 3 des Geſetzes über die Er— 
mächtigung des Bundesrats zu wirtſchaftlichen Maßnahmen uſw. vom 4. 
Auguſt 19147) folgende Verordnung erlaſſen: 


81 P 
Wer Schwefel im Inland heritellt, hat ihn vom Beginn des 1. No⸗ 
vember 1916 ab an die Kriegschemikalien Aktiengefellichaft, Derwaltungs- 
ſtelle für private Schwefelwirtſchaft, in Berlin zu liefern. 


82 

Der Reichskanzler erläßt die näheren Beſtimmungen. Er kann Aus- 
nahmen zulaſſen und weitere Dorſchriften über den Derkehr mit Schwefel 
oder ſchwefelhaltigen Rohſtoffen und Erzeugniſſen erlaſſen. 

Er kann beſtimmen, daß Suwiderhandlungen mit Gefängnis bis zu 
ſechs Monaten oder mit Geldſtrafe bis zu zehntauſend Mark beſtraft 
werden, ſowie daß neben der Strafe auf Einziehung derjenigen Stoffe er- 
kannt werden kann, auf die ſich die ſtrafbare Handlung , ohne 
Rücklicht darauf, ob ſie dem Täter gehören oder nicht. 


| 83 
Die Derorönung tritt am 1. November 1916 in Kraft. Der Reichs» 
kanzler beſtimmt den Seitpunkt des Außerkrafttretens.- 


1916. 27. Oktober. 


Ausführungsbeſtimmungen zu der Verordnung über 
den Verkehr mit Schwefel. 


2 R. K. (R. G. Bl. S. 1196.) 


Auf Grund des 8 2 der Derordnung über den Derkehr mit Schwefel 
vom 27. Oktober 1916 (Keichs-Geſetzbl. S. 1195) wird beſtimmt: 


81 
Die Erzeuger von Schwefel ſind verpflichtet, ihre geſamte Monats- 
erzeugung bis zum zehnten Tage des nächſten Monats unter Angabe der 
Menge, des Schwefelgehalts und der phyſikaliſchen Beſchaffenheit der Kriegs- 
chemikalien Aktiengeſellſchaft,: Derwaltungsitelle für private Schwefelwirt— 
ſchaft, in Berlin anzuzeigen. 


8 2 

Die Kriegschemikalien Aktiengeſellſchaft, Derwaltungsitelle für private 
Schwefelwirtſchaft, hat ſich unverzüglich nach Empfang der Anzeige zu 
erklären, ob ſie den Schwefel übernehmen will. Geht binnen drei Wochen 
nach Abſendung des Angebots eine Erklärung nicht ein oder erklärt die 
Kriegschemikalien Aktiengeſellſchaft, Derwaltungsitelle für private Schwefel- 
wirtſchaft, daß ſie den Schwefel nicht übernehmen will, ſo erliſcht die 
Lieferungspflicht. Erklärt ſie, den angebotenen Schwefel übernehmen zu 
wollen, jo iſt dieſer auf ihr Derlangen an die von ihr aufgegebene Adreſſe 
zu verladen. 


T) Derwaltungsvorſchriften Jahrgang 1914 I Seite 857. 
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Das Eigentum geht auf die Kriegschemikalien Aktiengeſellſchaft über 
in dem Seitpunkt, in welchem die Aebernahmeerklärung dem Eigentümer 
ooer Erzeuger zugeht. 

i 3 

Die Kriegschemikalien Aktiengejeliſchaft, Derwaliungsitelie für private 
Schwefelwiriſchaft, darf für den von ior übernommenen Schwefel nicht 
mehr als 52 ıflark fur je 100 Kilogramm Schwefel bei einem Schweſer⸗ 
gelhalte von mindeſtens 94 vom Hundert does Geſamigewichts zahlen. 

Die Preiſe gellen für je 100 Kilogramm Reengewicht und umfaſſen die 
Kojten der Bejorderung bis zur nächſten Eiſenbayn⸗ over Schiffslaoeſtelle 
jowie die Kojten des Cinladens. leben dem Uebernahmepreiſe kann für 
vie Aufpewagrung bei längerer Dauer eine angemeſſene Dergütung ge⸗ 
währt werden. Ruch gann für die ctufbewahrung von Schwefel, welcher 
von der Kriegscheminalien cintiengeſellſchaft, Verwaltungsſtelle für private 
Schwefelwirrſchaſt, gemäß 8 2 nicht übernommen wird. eine angemeſſene 
Vergütung gewährt weroen. 

Für Smwepfel von beſonderer chemiſcher Beſchaffenheit oder phyſi⸗ 
kaliſcher Aufbereitung it ein Suſchlag oder ein Aoſchlag in der Höhe zu 
berechnen, wie es dem Handelsbrauch im Frieden entſpricht. 


N 84 

Die Preiſe gelten für Cieferung ausſchließlich Derpackung. 

8 5 

Die Kriegschemikalien Aktiengeyelijchafi, Derwaltungsſtelle für private 
Schwejeiwirugari, hat fur den von ihr übernommenen Schwefel emen 
angemejjenen Aevernaymepreis uno eine angemeſſene Yergurung für vie 
ttufbewahrung bei längerer Dauer, fur den von itzr nicht, übernommenen 
Sdwejel eine angemeſſene vergurung für vie aufvewagrung bei längerer 
Dauer zu zahlen. 

Iſt oer Oerpflichtete mit dem von der Kriegschemikalien jÄßlien- 
geſellſfqzaft, ODerwauungsſtelle für private Schwefelwiriſchaft, angebotenen 
Betrage nicht einverstanden, ſo ſehr die hönere Derwauungsbehoroe, oie 
für den Ork zuſtänoig iſt, von oem aus vie Lieferung erfolgen ſoll, den 
Aebernalfmepreis und die etwaige Vergütung für Aufbewahrung fell. Die 
Höhere verwaliungsbeh;oröe bestimmt daruber, wer die baren ciuslagen 
des Verfahrens zu tragen hat. Der Oerpflichlete hat ohne Kückſicht auf 
vie endgullige Feſtſezung des Preyes zu neſern, die Kriegschemigzalien 
Hktiengeſellſchaft, verwauungsjeue jur priware ZJchweſelwirlſchaft, den von 
ihr ſeſtgeſezten Betrag zu zahlen. 
0 

Die Sahlung erfolgt ſpäteſtens vierzehn Tage nach Aufnahme. Für 
ſtreitige Keſtoetrage veginnı die Friſt mi dem Cage, an vem die Ent— 
ſcheidung ver höheren verwaltungspegöroe der Kriegschemikalien Uktien⸗ 
gejellſchaft, Derwaltungsſtelle für private Schwefelwirtſchaft, zugeht. 

8 7 

Beſtehende Verträge der Kriegschemikalien Aktiengeſellſchaft, Verwal- 
tungsſtelle fur private Schweferwirtſczaft, auf Lieferung von Schwefel 
bleiben unberührt. N | 3 4 

8 8 

Mit Gefängnis bis zu ſechs Monaten oder mit Geldſtrafe bis zu zehn⸗ 
tauſend Mark wird beſtraft: 

1. wer der Vorſapriſt des 3 1 der Derordnung über den Derkehr 
mit Schwefel vom 27. Oktober 1916 (Keichs⸗ Geſetzbl. S. 1195) 
zuwiderhanoelt; 
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2. wer die im $ 1 dieſer Bekanntmachung vorgeſchriebenen An- 
zeigen nicht rechtzeitig erſtattet oder wer wiſſentlich unrichtige 
oder unvollſtändige Angaben macht. 

Neben der Strafe kann auf Einziehung des Schwefels erkannt werden, 
auf den ſich die ſtrafbare Handlung bezieht, ohne Unterſchied, ob er dem 
Täter gehört oder nicht. 

9 
Die Beſtimmungen treten mit dem 1. November 1916 in Kraft. 


1916. 27. Oktober. 


Ergänzung der Ausführungsbeſtimmungen vom 10. Oktober 1916 
zu der Verordnung über Rohtabak. 


R. K. (R. G. Bl. S. 1200.) 


Auf Grund des 83 Abſ. 2, § 8 Abi. 1, SS 12, 13 der Verordnung 
über Rohtabak vom 10. Oktober 1916 (Keichs-⸗Geſetzbl. S. 1145) be⸗ 
ſtimme ich: 

I. Die Ausführungsbejtimmungen vom 10. Oktober 1916 (Eeichs⸗ 
Geſetzbl. S. 1149) zu der Verordnung über Rohtabak werden durch ede 
Beſtimmungen ergänzt: 

8 18 

Als orientaliſche und ihnen gleichartige Tabakblätter (§S ı Abſ. 2, 
§ 2 Abſ. 3 der Derordnung) find die Blätter der nachſtehenden Tabak⸗ 
arten anzuſehen: 

türkiſcher, bulgariſcher, griechiſcher, ſerbiſcher, bosniſcher, alba— 
niſcher, montenegriniſcher, herzegowiniſcher, rumäniſcher, ruſſiſcher, 
chineſiſcher Tabak, Algiertabak, oſtafrikaniſcher Nyaſſatabak und 
italieniſcher Basmatabak. 


8 19 

Als Tabake, die ſowohl zur Herſtellung von Sigaretten als auch von 
anderen Tabakerzeugniſſen dienen (8 12 der Derordnung) find die nach— 
ſtehend aufgeführten Arten anzuſehen: 

Java, Virginia, Maryland, Kentucky, Birma, Rangoon, Bengalen, 
Ungao, Paraguay, deutſcher Tabak. 

Soweit nicht für deutſche Grumpen und Sandblätter in den S8 13 
und 25 Beſtimmung getroffen iſt, bleibt die Beſtimmung darüber vorbe— 
halten, in welchem Umfang dieſe Tabakarten zur Herſtellung von Si— 
garetten verwendet werden dürfen. 


8 20 

Die Inlandgeſellſchaft kann den Derkauf von Tabakrippen und Tabak: 
ſtengeln zulaſſen, wenn der Preis für lufttrockene Rippen und Stengel in 
Ballen verpackt und gepreßt in Wagenladungen von mindeſtens 5 Tonnen 

die nachſtehenden Grenzen nicht überſteigt: 

Kippen und Stengel von deutſchem 

Tabak ſowie Rippen und Stengel 

von deutſchem und ausländiſchem 


Tabak gemiſcht 115 Mark für 50 Kilogramm, 
Rippen und Stengel von auslän⸗ 
diſchem Tabak 125 Mark für 50 Kilogramm. 


Die Preiſe gelten einſchließlich der Dermittlungsgebühr. Die an die Inland⸗ 
geſellſchaft zu entrichtende Gebühr iſt nicht inbegriffen; ſie iſt von dem 
Käufer zu zahlen. Bei Derpackung in Jute oder Juteerſatz wird die Der- 
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packung als Rippen mitbezahlt (brutto für netto). Bei anderer Der= 
packung gilt der Preis für Reingewicht nach Abzug der Derpackung. 

Für loſe Rippen iſt ein Abzug von 5 Mark für 50 Kilogramm, für 
Rippen in geringerer Menge als in einer Wagenladung von 5 Tonnen 
und für feuchte oder minderwertige Rippen ein angemeſſener Abzug zu 
machen. 

Die Inlandgeſellſchaft kann in beſonderen Fällen Ausnahmen zulaſſen. 

821 f 

Die Inlandgeſellſchaft kann den Derkauf von gewalzten Rippen und 
Stengeln an herſteller von Tabakerzeugnijien zur Weiterverarbeitung ge— 
ſtatten, wenn der Preis die nachſtehenden Grenzen nicht überſteigt: 

gewalzte Rippen aus inländiſchem Tabak oder gewalzte Rippen 

aus deutſchem und ausländiſchem Tabak gemiſcht 153 Mark 
für 50 Kilogramm 

gewalzte Rippen und Stengel aus ausländiſchem Tabak 166 Mark 
für 50 Kilogramm. 


822 
Kleinmengenverkäufer dürfen die gemäß § 11 bezogenen Rippen und 
Stengel walzen und im Kleinmengenverkehre zur Weiterverarbeitung ver— 
kaufen. Sie haben hierbei die im 8 21 feſtgeſetzten Preisgrenzen ein— 
zuhalten. 
8 23 
Auf die Sandblätter der Ernte 1916, die ungegoren verarbeitet wer— 
den ſollen, finden die für Grumpen geltenden Dorfchriften im 8 13 der Aus⸗ 
führungsbeſtimmungen entſprechende Anwendung. Die im $ 13 Abſ. 3 
vorgeſehene Anzeige hat jedoch ſpäteſtens bis zum 31. Oktober 1916 zu 
erfolgen. : 
Don der Aufnahme von ſolchen Sandblättern und von Grumpen der 
Ernte 1916 in ein Privatlager für unverſteuerten inländiſchen Tabak kann 
die Geſellſchaft namentlich in den Gegenden abſehen, in denen die Aufnahme 
in ein ſolches Lager nicht üblich it. 


8 24 

Sum Ankauf von Rohtabak der Ernte 1916 zur Dergärung ſind die 
Händler zuzulaſſen, die vor dem 1. Auguſt 1914, und die Fabrikanten, 
die vor dem 1. Auguit 1916 Tabak vergoren haben. 

Die Inlandgeſellſchaft teilt den Rohtabak den zugelaſſenen Perſonen 
nach deren durchſchnittlicher Dergärung in den Kalenderjahren 1911 bis 
1915 und, ſoweit die zur Verteilung vorhandene Menge größer iſt als die 
in den Kalenderjahren 1911 bis 1915 durchſchnittlich vergorene Menge, 
nach Maßgabe der vorhandenen Dergärungseinrichtungen und der geſtellten 
Anträge zu. 

Die Inlandgeſellſchaft kann Pflanzern auf Antrag geſtatten, den von 
ihnen gezogenen Tabak in demſelben Umfang wie 1915 ſelbſt oder durch 
Genoſſenſchaften oder Tabakbauverbände zu vergären. 

Die Geſellſchaft kann Ausnahmen zulaſſen. Der angekaufte Roh: 
tabak bleibt trotz des Ankaufs beſchlagnahmt. Zu ſeiner Verarbeitung und 
zum Weiterverkaufe bedarf es einer beſonderen Erlaubnis der Inland— 


geſellſchaft. 
8 25 


Wer zum Ankauf von ungegorenem Tabalh einſchließlich der Grumpen 
und Sandblätter beim Pflanzer zugelaſſen wird, erhält von der Inland— 
geſellſchaft einen Bezugsſchein über Menge und Art des anzukaufenden 
Rohtabaks unter Mitteilung des Ankaufsbezirkes gegen Hinterlegung einer 


1916. 27. Oktober. 983 


von der Inlandgeſellſchaft zu beſtimmenden Sicherheit für die von ihr zu 
leiſtende Zahlung des Kaufpreiſes. 
8 26 

Die zugelaſſenen Käufer (8 25) haben der Inlandgeſellſchaft den 
Gegenwert für den erworbenen Tabak binnen fünf Tagen nach der Der- 
wiegung zu bezahlen unter Vorlage der ſteueramtlichen Derwiegungsliſten. 
Die Derwiegungsgebühr zahlt der Verkäufer. Die Inlandgeſellſchaft hat 
den Tabak, den die von ihr zugelaſſenen Käufer kaufen, binnen vierzehn 
Tagen nach dem Derwiegen den Pflanzern zu bezahlen. 


8 27 

Der Preis für gegorenen deutſchen Tabak. aus dem Erntejahr 1916 
bemißt ſich nach folgenden Grundſätzen: 

Dem Ankaufspreiſe für 50 Kilogramm trockenen dachreifen Tabak 
dürfen zugerechnet werden: 

a) bis zu 2,50 Mark für Einkaufshoſten einſchließlich der Makler⸗ 
gebühren, 

b) bis zu 6 Mark für Gärungshoſten, 

c) die von der Inlandgeſellſchaft erhobenen Gebühren. 

Hieraus werden unter Berückſichtigung eines Gärungsverluſtes von 25 
vom Hundert die Einſtandskoſten für 50 Kilogramm gegorenen Tabak be— 
rechnet. Den Einſtandskoſten dürfen bis zu 6 vom Hundert als Entſchädigung 
für eh und bis zu 10 Mark als händlernutzen hinzugerechnet 
werden. 

zu dem ſich hiernach ergebenden Geſamtbetrage dürfen Dertreter- 
koſten bis zu 1½ vom Hundert zugeſchlagen werden. 

Der ſo ermittelte Verkaufspreis gilt bei Barzahlung und Freilager bis 
zu einem Jahre. Bei Sielgewährung kann der Verkäufer 1% vom Hundert 
für jeden Monat, vom 30. Tage der Berechnung an, aufſchlagen. 

Verpackung kann vom Käufer geſtellt oder vom Verkäufer mit 1,50 
Mark für jede angefangenen 50 Kilogramm in Anrechnung gebracht werden. 

Die unter a eingeſchloſſene Maklergebühr (0,50 Mark für 50 Kilo- 
gramm Sandblatt und 0,30 Mark für anderen Tabak) darf nur in Anſatz 
gebracht werden, wenn ſie tatſächlich bezahlt worden iſt. 

Bei Tabaken, die vor dem 15. März 1917 von einem DVerarbeiter 
übernommen werden, iſt der Gärungsverluſt nur mit 15 vom Hundert und 
I Entſchädigung für Zinsverluſt nur mit höchſtens 3 vom Hundert ein— 
zuſetzen. 


8 28 


Der Preis für verarbeitungsreife Grumpen und für aufgetrocknete 
nicht gegorene Geize aus dem Erntejahr 1916 bemißt ſich nach folgenden 
Grundſätzen: 

Dem Ankaufspreije für 50 Kilogramm ſteueramtlich verwogener Grum— 
pen und Geize dürfen zugerechnet werden: 

a) bis zu 3 Mark für Einkaufskoiten, einſchließlich der WMaäler- 

gebühren, 

b) die von der Inlandgeſellſchaft erhobenen Gebühren, 

c) bis zu 1,5 vom Hundert als Entſchädigung für Sinsverluſt. 

hieraus werden unter Berückſichtigung des Gewichtsverluſtes nach er— 
folgter Derpakung am 15. Dezember die Einſtandskoſten des - Händlers 
berechnet. Den Einſtandskoſten dürfen bis zu 8 Mark für Derleſen, Be— 
handeln und ſonſtige Unkoſten, ſowie bis zu 7 Mark für 50 Kilogramm 
als Händlernutzen hinzugerechnet werden. 
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Zu dem ſich hiernach ergebenden Geſamtbetrage dürfen Dertreterkoiten 
bis zu 1½ vom Hundert zugeſchlagen werden. 

Der jo ermittelte Verkaufspreis gilt bei Barzahlung und ſofortiger 
Abnahme. Bei Sielgewährung kann der Händler ½ vom Hundert für 
jeden Monat, vom 30. Tage der Berechnung an, aufrechnen. 

verpackung kann vom Käufer geſtellt oder vom Derkäufer mit 1,50 
Mark für jede angefangenen 50 Kilogramm in Anrechnung gebracht werden. 

Die unter a eingeſchloſſene Maklergebühr für Grumpen und Geize 
(1 Mark für 50 Kilogramm) darf nur in Anſatz gebracht werden, wenn 
ſie tatſächlich bezahlt worden iſt. 

8 29 

Die Inlandgeſellſchaft darf Herſtellern von Tabakerzeugniſſen, die vor 
dem 1. Auguſt 1916 inländiſchen, gegorenen Tabak verarbeitet haben, den 
Kauf von ſolchem Tabak aus der Ernte 1916 bis zur Höhe ihrer nach 
ihrer durchſchnittlichen Derarbeitung von inländiſchem, gegorenen Tabak 
in der Seit vom 1. Januar bis 31. Juli 1916 zu berechnenden Jahres- 
verarbeitung geſtatten. 

Der auf Grund des Abſ. ! gekaufte gegorene Tabak bleibt trotz des 
Ankaufs beſchlagnahmt. Su feiner Derarbeitung bedarf es einer beſonderen 
Erlaubnis der Inlandgeſellſchaft. 

II. Dieſe Beſtimmungen treten mit dem Tage der Derkündung in 
Kraft. f 


1916. 27. Oktober. 
Höchſtpreiſe für Rüben. 
Kriegsernährungsamt (R. G. Bl. S. 1204.) 
Auf Grund des $ 1 der Bekanntmachung über Kriegsmaßnahmen zur, 
Sicherung der Dolksernährung vom 22. Mai 1916 und der Bekannt- 


machung über die Errichtung eines Kriegsernährungsamts vom 22. Mai 
1916**) wird verordnet: 


81 
Beim Derkaufe von Rüben durch den Erzeuger dürfen folgende Preiſe 


für den Sentner nicht überſchritten werden: 
1. bei Waſſerrüben, Stoppelrüben, Herbjtrüben unter 


Ausſchluß der Teltower Rübchen 1,50 Mark, 
2. bei Runkelrüben und Sucerrunkeln unter Ausjchluß 

der roten Rüben (rote Bete) 1,80 Mark, 
4 bei Kohlrüben (Wruken, Bodenkohlrabi, Steckrüben) 2.50 Mark, 

bei Möhren aller Art 4,00 Mark. 


Di Preiſe ſchließen die Koſten der Beförderung bis zur verladeſtelle 
des Ortes, von dem die Ware mit der Bahn oder zu Waſſer verſandt wird, 
und die Koften der Derladung ein. 

Die Landeszentralbehörden können niedrigere als die im ab. 1 be⸗ 
ſtimmten Höchſtpreiſe feſtſetzen; ſie können für kleine Speiſemöhren, die zu 
Speiſezwecken gebaut find (Karotten), höhere als die im Abſ. 1 Ur, 4 
beſtimmten höchſtpreiſe feſtſetzen. 


82 
Verträge zwiſchen dem Erzeuger und Dritten über den Erwerb von 
Rüben der im 81 genannten Art, die vor Inkrafttreten dieſer Derordnung 


) Perwaltungsvorſchriften Jahrgang 1916 I S. 379. 
**) Perwaltungsvorſchriften Jahrgang 1916 J S. 380. 
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abgeſchloſſen ſind, ſind ungültig, ſofern ſie zu höheren als den im 81 
feſtgeſetzten Preiſen abgeſchloſſen ſind und die verkauften Küben ſich zur 
Zeit des Inkrafttretens dieſer Derordnung noch auf dem Hrundſtück des 
Erzeugers befinden. 
83 

Die Landeszentralbehörden oder die von ihnen beitimmten Behörden 
legen höchſtpreiſe für den Derkauf von Rüben der im § 1 genannten Art 
durch den Groß- und Kleinhandel feſt. Sie können beſtimmen, daß beim 
Derkaufe durch den Erzeuger an den Derbraucher höhere als die im 81 
feſigeſetzten Höchſtpreiſe gelten. 

Die Landeszentralbehörden können beſtimmen, daß Hertelge die vor 
Feſtſetzung der höchſtpreiſe (Abſ. 1) zu höheren Preiſen abgeſchloſſen und 
noch nicht erfüllt ſind, ungültig ſind. 


84 
Die Kommunalverbände können Ausfuhrverbote oder Ausfuhrbeſchrän— 
kungen für Rüben der im 81 genannten Art erlaſſen. Die Landeszentral- 
behörden können nähere Beſtimmungen treffen. 


8 5 
Die vom Reichskanzler beſtimmten Stellen ſind beim Ankauf von 
Rüben der im § 1 genannten Art an die höchſtpreiſe, die in diefer 
Verordnung oder auf Grund dieſer Derordnung feſtgeſetzt find, nicht gebunden. 
Die auf Grund des 8 4 erlaſſenen Ausfuhrverbote oder Ausfuhr: 
beſchränkungen gelten nicht für die Lieferung an die nach Abſ. 1 vom 
Reichskanzler beſtimmten Stellen. 


86 

Das Eigentum an Rüben der im $ 1 genannten Art kann durch Ans 
ordnung der zuſtändigen Behörde einer von dieſer bezeichneten Perſon 
übertragen werden. Die Anordnung iſt an den Beſitzer zu richten. Das 
Eigentum geht über, ſobald die Anordnung dem HPeſitzer zugeht. 

Der Uebernahmepreis wird unter Berückſichtigung der höchſtpreiſe 
ſowie der Güte und Derwertbarkeit der Dorräte von der zuſtändigen Be— 
hörde feſtgeſetzt. Die höhere Derwaltungsbehörde enticheidet endgültig über 
Streitigkeiten, die ſich aus der Anordnung ergeben. 


7 

Mit Gefängnis bis zu einem Jahre und mit Geldſtrafe bis zu zehntauſend 
Mark oder mit einer dieſer Strafen wird beſtraft: 

1. wer die in dieſer Derordnung oder auf Grund dieſer een 
feſtgeſetzten Preiſe überjchreitet; 

2. wer einen andern zum Abſchluß eines Dertrags auffordert, durch 
den die Preiſe (Nr. 1) überſchritten werden, oder ſich zu einem 
ſolchen Vertrag erbietet; 

3. wer einem nach 8 4 erlaſſenen Verbote zuwiderhandelt. 

Neben der Strafe können die Gegenſtände, auf die ſich die ſtrafbare 
Handlung bezieht, ohne Unterſchied, ob ſie dem Täter gehören oder nicht, 
eingezogen werden. 

8 8 

Die Landeszentralbehörden beſtimmen, wer als höhere Derwaltungs: 
behörde, zuſtändige Behörde und Kommunalverband anzuſehen iſt. 


89 
Dieſe Verordnung tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft. 
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1916. 28. Oktober. 
Verarbeitung von Kartoffeln auf Branntwein in Kleinbreuner eien. 


R. K. (K. G. Bl. S. 1108.) 

Der Bundesrat hat auf Grund des § 3 des Geſetzes über die Er— 
mächtigung des Bundesrats zu wirtſchaftlichen Maßnahmen uſw. vom 4. 
Huguſt 1914 folgende Derordnung erlaſſen: 

1 

Bis auf weiteres iſt die Derarbeitung von Kartoffeln auf Branntwein 
in Kleinbrennereien (8 15 des Branntweinſteuergeſetzes vom 15. Juli 1909, 
Reichs⸗Geſetzbl. S. 661) verboten. Die Hauptämter find ermächtigt, für 
Kleinbrennereien, die bereits in einem der letzten drei Betriebsjahre als 
ſolche betrieben ſind und Kartoffeln verarbeitet haben, im Falle eines 
beſonderen wirtſchaftlichen Bedürfniſſes Ausnahmen von dieſem Derbote 
zuzulaſſen, ſoweit es ſich um Kartoffeln eigener Ernte handelt oder um 
ſolche Kartoffeln, die zur menſchlichen Ernährung nicht tauglich ſind. 


82 
Zuwiderhandlungen gegen die Dorjchriften des 8 1 werden mit Ge— 
fängnis bis zu einem Jahre und mit Geldſtrafe bis zu zehntauſend Mark 
oder mit einer dieſer Strafen beſtraft. Neben der Strafe kann der verbots- 
widrig hergeſtellte Branntwein eingezogen werden. 


83 ü 
Dieſe Verordnung tritt mit dem Tage der Derkündung in Kraft. 
Der Reichskanzler beſtimmt den Seitpunkt des Außerkrafttretens. 


1916. 28. Oktober. 
Verjährungsfriſten. 
R. K. (R. G. Bl. S. 1198.) 


Der Bundesrat hat auf Grund des 8 3 des Geſetzes über die Er— 
mächtigung des Bundesrats zu wirtſchaftlichen Maßnahmen uſw. vom 4. 
Auguft 1914 % folgende Verordnung erlaſſen: N 

In der Derordnung über die Derjährungsfrilten. vom 4. November 
1915**) und in der Derordönung über Derjährungsfrilten des Seerechts vom 
9. Dezember 19155) tritt an die Stelle der Jahreszahl 1916 die Jahres- 
zahl 1917. 


1916. 28. Oktober. 
Höchſtpreiſe für Schwefelſäure und Oleum. 
R. K. (R. G. Bl. S. 1210.) 


Auf Grund des 8 5 der Derordnuny, betreffend die private Schwefel- 
wirtſchaft, vom 13. November 19157) wird folgendes beſtimmt: 


81 
Der Preis für Schwefelſäure und Oleum darf folgende Sätze nicht 
überſteigen: 


*) Derwaltungsvor 
* Derwaltungsvor 
x) Derwaltungsvor 
1) Derwaltungsvor 


chriften Jahrgang 1914 I Seite 857. 
chriften Jahrgang 19151 S. 345. 
chriften Jahrgang 1915 II S. 401. 
chriften Jahrgang 1915 II S. 365. 


un 


2) 


b) 
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Gloverſäure: 330 Mark für 1000 Kilogramm Schwefelinhalt 
im Erzeugnis, abzüglich 15 Mark für 1000 Kilogramm Er⸗ 
zugnis in abgelieferter Beſchaffenheit; 

helle Kammerſäure ſowie höhergrädige Säure und Oleum: 470 
Mark für 1000 Kilogramm Schwefelinhalt im Erzeugnis, ab— 
züglich 45 Mark für 1000 Kilogramm Erzeugnis in abgelieferter 
Beſchaffenheit. 


Dieſe Preiſe gelten für unverpackte Ware frei Bahnſtation der Erzeugungs⸗ 

ſtelle und ſchließen die nach der Verordnung, betreffend die private Schwefel— 

wirtſchaft vom 13. November 19157) zu entrichtende Umlage ein. 
Inſoweit als Schwefelſäure und Gleum für beſondere Anwendungs— 


fälle, w 
Frieden 


ie chemiſche Analyſen, wegen ihrer beſonderen Beſchaffenheit im 
gegenüber den für helle Kammerſäure friedensüblichen Preiſen 


mit Preisaufſchlägen belegt waren, dürfen die friedensüblichen Aufſchläge 


auf die 


im Abſ. ! unter b verzeichneten Preiſe berechnet werden. 


82 | 
Für Derpackung und Derjendung dürfen folgende Suſchläge zum höchſt— 
preis nicht überſchritten werden: 


1 
a) 


b) 


Bei Derjendung in Keſſelwagen oder Topfwagen: 

Bei Stellung des Wagens durch den Derkäufer darf eine Wagen: 
miete von nicht mehr als 30 Pfennig für je 100 Kilogramm 
verladenes Säuregewicht berechnet werden. Der Wagen ilt ſpä⸗ 
teſtens an dem dem Ankunftstag auf der Station des Beſtim— 
mungsorts folgenden Werktag zu entleeren und zurückzuſenden. 
Für jeden Tag Derzögerung in der Rückfendung darf eine 5 
Mark für den Wagen nicht überſchreitende Gebühr berechnet 
werden. Die Berechnung weiterer Gebühren, wie für Füllung 
und dergleichen, iſt nicht zuläſſig. 

Bei Stellung des Wagens durch den Säureempfänger iſt die 
ee von Gebühren, wie für Füllung und dergleichen, nicht 
zuläſſig. 


2. Bei Derjendung in Eiſenfäſſern: 


a) 


b) 


c) 


Werden Eiſenfäſſer durch den Derkäufer leihweiſe geſtellt, ſo 
darf eine Mieigebühr von nicht mehr als 75 Pfennig für je 
100 Kilogramm verladenes Säuregewicht einſchließlich Füllgebühr 
berechnet werden. Die Eiſenfäſſer ſind innerhalb 4 Wochen, vom 
Tage des Derſandes an gerechnet, zurückzuliefern. Bei verzöger— 
ter Rückgabe darf für jedes Faß und jeden angefangenen Monat 
bis zu 2 Mark Leihgebühr berechnet werden. 

Wird bei käuflicher Ueberlaſſung der zur Verpackung der Säure 
dienenden Eiſenfäſſer an den Säureempfänger die Rückgabe der 
Fäſſer an den Derkäufer vereinbart, fo darf, ſofern die Fäſſer 
in brauchbarer Beſchaffenheit zurückgegeben werden, der Unter⸗ 
ſchied zwiſchen dem urſprünglichen Verkaufspreis und dem KRück⸗ 
nahmepreiſe nicht mehr betragen als die Mietgebühr nach 2a 
für die vom Säureempfänger beanſpruchte Gebrauchszeit betragen 
haben würde. N 

Bei Stellung der Eiſenfäſſer durch den Säureempfänger darf 
der Verkäufer eine Füllgebühr von nicht mehr als 25 Pfennig 
für je 100 Kilogramm verladenes Säuregewicht berechnen. 


3. Bei Derjendung in Korbflaſchen: 


0 


Werden Korbflaſchen durch den Derkäufer leihweiſe geſtellt, fo 
darf eine Mietgebühr von nicht über 


988 


b) 


a) 


b) 
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1,50 Mark das Stück für Bandeiſenkorbflaſchen oder Doll⸗ 
mantelkorbflaſchen, ö 

1 Mark das Stück für Weidenhorbflaſchen 
für jeden angefangenen Seitraum von 2 Monaten, vom Tage 
des Derjandes an gerechnet, außerdem eine Füllgebühr von nicht 
mehr als 50 Pfennig für je 100 Kilogramm geliefertes Säure— 
gewicht berechnet werden. 

Bei käuflicher Ueberlaſſung der zur Verpackung der Zäure die— 
nenden Flaſchen an den Säureempfänger darf der Derkäufer be— 
rechnen: 

für Vollmantelkorbflaſchen nicht mehr als 12 Mark das 

Stück, 

für Bandeiſenkorbflaſchen nicht mehr als 6 Mark das Stück, 

für Weidenkorbflaſchen nicht mehr als 4,50 Mark das Stück, 
außerdem eine Füllgebühr von nicht mehr als 50 Pfennig für je 
100 Kilogramm geliefertes Säuregewicht. 

Wird Rückgabe der Flaſchen an den Derkäufer vereinbart, 
jo darf der Unterſchied zwiſchen dem urſprünglichen Derkaufs— 
preis und dem Kücknahmepreiſe nicht mehr betragen als die 
Mietgebühr nach 3a für die vom Säureempfänger beanſpruchte 
Gebrauchszeit betragen haben würde. 


Bei Stellung der Flaſchen durch den Säureempfänger darf nur 
eine Füllgebühr von nicht mehr als 50 Pfennig für je 100 
Kilogramm geliefertes Säuregewicht berechnet werden. 
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Uebernimmt der Verkäufer, ſofern er nicht der Beriteller iſt, beim 
Verkaufe von Säure in kleineren Mengen als 5000 Kilogramm 
Wagenladung die Cieferung frachtfrei Station des Beſtimmungsorts, 
jo darf er dafür dem Käufer einen Aufſchlag von nicht mehr 
als 2,50 Mark für je 100 Kilogramm verladenes Säuregewicht 
über den höchſtpreis hinaus berechnen unter gleichzeitiger Ueber- 
nahme der Bruchgefahr. 

Uebernimmt der Verkäufer, ſofern er nicht der Herſteller iſt, beim 
Verkaufe von chemiſch reiner Säure in kleineren Mengen als 
5000 Kilogramm Wagenladung die Lieferung frachtfrei Station 
des Beſtimmungsorts, ſo darf er dafür dem Käufer den unter 
3a angegebenen Aufſchlag unter gleichzeitiger Uebernahme der 
Bruchgefahr berechnen oder die ihm tatſächlich auf die Lieferung 
erwachſenen Frachtkoſten zuzüglich 50 Pfennig für je 100 Kilo- 
gramm verladenes Säuregewicht in Rechnung ſtellen. 


c) Für Lieferung frei Haus des Säureempfängers darf der Der- 


käufer dem Käufer außerdem einſchließlich der Uebernahme der 
Bruchgefahr und der Abholung der entleerten Verpackung nicht 
mehr als 3 Mark für je 100 Kilogramm geliefertes Säuregewicht 
berechnen. 
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Die Beſtimmungen treten mit dem 1. november 1916 unter gleich⸗ 


zeitiger Aufhebung der Bekanntmachung, betreffend höchſtpreiſe für Schwefel⸗ 
ſäure und Oleum, vom 8. April 1916x) in Kraft. 


x) berwaltungsvorſchriften Jahrgang 1916 I S. 245. 
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Aenderung von Verkehrsfehlergrenzen der Meßgeräte. 
R. K. (R. G. Bl. S. 1213.) 


f Auf Grund des § 13 Abſ. 2 der Maß⸗ und Gewichtsordnung vom 
30. Mai 1908 (Reichs-Gejegbl. S. 349) hat der Bundesrat die nach⸗ 
ſtehende Aenderung der Bekanntmachung, betreffend die Derkehrsfehler- 
Den der Meßgeräte, vom 18. Dezember 1911 beſchloſſen: 
. Im 81, IA erhält Nr. 1 folgende Faſſung: 
1. für die Geſamtlänge 
bei Maßſtäben aus Metall von 
10 bis einſchließlich 7 Meter 6 Millimeter, 
6 bis einſchließlich 4 Meter 4 1 
3 und 2 Meter 2 
1 Meter ji 
0,5, 0,2, 0,1 Meter 05 „ 
bei Maßſtäben aus anderem Material von 
10 bis einſchließlich 7 Meter 12 Millimeter, 
6 bis einſchließlich 4 Meter 8 1 
3 und 2 Meter 4 
1 Meter 2 
0,5 Meter 1 
0,2 und 0,1 Meter 0,5 
bei Bandmaßen von 
50 und 40 Meter 16 Millimeter, 
30 bis einſchließlich 20 Meter 16 1 
15 Meter 8 
10 bis einſchließlich 7 Meter 6 
6 bis einſchließlich 4 Meter 4 7 
2 
1 
1 
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5 und 2 Meter 
1 Meter 
0,5 Meter 
II. Im 81, TB erhält Nr. 1 folgende Faſſung: 
1. für die Geſamtlänge 
bei Kluppmaßen aus Metall von N 
2 bis einſchließlich 1,6 Meter 2 Millimeter, 
1,5 bis einſchließlich 0,6 Meter 1 
0,5 Meter und weniger 0,5 
bei Kluppmaßen aus anderem Material von 
2 bis einſchließlich 1,6 Meter 4 Millimeter, 
1,5 bis einſchließlich 0,9 Meter 2 
0,8 bis einſchließlich 0,6 Meter 1 m 
0,5, 0,4, 0,3 Meter 1 
0,2 und 0,1 Meter 0 
III. Im 81, IB Nr. 2 werden in Seile 4 geſtrichen: 
hinter „Holz“ die Worte „außer Buchsbaumholz“. 
IV. 81, IVB II erhält folgende Faſſung: 


II. Selbſttätige Wagen 
Die Fehlergrenzen betragen: 
1. für die Wage nach Ausjchaltung der ſelbſttätigen Einrichtung 
bei allen Wagengattungen ſoviel wie die unter A angegebenen 
Fehlergrenzen für die Handelswagen gleicher Art, jedoch 
63 
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bei einer größten zuläſſigen Laſt von 
weniger als 100 Gramm 400 Milligramm; 
2. für die Wage mit der ſelbſttätigen Einrichtung 
bei den ſelbſttätigen Balkenwagen für kleinſtückige Materialien 
mit Reguliereinrichtung und bei den Wagen für Thomasmehl, 
Zement und ähnliche ſtaubende Materialien 
für jedes Füllungsgewicht 2,25 Gramm 
für jedes Kilogramm der durch 10 Wä— ö 
gungen abgewogenen Laſt; 
bei den übrigen ſelbſttätigen Balkenwagen mit einem Füllungs⸗ 
gewichte 
bis 5 Kilogramm abwärts 1,5 Gramm 
für jedes Kilogramm der durch 10 Wä— 
gungen abgewogenen Laſt; 
von 4 Kilogramm 2 
für jedes Kilogramm der durch 10 Wä- 
gungen abgewogenen Laſt; 
von 3 Kilogramm 23 
für jedes Kilogramm der durch 10 Wä— 
gungen abgewogenen Lalt; 5 
von 2 Kilogramm bis 100 Gramm 3 
für jedes Kilogramm der durch 10 Wä— 
gungen abgewogenen Laſt; 


von weniger als 100 Gramm 3 1 
für die durch 10 Wägungen abgewogene 
Laſt; 


bei den ſelbſttätigen Caufgewichtswagen, wenn der durch die 
ſelbſttätige Laufgewichtseinrichtung abwägbare Teil in Bruch— 
teilen der größten zuläſſigen Laſt ausmacht, 
höchſtens ½ 7,5 Gramm 
für jedes Kilogramm der durch 10 Wä⸗ 
gungen abgewogenen Lalt; 
mehr als ½ und höchſtens 1, 6 
für jedes Kilogramm der durch 10 Wä— 
gungen abgewogenen Laſt; 
mehr als ½ und höchſtens 43 4,5 
für jedes Kilogramm der durch 10 Wä⸗ 
gungen abgewogenen Laſt; 
mehr als ½ und höchſtens Ya 3 
für jedes Kilogramm der durch 10 Wä⸗ 
gungen abgewogenen Lalt; 
mehr als ½ 1,5 
für jedes Kilogramm der durch 10 Wä⸗ 
gungen abgewogenen Laſt; 
bei den Wagen mit ſelbſttätigem Taralaufgewichte 7,5 
für jedes Kilogramm der durch 10 Wä— 
gungen abgewogenen Caſt; 
3. für die Einzelabweichungen vom Durchſchnittsergebnis aus 10 
Ermittlungen (Nr. 2) 
bei Wagen für Flüſſigkeiten, für pulver- und ſandförmige, ſowie 
für körnige, freirollende, nichtklebende Materialien und Er- 
zeugniſſe bei einem Füllungsgewichte bis 75 Kilogramm ab⸗ 
wärts 
5 | 1,5 Gramm für jedes Kilogramm 


1916. 50. Oktober. 991 


unter 75 bis 25 Kilogramm 2,25 Gramm für jedes Kilogramm 
auf volle 5 Gramm nach oben abgerundet, ö 
von 20 und 15 Kilogramm 3 Gramm für jedes Kilogramm 
von 10 bis 4 Kilogramm 4,5 Gramm für jedes Kilogramm 
von 3 und 2 Kilogramm 6 Gramm für jedes Kilogramm 
von 1 Kilogr. b. 125 Gramm 7,5 Gramm für jedes Kilogramm 
von 100 Gramm abwärts 0, 75 Gramm für jedes Kilogramm 
bei Wagen für kleinſtückige Materialien mit Reguliereinrich— 
tung und bei Wagen für Thomasmehl, Sement und ähn⸗ 
liche ſtaubende Materialien, jedoch bei den Wagen mit Ueber⸗ 
ſchußverwägung für die Abweichung jeder einzelnen Füllung 
von ihrem wirklichen Gewichte, bei einem Füllungsgewichte 
von 50 bis 250 Kilogramm 6 Gramm für jedes Kilogramm, 
von mehr als 250 Kilogramm je 75 Gramm mehr für jede 
weiteren 50 Kilogramm; N 
bei den Wagen mit Ueberſchußverwägung gelten dieſe Sehler- 
grenzen für die Abweichung jeder einzelnen Füllung von 
ihrem wirklichen Gewichte; 
bei den ſelbſttätigen Laufgewichtswagen 
für jedes Füllungsgewicht das Dreifache der für das Durch— 
ſchnittsergebnis nach Nr. 2 zu berechnenden Fehlergrenze. 


1916. 30. Oktober. 


Erläuterung zur Verordnung über Oelfrüchte vom 26. Juni 1916 
(Reichs⸗Geſetzbl. S. 842). 


M. L. D. F. (m. Bl. g. D. F. S. 296.) 
An die Herren Regierungsprälidenten und den herrn Polizeipräſidenten 


in Berlin. 
Übſchrift. 
Der Präſident des Kriegsernährungsamts. 


Berlin W. 8, den 6. Oktober 1916. 
Mohrenſtraße 11/12. 


Im 8 1 Abſ. 2 Ur. 2 Satz 2 der Derordnung über Oelfrüchte und 
daraus gewonnene Produkte vom 26. Juni 1916 iſt ganz allgemein an⸗ 
geordnet, daß die zur Herſtellung von Nahrungsmitteln von den Cieferungs— 
pflichtigen zurückgehaltenen Mengen von den Mühlen nur bei Dorlegung 
und Abnahme eines Erlaubnisſcheines zur Derarbeitung angenommen wer— 
den dürfen. Zu Nr. 3 des Abſ. 2 des genannten Paragraphen iſt es 
nun fraglich geworden, ob die Eigentümer von Leinfamen die von ihnen 
zurückgehaltenen Mengen auch zu Oel verarbeiten laſſen dürfen und ferner, 
ob dieſe Herſtellung von Del ebenfalls der obengenannten Kontrollvorſchrift 
unterſteht. Beide Fragen ſind zu bejahen. Ich bitte daher ergebenſt, 
die dortigen Behörden hierauf aufmerkſam zu machen und ſie mit den 
nötigen Anweiſungen zu verſehen. Da es ſich jedoch nur um die Gewinnung 
von Oel für die eigene Hauswirtſchaft handeln kann, fo iſt ein Derkauf des 
Oeles unzuläſſig. Es dürfte auch ein erhebliches öffentliches Intereſſe 
daran beſtehen, daß derartiges Oel nicht zu übertriebenen Preiſen in den 
Handel kommt. 


) Derwaltungsvorſchriften Jahrgang 1916 I S. 486. 
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Bauverträge. 
M. S, D. 7 (M. Bl. L. D. J S. 293.) 


An ſämtliche Behörden. 

In der Anlage wird der von dem Herrn Miniſter der öffentlichen Ar— 
beiten unterm 18. September d. J. an die ihm unterſtellten Behörden ge= 
richtete Erlaß, betreffend Behandlung der in letzter Seit zahlreich eingehen⸗ 
den Anträge von Bauunternehmern, ihnen mit Küchkſicht auf die Kriegs⸗ 
verhältniſſe Suſchläge zu den Dertragspreiſen zu gewähren, mit dem Er: 
ſuchen überſandt, dieſen Erlaß in meinem Keſſort gleichmäßig anzuwenden. 


Anlage. 
Der Miniſter der öffentlichen Arbeiten. 
Bad Harzburg, den 18. September 1916. 


An dem Grundſatze, daß Derträge, wie geſchloſſen, auch im Kriege 
zu erfüllen ſind, muß auch für die Bauverträge feſtgehalten werden. Hier 
vermag insbeſondere auch der Umſtand, daß ein Bauunternehmer durch 
die Derhältnijie gezwungen worden iſt, feinen Arbeitern höhere Löhne zu 
zahlen, oder daß ihm ſonſt höhere Kolten entſtanden ſind, als er beim 
Vertragsabſchluß erwarten konnte, an ſich einen kinſpruch auf Erhöhung 
der Dertragspreije nicht zu geben. Immerhin aber erſcheint es, wenn ein 
Bauunternehmer unter Berufung auf die Kriegsverhältniſſe mit einem Ge— 
ſuch auf Erhöhung der Dertragspreije an die Verwaltung herantritt, ge— 
boten, wohlwollend zu prüfen, ob der Geſuchſteller durch die Ausführung 
des bertrages eine ernſtliche Schädigung ſeiner geſamten wirtſchaftlichen. 
Verhältniſſe erfahren würde. Hierbei wird es u. a. auf die Größe und 
finanziellen Leiſtungsfähigkeit des Unternehmens und auf ſeine durch die 
Kriegsverhältniſſe verurſachte allgemeine Cage, auf die Umſtände, unter 
denen die Arbeiten übernommen und weitergeführt wurden, ſowie ferner 
darauf ankommen, ob ſich für den Unternehmer infolge der Kriegsver- 
hältniſſe ein tatſächlicher Derluft oder nur eine Minderung des ſonſt zu 
erwartenden Gewinns ergeben hat oder ergeben wird. In letzterer Hirjicht 
wird aber allerdings die perſönliche Mitarbeit des Unternehmers bei Be— 
rechnung der Ausgaben mit in Betracht zu ziehen ſein. 

Eine beſondere Beachtung beanſpruchen die Fälle, in denen die Unter⸗ 
nehmer der Hochbaugewerbe infolge der kürzlich unter Dermittelung des 
Reichsamts des Innern zuſtande gekommenen Derlängerung der zwiſchen 
den Organiſationen der Arbeitgeber und der Arbeitnehmer beſtehenden Ta— 
rifverträge ihren Arbeitern Kriegszuſchläge zu den Löhnen zahlen und 
damit vielfach für die Arbeiter höhere Beträge aufwenden müſſen, als 
dies beim Abſchluß der laufenden Bauverträge erwartet werden konnte. 
Es kann nicht in Frage kommen, den Unternehmern, jo wie dieſe wün- 
ſchen' und in Eingaben bei den Sentralbehörden und den ausführenden 
Behörden vertreten, in allen Fällen die ihnen durch ſolche Sulagen ent⸗ 
ſtehende Mehrbelaſtung durch Erhöhung der Dertragspreije zu vergüten. 
Immerhin war die Derjtändigung im Hochbaugewerbe ein wichtiger Akt im 
Intereſſe des inneren Friedens und es läßt ſich rechtfertigen, Anträge, 
die auf dieſem Gebiet im Sinne einer Erhöhung der Vertragspreiſe geſtellt 
werden, zwar nach den oben dargelegten allgemeinen Grundſätzen und 
unter Beachtung der Derhältnijje des einzelnen Falles, aber doch beſonders 
wohlwollend zu behandeln. Es wird jedoch auch hier mit in Betracht zu 
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ziehen fein, daß mit der Erhöhung der Löhne im Hochbaugewerbe oder mit 
der Gewährung befonderer Kriegszulagen an die Arbeiter ſchon eine geraume 
Seit vor Abſchluß der neuen Tarifvereinbarungen gerechnet werden mußte. 

Sofern nicht rechtlich die Sache ſo liegt, daß dem Unternehmer auf 
Grund der beſonderen Derhältniffe des einzelnen Falles möglicherweiſe 
ein Rechtsanſpruch zuſteht und deshalb der Abſchluß eines Dergleichs ge- 
boten erſcheint, würde die Gewährung einer beantragten Nufbeſſerung nur 
in der Form eines Allerhöchſten Gnadenakts erfolgen können. In dieſem 
Sinne zu ſtellende Anträge ſind mir mit eingehender Begründung vorzu⸗ 
legen. Iſt im einzelnen Falle die Sache ſo zu betrachten, daß es ſich nicht 
um die Aenderung eines Dertrags zum Nachteil des Staates im Sinne 
des 8 37 Abſ. 3 des Staatshaushaltsgeſetzes handelt, jo iſt dies bejon- 
ders zu begründen. 

Ich vertraue, daß die Behörden der mir unterſtellten Verwaltungen 
den oben erörterten ſchwierigen und wichtigen Fragen beſondere Auf: 
merkſamkeit widmen und neben ſorgfältiger Kückſicht auf die finanziellen 
Intereſſen des Staates doch auch die im einzelnen Fall für einen Unter- 
nehmer ſprechenden Grundſätze der Billigkeit nicht außer acht laſſen werden. 


gez. von Breitenbach. 


An die Königlichen Eiſenbahn⸗Direktionen, ſowie an die Herren Ober⸗ 
präſidenten in Breslau, Coblenz, Danzig, Hannover, Magdeburg 
und Münſter i. W., Strombau- bzw. Kanalverwaltung, die Herren 
Regierungspräſidenten (bei Potsdam auch Verwaltung der Mär: 
kiſchen Waſſerſtraßen), den Herrn Polizeipräſidenten in Berlin, die 
hieſige Königliche Miniſterial-, Militär- und Baukommiſſion und 
die Königlichen Kanalbaudirektionen in Eſſen und Hannover — 
je beſonders —. 
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Aenderung der Poſtſcheckordnung vom 22. Mai 1914 
R. K. (R. G. Bl. S. 1231.) ö 


Auf Grund des 8 10 des Poſtſcheckgeſetzes vom 26. März 1914 
wird die für das Reichs-Poitgebiet erlaſſene Poſtſcheckordnung vom 22. 
Mai 1914 wie folgt geändert: 

1. Im 84 „Ueberweiſung von Poſtanweiſungen und von Beträgen, 
die durch Poſtauftrag oder Nachnahme eingezogen worden find“ erhalten 
die Ueberſchrift und die Abſ. I bis IV folgende Faſſung: 


4 
Ueberweiſung von Poſt- und Sahlungsanweiſungen und von Beträgen, die 
durch Poſtauftrag oder Nachnahme eingezogen worden ſind. 

I Der Kontoinhaber kann bei der Poſtanſtalt, durch die er ſeine Poſt— 
ſendungen erhält, beantragen, daß alle für ihn eingehenden oder auch 
einzelne bereits eingegangenen Poſt⸗ und Sahlungsanweiſungen feinem Poſt⸗ 
ſcheckkonto gutgeſchrieben werden. 5 
II Die Poſtanſtalt fertigt über den Geſamtbetrag der für den Konto: 
inhaber gleichzeitig vorliegenden Poſt⸗ und Sahlungsanweiſungen täglich eine 
Sahlkarte. Die Abſchnitte der Poſt⸗ und Sahlungsanweiſungen ſtellt die 
Poſtanſtalt dem Kontoinhaber gebührenfrei zu. 


) Derwaltungsvorſchriften Jahrgang 1914 I S. 669. 
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III Die durch Poſtauftrag eingezogenen Beträge werden dem Poſt— 
ſcheckkonto des Auftraggebers oder eines Dritten mit Sahlkarte überwieſen, 
wenn der Auftraggeber Poſtaufträge mit anhängender Sahlkarte benutzt. 
Die Sahlkarte iſt von ihm auszufüllen. 

Wird die Ueberweiſung auf das Poſtſcheckkonto eines Dritten beantragt, 
jo hat der Auftraggeber am Fuße der Dorderjeite des Poſtauftrags zu 
vermerken: 

„Sahlkarte P. Sch. A. (Ort) — 8 Konto Nr. R 8 
5 M u 


IV Die durch Nachnahme eingezogenen Beträge werden dem Poſt⸗ 
ſcheckkonto des Abſenders oder eines Dritten mit Sahlkarte überwieſen, 
wenn der Abſender der Sendung eine ausgefüllte Sahlkarte beigefügt hat. 
Bei Paketen oder Karten mit Nachnahme hat der Abſender Nachnahme⸗ 
paketkarten und Nachnahmekarten mit anhängender Sahlkarte zu benutzen. 
Bei Nachnahmepaketen iſt auf dem Paket in der Aufſchrift unmittelbar unter 
der Angabe des Nachnahmebetrags zu vermerken: 

„Sahlkarte P. Sch. A. (Ort Konto Nr. 8 
DAN: une u 


Bei Briefen uſw. mit Nachnahme hat der Abſender blaue Nachnahme⸗ 


zahlkarten (mit Klebeleiſte) zu verwenden. Unmittelbar unter der Angabe 
des Nachnahmebetrags iſt auf dieſen Sendungen zu vermerken: 
i P. Sch.. (Ort) Konto Nr. N 
in e 8 
Wird die Ueberweiſung auf das Poſtſcheckkonto eines Dritten be— 
antragt, jo hat der Abſender auf dem Abſchnitt der Sahlkarte ſeinen Namen 
anzugeben. 
2. Die Aenderungen treten am 15. November 1916 in Kraft. 
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Bekanntmachung über Bezugsſcheine — Bekanntmachung über die Re⸗ 
gelung des Verkehrs mit Web⸗, Wick⸗ und Strickwaren für die bürger⸗ 
liche Bevölkerung vom 10. Juni 1916“) 


R. M. (R. G. Bl. S. 1218.) 


Auf Grund der §§ 11, 19 der Bekanntmachung über die Regelung des 
Verkehrs mit Web⸗, Wirk- und Strickwaren für die bürgerliche Bevölkerung 
vom 10. Juni 19165 bringe ich folgendes zur öffentlichen Kenntnis: 


81 
Die Bekanntmachung, betreffend die von der Regelung des Derkehrs 
mit Web-, Wirk⸗ und Strickwaren für die bürgerliche Bevölkerung mus= 
geſchloſſenen Gegenſtände, vom 10. Juni 1916*) nebit den hierzu erlaſſenen 
Bekanntmachungen vom 13. Juli 1916, 7. Auguſt 1916, 21. Auguft 
1916 und 9. September 1916 werden aufgehoben. 


8 2 | 
Die Dorichriften der Bekanntmachung über die Regelung des Verkehrs 
mit Web⸗, Wirk⸗ und Strickwaren für die bürgerliche Bevölkerung vom 
10. Juni 1916* )mit Ausnahme der §8 7, 8 Abſ. 6, SS 10, 14, 15 


) Derwaltungsvorſchriften Jahrgang 1916 I S. 422. 
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und 20 finden auf die im nachſtehenden Derzeichnis A (Freiliſte) aufge: 
I Gegenſtände keine Anwendung. Als Kleinhandelspreiſe gelten die 
nach der Bekanntmachung über Preisbeſchränkungen bei Verkäufen von 
Web⸗, Wirk⸗ und Strickwaren vom 30. März 1916**) zuläſſigen Preiſe. 
Den Krankenanſtalten und Krankenkaſſen mit eigener Derbandſtoff⸗ 
niederlage iſt es verboten, auf Grund von Nr. 16 des nachſtehenden Der- 
zeichniſſes A Derbandftoffe ohne Bezugsſchein zu erwerben. Die Aus- 
ſtellung von Bezugsſcheinen für fie erfolgt durch die Reichsbekleidungsſtelle 
Abteilung B für Anſtaltsverſorgung auf dem im 8 16 der Bekanntmachung 
über die Regelung des Verkehrs mit Web-, Wirk- und Strickwaren für 
bürgerliche Bevölkerung vom 10. Juni 1916 vorgeſchriebenen Wege. 
Die Keichsbekleidungsſtelle iſt berechtigt, an Stelle einer Erteilung von 
Bezugsſcheinen die unmittelbare Lieferung von Derbanditoffen zu veranlaſſen. 
Verzeichnis A (Freiliſte) 
Stoffe aus Natur- oder Kunitjeide. 

2 Halbſeidene Stoffe, ſofern Kette oder Schuß ausſchließlich aus 
Natur- oder Kunſtſeide beſteht. 

5. Alle Gegenſtände, die abgeſehen von Futter und Sutaten aus⸗ 
ſchließlich aus den unter Hummer 1 und 2 genannten Stoffen 
hergeſtellt ſind. Für Strümpfe und Bandfchuhe gelten jedoch 
die Beſtimmungen unter Nummer 4. 

4. Strümpfe aus Natur- oder Kunſtſeide. Halbſeidene Strümpfe; 
darunter ſind nur ſolche zu verſtehen, die nach der Fläche min⸗ 
deſtens zur hälfte aus Natur⸗ oder Kunſtſeide beſtehen. Baum⸗ 
wollene Damen-, Knaben⸗ und Mädchenſtrümpfe, von denen das 
Dußendpuar weniger als 450 Gramm wiegt. Baumwollene Herren⸗ 
ſocken, von denen das Dutzendpaar weniger als 350 Gramm 
wiegt. Baumwollene Kinderjocen bis zur Größe 8, von denen 
das Dutzendpaar weniger als 250 Gramm wiegt. Für durch— 
brochen gemuſterte Strümpfe iſt dieſe Grenze in jedem Falle um 
50 Gramm weniger anzunehmen. 

Baumwollene Füßlinge (Erſatzfüße). N 
Seidene und halbſeidene Handſchuhe. Solche baumwollene ge⸗ 
wirkte leichte Sommerhandſchuhe, die ausſchließlich aus 80 er ein- 
fach oder feinerem Garn hergeſtellt ſind. Dagegen ſind alle ganz 
oder teilweiſe gefütterten oder doppelgearbeiteten oder geklebten 
baumwollenen Stoffhandſchuhe bezugsſcheinpflichtig. 
5. Bänder, Kordeln, Schnüre und Litzen. Schnürſenkel, Foſenträger 
und Strumpfbänder. Gürtel aus Gummiband. N 
6. Spitzen und Heſatzſtickereien. 
Wäſcheſtickereien und bemuſterte oder beſtickte Tülle, ſämtlich 
nur bis zu einer Breite von 30 Sentimetern. Tapiſſeriewaren, 
Poſamentierwaren für Möbel- und Kleiderbeſatz, Taſchen mit 
oder ohne Bügel, Lampenſchirme. 
Canevas und glatte Kongreßitoffe ſind bezugsſcheinpflichtig. 
mützen, Hauben, Hüte und Schleier. 
Schirme und Schirmhüllen. 
. Teppiche, Cäuferſtoffe, ungefütterte Bettüberdecken und abgepaßte 
farbige Tiſchdecken. 
Matratzen und fertiggefüllte Inletts, Polſterwaren. 
Steppdecken ſind bezugsſcheinpflichtig. 


O 0 A 


) Derwaltungsvorſchriften Jahrgang 1916 I S. 422. 
*) Perwaltungsvorſchriften Jahrgang 1916 I S. 223. 
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10. 


11. 
15. 
14. 


15. 
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Möbelſtoffe mit Ausnahme der Futterſtoffe zu Möbeln und Vor⸗ 
hängen. 

Gemuſterte Wandbeſpannſtoffe, Gobelins und Gobelinſtoffe. 
Gardinen und Dorhänge, beide, ſoweit fie abgepaßt gewebt ſind. 
Gemuſterte Tüll⸗ und Mullgardinen meterweiſe. 

Delvets (baumwollene Sammete) und ſolche halbſeidene Sammete, 
die nicht unter Nummer 2 fallen. 

Baumwollene Stickereiſtoffe, baumwollene gewebte oder ge- 
wirkte Spitzenſtoffe und baumwollene glatt oder gemuſtert ge- 
webte undichte Kleiderſtoffe. 

Baumwollene bedruckte undichte Kleideritoffe. 


15a. Wachstuch. 
15b. Alle Gegenſtände, die abgeſehen von Futter und Sutaten aus⸗ 


16. 
5 17, 


19. 


223. 


W 24. 
206. 
27. 


28. 
29. 


31. 
35. 


21. 


56. 


IT. 


ſchließlich aus den unter Nummer 13, 14, 15 und 15a ge 
nannten Stoffen hergeſtellt find. 

Derbanditoffe und Damenbinden. 

Orthopädiſche Bandagen. 

Konfektionierte genähte Weißwaren (ungewaſchen), insbeſondere 
Bäffchen, Küſchen, Halskrauſen, Jabots. ö 

Fertige Fracks, Uniformbeſatz. N 
Militäruniformen, Militärausrüſtungsgegenſtände (d. h. nur für 
Militärperſonen verwendbare Gegenſtände), Wickelgamaſchen. 
Mit Pelz gefütterte oder überzogene Kleidungsitücke. f 
Imitierte Pelzgarnituren aus baumwollenem oder wollenem Plüſch, 
Krimmer oder Aſtrachan. 

Fertige Säuglingsbekleidung für Kinder bis zu sinem Jahre. 
Gummiunterlagen für Säuglinge. 

Korſette, foweit ſie am 31. Oktober 1916 fertiggeſtellt waren. 
Gemuſterte weiße Tiſchzeuge, ſoweit ſie abgepaßt gewebt ſind. 
Reiſe⸗ und Schlafdecken, ſofern der Kleinhandelspreis 50 Mark 
für das Stück überſteigt. N 
Kragen und Manſchetten, Dorſtecker und Einſätze, Krawatten. 
Taſchentücher, ſofern ſie der Fläche nach zu einem drittel oder 
mehr aus Spitzen beſtehen. n 

Schuhwaren. 

Gummimäntel und gummierte Badeartikel. Der Gummierung ſteht 
Erſatzgummierung gleich. 

Spielwaren aus Web-, Wirk- und Strickwaren, ſoweit die dazu er⸗ 
dhe Stoffe am 2. September 1916 bereits zugeſchnitten 
waren. 

Gegenſtände, deren Kleinhandelspreis nicht mehr als 1 Mark für 
das Stück beträgt, mit Ausnahme von Strümpfen, Handſchuhen, 
Taſchentüchern und Scheuertüchern. Für Stoffe gilt jedoch die 
Beſtimmung unter Nummer 38. Don dieſen Gegenſtänden darf zu 
gleicher Zeit an dieſelbe Perſon nicht mehr als je 1 Stück der⸗ 
ſelben Ware veräußert werden. 


. Stoffe bis zu Längen von 30 Sentimetern, ſowohl Reſte wie 


vom Stück geſchnitten, ſofern der Kleinhandelspreis für dieſen 
Stoffreſt oder dieſes abgeſchnittene Stoffſtück nicht mehr als 1 
Mark beträgt. Don dieſen Stoffreſten oder abgeſchnittenen Stoff⸗ 


ſtücken darf zu gleicher Seit an dieſelbe Perſon nicht mehr als je 


1 Stück derſelben Ware veräußert werden. 


In Fällen, in denen Rabatt auf die Preiſe gewährt wird, ſind die 
Preiſe nach Abzug des Rabatts maßgebend. 
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Alle nach dem 31. Oktober 1916 fertiggeſtellten Korſette müſſen vor der 
Fertigſtellung auf der Innenſeite am unteren Rande den deutlich ſichtbaren 
unauswaſchbaren Stempel: [Nach dem 31. Oktober 1916 fertiggeſtellt 
erhalten. Sofort nach Veröffentlichung dieſer Bekanntmachung haben ſämt⸗ 
liche Fabrikations-, Großhandels- und Kleinhandelsbetriebe, in denen Korjette 
auf Lager find, eine Aufnahme zu machen, in der die bei ihnen lagernden 
Korfette ſtück⸗ oder dutzendweiſe einzutragen find. Das Aufnahmeverzeichnis 
iſt mit Datum und Unterſchrift des Inhabers abzuſchließen, ſorgſam auf: 
zubewahren und den Ueberwachungsperſonen auf Derlangen vorzulegen. 
Vor Abſchluß dieſes Aufnahmeverzeichniſſes iſt der Verkauf von Korjetten 
verboten. Jedes verkaufte Korſett iſt von dem Aufnahmeverzeichnis abzu⸗ 
ſchreiben. 

8 3. 

Bezugsſcheine für die in nachſtehendem Verzeichnis (B) aufgeführten 
Gegenſtände können ohne Prüfung der Notwendigkeit der Anſchaffung erteilt 
werden, wenn der Antragſteller durch Dorlegung einer Abgabebeſcheinigung 
einer der von der Reichsbekleidungsitelle zu beſtimmenden Annahmeſtellen 
nachweiſt, daß er dieſer ein entſprechendes gleichartiges von ihm getragenes, 
nn gebrauchsfähiges Oberkleidungsſtück entgeltlich oder unentgeltlich über- 
aſſen hat. 

Auf einem derartigen Bezugsſchein muß das Oberkleidungsſtück nach dem 
Wortlaut des nachſtelſenden Verzeichniſſes B mit der dort aufgeführten Preis- 
grenze angegeben ſein. Gewerbetreibende dürfen im Kleinhandel und in der 
Maßſchneiderei gegen derartige Bezugsſcheine nur ſolche in nachſtehendem 
Verzeichnis B aufgeführte Oberkleidungsſtücke veräußern, deren Kleinhan⸗ 
delspreis die dort aufgeführten Preisgrenzen überſteigt. 

Das Nähere, insbeſondere die Beſchränkung der Stückzahl, für die der— 
artige Bezugsſcheine ausgeſtellt werden können, beſtimmt die Keichsbeklei⸗ 
dungsſtelle. 

Als Kleinhandelspreiſe gelten die nach der Bekanntmachung über Preis- 
beſchränkungen bei Derkäufen von Web-, Wirk- und Strickwaren vom 30. 
März 1916 (kKeichs⸗Geſetzbl. S. 214% zuläſſigen Preiſe. 


Verzeichnis B 
(Bezugsſchein gegen Abgabebeſcheinigung) 
1. Fertige Herrenoberkleidung, ſofern der Kleinhandelspreis 


. den Rock⸗ und Gehrockanzug 150 Mark, 

„ den Sack⸗- und Sportanzug 130 „ 

„ den Rock und Gehrock 100 „ 

„ die Sackjacke 75. „ 

„ die Weſte 2 F 

„ das Beinkleid a 38 5, 

„ den Winterüberzieher 160 „ 
den Sommerüberzieher 1360 3; 

überſteigt. 
2. Fertige Damenoberkleidung, ſofern der Kleinhandelspreis 

für den Damenmantel 130 Mark, 

„ den Bacfijchmantel 110 „ 

„ das Jachkenkleid 160 „ 

„ das Waſchkleid 13 5 

„ die wollene Blufe 40 „ 


) verwaltungsvorſchriften Jahrgang 1916 I S. 223. 
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für die Waſchbluſe f 30 Mark, 

„ den wollenen Morgenrock 60 „ 

„ den Waſchmorgenrock i 40 „ 

„ das garnierte wollene Kleid 228° 5 

„ den Kleiderrock Bas. 
überſteigt. 


3. Fertige Mädchenoberkleidung für 905 ſchulpflichtige Alter und 
fertige Kinderoberkleidung für das Alter bis zu 6 Jahren, ſofern 
der Kleinhandelspreis 


für den Mantel 75 Mark, 

„ das wollene Kleid 50 „ 

„ das Waſchkleid 530 „ 
überſteigt. 


4. Die nach Maß anzufertigende, in Nummer 1, 2 und 3 aufgeführte 
Herren⸗, Damen-, Mädchen: und Kinderoberkleidung, die beiden 
letzteren für das unter Nummer 3 genannte Alter, ſofern die unter 
Nummer 1, 2 und 3 angegebenen Preisgrenzen überſchritten 
werden. a 

Die Beſtimmungen des vorſtehenden Derzeichnilfes B für wollene Ober⸗ 
kleidung gelten auch für Oberkleidung aus Stoffen, die aus Miſchungen 
von Wolle mit anderen Spinnſ toffen, insbeſondere mit Baumwolle her— 
geitellt find. 

In Sällen, in denen Rabatt auf die Preife gewährt wird, find die Preife 
nach Abzug des Rabatts maßgebend. 5 


8 4. 

An Schneider, Schneiderinnen und Wandergewerbetreibende (Hauſierer, 
Marktreiſende, Kleinhandelsreiſende) dürfen Waren, die ſie für ſich im eigenen 
Namen erwerben, um ſie verarbeitet oder unverarbeitet weiter zu veräußern, 
ohne Bezugsſchein geliefert werden; Lieferungen an ſie ſind aber der Be— 
ſchränkung des § 7 Abſ. 1 der Bekanntmachung über die Regelung des Der- 
kehrs mit Web-, Wirk- und Strickwaren für die bürgerliche Bevölkerung 
vom 10. Zuni 1916 unterworfen. 

Sie haben ein Einkaufsbuch einzurichten, ſorgſam aufzubewahren und 
während ihres Gewerbebetriebs ſtändig bei ſich zu führen, in das der Der— 
käufer die an die Schneider, Schneiderinnen oder Wandergewerbetreibenden 
abzugebenden Waren, ſoweit ſie der Bezugsſcheinregelung unterworfen ſind, 
unter Angabe von Stückzahl, Maß, Preis und Derkaufstag einzutragen hat. 
Dem Derkäufer iſt verboten, vor Eintragung in das Einkaufsbuch die Ware 
95 die Schneider, Schneiderinnen oder Wandergewerbetreibenden auszuhän— 
igen. 

Das Einkaufsbuch iſt den mit der Ueberwachung der Dorjchriften im 
8 11 der Bekanntmachung vom 10. Juni 19165 betrauten Behörden und 
Perſonen jederzeit auf Derlangen vorzulegen und auszuhändigen. 

Die Schneider, Schneiderinnen und Wandergewerbetreibenden dürfen 
bezugsſcheinpflichtige Waren nur gegen Bezugsſchein an die Derbraucer 
veräußern. Das Einkaufsbuch dient zur Ueberwachung dieſer Derpflichtung. 

Die Keichsbekleidungsſtelle und nach deren näheren Anweiſungen die 
amtlichen Handels-, handwerks- und Gewerbevertretungen können Ausnah— 
men von der Beſtimmung des Abſ. 2 dieſes Paragraphen zulaſſen. 


85. 
Suwiderhandlungen gegen die Dorjchriften der 88 2 bis 4 dieſer Bes 
kanntmachung werden nach $ 20 Nummer 1 der Bekanntmachung über die 
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Regelung des Verkehrs mit Web⸗, Wirk- und Strickwaren für die bürgerliche 

Bevölkerung vom 10. Juni 1916 beſtraft. Auch kann nach 8 15 letzterer 

Bekanntmachung die zuſtändige Behörde die betreffenden Betriebe ſchließen, 

beziehentlich die Fortſetzung des betreffenden Wandergewerbes unterſagen. 
6 


Dieſe Bekanntmachung tritt ſofort in Kraft. Gegenſtände, die bisher 
bezugsſcheinfrei waren, aber durch dieſe Bekanntmachung buzugsſcheinpflichtig 
werden, dürfen noch bis zum 30. November 1916 ohne Bezugsſchein an die 
Verbraucher ausgehändigt werden, wenn ſie auf Grund einer Beſtellung des 
Verbrauchers bereits am 31. Oktober 1916 in Arbeit genommen waren. 


1916. 1. November. 


Bekanntmachung 
über Ausdehnung der Verordnung, betreffend die Einfuhr von Futter⸗ 
mitteln, Hilfsſtoffen und Kunſtdünger, vom 28. Januar 1916 G(Reichs⸗ 
Geſetzbl. S. 67) und der dazu erlaſſenen Ausführungsbeſtimmungen 
vom 31. Januar 1916 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 71). 


R. K. (R. G. Bl. S. 1227.) 


Auf Grund des 8 4 der Derordnung, betreffend die Einfuhr von Futter⸗ 
mitteln, Hilfsitoffen und Kunſtdünger, vom 28. Januar 1916 (Reichs⸗Ge⸗ 
ſetzbl. S. 67) beſtimme ich: 

Die Beſtimmungen der Derordnung, betreffend die Einfuhr von Futter⸗ 
mitteln, Hilfsſtoffen und Kunjtdünger, vom 28. Januar 1916*) Keichs⸗Ge⸗ 
ſetzbl. S. 67) und die dazu erlaſſenen Ausführungsbeſtimmungen vom 31. 
Januar 1916**) (Reichs⸗Geſetzbl. S. 71) werden ausgedehnt auf 

Schilf, 
Schilfmehl, 
Schilfhäckſel. 

Die Bekanntmachung tritt mit dem Tage der Verkündung, die Ausdeh⸗ 

nung der Strafbeſtimmungen mit dem 4. November 1916 in Kraft. 


1916. 2. November. 


Bekanntmachung 
über die Regelung der Verbrauchsabgabenermäßigungen und weitere 
Erleichterungen im Brennereibetrieb im Betriebsjahr 1916/17. 


R. M. (K. G. Bl. S. 1245.) 


Der Bundesrat hat auf Grund des 8 3 des Geſetzes über die Ermächti⸗ 
gung des Bundesrats zu wirtſchaftlichen Maßnahmen uſw. vom 4. Auguſt 
1914x) (kKeichs⸗-Geſetzbl. S. 327) folgende Derordnung erlaſſen: a 


I. Derbrauchsabgabenermäßigungen. 


Das Kontingent der Brennereien im Königreich Bayern (einſchließlich 
Jungholz und Mittelberg), im Königreich Württemberg und im Großherzog⸗ 
tum Baden und die ſonſt zu einem ermäßigten Verbrauchsabgabenſatze her⸗ 
ſtellbare Alkoholmenge wird für die einzelne Brennerei im Betriebsjahr 


*) Derwaltungsvor 
) Derwaltungsvor 
**) Perwaltungsvor 
x) berwaltungsvor 


— 


chriften Jahrgang 19161 Seite 422. 
chriften Jahrgang 1916 I S. 100. 
chriften Jahrgang 1916 I S. 109. 
chriften Jahrgang 1914 I S. 857. 


— — 
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1916/17 auf 15 Hundertteile derjenigen Alkoholmenge feſtgeſetzt, die der 
Brennerei für das Betriebsjahr 1914/15 auf, Grund der Dorſchrift in 
Nr. 2 unter a oder b der Bekanntmachung vom 15. Oktober 1914 — 
Reichs⸗Geſetzbl. S. 454 — zuzuweiſen war. Die in dieſer Weiſe herab⸗ 
zuſetzende Alkoholmenge iſt für die einzelne Brennerei auf nicht weniger 
als 10 hl zu bemeſſen. 

II. Durchſchnittsbrand. 

Mit Ausnahme der im § 40 des Branntweinſteuergeſetzes vom 15. Juli 
1909 — Keichs-Geſetzbl. S. 661 — bezeichneten Brennereien, die nach 
Maßgabe der 88 152e und 312 b der Brennereiordnung — Sentralblatt 
für das Deutſche Reich für 1912 Seite 603 — das für das einzelne Be— 
triebsjahr zugewieſene Kontingent oder die zu einem ermäßigten Derbrauchs⸗ 
abgabenſatze herſtellbare Alkoholmenge in einem anderen Betriebsjahr 
abbrennen dürfen, iſt jeder Brennerei geſtattet, den ihr für das Betriebsjahr 
1916/17 zugewieſenen Durchſchnittsbrand auf eine andere Brennerei zu 
übertragen. a 

Der auf eine andere Brennerei übertragene Durchſchnittsbrand wächſt 
dem eigenen Durchſchnittsbrande der erwerbenden Brennerei mit der Wirkung 
zu, als wenn die Summe des eigenen und des erworbenen Durchſchnittsbran— 
des der Brennerei für das Betriebsjahr 1916/17 als Durchſchnittsbrand 
zugewieſen wäre. 

Eine Ermäßigung der Derbraudsabgabe für den auf übertragenen 
Durchſchnittsbrand angerechneten Branntwein findet nicht ſtatt. Das mit 
dem übertragenen Durchſchnittsbrand etwa verbundene Kontingent oder Recht, 
Branntwein zu einem ermäßigten Derbrauchsabgabenſatze herzuſtellen, ver— 
fällt für das Betriebsjahr 1916/17. Hat eine Brennerei nur einen Teil des 
Durchſchnittsbrandes auf eine andere Brennerei übertragen, und will ſie einen 
anderen Teil ſelbſt herſtellen, jo hat fie für den von ihr innerhalb des zu— 
rückbehaltenen Teiles des eigenen Durchſchnittsbrandes hergeſtellten Brannt— 
wein auf Ermäßigung der Derbrauchsabgabe zu einem im § 5 Abſ. 1 des 
Geſetzes, betreffend Beſeitigung des Branntweinkontingents, vom 14. Juni 
1912 (Keichs⸗Geſetzbl. S. 378) vorgeſehenen Satz nur dann Anſpruch, wenn. 
ſie ſich verpflichtet, weder mehr als die dem in Betracht kommenden Satze 
entſprechende Alkoholmenge unter Einrechnung des übertragenen Teiles ihres 
Durchſchnittsbrandes ſelbſt herzuſtellen, noch den über die vorgeſehene Grenze 
etwa hinausgehenden Teil ihres Durchſchnittsbrandes an eine andere Bren— 
nerei abzugeben. 

Brennereien, die ihren eigenen Durchſchnittsbrand ganz oder teilweiſe 
auf eine andere Brennerei übertragen haben, dürfen fremden Durchſchnitts— 
brand nicht erwerben. 

Die näheren Anordnungen über das Verfahren bei der Uebertragung 
des Durchſchnittsbrandes, über die Buchführung und den ſtatiſtiſchen Nachweis 
trifft der Reichskanzler. . 


III. Erleichterungen für Brennereien, die bisher 
Kornbranntwein herſtellten. 


Brennereien, die im letzten Jahre ihres Betriebes vor dem 1. Oktober 
1914 ausſchließlich Roggen, Weizen, Buchweizen, Hafer oder Gerſte verarbeitet 
haben und damals Anſpruch auf die im § 5 Abſ. 1 Siffer 2 des Geſetzes 
vom 14. Juni 1912 und im 8 45 Siffer 2 des Geſetzes vom 15. Juli 1909 
vorgeſehenen Ermäßigungen der Derbrauchsabgabe und der Betriebsauflage 
hatten oder bei Einhaltung der dort vorgeſehenen Erzeugungsgrenzen dieſen 
Unſpruch gehabt hätten, behalten ihn im Betriebsjahr 1916/17 auch dann, 
wenn ſie anſtatt Roggen, Weizen, Buchweizen, Hafer oder Gerſte andere 
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mehlige Stoffe oder Rübenjtoffe (Melaſſe, Rüben oder Rübenjaft) oder 
Tobinamburs verarbeiten, ſich aber innerhalb der vorgeſchriebenen Erzeu⸗ 
gungsgrenzen halten; gewerbliche Brennereien der im 85 Abſ. 1 Ziffer 2 
des Geſetzes vom 14. Juni 1912 bezeichneten Art behalten die dort vorgeſehene 
Dergünftigung nur dann, wenn fie nicht Hefe erzeugen. 


IV. Inkrafttreten. 
Dieſe Verordnung tritt mit Wirkung vom 1. Oktober 1916 in Kraft. 


1916. 2. November. 


Bekanntmachung 
über einen Höchſtpreis für Weizengrieß. 
R. K. (K. G. Bl. S. 1241.) 


Auf Grund der Bekanntmachung über Kriegsmaßnahmen zur Siche— 
rung der Dolksernährung vom 22. Mai 19167) GKeichs⸗Geſetzbl. 5. 401) 
wird verordnet: 


81. 
Der Preis für Weizengrieß darf beim Derkauf an den Derbraucher 56 
Pfennig für das Kilogramm nicht überſteigcen. 


82. 

Mit Gefängnis bis zu einem Jahre und mit Geldſtrafe bis zu zehn— 
tauſend Mark oder mit einer dieſer Strafen wird beſtraft: 

1. wer den im § 1 beitimmten Preis überſchreitet; 

2. wer einen andern zum Abſchluß eines Vertrages auffordert, durch 
den der Preis ($ 1) überſchritten wird, oder ſich zu einem ſol— 
chen Vertrag erbietet. 

Neben der Strafe können die Gegenſtände, auf die ſich die ſtrafbare 
Handlung bezieht, ohne Unterſchied, ob ſie dem Täter gehören oder nicht, 
eingezogen werden. 8 

3 


Der Reichskanzler kann Ausnahmen von den Dorſchriften dieſer Der: 
ordnung zulaſſen. 
84 


Dieſe Derordnung tritt am 20. November 1916 in Kraft. 


1916. 2. November. 


Bekanntmachung 
betreffend Krankenverſicherung von Ausländern während des Krieges. 


R. K. (R. G. Bl. S. 1247.) 


Der Bundesrat hat auf Grund des 8 3 des Geſetzes, betreffend die 
Ermächtigung des Bundesrats zu wirtſchaftlichen Maßnahmen uſw., vom 
4. Auguſt 1914) (KReichs⸗Geſetzbl. S. 327) folgende Verordnung erlaſſen: 


81. 
Diejenigen ſeit Beginn des gegenwärtigen Krieges in Deutſchland be⸗ 
findlichen Angehörigen feindlicher Staaten, welche als ſolche durch Ans 


7} Verwaltungsvorſchriften Jahrgang 1916 I S. 379. 
*) Derwaltungsvorſchriften Jahrgang 1914 I S. 857. 
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deshalb als unfreie Perſonen nicht nach den Dorſchriften der Reichsperjiche- 
ordnung deutſcher Behörden in ihrer perſönlichen Freiheit beſchränkt und 
rungsordnung über die Krankenverſicherung verſicherungspflichtig oder ver⸗ 
ſicherungsberechtigt ſind, werden dieſen Vorſchriften unterſtellt. 

Für fie gelten auch das Geſetz, betreffend Sicherung der Leiſtungs⸗ 
fähigkeit der Krankenkaſſen, vom 4. Auguſt 19142) (Reichs⸗Geſetzbl. S. 337) 
und § 2 der Bekanntmachung, betreffend Krankenverſicherung und Wochen⸗ 
hilfe während des Krieges, vom 28. Januar 19155) (Keichs-Geſetzbl. S. 49). 


| 8:2, 
Dieſe Vorſchrift tritt am 20. November 1916 in Kraft. 


1916. 2. November. 


Verordnung 
über Höchſtpreiſe für Hafernährmittel. 


R. K. (R. G. Bl. S. 1242.) 


Auf Grund der Derordnung über Kriegsmaßnahmen zur Sicherung 
der Dolksernährung vom 22. Mai 1916 (Keichs-Geſetzbl. S. 401) wird 
verordnet: 


81. 

Der Preis für Haferflocken, Hafergrütze und Hafermehl, loſe in Säcken. 
verladen, darf beim Derkaufe durch den Herſteller vierundſiebzig Mark 
dreißig Pfennig für hundert Kilogramm netto frei Empfangsitation des 
Großabnehmers nicht überſteigen. 5 

Der höchſtpreis gilt ausſchließlich Sack und für Barzahlung inner⸗ 
halb 14 Tagen nach Empfang. Bei leihweiſer oder käuflicher Ueberlaſſung 
der Säcke gelten die Dorjchriften im 8 2 Abſ. 1 der Derordnung über höchſt⸗ 
preiſe für Hafer vom 24. Juli 1916 (Keichs⸗Geſetzbl. S. 826) entſprechend. 


82 
Beim Kleinverkaufe dürfen folgende Preiſe nicht überſchritten werden: 
a) für Haferflocken, Hafergrüße und hafermehl loſe: 
44 Pfennig für das Pfund; 
b) für Haferflocken und Hafergrüße in Packungen: 
56 Pfennig für die 1 Pfund⸗Packung; 
c) für Hafermehl in Packungen: 
8 32 Pfennig für die ½ Pfund⸗packung. a 
Als Kleinverkauf gilt der Derkauf an den Derbraucher in Mengen 
bis zu fünf Kilogramm einſchließlich. 


8 3 
Die Landeszentralbehörden können bei Haferflocken, Hhafergrütze und 
Hafermehl, loſe oder in Packungen, die ſich beim Inkrafttreten dieſer 
Verordnung bereits im Kleinhandel befinden, für Verkäufe, die bis 25. 
November 1916 ſtattfinden, Ausnahmen von den Dorſchriften im 82 
zulaſſen. Sie können dieſe Befugnis auf andere Behörden übertragen. 


2) Derwaltungsvorſchriften Jahrgang 1914 I S. 863. 
3) Derwaltungsvorſchriften Jahrgang 1915 I S. 95. 
) Derwaltungsvorſchriften Jahrgang 1916 I S. 379. 
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8 4 
Mit Gefängnis bis zu einem Jahre und mit Geldſtrafe bis zu 
zehntauſend Mark oder mit einer dieſer Strafen wird beſtraft: 
1. wer die in dieſer Derordnung feſtgeſetzten höchſtpreiſe überſchreitet; 
2. wer einen andern zum Abſchluß eines Vertrags auffordert, durch 
den die Preiſe überſchritten werden, oder ſich zu einem ſolchen 
Vertrag erbietet. b 
Neben der Strafe können die Dorräte, auf die ſich die ſtrafbare 
Handlung bezieht, eingezogen werden, ohne Unterſchied, ob fie dem Tä- 
ter gehören oder nicht. 


85 
Der Reichskanzler kann Ausnahmen von den Dorſchriften dieſer ver⸗ 
ordnung zulaſſen. N 
86 


Dieſe Derordnung tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft. 


1916. 2. November. 


Bekanntmachung 
über die Ueberwachung des Verkehrs mit Seemuſcheln. 


R. M. (R. G. Bl. S. 1243.) 


Auf Grund der Verordnung des Bundesrats über Kriegsmaßnahmen 
zur Sicherung der Dolksernährung vom 22. Mai 1916% (Kkeichs-Heſetzbl. 
S. 401) wird folgendes verordnet: 


81 
Es wird eine Ueberwachungsſtelle für Seemuſcheln errichtet. Ihr 
liegt die Ueberwachung des Fanges und des Handels mit Seemuſcheln 
ſowie der Herjtellung von Seemuſchelkonſerven ob. Die Ueberwachungs⸗ 
ſtelle für Seemuſcheln unterſteht der Kufſicht des Reichskanzlers. Der 
Reichskanzler beſtimmt das Nähere über die Leitung und Suſammen⸗ 
ſetzung der Stelle. s 
2 


Der Erlaubnis der Ueberwachungsſtelle bedarf: 

1. wer Seemuſchelkonſerven herſtellt; 

2. wer Seemuſcheln im Großhandel von Fiſchern kauft. 

Als Großhandel im Sinne dieſer . gilt die Abgabe von 
mehr als 50 kg: 


83 

Die Ueberwachungsſtelle für Seemuſcheln kann Beſtimmungen über 
den Fang und Derkauf von Seemuſcheln, über die Art der Derjendung 
1 Aufbewahrung ſowie über die Heritellung von Seemuſchelkonſerven 
erlaſſen. 

e kann den Fang und den Derkauf von Seemuſcheln ſowie die 
Herſtellung von Seemuſchelkonſerven beſchränken oder unterſagen; ſie kann 
auch einzelne pPerſonen vom Fange und vom Handel mit Seemuſcheln oder 
von der herſtellung von Seemuſchelkonſerven ausſchließen. 


x) Derwaltungsvorſchriften Jahrgang 1916 I S. 379. 
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8 4 
Die Ueberwachungsſtelle für Seemuſcheln kann für Seemuſcheln und 
Seemuſchelkonſerven Preiſe feſtſetzen. 
Die Ueberwachungsſtelle für Seemuſcheln kann ferner Händlern mit 
Seemuſcheln ſowie Herſtellern von Seemuſchelkonſerven Preiſe vorſchrei— 
ben, die nicht überſchritten werden dürfen. 


8 5 
Die Ueberwachungsſtelle für Seemuſcheln kann Dorſchriften über den 
Verkehr mit eingeführten Seemuſcheln und eingeführten Seemujchelkon- 
ſerven erlaſſen. 8 
6 


Die Unternehmer oder Leiter von Betrieben, die Seemuſchelfang oder 
Seemuſchelhandel treiben oder in denen Seemuſchelkonſerven hergeſtellt 
werden, haben den Beauftragten der Ueberwachungsſtelle für Seemuſcheln 
Einſicht in die Geſchäftsaufzeichnungen zu gewähren und die Bejichtigung 
der Geſchäfts⸗ und Betriebsräume ſowie der Dorräte zu geſtatten. 

Die Beauftragten ſind verpflichtet, über die Einrichtungen und die 
Geſchäftsverhältniſſe, die hierbei zu ihrer Kenntnis kommen, Derſchwiegen⸗ 
heit zu beobachten. 

8 7 


Mit Gefängnis bis zu einem Jahre und mit Geldſtrafe bis zu 
zehntauſend Mark oder mit einer dieſer Strafen wird beſtraft: 

1. wer Seemuſcheln ohne die erforderliche Erlaubnis (8 2) herſtellt 
oder kauft; 

2. wer den gemäß § 3 Abſ. ! erlaſſenen e zuwider⸗ 
handelt; 

3. wer entgegen einem auf Grund des 8 3 Abſ 2 erlaſſenen Der- 
bote den Fang oder den Verkauf von Seemuſcheln oder die Her- 
ſtellung von Seemuſchelkonſerven betreibt; 

4. wer die nach 83 Abſ. 1 feſtgeſetzten Preiſe überſchreitet oder 
einen andern zum Abſchluß eines Vertrags auffordert, durch den 
dieſe Preiſe überſchritten werden, oder ſich zu einem ſolchen Der- 
trag anbietet; 

5. wer Preiſe, die ihm gemäß § 4 Abſ. 3 von der Ueberwachungs⸗ 
ſtelle für Seemuſcheln vorgeſchrieben find, überſchreitet; 

6. wer den gemäß 8 5 erlaſſenen Beſtimmungen über den Der: 
kehr mit eingeführten Seemuſcheln und eingeführten Seemuſchel⸗ 
konſerven zuwiderhandelt,; 

7. wer den ihm nach 8 6 Abſ. 1 obliegenden Derpflichtungen zu⸗ 
widerhandelt; 

8. wer der Dorſchrift im § 6 Abſ. 2 zuwider Derjchwiegenheit nicht 
beobachtet. N 

In dem Falle der Nr. 8 tritt die verfolgung nur auf Antrag des 
Unternehmers ein. 

Neben der Strafe können die Gegenſtände, auf die ſich die ſtraf⸗ 
bare Handlung bezieht, eingezogen werden, ohne Unterſchied, ob ſie dem 
Täter gehören oder nicht. 


88 
Dieſe verordnung tritt mit dem Tage der Derkündung, der 82 
mit dem 1. Dezember 1916 in Kraft. 
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1916. 3. November, 
Kehrbezirke. 
M. H. G. M. J. (M. Bl. H. G. S. 384.) 


Bei Prüfung der Frage, ob der Bewerber um eine Bezirksſchornſtein⸗ 
fegerſtelle den zur Ausübung des Schornſteinfegergewerbes erforderlichen 
Heſundheitszuſtand nachweiſen kann, iſt Kriegsbeſchädigten gegenüber mög: 
lichſt nachſichtig zu verfahren. Für Bewerber, die durch ihre Kriegsbe- 
ſchädigung an der praktiſchen Ausübung ihres Berufs ganz oder teilweiſe 
gehindert ſind, genügt zur Aufnahme in die Bewerberliſte und zur An⸗ 
ſtellung der Nachweis, daß ſie imſtande ſind, die Verrichtungen der Hilfs— 
perſonen ſtändig zu überwachen. 

Bewerbern, die den Nachweis der einjährigen Tätigkeit im Regie⸗ 
rungsbezirke (Candespolizeibezirk Berlin) innerhalb der letzten 5 Jahre 
vor der Bewerbung nicht erbringen können, weil dieſe Tätigkeit im Re⸗ 
gierungsbezirke durch den Eintritt in den Heeresdienit unterbrochen worden 
iſt, iſt die militäriſche Dienſtzeit auf die berufliche Tätigkeit in dem Be— 
zirk, in dem ſie ſich bewerben, anzurechnen. 


1916. 3. November. 


Bekanntmachung 
betreffend Aus- und Durchfahrverbote von Uhrmacherwerkzeugen pp. 


(R. K. (R. G. Bl. S. 1257.) 


Im Anſchluß an die Bekanntmachung vom 28. September 1916 
— Reichsanzeiger Nr. 229 —, betreffend das Verbot der Ausfuhr 
und Durchfuhr aller Waren des Abſchnitts XVII A des Solltarifs, 
bringe ich nachſtehendes zur öffentlichen Kenntnis: 

Dem Verbote unterliegen nur die unter den Kusfuhr nummern 
des Abſchnitts XVII A des Staliſtiſchen Warenverzeichniſſes aufgeführten 
Waren. 

II. Alle Dorichriften, iach denen die Follſtellen ermächtigt ſind, 
andere Waren des Abſchnitts XVII A des Solltarifs als die nachſtehend 
unter III und IV genannten ohne beſondere Ausfuhrbewilligung ausgehen 
zu laſſen, werden hierdurch außer Kraft geſetzt. 

III. Uhrmacher werkzeuge find ohne beſondere Ausfuhrbewil— 
ligung zur Ausfuhr zuzulaͤſſen, wenn der Sendung eine Beſcheinigung 
der zuſtändigen Handelskammer beigefügt wird, daß es ſich ausſchließlich 
um Werkzeuge für Uhrmacherzwecke handelt. 

Unter die Uhrmacherwerkzeuge fallen zum Peiſpiel: 

Abziehplatten; 

Ambößchen; 

Ankerplättchenabheber; 

Anlaßpfännchen; 

Bohrmaſchinchen; 

Eingreifszirkel; 

Faſſungsmaſchinchen; 

Federwinder; 

Fräsmaſchinchen; 

Gehäuſeausbeulmaſchinchen; 

Maße zum Ausmeſſen der Uhrbeſtandteile; 

Mitnehmer; s 

Mittelpunkttreffer; 
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Nietbänkchen; 

Nietkloben; 
Punktiermaſchinchen; 
Punzen; 
Räderſtreckmaſchinchen; 
Ringe zum Suſammenſetzen; 
Rundlaufzirkel; 
Schraubenhalter; 
Schraubenpoliermaſchinchen; 
Senkſpiele; 
Spiralbearbeitungsmaſchinchen; 
Stiftenklöbchen; 
Streckmaſchinen; 
Treibnietmaſchinchen; 
Uhrmacherlupen; 
Uhrmacherzangen aller Art; 
Uhröffner; 

Unruhwagen; 

Wälsfräſen; 
Wälzmaſchinchen; 
Werkhalter; 
Sapfenabrunder; 
Sapfenrollierjtühle; 
Seigerhalter. 

IV. Ohne beſondere Ausfuhrbewilligung zur Ausfuhr zuzulaſſen find 
die in nachſtehender Freiliſte (die Nummern ſind die des Statiſtiſchen 
Warenverzeichniſſes) aufgeführten Waren: 

Kunſtguß und anderer feiner Guß, nicht ſchmiedbar, der Nr. 781. 

Kohlenlöffel aus Nr. 808 a. N 

Sattler- und Schuhmacherahlen aus Nr. 813 a. 

Modiſtinnen⸗, Sucker⸗, Oeſen⸗, Kork- und Wab⸗Sangen aus Nr. 813 b. 

Reb⸗, Roſen⸗ und Schafſcheren aus Nr. 8136. 

Fug⸗ Wiege⸗ und Hackmeſſer, grobe Küchen- und Hartenmeſſer ſowie 
ſonſtige grobe Meſſer, grobe Papiermeſſer, außer Maſchinenmeſſern, 
grobe Scheren, Schnitzer (Schnitzmeſſer) der Nr. 815 c. 

Geräte für den hauswirtſchaftlichen oder gewerblichen Gebrauch der 
Nr. 8162. 

Haken, Kilten= und Sarggriffe, Splinte und Krampen, Heftel und Oeſen 
aus Nummer 825d. 

Haus- und Küchengeräte, auch Küchengeſchirr, aus Eiſenblech, auch Teile 
davon, bearbeitet (mit Schmelz belegt ce oder dergleichen), 
aus Rr. 828 e. 

Schlitt⸗ und Rollſchuhe der Nr. 831. 

Bau: und Möbelbeſchläge und ſonſtige Waren der Mr. 832. 

Schlöſſer, nicht zu Handfeuerwaffen, und Schlüſſel der Nr. 833 in Ein- 
zelſendungen bis zu 3 kg Gewicht. N 

Feine Meſſer und feine Scheren, andere feine Schneidwaren (außer 
blanken Waffen), feine Gabeln, der Nr. 856 a, b. 

Perlen, Roſenkränze, . Korkzieher, Nußknacker, Löffel, Glok⸗ 
ken aus Nr. 836 d 

Kunjtjchmiedearbeiten der Ni. 837. 

Schirmgeſtelle und Beſtandteile von ſolchen der Nr. 838. 

Schreibfedern leinſchließlich der noch nicht völlig fertig gearbeiteten), 
auch mit vergoldeten Spitzen, der Nr. 840. 
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Nähnadeln leinſchließlich der Heft⸗, Stick- und Stopfnadeln), auch mit 
vergoldeten Oehren, der Nr. 84 a. 

Steck⸗, Hechel⸗, Jacquard, Kopier-, Ztrick⸗, Häkel⸗, Haar-, Pack⸗ und 
andere Nadeln (mit Ausnahme von Kraßen- und Sprechmaſchinen⸗ 
nadeln), Nadelſpitzen, Angelhaken der Nr. 84e. 

Beſchläge und Derſchlüſſe zu Alben, Etuis, Etalagen und Kartonnagen; 
Brillen⸗ und Klemmergeitelle; Bureaubedarfsgegenſtände aus Eiſen, 
wie Aktenhefter, Papierlocher, Papierlöſcher, gepreßte CTintenfäſſer 
und ähnliche; Grabkränze; Hilfswerkzeuge für Nähmaſchinen, ſoweit 
fie mit dieſen ausgeführt werden; Hofenhalter; Klammern für Karton- 
nagen, aus Eiſenblech und Bandeiſen; Laubſägegarnituren; Schilder 
(Namens-, Ankündigungs- und ähnliche Schilder); Taſchen⸗ und Kof⸗ 
ferbügel; Handpflegegeräte; Wetzſtähle; Sigaretten⸗- und Sigarren— 
etuis. 8 


1916. 4. November. 


Verordunng 
über Höchſtpreiſe ſür Zwiebeln. 


R. K. (R. G. Bl. S. 1257.) 


Auf Grund der Verordnung über Kriegsmaßnahmen zur Sicherung 
der ns vom 22. Mai 19165) (Reichs-Gejegbl. S. 401) wird 
verordnet: 


81 
Der Preis für Swiebeln aus der Ernte 1916 darf beim Verkaufe durch 
den Erzeuger an den Großhändler folgende Sätze für je 50 Kilogramm 
nicht überſteigen: 
bis 14. November 1916 einſchließlich 7,50 Mark, 


vom 15. November „ 14. Dezember 1916 1 8,25 „ 
„ 15. Dezember „ 14. Januar 197 # 9,00 „ 
„ 15. Januar „ 14. Februar 1917 a 9,75 „ 
„ 15. Februar „ 14. März 1917 = 10,50 „ 
„ 15. März 14. April 1917 1 11,25, u 
15. April 1917 ab 12,00 


Maßgebend iſt der zu der vereinbarten Cieferungszeit geltende Höchſt⸗ 
preis. Der Preis gilt. ausſchließlich Sack frei nächſter Derladeitelle des 
Verkäufers (Bahn oder Schiff) und ſchließt die Kolten der Derladung 
daſelbſt ein. 

Werden die Säcke mitverkauft, jo darf der Preis für den Sack 
nicht mehr als 1 Mark und für den Sack, der mehr als 60 RMilo⸗ 
gramm hält, nicht mehr als 1,25 Mark betragen. Für leihweiſe Ueber— 
laſſung der Säcke darf eine Sackleihgebühr bis zu 20 Pfennig für je 
50 Kilogramm berechnet werden. Werden die Säcke nicht innerhalb drei 
Wochen nach der Lieferung zurückgegeben, jo darf die Leihgebühr dann 
um 5 Pfennig für die Woche bis zum höchſtbetrage von 1 Mark erhöht 
werden. Angefangene Wochen ſind voll zu berechnen. 

2 


Verkauft der Erzeuger unmittelbar an den Kleinhändler oder Der— 
braucher, jo darf der im §! feſtgeſetzte Preis zuzüglich der Vergütung 
für Säcke um einen Betrag bis zu 2 Mark erhöht werden. Der Preis 
gilt für Lieferung frei haus, Lager oder Laden des Käufers 


*) Derwaltungsvorſchriften Jahrgang 1916 I Seite 379 
46, 
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8. 5 

Beim Weiterverkaufe von Swiebeln im Handel darf vorbehaltlich 
der Vorſchrift im 84 zu den im 81 feſtgeſetzten höchſtpreiſen micht 
mehr als insgeſamt 3,50 Mark für je 50 Kilogramm zugeſchlagen werden. 
Der Preis gilt einſchließlich Sack frei Lager oder Laden des Käufers. 

Gemeinden über 100 000 Einwohner können beſtimmen, daß der Su: 
ſchlag (Abſ. 1) um einen Betrag bis zu einer Mark für je 50 Kilo⸗ 
gramm erhöht werden darf. 


§ 4 
Beim Weiterverkaufe von Swiebeln aus der Ernte 1916 im Klein— 
verkaufe dürfen die folgenden Preiſe für je 0,5 Kilogramm nicht über— 
ſchritten werden: 
bis 14. November 1916 einſchließlich 14 Pf., 
vom 15. November „ 14. Dezember 1916 1 15 „ 


„ 15. Dezember „ 14. Januar 1917 er 16 „ 
„ 15. Januar „ 14. Februar 1917 hi SER: 5; 
„ 15. Februar „ 14. März 1917 1 18 „ 
„ 15. März „ 14. April 1917 N 19 „ 
15. April 1917 ab 20 


Als Kleinverkauf gilt die Abgabe an den Derbraucher in Mengen 
bis zu 5 Kilogramm einſchließlich. Kommunalverbände und Gemeinden 
können den Kleinverkaufspreis für ihren Bezirk niedriger feſtſetzen. Ge— 
meinden über 100000 Einwohner können zu den im Abj. ! feſtgeſetzten 
Preiſen einen Zuſchlag von 1 Pfennig für je 0,5 Kilogramm zulaſſen. 

8 5 

Die Landeszentralbehörden können mit Suſtimmung des Präſidenten 
des Kriegsernährungsamts für beſondere Swiebelarten, wie die roten Lit— 
tauer Stechzwiebeln und die zweijährigen Bornaer Swiebeln ſowie für 
1 55 Ausland eingeführte Swiebeln e von den Höchſtpreiſen 
zulaſſen 


8 6 

Das Eigentum an Swiebeln kann durch Anordnung der zuſtändigen 
Behörde einer von dieſer bezeichneten Perſon übertragen werden. Die 
Anordnung iſt an den Beſitzer zu richten. Das Eigentum geht über, 
ſobald die Anordnung dem Beliter zugeht. Der von der Anordnung 
Betroffene iſt verpflichtet, die Dorräte bis zum Ablauf einer in der An⸗ 
ordnung zu beſtimmenden Friſt zu verwahren und pfleglich zu behandeln. 

Der Uebernahmepreis wird unter Berückſichtigung des zur Seit der 
Anordnung geltenden Hödjtpreijes ſowie der Güte und Verwertbarkeit der 
Vorräte von der zuſtändigen Behörde feſtgeſetzt. 

Hat der Beſitzer einer Aufforderung der zuſtändigen Behörde zur Ueber— 
laſſung der Vorräte innerhalb der geſetzten Friſt nicht Folge geleiſtet, ſo iſt 
der Uebernahmepreis um 2 Mark für je 50 Kilogramm zu kürzen. 

Die höhere Verwaltungsbehörde entſcheidet endgültig über Streitig— 
keiten, die ſich aus der Anordnung ergeben, und über die Kolten des 
Verfahrens. 

8 77 

Die Landeszentralbehörden beſtimmen, wer als höhere Derwaltungs: 
behörde, zuſtändige Behörde und Kommunalverband im Sinne dieſer Der- 
ordnung anzuſehen iſt. 0 

8 

Mit Gefängnis bis zu einem Jahre und mit Geldſtrafe bis zu zehn- 

tauſend Mark oder mit einer dieſer Strafen wird beitraft: 
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1. wer die in dieſer Derordnung oder auf Grund dieſer Verordnung 
feſtgeſetzten Preiſe überſchreitet; 

2. wer einen andern zum Abſchluß eines Dertrags auffordert, durch 
den die Preiſe (Nr. 1) überſchritten werden, oder ſich zu einem 
ſolchen Dertrag erbietet; 

3. wer der Verpflichtung, die Dorräte aufzubewahren und pfleglich 
zu behandeln (8 6), zuwiderhandelt. ö 

Neben der Strafe können die Gegenſtände, auf die ſich die ſtraf— 
bare Handlung bezieht, ohne Unterſchied, ob ſie dem Täter gehören oder 
nicht, eingezogen werden. 


89 
Dieſe Derordnung tritt mit dem Tage der Derkündung in Kraft. 


1916. 4. November. 


Verſchiebung der regelmäßigen Ergänzungswahlen 
zu den Gemeindevertretungen 


Allerhöchite Derorönung. (G. S. S. 141). 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Hönig von Preußen etc., ver— 
ordnen auf Grund des Artikel 63 der Verfaſſungsurkunde für den Preu⸗ 
ßiſchen Staat vom 31. Januar 1850 (Geſetzſamml. S. 17) und auf Ans 
trag Unſeres Staatsminiſteriums, was folgt: 

8 *. 

Städte und Landgemeinden ſind befugt, durch Gemeindebeſchluß die 
regelmäßigen Ergänzungswahlen zu den Gemeindevertretungen während 
der Dauer des Krieges um je ein Jahr mit der Wirkung zu verſchie⸗ 
ben, daß die Vertreter, für die eine Ergänzungswahl nötig geweſen wäre, 
je ein Jahr mehr und die an ihre Stelle tretenden ie ein Jahr weniger 
in Tätigkeit bleiben. N 

82 

Für dieſelbe Seit und mit derſelben Wirkung ſind Kreiſe (Ober- 
amtsbezirke) befugt, durch Beſchluß des Kreistags (der Amtsverſammlung) 
die regelmäßigen Ergänzungswahlen zu den Kreistagen (Amtsverſamm⸗ 
lungen) um je ein Jahr zu verſchieben. 

83. 

Dieje Verordnung tritt ſofort in Kraft. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und bei⸗ 
gedrucktem Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Großes Hauptquartier, den 4. November 1916. 

(Siegel.) Wilhelm. 


1916. 4. November. 


Staatsſchuldbuchangelegenheiten (Aufnahme von Anträgen ſeitens der 
öffentlichen Sparkaſſen) 


m. 3. (m. pl. S. 220.) 


Im Anſchluß an den Erlaß vom 11. September 1916 teile ich mit, 
daß nunmehr auch der Herr Finanzminiſter mit meinem Einverſtändniſſe 
die öffentlichen Sparkaſſen in Preußen als Kaſſen für die Aufnahme von 
Anträgen in Staatsſchuldbuchangelegenheiten im Sinne des $ 15 Abſ. 2 
des Staatsſchuldbuchgeſetzes in der Faſſung der Bekanntmachung vom 27. 
Mai 1910 bezeichnet hat mit den gleichen Maßgaben, die für die Aufnahme 
von Anträgen in Keichsſchuldbuchangelegenheiten beſtimmt find. 
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Wegen Form und Inhalt der über die Anträge aufzunehmenden Nie⸗ 
derſchrift verweiſe ih auf Artikel VI der zum Staatsſchuldbuchgeſetz er- 
laſſenen Ausführungsbeſtimmungen vom 30. Mai 1910 (Min. Bl. f. d. 
i. D. S. 173). 

Die Herren Oberpräſidenten erſuche ich ergebenſt, die öffentlichen Spar- 
kaſſen des dortigen Geſchäftsbereiches hiernach mit Weiſung gefälligſt bald 
zu verſehen. 

Die Hauptverwaltung der Staatsſchulden Berlin SW 68, Oranien— 
ſtraße 92/94 ſind die hiernach zuſtändigen Sparkaſſen namentlich an⸗ 
zuzeigen. Da indeſſen jedenfalls dieſelben Sparkaſſen für Preußen wie für 
das Reich in Frage kommen werden, ſo genügt eine kurze Mitteilung 
dieſes Inhalts — alſo ohne beſondere Aufzählung der verſchiedenen Spar— 
kaſſen zur Nummer I 3898 an die Staatsſchuldenverwaltung. 


1916. 5. November. 


Bekanntmachung 
über anderweite Feſtſetzung der Höchſtpreiſe für Erzeugniſſe der 
Kartoffeltrocknerei und der Kartoffelſtärkefabrikation. 
Kriegsernährungsamt. (R. G. Bl. S. 1261.) 


Auf Grund des § Aa der Derordnung über die höchſtpreiſe für Er- 


zeugniſſe der Kartoffeltrocknerei ſowie der Kartoffelſtärkefabrikation vom 


16. September 1915.) (Keichs⸗Geſetzbl. S. 588) in der Faſſung der Der- 
ordnung vom 24. Februar 19165) (Reichs ⸗Geſetzbl. S. 118) und des 81 
der Bekanntmachung über die Errichtung eines Kriegsernährungsamts vom 
22. Mai 19165) (Reichs⸗Ceſetzbl. S. 402) wird beſtimmt: 


Artikel J 
An die Stelle der in der Bekanntmachung über die Aenderung der 
Höchſtpreiſe für Erzeugniſſe der Kartoffeltrocknerei ſowie der Kartoffelſtärke⸗ 
fabrikation vom 29. Februar 19160 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 155) vorgeſehenen 
Preiſe für Kartoffelwalzmehl u sub des Suſchlags für beſondere 
Sichtung treten folgende höchſtpreiſe: 


Mark 

für den Doppelzentner 
im erſten Preisgebiete i 49,30 
im zweiten Preisgebiete 49,80 
im dritten Preisgebiete 50,30 
im vierten Preisgebiete N 50,80. 


Artikel II 
Der 82 Abſ. 3 Catz 1 der Bekanntmachung über die höchſtpreiſe 


für Erzeugniſſe der Kartoffeltrocknerei ſowie der Kartoffelſtärkefabrikation 


vom 16. September 1915 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 588) erhält folgende Faſſung: 

Bei Verkäufen von Kartoffelflocken und Kartoffelſchnitzeln, die 

5 Tonnen nicht überſteigen, und bei Verkäufen von Kartoffelwalz⸗ 

mehl, trockener Kartoffelſtärke und Kurtoffelitärkemehl, die 1 Tonne 

nicht überſteigen, erhöhen ſich die Höchſtpreiſe im Abſ. 2 um 1,50 
Mark für den Doppelzentner. 

Artikel III 
Dieje Beſtimmung tritt mit dem Tage der Derkündung in Kraft. 


1) Derwaltungsvorſchriften Jahrgang 1916 II Seite 128 a. 
2) Derwaltungsvorſchriften Jahrgang 1916 I Seite 151. 
3) Derwaltungsvorichriften Jahrgang 1916 I Seite 379. 
4) Perwaltungsvorſchriften Jahrgang 1916 I Seite 166. 


„„ 
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1916. 6. November. 


Verſchiebung der Ergänzungswahlen zu den Gemeindevertretungen 
und den Kreistagen während des Krieges. 


m. 3. (m. Bl. S. 238.) 


Auf Grund des Artikels 65 der Derfaſſungsurkunde iſt unter dem 
4. November d. Is. eine Allerhöchſte Verordnung erlaſſen worden, nach 
der Städte und Landgemeinden befugt ſind, durch einen Gemeindebeſchluß, 
der keiner Genehmigung bedarf, die regelmäßigen Ergänzungswahlen zu 
den Gemeindevertretungen während der Dauer des Krieges um je ein Jahr 
mit der Wirkung zu verſchieben, daß die Vertreter, für die eine Ergänzungs- 
wahl nötig geweſen wäre, je ein Jahr mehr und die an ihre Stelle tretenden 
je ein Jahr weniger in Tätigkeit bleiben. 

Für dieſelbe Seit und mit derſelben Wirkung ſind nach 8 2 der Der- 
ordnung Kreiſe (Oberamtsbezirke) befugt, durch Beſchluß des Kreistages 
(der Amtsverſammlung) die regelmäßigen Ergänzungswahlen zu den Kreis- 
tagen (Amtsverſammlungen) um je ein Jahr zu verſchieben. 

Ich erſuche ergebenſt, die Kommunalverbände des dortigen Bezirkes, 
in denen ſolche Ergänzungswahlen unmittelbar bevorſtehen, ſchleunigſt auf 
dieſe Derordnung, deren Deröffentlihung in der Geſetzſammlung unmittelbar 
bevorſteht und die ſofort in Kraft tritt, aufmerkſam zu machen. 

An ſämtliche Herren Regierungspräfidenten und an den Herrn Oberpräſiden⸗ 
in Potsdam. 


1916. 6. November. 
Verkehr mit Web-, Wirk- und Strickwaren. 
M. H. G. M. J. (m. Bl. h. G. S. 461.) 


Nachdem den Oberpräſidenten, Regierungspräſidenten, Landräten, kreis— 
freien Städten und denjenigen Ausfertigungsitellen für Bezugsſcheine zum 
Kaufe von Web⸗, Wirk- und Strickwaren, die der Reichsbekleidungsitelle 
bereits bekannt waren, von dieſer 

I. die Bekanntmachung des Reichskanzlers vom 51. Oktober 1916 
über Bezugsſcheine, 
II. die Ausführungsbekanntmachung der Keichsbekleidungsſtelle vom 
31. Oktober 1916 zur Ausführung der SS 11 und 12 der Bundes: 
ratsverordnung vom 10. Juni 1916 über die Regelung des 
Verkehrs mit Web⸗, Wirk⸗ und Strickwaren uſw., 
III. eine Preſſenotiz, 
IV. ein Anſchreiben der Reichsbekleidungsitelle hierzu vom 31. Ok⸗ 
tober 1916 5 
zugegangen iſt, erſuchen wir unter Hinweis auf unſeren Erlaß vom 6. Juli 
1916, das Erforderliche mit größter Beſchleunigung zu veranlaſſen und 
beſonders auch allen denjenigen Anordnungen den größten Nachdruck zu 
verleihen, die auf eine ſparſame Bewirtſchaftung der Web⸗, Wirk- und 
Strickwaren hinzielen. 

Im einzelnen bemerken wir noch folgendes: 

Der Aufklärung ſowohl der Derbrauder als auch der Heſchäftswelt 
durch die Preſſe iſt der größte Wert beizumeſſen. Bei der Durchführung der 
Bundesratsverordnung vom 10. Juni 1916 hat ſich bisher gezeigt, daß 


) bperwaltungsvorſchriften Jahrgang 1916 I S. 419. 
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mancherlei Schwierigkeiten und Mißverſtändniſſe innerhalb der Bevölke- 
rung ausgeblieben wären, wenn ſie über die Swecke und Ziele der Der- 
ordnung hinreichend unterrichtet geweſen wäre. Das gilt beſonders auch 
von der Suſammenſetzung der Freiliſte, die von mancher Seite als eine 
Bevorzugung der beſſer geſtellten Bevölkerungskreiſe ausgelegt wurde, wäh- 
rend in Wirklichkeit die beanſtandeten Poſten lediglich im Intereſſe der 
in dieſen Induſtriezweigen beſchäftigten Arbeiter und in Berüchkſichtigung 
berechtigter Wünſche der Handels- und Geſchäftswelt in die Freiliſte auf: 
genommen waren. 

Einer beſonderen Belehrung über ihre Pflichten und über die Be- 
deutung der ganzen Regelung des Verkehrs mit Web-, Wirk und Strick— 
waren überhaupt bedürfen vor allen Dingen auch die mit der Prüfung 
und Ausfertigung von Bezugsſcheinen betrauten Stellen. Es hat ſich 
gezeigt, daß ſie — namentlich in ländlichen Kreiſen — über das Weſen 
und den Sweck der getroffenen Beſtimmungen ſehr im Unklaren ſind. 
Es muß ihnen zum Bewußtſein kommen, daß lediglich mit einem be— 
grenzten Vorrat ſolcher Stoffe gewirtſchaftet wird, dem keine weſentlich 
in Betracht kommende Ergänzung aus dem Ausland gegenüberſteht. 

Wir weiſen ferner auf die Bedeutung hin, die Einhaltung der Be— 
ſtimmungen über die Korfette, über die Einrichtung und Führung eines 
Einkaufsbuchs für Schneider, Schneiderinnen und Wandergewerbetreibende 
wirkſam zu überwachen. Das Gleiche gilt von der Einhaltung der Ueber— 
gangsvorſchrift. 

Schließlich erſuchen wir noch dafür Sorge zu tragen, daß die Polizei— 
behörden die Wandergewerbetreibenden in bezug auf die richtige Hand— 
habung der beſtehenden Vorſchriften ſcharf überwachen laſſen. Auch wird 
darauf hinzuwirken ſein, daß die Bezirksausſchüſſe die Erteilung von 
Wandergewerbeſcheinen für Web⸗, Wirk- und Strickwaren, ſoweit es nach 
Lage der Geſetzgebung möglich it, einſchränken. 

An den Herrn Oberpräſidenten zu Potsdam und an die Herren Regierungs⸗ 
präſidenten. 
1916. 7. November. 
Bekanntmachung der Reichsfuttermittelſtelle, 
betreffend die Gerſtenkontingente der Brennereien, 
für das Betriebsjahr 1916˙17 i 


(Keichs⸗ und Staatsanz. Nr. 263.) 


1. Gerſtenkontingente werden nur für landwirtſchaftliche Kartoffel- 
brennereien und ſolche Kornbrennereien feſtgeſetzt werden, die in dieſem 
Betriebsjahre Kartoffeln oder Rüben verarbeiten. 

2. Die Feſtſetzung der Gerſtenkontingente erfolgt in unſerem Auftrage 
durch die Steuerbehörden. Auf das hl reinen Alkohols entfallen bei einem 
eigenen Durchſchnittsbrand für das Betriebsjahr 1916/17: 

von nicht mehr als 30 hl 30 kg Gerſte 
von nicht mehr als 300 hl 20 kg Gerſte 
und von über 300 hl 16 kg Gerſte 

3. Wollen Brennereien ſelbſtgewonnene Gerſte verarbeiten (8 6 Abſ. 2 
der Verordnung über den Derkehr mit Gerſte vom 6. Juli 1916, R. G. Bl. 
S. 800), jo haben fie vor Beginn der Derarbeitung Bezugsſcheine über 
die entſprechende Menge Gerſte bei der Reichs⸗Gerſtengeſellſchaft m. b. h. 
anzufordern. Dieſe ſendet ſie namens der Brennereien den Kommunal- 
verbänden unmittelbar zu und gibt den Brennereien hiervon Nachricht. 
Die Kommunalverbände reichen ſie mit der Gerſtenbeſtandsanzeige für den 
betreffenden Monat der Keichsfuttermittelſtelle ein. 
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4. Bei der Reichs⸗Gerſtengeſellſchaft kann die Suweilung von Brenn: 

gerſte unter folgenden Dorausſetzungen beantragt werden: 

a) Wer keine Gerſte geerntet hat, muß hierüber eine Beſcheinigung 
des Kommunalverbandes beibringen. 

b) Beträgt das Kontingent einer Brennerei mehr als ½o ihrer 
Gerſtenernte, ſo kann auf Antrag der Mehrbetrag zugewieſen 
werden. Dem Suweiſungsantrage iſt eine Beſcheinigung des Kom: 
munalverbandes über die höhe der von der Brennerei geern⸗ 
teten Gerſtenmengen beizufügen. 

c) Die gleiche Beſcheinigung iſt erforderlich, wenn die Suweiſung 
von Gerſte beantragt wird, weil ſich die ſelbſtgeerntete Gerſte 
wegen mangelhafter Keimfähigkeit nicht zum Brennen eigne. In. 
dieſem Falle muß der Unternehmer außerdem eine Beſcheinigung. 
des Kommunalberbandes über die bereits an die Reichs-beriten- 
geſellſchaft abgelieferte Gerſtenmenge beibringen. Inſoweit die 
Ablieferung von */ı ſeiner Ernte noch nicht erfolgt iſt, hat 
er ſich der RKeichs-Gerſtengeſellſchaft gegenüber ausdrücklich zu 
verpflichten, ſoviel ſelbſtgeerntete Gerſte abzuliefern, wie er Brenn- 
gerſte empfängt. 

d) Anerkannte Saatgutwirtſchaften oder landwirtſchaftliche Betriebe, 
für die der Nachweis erbracht iſt, daß ſie ſich in den Jahren 
1913 und 1914 mit dem Derkaufe von Saatgerſte befaßt haben, 
können Gerſte für Brennereizwecke inſoweit zugewieſen erhal⸗ 
ten, als ¼0 ihrer geſamten Gerſtenernte abzüglich der geern⸗ 
110 Saatgerite zur Deckung ihres Gerſtenkontingents nicht aus- 
reichen. 

Sie haben eine Beſcheinigung des Kommunalverbandes bei— 
zubringen, wieviel Gerſte ſie insgeſamt geerntet haben und wie⸗ 
viel davon Saatgerſte iſt. 


5. Die Brennereibeſitzer dürfen innerhalb ihres Kontingents ſelbſtändig 
Gerſte einkaufen, hierbei jedoch keinen höheren als den jeweils höchſten 
Einkaufspreis der Reichs-Gerſtengeſellſchaft bezahlen. Brennereien, deren 
Gerſtenkontingent 30 dz nicht überſteigt, dürfen die ganze Menge, Bren- 
nereien mit einem höheren Gerſtenkontingent zunächſt bis 50 Proz. des 
Kontingents, mindeſtens aber 30 dz einkaufen. Der Keichs-Gerſtengeſell— 
ſchaft ſind die unter Siffer 4 geforderten Beſcheinigungen ſowie die Er⸗ 
klärung zu überſenden, daß die Brennerei die Gerſte ſelbſt einkaufen wolle 
und hierfür einen Bezugsſchein beantrage. 

Iſt der eigene Durchſchnittsbrand des Betriebsjahres 1916/17 höher 
als 300 hi Alkohol, jo find dem Antrage für jede Tonne 2 Mk. Der- 
waltungsſpeſen beizufügen. 

Die Reichs⸗Gerſtengeſellſchaft wird nach Erfüllung dieſer Dorausjegungen 
die Gerſtenbezugsſcheine namens der Brennereien den Kommunalverbänden 
unmittelbar zuſenden. Dieſe überreichen fie mit den Gerſtenbeſtandsanzeigen 
für den betreffenden Monat der Reichsfuttermittelitelle. 


6. Hafer oder Hafergemenge aus eigener Wirtſchaft dürfen an Stelle 
von Gerſte verwendet werden, wenn die Keichsfuttermittelſtelle die Der- 
wendung genehmigt. Bis auf weiteres wird die Genehmigung erteilt 
werden: 

a. Unternehmern, die eine Beſcheinigung einreichen, daß ſie keine 

Gerſte geerntet haben, in Höhe des geſamten Kontingents, 

b. Unternehmern, deren eigene Ernte nach Abzug des Saatgutes 

für ihr Kontingent nicht ausreicht, in Höhe der fehlenden Mengen. 
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Der Unternehmer hat eine Beſcheinigung des Kommunalverbandes 
über die höhe ſeiner Gerſtenernte und ſeines Saatgutbedarfs einzureichen. 

Die Derarbeitung von Hafer oder Gemenge in der Brennerei iſt kein 
Grund für Suweiſung von Futterhafer oder Haferſaatgut. 

7. Soweit Brennereien von dem Rechte der Uebertragung ihres Durch— 
ſchnittsbrandes auf andere Brennereien Gebrauch machen, haben ſie der 
zuſtändigen Steuerbehörde mit dem Antrage auf Genehmigung der Ueber— 
tragung die ihnen im Auftrage der Keichsfuttermittelſtelle von der Steuer— 
behörde überſandte Mitteilung über die Höhe ihres Gerſtenkontingents ein- 
zureichen. Die Steuerbehörden werden auf dieſer Mitteilung die ent⸗ 
ſprechenden Gerſtenmengen abſetzen, den Brennereien, die den Durchſchnitts⸗ 
brand erworben haben, Fuſatzſcheine für ein entſprechendes Gerſtenkon⸗ 
tingent zuſtellen und der Keichs-Gerſtengeſellſchaft die erfolgte Uebertra— 
gung mitteilen. 

1916. 7. November. 


Ausführungsanweiſung zur Verordnung über Höchſtpreiſe für 
Hafernährmittel vom 2. November 1916 (Reichs Geſetzbl. S. 1242). 


m. 5. G. m. L. D. F. m. 3. (m. Bl. L. D. F. S. 208.) 


An die Herren Regierungspräſidenten, den Herrn Polizeipräſidenten in 
Berlin und den herrn Oberpräſidenten in Potsdam. 
Auf Grund des 88 der vorbezeichneten Verordnung wird folgendes 
beſtimmt: N 
Die Befugnis, Ausnahmen von den Dorſchriften in § 2 der Ver— 
ordnung über Derkäufe zuzulaſſen, die bis zum 25. November 1916 ſtatt— 
finden, wird auf die Doritände der Stadt- und Landkreije übertragen. 


1916. 7. November. 


Vertrauensärztliche Tatigkeit des Kreisarztes bei Ausſtellung amtsärzt⸗ 
licher Zeugnifje zwecks Aufnahme in einen Lehrgang zur Ausbildung von 
Turn⸗ und Schwimmlehrerinnen bezw. von Turn⸗ und Schwimmlehrern. 


m. J. (m. Bl. m. S. 388.) 


Durch die von dem Herrn Miniſter der geiſtlichen und Unterrichtsange— 
legenheiten unter dem 22. Juni 1912) erlaſſenen Beſtimmungen über die 
Aufnahme in die Kurſe zur Ausbildung von Turn- und Schwimmlehrerinnen 
an der Königlichen Landesturnanſtalt in Spandau, durch die Prüfungs— 
ordnung für Turn- und Schwimmlehrer vom 18. Januar 1916 und die 
Prüfungsordnung für Turn- und Schwimmlehrerinnen vom 22. Januar 
1916 iſt für die Sulaſſung zu den Lehrgängen zur Ausbildung von Turn- 
und Schwimmlehrerinnen und Turn- und Schwimmlehrern ein amtsärzt- 
liches Seugnis nach beſtimmtem Muſter vorgeſchrieben. Die Ausſtellung 
ſolcher Seugniſſe gehört zu den vertrauensärztlichen Verrichtungen der Kreis- 
ärzte (S 115 Abſ. 29 der Dienſtanweiſung für die Kreisärzte). 

Da die gedachten Beſtimmungen den Medizinalbeamten nicht allgemein 
bekannt zu ſein ſcheinen, erſuche ich ergebenſt, die Kreisärzte darauf hin⸗ 
zuweiſen. 

Dieſer Erlaß wird nebſt dem Vordruck für die erwähnten amtsärzt- 
an Seugniſſe im Miniſterialblatt für Medizinalangelegenheiten abgedruckt 
werden. | 
An die Herren Regierungspräſidenten und den Herrn pPolizeipräſi⸗ 
denten hier. 


7) Derwaltungsvorſchriften Jahrgang 1912 I S. 106. 
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Als Dorzeugnis ſtempelfrei. 


Amtsärztliches Zeugnis 
zwecks Aufnahme in einen Lehrgang zur Ausbildung von 
Turnlehrerinnen*) 
für Fräulein a race rn ae hie 
geboren am CCC IE ser RE 


Antworten, 


1. a) Wichtige für die körperliche Deranlagung in 
Frage kommende Krankheiten in der Familie 
(3. B. Tuberkuloſe), bei welchen Familien⸗ 
gliedern vorgekommen? 

b) Etwaige Folgen überſtandener Krankheiten. 

2. Allgemeineindruchk. 

a) Ausfehen. 

b) Geſichtsfarbe. 

c) Blutarmut, Farbe der ſichtbaren Schleimhäute. 

d) Drüſen⸗ und Mandelſchwellungen. Anzeichen 

erſchwerter Naſenatmung. 

e) Ernährungszuſtand. 

f) Körperbau (auch Körpergröße und Körper- 
gewicht). f 
Abweichungen im Bau des Rumpfes, insbeſon⸗ 
dere der Wirbelſäule und der Gliedmaßen.“ ) 
Plattfüße. Schlecht geheilte Anochenbrüche, 
kranke Öeleicke. 


8 


— 


h) Stimme. ö 

i) Auffallende Beeinträchtigung des Sehver— 
mögens. 

k) Auffallende Beeinträchtigung des hörver— 
mögens. 


3. a) Bruſtumpfang bei tiefſter Ein und Ausatmung. 
b) Lungenbefund. 


4. Herz- und Geſäßſyſtem. 
a) Grenzen der abſoluten und relativen herz— 
dämpfung. 
b) Herztöne. 
c) Spitzenſtoß. 
d) Beſchaffenheit des Pulſes. (Schwach, kräftig?“ 


) Das gleiche Muſter, mit der ſelbſtverſtändlichen Aenderung unter 
Nr. 5, gilt auch für die Aufnahme in Lehrgänge zur Ausbildung von 
Turnlehrern. ö 

*) Die Angaben zu 24 find beſonders genau zu machen, da Be— 
werberinnen mit auffallender Derkrümmung der Wirbelſäule erfahrungs⸗ 
gemäß als Turnlehrerinnen keine Anſtellung finden und daher zur Er: 
ſparung unnötiger Koſten von der Aufnahme in einen Ausbildungslehrgang 
für Turnlehrerinnen auszuſchließen find. (Amtl. Anmerk.) 
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Fragen. Antworten. 


e) a. der Pulsſchläge in der Minute 
in Ruhe, 
5 nach 10 Kniebeugen (1 Minute lang von 
10 zu 10 Sekunden gezählt), 
3. 309 bis zur Rückkehr des Pulſes zur Ruhe⸗ 
zahl. 
1) Gleichmäßigkeit in Stärke und Schlagfolge. 
g) Krampfadern. 
5. Bauch⸗ und Unterleibsorgane (auch Bruchanlage, 
menses pp.). 
6. Etwaige in Betracht kommende andere Krank— 
heiten, auch Nervenleiden. ö 


Danach halte M/ ˙ für geeignet 

— ungeeignet — zur Ausbildung als Turnlehrerin. 
. beſtehen gegen die Ausbildung des Fräulein. rate er 
8 als QTurnlehrerin die aus dem Dorjtehenden zu 
ſſich ergebenden Bedenken.) ö 


e VV[UIIII!! IR ORDER 


1916. 7. November. 


Bekanntmachung 
der Gemüſekonſerven Kriegsgeſellſchaft. 


(Reichs⸗ und Staatsanz. Nr. 264.) 


Auf Grund der Verordnung vom 5. Auguft d. J. (Reichs-Geſetzbl. Nr. 
180 Seite 914 und ff.) geben wir bekannt: 

Der Abſatz von Gemüſekonſerven und Faßbohnen iſt 
auf Deranlaſſung des Herrn Keichskommiſſars verboten. Den Fabriken 
iſt zur Seit der Derjand freigegeben. Hierdurch ſind die Fabriken in 
der Lage, noch vor Eintritt des Froſtes die Waren an die Orte zu 
verſenden, für die ſie beſtimmt find. Der Derſand an die Abnehmer 
der Fabrikanten darf nur unter der Bedingung erfolgen, daß die Ware 
nicht an die Derbraucher gelangt, ſolange das Abſatzverbot beſteht. 

Auf die Strafbeſtimmungen im 8 9 der Derorönung vom 5. Augult 
d. J. wird ausdrücklich hingewieſen. 


1916. 8. November. 


Bekauntmachung 
betreffend die Einfuhr von Geheimmitteln. 


Reichskanzler (Reichsamt des Innern). (Reichs: und Staatsanz. Nr. 265.) 


Auf Grund der Derordnung über das Derbot der Einfuhr entbehr— 
licher Gegenſtände vom 25. Februar 1916 (Keichs⸗Geſetzbl. S. 111) verbiete 
ich bis auf weiteres die Einfuhr folgender Gegenſtände: 

Geheimmittel der Nr. 389 des Solltarifs som 25. Dezeinber 
1902. | 


1916. 8. November. 1017 


1916. 8. November. 


Bekanntmachung 
der Reichsſtelle für Gemüſe und Obſt, betreffend pie Verwendung 
von Marmeladen in Gewerbebetrieben zur Branntweinherſtellung. 


(Reichs: und Staatsanz. Nr. 266.) 


Auf Grund des § 1 der Derorönung über die Derarbeitung von 
Obſt vom 5. Auguſt 1916 (Keichs-Geſetzbl. S. 911) wird in Ergänzung 
der Bekanntmachungen vom 2. und 9. September 1916 beſtimmt: 

1. 
Die Verwendung von Marmeladen in Gewerbebetrieben zur Brannt— 


weinherſtellung iſt verboten. 
f 2; 


8 | 
Die Strafbeſtimmungen des § 3 der Bekanntmachung vom 2. Sep: 
tember 1916 finden auf Suwiderhandlungen gegen das Verbot des 8 
entſprechende Anwendung. i 


3. 
Dieſe Beſtimmungen treten mit dem Tage ihrer Verkündung in Kraft. 


1916. 8. November. 


Bereitſtellung der für die Heeres verwaltung und die Volkswirtſchaft 
erforderlichen nn 


TTT 


An ſämtliche Königlichen Regierungen, mit Kusſchluß derjenigen in Aurich, 
münſter und Sigmaringen. 


Auszugsweiſe Niederſchrift 
der an. in der Kriegs-Rohſtoff⸗Abteilung am 8. September 1916. 
. Eine Geſtellung von Militärpferden für Holzwerbung iſt auch 
nach Beendigung der landwirtſchaftlichen Arbeiten ausgeſchloſſen. 
Es wäre der Ankauf unbrauchbarer Militärpferde zur Bildung 
fliegender Kolonnen anheimzuſtellen. 

2. Auch die Geſtellung von Laſtkraftwagen für die Holzgewinnung 
iſt angeſichts der bedeutenden Anforderungen an der Front un— 
möglich. Der Ankauf von Laſtkraftwagen, welche für die Zwecke 
der Heeresverwaltung nicht mehr brauchbar ſind, wird empfohlen. 
Solche Wagen werden von der Feldkraftwagen-Aktiengeſellſchaft 
(Feldag) Berlin, Friedrichſtraße, verkauft. Es dürfte weiter 
empfehlenswert ſein, Förderbahnen mit Lokomotiven für die Holz⸗ 
gewinnung anzulegen. Material hierfür iſt nach den der zu— 
ſtändigen Stelle aus allen Teilen Deutſchlands zugehenden fin: 
geboten genügend vorhanden. Die bundesſtaatlichen Regierungen 
können mit der Lieferung von Benzolſchleppern ſeitens der Sa: 
briken nicht rechnen, da die gejamte Produktion für den Heeres: 
bedarf benötigt wird. 

3. Berufsmäßige Waldarbeiter werden grundſätzlich den Soritver- 
waltungen vorzugsweiſe überlaſſen werden. Bezüglich der Er⸗ 
nährung der Gefangenen werden Maßnahmen erwogen werden, 
um den Regierungen die notwendigen Lebensmittel hierfür be⸗ 
ſonders zuzuweiſen. 
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4. Bezüglich der Geſtellung von garniſondienſtfähigen Holzfällern, 
vorzugsweiſe auch von tüchtigen Dorarbeitern ſind der Abteilung 
Cb des Kriegsminiſteriums Anforderungen, gegebenenfalls un= 
ter Namhaftmachung und Zdreſſenangabe beſonders gewünſchter 
Leute zuzuleiten. Die Abteilung C 1 b wird hiernach nach Mög— 
lichkeit für die Feit etwa vom 15. Oktober bis Ende Februar 
1917 die benötigten Kräfte zur Verfügung ſtellen. 

5. Es wäre den Regierungen nochmals anheimzugeben, die Heran— 
ziehung Strafgefangener aus den Gefängnisanſtalten für Holz⸗ 
gewinnungsarbeiten zu erwägen. 


Abjchrift erhält die Königliche Regierung zur Kenntnis mit folgenden 
Bemerkungen: | 

Su 1: Es empfiehlt ji, den Ankauf der Militärpferde, die nicht 
mehr für das Feld brauchbar ſind, durch Geſpannhalter, die Holzfuhren 
leiſten wollen, ſeitens der Forſtverwaltung in jeder Weiſe zu fördern und 
zu vermitteln. Auch kann in Frage kommen, ſolche Pferde zwecks Der- 
wendung im eigenen Fuhrwerksbetriebe der Forſtverwaltung anzukaufen. 

Die für das Heer unbrauchbar gewordenen Pferde werden zurzeit von 
den ſtellvertretenden Generalkommandos mir zur Derfügung geſtellt und 
von mir den Landwirtſchaftskammern überwieſen. Dieſe verkaufen die 
Pferde zu den militäriſcherſeits feſtgeſetzten Abſchätzungswerten zuzüglich 
der entſtandenen Unkoſten an Landwirte, die ſich verpflichtet, die Tiere tun- 
lichſt bis nach Beendigung des Krieges in ihren Betrieben zu verwenden und 
ſie vor dieſer Seit nur mit ausdrücklicher Genehmigung der Landwirtſchafts— 
kammer weiter zu verkaufen. Dieſe Genehmigung wird nur erteilt, wenn 
der Derkauf dem wirtſchaftlichen Bedürfnis entſpricht und an einen Landwirt 
erfolgt, der ſich den gleichen, vormitgeteilten Bedingungen unterwirft. Die 
Innehaltung dieſer Bedingungen wird durch Feſtſetzung von Dertragsitrafen 
und zeitweiſe Kontrolle des Derbleibes der Pferde geſichert. 

Außer an Landwirte erfolgt die Suteilung von Pferden unter Auf— 
erlegung von ähnlichen Bedingungen auch an gewiſſe Gewerbetreibende, 
insbeſondere an ſolche, deren Betriebe gemeinnützigen oder öffentlichen 
Zwecken dienen oder denen Lieferungen für die Armee oder Marine auf— 
getragen ſind. i 

Ich habe die Landwirtichaftskammern nunmehr angewieſen, bei der 
künftigen Verteilung dieſer Pferde neben den Landwirten und den bezeich— 
neten Gewerbetreibenden auch Forſtverwaltungen, Holzkäufer und ſolche 
Geſpannhalter nach Möglichkeit zu berückfichtigen, die ſich verpflichtet haben 
und ſich hierüber durch eine amtliche Beſcheinigung ausweiſen können, die 
Pferde bei der Holzabfuhr zugunſten beſtimmter Forſtverwaltungen oder 
Holzkäufer zu benutzen und nach Beendigung der Holzabfuhr in der Land— 
wirtſchaft arbeiten zu laſſen oder mit Genehmigung der Candwirtſchafts⸗ 
kammer an einen Landwirt oder Waldbeſitzer oder Holzkäufer weiter zu. 
verkaufen. 5 

Die Derkaufsbedingungen im einzelnen feſtzuſetzen, habe ich den Land— 
wirtſchafts kammern, die ſich hierüber mit den Regierungen verſtändigen 
werden, überlaſſen. 

Liegen hier oder dort die Derhältnilje jo, daß zuverläſſige und in der 
Holzabfuhr erfahrene oder nicht hinreichend kapitalkräftige Perſonen bereit 
ſein würden, Holz aus Staatsforſtrevieren abzufahren, ſofern ihnen der 
Ankauf von Pferden durch Dorichüffe aus der Staatskaſſe ermöglicht würde, 
fo würde ich unter Umſtänden bereit ſein, ſolche Vorſchüſſe bei Stellung 
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hinreichender Sicherheiten und Uebernahme beſtimmter vertraglicher Der: 
pflichtungen ſeitens der Dorjhußnehmer in höhe von bis zu 60 9% des 
Taxwertes der Pferde zu gewähren. In Fällen dieſer Art könnte in 
Frage kommen, zur beſſeren Sicherung der Staatskaſſe das Eigentum 
an den Pferden der Forſtverwaltung bis zur Abzahlung des gewährten 
Dorichuffes vorzubehalten. 

Soweit es ſich um Aufwendung von Staatsmitteln für dieſe Swecke 
handelt, ſei es nun, daß Dorſchüſſe zu gewähren ſind oder ſei es, daß die 
Forſtverwaltung ſelbſt Pferde anzukaufen beabſichtigt — z. B. für den 
Betrieb einer Waldbahn —, erwarte ich die Anträge der Königlichen Re— 
gierung auf Bewilligung der erforderlichen Geldbeträge. 

In allen Fällen wolle die Königliche Regierung dafür ſorgen, daß 
die Pferde, die im Intereſſe der Holzabfuhr angekauft werden ſollen, ſobald 
wie möglich und auch ſchon vor der Ueberweiſung der Mittel durch mich 
bei der zuſtändigen Landwirtſchaftskammer unter Bezugnahme auf dieſen 
Erlaß angemeldet werden. 


Da ein großer Teil der den Landwirtichaftskammern überwieſenen 
Pferde nach ihrer Beſchaffenheit für die Hoßabfuhr nicht in Frage kommen 
(3. B. Suchtpferde, Fohlen, kranke Pferde), auch die Intereſſen der Land— 
wirtſchaft, die einen außergewöhnlichen Mangel an Pferden hat, nicht 
hintangeſetzt werden dürfen, da ferner in nächſter Seit diejenigen Pferde⸗ 
beſitzer, die bei den jetzt vorgenommenen Swangsaushebungen Pferde ab— 
gegeben haben, in erſter Linie zu berückſichtigen find, jo wird mit einer 
ſehr erheblichen 5uweiſung von Pferden für die Holzabfuhr kaum gerechnet 
werden können. 

Um ſo mehr iſt es von Wichtigkeit, von jeder ſich bietenden Gelegenheit 
zur Verſtärkung des geringen, für die Hoßabfuhr verfügbaren Pferde— 
beſtandes gewiſſenhaften Gebrauch zu machen. 

Zu 2: Laſtkraftwagen, die für die Swecke der heeresverwaltung 
nicht mehr brauchbar ſind, werden nach Wiederherſtellung von der Feld— 
kraftwagen⸗Aktiengeſellſchaft hier, Unter den Linden 37, in den Handel 
gebracht. Ausgebildete Kraftwagenführer können unter Umſtänden von 
dem zurzeit im Kriegsminiſterium beſchäftigten Hauptmann d. C., Forſt⸗ 
meiſter Dr. Storp, nachgewieſen werden. 

Neue und gebrauchte Waldbahnen zum Betriebe mit Pferden oder 
mit Lokomotiven werden vielfach angeboten. Ich nehme an, daß namentlich 
auch der Verband deutſcher Tiefbauunternehmer in Berlin-Wilmersdorf, 
Berliner Straße 6/7, vorhandene Beſtände dieſer Art nachzuweiſen in 
der Lage und bereit ſein wird. Auch würden öffentliche Aufforderungen zur 
Einreichung von Angeboten Erfolg verſprechen. ö 

Die Königliche Regierung wolle in Erwägung nehmen, ob ſich An- 
ſchaffungen nach dieſer Richtung für den eigenen Betrieb, gegebenenfalls 
unter Verwendung ſchon vorhandener alter Gleiſe und Wagen oder Heran- 
ziehung von Abfuhr-Unternehmern empfiehlt, und event. mit entſprechenden 
Anträgen an mich herantreten. 

Zu 3: Die Lieferung von Lebensmitteln für Kriegsgefangenen-Kom⸗ 
mandos aus den Lagern iſt durch den Runderlaß des Herrn Kriegsminiſters 
vom 8. Oktober 1916 — Nr. 419%. 16. U. 6. — mitgeteilt durch meinen 
Runderlaß vom 14. Oktober 1916 neu geregelt worden und wird voraus- 
ſichtlich nunmehr nach Bedarf und ohne die früheren Erſchwerniſſe erfolgen. 

Die vorzugsweiſe Ueberlaſſung von Kriegsgefangenen, die berufs⸗ 
mäßige Waldarbeiter ſind, iſt von großer Wichtigkeit und wird unter Be— 
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rufung auf den kriegsminiſteriellen Erlaß von den Cagerkommandanten 
immer wi. der zu erbitten fein. 

Su 4: Anträge auf Geſtellung von garniſondienſtfähigen Holzhauern, 
insbeſondere auch von tüchtigen Dorarbeitern ſind von der Königlichen 
Regierung direkt an die Abteilung C 1 b des Kriegsminiſteriums unter 
genauer Angabe der Adreſſe der gewünſchten Perſonen zu richten. 

Ich empfehle wiederholt, von dieſer Möglichkeit, den Beſtand an 
gelernten Waldarbeitern zu ergänzen, ausgiebigen Gebrauch zu machen. 

Zu 5: Wegen der Derwendung von Strafgefangenen der Derwaltungen 
der Juſtiz und des Innern bei der Waldarbeit nehme ich wiederholt Bezug 
auf den Erlaß des herrn Juſtizminiſters an die Oberſtaatsanwälte vom 
3. Oktober 1916, mitgeteilt durch meinen Runderlaß vom 13. Oktober 1916. 

Ich vertraue, daß die Königliche Regierung der Frage der Beſchaffung 
von Holzhauern für die Schlagarbeiten und von Pferden, Kraftwagen und 
Waldbahnen für die Holzverbringung ihre volle Aufmerkſamkeit fortgeſetzt 
zuwenden wird. 

Die immer ſchwieriger gewordene rechtzeitige Bereitſtellung der für 
die Bedürfniſſe von Heer und Volk erforderlichen Holzmengen iſt, wie ich 
mit Nachdruck betone, von allerernſteſter Bedeutung. 

Hieraus erwächſt in erſter Linie der Staatsforſtverwaltung die un- 
bedingte Pflicht, ſich unter Anſpannung aller Kräfte für die Erreichung 
dieſes Zieles einzuſetzen. 


An ſämtliche Landwirtſchaftskammern. 

Abſchrift zur Kenntnis und Beachtung. : 

Ich erſuche die Candwirtſchaftskammer, ſich wegen Dereinbarung der 
Bedingungen für die Ueberlaſſung von Militärpferden an Sorjtverwal- 
tungen, Holzkäufer und Geſpannhalter zum Swecke der Holzabfuhr unverweilt 
mit den Regierungen dortiger Provinz ins Benehmen zu ſetzen. 

Die feſtgeſtellten Ueberlaſſungsbedingungen erſuche ich, mir ſeinerzeit 
mitzuteilen. 

Den Anträgen der Intereſſenten der Holzabfuhr auf Ueberlaſſung von 
Pferden iſt in Anbetracht der großen Bedeutung, die die rechtzeitige Heran⸗ 
ſchaffung des Holzes zu den Derwendungsitellen hat, nach Möglichkeit, d. h. 
ſoweit die Rückſichtnahme auf die gleich wichtigen Erforderniſſe der Land- 
wirtſchaft es geſtattet, zu entſprechen. 


An ſämtliche Herren Regierungspräſidenten. 

Abſchrift zur gefälligen Kenntnis mit dem Erſuchen, Ihren Einfluß 
auf Eigentümer der Privat-, Gemeinde⸗ und Anſtaltsforſten dortigen Be- 
zirkes dahin geltend zu machen, daß auch ſie den hier in Rede ſtehenden 
Aufgaben rechtzeitig ihre Aufmerkjamkeit zuwenden und nach Möglichkeit 
zu ihrer befriedigenden Löjung beitragen. 
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Geſetz betreffend Aenderungen des Gerichtskoſtengeſetzes, der Gebühren 
ordnung für Rechtsanwälte und der Gebührenordnung 
für Gerichts vollzicher. 
Geſetz (R. G. BI. S. 1263.) 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deutſcher Kaifer, König von 
Preußen ꝛc. verordnen im Namen des Reichs, nach erfolgter Zuſtimmung 
des Bundesrats und des Reichstags, was folgt: 
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Artikel I 
ne Gerichtskoſtengeſetz wird dahin geändert: 
Im 8 79 werden im Abſ. 1 Nr. 2 hinter den Worten „zu ent⸗ 
richtenden Fernſprechgebühren“ die Worte „einſchließlich der mit 
dieſen Gebühren auf Grund des Geſetzes vom 21. Juni 1916 
zu erhebenden Reichsabgabe“ eingeſtellt. 

2. Im 8 80 b werden 
a) im Abſ. 1 der Satz 2 durch folgende Vorſchrift erſetzt: 

Der einzelne pauſchſatz beträgt fünfzehn vom Hundert 
der zum Anſatz gelangenden Gebühr, jedoch mindeſtens zwanzig 
f Pfennig und höchſtens fünfundſiebzig Mark. 

b) im Abſ. 2 das Wort „fünfzig“ durch das Wort „achtzig“ 
und das Wort „einhundert“ durch das Wort „einhundert⸗ 
fünfzig“ erſetzt. 

Artikel II 
Die Gebührenordnung für Rechtsanwälte wird dahin geändert: 
Im 8 76 werden 

a) im Abſ. ! hinter dem Worte „Sendungen“ die Worte „und der 
mit den Poſtgebühren auf Grund des Geſetzes vom 21. Juni 
1916*) zu erhebenden Reichsabgabe” eingeſtellt; 

») im Abſ. 2 die Worte „zwanzig vom Hundert“ durch die Worte 
„dreißig vom Hundert“, das Wort „dreißig“ durch das Wort 
„fünfundvierzig“, das Wort „fünfzig“ durch das Wort „achtzig“ 
und das Wort „zwei“ durch das Wort „drei“ erſetzt; 

e) im Abſ. 3 das Wort „vier“ durch das Wort „ſechs“, das Wort 
„fünfzig“ durch das Wort „fünfundſiebzig“, das Wort „hſechs“ 
durch das Wort „neun“ und das Wort „ſechzig“ durch das Wort 
„neuzig“ erſetzt; 

«) im Abſ. 5 das Wort „vier“ durch das Wort „ſechs“ erſetzt. 


Artikel III 
Die Gebührenordnung für Gerichtsvollzieher wird dahin geändert: 

Im 8 13 erhält die Nr. 2 folgende Faſſung: 

2. die Poſt⸗ und Telegraphengebühren einſchließlich der mit dieſen 
Gebühren auf Grund des Geſetzes vom 21. Juni 1916 zu er⸗ 
hebenden Reichsabgabe; der einzuziehende Betrag iſt nötigenfalls 
auf volle Pfennig aufwärts abzurunden. 


Artikel IV 
Soweit in Keichsgeſetzen oder in Landesgejegen auf Dorſchriften der 
in den Artikeln I bis III bezeichneten Geſetze verwieſen iſt, welche durch 
dieſes Geſetz geändert werden, treten die entſprechenden Oorſchriften 
dieſes Geſetzes an ihre Stelle. i 
Artikel V 


Die Dorſchriften dieſes Geſetzes finden auf die vor feinem Inkraft: 
treten anhängig gewordenen Kechtsſachen Anwendung. Dies gilt dicht, 
ſoweit die Inſtanz vor dem Tage des Inkrafttretens heendigt war. 

Artikel VI 

Dieſes Geſetz tritt am 16. November 1916 in Kraft. 

Urkundlich unter Unſerer Höchiteigenhändigen Unterſchrift und bei⸗ 
gedrucktem Kaiſerlichen Inſiegel. 

Gegeben Großes Hauptquartier den 8. November 1916. 

8 (Siegel) Wilhelm. 

*) Derwaltungsvorſchriften Jahrgang 1916 I S. 460. 
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1916. 9. November. 


Sammeln von Bucheckern. 
M. L. D. F. (M. Bl. C. D. F. S. 317.) 


An ſämtliche herren Regierungspräſidenten mit Ausnahme von Königsberg, 
Gumbinnen, Allenſtein. N 
Abſchrift. 


Der Präſident des Kriegsernährungsamts. 
Berlin W. 8, den 30. Oktober 1916. 
Mohrenſtraße 11 „12. 

Don verſchiedenen Seiten, ſo namentlich auch bei den derzeitigen Be— 
ratungen im Reichstag, iſt darauf hingewieſen worden, daß die Sammlung 
der Bucheln nicht überall den gewünſchten Erfolg habe. Sum Teil wird 
dies darauf zurückgeführt, daß die den Sammlern verbleibenden Mengen 
zu gering ſeien, um zu der mühevollen Arbeit des Sammelns in dem ge— 
wünſchten Umfang anzuregen. Um berechtigten Wünſchen der Bevölkerung 
in dieſer hinſicht entgegenzukommen, würde ich auf Grund des 8 15 der 
Verordnung über Bucheckern vom 14. September 1916 genehmigen, daß 
der nach 81 Abſ. 2 Nr. 5 den Sammlern zuſtehende Anteil von auf 
1/5, jedoch unter Einhaltung der höchſtmenge von 25 kg, erhöht wird, wenn 
nach dem ſachverſtändigen Gutachten der zuſtändigen örtlichen Forſtbehörde 
die Maſt nicht ſo groß iſt, daß ſchnell und mühelos geſammelt werden kann, 
oder wenn ſonſt die Ausnahme zur Förderung der Sammeltätigkeit dringend 
notwendig erſcheint. Ich ſtelle ergebenſt anheim, das Weitere veranlaſſen 
zu wollen. Die Ausnahmen können im Einzelfalle von den Landeszentral— 
behörden oder den von dieſen zu beſtimmenden Behörden erteilt werden. 

An ſämtliche Bundesregierungen (für Preußen: Miniſterium für Landwirt: 
ſchaft, Domänen und Forſten) und den Herrn Statthalter in Elſaß— 
Lothringen. 


Abſchrift zur Kenntnis und mit dem Erſuchen, auf Grund des $ 15 
der Derordnung über Bucheckern vom 14. September 1916 und des vor— 
ſtehend mitgeteilten Erlaſſes die Erhöhung des nach 81 Abſ. 2 Nr. 3 
den Sammlern der Bucheckern zuſtehenden Anteiles von !ı auf 2, jedoch 
unter Einhaltung der höchſtmenge von 25 kg, für den n Bezirk 
oder für Teile des Bezirks anzuordnen, wenn nach dem ſachverſtändigen 
Gutachten der zuſtändigen örtlichen Forſtbehörden die Maſt nicht ſo groß 
iſt, daß ſchnell und mühelos geſammelt werden kann, oder wenn ſonſt die 
Ausnahme zur Förderung der Sammeltätigkeit dringend notwendig erſcheint. 

Ich erſuche, vorſtehenden Erlaß in dem Amtsblatt und in den Ureis— 
blättern ſofort veröffentlichen zu laſſen. 


An ſämtliche Königlichen Regierungen mit Ausnahme von Königsberg, 
Gumbinnen, Allenſtein. Abſchrift zur Beachtung. 


1916. 9. November. 


Geſetz 
über die Feitiegune von Kurſen der zum Börſenhandel 
zugelaſſenen Wertpapiere. 
Geſ. (R. G. Bl. S. 1269.) 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deutſcher Kaifer, König von 
Preußen uſw. 


1916. 10. November. 1023 


verordnen im Namen des Reichs, nach erfolgter Suſtimmung des Bundesrats 
und des Reichstags, was folgt: 
8 1 i 
Der Bundesrat kann für die Deranlagung der Beſitzſteuer und der 
Kriegsiteuer die Kurſe der zum Börſenhandel zugelaſſenen Wertpapiere 
auf den 31. Dezember 1916 feſtſetzen. Dieſe Kurfe treten an die Stelle 
der Börſenkurſe (8 34 des Heſitzſteuergeſetzes). 
2 


Der Keichskanzler iſt ermächtigt, die Kurje vorläufig nach Anhörung 
der Börſenvorſtände feſtzuſetzen und die vorläufig feſtgeſetzten Kurſe bekannt 
zu machen. Weicht die endgültige Feſtſetzung durch den Bundesrat von 
der vorläufigen Feſtſetzung ab, ſo iſt die Abweichung bis ſpäteſtens zum 
15. Januar 1917 bekannt zu machen. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beige- 
drucktem Kaiferlihen Inſiegel. 

Gegeben Großes Hauptquartier, den 9. November 1916. 

Wilhelm. 
von Bethmann Hollweg. 


1916. 10. November 


e ee ed für Forſtlehrlinge. 
D. F. (M. Bl. C. D. F. S. 318.) 
An ſämtliche 1 Regierungen mit Ausſchluß von Aurich, Münſter 
und Sigmaringen. 

Den Abſchluß der fiskaliſchen Forſtlehre bildete in Friedenszeiten der 
Eintritt bei einem Jäger-Bataillon nach beſtandener Jägerprüfung. Die 
Lehrlinge wurden früheſtens im Oktober desjenigen Jahres beim Bataillon 
eingeſtellt, in dem fie bis zu dieſem Monat einſchließlich das 18. Lebens- 
jahr vollendet hatten. Für die Kriegszeit iſt nun inſofern eine Aus» 
nahme zugelaſſen, als auch die ſogar vor Beginn der Lehre zuläſſige Ein— 
ſtellung bei anderen Truppenteilen der Einſtellung beim Jäger-Bataillon 
gleich erachtet wird und der Militärdienſt, ſoweit er vor Ablegung der 
einſtweilen bis nach Friedensſchluß hinausgeſchobenen Jägerprüfung ſtatt— 
findet, der nach der militäriſchen Entlaſſung oder Beurlaubung beginnen— 
den Lehrzeit vorangeht oder ſie unterbricht. 

Bei der langen Dauer des Krieges wird es nunmehr notwendig, die 
Beſchäftigungsgelder für diejenigen Forſtlehrlinge feſtzuſetzen, die ihrer Aus» 
bildung nach die Jägerprüfung ſchon hätten beſtehen können und nur durch 
den Krieg an der Ablegung der Prüfung verhindert worden ſind. Bezüglich 
der zu den kriegsbeſchädigten Jägern zu rechnenden Lehrlinge iſt dies bereits 
durch 5d der allgemeinen Derfügung vom 1. Mai / 2. Oktober 1916. 
Für die übrigen Lehrlinge werden die Beſchäftigungsgelder hiermit eben— 
falls auf 2,50 Mk. täglich feſtgeſetzt. 

Die Ausbildungszeit, zu der jede Beſchäftigung im forſtfiskaliſchen 
Betriebe gehört, gilt im Sinne dieſer Beſtimmung als beendet, wenn ſie, 
abgeſehen von der weiter unten folgenden Ausnahme, zwei volle Jahre 
gedauert hat, hierbei iſt der Heeresdienſt nicht mitzurechnen, wohl aber 
die Seit etwaiger militäriſcher Beurlaubungen, während deren der Lehrling in 
der Staatsforſtverwaltung beſchäftigt war. Hatte er im Oktober des An— 
nahmejahres das 16. Lebensjahr noch nicht vollendet, jo müſſen ent- 
ſprechend den Dorichriften für die Friedenszeit drei volle Jahre zur Aus= 
bildung gerechnet werden. 


) Derwaltungsvorſchriften Jahrgang 1916 I S. 308. 


1024 1916. 10. November. 


Die Beſtimmung des letzten Abſatzes der allgemeinen Verfügung vom 
30. Juni 1915, wonach den Forſtlehrlingen bei ihrer Heranziehung zur 
Vertretung eines Forſtſchutzbeamten ein Tagegeld von 1,50 bis 2,50 Mk. 
gewährt werden kann, wenn ihnen durch Verlegung des Wohnſitzes be⸗ 
fondere Unkoſten erwachſen, bleibt für diejenigen Forſtlehrlinge, die ihre 
Ausbildungszeit noch nicht vollendet haben, beſtehen. Dieſe Tagegelder 
können künftig auch den Lehrlingen, deren Ausbildungszeit noch obigem 
drei volle Jahre umfaſſen muß, im dritten Jahre auch dann bewilligt werden, 
wenn ſie, ohne den Wohnſitz zu wechſeln, einen Forſtſchutzbeamten vertreten. 


1916. 10. November 


Verbot der Ausübung der Jagd und Fiſcherei durch Ausländer. 
M. C. D. F. (M. Bl. C. D. F. S. 309.) 


An ſämtliche Herren Regierungspräſidenten. 


Das Königliche Kriegsminiſterium hält es im Einvernehmen mit dem 
jtellvertretenden Generalſtabe der Armee im Intereſſe der Spionageabwehr 
für dringend geboten, die Ausübung der Jagd und Fiſcherei durch Aus- 
länder, ſoweit ſie nicht einem verbündeten Staate angehören, in Deutſchland 
für die Dauer des Krieges grundſätzlich zu unterſagen. Es hat daher die 
Herren ſtellvertretenden kommandierenden Generale erſucht, auf Grund des 
Geſetzes über den Belagerungszuſtand entſprechende Anordnungen zu treffen 
und dabei bemerkt, daß, wenn auch aus dieſem im Intereſſe der Sicherheit 
des Reiches zu erlaſſenden Verbot Entſchädigungsforderungen nicht hergeleitet 
werden können, es ſich doch empfehle, in dem Verbot zum Ausdruck zu 
bringen, daß es Ausländern freigeſtellt ſei, ihre Jagd- und Fiſcherei⸗ 
berechtigungen durch geeignete Deutſche unter Beobachtung der dafür vor- 
geſchriebenen Form ausüben zu laſſen. Jagd- und Fiſchereipachtungen, 
die unmittelbar an der Grenze gelegen, in geringem Umfange die Grenz⸗ 
linie überſchreiten, dürfen einem neutralen Ausländer mit Genehmigung 
des ſtellvertretenden Generalkommandos des betreffenden Grenzkorps über⸗ 
laſſen werden, ſofern die betreffenden Ausländer völlig einwandfrei und 
die Pachtverträge bereits in Kraft ſind. 


Nach 8 97 des vorausſichtlich am 1. April 19170 in Kraft tretenden 
Fiſchereigeſetzes vom 11. Mai 1916 bedürfen Ausländer künftighin eines 
durch den Regierungspräſidenten auszuſtellenden Fiſchereiſcheines. Um von 
vornherein allen Weiterungen zu begegnen, erſuche ich, dieſe Scheine dem⸗ 
nächſt Ausländern, ſoweit ſie nicht einem verbündeten Staate angehören, 
für die Dauer des Krieges grundſätzlich zu verſager. 

Hinſichtlich der Jagdͤſcheine beſtimmt § 29 Abſ. 2 der Jagdordnung 
vom 15. Juli 1907 (für hannover 8 1 Abſ. 2 des Jagdoſcheingeſetzes 
vom 31. Juli 1895), daß Perſonen, welche weder Angehörige eines deut⸗ 
ſchen Bundesſtaates ſind, noch in Preußen einen Wohnſitz haben, gegen 
die Bürgſchaft einer Perſon, welche in Preußen einen Wohnſitz hat, ein 
Jagdſchein (Ausländerjagdſchein) erteilt werden kann. Es iſt mithin auch 
hier den zur Erteilung der Jagdͤſcheine zuſtändigen Jagdpolizeibehörden 
freigeſtellt, die Erteilung nach eigenem Ermeſſen zu verſagen. Unter den 
obwaltenden Umſtänden erſuche ich daher, in gleicher Weiſe die Jagdpolizei⸗ 
behörden anzuweiſen, künftighin an Ausländer, die nicht den verbündeten 
Staaten angehören, Jagdͤſcheine grundſätzlich nicht zu erteilen und Aus⸗ 


x) Verwaltungsvorſchriften Jahrgang 1916 I S. 354. 
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nahmen nur in den vom Königlichen Kriegsminiſterium bezeichneten Fällen 
nach Benehmen mit den betreffenden ſtellvertretenden Generalkommandos 
zuzulaſſen. 5 
f 1916. 10. November. 


Bekanntmachung 
über Ausdehnung der Verordnung. betreffend die Einfuhr von Futter⸗ 
mitteln, Hilfs ſtoffen und Kunſtdünger, vom 28. Januar 1916 (Neichs⸗ 
Geſetzbl. S. 67) und der dazu erlaſſenen Aus führungsbeſtimmungen 
vom 31. Januar 1916 (Keichs⸗Geſetzbl. S. 71). 


R. K. (Reichs⸗ und Staatsanz. Nr. 271.) 


N Auf Grund des § 4 der Derordnung, betreffend die Einfuhr von 
Futtermitteln, Hilfsſtoffen und Kunſtdünger, vom 28. Januar 1916 (Keichs⸗ 
Geſetzbl. S. 67) beſtimme ich: 

Die Beſtimmungen der Derorönung, betreffend die Einfuhr von Fut⸗ 
termitteln, Hilfsſtoffen und Kunſtdünger, vom 28. Januar 1916 (KReichs⸗ 
Geſetzbl. S. 67) und die dazu erlaſſenen Ausführungsbeſtimmungen dom 
31. Januar 1916 (Keichs⸗Geſetzbl. S. 71) werden ausgedehnt auf: 

naſſe und getrocknete Obſttreſter. 

Die Bekannimachung tritt mit dem Tage der Verkündung, die Aus» 
dehnung der Strafbeſtimmungen mit dem 15. November 1916 in Kraft. 


1916. 12. November. 


Ausdehnung des unter dem 24 Aptil 1916 erlaffenen Geſetzes, 
betreffend die Ergaͤnzung des Knaäppſchafts⸗Kriegsgeſetzes, auf 
Angehörige der öſterreichiſch⸗ungariſchen Monarchie. 


M. h. G. (G. S. S. 143.) 


Auf Grund des 8 6 des Geſetzes vom 24. April 19165), betreffend die 
Ergänzung des Knappſchafts⸗Kriegsgeſetzes vom 26. März 1915 *), und 
auf Grund des § 10 Abſ. 2 des Knappſchafts⸗Kriegsgeſetzes vom 26. März 
1915 beſtimme ich hierdurch: 

Die Dorſchriften des Geſetzes vom 24. April 1916), betreffend die 
Ergänzung des Anappſchafts⸗Kriegsgeſetzes vom 26. März 1915 **), gelten 
auch für die Angehörigen der öſterreichiſch-ungariſchen Monarchie und für 
die dieſer Monarchie unmittelbar oder mittelbar geleiſteten Kriegs-, Sanitäts⸗ 
oder ähnlichen Dienſte und zwar mit der Maßgabe, daß die Dorſchriften 
des § 11 des genannten Knappſchafts⸗Kriegsgeſetzes über die rückwirkende 
KKraft auch für dieſe Bekanntmachung gelten. 


1916. 13. November. 
Bekanntmachung 
über die Einfuhr von friſchen Fiſchen. 
R. K. (R. G. Bl. S. 1265.) 
Auf Grund des § 1 Abſ. 1 der Derordnung des Bundesrats über 


Kriegsmaßnahmen zur Sicherung der Dolksernährung vom 22. Mai 1916 
(Reichs⸗Geſetzbl. S. 4010 wird beſtimmt: 


) Verwaltungvorſchriften Jahrgang 1916 I S. 300. 
***) Perwaltungsvorſchriften Jahrgang 1915 I S. 235. 
x) berwaltungsvorſchriften Jahrgang 1916 I S. 379. 
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8 1 | 

Wer aus dem Ausland frijche Fiſche (lebende und nichtlebende, auch 
gefrorene und für den Transport mit Salz beſtreute) einführt, iſt ver⸗ 
pflichtet, vor dem Eingang in das Inland dem an der HFrenzſtation 
oder dem Eingangshafen befindlichen Bevollmächtigten der Zentral-Ein⸗ 
kaufsgeſellſchaft m. b. Hh. in Berlin unter Angabe der Sorten, Menge, 
der Derpackungsart und des bezahlten Einkaufspreiſes Anzeige von dem 
bevorſtehenden Eingang zu machen. Falls kein Bevollmächtigter an der 
Grenzſtation oder dem Eingangshafen beſtellt iſt, iſt die Anzeige tele⸗ 
graphiſch an die Sentral-Einkaufsgeſellſchaft m. b. H. in Berlin zu richten. 

Als Einführender im Sinne des Abſ. 1 gilt, wer nach Eingang 
der Ware im Inland zur Derfügung über fie für eigene oder fremde 
Rechnung berechtigt iſt. Befindet ſich der Derfügungsberechtigte nicht im 
Inland, ſo tritt an ſeine Stelle der Empfänger. 


2 
Die Dorjteher der Grenzſtationen und der Hafen- und Kaiverwal- 
tungen der Eingangshäfen, an denen ein Bevollmächtigter der Sentral— 
Einkaufsgeſellſchaft beſtellt iſt, haben dem Bevollmächtigten durch Dor- 
lage der Begleitpapiere unverzüglich Auskunft über die aus dem Aus: 
land eintreffenden Sendungen von friſchen Fiſchen zu erteilen. 


8 5 | 
Waren der im § 1 genannten Art, die nach dem Inkrafttreten 
dieſer Vorſchriften aus dem Ausland eingeführt werden, dürfen nur durch 
die Sentral⸗Einkaufsgeſellſchaft oder mit deren Genehmigung in den Der: 
kehr gebracht werden. Auf Derlangen ſind ſolche Paren an eine von 
der Sentral-Einkaufsgeſellſchaft beſtimmte Stelle zu liefern. 


84 

Wer Waren der im § 1 genannten Art in das Reichsgebiet ein⸗ 
führt, hat ſie bis zur Abnahme mit der Sorgfalt eines ordentlichen 
Kaufmanns zu behandeln, in handelsüblicher Weiſe zu verſichern und 
auf Abruf zu verladen. 5 

5 

Die Sentral⸗Einkaufsgeſellſchaft oder ihr Bevollmächtigter hat unver: 
züglich nach Empfang der Anzeige zu erklären, ob und wie über die 
Ware verfügt werden ſoll. Die Sentral-Einkaufsgeſellſchaft oder ihr Be: 
vollmächtigter kann über Waren der im § 1 genannten Art, die vom 
Ausland eingeführt werden, auch dann verfügen, wenn eine Anzeige von 
der Einfuhr nicht vorher erfolgt iſt. Sur Verfügung genügt eine Er: 
klärung gegenüber dem Frachtführer oder der Hafen- und Kaiverwaltung 
mit der Angabe, wohin die Ware geſandt werden ſoll. 

Falls die Sentral-Einkaufsgeſellſchaft oder ihr Bevollmächtigter die 
Lieferung an die Sentral-Einkaufsgeſellſchaft verlangt, geht das Eigentum 
an den Waren auf die Sentral-Einkaufsgeſellſchaft mit dem Seitpunkt 
über, in dem die Erklärung dem Derpflichteten oder dem Gewahrſams⸗ 
inhaber zugeht. Dies gilt auch dann, wenn die Sentral-Einkaufsgeſellſchaft 
verlangt, daß für ihre Rechnung an Dritte geliefert wird. 


86 
Die Sentral-Einkaufsgeſellſchaft ſetzt im Selle des 85 Abſ. 2 den 
Uebernahmepreis nah Entladung an dem von ihr oder ihrem Bevoll- 
mächtigten feſtgeſetzten Beſtimmungsorte der Waren feſt. 
Die Sahlung erfolgt in der Regel ſofort nach der Entladung am 
Beſtimmungsorte, ſpäteſtens acht Tage danach. 


1916. 14. November. 1027 


Die Feſtſetzung des Uebernahmepreiſes durch die Sentral-Einkaufs- 
geſellſchaft iſt endgültig. 
87 

Streitigkeiten, die ſich zwiſchen den Beteiligten aus der Anwendung 
der vorſtehenden Dorſchriften ergeben, werden endgültig von der höheren 
Derwaltungsbehörde des von der Sentral-Einkaufsgeſellſchaft oder ihrem 
Bevollmächtigten feſtgeſetzten Beſtimmungsorts der Waren entſchieden. Die 
Vorſchrift des 8 6 Abſ. 3 bleibt unberührt. 


88 
Die Landeszentralbehörden können beſtimmen, daß die Einfuhr nur 
über einzelne, von ihnen zu bezeichnende Grenzſtationen oder Grenzhäfen 
erfolgen darf. 
Die Landeszentralbehörden können die Einfuhr noch weiter beſchrän⸗ 
ken oder verbieten. 
89 . 
Die Durchfuhr der im § 1 genannten Waren über die Grenzen 
des Deutſchen Reichs iſt verboten. 
8 10 
Ausgenommen von dieſen Beſtimmungen find geringfügige Mengen, 
die im Grenzverkehre für den Verbrauch im Grenzgebiet eingeführt wer⸗ 
den, ſofern die Einfuhr nicht zu Handelszwecken erfolgt. Die Landes- 
zentralbehörden können über dieſe Einfuhr nähere Beſtimmungen treffen, 
ſie insbeſondere noch weiter beſchränken oder verbieten. 
weitere Ausnahmen von den Dorſchriften dieſer Verordnung kann 
der Reichskanzler beſtimmen. 


11. | 
Die Landeszentralbehörden beſtimmen, wer als höhere Derwaltungs- 
behörde im Sinne dieſer Verordnung anzuſehen iſt. 


8 12 
Mit Gefängnis bis zu einem Jahre und mit Geldſtrafe bis zu 
zehntauſend Mark oder mit einer dieſer Strafen wird beſtraft: 
1. wer die im §1 vorgeſchriebene Anzeige nicht rechtzeitig erſtattet 
oder wiſſentlich unrichtige oder unvollſtändige Angaben macht; 
2. wer entgegen der Dorſchrift im § 3 Satz 1 Fiſche in den Der- 
kehr bringt. 
Neben der Strafe können die Gegenſtände, auf die ſich die ſtrafbare 
Handlung bezieht, eingezogen werden, ohne me ob ſie dem Tä⸗ 
ter gehören oder nicht. 


8 15 
Die Beſtimmungen treten mit dem 20. November 1916 in Kraft. 
1916. 14. November. 


Bekanntmachung über Kunſthonig. 
R. K. (R. G. Bl. S. 1271.) 


Auf Grund der Derordnung über Kriegsmaßnahmen zur Sicherung der 
Dolksernährung vom 22. Mai 19160 (Keichs⸗Geſetzbl. S. 401) wird ver— 
ordnet: 


*) Derwellingspaneripen Jahrgang 1916 I Seite 379. 


1028 1916. 14. November. 


8 1 
Kunſthonig darf nur in feſter Form hergeſtellt werden; er darf 
nur in feſter Form und nur unter der Bezeichnung als Kunſthonig un⸗ 
ter fusſchluß von Bezeichnungen, die den Eindruck echter Honigware er⸗ 
wecken können, in den Verkehr gebracht werden. 
Kunfthonig darf zur gewerbsmäßigen Herſtellung von anderen Nah⸗ 
rungsmitteln nicht verwendet werden. 


u 


82 

Der Preis für Kunjthonig in Würfeln oder Platten zu ½ Kilo⸗ 
gramm Keingewicht, in Pappſchachteln (Kartons) verpackt, darf beim Der⸗ 
kaufe durch den herſteller an den Großhändler, vorbehaltlich der Dor- 
ſchrift im Abſ. 4, einſchließlich Verpackung 40 Mark für je 50 Kilo⸗ 
gramm Keingewicht nicht überſteigen. Bei anderen Verpackungen dür⸗ 
fen folgende Preiſe einſchließlich Derpackung für je 50 Kilogramm Rein⸗ 
gewicht nicht überſchritten werden bei Lieferung: 


in ½ Kilogramm⸗Doſen aus Hartpapier 45,00 Mark 
„ ſonſtigen ½ Hilogramm⸗Gefäßen 50,00 „ 
„ 1 Kilogramm⸗-Gefäßen 47,50 „ 
„ X 2½ „ 45,00 m 
„ 4 a (5 Kilogramm = Brutto- 
Gefäße für Poſtverſand) 44,45 „ 
77 5 77 41,00 0 
17 39,50 „ 


Andere Packungen ſind nicht zuläſſig. 

Die Preiſe ſchließen die Hoſten der handelsüblichen Verpackung und 
der Derjendung bis zur Station (Bahn oder Schiff) des Abnehmers ein. 

Soweit der Herſteller unmittelbar an den Kleinhändler oder Der: 
braucher liefert, darf er einen Suſchlag zu den vorſtehenden Preiſen bis 
zum Betrage von 4 Mark auf je 50 Kilogramm nehmen. 


8 3 
Beim Verkaufe von Kunſthonig vom Händler zum Händler darf, 
vorbehaltlich der Vorſchrift im § 4, ein Suſchlag von insgeſamt 4 Mark 
für je 50 Kilogramm nicht überſchritten werden. Die Preiſe gelten frei 
Lager oder Laden des Empfängers. 


4 
Bei der Abgabe von Kunithonig im Kleinverkaufe darf zu den nach 
§ 3 ſich ergebenden Preiſen, abgeſehen vom Falle des Derkaufs durch 
den Herſteller (8 2 Abi. A), höchſtens ein Betrag von 11 Mark für 
je 50 Kilogramm Keingewicht zugeſchlagen werden. Dabei dürfen für 
die nachſtehend aufgeführten Packungen die folgenden Preile nicht über⸗ 
ſchritten werden: 
für ½ Kilogr. Reingewicht, einſchließlich Verpackung 
in Würfeln oder Platten, verpackt 


in Pappſchachteln (Kartons) 0,55 Mark 

„ ½ „ „ Doſen aus hartpapier einſchließ⸗ 

lich Verpackung 0,60 „ 
„ ½; „ „ ſonſtigen Gefäßen einſchließlich Der- 

packung 0,55 „ 
* „ „ Gefäßen einſchließlich Verpackung 1,25 „ 
„ 2½ „ „ Gefäßen einſchließlich Derpakung 3,00 „ 
„ 4 „ „Gefäßen (5 RKilogramm-Brutto⸗ 


ö Gefäße für poſtverſand) 4,75 
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Bei loſem Verkaufe (Ausjtih aus den größeren Gefäßen) darf im 
Kleinverkaufe der Preis von 0,55 Mark für je ½ Kilogramm nicht 
überſchritten werden. 

Als Kleinverkauf gilt die Abgabe an den Verbraucher in Mengen 
unter 5 Kilogramm. 


8 5 

Das Eigentum an Kunſthonig kann durch Anordnung der zuſtändigen 
Behörde einer von dieſer bezeichneten Perſon übertragen werden. Die 
Anordnung iſt an den HBeſitzer zu richten. Das Eigentum geht über, 
ſobald die Anordnung dem Beſitzer zugeht. | 

Der Uebernahmepreis wird unter Berückſichtigung des Hödjitpreifes 
ſowie der Güte und Verwertbarkeit der Vorräte von der zuſtändigen Be⸗ 
hörde feſtgeſetzt. Die höhere Derwaltungsbehörde entſcheidet endgültig über 
Streitigkeiten, die ſich aus der Anordnung ergeben. 

Die Landeszentralbehörden beſtimmen, wer als zuſtändige Behörde 
und als höhere Derwaltungsbehörde anzuſehen iſt. 


86 
Die Keichszuckerſtelle kann von den Dorjchriften dieſer Verordnung 
1 1 des Präſidenten des Kriegsernährungsamts Ausnahmen 
zulaſſen. ö 


8 7 
Auf die Einfuhr und Durchfuhr von Kunſthonig, Suckerſirup, flüſ⸗ 
ſiger Raffinade und ähnlichen zuckerhaltigen Aufitrichmitteln finden die 
Vorſchriften in den 88 27 bis 33 der Ausführungsbeitimmungen zu der 
Verordnung über den Derkehr mit Sucker im Betriebsjahr 1916/17 vom 
27. September 1916 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 1085) entſprechende Anwendung. 


88 
Mit Gefängnis bis zu einem Jahre und mit Geldſtrafe bis zu 
zehntauſend Mark oder mit einer dieſer Strafen wird beſtraft: 

1. wer den Dorſchriften im § 1 zuwiderhandelt, 

2. wer die in den §§ 2 bis 4 feſtgeſetzten Höchſtpreiſe überſchreitet; 

3. wer einen anderen zum Abſchluß eines Vertrags auffordert, durch 
den die Höchſtpreiſe (88 2 bis 4) überſchritten werden, oder ſich 
zu einem ſolchen Vertrag erbietet; 

4. wer den Dorſchriften über die Einfuhr und Durchfuhr (§ 7 in 
Verbindung mit den 88 27, 28 und 33 der Ausführungsbe- 
ſtimmungen vom 27. September 1916) zuwiderhandelt. 

Neben der Strafe können die Gegenſtände, auf die ſich die ſtrafbare 

Handlung bezieht, ohne Unterſchied, ob ſie dem Täter gehören oder nicht, 
eingezogen werden. 


89 
Diefe Verordnung tritt mit dem Tage der Derkündung in Kraft. 


1916. 14. November. 
Bekanntmachung der Kriegsgeſellſchaft für Dörrgemüſe. 
Abſatzverbot für Dörrgemüſe. 
(Reichs⸗ und Staatsanz. Nr. 269.) 


Mit Genehmigung des Bevollmächtigten des Herrn Reichskanzlers wird 
das Abſatzverbot für Dörrgemüſe durch Herſteller und Händler bis 15. De⸗ 
zember 1916 einſchließlich verlängert. Die Lieferungen an die Heeres⸗ 
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und Marineverwaltung für die mobilen Truppen ſind von dem Abſatzver⸗ 
bot ausgenommen. 


1916. 14. November. 


Bekanntmachung 
über Befreiungen vom Warenumſatzſtempel. 


R. K. (R. G. Bl. S. 1274.) 


Der Bundesrat hat auf Grund des 8 3 des Geſetzes über die Er— 
mächtigung des Bundesrats zu wirtſchoftlichen Maßnahmen uſw. vom 4. 
Auguſt 1914 (Keichs⸗Geſetzbl. S. 327) folgende Verordnung erlaſſen: 

81 

Der Warenumſatzſtempel wird nicht erhoben bei ſolchen Warenliefe- 
rungen, die während der Dauer der Kriegswirtſchaft von Bundesſtaaten, 
Gemeinden oder Gemeindeverbänden zur Derjorgung der Bevölkerung mit 
Lebensmitteln bewirkt werden, ſofern die Waren von den Bundesſtaaten, 
Gemeinden oder Gemeindeverbänden nicht im eigenen Betriebe erzeugt wor— 
den ſind. 

Mit Suſtimmung des Keichskanzlers können von den oberiten Landes 
finanzbehörden den Gemeindeverbänden ſolche Lebensmittelverſorgungsge— 
ſellſchaften (Bezirkszentralen) gleichgeſtellt werden, die unter Beteiligung 
von Gemeinden oder Gemeindeverbänden zur Derforgung ihrer Bevölkerung 
mit Lebensmitteln errichtet ſind. 


82 
Die Abgabe nach § 83a des Keichsſtempelgeſetzes wird nicht erhoben 
bei der Bezahlung von Goldſachen und Koltbarkeiten durch die zwecks 
Verſtärkung des Golöſchatzes der Reichsbank eingerichteten Goldankaufs⸗ 
ſtellen; die Ausſtellung eines ſchriftlichen Empfangsbekenntniſſes über die 
geleiſtete Sahlung iſt nicht erforderlich. 


1916. 14. November. 


Aus führuugsanweiſung zur Verordnung über Höchſtpreiſe für Rüben 
vom 26. Oktober 1916 


m. 3. m. 8. G. (m. pl. m. s. 306.) 


Zu 8 1: Für kleine Speiſemöhren, die zu Speiſezwecken beſtimmt ſind 
(Karotten), darf bei Derkauf durch den Erzeuger der Preis von 8 Mark 
für den Sentner nicht überſchritten werden. Der Preis ſchließt die Kojten 
der Beförderung bis zur Derladeitelle des Ortes, von dem die Ware mit 
der Bahn oder zu waſſer verſandt wird, und die Koſten der Verladung ein. 
g Su 8 3: Als Kleinhandel im Sinne der Verordnung gilt der Verkauf 
an den Verbraucher, ſoweit er nicht e von mehr als zehn Zentnern 
zum Gegenſtande hat. 

Die Höchſtpreiſe für den verkauf von Rüben durch den Großhandel 8 
werden für den Sentner feſtgeſetzt: 

1. bei Waſſerrüben, Stoppelrüben, Herbſtrüben unter 


Ausſchluß der Teltower Rübchen auf 1,75 Mark, 
2. bei Runkelrüben und Suckerrunkeln unter Aus⸗ 
ſchluß der roten Rüben (rote Bete) auf 2,05 Mark, 


5. bei Kohlrüben (Wrucken, eee Steckrüben) 
auf 2,75 Mark, 
4. = Möhren aller Art auf 4,50 Mark. 
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Die Preiſe ſchließen die Koſten der Beförderung bis zur Derladeitelle 
des Ortes, von dem die Ware mit der Bahn oder zu Waſſer verſandt 
wird, und die Koſten der Derladung ein. 

Die Feſtſetzung der höchſtpreiſe für den Verkauf von Rüben durch 
den Kleinhandel wird in Städten mit mehr als 10000 Einwohnern den 
Gemeindevorſtänden, im übrigen den Landräten (Oberamtmännern) über: 
tragen. ö 
Derträge, die vor Feſtſetzung der höchſtpreiſe für den Derkauf von 
Rüben durch den Groß- bezw. den Kleinhandel zu höheren Preiſen ab— 
geſchloſſen und noch nicht erfüllt ſind, ſind ungültig. 

Zu 8 4: Die Kommunalverbände haben die Ausfuhr von Rüben 
der im 81 der Derordnung genannten Art einer Genehmigungspflicht 
zu unterwerfen und genau zu überwachen. Eine übermäßige Eindeckung 
einzelner Stellen mit Rüben und eine Ueberſchreitung der Höchſtpreiſe 
muß von den Kommunalverbänden durch die Beſchränkung und Ueber— 
wachung der Ausfuhr verhindert werden. Jedoch iſt die Lieferung der 
Rüben an die vom Keichskanzler beſtimmten Stellen nicht erlaubnispflich— 
tig (§S 5 Abſ. 1 und 2) und die Lieferung an Suſchußgebiete zur Deckung 
des gewöhnlichen laufenden Bedarfs unbedingt zuzulaſſen. Die Regie- 
rungspräſidenten, für Berlin der Oberpräſident, haben dafür zu ſorgen, 
daß die Kommunalverbände die Ausfuhrbeſchränkungen gleichmäßig und 
in einer den Bedürfniſſen der Bedarfsgebiete genügend Rechnung tragenden 
Meile handhaben. 

Su 88: Höhere Derwaltungsbehörde iſt der Regierungsprälident, 
für Berlin der Oberpräſident; zuſtändige Behörde iſt in Landkreifen der 
Landrat (Oberamtmann), in Stadtkreiſen der Gemeindevorſtand; Kommu— 
nalverbände ſind die Land- und Stadtkreile. 

An die Herren Regierungspräjidenten und den herrn Oberpräſidenten in 
Potsdam. 
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Preisfeſtſetzungen für Margarine und Speiſefett. 
M. J. (M. Bl. M. S. 397.) 


Hinſichtlich der jetzt geltenden Preisfeſtſetzungen für Margarine ſchei— 
nen bei einzelnen Kommunalverbänden Sweifel zu beſtehen. Ich erſuche 
daher ergebenſt, allgemein darauf hinzuweiſen, daß nach den Lieferungs— 
bedingungen des Kriegsausſchuſſes für pflanzliche und tieriſche Oele und 
Fette der Preis für Margarine ab Bahnhof des Herſtellungsortes ſeit 
dem 1. Oktober d. Is. 1,85 MER. für das Pfund beträgt. Falls die 
Empfangsſtellen ſtatt der Margarine 100 prozentiges Speiſefett, wie Schmelz⸗ 
margarine, Pflanzenfett, Kunſtſpeiſefett u. dergl., wünſchen, findet eine 
ſolche Lieferung nur in höhe von 80 Prozent der vorgeſehenen Margarine: 
quote ſtatt. Der Preis für dieſe Speiſefette iſt auf 2,15 Mk. für das Pfund 
ab Bahnhof des herſtellungsortes feſtgeſetzt. 

Die Kommunalverbände dürfen bei der Abgabe der Margarine und 
des 100 prozentigen Speiſefettes an den Kleinhandel nicht mehr als 4 Pfen⸗ 
nig auf das Pfund aufſchlagen. Sie find daher verpflichtet, die Margarine 
zum Höchſtpreiſe von 1,87 MR. und 100 prozentiges Speiſefett zu einem 
ſolchen von 2,19 Mk. für das Pfund an die Kleinhändler abzugeben.“ 

Der Kleinhandelshöchſtpreis für 1 Pfund Margarine beträgt 2, - 
Mk. und für das Pfund 100 prozentiges Speiſefett 2,52 Mk. Dieſe Preiſe 
dürfen keinesfalls überſchritten werden. 

An die Herren Regierungsprälidenten. 
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Aenderung und Ergänzung der Eichordnung. 
Kaiſerliche Normal⸗Eichungskommiſſion. (R. G. Bl. S. 1295.) 


Auf Grund des § 19 der Maß⸗ und Gewichtsordnung vom 30. Mai 
1908 wird die Eichordnung vom 8. November 19110 wie folgt ge⸗ 
ändert: ' 

Artikel 1 
Eichung von Flächenmaßen 

An die Stelle der beſonderen Dorfchriften unter I. C. treten die fol⸗ 

genden Beſtimmungen: 


C. Flächenmaße (Planimeter, Flächenmeßmaſchinen) 
8 2⁵ 
Suläſſige Meßgeräte 


1. Suläſſig ſind Einrichtungen, bei denen die auszumeſſende Fläche 

a) mit einem am Ende eines Fahrſtabs befindlichen Stifte unter 
Abrollung einer den Flächeninhalt anzeigenden oder dieſe An⸗ 
zeige vermittelnden Meßrolle umfahren wird, 

b) durch Ueberfahren mit Meſſungselementen ganz oder in Ab⸗ 
ſchnitten beſtimmt und das Meſſungsergebnis auf eine Anzeige⸗ 
ung übertragen wird, die den Geſamtinhalt der Fläche 
angibt. 

2. Der Meßbereich, d. h. der Unterſchied zwiſchen der größten und 
der kleinſten Fläche, zu deren Ausmeſſung das Meßgerät beſtimmt iſt, 
foll fo feſtgeſetzt fein, daß die kleinſte auszumeſſende Fläche gleich oder 
kleiner iſt als der zwanzigſte Teil der größten Fläche, zu deren Aus⸗ 
meſſung das Maß noch ausreicht. Eine Verkleinerung des Meßbereichs 
it nur dann zuläſſig, wenn zugleich Dorjorge getroffen iſt, daß Flächen, 
die kleiner ſind, als der unteren Grenze des Meßbereichs entſpricht, über⸗ 
haupt nicht ausgemeſſen werden können. 

3. Suläſſig ſind nur diejenigen Flächenmaße, deren Ausführungs- 
form von der Kaiſerlichen Normal-Eichungskommiſſion veröffentlicht iſt. 


Fuläſſig iſt nur Metall. 


8 
Geſtalt und Einrichtung 


1. Die Ausführung muß Gewähr bieten für längere Brauchbarkeit 
der Acdhlenlager und für Unveränderlichkeit der Einrichtung und ihrer 
weſentlichen Teile, im beſonderen, bei Planimetern des Durchmeſſers der 
Meßrolle und der Länge des Fahrſtabs, bei Meßmaſchinen des Suſam⸗ 


menwirkens der Räder ſowie der Länge der Uebertragungshebel und der 


Uebertragungsbänder. 

2. Die Teilung muß gleichmäßig verlaufen. Sie ſoll nach Quadrat⸗ 
meter, Quadratdezimeter, Quadratzentimeter oder nach der Hälfte, dem 
fünften oder zehnten Teile dieſer Maßgrößen fortſchreiten. 

3. Der Meßbereich, d. h. der Unterſchied zwiſchen der Jrößten und 
der kleinſten Fläche, zu deren KHusmeſſung das Meßgerät beſtimmt iſt, 
ſoll ſo feſtgeſetzt ſein, daß die kleinſte auszumeſſende Fläche gleich oder 


) Derwaltungsvorichriften Jahrgang 1911 II Seite 286. 
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kleiner iſt als der zwanzigſte Teil der größten Fläche, zu deren Aus- 
meſſung das Maß noch ausreicht. Eine Verkleinerung des Meßbereichs 
ift nur dann zuläſſig, wenn zugleich Vorſorge getroffen iſt, daß Flächen, 
die kleiner ſind, als der unteren Grenze des Meßbereichs entſpricht, über⸗ 
haupt nicht ausgemeſſen werden können. 


828 
Bezeichnung 

1. Die Teilung muß nach Quadratmeter, Quadratdezimeter oder 
Quadratzentimeter bezeichnet fein, und zwar mit dem ausgeſchriebenen 
Worte oder den Abkürzungen qm, adm, gem. 

2. Der Meßbereich ($ 25 Nr. 2) muß an erſichtlicher Stelle auf 
dem Geräte ſelbſt oder auf einem mit ihm verbundenen Schilde nach 
Quadratmeter, Quadratdezimeter oder Quadratzentimeter angegeben fein, 
und zwar mit dem ausgeſchriebenen Worte oder den Abkürzungen am, 
adm, gem. Die Angabe ſoll die Form haben: Meßbereich vorn 
bis 

3. Jedes Meßgerät ſoll Namen und Wee des Derfertigers und 
eine laufende Nummer tragen. 

829 
Fehlergrenzen 
Die Fehlergrenzen betragen 
für jede Fläche innerhalb des Meßbereichs '/50 ihrer Größe. 


8 30 
Stempelung 


1. Die Stempelung erfolgt bei den Planimetern auf dem Fahrſtab, 
bei den Meßmaſchinen auf der Anzeigevorrichtung. Außerdem erhalten 
die Geräte in der Nähe des Stempelzeichens eine laufende Nummer. 

2. Ferner ſind alle Stempelungen auszuführen, die zur Sicherung der 
dauernd richtigen Wirkungsweiſe der Meßgeräte und zur Derhinderung 
unzuläſſiger Eingriffe erforderlich ſind. 

3. Das Jahreszeichen wird dem Stempelzeichen auf dem Sahritab 
oder der Anzeigevorrichtung beigefügt. 


Artikel 2 
Eichung von Wagen 

1. Im 8 88 Kr. 5 wird hinter Satz 1 eingeſchaltet: 

Bei gleicharmigen Balkenwagen mit verzweigten Hebelenden dürfen die 
Swilchengehänge fehlen, wenn das Wägegut durch eine feſt mit dem Ge— 
ſtell der Wage verbundene Suführungsvorrichtung auf den Laſtträger ge— 
bracht wird. 

2. 8 94 erhält am Schluſſe folgenden dritten Abſatz: 

Laufgewichtsbalken müſſen in der Nähe ihrer Stützſchneide mit einer 
Geſchäftsnummer verſehen ſein. Dieſer Nummer darf die Firma des Der- 
fertigers oder eine Fabrikmarke beigefügt ſein. Alle abnehmbaren Teile 
einfacher Balkenwagen mit Laufgewicht und Skale ohne Nullmarke müſ— 
ſen die Nummer des Balkens tragen. 

3. § 95 Nr. 3 erhält am Schluſſe folgenden zweiten und dritten 
Abſatz: 

Die Abweichung muß ferner nach Aufbringung von Belaſtungen, die 
den fünften Teil der größten Laſt überſchreiten, durch Gewichtsbeträge, 
die für die jeweilige Belaſtung gemäß Nr. ! berechnet find, nach Auf: 
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bringung kleinerer Belaſtungen durch den unter Ur. 2 vorgeſchriebenen 
Gewichtsbetrag ausgeglichen werden können. 

Bei Laufgewichtswagen für eine größte zuläſſige Laſt von 3000 Ki⸗ 
logramm und darüber müſſen außerdem die inneren Einteilungsfehler der 
Skaleneinteilungen durch einen Gewichtsbetrag ausgeglichen werden können, 
der dem unter Nr. 2 genannten Gewichtsbetrag entſpricht. Auch dürfen 
dieſe inneren Fehler in Längenmaß nicht mehr als 0,25 Millimeter be— 
tragen. 

4. 8 96 erhält folgende Faſſung: 

1. Die Stempelung erfolgt auf dem die Gewichte tragenden Hebel. 

2. Ferner wird bei den ungleicharmigen Brückenwagen (ohne oder 
mit Laufgewicht) einer der Traghebel geſtempelt. N 

Bei den Caufgewichtswagen wird ein Stempel dicht hinter oder auf 
dem letzten Teilſtrich jeder Skale und je einer dicht neben der Ableſungs— 
marke für jede Skale angebracht. 

Laufgewichtsbalken erhalten bei der Prüfung ihrer Einteilung einen 
Stempel und die Jahresbezeichnung in der Nähe der Nummer ($ 94 Abſ. 3). 

3. Das Jahreszeichen wird dem Stempelzeichen auf dem Gewichts— 
hebel (Nr. 1) beigefügt. 

Bei der Nacheichung darf die Stempelung auf einem beſonderen, an 
geeigneter Stelle angebrachten Sinntropfen oder auf einer Plombe erfolgen. 
i 5. Im 8 99 Nr. 2 werden in der Klammer hinter § 95 Nr. 2 

die Worte 
und 3 
hinzugefügt. 
1916. 15. November. 
Verordnung 
über den Handel mit Sämereien. 


R. K. (R. H. Bl. S. 1277.) 


Auf Grund der Bekanntmachung über Kriegsmaßnahmen zur Siche— 
rung der Dolksernährung vom 22. Mai 1916 (Keichs⸗Geſetzbl. S. 401) 
wird verordnet: 

81 

Der Handel mit Klee-, Gras-, Futterrüben- und Futterkräuterſamen 
iſt nur ſolchen Perſonen geſtattet, denen eine beſondere Erlaubnis zum 
Betriebe dieſes Handels erteilt worden iſt. Perſonen, die bei Inkraft- 
treten dieſer Derorönung bereits Handel mit ſolchen Sämereien treiben, 
dürfen ihren Handel bis zum 1. Dezember 1916 und, wenn ſie bis 
zu dieſem Tage den Antrag auf Erteilung der Erlaubnis geſtellt haben, 
bis zur Entſcheidung über den Antrag ohne Erlaubnis fortführen. 

Die Dorſchrift im Abſ. 1 Satz ! findet keine Anwendung auf 

1. Perſonen, die ausſchließlich Sämereien verkaufen, die in der eige- 
nen Wirtſchaft gezüchtet ſind; N 

2. Behörden, denen die Beſchaffung und Verteilung von Sämereien 
übertragen iſt; N 

3. Inhaber von Kleinhandelsgeſchäften, die Sämereien ausſchließ— 
lich im Kleinverkauf in Mengen bis zu 50 Kilogramm an 
Verbraucher abſetzen. 


> | 
Die Dorſchriften im 8 3, § 4 Abi. 1, 88 5 bis 10 der Derordnung 
über den Handel mit Lebens⸗ und Futtermitteln und zur Bekämpfung des 


*) Derwaltungsvorſchriften Jahrgang 1916 I Seite 379. 
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Kettenhandels vom 24. Juni 1916 (Keichs⸗Geſetzbl. S. 581, 574) finden 
entſprechende Anwendung. N ö 

Die Erteilung der Erlaubnis iſt davon abhängig zu machen, daß der 
die Erlaubnis Nachſuchende beim Ein⸗ und verkauf der Sämereien beſtimmte 
Bedingungen und Preiſe einhält; die Erlaubnis iſt zurückzunehmen, wenn 
dieſer Verpflichtung zuwidergehandelt wird. 


8 3 
Der durch dieſe Verordnung vorgeſchriebenen Erlaubnis bedürfen auch 
ſolche Perſonen, denen eine Erlaubnis zum Handel auf Grund der Der: 
ordnung über den Handel mit Lebens- und Futtermitteln und zur Bekämpfung 
des Kettenhandels vom 24. Juni 1916 (Keichs-Geſetzbl. S. 581) erteilt 
worden iſt. 
8 4 


Der Reichskanzler kann Ausnahmen von den Dorſchriften dieſer Der- 
ordnung zulaſſen; er kann Uebergangsvorſchriften erlaſſen. 


85 


Die Derordnung tritt mit dem Tage der Derkündung in Kraft. 


1916. 16. November. 


Bekanntmachung N 
über Erhaltung von Anwartichaften aus der Krankenverſicherung. 


R. K. (R. G. Bl. S. 1279.) 


Der Bundesrat hat auf Grund des § 3 des Geſetzes über die Ermäch— 
tigung des Bundesrats zu wirtſchaftlichen Maßnahmen uſw. vom 4. Augult 
1914 (KReichs⸗Geſetzbl. S. 327) folgende Bekanntmachung erlajjen: 


8 1 | 
§1 Abſ. 2 der Bekanntmachung über Krankenverſicherung und Wo: 
chenhilfe während des Krieges vom 28. Januar 1915**) (Keichs⸗-Geſetzbl. 
S. 49) ſowie §8 5, 9 Abſ. 1 der Bekanntmachung, betreffend Kranken- 
verſicherung bei Erſatzkaſſen, vom 5. Juli 1916 (Keichs⸗Geſetzbl. S. 655) 
werden aufgehoben. 
82 


Bei Anwendung des $ 214 Abſ. 1 und des 8 313 Abſ. 1 der Keichs⸗ 
verſicherungsordnung iſt die Seit militäriſcher, Sanitäts⸗ und ähnlicher 
Dienſte, die während des gegenwärtigen Krieges dem Reiche oder einer ihm 
verbündeten Macht geleiſtet worden ſind, auf die Seit vor dem Kusſcheiden 
aus der Derficherung nicht anzurechnen. 

Das gleiche gilt für die Dauer der Erwerbsloſigkeit bis zu ſechs Wochen, 
die in die erſten ſechs Wochen nach der Rückkehr aus ſolchen Dienſten in 
die Heimat fällt. 


8 5 
Dieſe Dorfchrift tritt mit dem Tage ihrer Verkündung in Kraft. 


*) Derwaltungsvorfchriften Jahrgang 1916 I Seite 472. 
**) Perwaltungsvorſchriften Jahrgang 1915 I Seite 95. 
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1916. 16. November. 


Bekanntmachung 
über die Einrichtung einer Ueberwachungsſtelle für Seemuſcheln. 


(Reichs⸗ u. Staatsanzeiger Nr. 273.) 


Auf Grund des § 1 der Bekanntmachung über die Ueberwachung des 
Verkehrs mit Seemuſcheln vom 2. November 1916 (keichs⸗Geſetzbl. S. 
1243) in Derbindung mit 8 1 der Bekanntmachung über die Errichtung 
eines Kriegsernährungsamts vom 22. Mai 1916 (Keichs⸗Geſetzbl. S. 402) 
beſtimme ich, was folgt: 

. 

Die Ueberwachungsſtelle für Seemuſcheln beſteht aus 

dem Derwaltungsausſchuß, 
dem Geſchäftsführer. 

Der Dorjigende und die Mitglieder des Derwaltungsausſchuſſes ſowie 
der Geſchäftsführer werden von mir ernannt. Die Ernennung iſt wider⸗ 
ruflich. 

N 2 


Die der Ueberwachungsſtelle nach 88 2, 3, 4, 5, 6 der Bekanntmachung 
vom 2. November 1916 zuſtehenden Befugniſſe ſind grundſätzlich von dem 
Derwaltungsausfhuß auszuüben. In eiligen Fällen kann der Dorſitzende 
namens des Verwaltungsausſchuſſes entſcheiden. Die Angelegenheit iſt als- 
dann dem Derwaltungsausihuß in feiner nächſten Sitzung vorzulegen. 


8. 
Der Geſchäftsführer hat die Beſchlüſſe des Derwaltungsausſchuſſes vor- 
zubereiten und auszuführen. Er iſt an die ihm vom Dorſitzenden erteilten 
Weiſungen gebunden. a 


4. 

Der Derwaltungsausihuß kann dem Geſchäftsführer widerruflich die 
Ermächtigung erteilen, beſtimmte Geſchäftszweige ſelbſtändig zu erledigen. 
Allgemeine Anordnungen auf Grund der 88 3, 4, 5 der Bekanntmachung 
vom 2. November 1916 bleiben dem Derwaltungsausſchuß, in eiligen 
Fällen deſſen Vorſitzenden vorbehalten. 

Die allgemeinen Anordnungen der Ueberwachungsſtelle find im „Deut: 
ſchen Reichsanzeiger“ bekannt zu geben. N 


5. 

Der Derwaltungsausſchuß wird vom Dorſitzenden nach Maßgabe des 
Bedürfniſſes, jedoch mindeſtens einmal vierteljährlich, einberufen. Dabei 
ſoll die Tagesordnung mitgeteilt werden. Der Verwaltungsausſchuß iſt 
beſchlußfähig, wenn außer dem Dorſitzenden mindeſtens drei Mitglieder 
erſchienen ſind. Bei Stimmengleichheit gibt die Stimme des Dorſitzenden 
den Ausſchlag. Die Beſchlüſſe ſind ſchriftlich feſtzuſtellen und vom Dor⸗ 
ſitzenden und einem weiteren Mitgliede zu vollziehen. 


Berlin, den 16. November 1916. 


Der Präſident des Kriegsernährungsamts. 
von Batodi. 
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1916. 16. November. 


Verordnung über Saatkartoffeln 
R. K. (R. G. Bl. S. 1281.) 


Der Bundesrat hat auf Grund des 83 des Geſetzes über die Ermäch⸗ 
tigung des Bundesrats zu wirtſchaftlichen Maßnahmen uſw. vom 4. Augult 
1914 GReichs⸗Geſetzbl. S. 327) folgende Bekanntmachung erlaſſen: 

81 ö 

Saatkartoffeln aus der Ernte 1916 dürfen nur durch die Vermittlung 
von landwirtſchaftlichen Berufsvertretungen (Candwirtſchaftskammern uſw.) 
oder ähnlichen von den Landeszentralbehörden beſtimmten Stellen abgeſetzt 
werden. Kartoffelerzeuger dürfen ohne dieſe Dermittlung Saatkartoffeln an 
Landwirte innerhalb ihres Kommunalverbandes unmittelbar zur Nusſaat 
abſetzen. 

8 2 | 

Die landwirtſchaftlichen Berufsvertretungen oder die von den Landes- 
zentralbehörden beſtimmten ähnlichen Stellen dürfen den Abſatz von Saat⸗ 
kartoffeln nach außerhalb ihres Bezirkes nur an die landwirtſchaftlichen 
Berufsvertretungen, an die von den Landeszentralbehörden beſtimmten ähn⸗ 
lichen Stellen oder an die von den Vertretungen oder Stellen bezeichneten 
Organiſationen und Perſonen vermitteln. Saatkartoffeln aus Original⸗ 
zuchten und von landwirtſchaftlichen Körperſchaften anerkannte Saatkar⸗ 
toffeln ſind auf Anfordern tunlichſt an diejenigen Stellen und Perſonen zu 
vermitteln, die bisher dieſe Saatkartoffeln bezogen haben. 


8 5 

Die Ausfuhr von Saatkartoffeln aus einem Kommunalverband in 
einen anderen Kommunalverband bedarf der Genehmigung des Kommunal: 
verbandes, aus dem die Saatkartoffeln ausgeführt werden ſollen, oder 
der Genehmigung der von der Landeszentralbehörde ſonſt beſtimmten Stelle 

Die Genehmigung iſt zu erteilen, wenn die für den Kommunalverband, 
aus dem die Saatkartoffeln ausgeführt werden ſollen, zuſtändige landwirt 
ſchaftliche Berufsvertretung oder die von der Landeszentralbehörde be⸗ 
ſtimmte ähnliche Stelle und die für dieſen Kommunalverband zuſtändige Der- 
mittlungsſtelle (8 7 der Bekanntmachung über die Kartoffelverſorgung vom 
26. Juni 1916,59) Keichs-Geſetzbl. S. 590) die Ausfuhr verlangen. 


8 4 
Die Beſtimmungen der Bekanntmachung über die Feſtſetzung der Höchſt— 
preiſe für Kartoffeln und die Preisſtellung für den Weiterverkauf vom 15. 
Juli 1916 (Keichs⸗Geſetzbl. S. 696) gelten bis zum 15. Mai 1917 nicht 
für Saatkartoffeln. b 
8 5 


Die Landeszentralbehörden erlaſſen die Beſtimmungen zur Ausführung 
dieſer Verordnung. Sie beſtimmen, wer als Kommunalverband und als 
landwirtſchaftliche Berufsvertretung im Sinne dieſer Verordnung anzuſehen 
iſt. Sie können anordnen, daß die den Kommunalverbänden auferlegten 
Verpflichtungen durch deren Dorſtand zu erfüllen ſind. 

8. 6 BEE 

Mit Gefängnis bis zu ſechs Monaten oder mit Geldſtrafe bis zu 
eintauſendfünfhundert Mark wird beſtraft: 

1. wer Saatkartoffeln der Vorſchrift des 8 1 zuwider abſetzt; 


) Derwaltungsvorjchriften Jahrgang 1916 I Seite 478. 
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2. wer Saatkartoffeln ohne die nach § 3 erforderliche Genehmigung 
ausführt. 

Neben der Strafe können die Gegenſtände, auf die ſich die ſtrafbare 

Handlung bezieht, eingezogen werden, unabhängig davon, ob fie dem Täter 
gehören oder nicht. 


* 


Die Bekanntmachung, betreffend Saatkartoffeln, vom 14. September 
1916 (Keichs⸗Geſetzbl. S. 1031) wird aufgehoben. 


N 8 
Dieſe Verordnung tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft. 
1916. 17. November. 


Bekanntmachung 
zur Ergänzung der Bekanntmachung über Ausdehnung der Vorſchriſten 
über den Verkehr mit Knochen, Rinderfüßen und Hornſchläuchen 
vom 25. Mas 5. Oktober 1916 Reichs-Geſetzbl. S. 409 1129). 
R. K. (Reichs: u. Staatsanzeiger Nr. 274.) 


Auf Grund der 88 4, 6 der Derordnung über den Derkehr mit 
Knochen, Rinderfüßen und Hornſchläuchen vom 15. April / 5. Oktober 1916 
(Reichs⸗Geſetzbl. S. 276/1128) wird beſtimmt: 

§ 2 der Bekanntmachung über Ausdehnung der Dorjchriften der Der: 
ordnung über den Derkehr mit Knochen, Rinderfügen und Hornſchläuchen 
vom 25. Mai / 5. Oktober 1916 (Keichs-Geſetzbl. S. 409/1129) erhält 


folgenden Suſatz: ws 
bei Abdeckereifett. . . . 320 Mark. 
Die Beſtimmung tritt mit dem Tage der Derkündung in Kraft. 


1916. 17. November. 


Bekauntmachung 
der Reichsfuttermittelſtelle, betreffend den Ankauf des Haferbedarfs 
der kontingentierten Betriebe. 
(Reichs⸗ und Staatsanzeiger Nr. 273.) 


Auf Grund des $ 17 Abſatz 5 der Derordnung über Hafer vom 6. Juli 
(RGBl. S. 811) wird beſtimmt: 


a 1. ö 
Die Nährmittelfabriken erhalten von der Keichsfuttermittelſtelle nach 
8 19 der haferverordnung in Verbindung mit der Bekanntmachung vom 25. 
Auguſt (ROBI. S. 968) Mitteilung, welche Hafermenge ſie verarbeiten oder 
verarbeiten laſſen dürfen (Kontingent). Die Kontingente werden für die 
Seit bis zum 30. September 1917 feſtgeſetzt. 


2; 

Die Reichsfuttermitteljtelle jtellt in höhe der den Nährmittelfabriken 
bewilligten Kontingente Erlaubnisſcheine zur freihändigen Beſchaffung von 
Hafer aus. Nach Bedarf läßt ſie dieſe den Fabriken durch die hafer⸗ 
Einkaufs⸗Geſellſchaft aushändigen. 


3. 
Auf Grund dieſer Erlaubnisſcheine erwerben die Nährmittelfabriken 
ihren Bedarf an Hafer freihändig unmittelbar oder durch Vermittlung des 
Handels. ö 


4. 
Der Ankauf von Hafer darf nur in Kommunalverbänden erfolgen, 
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die einen Ueberſchuß an Hafer über ihren Eigenbedarf haben. Die Nähr⸗ 
mittelfabriken oder der von ihnen beauftragte Handel haben ſich wegen 
eines jeden Kaufes vorher mit dem Kommiſſionär des Kommunalverbandes, 
in welchem der Hafer angekauft werden ſoll, in Verbindung zu ſetzen, 
damit den Kommunalverbänden die Ueberſicht über den in ihrem Bezirk 
befindlichen Hafer gewahrt bleibt. 

Bei der Aushändigung der Erlaubnisſcheine werden die Nährmittel⸗ 
fabriken auf genaue Einhaltung dieſer Beſtimmung ausdrücklich hingewieſen. 
5. 

Der Erlaubnisſchein iſt von der Nährmittelfabrik oder dem von ihr 
mit dem Ankauf beauftragten Handel bei Abſchluß des Kaufgeſchäfts dem 
Verkäufer auszuhändigen. Dieſer hat das Geſchäft binnen 3 Tagen nach 
Abſchluß unter Angabe des Empfängers des Hafers dem Kommunalverband 
anzuzeigen und ihm den Erlaubnisſchein einzureichen. Der Kommunal⸗ 
verband hat die Erlaubnisſcheine monatlich der Sentralſtelle zur Beſchaf— 


fung der Heeresverpflegung, Berlin W. 9, als Belag über erfolgte Hafer: 
lieferung einzuſenden. 


6. 

Für Hafer, der auf Grund von Erlaubnisſcheine freihändig aufgekauft 
wird, darf bis zu etwaiger anderweitiger Regelung ein dem geſetzlichen 
Höchſtpreis bis zu Mk. 40.00 für die Tonne überſchreitender Preis ge: 
zahlt werden, gegenwärtig alſo bis zu Mk. 320.— für die Tonne. 

Berlin, den 17. November 1916. 

Reichsfuttermittelitelle. 
Dr. Mehnert. 


1916. 17. November. 
Legitimationskarten (S 44a GewO) 
M. h. G. M. J. F. m. (m. Bl. 9. 6. S. 464.) 


An Stelle des durch den Runderlaß vom 13. Juni 1912*) vor- 
geſchriebenen Muſters für Legitimationskarten für inländiſche Kaufleute 
und Handlungsreiſende (88 44, 44a Abſ. 1 bis 5 der Beichsgewerbeord— 
nung) iſt vom 1. Januar 1918 ab der aus der Anlage erſichtliche Dor: 
druck zu verwenden. 


Ferner beſtimmen wir, daß bei Ausitellung der Legitimationskarten 


für das Jahr 1917 ein Lichtbild des Inhabers auf einer entbehrlichen 


Seite der Karte unter Derwendung eines Stempels zu befeſtigen iſt und 
daß Staatsangehörigkeit und Geburtsort des Inhabers unter den beſon— 
deren Kennzeichen anzugeben ſind. 

Es find nur unaufgezogene Lichtbilder zuzulaſſen, die eine Kopfgröße 
von mindeſtens 1,5 Sentimeter haben, ähnlich und gut erkennbar und 
in der Regel nicht älter als 5 Jahre ſind. 

Um zu verhindern, daß Ausländer, die die Grenze überſchritten haben, 
ſich von anderen Perſonen eine Gewerbe-Cegitimationskarte verſchaffen, 
ſind die Polizeibehörden darauf hinzuweiſen, daß, ſolange nicht ähnliche 
Beſtimmungen für Gewerbe⸗ ⸗Legitimationskarten getroffen ſind, dieſe als 
ein genügender Ausweis über die Perſon ihres Beſitzers nicht angeſehen 
werden können, ſondern daß zur Feſtſtellung der Identität des Inhabers 
der Gewerbe⸗Legitimationskarte ſtets auf den Paß zurückzugreifen iſt. 
An die Herren Regierungspräſidenten und den Herrn Polizeipräfidenten hier. 


) Derwaltungsvorſchriften Jahrgang 1912 I Seite 44. 
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Anlage. 
Auf das Jahr 1918. Nr. der Karte 


Legitimationskarte 
für 


inländiſche Kaufleute, Handlungsreiſende und Handlungsagenten (88 44, 
44a Abſ. 1 bis 5 der Keichsgewerbeordnung). 


Gültig im Gebiete des Deutſchen Reiches. 
Daß der Inhaber: 


die na das Lichtbild und die Beſchreibung b Perſon iſt und 
die Unterſchrift eigenhändig vollzogen hat, wird beglaubigt. 


e e Den nee DIL 


Raum für das Lichtbild 
des Inhabers 


Dienſtſtempel. 


Bezeichnung der Perjon des Inhabers: 


FF ee Staatsangehörig keit 
aa. Geburtsort und Kreis e N 
SAUGEN ee a de Be Er edel, 5 
fr e 
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Sur Beachtung. 

Dieſe Legitimationskarte gilt nur für den Inhaber eines inländiſchen 
ſtehenden Gewerbebetriebs, für in feinen Dienſten ſtehende Reiſende und 
für Handlungsagenten. Sie muß während der Ausübung der Reiſetätig— 
keit mitgeführt und auf obrigkeitliches Verlangen vorgezeigt werden. Sie 
iſt nicht übertragbar. 

Dieſe Karte berechtigt den Inhaber, für die Zwecke dieſes Gewerbe— 
betriebs: 

Im Inlande: A. Beſtellungen auf Waren zu ſuchen, 

B. Waren aufzukaufen. 

u A. 1. Auf vorherige Aufforderung kann der Karteninhaber bei je— 
dermann Beſtellungen aufſuchen; 
2. ohne Aufforderung darf er Beſtellungen aufſuchen 

a) bei Kaufleuten in deren Geſchäftsräumen, 

b) bei Perſonen, welche. Waren der angebotenen Art in 
ihrem gewerblichen oder landwirtſchaftlichen Geſchäfts— 
betriebe verwenden, und zwar ſowohl in den Heſchäfts⸗ 
räumen als auch in den Privatwohnungen oder im 
Freien; 

c) bei jedermann, und zwar ſowohl in den Geſchäftsräu— 
men als auch in den Privatwohnungen und im Freien, 
ſofern es ſich handelt um 

Druck- und ſonſtige Schriften erlaubten Du un) 
Bildwerke, 
Traubenwein (einſchließlich Schaumwein), 
Erzeugniſſe der Leinen- und Wäſchefabrikation, 
Nähmaſchinen, 
überwebte Holzrouleaux. 
5. Der Karteninhaber darf nur Proben 1 5 Muſter, nicht die 
Ware ſelbſt mit ſich führen. 
Eine Ausnahme iſt geſtattet für das Feilbieten 

a) von Gold- und Silberwaren, Taſchenuhren, Bijouterien, 
Schildpattwaren durch die Fabrikanten und Großhänd— 
ler inländiſcher Betriebe und deren Reijende ſowie durch 
Handlungsagenten, 

b) von Edelſteinen, perlen, Kameen und Korallen durch 
inländiſche Großhändler und deren Keiſende ſowie durch 
Handlungsagenten 

an Wiederverkäufer, wenn der Verkauf in Stück üblich iſt. 
Su B. 1. Das Aufkaufen darf nur erfolgen: 

a) bei Kaufleuten oder 

b) in offenen Derkaufsitellen oder 

c) bei Perſonen, welche die aufzukaufende Ware produzieren 
(Fabrikanten, Handwerker, Landwirte). 

2. Der Karteninhaber darf die aufgekaufte Ware nur zur Be⸗ 
förderung an den Peſtimmungsort mit ſich führen. 

Auf die Beachtung der Ortsbeſtimmungen (Sonntagsruhe, Ladenſchluß 

uſw.) wird beſonders hingewieſen. Suwiderhandlungen ſind ſtrafbar. 
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1916. 18. November. 
Kursfeſtſetzung der zum Börſenhandel zugelaſſenen Wertpapiere 
M. H. G. (M. Bl. H. G. S. 459.) 


Bevor die Kurſe der zum Börjenhandel zugelaſſenen Wertpapiere für 
die Deranlagung der Beſitzſteuer und der Kriegsiteuer vom Reichskanzler 
vorläufig feſtgeſetzt werden, ſind nach § 2 des Keichsgeſetzes vom 9. No⸗ 
vember 1916 die Pörſenvorſtände anzuhören. Damit die vorläufige Kurs- 
feſtſtellung rechtzeitig bis Ende Dezember d. Is. zum Abſchluß gebracht 
werden kann, iſt es erforderlich, daß die Börſenvorſtände mit ihren Vor— 
arbeiten unverzüglich beginnen und ſie jo fördern, daß ihre Dorſchlags⸗ 
liſten ſpäteſtens bis zum 12. Dezember fertiggeſtellt werden. 

Wegen Aufitellung der Kursliſte für die an der hieſigen Börſe zum. 
Börſenhandel zugelaſſenen Wertpapiere erſuche ich die Handelskammer, ſich 
umgehend mit dem hieſigen Börſenvorſtand in Derbindung zu ſetzen und 
ihn zu veranlaſſen, eine Dorſchlagsliſte für dieſe Wertpapiere nebſt den 
von ihm für ſachdienlich erachteten Vorſchlägen der Handelskammer bis 
zu dem gedachten Seitpunkt vorzulegen. Bei der Aufſtellung der Kursliſte 
iſt die Maklerkammer zu beteiligen. f 


Der Beſchleunigung und Förderung der Sache würde es dienen, wenn. 
die Handelskammer in ähnlicher Weiſe, wie es im Jahre 1908 bei der Vor— 
bereitung der Börſenordnungen geſchehen iſt, mit den beteiligten Börſen— 
vorſtänden hand in Hand arbeiten und dadurch zur Wahrung möglichſt 
einheitlicher Grundſätze und Vermeidung unnötiger Arbeit bei der Aufitel- 
lung der Liſten beitragen würde. Ich erſuche die Handelskammer, falls ſie, 
wie ich annehme, ihre Mitarbeit hierzu und für die vorläufige Bear— 
beitung und Suſammenſtellung der Dorſchlagsliſten zur Derfügung ſtellt, 
ſich mit den Börſenvorſtänden der übrigen dem Wertpapierhandel die— 
nenden Börſen in Preußen, denen entſprechende Nachricht mit der ab— 
ſchriftlich beigefügten Verfügung vom heutigen Tage zugeht, unmittelbar 
in Verbindung zu ſetzen. Wegen der außerpreußiſchen Börſen behalte ich 
mir weitere Mitteilung vor. 

Etwa am 20. Dezember würden die Börſenvorſtände von der Handels— 
kammer zu einer gemeinſamen Verhandlung zuſammenzuberufen fein, in der 
über die dem Herrn Reichskanzler zu machenden Dorſchläge endgültig zu be— 
ſchließen und Abweichungen in den Kursſchätzungen der einzelnen Börſen⸗ 
vorſtände auszugleichen ſein würden. Späteſtens bis zum 24. Dezember muß 
die endgültige Kursliſte wegen rechtzeitiger Drucklegung dem Herrn Keichs— 
kanzler (Reichsſchatzamt) überſandt werden. Etwa noch nach der Schluß: 
beratung durch Deränderung hervorgerufene Wünſche auf Aenderungen 
könnten dem Keichsſchatzamte telegraphiſch bis zum 2. Januar 1917 mit⸗ 
geteilt werden. N 

Bei der Aufſtellung der Kursliſten wird, wie ich im Einverſtändnis 
mit dem Herrn Reichskanzler (RKeichsſchatzamt) und dem Herrn Finanz— 
miniſter bemerke, von folgenden Grundſätzen auszugehen ſein: 

Die Feſtſetzung der KHurſe durch den Keichskanzler und Bundesrat 
ſoll nicht einſeitigen fiskaliſchen Intereſſen dienen. Die Kurſe follen viel: 
mehr der wirklichen Geſchäftslage des Wertpapierverkehrs entſprechen und 
jo den tatſächlichen Derkehrswert der Papiere Ende Dezember 1916 darſtel⸗ 
len. Die Aursfeſtſetzung wird danach die wirtſchaftliche Geſamtlage wie. 
die beſonderen für die Bewertung des einzelnen Wertpapiers maßgebenden. 
Verhältniſſe zu berückſichtigen und auf dieſe Weiſe einen gerechten Aus= 
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gleich zwiſchen den Intereſſen des Steuerpflichtigen und den Intereſſen 
des Fiskus herbeizuführen haben. 

Für die Kursfeſtſetzung wird die Bekanntmachung, betreffend die Feſt⸗ 
ſtellung des Börſenpreiſes von Wertpapieren, vom 21. November 1912 
(RG BI. S. 537) entſprechend anzuwenden fein. Der Ermittelung der 
Kurſe werden die in der unmittelbar vorhergehenden Seit getätigten Um: 
ſätze, ſoweit ſie eine ausreichende Unterlage geben, zugrunde zu legen 
ſein. Neben den ſo ermittelten Werten wird es ſich empfehlen, bei allen 
Wertpapieren, für die derartige Angaben gemacht werden können, noch 
die an je drei feſten Stichtagen der vorhergehenden Zeit — etwa der 
vorausgehenden drei Wochen — erzielten Preiſe anzugeben. Bei Wert⸗ 
papieren, in denen für die Kursfeititellung ausreichende Umſätze nicht 
ſtattgefunden haben, wird der Verkehrswert zu ſchätzen fein. Eine gleich⸗ 
mäßige ſchematiſche Behandlung aller Wertpapiere wird ſich nicht emp- 
fehlen. Die Börſenvorſtände werden vielmehr im Einzelfalle pflichtge- 
mäß die ihnen für die Bewertung zur Derfüguneg ſtehenden Unterlagen 
zu prüfen haben. 

Bei der Aufſtellung der Kursliſte find die Vorſtände aller Pörſen, 
die dem Handel mit Wertpapieren dienen, zu beteiligen. Die Wertermit⸗ 
telung der einzelnen Börſenvorſtände ſoll ſich auf die Wertpapiere erſtrek⸗ 
ken, die zum Handel an ihrer Börſe zugelaſſen find. Iſt ein Wertpapier 
an mehreren Börjen zum Handel zugelaſſen, ſo wird es den beteiligten 
Börſenvorſtänden überlaſſen bleiben können, ob lediglich einer der be— 
teiligten Börſenvorſtände die Preisermittelung vornehmen ſoll. Ein gro— 
ßer Teil der an anderen Börſen gehandelten Wertpapiere iſt zum Börjen- 
verkehr in Berlin zugelaſſen. Für dieſe Wertpapiere wird den Börſen— 
vorſtänden der übrigen Börſen anheimzugeben fein, zur Dermeidung eines 
unnötigen Arbeitsaufwandes ihrerſeits von Dorſchlägen, ſoweit fie nicht 
auf ſolche für einzelne Papiere beſonderen Wert legen, Abſtand zu nehmen, 
zumal die in Ausſicht genommene gemeinſame Beſprechung zu einem Aus» 
gleich von Meinungsverſchiedenheiten ausreichende Gelegenheit bietet. 
An die Handelskammer hier. 


1916. 18. November. 
Einmalige Krirgstenerungszulagen. 
J. M. (J. M. Bl. S. 314.) 

1 

Su Anfang des Monats Dezember 1916 find, und zwar zutreffenden— 
falls neben den bisherigen laufenden Kriegsbeihilfen, einmalige Uriegs— 
teuerungszulagen nach folgenden Grundſätzen zu zahlen: 

1. Etatmäßig angeſt⸗llte Staatsbeamte mit einem Dienſteinkommen 
bis 4 500 Mark einſchließlich, Kanzleidiätare und Kanzleigehilfen mit dem 
gleichen Dienſteinkommen, andere vorausſichtlich dauernd gegen Entgelt 
beſchäftigte nichtetatmäßige Staatsbeamte und — mit der aus Nr. 7 er: 
ſichtlichen Maßgabe — auch hilfsſchreiber mit einem Dienſteinkommen bis 
4800 Mark einſchließlich erhalten, 

wenn ſie unverheiratet ſind 40 Mark, 
wenn ſie verheiratet ſind, aber keine Kinder unter 

15 Jahren oder nicht ſolche älteren Kinder im Alter 

bis zum vollendeten 18. Jahre zu unterhalten ha- 

ben, die ohne eigenes Einkommen — ſich noch in 

Schul- oder Berufsausbildung befinden (vergl. Nr. ) 60 „ 
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wenn ſie 1 Kind haben (vergl. Nr. 2) 90 „ 
wenn ſie 2 Kinder haben (vergl. Nr. 2). 120 „ 
wenn fie 3 Kinder haben (vergl. Nr. 2) 150 „ 
wenn ſie 4 Kinder haben (vergl. Nr. 2) 180 „ 


wenn ſie 5 und mehr Kinder haben (vergl. Nr. 2) 200 b 

2. Grundſätzlich ſind nur Kinder bis zu 15 Jahren zu berückſichtigen. 
Soweit aber ein oder mehrere Kinder bis zum 18. Lebensjahre, die 
ohne eigenes Einkommen ſich noch in Schul- oder Berufsausbildung 
befinden, von dem Beamten unterhalten werden, erhält dieſer gleichfalls 
die einmalige Kriegsteuerungszulage. Als Stichtag für die Berechnung 
des Cebensalters gilt der 1. Dezember 1916 mit der Maßgabe, daß Kindern, 
die an dieſem Tage das 15. (18.) Lebensjahr vollenden, nicht mehr 
zu berückſichtigen ſind. 

‘3. Hinſichtlich der Beamten, die infolge ihrer Beſchäftigung bei dem 
Heere oder der Marine ujw.*) über ihre Friedensbezüge hinaus Ge— 
bührniſſe oder Zulagen erhalten, verbleibt es bei den für die laufenden 
Kriegsbeihilfen aufgeſtellten Grundſätzen. Sind die Beamten crſt ſeit dem 
1. Oktober 1916 bei dem Heere oder der Marine uſw. unter der erwähnten 
Dorausjegung beſchäftigt, jo erhalten ſie die einmaligen Kriegsteuerungs⸗ 
zulagen. N 

4. Die für die laufenden Kriegsbeihilfen erlaſſenen Anordnungen bleiben 
auch maßgebend für die Berechnung des Dienſteinkommens, für die Feſt— 
ſtellung der dauernden Beſchäftigung, für die Auslegung des Begriffs 
„Kinder“ und für die Suſtändigkeit zum Erlaſſe der Sahlungsanweilungen. 


Soweit für die Annahme der dauernden entgeltlichen Beſchäftigung eines 
Hilfsbeamten die Surücklegung einer beſtimmten Mindeſtdienſtzeit Doraus— 
ſetzung iſt, muß dieſe Mindeſtdienſtzeit am 1. Dezember 1916 oder im Falle 
der Nr. 3 Satz 2 bei dem früheren Eintritt in das Heer oder die 
Marine uſw. erfüllt ſein. 

5. Derwitwete oder geſchiedene Beamte, die überhaupt keine Kinder 
zu unterhalten haben, ſind den unverheirateten Beamten gleichzuſtellen 
und wie dieſe mit einmaligen Kriegsteuerungszulagen zu bedenken, gleich— 
gültig, ob der Beamte einen eigenen Haushalt hat oder nicht. Soweit 
ein verwitweter oder geſchiedener Beamter ein oder mehrere Minder 
über 18 Jahre, die nicht ſelbſtändig erwerbstätig ſind, im gemeinſamen 
Haushalt unterhält, wird er den kinderlos verheirateten Beamten gleich 
erachtet und erhält die für dieſe maßgebende einmalige Sulage (60 Mark). 


6. Die einmaligen Kriegsteuerungszulagen ſind nach den vorſtehenden 
Grundſätzen auch an höhere Beamte zu zahlen“). 

7. Hilfsſchreiber erhalten die einmalige Kriegsteuerungszulage nur dann, 
wenn ſie entweder Militäranwärter oder am 1. Dezember 1916 (bei der 
früheren Einziehung zum Heere oder zur Marine — Nr. 3 Satz 2 — zur 
Seit der Einziehung) mindeſtens ein Jahr ununterbrochen beſchäftigt ſind. 

Im übrigen finden die Grundſätze zu 2 3 auf Hilfsichreiber ent⸗ 
ſprechende Anwendung. 


*) Dergl. Nr. 8 der Rundverf. vom 27. September 1915. (Amtl⸗ 
Anmerk.) 

**) Hinſichtlich der nebenamtlichen Beamten verbleibt es bei der Be: 
ſtimmung in Nr. 8 der Rundverf. vom 27. September 1915. (Amtl. 


Anmerk.) N \ 
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8. Soweit bei entſprechender Anwendung dieſer Beſtimmungen die 
Bewilligung einmaliger Kriegsteuerungszulagen an weibliche Hilfskräfte 
im bertragsverhältnis in Frage kommen könnte, iſt zu berichten. 


II 
Die den Beamten gezahlten einmaligen Kriegsteuerungszulagen ſind 
als außeretatmäßige Ausgaben, die einmaligen Kriegsteuerungszulagen der 
Hilfsichreiber bei den Schreiblohnfonds zu verrechnen. 


III. 

Bis zum 10. Januar 1917 iſt, getrennt nach 

höheren Beamten, 

mittleren Beamten, 

Kanzleibeamten und Kanzleigehilfen, 

Unterbeamten, 

Hilfsſchreibern, 
die Höhe der gezahlten einmaligen n ge durch die Rechnungs- 
ämter der Geheimen Kalkulatur des Juſtizminiſteriums mitzuteilen. 


1916. 20. November. 


Bekanntmachung 
zur Aenderung der Bekanntmachung über die Einfuhr von Kakao vom 
3. März 19165”) (Reichs⸗Geſetzbl S. 145). 


R. K. (R. G. Bl. S. 1285.) 


Auf Grund der Derordnung des Bundesrats über Kaffee, Tee und 
Kakao vom 11. November 1915**) (Reichs-Geſetzbl. S. 750) beſtimme ich: 


1 
86 Abſ. 2 der Bekanntmachung über die Einfuhr von Kakao vom 
3. März 1916 erhält folgende Faſſung: 
Das Eigentum geht mit dem Seitpunkt auf die Kriegskakao⸗ 
geſellſchaft über, in dem die Uebernahmeerklärung dem Der⸗ 
pflichteten oder dem Inhaber des Gewahrſams zugeht. 


II 
Die Beſtimmung tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft. 
Berlin, den 20. Fovember 1916. 
Der Stellvertreter des Reichskanzlers. 


Dr. Helfferich. 
1916. 21. November. 
Verſteigerung von Goldſachen durch die Gerichtsvollzieher. 
J. M. (J. M. Bl. S. 316.) 
Um den Erwerb der durch die Gerichtsvollzieher zu verſteigernden 
Goldſachen für die Goldſchmuckſammlung zu ermöglichen, haben die Ge— 
richtsvollzieher die am Deriteigerungsorte befindliche Goldankaufsitelle oder, 


ſoweit mehrere ſolcher Stellen vorhanden ſind, die dem Derjteigerungsraum 
zunächſt benachbarte Stelle von bevorſtehenden Derſteigerungen von Gold— 


) Derwaltungsvorjchriften Jahrgang 1916 T Seite 169. 
*) Derwaltungsvorſchriften Jahrgang 1915 II Seite 357. 


1046 1916. 21. November. 


ſachen frühzeitig zu benachrichtigen und den Schäßern der Goldankaufs⸗ 
ſtelle vor der Deriteigerung Gelegenheit zur Prüfung und Abſchätzung des 
Goldwerts der zu verſteigernden Gegenſtände zu geben. 

Die aufſichtführenden Amtsrichter haben im Anwendungsberichte dieſer 
Verfügung die Gerichtsvollzieher ſofort auf dieſe hinzuweiſen. 


1916. 21. November. 


Bekanntmachung 
über die Reichsverteilungsſtelle für Eier. 


(Reichs⸗ u. Staatsanzeiger Nr. 276.) 


In Abänderung der Bekanntmachung vom 25. Augult 1916 über 
die Errichtung einer Reichsverteilungsitelle für Eier (Reichs-Geſetzbl. S. 970) 
wird beſtimmt: 
Die Reichsverteilungsitelle für Eier führt künftig die Be⸗ 
zeichnung „Reichsverteilungsitelle für Nährmittel und Eier“. 
Berlin, den 21. November 1916. 
Der Präſident des Kriegsernährungsamts. 
von Batocki. 


1916. 21. November. 


Bekanntmachung 
der Reichsfuttermittelſtelle, anderweite Berechnung der Gerſtenkontin⸗ 
gente der Breunercien für das Betriebsjahr 191617 betreffend. 


(Reichs⸗ u. Staatsanzeiger Nr. 276.) 


Nach einer neuerlichen Verordnung des Herrn Präſidenten des Kriegs- 
ernährungsamts dürfen den Brennereibeſitzern zu Speiſezwecken 25 Prozent 
der Mengen eigener Kartoffeln, die ihnen nach Deckung des Bedarfs an 
Saatgut und des eigenen Bedarfs an Speiſekartoffeln verbleiben, auch dann 
abgefordert werden, wenn aus dem Reite nicht mehr als ½ des zuge⸗ 
laſſenen 90prozentigen Durchſchnittsbrandes geleiſtet werden können. 

Mit Kückſicht auf dieſe Anordnung ſind die Gerſtenkontingente der 
landwirtſchaftlichen Kartoffelbrennereien auf 34 derjenigen Höhe zu berechnen, 
die ſich aus Siffer 2 unſerer Bekanntmachung vom 7. November 1916, 
betreffend die Gerſtenkontingente der Brennereien, ergeben würde. 

Ein höheres Gerſtenkontingent, das jedoch nicht über das ſich aus 
Ziffer 2 der angeführten Bekanntmachung ergebende hinausgehen darf, kann 
ſolchen Brennereien bewilligt werden, die nachweiſen, daß ſie zum Brennen 
mehr Kartoffeln verfügbar haben, als zur Herſtellung von %ı des zuge: 
laſſenen 90 „% igen Durchſchnittsbrandes erforderlich find. hierbei iſt an⸗ 
zunehmen, daß 18 Sentner Kartoffeln notwendig ſind, um 1 hl Alkohol. 
zu gewinnen. 

Für Kornbrennereien hat ji das Gerſtenkontingent in allen Fällen 
nach derjenigen Menge Kartoffeln oder Rüben zu richten, die der Betrieb 
nachweisbar zum Brennen zur Verfügung hat. Hierbei iſt anzunehmen, daß 
für 1 hl Alkohol 

18 Str. Kartoffeln oder 
20 Str. Suckerrüben oder 
50 Str. Futterrüben 
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erforderlich ſind. Dafür, ob auf 1 hl Alkohol 30, 20 oder 16 kg Gerſte 
zu rechnen find, bleibt die Höhe des eigenen 90 prozentigen Durchſchnitts⸗ 
brandes maßgebend. 
Berlin, den 21. November 1916. 
Dr. Mehnert. 


1916. 21. November. 


Bekauntmachung 
der Reichsbekleidungsſtelle über Abgabebeſcheinigungen 


(Reichs⸗ u. Staatsanzeiger Nr. 276.) 


Fur Ausführung des § 3 Abi. 1 der Bekanntmachung des Reidhs- 
kanzlers über Bezugsſcheine vom 31. Oktober 1916 (Keichs⸗Geſetzbl. S. 
1218) und des 87 Abſ. 1 und 4 der Ausführungsbekanntmahung der 
Reichsbekleidungsſtelle vom 31. Oktober 1916 (Reichsanzeiger Nr. 258) 
wird folgendes bekannt gemacht: 

1. Diejenigen Behörden, die gemäß 8 18 der Bekanntmachung über 
die Regelung des Derkehrs mit Web-, Wirk- und Strickwaren für die 
bürgerliche Bevölkerung vom 10. Juni 1916 Geichs-Geſetzbl. S. 463) 
als zuſtändige Behörden im Sinne des 8 15 derſelben Bekanntmachung 
beſtimmt worden find, dürfen Gemeinden und gemeinnützigen Fürſorge— 
vereinigungen die Genehmigung zur Erteilung von Abgabebeſcheinigungen 
geben, falls dieſe Gemeinden oder gemeinnützigen Fürſorgevereinigungen 
ji dieſen Behörden gegenüber zur Einhaltung der nachfolgenden Be: 
dingungen ſchriftlich verpflichten. Die betreffenden Behörden ſind berechtigt, 
dieſe Genehmigung zu widerrufen. Don dieſem Widerruf iſt insbeſondere 
Gebrauch zu machen, wenn die Gemeinden oder gemeinnützigen Fürſorge⸗ 
vereinigungen ihren Derpflichtungen nicht nachkommen. 

Die betreffenden Behörden haben der Keichsbekleidungsſtelle Abtei- 
lung E für Erſatzſtoffe, Berlin W 56, Markgrafenſtraße 42, anzuzeigen, 
welchen Gemeinden oder gemeinnützigen Fürſorgevereinigungen ſie dieſe 
Genehmigung erteilt oder entzogen haben. 

Die den Gemeinden oder gemeinnützigen Fürſorgevereinigungen auf: 
zuerlegenden Bedingungen ſind folgende: 

a) Getragene Kleidungs- oder Wäſcheſtücke dürfen dieſe Gemeinden 
oder gemeinnützigen Fürſorgevereinigungen nur unentgeltlich er— 
werben und unentgeltlich nur an die Verbraucher und nur gegen 
Bezugsſchein veräußern, entgeltlich dagegen nur an die dem— 
en von der Reichsbekleidungsitelle zu beſtimmenden Annahme 
ſtellen. 

b) Sämtliche anderen bezugsſcheinpflichtigen Web⸗, Wirk- und Strick⸗ 
waren dürfen dieſe Gemeinden oder gemeinnützigen Fürſorge⸗ 
vereinigungen ſowohl entgeltlich wie auch unentgeltlich nur gegen 
Bezugsſchein an die Verbraucher veräußern. 

zu a u. b) Für Behörden, auf welche die Dorſchrift in Siffer 7 der Er— 

läuterung IV der Reichsbekleidungsitelle vom 21. Augujt 1916 

(ſiehe Fußnote *) Anwendung findet, gilt auch hier die in dieſer 

Vorſchrift gewährte Erleichterung. Sie haben aber auch hier 

die Derpflichtung, jede Abgabe eines bezugsſcheinpflichtigen Gegen⸗ 

ſtandes der für den Abnehmer zuſtändigen Ausfertigungsitelle von 
Bezugsſcheinen anzuzeigen. 

c) Die Gemeinden oder gemeinnützigen Fürſorgevereinigungen müſſen 
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die Gewähr übernehmen, daß von ihnen lediglich gebrauchsfähige 
Oberkleidungsſtücke gegen Abgabebeſcheinigung angenommen wer: 
den. 
d) Die Gemeinden oder gemeinnützigen Fürſorgevereinigungen ſind 
verpflichtet, der Reichsbekleidungsſtelle auf Anfordern ihren Be: 
ſtand an getragenen Kleidungs- und Wäſcheſtücken anzugeben und 
dieſe bis zu einem Drittel des jeweiligen Beſtandes der Reichs- 
bekleidungsſtelle gegen Erſtattung der Aufwendungen käuflich zu 
überlaſſen. Ueber die gehabten Aufwendungen entſcheidet die 
Reichsbekleidungsſtelle endgültig. 
2. Die Möglichkeit der entgeltlichen Abgabe von OGberkleidung wird 
durch eine demnächſt erſcheinende Bekanntmachung geregelt werden. N 
3. Alle Anfragen in vorſtehender Angelegenheit ſind an die Reichsbeklei⸗ 
dungsſtelle Abteilung E für Erſatzſtoffe, Berlin W. 56, Markgrafenſtraße 
42, zu richten. Dort können auch Gemeinden und gemeinnützige Sürjorge- 
vereinigungen, denen die Genehmigung zur Erteilung von Abgabebeſcheini— 
gungen von der zuſtändigen Behörde gegeben worden iſt, Abgabebeſcheini— 
gungen beſtellen. 
Berlin, den 21. November 1916. 
Reichsbekleidungsſtelle. 
Geheimer Rat Dr. Beutler, 
Reichskommiſſar für bürgerliche Kleidung. 


1916. 21. November. 


Bekanntmachung 
betreffend Ergänzung der Ausführungsbeſtimmungen vom 10. Oktober 
1916 zu der Verordnung über Rohtabak 


(Reichs: u. Staatsanzeiger Nr. 278.) 


Auf Grund des § 3 Abſ. 2, 8 8 Abſ. 1, SS 12, 13 der Verordnung 
über Rohtabak vom 10. Oktober 1916 (Reichs-Gejeßbl. S. 1145) be: 
ſtimme ich: N 
In Seile 3 des 8 18 der durch Bekanntmachung vom 27. 
Oktober 1916 (Keichs⸗Geſetzbl. S. 1200) ergänzten Ausführungs⸗ 
beſtimmungen vom 10. Oktober 1916 zu der Derordnung über 
Rohtabak iſt hinter „ſerbiſcher“, einzufügen: dalmatiniſcher, . 

Der Reichskanzler. 
Im Auftrage: Freiherr von Stein. 


) Die Dorſchrift in Siffer 7 der Erläuterung IV lautet: 

Behörden, ſoweit ſie in Erfüllung geſetzlicher Armenverpflichtungen, 
ſonſtiger geſetzlicher Unterſtützungs- oder geſetzlicher Fürſorgeverpflichtungen 
(3. B. auf Grund des Familienunterſtützungsgeſetzes) die in $ 1 der Bundes: 
ratsverordnung bezeichneten Gegenſtände abgeben, deren Verwendung in 
offener Armenpflege, Fürſorgetätigkeit oder dergleichen ſtattfinden ſoll, 
können anordnen, daß die für ihren Bezirk zuſtändige Ausfertigungsſtelle 
ihnen Bezugsſcheine über ihren Bedarf ausſtellt. Dieſe Behörden gelten 
inſoweit ſelbſt als Verbraucher. 

Dieſe Behörden find verpflichtet, jede Abgabe eines in § 1 der Bundes: 
ratsverordnung bezeichneten Gegenſtandes der für den Abnehmer zuſtän⸗ 
digen Ausfertigungsſtelle von Bezugsſcheinen anzuzeigen. 

Für die geſchloſſene Armenpflege gilt die in 8 2 Sifer 2 und 8 16 
der Bundesratsverordnung getroffene Beſtimmung. (Amtl. Anmerk.) 
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1916. 22. November. 
Bekanntmachung über Vogelſutter. 
Kriegsernährungsamt (R. 5. Bl. S. 411.) 


Auf Grund des 8 20 der Derorönung über Futtermittel vom 5. 
Oktober 1916 (Keichs⸗Geſetzbl. S. 1108) und des § 1 der Bekanntmachung 
über die Errichtung eines Kriegsernährungsamts vom 22. Mai 1916 (Keichs⸗ 
Geſetzbl. S. 402 wird beſtimmt: 

Die Abſatzbeſchränkung nach 8 2 Ab. 1 ſowie die Anzeige: und Ueber: 
laſſungspflicht nach 88 3, 4 der Derordnung über Futtermittel vom 5. 
Oktober 1916 (Reichs: Geſetzbl. S. 1108) gilt nicht für folgende Sutter- 
mittel: 

Sämereien aller Kiefer- und Pinusarten, 
Samen von Erle, Fichte, Birke, Lärche, Ginſter, Hainbuche, 
Sirbelnüjfe, 
Wegerich, 
Dogelbeeren, _ 
Ameiſeneier, 
Weißwurm, 
Puppen der Seidenraupe. 
Dieſe Beſtimmung tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft. 


1916. 23. November. 


Bekanntmachung 
über die Verwendung von Chlorzinn zur Beſchwerung von 
Seidenwaren. 


R. K. (K. G. Bl. S. 1291.) 


Der Bundesrat hat auf Grund des 8 3 des Geſetzes über die Er- 
mächtigung des Bundesrats zu wirtſchaftlichen Maßnahmen uſw. vom 1. 
Auguit 1914x) (Keichs-Geſetzbl. S. 327) beſchloſſen: 


81 

Die Derwendung von Chlorzinn zur Beſchwerung von ſeidenen Garnen 
oder ſeidenen Web⸗, Wirk- und Strickwaren iſt nur inſoweit geſtattet, 
daß durch die Beſchwerung das Gewicht der Rohſeide vor dem Abkochen 
ua) höchſtens überſchritten werden darf 

1. bei ſchwarzen Garnen für die Stoffweberei, 
Trame und Organzin bis 60 vom Hundert 

2. bei ſchwarzen Garnen für die Bandweberei 


a) Organzin (Kette) für Herrenhutband „ 100 „ 15 
b) allen anderen Organzinen „ 60 „ Bes 
c) Trame „ 100 „ 1 
3. bei farbigen Kettgarnen und Schußgarnen für 

Band⸗ und Stoffweberei „ 0 1 
4. bei Schleierſtoffen (Doiles) „ 0 „ 1 
5. bei Lumineuritoffen und -band zu 
a) deren Schuß aus einfacher Grege beſteht „ 60 „ 7 
b) allen andern in 202 5, 1 


*) Verwaltungsvorſchriften Jahrgang 1916 I S. 380. 
x) Derwaltungsvorjchriften Jahrgang 1914 J S., 857. 
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Alle anderen Web⸗, Wirk⸗ und Strickwaren dürfen höchſtens bis 
zum Gewichte der Rohſeide vor dem Abkochen (Partgewicht) beſchwert 
werden. 

82 


Die Einfuhr von ſeidenen Erzeugniſſen der im $ 1 bezeichneten Art, 
die höher beſchwert ſind als dort vorgeſehen, iſt verboten. Dieſes Verbot 
gilt auch für die Rückeinfuhr ſolcher Erzeugniſſe, die im Wege des zollfreien 
Deredelungsverkehrs nach dem Ausland ausgeführt und dort zu höheren 
Sätzen, als gemäß 8 1 zuläſſig, beſchwert worden ſind. 

Die Dorſchriften der Verordnung, betreffend Verbot der Einfuhr entbehr- 
licher Gegenſtände, vom 26. Februar 1916 (Reichsanzeiger Nr. 40) bleiben 
unberührt. a 
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Der Keichskanzler iſt ermächtigt, die vorſtehenden Beſchwerungsſätze 
zu ändern; er kann Uebergangs- und Ausführungsbeſtimmungen erlaſſen 
und Ausnahmen geſtatten. 

Der Keichskanzler kann beſtimmen, daß Suwiderhandlungen und das 
Unternehmen der Suwiderhandlung mit Gefängnis bis zu ſechs Monaten 
oder mit Geldſtrafe bis zu fünfzehnhundert Mark beſtraft werden, und 
daß neben der Strafe die Ware, auf die ſich die Zuwiderhandlung bezieht, 
ohne Unterſchied, ob ſie dem Täter gehört oder nicht, eingezogen wird. 
Er kann ferner beſtimmen, daß auf die Einziehung ſelbſtändig erkannt 
werden kann, wenn die Derfolgung oder Derurteilung einer beſtimmten 
Perſon nicht ausführbar iſt. 


84 
Die Verordnung tritt mit dem Tage der Derkünduug in Kraft. Der 
Reichskanzler beſtimmt den Seitpunkt des Außerkrafttretens. 


1916. 23. November. 


Ausführungsbeſtimmungen 
zur Verordnung des Bundesrats über die Verwendung von Cblorzinn 
zur Beſchwerung von Seidenwaren. 


R. K. (R. G. Bl. S. 1292.) 


Auf Grund des 8 3 der Derordnung des Bundesrats über die Ver— 
wendung von Chlorzinn zur Beſchwerung von Seidenwaren vom 23. No— 
vember 1916 G(Reichs⸗Geſetzbl. S. 1291) beſtimme ich: 


81 

8 2 der Derorönung des Bundesrats über die Derwendung von Chlor— 
zinn zur Beſchwerung von Seidenwaren findet keine Anwendung 

1. auf Waren, welche beim Inkrafttreten dieſer Beſtimmungen bereits 

fertig hergeſtellt oder in Arbeit befindlich ſind, ö 

2. auf Waren, welche bis zum 28. Juni 1916 beſtellt worden ſind, 
ſofern die Waren ſpäteſtens bis zum 31. Dezember 1916 zur Einfuhr 
nach Deutſchland gelangen. N 


8:2 
Wer Waren der in der Derorönung bezeichneten Art nach Deutſchland 
einführen will, muß eine Erklärung abgeben 
1. über die Art der Ware und die Höhe der Beſchwerung, 
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2. wenn er von den Vergünſtigungen des § 1 dieſer Beſtimmungen 
Gebrauch machen will, über die einzelnen dort bezeichneten Vor⸗ 
ausſetzungen. 

Die Richtigkeit der Erklärung muß nachgewieſen werden, ſoweit die 
Einfuhr aus der Schweiz erfolgt, bei der Einfuhr von Bändern und zur 
Derwebung von Bändern beſtimmten Garnen durch eine Bejcheinigung 
des Syndikats ſchweizeriſ cher Bandfabrikanten in Bajel, bei der Einfuhr 
von anderen Waren durch eine Beſcheinigung der e Induſtriegeſell⸗ 
ſchaft in Zürich. 


85 
Mit Gefängnis bis zu ſechs Monaten oder mit Geldstrafe bis zu 
A Mark wird beitraft, 
wer die Dorſchriften im 8 1 der Derorönung des Bundesrats 
über die Derwendung von Chlorzinn zur Beſchwerung von Seiden⸗ 
waren übertritt, 

2. wer es unternimmt, entgegen den Vorſchriften im S 2 der Der: 
ordnung und dieſen Beſtimmungen die dort bezeichneten Waren 
einzuführen. 

Neben der Strafe iſt die Ware, auf die ſich die Zuwiderhandlung be— 
zieht, einzuziehen, ohne Unterſchied, ob fie dem Täter gehört oder nicht. 

Iſt die Verfolgung oder Derurteilung einer beſtimmten Perſon nicht 
ausführbar, ſo kann auf die Einziehung ſelbſtändig erkannt werden. 


8 4 ö 
Die Beſtimmungen treten mit dem Tage der Verkündung, die Straf: 
beſtimmungen mit dem 28. November 1916 in Kraft. 


1916. 23. November. 


Bekanntmachung 
zur Aenderung der Verordnung über den Verkehr mit Stroh und 
Häckſel vom 8. November 1915. (Reiche⸗Geſetzbl. S 713) 


R. K. (R. G. Bl. S. 288.) 


Der Bundesrat hat auf Grund des 8 3 des Geſetzes über die Ermäch— 
tigung des Bundesrats zu wirtſchaftlichen Maßnahmen uſw. vom 4. Auguſt 


1914 Keichs⸗Geſetzbl. S. 327) folgende Verordnung erlaſſen: 


Artikel 1 
Der 8 1 der Derordnung über den Derkehr mit Stroh und 9 7 
vom 8. November 1915 *) (Reichs-Geſetzbl. S. 743) erhält folgende Faſſung: 
„Den Dorſchriften dieſer Verordnung unterliegt das Stroh 
von Roggen, Weizen, Dinkel, Hafer und Gerſte, das Stroh von 
Lupinen, das Zucker- und Runkelrübenſamenſtroh, nicht dagegen 
die beim Nusdreſchen entſtehende Spreu.“ 


Artikel 2 
Der Abſatz 1 des 8 5 der Derordnung erhält folgende Faſſung: 
„Die Bezugsvereinigung hat für das Stroh einen angemeſſenen Ueber⸗ 
nahmepreis zu zahlen. Dieſer darf 
für 1000 Kilogramm Stroh von Roggen, ze Dinkel, Hafer 
und Gerſte 


*) Derwaltungsvorſchriften Jahrgang 1914 I S. 857. 


%) Derwaltungsvorſchriften Jahrgang 1915 II S. 351. 
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bei Flegeldruſchſtroh 50,00 Mk., 
bei gepreßtem Maſchinendruſchſtroh - 47,00 Mk., 
bei ungepreßtem Maſchinendruſchſtroh 40,00 Mk., 
für 1000 Kilogramm Stroh von Lupinen, Sucker- und 
Kunkelrübenſamenſtroh aller Art 40,00 Mk. 


nicht überſteigen. Iſt das Stroh nicht von mindeſtens mittlerer Art und 
Güte, ſo iſt der Preis entſprechend herabzuſetzen.“ 


Artikel 3 
Dieſe Wer d ritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft. 


1916. 23. November. 
Betrieb der Anlagen der Großeiſeninduſtrie 
R. K. (K. G. Bl. S. 1287.) 


Auf Grund der §§8 120 f, 139 b der Gewerbeordnung hat der Zundesrat 
folgende Beſtimmung erlaffen: 

Unter Aufhebung der Beſtimmung vom 29. Oktober 1915.) wird 
der 8 7 der Bekanntmachung vom 4. Mai 19142), betreffend den Betrieb 
der Anlagen der Großeiſeninduſtrie wie folgt geändert: 


8 7 
Die vorſtehenden Beſtimmungen treten am 1. Dezember 1917 in 
Kraft und an Stelle der Bekanntmachung vom 19. Dezember 19085). 
Die auf Grund des § 3 der Bekanntmachung vom 19. Dezember 
19085) geſtatteten Ausnahmen bleiben, wenn ihre Dauer nicht auf einen 
kürzeren Seitpunkt beſchränkt iſt, bis zum 30. November 1917 in Geltung, 
treten aber am 1. Dezember 1917 ſämtlich außer Kraft. 


1916. 23. November. 
Prägung von Einpfennigſtücken aus Aluminium. 
R. K. (K. G. Bl. S. 1301.) 


Der Bundesrat hat auf Grund des 8 des Geſetzes über die Er: 
mächtigung des Bundesrats zu wirtſchaftlichen Maßnahmen uſw. vom 
4. Auguſt 1914 folgende Derordnung erlaſſen: f 


81 ö 
Der Reichskanzler wird ermächtigt, außerhalb der im S 8 des Münz— 
geſetzes vom 1. Juni 1909 (Keichs-⸗Geſetzbl. S. 507) für die Ausprägung 
von Nickel⸗ und Kupfermünzen beſtimmten Grenze Einpfennigſtücke aus 
Aluminium bis zur höhe von zwei Millionen Mark herſtellen zu laſſen. 
Im übrigen finden auf dieſe Münzen die für die Einpfennigſtücke aus 
Kupfer geltenden Dorjcriften mit der Maßgabe entſprechende Anwendung, 
daß der Durchmeſſer 16 Millimeter betragen ſoll und aus einem Kilogramm 
1250 Stücke auszubringen ſind. 
8 2 N 
Die Einpfennigſtücke aus Aluminium ſind ſpäteſtens zwei Jahre nach 
Friedensſchluß außer Kurs zu ſetzen. 
Die hierzu erforderlichen Beſtimmungen erläßt der Bundesrat. 
) Derwaltungsporjchriften Jahrgang 1915 II. S. 338. 
2) Verwaltungsvorſchriften Jahrgang 1914 S. 639. 
3) Perwaltungsvorſchriften Jahrgang 1908 S. 589. 
9) Derwaltungsvorſchriften Jahrgang 1914 I S. 857. 
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1916. 24. November. 


Bekanntmachung 
betreffend Einfuhr von Obſtbranntwein. 


K. K. (Reichs⸗ u. Staatsanzeiger Nr. 278.) 


Auf Grund der Verordnung über das Derbot der Einfuhr entbehr⸗ 
licher Gegenſtände vom 25. Februar 1916 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 1110 ver⸗ 
biete ich bis auf weiteres die Einfuhr über die Grenzen des Deutſchen 
Reichs für folgende Gegenſtände: 

Branntwein aus Obſt, Beeren oder Rückſtänden davon, aus Wein, 
Weinhefe, Moſt, Wurzeln oder Rückſtänden davon, ferner Arrak 
und Rum, in Fäſſern oder Heſſelwagen der Solltarifnummer 178. 

Berlin, den 24. November 1916. 

Der Keichskanzler. 
Im Auftrage: Freiherr von Stein. 


1916. 24. November. 
Bekanntmachung über Zement. 
R. K. (K. G. Bl. S. 1294.) 


Auf Grund des 8 1 Abſ. 2 der Bekanntmachung über Beſchränkungen 
des Übſatzes und die Erzeugung von Zement vom 29. Juni 19167) (Reichs: 
Geſetzbl. S. 633) wird folgendes beſtimmt: ö 

Dertcäge über Lieferung von Sement, durch welche eine 
Lieferungspflicht für die Seit nach dem 30. Juni 1917 begründet 
wird, dürfen vor dem 1. Juni 1917 nicht abgeſchloſſen werden. 

Die Beſtimmung tritt mit dem J. Dezember 1916 in Kraft. 


1916. 24. November. 


Schutzimpfung von Heeres angehörigen und Zivilperſonen gegen Pocken, 
Cholera und Thyphus vor der Abreiſe zum Feldheere, in die beſetzten 
Gebiete, nach dem Balkau oder der Türkei 


m. 3. (m. Bl. m. S. 402) 


Kriegsminiſterium, 
Berlin W. 66, den 13. November 1916. 


Leipziger Straße 5. 
Wiederholte Anfragen geben Deranlaffung, bezüglich der Schutzimpfun⸗ 
gen der Heeresangehörigen, einſchließlich Offiziere, Beamte und Beamten: 
itellvertreter, folgendes zu beſtimmen: 


I. Bei Verwendung in Feldſtellen: 

Vor ihrer Abreiſe zum Feldheere müſſen ſämtliche Heeresangehörige 
unter allen Umſtänden den vorgeſchriebenen Schutzimpfungen gegen Pocken 
Cholera und Typhus unterzogen werden. Soweit die Genannten in den 
letzten 4 Jahren mit Erfolg gegen Pocken geimpft worden ſind oder dieſe 
Krankheit überſtanden haben, kann von der Vornahme der Pockenſchutz⸗ 
impfung abgeſehen werden. N 


x) erwaltungsvorſchriften Jahrgang 1916 I S. 152. 
5) verwaltungsvorſchriften Jahrgang 1916 I S. 498. 
j 67 


. 
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Da die Durchführung der vorgeſchriebenen 3 Schutzimpfungen eine 
Seitdauer von mindeſtens 15, in der Regel aber eine ſolche von 21 Tagen 
in Anſpruch nimmt, iſt es erforderlich, daß alle für eine Derwendung im 
Felde überhaupt in Frage kommenden Heeresangehörigen, ſoweit dies nicht 
ſchon geſchehen iſt, unverzüglich den vorgeſchriebenen Impfungen unter: 
worfen werden, damit nicht etwa durch die einſtweilen unterlaſſene Impfung 
eine Verzögerung in der Abreiſe bedingt wird. Die Impfungen gegen 
Typhus und Cholera ſind in Seitabſtänden von einem halben Jahre zu 
wiederholen. 
N II. Bei vorübergehender Entſendung: 

Bei vorübergehender Entſendung zum Feldheere oder in die von uns 
und unſeren Verbündeten beſetzten Gebiete, einſchließlich der General⸗Gou⸗ 
vernements Warſchau und Belgien, ſind alle Heeresangehörigen vor ihrer 
Abreiſe der Pockenſchutzimpfung zu unterwerfen, ſoweit ſie in den letzten 
4 Jahren nicht mit Erfolg gegen Pocken geimpft worden ſind oder dieſe 
Krankheit überſtanden haben. Der Erfolg der Impfung braucht nicht 
abgewartet, die Impfung kann vielmehr am Tage der Abreiſe ſelbſt 
vorgenommen werden. ö 

Außerdem iſt dem Betreffenden in ihrem eigenen geſundheitlichen In- 
tereſſe anzuraten, daß ſie ſich bei vorübergehender Entſendung über die 
Weſtgrenze des Reichs auch der Typhusſchutzimpfung und bei vorüber— 
gehender Entſendung über die Oſtgrenze des Reichs der Typhus- und 
Choleraſchutzimpfung unterziehen. 

Bei vorübergehender Entſendung nach dem Balkan oder der Türkei 
müſſen hingegen alle Heeresangehörige wie gegen Pocken auch gegen Typhus 
und Cholera geimpft ſein. 

Alle Perſonen, die für derartige Reifen überhaupt in Frage kommen, 
ſind daher rechtzeitig zu impfen, damit Verzögerungen der Reiſe vermieden 
werden. 

Es wird erſucht, hiernach das Erforderliche zu veranlaſſen. 

An ſämtliche Königlich preußiſchen ſtellvertretenden Generalkommandos (XXI. 
für XVI.) uſw. a 


Abſchrift zur gefälligen Kenntnisnahme. Die Dorſchriften finden ſinn⸗ 
gemäß Anwendung bei etwaigen Reiſen von Sivilperſonen in die be— 
zeichneten Gebiete. ö 


An die Herren Regierungspräſidenten und den Herrn Polizeipräſidenten hier. 


1916. 24. November. 
Beſeitignng des Answurfs Schwindſüchtiger in den Krankenanſtalten. 
M. J. (m. Bl. m. S. 402.) 


Aus den Berichten der Regierungspräjidenten über die Beſeitigung 
des Auswurfs Schwindſüchtiger in den Krankenanſtalten ergibt ſich, daß 
faſt allgemein in den Lungenheilanſtalten eine einwandfreie Vernichtung 


der QTuberkelbazillen durch Auskochen oder Dampfdesinfektion des Aus- 


wurſs angewendet wird. Es kann keinem Sweifel unterliegen, daß dies 
die beſte und ſicherſte Form der Unſchädlichmachung des tuberkulöſen Aus⸗ 
wurfes iſt. Dagegen werden die Glasgefäße, in denen der Auswurf ge— 
ſammelt wird, Speigläſer und Spuckflaſchen nicht in allen Lungenheil⸗ 
ſtätten durch Auskochen oder im Dampfſteriliſator desinfiziert, ſondern 
noch mehrfach auf mechaniſtjem Wege unter Suhilfenahme von Desinfek- 
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tionsmittel und heißem Waſſer gereinigt. Bei dieſem Verfahren iſt eine 
ſichere Keimfreimahung der Gläſer nicht gewährleiſtet, auch ſind dabei 
die mit der Reinigung betrauten Perſonen einer nicht unerheblichen An⸗ 
ſteckungsgefahr durch verſpritzende Tropfen ausgeſetzt. Es muß daher darauf 
hingewirkt werden, daß in allen Lungenheilanſtalten ſowohl der Aus- 
wurf der Kranken durch Auskoden oder Erhitzen im Dampfſteriliſator 
unſchädlich gemacht als auch in gleicher Weiſe die Sammelgefäße ſteriliſiert 
und die dazu notwendigen Apparate, wo ſie noch fehlen, beſchafft werden. 
Sweckmäßig werden dazu ſolche Apparate gewählt, welche es geſtatten, 
die Sammelgefäße mit ihrem Inhalt zu desinfizieren, ſo daß ein Entleeren 
der Geſäße vor erfolgter Desinfektion vermieden wird. Denn auch in den 
Lungenheilanſtalten iſt ebenſo wie in anderen Krankenhäufern, in 
denen übertragbare Krankheiten behandelt werden, peinlichſt darauf zu 
achten, daß keinerlei undesinfiziertes Infektionsmaterial verſtreut werden 
oder aus der Anſtalt hinausgelangen kann. ö 

Die Berichte betonen dagegen übereinſtimmend, daß die Oernichtung. 
des Auswurfs Schwindſüchtiger in den übrigen Krankenhäuſern nicht ein- 
heitlich durchgeführt wird. Auskochen oder Dampfdesinfektion wird nur 
Rin wenigen angewendet, vielmehr iſt das Auflaugen des Auswurfs in 
Speigläſern, die mit Sublimat⸗, Cyſol⸗, Kreſolſeifenlöſung, 2—5 %igem Kar: 
bolwaſſer oder mit Waſſer ohne Suſatz gefüllt find, die Regel. Eine Des⸗ 
infektion der Speigläſer findet entweder gar nicht oder mit unzureichenden 
Mitteln ſtatt; über eine einwandfreie Desinfektion dieſer Gläſer wird nur 
vereinzelt berichtet. 

Es iſt trotz vereinzelt geäußerter anderer Anſicht daran feſtzuhalten, 
daß eine ſichere Vernichtung der Tuberkelbazillen im Innern von zähen 
Auswurfballen durch 5 %ige Sublimat, 2,5 Yoige Krefolfeifenlöfung, 
ooige Formaldehydlöſung und ähnliche Desinfektionsmittel nicht gelingt, 
weil dieſe Mittel in die Auswurfballen nicht eindringen und entweder gar 
Reine oder nur eine unvollkommene Cöſung des geballten Auswurfs herbei— 
führen. Es muß daher angeſtrebt werden, daß dieſe Mittel für ſich allein 
künftig zur Desinfektion des Auswurfs nicht mehr benutzt werden. 5 %ige 
Sublimat⸗ und 10%oige Kreſolſeifenlöſung können indeſſen in der Weile 
zur Desinfektion des Auswurfs verwandt werden, daß, wie von verſchiedenen 
Seiten empfohlen wird, die Speiflaſchen und Spuckgläſer zu etwa 's ihres 
Innenraumes mit 2 Yoiger Soda- oder 1 Yiger Antiforminlöſung, die beide 
eine ſchnelle und gründliche Auflöfung der Auswurfballen bewirken, ge- 
füllt werden und erſt nach Benutzung des Gefäßes die Desinfektion des 
Auswurfs durch Hinzufügen der gleichen Menge des Desinfektionsmittels 
und wenigſtens zweiſtündige Einwirkung desſelben vorgenommen wird. 

Don einer Seite iſt angeregt worden, an Stelle der bisher üblichen 
mittel eine 1 % ige Phobrollöſung (der „Chemiſchen Werke A.-G.“ Hreuzach) 
anzuwenden, da in ihr eine beſſere Cöſung des Auswurfs und eine ſichere 
Abtötung der Tuberkelbazillen erfolgen ſoll. Nach den günſtigen Ergeb⸗ 
niſſen, welche in wiſſenſchaftlichen Laboratoriumsverjuchen mit dieſem Des⸗ 
infiziens, jedoch in 2 Yoiger Cöſung und bei 12. —24ſtündiger Einwirkungs⸗ 
dauer, erzielt worden ſind (efr. Kirſtein: „Ueber die Desinfektion phthiſiſchen 
Auswurfs mittels der Phenolderivate Phobrol, Grotan und Sagrotan, ins⸗ 
beſondere bei gleichzeitiger Anwendung von Antiformin”, Deröffentl. a. d. 
Gebiete der Medizinalverwaltung Bd. V heft 7), erſcheint es angebracht, 
mit dieſem Mittel in der von Kirſtein vorgeſchlagenen Form auch praktiſche 
Derfuche anzuſtellen. 5 

Zu verwerfen find aber alle Verfahren, bei denen der Auswurf undes— 
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infiziert in den Abort oder die Kanaliſation entleert wird, da hierdurch einer 
Ausſtreuung infektionstüchtiger Tuberkelbazillen Vorſchub geleiſtet wird. 

Mehrfach ſind Spucknäpfe mit Waſſerſpülung in Gebrauch; als ein⸗ 
wandfrei können jedoch nur diejenigen Anlagen bezeichnet werden, bei 
denen die Abwäſſer in Sammelbehältern aufgefangen und durch Kochen 
desinfiziert werden. Spucknäpfe aus Pappe haben ſich nicht bewährt, da 
fie dem Eintrocknen und Derſtäuben des Auswurfs VDorſchub leiſten. Wo 
Spucknäpfe als Sammelbehälter für den Auswurf aufgeſtellt werden ſollen, 
empfiehlt es ſich, fie an der Wand in etwa 1— 1½ m Höhe über dem 
Boden anzubringen, um ein Derſpritzen des Auswurfs zu vermeiden. Die 
Näpfe ſind mit einer ſputumlöſenden oder desinfizierenden Flüſſigkeit zu 
½ zu füllen, ihr Inhalt wie der von Speigläſern zu behandeln. 


Das beſte Mittel zur Vernichtung der Tubeckelbazillen im Auswurf 
iſt aber auch für Krankenhäuſer die Einwirkung hoher Temperaturen in 
Form des Derbrennens in einer Heizanlage, des Auskochens oder der 
Dampfdesinfektion in beſonderen Apparaten, wie fie von Kirchner, heim 
u. a. angegeben worden ſind. Dieſem Geſichtspunkt iſt möglichſt überall 
Geltung zu verſchaffen. Wo die Anſchaffung eines beſonderen Apparates 
für die Sputumdesinfektion nicht angängig iſt oder die Hoſten zu groß 
fein würden, läßt ſich das Auskodhen des Auswurfs in den Speigläfern 
auch in einfachen Kochtöpfen durchführen. Beſonders empfehlenswert er- 
ſcheinen für dieſen Sweck große Koctöpfe mit einem Siebeinſatz, auf 
welchen die Speigläſer mit Inhalt geſetzt oder gelegt werden. Auf dieſe 
Weiſe wird gleichzeitig die notwendige Desinfektion der Gläſer gewähr- 
leiſtet. Mit den Spuchkflaſchen iſt ebenſo zu verfahren. 

Das Auskodhen des Auswurfs auf Seuerſtellen, die zum Zubereiten 
menſchlicher Nahrung dienen, iſt aus hygieniſchen und äſthetiſchen Gründen 
zu vermeiden. Am beſten wird ſich der Desinfektionsraum, Vorraum 
des Kloſetts oder ein ähnlicher Nebenraum eignen. 

Auch wird mehrfach bemängelt, daß die Speigläſer am Krankenbett 
ohne Bedeckung vorgefunden werden, ſo daß es Fliegen ermöglicht wird, 
an den tuberkelbazillenhaltigen Auswurf zu gelangen, und daß ferner 
der Transport der Gefäße vom Krankenbett zum Desinfektionsraum in 
offenen Gefäßen ſtattfindet. Beide Verfahren ſchließen die Gefahr einer 
Ausjtreuung des Infektionsſtoffs in ſich und fordern dringend eine Abſtellung. 
zweckmäßig werden die Speigläſer auch mit einem Handgriff verſehen, 
um ihre Handhabung zu erleichtern. | 
Das merkliche Anſteigen der Tuberkuloje-Erkrankungs- und Sterbe- 
ziffern im Deutſchen Reiche, das wir feit Ausbruch des Krieges feſtſtellen 
können, fordert gebieteriſch, daß alle Mittel angewandt werden, welche 
eine Eindämmung der unſerem Volke drohenden Gefahr eines Weiterumſich⸗ 
greifens der Tuberkuloſe gewährleiſten können. Dazu gehört aber in 
erſter Linie die Vernichtung des tuberkelbazillenhaltigen Auswurfs der 
Tuberkulöſen. f 

Ich erſuche daher ergebenſt, nach der in den obigen Ausführungen 
angedeuteten Richtung auf die Ihrer Aufſicht unterſtehenden Krankenhäuſer 
und Lungenheilanſtalten einzuwirken. 

Einem weiteren Bericht über die Erfahrungen mit den zur Dernichtung 
und Unſchädlichmachung des tuberkulöſen Auswurfs empfohlenen Verfahren 
in Krankenhäuſern und Lungenheilanſtalten will ich zum 1. Januar 1918 
entgegenſehen. f 


An die Herren Regierungspräſidenten und den Herrn Polizeipräſidenten hier. 


1916. 25. November. 1057 


Abſchrift überſende ich ergebenſt zur gefälligen n und 
weiteren Deranlaſſung bei den Provinzialheilanſtalten. 


kin die Herren Oberpräſidenten. 


1916. 25. November. 


Vorlage von Kanaliſationsprojekten umfänglicherer Art 
bei der Zentralinſtanz N 


m. . m. s. d. F. m. J. (m. Bl. m. s. 418.) 


Durch unſeren gemeinſchaftlichen Erlaß vom 13. Juli 1914 find die 
Herren Regierungspräſidenten erſucht worden, die Waſſerpolizeibehörden an⸗ 
zuweiſen, alle ihnen auf Grund des 8 23 des Waſſergeſetzes zugehenden 
Kanaliſationsprojekte umfänglicherer Art, bevor fie darüber entſcheiden, 
durch die Hand der Herren Regierungspräſidenten der Sentralinſtanz vor: 
zulegen. Da es uns für eine gleichmäßige Handhabung der Grundſätze 
über die Reinhaltung der Waſſerläufe erwünſcht iſt, auch diejenigen größeren 
Kanaliſationsprojekte kennen zu lernen, bei denen das Recht zur Einleitung 
der Abwäſſer durch Verleihung auf Grund des § 46 W. G. nachgeſucht 
wird, jo erſuchen wir die Herren Regierungspräfidenten ergebenſt, die 
Medizinalbeamten, denen nach Siffer 10 unſerer Ausführungsanweiſung 
zum Waſſergeſetz vom 7. April 1913, betreffend das Derleihungsperfahren 
und das Ausgleichungsverfahren, vom 29. April 1914 eine Ausfertigung 
der dem Bezirksausſchuß einzureichenden Vorlagen zugeht, anzuweiſen, uns 
auch dieſe Projekte, ſofern ſie umfänglicherer Art ſind, durch Ihre Hand 
vorzulegen. 

Es iſt anzunehmen, daß die Bezirksausſchüſſe, wenn ſie auch geſetzlich, 
abgejehen von dem Falle des § 49 Abſ. 4 des Waſſergeſetzes, dazu nicht 
verpflichtet ſind, dem Unternehmer die von uns für notwendig erachteten 
Anforderungen auf Grund der 88 47 und 49 W. G. 7 werden. 
Sollte es wider Erwarten in vereinzelten Fällen nicht geſchehen, ſo wollen 
die herren Regierungspräfidenten von dem Ihnen nach § 384 W. G. zu: 
ſtehenden Beſchwerderecht Gebrauch machen. 


An die Herren Regierungspräſidenten, abſchriftlich zur gleichmäßigen Be- 
achtung an die Herren Oberpräſidenten in Danzig, Breslau, Magde— 
burg, Hannover, Münſter und Koblenz ſawie an den Herrn Regie⸗ 
rungspräſidenten in Potsdam als het der Märkiſchen Waſſer⸗ 
ſtraßen. 


Anlage. 


Erlaß, betr. Vorlage von Kanaliſationsprojekten umfänglicherer Art bei 
der Sentralinſtanz, vom 15. Juli 1914. 

Nach dem inzwiſchen in Kraft getretenen Waſſergeſetz vom 7. April 
1915 kommt für die Projekte von Kanaliſationsanlagen die landespolizeiliche 
Genehmigung nicht mehr in Frage. Die Projekte ſind vielmehr entweder 
nach 8 25 q. a. O. der Waſſerpolizeibehörde vorzulegen, oder es iſt das 
Recht zur Einleitung der Abwäſſer in den Waſſerlauf nach § 46 a. a. O. 
durch Verleihung nachzuſuchen. Da anzunehmen iſt, daß Gemeinden, die 
Kanaliſationen auszuführen beabſichtigen, überwiegend den erſteren Weg 
beſchreiten, alſo an die Waſſerpolizeibehörden herantreten werden, Jo er⸗ 
ſuchen wir Ew. pp. ergebenſt, dieſe mit Anweiſung dahin zu verſehen, 
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daß ſie alle bei ihnen eingehenden Projekte umfänglicherer Art, d. h. 

ſolche, bei denen es ſich um die Kanaliſation ganzer Ortſchaften oder 

größerer Ortsteile handelt, bevor ſie darüber entſcheiden, durch die Hand 

Ew. pp. der Sentralinitanz vorzulegen haben. Ew. pp. wollen alsdann die 

Projekte uns - äußere Adreſſe: Miniſterium des Innern — weiterreichen 

und dabei die Dorfchriften des Runderlaſſes vom 30. März 1896 beachten. 

Wir legen Wert darauf, die Projekte kennen zu lernen, um auf eine gleich— 

mäßige Handhabung der HGrundſätze für die Reinhaltung der Paſſerläufe 

hinwrker zu können. 
Sollte in einzelnen Fällen eine Gemeinde wegen der von uns der 

Waſſerpolizeibehörde empfohlenen Anforderungen es vorziehen, den Antrag 

auf Derleihung des Rechts zur Einleitung ihrer Abwäſſer zu ſtellen, fo 

wollen Ew. pp. die Waſſerpolizeibehörden anweiſen, gegebenenfalls von 
dem Rechte des n nach 849 Abſ. 4 a. a. O. Gebrauch zu 
machen. 
Berlin, den 13. Juli 1914. 
Der MNiniſter der öffentlichen Arbeiten. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Der Miniſter für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten. 
Der Miniſter des Innern. 

An die Herren RKegierungspräſidenten, abſchriftlich zur gleichmäßigen Be⸗ 
achtung an die Herren Oberpräſidenten in Danzig, Breslau, Magde⸗ 
burg, Hannover, Münſter und Koblenz ſowie an den Herrn Re⸗ 

gierungspräſidenten in Potsdam als Chef der Märkiſchen Waſſerſtraßen. 


1916. 25. November. 


| Bekanntmachung 
über die Beglaubigung von Unterſchriften und die Legaliſation von 
Urkunden in den beſetzten Gebieten. 


R. K. (R. G. Bl. S. 1209.) 


Auf Grund des $ 3 der Derordnung über die Beglaubigung von 
Unterſchriften und die Legaliſation von Urkunden in den beſetzten Gebieten 
vom 20. Januar 19169 (KReichs-Geſetzbl. S., 48) wird folgendes beſtimmt: 

Die Vorſchriften der 88 1, 2 der Derordnung gelten für das beſetzte 
Gebiet von Longwy und Brien entſprechend. Für die öffentlichen Be⸗ 
glaubigungen ſind der Chef der Sivilverwaltung beim Gouvernement Metz 
für dieſes Gebiet, der Dorjigende und Einzelrichter des deutſchen Gerichts 
für dieſes Gebiet und die zur Ausübung ihres Amtes innerhalb dieſes 
Gebiets zugelaſſenen deutſchen Notare zuſtändig. Die Cegaliſationen ge⸗ 
116 zur ee des Chefs der Zivilverwaltung beim Gouvernement 

Metz. 
1916. 26. November. 


Bekanntmachung a 
zur Aenderung des S 7 der Bekanntmachung über die Ueberwachung 
des Verkehrs mit Seemuſcheln vom 2. November 1916. 

R. K. (R. G. Bl. S. 1302.) 


Auf Grund der Bekanntmachung über Kriegsmaßnahmen zur Siche⸗ 
rung der Dolksernährung vom 22. Mai 1916 (Keichs⸗-Geſetzbl. S. 201 


wird verordnet: 
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Artikel I 
Der 87 der Bekanntmachung über die Ueberwachung des Derkehrs 
mit Seemufcheln vom 2. November 1916 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 1243) erhält 
folgende Faſſung: 8 

it Gefängnis bis zu einem Jahre und mit Geldſtrafe bis zu zehn⸗ 

taufend Mark oder mit einer dieſer Strafen wird beſtraft: 

1) wer ohne die erforderliche Erlaubnis (8 2). Seemufchelkonferven 
herſtellt oder Seemuſcheln verkauft; 

2) wer den gemäß 8 3 Abi. 1 erlaſſenen Beſtimmungen zuwider: 
handelt; 

3) wer entgegen einem auf Grund des 8 3 Abſ. 2 erlaſſenen Verbote 
den Fang oder den Verkauf von Seemuſcheln oder die Her- 
ſtellung von Seemuſchelkonſerven betreibt 

4) wer die nach 8A Abſ. 1 feſtgeſetzten Preiſe überſchreitet oder 
einen andern zum Abſchluß eines Vertrages auffordert, durch den 
dieſe Preiſe überſchritten werden, oder ſich zu einem ſolchen Der: 
trag erbietet; 

5) wer Preiſe, die ihm gemäß 8 4 Abſ. 2 von der Ueberwachungs⸗ 
ſtelle für Seemuſcheln vorgeſchrieben find, überjchreitet; 

6) wer den gemäß 8 5 erlaſſenen Beſtimmungen über den Derkehr 
mit eingeführten Seemuſcheln und eingeführten Seemuſchelkon⸗ 
ſerven zuwiderhandelt; 

7 Baer ihm nach 8 6 Abſ. 1 obliegenden Verpflichtungen zuwider: 

andelt; 

8) wer der Dorſchrift im 8 6 Abſ. 2 zuwider Derjchwiegenheit nicht 
beobachtet. . 

In dem Falle der Nr. 8 tritt die Verfolgung nur auf Antrag des 
Unternehmers ein. ö 

Neben der Strafe können die Gegenſtände, auf die ſich die ſtrafbare 
Handlung bezieht, eingezogen werden, ohne Unterſchied, ob ſie dem Täter 
gehören oder nicht. 


Artikel II 
Dieſe Bekanntmachung tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft. 


1916. 27. November. 


Ausführungsauweiſung II zu den Bekanntmachungen über 
Vorratserhebungen vom 2. Febrnar 1915), vom 3. September 1915?) 
und vom 21 Oktober 1915.9) 


M. H. G. M. L. D. F. M. J. (M. Bl. h. G. S. 480.) 


In Ausführung des § 6 der Bekanntmachung über Dorratserhebungen 
vom 2. Februar 1915) wird beſtimmt: 

Neben den in der Ausführungsanweilung vom 27. Dezember 1915 
bezeichneten Behörden iſt der Staatsſekretär des Reichs-Marine⸗Amts zu⸗ 
ſtändig, ſoweit es ſich um Gegenſtände des Kriegsbedarfs und um Gegen— 
ſtände, die zur herſtellung von Kriegsbedarfsartikeln dienen, handelt. 
1) Verwaltungsvorſchriften Jahrgang 1915 I S. 106. 

2) Derwaltungsvorſchriften Jahrgang 1915 II S. 87. 
3) Perwaltungsvorſchriften Jahrgang 1915 II S. 277. 
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Ausführungsvorſchriften zum Geſetz zur Förderung der Anfiedfung 
vom 8 Mai 1916.) (Geſetzſamml. S. 51). 


F. m. m. s. D. F. m. 3. (m. Bl. C. D. F. S. 300.) 


Auf Grund des § 11 des Geſetzes zur Förderung der Anſiedlung vom 
8. Mai 1916 (Geſetzſamml. S. 51 wedren die nachſtehenden 
Ausführungsvorſchriften 
nl Dabei werden zugleich die Grundſätzen für die Bewilligung von 
Beihilfen zu Kursverluſten (III. Abſchnitt) und für die Bewilligung von 
Stellen⸗ und Flächenzuſchüſſen (IV. Abſchnitt) neu geregelt. 


I. Abſchnitt. 


Swilchenkredit. 

1. Swilchenkredit iſt vorweggenommener Rentenbankkredit. Er dient 
zur Ergänzung der eigenen Mittel des Rentengutsausgebers und des Renten⸗ 
gutsnehmers bei der Einleitung und Durchführung eines Verfahrens zur 
Bildung von. Rentengütern. Seine höhe hat ſich deshalb nach der künftigen 
Rentenbankbeleihung zu richten und darf den beleihbaren Teil der zu 
erwartenden Rentenbriefe und der ſonſtigen Sicherheiten nicht überſteigen. 

Swilchenkredit wird insbeſondere gewährt: für den Ankauf von Sied⸗ 
lungsland, zur Abſtoßung von Hypotheken und Laſten, zum Aufbau der 
Anfiedlergehöfte, zu Folgeeinrichtungen, insbeſondere zur Urbarmachung und 
Derbefferung von zu beſiedelnden Moor-, Heide- und ähnlichen Ländereien. 

2. Für Swiſchenkredit ſtehen zur Derfügung 100 Millionen Mark 
aus dem Geſetze zur Förderung der Anſiedlung vom 8. Mai 1916) — 
Geſetzſamml. S. 51 — (88 1-3) und 15 Millionen Mark aus dem 
3Zwiſchenkreditgeſetze vom 20. Juli 1010 (Geſetzſamml. S. 149). Die Grund⸗ 
ſätze für die Gewährung von Swiſchenkredit aus den Mitteln beider Geſetze 
ſind die gleichen, nur fließen die Zinſen aus dem 100 Millionenfonds der 
allgemeinen Staatskaſſe, die Sinjen aus dem 15 Millionenfonds dem Keſerve⸗ 
fonds der Rentenbanken zu. 

3. Die Gewährung von Swiſchenkredit iſt zuläſſig bei der Errichtung 
von Rentengütern, die unter Vermittlung der Generalkommiſſion (8 12 des 
Geſetzes vom 7. Juli 1891 [Geſetzſamml. S. 279]) oder die ohne Der: 
mittlung der Generalkommiſſion — dieſe veranlaßt hierbei lediglich die 
Ablöſung der Rente — (88 1—11 a. a. O. in Verbindung mit 8 4 des 
Geſetzes vom 8. Mai 191659), ausgegeben werden. 

4. Bei der Kreditgewährung hat die Generalkommiſſion — und zwar . 
ſowohl wenn fie nach 8 12 als auch wenn fie nach 88 1— 11 des Geſetzes 
vom 7. Juli 1891 tätig iſt — auf dem ſchnellſten und einfachſten Wege 
mitzuwirken. In dieſer Beziehung genügt es in der Regel, wenn die 
Anträge auf Gewährung (oder Erhöhung) des Swiſchenkredits von einem 
Mitgliede der Generalkommiſſion oder vom Spezialkommiſſar begutachtet 
werden. Im Derkehr mit den provinziell organiſierten gemeinnützigen 
Anſiedlungsgeſellſchaften iſt regelmäßig das landwirtſchaftlich⸗techniſche Mit⸗ 
glied der Generalkommiſſion (bei Begutachtungen von Bodenverbeſſerungen 
auf Moor-, Heide- und ähnlichen Ländereien erforderlichenfalls in Gemein⸗ 
ſchaft mit einem vom Niniſter für Landwirtihaft, Domänen und Forſten 
zu beſtimmenden Meliorationsbaubeamten), im Verkehr mit gemeinnützigen. 
Kleinſiedlungsgeſellſchaften (Kommunalverbänden) iſt regelmäßig der Spezial⸗ 
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Kommiſſar allgemein mit dieſer Begutachtung zu beauftragen. Es ſteht 
dann nichts im Wege, wenn ſich die Anſiedlungsgeſellſchaft (die Kleinſied⸗ 
lungsgeſellſchaft, der Kommunalverband) mit dem beauftragten Mitgliede 
(meliorationsbaubeamten) oder dem Spezialkommiſſar unmittelbar in Der- 
bindung ſetzt. Die Gutachten find ſofort durch die Hand der Generalkom⸗ 
miſſion an die Seehandlung (Nr. 5) weiterzugeben. 

ur Gewährung von Swiſchenkredit zum Ankauf von Siedlungsland 
bedarf es einer förmlichen Schätzung des anzukaufenden Grundſtücks nicht. 
Es genügt vielmehr, wenn das Mitglied der Generalkommiſſion oder der 
Spezialkommiſſar ein allgemeines Gutachten über den Wert des Grund» 
ſtücks und ſeine Beſiedlungsfähigkeit abgibt. Anſiedlungsgeſellſchaften und 
Kleinſiedlungsgeſellſchaften haben dem erſten Kreditantrage eine von einem 
Doritandsmitglied aufgeſtellte überſchlägliche Derwertungsberechnung beizu⸗ 
fügen. Dieſe ſoll auch über die zur Rentengutsbildung nicht geeigneten Werte 
unter Angabe ihrer Nutzungseigenſchaften Aufſchluß geben und ſich über 
die mutmaßliche Dauer des Geſamtverfahrens äußern. Iſt das Beſied⸗ 
lungsverfahren durch Pachtverträge behindert, ſo muß dies ſchon im erſten 
Kreditantrage mitgeteilt werden. 

5. Träger des Darlehnsgeſchäfts iſt die Seehandlung (Preußiſche Staats- 
bank); fie gewährt den Swiſchenkredit unter eigener Verantwortung. Für 
ihre Entſchließungen iſt der Geſichtspunkt entſcheidend, daß einerſeits die 
Darlehne nicht ein gewinnbringendes Geſchäft, ſondern die Förderung eines 
dem Staatswohle dienenden Werkes zum Swecke haben, daß aber andererſeits 
die Gewährung des Swiſchenkredits an die Dorausſetzung ausreichender 
Sicherheit gebunden iſt. Sur Prüfung der Sicherheit kann die Seehandlung 
die Dorlegung der erforderlichen Unterlagen (Derwertungsberehnung, Wert⸗ 
ſchätzungen, beglaubigte Grundbuchblattabſchriften, Nachrichten über die 
Perſönlichkeit des Darlehnsſuchers, Nachweiſung der verkauften und noch 
zu verkaufenden Rentengüter uſw. verlangen. 

Siedlungsgeſellſchaften oder andere Dereinigungen zur Förderung der 
inneren Kolonijation, namentlich ſolche, die Swiſchenkredit wiederholt und 
fortlaufend in Anſpruch nehmen und ſo in dauernde Geſchäftsverbindung mit 
der Seehandlung treten, haben ſich auf Verlangen ihr gegenüber zu 
verpflichten, ihr jederzeit Auskunft über ihre Vermögenslage zu geben, 
insbeſondere ihr monatlich Rohabſchlüſſe, Schuldnerverzeichniſſe uſw. ein: 
zureichen und ihre Jahresabſchlüſſe durch einen Beauftragten der See— 
handlung vorprüfen zu laſſen. 

Die Sicherung der Finanzierung von Rentengutsgründungen anderer 
als der vorgenannten, von der Seehandlung überwachten Kreditnehmer 
liegt den Generalkommiſſionen ob. Reichen infolge zu hoher Derjchuldung 
des zu beſiedelnden Grundſtücks die Mittel aus dem Rentenbankkredit und 
den erfahrungsgemäß zu bemeſſenden Anzahlungen zur Peſtreitung der 
Aufwendungen bis zur endgültigen Durchführung des Beſiedlungsverfahrens 
nicht zweifelsfrei aus, was ſchon vor der erſten Beantragung des Kredits 
zu prüfen iſt, jo iſt die Gewährung des swiſchenkredits bei dieſen Darlehns— 
ſuchern von dem Nachweiſe ihrer finanziellen Leiſtungsfähigkeit abhängig zu 
machen. 

6. Die zuläſſige höhe des Swiſchenkredits richtet ſich nach dem Betrage, 
der ſeine glatte und rechtzeitige Rückzahlung verbürgenden, für die See⸗ 
handlung ſicher zu ſtellenden Werte. Die Sicherung beſteht bis zur Hinter: 
legung der Rentenbriefe und bis zum Eingange der weiter erforderlichen 
Deckungsmittel in für die Seehandlung zu beſtellenden oder abzutretenden 
Sypotheken oder Grundſchulden, in der Abtretung der Rechte gegen die 
Rentenbank auf die auszufertigenden Rentenbriefe ſowie der Anſprüche auf 
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Anzahlungen und auf Barzahlungen für bar verkaufte Flächen, ferner er: 
gänzungsweiſe in anderen Sonderſicherheiten (Sicherheitswechſel u. dgl.), 
die die Seehandlung etwa für erforderlich hält. 

7. Kann dem erſten Kreditantrag in Ermangelung anderer Unterlagen 
nur der Wert des Beſiedlungsgegenſtandes als Wirtſchaftseinheit zugrunde 
gelegt werden, jo iſt eine Bemeſſung des Kredits bis zu 85 % dieſes 
Wertes zuläſſig, ſoweit die Beſiedlungsfähigkeit des Gutes entſprechende 
flüſſige Deckungsmittel verſpricht und das Beſiedlungsverfahren durch Pacht— 
verträge nicht behindert iſt. 

Müſſen im Aufteilungsverfahren Reſtgüter oder andere Flächen Wald, 
Gewäſſer u. dgl.) oder Großbetriebsanlagen (Siegeleien, Brauereien, Parts, 
Gewächshäuſer u. dgl.) im Wege des Barverkaufs abgeſtoßen werden, 
jo darf inſoweit die Beleihungsgrenze für dieſe Slächen ſtatt zu 85 %o 
nur bis zu 50 % oder höchſtens 66% % des Wertes angenommen werden. 
Die Seehandlung iſt berechtigt, die Beleihung von Flächen, die gegen 
bar verkauft werden, ſolchen Kreditnehmern gegenüber abzulehnen, die 
für die Innehaltung eines geordneten Kreditverkehrs keine Gewähr bieten. 

Rentenbriefe, die bereits hinterlegt und zum Derhauf geſtellt find, 
können mit 95 % ihres Kurswertes oder ihres Nennwertes, wenn der 
Kurswert dieſen überſteigt, beliehen werden. Sonſtige Rentenbriefbeträge 
ſind mit Kückſicht auf Kurs- und Sinsausfälle nicht über 90 9% ihres 
Kurswertes oder ihres Nennwertes, wenn der Kurswert dieſen überſteigt, 
zu beleihen. 

Im regelmäßigen Verlaufe des Aufteilungsverfahrens findet eine Her— 
abſetzung des bei der Einleitung des Derfahrens gewährten Swiſchenkredits 
im allgemeinen nicht ſtatt. Sie ſoll jedoch vorgenommen werden, wenn 
ſich die urſprüngliche Wertannahme einer ſpäteren Schätzung gegenüber als 
zu hoch erweiſt, oder wenn die durch Verkauf erzielten Werte hinter dem 
bei der urſprünglichen Wertannahme zugrunde gelegten erheblich zurück- 
bleiben. Um dies prüfen und danach den Swiſchenkredit entſprechend den 
Deckungsmitteln bemeſſen zu können, ſind der Seehandlung ſobald als 
möglich Nachweiſungen der verkauften und noch zu verkaufenden Renten- 
güter ſowie der Barverkäufe und Reſtflächen einzureichen und zeitweiſe 
zu ergänzen. 

Auf Grund erhöhter Werte durch Errichtung von Gebäuden, Urbar— 
machungen, Bodenverbeſſerungen und dergleichen kann der urſprüngliche 
Swiſchenkredit erhöht werden, wenn die Werterhöhung gemäß den Beſtim⸗ 
mungen zu Nr. 4 begutachtet wird. Auch hier genügt, ohne daß es be— 
ſonderer Schätzungen bedarf, eine allgemeine Begutachtung auf Grund ört— 
licher Kenntnis, urkundlicher Belege (Abrechnungen, Empfangsbeſcheinigun⸗ 
gen, Feuerverſicherungsſcheine uſw.), ſachverſtändiger Gutachten und der: 
gleichen. Werterhöhungen (3. B. bei Aufführung der Gebäude, Urbar— 
machungen, Bodenverbeſſerungen) können auch vor dem Abſchluß der Ar: 
beiten in der Weiſe berückſichtigt werden, daß auf Grund amtlich geprüfter 
Koſtenanſchläge, entſprechend dem Fortſchreiten der Bauten oder der Der- 
beſſerungen und der dadurch bedingten Erhöhung des Beleihungswertes, 
Vorſchüſſe geleiſtet werden. Bei unverkauften Werten bleibt die Nutzungs⸗ 
möglichkeit zu begutachten. 

Der Seehandlung bleibt es überlaſſen, nach ihrem Ermeſſen durch Srei- 
gabe der Anzahlungen für die Kreditnehmem und Belaſſung der Darlehns⸗ 
zinſen als Swifchenkredit den Zahlungsverkehr zu vereinfachen und die Inne⸗ 
haltung der Kreditgrenze in beſtimmten Seitabſchnitten zu regeln. 


Werden im Laufe des Verfahrens Barverkäufe von Flächen vorgenom⸗ 
men, die mit 85.0% ihres Wertes beliehen waren, jo iſt der Kredit ent— 
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ſprechend den für Barverkaufsflächen geltenden Grundſätzen (Abſ. 2) zu 


Kürzen. 


ſwiſchenkredit kann über die Dauer des Beſiedlungsverfahrens 


hinaus auf noch ausſtehende Reſtkaufgelder für Barverkäufe nicht gewährt 


werden. 


Von den Barverkäufen iſt der Seehandlung rechtzeitig Nachricht 


zu geben: auch iſt für ſofortige Abführung der Barerlöſe Sorge zu tragen. 
8. Die Darlehnsbedingungen für den Swiſchenkredit ſind folgende: 


a) 


b) 


d) 


g) 


Der Sinsfuß beträgt bis auf weiteres 3½ %,) es bleibt aber den 
beteiligten Miniſtern die Erhöhung auf 4 % vorbehalten. Don 
dem Sinsertrag erhält die Seehandlung zur Deckung ihrer e 
Unkoſten und für ihre Mühewaltung ½ 0%. 
Neben dem Darlehnzins wird die Seehandlung eine Dermitte- 
lungsgebühr für die Kreditgewährung nicht berechnen. Dagegen 
hat fie für den An⸗ oder Derkauf oder die Auslieferung von 
Rentenbriefen oder für ſonſtige beſondere Geſchäfte Erſtattung 
der erwachſenen Auslagen (Maklergebühr, Stempel, Porto) und 
die dafür übliche Dermittelungsgebühr zu fordern. 
Der Darlehnsnehmer iſt berechtigt, jederzeit Teilzahlungen zu 
leiſten, während die Seehandlung das Darlehn regelmäßig erſt 
nach erfolgter Ausgabe der Rentenbriefe zurückfordern wird. 
Vorher tritt jedoch Fälligkeit ein, wenn die Generalkom⸗ 
million ihre Vermittelung (§ 12 des Geſetzes vom 7. Juli 1891) 
einſtellt oder die Uebernahme der Renten auf die Rentenbank 
(88 1—11 a. a. O.) ablehnt, wenn der Darlehnsnehmer die 
Ausführung der Rentengutsbildung für längere Seit ausſetzt, wenn 
ein vom Darlehnsnehmer zu vertretendes Verhalten im Sinne 
der 88 1153—1155 des B. G. B. für feſtgeſtellt erachtet wird, 
wenn er mit Sinszahlungen trotz Mahnung länger als 2 Wochen 
im Kückſtande bleibt, in Konkurs gerät oder von Dritten mit 
Swangsvollſtreckung verfolgt wird, oder wenn eine Kechtsnach— 
folge im Eigentume des Siedlungsgrundſtücks eintritt. 
In allen Fällen ſofortiger Fälligkeit iſt die Seehandlung befugt, 
von der ausgeliehenen Summe 6 90 jährlicher Sinſen vom Tage 
der Gewährung des Darlehns zu fordern. 
Als Sicherheit für das zur Schuldenabſtoßung gewährte Dar— 
lehn find die zu tilgenden oder getilgten hypotheken an die See⸗ 
handlung abzutreten. Sur Sicherheit für Baudarlehen, für Dar— 
lehen zu Urbarmachungen und Bodenverbeſſerungen ſind Siche— 
rungshypotheken einzutragen. 
Der Rentengutsausgeber muß als Darlehnsempfänger ſeine die 
Unterlagen des Swiſchenkredits bildenden Rechte gegen die Renten: 
bank, die Rentengutsnehmer oder Dritte, insbeſondere alſo ſeine 
Anſprüche auf die auszufertigenden Rentenbriefe und die Bargeld— 
ſpitzen, auf die Anzahlungen oder deren Anteile und auf etwaige 
Erlöſe für freihändige Derkäufe auf Derlangen an die Seehand- 
lung abtreten. 
Swilchenkredit behufs Herſtellung der Bauten darf ihrem Sort— 
ſchreiten entſprechend, ſoweit ihm nicht Sonderſicherheiten, ſondern 
die Rentenbriefe aus dem Baudarlehn zur Unterlage dienen ſollen, 
nur gewährt werden: = 
aa) dem Rentengutsausgeber, wenn der Rentengutsnehmer ihm 
den Anſpruch auf die Rentenbriefe abgetreten hat, 
bb) dem Rentengutsnehmer, wenn er entweder das Rentengut 
bereits endgültig zum Eigentum erworben hat oder wenn der 
Rentengutsausgeber — perſönlich und mit dem Erundſtücke 
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— für den Swiſchenkredit eintritt. Der Rentengutsnehmer 
als Darlehnsempfänger hat feinen Anſpruch auf die für ihn als 
Baudarlehn auszufertigenden Rentenbriefe und die Bargeld⸗ 
ſpitzen an die Seehandlung abzutreten. 

In allen Fällen iſt die Seehandlung berechtigt, die ihr abgetretenen 
Rentenbriefe ohne Suſtimmung des Kreditnehmers beſtmöglichſt zu ver⸗ 
kaufen und aus dem Erlöſe ihre Forderung abzudecken. 

9. Bei gemeinnützigen Anſiedlungsgeſellſchaften und Kleinſiedlungs⸗ 
geſellſchaften, die mit der Seehandlung in dauerndem Geſchäftsverkehr 
ſtehen, kann die Seehandlung in einer Rentengutsſache bewilligte, aber 
nicht beanſpruchte Swilchenkredite zur freien Verwendung in einer anderen 
zur Verfügung ſtellen. 


II. Abſchnitt. 


f Rentenbank⸗Beleihung. 

1. Gegenüber dem bisher zuläſſigen einen Stundungsjahre (8 5 des 
Geſetzes vom 7. Juli 1891) läßt das Geſetz zur Förderung der Anſiedlung 
(8 5) Stundung der Rentenbankrente bis zur Dauer von drei Jahren zu. 
Von dieſer erweiterten Befugnis ſoll jedoch nicht allgemein oder regelmäßig, 
londern nur in beſtimmten Ausnahmefällen Gebrauch gemacht werden. In 
der Regel wird es daher auch künftig bei einem Stundungsjahre ſein Be- 
wenden behalten. Ausnahmsweije kann, wenn es ſich darum handelt, 
den im Frühjahr angezogenen Anſiedlern den Beginn der Rentenzahlung 
aus der neuen Ernte zu ermöglichen, die Stundung auf ein weiteres halbes 
Jahr erſtreckt werden. Im übrigen darf Stundung über das bisher zuläſſige 
eine Jahr hinaus nur bei der Auslegung ſelbſtändiger landwirtſchaftlicher 
Stellen, und zwar nur in den folgenden beiden Fällen gewährt werden: 

a) bis zu zwei Jahren, wenn der Anſiedler die zur erſtmaligen 
Einrichtung erforderlichen Wohn- und Wirtſchaftsgebäude nicht 
mit dem Grundſtück übergeben erhält, ſondern ſein Gehöft ſelbſt 
neu aufbaut; 

b) bis zu drei Jahren, wenn der Anſiedler ein Grundſtück auf 
Moor-, Heide- und ähnlichen Ländereien erwirbt, das er zum 
größten Teil ſelbſt urbar zu machen hat, und wenn die Stelle erſt 
hierdurch lebensfähig wird. 

Da ſich entſprechend der Dauer der Stundung das Ablöfungskapital 
um den Betrag der geſtundeten Sinſen erhöht, iſt bei Bemeſſung der Stun— 
dungsfriſt dafür zu ſorgen, daß das Rentengut für das erhöhte Ablöſungs— 
kapital die erforderliche Sicherheit bietet. Die Geſamtbeleihung der Renten⸗ 
bank darf jedenfalls drei Viertel oder neun Sehntel des Wertes der 
Liegenſchaften (8 6 Abſ. 3 und A) nicht überſchreiten. 

2. Im 8 6 Abſ. 2 des Geſetzes iſt mit dem Grundſatze gebrochen, daß 
nach der grundbuchmäßigen Rangordnung die Rentenbankrenten ſtets an 
erſter Stelle ſtehen müſſen. Einer dem willkürlichen Kündigungsrechte des 
Gläubigers entzogenen Abtragshypothek einer Körperſchaft oder Anſtalt. 
des öffentlichen Rechts (z. B. Landſchaften, Sparkaſſen, Landesverſiche⸗ 
rungsanſtalten) kann nunmehr das Dorreht vor der Rentenbankrente mit 
der Wirkung eingeräumt werden, daß die Hypothek ihre Befriedigung aus 
dem Grundſtück in jedem Falle vor der Rentenbankrente findet. Ihr 
gegenüber hat dann die Rentenbankrente lediglich die Natur einer Nach⸗ 
hypothek. Der Rentenbankrente verbleibt das öffentlich-rechtliche Dorzugs- 
recht der Staatsſteuern (8 18 ff. des Geſetzes vom 2. März 1850 [Geſetz⸗ 
ſamml. S. 112) im weſentlichen nur mit Bezug darauf, daß die fälligen 
Renten wie die Staatsſteuern in den für dieſe zugelaſſenen vereinfachten 
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Formen beigetrieben werden können. Der Dorſchrift, daß die Hypothek 
dem willkürlichen Kündigungsrechte des Gläubigers entzogen ſein muß. 
ſtehen Abmachungen, wonach der Gläubiger in beſtimmten Ausnahmen ein 
Rückforderungsrecht hat, nicht entgegen. Es werden alſo z. B. Abmachungen, 
daß bei einem vom Schuldner zu vertretenden Derhalten (unpünktliche 
Zinszahlung, Dermögensverfall und dergleichen) der Gläubiger zur vor⸗ 
zeitigen Kündigung befugt ſein ſoll, hierdurch nicht ausgeſchloſſen. 

3. Für die Höhe der Beleihung ſoll nicht, wie bisher, das Dielfache 
der Rentenbankrente maßgebend ſein (§ 7 des Geſetzes vom 7. Juli 1891), 
ſondern der Nennwert der als Abfindung oder als Darlehen gegebenen 
Rentenbriefkapitals zuzüglich des zur Ergänzung gegebenen baren Geldes 
(8 6 Abſ. 3 und 4). Es find hiermit die bisherigen Dorjchriften beſeitigt, 
die bei Ausgabe 4 % iger Rentenbriefe eine niedrigere Beleihung zur Folge 
hatten als bei Ausgabe 3½ % iger Rentenbriefe. 

Schon vor dem Kriege entſprach der 3 ½ „% ige Rentenbrief nicht 
mehr dem auf dem Geldmarkt allgemein geltenden Zinsfuße. Durch den 
Krieg iſt das Mißverhältnis noch verſchärft worden. Fortan iſt bei neu 
einzuleitenden Rentengutsgründungen von der Ausgabe von 3½ Yo igen 
Rentenbriefen überhaupt abzuſehen; es dürfen bis auf weiteres nur 1% ige 
Rentenbriefe ausgegeben werden. 

4. Das Geſetz (§ 6 Abſ. 4) läßt die Erhöhung der Beleihungsgrenze 
bis zu neun Sehntel des Wertes zu. Es ſchränkt dieſe Ausdehnung des 
Staatskredits jedoch dahin ein, daß nur ſolche Rentengüter höher beliehen 
werden dürfen, die ganz oder hauptſächlich ohne fremde Arbeitskräfte 
bewirtſchaftet werden können (Familienbetriebe). Die Notwendigkeit ge⸗ 
legentlicher heranziehung fremder Arbeitskräfte in beſonderen Fällen (z. B. 
in der Ernte) bildet keinen Ausſchließungsgrund. Welche Größe danach 
dieſe Rentengüter haben müſſen, um der höheren Beleihung teilhaftig zu 
werden, wird zwar nach ihren wirtſchaftlichen Verhältniſſen (Bodenbe— 
ſchaffenheit, Suſammenſetzung der Kulturarten u. dgl.) verſchieden ſein. 
Indes dürfen im allgemeinen Rentengüter von größerem Umfang als 
15 ha nicht als unter die Ermächtigung des Geſetzes fallend angejehen 
werden. ü 

Hur Sicherung der Staatskaſſe muß verlangt werden, daß eine leiſtungs— 
fähige Stelle vorhanden iſt, die für die über drei Viertel des Wertes hinaus⸗ 
gehende ſtaatliche Beleihung die ſelbſtſchuldneriſche Bürgſchaft übernimmt. 
Als ſolche Bürgen kommen in Betracht Kommunalverbände oder andere 
Körperſchaften oder Anſtalten des öffentlichen Rechts oder ausreichend kapital⸗ 
kräftige Siedlungsgeſellſchaften. Zu letzteren ſind die provinziell organi⸗ 
ſierten gemeinnützigen Landgeſellſchaften ohne weiteres zu rechnen. Denn 
abgeſehen von ihrem meiſt erheblichen Stammhapital gewährleiſtet die 
finanzielle Beteiligung des Staates an ihnen einen ſtändigen Ueberblick 
über ihre Geſchäfts- und Finanzgebarung. Bei anderen Anſiedlungs⸗Ge⸗ 
ſellſchaften (⸗Genoſſenſchaften,⸗Dereinigungen uſw.) bedarf die Frage, ob 
ſie zur Uebernahme der ſelbſtſchuldneriſchen Bürgſchaft geeignet ſind, in 
jedem Falle ſorgfältiger Prüfung. Beiſpielsweiſe wird die Bürgſchaft einer 
wenig leiſtungsfähigen Kleinſiedlungsgeſellſchaft zugelaſſen werden können, 
wenn und ſolange ihre Tätigkeit auf die Gründung einer ihrer Leiſtungs⸗ 
fähigkeit angemeſſenen Anzahl von Rentengütern beſchränkt bleibt. Sie 
wird jedoch abzulehnen fein, wenn mit Ausdehnung ihres Wirkungskreijes 
die Geſamtzahl der von ihr zu übernehmenden Bürgſchaften ſo anwächſt, daß 
ſie im Mißverhältnis zu ihrer Kapitalkraft ſteht. Auch bei von anderen 
Unternehmern (z. B. Privatperſonen) ausgegebenen Rentengütern kann 
die erhöhte Beleihung nur zugelaſſen werden, wenn eine Körperſchaft oder 
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Anſtalt des öffentlichen Rechts oder eine genügend leiſtungsfähige Sied⸗ 
lungsgeſellſchaft ſelbſtſchuldneriſche Bürgſchaft leiſtet. In Zweifelsfällen iſt 
wegen der Leiſtungsfähigkeit einer Siedlungs⸗Geſellſchaft (Vereinigung uſw.) 
das Gutachten der Seehandlung, einer Siedlungs-Genoſſenſchaft das Gut⸗ 
achten der Preußiſchen Sentralgenoſſenſchaftskaſſe einzuholen. 

An Stelle einer ſelbſtſchuldneriſchen Bürgſchaft kann auch Pfand in 
entſprechender höhe mit Geld oder inländiſchen mündelſicheren Wertpapieren, 
insbeſondere mit als Abfindung aufgekommenen Rentenbriefen, ſolange 
beſtellt werden, bis die über drei Diertel des Wertes hinausgehende Renten- 
bankbeleihung getilgt iſt. 

Der Rentenbank iſt im § 6 Abſ. 4 das Recht eingeräumt, die ſofortige 
Ablöſung der erhöhten Rentenbeleihung zu fordern, wenn der Rentenguts- 
beſitzer das Grundſtück verſchlechtert, in der Rentenzahlung ſäumig iſt, 
in Dermögensverfall gerät oder das Grundſtück außerhalb feiner Familie 
veräußert. Bei Deräußerungen der letztgenannten Art wird von der Kück— 
forderung namentlich dann Gebrauch zu machen ſein, wenn es ſich um 
einen Spekulationsverkauf oder dgl. handelt. Beſonders wenn die Beſitz— 
zeit des verkaufenden Eigentümers nur kurz war, wird zu prüfen ſein, 
ob ſofortige Kündigung angebracht iſt. Im Rezeß iſt für eine vertrag: 
liche Regelung dahin Sorge zu tragen, daß im einzelnen Falle das ein— 
ſeitige Ermeſſen der Rentenbank entſcheidet, ob die Dorausſetzungen für 
die Rückforderung vorhanden ſind. 

Angeſichts der hohen Beleihung bis zu neun Sehntel muß der der 
Beleihung zugrunde zu legende Wert der Kentengüter beſonders ſorgfältig 
feſtgeſtellt werden. In dieſer Hinſicht wird den ausführenden Behörden 
erhöhte Vorſicht zur Pflicht gemacht. Insbeſondere iſt grundſätzlich daran 
feſtzuhalten, daß der der Beleihung zugrunde zu legende Schätzungswert 
nicht höher angenommen werden darf, als der zwiſchen den Parteien ver— 
einbarte Kaufpreis. 

5. Im 8 6 Abſ. 3 des Geſetzes iſt im Anſchluß an den Wortlaut des 
87 Abſ. 2 des Geſetzes vom 7. Juli 1891 von der „ritterſchaftlichen Taxe“ 
geſprochen. Dazu ſei bemerkt, daß in manchen Landesteilen, wo ritter— 
ſchaftliche Taxen beſtanden haben (3. B. in der Provinz Brandenburg), 
das Schätzungsverfahren inzwiſchen auf grundſätzlich veränderten Grund— 


lagen neugeordnet iſt. 
III. Abſchnitt. 


Rursverluſt. 

1. Um den Schwierigkeiten zu begegnen, die durch das Schwanken 
des Kurſes der Rentenbriefe entſtehen, ſoll bei Einleitung von Rentenguts⸗ 
gründungen dem Finanzierungsplan ein feſter Kurs zugrunde gelegt wer— 
den, der für die Dauer des Verfahrens maßgebend bleibt. Seine höhe 
wird von den beteiligten Miniſtern unter Berückſichtigung des auf dem 
Geldmarkte geltenden Sinsfußes von Seit zu Seit allgemein feſtgeſetzt 
werden. Derlujte, die nach durchgeführtem Verfahren bei der Derwertung 
der Rentenbriefe gegenüber dem in die Berechnung eingeſtellten feſten 
Kurſe entſtehen, werden der Staat und der Unternehmer gemeinſchaftlich 
tragen. Dabei wird der Staat drei Diertel des Ausfalls aus Mitteln der 
landwirtſchaftlichen Verwaltung vergüten, während der Unternehmer für 
die Deckung des letzten Viertels zu ſorgen hat. Als Derluſt gilt der Unter⸗ 
ſchied zwiſchen dem vorgeſchriebenen feſten Kurs und dem niedrigeren 
Kurſe, zu dem tatſächlich verkauft worden iſt. 

Bis auf weiteres wird als feſter Kurs der für jetzt allein in Betracht 
kommenden 4% igen Rentenbriefe (II. Abſchnitt Nr. 3 Abſ. 2) der Nenn⸗ 
wert feſtgeſetzt. 
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Dorausjegung für die Dergütung des Kursverluſtes iſt, daß 


a) 
b) 
c) 


d) 


e) 


die Anfiedlung als gemeinnützig anerkannt it; 


die Verwertung der Rentenbriefe durch Dermittlung oder unter 


Suſtimmung der Seehandlung erfolgt; 

der Antrag auf Verkauf oder Ueberlaſſung zur eigenen Der- 
wertung innerhalb dreier Monate nach dem Monat ihres Auf- 
kommens bei der Seehandlung geſtellt wird; 

ſoweit Anſiedlungsgeſellſchaften die Unternehmer ſind, von ihnen 
der Seehandlung allgemein und dauernd das Recht eingeräumt 
wird, jederzeit Auskunft über ihre Dermögenslage zu fordern, 
insbeſondere monatliche Kaſſenabſchlüſſe, Kohabſchlüſſe, Schuldner— 
verzeichniſſe zu verlangen und ihre Jahresabſchlüſſe durch einen 
Beauftragten der Seehandlung vorprüfen zu laſſen; 

in Fällen zu d) die Seehandlung vor der Entſcheidung über 
die Vergütung des Kursverlujtes ſich gutachtlich äußert. 


Das Recht der Seehandlung, nach den Beſtimmungen im I. Abſchnitt 
über Swilchenkredit die Rentenbriefe auch ohne Antrag zu verkaufen, 
bleibt unberührt. 

2. Als gemeinnützig anerkannt im Sinne der Nr. 1a gelten Anſied— 


lungen 


a) der provinziell organiſierten gemeinnützigen Siedlungsgeſellſchaften, 


an denen der Staat mit Stammeinlagen beteiligt iſt, 


b) der Kommunalverbände, f 


c) 


d) 


der von dem Miniſter für Landwirtſchaft, Domänen und Sorten 
und dem Finanzminiſter als gemeinnützig anerkannten Klein: 
ſiedlungsgeſellſchaften, 

der Grundeigentümer, die ſelbſt oder durch einen als gemeinnützig 
anerkannten Dermittler (a bis c) ihren nicht eigens hierzu er: 
worbenen Grundbeſitz in Arbeiter- oder Bauern-Stellen (IV. Ab⸗ 
ſchnitt Nr. 3b bis d) aufteilen, ſofern der Miniſter für Land— 
wirtſchaft, Domänen und Forſten die Anſiedlung, insbeſondere 
nach ihren Swecken, ihrer Finanzierung und den zugunſten der 
Anſiedler geplanten Einrichtungen, vor ihrer Inangriffnahme ge⸗ 
billigt hat.“ 


5. Anſiedlern, die ihre Wohn- und Wirtſchaftsgebäude ſelbſt errichten 


(8 2 des 


Geſetzes vom 7. Juli 1891), wird hinſichtlich der ihnen als Bau— 


darlehn gegebenen Rentenbriefe unter den Dorausſetzungen der Ur. Ib 
und ce der Kursverluſt in derſelben höhe vergütet. 

4. Kleinſiedlungsgeſellſchaften (r. 2c), für die die Rechtsform der 
der Geſellſchaft mit beſchränkter Haftung die geeignetſte iſt, werden auf 
Antrag als gemeinnützig anerkannt werden, wenn ſie insbeſondere folgen⸗ 
den Anforderungen entſprechen: 


a) 


Ihr Geſchäftsgebiet muß ſachlich und örtlich abgegrenzt jein. 
Sofern nicht die Kleinſiedlungsgeſellſchaft überhaupt nur für ein 
beſtimmtes einzelnes Anſiedlungsunternehmen, ſondern für eine 
dauernde Siedlungstätigkeit gegründet iſt, ſoll ihre Tätigkeit ſach— 
lich ſich in der Regel nicht auf größere Beſiedlungsgegenſtände 
als 100 ha, örtlich in der Regel nicht über den Umfang eines 
Kreiſes erſtrecken (Kreisgeſellſchafty). In jedem Kreiſe darf nur 
eine e tätig ſein. . 

Das Stammkapital der Geſellſchaft (Summe der Geſchäftsanteile 
der Genoſſen) ſoll nicht weniger als 30000 Mk. betragen. 

Die Höhe des Geſchäftsgewinns darf 5 % nicht überſteigen. Den 
Geſellſchaftern oder ſonſtigen Beteiligten dürfen auch nicht in 
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anderer Form bejondere Dorteile gewährt werden. Sämtliche 
Ueberſchüſſe und Rücklagen dürfen nur für den Siedlungszweck 
verwendet werden. Bei Auflöſung der Geſellſchaft erhalten die 
Mitglieder nicht mehr als ihre Stammeinlagen. Der Reſt des 
Geſellſchaftsvermögens iſt zu gemeinnützigen Siedlungszwecken zu 
verwenden. 

d) Die Satzungen müſſen die Beſtimmung enthalten, daß Satzungs⸗ 
änderungen, die Anſtellung der Geſchäftsführer und ihre Dienſt⸗ 
anweiſungen, die Verteilung des Geſellſchaftsvermögens bei Auf- 
löſung der Geſellſchaft der Genehmigung des Überpräfidenten 
bedürfen. Dieſem und der Seehandlung iſt ferner ſatzungsgemäß 
das Recht jederzeitiger Einſichtnahme in die Geſchäftsbücher und 
in den ſonſtigen Geſchäftsbetrieb durch Beauftragte zu geſtatten. 
Auch ſind ihnen auf Erfordern Auszüge, Kohabſchlüſſe, Schuldner⸗ 
verzeichniſſe uſw. einzureichen. 

Aus wichtigen Gründen können, insbeſondere für bereits beſtehende 
Kleinſiedlungsgeſellſchaften, Ausnahmen von den vorſtehenden Grundſätzen 
zugelaſſen werden. 

Um zu verhüten, daß die Kleinſiedlungsgeſellſchaften mit den pro— 
vinziell organiſierten gemeinnützigen Candgeſellſchaften, insbeſondere mit 
Bezug auf den Erwerb von Siedlungsland, in unerwünſchten Wettbewerb 
treten, haben fie mit den Landgeſellſchaften in geeigneter Weiſe Fühlung 
zu halten. Auch kann es ſich empfehlen, derart zuſammenzuarbeiten, daß 
den Kleinſiedlungsgeſellſchaften die Nutzbarmachung der Erfahrungen, der 
techniſchen, finanziellen oder ſonſtigen Mitwirkung der Candgeſellſchaften 
ſatzungsgemäß oder vertraglich geſichert wird. 

5. Auf Kommunalverbände finden die Beſtimmungen des letzten Ab— 
ſatzes der Nr. 4 ſinngemäß Anwendung. 


IV. Abſchnitt. 


Stellen⸗ und Flächen⸗Suſchüſſe. 


1. Den provinziell⸗organiſierten gemeinnützigen Anſiedlungsgeſellſchaften, 
denjenigen Nommunalverbänden, die die Gründung von Rentengütern 
nicht bloß gelegentlich betreiben, und den als gemeinnützig anerkannten 
Kleinſiedlungsgeſellſchaften, die nicht bloß für ein einzelnes Anſiedlungs⸗ 
unternehmen gegründet ſind (Kreisgeſellſchaften nach III. Abſchnitt Nr. Aa), 
werden nach Maßgabe der Sahl und des Umfangs der von ihnen begründeten 
Rentengüter aus Mitteln der landwirtſchaftlichen Verwaltung pauſchale 
Beihilfen (Stellen⸗ und Flächenzuſchüſſe) gewährt. Sie ſind dazu beſtimmt, 
zur Deckung der Koſten für Regelung der öffentlich-rechtlichen Derhältnifie 
und für gemeinwirtſchaftliche Folgeeinrichtungen und zum Ausgleich finan⸗ 
zieller Ausfälle des Siedlungsverfahrens beizutragen. Sie ſind nach Ueber⸗ 
nahme der Rentengüter auf die Rentenbank zahlbar und fließen einem 
beſonderer Fonds (Äusgleichfonds) der Geſellſchaft (des Kommunalver⸗ 
bandes) zu. 

2. Der Stellenzuſchuß beträgt für jedes neugegründete Rentengut und 
zwar (ſ. unten Nr. 3): 

a) für jedes Gartenrentengut, bei einer Kolonie jedoch 

nur für die erſten 50 Gartenrentengüter je 300 Mark, 
b) für jede ländliche Arbeiterſtelle 3800 Mark, 
c) für jede kleinbäuerliche Stelle 600 Mark, 
d) für jede bäuerliche Stelle N 400 Mark. 


—— nn un — > 
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Der Flächenzuſchuß beträgt für Rentengüter der zu b bis d bezeich⸗ 


neten Art 10 Mk. für jedes angefangene Hektar der beſiedelten Fläche. 


Werden kleinbäuerliche oder bäuerliche Rentengüter durch Sukauf ge⸗ 
bildet, jo beträgt der Stellenzuſchuß 200 Mk., der Flächenzuſchuß 10 Mk. 
für jedes angefangene Hektar der zugekauften Fläche. Dorausſetzung der 
Gewährung dieſer Beihilfe iſt, daß die Sukaufsfläche mindeſtens 1 ha 
groß iſt und daß Sukaufsfläche und Stammſtelle ein einheitliches Rentengut 
mit Anerbengutseigenſchaft bilden. 


5. Im Sinne der Beſtimmungen zu 2 gilt: 

a) als Gartenrentengut jedes Rentengut von 12,50 a (Erlaß vom 
8. Januar 1907 — 10 b 8767 II m. f. ./ 18428 II F. R. —) 
bis 50 a einſchließlich; ö 

b) als ländliche Arbeiterſtelle jedes Rentengut von 50 à bis 2 ha 
einſchließlich: | 

c) als kleinbäuerliche Stelle jedes Rentengut von 2 bis 15 ha ein⸗ 
ſchließlich; 5 

d) als bäuerliche Stelle jedes Rentengut über 15 ha. 


4. In manchen Gegenden wird es zur Vermehrung der Bevölkerung 
auf dem Lande beittagen, wenn die Sahl der Mietwohnungen, mit denen 
eine Landnutzung verbunden iſt, vergrößert wird. Dorausſetzung hierfür 
it in erſter Linie das Dorhandenfein dauernder Arbeitsgelegenheit. Wo 
auf Grund ſorgfältiger Prüfung das Bedürfnis nach Schaffung von Miet- 
wohnungen bejaht werden kann, ſoll mit der Gründung eines Rentenguts 


. die Einrichtung einer zweiten Wohnung (Einliegerwohnung) auf dem Renten- 


gute verbunden werden dürfen. Für diefe Wohnung muß die Möglichkeit 
der Anpachtung von ſoviel Land geſichert ſein, daß darauf wenigſtens Klein⸗ 
vieh (Schwein, Ziege uſw.) gehalten werden kann. Für jede auf dieſe 
Weiſe neugeſchaffene Mietwohnung auf ländlichen Rentengütern des in 
8 6 Abſ. 4 des Geſetzes zur Förderung der Anſiedlung bezeichneten Um⸗ 
fangs wird ein beſonderer Suſchlag zum Stellenzuſchuß in Höhe von 200 MIR. 
gewährt. Als Rentengüter des im § 6 Abf. 4 bezeichneten Umfangs gelten 
die ländlichen Arbeiterſtellen und die kleinbäuerlichen Stellen (Rr. 3b und ch. 

Bei einem Gartenrentengut iſt, ohne daß ſich darum der Stellen⸗ 
zuſchuß (Nr. 2a) erhöht, die Einrichtung einer zweiten Wohnung im 
Giebelgeſchoß des Wohnhauſes zuläſſig. Dieſe darf aber nur vermietet 
werden, wenn und ſolange das Bedürfnis des Rentengutsbeſitzers an Wohn⸗ 
raum nach ſeinem derzeitigen Familienbeſtande nicht ſo groß iſt, daß das 
Haus von ihm angemeſſen ausgenutzt wird. N 

Die Hoſten der auf einem Gartenrentengut errichteten Baulichkeiten 
dürfen, auch bei eingebauter Mietwohnung, insgeſamt die Summe von 
9000 — 10000 Mk. nicht überſteigen; andernfalls darf das Rentengut von 
der Rentenbank nicht beliehen werden. Mit dieſer Maßgabe ſteht der 
Erwerb eines ſolchen Rentengutes jedem geeigneten Bewerber offen, ohne 
daß es darauf ankommt, ob er dem Arbeiter- oder einem dieſem fozial 
gleichſtehenden Berufsſtande angehört, wenn nur die Mehrheit der Er⸗ 
werber von Gartenrentengütern derſelben Kolonie aus Angehörigen dieſer 
Berufsſtände beſteht. 


5. Beihilfen für Rentengutsgründungen anderer als der unter Ur. 1 
genannten Unternehmer, für die ein Ausgleihsfonds nicht beſteht, wird 
der Miniſter für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten auf beſonderen 
Antrag wie ſeither nach Maßgabe des Bedürfniſſes im einzelnen Salle 


bewilligen. | ie 
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V. Abſchnitt. 
Unſchädlichkeitszeugnis. 5 

Die geſetzlichen Dorfchriften über den erleichterten Abverkauf von Grund⸗ 
ſtücken, auf die der § 10 des Geſetzes zur Förderung der Anſiedlung Bezug 
nimmt, ſind in dem Geſetze vom 3. März 1850, betreffend den erleichterten 
Abverkauf kleiner Grundſtücke (Geſetzſamml. S. 145), enthalten und haben 
infolge ſpäterer Geſetze jetzt Geltung im ganzen Staatsgebiete. Hiernach 
kann ſchon jetzt jeder Grundeigentümer, Cehns⸗ oder Fideikommißbeſitzer 
in der Regel auf Grund eines Unſchädlichkeitszeugniſſes der Kreditdirektion 
bei landſchaftlich beliehenen, der Auseinanderſetzungsbehörde bei ſonſtigen 
Gütern Gutsteile auch ohne Einwilligung der Hypothekengläubiger, Lehns⸗ 
oder Fideikommißberechtigten veräußern, ſofern das Trennſtück im Der- 
hältnis zum hauptgut von geringem Wert und Umfang iſt. Uach dem 
Geſetz vom 27. Juni 1890 (Geſetzſamml. S. 209) kann das Unſchädlichkeits⸗ 
zeugnis bei der Veräußerung zum Swechke der Bildung von Aentengütern 
auch bei der Abveräußerung größerer Trennſtücke erteilt werden. Der 
8 10 des Geſetzes zur Förderung der Anſiedlung geſtattet jetzt allgemein 
die Abveräußerung größerer Trennſtücke, wenn auf ihnen neue länd— 
liche Stellen mittleren oder kleinen Umfanges errichtet oder wenn un⸗ 
ſelbſtändige ländliche Stellen in Stellen mittleren oder kleinen Umfanges 
umgewandelt werden. N 

Bevor die Kreditdirektion oder die Auseinanderſetzungsbehörde das 
Unſchädlichkeitszeugnis erteilt, hat ſie ſich die Ueberzeugung zu verſchaffen, 
daß die Vorausſetzungen der Errichtung neuer oder der Umwandlung be⸗ 
ſtehender Stellen im Sinne des § 10 gegeben find. Die nach ihrem Er— 
meſſen hierfür erforderlichen Unterlagen (Kaufverträge, Kataſterauszüge 
u. dgl.) find ihr von dem Antragiteller zu liefern. Auch wird ſie Aus- 
künfte der Ortsbehörden einholen. 

Meiſt wird der Antragſteller, bevor er die Errichtung neuer oder die 
Umwandlung beſtehender Stellen in Angriff nimmt, ſicher ſein wollen, 
daß ihm nach erfolgter Ausführung das Unſchädlichkeitszeugnis auch wirk⸗ 
lich erteilt wird. In ſolchen Fällen ſteht es ihm frei, die zur Prüfung 
feines Unternehmens dienlichen Unterlagen ſchon vor der Ausführung ein⸗ 
zureichen und einen vorläufigen Beſcheid d. hin zu beantragen, daß bei 
planmäßiger Ausführung des Unternehmens der ſpäteren Erteilung des 
Unſchädlichkeitszeugniſſes nichts im Wege ſtehen wird. 


1916. 28. November 
Bekanntmachung 
über die Beaufſichtigung der Fiſchverſorgung. 
R. K. (R. G. Bl. S. 1303.) 
Auf Grund der Bekanntmachung über Kriegsmaßnahmen zur Siche⸗ 


rung der Dolksernährung vom 22. Mai 1916 (Keichs⸗Geſetzbl. S. 401) 
wird folgendes verordnet: 


81 
Der Reichskanzler ernennt einen Reichskommiſſar für Fiſchverſorgung. 
Der Keichskommiſſar für Fiſchverſorgung unterſteht der Aufſicht des 
Präſidenten des Kriegsernährungsamts. 


) Derwaltungsvorfchriften Jahraang 1916 I S. 379. 
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82 
Der keichskommiſſar für Fiſchverſorgung kann Beſtimmungen über 
die Preiſe und den Abſatz von Fiſchen und von Subereitungen von Fiſchen 
erlaſſen. 
83 


Der Keichskommiſſar für Fiſchverſorgung iſt befugt, für die Swede der 
Fiſchverſorgung Fiſcher ſowie Vereinigungen von ihnen zur Regelung des 
Sanges, des Abſatzes und der Preiſe, Händler ſowie Vereinigungen von 
ihnen zur Regelung der Beſchaffung, des Abſatzes und der Preiſe, Her: 
ſteller von Zubereitungen von Fiſchen zur Regelung der Beſchaffung, der 
Zubereitung, des Abſatzes und der Preiſe, auch ohne ihre Zuſtimmung, zu 
Verbänden zu vereinigen. 

Die Rechtsverhältniſſe der Verbände werden durch die Satzung beſtimmt. 
Die Satzung wird von dem Keichskommiſſar für Fiſchverſorgung erlaſſen. 
Die Verbände entſtehen mit dem Erlaſſe der Satzung; ſie ſind rechtsfähig. 


8 4 

Anordnungen der Landeszentralbehörden voer der von ihnen beſtimmten 
Behörden auf Grund der 88 12 bis 16 der Bekanntmachung über die 
Errichtung von Preisprüfungsſtellen und die Derforgungsregelung vom 25. 
September 1915**) (Keichs⸗Geſetzbl. S. 607) in der Faſſung der Bekannt: 
machung vom 4. November 19157) (Keichs⸗Geſetzbl. S. 728), die ſich auf 
die Derjorgung mit Fiſchen und Zubereitungen von Fiſchen beziehen, ſowie 
die Feſtſetzung von höchſtpreiſen für Fiſche und Zubereitungen von Fiſchen 
auf Grund des Geſetzes betreffend Höchſtpreiſe, vom 4. Auguſt 1914 in der 
Faſſung der Bekanntmachung vom 17. Dezember 19140 (Keichs-Geſetzbl. 
S. 516) bedürfen der Suſtimmung des Reichskommiſſars für Fiſchverſorgung. 

Der Präſident des Kriegsernährungsamts kann Anordnungen der Lan⸗ 
deszentralbehörden und der von ihnen beſtimmten Behörden ſowie Hhöchſt— 
preisfeſtſetzungen der im Abſ. 1 genannten Art außer Kraft ſetzen. 


85 
Als Fiſche im Sinne dieſer Beſtimmungen gelten auch Krebje, Hum— 
mern, Krabben und Auſtern. 


8 6 
Mit Gefängnis bis zu einem Jahre und mit Geldſtrafe bis zu zehn: 
tauſend Mark oder mit einer dieſer Strafen wird beſtraft: 
1) wer den gemäß $ 2 erlaſſenen Beſtimmungen über den Abſatz 
zuwiderhandelt, a N 
2) wer die auf Grund des § 2 feſtgeſetzten Preiſe überſchreitet oder 
einen anderen zum Abſchluß eines ſolchen Vertrags auffordert, 
durch den dieſe Preiſe überſchritten werden oder ſich zu einem 
ſolchen Vertrag anbietet. 
Neben der Strafe können die Gegenſtände, auf die ſich die ſtrafbare 
Handlung bezieht, eingezogen werden, ohne Unterſchied, ob ſie dem Täter 
gehören oder nicht. 


* Perwaltungsvorſchriften Jahrgang 1915 II S. 155. 

7) Derwaltungsvorſchriften Jahrgang 1915 II S. 345. 

x) berwaltungsvorſchriften Jahrgang 1914 I S. 864 und Jahrgang 
3914 II S. 287. a 
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87 
Dieſe Verordnung tritt mit dem Tage der Derkündung in Kraft. Der 
Reichskanzler beſtimmt den Zeitpunkt des Außerkrafttretens. 


1916. 30. November. 


Bekanntmachung 
über phosphorhaltige Mineralien und Geſteine. 


R. K. (R. G. Bl. S. 1522.) 


Der Bundesrat hat auf Grund des 8 3 des Geſetzes über die Er⸗ 
mächtigung des Bundesrats zu wirtſchaftlichen Maßnahmen uſw. vom A. 
Auguft 1914 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 327) folgende Verordnung erlaſſen: 


81 
Der Keichskanzler bezeichnet eine Stelle, der es obliegt, die Der- 
ſorgung des deutſchen Wirtſchaftslebens mit Phosphor zu fördern. 


82 
Die gemäß §! bezeichnete Stelle iſt befugt: 
1. auf fremden Grundſtücken phosphorhaltige Mineralien und Ge⸗ 
ſteine aufzuſuchen und zu gewinnen, ſowie die zur Aufbereitung 
erforderlichen Anlagen zu errichten und zu betreiben; 


2. die Ueberlaſſung beſtehender Anlagen zur Aufſuchung, Gewinnung 
oder Aufbereitung phosphorhaltiger Mineralien und Geſteine zum 
Betrieb auf eigene Rechnung zu verlangen. 


8 3 
Dem Eigentümer oder ſonſtigen Nutzungsberechtigten wird in den Fällen 
des § 2 für die Inanſpruchnahme der Grundſtücke oder Anlagen eine Ent⸗ 
ſchädigung gewährt. 


Im Streitfall wird die Vergütung von einem Schiedsgericht end⸗ 
gültig unter Kusſchluß des Rechtswegs feſtgeſetzt. Das Schiedsgericht beſteht 
aus fünf Mitgliedern, die vom Reichskanzler ernannt werden. 


8 4 

. Kommt über die Ausübung der im 82 erteilten Befugniſſe eine 
Einigung zwiſchen der vom Reichskanzler bezeichneten Stelle und dem 
Eigentümer oder ſonſtigen Nutzungsberechtigten nicht zuſtande oder ergeben 
ſich zwiſchen ihnen Streitigkeiten über die Ausübung der Befugniſſe, fo 
entſcheidet die höhere Derwaltungsbehörde des Bezirks, in dem das Grund⸗ 
ſtück oder die Anlagen ſich befinden; ſie weiſt die Stelle, ſoweit erforderlich, 
in den Beſitz des Grundſtücks oder der Anlagen ein. 


Gegen die Entſcheidungen und Anordnungen der höheren Derwal- 
tungsbehörde findet Beſchwerde an die Landeszentralbehörde ſtatt. Die 
Beſchwerde hat keine aufſchiebende Wirkung. Die Landeszentralbehörde 
kann vorläufige Anordnungen treffen; fie entſcheidet endgültig unter Aus 
ſchluß des Rechtswegs. ö 
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5 

Der Reichskanzler kann nähere Beſtimmungen zur Ausführung der 
Verordnung treffen. Er kann ferner den Verkehr mit Phosphor und mit 
phosphorhaltigen Rohſtoffen und Erzeugniſſen regeln. Dabei kann be⸗ 
ſtimmt werden, daß Zuwiderhandlungen mit Gefängnis bis zu einem Jahre 
und mit Geldſtrafe bis zu zehntauſend Mark oder mit einer dieſer Strafen 
beſtraft werden und daß neben der Strafe die Vorräte, auf die die Suwider⸗ 
handlung ſich bezieht, eingezogen werden können, ohne Unterſchied, ob 
ſie dem Täter gehören oder nicht. 


8386 
Dieſe Verordnung tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft. Den 
Zeitpunkt des Außerkrafttretens beſtimmt der Reichskanzler. 


1916. 30. November. 


ö Bekanntmachung N 
über Beſchaffung von Papierholz für Zeitungsdruckpapier. 


R. K. (R. G. Bl. S. 1305.) 


Der Bundesrat hat auf Grund des § 3 des Geſetzes über die Er⸗ 
Nächtigung des Bundesrats zu wirtſchaftlichen Maßnahmen uſw. vom 4. 
Auguſt 19145) (Keichs⸗Geſetzbl. S. 327) beſchloſſen: 


Fur Durchführung der Beſchaffung von Papierholz für die Derjorgung 
der Tageszeitungen mit Druckpapier wird eine Keichsſtelle für Papierholz 
in Berlin begründet. Sie iſt eine Geſellſchaft mit beſchränkter Haftung. 
| Sie erhält einen Aufſichtsrat. Er beſteht aus dem Dorſitzenden und 
zwanzig Mitgliedern, von denen zehn auf Reich und Bundesſtaaten, vier 
auf Seitungsdruckpapierfabriken, einer auf Sellſtoffabriken, einer auf Holz⸗ 
ſchleifereien und vier auf Seitungsverleger entfallen. Der Keichskanzler 
ernennt den Dorjigenden und die Mitglieder des Kufſichtsrats. 

Der Auflichtsrat beſtellt die Geſchäftsführer, deren Beſtellung der 
Beſtätigung des Reichskanzlers bedarf. 

Die Satzung der Geſellſchaft, ihre Aenderung und Aenderungen in 
der Suſammenſetzung des Auflichtsrats bedürfen der Genehmigung des 
Reichskanzlers. 

82 


Für die Beſchaffung von Papierholz zur Verſorgung der Tageszei⸗ 
tungen im Deutſchen Reiche mit maſchinenglattem, holzhaltigen Druck⸗ 
papiere ſind für die Zeit vom 1. November 1916 bis zum 31. Oktober 
1917 540 000 Feſtmeter Tannen oder Fichtenholz alsbald zu ſichern. 

Don der Holzmenge müſſen zur Derfügung geſtellt fein: 


bis zum 15. Januar 1917 Ä 180 000 Feſtmeter 

bis zum 1. April 1917 180 000 Feſtmeter 

bis zum 1. Juli 1917 N 180 000 Feſtmeter. 

Der Reichskanzler kann die Holzmengen herabſetzen und die Termine 
hinausſchieben. 


Dieſe Holzmengen werden von dem Reichskanzler für das ganze Wirt⸗ 
ſchaftsjahr im voraus auf die einzelnen Bundesitaaten und Eljaß-Lothringen 
nach der Bevölkerungszahl umgelegt. 


*) Derwaltungsvorſchriften Jahrgang 1914 I S. 857. 
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8 3 

Die umgelegten Holzmengen müſſen in Papierholz mittlerer Art und 
Güte an einem zur Abfuhr ſolchen Holzes geeigneten Wege zur Verfügung 
geſtellt werden. Soweit es ohne beſondere Schwierigkeiten möglich iſt, 
ſollen die holzmengen an einem Orte zur Verfügung geſtellt werden, von 
dem aus ſie mit der Bahn oder zu Waſſer verſandt werden können. Die 
Reichsſtelle für Papierholz hat die zur Verfügung geſtellten Hholzmengen 
unverzüglich abzunehmen. 

Sie muß auch größere Mengen, als der Lieferungspflicht eines Bun⸗ 
desſtaats oder Elſaß⸗Cothringens zu einem beſtimmten Termin entſpricht, 
oder zu früheren Seitpunkten, als umgelegt iſt, abnehmen, wenn ihr die 
Mengen zwei Wochen vorher mitgeteilt ſind und dadurch die geſamte liefe⸗ 
rungspflichtige Menge des Bundesſtaats oder Elſaß⸗Lothringens nicht über⸗ 
ſchritten wird. 


8 4 

Die Keichsſtelle für Papierholz hat für die von ihr abgenommenen Holz ⸗ 
mengen der Landesbehörde einen angemeſſenen Uebernahmepreis zu zahlen. 
Dieſer Preis darf einſchließlich der Beförderungskoſten bis zum Ab- 
nahmeorte (8 3 Abſ. 1) die vom Reichskanzler feſtgeſetzten Preiſe nicht 
überſteigen. Die Feſtſetzung erfolgt nach Anhörung des Qusſchuſſes (§ 5) 
und des Aufſichtsrats der Reichsitelle für Papierholz. 

Iſt die Candesbehörde mit dem von der Reichsitelle für Papierholz. 
gebotenen Preiſe nicht einverſtanden, jo ſetzt ein Schiedsgericht, deſſen Su: 
ſammenſetzung und Derfahren der Reichskanzler beſtimmt, den Preis inner: 
halb der vom Keichskanzler feſtgeſetzten Preisgrenzen endgültig feſt. Ohne 
Rückſicht auf die endgültige Feſtſetzung des Uebernahmepreiſes hat die 
Landesbehörde das Holz zu übergeben und die Keichsſtelle für Papierholz 
das Holz abzunehmen und den vorläufig von ihr gebotenen Preis zu zahlen. 

Die Sahlung iſt ſpäteſtens vier Wochen nach der Abnahme des Holzes 
zu leiſten, für ſtreitige Reſtbeträge binnen vier Wochen von dem Tage ab, 
an welchem die Entſcheidung des Schiedsgerichts der Reichsitelle für Papier⸗ 
holz zugeht. Erfolgt die Bezahlung nicht innerhalb dieſer Friſt oder im 
Falle des 8 5 Abj. 5 nicht innerhalb ſechs Wochen nach der Anzeige, 
ſo iſt der Kaufpreis mit zwei vom Hundert über den jeweiligen W 
bankdiskontſatz zu verzinſen. g 

5 

Ein Ausſchuß von neun Mitgliedern. der vom Reichskanzler aus Forſt⸗ 
ſachverſtändigen ernannt wird, veranſchlagt halbjährlich für die nächſten 
ſechs Monate, erſtmalig für die Monate Dezember 1916 bis Mai 1917, 
auf Grund der in den gleichen Monaten des Dorjahrs von den Forſt— 
verwaltungen der Bundesſtaaten und Elſaß⸗Lothringens erzielten Holzpreiſe 
den durchſchnittlichen Preis des Papierholzes am Abnahmeorte. Auf Grund 
dieſer Deranjchlagung ſetzt der Reichskanzler nach Anhörung des Aufſichts⸗ 
rats der Reichsſtelle für Papierholz den durchſchnittlichen Zinitandspreis. 
für die Betriebe (8 7) feſt. 5 

6 5 

Die Bundesſtaaten und Erſaß⸗Lothringen können jtatt der Holzlieferung 
eine entſprechende Zahlung an die Keichsſtelle für Papierholz leiſten. Das 
Reich leiſtet die entſprechende Sahlung für eine Geſamtholzmenge von 
270 000 Feſtmeter. Die Sahlung ſeitens der Bundesſtaaten und 5 
Lothringens erfolgt jeweils für die abgelaufene Friſt des S 2 bis zum 
20. des folgenden Monats und wird von der nr für Paper holz 
bis zum 12. des Monats aufgegeben. 
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Sie berechnet ſich aus der Menge des für dieſe Friſt umgelegten Holzes 
und dem Unterfchiede zwiſchen dem Uebernahmepreis (8 4 Abſ. 1) und 
dem durchſchnittlichen Einſtandspreiſe (8 5) des Papierholzes. 

Durch die Zahlung vermindert ſich die zu liefernde Holzmenge (§ 2) 
entſprechend. 

Der Reichskanzler kann nach Anhörung des Ausſchuſſes (85) und des 
Auflihtsrates der Reichsitelle für Papierholz beſtimmen, daß am zweiten 
und dritten Termine ($ 2 Abſ. 2) Holz geliefert werden muß. 


87 

Die von der Keichsſtelle für Papierholz aufgeforderten Beſitzer von 
Sellſtoffabriken, Holzſchleifereien und Druckpapierfabriken haben ihre zur 
Herſtellung von Druckpapier geeigneten Holzbeſtände am erſten jedes Monats, 
ferner die im abgelaufenen Monat hiervon verarbeiteten Holzmengen und 
die daraus gewonnenen Mengen an Sellſtoff und Holzſchliff für Ber- 
itellung von Seitungsdruckpapier und die daraus hergeſtellten und die 
abgelieferten Mengen an Seitungsdruckpapier bis zum 10. jedes Monats, 
erſtmalig bis zum 15. Dezember 1916, der ek für papierholz 
nach deren näherer Beſtimmung anzuzeigen. 


8 8 

Die Reichsitelle für Papierholz kann anordnen, daß ohne ihre Ge— 
nehmigung Beſitzer von öellitoffabriken, Holzſchleifereien und Druckpapier⸗ 
fabriken an ihren nach 87 angezeigten Beſtänden vom 1. Dezember 1916 
ab keine Deränderung vornehmen dürfen. Das gleiche gilt von rechts⸗ 
geſchäftlichen Verfügungen wie von Verfügungen, die im Wege der Swangs⸗ 
vollſtreckung oder Arreſtvollziehung erfolgen. 

Die Anordnung iſt an den Beſitzer zu richten. Sie muß binnen acht 
Tagen nach Eingang der Anzeige getroffen werden. Die Keichsſtelle für 
Papierholz hat bei ſolchen Anordnungen auf Anträge des Papiermacher⸗ 
Kriegsausſchuſſes die im Heeresintereſſe erforderliche Rückſicht zu nehmen. 

Die Heranſchaffung von Papierholz von einem anderen Tagerungs⸗ 
orte nach der Derarbeitungsitätte iſt zuläſſig. 

Während des Monats Dezember 1916 iſt ferner die Verarbeitung 

von Papierholz für die Heritellung von Seitungsdruckpapier ohne Genehmi⸗ 
gung der Reichsitelle für Papierholz zuläſſig. 


| 9 9 | 

Beſitzer von Sellſtoffabriken, Holzſchleifereien oder Druckpapierfabriken 
haben das ihnen von der Keichsſtelle für Papierholz zugewieſene Papierholz 
an der von ihr beſtimmten Stelle abzunehmen und ihr zu bezahlen. Sie 
haben das zugewieſene ſowie das in ihren Beſtänden befindliche Papier- 
holz auf Verlangen der Keichsſtelle für Papierholz nach deren Weiſung für 
die heritellung von deitungsdruckpapier binnen angemeſſener Friſt zu ver⸗ 
arbeiten. Sie haben Sas Papierholz wie die gewonnenen Erzeugniſſe 
bis zum Abruf ſorgſam zu verwahren, handelsüblich zu verſichern und 
pfleglich zu behandeln. 

Weigert ſich der Beſitzer eines derartigen Betriebs, jo kann die zu⸗ 
ſtändige Behörde auf Erſuchen der Keichsſtelle für Papierholz die er: 
forderlichen Arbeiten auf ſeine Koſten mit den Mitteln ſeines Betriebs 
durch Dritte vornehmen laſſen. 

Für die Lagerung von Papierholz, deſſen Derarbeitung nicht binnen 
ſechs Monaten nach der Abnahme (Abf. 1) oder nach der Stellung des 
Derlanges (8 8) angeordnet wird, und von Erzeugniſſen, die nicht binnen 
zwei Monaten nach der Anzeige ihrer Fertigſtellung abgerufen werden, 
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iſt vom Beginne des folgenden Monats ab eine angemeſſene ä zu 
zahlen. als 

Streitigkeiten, die aus der Abnahme, Bezahlung, in und Der- 
arbeitung entſtehen, entſcheidet ein Schiedsgericht, deſſen Zuſammenſetzung 
und Verfahren der Reichskanzler beſtimmt. 


8 10 
Die Keichsſtelle für Papierholz hat dem Beſitzer eines Betriebs (8 7), 
der auf ihr Verlangen Papierholz aus feinen Beſtänden verarbeitet, bei 
Ablieferung der Erzeugniſſe den Betrag zu erſtatten, der dem Unterſchiede 
zwiſchen dem Uebernahmepreiſe (8 A Abſ. 1) und dem Einſtandspreiſe 
des verarbeiteten Papierholzes entſpricht. Dabei darf der Einſtandspreis 
höchſtens zu dem nach 8 5 feſtgeſetzten durchſchnittlichen Einſtandspreis 
angeſetzt werden. 
8 11 
Erzeugniſſe, die aus Papierholz nach 8 9 hergeſtellt ſind, müſſen nach 
Anordnung der Reichsitelle für Papierholz an die von ihr bezeichneten 
Stellen gegen Barzahlung geliefert werden. en aus der £ SUNG 
entſcheidet das Schiedsgericht nach 8 9 Abſ. 4 


8 12 
Der Reichskanzler kann nach Anhörung der Keichsſtelle für Papierholz 
1. die Preiſe für Sellitoff und für Holzſchliff zur Druckpapierher- 
ſtellung ſowie für Seitungsdruckpapier feſtſetzen; die Preiſe find 
Höchſtpreiſe im Sinne des Geſetzes, betreffend höchſtpreiſe, vom 
4. Auguſt 1914 in der Faſſung vom 17. Dezember 1914 in 
Verbindung mit den Verordnungen vom 21. Januar 1915 und 
vom 23. März 1916 (KReichs⸗Geſetzbl. 1914 S. 339, 516; 1915 

S. 25: 1916 S. 183); 

2. die Cagerungsvergütung nach § 9 Abſ. 3 beſtimmen. 


815 
Die Keichsſtelle für Papierholz kann die Befugniſſe nach 88 7 bis 11 
auch gegenüber Vereinigungen von Betrieben derſelben Art anwenden, 
wenn fie hinreichende Gewähr für die erforderlichen Leiſtungen bieten. 


14 
Der Keichskanzler kann Sende zur Ausführung Naser Ver⸗ 
ordnung treffen. 
Der Keichskanzler kann in Berückſichtigung der Kriegsverhältiffe 
für Elſaß⸗Cothringen beſondere Dorſchriften erlaſſen. 


8 15 

Mit Gefängnis bis zu ſechs Monaten oder mit Geldſtrafe bis zu 
ieee Mark wird beſtraft: 

wer die ihm nach 8 7 obliegenden Anzeigen nicht in der geſetzten. 

Friſt erſtattet oder wer wiſſentlich unrichtige oder unvollſtändige 

Angaben macht; 

2. wer den Dorſchriften des 8 8 Abſ. 1, § 11 Satz 1 zuwiderhandelt; 

3. wer den auf Grund des 8 14 ergangenen Beſtimmungen oder 
Vorſchriften zuwiderhandelt. 


8 16 
Die Verordnung tritt mit dem Tage der Derkündung in Kraft. 
Der Reichskanzler beſtimmt die Seit des Außerkrafttretens. 
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Verfügung betr. Nicht⸗ Gewährung von Familienunterſtützung 
während der Strafverbüßung. 


Miniſterialblatt des Innern S. 279.) 


Es iſt bei mir in Anregung gebracht worden, ob nicht, auch mit 
Rüdfiht auf die lange Dauer des Krieges, eine Aenderung des § 11 des 
Familienunterſtützungsgeſetzes dahingehend in Frage zu ziehen ſein würde, 
daß der Fortfall der Familienunterſtützung nur bei Fahnenflucht und Kus⸗ 
ſtoßung aus dem heere zu erfolgen habe. 

Es erſcheint ſchon deshalb nicht angebracht, der Anregung weitere 
Folge zu geben, weil es nicht ausgeſchloſſen iſt, daß eine Subilligung der 
Familienunterſtützung auch während der Strafverbüßung über den jetzigen 
Rahmen des $ 11 hinaus ſpäter zu Berufungen führen könnte (Unterſtützung 
der Familien während der Derbüßung von Strafen überhaupt). 

Anderfeits kann aber nicht verkannt werden, daß es für die Familien 
der Kriegsteilnehmer eine Härte bedeutet, wenn ihnen während etwaiger 
Strafverbüßung die Familienunterſtützung entzogen wird, und ſie auf Unter⸗ 
ſtützung im Wege der Armenpflege angewieſen find. 

Ich beehre mich deshalb ergebenſt zu erſuchen, durch Unweiſung der 
Cieferungsverbände darauf hinzuwirken, daß in etwa vorkommenden Fällen 
der fraglichen Art eine ausreichende Verſorgung der Familien im Wege 
der Kriegswohlfahrtspflege erfolgt. Hiergegen dürften um ſo weniger Be⸗ 
denken vorliegen, als andernfalls die Gemeinden mit Mitteln der Armen⸗ 
pflege eintreten müßten, und ihre Belaſtung dann jedenfalls eine höhere 
ſein würde. 

Dabei erlaube ich mir noch zu bemerken, daß nach dem Wortlaut des 
8 11 der Fortfall der Familienunterſtützung nur während der Strafver⸗ 
büßung einzutreten hat. Die Tatſache der Beſtrafung allein rechtfertigt 
die Einſtellung der Zahlung nicht. Dieſe hat alſo auch während etwaiger 
Strafausſetzung zu erfolgen. Den Königlich Preußiſchen Herrn Kriegs⸗ 
miniſter habe ich erſucht, im Einvernehmen mit den anderen Herren Kriegs- 
miniſtern darauf hinzuwirken, daß von dem Rechte der Strafausſetzung 
in möglichſt weitgehendem Maße Gebrauch gemacht werden möge. 

Berlin, den 30. November 1916. 

Der Reichskanzler (Reichsamt des Innern) 
Im Auftrage: 
Lewald. 
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Beſitzſteuer⸗ aan zum Beſitzſtenergeſetze 
vom 3. Juli 1913 


R. K. (R. 5. Bl. S. 414.) 
Beſitzſteuerämter und Oberbehörden. 


8 1 
(1) Die mit der Veranlagung der Beſigſteuer betrauten Behörden 
(Beſitzſteuerämter) und die ihnen übergeordneten Behörden (Oberbehörden 
werden von den Landesregierungen beſtimmt und öffentlich bekanntgemacht. 


*) Verwaltungsvorſchriften Jahrgang 1913 II S. 225. 
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Ein Verzeichnis der Beſitzſteuerämter und Oberbehörden iſt unter Angabe 
ihrer Umtsbezirke dem Reichskanzler zur Veröffentlichung im Fentral⸗ 
blatt für das Deutſche Reich mitzuteilen. Das Gleiche hat mit etwaigen 
ſpäteren Veränderungen zu geſchehen. 

(2) Die Landesregierung kann die Erhebung der Beſitzſteuer 7 
Stellen als den Beſitzſteuerämtern übertragen. Sie beſtimmt auch, o 
und inwieweit andere Behörden als Hilfsitellen der Beſitzſteuerämter en 
Deranlagungsgeichäfte mitzuwirken haben. In diefem Falle find die zur 
Regelung des Geſchäftsverkehrs erforderlichen Sejondeien Beſtimmungen zu 
treffen. 

(3) Befugniſſe, die in den nachſtehenden Dorjchriften den Beſitzſteuer⸗ 
ämtern übertragen ſind, können von der oberſten Landesfinanzbehörde im 
Einverſtändniſſe mit dem Reichskanzler den Oberbehörden übertragen werden. 


Zuſtändigkeit. 


82 

(1) Für die Suſtändigkeit der Bundesſtaaten zur Veranlagung und 
Erhebung der Beſitzſteuer ſind maßgebend die Wohnſitz- oder Aufenthalts- 
verhältniſſe des Steuerpflichtigen am Ende des jeweiligen Deranlagungszeit⸗ 
raums, erſtmals am 31. Dezember 1916. Bei mehrfachem Wohnſitz hat den 
Vorrang zunächſt der dienſtliche Wohnſitz, dann der Wohnſitz im Heimat- 
ſtaate, weiter der Wohnſitz an dem Orte des vorwiegenden Aufenthalts. 

(2) Hat der Steuerpflichtige erſt nach dem im bſ. ! bezeichneten Seit⸗ 
punkt, aber noch vor Beginn des anſchließenden Erhebungszeitraums (8 24 
des Geſetzes) im Reiche ſeinen Wohnſitz begründet oder ſeinen gewöhnlichen 
Aufenthalt genommen, ſo iſt der Bundesſtaat zuſtändig, in dem er ſeinen 
Wohnſitz begründet oder ſeinen Aufenthalt genommen hat. 

(3) Hat der Steuerpflichtige weder am Ende des jeweiligen Deran- 
lagungszeitraums noch vor Beginn des anſchließenden Erhebungszeitraums 
in einem Bundesſtaat einen Wohnſitz oder ſeinen gewöhnlichen Aufenthalt 
ſo iſt der Bundesſtaat zuſtändig, in welchem er ſeinen letzten inländiſchen 
Wohnſitz oder Aufenthalt gehabt hat. Hat der Steuerpflichtige auch früher 
keinen inländiſchen Wohnſitz oder Aufenthalt gehabt, fo iſt der Zundesſtaat 
zuſtändig, in deſſen Gebiet ſich das ſteuerbare Vermögen befindet, und, 
wenn das Dermögen ſich in mehreren Bundesſtaaten befindet, der Bundes- 
ſtaat, in deſſen Gebiet ſich der größere Teil des Vermögens befindet. 


8 3 
Die Dorjchriften über die Suſtändigkeit der Bundesſtaaten gelten auch 
entſprechend für die Suſtändigkeit der Beſitzſteuerämter. Die oberſte Landes⸗ 
finanzbehörde des für die Veranlagung der Beſitzſteuer zuſtändigen Bundes- 
ſtaats kann jedoch die Abgrenzung der Suſtändigkeit feiner Beſitzſteuerämter 
anderweit regeln. 5 


Ermittlung der ſteuerpflichtigen perſonen und deren Eintragung in die 
Beſitzſteuerliſte. 


§ 4 
(1) Für jeden Deranlagungsbezirk find die Perſonen zu ermitteln und 
in die Beſitzſteuerliſte einzutragen, die für die Veranlagung zur HBeſitzſteuer 
in Frage kommen ($ 5). 
(2) Die Peſitzſteuerliſte iſt nach Anleitung des Multers 1 einzurichten. 
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8 5 

In die Beſitzſteuerliſte ſind jedenfalls die Perſonen aufzunehmen, welche 
die Vorausſetzungen der perſönlichen Steuerpflicht erfüllen und von denen 
N iſt, daß fie ein Vermögen von mehr als zwanzigtauſend Mark 
aben. | 

8 6 

(1) In die Peſitzſteuerliſte eines Deranlagungsbezirkes find die Per— 
ſonen aufzunehmen, die in dieſem Bezirke zu veranlagen ſind. 

(2) Beſtehen Zweifel darüber, ob das Beſitzſteueramt zur Deranla- 
gung eines Steuerpflichtigen zuſtändig iſt, und können dieſe Zweifel vor 
der öffentlichen Aufforderung zur Abgabe der Beſitzſtéeuererklärungen (8 
14) nicht beſeitigt werden, jo iſt eine ſolche Perſon in jedem Deranlagungs- 
bezirke, der für die Veranlagung der Belißiteuer in Frage kommt, in 
die Beſitzſteuerliſte aufzunehmen. Dies gilt, abgeſehen von Steuerpflid- 
tigen mit mehrfachem Wohnſitz, insbeſondere für ſolche Perſonen, die in 
dem Deranlagungsbezirke Grund- oder Betriebsvermögen beſitzen, und die 
im Inland keinen der Behörde bekannten Wohnſitz oder Aufenthalt haben. 


8 . 

Iſt dem Peſitzſteueramte bekannt oder haben die eingeleiteten Der- 
handlungen ergeben, daß ein Steuerpflichtiger, der im Deranlagungsbe— 
zirke Grund⸗ oder Betriebsvermögen beſitzt, in einem anderen Deran— 
lagungsbezirke zur Beſitzſteuer zu veranlagen iſt, ſo iſt dem zuſtändigen 
Beſitzſteueramte hiervon unter Mitteilung etwaiger landesrechtlicher Der- 
anlagungsmerkmale Nachricht zu geben. Die Benachrichtigung kann un⸗ 
terbleiben, wenn ſie bereits aus Anlaß der Wehrbeitragsveranlagung oder 
einer Beſitzſteuerveranlagung erfolgt und ſeither eine Beſitzänderung oder 
eine weſentliche Aenderung der landesrechtlichen Deranlagungsmerkmale nicht 
eingetreten iſt. ö 

88 | 


hat eine Perſon in einem Deranlagungsbezirke Grund- oder Be- 
triebsvermögen, ohne in dieſem Deranlagungsbezirke zugleich einen Wohn⸗ 
ſitz oder Aufenthalt zu haben, ſo darf die Aufnahme in die Beſitzſteuerliſte 
(S 6) oder die Benachrichtigung des zuſtändigen Beſitzſteueramts (8 7) 
unterbleiben, wenn der Behörde die Dermögensverhältniſſe des Inhabers 
dieſes Grund- oder Betriebsvermögens genügend bekannt find und danach 
feſtſteht, daß er ein ſteuerbares Geſamtvermögen von mehr als zwanzig— 
tauſend Mark nicht beſitzt. s 

9 


Die näheren Beſtimmungen über die Dorbereitung der Veranlagung, 
insbeſondere über die Ermittlung der in die Beſitzſteuerliſte aufzunehmenden 
Perſonen erläßt die oberſte Landesfinanzbehörde. N 


8 10 
Die Beſitzſteuerliſte wird abgeſchloſſen, ſobald die Deranlagung (88 20 ff.) 
in der Hauptſache durchgeführt und ihr Ergebnis darin eingetragen iſt. Bis 
dahin iſt ſie fortlaufend zu ergänzen und zu berichtigen. Sind Perſonen 
zu ſtreichen, ſo iſt der Grund der Streichung in der Bemerkungsſpalte er— 
ſichtlich zu machen. 


8 11 b 

Perſonen, deren Steuerpflicht erſt nach Abſchluß der Beſitzſteuerliſte 
feſtgeſtellt wird, ſowie Perſonen, die bei Wechſel des Wohnorts dem Beſitz⸗ 
ſteueramte des neuen Wohnorts zum Swecke der Erhebung der Heſitzſteuer 
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überwieſen werden (8 65 Abj. 2), ſind in eine Sugangslijte aufzunehmen, 
die ebenſo einzurichten iſt wie die Beſitzſteuerliſte. 


Beſitzſteuererklärung. 


812 
(1) Als Friſt für die Abgabe der Beſitzſteuererklärung (8 52 Abſ. 1 

des Geſetzes) wird die Zeit vom 2. Januar bis 15. Februar des auf den 
Deranlagungszeitraum folgenden Jahres beiſtimmt. Die oberite Landes⸗ 
finanzbehörde kann einen ſpäteren Anfangs- und früheren Endtermin 
feſtſetzen; doch muß die Friſt mindeſtens zwei Wochen betragen. Für 
Steuerpflichtige, die Inhaber eines unter § 28 Abſ. 2 des Geſetzes fallenden 
Betriebs find, und die ihrer Beſitzſteuererklärung den Abſchluß für den 
31. Dezember des letzten Jahres des Deranlagungszeitraums zu Grunde 
legen, kann nach näherer Beſtimmung der oberſten Landesfinanzbehörde 
die Friſt zur Abgabe der Peſitzſteuererklärung bis zum 31. Mai des auf 
den Deranlagungszeitraum folgenden Jahres verlängert werden. 


(2) Der Reichskanzler iſt ermächtigt, für ſolche Bundesſtaaten, in 
denen mit Rückficht auf die Veranlagung zu den direkten Candesſteuern 
die im Abſ. 1 beſtimmte Friſt ſich als unzweckmäßig erweiſen ſollte, eine 
ſpätere Friſt zu beſtimmen, die ſich aber nicht über den 31. Mai des auf 
den Deranlagungszeitraum folgenden Jahres hinaus erſtrecken darf. 


8 15 


Für die in außereuropäiſchen Ländern und Gewäſſern Abweſenden 
verlängert fi} die Friſt zur Abgabe der Beſitzſteuererklärung bis Ende 
Juni, für die im europäiſchen Ausland Abweſenden bis Ende Februar des 
auf den Veranlagungszeitraum folgenden Jahres. 


Oeffentliche Aufforderung zur Abgabe der Beſitzſteuererklärung. 
8 14 

Mindeſtens eine Woche vor Beginn der im 8 12 bezeichneten Friſt 
erläßt das Beſitzſteueramt oder die Oberbehörde in den für amtliche Be- 
kanntmachungen der unteren Derwaltungsbehörden beſtimmten Tagesblättern 
eine öffentliche Aufforderung zur Abgabe der Beſitzſteuererklärungen. Die 
oberſte Landesfinanzbehörde kann anordnen, daß die Aufforderung außerdem 
in ſonſt ortsüblicher Weiſe bekanntgemacht wird. In dieſer Aufforderung, 
die mit öffentlichen Bekanntmachungen über die Veranlagung von Landes- 
ſteuern verbunden werden kann, ſind die Steuerpflichtigen über ihre Pflicht 
zur Abgabe einer Beſitzſteuererklärung, über die Dorjchriften der 88 76, 
77 und 54 des Geſetzes zu belehren. 


Beſondere Aufforderung zur Abgabe der Beſitzſteuererklärung. 
8 15 

(1) Gleichzeitig mit der öffentlichen Aufforderung ($ 14) und noch. 
vor Beginn der im 8 12 bezeichneten Friſt iſt den Perſonen, von denen 
das Beſitzſteueramt annimmt, daß fie zur Abgabe einer Beſitzſteuererklärung 
nach $ 52 Abſ. 1 des Geſetzes verpflichtet ſind, ein Vordruck für dieſe nebſt 
einem Abdruck der öffentlichen Bekanntmachung zu überſenden; alle an⸗ 
deren in die Beſitzſteuerliſte aufgenommenen perſonen find gemäß 8 52 
bſ. 2 des Geſetzes unter Beifügung eines Vordrucks beſonders aufzu⸗ 
fordern, eine Beſitzſteuererklärung binnen der im 8 12 bezeichneten oder 
einer auf mindeſtens vierzehn e zu bemeſſenden beſonderen Friſt ab⸗ 
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zugeben. Die oberſte Landesfinanzbehörde kann im Einverſtändniſſe mit 
dem Reichskanzler ein anderes Verfahren vorſchreiben. 

(2) Ein Steuerpflichtiger, der von mehreren Behörden zur Abgabe 
einer Beſitzſteuererklärung aufgefordert wird, iſt nur verpflichtet, einer 
Behörde die Beſitzſteuererklärung abzugeben. Macht er von dieſer Mög⸗ 
lichkeit Gebrauch, ſo hat er den anderen Behörden mitzuteilen, daß und 
welcher Behörde er eine Beſitzſteuererklärung abgegeben hat. 


8.16 

Das Beſitzſteueramt kann einem Steuerpflichtigen, der glaubhaft macht, 
daß ihm die Abgabe der Beſitzſteuererklärung innerhalb der vorgeſchriebenen 
Friſt nicht möglich iſt, die Friſt zur Abgabe der Beſitzſteuererklärung an⸗ 
gemeſſen verlängern. 

8 17 

(1) Die Beſitzſteuererklärung des Ehemanns hat das Dermögen der 
Ehefrau mitzuumfaſſen, ſofern die Ehegatten nicht dauernd voneinander 
getrennt leben. N 

(2) Für einen nach Ablauf des Deranlagungszeitraums, aber vor Ab— 
gabe der Beſitzſteuererklärung verſtorbenen Steuerpflichtigen iſt die Beſitz⸗ 
ſteuererklärung, wenn ein ohne Beſchränkung der Derwaltungsbefugnis 
auf einzelne Gegenſtände beſtellter Teſtamentsvollſtrecker oder ein Nach— 
laßpfleger die Verwaltung des Nachlaſſes übernommen hat, von dieſen 
Perſonen, andernfalls von den Erben abzugeben. Sind mehrere Derpflichtete 
vorhanden und gibt ein Derpflichteter die Beſitzſteuererklärung ab, jo 
werden die anderen dadurch von der Derpflichtung befreit. Hat von mehre⸗ 
ren Erben einer dem Beſitzſteueramte gegenüber die Erfüllung der den 
Erben in Anſehung der Beſitzſteuer obliegenden Pflichten übernommen, ſo 
iſt die Aufforderung zur Abgabe der Beſitzſteuererklärung nur an ihm, 
andernfalls nach dem Ermeſſen des Beſitzſteueramts an einen von ihnen 
zu richten. 

8 18 

(1) Die Beſitzſteuererklärung iſt nach Anleitung des Muſters 20 zu 
geſtalten. Bei der erſtmaligen Deranlagung der HBeſitzſteuer iſt mit der. 
Beſitzſteuererklärung in der Kegel die Steuererklärung zum Swecke der 
Veranlagung der außerordentlichen Kriegsabgabe zu verbinden ($ 8 der 
Kriegsſteuer-Husführungsbeſtimmungen). 

(2) vordrucke für die Beſitzſteuererklärung ſind dem Steuerpflichtigen 
koſtenlos zu verabfolgen. 

(3) Die oberſte Candesfinanzbehörde kann beſtimmen, daß die Beſitz⸗ 
ſteuererklärung auch mündlich bei der Deranlagungsbehörde abgegeben wer— 
den kann; der hiernach ausgefüllte Vordruck iſt vom Steuerpflichtigen und 
vom Deranlagungsbeamten zu unterzeichnen. 

(4) Wenn für Landesjteuerzwecke zuverläſſige Darſtellungen des ge- 
ſamten im Bundesſtaate gelegenen Grundbeſitzes der einzelnen Steuerpflich⸗ 
tigen beſtehen und fortgeführt werden, kann die Aufführung der einzelnen 
Grundſtücke in der Steuererklärung unterbleiben und ihr Steuerwert im 
ganzen angegeben werden. Doch muß das in anderen Bundesſtaaten ge⸗ 
legene Grundvermögen beſonders aufgeführt werden. 


8 19 
(1) Die Abgabe der Beſitzſteuererklärung iſt nötigenfalls durch vorher 
anzudrohende Geldſtrafen bis zu fünfhundert Mark zu erzwingen. 


*) Das Muſter wird nicht mit abgedruckt. 
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(2) Gleichzeitig mit der Straffeſtſetzung auf Grund des § 54 Abi. 1 
des Geſetzes iſt dem Säumigen eine angemeſſene weitere Friſt zur Abgabe 
der Beſitzſteuererklärung zu ſetzen. 

(3) Die Geldſtrafe kann jo lange wiederholt werden, bis der Steuer: 
pflichtige feiner Derpflichtung zur Abgabe der Erklärung nachgekommen iſt. 

(4) Durch die fortgeſetzte Weigerung des Steuerpflichtigen, eine Beſitz⸗ 
ſteuererklärung abzugeben, wird ſeine Veranlagung zur Beſitzſteuer auf 
Grund ſchätzungsweiſer Dermögensfeſtſtellungen nicht gehindert. 

(5) Den der Auferlegung eines Zuſchlags zu der geſchuldeten Beſitz⸗ 
ſteuer (8 54 Abſ. 2 des Geſetzes) bei nicht rechtzeitiger Abgabe der Beſitz⸗ 
ſteuererklärung ſoll dann abgeſehen werden, wenn die Umſtände des Ein⸗ 
zelfalls die Verſäumnis als entſchuldbar erſcheinen laſſen. Wird die Be— 
ſitzſteuer im Rechtsmittel- oder Berichtigungsverfahren anderweit feſtge⸗ 
ſetzt, ſo tritt auch eine entſprechende Erhöhung oder Ermäßigung des 
Zuſchlags ein. 

Prüfung der Beſitzſteuererklärung. 


8 8 20 
Das HBeſitzſteueramt hat die Angaben in den Beſitzſteuererklärungen 
auf ihre Richtigkeit und Dollſtändigkeit zu prüfen. 


Feſtſtellung des Dermögenszuwachſes. 
82 

(1) Der Vermögenszuwachs ergibt ſich aus der Dergleichung des Der- 
mögensſtandes am Ende des Deranlagungszeitraums (Endvermögen) mit 
dem Dermögensitand am Anfang des Deranlagungszeitraums (Anfangs: . 
vermögen). 

(2) Als Anfang des Deranlagungszeitraums (§ 19 Abj. 1 des Geſetzes) 
gilt der 1. Januar 1914, wenn der Steuerpflichtige damals ſchon zu den 
im 8 11 des Geſetzes aufgeführten Perſonen gehört hat, oder, wenn dies 
nicht der Fall war, der Seitpunkt, an dem ſpäter die perſönliche Steuer- 
pflicht eingetreten iſt. 

(3) Der Dermögensſtand an dem im Abſ. 2 bezeichneten Seitpunkt 
iſt als Anfangsvermögen ſo lange maßgebend, bis eine Beſitzſteuer zu ver⸗ 
anlagen iſt. Iſt es zu einer Beſitzſteuerveranlagung gekommen, ſo iſt 
das hierbei feſtgeſtellte Endvermögen ſpäter wieder ſo lange als Anfangs⸗ 
vermögen maßgebend, bis erneut eine Beſitzſteuer zu veranlagen iſt. 

(4) Iſt die perſönliche Steuerpflicht in der Folgezeit weggefallen und 
wird ſie ſpäter neubegründet, ſo iſt für die weitere Beſitzſteuerveranlagung 
das zur Seit der Neubegründung der perſönlichen Steuerpflicht vorhandene 
Vermögen als Anfangsvermögen maßgebend. 


22 

(1) Bei der Beſitzſteuerveranlagung iſt in der Regel nur das Der- 
mögen des Steuerpflichtigen für das Ende des Veranlagungszeitraums, erſt⸗ 
mals für den 31. Dezember 1916 (8 18 des Geſetzes), neu feſtzuſtellen. 

(2) Das Anfangsvermögen iſt nur dann gleichzeitig mit der Ermittelung 
des Endvermögens nachträglich feſtzuſtellen, wenn eine rechtskräftige Feſt⸗ 
ſtellung durch Erteilung eines Deranlagungs- oder Heſtſtellungsbeſcheids 
gemäß 8 47 des Wehrbeitraggeſetzes oder ſpäter durch Erteilung eines 
Steuer- oder Feſtſtellungsbeſcheids gemäß 8 65 des Beſitzſteuergeſetzes nicht 
ſtattgefunden hat. 

(3) Iſt im Wege des aus Billigkeitsrückſichten gewährten gänzlichen 
oder teilweiſen Erlaſſes des rechtskräftig veranlagten Wehrbeitrags oder 
der rechtskräftig veranlagten Beſitzſteuer das Dermögen anderweit ermit⸗ 
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telt, fo iſt nicht das rechtskräftig feſtgeſtellte Vermögen, ſondern das ander⸗ 
weit ermittelte Dermögen als Anfangsvermögen maßgebend. 


8 25 N 
(1) Wenn das Dermögen am Ende des Deranlagungszeitraums den 
nach § 28 Abſ. 3 des Geſetzes abgerundeten Betrag von dreißigtauſend 
Mark nicht überſteigt, fo genügt die Angabe des Steuerpflichtigen, daß die 
Dermögenszunahme während des Deranlagungszeitraums mehr als zehn 
taufend Mark betragen hat. Eine Feſtſtellung des tatſächlich vorhanden 
geweſenen Anfangsvermögens iſt in dieſem Falle nicht erforderlich. N 
(2) Haben zu Beginn des Deranlagungszeitraums die abzugsfähigen 
Schulden und Laſten den Geſamtwert des Aktivvermögens überſtiegen (8 19 
Abſ. 2 des Geſetzes), jo gilt das für den Schluß des Deranlagungszeitraums 
feſtgeſtellte Reinvermögen als Vermögenszuwachs. 


8 24 

(1) War jemand nur gemäß § 10 Nr. II des Wehrbeitraggeſetzes be- 
ſchränkt beitragspflichtig, dagegen ſchon ſeit dem 1. Januar 1914 gemäß 
§ 11 Nr. I des Beſitzſteuergeſetzes unbeſchränkt ſteuerpflichtig, jo iſt für 
den 1. Januar 1914 das damals vorhandene ſteuerbare Dermögen neu 
feſtzuſtellen. Maßgebendes Anfangspermögen iſt in dieſem Falle das nad): 
träglich für den. 1. Januar 1914 feſtgeſtellte Dermögen, es ſei denn, daß 
dieſes niedriger iſt als das früher feſtgeſtellte, gemäß 8 10 Mr. II des 
Wehrbeitraggeſetzes beitragspflichtige Dermögen. 

(2) Entſprechendes gilt, wenn ſpäter an Stelle der bisherigen be— 
ſchränkten perſönlichen Steuerpflicht (8 11 Nr. II des Beſitzſteuergeſetzes) die 
unbeſchränkte perſönliche Steuerpflicht (8 11 Nr. I des Beſitzſteuergeſetzes) 
tritt. Das für den Seitpunkt des Eintritts der unbeſchränkten Steuerpflicht 
neu feſtzuſtellende ſteuerbare Dermögen gilt dann als Anfangsvermögen, 
es ſei denn, daß dieſes niedriger iſt als das früher feſtgeſtellte, ſchon von 
der beſchränkten perſönlichen Steuerpflicht erfaßte Vermögen. 


8 25 
Im Sinne des 8 25 Abf. 2 des Geſetzes gilt als der Beſteuerung 
entzogen jedes Vermögen, das auf irgendeine Weiſe während des Ver⸗ 
anlagungszeitraums aus ſteuerbarem Vermögen in nichtſteuerbares Dermögen 
umgewandelt worden iſt. 
8 26 

(1) Iſt das Dermögen von Ehegatten gemäß S 14 des Geſetzes für 
den Schluß des Deranlagungszeitraums zuſammenzurechnen, ohne daß die 
Vorausſetzungen der Zuſammenrechnung für den Beginn des Veranlagungs⸗ 
zeitraums gegeben ſind, fo iſt als Anfangsvermögen maßgebend die Summe . 
des für den Beginn des Deranlagungszeitraums feſtgeſtellten oder nachträg⸗ 
lich zu ermittelnden Dermögens jedes der beiden Ehegatten. 

(2) War dagegen das Dermögen von Ehegatten früher zuſammengerech— 
net worden (8 15 des Wehrbeitraggeſetzes, 8 14 des HBeſitzſteuergeſetzes) 
und find die Vorausſetzungen der Suſammenrechnung für den Schluß des 
Veranlagungszeitraums nicht mehr gegeben, jo iſt das Vermögen, das der 
betreffende Ehegatte bei Beginn des Deranlagungszeitraums beſeſſen hat, 
nachträglich zu ermitteln und als Anfangsvermögen zu Grunde zu legen. 

(3) Die Ausſcheidung der nach 88 15 und 16 des Geſetzes ſteuerfreien 
Suwachsbeträge hat in der Weiſe zu erfolgen, daß dieſe Beträge von dem 
noch nicht abgerundeten Endvermögen abgezogen werden. 

(4) Nach 8 15 des Geſetzes ſteuerfrei iſt der dem Anteil des über⸗ 
lebenden Ehegatten am Nachlaßvermögen entſprechende Teilbetrag des⸗ 
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jenigen Vermögens, das als Anfangsvermögen gegolten hätte, wenn der 
verſtorbene Ehegatte auf den Seitpunkt feines Todes zur Beſitzſteuer zu 
veranlagen geweſen wäre. 


Ermittlung des Dermögenswerts. ö 


8 27 

(1) Der Ermittlung des Dermögenswerts iſt, ſoweit das Geſetz nichts 
anderes vorſchreibt, der gemeine Wert ſeiner einzelnen Beſtandteile an 
dem für die Dermögensfeſtſtellung maßgebenden Seitpunkt zu Grunde zu 
legen. 

(2) Der gemeine Wert (Verkaufs- oder Verkehrswert) wird durch den 
Preis beſtimmt, der im gewöhnlichen Geſchäftsverkehre nach der Peſchaffen⸗ 
heit des Gegenſtandes ohne Kückſicht auf ungewöhnliche oder lediglich per⸗ 
ſönliche Derhältniffe zu erzielen iſt. 

(3) Ein Dermögensbeitandteil, deſſen Wert im ganzen zu ermitteln iſt, 
umfaßt alle Gegenſtände, die in einem wirtſchaftlichen Sufammenhange 
zueinander ſtehen. 

8 28 

(1) Nach 8 28 Abſ. 2 des Geſetzes kann der Steuerpflichtige, unbe⸗ 
ſchadet der Nachprüfung nach 8 57 des Geſetzes, verlangen, daß das 
in einem Betriebe, für welchen regelmäßige jährliche Abſchlüſſe ſtattfinden, 
angelegte Vermögen nach dem Beſtand und Werte am Schluſſe des letzten 
Wirtſchafts⸗ oder Rechnungsjahrs feſtgeſtellt wird. Die feit dem Schluſſe 
des letzten Wirtſchafts⸗ oder Rechnungsjahrs bis zum geſetzlichen Stichtag 
eingetretenen Verſchiebungen zwiſchen dem im Betrieb angelegten Der- 
mögen und dem ſonſtigen Dermögen des Steuerpflichtigen ſind zu berück⸗ 
ſichtigen. 

(2) Die Anwendung des § 28 Abſ. 2 des Geſetzes ſetzt eine ordnungs— 
mäßige Buchführung voraus, iſt aber nicht davon abhängig, daß der 
Steuerpflichtige zur Führung von Handelsbüchern geſetzlich verpflichtet iſt. 

(3) Die Anwendung des 8 28 Abſ. 2 des Geſetzes darf nicht dazu 
1 daß die Beſitzſteuerveranlagung nur zwei Jahresabſchlüſſe erfaſſen 
würde. 

(4) Macht der Steuerpflichtige von dem Rechte nach Abſ. 1 Gebrauch, 
ſo hat er der Steuererklärung den Abſchluß für das letzte Wirtſchafts- oder 
Rechnungsjahr beizufügen. 

Bewertung der Grundſtücke nach den ÖGeitehungskoiten. 


8 29 
(1) Grundſtücke ſind bei der Dermögensfeititellung auf Antrag des 
- Steuerpflichtigen ſtatt mit dem gemeinen Werte mit dem Betrage der 
nachgewieſenen oder glaubhaft gemachten Geſtehungshkoſten anzuſetzen. 

(2) Der Antrag kann bis zum Ablauf der mit der äultellung des 
Steuer⸗ oder des Feſtſtellungsbeſcheids eröffneten Rechtsmittelfriſt geſtellt 
werden. Bei gleichzeitiger Feſtſtellung des Anfangs- und Endvermögens 
kann der Antrag nicht auf eine Feſtſtellung beſchränkt werden. N 


8 30 
(1) Die Geſtehungskoſten zerfallen in die Geſtehungskoſten beim Er⸗ 
werb und in die weiteren Geſtehungskoſten während der Beſitzzeit. 
(2) Su den Geſtehungskoſten beim Erwerbe find zu rechnen 
1. der Geſamtwert der Gegenleiſtungen beim Erwerb (Erwerbspreis). 
Der Wert einer Gegenleiſtung iſt erforderlichenfalls in entſprechen⸗ 
der Anwendung der SS 29, 34 ff. des Geſetzes feſtzuſetzen; 
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2. die ſonſtigen Anſchaffungskoſten einſchließlich der öffentlichen Ab: 
gaben und etwaiger Dermittlergebühren. 

(3) Su den weiteren Geſtehungskoſten zählen alle auf das Grundſtück 
gemachten beſonderen Aufwendungen während der Beſitzzeit, ſoweit ſie nicht 
zu den laufenden Wirtſchaftsausgaben gehören. Die Surechnung zu den 
weiteren Geſtehungskoſten entfällt für ſolche Aufwendungen, durch die 
nicht mehr vorhandene Bauten und Derbefjerungen hergeſtellt worden find. 

(4) Don den Geſtehungskoſten (Abſ. 2 und 3) ſind die durch Derjchled;- 
terung entſtandenen Wertminderungen abzuziehen ($ 30 Abſ. 2 Satz 2 des 
Geſetzes). Als Verſchlechterung iſt jede Beeinträchtigung des Beſtandes 
und der Beſchaffenheit eines Grundſtücks anzuſehen, ſo daß auch Wert⸗ 
minderungen infolge Abnutzung, infolge mangelhafter Bodenbeſtellung oder 
Verringerung des lebenden und toten Inventars zu berüchkſichtigen find. 
Eine Verſchlechterung, die bereits nach Abſ. 3 Satz 2 berückſichtigt worden 
iſt, bleibt außer Betracht. ö 


Wehrbeitragswert als Geſtehungshoſten. 


N 8 31 N 

Für Grundſtücke, die vor dem 1. Januar 1914 erworben worden 
ſind, tritt an die Stelle der Geſtehungskoſten beim Erwerb und an die 
Stelle der bis zum 1. Januar 1914 zu berückſichtigenden weiteren Ge⸗ 
ſtehungskoſten während der Beſitzzeit der bei der Deranlagung des Wehr⸗ 
beitrags zu Grunde gelegte Wert, ſo daß dieſem nur die ſeit dem 1. Januar 
1914 gemachten beſonderen Aufwendungen hinzuzurechnen und von ihm 
die ſeit dem 1. Januar 1914 durch Derſchlechterung etwa entſtandenen 
Wertminderungen abzuziehen ſind. 


Gemeiner Wert oder Ertragswert zur Seit des Erwerbes 
als Geſtehungskoſten. 


8 32 

Für Grundſtücke, die ſeit dem 1. Januar 1914 durch eine der im 

8 31 Abſ. 1 des Geſetzes bezeichneten Erwerbsarten erworben worden ſind, 
tritt an die Stelle der Geſtehungskoſten beim Erwerbe (8 30 Abſ. 2) der 
gemeine Wert (Derkaufswert), ſoweit jedoch die Grundſtücke dauernd land— 
oder forſtwirtſchaftlichen oder gärtneriſchen Swecken zu dienen beſtimmt 
ſind, oder ſoweit bebaute Grundſtücke Wohnzwecken oder gewerblichen 
Swecken zu dienen beſtimmt ſind, und ihre Bebauung und Benutzung der 
ortsüblichen Bebauung und Benutzung entſpricht, der Ertragswert oder auf 
Antrag des Steuerpflichtigen ebenfalls der gemeine Wert zur Seit des Er— 
werbes. Dieſem Werte ſind die ſeit dem Erwerbe gemachten beſonderen 
Aufwendungen hinzuzurechnen, und es find von ihm die etwa ſeit dem 
Erwerbe durch ODerſchlechterung entſtandenen Wertminderungen abzuziehen. 


8 33 

Für Grundſtücke, die ſeit dem 1. Januar 1914 durch eine nicht unter 
8 31 Abi. 1 des Geſetzes fallende Erwerbsart zu einem Preiſe erworben 
worden ſind, der um mehr als 10 vom hundert hinter dem gemeinen 
Werte zur Seit des Erwerbes, und ſoweit es ſich um Grundſtücke handelt, 
die unter der Dorausſetzung des § 31 Abj. 1 des Geſetzes mit dem Er— 
tragswert zu bewerten ſind, zugleich auch hinter dem Ertragswert zur 
Seit des Erwerbes zurückbleibt, tritt an die Stelle der Geſtehungskoſten 
beim Erwerbe (8 30 Abſ. 2) ebenfalls der gemeine Wert und bei den 
unter der Dorausſetzung des § 31 Abſ. 1 des Geſetzes mit dem Ertrags- 
wert zu bewertenden Grundſtücken der Ertragswert oder auf Antrag dee 
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Steuerpflichtigen der gemeine Wert zur Seit des Erwerbes. 8 32 Satz 2 
findet Anwendung. 


Ermittlung des Ertragswerts (als Geſtehungshoſten). 


8 34 

(1) su den Grundſtücken, die dauernd land- oder forſtwirtſchaftlichen 
oder gärtneriſchen wecken zu dienen beſtimmt find (§ 31 des Geſetzes), 
ſind land⸗ oder forſtwirtſchaftlich oder gärtneriſch genutzte Grundſtücke nicht 
mehr zu rechnen, deren gemeiner Wert ſchon zur Seit des Erwerbes durch 
ihre Lage als Bauland oder als Land zu Derkehrszwecken beſtimmt wird, 
oder bei denen nach den ſonſtigen Umſtänden, z. B. nach ihrer Tage und 
. Beichaffenheit, ihrem Erwerbspreis oder ihrer Belaſtung, anzunehmen iſt, 
daß ſie in abſehbarer Seit anderen als land- oder forſtwirtſchaftlichen oder 
gärtneriſchen Swecken dienen werden. 

(2) Bebaute Grundſtücke, die Wohnzwecken oder gewerblichen Swecken 
zu dienen beſtimmt ſind, können nach dem Ertragswert gemäß 8 31 des 
Geſetzes nur dann bewertet werden, wenn ihre Bebauung und Benutzung 
zur Seit des Erwerbes der ortsüblichen Bebauung und Benutzung entſpricht. 
Dies iſt dann zu verneinen, wenn die Art der Benutzung und die höhe 
der Aufwendungen für die Herſtellung und Unterhaltung von baulichen und 
ſonſtigen Anlagen erkennen laſſen, daß ein Grundſtück außergewöhnlichen 
Swecen, insbeſondere dem Luxus des Beſitzers, zu dienen beſtimmt iſt, 
oder wenn der gemeine Wert eines Grundſtücks durch eine wirtſchaftliche 
Verwertbarkeit beſtimmt wird, die eine weſentlich andere Bebauung und 
Benutzung als die tatſächliche vorausſetzt. 


a) Bei land⸗ oder forſtwirtſcha'tlichen oder Gärtnereigrundſtücken. 
8 35 


Bei der Ermittlung des Eriragswerts von land- oder forſtwirtſchaft⸗ 
lichen oder Gärtnereigrundſtücken find die der Land- oder Forſtwirtſchaft 
oder der Gärtnerei einſchließlich etwaiger Nebenbetriebe dienenden Gebäude 
und Betriebsmittel mitzuberückſichtigen. Hierbei wird ein angemeſſener 
Beſtand an lebendem und totem Inventar und an ſonſtigem Betriebskapitale 
vorausgeſetzt. Ein Mehr- oder Minderwert an Gebäuden und Betriebs- 
mitteln gegenüber einem wirtſchaftlich normalen Beſtand iſt dem Ertrags- 
wert hinzu= oder von ihm abzurechnen, inſoweit er geeignet iſt, den Ertrag 
zu beeinfluſſen. - 

8 36 

(1) Der Berechnung des Ertragswerts bei landwirtſchaftlich oder gärt⸗ 
neriſch genutzten Grundſtücken iſt der Reinertrag zu Grunde zu legen, den 
ein ordentlicher Unternehmer von den Grundſtücken nach ihrer bisherigen 
wirtſchaftlichen Beſtimmung bei gemeinüblicher Bewirtſchaftung und unter 
gewöhnlichen Derhältniſſen im Durchſchnitt einer Reihe von Jahren für 
ein Wirtſchaftsjahr erzielen kann. N 

(2) Bei Grundſtücken, bei denen die Ergebniſſe des Wirtſchaftsbetriebs 
dem Boden unmittelbar entnommen werden, wie bei Sand-, Lehm-, Ton⸗ 
gruben, Stein-, Schiefer-, Kalk⸗ oder Kreidebrüchen, Torfſtichen uſw., deren 
Ausbeutung in unmittelbarer Verbindung mit einem land- oder forſtwirt⸗ 
ſchaftlichen oder Gärtnereibetrieb erfolgt, iſt die Jahresgewinnung um einen 
der fortſchreitenden Erſchöpfung des Bodens entſprechenden Betrag zu kürzen. 

(3) Sind Grundſtücke zu einer wirtſchaftlichen Einheit verbunden, ſo 
iſt der Reinertrag unter Berückſichtigung dieſer Sammengehörigkeit von 
den Grundſtücken als einheitlichem Ganzen zu berechnen. 
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8 37 

(1) In die zur Ermittlung des Reinertrags vom Rohertrag abzuziehen- 
den Bewirtſchaftungskoſten find alle Hoſten einzurechnen, die aufzuwenden 
ſind, um mit entlohnten fremden Arbeitskräften den Rohertrag zu erzielen. 
It bei Zugrundelegung der Derhältnijfe einer ordnungsmäßigen Bewirt⸗ 
ſchaftung zur Oberleitung des geſamten Betriebs eine beſondere Arbeits- 
kraft für erforderlich zu erachten, ſo iſt bei ſelbſtbewirtſchafteten Betrieben 
der Wert der Tätigkeit des Selbſtbewirtſchafters vom Roherirag inſoweit 
in Abzug zu bringen, als dieſe Tätigkeit des Selbſtbewirtſchafters eine 
ſolche beſondere Arbeitskraft erſetzt und der dafür angeſetzte Wertbetrag 
die angemeſſene Entlohnung einer ſolchen Arbeitskraft nicht überſteigt. 

(2) Sum Robertrag iſt auch der Mietwert der vom Eigentümer oder 
vom Pächter und deren Angehörigen ſelbſt bewohnten oder zur Führung 
des Haushalts benutzten Gebäude zu rechnen. 

(3) Was zur Beſtreitung des Haushalts des Beſitzers aus den Er— 
gebniſſen des Wirtſchaftsbetriebs zu entnehmen iſt, darf aus dem Roh- 
ertrage nicht ausgeſchieden werden. 


8 38 5 

Bei Forſten (Holzungen) iſt, ſoweit eine ordnungsmäßige Bewirtſchaf— 
tung auf Grund eines nach forſtwirtſchaftlichen Grundſätzen aufgeſtellten 
Bewirtſchaftungsplans ſtattgefunden hat und außergewöhnliche, nicht inner— 
halb der regelmäßigen Nutzung liegende Abtriebe nicht vorgekommen ſind, 
zunächſt der Geſamtreinertrag während des vorangegangenen, der Sahl der 
Jahre der Wirtſchaftsperiode entſprechenden Zeitraums zu berechnen. Hierbei 
ſind in Einnahme zu ſtellen der Erlös für die in dem maßgebenden Seitraum 
aus dem regelmäßigen Abtrieb ſowie den Swiſchen- und Nebennutzungen 
erzielten Erzeugniſſe, in Ausgabe als Bewirtſchaftungskoſten die Aufwen: 
dungen für Aufſicht und Verwaltung, Schlagen, Aufbereitung, Rücken und 
Flößen der Hölzer, für Aufforſtung ſowie für Unterhaltung der Baulich— 
keiten (Forſthäuſer, Brücken, Wege uſw.). Der Berechnung des Ertrags- 
werts iſt der Reinertrag zu Grunde zu legen, der durchſchnittlich auf ein 
Jahr des der Berechnung des Geſamtreinertrags zu Grunde gelegten Seit— 
raums entfällt. Don der Berechnung des Ertragswerts nach dem wirk— 
lichen Reinertrage find diejenigen Flächen auszufcheiden, auf denen während 
des maßgebenden Seitraums Neubeforſtungen behufs Erweiterung des Forſt— 
beſtandes oder Abtriebe behufs Aenderung der Kulturart ſtattgefunden 
haben. 

8 39 

Soweit nicht im § 38 etwas anderes beſtimmt iſt, it der Reinertrag 
ſchätzungsweiſe zu ermitteln. Eine Berechnung des Ertragswerts aus dem 
von den Grundſtücken wirklich erzielten Reinertrage findet nicht ſtatt. 


p) Bei bebauten Grundſtücken, die Wohnzwecken oder gewerblichen 
wecken dienen. 
8 40 . 

Bei bebauten Grundſtücken, die Wohnzwecken oder gewerblichen Zwecken 
zu dienen beſtimmt ſind, wird der Berechnung des Ertragswerts der Miet⸗ 
oder Pachtreinertrag zu Grunde gelegt, der im Durchſchnitt der letzten drei 
Jahre erzielt worden iſt oder im Falle der Vermietung oder Derpachtung 
hätte erzielt werden können. Der Miet⸗ oder Pachtreinertrag ergibt ſich 
aus dem Miet⸗ oder Pachtrohertrage nach Abzug von einem Fünftel des 
Rohertrags für Nebenleiſtungen und Inſtandhaltungskoſten oder von dem 
als erforderlich nachgewieſenen höheren Betrage für Nebenleiſtungen und 
Inſtandhaltungsboſten. 

69 * 
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8 4 

(J) Iſt das Grundſtück vermietet oder verpachtet geweſen, jo ilt der 
durchſchnittliche Jahresmiet⸗ oder ⸗pachtrohertrag aus dem Miet: oder Pacht⸗ 
erlöſe zu berechnen, der auf Grund der Miet- oder Pachtverträge in den 
letzten drei Jahren zu erzielen war. Ausfälle an Miet- oder Pachtgeldern 
infolge Sahlungsunfähigkeit des Schuldners oder aus anderen Gründen 
dürfen nicht berückſichtigt werden. Soweit das Grundſtück zum Teil oder 
zeitweiſe nicht vermietet oder nicht verpachtet war, iſt für den vom Eigen⸗ 
tümer ſelbſt benutzten oder aus einem anderen Grunde unvermietet oder 
unverpachtet gebliebenen Teil des Grundſtücks ein dem Nutzungswerte 
dieſes Teiles und des vermieteten oder verpachteten Teiles ent— 
ſprechender oder ein dem Seitraum entſprechender Derhältnisbetrag dem 
erzielten Miet- oder Pachtpreis zuzurechnen. 

(2) Iſt das Grundſtück in den letzten drei Jahren überhaupt nicht 
oder nur zu einem unweſentlichen Teile oder für einen unweſentlichen 
Seitraum vermietet oder verpachtet geweſen, fo iſt der Miet- oder Pacht⸗ 
ertrag nach den ortsüblichen Miet- oder Pachtpreiſen für gleiche oder 
ähnliche Grundſtücke zu berechnen. 

8 42 

(1) Beanſprucht der Steuerpflichtige einen höheren Abzug als ein 
Fünftel von dem Miet⸗ oder Pachtrohertrage, ſo hat er den erforderlichen 
tatſächlichen Aufwand für Nebenleiſtungen und Inſtandhaltungskoſten nach— 
zuweilen. Soweit für Nebenleiſtungen und für die Inſtandhaltung des 
Grundſtücks die eigene Arbeitskraft des Eigentümers oder die ſeiner An⸗ 
gehörigen in Anſpruch genommen worden iſt, kann für dieſe Tätigkeit ein 
angemeſſener Betrag angeſetzt werden, der aufzuwenden geweſen wäre, 
wenn die Arbeiten durch entlohnte fremde Arbeitskräfte verrichtet worden 
wären. Abzugsfähig ſind nur die Kolten, die durch die ordnungsmäßige 
Inſtandhaltung des Grundſtücks notwendig geworden ſind, nicht dagegen 
die Koſten für außergewöhnliche Maßnahmen, für Umbauten, Erweite— 
rungsbauten uſw. 5 

(2) Iſt das Grundſtück durch ſolche außergewöhnliche Maßnahmen, 
Umbauten, Erweiterungs- oder Neubauten weſentlich geändert worden, jo 
kommt für die Berechnung des Miet- oder Pachtertrags nur der neue 
Sultand des Grundſtücks in Betracht. 


8 43 
Im Falle des § 41 Abſ. 2 bleiben bei der Berechnung des Ertrags- 
werts für bebaute Grundſtücke, die gewerblichen Swecken dienen, Be- 
triebsmittel, die nicht herkömmlicherweiſe mit dem Grundſtück mitvermietet 
oder mitverpachtet werden, unberückſichtigt. Dieſe Betriebsmittel ſind be— 
ſonders mit ihrem gemeinen Werte anzuſetzen. 


8 44 
Sit im Falle des § 41 Abſ. 2 der Grundſtückseigentümer zu einer 
zuverläſſigen Angabe des Ertragswerts außerſtande und ſtehen dem Bes 
ſitzſhteueramt ortsübliche Miet⸗ oder Pachtpreiſe für gleiche oder ähnliche 
Grundſtücke nicht zu Gebote, ſo iſt als Ertragswert der gemeine Wert zu 
Grunde zu legen. 


Benutzung landesrechtlicher Einſchätzungen für die Ermittlung 
des Ertragswerts der Grundſtücke. 
8 45 
In den Bundesitaaten, in denen eine Einſchätzung der Grundſtücke 
nach dem Keinertrag oder dem Nutzungswerte zu ſteuerlichen Swecken 
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ſtattgefunden hat und aktenmäßig feſtgeſtellt iſt, können als Hilfsmittel 
bei der Ermittlung der Ertragswerte die landesrechtlichen Einſchätzungen 
benutzt werden, ſofern die Beſchaffenheit des Grundſtücks ſich nicht weſent⸗ 
lich geändert hat und entweder anzunehmen iſt, daß die landesrechtliche 
Schätzung den Ertragsverhältniſſen zur Zeit des Erwerbes entſpricht, oder 
ausreichende Anhaltspunkte vorhanden ſind, um aus ihnen den Ertragswert 
zur Seit des Erwerbes zu ermitteln. N 


8 46 ö 

(1) Der Steuerpflichtige bleibt an einen gemäß 8 30 Abſ. 1, 8 81 
Abſ. 5, 8 32 des Geſetzes geſtellten Antrag gebunden. 

(2) Wird ein ſolcher Antrag noch rechtzeitig nach Suſtellung des 
Steuer⸗ oder des Feſtſtellungsbeſcheids geſtellt, fo iſt die Veranlagung zu— 
nächſt zu berichtigen. In dieſem Falle wird mit der Fuſtellung des be⸗ 
richtigten Steuer- oder Feſtſtellungsbeſcheids oder der Mitteilung, daß ſich 
an dem Deranlagungsergebnilje nichts ändere, eine neue Rechtsmittelfriß 
eröffnet. 

Wertermittlung bei dem ſonſtigen Vermögen. 
8 47 | 

Rechte der im 86 Nr. 6 des Geſetzes bezeichneten Art find dem 
ſteuerbaren Vermögen dann nicht zuzurechnen, wenn nach Eintritt des Der: 
ſicherungsfalls 87 des Geſetzes Anwendung finden würde. 


8 48 
(1) Bringt der Steuerpflichtige von dem Werte ſeiner mit Dividenden⸗ 
ſchein gehandelten Wertpapiere einen Gewinnbetrag in Abzug (8 34 Abſ. 2 
des Geſetzes), ſo hat er die Wertpapiere, für welche der Abzug begehrt wird, 
nach Stückzahl oder Nennbetrag und Gattung beſonders zu bezeichnen. 
(2) Auf Wertpapiere, die Beſtandteil eines Betriebsvermögens ſind, 
findet die Vorſchrift des 8 34 Abf. 2 des Geſetzes keine Anwendung. 


N 8 49 

(1) Die behördliche Schätzung des Wertes der im 8 35 des Geſetzes 
bezeichneten Dermögensgegenjtände hat durch das Heſitzſteueramt zu er⸗ 
folgen, in deſſen Bezirk ſich die Leitung des betreffenden inländiſchen Unter⸗ 
nehmens befindet. Ein anderes Beſitzſteueramt, das die Wertangabe eines 
Steuerpflichtigen beanſtandet, hat das nach Satz! zuſtändige Beſitzſteueramt 
um Vornahme der Schätzung zu erſuchen. 

(2) Andere als die im 8 35 des Geſetzes bezeichneten Wertpapiere, 
die keinen Börſenkurs haben, find ebenfalls mit ihrem Derkaufswert an- 
zuſetzen. 

| 8 50 | 

Der Geſamtwert der auf beſtimmte Seit beſchränkten Nutzungen oder 
Leiſtungen (8 37 Abf. 1 des Geſetzes) iſt nach der beigefügten Hilfstafel*) zu 
ermitteln. ö 

Veranlagung von beſchränkt ſteuerpflichtigen Perſonen. 
8 51 N 

(1) Bei der Veranlagung von beſchränkt ſteuerpflichtigen Perſonen 
(8 11 Ur. II des Geſetzes) mit ihrem inländiſchen Grund- und Betriebs- 
vermögen ſind nur die in einer wirtſchaftlichen Beziehung zu dieſen Der- 
mögensteilen ſtehenden Schulden und Laſten abzugsfähig. Sofern nicht 
beſondere Umſtände eine gegenteilige Annahme rechtfertigen, iſt eine wirt⸗ 
ſchaftliche Beziehung zu dem in Grundſtücken beſtehenden Dermögen an— 


*) Die Hilfstafel wird nicht abgedruckt. 
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zuerkennen, wenn die Schulden und Lajten auf den betreffenden Grund- 
ſtücken ruhen. N 

(2) su dem nach § 11 Nr. II des Geſetzes ſteuerpflichtigen inlän⸗ 
diſchen Grund⸗ und Betriebsvermögen gehört außer dem im Gebiete des 
Deutſchen Reichs liegenden Grund- und Gebäudebeſitz alles Dermögen, das 
gewidmet iſt der Ausübung eines ſtehenden Gewerbes in einer innerhalb 
des Reichsgebiets befindlichen Betriebsſtätte (8 3 Abſ. 2 des Doppelſteuer⸗ 


geſetzes). 
Rechtshilfe. 


8 52 
Die Beſitzſteuerämter haben ſich bei der Veranlagung der Heſitzſteuer 
gegenſeitig Rechtshilfe zu leiſten. Das gilt insbeſondere für die Ermittlung 
des Wertes des in auswärtigen Deranlagungsbezirken befindlichen Grund— 
und Betriebspermögens eines Steuerpflichtigen. 


Ermäßigung der Beſitzſteuer. 


8 53 
Der Anſpruch auf eine Ermäßigung der Beſitzſteuer gemäß 8 27 
Abſ. 1 des Geſetzes iſt nach den Derhältniſſen am Ende des Deranlagungs— 
zeitraums zu beurteilen. 


Berechnung der Beſitzſteuer. 


8 54 

(1) Nach Abſchluß der Ermittlungen über den Dermögensſtand des 
Steuerpflichtigen zu den maßgebenden Seitpunkten iſt die Beſitzſteuer zu 
berechnen und das Ergebnis der Deranlagung in die Peſitzſteuerliſte ein— 
zutragen. f 

(2) Sum Grundvermögen (Spalte 3 der Peſitzſteuerliſte) find zu rechnen 
alle im Inland belegenen Grundſtücke eines Steuerpflichtigen einſchließlich 
der unter 8 3 des Geſetzes fallenden Berechtigungen, ſoweit ſie nicht dem 
Betrieb eines Bergbaues oder eines Gewerbes dienen, mit allem Subehör. 

(3) Sum Betriebsvermögen (Spalte 4 der Beſitzſteuerliſte) gehört das 
geſamte, dem inländiſchen Betriebe der Land- oder Forſtwirtſchaft, des 
Bergbaues oder eines Gewerbes dienende Vermögen eines Steuerpflichtigen. _ 
Das dem Betriebe der Land- oder Forſtwirtſchaft auf eigenen ſelbſtbewirt⸗ 
ſchafteten Grundſtücken und zugepachteten Grundſtücken dienende Vermögen 
iſt jedoch in Spalte 3, die dem Betriebe des Bergbaues oder eines Ge— 
werbes dienenden Grundſtücke und unter § 3 des Geſetzes fallende Perech— 
tigungen ſind in Spalte 4 der Beſitzſteuerliſte nachzuweiſen. Der Betrieb. 
der Gärtnerei gilt, je nachdem die Bodenbewirtſchaftung überwiegt oder 
nicht, als landwirtſchaftlicher oder als gewerblicher Betrieb. 

(4) Alles ſonſtige Vermögen eines Steuerpflichtigen iſt als Kapital- 
vermögen in Spalte 5 der Beſitzſteuerliſte aufzuführen. 

(5) Sur Berechnung der Beſitzſteuer dient die beigefügte Hilfstafel, 


Steuerbeſcheid. 
8 55 


(1) Dem Steuerpflichtigen iſt ein Steuerbeſcheid nach Anleitung des 
Muſters 3*) zu erteilen. Er hat zu enthalten 
den Betrag der zu zahlenden Beſitzſteuer, 
die Berechnungsgrundlagen der angeforderten Steuer, 


* Das Muſter wird nicht abgedruckt. 
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die höhe des Endvermögens, deſſen Feſtſtellung für eine ſpätere 
Veranlagung zur Beſitzſteuer maßgebend iſt, 
eine Belehrung über die zuläſſigen Rechtsmittel unter Angabe 
das Rechtsmittelfriſten und Bezeichnung der Behörden, bei 
cnen die Rechtsmittel einzulegen ſind, 
die Anweiſung zur Entrichtung der Beſitzſteuer in den geſetzlichen 
Teilbeträgen innerhalb der vorgeſchriebenen Sahlungsfriſten, 
einen Hinweis auf die Suläſſigkeit der Vorauszahlung der ſpäteren 
Teilbeträge, 
die Bezeichnung der zur Empfangnahme der Sahlung zuſtändigen 
Kaſſenſtelle. 
(2) In dem Steuerbeſcheid iſt anzugeben, in welchen Punkten bei der 
Feſtſtellung des ſteuerbaren Vermögens von der HBeſitzſteuererklärung ab— 
gewichen worden iſt. Eine Begründung der Abweichungen iſt nicht er- 


forderlich. 
Feſtſtellungsbeſcheid. 
8 56 

(1) Bat ſich kein oder nur ein jteuerfreier Dermögenszuwachs ergeben, 
jo iſt dem Steuerpflichtigen ein Beſcheid über die Feſtſtellung des Anz 
fangsvermögens (§ 21) zu erteilen, falls dieſes mehr als zwanzigtauſend 
Mark beträgt und nicht bereits gemäß § 47 des Wehrbeitraggeſetzes oder 
ſpäter gemäß 8 65 des HBeſitzſteuergeſetzes feſtgeſtellt iſt. 

(2) Der Feſtſtellungsbeſcheid, für den das Muſter 4% als Anhalt 
dient, hat wie der Steuerbeſcheid eine Belehrung über die zuläſſigen Rechts⸗ 
mittel und eine Bezeichnung der Punkte zu enthalten, in welchen bei der 
Feſtſtellung des Dermögens von der Peſitzſteuererklärung abgewichen wor— 
den iſt. 

S 57. 

(1) Der Steuerbeſcheid oder der Feſtſtellungsbeſcheid iſt dem Steuer: 
pflichtigen oder ſeinem geſetzlichen oder bevollmächtigten Dertreter zuzu— 
ſtellen. Iſt der Steuerpflichtige vor Suſtellung des Steuerbeſcheids ge— 
ſtorben, ſo iſt dieſer Beſcheid, der dann eine Feſtſtellung des für eine 
künftige Veranlagung zur Beſitzſteuer maßgebenden Dermögensitandes nicht 
mehr zu enthalten hat, den im § 17 Abſ. 2 bezeichneten Perſonen zuzuſtellen. 

(2) Die Sujtellung hat nach den in dem betreffenden Bundesſtaate für 
amtliche Suſtellungen in Candesſteuerſachen maßgebenden Dorſchriften zu 
erfolgen. 

8 58 
Iſt den in die Beſitzſteuerliſte aufgenommenen Perſonen gemäß 8 65 
Abſ. 1 des Beſitzſteuergeſetzes weder ein Steuer- noch ein Feſtſtellungsbeſcheid 
zu erteilen, jo iſt gleichwohl das für das Ende des Deranlagungszeitraums 
ermittelte Dermögen ſowie das für eine ſpätere Beſitzſteuerveranlagung 
in Betracht kommende Anfangsvermögen in der Beſitzſteuerliſte zu ver— 

merken. - 
Erhebung. 

8 59 

Ueber die Erhebung der Befißiteuer iſt ein Sollbuch nach Muſter 5*) 
für je einen ganzen Erhebungszeitraum (8 24 des Geſetzes) und ein Ein⸗ 
nahmebuch nach Muſter 6“) für je ein Rechnungsjahr zu führen. Ab⸗ 


) Die Muſter 4, 5 und 6 werden, da fie nur amtlichen Swecken dienen, 
nicht mit abgedruckt. 
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weichungen in der Führung des Einnahmebuchs ſind mit Suſtimmung des 
Reichskanzlers zuläſſig. 
8 60 

(1) Das Beſitzſteueramt hat nach der Deranlagung zur Bejißjteuer 
alsbald auf Grund der feſtgeſtellten Beſitzſteuerliſte für jeden Erhebungs- 
bezirk ein Sollbuch unter Ausfüllung der Spalten 1 bis 4 aufzuſtellen. 
Das Follbuch iſt in Spalte 4 aufzurechnen und auf dem Titelblatte mit 
Feſtſtellungsbeſcheinigung zu verſehen. 

(2) Die Erhöhung oder herabſetzung der zum Soll geſtellten Beſitz— 
ſteuer im Rechtsmittel-, Berichtigungs-, Neu⸗ oder Nachveranlagungsver— 
fahren (8 38 Abſ. 5, § 43 Abſ. 2, § 44 Abſ. 2, § 45 Satz 2, § 66 Abſ. 1 
8 73 Satz 2 des Geſetzes) kommt in den Spalten 5 und 6 zur Darſtellung. 
Die Inabgangſtellung des Sollbetrags infolge Ueberweiſung der Beſitzſteuer 
bei Verlegung des Wohnſitzes des Steuerpflichtigen (8 64) erfolgt in 
Spalte 6. Die Ausfüllung dieſer Spalten geſchieht durch die Hebeſtelle. 
Die Spalte 7 (Berichtigtes Soll) it erſt beim Abſchluß des Sollbuchs 
auszufüllen. 

(3) Das Sollbuch wird am Schluſſe des auf den Erhebungszeitraum 
folgenden Rechnungsjahrs — das Sollbuch für den Erhebungszeitraum 
1917 bis 1919 alſo am 31. März 1921 — durch die Hebeitelle in den 
Spalten 5 ff. aufgerechnet und abgeſchloſſen. Die nach Spalte 12 verbliebenen 
Rückſtände werden in die Keſtnachweiſung (8 72) übernommen. Unter 
dem Abſchluß des Sollbuchs iſt von einem an der Kaſſenführung nicht be— 
teiligten Beamten zu beſcheinigen, daß die nach Spalte 12 verbliebenen 
Rückſtände ſämtlich in die Reſtnachweiſung übertragen worden ſind. 


8 61 
Die oberſte Landesfinanzbehörde kann im Einverſtändniſſe mit dem 
Reichskanzler anordnen, daß von der Führung eines bejonderen Soll: 
buchs abzuſehen iſt. In dieſem Falle iſt die Beſitzſteuerliſte mit dem 
Sollbuch durch Aufnahme der Spalten 5ff. des Sollbuchs zu verbinden. 


8 62 

In den Einnahmebüchern für die Rechnungsjahre 1920, 1921 und 
1922 find wegen der Dorichrift des 8 86 des Geſetzes je beſondere Ein- 
nahmeſpalten für die Einnahmen aus dem Erhebungszeitraum 1917 bis 
1919 und die Einnahmen aus dem Erhebungszeitraum 1920 bis 1922 
anzulegen. 

Stundung, Teilzahlung und Sicherſtellung. 
S 65 i 

(1) Stundung oder andere als die geſetzliche Teilzahlungen kann das 
Beſitzſteueramt auf Untrag bewilligen, wenn die ſofortige Einziehung der 
fälligen Beſitzſteuerteilbeträge am Fälligkeitstage mit erheblichen Härten 
für den Steuerpflichtigen verbunden ſein würde, oder ſoweit im Falle der 
Anfechtung eines Steuerbeſcheids das. Rechtsmittelverfahren vorausſichtlich 
zu einer Aufhebung oder Herabjegung der Beſitzſteuer führen wird. 

(2) Die oberſte Landesfinanzbehörde kann im Einverſtändniſſe mit 
dem Reichskanzler die Bewilligung von Stundung oder Teilzahlung der 
Erhebungsbehörde übertragen. 

(3) Stundung der HPeſitzſteuer oder deren Entrichtung in anderen als 
den geſetzlichen Teilzahlungen darf nur bis zu drei Jahren, von der Fällig⸗ 
keit des einzelnen geſetzlichen Teilbetrags an gerechnet, bewilligt werden. 

(4) Stundung oder Bewilligung von Teilzahlungen iſt in allen für 
eine Sicherheitsleiſtung geeigneten Fällen nur gegen eine ſolche zuläſſig. 
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Die Art der Sicherheitsleiltung richtet ſich nach den landesrechtlichen Be⸗ 
ſtimmungen. Sur Stundung eines fünfhundert Mark überfteigenden Be- 
trags oder für länger als ſechs Monate nach Fälligkeit der einzelnen 
Teilbeträge iſt die Genehmigung der Gberbehörde oder einer anderen 
von der oberſten Landesfinanzbehörde beſtimmten Behörde erforderlich. 

(5) Die Gewährung von anderen als den geſetzlichen Teilzahlungen 
iſt an die Bedingung zu knüpfen, daß bei dem Ausbleiben auch nur einer 
Teilzahlung die ſofortige Beitreibung der nach der geſetzlichen Oorſchrift 
bis dahin fälligen Beſitzſteuerbeträge erfolgen würde. 

(6) Eine Derzinfung der geſtundeten Beſitzſteuer findet nicht ſtatt. 


(7) Stundung und Entrichtung von Teilzahlungen ſind durch das 
Sollbuch und nach deſſen Abſchluß durch die Wan (8 72) zu 
überwachen. 


Ueberweiſung der Beſitzſteuer bei verlegung des Wohnſitzes 
des Steuerpflichtigen. 


8 64 


(1) Derlegt der Steuerpflichtige feinen Wohnſitz in den Bezirk eines 
anderen Beſitzſteueramts, jo hat die Erhebung der HPeſitzſteuer durch die 
für den neuen Wohnſitz zuſtändige Hebeſtelle zu erfolgen. 

(2) Die bisherige Hebeſtelle ſtellt den noch rückſtändigen Teil der 
Beſitzſteuer in Spalte 6 des Sollbuchs in Abgang und überſendet ihrem 
Beſitzſteueramt unter Angabe der Wohnſitzänderung einen beglaubigten Aus= 
zug aus dem e (Spalte 1 bis 11, 14, 15) in zweifacher Aus- 
fertigung. g 

8 55 

(1) Das bisher zuſtändige Peſitzſteueramt hat die noch nicht gezahlten 
Beſitzſteuerbeträge dem für den neuen Wohnort zuſtändigen Heſitzſteueramt 
unter Ueberſendung je eines Auszugs aus der Bejißiteuerlilte und aus 
dem Sollbuch zur Einziehung zu überweiſen. Beizufügen ſind die den 
Steuerpflichtigen betreffenden Verhandlungen. Die Ueberweiſung iſt in 
der Bemerkungsſpalte der Beſitzſteuerliſte zu vermerken, und der überwieſene 
Betrag iſt am Schluſſe der Heſitzſteuerliſte in Spalte 16 von dem auf⸗ 
gerechneten Geſamtſteuerbetrag abzuſetzen. ö 

(2) Das Bejigjteueramt des neuen Wohnorts nimmt die überwieſene 
Beſitzſteuer in eine Sugangslilte zur Beſitzſteuerliſte ($ 11) auf und überſendet 
der nunmehr zuſtändigen Hebeitelle den Auszug aus dem Sollbuch unter An- 
gabe der Nummer der Fugangsliſte. Die Hebeſtelle trägt den Beſitzſteuerbetrag 
in das Beſitzſteuer⸗ Sollbuch unter einer neuen Abteilung mit der Ueberſchrift 
„öugänge an Beſitzſteuer“ ein. Daß dies geſchehen, iſt dem Beſitzſteueramt 
unter Angabe der Nummer des Sollbuchs alsbald anzuzeigen. Die Mit⸗ 
teilung des Beſitzſteucramts wird Beleg zum Sollbuch. 

(3) Demnächſt beſtätigt das Beſitzſteueramt (unter Angabe der Nummer 
feiner Sugangslilte) dem bisherigen Beſitzſteueramte die Uebernahme der 
Beſitzſteuer. Letzteres teilt der bisherigen Hebeſtelle die erfolgte 
Ueberweiſung mit; die Mitteilung wird Beleg zum Sollbuch. 

(4) Gleichzeitig iſt der Steuerpflichtige von der Ueberweiſung mit der 
Aufforderung in Kenntnis zu ſetzen, weitere Sahlungen an die neue Hebe- 
ſtelle zu leiſten. 

(5) Für die Ueberweiſung innerhalb eines Bundesſtaats kann die 
oberſte Landesfinanzbehörde Abweichendes beſtimmen. 
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Ableben des Steuerpflichtigen. 


S 66 

(1) Iſt der Steuerpflichtige nach Derunlagung und Inſollſtellung der 
Beſitzſteuer geſtorben, ſo ſind die noch nicht gezahlten Beſitzſteuerbeträge 
nach Fälligkeit von den Erben einzuziehen. Die Hebeitelle hat das Ab⸗ 
leben des Steuerpflichtigen dem Beſitzſteueramt anzuzeigen. 

(2) War dem Derſtorbenen eine Stundung der Heſitzſteuer bewilligt 
worden, ſo erliſcht die Bewilligung mit ſeinem Ableben. 

(3) Im Falle des Tobes eines Steuerpflichtigen findet eine Ueberweilung. 
der Beſitzſteuer zur Einziehung nicht ſtatt. 


8 67 

Die gemäß 8 40 des Erbſchaftsſteuergeſetzes, 88 2, 3 der Erbſchafts⸗ 
ſteuer⸗klusführungsbeſtimmungen den Erbſchaftsſteuerämtern einzureichenden 
Totenliſten und Mitteilungen über Todeserklärungen werden nach näherer 
Beſtimmung der oberſten Landesfinanzbehörde auch den Beſitzſteuerämtern 
jo zeitig zur Verfügung geſtellt, daß dieſe innerhalb der im $ 62 Ab]. 1 des 
Geſetzes vorgeſchriebenen Friſt in Fällen, in denen ein beſonderer Anlaß 
hierzu beſteht, von den pflichtigen Perſonen die Einreichung eines Verzeich⸗ 
niſſes über das von einem Derjtorbenen hinterlaſſene Kapital- und Betriebs⸗ 
vermögen verlangen können. 


Niederſchlagung. 


8 68 

Sur Niederſchlagung von Beſitzſteuerbeträgen wegen Uneinbringlich— 

Reit find nur die Oberbehörden zuſtändig. Die Niederſchlagung darf nur 

erfolgen, wenn keine Ausſicht zur Einziehung der geſchuldeten Beträge 

mehr beſteht. Die Niederſchlagung iſt in der Beſitzſteuerliſte zu vermer⸗ 

= und der hebeſtelle mitzuteilen. Die Mitteilung wird Beleg zum 
Sollbuch. 


Anderweite Veranlagung und Erſtattung der Bejißiteuer. 
8 69. 

(1) Gegen einen Nachveranlagungsbeſcheid auf Grund von 8 38 Abſ. 3 
Satz 2, 8 45 Satz 2, 8 46 des Geſetzes ſowie gegen einen Neuveranlagungs⸗ 
beſcheid auf Grund von § 73 Satz 2 des Geſetzes ſtehen dem Steuerpflichtigen 
die gleichen Rechtsmittel zu wie gegen den Steuerbeſcheid. Von einer 
Nachveranlagung kann, ſofern eine ſolche nicht gleichzeitig für die Kriegs- 
ſteuer erforderlich wird, abgeſehen werden, wenn der nachzufordernde Mehr⸗ 
betrag an Peſitzſteuer den Betrag von dreißig Mark nicht überſteigt. 

(2) Gegen den Beſcheid des Beſitzſteueramts, durch den die Veranlagung 
zu Gunſten des Steuerpflichtigen auf Grund von 838 Abſ. 3 Satz 1, 
§ 43 Abſ. 2, 8 44 Abſ. 2, 8 46 des Geſetzes berichtigt wird, oder die 
auf Grund dieſer Dorjchriften beantragte Berichtigung der Deranlagung 
abgelehnt wird, ſteht dem Steuerpflichtigen nach näherer Beſtimmung der 
oberſten Candesfinanzbehörde die Beſchwerde im Derwaltungsweg offen. - 

(3) Soweit die Beſitzſteuer infolge eines offenbaren Derjehens zu Un⸗ 
recht bezahlt worden iſt, hat eine Erſtattung auf Antrag des Steuerpflich— 
tigen und, wenn die Ueberhebung mindeſtens fünf Mark beträgt, auch von 
Amts wegen durch die Oberbehörde zu erfolgen. 

(4) Dem Antrag auf Berichtigung der Veranlagung (Abſ. 2) oder 
Erſtattung von Beſitzſteuer (Abſ. 3) iſt nur zu entſprechen, wenn er 
innerhalb eines Jahres nach Ablauf des Erhebungszeitraums geſtellt worden 
it. Wird der Antrag auf Tatjachen geſtützt, die erſt nach Ablauf des 
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Erhebungszeitraums eingetreten ſind, ſo beginnt die einjährige Friſt mit 
dem Tage, an dem der Antragſteller von dieſen Tatſachen Kenntnis er⸗ 
halten hat. 

(5) Im übrigen kann eine rechtskräftige Veranlagung zu Gunſten des 
Steuerpflichtigen nur im Wege des Billigkeitserlaſſes durch den Bundes⸗ 
rat geändert werden. 831 Abſ. 2 der Kriegsiteuer-Ausführungsbeitim- 
mungen gilt entſprechend für die erſtmalige Veranlagung der Beſitzſteuer. 

(6) Wenn nach Anſicht des Beſitzſteueramts die Beſteuerung von nach⸗ 
weislich aus der Veräußerung ausländiſchen Grund- oder Betriebsver⸗ 
mögens herrührenden Dermögensbeträgen oder von ſolchen zum auslän⸗— 
diſchen Grund- oder Betriebsvermögen gehörigen Gegenſtänden, die während 
des Deranlagungszeitraums ins Inland verbracht worden ſind, eine be— 
ſondere härte darſtellt, ſo kann das Beſitzſteueramt die Erhebung des 
Mehrbetrags, der von dem Steuerpflichtigen zu zahlen iſt, weil aus» 
ländiſches Grund- oder Betriebsvermögen vom Wehrbeitrag freigeblieben 
iſt, vorläufig ausſetzen und dem Steuerpflichtigen anheimſtellen, binnen 
einem Monat den Erlaß dieſes Betrags zu beantragen. Derartige Anz. 
träge ſind bei dem Beſitzſteueramt anzubringen und mit einer gutachtlichen 
Aeußerung der Oberbehörde durch Vermittlung der oberſten Landesfinanz⸗ 
behörde dem Bundesrate vorzulegen. 


8 70 | 
Die nach 8 69 Satz 2 des Geſetzes zu vergütenden Sinſen für die 
auf Grund rechtskräftiger Entſcheidung zu erſtattenden Beträge ſind wie 
Erſtattungen an Beſitzſteuer zu Laſten der Reichskaffe zu verrechnen. 


8 71 

(1) Wird im Rechtsmittel-, Berichtigungs-, Neu- oder Nachveran— 
lagungsverfahren ($ 38 Abſ. 3, § 43 Abſ. 2, § 44 Abſ. 2, § 66 Abſ. 1, 
8 75 Satz 2 des Geſetzes) die Beſitzſteuer anderweit veranlagt oder infolge 
eines offenbaren Derjehens zu Unrecht gezahlte Beſitzſteuer erjtattet oder 
Beſitzſteuer vom Bundesrat aus Billigkeitsgründen erlaſſen (8 69 Abſ. 3 
und 5), jo hat das Beſitzſteueramt die Eintragungen in den Spalten 5 ff. 
der Beſitzſteuerliſte (Sugangsliſte) mit roter Tinte zu berichtigen. 

(2) Die Erhöhung oder Herabjegung der Beſitzſteuer (Sugang oder 
Abgang) iſt der Hebeitelle behufs Eintragung in die Spalten 5 und 6 
des Sollbuchs mitzuteilen. Die Mitteilung wird Beleg zum Sollbuch. 


Rückſtände von Beſitzſteuerbeträgen und Keſtnachweiſung. 
8 72 

(1) Sind am Schluſſe des auf den Erhebungszeitraum folgenden Jahres 
beim Abſchluß des Sollbuchs die zum Soll geſtellten Beſitzſteuerbeträge 
noch nicht oder nicht vollſtändig zur Hebung gelangt, jo find die Rückjtände 
in die Reſtnachweiſung einzutragen und dort weiter abzuwickeln. 

(2) Die Keſtnachweiſung wird nach dem Muſter 79) geführt. Don 
einem an der Haſſenführung nicht beteiligten Beamten iſt auf dem Titel⸗ 
blatte der Reſtnachweiſung zu beſcheinigen, daß die beim Abſchluß des 
Sollbuchs rückſtändig gebliebenen Sollbeträge in die Reſtnachweiſung über— 
tragen worden ſind. 

(3) Einzahlungen auf dieſe Reſte ſind im Einnahmebuche zu buchen. 

(4) Eine Ueberweiſung der in die Rejtnachweilung übernommenen 


*) Das Muſter 7, das nur amtlichen Zwecken dient, wird nicht mit 
abgedruckt. 
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Beträge findet im Falle des Wegzugs des ee in einen anderen 
Bezirk nicht ſtatt. ur 


Unterbliebene Deranlagung der Belißiteuer. 


8 73 

(1) eſitzſteuern, welche wegen zu Unrecht unterbliebener veranlagung 
erſt ſpäter veranlagt werden, find in der Sugangsliſte zur Peſitzſteuerliſte 
und in dem Beſitzſteuer⸗Sollbuche (Ssweite Abteilung) oder nach deſſen 
Abſchluß in der Keſtnachweiſung nachzuweiſen. Die Beſtimmungen im 
865 Abſ. 2 finden ſinngemäße Anwendung. 

(2) Sind die im $ 70 Abf. 1 des Geſetzes vorgeſehenen geſeglichen 
Sahlungsfrijten bereits verſtrichen, jo iſt die Beſitzſteuer binnen vier Wochen 
nach Zuſtellung des Steuerbeſcheids zu entrichten. 


Ss 74 

(1) hinſichtlich des Derwaltungsitrafverfahrens, der S 8 
des Erlaſſes der Strafe im Gnadenwege ſowie hinſichtlich der Strafvoll— 
ſtreckung und der Derjährung der Strafverfolgung kommen, auch für die 
von der Follgrenze ausgeſchloſſenen Gebietsteile, die ſich auf Sollſtrafen 
beziehenden Vorſchriften mit der Maßgabe zur Anwendung, daß an die 
Stelle der Hauptzollämter und Solldirektivbehörden die Beſitzſteuerämter und 
Oberbehörden (5 49 des Geſetzes) oder andere durch die Landesregierung 

beſtimmte Behörden treten. 
(2) Bei Suwiderhandlungen gegen die Geheimhaltungspflicht (8 82 des 
Heſetzes) findet die Strafverfolgung nur im gerichtlichen Verfahren ſtatt. 


8 75 
Die feſtgeſetzten Geldſtrafen fallen der Staatskaſſe des Bundesſtaats 
zu, von deſſen Behörde die Strafentſcheidung getroffen iſt. 


Aktenführung. 
8 76 
Ueber jeden einzelnen in die Beſitzſteuerliſte EN Steuer: 
pflichtigen ſind Akten anzulegen, in welche alle auf die Deranlagung zur 
Beſitzſteuer bezüglichen Mitteilungen, Beſitzſteuererklärungen, Anträge und 
ſonſtigen Schriftſtücke nach der Seitfolge geordnet aufzunehmen ſind. Die 
Wehrbeitragsakten können als Beſitzſteuerakten weitergeführt werden. Die 
Akten ſind derart zu führen, daß ſich eine Nachprüfung nach ihrem Inhalt 
ermöglichen läßt. N 
Aufbewahrungsfriſten. 
8 77 
Die Wehrbeitragsliſten A, die Beſitzſteuerliſten und die Uaſſenbücher 
find nach Abſchluß des Deranlagungsverfahrens noch fünfzehn Jahre auf: 
zubewahren. Die Wehrbeitragsakten der natürlichen Perſonen und die 
Beſitzſteuerakten können nach Ablauf des zehnten, auf den Tod eines 
Steuerpflichtigen folgenden Jahres ausgeſchieden und vernichtet werden. 


Prüfungsverfahren. 
8 78 
(1) Die Beſitzſteuer-Sollbücher, die an deren Stelle getretenen ergänzten 
Beſitzſteuerliſten (8 61), die Reſtnachweiſungen und die Heſitzſteuer⸗Ein⸗ 
nahmebücher nebſt den dazugehörigen Belegen ſind durch die Oberbehörden 
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nachzuprüfen. Zu dieſem Swecke ſind je nach Ablauf des auf einen Er⸗ 
- hebungszeitraum folgenden Rechnungsjahrs die Sollbücher und die an deren 
Stelle getretenen Beſitzſteuerliſten für den abgelaufenen Erhebungszeitraum, 
die Reſtnachweiſungen für den vorvergangenen Erhebungszeitraum und 
die Einnahmebücher für die letzten vier Rechnungsjahre nebſt den dazu⸗ 
gehörigen Belegen der Oberbehörde einzureichen. Die oberſte Candesfinanz⸗ 
behörde kann anordnen, daß die Nachprüfung der Bücher und Belege an 
den Amtsſitzen der Beſitzſteuerämter und hebeſtellen durch abgeordnete, 
Beamte der Oberbehörde ſtattzufinden hat. 

(2) Inwieweit ſich die Prüfung der Oberbehörde auch auf die einzelnen 
Veranlagungen zur Befißiteuer zu eritrecken hat, beſtimmt die oberſte 
Landesfinanzbehörde. 

(3) Die Landesregierung kann die Prüfung anderen Behörden als den 
nach 8 1 Abſ. ! beſtimmten Oberbehörden übertragen. Dieje Behörden 
find unter Angabe ihrer Amtsbezirke dem Reichskanzler mitzuteilen. 


Kolten. 


8 79 

(1) Das Derfahren in Beſitzſteuerangelegenheiten it, ſoweit nicht hin⸗ 
ſichtlich der Koſten in den 88 60, 85 des Geſetzes ein anderes beſtimmt 
iſt, koſten⸗, gebühren⸗ und ſtempelfrei. 

(2) Su den Koſten des Derfahrens iſt auch die Poſtgebühr zu rechnen, 
welcher die Sendungen der Beſitzſteuerämter und Hebeſtellen an die Steuer⸗ 
pflichtigen unterliegen; ie fällt daher den letzteren nicht zur Taſt. Dagegen 
haben die Steuerpflichtigen die Poſtgebühr für die von ihnen an die be= 
zeichneten Behörden zu richtenden Sendungen zu tragen. 


Abrechnung über die Beſitzſteuer und Aufſtellung der 
Einnahmeüberſichten. 


a 8 80 

(1) Ueber den Ertrag der Beſitzſteuer iſt von den durch die Landes- 
regierungen beſtimmten Kaſſen mit der Reichshauptkaſſe nach Maßgabe der 
„Beſtimmungen zur Regelung der Abrechnungen zwiſchen der Reichshaupt⸗ 
kaſſe und den Landeskaſſen vom 23. Juni 1910“ abzurechnen. Ent⸗ 
ſprechend den Dorſchriften im 8 4 dieſer Abrechnungsbeſtimmungen ſind 
ferner beſondere monatliche und vierteljährliche Ueberſichten der Einnahme 
an Beſitzſteuer aufzuſtellen, aus denen ſich das Geſamtaufkommen (die ein- 
gezahlten Beträge) an Peſitzſteuer einſchließlich der Nacherhebungen und 
abzüglich der Erſtattungen (Surückzahlungen), der Betrag der Vergütung 
an die Bundesitaaten für die Veranlagung und Erhebung der Beſitzſteuer 
(8 86 des Geſetzes) und bis zum Rechnungsjahr 1919 auch der Betrag der 
nach 8 87 des Geſetzes den Bundesſtaaten etwa zu gewährenden Sonder- 
entſchädigungen für den Ausfall an Erbſchaftsſteuer ſowie der an die 
Reichskaſſe abzuführende Betrag ergeben. 

(2) Die Ueberſichten ſind den in den Abrechnungsbeſtimmungen be— 
zeichneten Behörden oder Dienſtſtellen innerhalb der daſelbſt angegebenen 
Friſten einzureichen. Statt deſſen können die Angaben in die allgemeinen 
Reichsſteuerüberſichten aufgenommen werden. 

(3) Die OGberbehörden für die Beſitzſteuer (§ 1) gelten im Zinne der 
Abrechnungsbeſtimmungen als Direktivbehörden. 


881 
Die Landesregierung kann die den Direktivbehörden nach den Ab⸗ 
rechnungsbeſtimmungen übertragenen Geſchäfte anderen Behörden als den 
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nach § 1 beſtimmten Oberbehörden übertragen. Die Behörden ſind unter 
Angabe ihrer Amtsbezirke dem Reichskanzler (Reichsſchatzamt) mitzuteilen. 


Uebergangsbeſtimmungen. 
8 82 
(1) Der Durchſchnittsbetrag, um welchen die Einnahme an Erbſchafts⸗ 
ſteuer in den im 8 87 Abſ. 1 des Geſetzes bezeichneten Bundesſtaaten in 
den Rechnungsjahren 1913 bis 1915 niedriger geweſen wäre, wenn die 
wegen der Beſitzſteuer eingeführte Ermäßigung bereits während der Rech⸗ 
nungsjahre 1913 bis 1916 beſtanden hätte, wird vom Bundesrate be— 
ſonders feſtgeſetzt. ö f 
(2) Die hiernach feſtgeſetzten Durchſchnittsbeträge bilden nach Abzug 
a) des Unterſchieds zwiſchen der Einnahme, welche die Bundesſtaaten 
noch in den Rechnungsjahren 1917 bis 1919 aus der nicht er- 
mäßigten Beſteuerung von vor dem 1. April 1917 eingetretenen 
Erbfällen gehabt haben, und der Einnahme, welche ſie aus dieſen 
Erbfällen gehabt hätten, wenn auf ſie bereits die Ermäßigung 
wegen der Beſitzſteuer in Anwendung gekommen wäre, 
b) von zehn vom Hundert der nach dieſer Kürzung noch verbleiben- 
den Beträge 
das Soll der nach 8 87 des Geſetzes den Bundesſtaaten auf die betreffen— 
den Seiträume für den Fortfall der Erbſchaftsſteuer zu gewährenden Der: 
gütungen. 


1916. 1. Dezember. 


Fürſorge für eine kräftige Ernährung der in der Kriegsinduſtrie 
tätigen Arbeiterſchaft. 


m. J. (m. Bl. m. S. 412) 


Die kräftige Ernährung der Männer und Frauen, die für Bewaffnung 
und Ausrüſtung unſerer ſiegreichen Heere ſchwer arbeiten, iſt zur Stunde 
die vornehmſte Sorge der heimat. Die Erhaltung der Kräfte, der Ar— 
beitsfreudigkeit und der Leiſtungsfähigkeit der in der Kriegsinduſtrie tätigen 
Arbeiterſchaft entſcheidet über Sieg, Leben und Zukunft des deutſchen 
Reiches und Volkes nicht weniger als Opfermut, Tapferkeit und Standhaftig⸗ 
keit der deutſchen Krieger im Felde. Die mit den Aufgaben der Ernährung 
im Kriege betrauten Dienſtſtellen find unter Leitung des Kriegsernährungs- 
amtes tatkräftig und dauernd beſtrebt, die kräftige Ernährung der Schwer- 
arbeiter ſicherzuſtellen. Die Beamten und Behörden der Staats- und Selbit- 
verwaltung leiſten das Aeußerite, um die für die Ernährung ergehenden 
Anordnungen zur Durchführung zu bringen. Die deutſchen Landwirte ſind 
in patriotiſchem Pflichtbewußtſein, allen Schwierigkeiten zum Trotz be— 
ſtrebt, mit ihrer Arbeit für die Dolksernährung bereitzuſtellen, was Acker 
und Stall irgend hergeben. Es geſchieht viel. Aber immer kann noch 
mehr geſchehen. Der Krieg kann von jedem das Reußerſte, das Letzte 
fordern, die letzte Kraft, das letzte Gut. Keine Pflicht iſt zu ſchwer, kein 
Opfer zu groß. Bequemlichkeit und Behagen gewinnen ein Kecht erſt 
wieder nach dem Kriege. Das gilt vor allem für die Ernährung. Es 
iſt durchaus nicht alles getan, wenn jeder einzelne nur die Verordnungen 
ausführt. Freiwilliger Opferſinn hat auch hier noch weiten Raum. Er 
muß in höherem Maße beteiligt werden, als es bisher der Fall war. 
Den Behörden und jedem Einzelnen erſteht hier eine große Aufgabe und 
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eine ſchöne Pflicht. Die Ernährung der Schwerarbeiter und ⸗arbeiterinnen 
bietet die Gelegenheit, ſie zu betätigen. 

Jeder Deutſche kennt die Mahnung des Generalfeldmarſchalls von 
Hindenburg. Es gilt, ſie zu befolgen. 

Was ein jeder, insbeſondere jeder Landwirt, an Nahrungsmitteln über 
die nach den Verordnungen ablieferungspflichtigen Mengen hinaus ent⸗ 
behren kann, namentlich Speck und Schmalz, Schinken, Wurſt u. dgl., 
für deren Abgabe die in dieſer Jahreszeit ſtattfindenden Hausſchlachtungen 
die gegebene Gelegenheit bieten, ſoll für die Urbeiter der Kriegsinduſtrie 
geſpendet werden. Soweit nicht bereits auf Grund der von mir ergangenen 
telegraphiſchen Weiſung ſeitens der herren Oberpräſidenten abweichende 
Anordnungen getroffen find, find im Verein mit den Landwirtſchaftskammern 
an allen geeigneten Orten Sammel- und Anmeldeſtellen einzurichten, die 
in den Landkreiſen unter Leitung und nach Anweiſung der von den 
Candräten einzurichtenden Kreisſammelſtellen zu wirken haben. Die Kreis⸗ 
ſammelſtellen werden ihrerſeits die ab ;e.ieferten Vorräte zweckmäßig größeren 
Sammelſtellen für die Provinz, den Regierungsbezirk u. dgl. zuzuleiten 
haben. Ueber die Verwendung der Dorräte iſt bereits den Herren Ober— 
präſidenten (dem Herrn Regierungspräſidenten in Sigmaringen) telegraphiſche 
Weiſung zugegangen. 

Das in allen ſchweren Seiten erprobte preußiſche Pflichtgefühl wird, 
deſſen bin ich ſicher, alsbald dies freiwillige Opferwerk zu höchſtem Er⸗ 
folge führen. Jeder Ort, jeder Kreis wird ſeine Ehre darein ſetzen, 
einen erſten Platz unter den Sammlungen in der Monarchie zu erringen. 
Ich werde dafür Sorge tragen, daß die namhafteſten Ergebniſſe alsbald 
und laufend der Oeffentlichkeit bekanntgemacht werden. 

Den Herren Landräten mache ich die Durchführung dieſes Erlaſſes, 
der allerorten bekanntzugeben iſt, zur dringenden Pflicht. Die Landbe— 
völkerung iſt in Wort und Schrift mit allem Nachdruck über die hohe 
vaterländiſche Bedeutung der Sammlungen für die hindenburgſpende der 
deutſchen Landwirte zugunſten der Induſtriearbeiterſchaft aufzuklären. 

Ich behalte mir vor, demnächſt über den Erfolg der Sammlung durch 
Vermittlung der Herren Regierungspräſidenten und Oberpräſidenten Bericht 
zu erfordern. 


1916. 1. Dezember. 


Verordnung 
zur Ergänzung der Bekanntmachung über Gerſte aus der Ernte 1916. 


R. K. (R. G. Bl. S. 1313.) 


Der Bundesrat hat auf Grund des $ 3 des Geſetzes über die Ermäch— 
tigung des Bundesrats zu wirtſchaftlichen Maßnahmen uſw. vom 4. Auguſt 
19140 (Keichs⸗Geſetzbl. S. 327) folgende Verordnung erlaſſen: 


Artikel I 
Der Bekanntmachung über Gerſte aus der Ernte 1916 vom 6. Juli 
1916 in der Faſſung der Bekanntmachung vom 24. Juli 1916 (Eeichs⸗ 
Geſetzbl. S. 800) wird als 8 43 folgende Dorſchrift angefügt: 
„Der Reichskanzler kann Ausnahmen von den Oorſchriften 
dieſer Verordnung zulaſſen.“ 
Artikel II 
Dieſe Verordnung tritt mit dem Tage der Derkündung in Kraft. 


) Derwaltungsvorſchriften Jahrgang 1914 I S. 857. 
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1916. 1. Dezember. 


Bekanntmachung 
über die Durchfuhr von Eiern. 


R. K. (Keichs⸗ u. Staatsanzeiger Nr. 285.) 


Auf Grund des § 3 der Derorönung des Bundesrats über die Einfuhr 
von Eiern vom 18. April 1916 ‚(Reichs-Bejeßbl. S. 299) beſtimme ich: 


I 


Die Durchfuhr von Eiern über die Grenzen des e Reichs iſt 
bis auf weiteres verboten. 


II 
Die Beſtimmung tritt mit dem Tage der Derkündung in Kraft. 


1916. 1. Dezember. 
Bekanntmachung über Köohlrüben. 


R. K. (k. G. Bl. S. 1316.) 


Auf Grund der Bekanntmachung über Kriegsmaßnahmen zur Sicherung 
der Dolksernährung vom 22. Mai 19160 (Reichs-Geſetzbl. S. 401) wird 
verordnet: 3 


I. Beſchlagnahme. 


8 1 
Die im Reiche vorhandenen Kohlrüben (Wruken, Bodenkohlrabi, Steck— 
rüben) werden für den Kommunalverband beſchlagnahmt, in deſſen Bezirk 
ſie ſich befinden. Ausgenommen find die Vorräte, die bei Inkrafttreten dieſer 
Verordnung im Eigentume des Reichs eines Bundesſtaats oder Elſaß— 
Lothringens ſtehen. 
82 


An den beſchlagnahmten Vorräten dürfen Deränderungen nur mit 
Suſtimmung des Kommunalverbandes, für den ſie beſchlagnahmt ſind, vor⸗ 
genommen werden, ſoweit ſich aus den 88 3 bis 6 nichts anderes ergibt. 
Das gleiche gilt von rechtsgeſchäftlichen Derfügungen über fie und von 
Derfügungen, die im Wege der Swangsvollſtreckung oder Arreſtvollziehung 
erfolgen. 

Werden beſchlagnahmte Dorräte mit Suſtimmung des Kommunalver— 
bandes oder nach den 88 3 bis 5 in den Bezirk eines anderen Kommunal: 
verbandes gebracht, fo tritt dieſer mit der Ankunft der Vorräte in ſeinem 
Bezirke hinſichtlich der Rechte aus der Beſchlagnahme an die Stelle des 
bisherigen Kommunalverbandes. 

Der Beſitzer der zu verſendenden Vorräte hat die Ortsveränderung 
unter Angabe der Mengen beiden Kommunalverbänden binnen drei Tagen 
anzuzeigen. 

8 3 


Der Beſitzer beſchlagnahmter Vorräte iſt berechtigt und verpflichtet, 
die zur Erhaltung der Dorräte erforderlichen Handlungen vorzunehmen. 


x) Derwaltungsvorſchriften Jahrgang 1916 J S. 379. 
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Vor dem Inkrafttreten dieſer Derordnung begonnene Transporte dürfen 
zu Ende geführt werden. 

Nimmt der Beſitzer eine zur Erhaltung der Vorräte erforderliche Hand- 
lung binnen einer ihm von der zuſtändigen Behörde geſetzten Friſt nicht 
vor, fo hat die Behörde die erforderlichen Arbeiten auf feine Koiten durch 
einen Dritten vornehmen zu laſſen. Der Verpflichtete hat die Dornahme 
auf ſeinem Grund und Boden ſowie in ſeinen Wirtſchaftsräumen und mit 
den Mitteln ſeines Betriebs zu geſtatten. 


84 

Erſtreckt ſich ein landwirtſchaftlicher Betrieb über die Grenze eines 
Kommunalverbandes hinaus, fo dürfen die beſchlagnahmten Vorräte inner⸗ 
halb dieſes Betriebs von einem Kommunalverband in den anderen gebracht 
werden. Mit der Ankunft der Vorräte in dem Bezirke des anderen Kom⸗ 
munalverbandes tritt dieſer hinſichtlich der Rechte aus der Beſchlagnahme 
an die Stelle des bisherigen Kommunalverbandes. Der Beſitzer hat die 
Ortsveränderung binnen drei Tagen unter Angabe der Mengen beiden 
Kommunalverbänden anzuzeigen. ä ö 


8 5 | 
Suläſſig ſind Deräußerungen an die Reichskartoffelitelle, an die von 
dieſer bezeichneten Stellen und an den Kommunalverband, für den die 
Vorräte beſchlagnahmt ſind. Ä 
Trotz der Beſchlagnahme dürfen aus ihren Dorräten: 
a) Beſitzer von Kohlrüben dieſe zu ihrer Ernährung und zur Er— 
nährung der Angehörigen ihrer Wirtſchaft verwenden; 
b) Gemeinden Kohlrüben zur Ernährung ihrer Einwohner ver: 
wenden. 


Tierhalter dürfen mit Genehmigung des Kommunalverbandes Kohl— 
rüben in Höhe von täglich höchſtens ein Sweihundertſtel ihrer Vorräte 
verfüttern. ö 

Die Genehmigung iſt nur zu erteilen, wenn die Durchhaltung der 
Viehbeſtände des Tierhalters es erfordert und dem Tierhalter andere Futter⸗ 


rüben zur Derfütterung nicht zur Verfügung ſtehen oder durch den Kom⸗ 


munalverband zur Derfügung geſtellt werden. Bis zum 15. Dezember 
1916 bedarf es dieſer Genehmigung nicht. 


8 7 | | 
Die Beſchlagnahme endet mit dem freihändigen Eigentumserwerbe durch 
die Reichskartoffelitelle, durch die von ihr bezeichneten Stellen oder durch 
den Kommunalverband, für den beſchlagnahmt iſt, ferner mit der Ent⸗ 
eignung oder einer nach den Dorſchriften dieſer Verordnung zugelaſſenen 
Verwendung. 


88 
Ueber Streitigkeiten, die ſich aus der Anwendung der §8 ! bis 7 er» 
geben, entſcheidet die höhere Derwaltungsbehörde endgültig. 


II. Enteignung. 


ö 8 9 
Erfolgt die Uebereignung der beſchlagnahmten Kohlrüben nicht frei⸗ 
willig (8 5 Abi. 1), fo kann das Eigentum daran durch Anordnung der 
zuſtändigen Behörde auf die Reichskartoffelſtelle übertragen werden. Be⸗ 
antragt dieſe die Uebereignung an eine andere Stelle, ſo iſt das Eigentum 
auf letztere zu übertragen; fie iſt in der Anordnung zu bezeichnen. 
70 
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Bei der Enteignung ſind dem Beſitzer jo viel Kohlrüben zu belafjen, 
daß ihm zu feiner Ernährung und zur Ernährung der Angehörigen feiner 
Wirtſchaft täglich ein Pfund Kohlrüben für jede Perſon bis zum 1. April 
1917 verbleiben. 5 

10 


Die Anordnung, durch die enteignet wird, kann an den einzelnen Be⸗ 
ſitzer oder an alle Beſitzer des Bezirks oder eines Teils des Bezirks gerichtet 


werden; im erſteren Falle geht das Eigentum über, ſobald die Anordnung . 


dem Beſitzer zugeht, in letzterem Falle mit Ablauf des Tages nach Aus: 
gabe des amtlichen Blatts, in dem die Anordnung amtlich veröffentlicht 
wird. 

sn 


Der Uebernahmepreis wird unter Berückſichtigung des Höchſtpreiſes 
für Kohlrüben ſowie der Güte und Verwendbarkeit der Dorräte und unter 
Kürzung um eine Mark für den Sentner von der höheren Verwaltungs- 
behörde nach Anhörung von Zachverſtändigen endgültig feſtgeſetzt. Die 
baren Auslagen des Derfahrens trägt der Beſitzer. Den Betrag, um 
den der Uebernahmepreis gekürzt iſt, erhält der Kommunalverband, aus 
deſſen Bezirk die enteignete Menge in Anſpruch genommen wird. 

Weiſt der Beſitzer nach, daß er zuläſſigerweiſe Vorräte zu einem höheren 
Preiſe als dem höchſtpreis erworben hat, jo iſt ſtatt des Höchſtpreiſes der 
Einſtandspreis zu berüchſichtigen. 

812 
der Bejißer hat die Dorräte, die er freihändig übereignet hat oder 
die bei ihm enteignet ſind, zu verwahren und pfleglich zu behandeln, bis 
der Erwerber ſie in ſeinen Gewahrſam übernimmt. 


III. Bewirtſchaftung der Kohlrüben und ODerbrauchsregelung. 


8 25 

Die Reichskarioffelitelle hat für die Deckung des Bedarfs an Kohl⸗ 
rüben, die als Erſatz für fehlende Kartoffeln erforderlich ſind, zu ſorgen. 
Sie kann ſich hierbei der Hilfe der nach 8 7 der Bekanntmachung über 
die Kartoffelverforgung vom 26. Juni 1916 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 590) 
eingerichteten, Dermittlungsitellen ſowie der. Kommunalverbände bedienen. 
Dieſe haben ihr auf Verlangen Auskunft zu geben und find an ihre 
Weiſungen gebunden. Die Reichskartoffelitelle trifft die näheren Beſtim⸗ 
mungen über den Erwerb und kann die näheren Bedingungen für die 
Lieferung feſtſetzen. 


8 14 
Die Kommunalverbände, denen durch die Reichskartoffelitelle Kohl⸗ 
rüben zugewieſen werden, haben deren Derbraud in ihrem Bezirke zu 
regeln. Dabei iſt grundſätzlich davon auszugehen, daß zwei Teile Kohl- 
rüben einem Teile Kartoffeln gleichſtehen. 


8 15 
Der Reichskanzler, die Landeszentralbehörden oder die von dieſen be⸗ 
ſtimmten Behörden können die Art der Regelung ($ 14) vorſchreiben; 
die Landeszentralbehörden oder die von dieſen beſtimmten Behörden können 


die Regelung für ſämtliche oder einzelne Kommunalverbände ſelbſt vor⸗ 
nehmen. ö 3 


5 ordnung zulaſſen. 
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8 16 
Die Kommunalverbände können in ihren Bezirken Cagerräume für 
die Lagerung der Vorräte in Anſpruch nehmen. Die Dergütung ſetzt die 
höhere Derwaltungsbehörde endgültig feſt. ö 


8 17 
Die Kommunalverbände können den Gemeinden die Regelung des 
Verbrauchs für den Bezirk der Gemeinde übertragen. Soweit den Ge⸗ 
meinden die Regelung des Verbrauchs übertragen wird, gelten die 88 14 
bis 16 für die Gemeinden entſprechend. Gemeinden, die nach der letzten 
Volkszählung mehr als 10000 Einwohner haben, können die Ueber⸗ 
tragung verlangen. 
8 18 
Ueber Streitigkeiten, die bei der Verbrauchsregelung (88 14 bis 17) 
entſtehen, entſcheidet die höhere Derwaltungsbehörde endgültig. 


IV. Schlußbeſtimmungen. 
8 19 | 

Die Landeszentralbehörden erlaſſen die erforderlichen Ausführungsbe⸗ 
ſtimmungen. Sie beſtimmen, wer als Gemeinde, als Kommunalverband, 
als zuſtändige Behörde und als höhere Derwaltungsbehörde im Sinne 
dieſer Derordnung anzuſehen iſt. Sie können beſtimmen, daß die den 
Kommunalverbänden und Gemeinden übertragenen Anordnungen durch deren 
Vorſtände erfolgen. 

N § 20 


Der Reichskanzler kann Ausnahmen von den Dorſchriften dieſer Der- 


821 
Mit Gefängnis bis zu einem Jahre und mit Geldſtrafe bis zu zehn⸗ 
tauſend Mark oder mit einer dieſer Strafen wird beſtraft: 

1. wer unbefugt beſchlagnahmte Vorräte beiſeiteſchafft, insbeſondere 
aus dem Bezirke des Kommunalverbandes, für den ſie beſchlag⸗ 
nahmt find, entfernt, fie beſchädigt, zerſtört, verfüttert, verarbeitet, 
verarbeiten läßt, zur Verarbeitung annimmt oder verbraucht; 

2. wer unbefugt beſchlagnahmte Vorräte verkauft, kauft oder ein 
anderes Veräußerungs- oder Erwerbsgeſchäft über fie abſchließt; 

3. wer die zur Erhaltung der Dorräte erforderlichen Handlungen 
(8 3) pflichtwidrig unterläßt; N 

4. wer eine ihm nach § 2 Abf. 3 und $ 4 obliegende Anzeige nicht 
in der geſetzten Friſt erſtattet oder wiſſentlich unvollſtändige oder 
unrichtige Angaben macht; 

5. wer der Verpflichtung des § 12, Vorräte zu verwahren und 
pfleglich zu behandeln, zuwiderhandelt; 

6. wer den Anordnungen zuwiderhandelt, die eine Landeszentral⸗ 
behörde, eine von dieſer beſtimmte Behörde, ein Kommunalverband 
oder eine Gemeinde, der die Regelung ihres Verbrauchs über⸗ 
tragen iſt, nach den Dorſchriften dieſer Verordnung erlaſſen hat. 

Neben der Strafe können die Gegenſtände, auf die ſich die ſtrafbare 
Handlung bezieht, ohne Unterſchied, ob ſie dem Täter gehören oder nicht, 
eingezogen werden. 

8 22 
Dieſe Verordnung tritt mit dem 4. Dezember 1916 in Kraft. 
A 
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Bekanntmachung über Kartoffeln. 
R. K. (K. G. Bl. S. 1314.) 


Auf Grund der Bekanntmachung über Kriegsmaßnahmen zur Siche⸗ 
rung der Dolksernährung vom 22. Mai 1916 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 401) 
wird verordnet: 


8 1 

Die Regelung der Derſorgung der Bevölkerung mit peiſekartoffeln 
(8 2 der Bekanntmachung über die Kartoffelverſorgung vom 26. Juni 
1916, Reichs-Geſetzbl. S. 590) hat nach dem Grundſatz zu erfolgen, daß 
der Kartoffelerzeuger bis zum 31. Dezember 1916 und vom 1. märz 1917 
bis zum 20. Juli 1917 auf den Tag und Kopf bis 1½ Pfund Kartoffeln, 
in der Seit vom 1. Januar 1917 bis 28. Februar 1917 bis 1 Pfund Kar- 
toffeln ſeiner Ernte für ſich und für jeden Angehörigen ſeiner Wirtſchaft 
verwenden darf. Im übrigen wird der Tageshopfſatz bis zum 31. De⸗ 
zember 1916 auf höchſtens 1 Pfund Kartoffeln, vom 1. Januar 1917 
bis zum 20. Juli 1917 auf höchſtens % Pfund Kartoffeln mit der Maß⸗ 
gabe feitgelest, daß der Schwerarbeiter eine tägliche Zulage bis 1 Pfund, 
vom 1. Januar 1917 ab eine tägliche Zulage bis 1¼½ Pfund e 
erhält 


8 2 

Kartoffeln, Kartoffelſtärke, Kartoffelſtärkemehl ſowie Erzeugniſſe der 
Kartoffeltrocknerei dürfen, vorbehaltlich der Vorſchrift im Abſ. 2, nicht 
verfüttert werden. 

verfüttert werden dürfen nur Kartoffeln, die nicht geſund ſind oder 
die Mindeſtgröße von 1 Soll (2,72 Sentimeter) nicht erreichen. Die Der- 
fütterung darf nur erfolgen an Schweine und an Federvieh, und nur, ſoweit 
die Derfütterung an Schweine und an Federvieh nicht möglich ift, auch 
an andere Tiere. 


8 3 
Es iſt verboten, Kartoffeln einzuſäuern und die an die Trockenkartoffel⸗ 
Verwertungs-Geſellſchaft m. b. Hh. in Berlin abzuliefernden Mengen. zu 
vergällen oder mit anderen Gegenſtänden zu vermengen. 


8 4 

Sur Deckung des für die Ernährung der Bevölkerung bis zum 20. 
Juli 1917 erforderlichen Bedarfs an Kartoffeln in den Kommunalver⸗ 
bänden und Bezirken, die dieſen Bedarf nicht aus den bei ihnen verfüg— 
baren Vorräten decken können, haben die Dermittlungsitellen (8 7 der 
Bekanntmachung über die Kartoffelverſorgung vom 26. Juni 191650, (Keichs⸗ 
Geſetzbl. S. 590) die ihnen von der Reichskartoffeljtelle aufgegebenen 
Mengen in den Rommunalverbänden ihres Bezirkes ſicherzuſtellen. 


8 5 
Die Dermittlungsitellen haben zur Durchführung der Zicherſtellung 
die ihnen auferlegten Mengen auf die Kommunalverbände ihres Bezirkes 
nach Anweiſung der Keichskartoffelſtelle zu verteilen. Soweit auf Grund 


) erwaltungsvorſchriften Jahrgang 1916 J S. 379. 
x) Derwaltungsvorſchriften Jahrgang 1916 I S. 478. 
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der Sicherſtellung gemäß § 1 der Bekanntmachung vom 2. Auguft 1916 
Reichs⸗Geſetzbl. S. 875) auf Anfordern der Keichskartoffelſtelle Kartoffeln 
geliefert ſind, werden dieſe nach näherer Anweiſung der Keichskartoffel⸗ 
ſtelle auf die nach $ 4 ſicherzuſtellende Menge angerechnet. 

Die Kommunalverbände haben die ihnen zur Sicheritellung aufge⸗ 
gebenen Kartoffelmengen auf die Gemeindebezirke unterzuverteilen. In 
den Gemeniden erfolgt die Unterverteilung auf die Kartoffelerzeuger durch 
den Gemeindevorſtand. 


8 6 | 

Die Kommunalverbände können bei den Kartoffelerzeugern auch die 

jenigen Mengen ſicherſtellen, die zur Deckung des eigenen Bedarfs des 
Kommunalverbandes erforderlich ſind. 


8 7 
Die Kartoffelerzeuger haben ihre Kartoffelvorräte pfleglich zu be= 
handeln und dürfen ſie in Höhe der bei ihnen ſichergeſtellten Mengen nicht 
verbrauchen noch durch Kechtsgeſchäft darüber verfügen. 


88 
Für die Beſchaffenheit der Kartoffeln, die auf Anfordern der Keichs⸗ 
RKartoffelſtelle zu liefern find, gelten die Cieferungsbedingungen der Reichs⸗ 
kartoffelſtelle mit der Maßgabe, daß als Speiſekartoffeln gute, geſunde 
19 von 1 Soll (2,72 Sentimeter) Mindeſtgröße geliefert werden 
dürfen N 


89 
Wer als Kommunalverband und als Gemeinde im Sinne dieſer Der- 
ordnung anzuſehen iſt, regelt ſich nach den Beſtimmungen der Landes: 
zentralbehörden, die auf Grund des 8 11 der „ über die 
Kartoffelverſorgung vom 26. Juni 1916 e Geſetzbl. S. 590) er⸗ 
laſſen ſind. 


8 10 
Wer den vorſchriften in den 88 2, 3 und 7 oder bein Anordnungen 
des Kommunalverbandes oder der Gemeinde über die Sicherſtellung und 
Abgabe der ſichergeſtellten Kartoffeln zuwiderhandelt, wird mit Gefängnis 
bis zu einem Jahre und mit Geldſtrafe bis zu zehntauſend Mark oder mit 
einer dieſer Strafen beſtraft. Neben der Strafe können die Dorräte, auf 
die ſich die ſtrafbare Handlung bezieht, ohne Unterſchied, ob 5 dem Täter 
gehören oder nicht, eingezogen werden. 


8 11 f 
Die Bekanntmachung über die Derpflichtung der Kommunalverbände 
und der Kartoffelerzeuger zur Sicherſtellung und Abgabe von Kartoffeln 
vom 2. Augujt 1916 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 875) und die Bekanntmachung 
über Kartoffeln vom 14. Oktober 1916 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 1165) werden 
aufgehoben. Die zu dieſen Bekanntmachungen erlaſſenen Ausführungs⸗ 
bejtimmungen- bleiben DE zur Aenderung durch die zuſtändigen Stellen 
in Kraft. 
8 12 
Dieſe Verordnung tritt mit dem 4. Dezember 1916 in Kraft. 
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1916. 2. Dezember. 


Jahresbericht der Gewecbeaufſichtsbeamten. 
M. H. G. (m. Bl. 9. G. S. 477.) 


Der Keichskanzler. 
(Reichsamt des Innern.) 
Berlin, den 25. November 1916. 
Die Schwierigkeiten, die einer ordnungsmäßigen Berichterſtat⸗ 
tung der Gewerbeaufſichtsbeamten für die Jahre 1914 und 1915 
entgegenſtanden und zur hinausſchiebung der Berichteritattung 
führten, beſtehen auch heute noch. 
Der Bundesrat hat deshalb ſeine Suſtimmung dazu erteilt 
— 8 1010 der Protokolle —, daß die Jahresberichte der Ge⸗ 
werbeaufſichtsbeamten über die Jahre 1914, 1915 und 1916 
gemeinſam mit denen über das Jahr 1917 erſt zu Beginn des 
Jahres 1918 erſtattet werden. 


An ſämtliche Bundesregierungen uſw. 
Abdruck zur Kenntnisnahme. 


An die Herren Regierungspräfidenten und den Herrn Polizeipräſidenten hier. 


1916. 2. Dezember. 


Bekanntmachung 
der Kriegsgeſellſchaft für Sauerkraut. 


(Reichs⸗ u. Staatsanzeiger Nr. 285.) 


Die Kriegsgeſellſchaft für Sauerkraut m. b. H., Berlin, hat auf 
Grund von § 2 der Derorönung über die Verarbeitung von Gemüſe vom 
5. Auguſt 1916 mit Genehmigung des Bevollmächtigten des Herrn Keichs⸗ 
kanzlers beſtimmt: 

N Der Abſatz von Sauerkraut durch Herſteller iſt bis auf 

weiteres verboten. 

Berlin, den 2. Dezember 1916. 

Kriegsgeſellſchaft für Sauerkraut m. b. h. 
Köhler. 


1916. 2. Dezenber 


Bekanntmachung 
über Rohzucker und Zuckerrüben im Betriebsjahr 1917/18, 


R. K. (R. G. Bl. S. 1324.) 


Der Bundesrat hat auf Grund des $ 3 des Geſetzes über die Er- 
mächtigung des Bundesrats zu wirtſchaftlichen Maßnahmen uſw. vom 4. 
Huguſt 1914 (Keichs⸗Geſetzbl. S. 327) folgende Verordnung erlaſſen: 


1 
Rübenverarbeitende Fabriken dürfen in verträgen über Lieferung von 
Huckerrüben für das Betriebsjahr 1917/18 keinen niedrigeren Preis für 
50 Kilogramm vereinbaren als 0,95 Mark über dem im Betriebsjahr 
1913/14 von ihnen für Kaufrüben gezahlten Preife. Derträge, die vor 
Inkrafttreten dieſer Derordönung zu einem niedrigeren Preiſe abgeſchloſſen 
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ſind, gelten, ſoweit im Betriebsjahr 1917/18 zu liefern iſt, als zu dieſem 
Mindeſtpreis abgeſchloſſen. N 

Soweit Aktionäre oder Geſellſchafter einer Geſellſchaft mit beſchränkter 
Haftung auf Grund des Geſellſchaftsvertrags zur Lieferung verpflichtet ſind, 
finden die Vorſchriften im Abſ. 1 ſinngemäß Anwendung; in dieſem Falle 
wird der feſtds Geldpreis zugrunde gelegt, der im Betriebsjahr 1913/14 
für die auf Grund des Geſellſchaftsvertrags gelieferten Rüben gezahlt iſt. 

Bei Fabriken, die für das Betriebsjahr 1913/14 Verträge der im 
Abſ. 1 und 2 bezeichneten Art nicht abgeſchloſſen hatten, beträgt der Mindeſt⸗ 
preis für Rüben 2 Mark für 50 Kilogramm. 

Bei Berechnung des Mindeſtpreiſes bleiben Abreden über Erhöhung 
des vereinbarten Preiſes mit Kückſicht auf den Zuckergehalt, den Ce⸗ 
winn der Huchkerfabrik oder ſonſtige Umſtände ſowie über Nebenliefe⸗ 
rungen außer Betracht. ö 

Der Keichskanzler kann weitere Beſtimmungen treffen und Ausnah- 
men zulaſſen. ö 
N 82 . 

Der Preis des von den Rohzucerfabriken im Betriebsjahr 1917/18 
hergeſtellten Rohzuckers wird für 50 Kilogramm von 88 vom Hundert 
Ausbeute ohne Sack frei Magdeburg auf 18 Mark feſtgeſetzt. Monats⸗ 
zuſchläge werden nicht gewährt. 

Der Reichskanzler beſtimmt auf dieſer Grundlage die Preiſe, die für 
die einzelnen Fabriken frei Derladeitation gelten, ſowie die Preiſe für 
Rohzucker, der außerhalb des Standorts der Fabriken eingelagert iſt. 


8 3 
Die rübenverarbeitenden Suckerfabriken find berechtigt, von Küben⸗ 
bauern, die ihnen Suckerrüben aus der Ernte des Jahres 1916 zu liefern 
verpflichtet ſind, für das Erntejahr 1917 Lieferung von Suckerrüben von 
einer gleich großen Anbaufläche wie 1916 zu verlangen. Dabei gelten, 
ſoweit nicht eine andere Vereinbarung zuſtande kommt, die für das Ernte: 
jahr 1916 vereinbarten Bedingungen vorbehaltlich der Vorſchrift im § 1. 
Das Verlangen (Abſ. 1) kann nur bis zum 15. Januar 1917 ein- 

ſchließlich geſtellt werden. 
; 9 4 


Ergeben ſich bei der Frage, ob die 88 1, 3 Anwendung finden, ſowie 
bei Anwendung dieſer Dorjchriften ſelbſt Streitigkeiten, fo kann jede Partei 
eine Entſcheidung der höheren Derwaltungsbehörde, in deren Bezirk die 
Fabrik liegt, darüber beantragen, zu welchen Bedingungen die Rüben zu 
liefern ſind. Die höhere Derwaltungsbehörde entſcheidet nach freiem Er⸗ 
meſſen; fie kann Ausnahmen von der im 83 feſtgeſetzten Verpflichtung 
zulaſſen, wenn dies im Intereſſe der Dolksernährung oder mit Kückſicht 
auf die beſonderen Verhältniſſe im Betriebe des Rübenbauers geboten 
erſcheint. Die Entſcheidung iſt endgültig und für die Gerichte bindend. 

Die Landeszentralbehörden beſtimmen, wer als höhere Verwaltungs⸗ 
behörde anzuſehen iſt. 


8 5 ö 
 Kaufverträge über Rohzucker aus dem Betriebsjahre 1917/18 dürfen 
bis auf weiteres nicht abgeſchloſſen werden. Derträge, die vor Inkraft- 
treten dieſer Verordnung abgeſchloſſen find, find nichtig. 
§ 6. 
Rübenverarbeitende Suckerfabriken dürfen von den zuckerhaltigen Fut⸗ 
termitteln, die ſie im Betriebsjahr 1917/18 herſtellen, an die rüben⸗ 
liefernden Landwirte zurückliefern: i 
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1. 85 vom hundert des Geſamtgewichts der anfallenden najjen 
Schnitzel in Form von naſſen Schnitzeln oder die entſprechende 
Menge in Form von Trockenjchnigeln oder Melaſſeſchnitzeln oder 
50 vom hundert des Geſamtgewichts der anfallenden Steffens⸗ 
ſchen Brühſchnitzeln; 

2. Rohzuckermelaſſe im Geſamtgewichte von einen” Sünftel vom 
Hundert der gelieferten Rüben. Die Melaſſe kann als Melaſſe 
oder angetrocknet an Schnitzel geliefert werden; im letzteren Falle, 
dürfen entſprechend mehr Melaſſeſchnitzel als nach Hummer 1 
zuläſſig zurückgeliefert werden. 

Im übrigen verbleibt es hinſichtlich der zuckerhaltigen Futtermittel, 
bei den bisherigen Dorfchriften. Soweit Schnitzel und Melaſſe hiernach 
im öffentlichen Intereſſe in Anſpruch genommen werden, wird als Ueber— 
nahmepreis feſtgeſetzt: 

für naſſe Schnitzel 0,80 Mark für 50 Kilogramm, 

für Trockenſchnitzel ohne Sack 12,00 Mark für 50 Kilogramm, 

für Zuckerſchnitzel nach dem Steffens- 
ſchen Brühverfahren ohne Sack 15,00 Mark für 50 Kilogramm, 
für Rohzuckermelaſſe mit einem Suk⸗ i 
kergehalte von 50 vom Hundert 7,50 Mark für 50 Nilogramm. 
7 


8 8 
Dieſe Verordnung tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft. 


1916. 2. Dezember. 


Bekanntmachung 
betreffend Verjährung rückſtändiger Beiträge nach § 29 
der Reichsverſicherungsordnung 


R. K. (R. G. Bl. S. 1341.) 


Der Bundesrat hat auf Grund des $ 3 des Geſetzes über die Er— 
mächtigung des Bundesrats zu wirtſchaftlichen Maßnahmen uſw. vom 4. 
Auguſt 1914) (Reichs⸗Geſetzbl. S. 327) folgende Verordnung erlaſſen: 

Die im 829 Abſ. 1 der Keichsverſicherungsordnung für die Der⸗ 
jahrung des Anſpruchs auf Kückſtände beſtimmte Friſt läuft, ſoweit ſie 
nicht durch 84 der Bekanntmachung über die Anrechnung von Militär⸗ 
dienſtzeiten und die Erhaltung von Anwartſchaften in der Invaliden- und 
Hinterbliebenenverſicherung vom 25. Dezember 19158) (Keichs⸗Geſetzbl. S. 
845) bereits verlängert iſt, nicht vor dem Schluſſe des Kalenderjahres ab, 
das dem Jahre folgt, in welchem der Krieg beendet iſt. Dies gilt nicht für 
ſolche Anſprüche auf Rückſtände, welche am Tage des Inkrafttretens dieſer 
Verordnung bereits verjährt ſind. ö 

Dieſe Verordnung tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft. 


1916. 3. Dezember. 


Bekanntmachung 
betreffend die Unterſtützung von Familien in den Dienſt eingetretener 
Mannſchaften. 


R. K. (R. G. Bl. S. 1323.) 


Der Bundesrat hat auf Grund des § 3 des Geſetzes über die Er— 
mächtigung des Bundesrats zu wirtſchaftlichen Maßnahmen uſw. vom 4. 


) Derwaltungsvorſchriften Jahrgang 1914 I S. 857. 
*) Perwaltungsvorſchriften Jahrgang 1915 II S. 437. 


—ũ . — ——— ——ß —— — — 
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Auguſt 19140 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 327) folgende Verordnung, betreffend 
Abänderung der Bundesratsverordnung vom 21. Januar 19167) (Reidhs- 
Geſetzbl. S. 55), betreffend die Unterſtützung von Familien in den Dienſt 
eingetretener Mannſchaften, erlaſſen: 
1. Dem 8 4 werden als Abſ. 2 und 3 folgende Beſtimmungen ein⸗ 
gefügt: N 

Für die Monate November 1916 bis einſchließlich April 
1917 werden die im Abſ. 1 bezeichneten Mindeſtſätze auf monat⸗ 
lich 20 Mark für die Ehefrauen und auf monatlich 10 Mark für 
die ſonſtigen Berechtigten feſtgeſetzt. 

Die Beträge, welche die bisherigen Sätze überſteigen, werden 
für die Monate November und Dezember 1916 zuſammen mit 
der zweiten Halbmonatsrate im Dezember 1916 ausgezahlt. 

2. Folgende Beſtimmung tritt als § 12 hinzu: 

Die Familien der aus dem Heeresdienſt entlaſſenen Mann⸗ 
ſchaften (8 1 des Geſetzes, betreffend die Unterſtützung von Fa⸗ 
milien in den Dienſt eingetretener Mannſchaften vom 28. Februar 
1888/4. Auguit 1914 und § 1 der Verordnung) erhalten noch 
eine Halbmonatsrate nach dem Tage der Entlaſſung als außer— 
ordentliche Unterſtützung. 

Dieſe Beſtimmung tritt mit Wirkung vom 1. Dezember 1916 in Kraft. 


1916. 4. Dezember. 


Verordnung 
über Höchſtpreiſe für Hafer und Gerſte. 


R. K. (R. G. Bl. S. 1327.) 


Auf Grund der Bekanntmachung über Kriegsmaßnahmen zur Siche= 
rung der Dolksernährung vom 22. Mai 1916 (Keichs⸗Geſetzbl. S. 401) 
wird folgende Verordnung erlaſſen: 


Artikel 1 

Der durch 8 1 Abi. 1 der Derordnung über höchſtpreiſe für Hafer 
vom 24. Juli 1916 G(eichs⸗Geſetzbl. S. 826) in der Faſſung der Ver⸗ 
ordnung vom 18. September 1916 (Reichs-Geſetzbl. S. 1048) feſtgeſetzte 
Höchſtpreis von zweihundertachtzig Mark für die Tonne inländiſchen Hafers 
beim Verkaufe durch den Erzeuger gilt bis zum 31. Januar 1917 ein⸗ 
ſchließlich. 

Soweit nach dieſem Seitpunkt geliefert wird, darf der Preis zwei- 
hundertfünfzig Mark für die Tonne nicht überfteigen. 

Der Preis von zweihundertachtzig Mark für die Tonne darf bei 
Lieferungen an die Heeresverwaltung auf Antrag auch noch bezahlt werden, 
wenn die Ablieferung oder Verladung des rechtzeitig ausgedroſchenen Hafers 
aus Gründen, die der Cieferungspflichtige nicht zu vertreten hat und die 
außerhalb ſeines Betriebs liegen, bis zum 31. Januar 1917 nicht hat er⸗ 
folgen können. Der Antrag muß bis zum 28. Februar 1917 einſchließlich 
bei den Empfangsſtellen geſtellt werden. Ueber alle Streitigkeiten wegen 
der Zahlung des Preiſes entſcheidet die höhere Derwaltungsbehörde end- 
gültig. Als höhere Derwaltungsbehörde gilt die auf Grund des 8 24 


x) Verwaltungsvorſchriften Jahrgang 1914 J S. 857. 
1) Verwaltungsvorſchriften Jahrgang 1916 I S. 48. 
) Derwaltungsvorſchriften Jahrgang 1916 I S. 379. 
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der Verordnung über Hafer aus der Ernte 1916 vom 6. ul 1916 (Reichs: 
Geſetzbl. S. 811) beſtimmte Behörde. 


N Artikel 2 

Der durch 81 der Verordnung über höchſtpreiſe für Gerſte vom 
24. Juli 1916 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 824) in = Faſſung der Derordnung 
vom 18. September 1916 (Keichs⸗Geſetzbl. S. 1049) feſtgeſetzte höchſt⸗ 
preis von zweihundertachtzig Mark für die Tonne inländiſcher Gerſte 
beim Verkaufe durch den Erzeuger gilt bis zum 10. Dezember 1916 ein⸗ 
ſchließlich. 

Soweit nach dieſem Seitpunkt geliefert wird, darf der preis zwei: 
hundertfünfzig Mark für die Tonne nicht überſteigen. 


Artikel 3 
Dieſe Verordnung tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft. 


1916. 4. Dezember. 


ö Geſetz N 
betreffend die Verhaftung und Aufenthaltsbeſchräntang auf Grund 
des Kriegszuſtandes und des Belagerungszuſtandes. 


Geſetz (R. G. Bl. S. 1329.) 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deutſcher Kaiſer, König von 
Preußen ve. 
verordnen im Namen des Reichs, nach erfolgter Suftimmung des Bundes⸗ 
rats und des Reichstags; was folgt: 


81 
Gegen einen Deutſchen iſt die Anordnung der Haft oder einer Aufent- 
haltsbeſchränkung durch die vollziehende Gewalt auf Grund des KUriegs⸗ 
oder Belagerungszuſtandes nur dann zuläſſig, wenn fie zur Abwendung 
einer Gefahr für die Sicherheit des Reichs erforderlich iſt. 


8 2 | 
Der Haftbefehl iſt ſchriftlich zu erlaſſen und dem Derhafteten bei der 
Verhaftung und, falls dies nicht möglich iſt, unverzüglich nach der Der- 
haftung bekannt zu geben; auf Verlangen iſt ihm eine Abſchrift zu erteilen. 
Im Haftbefehl find die der Verhaftung zugrunde liegenden Tatſachen an⸗ 
zugeben. 


83 

Gegen die Verhaftung ſteht dem Derhafteten jederzeit das Kechts⸗ 
mittel der Beſchwerde an das Keichsmilitärgericht zu. Bei äujtellung 
des Haftbefehls iſt der Derhaftete hierüber zu belehren. Das Reichsmilitär- 
gericht entſcheidet in der Beſetzung von vier richterlichen und drei mili— 
täriſchen Mitgliedern. 

Das Keichsmilitärgericht kann eine mündliche Verhandlung anordnen 
und muß dies tun, falls der Derhaftete es beantragt. Es kann den Der: 
hafteten durch einen beauftragten oder erſuchten Richter vernehmen laſſen. 


8 | 
Der Derhaftete muß ſpäteſtens am Tage nach ſeiner Derhaftung durch 
einen Richter darüber vernommen werden, ob und welche eee 
er gegen ſeine Verhaftung zu erheben hat, 
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8 5 

Der Haftbefehl iſt aufzuheben, wenn fein Grund oder Sweck hinfällig 
geworden oder der Kriegs- oder Belagerungszuſtand aufgehoben iſt, oder 
wenn 3 Monate nach dem Tage der Derhaftung verfloſſen find. 

Die Fortdauer der haft nach Ablauf von je 3 Monaten kann nur 
auf Grund einer erneuten Sachprüfung und eines neuen Haftbefehls ange⸗ 
ordnet werden. Ueberdies muß, auch wenn eine Beſchwerde nicht ein⸗ 
gelegt iſt, eine Entſcheidung des Reichsmilitärgerichts (8 3) über die Fort⸗ 
dauer der Haft herbeigeführt werden. 


8 6 
Auf die Dollitrekung der Haft finden die Vorſchriften des 8 11 der 
Strafprozeßordnung entſprechende Anwendung. 


| 8 7 
Der Derhaftete kann jederzeit einen Verteidiger zuziehen. Die Vor⸗ 
ſchriften der 88 137 Abſ. 2 und 138 der Strafprozeßordnung finden 
entſprechende Anwendung. 6 
| 8 8 


Der Amtsrichter, in deſſen Bezirk die Verhaftung erfolgt iſt oder 
der Derhaftete ſich befindet, kann dem Derhafteten auf Antrag oder von 
Amts wegen einen Verteidiger beſtellen. Die Beſtellung muß erfolgen, 
wenn der Derhaftete fie nach zweiwöchiger Dauer der Haft beantragt; über 
dieſes Antragsrecht iſt der Derhaftete bei feiner Vernehmung zu belehren. 
Die Beſtellung it zurückzunehmen, wenn demnächſt ein anderer Verteidiger 
gewählt wird und dieſer die Wahl annimmt. 


| 839 
Dem Verteidiger iſt die Einſicht der über die Verhaftung erwachſenen 
Akten zu geſtatten. Dem Derhafteten iſt ſchriftlicher und mündlicher Der- 


kehr mit dem Verteidiger geſtattet. 


8 10 
Der geſetzliche Vertreter des verhafteten und der Ehemann einer Der⸗ 
hafteten iſt als Beiſtand zuzulaſſen und auf ſein Verlangen zu hören. 


811 
Die Beſtimmungen der 88 2 bis 5 und 7 bis 10 dieſes Geſetzes finden 


. auf die Aufenthaltsbeſchränkungen entſprechende Anwendung. 


8 12 
Eine auf Grund dieſes Geſetzes erlittene haft kann in einem auf 
Strafe lautenden Urteil ganz oder teilweiſe zur Anrechnung gebracht werden. 


8 15 

Hebt das Reichsmilitärgericht die Haft oder Auſenthaltsbeſchränkung 
auf, weil die Dorausfegungen ihrer Anordnung oder Aufrechthaltung nicht 
gegeben waren, ſo hat es dem Geſchädigten einen Entſchädigungsanſpruch 
zuzuerkennen. 

Das Keichsmilitärgericht kann einen Entſchädigungsanſpruch auf Antrag 
auch in anderen Fällen zuerkennen, auch wenn es nicht ſelbſt die Haft oder 
die e aufgehoben hat. 
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Der Anſpruch richtet ſich, wenn die Anordnung der Haft oder der 
Aufenthaltsbeſchränkung durch einen militäriſchen Befehlshaber oder einen: 
Keichsbeamten erfolgt iſt, gegen das Reich, in anderen Fällen gegen den⸗ 
jenigen Bundesſtaat, deſſen Beamter die Anordnung getroffen hat. Im 
übrigen gelten für dieſen Unſpruch und feine Durchführung die Beſtimmungen 
des Keichsgeſetzes vom 14. Juli 1904. Die erforderlichen Ausführungs⸗ 
beſtimmungen erläßt der Bundesrat. 

Urkundlich unter Unſerer höchſteigenhändigen Unterſchrift und bei⸗ 
gedrucktem Kaiſerlichen Inſiegel. 

Gegeben Großes Hauptquartier, den 4. Dezember 1916. 

N (Siegel) Wilhelm. 


1916. 4. Dezember. 


Verordnung 
zur Ausführung des Geſetzes über den Kriegszuſtand. 


Geſetz (R. G. Bl. S. 1331.) 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deutſcher Kaiſer, König von 
Preußen ac. 

verordnen auf Grund des 1 über den Uriegszuſtand vom 4. De⸗ 

zember 1916 (Keichs⸗Geſetzbl. S a im Namen des Reichs, was folgt: 


8 1 
Aufſichts⸗ und Beſchwerdeſtelle gegenüber den Anordnungen, die die 
Militärbefehlshaber auf Grund des in der Verordnung vom 31. Juli 1914 
(Reichs⸗Geſetzbl. S. 265) erklärten Kriegszuftandes treffen, iſt ein Ober⸗ 
militärbefehlshaber mit dem Sitze in Berlin. 


82 | | 

Für die Beſchwerden an den Obermilitärbefehlshaber gilt folgendes: 

1. Die Beſchwerde iſt zuläſſig gegen Verfügungen, die im Einzelfall 
zum Gegenſtand haben: 

a) Beſchränkungen der perſönlichen Freiheit, ſoweit nicht das Geſetz, 
betreffend die Verhaftung und Aufenthaltsbeſchränkung auf Grund 
des Kriegszultandes und des Belagerungszuſtandes vom 4. De⸗ 
zember 1916, Anwendung findet; 

b) Senſurmaßnahmen gegenüber der Preſſe ſowie gegenüber den 
Theatern, Lichtſpieltheatern und anderen Schauſtellungen; 

c) Beſchränkungen der Vereins- und Verſammlungsfreiheit. 

2. Das Beſchwerderecht ſteht dem zu, gegen den die Verfügung des 

Militärbefehlshabers gerichtet iſt. 

Die Beſchwerde wird bei dem Militärbefehlshaber eingelegt, der die 
Verfügung getroffen hat. 

Erachtet er die Beſchwerde für begründet, ſo hat er ihr abzuhelfen, 
andernfalls ſie ſofort dem Obermilitärbefehlshaber vorzulegen. 

4. Die Beſchwerde hat keine aufſchiebende Wirkung, jedoch kann der 
Vollzug der angefochtenen Derfügung ſowohl vom Militärbefehlshaber, 
als auch vom Obermilitärbefehlshaber ausgeſetzt werden. 

5. Erachtet der Obermilitärbefehlshaber die Beſchwerde für begründet, 
ſo kann er die erforderliche Verfügung ſelbſt treffen oder dem Militär⸗ 
befehlshaber übertragen. 

Urkundlich unter Unſerer Hhöchſteigenhändigen Anterſchrift und bei⸗ 
gedrucktem Kaiſerlichen Inſiegel. 

Gegeben Großes Hauptquartier, den 4. i 1916. 

f (Siegel) Wilhelm. 
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1916. 4. Dezember. 
Gefe über den Kriegszuſtand. 
Allerhöchſte Derordnung (R. G. Bl. S. 1332.) 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deutſcher Kaifer, König von 
Preußen ꝛc. 
werordnen im Namen des Reichs, nach erfolgter Zuſtimmung des Bundes- 
rats und des Reichstags; was folgt: 


Einziger Artikel 

Bis zum Erlaß des in Artikel 68 der Keichsverfaſſung angekündigten 
Geſetzes über den Kriegszuſtand wird gegenüber den Anordnungen der 
Militärbefehlshaber eine militäriſche Sentralinſtanz als Auflichtsitelle und 
Beſchwerdeſtelle errichtet. 

Die näheren Anordnungen ergehen durch haiſerliche Verordnungen. 

Vorſtehende Beſtimmung findet auf das Königreich Bayern keine An⸗ 
wendung. 

Urkundlich unter Unſerer höchſteigenhändigen Unterſchrift und bei— 
geoructem Kaiſerlichen Inſiegel. 


Hegeben Großes Hauptquartier, den 4. Dezember 1916. 
(Siegel) Wilhelm. 
1916. 5. Tezember. 
Geſetz über den vaterländiſchen Hilfs dienſt. 
Geſetz (R. G. Bl. S. 1333.) 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deutſcher Kaiſer König von 
Preußen ꝛc. 

verordnen im Namen des Reichs, nach erfolgter Zuſtimmung des Bundes— 

rats und des Reichstags, was folgt: 


81 
Jeder männliche Deutſche vom vollendeten ſiebzehnten bis zum vollen: 
deten ſechzigſten Lebensjahre iſt, ſoweit er nicht zum Dienſte in der be⸗ 
waffneten Macht einberufen iſt, zum vaterländiſchen Hilfsdienſt während 
des Krieges verpflichtet. 5 
2 


Als im vaterländiſchen Hilfsdienſt tätig gelten alle Perſonen, die bei 
Behörden, behördlichen Einrichtungen, in der Kriegsinduſtrie, in der Land— 
und Forſtwirtſchaft, in der Krankenpflege, in kriegswirtſchaftlichen Or⸗ 
ganiſationen jeder Art oder in ſonſtigen Berufen oder Betrieben, die für 
Swecke der Kriegführung oder der Volksverſorgung unmittelbar oder mittel— 
bar Bedeutung haben, beſchäftigt ſind, ſoweit die Sahl dieſer Perſonen 
das Bedürfnis nicht überſteigt. 

Hilfsdienſtpflichtige, die vor dem 1. Auguſt 1916 in einem land- und 
forſtwirtſchaftlichen Betriebe tätig waren, dürfen aus dieſem Berufe nicht 
zum Swecke der Ueberweiſung in eine andere Beſchäftigung im vater⸗ 
ländiſchen Hilfsdienſt herausgezogen werden. 


83 ĩ 
Die Leitung des vaterländiſchen Hilfsdienites liegt dem beim e 
Preußiſchen Kriegsminiſterium errichteten Kriegsamt ob. 
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8 4 
Ueber die Frage, ob und in welchem Umfange die Sahl der bei 
einer Behörde beſchäftigten Perſonen das Bedürfnis überſteigt, entſcheidet 
die zuſtändige Reichs⸗ oder Landeszentralbehörde im Einvernehmen mit 
dem Kriegsamt. Ueber die Frage, was als behördliche Einrichtung an⸗ 
zuſehen iſt, ſowie ob und in welchem Umfang die Sahl der bei einer ſolchen 
beſchäftigten Perſonen das Bedürfnis überſteigt, entſcheidet das Kriegsamt 
nach Benehmen mit der zuſtändigen Reichs- oder Candeszentralbehörde. 
Im übrigen entſcheiden über die Frage, ob ein Beruf oder Betrieb 
im Sinne des § 2 Bedeutung hat, ſowie ob und in welchem Umfang die 
Fahl der in einem Beruf, einer Organiſation oder einem Betriebe tätigen 
Perſonen das Bedürfnis überſteigt, Ausſchüſſe, die für den Bezirk jedes 
Stellvertretenden Generalkommandos oder für Teile des Bezirkes zu bil⸗ 
den ſind. 
85 


Jeder Ausihuß (8 4 Abſ. 2) beſteht aus einem Offizier als Dor- 
ſitzenden, zwei höheren Staatsbeamten, von denen einer der Gewerbeaufſicht 
angehören ſoll, ſowie aus je zwei Dertretern der Arbeitgeber und der 
Arbeitnehmer. Den Offizier ſowie die Vertreter der Arbeitgeber und der 
Arbeitnehmer beſtellt das Kriegsamt, in Bayern, Sachſen und Württem⸗ 
berg das Kriegsminiſterium, dem in dieſen Bundesſtaaten auch im übrigen 
der Vollzug des Geſetzes im Einvernehmen mit dem Kriegsamt zukommt. 
Die höheren Staatsbeamten beruft die Landeszentralbehörde oder die von 
ihr zu beſtimmende Behörde. Erſtreckt ſich der Bezirk eines Stellver- 
tretenden Generalkommandos auf die Gebiete mehrerer Bundesitaaten, jo 
werden die Beamten von den zuſtändigen Behörden dieſer Bundesſtaaten 
berufen; bei den Entſcheidungen des Ausſchuſſes wirken die Beamten des 
Bundesitaats mit, dem der Betrieb, die Organiſation oder der Berufsaus- 
übende angehört. 


8 6 | 

Gegen die Entſcheidung des Ausſchuſſes ($ 4 Abſ. 2) findet Beſchwerde 
an die beim Kriegsamt einzurichtende Sentralſtelle ſtatt, die aus zwei 
Offizieren des Kriegsamts, von denen der eine den Dorſitz führt, zwei 
vom Keichskanzler ernannten Beamten und einem von der Sentralbehörde 
des Bundesſtaats zu ernennenden Beamten, dem der Betrieb, die Organi⸗ 
ſation oder der Berufausübende angehört, ſowie je einem Dertreter der 
Arbeitgeber und der Arbeitnehmer beſteht; für die Beſtellung dieſer Der⸗ 
treter gilt 8 5 Satz 2. Werden Marineintereſſen berührt, jo iſt einer der 

Offiziere vom Reichs-Marineamte zu beſtellen. Bei Beſchwerden gegen 
Entſcheidungen bayeriſcher, fächſiſcher oder württembergiſcher Ausſchüſſe iſt 
einer der Offiziere von dem Kriegsminiſterium des beteiligten Bundesſtaats 
zu beſtellen. : 

87 

Die nicht im Sinne des § 2 beſchäftigten Hilfsdienitpflichtigen können 
jederzeit zum vaterländiſchen Hilfsdienit herangezogen werden. 

Die Heranziehung erfolgt in der Regel zunächſt durch eine Aufforderung 
zur freiwilligen Meldung, die das Kriegsamt oder eine durch Dermittlung 
der Landeszentralbehörde zu beſtimmende Stelle erläßt. Wird dieſer Auf⸗ 
forderung nicht in ausreichendem Maße entſprochen, ſo wird der einzelne 
Hilfsdienſtpflichtige durch beſondere ſchriftliche Aufforderung eines Aus 
ſchuſſes herangezogen, der in der Regel für jeden Bezirk einer Erſatz⸗ 
kommilfion zu bilden iſt und aus einem Offizier als Vorſitzenden, einem 
höheren Beamten und je zwei Vertretern der Arbeitgeber und der Arbeit⸗ 
nehmer beſteht. Bei Stimmengleichheit gibt die Stimme des Dorſitzenden 
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den Ausihlag. Für die Beitellung des Offiziers ſowie der Vertreter der 
Arbeitgeber und der Arbeitnehmer gilt § 5 Satz 2; den höheren Beamten 


beruft die Candeszentralbehörde oder die von ihr zu beſtimmende Behörde. 


Jeder, dem die beſondere ſchriftliche Aufforderung zugegangen iſt, hat 
bei einer der nach 8 2 in Frage kommenden Stellen Arbeit zu ſuchen. 
Soweit hierdurch eine Beſchäftigung binnen zwei Wochen nach uſtellung 
der Aufforderung nicht herbeigeführt wird, findet die Ueberweiſung zu 
einer Beſchäftigung durch den Ausſchuß ſtatt. 

Ueber Beſchwerden gegen die Ueberweiſung entſcheidet der bei dem 
Stellvertretenden Generalkommando gebildete Ausihuß (8 4 Abſ. 2). Die 
Beſchwerde hat keine aufſchiebende Wirkung. 


88 
Bei der Ueberweiſung zur Beſchäftigung iſt auf das Lebensalter, die 
Familienverhältniſſe, den Wohnort und die Geſundheit ſowie auf die bis⸗ 
herige Tätigkeit des Hilfsdienſtpflichtigen nach Möglichkeit Rücklicht zu 
nehmen; desgleichen iſt zu prüfen, ob der in Ausficht geſtellte Arbeits⸗ 
lohn dem Beſchäftigten und etwa zu verſorgenden en ausreichenden 
Unterhalt N 
89 


Niemand darf einen Hilfsdienſtpflichtigen in Beſchäftigung nehmen, 
der bei einer der im §2 bezeichneten Stellen beſchäftigt iſt oder in den 
letzten zwei Wochen beſchäftigt geweſen iſt, ſofern der hilfsdienſtpflichtige 
nicht eine Beſcheinigung ſeines letzten Arbeitgebers darüber beibringt, daß 
er die Beſchäftigung mit deſſen Zuſtimmung aufgegeben hat. 

Weigert ſich der Arbeitgeber, die von dem Hilfsdienitpflichtigen be- 
antragte Beſcheinigung auszuſtellen, jo ſteht dieſem die Beſchwerde an 
einen Ausſchuß zu, der in der Regel für jeden Bezirk einer Erſatzkommiſſion 
zu bilden iſt und aus einem Beauftragten des Kriegsamts als Dorſitzenden 
ſowie aus je drei Vertretern der Arbeitgeber und der Arbeitnehmer beſteht. 
Je zwei dieſer Vertreter find ſtändig, die übrigen find aus der Berufsgruppe 
zu entnehmen, welcher der beteiligte Hilfsdienſtpflichtige angehört. Er: 
kennt der Ausſchuß nach Unterſuchung des Falles an, daß ein wichtiger Grund 
für das Ausſcheiden vorliegt, ſo ſtellt er eine Beſcheinigung aus, die in 
ihrer Wirkung die Beſcheinigung des Arbeitgebers erſetzt. 

Als wichtiger Grund ſoll insbeſondere eine angemeſſene Verbeſſerung 
der Arbeitsbedingungen im vaterländiſchen hilfsdienſt gelten. 


8 10 
Die Anweiſung für das Verfahren bei den in § 4 Abſ. 2, 8 7 Abſ. 2 
89 Abſ. 2 bezeichneten Rusſchüſſen erläßt das Kriegsamt. 
Für die Berufung der Vertreter der Arbeitgeber und der Arbeitnehmer 
in die Ausſchüſſe (88 5, 6, 8 7 Abſ. 2, § 9 Abſ. 2) durch das Kriegsamt 


find Vorſchlagsliſten wirtſchaftlicher Organiſationen der Arbeitgeber und | 


der Arbeitnehmer einzuholen. 

Soweit zur Wahrnehmung der Obliegenheiten der in $ 9 Abſ. 2 be⸗ 
zeichneten Ausſchüſſe bereits ähnliche Ausſchüſſe (Kriegsausſchüſſe uſw.) be⸗ 
ſtehen, können ſie mit Suſtimmung des Kriegsamts an die Stelle jener 
Ausſchüſſe treten. 


8 11 
In allen für den vaterländiſchen Hilfsdienſt tätigen Betrieben, für 
die Titel VII der Gewerbeordnung gilt und in denen in der Regel mindeſtens 


185 Arbeiter beſchäftigt werden, müſſen ſtändige Arbeiterausſchüſſe be⸗ 
tehen 
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Soweit für ſolche Betriebe ſtändige Arbeiterausſchüſſe nach $ 134 h 
der Gewerbeordnung oder nach den Berggeſetzen nicht beſtehen, ſind ſie 
zu errichten. Die Mitglieder dieſer Arbeiterausſchüſſe werden von den 
volljährigen Arbeitern des Betriebs oder der Betriebsabteilung aus ihrer 
Mitte in unmittelbarer und geheimer Wahl nach den Grundſätzen der 
Verhältniswahl gewählt. Das Nähere beſtimmt die Landeszentralbehörde. 

Nach denſelben Grundſätzen und mit den gleichen Befugniſſen ſind in 
hBetrieben der im Abſ. 1 bezeichneten Art mit mehr als fünfzig nach dem 
Verſicherungsgeſetze für Angeſtellte verſicherungspflichtigen Angeſtellten be⸗ 
ſondere Ausſchüſſe (Angeſtelltenausſchüſſe) für dieſe Ungeſtellten zu errichten. 


ä 8 12 

Dem Arbeiterausichujfe liegt ob, das gute Einvernehmen innerhalb 
der Arbeiterſchaft des Betriebs und zwiſchen der Arbeiterſchaft und dem 
Arbeitgeber zu fördern. Er hat Anträge, Wünſche und Beſchwerden der 
Arbeiterfchaft, die ſich auf die Betriebseinrichtungen, die Cohn- und ſonſtigen 
Arbeitsverhältniſſe des Betriebs und ſeiner Wohlfahrtseinrichtungen be⸗ 
ziehen, zur Kenntnis des Unternehmers zu bringen und ſich darüber zu 
äußern. g 

Auf Verlangen von mindeſtens einem Diertel der Mitglieder des Ar- 

beiterausſchuſſes muß eine Sitzung anberaumt und der beantragte Beratungs⸗ 
gegenſtand auf die Tagesordnung geſetzt werden. 


13 

Kommt in einem Betriebe der im § 11 bezeichneten Art bei Streitig⸗ 
keiten über die Lohn: oder ſonſtigen Arbeitsbedingungen eine Einigung 
zwiſchen dem Arbeitgeber und dem Arbeiterausſchuſſe nicht zuſtande, jo 
kann, wenn nicht beide Teile ein Gewerbegericht, ein Berggewerbegericht, 
ein Einigungsamt einer Innung oder ein Kaufmannsgericht als Einigungs⸗ 
amt anrufen, von jedem Teile der in 8 9 Abſ. 2 bezeichnete Ausſchuß als 
Schlichtungsſtelle angerufen werden. In dieſem Falle finden die SS 66, 
68 bis 73 des Gewerbegerichtsgeſetzes entſprechende Anwendung mit der 
Maßgabe, daß ein Schiedsſpruch auch dann abzugeben iſt, wenn einer der 
beiden Teile nicht erſcheint oder nicht verhandelt, ſowie das Perſonen, die 
an der einzelnen Streitſache als Arbeitgeber oder als Mitglied des Ar— 
beiterausſchuſſes beteiligt geweſen ſind, bei dem Schiedsſpruch nicht mit⸗ 
wirken dürfen. 5 ü 

Beſteht in einem für den vaterländiſchen Hilfsdienjt tätigen Betriebe, 
für den Titel VII der Gewerbeordnung gilt, ein ſtändiger Arbeiterausſchuß 
weder nach der Gewerbeordnung oder den Berggeſetzen noch nach 8 11 
Abſ. 2 oder Abſ. 3 dieſes Geſetzes, fo kann bei Streitigkeiten zwiſchen 
der Arbeiterſchaft und dem Arbeitgeber über die Cohn- oder ſonſtigen Ar⸗ 
beitsbedingungen der in 8 9 Abſ. 2 bezeichnete Ausſchuß als Schlichtungs⸗ 
ſtelle angerufen werden; das gleiche gilt für die landwirtſchaftlichen Be⸗ 
triebe. Die Beſtimmungen des Abſ. 1 Satz 2 gelten entſprechend. 

Unterwirft ſich der Arbeitgeber dem Schiedsſpruch nicht, ſo iſt den 
beteiligten Arbeitnehmern auf ihr Derlangen die zum Aufgeben der Arbeit 
berechtigende Beſcheinigung (8 9) zu erteilen. Unterwerfen ſich die Arbeit⸗ 
nehmer dem Schiedsſpruch nicht, ſo darf ihnen aus der dem Schiedsſpruch 
zugrunde liegenden Deranlaſſung die Beſcheinigung nicht erteilt werden. 


8 14 
Den im vaterländiſchen hilfsdienſt beſchäftigten Perſonen darf die 
Ausübung des ihnen geſetzlich zuſtehenden Dereins- und Verſammlungsrechts 
nicht beſchränkt werden. 
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8 15 
Für die induſtriellen Betriebe der Heeres⸗ und Marineverwaltung 
ſind durch die zuſtändigen Dienſtbehörden Vorſchriften im Sinne der 88 11 
bis 13 zu erlaſſen. 
8 16 
Die auf Grund dieſes Geſetzes der Landwirtſchaft überwieſene ge⸗ 
werblichen Arbeiter unterliegen nicht den landesgeſetzlichen Beſtimmungen 
über das Geſinde. 
’ 8 17 
Die durch öffentliche Bekanntmachung oder unmittelbare Anfrage des 
Kriegsamts oder der Ausſchüſſe erforderten Auskünfte über Beſchäftigungs⸗ 
5 Arbeitsfragen ſowie über Lohn⸗ und Betriebsverhältniſſe ſind zu er⸗ 
teilen. 
Das Kriegsamt iſt befugt, den Betrieb durch einen Beauftragten ein⸗ 
ſehen zu laſſen. 
8 18 
Mit Gefängnis bis zu einem Jahre und mit Geldſtrafe bis zu zehn. 
tauſend Mark oder mit einer dieſer Strafen oder mit Haft wird beſtraft, 
1. wer der auf Grund des 8 7 Abſ. 3 angeordneten Ueberweiſung 
zu einer Beſchäftigung nicht nachkommt oder ſich ohne dringen 
den Grund beharrlich weigert, die ihm zugewieſene Arbeit zu 
verrichten; 
= read Vorſchrift in 89 Abſ. 1 zuwider einen Arbeiter be⸗ 
äftigt; 
3. wer die im § 17 vorgeſehene Auskunft innerhalb der feſtgeſetzten 
Friſt nicht erteilt oder bei der Auskunfterteilung wiſſentlich un. 
wahre oder unvollſtändige Angaben macht. 


8 19 f 

Der Bundesrat erläßt die zur Ausführung dieſes Geſetzes erforder— 
lichen Beſtimmungen; allgemeine Verordnungen bedürfen der Suſtimmung 
eines vom Keichstag aus ſeiner Mitte gewählten Ausſchuſſes von fünfzehn 

Mitgliedern. 

Das Kriegsamt iſt verpflichtet, den Ausſchuß über alle wichtigen Vor⸗ 
gänge auf dem Laufenden zu halten, ihm auf Derlangen Auskunft zu 
geben, ſeine Vorſchläge entgegenzunehmen und vor Erlaß wichtiger An- 
ordnungen allgemeiner Art ſeine Meinungsäußerung einzuholen. 
Der Ausihuß iſt zum Sufammentritt während der Unterbrechung der 
Verhandlungen des Reichstags berechtigt. 

Der Bundesrat kann Suwiderhandlungen gegen die Ausführungs⸗ 
beſtimmungen mit Gefängnis bis zu einem Jahre und mit Geldſtrafe 
bis zu zehntauſend Mark oder mit einer dieſer Strafen oder mit Haft 
bedrohen. 

8 20 


Das Geſetz tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft. Der 
Bundesrat beſtimmt den Seitpunkt des Außerkrafttretens; macht er von 
dieſer Befugnis binnen eines Monats nach Friedensſchluß mit den euro⸗ 
päiſchen Großmächten keinen Gebrauch, ſo tritt das Geſetz außer Kraft. 

Urkundlich unter Unſerer höchſteigenhändigen Unterſchrift und bei⸗ 
gedrucktem Kaiſerlichen Inſiegel. 


Gegeben Großes Hauptquartier, den 5. Dezember 1916. 


(Siegel) wilhelm. 
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Ausführungsbeſtimmungen zur Verordnung über Futtermitte! 
vom 5. Oktober 1916. 


m. 9. G. m. L. d. F. m. 3. (m. Bl. h. G. S. 470.) 


1. Saatſtelle. Die in $ 2 Abſ. 2 Nr. 3 erwähnte, von den Landes- 
zentralbehörden zu bezeichnende Saatſtelle iſt die Saatſtelle der Landwirt: 
ſchaftskammer des Bezirkes, aus dem die Lieferung zu erfolgen hat, oder 
die Saatſtelle der Deutſchen Landwirtſchafts-Geſellſchaft in Berlin. 

2. Saatgut. 

a) „Anerkanntes Saatgut“ ſind ſolche hHülſenfrüchte (Ackerbohnen, 
Peluſchken, Wicken und Lupinen, die übrigen hülſenfrüchte, näm— 
lich Erbſen, Speiſebohnen und Linſen, fallen unter die Der: 
ordnung vom 29. Juni 1916) aus anerkannten Saatgutwirt⸗ 
ſchaften, auf welche ſich die Anerkennung erſtreckt. Als anerkannte 
Saatgutwirtſchaften gelten ſolche Wirtſchaften, die in der Sonder: 
nummer des gemeinſamen Tarif-Verkehrsanzeigers für den Güter⸗ 
und Tierverkehr im Bereiche der Preußiſch-Heſſiſchen Staatseiſen⸗ 
bahnverwaltung, der Militäreilenbahnen, der Mechklenburgiſchen 
und Oldenburgiſchen Staatseiſenbahnen und der Norddeutſchen 
Privateiſenbahnen vom 16. September 1916 nebſt Nachträgen, 
Ergänzungen und Berichtigungen aufgeführt ſind. 

b) Als Saatgut gelten ferner ſolche hülſenfrüchte, die durch eine 
Saatſtelle als zur Saat geeignet erklärt ſind. 

3. Suſtändige Behörde im Sinne der 88 6 und 8 iſt der Landrat 
(Oberamtmann) — in Stadtkreiſen der Gemeindevorſtand — des Be— 
zirkes, aus dem die Lieferung zu erfolgen hat. N 

4. Ein Schiedsgericht im Sinne des 8 7 wird für jede Provinz in 
der Provinzial-Hhauptſtadt, in Heſſen-Naſſau für jeden Regierungsbezirk 
am Sitze jeder Landwirtſchaftskammer eingeſetzt. 

Das Schiedsgericht beſteht aus einem Dorligenden und vier Mit: 
gliedern 

Den Dorſitzenden ernennt auf Dorſchlag der Landwirtſchaftskammer 
der Provinz der Königlich Preußiſche Miniſter für Landwirtſchaft, Do— 
mänen und Forſten. Die Mitglieder und deren Stellvertreter ernennt die 
Landwirtſchaftskammer. 

Das Schiedsgericht entſcheidet in einer Beſetzung von vier Mitgliedern 
außer dem Dorjigenden. 

Die Bezugsvereinigung der deutſchen Landwirte iſt von den Sitzungen 
des Schiedsgerichts zu benachrichtigen. Sie iſt befugt, Vertreter ohne Stimme 
recht zu denſelben zu entſenden. 

Bei Entſcheidungen des Schiedsgerichts über die Ungemeſſenheit des 
Preiſes (8 7 Abſ. 2) iſt ausſchließlich der Gehalt und die Beſchaffenheit 
der Ware zur Seit des Gefahrüberganges maßgebend. Anſchaffungspreis, 
Sinjen, Unkoſten oder Gewinn bleiben außer Betracht. 

Die geſetzlich beſtimmten Grenzpreiſe gelten — auch ſoweit ſie nicht 
ausdrücklich durch eine beſtimmte Beſchaffenheit der Ware bedingt ſind — 
als angemeſſen für geſunde Ware von mittlerer Art und Güte frei Eiſen⸗ 
bahnwagen oder Schiff (nach Wahl der Bezugsvereinigung), Derladejtelle 
des Eigentümers. Entſpricht die Ware dieſer Dorausſetzung nicht, jo hat 
ein entſprechender Preisabſchlag einzutreten. 

Die Preiſe ſtellen die Grenze dar, die bei den Entſcheidungen nicht 
überſchritten werden darf. Wird dem Eigentümer dieſer Preis geboten, 
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bedarf es, falls er gleichwohl die Feſtſetzung des Preiſes beantragt, vor 
der Entſcheidung einer ſachlichen Nachprüfung nicht. 

Vor der Entſcheidung it die Bezugsvereinigung zu hören. 

5. Kommunalverbände im Sinne der Derordnung ſind die Stadt: 
und Candkreiſe oder die größeren Verbände, zu denen eine Anzahl von 
Kommunalverbänden fih zum Swecke der Futtermittelverſorgung zuſam⸗ 
menſchließen. Bei der Bildung ſolcher Derbände hat das Landesamt für 
Futtermittel mitzuwirken. Der Reichsfuttermitteljtelle und der Bezugs⸗ 
vereinigung iſt unverzüglich Mitteilung zu machen. 
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urkunde über die Stiftung eines Verdienſtkrenzes für Kriegshilfe. 
Allerhöchſter Erlaß (G. S. S. 145.) 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ꝛc., haben 
in dankbarer Anerkennung der ſeit mehr als 2 Jahren mit treuer und 
opferfreudiger hingebung daheim geleiſteten Kriegsarbeit, für die nunmehr 
die geſamte Dolkskraft aufgeboten werden wird, beſchloſſen, ein „Verdienſt⸗ 
Kreuz für Kriegshilfe“ zu ſtiften und beſtimmen darüber folgendes: 


81. 

Das Derdienitkreuz für Kriegshilfe beſteht aus einem aus Kriegs» 
metall hergeſtellten achtſpitzigen Kreuz mit einem Rittelſchild, das auf 
der Vorderſeite die Inſchrift „Für Kriegshilfsdienſt“ und auf der Küchkſeite 
Unſeren gekrönten Namenszug trägt. Das Kreuz wird an einem weißen, 
ſechsmal ſchwarz geſtreiften Bande mit rotem Vorſtoß getragen und hat 
in der Ordensreihe ſeinen Platz zwiſchen der Rettungsmedaille und den 
den Orden dritter Klaſſe am ſatzungsmäßigen Bande. 


8 

Das Derdienſtkreuz für Kriegshilfe ſoll ohne Unterſchied des Ranges 
und Standes an Männer und Frauen verliehen werden, die ſich im vater: 
ländiſchen Hilfsdienſt ($ 2 des Reichsgejeßes vom 5. Dezember 1916, 
Reichs⸗Geſetzbl. S. 1333) beſonders ausgezeichnet haben. Jedoch ſoll es 
in betreff der Derdienjte um die Krankenpflege im Dienſte des Roten Kreuzes 
und der ihm verwandten Aufgaben bei der Verleihung der dafür beſtimmten 
Auszeichnung der Roten Kreuz⸗Medaille verbleiben. 

Das Derdienitkreuz für Kriegshilfe kann in geeigneten Fällen auch 
an Angehörige der verbündeten Mächte verliehen werden. 

Die Verleihung neben dem Eiſernen Kreuz oder anderen Kriegsaus— 
zeichnungen iſt zuläſſig. 


8 3. 
Das Derdienitkreuz für Kriegshilfe verbleibt beim Tode des Inhabers 
zur Erinnerung an deſſen Derdienite im Beſitze der Angehörigen. 


Urkundlich unter Unſerer Hhöchſteigenhändigen Unterſchrift und beis 
gedrucktem Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Großes Hauptquartier, den 5. Dezember 1916. 


(Siegel.) Wilhelm. 
71 * 
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Bekanntmachung 
über das Außerkrafttreten der Verordnung, betreffend die Einſchränkung 
der Arbeitszeit in Betrieben, in denen Schuhwaren hergeſtellt werden. 


R. K. (Reichs⸗ u. Staatsanzeiger Nr. 290.) 


Auf Grund des $ 7 Abſ. 2 der Verordnung, betreffend die Einſchrän⸗ 
kung der Arbeitszeit in Betrieben, in denen Schuhwaren hergeſtellt werden, 
vom 14. Juni 1916 (Keichs⸗Geſetzbl. S. 510) beſtimme ich hiermit: 

Die Derordnung tritt am 15. Dezember 1916 außer Kraft. 
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Bekanntmachung 
betreffend Aus⸗ und Durchfuhrverbote für mineraliſche und foſſile Nohſtoffe pp. 


R. K. (Reichs⸗ u. Staatsanzeiger Rr. 288.) 


Auf Grund des 82 der Kaiſerlichen Derordnungen vom 31. Juli 
1914, betreffend das Verbot 1) der Ausfuhr und Durchfuhr von Waffen, 
Munition, Pulver uſw., 2) der Ausfuhr und Durchfuhr von Rohſtoffen, die 
bei der herſtellung und dem Betriebe von Gegenſtänden des Kriegs- 
bedarfs zur Verwendung gelangen, 3) der Ausfuhr von Derpflegungs-, 
Streu- und Futtermitteln, 4) der Ausfuhr von Kraftfahrzeugen und von 
Mineralrohölen, Steinkohlenteer und allen aus dieſen hergeſtellten Oelen, 
5) der Ausfuhr und Durchfuhr von Derband- und Arzneimitteln uſw., 
6) der Ausfuhr von Tieren und tieriſchen Erzeugniſſen, ſowie des § 2 der 
Kaiſerlichen Verordnung vom 25. November 1915, betreffend das Der— 
bot der Durchfuhr von Tieren und tieriſchen Erzeugniſſen, bringe ich nad 
ſtehendes zur öffentlichen Kenntnis: 

J. Es wird verboten die Aus- und Durchfuhr von: 

a. ſämtlichen Waren des 2. Abſchnitts des Solltarifs (Mineraliſche 
und foſſile Rohſtoffe; Mineralöle); N 

b. ſämtlichen Waren des 3. Abſchnitts des Solltarifs (Subereitetes 
Wachs, feſte Fettſäuren, Paraffin- und ähnliche Kerzenitoffe, Lichte, Wachs⸗ 
waren, Seifen und andere unter Verwendung von Fetten, Oelen oder 
Wachs hergeſtellte Waren); 8 

c. ſämtlichen Waren des 4. Abſchnitts des Solltarifs (Chemiſche und 
pharmazeutiſche Erzeugniſſe, Farben und Sarbwaren). N 

II. Dieſe Bekanntmachung tritt an die Stelle aller ſeither auf Grund 
der eingangs genannten Kaiſerlichen Verordnungen erlaſſenen Bekannt- 
machungen, welche die Waren des 2. bis 4. Abſchnitts des Solltarifs 
zum Gegenſtande haben. ö 

III. Das Verbot unter I erſtreckt ſich nicht auf folgende Waren: 

Ausfuhrnummer 
des Statiſtiſchen 
N Warenverzeichniſſes: 
Gartenerde, auch Rajenplatten; Kies, Mergel, Sand 
auch naturfarbiger Streuſand; ungefärbte Glim⸗ 
merſchuppen; Scheide und anderer Schlamm; ge⸗ 
färbter Sand, auch gefärbter Streuſand einſchließ⸗ 
lich des Streugoldes und -ſilbers und andere ge⸗ N 
färbte Glimmerſchuppen aus 221 
Kreide, weiße, rohe N 224 c 
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fogenannte Neuburger Kiefelkreide, Neuburger Kiefel- 


weiß aus 225c 

‚-  Kiefelgur (Infuſorienerde) aus 226 

Gips (ſchwefelſaurer Kalk) ö aus 228 
Schiefer: rohe Blöcke, rohe Platten; Dachſchiefer, 

roher Tafelſchiefer 233 


Alabaſter und Marmor, roh oder bloß, roh behauen, 
auch geſägt, jedoch an nicht mehr als drei Seiten 
oder in nicht geſpaltenen, nicht geſägten (ge⸗ 
ſchnittenen) Platten; 
Alabaiter und Marmor, gemahlen, auch gepulvert 25 u 
Steine (mit Ausnahme von Schiefer, Alabaſter, 
Marmor und Pflaſterſteinen) ſowie Cava, poröſe 
und dichte, roh oder bloß roh behauen, auch ge⸗ 
ſägt, jedoch an nicht mehr als drei Seiten oder 
in nicht geſpaltenen, nicht geſägten (geſchnittenen) 
Platten; auch gemahlene Steine, vorſtehend nicht 
genannt: i 
Rohblöcke aus harten Steinen (Granit, Spenit, 
Labrador uſw.) ſowie aus Lava, poröſer und 
dichter, geſpalten, auch an nicht mehr als 
3 Seiten geſägt; nicht geſpaltene, nicht geſägte 
(geſchnittene) Platten aus dieſen Steinen 234 c 
Rohblöcke aus Sand- und anderen nicht harten Steinen, 
geſpalten, auch an nicht mehr als 3 Seiten 
geſägt; nicht geſpaltene, nicht geſägte (ge⸗ 


ſchnittene) Platten aus dieſen Steinen 254 d 
Findlinge, Schotter, Stückſteine; gemahlene Steine; 

Diamantpulver, Edelſteingrus 234 e 
Edelſteine, roh 235 a 
Halbedelſteine, roh 235 b 
ungebrauchte eiſenhaltige Gasreinigungsmaſſe aus 257 r 
roher Bernſtein 242 u 
Quellſalze, natürliche, auch Moorſalze aus 282 
Kreide, weiße geſchlämmt; auch geſtäubte oder in an⸗ 

derer Weiſe fein gepulverte rohe Kreide 329 a 
Speckſtein, geſchnitten oder geformt zum Seichnen 

(Schneiderkreide), auch in Holz gefaßt | 559 
Blei⸗, Farben⸗ und Kohlenſtifte (zum Seichnen oder 

Schreiben); Kreide, geſchnitten oder geformt 540 

1916. 6. Dezember. 
Anordnung 


der preuß. Miniſterien betr. die „Fettſtelle Groß⸗Berlin“. 
m. J. m. h. G. m. C. D. F. F. m. (m. Bl. h. G. S. 471.) 


Auf Grund des 8 19 der Bekanntmachung des Bundesrats über 
Speiſefette vom 20. Juli 1916 (Keichs⸗Geſetzbl. S. 755) wird eine Be⸗ 
zirksverteilungsſtelle für den Bezirk des Kommunalverbandes „Fettſtelle 
Groß Berlin“ ſowie der Kreiſe Niederbarnim und Teltow errichtet. 

Die Bezirksverteilungsſtelle iſt eine Behörde. Sie hat den Ausgleich 
an Speifefetten innerhalb ihres Bezirks zu bewirken ſowie ferner die 
Aufgaben, die den Derteilungsitellen durch die Bekanntmachung über Speiſe⸗ 
fette vom 20. Juli 1916 Geichs-Geſetzbl. S. 755), durch die Bekannt⸗ 
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machung über die Bewirtſchaftung von Milch und den Derkehr mit Milch 
vom 3. Oktober 1916 (Keichs⸗Geſetzbl. S. 1100) und die ſonſt zur Rege⸗ 
lung des Verkehrs mit Speiſefetten erlaſſenen Anordnungen und Ausfüh- 
rungsanweiſungen übertragen ſind, zu erfüllen. Sie hat insbeſondere fol⸗ 
gende Geſchäfte wahrzunehmen: 


A. Speiſefettverſorgung. 

1) Unterverteilung auf die 3 Kommunalverbände, und zwar ſowohl 
nach Mengen wie nach Arten der Speijefette. 

2) Sicherſtellung des Sonderbedarfs für eine erhöhte Derjorgung von 
Schwerſt⸗ und Schwerarbeitern, nach den hierfür von der Keichsſtelle für 
Speiſefette bezw. dem Kriegsernährungsamt aufzuſtellenden Grundſätzen. 

3) Entſcheidung, ob und nach welchen Geſichtspunkten weitere An⸗ 
forderungen für Sonderbedürfniſſe (Krankenanſtalten, Gaſthäuſer, Kondi- 
toreien, Urlauberbedarf, Maſſenſpeiſung, Erſatz von Gewichtsverluſt und 
Schwund) vorweg zu befriedigen ſind. | 

4) Entſcheidung über die Anrechnung der bei den beteiligten 3 Kom- 
munalverbänden vorhandenen eigenen Erzeugung aus Molkereien und Land- 
wirtſchaftsbetrieben ſowie des Speiſefettes, das über den Vollmilchbedarf 
hinaus angeliefert iſt. 

5) Verwaltung und Derfügung über eine für das Gebiet der Bezirks⸗ 
ſtelle etwa zu ſchaffende Butterreſerve. 


B. Milchverſorgung. 

1) Mitwirkung bei Preisfeſtſetzungen (8 8 der Verordnung über Milch 
vom 3. Oktober 1916). 

2) Erlaß von Anordnungen zur Sicherung von Milch- und peiſe⸗ 
fettbedarf nach § 14 der Verordnung über Speiſefette vom 20. Juli 1916 
gegenüber den 3 Kommunalverbänden, und zwar bezüglich Menge, Preis 
und Lieferungsbedingungen ſowie Herbeiführung ſolcher Anordnungen ſeitens 
der zuſtändigen Stelle, wenn es ſich um Belieferung des Gebietes von 
außerhalb handelt. 

Der Dorfiende, der ſtellvertretende Vorſitzende und die Mitglieder 
der Bezirksverteilungsſtelle werden von dem Miniſter des Innern im Be⸗ 
nehmen mit den Miniſtern für Candwirtſchaft, Domänen und Forſten ſowie 
für Handel und Gewerbe ernannt. | 

Die Aufliht über die Bezirksperteilungsſtelle führt der Dberpräfident 
in Potsdam. Der Erlaß einer Geſchäftsanweiſung für die Bezirksver⸗ 
teilungsſtelle bleibt vorbehalten. 

Die Bezirksverteilungsſtelle iſt befugt, mit den Kommunalverbänden 
und Gemeinden unmittelbar zu verkehren. Die Kommunalverbände und 
Gemeinden haben der Bezirksverteilungsſtelle auf Derlangen Auskunft zu 
erteilen und ihren Knordnungen Folge zu leiſten. 

Die Bezirksverteilungsſtelle hat ihre Tätigkeit am 6. Dezember 1916 
aufzunehmen. 
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Bekanntmachung 1 
der Neichsbekleidungsſtelle über Veräußerung eines ganzen Warenlagers 
und öffentliche Verſteigerungen. 


(Reichs⸗ u. Staatsanzeiger Nr. 294.) 


I. 
Die Erläuterung I 7 der Reichsbekleidungsitelle vom 21. Juni 1916 
(Reichsanzeiger Hr. 179), die die Veräußerung eines ganzen Warenlagers 
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von Web-, Wirk⸗ und Strickwaren ſowie den aus ihnen gefertigten Er⸗ 
zeugniſſen an einen Käufer zuließ, wird aufgehoben. 

Die Veräußerung eines ganzen Warenlagers an einen Käufer durch 
Gewerbetreibende, die mit Web⸗, Wirk⸗ und Strickwaren oder den aus 
ihnen gefertigten Erzeugniſſen Großhandel treiben oder Bekleidungsſtücke 
im Großbetriebe herſtellen, iſt nur an ſolche Abnehmer zuläſſig, mit denen 
dieſe Gewerbetreibenden bereits vor dem 1. Mai 1916 in dauernder Ge⸗ 
ſchäftsverbindung geſtanden haben. 

Die Deräußerung eines ganzen Warenlagers an einen Käufer durch 
Kleinhändler iſt verboten. 

Zuwiderhandlungen gegen vorſtehende Beſtimmungen werden nach 8 20 
der Bundesratsverordnung über die Regelung des Derkehrs mit Web-, 
Wirk⸗ und Strickwaren für die bürgerliche Bevölkerung vom 10. Juni 
1916 (Keichs⸗Geſetzbl. S. 463) beſtraft. 

Die e behält ſich vor, auf Antrag Ausnahmen 
zuzulaſſen. 

II. 

Die Erläuterungen II 1 und IV I der Keichsbekleidungsſtelle vom 
24. Juni und 21. Auguft 1916 (Reichsanzeiger Nr. 179 und 200), be⸗ 
treffend öffentliche Derfteigerungen, werden aufgehoben. 

Alle öffentlichen Derjteigerungen von Web-, Wirk- und Strickwaren 
ſowie den aus ihnen gefertigten Erzeugniſſen durch Gerichtsvollzieher oder 
zur Deriteigerung befugte andere Beamte oder öffentlich angeſtellte Der: 
ſteigerer, insbeſondere auch die Verſteigerung der Pfänder der Leihanſtalten 
und die Deriteigerung von Funden, find als Verkauf im Sinne von 8 9 
der Bundesratsverordnung über die Regelung des Verkehrs mit Web-, 
Wirk⸗ und Strickwaren für die bürgerliche Bevölkerung vom 10. Zuni 
1916 (Beichs⸗Geſetzbl. S. 463) anzujehen und. verboten. Ausgenommen 
hiervon find die in dem Verzeichnis A (Freiliſte) in S 2 der Bekanntmachung 
über Bezugsſcheine vom 31. Oktober 1916 (kReichs⸗Geſetzbl. S. 1218) 
aufgeführten Gegenſtände. 

Berlin, den 6. Dezember 1916. 

Reichsbekleidungsſtelle. 
Geheimer Rat Dr. Beutler, 
Reichskommiſſar für bürgerliche Kleidung. 


1916. 6. Dezember. 
Verfügung des preußiſchen Miniſteriutns des Iuern 
betreffend Abänderung der Bundosretsvorordneing vem 21. Jaunar 1916 
über Familienuntergützungen. 


M. J. (Miniſterialblatt des Innern S. 279.) 


Der Bundesrat hat auf Grund des S 3 des Geſetzes über die Er— 
mächtigung des Bundesrats zu wirtſchaftlichen Maßnahmen uſw. vom A. 
KAuguſt 1914 (Keichs⸗Geſetzbl. S. 327) unter dem 3. Dezember d. Is. nach⸗ 
ſtehende Verordnung erlaſſen: N 

1. Dem 8 4 der Bundesratsverordnung vom 21. Januar 1916 (keichs⸗ 
Geſetzbl. S. 55) betreffend die Unterſtützung von Familien in den Dienft 
eingetretener Mannſchaften, werden als Abj. 2 und 3 folgende Beſtim⸗ 
mungen eingefügt: 

Für die Monate November 1916 bis einſchließlich April 1917 
werden die im Abſ. 1 bezeichneten Mindeſtſätze auf monatlich 
20 Mk. für die Ehefrauen und auf monatlich 10 Mk. für die 
ſonſtigen Berechtigten feſtgeſetzt. 
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Die Beiträge, welche die bisherigen Sätze überſteigen, werden 
für die Monate November und Dezember 1916 zuſammen mit der 
zweiten Hhalbmonatsrate im Dezember 1916 ausgezahlt. 

2. Folgende Beſtimmung tritt als § 12 hinzu: 

Die Familien der aus dem Heeresdienſt entlaſſenen Mann⸗ 
ſchaften (8 1 des Geſetzes, betreffend die Unterſtützung von Fa⸗ 
milien in den Dienſt eingetretener Mannſchaften, vom 28. Februar 
1888/4. Auguſt 1914 und 8 1 der Derordnung) erhalten noch 
eine Hhalbmonatsrate nach dem Tage der Entlaſſung als außer— 
ordentliche Unterſtützung. 

Dieſe Beſtimmung tritt mit Wirkung vom 1. Dezember 1916, 
in Kraft. 0 
hierzu wird folgendes bemerkt: 

1. In einer Reihe von Fällen, vor allem auf dem platten Lande, 
werden die bisherigen Mindeſtſätze der Familienunterſtützungen zwar noch 
als ausreichend erachtet werden können; dennoch mußte mit Kückſicht auf 
die erhebliche Steigerung aller Lebensmittelpreiſe eine Erhöhung der Sätze, 
und zwar allgemein vorgenommen werden, da es nicht durchführbar er— 
ſchien, Unterſchiede in der Feſtſetzung der Mindeſtſätze, z. B. etwa zwiſchen 
Stadt und plattem Land, zu machen. 

Die bisherigen Sätze ſind demgemäß um monatlich 5 Mk. für die 
Ehefrauen und um monatlich 2,50 Mk. für die ſonſtigen Berechtigten 
erhöht worden. Da die neuen Sätze vom 1. November 1916 ab Geltung 
haben, ſo muß eine Nachzahlung der am 1. und 15. November 1916 
ſowie am 1. Dezember 1916 fälligen Beträge ſtattfinden. Dieſe Beträge 
ſind zuſammen mit der Mitte Dezember fälligen zweiten Halbsmonatsrate 
im Dezember 1916 zur Auszahlung zu bringen. Es ſind alſo Mitte De⸗ 
zember 1916 zu zahlen: . 

An die Ehefrauen 10 Mk. Hhalbmonatsrate nach dem Satze von 20 
Mark und je 2,50 Mk. Nachzahlung für den 1. und 15. November, ſowie 
den 1. Dezember 1916 mit zuſammen 7,50 Mk., mithin insgeſamt 17,50 Mk., 

an die übrigen Berechtigten 5 Mk. Halbmonatsrate nach dem Satze 

von 10 Mk. und je 1,25 Mk. Nachzahlung für den 1. und 15. 

November, ſowie den 1. Dezember 1916, mit zuſammen 3,75 Mk., 

mithin alſo 8,75 Mk. 

Die Verpflichtung zur Sahlung der erhöhten Sätze liegt, wie bisher, 
den Cieferungsverbänden ob. 

Die Erhöhung der Mindeſtſätze muß den Familien der Kriegsteil⸗ 
. nehmer voll zugute kommen. Insbeſondere darf fie nicht etwa dazu 

führen, daß die Lieferungsverbände ſich veranlaßt ſehen, die von ihnen. 
bisher gewährten Zuſatzunterſtützungen allgemein zu ermäßigen. Im va⸗ 
terländiſchen Intereſſe iſt es unbedingt geboten, daß die an der Front 
für das Vaterland kämpfenden Krieger ihre Familie ausreichend unter⸗ 
ſtützt wiſſen. Es wird erwartet, daß, nachdem durch die weitere Erhöhung 
der Mindeſtſätze für die Familien der Kriegsteilnehmer vom Reid in 
weitgehendſter Weile geſorgt iſt, die Lieferungsverbände auch ihrerſeits 
in allen Fällen, wenn auch nicht das erforderliche Maß überſteigende, 
ſo 855 in jeder Hinſicht ausreichende Zuſatzunterſtützungen bewilligen 
werden. 

2. Bei der Entlaſſung der Mannſchaften kamen nach den bisherigen 
Beſtimmungen die Familienunterſtützungen ſofort in Wegfall. Die zurück⸗ 
kehrenden Heerespflichtigen können aber vielfach nicht ſofort geeignete 
Arbeit erhalten. Meiſt ſind ſie auch gezwungen, bei ihrer Rückkehr 
von der Front außerordentliche Aufwendungen für die Beſchaffung von 
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Kleidern, Schuhwerk, Handwerkszeug oder dergleichen zu machen. Ferner 
wird auch der Lohn zum Teil, namentlich in den Bergwerksbetrieben, 
erſt nach längerer Arbeitszeit ausgezahlt, jo daß die Familien auf Dor- 
ſchuß oder auf Borgen angewieſen ſind. Infolgedeſſen geraten ſie vielfach 
in Not oder wirtſchaftliche Bedrängnis, um fo mehr, als ſich ihre Ausgaben 
noch durch die für die Heerespflichtigen ſelbſt erforderlichen Aufwendungen 
vermehren. „ 

Um etwaigen Hotjtänden in den Familien der Kriegsteilnehmer vor: 
zubeugen, ſollen daher die Unterſtützungen allgemein noch für die Dauer 
eines halben Monats nach der Entlaſſung des Heerespflichtigen weiter ge: 
währt werden, und zwar derart, daß an dem Sahlungstage nach der 
Entlaſſung noch eine halbe Monatsrate zur Auszahlung gelangt. Ent⸗ 
laſſungstag iſt der Tag, an dem der betreffende Heerespflichtige aus dem 
Dienſte bei ſeinem Truppenteile ausſcheidet. Dieſer Tag iſt aus dem Paſſe 
der in Frage kommenden Kriegsteilnemher mit Sicherheit feſtzuſtellen. Die 
Rückreiſe nach Haufe bleibt außer Betracht. 


Die Beſtimmung tritt am 1. Dezember 1916 in Kraft. Es werden 
daher die Familien aller an dieſem Tage oder ſpäter entlaſſenen Mann⸗ 
ſchaften dieſer neuen Fürſorge teilhaftig. 


Durch dieſe Regelung werden allerdings Ungleichheiten geſchaffen, 
indem die einzelnen Familien je nach dem Tage der Entlaſſung die Familien⸗ 
unterſtützung für eine längere oder kürzere Seit weiter beziehen. Die Neu⸗ 
regelung erſchien aber angebracht, um Weiterungen in der Berechnung der 
Unterſtützungsbeiträge zu vermeiden und um den Lieferungsverbänden die 
tageweiſe Berechnung der Unterſtützungsbeträge zu erſparen. 

hiernach würde z. B., da als Sahlungstage der 1. und 15. jeden 
Monats (vgl. § 192 B. G. B.) als grundlegend anzuſehen find, wenn 
auch die tatſächliche Auszahlung der Unterſtützungen vielfach an anderen 
Tagen erfolgt, eine Familie, wenn der in Frage kommende Kriegsteil- 
nehmer am 14. Dezember 1916 zur Entlaſſung gekommen iſt, noch die 
Unterſtützung bis zum 31. Dezember erhalten. Die Familie eines Kriegs- 
teilnehmers dagegen, deſſen Entlaſſungstag der 15. Dezember 1916 iſt, 
würde auch noch auf Auszahlung der halbmonatlichen Rate am 1. Januar 
1917 Anſpruch haben. 

Ich erſuche ergebenſt, die Cieferungsverbände gefälligſt hiernach um⸗ 
gehend mit Anweiſung zu verſehen, damit die vorgeſehenen Nachzahlungen 
rechtzeitig geleiſtet werden. 


Berlin, den 6. Dezember 1916. 


1916. 6. Dezember. 


Verkehr mit Milch. 
m. H. G. m. L. d. F. m. 3. (m. Bl. 5. G. S. 480.) 


Die Preußiſche Landesfettſtelle wird ermächtigt, die den Landeszentral⸗ 
behörden in § 9 der Bekanntmachung über die Bewirtſchaftung von Milch 
und den Verkehr mit Milch vom 3. Oktober 1916 vorbehaltenen Befug⸗ 
niſſe auszuüben. 


An die Preußiſche Landesfettſtelle hier und zur Beachtung an die Herren 
Oberpräſidenten, Regierungspräſidenten und den Herrn Polizeipräſi⸗ 
denten in Berlin. 
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Verkehr mit Web, Wirk⸗ und Strickwaren. 

N . h). G. (m. Bl. H. 6. S. 471.) 

In der Bekanntmachung der Kriegsminiſterien vom 1. Februar d. Is. 
— W. M. 1000/11 15 KRA. durch die eine weitgehende Beſchlagnahme 
der Web⸗, Wirk⸗ und Strickwaren angeordnet worden iſt, wird im 8 6 
unter a beſtimmt, daß bei der Abgabe der freigegebenen Mengen an einen 
Käufer nicht mehr als ein halbes Stück oder ein halbes Dutzend geliefert 
werden darf. Zur tunlichen Behebung der Schwierigkeiten, die durch dieſe 
Vorſchrift den größeren gewerblichen Privatbetrieben bei Deckung ihres 
umfangreicheren Bedarfs erwachſen, hat die Reichsitelle für bürgerliche 
Kleidung (Reichsbekleidungsitelle) mit der Kriegs-Rohſtoff-Abteilung ver⸗ 
einbart, daß größere private gewerbliche Betriebe, deren Erzeugniſſe für 
den Kriegsbedarf oder für die allgemeine Volkswirtſchaft von jo großer 
Bedeutung ſind, daß der Staat an der ungeſtörten Kufrechterhaltung des 
Betriebs ein weſentliches Intereſſe hat, wie Anſtalten behandelt werden, 
deren Bedarf nach Anordnung der Landeszentralbehörde durch die Reichs- 
ſtelle für bürgerliche Kleidung gedeckt werden kann. 

Betriebe, die der vorerwähnten Dorausſetzung entſprechen, haben eine 
Bedarfsanmeldung nach dem anliegenden Vordruck“) auszufüllen und dem 
zuſtändigen Gewerbeaufſichtsbeamten oder, ſofern ſie der Bergaufſicht unter: 
ſtellt find, dem zuſtändigen Bergrevierbeamten zu überſenden. Dieſe Be- 
amten haben die Bedarfsanmeldungen auf die Notwendigkeit einer Be⸗ 
friedigung des behaupteten Bedürfniſſes vorzuprüfen und ſie demnächſt 
dem Kegierungspräſidenten (Polizeipräſidenten in Berlin, Oberbergamt) zur 
Nachprüfung einzureichen. Die Prüfungen ſind im Intereſſe einer möglichſt 
weitgehenden Schonung und Streckung der Vorräte an Web-, Wirk- und 
Strickwaren mit beſonderer Sorgfalt vorzunehmen. In dem Kopfe des 
Vordrucks rechts bei Siff. ! ſind die Buchſtaben a bis d zu durchſtreichen; 
Prüfungsbemerkungen ſind darunter, wie bei der Prüfung der Bedarfs— 
anmeldungen der Behörden durch Erlaß vom 6. d. Mts. angeordnet iſt, 
als Siff. 2 aufzunehmen. 5 a a 

Nach erfolgter Nachprüfung find die Anmeldungen mir zwecks Weiters 
gabe an die Reichsbekleidungsitelle vorzulegen. Dieſe wird alsdann, ſoweit 
ſie ſich dazu nach dem vorhandenen Vorrat in der Lage ſieht, auf Grund der 
Anträge gemäß § 16 der Bundesrats-Derordnung vom 10. Juni 1916**) 
Bezugsſcheine erteilen, die zum Ankaufe von mehr als ½ Stück oder 
7½ Dutzend berechtigen. 

Die Vordrucke ſind gegen vorherige Einſendung des Betrags käuflich 
zu beziehen durch: | 

1. die Buchdruckerei J. S. Preuß, Berlin S. 14, Dresdener Straße 43, 
2. die Buchdruckerei E. huber, München, Schönfeldſtraße 12, 
3. die Buchdruckerei W. Kohlhammer, Stuttgart, Urbanſtraße 14 


und' 16. i 
Die Preiſe betragen einſchließlich Derpackung und Poſtporto: 
unter 50 Stück jedes Stück — Mk. 05 Pfg., 
50 Stück ı MR. 15 Pfg., 
100 Stück | ı MR. 90 Pfg., 
500 Stück 7 Mk. 75 Pfg. 


An die herren Regierungspräjidenten, den Herrn Polizeipräſidenten hier 
und die Überbergämter. 
) der Dordruck gelangt hier nicht zur Deröffentlichung. (Amtl. 
Anmerk.) 
**) Derwaltungsvorichriften Jahrgang 1916 I S. 419. 
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Verkehr mit Kohlrüben. 
M. J. (M. Bl. H. G. S. 472.) 


Die Ausführungsanweiſung zur Bekanntmachung über Kohlrüben vom 
1. Dezember 1916 (RGBI. S. 1316) überſende ich mit dem Erſuchen um 
umgehende Bekanntgabe im Amtsblatt und in den Kreisblätiern. Die Be- 
kanntmachung über Kohlrüben bezweckt die Sicherſtellung der für die 
Dolksernährung erforderlichen Mengen, welche unter Berückſichtigung der 
beſonderen Derhältniffe der einzelnen Landesteile durch die Reichskartoffel- 
ſtelle umgelegt werden. In Anſpruch werden etwa 80 Millionen Sentner 
im Deutſchen Reiche genommen werden, das find etwa % der Ernte nach 
dem Ergebnis der Ernteſchätzung, die indeſſen mit einem Durchſchnittsertrage 
von 500 Sentner für das ha hinter dem tatſächlichen Ernteergebnis nicht 
unerheblich zurückbleiben dürfte. Die Kohlrüben werden nicht nur zur 
Streckung der Kartoffeln in den Bedarfskreiſen in friſchem Suſtande ge— 
braucht, ſondern ſie ſollen auch in großem Umfang durch Trocknung für 
die Dolksernährung im kommenden Frühjahr geſichert werden; der Auf: 
kauf iſt in die hand der Provinzialkartoffelſtellen gelegt, welche den Kom⸗ 
munalverbänden darüber weitere Weiſungen zugehen laſſen werden. Den 
Provinzialkartoffelſtellen iſt die Geſamtanforderung der ReichsRartoffelitelle 
mitgeteilt worden. 

Im Einvernehmen mit dem Herrn Miniſter für Landwirtſchaft, Do— 
mänen und Forſten lege ich beſonderen Wert darauf, daß die Aufbringung 
nach Möglichkeit im Wege freiwilliger Lieferung erfolgt. Wird die dem 
einzelnen Kreiſe auferlegte Geſamtlieferung durch freie Ankäufe aufgebracht, 
jo kann der Kommunalverband mit Aujtimmung der Reichskartoffelitelle 
den Beſitzern die freie Verfügung über ihre verbleibenden Dorräte ge— 
ſtatten. ö 

Die auf Grund des § 4 der Verordnung vom 26. Oktober 1916 (RG Bl. 
S. 1204) erlaſſenen Ausfuhrverbote der Kommunalverbände für andere 
Rübenarten find, ſoweit nicht beſondere Gründe ihre Aufrechterhaltung im 
einzelnen Falle angezeigt erſcheinen laſſen ſollten, aufzuheben. 


an die Herren Regierungspräjidenten. 


Anlage. 
Verkehr mit Kohlrüben. 


Berlin, den 7. Dezember 1916. 


Ausführungsanweiſung zur Bekanntmachung über Kohlrüben 
vom 1. Dezember 1916 (R6BI. S. 1316). 


Gemäß 8 19 der Bekanntmachung über Kohlrüben vom 1. Dezember 
1916 (R6BI. S. 1316) wird zu deren Ausführung hiermit folgendes 
beſtimmt: 

A. Allgemein. 


Höhere verwaltungsbehörde iſt der Regierungspräſident, für Berlin 
der Gberpräſident. Kommunalverbände find die Stadt- und Canokreiſe. 
Die Gemeindeverfaſſungsgeſetze beſtimmen, wer als Gemeinde und als Dor- 
ſtand der Gemeinde anzuſehen iſt; die Gutsbezirke werden den Gemeinden 
gleichgeſtellt. Die den Kommunalverbänden und Gemeinden übertragenen 
Anordnungen find durch deren Vorſtände zu erlaſſen. 
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B. Im einzelnen. 


I. Beſchlagnahme. 

Zu § 1: Die Beſchlagnahme ergreift auch die bereits in die Bedarfs- 
gemeinden eingeführten Vorräte, die ſich im Beſitze von Händlern befinden. 

Deräußerungen können nach § 2 Abſ. 1 mit Genehmigung des Kom- 
munalverbandes erfolgen. Dabei ſind die nach § 14 für die Gebrauchs⸗ 
regelung getroffenen Anordnungen zu beachten. 

Su 82 Abſ. 2: Zuſtändig iſt der Landrat, in Stadtkreiſen der Ge⸗ 
meindevorſtand. 

Su § 5: Als von der Reichskartoffelſtelle bezeichnete Stellen gelten 
die Provinzialkartoffelſtellen und die von dieſen mit dem Erwerbe von 
i beauftragten Unternehmungen. Dieſe ſind öffentlich bekannt 
zu geben. | 

Zu 86: Die Beſtimmung ſoll verhindern, daß Tierhalter Kohlrüben 
vor anderen Futterrüben verbrauchen, bevor die vom Kreiſe aufzubringende 
Menge gedeckt iſt. 


II. Enteignung. 


Su 8 9: Fuſtändige Behörde iſt der Landrat, in Stadtkreiſen der 
Gemeindevorſtand. Lediglich für den Fall der Enteignung iſt durch 89 
Abf. 2 der dem Beſitzer zu belaſſende Eigenbedarf ſcharf begrenzt worden. 
Auf die Beſtimmung im 8 11, nach welcher außerdem im Fall der Ent⸗ 
eignung der Uebernahmepreis um 1 Mark für den Sentner zu kürzen iſt, 
wird beſonders verwieſen. ö 


III. Bewirtſchaftung und Derbrauchsregelung. 


Zu 8 13: Die volle Eindeckung des Winterbedarfs an Kartoffeln 
iſt durch Froſt gefährdet. Zum Erſatze ſollen die Kohlrüben herangezogen 
werden; das Anrechnungsverhältnis iſt durch § 14 beſtimmt. 

Zu 8 14: Die Derbraudstegelung kann durch Anrechnung auf die 
Kartoffelkarte erfolgen. 

Zu 8 15: Die Regierungspräfidenten, für Berlin der Oberpräſident, 
können die Art der Regelung vorſchreiben oder dieſe ſelbſt vornehmen. 


Der Miniſter des Innern. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Der Miniſter für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten. 
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Pflege des Strickens und anderer Nutzarbeiten im Nadelarbeits unterricht 
der Mädchenſchulen. 


m. G. u. (3. Bl. u. S. 580.) 


In der Anlage überſende ich einen Auszug aus einem von dem Herrn 
Miniſter für Handel und Gewerbe mir übermittelten Gutachten des Landes: 
gewerbeamtes, betreffend die Pflege des Strickens und anderer Nutzarbeiten 
im Nadelarbeitsunterricht der Mädchenſchulen mit dem Auftrag, die zu 
dem dortigen Geſchäftsbereich gehörigen Lyzeen, Frauenſchulen, Präpa⸗ 
randinnenanſtalten, Volksſchullehrerinnenſeminare, Kindergärtnerinnenſemi⸗ 
nare, Seminare für Handarbeits- und Hauswirtichaftslehrerinnen ſowie 
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die Prüfungskommiſſionen für dieſe Lehrerinnen mit entſprechender An« 
weiſung zu verſehen. a 


Der Miniſter der geiſtlichen uſw. Angelegenheiten 
von Trott zu Solz. a 


An die Königl. Provinzialſchulkollegien“) — U III A 694 II, U H W. 


Die Not des Krieges und die zu erwartende ungünſtige wirtſchaftliche 
Lage nach dem Kriege verlangen gebieteriſch, daß jeder haushalt bemüht 
ſein muß, ſich ſeinen Bedarf auf dem billigſten Wege zu beſchaffen. Des⸗ 
halb muß die heranwachſende weibliche Jugend auch darüber belehrt wer- 
den, wie bei der Beſchaffung der Strümpfe, die einen wichtigen und teuren 
Beſtandteil unſrer Kleidung bilden, zukünftig vorzugehen iſt. Vor allen 
Dingen iſt darauf aufmerkſam zu machen, welch große Derichwendung 
darin liegt, leichte und billige, maſchinengeſtrickte Strümpfe aus ſchlechtem 
Rohſtoff zu kaufen, die ſehr ſchnell zerreißen und nicht ausgebeſſert werden 
können, alſo fortgeworfen werden mäſſen, und daß es deshalb bei weitem 
vorteilhafter iſt, Strümpfe aus gutem dauerhaftem Kohſtoff zu tragen, 
die eine lange Tragdauer beſitzen, weil ſie wiederholt durch Ausbefjern 
wieder brauchbar zu machen ſind. Weiterhin müſſen die Mädchen davon 
überzeugt werden, daß das Stricken eine müheloſe Füllarbeit darſtellt, die 
ohne Anſtrengung bei geſelligen Zuſammenkünften und neben andern Ars 
beiten, die keine dauernde Aufmerkjamkeit verlangen, 3. B. Kochen, Kinder⸗ 
beaufſichtigen uſw., ausgeführt werden kann. Die Schülerinnen müſſen zu 
freiwilligen häuslichen Arbeiten angeregt werden, die ſie dann auch in 
ſpäteren Jahren gern ausführen werden. Durch Gegenüberſtellen der Aus- 
gaben, die durch die Benutzung von gekauften und wenig haltbaren Strümp⸗ 
fen notwendig ſind, und ſolcher, die bei der Selbſtanfertigung aus dauer— 
haftem Rohſtoff genügen, kann der Wert der eignen Arbeit beſonders vor 
Augen geführt werden. Endlich ſind Belehrungen darüber erwünſcht, daß 
alte Strumpfbeſtände, die häufig in reichlicher Menge vorhanden find, durch 
Ausbeſſern wieder nutzbar gemacht werden können. Durch das Auf- 
trennen einiger Strümpfe kann der paſſende Rohitoff für die Erneuerung 
anderer gewonnen werden. Das iſt wichtig bei dem augenblicklichen Mangel 
an RKohſtoff, der auch nach dem Kriege zunächſt noch andauern wird. N 

Bei den praktiſchen Anweiſungen und Uebungen iſt dem Ausbejjern und 
Erneuern große Aufmerkfamkeit zuzuwenden. Nicht allein das Stopfen 
iſt zu üben ſondern auch das Erſetzen größerer Teile, z. B. das Anſtricken 
der Spitze, des Füßlings, das Einſtricken der Ferſe und des Knies uſw. 
Willkommene Uebungsgegenſtände ſtellen zurzeit ſchadhafte Soldatenſtrümpfe 
dar. 

Da anzunehmen iſt, daß ſelbſt die im Amte befindlichen Handarbeits⸗ 
lehrerinnen mit einzelnen Arbeiten nicht genügend vertraut find, z. B. 
mit dem ſauberen und ordnungsmäßigen Einſtricken fehlender Teile, ſind 
u. E. kurze Kürfe abzuhalten, in denen entſprechende Belehrungen erteilt 
werden. Dor allen Dingen find aber die neu auszubildenden Lehrerinnen 
mit allen einſchlägigen Arbeiten bekannt zu machen. Auf das Dorhanden- 
ſein ſolcher Kenntniſſe wäre in den Prüfungen beſonders zu achten. 

Die angeſtellten Betrachtungen find nicht allein für den Strick- ſondern 
für den geſamten Handarbeitsunterricht wichtig. Neben der Selbſtanfertigung 


*) In gleichem Sinne iſt wegen der Mädchenſchulen an die Königl. 
Regierungen und den herrn Oberpräſidenten in Magdeburg wegen der 
Stolbergſchen Grafſchaften verfügt worden. (Amtl. Anmerk.) 
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von Gebrauchsgegenſtänden muß in Sukunft mehr als bisher auf das Er- 
halten derſelben durch Stopfen, Flicken und Umändern und auf das Nutz⸗ 
barmachen von Stoffreſten Wert gelegt werden. Eindringlicher als bisher 
muß durch Berechnungen, die den praktiſchen Unterricht begleiten, bewieſen 
werden, welchen Wert dieſe Arbeiten für die Einzelwirtſchaft und Volks⸗ 
wirtſchaft haben. 

Ein einheitliches Vorgehen aller Schulen in dieſem Sinne dürfte vor⸗ 
bildliche und erziehliche Wirkung auf weiteſte Dolkskreile haben. 2 
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Bertehr mit Hafer. 
M. 9. G. m. L. D. F. m. J. (m. Bl. 9. G. S. 474.) 


In Ergänzung der unter dem 29. Auguſt d. Is. erlaſſenen Ausfüh⸗ 
rungsanweiſung zu der Bekanntmachung des Bundesrats über Hafer aus 
der Ernte 1916 vom 6. Juli 1916 werden für den Vollzug des $ 6 Abi. 2e 
a. a. O. folgende Richtlinien aufgeſtellt: 

1. die Beſtimmung im $ 6 Abj. 2e der haferverordnung ſollte die 
Verarbeitung ſelbſtgeernteten hafers zu Nahrungsmitteln für den 
Verzehr im eigenen Betrieb in den wenigen Gegenden, in denen 
ſie bisher üblich war, auch weiterhin ermöglichen. Dagegen 
ſollte durch fie für Gegenden, in denen die Heritellung für den 
eigenen Haushalt bisher nicht üblich oder überhaupt nicht bekannt 
war, keine weitere Vergünſtigung der als Selbſtverſorger ohnedies 
bevorzugten Landwirte eingeführt werden. Es entſpricht daher 
dem Swecke der Dorjchrift, in dieſen Fällen die Mahlkarten⸗ 
ausſtellung unter Verneinung des Bedürfniſſes, das nur auf die 
beſonderen Lebensgewohnheiten der Bevölkerung und nicht auf die 
allgemeine Lebensmittelknappheit geſtützt werden kann, abzu⸗ 
lehnen. Die Deckung des Hafernährmittelbedarfs erfolgt für ſie 
wie bisher ausſchließlich mit Sertigfabrikaten aus den Nähr- 
mittelfabriken im Wege der bereits eingeleiteten allgemeinen Ver— 
teilungen. 

N Die Fälle, in denen von 8 6 Abſ. 2e a. a. O. Gebraud 
gemacht werden kann, müſſen daher die Ausnahmen bilden. 

2. Die Mahlmengen müſſen nach einem auf dem bisherigen örtlich 
ſehr verſchiedenen Umfang des Derzehrs aufgebauten Maßſtab 
beſtimmt werden. Soweit nicht einwandfrei feſtſteht, daß der 

Verbrauch bisher ein höherer war, darf der Satz von 2 Pfund 
Hafer pro Kopf und Monat, was bei ſachgemäßer Ausmahlung 
etwa 1 Pfund Hafernährmitteln gleichkommt, nicht überſchritten 
werden. Mahlkarten dürfen nur für einen Seitraum von zwei 
Monaten im voraus ausgeſtellt werden. N 

Vor der MahlRartenausitellung muß feſtſtehen, ob und in. 
welchem Umfang tatſächlich die Möglichkeit für die Landwirte 
beſteht, hafer verarbeiten zu laſſen. Dabei wird zu beachten ſein, 
daß die bisherigen Hafernährmittelfabriken von der Keichsfutter⸗ 
mittelſtelle gemäß § 19 der Haferverorönung bis zu ihrer vollen 
Leiſtungsfähigkeit Hafer zur Verarbeitung für die allgemeine 
Derjorgung der Bevölkerung mit Hafernährmitteln zugewieſen er⸗ 
halten und daß unbedingt darauf gerechnet werden muß, daß 
fie dieſer Aufgabe auch nachkommen. Abgeſehen von etwa ein⸗ 
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geführten bejondern Arten der Haferverarbeitung im eigenen Be: 
triebe kommt im weſentlichen nur die Dermahlung in Schälmühlen 
in Betracht. Die Dermahlung in gewöhnlichen Brotgetreidemüh- 
len, die da, wo nicht beſondere Einrichtungen getroffen ſind, 
eine außerordentlich geringe Ausbeute an zur menſchlichen Er- 
nährung geeigneten Nährmitteln liefert, darf als unwirtſchaftlich 
im allgemeinen nicht zugelaſſen werden. 

Ueber die Mahlkartenausſtellung muß genau Buch geführt . 
werden, wenn die Mengen bei der Berechnung des Ueberſchuſſes 
oder Fuſchußbedarfs der Kommunalverbände in Anrechnung Rom: 
men ſollen ($ 17 haferverordnung). 

Es muß überwacht werden, daß die freigegebenen Mengen 
Hafers auch wirklich zur Verarbeitung gelangen, nicht etwa ander: 
weitig verwendet werden, und daß die hergeſtellten Hafernähr⸗ 
mittel nur im eigenen Betriebe verzehrt werden. 

3. Vorbehalten bleibt, an Bezirke, in denen in größerem Umfang 
Hafermahlkarten ausgeſtellt worden ſind, bei der Verteilung der 
Hafernährmittel durch die Bezirkszentralen entſprechend geringere 
Mengen zuzuweiſen und die für den allgemeinen Derbraud zur 
Verarbeitung gelangenden Hafermengen entſprechend zu kürzen. 

4. Auf die Einhaltung dieſer Richtlinien iſt ſtreng zu achten, da 
eine Schonung der haferbeſtände unbedingt erforderlich iſt. 

Bemerkt wird hierbei, daß der erſte Satz auf Seite 2 der Aus— 
führungsanweiſung vom 29. Auguſt 1916 lauten muß: 

u 86 Abſatz 2 (nicht 2e). 


An die herren Regierungspräfidenten. 


1916. 8. Dezember. 
Bekatzutmochung über geſäuerte Rüben. . 
Reichsitelle für Gemüſe und Obſt (Reichs- u. Staatsanzeiger Nr. 290.) 


Auf Grund von $ 10 Abſatz 3 der Derordnung über die Derarbeitung 
von Gemüſe vom 5. Auguſt 1916 (Reichs-Gefegbl. S. 914) wird beſtimmt: 
8 1 

Als Sauerkraut im Sinne der Derordnung über die Derarbeitung von 
Gemüſe vom 5. Auguft 1916 (KReichs⸗Geſetzbl. S. 914 ff.) gilt auch das 
aus eingeſchnittenen Rüben aller Art nach erfolgtem Einſalzen durch Gärung 
gewonnene Kraut. 


82 
Dieſe Bekanntmachung tritt mit dem Tage ihrer Verkündung in Kraft. 


1916. 8. Dezember. 
Bekanntmachung über Bezugſcheine. 
R. K. (KR. 6. Bl. S. 1345.) 
Auf Grund der §§ 11, 19 der Bekanntmachung über die Regelung 


des Verkehrs mit Web⸗, Wirk⸗ und Strickwaren . die bürgerliche Be⸗ 
völkerung vom 10. Zuni 1916* (Reichs⸗Geſetzbl. S. 463) wird beſtimmt: 


) Derwaltungsvorſchriften Jahrgang 1916 J S. 422. 
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Dem 84 Abſ. 2 der Bekanntmachung über Bezugsiheine vom 31. 
m 1916 (Reichs-Gejeßbl. S. 1218) wird folgender Satz hinzugefügt: 
Die Reichsbekleidungsſtelle kann nähere Beſtimmungen über 
die Einrichtung, Führung und Aufbewahrung des Einkaufsbuchs 
erlaſſen. 
Die Beſtimmung tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft. 
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Bekanntmachung 
zur Ausführung des § 4 der Verordnung über die Malz: und Gerſtenkontin⸗ 
gente der Bierbrauereien ſowie den Malzhandel vom 7. Ofteber 1916 
(Neichs⸗Geſetzbl. S 1137). 


Kriegsernährungsamt (R. G. Bl. S. 1347.) 


Auf Grund des § 10 der Derordnung über die Malz: und Gerſten⸗ 
kontingente der Bierbrauereien ſowie den Malzhandel vom 7. Oktober 
1916 (Reichs-Gefegbl. S. 1137) und des $ 1 der Bekanntmachung über 
die Errichtung eines Kriegsernährungsamts vom 22. Mai 191600 (eichs⸗ 
Geſetzbl. S. 402) wird für das Gebiet der Norddeutſchen Brauſteuergemein⸗ 
ſchaft folgendes beſtimmt: 


Jeder Abſchluß von Verträgen über die Uebertragung von Malzkon⸗ 
tingenten ohne Dermittlung der Keichs-Gerſtengeſellſchaft m. b. H., Der: 
mittlungsſtelle für Kontingentübertragung, in Berlin iſt verboten; es iſt 
unſtatthaft, ſolche Verträge durch anderweite geſchäftliche Dermiltlung, ins⸗ 
beſondere durch Vermittlung von Agenten abzuſchließen. 


8 2 

N die gemäß 8 A der Derordnung über die Malz: und 
Gerſtenkontingente der Bierbrauereien ſowie den Malzhandel vom 7. Oktober 
1916 ihre Malzkontingente ganz oder teilweiſe auf eine andere Brauerei 
innerhalb der Norddeutſchen Brauſteuergemeinſchaft übertragen wollen, ha⸗ 
ben bei der Reichs⸗Gerſtengeſellſchaft m. b. h., Dermittlungsitelle für 
Kontingentübertragung, in Berlin einen ſchriftlichen Antrag auf Dermitt- 
lung eines Dertrags über die Uebertragung zu ſtellen. 

Der Antrag muß enthalten: 

1. die Art der abzugebenden Kontingente (Gerſten⸗ oder Weizenmalz⸗ 
Rontingente); 

2. die Höhe der abzugebenden Kontingente in Kilogramm; 

3. den Seitraum, für den das Kontingent von der zuſtändigen Steuer⸗ 
behörde oder Steuerhebeſtelle feſtgeſtellt iſt; 

4. eine Beſcheinigung der zuſtändigen Steuerbehörde 

a) darüber, daß das Malzkontingent, deſſen Uebertragung beantragt 

iſt, der Brauerei unter Berückſichtigung der bisher verwendeten 
Malzmenge noch zur Derfügung ſteht, 
b) darüber, daß das Malzkontingent der Brauerei, inſoweit die 
Uebertragung beantragt wird, von der Steuerbehörde geſperrt it; 


x) Derwaltungsvorſchriften Jahrgang 1916 I S. 380. 


1916. 8. Dezember. 1155 


5. die Angabe: 

a) bei Gerſtenmalzkontingenten, ob bei Uebertragung des Malz⸗ 
kontingents neben dem Uebergange des Gerſtenkontingents gleich⸗ 
zeitig die entſprechenden Malz⸗ oder Gerſtenmengen mitgeliefert 
werden ſollen, oder ob nur das entſprechende Gerſtenkontingent 
mit übergehen foll; in letzterem Falle iſt eine Beſcheinigung der 
Reichs⸗Gerſtengeſellſchaft, Kontingentabteilung, darüber beizu⸗ 
fügen, daß der Brauerei das entſprechende Gerſtenkontingent nach 
Maßgabe ihrer bisherigen Belieferung noch zuſteht, und daß das 
Kontingent, inſoweit die Uebertragung beantragt wird, geſperrt iſt, 


b) bei Weizenmalzkontingenten, ob bei Uebertragung des Malzkon⸗ 
tingents gleichzeitig die entſprechenden Malz⸗ oder Weizenmengen 
mitgeliefert werden ſollen; andernfalls iſt eine Beſcheinigung der 
Weizenbeichaffungsitelle des Deutſchen Brauerbundes in Berlin 
darüber beizufügen, daß der Brauerei die entſprechende Menge 
Weizen noch zuſteht, und daß die Lieferung, inſoweit die Ueber⸗ 
tragung beantragt wird, geſperrt iſt. 


8 3 

Brauereien, die von einer anderen Brauerei innerhalb des Nord— 
deutſchen Brauſteuergebiets Malzkontingent zur Verwendung, eim eigenen 
Betriebe zu erwerben beabſichtigen, haben bei der Reichs⸗Gerſtengeſellſchaft 
m. b. H., Dermittlungsitelle für Kontingentübertragung, in Berlin einen 
feen Antrag auf Vermittlung eines Vertrags über den Erwerb zu 
tellen. 

Der Antrag muß enthalten: 


1. die Art der zu erwerbenden Kontingente (Gerſten- und ee 
Kontingente); 1.4 

2. die höhe der zu erwerbenden Kontingente in Kilogramm; 

3. den Seitraum, für den das Kontingent erworben werden ſoll; 

4. die Angabe: 

a) bei Gerſtenmalzkontingenten, ob bei Erwerb des Malzkontingents 
neben dem Uebergange des entſprechenden Gerſtenkontingents . 
gleichzeitig die entſprechenden Malz⸗ oder Gerſtenmengen, oder 
ob nur das entſprechende Gerſtenkontingent erworben werden ſoll, 

b) bei Weizenmalzkontingenten, ob bei Erwerb des Malzkontingents 
gleichzeitig die entſprechenden Mal: oder Weizenmengen, 
oder ob nur das entſprechende Malzkontingent erworben werden 
und die Cieferung des Weizens durch die Weizenbeſchaffungs⸗ 
ſtelle des Deutſchen Brauerbundes in Berlin erfolgen ſoll; 

5. die für die nachfragende Brauerei zuſtändige Steuerbehörde oder 
Steuerhebeſtelle. 
84 


Für die Anträge (88 2 und 3) find die von der Keichs-Gerſtengeſell⸗ 
ſchaft m. b. h., Dermittlunasitelle für Kontingentübertragung, koſtenlos 
zu liefernden Vordrucke zu benutzen. 


85 
Die Reichs-Geritengejellihaft m. b. H., Dermittlungsitelle für Non⸗ 
tingentübertragen, vermittelt die Uebertragung von Malzkontingenten nur 
inſoweit, als die Belieferung der Kontingente durch Anordnungen der zu— 
ſtändigen Stellen zugelaſſen iſt. Sie verteilt die angebotenen Kontingente 
auf die nachfragenden Brauereien unter Berückſichtigung der wirtſchaftlichen 
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verhältniſſe; das Kontingent einer Brauerei joll aber durch Zukauf von. 
Malzkontingenten ſechzig vom Hundert der im Durchſchnitt der Jahre 
1912/13 verwendeten Malzmengen in der Regel nicht überſteigen. 
Zeſondere Wünſche einzelner Brauereien find zu berückſichtigen, foweit. 
ein beſonders wirtſchaftliches Intereſſe an dem Erwerbe des zu über⸗ 
tragenden Kontingents durch eine beſtimmte Brauerei beſteht. Ein ſolches 
Intereſſe iſt anzunehmen, wenn die erwerbende Brauerei ſich verpflichtet, der 
veräußernden eine dem zu übertragenden Kontingent entſprechende Menge 
Bier zu den von der Keichs⸗Gerſtengeſellſchaft m. b. h., Dermittlungsitelle 
für Kontingentsübertragung, genehmigten Bedingungen zu liefern. 


| 86 

Der Preis für das Recht, hundert Kilogramm Gerſten⸗ oder Weizen: 
malz zu verbrauen, beträgt höchſtens fünfzig Mark. Die Reichs-beriten- 
geſellſchaft m. b. h., Dermittlungsitelle für Kontingentübertragung, iſt. 
berechtigt, zur Deckung ihrer Unkoſten von dem Erwerber einen Suſchlag 
von einer Mark für hundert Kilogramm Malz zu erheben. 

Soll die entſprechende Malz⸗ oder Gerſten⸗ oder Weizenmenge mit- 
geliefert werden, ſo iſt hierfür von der erwerbenden Brauerei der nach— 
gewieſene Einſtandspreis nebſt 5 vom Hundert Sinſen vom Tage der Auf: 
wendung ab zu entrichten. Bei Gerſte eigener Ernte gilt als Einſtandspreis 
der von der Reichs-beritengefellfhaft m. b. 5. in Berlin zur Zeit des 
Vertragsabſchluſſes für Gerſte gleicher Beſchaffenheit gezahlte Preis. Brau— 
ereien, die ihr Malzkontingent unter gleichzeitiger Lieferung von Gerſte 
eigener Ernte zu übertragen beabſichtigen, haben mit dem nach 8 1 zu 
ſtellenden Antrag der Keichs⸗Gerſtengeſellſchaft m. b. H., Dermittlungs: 
ſtelle für Kontingentübertragung, eine Probe ihrer Gerſte zur Bewertung 
einzuſenden. Für Malz, das eine Brauerei in eigener Mälzerei hergeſtellt 
hat, iſt kein höherer Mälzungslohn als 6,50 Mark für hundert Kilogramm 
Malz zu entrichten. 

8 7 


Die Reichs⸗Gerſtengeſellſchaft m. b. h., Dermittlungsitelle für Kons 
tingentübertragung, benachrichtigt die erwerbende und die veräußernde 
Brauerei unverzüglich von der Zuteilung und fordert die erwerbende 
Brauerei gleichzeitig zur Einzahlung des Preiſes auf. Nach deſſen Eingang 
ergeht an die veräußernde Brauerei die Aufforderung, der erwerbenden 
Brauereien Malz, Gerſte oder Weizen, die mitgeliefert werden Sollen, zu: 
liefern. 

Zugleich veranlaßt die Reichs-Gerſtengeſellſchaft m. b. H., Dermitt- 
lungsſtelle für Kontingentübertragung, bei der für die veräußernde Brauerei 
zuſtändigen Steuerbehörde oder Steuerhebeſtelle, unter Mitteilung der er⸗ 
werbenden Brauerei und der für dieſe zuſtändigen Steuerbehörde oder 
Steuerhebeſtelle, die Abſchreibung des Kontingents. Falls Malz, Gerite 
oder Weizen mitgeliefert werden ſoll, nimmt die Steuerbehörde oder Steuer⸗ 
hebeſtelle die Abſchreibung erſt vor, wenn die veräußernde Brauerei nach⸗ 
weiſt, daß fie der erwerbenden Brauerei das Malz, die Herſte oder der 
Weizen geliefert hat. 
ü Die erfolgte Abſchreibung teilt ſie in jedem Falle der für die er⸗ 
werbend Brauerei zuſtändigen Steuerbehörde oder Steuerhebeſtelle mit. 

Dieſe bewirkt die Suſchreibung und teilt der Reichs-Gerſtengeſellſchaft 
m. b. H., Dermittlungsſtelle für Kontingentsübertragung, die erfolgte Su- 
ſchreibung mit unter Angabe ö 

a) der veräußernden und erwerbenden Brauerei, 

0 b) der Menge des übertragenen Malz⸗ und Serſtenkontingents, 
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c) des Seitraums, für den das übertragene Malzkontingent feit- 
geſetzt iſt, 
d) der etwa mitgelieferten Menge Malz, Gerſte oder Weizen. 

Die Reichs⸗Gerſtengeſellſchaft m. b. H., Dermittlungsitelle für Kon- 
tingentübertragung, bewirkt die Auszahlung des Kaufpreiſes an den Der⸗ 
äußerer und benachrichtigt die Reichs⸗Gerſtengeſellſchaft m. b. H., Hon⸗ 
tingentabteilung, von dem Uebergange des Geritenkontingents, oder die 
Weizenbeſchaffungsſtelle des Deutſchen Brauerbundes davon, daß die ent⸗ 
ſprechende Menge Weizen an den Erwerber zu liefern iſt. Die von der 
Sahlung des Kaufpreiles an die Keichs⸗-Gerſtengeſellſchaft m. b. H., Der- 
mittlungsſtelle für Kontingentübertragung, bis zur Auszahlung an den Der⸗ 
äußerer erwachſenen Sinſen verbleiben der Reichs⸗Gerſtengeſellſchaft m. b. h., 
Dermittlungsitelle für Kontingentübertragung. 

Beſchwerden find dem Dorligenden der Keichs-Gerſtengeſellſchaft zur 
Prüfung vorzulegen. Wird der Beſchwerde nicht ſtattgegeben, fo entſcheidet 
die Reichsfuttermittelſtelle endgültig. 


88 
Dieſe Bekanntmachung tritt mit dem Tage der verkündung in Kraft. 


. 1916. 8. Dezember. 
Bekanntmachung der Reichsbekleidungsſtelle über Einkaufsbücher. 
| (Reichs⸗ u. Staatsanzeiger Nr. 294.) 


Auf Grund der Ermächtigung des Herrn Reichskanzlers vom 8. De⸗ 
zember 1916 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 1345) in Verbindung mit § 8 Abſatz 6 
und § 19 der Bekanntmachung über die Regelung des Verkehrs mit Web-, 
Wirk⸗ und Strickwaren für die bürgerliche Bevölkerung vom 10. Juni 
1916 (Keichs⸗Geſetzbl. S. 463) wird hiermit zur Ausführung des 8 4 der 
Bekanntmachung über Bezugſcheine vom 31. Oktober 1916 Geichs⸗ N 
S. 1218) folgendes bekannt gemacht: 


f 8 1 

Die Einkaufsbücher ſind vor ihrer Ingebrauchnahme von der nach 
§ 13 der Bekanntmachung über die Regelung des Derkehrs mit Web-, 
Wirk⸗ und Strickwaren für die bürgerliche Bevölkerung vom 10. Juni 
1916 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 465) zuſtändigen Behörde des Wohnortes oder 
Betriebsortes des Schneiders, der Schneiderin oder des Wandergewerbe— 
treibenden auf dem erſten Blatt abzuſtempeln. 

Dieſe Behörde kann die Führung mehrerer Einkaufsbücher neben⸗ 
einander zulaſſen, falls der Geſchäftsverkehr des Schneiders, der Schnei⸗ 
derin oder des Wandergewerbetreibenden mit einer Mehrzahl von Ge: 
ſchäften, insbeſondere von auswärtigen Geſchäften dies erfordert; in dieſem 
Falle ſind die Einkaufsbücher bei dem Stempel mit einer laufenden Num⸗ 
mer zu verſehen. 

Dieſe Behörde hat eine Liſte zu führen, aus der erſichtlich iſt, welchen 
Schneidern, Schneiderinnen oder Wandergewerbetreibenden Einkaufsbücher 
abgeſtempelt ſind. Im Falle der Führung mehrerer Einkaufsbücher neben⸗ 
einander ſind deren laufende Nummern in der Liſte zu vermerken. 

Falls nicht die Genehmigung zur Führung mehrerer Einkaufsbücher 
nebeneinander erteilt iſt, darf ein neues Einkaufsbuch nur abgeſtempelt 
werden, wenn die Notwendigkeit hierzu glaubhaft dargetan wird. 

N 72% 
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Die Einkaufsbücher find vor der Abſtempelung mit fortlaufenden Blatt⸗ 
zahlen und auf dem erſten Blatt mit Namen, Firma und Wohnort oder 
Betriebsort des Schneiders, der Schneiderin oder des Wandergewerbetreiben⸗ 
den zu verſehen. Im übrigen iſt keine beſondere Form vorgeſchrieben. 

Solange das Einkaufsbuch dem Verkäufer zum Swecke der Eintragung 
vorliegen muß, fällt die Derpflichtung des Schneiders, der Schneiderin 
oder des Wandergewerbetreibenden, das Einkaufsbuch während des Ge— 
werbebetriebs ſtändig bei ſich zu führen, fort. 


8 3 | 
Die Verkäufer dürfen die vorgeſchriebene Eintragung nur in vor- 
ſchriftsmäßig abgeſtempelte Einkaufsbücher vornehmen. 


8 4 

Die nach § 4 Abſatz 5 der Bekanntmachung über Bezugsſcheine vom 
31. Oktober 1916 (Keichs-Geſetzbl. S. 1218) züläſſige Ausnahmebewilli⸗ 
gung von der Führung eines Einkaufsbuches bedarf der ſchriftlichen Form 
und iſt wi“ erruflid). 

Die ſcriftliche Husnahmebewilligung iſt dem verk. äufer bei der erſten 
Beſtellung, die auf Grund dieſer Ausnahmebewilligung ohne Einkaufs⸗ 
buch erfolgt, vorzulegen. Sie iſt im Falle ihres Widerrufs der Stelle, 
die fie ausgefertigt hat, zurückzugeben. Don dem Widerruf hat der Schneider, 
die Schneiderin oder der Wandergewerbetreibende den Gewerbetreiben— 
den, von denen er auf Grund dieſer Aufnahmebewilligung ohne Einkaufs: 
buch bezogen hat, vor der nächſten Beſtellung oder vor dem nächſten Kauf 
Mitteilung zu machen. 


85 

Erfolgt im Falle des glaubhaft gemachten Derlujtes eines Einkaufs⸗ 
buches die Abſtempelung eines neuen Einkaufsbuches, jo tt bei dem 
Stempel im Einkaufsbuch und in der Liſte die Ungültigkeit des als verloren 
gemeldeten Einkaufsbuches zu vermerken. 

Die Verwendung des als verloren gemeldeten Einkaufsbuches zum 
Einkauf iſt verboten. Es iſt bei der Wiederauffindung ſofort an die nach 
§ 1 dieſer Bekanntmachung gultandıge. Behörde abzugeben. 


8 6 

Vor Ingebrauchnahme des erſten Einkaufsbuches haben die Schneider, 
Schneiderinnen und Wandergewerbetreibenden eine Beſtandsaufnahme ſämt⸗ 
licher in ihrem Beſitze befindlichen bezugsſcheinpflichtigen Vorräte an Web-, 
Wirk⸗ und Strickwaren und den aus ihnen gefertigten Erzeugniſſen vor⸗ 
zunehmen. Hierbei ſind die einzelnen Tängen- und Stückzahlen unter 
genauer Bezeichnung der Gegenſtände und unter Hinzufügung des Namens 
oder der Firma des Lieferers einzuſetzen. Die Beſtandsaufnahme iſt mit 
der Verſicherung, daß die Angaben der Beſtandsaufnahme nach beſtem 
Wiſſen und Gewiſſen erfolgt find, und mit Unterſchrift, Wohnort oder Be⸗ 
triebsort und Datum zu verſehen. Die Beſtandsaufnahme iſt der nach 
8 1 dieſer Bekanntmachung zuſtändigen Behörde zur Abſtempelung vor- 
zulegen und wird von dieſer Behörde zum Swecke der Ueberwachung auf- 
bewahrt. Dieſe Behörde darf die Abſtempelung des erſten Einkaufsbuches 
nur vornehmen, wenn ihr die vorſchriftsmäßige Beſtandsaufnahme zur 
Abſtempelung vorgelegt worden iſt. 
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Suwiderhandlungen gegen 155 Vorſchriften in S 3, 8 4. Abſ. 2, 8 5 
Abi. 2 dieſer Bekanntmachung ſowie falſche Angaben in der nach 86 
dieſer Bekanntmachung vorgefchriebenen Beſtandsaufnahmen werden nach 
§ 20 Abſ. 1 Nummer! der Bekanntmachung über die Regelung des Der- 
kehrs mit Web⸗, Wirk⸗ und Strickwaren für die bürgerliche Bevölkerung 
vom 10. Juni 1916 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 463) beſtraft. Auch haben die 
Zuwiderhandlungen nach 8 15 der angeführten Bekanntmachung die Schlie⸗ 
ßung ihres Betriebes zu gewärtigen. 

Berlin, den 8. Dezember 1916. 

Reichsbekleidungsſtelle. 
Geheimer Rat Dr. Beutler, 
Reichskommiſſar für bürgerliche Kleidung. 

Vordrucke Nr. 132 zu den in § 4 angeführten Ausnahmebewilligungen 
können die amtlichen Handels-, Handwerks- und Gewerbevertretungen un⸗ 
entgeltlich von der Reichsbekleidungsſtelle eee Berlin W. 8, 
Mauerſttaße 53, beziehen. 
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Bekanntmachung 
betreffend Aus: und Durchfuhrverbot von Kälbermagen. 


R. K. (Reichs⸗ u. Staatsanzeiger Nr. 290.) 


Auf Grund des § 2 Abf. 1 der Kaiferlichen Derordnung vom 25. No⸗ 
vember 1915, betreffend das Verbot der Durchfuhr von Tieren und tieriſchen 
Erzeugniſſen (Reichs⸗ Geſetzbl. S. 777), bringe ich nachſtehendes zur öffent⸗ 
lichen Kenntnis: 

Ausfuhrnummer 
des Statiſtiſchen 
Warenverzeichniſſes: 
Unter das Verbot fallen: 
Magen von Kälbern, friſch oder getrocknet, auch ein⸗ 
geſalzen, nicht zum Genuſſe; Lab, auch eingedickt, 
nicht weingeiſthaltig aus 157. 


1916. 10. Dezember. 
Verordnung über Bierhefe. 
R. K. (R. G. Bl. S. 1351.) 


Auf Grund der Bekanntmachung über Kriegsmaßnahmen zur Siche⸗ 
rung der Dolksernährung vom 22. Mai 1916 % (KReichs⸗Geſetzbl. 8. 401) 
wird beſtimmt: . 

8 1 | 

Die Bierbrauereien find verpflichtet, ihre geſamte Erzeugung an Bottich⸗ 
hefe (Kernhefe) vom 20. Dezember 1916 ab an den Verband Deutſcher 
Brauereihefe-Troßnungsanitalten, Geſellſchaft mit beſchränkter Haftung in 
Berlin oder nach deſſen Weiſungen an die von ihm beſtimmten Stellen zu 
liefern. 

Dieſe Lieferungspflicht gilt nicht für elelige Bottichhefe, die von 
den Brauereien als Samen- oder Anſtellhefe benötigt wird. 


) Verwaltungsvorſchriften Jahrgang 1916 J S. 380. 
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82 
Fuür je 100 Kilogramm verarbeiteten Gerſten⸗ oder Weizenmalzes (8 8 
der Verordnung über die Malz: und Gerſtenkontingente der Bierbrauereien 
ſowie den Malzhandel vom 7. Oktober 1916, Keichs⸗Geſetzbl. S. 1137) 
ſind mindeſtens 0,8 Kilogramm hefe⸗ Trockenmaſſe zur Ablieferung zu 
bringen. s 
3 


Die Eietetung der Bottichhefe hat nach den Beſtimmungen des im 
§ 1 genannten Verbandes zu erfolgen: 

a) frei Bahnjtation der liefernden Brauereien in abgepreßtem Su— 

ſtand oder 

b) frei Fabrikhof der vom Verbande Deuticher Brauereihefe⸗Trock⸗ 

nungsanſtalten namhaft gemachten Anſtalten in dickbreiigem oder 
abgepreßtem Suſtand; die Lieferung frei Fabrikhof kann nur 
verlangt werden, wenn die Entfernung von der Brauerei bis 
zur Anſtalt nicht mehr als 10 Kilometer Luftlinie beträgt. 

Die liefernde Brauerei hat die Verpackung (Fäſſer, Kiſten, Säcke 
uſw.) unentgeltlich leihweiſe zur Verfügung zu ſtellen. Die Verpackung 
iſt hier binnen zwei Wochen nach der Lieferung in gereinigtem Suſtand 
frei ihrer Bahnſtation oder frei Fabrikhof des Empfängers, der Art der 
Anlieferung entſprechend, zurückzugeben. f 


8 4 | 

Der Preis für Bottichhefe beträgt 0,25 Mk. für den Hundertteil der 
durch den Empfänger feſtgeſtellten Trockenmaſſe, berechnet auf 100 Kilo- 
gramm. Wird die Hefe im abgepreßten Suftand geliefert, jo iſt außerdem 
eine beſondere Vergütung zu gewähren: dieſe beträgt 0,65 Mk. für je 
100 Kilogramm. 

Der Empfänger hat die abgenommene Bottichhefe ſpäteſtens bis zum 
10. des der Lieferung folgenden Monats zu bezahlen. 


85 
En wegen Lieferung von Bottichhefe oder Rückgabe der 
Verpackung ſind dem anderen Teile innerhalb 48 Stunden mitzuteilen. 


8 6 ö a 
Ueber Streitigkeiten, die ſich aus der Lieferung von Bottichhefe er: 
geben, entſcheidet endgültig ein Schiedsgericht. Die näheren Beſtimmungen 
über die Suſammenſetzung des Schiedsgerichts und das e trifft 
der Präſident des Kriegsernährungsamts. 


87 
Der Derband Deutſcher Brauereihefe-Trocknungsanſtalten hat dafür 
zur ſorgen, daß die Bottichhefe auf Nährhefe oder e 
verarbeitet wird. 
Der Abſatz der Erzeugniſſe hat nach den Weiſungen des präßdenten 
des Kriegsernährungsamts zu erfolgen. 

Der Verband iſt berechtigt und verpflichtet, die Derarbeitung der Bottich⸗ 
hefe zu überwachen und die Derkaufspreije für die fertigen Erzeugniſſe feſt⸗ 
zuſetzen; die Derkaufspreife unterliegen der Genehmigung des Präſidenten 
des Kriegsernährungsamts. 

Für die bei der Verarbeitung der Bottichhefe ſich ergebenden, zu Futter⸗ 
zwecken geeigneten Abfälle gelten die Beſtimmungen der Derordnung über 
Futtermittel vom 5. Oktober 1916 (EReichs⸗ e S. 1108). 
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88, 7 
Der Gejchäftsbetrieb des Verbandes Deutſcher Brauereihefe-Trock⸗ 
nungsanſtalten, Geſellſchaft mit beſchränkter Haftung in Berlin unterſteht 
der Aufliht des Präſidenten des Kriegsernährungsamts. 


89 
Mit Gefängnis bis zu einem Jahre und mit Geldſtrafe bis zu zehn⸗ 
tauſend Mark oder mit einer dieſer Strafen wird beſtraft, wer der ihm 
nach den 88 1, 2, 3 obliegenden Oerpflichtung zur Lieferung von Bottich⸗ 
hefe nicht nachkommt. Neben der Strafe kann auf Einziehung der Dorräte 
erkannt werden, auf die ſich die ſtrafbare Handlung bezieht, ohne Unter⸗ 
ſchied, 2 ſie dem Täter gehören oder nicht. 


8 10 
Der Reichskanzler kann von Dorſchriften Weser Verordnung Ausnahmen 
geltatten. 
8 11 
Dieſe Derordnung tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft. 


1916. II. Dezember. 


Bekanntmachung, 
betreffend die Erſparnis von Brennſtoffen und Beleuchtungs mitteln. 


| R. K. (R. G. Bl. S. 1355.) 
Der Bundesrat hat auf Grund des § 3 des Geſetzes über die Ermäch— 
tigung des Bundesrats zu wirtſchaftlichen Maßnahmen uſw. vom 4. Auguſt 
1914*) (Reichs⸗Geſetzbl. S. 327) folgende Verordnung erlaſſen: 


81 
Jede Art von Lichtreklame iſt verboten. Als Lichtreklame gilt auch 
die Erleuchtung der Aufſchriften von Namen, Firmenbezeichnungen uſw. 
an Läden, Geſchäftshäuſern, Gaſt⸗, Speiſe⸗ und Schankwirtſchaften, Cafes, 
Theatern, Lichtipielhäufern, wie überhaupt an ſämtlichen Dergnügungs- 
ſtätten. 1 . 
8 
Alle offenen Derkaufsitellen find um 7, Sonnabends um 8 Uhr Abends 
u ſchließen. Ausgenommen ſind nur Apotheken und Derkaufsitellen, in 
de der Verkauf von Lebensmitteln oder von Seitungen als der Haupt⸗ 
erwerbszweig betrieben wird. 


8 3 
Gaſt⸗, Speiſe- und Schankwirtſchaften, Cafés, Theater, Lichtipielhäufer, 
Räume, in denen Schauſtellungen ſtattfinden, ſowie öffentliche Dergnügungs— 
ſtätten aller Art ſind um 10 Uhr Abends zu ſchließen. Das gleiche gilt 
von Dereins⸗ und Geſellſchaftsräumen, in denen Speiſen oder Getränke 
verabreicht werden. 
Die Landeszentralbehörden und die von ihnen beauftragten Behörden 
werden ermächtigt, für beſtimmte Bezirke oder Betriebe und in Einzelfällen 
eine ſpätere Schließung, jedoch en über 11½ Uhr Abends, zu e 
Die Beleuchtung der N der Läden und der ſonſtigen zum 
Derkauf an das Publikum beſtimmten Räume iſt auf das unbedingt 


„ 


) Derwaltungsvorſchriften Jahrgang 1914 I Seite 857. 
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erforderliche Maß einzufchränken. Das gleiche gilt für Gaft-, Speiſe⸗ und: 
Schankwirtſchaften, Cafés, Theater, Lichtipielhäufer, Räume, in denen 
Schauſtellungen ſtattfinden ſowie für öffentliche Dergnügungsitätten aller 
Art. Die Polizeibehörden ſind berechtigt, die erforderlichen Anordnungen 
zu treffen. 

Die Außenbeleuchtung von Schaufenſtern und von Gebäuden zu ge⸗ 
werblichen Sweden iſt verboten. Ausnahmen können von den Polizei⸗ 
behörden zugelaſſen werden. Die Beſtimmung in Abſ. 1 Satz 1 hat hierbei 
Anwendung zu finden. 


8 5 
Die Beleuchtung der öffentlichen Straßen und Plätze iſt bis auf das 
zur Aufrechterhaltung der öffentlichen Sicherheit notwendige Maß einzu⸗ 
ſchränken. 
Die Polizeibehörden ſind berechtigt, die erforderlichen Anordnungen 
zu treffen. 


8 6 
Die elektriſchen Straßenbahnen und ſtraßenbahnähnlichen Kleinbahnen 
haben ihren Betrieb ſoweit einzuſchränken, wie es ſich irgend mit den Der⸗ 
kehrsverhältniſſen vereinbaren läßt. f 
Die Aufſichtsbehörden können die entſprechenden Anordnungen treffen. 


8 7 
Die dauernde Beleuchtung der gemeinſamen Hausflure und Treppen in 
Wohngebäuden iſt nach 9 Uhr Abends verboten. 
Die zuſtändigen Polizeibehörden ſind berechtigt, Ausnahmen zu ge⸗ 
ſtatten. ö 
8 8 


Wer den Dorſchriften der 88 1 bis 3, § 4 Abſ. 2 Satz 1, $ 7 oder 
den auf Grund des 84 Abj. 1, der §8 5, 6 getroffenen Anordnungen 
zuwiderhandelt, wird mit Geldſtrafe bis zu 10000 ME. oder mit Haft 
oder mit Gefängnis bis zu 3 Monaten beſtraft. 


18 9 
Dieſe Verordnung tritt mit en 15. Dezember 1916, die Vorſchrift 
im 8 2 jedoch mit dem 1. Januar 1917 in Kraft. 


Der Beichskanzler beſtimmt den Tag ihres Außerkrafttretens. 


1916. 12. Dezember. 


Bekanntmachung, 
betreffend die Uebertragung des Vorſitzes in Ausſchüſſen und 
Schiedsgerichten auf den Vorſitzenden des Reichsſchiedsgerichts für 
Kriegsbedarf. 


R. K. (Reichs⸗ u. Staatsanzeiger Nr. 293.) 


81 | 
Der Dorſitzende des Keichsſchiedsgerichts für Kriegsbedarf übernimmt 
zugleich den Dorſitz in: 
1) dem Ausſchuß zur Feſtſetzung der Uebernahmepreiſe für einge⸗ 
führtes Getreide, hülſenfrüchte, Mehl und Futtermittel bei Streitigkeiten 
zwiſchen der Sentral⸗Einkaufsgeſellſchaft und dem Derkäufer; 
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2) dem Ausſchuß zur Entſcheidung von Streitigkeiten zwiſchen der 
Sentral⸗Einkaufsgeſellſchaft m. b. H. und dem Deräußerer über Lieferung, 
die Aufbewahrung und den Eigentumsübergang eingeführter Butter; 

3) dem Kusſchuß zur Entſcheidung von Streitigkeiten zwiſchen der 
Jentral⸗Einkaufsgeſellſchaft m. b. ). und dem Veräußerer über Lieferung, 
die Aufbewahrung und den Eigentumsübergang eingeführter Margarine; 

4) dem Ausjhuß zur Entſcheidung von Streitigkeiten zwiſchen der 
Sentral⸗Einkaufsgeſellſchaft m. b. H. und dem Deräußerer über Lieferung, 
die Aufbewahrung und den Eigentumsübergang eingeführten Schmalzes; 

5) dem Kusſchuß zur Entſcheidung von Streitigkeiten zwiſchen der 
Sentral⸗Einkaufsgeſellſchaft m. b. h. und dem Deräußerer über Lieferung, 
die Aufbewahrung und den Eigentumsübergang von eingeführtem Vieh 
und Fleiſch ſowie Fleiſchwaren; 

6) dem Ausihuß zur Entſcheidung von Streitigkeiten zwiſchen der 
Sentral⸗Einkaufsgeſellſchaft m. b. h. und dem Deräußerer über Lieferung, 
die Aufbewahrung und den Eigentumsübergang eingeführter Eier; 

7) dem Ausſchuß zur Entſcheidung von Streitigkeiten zwiſchen der 
Zentral⸗Einkaufsgeſellſchaft m. b. H. und dem Deräußerer über Lieferung, 
die Aufbewahrung und den Eigentumsübergang eingeführter Rondenjierter 
Milch und Milchpulver; ö = 

8) dem Ausſchuß zur Feſtſetzung der Uebernahmepreiſe für eingeführte 
Erzeugniſſe der Kartoffeltrocknerei und der Kartoffelitärkefabrikation bei 
Streitigkeiten zwiſchen der Trockenkartoffel⸗Derwertungsgeſellſchaft m. b. h. 
und dem Verkäufer; N 

9) dem Ausſchuß zur Feſtſetzung der Uebernahmepreiſe für eingeführten 
Zigarettenrohtabak; N 

10) dem Schiedsgericht zur Entſcheidung von Streitigkeiten über inlän⸗ 
diſche Buttter; N 

11) dem Ausſchuß zur Feſtſetzung der Preiſe der aus dem Ausland 
eingeführten pflanzlichen und tieriſchen Oele und Fette; 

12) dem Ausihuß zur Entſcheidung von Streitigkeiten bei der Ein⸗ 
fuhr von Kartoffeln; 

13) dem ſtändigen Ausfhuß für Tumaronharz; 

14) dem Kusſchuß zur Feſtſetzung der Uebernahmepreiſe für einge- 
führte Futtermittel, Hilfsſtoffe und Kunſtdünger. 


e 82 
Das Reichsjhiedsgericht für Kriegsbedarf und die in $ 1 aufgeführten 
Kriegsſtellen führen die gemeinſame Bezeichnung Keichsſchiedsgericht für 
Kriegswirtſchaft. 


8 3 
Auf das Verfahren finden unbeſchadet der für die Zuftändigkeit, die 
Suſammenſetzung und das Derfahren der in $ 1 aufgeführten Lriegsſtellen 
geltenden beſonderen Vorſchriften, die Beſtimmungen für das Derfahren 
vor dem Keichsſchiedsgericht für Kriegsbedarf ſinngemäß Anwendung. 


| 8 4 
Der § 2 dieſer Anordnung tritt mit der Deröffentlihung, die übrigen 
vorſchriften treten am 1. Januar 1917 in Kraft. | 
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1916. 12. Dezenber. 
Verteilung der Nährmittel. 
m. L. D. F. M. J. m. h. G. (m. Bl. H. G. S. 481.) 


Nach Beſtimmung des Herrn Präſidenten des Kriegsernährungsamts 
ſoll die Verteilung von Hafer- und Gerſtenfabrikaten, von Weizengraupen, 
Grieß, Teigwaren, Grünkern, von Sago und dergl., von Hülfenfrüchten 
(Buchweizen, Hirſe), von Maisgrieß ſowie von Miſchfabrikaten aus den 
genannten Nährmitteln, insbeſondere von Suppenwürfeln und loſen Suppen, 
von peiſepulvern, vegetabiliſchen Fleiſcherſatzmitteln und Kindernährmitteln 
künftig nach einheitlichen Grundſätzen unter Mitwirkung der Behörden 
erfolgen. Su dieſem Sweck iſt in Derbindung mit der Reichsverteilungs- 
ſtelle für Eier eine dem Herrn Präſidenten des Kriegsernährungsamts un⸗ 
mittelbar unterſtellte Derteilungsitelle eingerichtet worden, welche die Be⸗ 
zeichnung „Reichsverteilungsſtelle für Nährmittel und Eier” führt und ihren 
Sitz in Berlin, Potsdamer Platz 3 III, hat. 

Die kriegswirtſchaftlichen Organiſationen, welche die erwähnten Nähr⸗ 
mittel in geſchäftlicher Hinſicht verwalten, ſind angewieſen, vom 1. De: 
zember 1916 ab ſolche Waren nur mehr im Einverſtändnis oder nad, kln⸗ 
weiſung des Kriegsernährungsamts bezw. der Keichsverteilungsſtelle für 
Nährmittel und Eier zur Derteilung zu bringen. Die Verteilung auf die 
Bundesitaaten wird nach einem vom Herrn Präſidenten des Kriegsernäh- 
rungsamts aufgeſtellten Derteilungsjchlüffel erfolgen. 

Für die Unterverteilung der vom Kriegsernährungsamt bezw. von 
der Reichsverteilungsſtelle dem Preußiſchen Staat zugewieſenen Nährmittel 
auf die einzelnen Teile des Staatsgebiets iſt die Schaffung einer Landes— 
verteilungsſtelle notwendig. Die Geſchäfte der Landesverteilungsſtelle über- 
tragen wird hiermit unter entſprechender Erweiterung ihres Aufgaben 
kreiſes der durch die Ausführungsanweiſung vom 24. Auguſt 1916 zur 
Verordnung über Eier vom 12. Auguſt 1916 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 927) 
errichteten Candesverteilungsſtelle für Eier (Landeseieritelle). Der Landes⸗ 
verteilungsſtelle für Eier wird von jetzt ab die Bezeichnung: 


„Landesamt für Nährmittel und Eier“ 


beigelegt. Die Angelegenheiten der Eierverſorgung ſind in einer beſonderen 
Abteilung des Landesamts zu bearbeiten, welche die Bezeichnung: 
„Landesamt für Nährmittel und Eier, 
Abteilung für Cierverſorgung“ 
zu führen hat. Das Landesamt wird vorläufig ſeinen Sitz in den bis⸗ 
herigen Geſchäftsräumen der Landesverteilungsitelle für Eier in Berlin SW. 
68, Markgrafenſtraße 21 I (ernſprechanſchluß: Amt Zentrum 4481) be⸗ 
halten. 

Ebenſo wie die bisherige Candesverteilungsſtelle für Eier iſt auch das 
in der Form eines Ausbaus dieſer Stelle geſchaffene Landesamt für Nähr⸗ 
mittel und Eier eine Behörde. Die Aufſicht wird durch den Miniſter des 
Innern ausgeübt. 

Der Dorligende, die ſtellvertretenden Vorſitzenden, die ſtändigen und 
nichtſtändigen Mitglieder des Landesamts werden von dem Miniſter des 
Innern im Benehmen mit den Miniſtern für Landwirtſchaft, Domänen 
und Forſten und für Handel und Gewerbe ernannt. Bei der Ernennung 
der ſtellvertretenden Vorſitzenden und der Mitglieder kann vorbehalten 
bleiben, daß ſich ihre Tätigkeit auf die Geſchäfte der Abteilung * Eier- 
verſorgung zu beſchränken hat. fe 
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Dem Landesamt wird zur Anhörung in Fragen von allgemeinerer 
Bedeutung, insbeſondere zur Anhörung über die Derteilungsgrundfäße und 


die Derbrauchsvorſchriften, ein Beirat beigegeben, deſſen Mitglieder vom 


Miniſter des Innern im Benehmen mit den Miniſtern für Landwirtſchaft, 
Domänen und Forſten und für Handel und Gewerbe unter Berückſichtigung 
der verſchiedenen Teile des Staatsgebiets und der wichtigſten Bevölkerungs- 
gruppen zu berufen ſind. | 

Sum Dorſitzenden des Landesamts iſt der Königliche Landrat Dr. 
Cornelſen aus Minden i. W. ernannt. ö 

Dem Landesamt wird auf Grund der Bekanntmachung über die 
Errichtung von Preisprüfungsſtellen und die Derforgungsregelung vom 25. 
September 1915) (Reichs⸗Geſetzbl. S. 607) und der ergänzenden Bekannt⸗ 
machungen vom 4. November 1915 *) und vom 6. Juli 1916 (Keichs⸗Geſetzbl. 
1915 S. 728 und 1916 S. 673) die Befugnis verliehen, die Derſorgung 


der Bevölkerung des Staatsgebiets oder eines Teils des Staatsgebiets mit 


den von ihm unterzuverteilenden Hährmitteln gemäß § 15 Abſ. 3 der 
erſterwähnten Bekanntmachung in ſeiner gegenwärtigen Faſſung zu regeln. 
Soweit das Landesamt von dieſer Befugnis Gebrauch macht, ruhen die 
entſprechenden Befugniſſe der Kommunalverbände und der Oberpräſidenten 
und Regierungspräfidenten. Don dieſen Stellen etwa erlaſſene, der Regelung 
des Landesamts entgegenſtehende Anordnungen werden mit dem Zeitpunkt 
des Inkrafttretens der Anordnungen des Landesamts ohne weiteres außer 
Wirkung geſetzt. Auf eine Vorlage der Anordnungen des CLandesamts 
zur Genehmhaltung vor ihrer Deröffentlihung wird von uns allgemein Der- 
zicht geleiſtet. 

Das Landesamt wird mit den ſtaatlichen und kommunalen Behörden 
in unmittelbaren Verkehr treten. Die Behörden haben den innerhalb ſeiner 
Fuſtändigkeit an fie gerichteten Erſuchen des Landesamts zu entſprechen. 
Alle Wünſche, Beſchwerden und Anregungen in Angelegenheiten der Nähr⸗ 
mittelverteilung jmd künftig ausſchließlich dem Landesamt auf dem vor⸗ 
geſchriebenen Dienſtwege zuzuleiten. Dies gilt auch für die ſogenannten 
Notſtandszuweiſungen von Nährmitteln zugunſten der Schwerarbeiter oder 
der minderbemittelten Bevölkerung, zur Förderung der Maſſenſpeiſung uſw., 
welche der Herr Präſident des Kriegsernährungsamts ſich wie bisher un⸗ 
mittelbar vorbehalten hat, es ſei denn, daß die Berichterſtattung an eine 
andere Stelle ausnahmsweiſe beſonders angeordnet worden iſt. In ſolchem 
Fall iſt dem Landesamt gleichzeitig eine Abſchrift des Berichts einzu⸗ 
reichen. Wir haben den herrn Präſidenten des Kriegsernährungsamts er⸗ 
ſucht, die Benachrichtigungsſchreiben über Notſtandszuweiſungen von Hähr- 
mitteln an die provinziellen oder Bezirksverteilungsſtellen künftig durch 
vermittlung des Landesamts, nicht mehr durch meine, des Miniſters des 
Innern, Hand gehen zu laſſen. 

Das Landesamt wird die ihm überwieſenen Nährmittel unter Feſt⸗ 
haltung angemeſſener Rücklagen in der Regel nicht unmittelbar auf die 
Kommunalverbände, ſondern auf die Provinzen bezw. Regierungsbezirke 
unterverteilen, in denen die Weiterverteilung von den Oberpräſidenten bezw. 
Regierungspräſidenten vorzunehmen iſt. Dabei wird ſich das Landesamt 
zunächſt an die gegenwärtig in den Provinzen beſtehende Derteilungsorgani- 
ſation anlehnen, auf deren Dereinheitlihung und Vervollkommnung im In⸗ 
tereſſe überſichtlicherer Geſtaltung des Derteilungsgeihäfts aber hinwirken. 


*) Derwaltungsvorſchriften Jahrgang 1915 II S. 153. 
**) Perwaltungsvorſchriften Jahrgang 1915 II S. 345. 
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Für diejenigen Provinzen, in denen bisher die Weiterverteilung der von. 
den Sentralſtellen zur Verfügung geſtellten Nahrungsmittel in der hand 
der Oberpräſidenten gelegen hat, wird das Landesamt auch fernerhin 
bis auf weiteres die Nährmittel den Oberpräſidenten zuweiſen. Die Be⸗ 
ſtimmung über die Form der Unterverteilung, insbeſondere auch über die 
Beteiligung der Regierungspräſidenten bei der Unterverteilung, bleibt den 
Oberpräſidenten überlaſſen. In den übrigen Provinzen und im Regierungs- 
bezirk Hohenzollern, wo bisher ein unmittelbarer Derkehr zwiſchen den Sen⸗ 
tralſtellen und den Regierungspräſidenten beſtanden hat, wird das Candesamt 
auch weiter vorläufig mit den Regierungspräfidenten unmittelbar verkehren. 
Sofern das Landesamt in Einzelfällen einem Kommunalverband oder einer. 
Bedarfsitelle innerhalb eines Kommunalverbandes Nährmittel unmittelbar 
zuweiſt, wird es den Oberpräſidenten bezw. den Regierungspräfidenten davon 
alsbald in Kenntnis ſetzen. 

Die Oberpräſidenten und die Regierungspräſidenten werden beauf— 
tragt, aus den zur ihrer Verfügung geſtellten Nährmittelmengen unmittel- 
bare Suwendungen an größere öffentliche und private Krankenanſtalten, 
Straf- und Erziehungsanſtalten, ſonſtige bedeutendere Anſtalten, an größere 
induſtrielle Betriebe und Dereinigungen von ſolchen, an gemeinnützige 
Vereine und an ſonſtige geeignete Bedarfsſtellen zu machen, inſoweit dies 
ohne zu ſtarke Beſchwerung des Derteilungsgeſchäfts praͤktiſch durchführ— 
bar iſt. Die zuſtändigen Kommunalverbände find von den Suwendungen 
zwecks Vermeidung von Ueberbelieferungen zu benachrichtigen. g 

Falls der Umfang der mit der Derteilung der Nährmittel und anderer 
Nahrungsmittel verbundenen Arbeit es erfordern ſollte, können die Ober— 
präſidenten und die Regierungspräſidenten mit der Vornahme der Derteilung 
eine der in der Provinz bezw. dem Regierungsbezirk vorhandenen Stellen 
(Fleiſchſtelle, Fettſtelle, Eierſtelle uſw.) betrauen oder eine beſondere 
Derteilungsitelle ins Leben rufen. Dem Landesamt iſt hiervon unter ge— 
nauerer Angabe der Adreſſen Anzeige zu erſtatten. Die Hoſten der be⸗ 
ſonderen Derteilungsitellen ſind aus Staatsfonds zu decken und bei den 
ſonſtigen außeretatsmäßigen Ausgaben der Verwaltung des Innern (unter 
Abſchnitt C) zu verrechnen. 


Das Landesamt iſt berechtigt, für den bei der Weiterverteilung der 
Nährmittel in den Provinzen und Regierungsbezirken anzuwendenden Der- 
teilungsſchlüſſel allgemeine Grundſätze aufzuſtellen. 


Der rein geſchäftliche, privatwirtſchaftliche Teil der Nährmittelver⸗ 
teilung wird ſich nach den Anweiſungen der vorerwähnten behördlichen 
Derteilungsitellen in der gleichen Form abwickeln, wie ſie bei dem größten 
Teile der in Frage kommenden Waren ſchon bisher üblich geweſen iſt. Die 
Reichsverteilungsſtelle benachrichtigt das Landesamt über die ihm zuſtehenden 
Nährmittel. Das Landesamt hat ſich ſodann mit den für die Beſchaffung 
der Nährmittel in Betracht kommenden zentralen Wirtſchaftsſtellen, ins- 
bejondere der hafereinkaufsgeſellſchaft m. b. h., der Graupenzentrale G. 
m. b. H., der Grießzentrale G. m. b. h., dem Verbande deutſcher Teig- 
warenfabrikanten, der Keichsgetreideſtelle und der Keichshülſenfruchtſtelle 
G. m. b. H. über die Lieferungen an die Geſchäftsſtellen in den Pro⸗ 
vinzen bezw. den Regierungsbezirken zu verſtändigen und fie zur Gut⸗ 
ſchreibung bezw. Lieferung der feſtgeſetzten Nährmittelmengen an die Ge⸗ 
ſchäftsſtellen in den Provinzen bezw. den Regierungsbezirken anzuweiſen. 
Vorbehaltlich anderweitiger Mitteilung des Landesamts für Kusnahme⸗ 
fälle findet ein unmittelbarer Geſchäftsverkehr zwiſchen den zentralen Ge⸗ 
ſchäftsſtellen und den Kommunalverbänden grundſätzlich nicht ſtatt. Die 
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Wberpräſidenten und Regierungspräfidenten geben ihrerjeits wiederum den 
Geſchäftsſtellen in den Provinzen bezw. den Regierungsbezirken Anweiſung 
über die weitere Verwendung der dorthin zu ihrer Derfügung überwieſenen 
Nährmittel. Die Geſchäftsſtellen in den Provinzen bezw. Regierungsbe⸗ 
zirken nehmen je nach der Anweiſung die Mährmittel einſtweilen auf 
Lager oder führen fie den Kommunalverbänden zu. Abgerechnet wird 
zwiſchen den zentralen Geſchäftsſtellen oder den von ihnen bezeichneten 
Betrieben und den Geſchäftsſtellen in den Provinzen bezw. in den Re⸗ 
gierungsbezirken einerſeits und den letztgenannten Stellen und den Kom: 
munalverbänden anderſeits. Zu beachten iſt, daß jeder Verteilungsver⸗ 
fügung einer obrigkeitlichen Verteilungsſtelle ein entſprechender geſchäft⸗ 
licher Vorgang, Gutſchrift oder tatſächliche Cieferung der Ware an die 
bezugsberechtigte Stelle, nachfolgen muß. Auf möglichſte ODereinfachung, 
Verbilligung und Beſchleunigung der geſchäftlichen Abwicklung iſt mit größ- 
tem Nachdruck hinzuwirken. 

Das Landesamt wird alsbald den Oberpräſidenten und Regierungs⸗ 
präſidenten mitteilen, mit welchen behördlichen Derteilungsitellen und mit 
welchen Geſchäftsſtellen in den Provinzen bezw. Regierungsbezirken es 
arbeiten wird. 

Wir weiſen noch beſonders daraufhin, daß es im Intereſſe einer 
glatten Abwicklung der geſchäftlichen Aufgaben bei der Mährmittelver— 
teilung dringend geboten iſt, den auf dieſem Gebiet erfahrenen Handel 
in weiteſtem Umfang zu beteiligen und ihn namentlich auch in die pro⸗ 
vinziellen und Bezirksnahrungsmittelgeſellſchaften einzugliedern, wie dies 
bei verſchiedenen Geſellſchaften mit beſtem Erfolge geſchehen iſt. Auch 
für die Unterverteilung der Nährmittel in den Kommunalverbänden iſt der 
Handel, insbeſondere der zuverläſſige Kleinhandel, neben den Nonſumver— 


einen, ſoweit es ohne Beeinträchtigung der Derforgung der Bevölkerung 


irgend geſchehen kann, heranzuziehen. Der Vertrieb von Nahrungsmitteln 
in kommunaler Regie hat ſich namentlich an ſolchen Orten nicht bewährt, 
wo eine zu kleine Anzahl von kommunalen Derkaufsitellen eingerichtet 
worden iſt. 


An die Herren Oberpräſidenten und Kegierungspräſidenten. 


1916. 12. Dezember. 
Hö hftpreife für Rüben. 
M. H. G. M. C. D. F. M. J. (m. Bl. 9. G. S. 480.) 


In Ergänzung der Ausführungsanweilung vom 14. November d. Js. 
zur Verordnung über höchſtpreiſe für Rüben vom 26. Oktober 1916 
wird hierdurch beſtimmt, daß die dort feſtgeſetzten Höchſtpreiſe für Rüben 
nicht für aus dem Ausland eingeführte Rüben gelten, die durch die Reichs 
05 für Gemüſe und Obſt oder ihre Beauftragten in den Derkehr gebracht 
werden. 

Dieſer ergänzenden Beſtimmung wird rückwirkende Kraft in dem Sinne 
beigelegt, daß ſie gleichzeitig mit der Ausführungsanweiſung vom 14. No⸗ 
vember d. Is. am Tage, wo dieſe Ausführungsanweifung durch die Re- 
gierungsamtsblätter und gleichſtehenden amtlichen Blätter veröffentlicht iſt, 
in Kraft getreten iſt. 


An die Ah Regierungspräfidenten und den herrn Oberpräſidenten in 
Potsdam. 
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1916. 12. Dezember. 
Notprüfung für die endgültige Anſtellung von Lehrern. 
M. G. U. (5. Bl. U. S. 594.) 


Ich ermächtige die Königliche Regierung (das Königliche Provinzial⸗ 
ſchulkollegium), auch ſolche im Heeres: (Marine, Sanitäts-) dienſt ſtehende 
Lehrer, die mindeſtens zwei Jahre an Schulen in Preußen vollbeſchäftigt ge⸗ 
weſen ſind und erſt nach der Einberufung zum Niilitärdienſt ſich zur Prüfung 
für die endgültige Unſtellung melden, zu dieſer Prüfung zuzulaſſen und 
ihnen dabei die im Erlaß vom 10. Auguſt 1914*) für Hotprüfungen zuge⸗ 
ſtandene Erleichterung zu gewähren. Unbedingte Dorausſetzung iſt, daß 
dagegen weder aus ihren Leiſtungen im Schuldienſt noch aus ihrer Führung 
Bedenken geltend zu machen ſind. Ueber ihre Führung im heeresdienſte 
haben ſie ſich durch ein Seugnis der zuſtändigen Militärbehörde auszuweiſen. 

Bei Beurteilung der ſchriftlichen Arbeiten ſind der Ort und die näheren 
Umſtände ihrer Anfertigung in angemeſſener Weiſe zu berückfichtigen. 

Die Meldungen find auch außerhalb der im § 4 der Prüfungsordnung 
angegebenen Termine anzunehmen. Bei Feſtſetzung des Tages für die 
mündliche Prüfung iſt den beſonderen Derhaltuiflen des Prüflings nach 
Möglichkeit Rechnung zu tragen. 


An die Königl. Regierungen, das Königl. Provinzialſchulkollegium in Berlin 
und den Herrn Oberpräſidenten in Magdeburg wegen der Stolberg— 
ſchen Grafſchaften. 


1916. 12. Dezember. 


Ausführungsbeſtimmungen zu der Verordnung über den Handel 
mit Sämereien vom 15. November 1916 (RGBl. S. 1277.) 


M. H. G. M. C. D. F. M. J. (M. Bl. H. G. S. 483.) 


Auf Grund des S 2 der Derordnung über den Handel mit Sämereien 
vom 15. November 1916 und der 88 6, 7, 8 Abſ. 2 und 8 12 Abi. 2 
der Verordnung über den Handel mit Lebens- und Futtermitteln und zur 
Bekämpfung des Kettenhandels vom 24. Juni 1916**) wird folgendes 
beſtimmt: 

1. Sur Entſcheidung über die Erteilung und Entziehung der Erlaubnis 
zum Handel mit Klee⸗, Gras-, Futterrüben- und Futterkräuterſamen ſowie 
zur Unterſagung des Handels in den Fällen des § 1 Abſ. 2 Nr. 5 der 
Verordnung vom 15. November 1916 werden in Stadtkreiſen bei der Orts⸗ 
polizeibehörde, im übrigen bei dem Landrat, in den Hohenzollernſchen Landen 
bei dem Oberamtmann, beſondere Stellen errichtet. Für den Landespolizei⸗ 
bezirk Berlin wird die Stelle bei dem Polizeipräſidenten in Berlin gebildet. 

Die Mitglieder der Stelle werden von der Behörde ernannt, bei der 
die Stelle errichtet wird. Der Dorſitzende und der ſtellvertretende Vor⸗ 
ſitzende müſſen unmittelbare oder mittelbare Staatsbeamte ſein. In den 
Candkreiſen führt der Landrat, in den Hohenzollernſchen Landen der Ober⸗ 
amtmann den Dorſitz. 

Die Stellen entſcheiden in einer Beſetzung von 5 mitgliedern ein⸗ 
ſchließlich des Vorſitzenden. Swei Mitglieder ſollen Dertreter der Land⸗ 
wirtſchaft, zwei Vertreter des Handels ſein. 


*) Verwaltungsvorſchriften Jahrgang 1914 II S. 17. 
* Perwaltungsvorſchriften Jahrgang 1916 I S. 472. 
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Die Mitglieder der Stelle, die nicht Beamte find, werden vom Dor= 
ſitzenden durch handſchlag an Eides Statt auf getreue Pflichterfüllung ver⸗ 
pflichtet. Sie erhalten ReijeRojten und Tagegelder nach den Sätzen, die 
I die Mitglieder der Einkommeniteuer-Deranlagungskommillion feitgefegt 
ind. 

Die durch das Derfahren entitehenden Koſten ſind Koſten der Landes= 
polizei. N 

2. Oertlich zuſtändig iſt die Stelle, in deren Bezirk die Hauptnieder⸗ 
laſſung des Handelsbetriebs liegt, für die die Erlaubnis nachgeſucht wird. 

Fehlt es an einer inländiſchen Hauptniederlaſſung, jo beſtimmt der 
Regierungspräfident die zuſtändige Stelle; wenn die Erlaubnis für ein 
die Grenzen eines Regierungsbezirks überſchreitendes Gebiet nachgeſucht 
wird, ſo iſt die bei dem Polizeipräſidenten in Berlin errichtete Stelle 
zuſtändig. ö 

5. Der Antrag auf Erteilung der Erlaubnis iſt ſchriftlich einzureichen. 
Es iſt darin anzugeben, ob und ſeit wann der Antragſteller eine im Han⸗ 
delsregiſter eingetragene Firma beſitzt, ob und mit welchen Sämereien 
er vor dem 1. Auguſt 1914 gehandelt hat, ob und ſeit wann er im Beſitze 
der Erlaubnis zum handel mit Lebens- und Futtermitteln auf Grund 
der Verordnung über den Handel mit Lebens- und Futtermitteln und zur 
Bekämpfung des Kettenhandels vom 24. Juni 1916 iſt, ob er wegen 
Zuwiderhandlung gegen die höchſtpreisverordnungen, gegen die Verordnungen 
über Dorratserhebung vom 2. Februar!) und 3. September 19152) und 
die Verordnung gegen übermäßige Preisſteigerung vom 25. Juli 19153) 
beitraft iſt, und ob ein Derfahren zur Fernhaltung unzuverläſſiger Perſonen 
vom Handel vom 23. September 19150 gegen ihn geſchwebt hat. Iſt 
dem Antragſteller auf Grund dieſer Verordnung der Handelsbetrieb unter- 
ſagt geweſen, ſo kann der Antrag auf Erteilung der Erlaubnis von ihm nur 
geſtellt werden, nachdem die Wiederaufnahme des Handelsbetriebs gemäß 
§ 2 Abſ. 3 der Derordnung vom 23. September 1915 geſtattet worden iſt. 

In dem Antrag iſt ferner anzugeben, für welche Seit, für welches 
Gebiet und für welche Sämereien die Erlaubnis erteilt werden ſoll. Wird 
die Erteilung der Erlaubnis für einen Handelsbetrieb beantragt, der ſich 
vor dem 1. Auguſt 1914 nicht oder nicht in dem zu erſtattenden Umfang 
auf den Handel mit Sämereien erſtreckt hat, ſo iſt das volkswirtſchaftliche 
Bedürfnis eingehend zu begründen. 

Dem Antrag iſt die Gebühr für die Entſcheidung (Siffer 6) beizufügen. 

Die Stelle oder ihr Vorſitzender hat zur Vorbereitung der zu treffenden 
Entſcheidung die für erforderlich erachteten Erhebungen anzuſtellen. Sie 
kann jederzeit die Dorlegung der Handelsbücher ſowie eine Auskunft über 
die Perſönlichkeit der Angeſtellten des Antragſtellers verlangen. Dor der 
Hurücknahme einer Erlaubnis ($ 2 der Derordnung über den Handel mit 
Sämereien vom 15. November 1916) iſt dem Beteiligten Gelegenheit zur 
Geltendmachung etwaiger Einwendungen zu geben. 

Die Stelle beſtimmt darüber, ob einer Entſcheidung eine mündliche 
Verhandlung mit dem Beteiligten vorausgehen ſoll. 

Die Abſtimmung erfolgt nach einfacher Stimmenmehrheit. 

4. Der § 3 Abſ. 2 der Verordnung vom 24. Juni 1916 läßt die 
Stelle für die Entſcheidung der Frage, welche Gründe für die Derſagung. 


) Derwaltungsvorſchriften Jahrgang 1915 I S. 106. 
2) Perwaltungsvorſchriften Jahrgang 1915 II S. 87. 
3) Derwaltungsvorjäriften Jahrgang 1915 I S. 532. 
) Derwaltungsporichriften Jahrgang 1915 II S. 151. 
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und die Entziehung der Erlaubnis ſowie für die Unterſagung des Handels 
der im 8 1 Abſ. 2 Nr. 3 der Verordnung vom 15. November 1916 be— 
zeichneten Art in Frage kommen, den durch die Sachlage gebotenen Spiel: 
raum. Für die richtige Durchführung des Verfahrens iſt hervorzuheben, 
daß mit der Derjagung oder der Ausſchließung ein perſönlicher Makel 
nicht verbunden zu fein braucht. Neben den Derjagungsgründen, die in 
der Peyſon des Unternehmers und der Beichaffenheit der Unternehmung 
liegen, — z. B. Unzuverläſſigkeit, Mangel an Sachkenntnis, Mangel an 
den für einen ordnungsmäßigen Handelsbetrieb erforderlichen Einrichtungen 
oder dem nötigen Betriebskapital — hann die Derjagung der Zulaſſung 
oder die fernere Nichtzulaſſung eines Betriebs auch auf Bedenken volks— 
wirtſchaftlicher Art gegründet werden. Solche können unter den gegen⸗ 
wärtigen Verhältniſſen namentlich daraus hergeleitet werden, daß für den 
in Rede ſtehenden Handelsbetrieb kein Bedürfnis vorliegt. Erweiſt ſich 
eine Einſchränkung der Sahl der händler als nötig, ſo ſind entſprechend dem 
Hinweis im 83 Abſ. 2 der Verordnung vom 24. Juni 1916 in eriter 
Linie diejenigen perſonen auszuſchließen, die erſt nach dem 1. Augujt 1914 
den Handel mit Sämereien aufgenommen haben. 

Die Erteilung der Erlaubnis iſt davon abhängig zu machen, daß der 
Handeltreibende die angeſchloſſenen von der Ständigen Preiskommiſſion feſt⸗ 
geſetzten Richtlinien und Preiſe vom 19. September 1916, oder andere von 
derſelben Kommiljion in Zukunft feſtzuſetzenden Richtlinien und Preiſe nicht 
überſchreitet. Es iſt ferner zuläſſig, die Erteilung von weiteren Bedingungen 
abhängig zu machen. Dies wird ſich für die Fälle empfehlen, in denen 
eine dauernde Ueberwachung des zu gejtatienden Handelsbetriebs erwünſcht 
iſt, etwa um einer ungeſunden Preisentwicklung oder einer Irreführung des 
Publikums entgegen zu wirken. Bedingungen dieſer Art können z. B. 
fein: die Verpflichtung, Bücher zu führen, die über Herkunft und Derbleib 
der Ware, Einkaufs- und Derkaufspreiſe Auskunft geben, die Entlaſſung 
von Angeſtellten, die ſich als unzuverläſſig im Handel erwieſen haben, der 
Nichtgebrauch einer Phantaſiefirma oder einer Firmenbezeichnung, die ge⸗ 
eignet iſt, über Art und Umfang des Geſchäftsbetriebs im Publikum 
Irrtum zu erregen. ö 
Werden die Bedingungen nicht erfüllt, ſo iſt die erteilte Erlaubnis 
gemäß § 4 der Verordnung vom 24. Juni 1916 zu entziehen. 

5. Dem handeltreibenden iſt eine Erlaubniskarte nach beiligendem 
Muſter auszuhändigen. In der Karte iſt der Name des Handeltreibenden, 
oder wenn ihm der Handelsbetrieb unter einer Firma geſtattet wird, 
dieſe genau zu bezeichnen. 

6. Die Entſcheidung iſt gebührenpflichtig. Die Gebühr beträgt für 
Handelsbetriebe, die gemäß SS 6, 8 des Gewerbeſteuergeſetzes vom 24. 
Juni 1891 (GS. S. 205) zur Gewerbeſteuerklaſſe I veranlagt ſind, 50 Mk., 
für die der Gewerbeſteuerklaſſe II 30 Mh., der Gewerbeſteuerklaſſe i 
10 Mk. Für Betriebe der Gewerbeſteuerklaſſe IV und die gemäß 88 5, 
des Geſetzes von der Gewerbeſteuer befreiten Betriebe ergeht die Entſchei⸗ 
dung gebührenfrei. 

7. Ueber die Beſchwerde entſcheidet endgültig der Regierungspräſident, 
in deſſen Bezirk die zur Erteilung der Erlaubnis zuſtändige Stelle ihren 
Sitz hat, ſoweit der Landespolizeibezirk Berlin in Betracht kommt, der 
Oberpräſident. 

8. Ueber Streitigkeiten, die ſich aus der Uebernahme und Derwertung 
zwiſchen den Beteiligten ergeben, entſcheidet endgültig der Regierungspräſi⸗ 
dent, in deſſen Bezirk ſich die zu übernehmenden und zu verwertenden 
Sämereien befinden. 
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9. Sur Erteilung der im § 12 Abſ. 1 Siffer 1 der Verordnung vom 
24. Juni 1916 vorgeſehenen Genehmigung iſt an Stelle der Ortspolizei⸗ 
behörde in den Orten, in denen eine Stelle im Sinne der Derordnung vom 
15. November 1916 errichtet iſt, dieſe zuſtändig. 


Richtlinien. 

Die feſtgeſetzten Preiſe find höchſtpreiſe, fie dürfen nicht überſchritten, 
können aber unterſchritten werden. Sie verſtehen ſich in allen Stufen, 
wenn nicht anders vermerkt, für mindeſtens gute Qualitäten 1916er Ernte. 
Geringere Qualitäten ſind dem Wertunterſchied entſprechend billiger zu 
bewerten. geltere Saaten ſind ebenfalls der Qualität entſprechend, jedoch 
nicht über die feſtgeſetzten Preiſe zu bewerten. Es iſt Sache der Vereinbarung 
zwiſchen Käufer und Derkäufer, außerdem Wertzahlen zu fordern oder zu 
geben. Für nachweisbar planmäßig gezüchtete Saaten ſowie von der Deut⸗ 
ſchen Landwirtſchafts-Geſellſchaft, den Landwirtſchaftskammern und den 
offiziellen Saatzuchtanſtalten anerkannte Saaten gelten die feſtgeſetzten Preiſe 
nicht, ebenſo nicht für Derkäufe nach dem Auslande. 

Die Preiſe verſtehen ſich für prompte Lieferung gegen netto Kaſſe für 
50 kg brutto oder netto bahn⸗ oder bordfrei der tatſächlichen Verſandſtation. 
Haben die Berechnungen vor dem Kriege ab oder frei Lager ſtattgefunden, 
ſo iſt dies auch weiter zuläſſig. ö 

Genoſſenſchaften und andere landwirtſchaftliche Handelsorganiſationen 
unterſtehen denſelben Verpflichtungen wie die Händler. 85 

Bei Abgabe von Mengen unter 50 kg find die vor dem Kriege üb- 
lichen Zuſchläge geſtattet. 

Für ſpätere Sahlungen und Lieferungen können 6 % Sinſen berechnet 
werden. Ein entſprechender Preiszuſchlag iſt jedoch nur zuläſſig, wenn in 
dem Angebot und der Rechnung ausdrücklich bemerkt iſt, daß die Ware auf 
3iel oder ſpätere Lieferung verkauft iſt. f 

Dermittlergebühren hat der Derkäufer zu tragen. Müſſen fie vom 
Käufer bezahlt werden, jo iſt der Höchſtpreis um den gleichen Betrag zu 
mindern. Zu 
Bei Käufen in ausländiſcher Daluta iſt die Daluta umzurechnen gemäß 
dem am Tage der Käufe bzw. am vorhergehenden Tage in den Seitungen 
veröffentlichten amtlichen Kurfe. f N 

Blankogeſchäfte dürfen nicht getätigt werden. 

Schriftliche Derträge, die vor Inkrafttreten der vorſtehenden höchſt⸗ 
preiſe und Beſtimmungen abgeſchloſſen find, werden von dieſen nicht be= 
troffen. 

IHR Ueberwachung und Ergänzung diefer Beſtimmungen und Preis- 
feſtſetzungen beſteht eine Kommiſſion, die auch Uebertretungen zu prüfen 
und über ihre weitere Behandlung zu entſcheiden hat. 

Anzeigen und ihr ſonſt zur Kenntnis gekommene Uebertretungen und 
Umgehungen werden durch die Kommilfion geprüft. Werden ſolche für 
vorliegend erachtet, fo iſt der Schuldige zu verwarnen bzw. hat die Kom⸗ 
miſſion das Recht, den Schuldigen dem Kriegsernährungsamte namhaft 
zu machen. 

Die üblichen Einrichtungen zur Schlichtung von Streitigkeiten (Schieds⸗ 
gerichte, Gerichte, Kontroll-Stationen) werden durch vorſtehende Beſtim⸗ 
mungen nicht beſchränkt. 5 

Die Forderung „ſeidefrei“ gilt im Sinne der Höchſtpreiſe für erfüllt, 
wenn die Ware den im Einzelfall in Betracht kommenden beſtehenden Be⸗ 
ſtimmungen oder Dereinbarungen entſpricht. 


Anlage I. 
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Die Mindeſtwerte für gute Qualität hat die Kommiſſion auf Grund 
der vieljährigen Durchſchnittsergebniſſe der Samen⸗Kontrollſtationen unter 
Berückſichtigung der diesjährigen Ernteverhältniſſe baldmöglichſt feſtzuſtellen 
und bekanntzugeben. 

Gründet ſich der Vorwurf der höchſtpreis⸗ Ueberſchreitung auf 

Nichterfüllung der Seidebedingungen oder 
der zahlenmäßigen Garantien für Reinheit und Keimkraft oder 
des Urſprungs, 
ſo entſcheidet allein und endgültig die ſtändige Kommiſſion über die Trif- 
tigkeit der Gründe und die Weiterverfolgung des Falles. 


Anlage II. 
Höchſtpreiſe. N f 

Stufe l. Stufe II. Stufe III Stufe IV 

Höchſt⸗ . ee ne lee 

eee eee ee ee ee 
e ee eee e ee, un: 

1. Serradella 55,— 49,— 44,.— 40,— 
2. Rotklee, ſeidefrei, mittel⸗ | 
europaiſch 190,— 178,— 170. — 162, — 

3. Weißlkloe, ſeidefrei 156, — 146,— 138, — 132, — 

4. Schwediſch-Klee, ſeide⸗ l 

frei 166,.— 156,.— 148,— 142,— 
5. Gelbklee, enthülſt, g 

ſeidefrei 78,— 70,— 65,.— 60, — 
6. Inkarnatklee, ſeidefrei 90,— 82,— 75,— 70,.— 
7. Luzerne, ſeidefrei, überjährig a 

aliat.jche 120, — 112,— 105, — 97,— 
europäiſche 155, — 147,— 140, — 132,.— 
8. Engliſches u. italieniſches 

Raygras 110,— 100,— 92, — 86,— 
9. Weſterwoldiſches Ray: 

gras 88, — 80, — 74, — 70,— 
10. Wieſenſchwingel 115,.— 105,-— 97,— 91,— 
11. Timothe, |.idefrei 82, — 15,— 70, — 65,— 
12. Knaulgras 80,— Po 65,— 60,— 
13. Schafſchwingel 37,— 32, — 28, — 25, — 
14. Eſparſette 58, — 52, 47, — 43,— 
15. Wunöklee 15), — 140,— 132, — 126, — 

Berlin, den 19. September 1916. 

Anlage III. 
Erlaubnisſchein für den Handel mit Sämereien. 

Dem (Deryr⸗r (Hame oder Firma h 
iſt gemäß der Verordnung über Sn Handel mit Sämereien vom 15. No- 
vember 1916 Gichs-Geſetzbl. S. 1277) die Erlaubnis erteilt worden, 
CF RER (Beitangabe: bis auf weiteres; bis zm 
8 Jin (im) eee, (Gebietsbezeichnung) 


e —— ˙— den Handel mit folgenden Sämereien 
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1916. 15. Dezember. 1151 


Die Erlaubnis kann jederzeit wieder entzogen werden. 
e F! 191 


Der Dorſitzende 
der zur Entſcheidung über die Erteilung und Entziehung der Erlaubnis 
errichteten Stelle. 


1916. 13. Dezember. 


Ausführungsanweiſung zur Verordnung über e für Zwiebeln 
vom 4. November 1916 


M. H. G. m. L. D. F. M. J. (M. Bl. H. G. S. 487.) 


I. Auf Grund des § 5 der Derordnung wird mit Zuſtimmung des 
Präſidenten des Kriegsernährungsamts angeordnet: 

1. daß die höchſtpreiſe der Verordnung für ausländiſche Swiebeln, 
die von der Keichsſtelle für Gemäſe und Obſt oder ihren Beauf— 
tragten verkauft werden, nicht gelten. 

2. daß die höchſtpreiſe dr Derordnung für die roten Litauer Steck: 
zwiebeln um 25 vom Hundert erhöht werden. 

II. Auf Grund des 8 7 der Derordnung wird beſtimmt: 
Höhere Derwaltungsbehörden im Sinne der Derordnung find die Res 
gierungspräſidenten, für Berlin der Oberpräſident. 

Zuſtändige Behörden ſind die Landräte (Oberamtmänner), in den 

Stadtkreiſen die Gemeindevorſtände. 
Kommunalverbände find die Stadt und Candkreiſe. 


An die Herren Regierungspräſidenten, den Herrn Polizeipräſidenten in Berlin 
und den Herrn Oberpräſidenten in Potsdam. 


1916. 13. Tezember. 


Ausſührungsbeſtimmun ſen zu der Vekanntmachung über Rohzucker 
und Zuckerrüben im Vetriebsjahr 1917,18 vom 2. Dezember 1516. 


m. 9. G. m. L. D. F. m. 3. (m. Bl. h. 6. S. 487.) 


Höhere Derwaltungsbehörde im Sinne des § 4 der Bekanntmachung 
iſt der Oberpräſident, in deſſen Bezirk die verarbeitende Suckerfabrik be⸗ 
legen iſt. 

i Vor der Entſcheidung gemäß § 4 der Bekanntmachung find beide 
Parteien zu hören. Je ein Sachverſtändiger aus den Kreiſen der Land⸗ 
wirtſchaft und der Suckerinduftrie iſt zuzuziehen. 

Ausfertigung der Entſcheidung iſt beiden Parteien zuzuſtellen. 


1916. 13. Dezember. 


Abänderung von Ausführungsbeſtimmungen betreffend 
Tiinkbrauntwein Einſchrankung. 
Kriegsernährungsamt (R. 5. Bl. S. 535.) 


Auf Grund von § 4 der Bekanntmachung, betreffend Einſchränkung 
der Trinkbranntweinerzeugung, vom 31. März 19155) (Keichs⸗Geſetzbl. S. 


) Perwaltungsvorſchriften Jahrgang 1915 I S. 255. 
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208) und der Bekanntmachung über die Errichtung eines Kriegsernährungs⸗ 
amts vom 22. Mai 19160 (Keichs⸗Geſetzbl. S. 402) beſtimme ich: 

Die Ausführungsbeitimmungen zu der Bekanntmachung, betreffend Ein⸗ 
ſchränkung der Trinkbranntweinerzeugung, vom 31. März 1915 (Keichs⸗ 
Geſetzbl. S. 208), vom 15. April 19157) (Sentralblatt für das Deutſche 
Reich S. 123) und 14. März 1916 (Sentralblatt für das Deutſche Reich 
S. 54) werden wie folgt geändert: 

Abſatz 1 der Siffer 2 des 8 5 erhält folgende Faſſung: 

Die im $ 2 Übſatz 1 unter e aufgeführten Gewerbetreibenden 
dürfen vom 1. Januar 1917 an bis auf weiteres monatlich nicht 
mehr als 4 Hundertteile der im Betriebsjahr 1913/14 verſteuerten 

1 Menge verſteuern laſſen; jedoch iſt die vorbezeichnete Jahresmenge 
um den Betrag zu kürzen, für den im Betriebsjahr 3913/14 bei 
der Ausfuhr von Branntwein und kosmetiſchen Erzeugniſſen (§ 48 
Abſ. 1 Buchſtabe e und S8 6 ff. der Branntweiniteuer-Befreiungs- 
ordnung) Steuerfreiheit in Anſpruch genommen iſt. 


1916. 13. Dezember. 
Bekanntmachung über Pferdefleiſch. 
R. K. (R. G. Bl. S. 357.) 


8 1 
Auf Grund der Bekanntmachung über Kriegsmaßnahmen zur Siche⸗ 
rung der Dolksernährung vom 22. Mai 1916 (Keichs⸗Geſetzbl. S. 401) 
wird folgende Verordnung erlaſſen: 
Die Preiſe für Pferdefleiſch dürfen im Kleinhandel bei der Abgabe 
an den Verbraucher folgende Beträge nicht überſteigen: 
für 1 Pfund Lendenbratfleiſch, Leber, Friſchwurſt 


oder Fett 1,80 Mark, 
für 1 Pfund Muskelfleifh, ausgenommen Lenden⸗ 


77 


bratfleiſch, ohne Knochen 1,60 
für 1 Pfund Herz und Eingeweide, Kopffleiih und 
andere geringe Sorten Fleiſch, ausgenommen 
Leber 5 1,40 
für 1 Pfund Knochen 0,20 


77 


7 


2 
Zur Berückſichtigung der beſonderen Marktverhältniſſe in den ver⸗ 
ſchiedenen Wirtſchaftsgebieten können die Landeszentralbehörden oder die 
von ihnen beſtimmten Behörden für ihren Bezirk oder Teile ihres Be- 
zirkes niedrigere höchſtpreiſe, als im 8 1 feſtgeſetzt ſind, feſtſetzen. 


3 

Die Kommunalverbände können den Verkehr mit Pferden, die zur 
Schlachtung beſtimmt ſind, und mit Pferdefleiſch ſowie den Verbrauch 
von Pferdefleiſch regeln. Sie können den Gemeinden die Regelung für die 
Gemeindebezirke übertragen. Gemeinden, die nach der letzten Dolkszählung 
mehr als 10000 Einwohner hatten, können die Uebertragung verlangen. 

Die Vorſchrift im § 2 Satz 2 der Verordnung vom 21. Auguſt 1916 
über die Regelung des Fleiſchverbrauchs (Keichs-Geſetzbl. S. 941) bleibt 
unberührt. 

x) Derwaltungsvorſchriften Jahrgang 1916 I S. 380. 
g 1) Derwaltungsvorſchriften Jahrgang 1915 I S. 279. 
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Die Landeszentralbehörden oder die von ihnen beſtimmten Behörden 
können die Kommunalverbände und Gemeinden für die Swecke der Res 
gelung vereinigen, ſie können auch die Regelung für ihren Bezirk oder 
Teile ihres Bezirkes ſelbſt vornehmen. Soweit die Regelung hiernach für 
einen größeren Bezirk erfolgt, ruhen die Befugniſſe der zu dieſem Bezirke 
gehörenden Stellen. 


| 8 4 
Die Herſtellung von Dauerwurſt aus Pferdepfleiſch wird unterſagt. 
8 5 


Der Reichskanzler kann Ausnahmen von den Dorſchriften dieſer Der- 
ordnung zulaſſen. 
- 8 6 
Mit Gefängnis bis zu einem Jahre und mit Geldſtrafe bis zu zehn: 
taufend Mark oder mit einer dieſer Strafen wird beſtraft: 
1. wer die in dieſer Verordnung oder auf Grund dieſer Verordnung 
feſtgeſetzten Höchſtpreiſe überſchreitet, 
2. wer einen anderen zum Abſchluß eines Vertrags auffordert, durch 
den dieſe Preiſe überſchritten werden, oder ſich zu einem ſolchen 
Vertrag erbietet, 
3. wer der Vorſchrift im 8 4 oder den nach § 3 erlaſſenen Be⸗ 
ſtimmungen zuwiderhandelt. 
Neben der Strafe können die Gegenſtände, auf die ſich die ſtrafbare 
Handlung bezieht, ohne Unterſchied, ob ſie dem Täter gehören oder nicht, 
eingezogen werden. 


8 7 
Dieſe Verordnung tritt am 27. Dezember 1916 in Kraft. 


1916. 14. Dezember. 


Ergänzung der Ausführungsanweiſung vom 3. Oktober 1916. zur 
Bekanntmachung über Säcke vom 27. Juli 1916. 


m. H. G. M. J. (m. Bl. H. G. S. 488.) 


Auf Grund des 8 27 der vorbezeichneten Bekanntmachung wird fol— 
gendes beſtimmt: 

In der die Unterſagung des Handels mit Säcken (§ 25 der Bekannt- 
machung) ausſprechenden Entſcheidung iſt gleichzeitig feſtzuſetzen, daß der 
von der Entſcheidung Betroffene die durch das Verfahren verurſachten baren 
Auslagen, insbeſondere die Gebühren für die vorgeſchriebenen öffentlichen 
Bekanntmachungen, zu erſtatten hat. N 

Abdrucke für die Landräte (Oberamtmänner) und die Polizeiverwal⸗ 
tungen der Stadtkreiſe ſind beigefügt. 

An die Herren Regierungsprälidenten, den Herrn Oberpräſidenten in Pots⸗ 
dam und den Herrn Polizeipräſidenten hier. 


1916. 14. Dezember. 
Erlaß, 
betreffend Herſtellung von Schmalz durch die Kommunalverbände und 
Gewinnung von Speiſefett durch größere Stadtgemeinden. 
Kriegsernährungsamt (m. Bl. M. S. 429.) 
Berlin W 8, den 28. November 1916. Mohrenſtr. 11/12. 
Im der Bevölkerung wird die geringe ne der zu verteilenden Streich⸗ 


1154 1916. 14. Dezember. 


fette drückend empfunden, weshalb ich eine Prüfung veranlaßt habe, in 
welcher Richtung hier eine Beſſerung möglich iſt. 


I. Durch Derſuche iſt feſtgeſtellt worden, daß es ſich dringend em⸗ 
pfiehlt, von den für die Sivilbevölkerung gelieferten Schweinen die fetten 
Teile, die nicht unbedingt zur Wurſtfabrikation benötigt werden, zu Schmalz 
auszuſchmelzen. Für die Herjtellung von Wurſt (Blut: und Leberwurſt) 
genügt die Verwendung von ſo viel Schweinefett, daß der Fettgehalt 
der Wurſt etwa 10 v. h. beträgt. 


Das jo freiwerdende Schmalz wird den Gemeinden bezw. Kommus 
nalverbänden nicht auf die ihnen zuſtehenden Fettmengen angerechnet wer⸗ 
den, iſt alſo nicht unbedingt auf die Fettkarten abzugeben. Die Ra= 
tionierung dieſes Schmalzfetts kann vielmehr auch auf Grund der Fleiſch⸗ 
karte oder, wie ich hiermit zulaſſe, einer beſonderen Karte (Fleiſchfett⸗ 
karte, Lebensmittelkarten) erfolgen. 


Die Herſtellung des Schmalzes wird den Kommunalverbänden nahe⸗ 
zulegen fein. Die Keichsfleiſchſtelle iſt bereit, ihnen hierbei mit Vor⸗ 
ſchlägen behilflich zu fein. Die bei der Keichsfleiſchſtelle hierzu gepflo⸗ 
genen Dorverhandlungen werde ich in Nr. 10 der „Beiträge zur kommu⸗ 
nalen Kriegswirtſchaft“ zur allgemeinen Kenntnis der Behörden bringen. 
Die Frage, ob die Kommunalverbände die Schmalzherſtellung aus den 
fetten Teilen der Schlachtſchweine ſelbſt durchführen oder unter ihrer Auf- 
ſicht und Weiſung durch Schweineſchlächter ausführen laſſen, ſoll der Ent⸗ 
ſcheidung nach Maßgabe der örtlichen Verhältniſſe durch die Kommunal⸗ 
verbände ſelbſt vorbehalten bleiben. 


II. Weiter wird es ſich dringend empfehlen darauf hinzuwirken, daß 
die größeren Stadtgemeinden, in denen dies lohnend erſcheint, den Der: 
ſuch machen, die in den Haushaltungen nach dem Kochen abfallenden 
Knoden ſammeln zu laſſen, um aus ihnen speiſefett durch Behandlung 
in Dampfſteriliſationsapparaten oder Autoklaven zu gewinnen. 


Um dieſe Verſuche zu ermöglichen, iſt mit der Reichsfettitelle, dem 
Kriegsausſchuß für pflanzliche und tieriſche Oele und Fette und der Keichs⸗ 
fleiſchſtelle folgendes feſtgeſtellt worden: 


Den Gemeinden, die aus privaten Haushaltungen, zu denen auch 
Gaſtwirtſchaften gehören, ausgekochte Knochen in friſchem Suſtande ſam⸗ 
meln, kann die Gewinnung von Speijefett aus dieſen Knochen auf Ans 
trag vom Kriegsausſchuß für pflanzliche und tieriſche Oele und Fette 
geſtattet werden. Das ſo gewonnene Fett verbleibt den Gemeinden ohne 
Anrechnung auf die Fettkarte. — Die Verarbeitung der geſammelten 
Knochen hat dort, wo ſelbſt oder in unmittelbarer Nähe vom Kriegsaus- 
ſchuß konzeſſionierte Speiſeknochenfettfabriken beſtehen, nach Vereinbarung 
zwiſchen der Gemeinde und der Fabrik zu geſchehen. Kommt eine ſolche 
Vereinbarung auch nach Vermittlung des Kriegsausſchuſſes für pflanz⸗ 
liche und tieriſche Oele und Fette nicht zuſtande, ſo iſt meine Entſchei⸗ 
dung anzurufen. — In Orten, wo keine konzeſſionierten Speiſeknochen⸗ 
fettfabriken beſtehen, können die Gemeinden die Fettgewinnung entiprechend: 
der Dorichrift des Kriegsausſchuſſes ſelbſt vornehmen. 

Die bei der Keichsfleiſchſtelle gepflogenen Dorverhandlungen über die 
Zweckmäßigkeit dieſer Sammlung laſſe ich ebenfalls in Nr. 10 der „Bei⸗ 
träge zur kommunalen Kriegswirtſchaft“ zur Henntnis der beteiligten Be⸗ 
hörden und Gemeinden bringen. 


Die hohen Bundesregierungen bitte ich, geneigteſt alle Beſtrebungen 
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der Kommunalverbände und Gemeinden in den von mir bezeichneten beiden 
Richtungen anregen, fördern und ſtützen zu wollen. 


v. Batocki. 


An ſämtliche Bundesregierungen (für Preußen: Miniſterium des Innern, 
für Handel und Gewerbe, für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten) 
und den Herrn Statthalter in Elſaß-Lothringen. 


Abſchrift überſende ich zur gefälligen Kenntnisnahme. Ich erſuche, die 
Hommunalverbände und Gemeinden anzuhalten, von den Anregungen des 


Herrn Präſidenten des Kriegsernährungsamts in weiteſtem Umfange Ge⸗ 
brauch zu machen. 


Berlin, den 14. Dezember 1916. 
Der Miniſter des Innern. 


1916. 14. Dezember. 


Bekanntmachung 
über Rücklieferung von Oeltuchen. 


Kriegsernährungsamt (R. 5. Bl. S. 536.) 


Auf Grund des 8 9 der Derordnung über Oelfrüchte und daraus ge⸗ 
wonnene Produkte vom 26. Juni 19160 (Reichs-Geſetzbl. S. 842 ff.) in 
Verbindung mit § 1 der Bekanntmachung über die Errichtung eines Kriegs- 
ernährungsamts vom 22. Mai 1916 (Reichs-Geſetzbl. S. 402) wird be⸗ 
ſtimmt: 

Wer nach 87 AbſatzW 2 der Derordnung über Oelfrüchte und daraus 
gewonnene Produkte vom 26.“ Juni 1916 für abgelieferte Oelfrüchte die 
Rücklieferung von Oelkuchen verlangen kann, hat den vom Kriegsausſchuß 
für pflanzliche und tieriſche Oele und Fette, G. m. b. H. in Berlin über 
die Berechtigung ausgeſtellten Bezugsſchein, ſoweit dieſer vor dem 1. März 
1917 ausgeſtellt iſt, ſpäteſtens am 31. März 1917 feinem Kommunal⸗ 
verbande einzureichen. Bezugsſcheine, die nach dem 28. Februar 1917 
ausgeſtellt find, find innerhalb eines Monats nach dem Tage der Aus⸗ 
ſtellung der bezeichneten Stelle einzureichen. 

Bezugsſcheine, die nach Ablauf dieſer Friſten eingereicht werden, ver⸗ 
lieren ihre Gültigkeit. 


1916. 14. Dezember. 


Bekanntmachung, 
rn Zollerleichterungen far e ee aus den beſetzten 
feindlichen Gebieten. 


R. K. (R. G. Bl. S. 1386.) 


Der Bundesrat hat auf Grund des 8 3 des Geſetzes, betreffend die 
Ermächtigung des Bundesrats zu wirtſchaftlichen Maßnahmen uſw., vom 
4. Auguſt 1914 *) (Reichs⸗Geſetzbl. S. 327) folgende Verordnung erlaſſen: 


) Derwaltungsvorſchriften Jahrgang 1916 I S. 487. 
**) Perwaltungsvorſchriften Jahrgang 1914 I S. 857. 
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I 
Die Waren der Nummern 724, 777 bis 805 einſchließlich, 820, 821, 
843, 894, 904 und 906 des Zolltarifs bleiben, wenn ſie in den beſetzten 
feindlichen Gebieten erzeugt ſind, bis auf weiteres bei der Einfuhr zollfrei. 


II. 
Dieſe Verordnung tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft. Der 
Reichskanzler beſtimmt den Seitpunkt des Außerkrafttretens. | 


1916. 14. Dezember. 


Bekanntmachung, 
betreffend Aus⸗ und Durchfuhrverbot von Spinnſtoffen pp. 


R. K. (Reichs⸗ u. Staatsanzeiger Nr. 295.) 


Auf Grund des 82 der Kaiſerlichen Derordnungen vom 31. Juli 
1914, betreffend das Verbot der Ausfuhr und Durchfuhr von 
1) Waffen, Munition, Pulver, Sprengſtoffen ſowie von anderen Ar- 
tikeln des Kriegsbedarfs und von Gegenſtänden, die zur Herſtellung 
von Kriegsbedarfsartikeln dienen, 
2) Rohſtoffen, die bei der Herjtellung und dem Betriebe von Gegen⸗ 
ſtänden des Kriegsbedarfs zur Verwendung gelangen, 
dringe ich nachſtehendes zur öffentlichen Kenntnis: 

I. Es wird verboten die Ausfuhr und Durchfuhr ſämtlicher Waren 
des 5. Abjchnitts des Solltarifs (Tieriſche und pflanzliche Spinnſtoffe und 
Waren daraus: Menſchenhaare; zugerichtete Schmuckfedern; Fächer und 
Hüte) einſchließlich der Geſpinſte, Gewebe und Säcke aus Tertiloje, Cextilit. 

II. Dieſe Bekanntmachung tritt an die Stelle aller ſeither auf Grund 
der eingangs genannten Kaiſerlichen Verordnungen erlaſſenen Bekannt⸗ 
machungen, inſoweit ſie Waren des 5. Abſchnitts des Solltarifs zum Gegen— 
ſtande haben. 

III. Die Ausfuhr der unter I genannten Waren im Deredelungs- 
verkehr (Eigen: und Cohnveredelung) iſt geſtattet, außer für Stoffe, die 
gu Verbandzwecken geeignet find. 


IV. Das Derbot unter I erſtreckt ſich nicht auf folgende Waren: 
Aus Unterabſchnitt A 


A 
des Statiſtiſchen 
Warenverzeichniſſes: 
Seide. | 
Rohjeide vom Maulbeerſpinner 391 a, 392 a 
Rohſeide in Verbindung mit anderen Geſpinſten als 
Wolle, Baumwolle oder Ramie aus 393 
Florettſeidengeſpinſte N 398 ac 


Seidenzwirn aller Art in Aufmachungen für den Ein⸗ 

zelverkauf mit Ausnahme der chirurgiſchen Näh⸗ 

ſeide aus 399 
Rohjeide, künſtliche Seide und Florettſeidengeſpinſte, 

in Verbindung (jedoch nicht umſponnen) mit Me: 

tallfäder (Draht oder Lahn) 400 
dichte, ungemuſterte taftbindige Gewebe, ganz aus 

Seide des Maulbeerſpinners, beiderſeitig mit 

feſten Kanten gewebt (Pongees) | 401 
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Aus Unterabſchnitt C. 


Baumwolle. 


Spitzen aller Art, einſchließlich der Einſatzſpitzen, Kan⸗ 
ten und abgepaßten Waren aus Spitzen 
bunte Jacquard⸗Wäſcheborten, Grätenſtiche und Barmer 
Bögen 
Aus Unterabſchnitt D. 


Andere pflanzliche Spinnſtoffe. 


Spitzen aller Art, einſchließlich der Einſatzſpitzen, Kan⸗ 
ten und abgepaßten Waren aus pitzen 
Aus Unterabſchnitt I. 


Kleider, Putzwaren und ſonſtige genähte Gegenſtände aus 


Geſpinſtwaren oder Filzen, anderweit nicht ge⸗ 
nannt. 
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Ausfuhrnummern 
des Statiſtiſchen 
Warenverzeichniſſes: 
dichte Gewebe für Möbel⸗ und Simmerausſtattung, 
ganz oder teilweiſe aus Seide N 402403 
Sammet und Plüſch, ſammet⸗ und plüſchartige Ge⸗ 
webe ganz oder teilweiſe aus Seide 404 a8 
andere dichte Gewebe, ganz oder teilweiſe aus Seide, 
außer Kartufchbeutelzeug (Pulvertuch) und Aus⸗ 
brenn⸗(Hetz⸗)ſtoff | aus 405a—0 
Tüll, ganz oder teilweiſe aus Seide 406 
Beuteltuch, ganz oder teilweife aus Seide (Müllergaze) 407 
Gaze, Krepp, Flor und dergleichen undichte Gewebe, 
ganz oder teilweiſe aus Seide, außer Nartuſch⸗ 
beutelzeug (Pulvertuch) und Ausbrenn⸗⸗(Ketz⸗)ſtoff aus 408 
Handſchuhe und andere Wirkwaren, Wirk- und Netz⸗ 
ſtoffe, Netzwaren, ganz oder teilweiſe aus Seide 409 a- 
Spitzenſtoffe und Spitzen aller Art, einſchließlich der 
Einſatzſpitzen, Kanten und abgepaßten Waren 
aus Spitzen oder Spitzenſtoffen, ganz oder teil⸗ 
weiſe aus Seide 410 
Stickereien auf Grundſtoffen, ganz oder teilweiſe aus 
Seide 411 
Poſamentierwaren (Beſätze, Bänder, Kordeln, Litzen, 
Schnüre und dergleichen) aus Seide; nach Art 
der ſogenannten Baumwollenſparterie hergeſtellte 
Waren, mit Ausnahme der breiten Discabändchen 
aus Runſtſeide (die wie ſchmale der Nr. 394 
dem Derbot unterliegen); Chenille aus 412 a 
Knopfmacherwaren, auch mit Unterlagen oder Ein⸗ 
lagen von Holz, Bein, Horn, Leder, Eiſen aus 412 b 
bunte Jacquardwäſcheborten, Grätenſtiche und Barmer 
Bögen, aus Baumwolle mit künjtlicher Seide verſchieden. 
Hus Unterabſchnitt B. 
Wolle und andere Tierhaare (mit Ausnahme der Pferde: 
haare aus der Mähne und dem Schweife). 
Spitzen aller Art, einſchließlich der Einſatzſpitzen, Kan⸗ 
ten und abgepaßten Waren aus Spitzen; Tüll 


aus 436 


} 


aus Abda—c 


verſchieden. 
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Ausfuhrnummern 
des Statiſtiſchen 
Warenverzeichniſſes: 
Aus Seide (ganz oder teilweiſe): 
Frauenkleider (Mäntel und Kleider) 517 u 
Mädchenkleider (Mäntel und Kleider), Bluſen 
Schürzen, Unterröcke 517 b 
Mieder (Korfette, Leibchen uſw.) 5170 
Putzwaren und ſonſtige genähte Gegenſtände, an⸗ 
derweit nicht genannt 517d 
Perltaſchen, Perlfranſen, aus Glasperlen und Baum 
wolle N aus 5199 


Aus Unterabſchnitt J. 
Münſtliche Blumen aus Geſpinſtwaren, Regen- und Sonnen⸗ 
ſchirme, Schuhe aus Geſpinſtwaren oder Filzen. 
Blumen (Blüten, Blütenblätter, Knoſpen), fertige 
aus Geſpinſtwaren oder Geſpinſten, auch aus 
Filz oder Watte, allein oder in Derbindung mit 
anderen Stoffen, auch in feſter Derbindung mit 
anderen Gegenſtänden oder unter Glas und Rah: 
men; Bejtandteile ſolcher künſtlichen Blumen, 
3. B. einzelne Blätter, Stiele, Staubfäden, Sa⸗ 
menkapſeln, Früchte uſw., ohne Verbindung unter⸗ 
einander; auch ſogenannte Stoffſchläuche zu 
Stielen 523 
Regen⸗ und Sonnenſchirme aus reiner Seide aus 525 
Aus Unterabſchnitt K. 
Menſchenhaare und Waren daraus, zugerichtete Schmuck 
federn, Fächer und Hüte. 


Schmuckfedern, zugerichtet (subereitet): » * 
Straußfedern 51a 
Reiherfedern 531 b 


andere Federn; auch Dogelbälge, Köpfe, Flügel 
und andere Teile von Bälgen zum Schmuce 


von Hüten oder dergleichen zugerichtet 5310 
Fächer f 532 
Hüte, außer Hutſtumpen 533 — 535, 


557— 539, 541. 

V. Die Ausfuhr von Umſchließungen aus Jute, Baumwollengeweben, 
Textiloſegeweben, Texttlit iſt ohne beſondere Ausfuhrbewilligung geſtattet, 
wenn ihre Wiedereinfuhr in das Reichsgebiet nach ihrer Entleerung im 
Ausland ſichergeſtellt wird. 

VI. Wegen der unter den 5. Abſchnitt des Solltarifs fallenden Uniform⸗ 
ſtücke, Heeresausrüſtungsſtücke und als ſolche erkennbaren Teile von ſolchen 
bewendet es bei den Beſtimmungen der Bekanntmachung vom 24. No⸗ 
vember 1914 (Reichsanzeiger Nr. 277). 

VII. Wegen der unter den 5. Abſchnitt des Solltarifs fallenden Der⸗ 
bandmittel und ſonſtigen Gegenſtände zur Verhütung und Behandlung von 
Krankheiten, Leiden und Körperjchäden bewendet es bei den Beſtimmungen 
der Bekanntmachung vom 1. September 1915 (Reichsanzeiger Nr. 206). 

VIII. Die dem Ausfuhrverbote durch die vorſtehenden Beſtimmungen 
unterſtellten, bisher zur Ausfuhr nicht verbotenen Gegenſtände ſind zur 
Ausfuhr freizulaſſen, ſoweit fie bis zum 18. Dezember 1916 zum Derjand 
aufgegeben jind. - 
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Bekanntmachung 
über die Geſchäftsaufſicht zur Abwendung des Konkurſes. 


R. K. (R. G. Bl. S. 1368.) 


Der Bundesrat hat auf Grund des § 3 des Geſetzes über die Er⸗ 
mächtigung des Bundesrats zu wirtſchaftlichen Maßnahmen uſw. vom 4. 
Auguft 1914*) (Keichs⸗Geſetzbl. S. 327) folgende Verordnung erlaſſen: 


I. Vorausſetzungen und Wirkungen der Geſchäftsaufſicht. 


8 1. 

Wer infolge des Krieges zahlungsunfähig geworden iſt, kann bei 
dem für die Eröffnung des Konkursverfahrens zuſtändigen Gerichte die 
Anordnung einer Geſchäftsaufſicht zur Abwendung des Konkurſes bean⸗ 
tragen. Soweit das Konkursverfahren im Falle der Ueberſchuldung ſtatt— 
findet, kann der Antrag auch geſtellt werden, wenn infolge des Krieges 
eine Ueberſchuldung eingetreten iſt. 

Dem Antrag iſt ſtattzugeben, wenn Ausficht beiteht, daß die Sah⸗ 
lungsunfähigkeit oder die Ueberſchuldung nach Wegfall der Kriegsver— 
hältniſſe behoben oder der Konkurs durch ein Uebereinkommen mit den 
Gläubigern abgewendet werden wird. 


82 | 
Während der Dauer der Geſchäftsaufſicht wird die Geſchäftsführung 
des Schuldners durch eine oder mehrere Aufſichtsperſonen unterſtützt und 
überwacht. Die Aufſichtsperſon kann zu dieſem Swechke die erforderlichen 
Maßnahmen treffen, insbeſondere die Geſchäftsführung ganz oder teil— 
weiſe ſelbſt übernehmen oder einer anderen Perſon übertragen. 


83 

Der Schuldner iſt verpflichtet, der Aufſichtsperſon Einſicht in ſeine 
Geſchäftsbücher und ſonſtigen Aufzeichnungen zu gewähren und Auskunft 
über den Stand ſeines Vermögens und über ſeine Geſchäfte zu geben. 

Der Schuldner ſoll ohne Suſtimmung der Aufſichtsperſon weder un- 
entgeltliche Derfügungen oder Verfügungen über Grundſtücke und Rechte 
an Grundſtücken vornehmen, noch Anſprüche befriedigen oder ſicherſtellen, 
noch andere als ſolche Derbindlichkeiten eingehen, die zur Fortführung 
des Geſchäfts oder zu einer beſcheidenen Lebensführung des Schuldners 
und ſeiner Familie erforderlich ſind. 

Auf Antrag der Aufſichtsperſon kann das Gericht dem Schuldner 
beſondere Verpflichtungen zur Sicherung der Gläubiger auferlegen. 


8 4 | 

Don dem Verfahren werden vorbehaltlich der im 8 13 beſtimmten 

Ausnahmen alle perſönlichen Gläubiger betroffen, die einen vermögens- 
rechtlichen Anſpruch gegen den Schuldner haben. 


S 5 
Die vorhandenen Mittel find, foweit fie nicht zur Fortführung des 
Geſchäfts und zu einer beſcheidenen Lebensführung des Schuldners und 


) Derwaltungsvorſchriften Jahrgang 1914 I S. 857. 
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feiner Familie erforderlich ſind, zur Befriedigung der Gläubiger zu ver⸗ 
wenden, auch ſoweit die Gläubiger von dem Derfahren nicht betroffen 
werden. Die Reihenfolge der Befriedigung wird von der Auffichtsperjon 
unter entſprechender Anwendung der Grundſätze der Nonkursordnung be⸗ 
ftimmt; Abweichungen von dieſen Grundſätzen find nur mit Zuftimmung des 
Gerichts zuläſſig. 

§ 6 


während der Dauer der Geſchäftsaufſicht darf das Konkursverfahren 
über das Dermögen des Schuldners nicht eröffnet werden. 

Arreſte und Swangsvollſtreckungen in das Vermögen des Schuldners 
finden zugunſten der Gläubiger, die von dem Verfahren betroffen werden, 
nicht ſtatt. Su ihren Gunſten darf in Anſehung der Grundſtücke des 
Schuldners ſowie der für den Schuldner eingetragenen Rechte an Grund— 
ſtücken oder an eingetragenen Rechten eine Vormerkung auf Grund einer 
einſtweiligen Verfügung nicht eingetragen werden; das gleiche gilt von 
der Eintragung einer Dormerkung in Anſehung eines Schiffspfandrechts. 


8 7 N 
Die Verjährung des Anſpruchs eines Gläubigers, der von dem Der- 
fahren betroffen wird, iſt während der Dauer der Geſchäftsaufſicht ge- 


hemmt. 
88 


Ein Gläubiger, der von dem Verfahren betroffen wird, kann während 
der Dauer der Geſchäftsaufſicht ſeine Forderung gegen den Schuldner nicht 
aufrechnen, N 

1. wenn er dem Schuldner erſt nach der Anordnung der Geſchäfts— 
aufſicht etwas ſchuldig geworden iſt; 

2. Wenn er dem Schuldner vor der Anordnung der Geſchäftsauf⸗ 
ſicht etwas ſchuldig war und erſt nachher ſeine Forderung er— 
worben hat. 

89 

Wenn ein gegenſeitiger Vertrag zur Seit der Anordnung der Ge— 
ſchäftsaufſicht von dem Schuldner und von dem anderen Teile noch nicht 
oder noch nicht vollſtändig erfüllt iſt, jo kann der Schuldner mit Ermäch⸗ 
tigung des Gerichts die Erfüllung ablehnen. Die Ermächtigung ſoll nur 
erteilt werden, wenn die Nichterfüllung des Vertrags zur Erreichung des 
Zweckes der Geſchäftsaufſicht geboten iſt und dem anderen Teile keinen 
unverhältnismäßigen Nachteil bringt. ö 

Lehnt der Schuldner die Erfüllung ab, jo kann der andere Teil Scha- 
denserſatz wegen Nichterfüllung verlangen. b 


8 10 | 

Hatte der Schuldner vor der Anordnung der Geſchäftsaufſicht einen 
Gegenſtand gemietet oder gepachtet, ſo kann er das Miet- oder Pachtver⸗ 
hältnis mit Ermächtigung des Gerichts kündigen. Die Dorſchrift des 
89 Abſ. 1 Satz 2 iſt entſprechend anzuwenden. Die Kündigungsfriſt it, 
falls keine kürzere Friſt bedungen war, die geſetzliche. 

Kündigt der Schuldner, jo kann der andere Teil Erſatz des ihm durch 
die Aufhebung des Vertrags entſtehenden Schadens verlangen. Das dem 
Vermieter und dem ODerpächter nach den 88 559, 581, 585 des Bürger— 
lichen Geſetzbuchs zuſtehende Pfandrecht kann in Anſehung des Schadens- 
erſatzanſpruchs nicht geltend gemacht werden. 
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81 

Ein in dem Haushalt, Wirtichaftsbetrieb oder Erwerbsgeſchäfte des 
Schuldners angetretenes Dienſtverhältnis Kann von dem Schulöner mit 
Ermächtigung des Gerichts gekündigt werden. Die Dorſchrift des 89 
Abſ. ! Satz 2 iſt entſprechend anzuwenden. Die Kündigungsfriſt iſt, falls 
keine kürzere Friſt bedungen war, die geſetzliche. 

Kündigt der Schuldner, fo kann der andere Teil Erſatz des ihm durch 
die Aufhebung des Dienſtverhältniſſes entſtehenden Schadens verlangen. 


812 
Erhebt ein Gläubiger, der von dem Verfahren betroffen wird, während 
der Dauer der Geſchäftsaufſicht Klage auf Leiſtung, ſo fallen ihm die Prozeß⸗ 
koſten zur Laſt, wenn der Schuldner den Anſpruch ſofort anerkennt. Dies 
gilt nicht, wenn der Gläubiger bei der Erhebung der Klage die Geſchäfts⸗ 
aufſicht nicht kannte oder aus beſonderem Grunde an alsbaldiger Er⸗ 
langung des Urteils ein berechtigtes Intereſſe hatte. 


8 13 us 
Don dem Derfahren werden nicht betroffen: . ö 

1. die Gläubiger, deren Anſprüche auf Rechtshandlungen des Schuld⸗ 
ners beruhen, die dieſer nach der Anordnung der Geſchäftsaufſicht 
mit Suſtimmung der Auflichtsperfon vorgenommen hat oder ohne 
ſolche Zuſtimmung vornehmen durfte; 

2. die Gläubiger, deren Anſprüche auf einem gegenſeitigen Der: 

trage beruhen, der zur Seit der Anordnung der Geſchäftsaufſicht 
von dem Schuldner und von dem anderen Teile noch nicht oder 
noch nicht vollſtändig erfüllt war; . 

3. die Gläubiger, denen im Falle des Honkurſes ein Anſpruch auf 
Ausſonderung zuſteht, 

4. die Gläubiger, ſoweit ſie im Falle des Honkurſes abgeſonderte 
Befriedigung beanſpruchen können; ö 

5. die im $ 61 Nr. 1 bis 5 der Konkursordnung bezeichneten und 
die ihnen geſetzlich gleichgeſtellten Gläubiger wegen ihrer be— 
vorrechtigten Forderungen, auch ſoweit ſie nach der Anordnung 
der Geſchäftsaufſicht fällig werden; 

6. die Staatskaſſe wegen der gerichtlichen Koſten des Derfahrens 
ſowie die Auffichtsperion wegen ihrer Anſprüche auf Erſtattung 
von Auslagen und auf Dergütung. 

Die unter Nr. 2 bezeichneten Gläubiger werden hinſichtlich der im 
8 9 Abſ. 2, 8 10 Abſ. 2, 8 11 Abſ. 2 bezeichneten Anſprüche auf Schadens- 
erſatz von dem Verfahren betroffen. 


II. Verfahren. 


1. Allgemeine Dorſchriften. 


8 14 
Auf das Verfahren finden, ſoweit ſich aus dieſer Verordnung nichts 
anderes ergibt, die Vorſchriften der Sivilprozeßordnung entſprechende An- 


wendung. 
. 8 15 
Die Entſcheidungen können ohne mündliche Derhandlung erfolgen. 


8 16 


Das Gericht kann zur Aufklärung aller das Derfahren betreffenden 
Derhältniffe die erforderlichen Ermittlungen, insbeſondere die Vernehmung 


u ESTER 
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von Seugen und Sachverſtändigen, anordnen. Es kann zur Erörterung 
der Derhältnijje eine Gläubigerverſammlung berufen. 


8 17 | 

Bei Suſtellungen bedarf es keiner Beglaubigung des zuzuſtellenden 
Schriftſtücks. 

Die Zuſtellangen an Perſonen, die ſich im Ausland befinden, er⸗ 
folgen durch Aufgabe zur Poſt; die Poſtſendungen ſind mit der Bezeichnung 
„Einſchreiben“ zu verſehen. Suſtellungen an Glaubiger, deren Aufenthalt 
unbekannt iſt, finden nicht ſtatt. 

Die Dorjchriften des Abſ. 2 finden keine Anwendung, wenn die perſon, 
der zuzuſtellen iſt, einen im Inland wohnhaften, zur Empfangnahme von 
Zuſtellungen befugten Vertreter hat, der dem Gerichte bekannt iſt. 


8 18 
Oeffentliche Bekanntmachungen finden nicht ſtatt. 
Das Gericht kann den Gläubigern die Einſicht der Gerichtsakten 
geſtatten und ihnen Abſchriften daraus erteilen laſſen. Die Einſicht in die 
Berichte der Aufſichtsperſon darf keinem Gläubiger verweigert werden. 


ö 8 19 f 
Die Entſcheidungen des Gerichts ſind, ſoweit dieſe Verordnung nichts 
anderes beſtimmt, unanfechtbar. N 


2. Eröffnung des Derfahrens. 


8 20 

Mit dem Antrag auf Anordnung der Geſchäftsaufſicht hat der Schuldner 
ein Verzeichnis der Gläubiger unter Angabe ihrer Adreſſen, eine Ueber— 
ſicht des Dermögensitandes in Form einer Gegenüberſtellung der einzeln 
aufzuführenden Aktiven und Paſſiven und, ſofern er Kaufmann it, auch 
die letzte Bilanz einzureichen. f 

Das Derzeichnis der Gläubiger ſoll die ſämtlichen Gläubiger des 
Schuldners enthalten, auch die, welche von dem Derfahren nicht betroffen 
werden, und die, deren Anſprüche der Schuldner beſtreitet. Die Gläubiger, 
die von dem Derfahren nicht betroffen werden, ſollen getrennt von den 
übrigen Gläubigern aufgeführt werden. Bei Forderungen, für die im 
Falle des Konkurjes abgeſonderte Befriedigung beanſprucht werden kann, 
ſoll die höhe des mutmaßlichen Ausfalls angegeben werden. 

In der Vermögensaufſtellung ſollen ſämtliche Dermögensgegenjtände 
des Schuldners unter Angabe des Wertes aufgeführt werden. Bei For— 
derungen ſollen die Schuldner nach Namen und Wohnort, der Forderungs— 
betrag und der Schuldgrund angegeben, auch die vorhandenen Beweismittel, 
insbeſondere Wechſel und ſonſtige Urkunden, ſowie Nebenrechte, insbeſondere 
Hypotheken, Pfandrechte und Bürgſchaften, bezeichnet werden. 

8 21 

Das Gericht entſcheidet über den Antrag nach freiem Ermeſſen. 

Vor der Entſcheidung ſoll es, wenn der Schuldner Handel- oder Ge⸗ 
werbetreibender oder Landwirt iſt, in geeigneten Fällen die zuſtändige 
amtliche Vertretung des Handels, Handwerkes (Gewerbes) oder der Land: 
wirtſchaft oder einen Sachverſtändigen hören. 8 
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3. Auflichtsperfon und Gläubigerbeirat. 


8.22 

Wird die Geſchäftsaufſicht angeordnet, jo beſtellt das Gericht einen 
oder mehrere Aufſichtsperſonen und teilt allen Gläubigern die Anordnung 
der Geſchäftsaufſicht und die Aufſichtsperſon mit. Iſt der Schuldner Handel⸗ 
oder Gewerbetreibender oder Landwirt, ſo iſt die Anordnung der Ge— 
ſchäftsaufſicht auch der zuſtändigen amtlichen Vertretung des Handels, Hand— 
werkes (Gewerbes) oder der Landwirtſchaft mitzuteilen. Die Mitteilungen 
können ohne beſondere Form erfolgen. 

Der Schuldner und jeder Gläubiger, der von dem Derfahren be— 
troffen wird, können innerhalb drei Wochen nach Beſtellung der Aufſichts— 
perſon unter Darlegung der Gründe die Beitellung anderer oder weiterer 
Auflichtsperfonen beantragen. 


8 23 | 
Der Aufſichtsperſon iſt über ihre Ernennung eine urkundliche Be— 


ſcheinigung zu erteilen. Die Beſcheinigung ur bei der e des 
Amtes dem Gerichte zurückzureichen. 


8 24 
Die Aufſichtsperſon iſt für die Erfüllung der ihr obliegenden Pflichten 
allen Perſonen verantwortlich, deren Intereſſen ſie kraft ihres Amtes zu 
berückſichtigen hat. 
8 25⁵ 
Die Aufſichtsperſon ſteht unter der Aufliht des Gerichts. 
Das Gericht kann gegen die Aufſichtsperſon Ordnungsſtrafen bis zu 
zweihundert Mark feſtſetzen und ſie aus wichtigen Gründen ihres Amtes 
entlaſſen. Vor der Entſcheidung iſt die Aufſichtsperſon zu hören. 


8 26 


Das Gericht hat die Aufſichtsperſon auf ihren antrag bei der Er⸗ 
füllung ihrer Aufgaben in angemeſſener Weiſe zu unterſtützen. 


8 27 


Die Aufſichtsperſon hat gegen den Schuldner Anſpruch auf Erſtattung 
angemeſſener barer Auslagen und auf Dergütung. 


Die Feſtſetzung erfolgt durch das Gericht. Gegen den Beſchluß findet. 


ſofortige Beſchwerde ſtatt. 


8 28 

Die Aufſichtsperſon hat darauf Bedacht zu nehmen, daß der Ge— 
ſchäftsbetrieb des Schuldners tunlichſt aufrechterhalten und fein Vermögen 
nicht geſchmälert wird. Sie hat die Urſachen der Sahlungsunfähigkeit 
oder der Ueberſchuldung zu ermitteln, die geſchäftlichen Derhältnijje des 
Schuldners zu prüfen und dem Gericht unverzüglich zu berichten, ſobald 
fie die erforderliche Ueberſicht erlangt hat. 

Das Gericht beſtimmt, in welcher Weiſe und in welchen Seiträumen 
die Aufſichtsperſon weitere Berichte zu erſtatten hat. 

Jeder Bericht ſoll eine Aeußerung darüber enthalten, ob die Doraus- 
ſetzungen für eine Fortdauer der Geſchäftsaufſicht noch vorliegen. 


2 8 29 
In Streitfällen über die Verwendung der vorhandenen Mittel und 
in Streitfällen, die ſich aus Anordnungen der Auflichtsperfon zwiſchen 


1164 1916. 14. Dezember. 


ihr und dem Schuldner ergeben, ſowie bei Meinungsverſchiedenheiten mehre⸗ 
rer Auflichtsperfonen entſcheidet das Gericht. 


8 30 
Das Gericht kann, wenn der Umfang der Geſchäfte es erfordert, aus 
der Sahl der Gläubiger oder ihrer Vertreter einen Gläubigerbeirat beſtellen. 
Es kann die Beſtellung zum Mitglied des Beirats widerrufen. 

Auf die Mitglieder des Beirats ſind die Vorſchriften des § 24 ent⸗ 
ſprechend anzuwenden. d 
831 

Die Mitglieder des Beirats haben die Aufſichtsperſon in ihren Ob— 
liegenheiten zu unterſtützen und zu beraten. Sie können ſich von dem 
Gange der Geſchäfte unterrichten, die Bücher und Schriften der Kufſichts⸗ 
perſon und des Schuldners einſehen und den Beſtand der Kaſſe unterſuchen. 
Der Beirat iſt berechtigt, von der Aufſichtsperſon Auskunft über die Lage 
der Sache und die Geſchäftsführung zu verlangen. 


8 32 
Ein Beſchluß des Beirats iſt gültig, wenn die Mehrheit der Mit⸗ 
glieder an der Beſchlußfaſſung teilgenommen hat und der Beſchluß mit 
abſoluter Mehrheit der abgegebenen Stimmen gefaßt iſt. 


4. Swangsvergleich. 
8 33 

Auf Antrag eines Schuldners, der unter Geſchäftsaufſicht ſteht, kann 
zwiſchen ihm und ſeinen Gläubigern ein 5wangsvergleich zur Abwendung 
des Konkurfes geſchloſſen werden. 

An dem Dergleihsverfahren ſind nicht beteiligt Gläubiger, die nach 
8 15 von dem Verfahren nicht betroffen werden, ſowie Gläubiger, deren 
ee m Gegenſtande haben: 
Gelditrafen; 

2 die im 8 5 Abſ. 2 der Konkursordnung bezeichneten Unterhalts- 
leiſtungen, ſoweit ſie für die Zukunft geltend gemacht werden, 
daß ſei denn, daß der Schuldner als Erbe des Derpflichteten 
haftet; 

Leiſtungen aus einer Sreigebigkeit des Schuldners; 

die ſeit der Eröffnung des Dergleichsverfahrens laufenden Sinſen; 

die Hoſten, die durch die Teilnahme an dem Dergleichsperfahren 
erwachſen. 


9 .2* 


̃ 8 34 
Der Vergleich muß allen beteiligten Gläubigern gleiche Rechte ge⸗ 
währen. Eine ungleiche Beſtimmung der Kechte iſt nur mit ausdrücklicher 
Einwilligung der zurückgeſetzten Gläubiger zuläſſig. Das Gericht kann 
jedoch eine ungleiche Beſtimmung der Rechte zulaſſen, wenn die Mehr⸗ 
zahl der zurückgeſetzten Gläubiger zuſtimmt und die Geſamtſumme der 
Forderungen der zuſtimmenden Gläubiger wenigſtens drei Dierteile der 
Geſamtſumme der Forderungen der zurückgeſetzten Gläubiger beträgt. 
Jedes andere Abkommen des Schuldners oder anderer Perſonen mit 
einzelnen Gläubigern, durch das dieſe bevorzugt werden ſollen, iſt nichtig. 
8 35 
Der Vergleich kann auf Erlaß oder Stundung oder beides gerichtet 
ſein. Im übrigen darf er nur Beſtimmungen enthalten, die der Sicherung 
ſeiner Durchführung dienen. 
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Sit der Schuldner eine eingetragene Genoſſenſchaft, jo darf der Der- 
gleich nur auf Stundung, allein oder in Derbindung mit einem Erlaſſe 
von Sinſen für die Dauer der Stundung, gerichtet fein. 


8 36 
Die Dorſchriften der 88 64 bis 66, 68 bis 70 der Konkursordnung 
find entſprechend anzuwenden. 
8 37 
Zum Abſchluß des Dergleichs iſt erforderlich, daß 
1. die Mehrzahl der beteiligten Gläubiger dem Dergleiche zuſtimmt, 
2. die Geſamtſumme der Forderungen der zuſtimmenden Gläubiger 
wenigſtens drei Dierteile der Geſamtſumme der Forderungen der 
beteiligten Gläubiger beträgt. 


8 38 
Soll der Dergleich nur auf Stundung bis zur Dauer von längſtens 
einem Jahre nach der Beſtätigung allein oder in Verbindung mit einem 
Erlaſſe von Sinjen für die Dauer der Stundung gehen, fo genügt es, wenn 
die nach 8 37 Ur. 2 erforderliche Geſamtſumme wenigſtens die Hälfte 
der Geſamtſumme der Forderungen der beteiligten Gläubiger beträgt. 


8 39 
Bei der Berechnung der Mehrheiten bleiben die Gläubiger, deren Rechte 
durch den Vergleich nicht beeinträchtigt werden, außer Betracht. 


8 40 

Bei der Berechnung der Mehrheiten bleibt der Ehegatte des Schuldners 
außer Betracht, wenn er dem Vergleiche zugeſtimmt hat. 

Das gleiche gilt von demjenigen, dem der Ehegatte des Schuldners 
während der Dauer der Geſchäftsaufſicht oder in dem letzten Jahre vorher 
eine Forderung gegen den Schuldner abgetreten hat, ſoweit das Stimm⸗ 
recht auf der abgetretenen Forderung beruht. Dieſe Dorjchrift findet keine 
Anwendung, wenn der Ehegatte zu der Abtretung durch das Geſetz oder 
durch einen Vertrag verpflichtet war, der früher als ein Jahr vor der 
Anordnung der Geſchäftsaufſicht geſchloſſen wurde. 


8 41 

Mit dem Antrag auf Eröffnung des Vergleichsverfahrens hat der 
Schuldner vorzulegen: 

1. einen beſtimmten ODergleichsvorſchlag (88 34, 35) mit der Angabe, 
in welcher Weiſe die Befriedigung der Gläubiger erfolgen ſowie 
ob und in welcher Art ihnen Sicherheit geleiſtet werden ſoll, 

2. die ſchriftlichen Erklärungen der zum Abſchluß des Vergleichs nach 
Sahl und Forderungsſumme erforderlichen Mehrheit von Gläu⸗ 
bigern (88 37 bis 40), daß fie der Eröffnung des Dergleichs- 
verfahrens auf der Grundlage des Dorſchlags des Schuldners 
zuſtimmen, 

3. eine den Vorſchriften des § 20 entſprechende Aufitellung über die 
Vermögenslage zur Seit des Antrags (Dermögensverzeichnis); das 
F ſoll nach Möglichkeit glaubhaft gemacht 
werden. 

Sur Nachholung fehlender Erforderniſſe kann das Gericht dem Schuld⸗ 
ner vor der Entſcheidung über den Antrag eine Friſt bewilligen. Es 
kann zulaſſen, daß an Stelle eines neuen Dermögensverzeichniſſes ein 

7% 
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Nachtrag zu der mit dem Antrag auf Anordnung der Geſchäftsaufſicht 
eingereichten Aufitellung vorgelegt wird. 


8 42 

Vor der Entſcheidung über den Antrag ſoll die Kufſichtsperſon und, 
wenn ein Gläubigerbeirat beſtellt iſt, auch dieſer gehört werden. 

Der Antrag iſt zurückzuweiſen: 

1. wenn Catſachen vorliegen, welche die Dertrauenswürdigkeit des 

Schuldners in Frage ſtellen; 

2. wenn den Erforderniſſen des § 41 nicht genügt iſt. 

Gegen den Beſchluß, durch den der Antrag zurückgewieſen wird, ſteht 
dem Schuldner die ſofortige Beſchwerde zu. 


8 43 

Bei der Entſcheidung der Frage, ob die nach § 41 Abſ. 1 Hr. 2 zur 
Eröffnung des Dergleichsperfahrens erforderlichen Zuſtimmungserklärungen 
vorliegen, ſind die Gläubiger beſtrittener Forderungen, ſoweit nicht das 
Beſtreiten offenbar unbegründet iſt, und die Gläubiger aufſchiebend be⸗ 
dingter Forderungen nicht mitzuzählen; Gläubiger, die abgeſonderte Bex 
friedigung beanſpruchen können, ſind zu dem Betrage mitzuzählen, zu 
dem ſie nach der Angabe im Dermögensverzeichniſſe mutmaßlich aus⸗ 
fallen werden. 


1 


ö 8 44 
Gibt das Gericht dem Antrag ſtatt, ſo beſtimmt es einen nicht über 
einen Monat hinauszuſetzenden Dergleichstermin. N 
Der Beſchluß iſt dem Schuldner, der Aufjichtsperfon und allen Gläu⸗ 
bigern, auch den im 8 33 Abj. 2 bezeichneten, zuzuſtellen. Den betei⸗ 
ligten Gläubigern iſt mit dem Beſchluſſe der Vergleichsvorſchlag des Schuld⸗ 
ners mitzuteilen. 8 
45 


Die Aufſichtsperſon ſoll vor dem Dergleichstermine, ſoweit es er- 
forderlich erſcheint, mit den Gläubigern verhandeln, insbeföndere mit den 
beteiligten Gläubigern, die der Eröffnung des Dergleichsverfahrens noch 
nicht zugeſtimmt haben oder deren Forderungen beſtritten ſind. 


8 46 
In dem Dergleichstermine wird das Stimmrecht der Forderungen, 


ſoweit es beſtritten wird, feſtgeſtellt und über den Vergleichsvorſchlag ver- 
handelt und abgeſtimmt. 


8 47 N 

Die Forderungen der beteiligten Gläubiger werden an der hand des 
Verzeichniſſes erörtert, der Schuldner hat ſich darüber zu erklären. 

Soweit gegen eine Forderung weder von dem Schuldner noch von einem 
beteiligten Gläubiger noch von einer Aufſichtsperſon Widerſpruch erhoben 
wird, gilt ſie als ſtimmberechtigt. Soweit widerſprochen wird, iſt zu 
erörtern, ob und zu welchem Betrag ein Stimmrecht gewährt wird. In 
Ermangelung einer Einigung nimmt der Gläubiger, deſſen Stimmrecht 
ſtreitig iſt, zunächſt an der Abſtimmung teil. Stellt ſich heraus, daß 
es für das Ergebnis der Abſtimmung auf die beſtrittene Stimme ankommt, 
ſo entſcheidet das Gericht; die Wirkung der Entſcheidung beſchränkt ſich 
auf die Frage des Stimmrechts. 

In gleicher Weiſe entſcheidet das Gericht, ob und zu welchem Betrage 
Forderungen, für die abgeſonderte Befriedigung beanſprucht wird, in An⸗ 
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ſehung des mutmaßlichen Ausfalls, ſowie Forderungen unter aufſchieben⸗ 
der Bedingung zum Stimmen berechtigen. 

Der Gerichtsſchreiber hat nach der Erörterung einer jeden Forderung 
das Ergebnis in das Verzeichnis der Gläubiger einzutragen. Soweit gegen 
eine Forderung weder von dem Schuldner noch von einem beteiligten Gläu⸗ 
biger noch von einer Auflichtsperfon Widerſpruch erhoben wird, it zu 
vermerken, daß die Forderung anerkannt iſt. 


8 48 | 

Soweit das Dermögen des Schuldners nicht zu der den Gläubigern 
angebotenen Befriedigung oder Sicherung ausreicht, hat der Schuldner glaub⸗ 
haft zu machen, daß die Erfüllung des vorgeſchlagenen Vergleichs hin⸗ 
reichend geſichert iſt. 

Auch der Anteil für aufſchiebend bedingte Forderungen iſt ſicher⸗ 
zuſtellen, es ſei denn, daß die Möglichkeit des Eintritts der Bedingung 
ſo entfernt iſt, daß die Forderung einen gegenwärtigen Vermögenswert 
nicht hat. Ob der Anteil für beſtrittene Forderungen ſicherzuſtellen iſt, 
beſtimmt das Gericht. Bei der Prüfung der Frage, ob das Vermögen 
ausreicht, ſind die Anſprüche der nicht beteiligten Gläubiger mit Aus- 
nahme der im § 33 Abſ. 2 Nr. 5 bezeichneten mit zu berüchkſichtigen. 


8 49 
Die Aufſichtsperſon hat in dem Termin über die Sachlage zu berichten 
und ſich darüber zu äußern, ob fie den Dergleich und die für die Erfüllung 
angebotenen Sicherheiten für angemeſſen erachtet. 


8 50 

Das Gericht kann von dem Schuldner die Leiſtung eines Eides dahin 

verlangen, 
daß er nach beſtem Wiſſen fein Vermögen und ſeine Gläubiger 
jo vollſtändig angegeben habe, als er dazu imſtande fei. 

Soweit erforderlich, hat der Schuldner die Dermögensaufitellung und 
das Gläubigerverzeichnis zu ergänzen. Die Dorſchriften der 88 899 bis 
915 der Sivilprozeßordnung finden auf den Eid keine Anwendung. 

Don der Abnahme des Eides iſt abzuſehen, wenn anzunehmen iſt, 
daß es auch im Falle der Eidesleiſtung zur Einſtellung des Dergleichsver- 
fahrens oder zur Verwerfung des a kommen wird. 


8 5 
Die Suſtimmung zu dem Vergleichsvorſchlage kann auch durch ſchrift⸗ 
liche Erklärung gegenüber dem Gericht erfolgen. 
Die ſchriftliche Erklärung eines Gläubigers, daß er der Eröffnung des 
Dergleichsverfahrens auf der Grundlage des Dergleichsvorſchlags zuſtimmt, 
gilt als Suſtimmung zu dem Vergleichsvorſchlage, wenn der Gläubiger 


in dem Termine nicht erſchienen iſt und die Erklärung bis zu dem Termine 
nicht widerrufen hat. 
8 52 


Hält das Gericht oder die Mehrheit der erſchienenen ſtimmberechtigten 
Gläubiger eine Vertagung zum Swechke weiterer Derhandlungen oder Er- 
mittlungen oder behufs Stellungnahme zu einer Aenderung des Dergleichs- 
vorſchlags für erforderlich, ſo iſt ein neuer, nicht über einen Monat hinaus⸗ 
gehender Termin zur Fortſetzung der Verhandlung anzuberaumen. 


Im übrigen iſt eine Vertagung nur zuläſſig, wenn lie aus BE 
Gründen geboten erſcheint. 
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8 53 
Der angenommene Swangsvergleich bedarf der Beſtätigung des Gerichts. 
Das Gericht entſcheidet, nachdem es die Gläubiger, den Schuldner, 
die Auflichtsperfon und den Gläubigerbeirat in dem Dergleichstermin oder 
einem zu verkündenden Termine gehört hat. 


8 54 

Der Vergleich iſt zu verwerfen: 

1. wenn die für das Verfahren und den Abſchluß des Vergleichs 
gegebenen Dorfchriften in einem weſentlichen Punkte nicht be⸗ 
obachtet ſind und das Fehlende nicht ergänzt werden kann; 

2. wenn der Schuldner in dem Verfahren in erheblichem Maße 
ſeine Pflichten verletzt oder den Intereſſen der Gläubiger zu⸗ 
widergehandelt hat; 

3. wenn die Dermögenslage des Schuldners fo verworren iſt, daß 
ſie ein Urteil über den Vergleich ohne zeitraubende Ermittlungen 
nicht ermöglicht; 

4. wenn der Dergleich durch Begünſtigung eines Gläubigers oder 
ſonſt in unlauterer Weiſe zuſtande gebracht iſt; 

5. wenn der Dergleich dem gemeinſamen Intereſſe der beteiligten 
Gläubiger widerſpricht. 


Der Vergleich iſt zu verwerfen, wenn er den Gläubigern nicht min- 
deftens den fünften Teil ihrer Forderungen gewährt und dieſes Ergebnis 
auf ein unredliches Verhalten des Schuldners zurückzuführen iſt. Der 
Vergleich kann verworfen werden, wenn das gleiche Ergebnis auf ein 
leichtſinniges Verhalten des Schuldners zurückzuführen iſt. 


| BE: 8 56 
Nimmt der Schuldner den Dergleichsvorſchlag zurück, jo hat das Ge⸗ 
richt das Dergleichsverfahren einzuſtellen. Die Surücknahme iſt nur bis 
zur Annahme des Dergleichs zuläſſig. 


8 57 

Das Gericht kann bis zur Annahme des Vergleichs das Dergleichs— 
verfahren einſtellen, wenn ihm der Verdacht begründet erſcheint, daß der 
Schuldner in erheblichem Maße ſeine Pflichten verletzt oder den Intereſſen 
der Gläubiger zuwiderhandelt, oder wenn mit Beſtimmtheit anzunehmen 
it, daß es zu einem Vergleichsabſchluſſe nicht kommen wird. 

Das Dergleichsverfahren iſt einzuſtellen, wenn die zur Annahme des 
Vergleichs erforderlichen Mehrheiten ihm in dem Dergleichstermine nicht 
zugeſtimmt haben oder der Schuldner die Leiſtung des ihm nach 8 50 
auferlegten Eides verweigert hat. 


8 58 | 
In dem Beſchluſſe, durch den der Vergleich verworfen oder das Der- 
gleichsverfahren eingeſtellt wird, hat das Gericht von Amts wegen zugleich 
über die Aufhebung oder Fortdauer der Geſchäftsaufſicht zu beſchließen. 


8 59 
.Der HBeſchluß, durch den der Vergleich beſtätigt oder verworfen wird, 
iſt zu verkünden; der Peſchluß, durch den das Vergleichsverfahren ein⸗ 
5 it dem Schuldner, der Aufſichtsperſon und allen Gläubigern 
zuzuſtellen. 
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Gegen den Beſchluß, durch den der Dergleic; beſtätigt oder verworfen 
wird, ſteht dem Schuldner und jedem beteiligten Gläubiger, der ſtimm⸗ 
berechtigt war oder ſeine Forderung glaubhaft macht, die ſofortige Be⸗ 
ſchwerde zu; die Beſchwerdefriſt beginnt mit der Verkündung des Be⸗ 
ſchluſſes. Gegen den Beſchluß, durch den das Vergleichsverfahren ein⸗ 
geſtellt wird, ſteht dem Schuldner die ſofortige Beſchwerde zu. 

Die Beſchlüſſe werden erſt mit der Rechtskraft wirkſam. 


8 60 

Der rechtskräftig beſtätigte Vergleich iſt wirkſam für und gegen alle 
beteiligten Gläubiger, auch wenn ſie in dem Verfahren Erklärungen nicht 
abgegeben oder gegen den Dergleich geſtimmt haben. Unberührt bleiben 
die Anſprüche der Gläubiger, die in den von dem Schuldner vorgelegten 
Verzeichniſſen nicht aufgeführt find. 

Die Rechte der Gläubiger gegen Mitſchuldner und Bürgen des Schuld⸗ 
ners ſowie die Rechte aus einem für die Forderung beſtehenden Pfandrecht, 
aus einer für ſie beſtehenden hypothek, Grundſchuld oder Rentenſchuld oder 
aus einer zu ihrer Sicherung eingetragenen Vormerkung werden durch den 
Vergleich nicht berührt. 

8 61 

Aus dem rechtskräftig beſtätigten Swangsvergleich in Verbindung mit 
einem Auszug aus dem Gläubigerverzeichnis oder feinen Nachträgen findet 
wegen der darin als anerkannt vermerkten Forderungen beteiligter Gläu⸗ 
biger gegen den Schuldner und die Perſonen, die in dem Dergleiche für 
deſſen Erfüllung neben dem Schuldner ohne Vorbehalt der Einrede der 
Dorausklage Derpflichtungen übernommen haben, die Swangsvollſtreckung 
unter entſprechender Anwendung der 88 724 bis 793 der Sivilprozeß⸗ 
ordnung und des § 164 Abſ. 3 der Konkursordnung ſtatt. 


8 62 ö 
Gegen die Gläubiger der im § 35 Abj. 2 Nr. 3 bezeichneten Anſprüche 
iſt der durch den Dergleich begründete Erlaß oder die durch ihn gewährte 
Stundung wirkſam. Die im 8 35 Abſ. 2 Nr. 5 bezeichneten Anſprüche 
gelten im Falle rechtskräftiger Beſtätigung des Dergleichs als erlaſſen. 


8 63 

Eine Klage auf Aufhebung des Dergleihs wegen Nichterfüllung findet 

nicht ſtatt. ü 
8 64 

Unbeſchadet der durch den Dergleich gewährten Rechte kann jeder 
beteiligte Gläubiger den vergleichsmäßigen Erlaß oder die vergleichsmäßige 
Stundung ſeiner Forderung anfechten, 

1. wenn der Vergleich durch Betrug zuſtande gebracht iſt, 

2. wenn durch die Geltendmachung des Anſpruchs eines nach 8 60 
Abf. ! Satz 2 durch den Vergleich nicht betroffenen Gläubigers 
die Rechte der durch den Vergleich betroffenen Gläubiger gefährdet 
werden. 

Im Falle der Nr.! iſt die Anfechtung nur zuläſſig, wenn der Gläu⸗ 
biger ohne Derjchulden außerſtande war, den Anfechtungsgrund in dem 
Verfahren über den Zwangsvergleich geltend zu machen. 

8 65 

Die rechtskräftige Verurteilung des Schuldners wegen betrüglichen 

Bankerotts oder wegen vorſätzlicher Verletzung der Eidespflicht bei Leiſtung 
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des ihm nach $ 50 auferlegten Eides hebt für alle Gläubiger den durch, 
den Vergleich begründeten Erlaß und die durch ihn gewährte Stundung 
auf, unbeſchadet der ihnen durch den Vergleich gewährten Rechte. 


5. Beendigung des verfahrens. 
8 66 


Die Geſchäftsaufſicht iſt aufzuheben, wenn der Schuldner es beantragt 
oder wenn ein wichtiger Grund für die Aufhebung vorliegt. Als ein 
wichtiger Grund iſt es namentlich anzuſehen, 

1. wenn der Schuldner in erheblichem Maße ſeine Pflichten ver⸗ 
letzt oder den Intereſſen der Gläubiger zuwiderhandelt,; 

2. wenn die Vorausſetzungen für die Anordnung der Geſchäftsaufſicht 
nachträglich weggefallen ſind. 


8 67 
Vor der Aufhebung der Geſchäftsaufſicht iſt der Schuldner zu hören. 
Macht der Schuldner glaubhaft, daß er in Vergleichsverhandlungen 
mit den Gläubigern ſteht, jo darf die Aufhebung auf Grund des 8 66 


Abſ. 2 Nr. 2 erſt nach fruchtloſem Ablauf einer dem Schuldner von dem 
Gerichte zu beſtimmenden Friſt erfolgen. ö 


8 68 


Gegen den Beſchluß, durch den die Geſchäftsaufſicht aufgehoben wird, 
ſteht dem Schuldner die ſofortige Beſchwerde zu. Der Beſchluß wird 
erſt mit der Rechtskraft wirkſam. 


8 69 


Die Geſchäftsaufſicht endigt mit der Rechtskraft des Beſchluſſes, durch 
den der Swangsvergleich beſtätigt wird. 


8 70 
Die rechtskräftige Beendigung der Geſchäftsaufſicht iſt allen Gläubigern 
und den Stellen mitzuteilen, denen die Anordnung der Geſchäftsaufſicht 
mitgeteilt worden iſt. Die Mitteilungen können ohne beſondere Form 


erfolgen. N 
III. Schlußvorſchriften. 


8 71 
Wird im Anſchluß an eine Geſchäftsaufſicht das Konkursverfahren über 
das Vermögen des Schuldners eröffnet, jo find im Konkurſe die gerichtlichen 
Koſten der Geſchäftsaufſicht und des Dergleichsperfahrens ſowie die Ge— 


bühren und Auslagen der Aufſichtsperſon als Maſſekoſten ($ 58 der Kon: 
kursordnung) zu behandeln. 


8 72 

Die Vorſchriften der 88 207 bis 211, 213 der Konkursordnung, des 
8 63 des Geſetzes, betreffend die Geſellſchaften mit beſchränkter Haftung 
(Reichs⸗Geſetzbl. 1898 S. 846), des 8 98, $ 100 Abſ. 1, 2 des Geſetzes, 
betreffend die Erwerbs⸗ und Wirtſchaftsgenoſſenſchaften (Reichs⸗Geſetzbl. 
1898 S. 810), find auf die Geſchäftsaufſicht und das Dergleichsverfahren ent⸗ 
ſprechend anzuwenden. Ein Antragsrecht der Gläubiger wird hierdurch 
nicht begründet. 

In dem Dergleichsverfahren über das Privatvermögen eines perſönlich 
haftenden Geſellſchafters einer offenen Handelsgeſellſchaft, einer Kommandit⸗ 
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geſellſchaft oder einer Kommanditgeſellſchaft auf Aktien find die Geſell⸗ 
ſchaftsgläubiger, wenn über das Geiellihaftsvermögen das Dergleichsver- 
fahren oder das Konkursverfahren eröffnet iſt, nur in höhe desjenigen 
Bea beteiligt, für den fie in diefem Derfahren Reine Befriedigung 
erhalten 


8 73 

Auf die Geſchäftsaufſicht zur Abwendung des Konkurfes über einen 
Nachlaß find die Dorfchriften der 8$ 217, 218, 221, 225 der Konkurs- 
ordnung entſprechend anzuwenden. Ein Antragsrecht der Gläubiger wird 
hierdurch nicht begründet. 

In Knſehung der Haftung des Erben für die Nachlaßverbindlichkeiten 
wirkt die Geſchäftsaufſicht wie der Nachlaßkonkurs. 

Don dem Verfahren werden außer den im § 15 dieſer Verordnung 
bezeichneten Gläubigern auch die Gläubiger der im 8 224 der Konkurs: 
ordnung bezeichneten Anſprüche nicht betroffen. 

Ein ö5wangsvergleich kann nur auf den Dorſchlag aller Erben ge- 
ſchloſſen werden. Die Eröffnung des Dergleichsverfahrens kann erſt be— 
antragt werden, wenn das Aufgebot der Nachlaßgläubiger erfolgt iſt. An 
dem Dergleichsverfahren ſind alle Nachlaßgläubiger mit Ausnahme der 
im 8 226 Abj. 2 und 4 der Konkursordnung bezeichneten beteiligt. Der 
Swangsvergleich begrenzt, ſoweit er nicht ein anderes feſtſetzt, zugleich den 
Umfang der perſönlichen Haftung des Erben. 

Die vorſtehenden Beſtimmungen finden im Falle der fortgeſetzten Güter⸗ 
gemeinſchaft auf die Geſchäftsaufſicht zur Abwendung des Konkurjes über 
das Geſamtgut entſprechende Anwendung. An dem Dergleichsverfahren 
ſind nur die Geſamtgutsgläubiger beteiligt, deren Forderungen ſchon zur 
Seit des Eintritts der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft beſtanden. 


74 
Die Dorſchriften dieſer Verordnung finden auf Derſicherungsunterneh⸗ 
nehmungen, die der Beaufſichtigung nach Maßgabe des Geſetzes über die 
privaten Verſicherungsunternehmungen vom 12. Mai 1901 (keichs⸗ Geſetzbl. 
S. 139) unterliegen, keine Anwendung. 


8 75 . 

Soweit nach den Vorſchriften der Konkursordnung oder des Geſetzes, 
betreffend die Anfechtung von Rechtshandlungen eines Schuldners außer— 
halb des Konkursverfahrens (Keichs-Geſétzbl. 1898 S. 709), die Anfecht⸗ 
barkeit von Rechtshandlungen davon abhängt, daß ſie innerhalb beſtimmter 
Friſten vor der Eröffnung des Konkurjes, vor dem Eröffnungsantrag, vor 
der Sahlungseinſtellung oder vor der Anfechtung vorgenommen ſind, wird 
bei der Berechnung der Friſten die Seit nicht mitgerechnet, e deren 
die Geſchäftsaufſicht beſteht. 

Die Vorſchrift des Abſ. 1 findet Reine Anwendung, wenn die Rechts⸗ 
handlung auf Grund des Geſetzes, betreffend die Anfechtung von Rechts⸗ 
handlungen eines Schuldners außerhalb des Konkursverfahrens, von einem 
Gläubiger angefochten wird, der von dem Derfahren nicht betroffen war. 


8 76 
Hat ein Genoſſe ſeinen Austritt aus einer eingetragenen Genoſſenſchaft 
erklärt oder der Gläubiger eines Genoſſen deſſen Kündigungsreht aus⸗ 
geübt, jo ſcheidet der Genoſſe nicht vor dem Schluffe des Gkeſchäftsjahrs 
aus, in welchem die Geſchäftsaufſicht über die Genoſſenſchaft endigt, oder 
wenn in einem Swangsvergleich eine Stundung bewilligt wird, nicht vor 
dem Schluſſe des Geſchäftsjahrs, in welchem die Stundung abläuft. 
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Die Einreichung der Erklärung des Genoſſen oder des Gläubigers 
zur Liſte der Genoſſen iſt ſpäteſtens ſechs Wochen vor dem Ende des Ge⸗ 
Knäftsichrs, zu deſſen Schluſſe der Genoſſe ausicheidet, oder wenn die 

eſchäftsaufſicht innerhalb der letzten ſechs Wochen dieſes Jahres endigt, 
unverzüglich zu bewirken. Die Eintragung des Jahresſchluſſes, zu dem 
der Genoſſe ausſcheidet, in die Ciſte der Genoſſen erfolgt erſt nach der 
Beendigung der Geſchäftsaufſicht; iſt ſie bereits geſchehen, ſo iſt nachträglich 
zu vermerken, daß die Geſchäftsaufſicht angeordnet iſt. 


8 77 
Ein Gläubiger, der ſich von dem Schuldner oder andern Perſonen 
deſondere Vorteile dafür hat gewähren oder verſprechen laſſen, daß er 
bei der Ubſtimmung über den Vergleichsvorſchlag in einem gewiſſen Sinne 
ſtimme, wird mit Geldſtrafe bis zu dreitaufend Mark oder mit Gefängnis 
bis zu einem Jahre beſtraft. 


8 78 

Das amtsgerichtliche Verfahren der Geſchäftsaufſicht iſt gebührenfrei; 
auf die Auslagen find die Dorſchriften des fünften und ſechſten Abſchnitts 
des Gerichtskoſtengeſetzes entſprechend anzuwenden. 

Die Gebühr für das Vergleichsverfahren beträgt, wenn der Vergleichs⸗ 
termin abgehalten wird, fünf Sehnteile, andernfalls zwei Sehnteile der 
Sätze des § 8 des HGerichtskoſtengeſetzes. Die Vorſchriften des § 52 des 
Gerichtskoſtengeſetzes finden entſprechende Anwendung. 

Für die Beſchwerdeinſtanz wird die in den 88 45, 46 des Gerichts⸗ 
koſtengeſetzes beſtimmte Gebühr beſonders erhoben. In den Fällen des 
§ 42 Abſ. 3, 859 Abſ. 2, 8 68 dieſer Verordnung find die Dorjchriften 
des 8 52 des Gerichtskoſtengeſetzes entſprechend anzuwenden. 

Pauſchſätze werden nicht erhoben, ſoweit das Verfahren gebühren⸗ 
frei iſt. N ö 


8 79 

Für die Tätigkeit im Dergleichsperfahren erhält der Rechtsanwalt 
ſechzehn Zehnteile der Gebühr des 8 9 der Gebührenordnung für Rechts⸗ 
anwälte. Für die Vertretung in der Beſchwerdeinſtanz erhält er die im 
8 41 der Gebührenordnung für Rechtsanwälte beſtimmten Gebühren be⸗ 
fonders. 

Auf die Wertberechnung finden die Vorſchriften des $ 59 der Gebühren: 
ordnung für Rechtsanwälte entſprechende Anwendung. 


§ 80 

Dieſe Verordnung tritt am 25. Dezember 1916, und zwar hinſichtlich 
des § 75 mit Wirkung vom 10. Auguſt 1914 ab, in Kraft; fie tritt an 
die Stelle der Verordnung, betreffend die Anordnung einer Geſchäftsaufſicht 
2 en des Konkursverfahrens, vom 8. Auguſt 1914 (Reichs⸗Geſetzbl. 
. 363). 

Eine vor dem Inkrafttreten abgegebene ſchriftliche Erklärung, in der 
ein Gläubiger einem Vergleichsvorſchlage des Schuldners zugeſtimmt hat, 
it als Zuſtimmungserklärung im Sinne des 8§ 41 Abſ. 1 Nr. 2 dieſer 
erordnung. ö 

Der Bundesrat beſtimmt, wann und in welchem Umfang die Der- 
ordnung außer Kraft tritt. 
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Bekanntmachung, 
betreffend geſundheitsſchädliche und täuſchende Zuſätze zu Fleiſch 
und deſſen Zubereitungen. 


(Reichs⸗ u. Staatsanzeiger Nr. 296.) 


Auf Grund des 8 21 des Geſetzes, betreffend die Schlachtvieh⸗ und 
Fleiſchbeſchau, vom 3. Juni 1900 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 547) hat der Bun⸗ 
desrat die nachſtehende Ergänzung der Bekanntmachung vom 18. 0 
1902 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 48) u. 4. Juli 1908 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 470) 
a 

Im erſten Abſatz, iſt hinter den Worten „Chlorfaur Salze“ in 
neuer Seile einzufügen: 
„Salpetrigſaure Salze“. 
2. Die Ergänzung tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft. 
Berlin, den 14. Dezember 1916. 
Der Stellvertreter des e e 
Dr. Helfferich. 
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Verordnung über Hülſenfrüchte. | 
R. K. (K. G. Bl. S. 360). 


Der Bundesrat hat auf Grund des 8 3 des Geſetzes über die Er⸗ 
mächtigung des Bundesrats zu wirtſchaftlichen Maßnahmen uſw. vom 4. 
Auguſt 1914 %0 (KReichs⸗Geſetzbl. S. 327) folgende Verordnung ls 


Artikel I 


In der Verordnung über hülſenfrüchte vom 29. Juni 1916**) Geichs 
en S. 846) werden folgende a vorgenommen: 
.81 Abſ. 1 erhält folgende Faſſun 
Erbjen, Bohnen und Linjen aller Art, einſchließlich Ackerboh⸗ 
nen und peluſchken (Hülſenfrüchte), roh und verarbeitet, dürfen 
nur an die vom Reichskanzler beſtimmte Stelle abgeſetzt werden. 
Als Hülſenfrüchte im Sinne dieſer Verordnung gilt auch Gemenge, 
in dem ſich Hülfenfrüchte befinden, ausgenommen Gemenge, in dem . 
ſich Hafer befindet. 
2. §S 1 Abſ. 2 Nr. 1 erhält folgende Faſſung: 
für Hülfenfrüchte, die von der vom Keichskanzler beſtimmten 
Stelle als für die menſchliche Ernährung nicht geeignet erklärt 
worden ſind, ſowie für Sojabohnen, Erbſenſchalen und Kleie; 
dieſe unterliegen der Regelung für Futtermittel. 
3. Im § 1 Abſ. 2 Nr. 3 werden die Worte „für anerkanntes Saat⸗ 


gut,“ geſtrichen. 


4. Im 81 Abſ. 2 wird die Nr. 5 geſtrichen. 

5. Im 8 1 Abſ. 3 wird hinter dem Worte „Ergeugniffe eingefügt: 
„ſowie der Vorſchrift im 8 4 Abſ. 2 Satz 4 

6. 8 3 erhält folgende Faſſung: 


* Derwaltungsvorfchriften Jahrgang 19141 Seite 857. 
*) Perwaltungsvorſchriften Jahrgang 19161 Seite 499. 
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„Aus Gemenge, in dem ſich Hülfenfrüchte befinden, ſind 
auf Erfordern der vom Reichskanzler beſtimmten Stelle die hülſen⸗ 


früchte auszuſondern. Für die Ausjonderung iſt eine bejondere: 


Gebühr zu zahlen, die 3 Mark für den Doppelzentner abge⸗ 
lieferter Hhülſenfrüchte nicht überſteigen darf.“ 
7.84 Abſ. 2 erhält folgenden Suſatz: 


„Bei Ackerbohnen ſind dem Bejiter 5 Doppelzentner für 
den Hektar der Anbaufläche des Jahres 1916 zu belaſſen; ſoweit 


er dieſe Menge nicht als Saatgut oder ‚zur menſchlichen Er⸗ 
nährung verwendet, darf er ſie verfüttern.“ 
8. S 4 Abſ. 3 erhält folgenden Satz 2: 
„Er kann beſtimmen, daß Landwirte, die ſelbſtgewonnene 
Ackerbohnen abliefern, bei der Zuweiſung von Futtermitteln be⸗ 
ſonders berückſichtigt werden.“ 
9. Im 8 7 Abſ. 1 wird im Satze 1 hinter den Worten „höhere Der- 
waltungsbehörde“ eingefügt „auf Untrag“. 


Ferner wird hinter dem Satze 2 als Satz 3 eingefügt: „Der Antrag. 


kann nur binnen 3 Monaten nach der Lieferung geſtellt werden.“ 


10. Im 8 10 Abſ. 1 Satz 5 iſt hinter dem Worte „kann“ einzufügen: 


„den Abſatz von Saatgut anderweitig regeln und“. 

11. Im 810 Abſ. 3 werden im Satze 1 die Worte „anerkanntes 
Saatgut und“ und im Satze 2 die Worte „die Anerkennung und“ geſtrichen. 

12. 8 11 Abſ. 1 erhält folgende Faſſung: 

Der Preis für hülſenfrüchte mit Ausnahme von Saatgut ($ 10) darf 
vorbehaltlich der Vorſchrift des 8 9 Abſ. 2 nicht überſteigen: 


bei Erbſen 41 bis 60 Mark für den Doppelzentner, 
bei Bohnen 41 bis 70 „ „ „, " 
bei Cinſen N 41 bis 75 " nn " 
bei Ackerbohnen 41 bis 50 „ „ „ 5 
bei peluſchken 41 bis 50 5 nn „ 


bei Gemenge je nach der 
Fuſammenſetzung 38 bis 45 
15. Im 8 11 Abſ. 2 werden die Sätze 2 bis 6 geſtrichen. 


14. Im 8 11 wird hinter Abj. 5 folgender neuer Abjag 1 


Für Hülfenfrüdte aus der Ernte 1917 werden die im Abſ. 1 feſt⸗ 
geſetzten Mindeſt⸗ und höchſtgrenzen für den Vebernahmepreis um je 10 
Mark erhöht. 

15. Im § 11 Abſ. 5 (bisher Abſ. 4) wird an Stelle der Worte „im Abſ. 1 
bezeichneten Preiſe von 60, 70, 75 Mark“ eingefügt: ach Abſ. 1 und 4 
zuläſſigen höchſten Preiſe“. 

Artikel II 


Die im 82 der Verordnung über hülſenfrüchte vom 29. Juni 1916 
Geichs⸗Geſetzbl. S. 846) vorgeſehene Anzeige hat für die der Anzeige 
pflicht neu unterſtellten Ackerbohnen, Pelufhken und Gemenge, in dem 
ſich hülſenfrüchte befinden, mit Ausnahme von Gemenge, in dem ſich Hafer 
befindet, bis zum 29. Dezember 1916 zu erfolgen. Anzuzeigen ſind die 
Mengen, die ſich mit Beginn des 20. Dezember 1916 im Gewahrſam des 
Anzeigepflichtigen oder unterwegs befinden. 


Die VDorſchrift im 8 14 Abſ. 1 Mr. 2, Abſ. 2 der verordnung über 
Bülfenfrühte vom 29. Juni 1916 (Reichs- Geſetzbl. S. 846) findet Ans 


wendung. 
Artikel III 


In der Derorönung über Futtermittel vom 5. Oktober 1916 (Keichs⸗ 


Geſetzbl. S. 1108) werden folgende Aenderungen vorgenommen: 
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1. Im 8 2 Abſ. 2 Nr. 3 Abf. 1 werden die Worte „Ackerbohnen“, 
„Peluſchken und Gemenge von hülſenfrüchten“ geſtrichen; zwiſchen 
den Worten „Wicken, Lupinen“ iſt unter Streichung des Kommas 
„und“ einzufügen. 

2. Im 8 2 Abſ. 2 Mr. 3 Abſ. 2 iſt im Satz 5 hinter dem Worte 

„kann“ einzufügen „den Abſatz von Saatgut anderweitig regeln. 


und 
Artikel IV 
Der Reichskanzler wird ermächtigt, den Wortlaut der Derordnung 
über hHülſenfrüchte vom 29. Juni 1916 (Keichs⸗Geſetzbl. S. 846), wie 
er ſich aus dieſer Verordnung ergibt, unter dem Tage dieſer Verordnung 
im Reichs⸗Geſetzblatt bekanntzumachen. 


Artikel V 
Dieſe Verordnung tritt mit dem Tage der Derkündung in Kraft. 
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Bekanntmachung, 
über die Verwendung weiblicher Hilfskräfte im Gerichtsſchreiberdieuſte. 


R. K. (R. G. Bl. S. 362). 


Der Bundesrat hat auf Grund des 8 3 des Geſetzes über die Er⸗ 
mächtigung des Bundesrats zu wirtſchoftlichen Maßnahmen uſw. vom 4. 
Auguit 1914 (Keichs⸗Geſetzbl. S. 327) folgende Verordnung erlaſſen: 


8 1 


Die einſtweilige Wahrnehmung von Amtsgeſchäften der Gerichtsſchreiber 
kann Frauen übertragen werden. 


8 2 
Dieſe Verordnung tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft. Der 
Reichskanzler beſtimmt den Seitpunkt des Außerkrafttretens. 
Soweit vor dem Inkrafttreten der Verordnung Amtsgeſchäfte der Ge⸗ 
richtsſchreiber Frauen übertragen worden ſind, iſt die Uebertragung als 
von Unfang an wirkſam anzuſehen. f 
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Bekanntmachung, ö 
betreffend Aenderung der Aue führungsbeſtimmungen zur Verordnung über 
den Verkehr mit Seife, Seifenpulver und anderen fetthaltigen Waſchmitteln, 
vom 21. Juli 1916(Reichs⸗Geſetzbl. S. 766,28 Aug. 1916 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 970). 


R. K. (R. G. Bl. S. 1381). 


Auf Grund des § 1 der Bekanntmachung über den Verkehr mit 
Seife, Seifenpulver und anderen fetihaltigen Waſchmitteln vom 18. April 
1916 % (Keichs⸗Geſetzbl. S. 307) wird folgendes beſtimmt: 

Der 83 der Bekanntmachung, betreffend Ausführungsbeſtimmungen 
zur Verordnung über den Derkehr mit Seife, Seifenpulver und anderen. 


) verwaltungsvorſchriften Jahrgang 19161 Seite 290. 
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fetthaltigen Waſchmitteln, vom 21. Juli 1916 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 766) 
u. 28. Augujt 1916 (KReichs⸗Geſetzbl. S. 970) wird wie folgt geändert: 

1. in Nr. Ib wird hinter den Worten „anſteckender Krankheit“ ein⸗ 
gefügt „ſowie Tuberkuloſe jeder Art“, 

2. in Nr. II werden die Worte „für unter Tag arbeitende Gruben⸗ 
arbeiter in Kohlenbergwerken“ geſtrichen, 

3. als Abſ. 2 und Abſ. 3 wird dem 8 3 hinzugefügt: 

Auf die nach Abſ. 1 Nr. Ib und e ausgeſtellten Suſatz⸗ 
ſeifenkarten darf in Apotheken ſtatt K. A.⸗Seife Kaliſeife in 
gleicher Menge abgegeben werden. 

Im Falle des Abſ. 1 Nr. Ic kann an Stelle der Einzel⸗ 
zufaßkarten eine Sammelzuſatzkarte ausgeſtellt werden. 

Die Beſtimmung tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft. 
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Krankenverſicherung von Arbeitern im Ausland, 
R. M. (R. G. Bl. S. 1383.) 


Der Bundesrat hat auf Grund des 8 3 des Geſetzes, betreffend die 
Ermächtigung des Bundesrats zu wirtſchaftlichen Maßnahmen uſw., vom 
4. Augult 1914% folgende Derordnung erlaſſen: 


814 

Gegen Krankheiten werden verſichert Deutſche, die während des ge— 
genwärtigen Krieges in dem von deutſchen Truppen beſetzten Ausland 
von deutſchen Unternehmern für Zwecke des deutſchen Heeres oder der 
Kaiſerlichen Marine beſchäftigt werden, wenn fie bei einer gleichen Be⸗ 
ſchäftigung im Inland der reichsgeſetzlichen Krankenverſicherung unterliegen 
würden. Für ihre Berechtigung zur freiwilligen Krankenverſicherung gelten 
die Vorſchriften der Keichsverſicherungsordnung entſprechend. 

Das gleiche gilt für Angehörige der dem Deutſchen Reiche verbün⸗ 
deten ſowie der neutralen Staaten, wenn die Beſchäftigung außerhalb 


ihres Heimatſtaats ſtattfindet. 


b 982 

Die Beſchäftigten gehören, falls für den inländiſchen Betrieb des 
Unternehmers eine Betriebskrankenkajje beiteht, dieſer, und falls für meh⸗ 
rere inländiſche Betriebe des Unternehmers je beſondere Betriebskranken⸗ 
kaſſen beſtehen, nach Wahl des Unternehmers einer von dieſen an. 

Im übrigen gehören fie nach näherer Beſtimmung der oberſten Der- 
waltungsbehörde des dem Bejchäftigungsorte zunächſt belegenen inländi⸗ 
ſchen Grenzgebiets einer Ortskrankenkaſſe dieſes Grenzgebiets an. Be: 
ſchäftigte, die nach der Keichsverſicherungsordnung landhkaſſenpflichtig wären, 
können in gleicher Weiſe einer Landkrankenkaſſe zugewieſen werden. 

Der Unternehmer kann mit Genehmigung der Heeres- oder Marine⸗ 
verwaltung über die Kaſſenzugehörigkeit der bei ihm beſchäfligten Arbeiter 
eine Dereinbarung mit einer anderen Krankenkaſſe abſchließen. Gehören 
die Beſchäftigten hiernach oder nach Abſ. 1, 2 bereits einer Krankenkaſſe 
an, ſo bedarf es der Suſtimmung dieſer Kaſſe. Wird ſie verſagt, ſo kann 
ſie auf Antrag des Unternehmers durch das Derſicherungsamt der Kaffe 
oder im Falle des 8 6 durch die danach zuſtändige Behörde ergänzt 
werden. Die Endſcheidung iſt endgültig. 


) Derwaltungsvorſchriften Jahrgang 19141 Seite 857. 
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3 
Der Unternehmer kann für die im Ausland Beſchäftigten ſeines Be⸗ 
triebs eine beſondere Betriebskrankenkaſſe errichten. Er bedarf hierzu 
der Zuſtimmung der für den Bereich der Kaſſe zuſtändigen deutſchen ober⸗ 
ſten Derwaltungsbehörde oder, wo eine ſolche nicht beſteht, der dort zu— 
ſtändigen deutſchen oberſten Militärbehörde. 


8 4 
Der Grundlohn beſtimmt ſich nach dem wirklichen Arbeitsverdienſte 
des Derficherten bis ſechs Mark für den Arbeitstag (8 180 Abf. 2, 4 der 
Reichsverſicherungsordnung). 
85 


Im Ausland gewährt die Heeres: oder Marineverwaltung den Der: 
ſicherten die Krankenhilfe. Die Krankenkaſſe hat ihr die Koften zu er⸗ 
ſtatten. Dabei gelten drei Achtel des Grundlohns, nach welchem ſich das 
Krankengeld des Derjicherten beſtimmt, als Erſatz der Hoſten für die 
Krankenpflege. Iſt der Derficherte in ein Krankenhaus (Lazarett) auf: 
genommen, ſo ſind außerdem für den Unterhalt daſelbſt zwei Achtel des 
Grundlohns zu verdüten. 

Die Krankenkaſſe hat ferner die Koſten der Ueberführung in ein in- 
ländiſches Krankenhaus zu vergüten. 

Die Heeres: oder Marineverwaltung kann mit den Kafjen etwas 
anderes vereinbaren. 

Streit über den Erſatzanſpruch wird, unbeſchadet des S 6, im Spruch— 
verfahren nach der Keichsverſicherungsordnung entſchieden. 


8 6 
Wird eine beſondere Betriebskrankenkaſſe errichtet, jo trifft die nach 
8 3 zuſtändige deutſche oberſte Verwaltungs- oder Militärbehörde Beſtim⸗ 
mung über die Aufſicht, das Verfahren bei Streitigkeiten und bei Schlie⸗ 
ßung der Kaſſe ſowie über die zuläſſigen Rechtsmittel. Sie beſchließt 
über die Genehmigung der Satzung und beſtimmt zugleich, wann die 
Kafje ins Leben tritt. Sie kann die Wahl zu den Kaſſenorganen anders 
als nach den Grundſätzen der Verhältniswahl regeln; die Wahl muß jedoch 
geheim ſein. 5 
8 7 
Dieſe Verordnung gilt nicht: 
1. für unſtändig Beſchäftigte (8 441 der Keichsverſicherungsordnung), 
2. für die bereits nach der Keichsverſicherungsordnung im Inland 
verſicherten Perſonen; die Verpflichtung des Arbeitgebers, nach 8 
221 der Keichsverſicherungsordnung ihnen Krankenhilfe zu gewäh— 
ren, geht auf die Heeres⸗ oder Marineverwaltung über, wenn dieſe 
nach 8 5 Abj. ! auch anderen Beſchäftigten des Arbeitgebers Kran- 
kenhilfe zu gewähren hat. 


88 

Die oberſten Derwaltungsbehörden für Heer und Marine können be- 
ſtimmen, wieweit die vorſtehenden Vorſchriften unter den übrigen Doraus- 
ſetzungen des §1 auch für unmittelbare Beſchäftigungsverhältniſſe zur 
deutſchen Heeres⸗ oder Haiſerlichen Marineverwaltung ſowie für Perfonen 
zu gelten haben, die in dem nicht von deutſchen Truppen beſetzten Aus- 
land von deutſchen Unternehmern oder Behörden für Zwecke des deutſchen 
Heeres oder der Kaiſerlichen Marine oder für gleiche Zwecke einer verbün⸗ 
deten Macht beſchäftigt werden. 
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89 
Der Reichskanzler kann auf Antrag der deutſchen oberſten Derwaltungs⸗ 
behörde eines von deutſchen Truppen beſetzten feindlichen Gebiets beſtim⸗ 
men, wieweit unter den übrigen Dorausſetzungen des § 1 die Dorſchriften 
der 88 1 bis 7 auch für Beſchäftigungsverhältniſſe zu deutſchen Unter⸗ 
nehmern für Zwecke anderer deutſcher Behörden oder für unmittelbare Be⸗ 
ſchäftigungsverhältniſſe zu anderen deutſchen Behörden zu gelten haben. 


8 10 

Soweit der Erwerb von Rechten davon abhängt, daß eine berſiche⸗ 
rung gegen Krankheit von beſtimmter Dauer vorangegangen iſt, ſteht die 
Vverſicherung nach dieſen Dorjchriften einer Derjicherung auf Grund der 
Reichsverſicherungsordnung gleich. 0 

11 5 

Der Reichskanzler wird ermächtigt, weitere Beſtimmungen zur Durch⸗ 
führung dieſer Verordnung zu erlaſſen. Soweit dies nicht geſchieht oder 
dieſe Verordnung nichts anderes ergibt, find die Vorſchriften und Beſtim⸗ 
mungen über die reichsgeſetzliche Krankenverſicherung ſinngemäß anzuwenden. 


8 12 
Dieſe Verordnung tritt am 15. Januar 1917 in Kraft. 


1916. 14. Dezember. 


Befreiung von Pfondbriefen der citterſchaftlichen Kreditanſtalten 
in Preußen von der Reichsſtempelabgabe. 


R. K. (R. G. Bl. S. 1386.) 


Der Bundesrat hat auf Grund des § 3 des Geſetzes über die Ermäch⸗ 
tigung des Bundesrats zu wirtſchaftlichen Maßnahmen uſw. vom 4. Auguſtz 
1914*) folgende Derordnung erlaſſen: 

I. Pfandbriefe (Swiſchenſcheine), die von öffentlichen, landſchaftlichen 

(ritterſchaftlichen) Kreditanſtalten Preußens 

a) an Stelle für die Tilgungsfonds beſchaffter und vernichleter 
Pfandbriefe oder | 

b) für ihre Pfandbriefihuldner als Krediterneuerung oder 
c) zur Gewährung eines Pfandbriefdarlehns 
ausgegeben werden oder bereits ausgegeben ſind, um fie bei einer nach 
Maßgabe des Darlehnshkaſſengeſetzes vom 4. Augujt 1914 * er⸗ 
richteten Darlehnskaſſe des Reichs zwecks Anſchaffung von Keichs⸗ 
Rriegsanleihe zu verpfänden, bleiben von der in Tarifnummer 3 
des Reichsſtempelgeſetzes angeordneten Reichsſtempelabgabe und von 
der Abſtempelung unter nachſtehenden Bedingungen befreit: 

1. Die Befreiung gilt nur, ſolange die Pfandbriefe (5wiſchen⸗ 
ſcheine) zur Verpfändung bei einer Darlehnskaſſe der genann⸗ 
ten Art verwendet werden. 

2. Die Pfandbriefe (S5wiſchenſcheine) ſind der Darlehnskaſſe, für 
die fie als Sicherheit beſtimmt find, von dem Ausiteller un⸗ 
mittelbar zu überſenden. Er haftet für die Reichsſtempelabgabe 
von den unverſteuert ausgereichten Stücken für den Fall eines 
ſpäteren Eintritts der Stempelpflicht. Die Darlehnskaſſe darf 
die Pfandbriefe nach Erledigung der Sicherheit nur an den Aus⸗ 


) bderwaltungsvorſchriften Jahrgang 19141 Seite 857. 
**) Perwaltungsvorſchriften Jahrgang 19141 Seite 865. 


1916. 14. Dezember. 1179 


ſteller zurückgeben. Sie hat für den Fall einer Veräußerung des 
Pfandes zuvor die Beſteuerung und Abſtempelung der Stücke 
zu veranlaſſen. 

3. Die Pfandbriefe (Swiſchenſcheine) find nach Erlöſchen der Der- 
pfändung bei der Darlehnskaſſe ſeitens der Landſchaft zu ver⸗ 
nichten. Unterbleibt die Vernichtung, fo iſt die Abgabe ſpäte⸗ 
ſtens zu entrichten, bevor die Pfandbriefe (Swiſchenſcheine) ver⸗ 
äußert, dem Darlehnsnehmer oder einem Dritten ausgehändigt, 
verpfändet oder zu einem ſonſtigen neuen Geſchäfte benutzt 
werden. . 

I. Die Direktivbehörden erlaſſen die zur Ausführung dieſes Beſchluſſes, 
insbeſondere auch die zur Sicherung der Verwendung der von den 
Darlehnskaſſen zu gewährerden Darlehen für den Erwerb von Keichs⸗ 
kriegsanleihe erforderlichen Anordnungen. ö 


1916. 14. Dezember. 


Stempelpflicht ausländiſcher Wertpapiere. 
R. M. (R. G. Bl. S. 1387.) 


Der Bundesrat hat auf Grund des § 3 des Geſetzes über die Ermäch⸗ 
tigung des Bundesrats zu wirtſchaftlichen Maßnahmen uſw. vom 4. Auguſt 
1914 % folgende Derordnung erlaſſen: 


81 
Die Verpflichtung zur Entrichtung der in Tarifnummer 10 und 2b, c 
des Reichsſtempelgeſetzes bezeichneten Abgabe tritt für im Ausland befind— 
liche Ausländiſche Wertpapiere inländiſcher Beſitzer, die bis einſchließlich 


31. März 1917 ins Ausland eingefährt werden, erſt dann ein, wenn die 


Papiere im Inland veräußert, verpfändet oder zum Ge enſtand eines anderen 
Heſchäfts unter Lebenden gemacht werden. Als ein Geſchäft unter Lebenden 
in dieſem Sinne gilt es nicht, wenn die Wertpapiere lediglich zur Aufbe- 
wahrung und Derwaltung übergeben werden. 

Die Dergünſtigung nach Abſ. 1 iſt abhängig von der Erfüllung fol⸗ 


gender Bedingungen: 


a) Die ausländiſchen Wertpapiere find von dem Beſitzer einer zur Ab⸗ 
ſtempelung von ausländiſchen Wertpapieren zuſtändigen Steuerſtelle 
vorzulegen und vorläufig anzumelden. 

b) Die vorläufige Anmeldung iſt in doppelter Ausfertigung einzureichen 
und muß enthalten: Gattung (Benennung) und Emittent, Stückzahl, 
Bezeichnung (Reihe, Buchſtabe, Nummer), Ort und Tag der Aus= 
fertigung der Papiere, Nennwert der einzelnen Stücke nach aus⸗ 
ländiſcher und gegebenenfalls nach deutſcher Währung und Betrag 
der darauf erfolgten Einzahlung, Tag der Anmeldung, Wohnort 
und Unterſchrift des Anmeldenden. 


82 
Die Beſtimmungen im $ 1 gelten auch für die Beſitzer ſolcher auslän⸗ 
diſchen Papiere, die für Rechnung eines inländiſchen Kom.ttenten von einem 
inländiſchen Kommiſſionär durch ein im Ausland abgeſchloſſenes Geſchäft 
angeſchafft, aber im Ausland in Verwahrung geblieben ſind. In dieſem 
Falle iſt der Kommiſſionär zur Anmeldung (§ 1 Abf. 2) mitverpflichtet. Es 


) berwaltungsvorſchriften Jahrgang 19141 Seite 857. 
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iſt zuläſſig, daß er die Anmeldung für feinen Komittenten erſtattet; alsdann 
iſt der letztere von der Verpflichtung zur Anmeldung entbunden, ſofern der 
Kommiſſionär in der Anmeldung angibt, daß er die Anmeldung als Kom⸗ 
miſſionär und im Auftrag des Komittenten vornimmt. 


83 

Die Steuerſtelle prüft die Anmeldung auf ihre Richtigkeit und Doll- 
ſtändigkeit durch Vergleichung mit den vorgelegten Wertpapieren und führ / 
nötigenfalls die Ergänzung oder Berichtigung der Anmeldung herbei. Die 
Anmeldung iſt unter einer beſonderen Abteilung in das Merkbuch (Muſter 
41 der Ausführungsbeſtimmungen zum Keichsſtempelgeſetze vom 3. Juli 1913) 
einzutragen und die Nummer der Eintragung auf beiden Ausfertigungen zu 
vermerken. Die eine Ausfertigung der Anmeldung iſt mit einer auf die 
Ausfertigung geſetzten Beſcheinigung über die geſchehene vorläufige An- 
meldung dem Anmeldenden mit den Papieren zurückzugeben. der letziere 
hat über den Rückempfang der Papiere auf der anderen Ausfertigung der 
Anmeldung zu quittieren. 

8 4 

Wer vorläufig angemeldete Wertpapiere veräußert, verpfändet oder 
zum Gegenſtand eines anderen Geſchäfts unter Lebenden macht, hat vorher 
die Wertpapiere gemäß $ 11 des Keichsſtempelgeſetzes zur Derjteuerung an⸗ 
zumelden und zu verſteuern. Zuwiderhandlungen unterliegen den Dorſchriften 
des § 11 des Keichsſtempelgeſetzes. 

Durch Derjteuerung oder Wiederausfuhr in das Ausland vor Eintritt 
der Steuerpflicht findet der Steueranſpruch ſeine Erledigung. 

Die Erledigung des Steueranſpruchs iſt von der Steuerſtelle an der 
Hand des Merkbuchs zu überwachen. 


1916. 14. Dezember. 
Ergänzung der Ausfäͤährungsbeſtimmungen D zum Schlachtvieh⸗ und 
Fleiſchbeſchangeſetze. 
K. K. (K. G. Bl. S. 552.) 
Der Bundesrat hat die nachſtehende Ergänzung der Ausführungsber 


ſtimmungen D zu dem Geſetze, betreffend die Schlachtvieh⸗ und Fleiſchbeſchau, 
vom 3. Juni 1900 (Setralblatt für das Deutſche Reich 1908 beſchloſſen: 


1. Im 85 Ziffer 3 iſt hinter den Worten „g) Chlorſaure Salze“ ein⸗ 
zuſchalten: „gl) Salpetrigſaure Salze“. 


2. Die Ergänzung tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft. 


1916. 14. Dezember. 


Ergänzung der Fleiſchbeſchan⸗Zollordnung. 


Der Bunderat hat die nachſtehende Ergänzung der Fleiſchbeſchau⸗ 
Sollordnung vom 5. Februar 1903 beſchloſſen: 


1. Im $ ı Siffer 3 iſt hinter den Worten „g) Chlorſaure Salze“ ein⸗ 
zuſchalten: „gl) Salpetrigſaure Salze“. 


2. Die Ergänzung tritt mit dem Tage der Derkündung in Kraft. 


) berwaltungsvorſchriften Jahrgang 1908 Seite 140. 
* Perwaltungsvorſchriften Jahrgang 1903 Seite 73. 
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1916. 14. Dezember. 
Einulaß⸗ und Unterſuchungsſtellen für das in das Zollinland 
eingehende Fleiſch. 
R. K. (R G. Bl. S. 533.) 


Auf Grund des 8 15 Abſ. 2 des Geſetzes, betreffend die Schlachtvieh⸗ 
und Fleiſchbeſchau, vom 3. Juni 1900 (Keichs⸗Geſetzbl. S. 547), hat der 
Bundesrat beſchloſſen, 

in dem Verzeichnis der Einlaß- und Unterſuchungsſtellen für das in 


das Sollinland eingehende Fleiſch (Anlage F zur Bekanntmachung. 


vom 30. Mai 1902) hinzuzufügen: 
unter lfd. Nr. 129 a: 
in Spalte 4 „Wismar, Raue 
in Spalte 5 „zubereitetes Fleiſch und zubereitetes Fett“ 
und zwar mit der Maßgabe, daß der Seitpunkt der Eröffnung und der Schlie⸗ 
ßung der Unterſuchungsſtelle von der Landesregierung beſtimmt wird. 


1916. . Dezember. 


Sen belt ien nachträglich zugelaffener 55 
für aus ländiſches Fleiſch. 
R. K. (K. G. Bl. S. 533.) 

Auf Grund des § 26 Abj. 5 der Kusführungsbeſtimmungen D zum 
Schlachtvieh⸗ und Fleiſchbeſchaugeſetze vom 3. Juni 1900 wird im Anſchluß 
an die Bekanntmachung, betreffend die Kennzeichnung des unterſuchten 
ausländiſchen Fleiſches, vom 10. Sebrugar 1903**) beſtimmt: 

Als Stempelzeichen (Rr. 4 der Bekanntmachung vom 10. Februar 

1903“) iſt von der nachſtehenden in Spalte 1 aufgeführten Unterſu⸗ 

chungsſtelle ausſchließlich der in Spalte 2 angegebene Name anzu⸗ 

wenden: 


Bezeichnung der Unterſuchungsſtelle | Zeichen der Unterſuchungsſtelle 


1. 


——— —ä—ñĩ— 


Wismar, Hauptzollamt | Wismar 


. 1916. 14. Dezember. 


Beſtimmungen über die Verwendung von Mitteln der Betriebstrankenkaſſen 
der Heeresverwaltung zum Beſuche von Verſammlungen. 


R. K. (R. 5. Bl. S. 537.) 


Auf Grund des $ 365 Abſ. 2 und des § 113 Abſ. 3 der Keichsverſiche⸗ 
rungsordnung beſtimme ich für die Betriebskrankenkaſſen im Bereiche der 
Königlich Preußiſchen, Königlich Sächſiſchen und Königlich Württembergi⸗ 
ſchen Heeresverwaltung folgendes: 

1 

Den Krankenkaffen wird die Verwendung von Kaſſenmitteln zum Be⸗ 
ſuche von Verſammlungen der Kaſſenvereinigungen (Reichsverſicherungs⸗ 
ordnung 8 414) hierdurch unter den nachſtehenden Dorausſetzungen geſtattet: 


) Derwaltungsvorſchriften Bd. IV Seite 792. 
**) Derwaltungsvorſchriften Jahrgang 1903 S. 84. 
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1. Die Verſammlungen dürfen nur den geſetzlichen Zwecken der Kran- 
kenverſicherung dienen. 

2. Jede Haſſe darf nur einen Dertreter entſenden. Als Vertreter 
darf nur entſendet werden, wer die Mehrheit der Stimmen aus 
der Gruppe der Derlicherten im Dorſtand hat. 

3. Als Entſchädigung für den Beſuch der Derſammlungen erhalten die 
Vertreter der Derſicherten, wenn ſie Mitglieder der Kafjenorgane 
ſind, die ihnen in dieſer Eigenſchaft zuſtehenden Bezüge, andern⸗ 
falls Tagegelder und Keiſekoſten nach den für die Arbeiter des 
Betriebs geltenden Vorſchriften. Fällt die Wahl auf eine der nach 
§ 362 der Keichsverſicherungsordnung vom Arbeitgeber für die 
Kaſſengeſchäfte beſtellten Perſonen, fo hat die Kaſſe dieſer die ihr 
als Angeſtellten des Arbeitgebers bei Reiſen zuſtehenden Bezüge zu 
gewähren. ; 

4. Die Kaſſen haben der militäriſchen Auflichtsbehörde, im Bereiche 
der Königlich Sächſiſchen Heeresverwaltung dem Derſicherungsamte 
von der Entſendung der Vertreter vorher unter Beifügung der Ein— 
ladung und Angabe der Beratungsgegenſtände Anzeige zu erſtatten. 


82 
Die Verwendung von Mitteln der Krankenkaſſen zum Beſuche von an⸗ 
deren als den vorſtehend bezeichneten Derfammlunzen bedarf der Zuſtimmung 
des Oberverſicherungsamts. N 
8 3 


Sur Verwendung von Kaſſenmitteln zum Beſuche von Verſammlungen 
außerhalb des Deutſchen Reichs iſt meine Genehmigung erforderlich. 


1916. 14. Dezember. 


Geſundheitsſcbädliche und täuſchende Zuſätze zu Fleiſch 
und deſſen Zubereitungen. 


R. K. (R. G. Bl. S. 1359.) 


Auf Grund des 8 21 des Geſetzes, betreffend die Schlachtvieh⸗ und 
Fleiſchbeſchau, vom 5. Juni 1900 (Keichs⸗Geſetzbl. S. 547) hat der Bundes⸗ 
rat die nachſtehende Ergänzung der Bekanntmachung vom 18. Februar 
1902 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 48)/4. Juli 1908 (Reichs-Geſetzbl. S. 470) be⸗ 
ſchloſſen: 

1. Im erſten Abſatz iſt hinter den Worten „Chlorſaure Salze“ in neuer 

Zeile einzufügen: 
„Salpetrigſaure Salze“. N 
2. Die Ergänzung tritt mit dem Tage der Derkündung in Kraft. 


1916. 15. Dezember. 


Bekanntmachung, 
betreffend Ergänzung der Ausführungsbeſtimmungen vom 10. Oktober 1916 
zu der Verordnung über Rohtabak. 


R. K. (R. G. Bl. S. 1389.) 


Auf Grund des § 3 Abſ. 2, 8 8 Abſ. 1, 88 12, 13 der Verordnung 
über Rohtabak vom 10. Oktober 1916 (Keichs⸗Geſetzbl. S. 1145) be⸗ 
ſtimme ich: - 
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Die durch Bekanntmachung vom 27. Oktober 1916 (Eeichs⸗Geſetzbl. 
S. 1200) ergänzten Ausführungsbejtimmungen vom 10. Oktober 1916 
zu der Verordnung über Rohtabak werden wie folgt geändert: 


I. In Seile 5 des § 18 iſt hinter „Tabak“ einzufügen: 
ungariſcher heller Gartentabak, 


II. In Zeile 5 des 8 19 iſt das Wort „Ungar“ zu erſetzen durch: 
Ungartabak mit Ausnahme des hellen ungariſchen Gartentabaks, 


1916. 16. Dezember. 


Bekanntmachung 
über den Verkehr mit Zündwaren. 


R. M. (g. G. Bl. S. 1303.) 


Der Bundesrat hat auf Grund des 8 3 des Geſetzes über die Er⸗ 
mächtigung des Bundesrats zu wirtſchaftlichen Maßnahmen uſw. vom 4. 
Auguſt 1914 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 327) folgende Verordnung erlaſſen: 


1 

Der Reichskanzler iſt ermächtigt, den Verkehr mit Sündwaren aller 
Art zu regeln. Er kann Dorratserhebungen über Sündwaren und die 
zu ihrer Beritellung oder Verpackung erforderlichen Stoffe anordnen. 

Er kann beſtimmen, daß Suwiderhandlungen gegen die auf Grund 
vorſtehender Ermächtigung erlaſſenen Beſtimmungen mit Gefängnis bis 
zu ſechs Monaten oder mit Geloſtrafe bis zu zeyntauſend Mark beſtraft 
werden, ſowie daß neben der Strafe auf Einziehung der Gegenſtände er- 
kannt werden kann, auf die ſich die ſtrafbare Handlung bezieht, ohne 
Unterſchied, ob ſie dem Täter gehören oder nicht. 

Preiſe, die der Reichskanzler auf Grund dieſer Vorſchrift feſtſetzt, 
find Höchſtpreiſe im Sinne des Geſetzes, betreffend Höchſtpreiſe, vom 4. Aus 
guſt 1914 in der Faſſung der Bekanntmachung vom 17. Dezember 1914 
(Reichs⸗Geſetzbl. S. 516) in Derbindung mit der Bekanntmachung vom 
21. Januar 1915 (Keichs⸗Geſetzbl. S. 25) und vom 23. März 1916 
(Reichs⸗Geſetzbl. S. 183). 

i 8 2 

Die Verordnung tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft. Der 

Reichskanzler beſtimmt den Zeitpunkt des Außerkrafttretens. 


1916. 16. Dezember. 
Bekanntmachung 
über die Einfuhr und Durchfuhr von Milcherzeugniſſen aller Art. 
R. M. (R. G. Bl. S. 1392.) 


Auf Grund des § 3a der Derordnung des Bundesrats über die Ein⸗ 
fuhr von kondenſierter Milch und von Milchpulver vom 18. April 1916*) 
(Reichs⸗Geſetzbl. S. 302) in der Faſſung der Verordnung vom 16. De⸗ 
zember 1916 (Keichs⸗Geſetzbl. S. 1591) beſtimme ich: 

Artikel I g 


8 1 der Ausführungsbeſtimmungen zur Verordnung des Bundesrats 
vom 18. April 1916 über die Einfuhr von kondenſierter Milch und von 


* Verwaltungsvorſchriften Jahrgang 19161 Seite 287. 
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Milchpulver vom 18. April 1916 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 303) erhält folgende 


Faſſung: 

„Milcherzeugniſſe aller Art, die nach dem Inkrafttreten dieſer 
Beſtimmungen aus dem Ausland eingeführt werden, dürfen nur 
durch die Sentral⸗Einkaufsgeſellſchaft m. b. h. in Berlin oder 
mit deren Genehmigung in den Verkehr gebracht werden. Wer 
nach dieſem Seitpunkt Milcherzeugniſſe aller Art aus dem Hus⸗ 
land einführt, hat ſie an die Sentral⸗Einkaufsgeſellſchaft zu ver⸗ 
kaufen und zu liefern.“ ö 


Artikel II 
Artikel I der Bekanntmachung über die Durchfuhr von kondenſiecter 
milch und von Milchpulver vom 13. Oktober 1916 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 
1163) erhält folgende Faſſung: 
„Die Durchfuhr von Milcherzeugniſſen aller Art über die 
Grenzen des Deutſchen Reichs iſt bis auf weiteres verboten.“ 


Artikel III 
Die Beſtimmungen treten mit dem Tage der Verkündung in Kraft. 


1916. 16. Dezember. 


Bekanntmachung 
zur Ergänzung der Verordnung vom 18. April 19:6 über die Einfuhr von 
kondenſierter Milch und von Milchpulver. 


R. K. (R. G. Bl. S. 1391.) 


Der Bundesrat hat auf Grund des 8 3 des Geſetzes über die Er⸗ 
mächtigung des Bundesrats zu wirtſchaftlichen Maßnahmen uſw. vom 
4. Auguit 1914 % (Reichs⸗Geſetzbl. S. 327) folgende Verordnung erlaſſen: 


1 
In der Verordnung über die Einfuhr von kondenſierter Milch und 
von Milchpulver vom 18. April 1916“) (Reichs⸗Geſetzbl. S. 302) wird 
folgende Vorſchrift als § 3a eingefügt: 
„der Keichskanzler kann die Dorjchriften dieſer Derordnung auf an⸗ 
dere Milcherzeugniſſe ſowie auf Nährmittel, die Dauermilch enthalten, aus⸗ 
dehnen.“ l 


Dieſe Derordnung tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft. 


1916. 16. Dezember. 
Verordnung 
über die Einfchränfung der Malzverwendung in den Bierbrauereien. 
R. K. (R. G. Bl. S. 1403.) 


der Bundesrat hat auf Grund des 8 3 des Geſetzes über die Ermäch⸗ 
tigung des Bundesrats zu wirtſchaftlichen Maßnahmen uſw. vom 4. Huguſt 
1914*) (Keichs⸗Geſetzbl. S. 327) folgende Verordnung erlaſſen: ö 


) Derwaltungsvorſchriften Jahrgang 19141 Seite 857. 
**) Derwaltungsvorſchriften Jahrgang 19161 Seite 287. 
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Artikel 1 

In der Derordnung über die Malz⸗ und Gerſtenkontingente der Bier- 
brauereien ſowie den Malzhandel vom 7. Oktober 1916 (Keichs⸗Geſetzbl. 
S. 1137) werden folgende Aenderungen vorgenommen: 

1. 81 erhält folgende Faſſung: 

Bierbrauereien dürſen vom 1. Oktober 1916 an in jedem Kalender⸗ 
vierteljahre nur fünfundzwanzig Hundertteile, Bierbrauereien in Bayern 
rechts des Rheines fünfunddreißig Hundertteile der Malzmenge zur her⸗ 
ſtellung von Bier verwenden, die ſie in dem entſprechenden Kalender- 
viertelſahre der Jahre 1912 und 1913 durchſchnittlich verwendet haben. 
Jedoch dürfen Bierbrauereien, deren vierteljährliche durchſchnittliche Malz⸗ 
verwendung in den Jahren 1912 und 1915 vierzig Doppelzentner nicht 
überſtiegen hat, dreißig Hundertteile, Bierbrauereien in Bayern rechts des 
Rheines vierzig Hundertteile verwenden. Bierbrauereien, deren viertel⸗ 
jährliche durchſchnittliche Malzverwendung vierzig Doppelzentner überſtiegen 
hat, dürfen mindeſtens zwölf Doppelzentner, in Bayern rechts des Rheines 
ſechzehn Doppelzentner im Vierteljahr verwenden. 

In den Fällen des $ 2 Satz 2 und 3 der Bekanntmachung, betreffend 
Einſchränkung der Malzverwendung in den Bierbrauereien, vom 15. 
bruar 1915 *) (Keichs⸗Geſetzbl. S. 97) dürfen die Bi: rbrauereien fünf Zwölftel, 
die Bierbrauereien in Bayern rechts des Rheines ſieben Swölftel der Menge 
verwenden, die die Steuerdirektivbehörde feſtgeſetzt hat. 

2. Im 8 12 Abſ. 1 Nr. 3 wird „S 0“ erſetzt durch „§ 10“. 


Artikel II 

Bei Bierbrauereien, die im vierten Vierteljahr 1916 über das nach 
Artikel I gekürzte Malzkontingent hinaus Malz verwendet haben, ſind 
die Mehrmengen von den Malzkontingenten für die Seit vom 1. Januar bis 
30. September 1917 abzuziehen. Der Abzug erfolgt in der Regel in jedem 
Dierteljahre nach dem Verhältnis des für dieſen Seitraum feſtgeſetzten 
MalzRontingents. 

Die Landeszentralbehörden erlaſſen die näheren Beſtimmungen. 

Artikel III 

Die für die Bierbrauereien auf Grund des § 20 der Bekanntmachung 
über Gerſte aus der Ernte 1916 (Keichs-Geſetzbl. S. 800) feſtgeſetzten 
Gerſtenkontingente werden entſprechend der Herabſetzung der Malzkontin- 
gente im Artikel I herabgeſetzt. 

Die Bierbrauereien haben die Gerſte, die ſie über das herabgeſetzte 
Gerſtenkontingent hinaus bereits bezogen haben, der Reichs⸗Gerſtengeſell⸗ 
ſchaft m. b. H. in Berlin käuflich zu liefern; ſoweit die Gerſte bereits 
vermälzt iſt, iſt das Malz zu liefern. 

Der Reichskanzler erläßt die näheren Beſtimmungen. 


Artikel IV 
Suwiderhandlungen gegen die Dorjchrift im Artikel III Abj. 2 und 
gegen die nach Artikel III erlaſſenen Beſtimmungen werden mit Gefängnis 
dis zu ſechs Monaten oder mit Geldſtrafe bis zu zehntauſend Mark beſtraft. 
Daneben können die Gegenſtände, auf die ſich die ſtrafbare Handlung 
bezieht, ohne Unterſchied, ob ſie dem Täter gehören oder nicht, eingezogen 


werden. 
Artikel V 
Dieſe Verordnung tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft. Den 
Seitpunkt des Inkrafttretens beſtimmt der Reichskanzler. 


**) Perwaltungsvorſchriften Jahrgang 1915 JI Seite 138. 
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Bekanntmachung, 
betreffend Ausführungsbeſtimmungen über den Verkehr mit Zündwaren. 
R. M. (R. G. Bl. S. 1394.) 


Auf Grund des § 1 der Verordnung über den Verkehr mit de 
vom 16. Dezember 1916 (Reichs⸗ Geſetzbl. 8 1395) wird folgendes beitimmt: 


81 
A. Bei Abgabe durch den Herjteller darf der Preis folgende Sätze nicht 
überſteigen (Fabrikpreis): 
I. 1. für Sicherheitshölzer und überall entzündbare Hölzer in einer 
Cänge bis zu 52 Millimeter in Schachteln zu je 60 Stück 
für / Kiſte zu 1000 Pack zu je 10 Schachteln 350,00 Mark, 


für 2/2 Hiſten zu je 500 Pack 355,00 „ 
für / Hiſten zu je 250 Pack 357,50 „ 
für 1%/ıo Kiſten zu je 100 Pack 360,00 „ 


2. für imprägnierte bunte Hölzer die unter A I 1 genannten Sätze 
mit einem Suſchlag von je 20 Mark; 

3. für weiße oder bunte flache Hölzer in Schachteln zu mindeſtens 
je 50 Stück die unter A 1 1 genannten Sätze mit einem Su⸗ 
ſchlag von je 30 Mark. 

II. für Sicherheits⸗ und überall entzündbare weiße Hölzer in einer 
ve bis zu 52 Millimeter 

. in Schachteln oder Koffern zu je 600 Stück 

für Y/ı Hiſte zu 1000 Schachteln oder Koffern 340,00 Mark, 
für ½ Kijten zu je 500 Schachteln oder Koffern 345, ‚00 
für ¼ Kilten zu je 250 Schachteln oder Koffern 347, 50 
für 9% Riſten zu je 100 Schachteln oder Koffern 350,00 
2. in Schachteln oder Koffern zu je 480 Stück 
für / Kiſte zu 1000 Schachteln oder Koffern 280,00 Mark, 
für 2/2 Kiſten zu je 500 Schachteln oder Koffern 285,00 
für ¼ Kilten zu je 250 Schachteln oder Koffern 287,50 
für 10% Kilten zu je 100 Schachteln oder Koffern 290,00 
5. in Schachteln oder Koffern zu je 300 Stück 
für Y/ı Hiſte zu 1000 Schachteln oder Koffern 190,00 Mark, 
für , Kilten zu je 500 Schachteln oder Koffern 195,00 
für ¼ Kilten zu je 250 Schachteln oder Koffern 197,50 
für 1%/ıo Kiſten zu je 100 Schachteln oder Koffern 200,00 „ 

B. Beim Derkauf im Großhandel gelten die unter A genannten Fabrik⸗ 
preiſe, jedoch mit einem Suſchlag von je 20 Mark zu den unter AI und 
III, von je 16 Mark zu den unter II 2 und von je 10 Mark zu den 
unter II 3 genannten Preiſen. 


C. Beim Derkauf im Kleinhandel darf der Preis nicht überſteigen: 
für die unter A1 1 genannten Sündhölzer ö 

für das pack zu 10 Schachteln 45 Pfg., 

für zwei Schachteln 9 Pfg., 

für die unter A I 2, 3 genannten Sündhölzer 

für das Pack zu 10 Schachteln 50 Pfg., 

für eine Schachtel 5 Pfg., 

für die unter A II 1 genannten Sündhölzer 

für die Schachtel oder den Koffer 45 Pfg., 


H 
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für die unter A II 2 genannten Zündhölzer 


für die Schachtel oder den Koffer 38 Pfg., 
für die unter A II 3 genannten Sündhölzer 
für die Schachtel oder den Koffer 25 Pfg. 
Kleinhandel iſt jeder Derkauf an den Verbraucher. 
25 


Die im Si bezeichneten Preiſe ſchließen beim Verkaufe durch den 
Herſteller die Koſten der Beförderung bis zur Bahn- oder Waſſerſtation 
des Abnehmers ein. Beim Verkaufe durch den Großhändler ſchließen 
die Preiſe die Koſten der Beförderung bis zur Bahn- oder Waſſerſtation 
des Ortes der gewerblichen Niederlaſſung des Großhändlers oder, falls 
die Beförderung nicht auf dem Bahn⸗ oder Waſſerweg erfolgt, die Uoſten 
der Beförderung in das haus des Abnehmers ein. 


Für die Derpackung dürfen Preiszuſchläge nicht berechnet werden. 
Die Preiſe gelten für verſteuerte Ware. 


85 
Soweit Heriteller unter Ausſchaltung des Großhandels an den Klein- 
händler liefern, finden die im $ 1 unter B genannten Preiſe Anwendung. 
Herſteller dürfen nur an ſolche Kleinhändler liefern, mit denen fie 
bereits vor dem 1. Dezember 1916 in dauernder Geſchäftsverbindung 
geſtanden haben. 
Der Verkauf von Mengen unter ½10-Hiſten durch den Heriteller iſt 
verboten. 
8 4 


Andere Arten Sündhölzer als die im 81 genannten herzuſtellen, 
iſt verboten mit Ausnahme von Weſtentaſchenhölzern, Buchhölzern (Platten- 
hölzer) und Sturmhölzern. 


8 5 

Dem Derein Deutſcher Sündholzfabriken, Berlin, liegt es ob, die 
zur Befriedigung des Bedarfs der Heeresverwaltungen und der Marine⸗ 
verwaltung erforderlichen Mengen von Sündhölzern auf die einzelnen Her⸗ 
ſteller von Sündhölzern nach näherer Beſtimmung des Keichskanzlers im 
verhältnis der Steuerkontingente unter Berückſichtigung etwaiger Hontin⸗ 
gentsübertragungen umzulegen. Die herſteller ſind verpflichtet, die auf 
ſie umgelegten Mengen ohne Kückſicht auf anderweite Cieferungsverpflich⸗ 
tungen zu den bei der Umlegung ſeſtzuſezenden Terminen zu Fabrikpreis 
(8 1 zu A, 88 2, 3) zu liefern. 


86 
Wer den Beſtimmungen des $ 3 Abſ. 2 oder des § 4 zuwiderhandelt, 
wird mit Gefängnis bis zu ſechs Monaten oder mit Geldſtrafe bis zu 
fünfzehnhundert Mark beſtraft. 


8 7 
Die Beſtimmungen gelten nicht für Sündhölzer, die im Ausland her⸗ 
geſtellt ſind. 
88 
Die Beſtimmungen treten mit dem Tage der Verkündung, 8 3 Abſ. 2 
und die 88 4, 6 jedoch erſt mit dem 1. Januar 1917 in Kraft. 
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1916. 16. Dezember. 


Bekanntmachung 
über die Anmeldung von Auslandsforderungen 


R. K. (R. G. Bl. S. 1409.) 


Der Bundesrat hat auf Grund des 8 3 des Geſetzes über die Er⸗ 
mächtigung des Bundesrats zu wirtſchaftlichen NMaßnahmen uſw. vom 4. 
Auguſt 1914*) (Reichs⸗Geſetzbl. S. 327) folgende Verordnung erlafien:. 


81 
Forderungen gegen Schuldner im feindlichen Ausland ſind nach Maß⸗ 
gabe der vom Reichskanzler zu erlaſſenden Vorſchriften anzumelden. 


Die Landeszentralbehörden beſtimmen, bei welchen Stellen die Anmel⸗ 
dungen zu erfolgen haben. 

Auf Erfordern dieſer Stellen oder des Reichskanzlers iſt jedermann 
verpflichtet, binnen einer feſtzuſetzenden Friſt eine Erklärung darüber ab⸗ 
zugeben, ob bei ihm die Vorausſetzungen der Anmeldepflicht vorliegen ſowie 
eine abgegebene Erklärung oder Anmeldung durch nähere Auskünfte zu 
ergänzen. 

8 5 

Die mit der Entgegennahme oder Bearbeitung der Anmeldungen be- 
faßten Perſonen find verpflichtet, über die aus Anlaß der Anmeldung 
zu ihrer Kenntnis gelangten Derhältniſſe Verſchwiegenheit zu beobachten. 

4 


Der Reichskanzler Rann Ausnahmen von den Dorſchriften dieſer Der- 
ordnung zulaſſen. 


85 
Mit Geldſtrafe bis zu eintauſendfünfhundert Mark oder mit Ge⸗ 
fängnis bis zu drei Monaten wird beſtraft: 

1. wer vorſätzlich den gemäß 8 1 ergehenden Anordnungen des 
Reichskanzlers über die Anmeldung oder einer gemäß § 2 Abſ. 2 
ergehenden Aufforderung nicht oder nicht innerhalb der vorge- 
ſchriebenen Friſt nachkommt; 

2. wer bei der Anmeldung oder bei einer nach $ 2 Abſ. 2 abzu⸗ 
gebenden Erklärung oder Auskunft wiſſentlich unvollſtändige oder 
unrichtige Angaben macht; 

5. 9 Vorſchriften des § 3 zuwider Verſchwiegenheit nicht be⸗ 
obachtet 

In a Falle der Nr. 3 tritt die Derfolgung nur auf Antrag ein. 
| 86 
Die Deine tritt mit dem Tage der Derkündung in Kraft. 


1916. 16. Dezember. 


Bekanntmachung, 
betreffend Feſtſetzung des Zuſchlags zu den Friedenspreiſen der zum Witest; 
dienſt ausgehobenen Pferde. 


R. K. (R. G. Bl. S. 1402) 


Auf Grund des Artikels 1 Abſ. 4 der Verordnung des Bundesrats 
vom 30. Auguſt 1916 GReichs-Geſetzbl. S. 983), betreffend Aenderung 


) Derwaltungsvorſchriften Jahrgang 1914 J S. 1400. 
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des § 25 des Geſetzes über die Kriegsleiftungen vom 15. Juni 1873, 
beſtimme ich in Abänderung der Bekanntmachung, betreffend Feſtſetzung 
des Suſchlags zu den Friedenspreiſen der zum Kriegsdienſt ausgehobenen 
Pferde, vom 30. Augujt 1916 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 984): 
Der Suſchlag zu den Friedenspreiſen der zum Kriegsdienſt 
ausgehobenen Pferde wird mit Geltung vom 20. November 1916 
auf 75 vom Hundert der Friedenspreiſe feſtgeſetzt. 


1916. 16. Dezember. 


Bekauntmachung, 
betreffend Verträge mit feindlichen Staats angehörigen. 


R. K. (R. G. Bl. S. 1396.) 


Der Bundesrat hat auf Grund des 8 3 des Geſetzes über die Er⸗ 
mächtigung des Bundesrats zu wirtſchaftlichen Maßnahmen uſw. vom 4. 
Auguſt 19140 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 327) folgende Verordnung erlaſſen: 


I. Auflöſung von Derträgen mit feindlichen Staatsangehörigen 
aus Gründen der Dergeltung. 


81 

Der Reichskanzler kann aus Gründen der Dergeltung einen Kauf- oder 
Lieferungsvertrag, den ein Deutſcher mit einem Angehörigen Großbritanniens 
und Irlands, Italiens oder Frankreichs oder der Kolonien und auswärtigen 
Beſitzungen dieſer Staaten geſchloſſen hat, auf Antrag des Deutſchen für 
aufgelöſt erklären. 

Die Aufhebungserklärung kann auf einen Teil des Dertrags be— 
ſchränkt werden. 

Soweit der Verkäufer zur Seit der Stellung des Antrags die ihm in 
bezug auf die Leiſtung der verkauften Sachen obliegenden Derpflichtungen 
ſchon erfüllt hatte, iſt die Aufhebungserklärung ohne Wirkung. Hat der 
Käufer den Kaufpreis ſchon gezahlt, jo kann er ihn, ſoweit der Dertrag 
aufgelöſt iſt, zurückverlangen. 2 

Die Vorſchriften der Abſ. ! bis 3 finden auf Werkverträge ſowie 
auf Frachtverträge, welche die Beförderung von Gütern zur See zum 
Gegenſtande haben, und auf Mietverträge über Seeſchiffe entſprechende 
Anwendung. Sie gelten nicht für Pörſentermingeſchäfte. 


82 
Der Keichskanzler kann die Entſcheidung durch allgemeine Anord- 
nung oder im einzelnen Falle einer anderen Stelle übertragen und nähere 
Anordnungen über das Derfahren treffen. 


II. RKechtsſtreitigkeiten über Derträge mit feindlichen Staatsangehörigen. 
83 


Bat ein Deutſcher mit einem Angehörigen eines feindlichen Staates 
einen Vertrag geſchloſſen, jo iſt zur Entſcheidung von Streitigkeiten über 
die Einwirkung des Krieges auf die Rechte und Pflichten aus dem Vertrag 
auch das Gericht, in deſſen Bezirke der Deutſche ſeinen allgemeinen Ge⸗ 
richtsſtand hat, oder, wenn er im Inland keinen allgemeinen Gerichts⸗ 
ſtand hat, das Gericht, in deſſen Bezirk er ſich dauernd aufhält, zuſtändig. 


x) erwaltungsvorſchriften Jahrgang 1914 J S. 857. 
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84 

Liegen bei ‚Streitigkeiten der im 83 bezeichneten Art für die Su⸗ 
ſtellung der Klageſchrift an den feindlichen Staatsangehörigen die Vor⸗ 
ausſetzungen der öffentlichen Suſtellung vor und erbietet ſich der Kläger, 
eine Mitteilung über den Inhalt der Klage unter Angabe des Gerichts 
und des Derhandlungstermins in einem neutralen Cande durch eingeſchrie⸗ 
benen Brief unter der Adreſſe des Beklagten zur Poſt zu geben oder 
in anderer zweckentſprechender Weiſe an den Beklagten zu befördern, ſo 
Rann bei Bewilligung der öffentlichen Suſtellung das Gericht anordnen, 
daß die im 8 204 Abſ. 2 der Sivilprozeßordnung vorgeſchriebene Ein- 
rückung nur einmal und nur im „Keichsanzeiger“ zu erfolgen hat. Das 
gleiche gilt in anderen Fällen, in denen das dem feindlichen Staatsange— 
hörigen zuzuſtellende Schriftſtück eine Ladung enthält. 

Der Kläger hat glaubhaft zu machen, daß er die Mitteilung in der 
im Abf. 1 bezeichneten Weiſe innerhalb angemeſſener Zeit zur Poſt gegeben 
hat oder daß die Mitteilung dem Beklagten zugegangen iſt; andernfalls 
kann das Gericht die Verhandlung vertagen und anordnen, daß der Be— 
klagte von neuem zu laden iſt. 


III. Schlußvorſchriften. 


85 
Einem Deutſchen im Sinne der vorſtehenden Dorjchriften ſtehen juriſtiſche 
Perſonen oder Handelsgeſellſchaften anderer Art gleich, die im Inland 
oder in den Schutzgebieten ihren Sig haben. 
Dem Angehörigen eines feindlichen Staates im Sinne der vorſtehenden 
Pla ſtehen gleich: 
natürliche Perſonen, die in dem feindlichen Staate ihren Wohn⸗ 
ſitz oder ihre gewerbliche Hauptniederlaſſung haben; 
2. juriſtiſche Perſonen und Handelsgeſellſchaften anderer Art, die 
in dem feindlichen Staate ihren Sitz haben; 
5. Handelsgeſellſchaften anderer Art, die im ſonſtigen Ausland ihren 
Sitz haben, wenn an ihnen feindliche Staatsangehörige oder, 
ſoweit es ſich um die Anwendung des §1 handelt, Angehörige 
der dort bezeichneten feindlichen Staaten überwiegend beteiligt 
ſind. 
8 6 
Die Vorſchriften der 88 1, 2 können durch Bekanntmachung des 
Reichskanzlers auf andere als die im § bezeichneten feindlichen Länder 
für anwendbar erklärt werden. N 


8 7 
Dieſe Verordnung tritt mit dem Tage der Derkündung in Kraft. 
Der Reichskanzler beſtimmt, wann und in welchem Umfang ſie außer 
Kraft tritt. 


1916. 17. Dezember. 


Bekanntmachung 
zur Ausführung der Verordnung, betreffend Verträge mit une 
Staatsangehärigen, vom 16. Dezember 1916. 


R. K. (R. G. Bl. S. 1398.) 


Auf Grund des § 2 der Verordnung des Bundesrats, betreffend ver⸗ 
träge mit feindlichen Staatsangehörigen, vom 16. Dezember 1916 (Keichs⸗ 
Geſetzbl. S. 1396) wird folgendes beſtimmt: 


1916. 17. Dezember. 1191 


Artikel 1 


Die Entſcheidung über die Auflöfung von e mit feindlichen 
Staatsangehörigen aus Gründen der Vergeltung wird, unbeſchadet der 
Befugnis des Reichskanzlers zum Erlaß allgemeiner Anordnungen, dem 
Reichsſchiedsgerichte für Kriegswirtſchaft übertragen. Die Entſcheidung er⸗ 
folgt durch den Dorſitzenden oder in deſſen Vertretung durch ein Mitglied, 
e die Befähigung zum Richteramte beſitzt. 


Artikel 2 


Der Antrag auf Auflöſungserklärung iſt ſchriftlich bei dem e 
ſchiedsgerichte für Kriegswirtſchaft einzureichen. 


Artikel 3 
In dem Antrag iſt der Inhalt des Dertrags darzulegen. 
Der Antrag ſoll erſehen laſſen, ob die Auflöſungserklärung für den 
ganzen Vertrag oder nur für einzelne Teile beantragt wird. 
Im einzelnen ſoll der Antrag namentlich angeben: 

1. die Vertragsparteien nach Namen, Stand ao Gewerbe, wohn- 
ort und Staatsangehörigkeit; 

2. den Seitpunkt der Schließung des vertrags; 

3. den Gegenſtand und den Umfang der Leiſtungen, auf die ſich 
der Vertrag bezieht, ſowie die Höhe des Entgelts; 

4. den Seitpunkt, in welchem der Dertrag zu erfüllen iſt oder bei 
ordnungsmäßiger Erledigung zu erfüllen geweſen wäre; 

5. die Abreden, durch welche für den Fall höherer Gewalt, eines 
Krieges uſw. die Erfüllungszeit hinausgeſchoben oder in ſonſtiger 
weiſe Dorſorge getroffen wird; falls derartige Abreden nicht 
getroffen ſind, iſt dies ausdrücklich zu vermerken. 

Der Antrag ſoll ferner angeben: 

6. inwieweit der Dertrag von der einen oder andern Seite oder 
von beiden Seiten ſchon erfüllt iſt; 

7. inwieweit und aus welchen Gründen der Dertrag nach allge⸗ 
meinen Kechtsgrundſätzen als fortbeſtehend oder hinfällig an⸗ 
geſehen wird oder aus welchen Gründen in dieſer Beziehung 
Zweifel obwalten; 


8. die Gründe, die für die Auflöfungserklärung geltend gemacht 
werden. 


Artikel 4 


Iſt eine Vertragspartei eine juriſtiſche Perſon, fo iſt außer ihrem 
Sitze tunlichſt anzugeben, welchen Staaten im weſentlichen die Beteiligten 
angehören. Iſt eine Vertragspartei eine Handelsgeſellſchaft ohne juriſtiſche 
Perſönlichkeit, fo iſt Name, Wohnort und Staatsangehörigkeit der Mit⸗ 
glieder anzugeben. 


Artikel 5 


Der Antragſteller ſoll die ihm zugänglichen, auf den Dertrag bezüg⸗ 
lichen oder ſonſt zur Aufklärung des Sachverhältniſſes dienlichen Bien 


beifügen. 
Artikel 6 


Das Keichsſchiedsgericht kann vor der Entſcheidung weitere Ermitt⸗ 
lungen anſtellen. 


Die Entſcheidung iſt dem Antragſteller mitzuteilen. 
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Artikel 7 

Für die Entſcheidung wird eine zur Reichskaſſe fließende Gebühr er- 
hoben. 

Die Höhe der Gebühr wird von dem Keichsſchiedsgerichte beſtimmt. 
Die Gebühr ſoll in der Regel nicht weniger als fünfzig Mark und nicht 
mehr als eintauſend Mark betragen. Aus beſonderen Gründen kann von 
der Erhebung einer Gebühr Abſtand genommen werden. 

Das Keichsſchiedsgericht kann den Erlaß der Entſcheidung von der Dor- 
auszahlung der Gebühr abhängig machen. 

Die Beitreibung der Gebühr erfolgt auf Erſuchen des Keichsſchieds⸗ 
gerichts nach den landesgeſetzlichen Dorjchriften über die Beitreibung öffent⸗ 
licher Abgaben. 


1916. 17. Dezember. 


Geſetz 
zur Ergänzung des Kriegs ſteuergeſetzes. 


K. (Reichs: u. Staatsanzeiger Nr. 300.) 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deutſcher Kaiſer, König von 
Preußen ꝛc. 
verordnen im Namen des Keichs, nach erfolgter Suſtimmung des Bundes⸗ 
rats und des Reichstags, was folgt: 


Einziger Paragraph 
Dem 8 6 des Kriegsſteuergeſetzes vom 21. Juni 1916 (Keichs⸗-Geſetzbl. 
S. 561) werden folgende Abſätze 2 und 3 beigefügt: 

Ferner ſind noch nicht fällige Anſprüche aus während des 
Deranlagungszeitraums eingegangenen Lebens-, Hapital⸗ und 
Kentenverſicherungen mit der vollen Summe der eingezahlten 
Prämien oder Kapitalbeiträge anzuſetzen, falls die jährliche Prä⸗ 
mienzahlung den Betrag von eintauſend Mark oder die einmalige 
Kapitalzahlung den Betrag von dreitauſend Mark überſteigt. 

Der vor dem 31. Dezember 1916 auf die Abgabe voraus⸗ 
bezahlte Betrag (8 31) tritt dem auf 31. Dezember 1916 feſt⸗ 
geſtellten Vermögen hinzu. 

Urkundlich unter Unſerer höchſteigenhändigen e und bei⸗ 
gedrucktem Kaiſerlichen Inſiegel. 
Gegeben Großes Hauptquartier, den 17. Dezember 1916. 


(Siegel) wilhelm. 


1916. 18. Dezember. 


Bekanntmachung 
über Aenderung der Höchſtpreiſe für Soda. 


R. M. (R. G. Bl. S. 1405.) 


Auf Grund des 8 A der Derordnung über höchſtpreiſe für Soda vom 
26. Mai 1916 (Keichs⸗Geſetzbl. S. 417) wird der 8 1 dieſer Derordnung 
wie folgt geändert: 9 
1 
Die Preiſe für Soda dürfen die in nachſtehender Ueberſicht aufgeführten 
Beträge nicht überſteigen: 
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A. Kalzinierte Soda (Ammoniakfoda, Leblancjoda, Sodapulver) 
1. bei Abgabe von 50 bis 500 Kilogramm für 100 
Kilogramm Reingewicht ausſchließlich Verpackung frei Bahn⸗ 
hof Verſandſtation oder frei haus am Orte des Lieferers 16,50 Mark, 
2. bei Abgabe von gering ren Mengen als 50 Kilogramm 
für 1 Kilogramm einſchließlich Verpackung 0,26 „ 
für ½ Kilogramm einſchließlich Verpackung 0,15 „ 
B. Kriſtall⸗ und Feinſoda | 


1. bei Abgabe durch den herſteller (Fabrikpreis): 
a) Kriſtallſoda 

für 100 Kilogramm Keingewicht ausſchließlich Der- 
packung frei Bahnhof Derſandſtation oder frei Haus 
am Orte der herſtellung 8,75 

b) Feinſoda 
für 100 Kilogramm Keingewicht ausſchließlich Der- 
packung frei Bahnhof Derjanditation oder frei Haus 
am Orte der Beritellung 


I. im Sack ö 9,75 E 
II. in Packungen zu je ½ oder 1 Kilogramm ein⸗ 
ſchließlich dieſer Packungen i 


2. beim Weiterverkauf in Mengen von 50 Kilogramm und 
darüber: 

a) Hriſtallſoda 
für 100 Kilogramm Keingewicht ausſchließlich Der- 
packung frei Bahnhof Derjanditation oder frei Haus 
am Orte des Lieferers 11,00 „ 

b) Feinſoda 
für 100 Kilogramm Keingewicht ausſchließlich Ver⸗ 
packung frei Bahnhof Verſandſtation oder frei haus 
am Orte des Lieferers 


I. im Sack 12,00 „ 
II. in Packungen zu je ½ oder 1 Kilogramm ein⸗ 
ſchließlich dieſer Packungen 13,25 „ 


3. beim Verkaufe von geringeren Mengen als 50 Kilo⸗ 
gramm Krijtalle oder Feinſoda 
für 1 Kilogramm einſchließlich Verpackung 0,20 
für ½ Kilogramm einſchließlich Verpackung 0,10 
Die Bekanntmachung tritt mit dem 1. Januar 1917 in Kraft. 


1916. 18. Dezember. 


Bekanntmachung, 
betreffend die Regelung des Verkehrs mit Kraftfahrzeugen. 


R. K. (Reichs⸗ u. Staatsanzeiger Nr. 300.) 


‚ Der Bundesrat hat auf Grund des 8 6 des Geſetzes über den Verkehr 
e vom 3. Mai 1909 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 437) folgendes 
eſchloſſen: f 


1. Die höheren Derwaltungsbehörden werden ermächtigt, für die zum 
Verkehre zugelaſſenen Perſonenkraftfahrzeuge auf Antrag des Eigentümers 
von der Dorjchrift im $ 3 Abſ. 2 der Derordnung über den Verkehr mit 
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Kraftfahrzeugen vom 3. Februar 1910/21. Juni 1913, wonach die Rad- 
Rränze der Sahrzeuge mit Gummi oder mit einem anderen elaſtiſchen 
Stoffe bereift ſein müſſen, Befreiung zu gewähren. Die Befreiung iſt 
nur zu gewähren, wenn die Fahrzeuge mit Rädern verſehen ſind, deren 
Bauart vom Keichskanzler zugelaſſen iſt. Letzterer Beſchränkung unter⸗ 
liegen nicht die von der Heeresverwaltung veranlaßten Derjuhsfahrten mit 
Radarten, welche die Bereifung mit Gummi oder einem anderen elaſtiſchen 
Stoffe erſetzen jollen. 

Die Ermächtigung gilt auch für ſolche Perſonenkraftfahrzeuge, die 
weiterhin zum Derkehre zugelaſſen werden. 

2. Die höchſtzuläſſige Fahrgeſchwindigkeit beträgt bei den gemäß 
Siffer 1 mit nicht elaſtiſcher Bereifung zugelaſſenen Perſonenkraftfahrzeugen 
25 Kilometer in der Stunde. 

Die Fahrgeſchwindigkeit kann, wenn die Derhältniſſe es erfordern, 
1 0 höheren Derwaltungsbehörde auf ein geringeres Maß feſtgeſetzt 
werden. 

3. Die Erlaubnis einer nicht elaſtiſchen Bereifung iſt von der höheren 
Derwaltungsbehörde nur auf jederzeicigen Widerruf zu erteilen. Sie gilt 
nur für den Bezirk dieſer Behörde, ſofern nicht im Einvernehmen mit den 
in Betracht kommenden benachbarten Behörden ein weiterer e ee 
feſtgeſetzt wird. | I 

4. Bei der Erteilung einer Erlaubnis hat die höhere ee 
behörde Beſtimmungen über den Derkehrsbereih und die Verkehrswege 
zu treffen; die Beſtimmungen ſind in die Sulaſſungsbeſcheinigung einzutragen. 
5. Die vorſtehenden Dorjchriften treten mit dem 1. Januar 1917 in 
Kraft. | 14 

1916. 20. Dezember. 


Bekanntmachung der Reichsfuttermittelſtelle 
über den Ankauf des Hafers auf Grund von Erlaubnuisſcheinen. 


(Reichs⸗ u. Staatsanzeiger Nr. 301.) 


Auf Grund des 8 17 Abſ. 5 der Verordnung über Hafer vom 6. Juli 
1916 (KGBl. S. 811) und in Abänderung der Siffer 6 unjerer Bekannt⸗ 
machung vom 17. November 1916 wird beſtimmt: 

Für Hafer, der auf Grund von Erlaubnisſcheinen freihändig aufge⸗ 
kauft wird, darf bis zu anderweitiger Regelung je nach der Beſchaffenheit 
des hafers ein den geſetzlichen Hhöchſtpreis um nicht mehr als 30 Mk. 
(ſtatt wie bisher 40 Mk.) für die Tonne n Preis gezahlt 
werden. vi 
1916. 20. Dezember. 

Bekanntmachung, 
betreffend Zulaſſung einer Ausnahme von der Verordnung über die 
Höchſtpreiſe für Benzin vom 27. Mai 1916 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 426). 


R. K. (R. G. Bl. S. 1409.) 


Auf Grund des 8 8 der 1 über die Höchſtpreiſe für Benzin 
vom 27. Mai 1916 (Keichs⸗Geſetzbl. S. 426) wird die Wirkſamkeit der 
in der Bekanntmachung vom 27. Juni 1916 Beichs⸗Geſetzbl. S. 611) 
zugelaſſenen Ausnahme von dem Höchſtpreis für Tejtbenzin auf die Seit 
bis zum 31. März 1917 erſtreckt. 


) Derwaltungsvorſchriften Jahrgang 1916 J S. 388. 
* Perwaltungsvorſchriften Jahrgang 1916 I S. 488. 


— nn. — nn an nn nn — 
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1916. 21. Dezember. 


Bekanntmachung, 
betreffend Zollerleichterung für Waren, die zur Verarbeitung 
auf fette Dele beſtimmt find. 


R. K. (R. G. Bl. S. 1410.) 
Der Bundesrat hat auf Grund des § 3 des Geſetzes über die Er⸗ 


mächtigung des Bundesrats zu wirtſchaftlichen Maßnahmen uſw. vom 


4. KHuguſt 1914 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 327) folgende Derordnung erlaſſen: 


1 
Waren, die zur Verarbeitung auf fette Oele beſtimmt find, können unter 
Zollſicherung zollfrei gelaſſen werden. N 


II 


Dieſe Verordnung tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft. Der 
Reichskanzler beſtimmt den Seitpunkt des Außerkrafttretens. 


1916. 21. Dezember. 


Bekanntmachung der Reichsfuttermittelſtelle 
zur Ausführung des § 5 der Verordnung über die Malz: und Gerſtenkon⸗ 
tingente der Bierbrauereien ſowie den Malzhandel vom 7. Oktober 1916. 


(Reichs⸗ u. Staatsanzeiger Nr. 301.) 


Bierbrauereien, die auf die für die Seit vom 1. Oktober 1915 
bis 31. Oktober 1916 feſtgeſetzten Kontingente (urſprünglich und hinzu⸗ 
erworbene Kontingente) mehr Gerſte oder Malz bezogen haben als 12/13 
der auf 48 Proz. herabgeſetzten Kontingente entſpricht, haben dieſe Men⸗ 
gen der Keichs⸗Gerſtengeſellſchaft m. b. Hh. in Berlin W. 8, Wilhelmſtr. 
69 a, zwecks Anrechnung auf die neuen Gerſtenkontingente bis zum 30. 
Dezember 1916 anzuzeigen. Bayeriſche Brauereien haben die Anzeige 
der Reichs⸗Gerſtengeſellſchaft m. b. H., Abteilung Bayern in München 
43, Ottoſtr. 11, zu erſtatten. Außer Betracht bleiben ſolche Malz⸗ und 
Gerſtenmengen, die außerhalb des Malzkontingents für Heereszwecke ver⸗ 
arbeitet worden ſind. f 

Soweit Malz bezogen iſt, ſind in der Anzeige 3 Teile Malz gleich 
4 Ceile Gerſte zu rechnen. 


1916. 21. Dezember. 


Bekauntmachung, 
betreffend die Zuckerung von Wein. 


R. K. (R. G. Bl. S. 1409.) 


Der Bundesrat hat auf Grund des § 3 des Geſetzes über die Er⸗ 
mächtigung des Bundesrats zu wirtſchaftlichen Maßnahmen uſw. vom 4. 
Auguft 1914 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 327) folgende Verordnung erlaſſen: 

1 5 

Für die Weine des Jahrganges 1916 wird das im § 3 Abi. 1 
Satz 2 des Weingeſetzes vom 7. April 1909 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 393) 
vorgeſehene höchſtmaß der Zuckerung auf ein Viertel der geſamten Flüſ⸗ 
ſigkeit erhöht und die in dem genannten § 3 Abſ. 2 Halbſatz 1 vorge⸗ 
ſehene Zuckerungsfriſt bis zum 30. Juni 1917 verlängert. Bis zu die⸗ 


1196 1916. 21. Dezember. 


ſem Seitpunkt darf die Suckerung bei ungezuckerten Weinen früherer 
Jahrgänge nachgeholt werden. N 
II 


Dieſe Verordnung tritt mit dem Tage ihrer Derkündung in Kraft. 


1916. 21. Dezember. 


Bekanntmachung, 
betreffend Uebergangsbeſtimmungen zu den 55 9 und 10 des Geſetzes 
über den vaterländiſchen Hilfsdienſt. 


R. M. (R. G. Bl. S. 1410.) 


Der Bundesrat hat auf Grund des 8 19 des Geſetzes über den 
vaterländiſchen Hilfsdienſt vom 5. Dezember 1916 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 1333) 
mit Suſtimmung des vom Reichstag gewählten Ausſchuſſes folgende Der- 
ordnung erlaſſen: 


81 
Solange die im 89 Abſ. 2 des Geſetzes vorgeſehenen Ausſchüſſe 
noch nicht in Tätigkeit treten können, werden deren Obliegenheiten mit 
gleicher Wirkung durch vorläufige Ausſchüſſe wahrgenommen, die von den 
Stellvertretenden Generalkommandos nach Bedarf eingerichtet werden; die 
Beachtung des § 10 Abſ. 2 des Geſetzes iſt nicht erforderlich. 


82 
Soweit zur Wahrnehmung der Obliegenheiten der im $ 9 Abi. 2 
des Geſetzes bezeichneten Ausſchüſſe bereits ähnliche Ausſchüſſe (Kriegs- 
ausſchüſſe uſw.) beſtehen, können ſie mit Zuſtimmung der Stellvertre- 
tenden Generalkommandos, in Bayern des Kriegsminiſteriums, auch an 
die Stelle der vorläufigen Ausſchüſſe treten. 


83 
Die Anweiſung für das Verfahren bei den vorläufigen Ausſchüſſen 
erläßt das Kriegsamt. 
8 4 
Die Derordnung tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft und 
am 1. Februar 1917 außer Kraft. 
Berlin, den 21. Dezember 1916. 


1916. 21. Dezember. 
Bekanntmachung über Druckpapier. 
R. K. (R. G. Bl. S. 1414.) 


Auf Grund der Verordnung des Bundesrats über Druckpapier vom 
18. April 19160 (Keichs⸗Geſetzbl. S. 306) wird folgendes beſtimmt: 


9 1 

Verleger und Drucker von Zeitungen, die auf maſchinenglattem, holz⸗ 
haltigen Druckpapier gedruckt werden, ſowie alle ſonſtigen Perſonen, die 
unbedrucktes Papier der genannten Art im Betrieb ihres Gewerbes be- 
ziehen, dürfen in der Seit vom 1. Januar 1917 bis zum 31. März 1917 
ſolches Papier nur in den Mengen beziehen, die für fie von der Lriegs⸗ 
wirtſchaftsſtelle für das Deutſche Seitungsgewerbe in Berlin feſtgeſetzt werden. 
Dies gilt auch, ſoweit es ſich um die Erfüllung bereits abgeſchloſſener 


) Derwaltungsvorſchriften Jahrgang 1916 I S. 289. 
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„ handelt. Die Feſtſetzung geſchieht nach folgenden Hrund⸗ 
en: N 
J. öeilungen, die im Jahre 1915 eine Fläche 
1) bis 200 qm eingenommen hatten, 6% v. h. 


— 


2) von 201—250 am „ 1 7½% „ 
3) „ 251— 500 „ [7 7 9 7 
4) „ 301 350 „, „ „ 10½ „ 
5) „ 351—400 „ 1 „ 12 5 
6) 7 401—500 v n n 131/a 7 
7) 77 501-600 „ n „ 14½ [7 
8) 7 601 —700 „ 7 7 15½ „ 
9) 7) 701-800 75 „ 77 16½ , 
10) „ 801-950 „ 15 „ 18 = 
11) „ 951-1100 „ „ „ Age 
12) „ 1101-1250 „ 1 „ 20 
15) 77 12511400 7 „ 77 21 ” 
14) „ 1401--1600 „ 5 „ 22½ „ 
15) über 1600 5 23½ „ 


erfahren eine Einſchränkung der von ihnen für den Druck der Sei⸗ 
tung i. J. 1915 verbrauchten Menge von maſchinenglattem, holzhal⸗ 
tigen Druckpapier, errechnet für einen Zeitraum von drei Monaten. 
Die Guadratfläche wird errechnet durch Feſtſtellung der Papierſeiten⸗ 
größe und der Geſamtzahl der Seiten (Umfang), die die Zeitung im Jahre 
1915 gehabt hat. 
Zeitungen, deren Quadratmeterfläche ſich im Jahre 1915 gegenüber 
dem Jahre 1913 verringert hat, erhalten, wenn die . 
1. bis zu 150 am beträgt, 1 v. h. 
2. von 151 —500 „ „ 
5. über 300 N 
über diejenige Menge hinaus, zu deren Bezug ſie gemäß Sue 1 
berechtigt ſind. 
Seitungen, deren Quadratmeterfläche ſich im Jahre 1915 ed 
dem Jahre 1913 vermehrt hat, erhalten, wenn die Vermehrung 


mm 


1. bis zu 50 am beträgt, 4 v. h. 
2. von 51—75 „ „ 6 „ „ 
3. „ 76 —100 „ „ 8 „„ 
u, e MO 
5. über 125 5 12,5; 


unter derjenigen Menge, zu deren Bezug ſie gemäß Siffer 1 be⸗ 
rechtigt ſind. 

2. Alle übrigen Bezieher von unbedrucktem, maſchinenglatten, Hola 
tigen Druckpapier dürfen für die Seit vom 1. Januar 1917 bis zum 31. 
März 1917 nur 85 v. H. derjenigen Menge von ſolchem Papier beziehen, 
die fie im Jahre 1915, berechnet auf einem Zeitraum von drei Monaten, 
bezogen haben. 

3. Bei Feſtſetzung der Menge, die nach Siffer 1 und 2 bezogen werden, 
darf, werden Beſtände an unbedrucktem, maſchinenglatten, holzhaltigen 
Druckpapier, nach Abzug einer dem verbrauche des vorangegangenen Monats 
entſprechenden Menge, die als Rejerve anzuſehen iſt, angerechnet. 

Ein ſich über dieſe Anrechnung hinaus ergebender Mehrbeſtand darf 
ohne Genehmigung der Kriegswirtſchaftsſtelle für das Deutſche Seitungs⸗ 
gewerbe nicht verwendet werden. 


76 
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8 2 
Die Beſtimmungen der 88 2 bis 14 der Bekanntmachung über Drud- 
papier vom 20. Juni 1916 (Keichs⸗Geſetzbl. S. 534) bleiben unverändert 
in Geltung. 


8 3 
Maſchinenglattes, holzhaltiges Druckpapier im Sinne dieſer Bekannt 
machung und der Bekanntmachungen 
vom 19. April 1916**) (Sentralbl. für das Deutſche Reich S. 84), 
20. Juni 19160 (keichs⸗Geſetzbl. S. 534), 
25. Juli 1916 (Sentralbl. für das Deutſche Reich S. 196), 
22. Huguſt 1916 (Keichs⸗Geſetzbl. S. 951), 
En September 1916 (Reichs-Öefebbl. S. 1097), 
Oktober 1916 (Keichs⸗Geſetzbl. S. 1225) 
iſt alles ei holzhaltige Papier, das zum Boa geeignet 
it, insbeſondere auch 
ſogenanntes Bandpapier, 
5 Schachtelpapier, 
Beklebepapier, 
Telegraphenpapier, 
(unverarbeitetes Rohpapier zur 
Tapet:npapier, (Herſte lung von Tapeten oder 
5 Streichpapier, (Streichpapieren (geſtrichenen 
l = ( Papieren). 


” 
”„ 
17 
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4 
Soweit für die im § 3 aufgeführten Papiere die vorgeſchriebenen An- 
zeigen über Lieferung und Derbrauch noch nicht erſtattet ſind (8 12 der Be⸗ 
kanntmachung vom 19. April 1916, 8 4 der Bekanntmachung vom 20. Juni 
Juni 1916), ſind ſie der Kriegswirtſchaftsſtelle für das Deutſche Zeitungsge⸗ 
werbe in Berlin C2 nachträglich bis zum 20. Januar 1917 einzureichen. 


85 
Dieſe Bekanntmachung tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft. 


1916. 21. Dezember. 


Bekanntmachung, 
betreffend Beſtimmungen zur Ausführung des Geſetzes über den 
vaterländiſchen Hilfsdienſt. 


R. K. (R. G. Bl. S. 1411.) 


Der Bundesrat hat auf Grund des § 19 des Geſetzes über den vater⸗ 
ländiſchen Hilfsdienſt vom 5. Dezember 1916 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 1333) mit 
nn des vom Reichstag gewählten Kusſchuſſes folgende Derorönung 
erlaſſen: 


81 
Das Kriegsamt errichtet die nach § 6 des Geſetzes beim Kriegsamt 
einzurichtende Sentralſtelle ſowie die nach 8 4 Abſ. 2, 87 Abf. 2, 8 9 
Abſ. 2 des Geſetzes zu bildenden Kusſchüſſe und beſtimmt Bezirk und Sitz 
dieſer Ausſchüſſe. In Bayern, Sachſen und Württemberg bildet das Kriegs- 
miniſterium im Einvernehmen mit dem Kriegsamt die Ausſchüſſe und be⸗ 
ſtimmt ihren Bezirk und Sitz. 


**) Perwaltungsvorſchriften Jahrgang 19161 S. 281. 
x) Derwaltungsvorſchriften Jahrgang 1916 I S. 454. 
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| 82 
Für die Offiziere und die Beamten in der Sentralſtelle und den Aus⸗ 
ſchüſſen iſt mindeſtens je ein Stellvertreter, für die Vertreter der Arbeit: 
geber und der Arbeitnehmer in der Sentralſtelle und den Ausſchüſſen find 
nach Bedarf Stellvertreter zu beſtellen. Für die Beſtellung der Stell⸗ 
vertreter gelten die Beſtimmungen des Geſetzes über die Beſtellung der 
ordentlichen Mitglieder. 


8 3 
Zu Dertretern der Arbeitgeber und der Arbeitnehmer in der Sen⸗ 
tralſtelle und den Äusſchüſſen ſowie zu Stellvertretern für fie dürfen nur 
volljährige männliche Deutſche beſtellt werden. 
Nicht beſtellt werden darf, 

1. wer infolge ſtrafgerichtlicher Verurteilung die Fähigkeit zur Be⸗ 
kleidung öffentlicher Aemter verloren hat oder wegen eines Der: 
brechens oder Dergehens, das den Derluit dieſer Fähigkeit zur 
Folge haben kann, verfolgt wird, falls gegen ihn das haupt⸗ 
verfahren eröffnet iſt, 

2. wer infolge gerichtlicher Anordnung in der e Uher ſein 
Vermögen beſchränkt iſt. 


84 
Wer gemäß 8 3 zum Dertreter der Arbeitgeber oder der Arbeit⸗ 
nehmer oder zum Stellvertreter eines ſolchen Dertreters beſtellt iſt, kann 
die Uebernahme des Amtes nur ablehnen, wenn er 

1. das ſechzigſte Lebensjahr vollendet hat, 

2. mehr als vier minderjährige eheliche Kinder hat; Kinder, die 
ein anderer an Kindes Statt angenommen hat, werden dabei 
nicht gerechnet, 

3. durch Krankheit oder Gebrechen verhindert iſt, das Amt ord— 
nungsmäßig zu führen, 

4. mehr als eine VDormunoſchaft oder Pflegſchaft führt. Die Dor- 
mundſchaft oder Pflegſchaft über mehrere Geſchwiſter gilt nur 
als eine; zwei Gegenvormundſchaften ſtehen einer Vormundſchaft 


gleich. 


85 

Wer die Uebernahme des Amtes als Dertreter der Arbeitgeber oder 
der Arbeitnehmer oder als Stellvertreter eines ſolchen Vertreters ohne 
zuläſſigen Grund ablehnt, kann vom Dorſitzenden der Sentralſtelle, wenn 
er für dieſe beſtellt it, ſonſt vom Dorſitzenden des Ausſchuſſes, für den 
er beſtellt iſt, mit Gelditrafe bis zu fünfhundert Mark beſtraft werden. 

Ebenſo kann beſtraft werden, wer ſich ohne genügende Entſchul⸗ 
digung nicht rechtzeitig zu den Sitzungen einfindet oder ſich ſeinen Obliegen⸗ 
heiten in anderer Weiſe entzieht. 

Auf Beſchwerde entſcheidet das Kriegsamt, in Bayern, Sachſen und 
Württemberg das Kriegsminiſterium endgültig. 


86 
Die Vertreter der Arbeitgeber und der Arbeitnehmer in der Sentral⸗ 
ſtelle und den Ausſchüſſen verwalten ihr Amt unentgeltlich als Ehrenamt. 
Sie erhalten Tagegelder im Betrage von fünfzehn Mark und Erſatz 
der notwendigen Fahrkoſten; bei Eiſenbahnfahrten wird der Betrag für 
die zweite Wagenklaſſe, bei Benutzung von e der Betrag für die 
erſte Klaſſe erſtattet. 


8 7 
Die Vertreter der Arbeitnehmer haben ihrem Arbeitgeber jede Ein⸗ 
berufung zu Sitzungen der Sentralſtelle oder der Ausihüfle anzuzeigen. 
76* 
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Tun fie es ohne ſchuldhaftes Sögern, jo gibt das Fernbleiben von der 
Arbeit dem Arbeitgeber keinen wichtigen Grund, das Krbeitsverhältnis ohne 
Einhaltung einer Kündigungsfriſt zu löſen. 


88 
Den Arbeitgebern und ihren Angeſtellten iſt unterſagt, die Vertreter der 
Arbeitnehmer in der Uebernahme oder Ausübung des Ehrenamts (8 6) zu 
beſchränken oder fie wegen der Uebernahme oder der Art der Ausübung 
des Ehrenamts zu benachteiligen. 
Arbeitgeber oder ihre Angeſtellten, die dagegen verſtoßen, werden 
mit Geldſtrafe bis zu dreihundert Mark oder mit Haft beſtraft. 


8 9 

Der Dorfigende und die übrigen Mitglieder der Sentralſtelle und 
der Nusſchüſſe find verpflichtet, über Geſchäfts⸗, Betriebs- und Berufs- 
geheimniſſe, die ihnen in dieſer Eigenſchaft bekannt werden, Amtsverſchwie⸗ 
genheit zu beobachten. 

Mit Geldſtrafe bis zu dreitauſend Mark oder mit Gefängnis bis zu 
drei Monaten wird beſtraft, wer der VDorſchrift im Abf. 1 zuwider Ge⸗ 
heimniſſe unbefugt offenbart. ö 

Wer dies tut, um den Inhaber des Geſchäfts, Betriebs oder Berufs 
zu ſchädigen oder ſich oder anderen einen Dermögensvorteil zu verſchaffen, 
oder wer in gleicher Abſicht ein Geheimnis der im Abſ.! bezeichneten 
Art verwertet, wird mit Gefängnis bis zu einem Jahre und mit Geld— 
ſtrafe bis zu zehntauſend Mark oder mit einer dieſer Strafen beſtraft. 

Die Verfolgung tritt nur auf Antrag ein. 


8 10 
Die Behörden und behördlichen Einrichtungen ſind verpflichtet, den 
im Dollzuge des Geſetzes über den vaterländiſchen Hilfsdienſt an fie er⸗ 
gehenden Erſuchen des Kriegsamts, der Sentralſtelle und der Ausſchüſſe 
zu entſprechen. N N 
Dies gilt auch für Erſuchen, die von den Königlich Bayeriſchen, 
Sächſiſchen und Württembergiſchen Kriegsminiſterien im Vollzuge des Ge— 
ſetzes geſtellt werden. 
i 8 11 
Vor Erlaß der Entſcheidung nach $ 4 Abſ. 2 des Geſetzes hat der 
Ausihuß die Gemeindebehörde und nach Lage des Falles die zuſtändige 
amtliche Dertretung der Induſtrie und des Handels, des Handwerks, der 
Landwirtſchaft oder anderer Berufsſtände zu hören. In geeigneten Fäl⸗ 
len ſollen auch Fachvereine und ſonſtige nichtamtliche wirtſchaftliche Der- 
bände gehört werden. Werden Marineintereſſen berührt, jo iſt auf Der- 
1 des Reichs⸗Marineamts ein Marineoffizier oder Marinebeamter zu 
ören. 
8 12 
Die nach $ 5 verhängten Geldſtrafen werden wie Gemeindeabgaben 
beigetrieben. Einwendungen gegen die Zahlungspflicht haben aufſchiebende 
Wirkung. Dem Beitreibungsverfahren hat ein Mahnverfahren voranzu= 
gehen; die Mahngebühr wird, ſoweit erforderlich, vom Kriegsamt, in 
Bayern, Sachſen und Württemberg vom Kriegsminiſterium feſtgeſetzt und 
wird wie die Geldſtrafe beigetrieben. 
Die Geldſtrafen fließen in die Keichskaſſe. 


a 8 15 f 
Die Verordnung tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft. 
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Anordnung der Reichs ſtelle für Speiſefeite 
über die Zulaſſung von Waſſerſtoffſuperoryd zur Friſcherhaltung 
von Magermilch. 


(Reichs⸗ und Staatsanzeiger Nr. 306.) 


Auf Grund des § 11 der Derordnung über die Bewirtſchaftung von 
Milch und den Verkehr mit Milch vom 3. Oktober 1916 (KReichs⸗Geſetzbl. 
9. 1100) wird folgendes beitimmt: 


8 1 
f Sur Friſcherhaltung von Magermilch darf bis auf weiteres Waſſer⸗ 
ſtoffſuperoryd nach Maßgabe der SS 2 bis 5 und der in der Beilage 
enthaltenen Anleitung verwendet werden. N 


8 2 

Die verwendung von Waſſerſtoffſuperoryd zur Friſcherhaltung von 
Magermilch iſt nur Molkereien geſtattet. Die Molkereien bedürfen jedoch 
hierzu der Ermächtigung der Landesfettitelle oder der von ihr beſtimmten 
Stelle. Die Ermächtigung kann jederzeit widerrufen werden. 

8 3 
Magermilch, die mit Waſſerſtoffſuperoxyd verſetzt iſt, darf, vorbe⸗ 
haltlich = Vorſchriften in Abſ. 2 und 3, durch die Molkereien und durch 
den Handel nur in ſolchen Gefäßen in den Derkehr gebracht werden, 
die deutlich erkennbar die Aufichrift tragen: 
„Magermilch mit Waſſerſtoffſuperoxyd⸗ Zuſatz“. 

In den Geſchäftsräumen der Molkereien und des Großhandels iſt 
an geeigneter, in die Augen fallender Stelle ein Abdruck der in der 
Beilage enthaltenen Anleitung auszuhängen. 

Kleinhändler haben einen Abdruck der Anweiſungen in Ur. 7, 8 
und 9 der Anleitung an ihren Derkaufsitellen (Laden oder Wagen) deutlich 
ſichtbar auszuhängen. Als Kleinhander gilt die Abgabe an den Verbraucher. 


8 4 

Die Kommunalverbände und Gemeinden, denen die Regelung des 
Milchverkehrs übertragen iſt, haben die Anweiſungen in Nr. 7, 8 und 
9 der Anleitung unter geeigneter Ueberſchrift und Einleitung durch wie- 
derholte Deröffentlihungen in den Tageszeitungen und durch Anſchlag 
zur allgemeinen Kenntnis zu bringen. Sie können gemäß 88 der Der: 
ordnung vom 3. Oktober 1916 weitere Anordnungen über den Verkehr 
mit Magermilch, die mit Waſſerſtoffſuperoxyd behandelt iſt, erlaſſen. 


8 5 
Molkereien und Milchhändler, die Magermilch mit Waſſerſtoffſuper⸗ 
oxydzuſatz in den Verkehr bringen, ſind zur genauen Befolgung der Dor- 
ſchriften dieſer Anordnung verpflichtet. Die Landesfettſtellen oder die von 
ihnen bezeichneten Stellen haben Ueberwachungsmaßnahmen zu treffen. 


b 8 6 | 
Wer den Dorſchriften dieſer Anordnung oder den auf Grund der 
88 4 und 5 getroffenen weiteren Anordnungen zuwiderhandelt, wird nach 
Maßgabe des § 14 der Verordnung vom 3. Oktober 1916 mit Gefängnis 
bis zu einem Jahre und mit Geldſtrafe bis zu zehntauſend Mark oder 
mit einer dieſer Strafen beſtraft. 
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8 7 
Dieje Anordnung tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft. 
Berlin, den 21. Dezember 1916. 5 
Reichsſtelle für Speiſefette. 
von Graevenitz. 


Beilage. 


Anleitung zur Friſcherhaltung von Magermilch wit 
Waſſerſtoffſuperoxyd. 


1. Beſchaffenheit der Magermilch. Die für die Friſcherhaltung mit 
Waſſerſtoffſuperoxyd beſtimmte Magermilch muß füß aus nicht paſteuri⸗ 
ſierter einwandfreier Vollmilch in ſauberer Weiſe gewonnen fein. Auch 
die Magermilch darf nicht paſteuriſiert werden. 

2. Beſchaffenheit der Waſſeerſtoffſuperoxydlöſung. Die zur Derwen- 
dung gelangende Waſſerſtoffſuperoxydlöſung ſoll 3 Gewichtsprozent Waſſer⸗ 
ſtoffſuperoxyd enthalten und im übrigen den Anforderungen des Deutſchen 
Arzneibuchs entſprechen. 

3. Aufbewahrung der Waſſerſtoffſuperorydlöſung. Die Löſungen müſ⸗ 
ſen in Flaſchen aus dunklem Glaſe an einem kühlen und vor Licht ge⸗ 
ſchützten Orte aufbewahrt werden. Um den Inhalt der Flaſchen vor 
Verunreinigungen zu ſchützen und andererſeits das etwaige Entweichen 
des Sauerſtoffgaſes zu ermöglichen, müſſen die zum Verſchluſſe dienenden 
Korkſtopfen mit geſchmolzenem Paraffin getränkt und mit einer Durch— 
bohrung verſehen fein, in welche ein kleines rechtwinkliges oder Uförmig 
gebogenes, beiderſeits offenes Glasrohr eingeführt iſt. Die Herſteller der 
Cöſungen pflegen die Flaſchen mit ſolchen Derſchlüſſen verſehen zum Der- 
fand zu bringen. Sollte ein derartiger Verſchluß nicht zu beſchaffen ſein, 
ſo muß auf einen Erſatzverſchluß Bedacht genommen werden, der in gleich 
ſicherer Weiſe die Serſetzung des Waſſerſtoffſuperoxyds hintanhält. 

Löſungen, die länger als 8 Wochen geitanden haben, ſind wegen 
der in der Regel eingetretenen Derminderung ihres Gehalts an Waſſer⸗ 
ſtoffſuperoxyd nicht mehr zu verwenden.“) 

4. Werden die Flaſchen zur Entnahme von Flüſſigkeit geöffnet, ſo 
muß ſtreng darauf geachtet werden, daß keine Verunreinigungen (Rork⸗ 
teilchen, Papierſtückchen, Strohteilchen, Milch u. dgl.) in ſie hineinge⸗ 
langen. N 

5. Suſatz der Waſſerſtoffſuperoxydlöſung zur Milch. Um Mager⸗ 
milch für die Dauer von 24 Stunden haltbar zu machen, müſſen ihr 
unmittelbar nach ihrer Gewinnung in der kälteren Jahreszeit auf je 10 
Liter 333 cem (= Ys Liter) der unter Abſatz 2 beſchriebenen 3 prozentigen 
Waſſerſtoffſuperoxydlöſung oder auf 1 Liter Magermilch 33 cem dieſer 
Löſung hinzugeſetzt werden. 


*) Es iſt nicht ungefährlich, Waſſerſtoffſuperoxydlöſungen mit einem 
höheren Gehalt an Waſſerſtoffſuperoxyd unmittelbar zu verwenden. Je⸗ 
doch empfiehlt es ſich, um an Derjandskojten und Flaſchenmaterial zu 
ſparen, aus den im Handel befindlichen 30 prozentigen reinen Töſungen, 
die eine große Haltbarkeit aufweiſen, von ſachkundiger hand — etwa von 
einem Hpotheker, Chemiker, Tierarzt oder einer ſonſtigen ſachverſtändigen Per⸗ 
jon — 3 prozentige Cöſungen nach Maßgabe des jeweiligen Bedarfs meh- 
rerer Wochen herſtellen zu laſſen. Es muß eine Gewähr dafür ge⸗ 
leiſtet werden, daß die verdünnten Löſungen genau 3 Gewichtsprozent 
Waſſerſtoffſuperornd enthalten und eine genügend lange Haltbarkeit auf⸗ 
weiſen. (Amtliche Anmerkung.) N 
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Das Abmeſſen der berechneten Menge geſchieht am beiten mit Hilfe 
ſorgfältig gereinigter Meßgefäße aus Glas oder Porzellan. 


Beim Suſatz der Löſung zur Magermilch verfährt man zweckmäßig 
in der Weiſe, daß zunächſt die auf möglichſt niedrige Temperatur abgekühlte 
Magermilch unmittelbar nach der Entrahmung in die ſorgfältig gereinigten 
Transportkannen derart eingefüllt wird, daß ein Sehntel des Kannen- 
inhalts ungefüllt bleibt. Werden z. B. Kannen von einem Raumge- 
nn von 20 Liter verwendet, jo muß ein Leerraum von 2 Liter gelaſſen 
werden. | 

Alsdann wird die abgemeſſene Waſſerſtoffſuperoxydlöſung hinzugegoſſen 
und die Flüſſigkeit durchgemiſcht, indem man mit einem ſauberen Holz-, 
Glas- oder Porzellanſtab oder einem ähnlichen Gerät gut umrührt. Die 
Kannen ſind gleich darauf zu verſchließen. 


Um ein Entweichen des in größeren Mengen frei werdenden Sauer- 
ſtoffgaſes während der Beförderung zu ermöglichen, dürfen die Deckel 
der Kannen nicht ganz luftdicht abſchließen. Iſt dies gleichwohl der Fall, 
ſo empfiehlt es ſich, im Deckel der Kanne eine kleine Durchbohrung anzu⸗ 
bringen. ö 

6. Lagerung und Beförderung der Magermilch. Die mit Waſſer⸗ 
ſtoffſuperoxyd verſetzte Magermilch ſoll bei der Lagerung und Beförde— 
rung kühlgehalten und keiner höheren Temperatur als 16 Grad (el- 
ſius ausgeſetzt werden. Sie darf nicht ſpäter als 24 Stunden nach dem 
Zuſatz des Friſcherhaltungsmittels in die hände der Derbraucher gelangen. 

7. Behandlung der Magermilch im Haushalt. Im haushalt ſoll die 
Magermilch alsbald abgekocht werden; zweckmäßig werden hierzu die mit 
Vorkehrungen gegen das Ueberwallen verſehenen ſogenannten Milchkochtöpfe 
verwendet. Nach dem Kochen iſt die Milch ſofort abzukühlen und zur 
Verhütung des Sutritts neuer Keime möglichſt in demſelben Gefäß, das 
zum Aufkocden dient und einen übergreifenden Deckel haben ſoll, kühl 
aufzubewahren. 

8. Iſt Magermilch infolge zu langer Lagerung oder unſachgemäßer 
Behandlung und Aufbewahrung fadenziehend oder ſchleimig geworden oder 
zeigt fie ſonſt eine abweichende Beſchaffenheit, insbeſondere einen fremd⸗ 
artigen Geruch oder Geſchmack, ſo iſt ſie vom Genuß auszuſchließen. 

Sauergewordene Magermilch von reinem Geruch und Geſchmack kann 
wie ſaure Vollmilch verwendet werden. 

9. Sur Ernährung von Säuglingen darf Magermilch auf keinen 
Fall verwendet werden. 
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Bekanntmachung 
über Neuregelung des Satzfiſchhandels 


(Reichs⸗ und Staatsanz. Nr. 303.) 


Infolge der Neuregelung des Handels mit Beſatzfiſchen ziehen wir 
hierdurch alle bis jetzt erteilten Genehmigungen zurück. Die neueren 
Beſtimmungen über den Beſatzfiſchhandel und die Preiſe für Beſatzfiſche 
werden in den nächſten Tagen bekanntgegeben werden. 

Berlin, den 22. Dezember 1916. 

Kriegsgeſellſchaft für el m. b. H. 
ee. 
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Bekanntmachung 
über den Abſat won Seemuſcheln. 


Ueberwachungsſtelle f. Seemuſcheln (Reichs- u. Staatsanzeiger Nr. 303.) 


Auf Grund des § 2 und 3 der Bekanntmachung über die Ueber⸗ 
wachung des Verkehrs mit Seemuſcheln vom 2. November 1916 (Reichs- 
Geſetzbl. S. 1245) wird folgendes beſtimmt: 


91 

Der Abſatz von Seemuſcheln, die an der Schleswig-holſteiniſchen Weſt⸗ 
küſte, an den Nordfrieſiſchen Inſeln und an dem Nordufer der Elbe mit 
Ausnahme des Stadtgebietes von hamburg und Altona gelandet werden, 
darf nur mit Genehmigung der Schleswig=Holiteiniihen Nordſee-Muſchel⸗ 
vertriebsgeſellſchaft m. b. Hh. in Büſum erfolgen. 

Der Abſatz von Seemuſcheln, die an dem Südufer der Elbe im 
Stadtgebiet von Hamburg. und Altona ſowie an der Nordküſte von der 
Elbmündung bis Cappel (Bezirk Stade) gelandet werden, darf nur mit 
Genehmigung der Muſcheleinkaufs⸗Genoſſenſchaft e. G. m. b. h. in Cux⸗ 
haven erfolgen. 

Dieſe Vorſchriften finden keine Anwendung auf den Weiterabſatz von 
Seemuſcheln, die mit Genehmigung der Schleswig⸗hHolſteiniſchen Nordſee⸗ 
Muſchelvertriebsgeſellſchaft oder der e Genoſſenſchaft e. G. m. 
b. H. abgeſetzt werden. 


8 2 

Die Erlaubnis zum Ankauf von Seemuſcheln im Großhandel von 
Fiſchern wird in dem Gebiete von der holländiſchen Grenze bis Cappel 
Gezirk Stade) ſowie an der Oſtſee bis zum 31. Januar 1917 für alle 
diejenigen Perſonen verlängert, denen der Handel mit Seemuſcheln auf 
Grund der Derordnung über den Handel mit Lebens- und Futtermitteln 
und zur Bekämpfung des Kettenhandels vom 24. Juni 1916 (Eeichs⸗ 
Geſetzbl. S. 581) geſtattet iſt. 

Dieſe Erlaubnis iſt jederzeit ſowohl allgemein als auch einzelnen 
Perſonen gegenüber widerruflich. 


8 3 | 
Die Ueberwachungsſtelle für Seemuſcheln Bann Ausnahmen von den 
Vorſchriften des 8 1 zulaſſen. 


5 4 

Fuwiderhandlungen gegen dieſe Dorjchriften werden nach 87 der 
Bekanntmachung über die Ueberwachung des Verkehrs mit Seemuſcheln 
vom 2. November 1916 (Keichs⸗Geſetzbl. S. 1243) mit Gefängnis bis zu 
einem Jahre und mit Geldſtrafe bis zu zehntauſend Mark oder mit einer 
dieſer Strafen beſtraft. 

Neben der Strafe können die Gegenſtände, auf die ſich die ſtrafbare 
Handlung bezieht, eingezogen werden, ohne Unterſchied, ob ſie dem Tä⸗ 
ter gehören oder nicht. 


85 
Diefe Bekanntmachung tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft. 
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Bekanntmachung 
über die Verfütterung von Hafer an Einuhufer und Zuchtbulleu. 


Kriegsernährungsamt (Reichs- u. Staatsanzeiger Nr. 303.) 


Auf Grund der Dorſchriften im $ 6 Abſ. 22 der Bekanntmachung 
über Hafer aus der Ernte 1916 vom 6. Juli 1916 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 
811) und des §1 der Bekanntmachung über die Errichtung eines Kriegs⸗ 
ernährungsamts vom 22. Mai 1916 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 402) wird be⸗ 
ſtimmt: 

1 

Die Hafermenge, welche die Halter von Einhufern in der Seit vom 
1. Januar bis 31. Mai 1917 einſchließlich aus ihren Dorräten verfüt⸗ 
tern dürfen, wird auf 6% Sentner für den Einhufer feſtgeſetzt. 

Wenn der Einhufer nicht während des ganzen Seitraums gehalten 
wird, ermäßigt ſich dieſe Menge für jeden fehlenden Tag um je 4½ Pfund. 

Die Feſtſetzung der Hafermenge, die in der Seit nach dem 31. Mai 
1917 an Einhufer verfüttert werden darf, bleibt vorbehalten. 


II 
Halter von Suchtbullen dürfen bis auf weiteres an jeden Sucht⸗ 
bullen, für den die Genehmigung der zuſtändigen Behörde zur Hafer- 
fütterung erteilt iſt, ! Pfund für den Tag verfüttern. 
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Bekanntmachung, N 
betreffend Veräußerung von Aktien oder ſonſtigen Geſchäftsauteilen deut⸗ 
ſcher Seeſchiffahrtsgeſellſchaften ins Ausland. 


R. K. (Reichs⸗ u. Stactsanzeiger Nr. 303.) 


Der Bundesrat hat auf Grund des $ 3 des Geſetzes über die Ermäch⸗ 
tigung des Bundesrats zu wirtſchaftlichen Maßnahmen uſw. vom 4. Auguſt 
1914 (Keichs⸗Geſetzbl. S. 327) folgende Verordnung erlaſſen: 


981 

Rechtsgeſchäfte, durch welche Aktien oder ſonſtige Geſchäftsanteile deut⸗ 
ſcher Seeſchiffahrtsgeſellſchaften ganz oder teilweiſe von einem Deutſchen 
an Ausländer oder an Deutſche, die ihren Wohnſitz oder dauernden Aufent⸗ 
halt nicht innerhalb des ee Reichs haben, übertragen werden ſollen, 
ſind verboten. 

Das gleiche gilt von den Rechtsgeſchäften, durch welche Aktien oder 
Geſchäftsanteile der bezeichneten Art, die im Eigentume von Deutſchen 
ſtehen, für Rechnung von Ausländern oder von Deutſchen, die ihren Wohn⸗ 
ſitz oder dauernden Aufenthalt nicht innerhalb des Deutſchen Reichs ha- 
ben, erworben werden ſollen. 

Geſellſchaften, die ihren Sitz im Ausland haben, oder deren Kapital 
zum größeren Teil Ausländern zuſteht, ſtehen den Ausländern im Sinne 
vorſtehender Beſtimmungen gleich. 


8 2 
Seiden e gegen dieſe Derordnung werden mit Gefängnis 
bis zu drei Jahren und mit Geldſtrafe bis zu fünfzigtauſend Mark oder 
mit einer dieſer Strafen beſtraft, ſofern nicht nach anderen Strafgeſetzen 
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eine höhere Strafe verwirkt iſt. Wegen der Suwiderhandlung kann ein 
Deutſcher auch dann verfolgt werden, wenn er ſie im Ausland begangen hat. 
Der Derfuh it ſtrafbar. 


8 3 
Der Reichskanzler kann Ausnahmen von dem Derbote des 8 1 zu⸗ 
laſſen. 


5 4 
Dieſe Verordnung tritt mit dem Cage ihrer Verkündung in Kraft. 
Der Reichskanzler beſtimmt, wann und in welchem Umfang ſie außer 
Kraft tritt. 


1916. 23. Dezember. 


Bekanntmachung 
betreffend Aenderung der Verordunng über die Regelung des Verkehrs mit 
Web⸗, Wirk⸗ und Strickwaren für die bürgerliche Bevölkerung vom 10. 
Juni 1916. 


R. K. (K. 6. Bl. S. 1147.) 


Der Bundesrat hat auf Grund des 8 3 des Geſetzes über die Ermäch⸗ 
tigung des Bundesrats zu wirtſchaftlichen Maßnahmen ufw. vom 4. Auguft 
19140 (Keichs⸗Geſetzbl. S. 327) folgende Derordnung erlaſſen: 


Artikel I 
Die Verordnung über die Regelung des Verkehrs mit Web-, Wirk⸗ 
und Strickwaren für die bürgerliche Bevölkerung vom 10. Juni 1916) 
(Reichs⸗Geſetzbl. S. 463) wird wie folgt geändert: 
1. Die Meberfchrift erhält folgende Faſſung: 

Bekanntmachung über die Regelung des Verkehrs mit Web-, 

Wirk⸗, Strick⸗ und Schuhwaren. 
2. Der 9 1 erhält folgende Faſſung: 

Zur Sicherſtellung des Bedarfs der bürgerlichen Bevölkerung 
an Web⸗, Wirk⸗ und Strickwaren und den aus ihnen gefer- 
tigten Erzeugniſſen ſowie an Schuhwaren wird eine Reichsitelle 
für bürgerliche Kleidung (Reichsbekleidungsſtelle) errichtet. 

Schuhwaren im Sinne der Derordnung find ſolche, die ganz 
oder zum Teil aus Leder, Web⸗, Wirk- oder Strickwaren, Filz 
oder filzartigen Stoffen beſtehen. 

3. Im 85 Seile 9 werden die Worte „und drei weitere Vertreter“. 
erſetzt durch: „und fünf weitere Vertreter“. 
4. Im 87 wird folgender Abſ. 3 eingefügt: 

Die Vorſchriften des Abſ. 1 und 2 finden auf REDEN 
Reine Anwendung. 

5. Im 88 wird folgender Abſ. 7 eingefügt: 

Die Dorſchriften des Abſ. 1 bis 5 finden N . 
Reine Anwendung. 

6. Es wird folgender $ 9a eingefügt: 

Getragene Kleidungs= und Wäſcheſtücke und getragene Schuh⸗ 
waren dürfen entgeltlich nur veräußert werden: 


) Derwaltungsvorſchriften Jahrgang 1914 J S. 857. 
*) Derwaltungsvorſchriften Jahrgang 1916 I N 419. 
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1. von den behördlich zugelaſſenen Perjonen und Stellen, 
2. von anderen Perſonen an die behördlich zugelaſſenen 
Perſonen und Stellen. 


Getragene Kleidungs⸗ und Wäſcheſtücke und getragene Schuhwaren 
dürfen nur die behördlich zugelaſſenen Perſonen und Stellen gewerbsmäßig 


erwerben. 


Die Reichsbekleidungsitelle kann Ausnahmen von dieſen Vor⸗ 
ſchriften zulaſſen. 


Der Keichskanzler kann weitere Beſtimmungen über den Derkehr 
mit den in Abſ. 1 bezeichneten Gegenſtänden erlaſſen. N 


7. 


10. 


11. 


12. 


13. 


Der Abs. 1 des 8 11 erhält folgende Faſſung: 

Wer mit den im 81 bezeichneten Gegenſtänden Gewerbe 
treibt, darf dieſe Gegenſtände nur gegen einen von der zuſtän⸗ 
digen Behörde ausgefertigten Bezugsſchein an die Verbraucher 
zu Eigentum oder zur Benutzung überlaſſen. Die Ueberlaſſung 
zur Benutzung für einen Seitraum von nicht mehr als drei 
Tagen darf ohne Bezugsſchein erfolgen. Die Reichsbekleidungs- 
ſtelle kann weitere Ausnahmen von der Dorfcrift in Satz 1 
zulaſſen. N 


Im 8 11 wird als Abſ. 2, eingeſchaltet: 


Der Gewerbetreibende darf den Preis erſt nach Empfang 
des von der zuſtändigen Behörde ausgefertigten Bezugſcheins ganz 
oder teilweiſe fordern oder annehmen. 


. Es wird folgender § 11a eingefügt: 


Es iſt verboten, zu Swecken des Wettbewerbes in Sei⸗ 
tungsanzeigen oder anderen Bekanntmachungen, die für einen 
größeren Kreis von Perſonen beſtimmt ſind, insbeſondere durch 
Bekanntmachungen im Schaufenſter oder in ſonſtigen Geſchäfts⸗ 
räumen, in einer für die Oeffentlichkeit erkennbaren Weiſe auf 
die Bezugsſcheinfreiheit oder die Bezugsſcheinregelung hinzuweiſen. 
Der Abſ. 2 des 8 12 erhält folgende Faſſung: 

Die Reichsbekleidungsitelle kann nähere Beſtimmungen über 
das bei Ausfertigung der Bezugsſcheine zu beobachtende Der- 
fahren treffen. Für die Bezugsſcheine und die Liſten ſind die 
von der Rcichsbekleidungsitelle aufgeſtellten Muſter zu verwenden. 
Im 8 18 treten an die Stelle der Worte 

„Dorſchriften der 88 7 bis 13“ 
die Worte 

„Dorſchriften der 88 7 bis 9, 10 bis 13“. 

Im 8 20 Abſ. 1 Nummer 1 treten an die Stelle der Worte 

„Porſchriften der 88 7, 8, 9, 11 Abſ. 1, 3 12 Abſ. 1 Satz 2 
und § 13“ 
die Worte 

„Vorſchriften der 88 7, Abſ. 1 15 1, Abſ. 2, 8 8 Abſ. 1 
bis 6, 8 9, . Abſ. 1, 2 8 11 Abſ. 1 Satz 1, Abſ. 2, §S 11a, 
812 Abſ. 2 und 9 13“ 
und im Abſ. 3 an die Stelle der Worte 

„gegen 8 7“ 
die Worte 

„gegen 7 Abſ. 1 Satz 1, Abſ. 2, S 9a Abſ. 1, 2 und 8 11a“. 
Im 8 20 Abſ. 1 wird eingefügt: 

5. wer den auf Grund des 8 9a Abſ. 4 erlaſſenen Beitim- 

mungen zuwiderhandelt. N 
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Artikel II 
Der Keichskanzler wird ermächtigt, den Text der Verordnung äber 
die Regelung des Verkehrs mit Web⸗, Wirk⸗ und Strickwaren für die 
bürgerliche Bevölkerung vom 10. Juni 191600 (K eichs⸗Geſetzbl. S. 469), 
wie er ſich aus dieſer Verordnung ergibt, durch das Keichs⸗Geſetzblatt 
bekanntzugeben. 
Artikel III 


Die Verordnung tritt mit dem 27. Dezember 1916 in Kraft. Der 
Reichskanzler beſtimmt den Seitpunkt des Außerkrafttretens. 


1916. 23. Dezember. 


Bekanntmachung 
der Faſſung der Betanntmachung über die Regelung des vertehrs mit Web⸗, 
Wirk⸗, Strick⸗ und Schuhwaren vom 10. Juni 1916. 23. Dezember 1916. 


K. (R. G. Bl. S. 1420.) 


Auf Grund von Artikel II der Bekanntmachung vom 25. Dezember 
1916 (Keichs⸗Geſetzbl. S. 289), betreffend Aenderung der Verordnung über 
die Regelung des Derkehrs mit Web⸗, Wirk- und Strickwaren für die 
bürgerliche Bevölkerung vom 10. Juni 19169) wird die Faſſung der Be⸗ 
kanntmachung über die Regelung des Verkehrs mit Web-, Wick⸗, Strick⸗ 
und Schuhwaren nachſtehend bekannt gemacht. 


Bekanntmachung 
über die Regelung des Verkehrs mit Web⸗, Wirk-, Strick⸗ 
und Schuhwaren. Dom 10. Juni 1916/23. Dezember 1916. 


Der Bundesrat hat auf Grund des 8 3 des Geſetzes über die Ermäch⸗ 
tigung des Bundesrats zu wirtſchaftlichen Maßnahmen uſw. vom 4. Auguſt 
1914 (Keichs⸗Geſetzbl. S. 327) folgende Verordnung erlaſſen: 


81 

Zur Sicherſtellung des Bedarfs der bürgerlichen Bevölkerung an Web-, 
Wirk⸗ und Strickwaren und den aus ihnen gefertigten Erzeugniſſen ſowie 
an Schuhwaren wird eine Keichsſtelle für bürgerliche Kleidung (Reichs⸗ 
bekleidungsſtelle) errichtet. 

Schuhwaren im Sinne der Derordnung ſind ſolche, die ganz oder 
zum Teil aus Leder, Web⸗, Wirk- oder Strickwaren, Filz oder filz⸗ 
artigen Stoffen beſtehen. 


Die Keichsbekleidungsſtelle hat die Aufgabe: 
1. den Vorrat an den im 8 1 bezeichneten Gegenſtänden, ſoweit ſie 
8 nicht von der Heeres und Marineverwaltung beanſprucht werden, 
zu verwalten, insbeſondere für gleichmäßige Verteilung und ſpar⸗ 
ſamen Derbrauch Sorge zu tragen; 

2. den Behörden, öffentlichen und privaten Krankenanſtalten und 
ſolchen anderen Anſtalten, deren Bedarf nach Anordnung des 
Reichskanzlers oder der Landeszentralbehörden von der Keichs⸗ 
bekleidungsſtelle gedeckt werden ſoll, die im 81 bezeichneten 
Gegenſtände zu beſchaffen; 


x) Derwaltungsvorſchriften Jahrgang 1916 I S. 419. 
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3. die u der Behörden mit Uniformſtoffen für die bürger⸗ 
lichen Beamten zu regeln; 
4. die Herſtellung und den Vertrieb von Erſatzſtoffen zu fördern. 


9 3 | 
Die Reichsbekleidungsitelle gliedert ſich in eine Derwaltungsabteilung 
und eine Geſchäftsabteilung. 
8 4 P 
Die Derwaltungsabteilung iſt eine Behörde, die dem Keichskanzler 
(Reichsamt des Innern) unterſtellt iſt. Sie beſteht aus einem Dorſtand 
und einem Beirat. Der Dorjtand beſteht aus einem Dorſitzenden, einem 
oder mehreren ſtellvertretenden Dorſitzenden und einer vom Keichskanzler 
zu beſtimmenden Anzahl von Mitgliedern. Der Reichskanzler ernennt den 
Vorſitzenden, die ſtellvertretenden Vorſitzenden und die Mitglieder. 


8 5 

Der Beirat beſteht aus dem Dorſitzenden des Vorſtandes der Keichs⸗ 
bekleidungsitelle als Dorjigenden, fünf Königlich Preußiſchen Regierungs⸗ 
vertretern und je einem Königlich Bayeriſchen, Königlich Sächſiſchen, Kö⸗ 
niglich Württembergiſchen, Großherzoglich Badiſchen, Großherzoglich Sächſi⸗ 
ſchen und Elſaß⸗Cothringiſchen Regierungsvertreter. Außerdem gehören ihm 
an der Dorſitzende des nach $ 16 zu bildenden Ausſchuſſes, zwei Der⸗ 
treter des Deutſchen Städtetags, je ein Derireter des Deutſchen Handels- 
tags, des Deutſchen Candwirtſchaftsrats, des Kriegsausſchuſſes für die deutſche 
Induſtrie, des Handwerkes, der Derbraucher und fünf weitere Vertreter; 
der Reichskanzler ernennt die Vertreter und ihre Stellvertreter ſowie einen 
Stellvertreter des Dorjigenden. 


56 
Der Beirat ſoll über grundſätzliche Fragen, insbeſondere über die Durch— 
führung der Bezugsüberwachung, gehört werden. 


87 

Gewerbetreibende, die mit den in 8 1 bezeichneten Gegenſtänden Groß⸗ 
handel treiben oder Bekleidungsſtücke im Großbetriebe herſtellen, dürfen 
nur an ſolche Abnehmer Waren liefern, mit denen ſie bereits vor dem 
1. Mai 1916 in dauernder Geſchäftsverbindung geſtanden haben. Die 
Reichsbekleidungsſtelle kann bei Verträgen, die vor dem 1. Mai 1916 
abgeſchloſſen worden ſind, auf Antrag die Erfüllung auch dann geſtatten, 
wenn eine dauernde Geſchäftsverbindung nicht beſteht. 

Die gewerbsmäßige Heritellung von Bekleidungsſtücken darf nur auf 
Beſtellung und nur dann vorgenommen werden, wenn der Gewerbetreibende 
von ſeinem Kunden einen feſten Auftrag ſchriftlich erhalten hat, in dem 
Stückzahl und Preis für jeden Gegenſtand angegeben find; dieſe Vorſchrift 
findet auf die Maßſchneiderei und auf Muſterkollektionen keine An⸗ 
wendung. . 

Die Dorjchriften des Abſ. 1 und 2 finden auf Schuhwaren Reine 
Anwendung. 

58 


Jeder Gewerbetreibende, der Kleinhandel mit den im §! bezeichneten 
Segenſtänden betreibt, hat unverzüglich eine Inventur über die in ſeinem 
Beſitze befindlichen Waren aufzunehmen. Hierbei ſind die derzeitigen Klein⸗ 
handelsverkaufspreiſe unter Zugrundelegung der Preiſe einzuſetzen, die den 
in der Bekanntmachung über Preisbeſchränkungen bei Derkäufen von 
Web⸗, Wirk- und Strickwaren vom 30. März 1916 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 
214) vorgeſchriebenen Preiſen entſprechen. 
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Die Inventur haben auch diejenigen Gewerbetreibenden aufzunehmen, 
die neben dem Kleinhandel gleichzeitig Großhandel oder Maßſchneiderei 
oder beides betreiben. 

Vor Abſchluß der Inventur dürfen in ihr aufzunehmende Waren 
nicht veräußert werden. Nach Abſchluß der Inventur dürfen von jeder 
Art der aufgenommenen Waren bis 1. Auguſt 1916 höchſtens 20 vom 
Hundert, nach den in der Inventur eingeſetzten Preiſen berechnet, ver⸗ 
äußert werden. 

Wer neben dem Kleinhandel gleichzeitig Großhandel oder Maßſchnei⸗ 
derei oder beides betreibt, darf außer dieſen 20 vom Hundert unbeſchadet 
der Vorſchriften des 8 7 noch ſoviel veräußern, als er im Großhandel 
abſetzt und ſo viel verarbeiten, als er zur Maßſchneiderei benötigt. 

Die Buchführung iſt ſo einzurichten, daß eine Nachprüfung der vor- 
geſchriebenen Inventuren und der ſtattgehabten Verkäufe möglich iſt. 

Die Reichsbekleidungsitelle kann Beſtimmungen über die Derpflichtung 
zur Aufſtellung weiterer Inventuren und über eine allgemeine Beſtands— 
aufnahme erlaſſen. Sie kann dabei den Gewerbetreibenden weitere Ein- 
ſchränkungen für den Abſatz ihrer Waren und weitere Derpflichtungen. 
über die Buchführung und dergleichen auferlegen. 

Die Dorichriften des Abſ. 1 bis 5 finden auf Schuhwaren keine 
Anwendung. 

8 9 


Der Verkauf der im $ 1 bezeichneten Gegenſtände an die Derbraucer 
iſt allen Perſonen verboten, die nicht gewerbsmäßig Kleinhandel mit dieſen 
Gegenſtänden betreiben. 

S 9a 
Getragene Kleidungs- und Wäſcheſtücke und getragene Schuhwaren 
dürfen entgeltlich nur veräußert werden: 
1. von den behördlich zugelaſſenen Perſonen und Stellen, 
2. von anderen Perjonen an die behördlich zugelaſſenen Perſonen 
und Stellen. 

Getragene Kleidungs- und Wäſcheſtücke und getragene Schuhwaren 
dürfen nur die behördlich zugelaſſenen Perſonen und Stellen gewerbsmäßig 
erwerben. 

Die Reichs bekleidungsſtelle Rann Ausnahmen von dieſen Dorſchriften 
zulaſſen. 

Der Reichskanzler kann weitere Beſtimmungen über den Derkehr 
mit den in Abſ. 1 bezeichneten Gegenſtänden erlaſſen. | 


8 10 
Als Kleinhandel im Sinne dieſer Derorönung gilt der Derkauf an 
den Verbraucher. 5 
11 


Wer mit den im §! bezeichneten Gegenſtänden Gewerbe treibt, darf 
dieſe Gegenſtände nur gegen einen von der zuſtändigen Behörde ausge⸗ 
fertigten Bezugsſchein an die Verbraucher zu Eigentum oder zur Be— 
nutzung überlaſſen. Die Ueberlaſſung zur Benutzung für einen Seitraum 
von nicht mehr als drei Tagen darf ohne Bezugsſchein erfolgen. Die 
Reichsbekleidungsſtelle kann weitere Ausnahmen von der Dorſchrift in 
Satz 1 zulaſſen. 

Der Gewerbetreibende darf den Preis erſt nach Empfang des von 
der zuſtändigen Behörde ausgefertigten Bezugsſcheins ganz oder teilweiſe 
fordern oder annehmen. 
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Der Bezugsſchein wird dem Derbraucher nur im Bedarfsfall und 
nur auf Antrag erteilt. Der Antragſteller muß die Notwendigkeit der 
Anſchaffung auf Derlangen dartun. Don dieſem Derlangen kann Abſtand 
genommen werden, wenn die Vermutung für die Notwendigkeit ſpricht. 
Die Reichsbekleidungsitelle hat die Fälle zu beſtimmen, in denen dieſe 
Vermutung als gegeben angeſehen werden kann, und auch ſonſt Grund— 
ſätze aufzuſtellen, nach denen die Notwendigkeit der Anſchaffung beur⸗ 
teilt wird. 

8 11a 

Es iſt verboten, zu Swecken des Wettbewerbes in Seitungsanzeigen 
oder anderen Bekanntmachungen, die für einen größeren Kreis von Der: 
ſonen beſtimmt ſind, insbeſondere durch Bekanntmachungen im Schaufenſter 
oder in ſonſtigen Geſchäftsräumen, in einer für die Oeffentlichkeit er- 
kennbaren Weiſe auf die Bezugsſcheinfreiheit oder die Bezugsſcheinrege— 
lung hinzuweiſen. 

8 12 ö 

Die Ausfertigung des Bezugsſcheins erfolgt durch die zuſtändige Behörde 
des Wohnorts des Antragſtellers, die hierüber Liſten zu führen hat. Der 
Bezugsſchein iſt nicht übertragbar. Er gibt kein Recht auf Lieferung der 
Ware, deren Bedarf beſcheinigt iſt. 

Die Reichsbekleidungsitelle kann nähere Beſtimmungen über das bei 
Ausfertigung der Bezugsſcheine zu beobachtende Verfahren treffen. Für 
die Bezugsſcheine und die Liſten find die von der Reichsbekleidungsitelle 
aufgeſtellten Muſter zu n E 

13 

Die Gewerbetreibenden haben die empfangenen Bezugsſcheine durch 
deutlichen Dermerk ungültig zu machen (Cochen und dergleichen), die un⸗ 
gültigen Scheine zu ſammeln und am 1. jedes Monats an die zuſtändige 
Behörde des Wohnorts des Derkäufers abzuliefern. 


9 14 5 
Die Beauftragten der Reichsbekleidungsitelle und die von den Landes⸗ 
zentralbehörden und Kommunalverbänden mit der Ueberwachung der Vor⸗ 
ſchriften in 88 7 bis 13 betrauten Perſonen ſind befugt, in die Räume 
der dieſer Verordnung unterſtehenden Betriebe einzutreten, die Warenlager 
und die übrigen Geſchäftseinrichtungen zu beſichtigen, Auskunft einzuholen 
und die Geſchäftsaufzeichnungen einzuſehen. Sie ſind verpflichtet, über 
die Einrichtungen und Geſchäftsverhältniſſe, die hierbei zu ihrer Kenntnis 
kommen, vorbehaltlich der dienſtlichen Berichterſtattung und der Anzeige 

von Geſetzwidrigkeiten Verſchwiegenheit zu beobachten. 
8 15 

Die zuſtändige Behörde kann Betriebe ſchließen, deren Unternehmer 
oder Leiter ſich in Befolgung der Pflichten, die ihnen durch dieſe Der- 
ordnung und die zu ihrer Ausführung erlaſſenen Beſtimmungen auferlegt 
ſind, unzuverläſſig zeigen. 

Gegen dieſe Verfügung iſt Beſchwerde zuläſſig. Ueber die Beſchwerde 
entſcheidet die höhere Derwaltungsbehörde endgültig. Die Beſchwerde hat 
keine aufſchiebende Wirkung. 

8 16 | 

Die Deckung des Bedarfs der im 8 2 Hummer 2 aufgeführten Be- 
hörden und Anſtalten erfolgt in der Weiſe, daß die von der Landeszentral- 
behörde vorgeprüften Bedarfsanzeigen der Reichsbekleidungsitelle überwieſen 
und einem aus ſieben Mitgliedern beſtehenden Ausſchuß behufs Feſtſtellung 
des zu überweiſenden Anteils vorgelegt werden, worauf dann die Keichs⸗ 
bekleidungsſtelle die Bezugsbeſcheinigung der Feſtſtellung entſprechend aus⸗ 
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Kell. Das Nähere, insbeſondere auch die Zuſammenſetzung des Aus⸗ 
uſſes, beſtimmt der Reichskanzler. 


17 
> vorſchriften dieſer Derorönung finden keine Anwendung 
. auf die von den Heeresverwaltungen und der Marineverwaltung 
beſchlagnahmten Gegenſtände während der Dauer der Beſchlag⸗ 
nahme; 
2. auf den Erwerb von Gegenſtänden ſeitens der heeresverwal⸗ 
tungen und der Marineverwaltung. 


18 

Die Landeszentralbehörden beſtimmen, wer als zuſtändige Behörde 
im Sinne der 88 12, 13 ſowie des § 15 und als höhere Derwaltungs⸗ 
behörde im Sinne des 8 15 anzuſehen iſt. Sie oder die von ihnen be⸗ 
zeichneten Behörden erlaſſen die näheren Beſtimmungen zur Ausführung 
und Ueberwachung der Einhaltung der Dorſchriften der 88 7 bis 9, 
10 bis 13; ſoweit dies nicht geſchieht, haben die Kommunalverbände die 
Ausführung und Ueberwachung der Dorjchriften der 88 7 bis 9, 10-13 
ſelbſtändig zu regeln und die notwendigen Einrichtungen zu treffen. 


19 
Der Reichskanzler erläßt die Beſtimmungen zur Ausführung dieſer Der- 
ordnung, ſoweit dies nicht den Candeszentralbehörden, der Reichsbekleidungs- 
ſtelle oder den Kommunalverbänden überlaſſen it. Er kann Ausnahmen 
son den Dorjchriften dieſer Verordnung zulaſſen. 


8 20 

mit Gefängnis bis zu ſechs Monaten oder mit Geldſtrafe bis zu 
Mann Mark wird beſtraft: 
wer den VDorſchriften der 88 7 Abſ. 1 Satz 1, Abſ. 2, —* Abſ. 1 

bis 6, § 9, 8 9a Abſ. 1, 2, $ 11 Abſ. 1 Satz 1, Abſ. 2 „S Ika, 

§ 12 Abſ. 1 Satz 2 und 8 13 oder den zu dieſen vorſchriften 
erlaſſenen Ausführungsbeſtimmungen des Reichskanzlers, der LCan⸗ 
deszentralbehörden oder der von ihnen bezeichneten Behörden, 

der Reichsbekleidungsſtelle oder der Kommunalverbände zuwider⸗ 

andelt; 

2: der Vorſchrift des § 14 zuwider den Eintritt in die Räume, 
die Beſichtigung oder die Einſicht in die Geſchäftsaufzeichnungen 
verweigert; 

3. wer eine nach $ 14 von ihm erforderte Auskunft nicht erteilt 
oder wiſſentlich unwahre oder unvollſtändige Angaben macht; 

4. wer den Dorſchriften des § 14 zuwider Derjchwiegenheit nicht. 
beobachtet; 

5. wer den auf Grund des § 9a Abſ. 4 erlaſſenen Beſtimmungen 
zuwiderhandelt. 

Im Falle der Nummer 4 tritt die Verfolgung nur auf Antrag 
des Unternehmers ein. 

Bei Suwiderhandlungen gegen 8 7 Abj. 1 Satz 1, Abſ. 2, 8 9a Abſ. 1, 
2 und 8 11a können neben der Strafe die waren, auf die ſich 
die ſtrafbare Handlung bezieht, eingezogen werden, ohne Anterſchied, ob 
fie dem Täter gehören oder nicht. 

9 21 

Die Verordnung tritt mit dem 13. Juni 1916/27. Dezember 1916 
in Kraft. 

Der Keichskanzler beſtimmt den Seitpunkt des Außerkrafttretens. 
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1916. 23. Dezember. 
Bokauntmachung über Schuhwaren. 
R. K. (R. G. Bl. S. 1426.) 


Auf Grund der 88 1, 19 der Bekanntmachung über die Regelung 
des Derkehrs mit Web⸗, Wirk⸗, Strick⸗ und Schuhwaren vom 10. Juni 
1916/23. Dezember 1916 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 463/ Nr. 280) bringe ich 
folgendes zur öffentlichen Kenntnis: 


9 1. 
In dem Verzeichnis A (Freiliſte) in 8 2 der Bekanntmachung über 
Bezugsſcheine vom 31. Oktober 1916 (Keichs⸗Geſetzbl. S. 1218) wird 
die Nummer 31, Schuhwaren, geſtrichen. 


92 

Bezugsſcheine für die im nachſtehenden De aufgeführten Cuxus⸗ 
Schuhwaren können ohne Prüfung der Notwendigkeit der Anſchaffung 
erteilt werden, wenn der Antragſteller durch Dorlegung einer Abgabe: 
beſcheinigung einer der von der Reichsbekleidungsſtelle zu beſtimmenden 
Annahmeſtellen nachweiſt, daß er dieſer ein von ihm getragenes gebrauchs⸗ 
fähiges Paar Schuhe oder Stiefel, deren Unterboden aus Leder beſteht, 
entgeltlich oder unentgeltlich überlaſſen hat. 

Auf einem derartigen Bezugsſchein müſſen die Cuxus⸗Schuhwaren nach 
dem Wortlaut des nachſtehenden Derzeichniſſes angegeben fein. Wer mit 
Schuhwaren Gewerbe treibt, darf gegen einen derartigen Bezugsſchein nur 
ein Paar der im nachſtehenden Verzeichnis aufgeführten Cuxus⸗Schuhwaren 
an Derbraucher zu Eigentum oder zur Benutzung überlaſſen. 

Das Nähere, insbeſondere die Beſchränkung der Paarzahl, für die 
derartige Bezugsſcheine ausgeſtellt werden können, beſtimmt die Reichs⸗ 
bekleidungsſtelle. | 
Verzeichnis der Lurus-Schuhwaren. 

1. Schuhwaren, deren Schäfte ganz oder zum Teil aus feinfarbigem 
echten Ziegenleder (Chevreau) oder aus feinfarbigem Kalbleder oder 
Lackleder (nicht Lacktuch) jeder Art beſtehen. 

Dazu gehören nicht Schuhwaren, die nur Lackleder-Dorderkappen 
haben, ſowie Schuhwaren, deren Schäfte aus braunem Siegenleder 
(Chevreau) oder braunem Kalbleder, ohne Kückſicht auf die Far⸗ 
bentöne beſtehen. 

2. Göcſellſchafts⸗ oder Tanzſchuhe aus Lackleder (nicht Cacktuch), Seide, 

Htlas, Brokat oder Sammet. 

Hausſchuhe oder Pantoffel mit Abſätzen von mehr als 3 cm Höhe, 

deren Schäfte aus Seide, Atlas, Brokat, Sammet, Lackleder (nicht 

Lacktuch) oder Wildleder (Sämiſch⸗Ceder) beſtehen. 

4. Reititiefel, deren Schäfte ganz oder zum Teil aus Lackleder beſtehen. 


8 3. | 
Suwiderhandlungen gegen die Dorſchrift in § 2 Abſatz 2 Satz 2 die⸗ 
ſer Bekanntmachung werden nach §S 20 Nummer 1 der Bekanntmachung 
über die Regelung des Verkehrs mit Web⸗, Wirk-, Strick⸗ und Schuh⸗ 
waren vom 10. Juni 1916/23. Dezember 1916 beſtraft. Auch kann 
nach $ 15 letzterer Bekanntmachung die zuſtändige Behörde die betref⸗ 
fenden Betriebe ſchließen. 


91 
Dieſe Bekanntmachung tritt am 27. Dezember 1916 in Kraft. 
77 


© 


1214 1916. 23. Dezember. 


Schuhwaren, die bisher bezugsjcheinfrei waren, aber durch dieſe Be- 
kanntmachung bezugsſcheinpflichtig werden, dürfen noch bis zum 31. Ja⸗ 
nuar 1917 ohne Bezugsſchein an die Verbraucher ausgehändigt werden, 
wenn Sie auf Grund einer Beſtellung des Derbrauchers bereits am 27. 
Dezember 1916 in Arbeit genommen waren. 


1916. 23. Dezember. 


Ausführungs⸗Bekauntmachung 
der Reichsbetleidungsſtelle zu SS 1,11 und 12 der Bundes ratsverorduung vom 
10. Juni 1916,23. Dezember 1916 über die Regelung des Berkehrs mit Web⸗, 
Wirk⸗, Strick⸗ und Schuhwaren. 


(Reichs: u. Staatsanz. Nr. 302. Mitteilungen der Reichsbekleidungsitelle Nr. 2.) 


Auf Grund der SS 11, 12 der Bundesratsverordnung über die Rege— 
lung des Verkehrs mit Web-, Wirk-, Strick- und Schuhwaren vom 10. 
Juni 1916/25. Dezember 1916 und § 2 der Bekanntmachung über Schuh— 
waren vom 25. Dezember 1916 wird folgendes beſtimmt: 


81 


Anwendung früherer Beſtimmungen auf Schuhwaren. 


Die Dorſchriften der 88 1 bis 3, 84 Abſatz 2, SS 6, 8, 9, 810 
öiffer 1 bis 4, 6, 88 11 bis 15 der Ausführungs- Bekanntmachung der 
Reichsbekleidungsitelle vom 31. Oktober 1916 zu 88 11 und 12 der Bun⸗ 
desrats verordnung vom 10. Juni 1916 über die Regelung des Derkehrs 
mit Web⸗, Wirk⸗ und Strickwaren für die bürgerliche Bevölkerung Geichs— 
anzeiger Nr. 258) finden auch auf Schuhwaren Anwendung. 


82 
Erleichterung der Beſchaffung eines Bezugsſcheines für Luxus-Schuhwaren 
bei Abgabe getragener Schuhe oder Stiefel. 


Nach 8 2 der Bekanntmachung des Reichskanzlers über Schuhwaren 
vom 23. Dezember 1916 ſoll von der Prüfung der Notwendigkeit der Ans 
ſchaffung von Luxus⸗Schuhwaren abgeſehen werden, wenn der Antrag⸗ 
ſteller durch Vorlegung einer Abgabebeſcheinigung einer der von der Keichs⸗ 
bekleidungsſtelle zu beſtimmenden Annahmeſtelle nachweiſt, daß er die⸗ 
ſer ein von ihm getragenes gebrauchsfähiges Paar Schuhe oder Stiefel, 
deren Unterboden aus Leder beſteht, entgeltlich oder unentgeltlich überlaſſen 
hat. Derartige Bezugsſcheine dürfen nur auf ein Paar der im Derzeichnis 
der Lurus:Schuhwaren im § 2 der Bekanntmachung des Reichskanzlers 
über Schuhwaren vom 25. Dezember 1916 aufgeführten Luxus-Schuh⸗ 
waren lauten. Für dieſelbe zu verſorgende Perſon dürfen bis Inde 1917 
nur zwei derartige Bezugsſcheine erteilt werden. 

Auf einem derartigen Bezugsſchein ſind die Lurus-Schuhwaren nach 
dem Wortlaut des Derzeichniſſes der Cuxus-Schuhwaren im § 2 der Be⸗ 
kanntmachung des Keichskanzlers über Schuhwaren vom 23. Dezember 
1916 anzugeben. Hierzu iſt nur der Bezugsſcheinvordruck D (Druckſache 
151) zu verwenden, den die Kommunal-Derbände von der Reichsbekleidungs⸗ 
ſtelle (Druckſachenverſandt) unentgeltlich beziehen können. 

Die Abgabebeſcheinigung lautet auf den Namen des bisherigen Trä- 
gers der Schuhe oder Stiefel. Sie iſt nicht übertragbar. Sie iſt von der 
KAusfertigungsſtelle gegen Auslieferung des Bezugsſcheins abzunehmen und 
zu vernichten. Die Abgabe des Bezugsſcheins iſt in die perſonalliſte mit 
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dem Dermerk „gegen Abgabebeſcheinigung“ unter Beifügung des Namens 
des bisherigen Trägers einzutragen. 


8 3 
Wäſcheverleihgeſchäfte. 

Wer bisher gewerbsmäßig Wäſche vermietet hat (Wäſcheverleihge⸗ 
ſchäfte), darf die am 27. Dezember 1916 in ſeinem Beſitze befindliche 
Wäſche auch weiter ohne Bezugsſchein vermieten. 

Weitere Wäſche darf jedoch für dieſen Gewerbebetrieb weder dem 
Gewerbetreibenden zu Eigentum oder zur Benutzung überlaſſen noch von 
ihm zu Eigentum oder zur Benutzung angenommen werden. 

Bezugsſcheine auf Wäſche für dieſen Gewerbebetrieb en nicht aus⸗ 

geſtellt werden. 
8 4 


Vermittlung der Bezugsſcheine. 


Dom 15. Januar 1917 ab iſt die Einſendung oder Abgabe der 
Bezugsſchein⸗Vordrucke an die Prüfungsſtellen oder Ausfertigungsbehörden 
durch die Verkäufer oder deren Beauftragte verboten. 

Zuläſſig bleibt dieſe Einſendung oder Abgabe durch die Derkäufer 
oder deren Beauftragte, wenn der Antragſteller ſich außerhalb des Deutſchen 
Reiches aufhält. 

Die Reichsbekleidungsitelle behält ſich weitere Ausnahmen für ſolche 
Kommunalverbände vor, von denen das in Abſatz 1 verbotene Verfahren 
bereits am 1. November 1916 zugelaſſen war, wenn der Antrag auf 
Ausnahme bis zum 6. Januar 1917 bei der Reichsbekleidungsitelle ein⸗ 
geht. In dem Antrag iſt eingehend nachzuweiſen, durch welche Ein⸗ 
richtungen dem Mißbrauch mit dieſem Verfahren und der damit ver— 
bundenen Gefährdung des Swechkes, die Vorräte zu ſtrecken, vorgebeugt 
wird. 

85 
Strafbeſtimmungen. 

Suwiderhandlungen gegen die Dorſchriften in 8 2 Abſatz 5 Satz 2, 
83 Abſatz 2 und 8 4 Abſatz 1 dieſer Bekanntmachung unterliegen der 
Strafandrohung des 8 20 Nummer 1 der Bundesratsverordnung vom 10. 


Juni 1916/23. Dezember 1916, auch kann die zuſtändige Behörde nach 
8 15 derſelben Bundesratsverordnung die betreffenden Betriebe ſchließen. 


8 6 
Inkrafttreten. ö 
Dieſe Bekanntmachung tritt am 27. Dezember 1916 in Kraft. 


1916. 23. Dezember. 


Bekanntmachung 
über den Verkehr mit getragenen Kleidungs: und Wäſcheſtücken und 
getragenen Schuhwaren. 


R. K. (R. . 3% S. 1427.) 


Auf Grund der 88 9a 19 der Bekanntmachung über die Regelung 
des Verkehrs mit Web⸗, Wirk⸗, Strick⸗ und Schuhwaren vom 10. Juni 


X 
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1916/23. Dezember 1916 (Reichs-Geſetzbl. S. 463, Reichs-Geſetzbl. Rr. 289) 
bringe ich folgendes zur öffentlichen Kenntnis: . 


81 | 

Die Durchführung des Erwerbs, der Bearbeitung und Deräußerung 
getragener Kleidungs- und Wäſcheſtücke und getragener Schuhwaren wird 
den Kommunalverbänden als den nach § 9a zugelaſſenen Stellen über- 
tragen. Die Landeszentralbehörden beſtimmen, wer als Kommunalverband 
anzuſehen iſt. 

Die Kommunalverbände können ſich zur Durchführung der ihnen im 
Abſ. 1 übertragenen Aufgaben anderer Perſonen und Stellen bedienen, 
die unter Aufſicht und auf Rechnung und Gefahr des Kommunalverbandes 
handeln. N 
Die Keichsbekleidungsſtelle iſt berechtigt, die Durchführung des Er⸗ 
werbs, der Bearbeitung und Veräußerung getragener Kleidungs- und Wä⸗ 
ſcheſtücke und getragener Schuhwaren für einzelne Kommunalverbände auf 
deren Antrag ganz oder teilweiſe zu übernehmen. 


872 
Die Keichsbekleidungsſtelle iſt berechtigt, Grundſätze über die Ab— 
lieferung getragener Kleidungs- und Wäſcheſtücke und getragener Schuh— 
waren und über deren Erwerb durch die Kommunalverbände aufzuſtellen; 
insbeſondere kann ſie anordnen, daß der Uebernahmepreis nach näheren 
Weiſungen der Reichsbekleidungsitelle endgültig durch Sachverſtändige feſt⸗ 
geſtellt wird, über deren Beſtellung die Reichsbekleidungsitelle Beſtim⸗ 

mungen treffen kann. 0 
ö 3 


Die Kommunalverbände find verpflichtet, der Reichsbekleidungsitelle 
von den getragenen Kleidungs- und Wäſcheſtücken und den getragenen 
Schuhwaren zum Selbſtkoſtenpreis käuflich zu überlaſſen: . 

a. Den ganzen Beſtand der von ihnen erworbenen Uniformſtücke, 

b. auf Anforderung der Reichsbekleidungsitelle ein Drittel des übrigen 
noch als Kleidung, Wäſche oder Schuhwerk verwendbaren jeweiligen 
Beſtandes, 

c. den ganzen Beſtand an den zu b genannten Gegenſtänden, ſo⸗ 
weit ſie auch nach Wiederinſtandſetzung nicht mehr als Kleidung, 
wWäſche oder Schuhwerk verwendbar fein würden, 

d. die bei Wiederinſtandſetzung dieſer Gegenſtände entſtehenden Ab⸗ 
fälle. . f 

Die Keichsbekleidungsſtelle hat den Kommunalverbänden einen an⸗ 
gemeſſenen Uebernahmepreis zu zahlen, der den Selbſtkoſtenpreis nicht 
überſteigen ſoll. Den SelbjtRojtenpreis ſtellt die Reichsbekleidungsitelle 
endgültig feſt. 

Bietet die Reichsbekleidungsitelle weniger als den Selbſtkoſtenpreis 
und iſt der Kommanalverband mit dem gebotenen preiſe nicht einver- 
ſtanden, oder ergeben ſich andere Streitigkeiten, jo entſcheidet endgültig 
das Keichsſchiedsgericht für Kriegswirtſchaft. Der Kommunalverband hat 
ohne Rückſicht auf ein etwa ſchwebendes Verfahren zu liefern, die RKeichs⸗ 
bekleidungsſtelle vorläufig den von ihr angemeſſen erachteten Preis zu 


zahlen. 
8 4 
Die Beſtände an getragenen Kleidungs- und Wäſcheſtücken und ge⸗ 


tragenen Schuhwaren, die den Kommunalverbänden bei Außerkrafttreten 
des § 9a noch verbleiben, hat auf Antrag die Reichsbekleidungsitelfe 
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zum Selbſtkoſtenpreis zu übernehmen, wenn der Antrag bei der Keichs⸗ 
bekleidungsſtelle innerhalb einer von dieſer zu beſtimmenden angemeſſenen 


Friſt eingeht. N 
Die Vorſchriften des 8 3 Abſ. 2, 3 finden entſprechende Anwendung. 


8 5 
Die Reichsbekleidungsitelle hat Ausführungsbeſtimmungen, Anweiſun⸗ 
gen und Richtlinien zu erlaſſen, nach denen die Durchführung der in 81 
bezeichneten Aufgaben der Kommunalverbände zu erfolgen hat. Sie hat 
die Ausführung der Beſtimmungen des $ 9a und der vorſtehenden Be⸗ 
kanntmachung zu überwachen. \ 
8 6 
Dieſe Bekanntmachung tritt am 27. Dezember 1916 in Kraft. 


1916. 23. Dezember. 


Ausführungsbeſtimmungen 
der Reichsbekleidungsſtelle über getragene Kleidung, Wäſche und Schuhwaren. 


(Reichs- u. Staatsanz. Nr. 502. Mitteilungen der Reichsbekleidungsſtelle Nr. 2.) 


Auf Grund des $ 9a der Bekanntmachung über die Regelung des 
Verkehrs mit Web⸗, Wirk⸗, Strick⸗ und Schuhwaren vom 10. Juni 1916/23. 
Dezember 1916 Geichs⸗Geſetzbl. S. 463/Reichs⸗Geſetzbl. Nr. 289) und 
der 88 2 und 5 der Bekanntmachung über den Derkehr mit getragenen 
Kleidungs- und Wäſcheſtücken und getragenen Schuhwaren vom 23. Dezem⸗ 
ber 1916 wird folgendes beſtimmt: 


8 1 
Allgemeines. 


Die den Kommunalverbänden übertragene Durchführung des Erwerbs, 
der Bearbeitung und der Veräußerung getragener Kleidungs- und Wäſche⸗ 
ſtücke und getragener Schuhwaren iſt durch die Notwendigkeit begründet, 
den Verbrauch der noch vorhandenen Vorräte an Stoffen und ungebrauchten 
Bekleidungsſtücken in möglichſt großem Umfange einzuſchränken. 

Durch die Wiederverwendung getragener Kleidungs- und Wäſcheſtücke 
und getragener Schuhwaren ſoll den breiteſten Schichten der Bevölkerung 


die Möglichkeit gegeben werden, ſich mit gebrauchsfähiger, billiger Be— 


kleidung zu verſehen. 

Dieſer Sweck kann aber nur erreicht werden, wenn die getragenen 
Stücke zu billigem Preiſe angekauft werden, bei ihrer Wiederherſtellung 
mit größter Sparſamkeit verfahren und jedes noch irgendwie verwend— 


bare Stück nach Möglichkeit ausgenützt wird. 


„ 18 2 
Sufammenlegung von Kommunalverbänden. 

Auf Antrag können mehrere Kommunalverbände durch die Landes- 
zentralbehörden zwecks gemeinſamer Durchführung der Bewirtſchaftung zu 
einem Wirtſchaftsbezirk verbunden werden. Dieſe Behörden können in 
ſolchen Fällen zugleich die näheren Beſtimmungen darüber erlaſſen, wo 
Annahmeſtellen einzurichten ſind, wo die Bearbeitung der abgelieferten 
Stücke und wo deren Derkauf erfolgen ſoll und wie ferner die gegen⸗ 
ſeitige Derrechung der zuſammengelegten Kommunalserbände untereinander 
zu erfolgen hat. 


1218 1916. 23. Dezember. 


Don jeder ſolchen Derbindung mehrerer Kommunalverbände zu einem 
gemeinſamen Wirtſchaftsbezirk iſt der Reichsbekleidungsitelle ſogleich An: 
zeige zu erſtatten. Im Derkehr mit der Reichsbekleidungsitelle tritt der 
gemeinſame Wirtſchaftsbezirk an die Stelle der einzelenen Kommunalver⸗ 
bände. 

8 3 


Ausſtellung von Abgabebeſcheinigungen. 


Die Kommunalverbände haben die Befugnis Abgabebeſcheinigungen 
zur Erlangung der Bezugsſcheine C und D zu erteilen. Sie können dieſe 
Befugnis auf die Stellen oder Perſonen übertragen, deren ſie ſich zur 
Durchführung des Erwerbs getragener Kleidungs- und Wäſcheſtücke und 
getragener Schuhwaren bedienen. 

(Bekanntmachung über Bezugsſcheine vom 31. Oktober 1916 8 3, 
Ausführungs⸗- Bekanntmachung der Keichsbekleidungsſtelle vom 31. Okto⸗ 
ber 1916 § 7, Bekanntmachung über Schuhwaren vom 23. Dezember 
1916 $ 2, Ausführungs- Bekanntmachung der Keichsbekleidungsſtelle vom 
23. Dezember 1916 8 2). N ö 


| 8 4 
Verfahren bei der Annahme getragener Kleidungs- und Mäfcheitücke, 
Uniformen und Schuhwaren. 

Grundſätzlich ſind nur ſolche Kleidungs⸗ und Wäſcheſtücke anzunehmen, 
die ſich wieder zu gebrauchsfähigen Sachen, wenn auch unter Zuhilfe⸗ 
nahme von Erſatzſtücken (Flicken uſw.) herrichten laſſen. Schuhwaren 
ſind in jeder Beſchaffenheit anzunehmen. N 

Die Annahme der getragenen Kleidungs- und Wäſcheſtücke ſowie Schuh⸗ 
waren erfolgt grundſätzlich gegen Entgelt. Unentgeltlich angebotene Stücke 
können die Annahmeſtellen auch ohne Gewährung einer Entſchädigung er⸗ 
werben. 

85 


Führung eines Buches über die erworbenen Kleidungs- und Wäſcheſtücke 
ſowie Schuhwaren (Annahmebuch). 


Die Annahmeſtellen haben ein Buch zu führen, in das die entgeltlich 
und unentgeltlich erworbenen Kleidungs- und Wäſcheſtücke, Uniformen und 
Schuhwaren eingetragen ſind. Die Eintragung muß enthalten: die laufende 
Nummer der Eintragung, den Tag der Annahme, Bezeichnung des abge— 
lieferten Gegenſtandes, den feſtgeſtellten Preis, Namen und Wohnort des 
Veräußerers und den Tag des Ausganges. 


Die Kommunalverbände können weitere Eintragungen vorſchreiben. 
8 6 
Feſtſtellung des Kaufpreiſes. 

Die Feſtſtellung des für die abgelieferten Gegenſtände zu zahlenden 
Preiſes erfolgt im Wege der Abſchätzung durch Sachverſtändige, die von 
den Kommunalverbänden zu beſtellen und darauf zu verpflichten ſind, 
daß fie das ihnen übertragene Amt unparteiiſch und nach beſtem Wiſſen 
und Gewiſſen ausüben wollen. 

Der im Wege der Abſchätzung feſtgeſtellte Preis iſt für den Veräußerer 
und den Kommunalverband bindend. Die Ablieferer find hierauf vor 
der Annahme der von ihnen angebotenen Sachen hinzuweiſen. 

In jeder Annahmeſtelle iſt durch einen an gut ſichtbarer Stelle anzu⸗ 
bringenden Aushang darauf hinzuweiſen, daß die Feſtſtellung des Preiſes 
der abgelieferten Sachen im Wege der Abſchätzung durch behördlich be— 
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ſtellte Sachverſtändige erfolgt, und daß der von diefen Sachverſtändigen 
1 Preis für den Deräußerer und ven Kommunalverband bin- 
en 

Ueber die Abſchätzung der abgelieferten getragenen Uniformen wird 
die Reichsbekleidungsſtelle noch nähere Vorſchriften al 


87 
Desinfektion. 


Alle abgelieferten Kleidungs- und Wäſcheſtücke ſowie alle abgelieferten 
Schuhwaren müſſen, bevor ſie in Bearbeitung genommen oder bevor ſie ohne 
Bearbeitung den Derkaufsitellen zugeführt werden, desinfiziert werden. 
Wäſcheſtücke find in gewaſchenem Suſtande abzuliefern; ſie ſind jedoch 
gleichfalls zu desinfizieren. 

Die Desinfektion muß ſo ausgeführt werden, daß hierdurch die ſichere 
Vernichtung von Ungeziefer und Krankheitskeimen herbeigeführt wird. 


88 
Wiederherſtellung. 

Die Bearbeitung der gebrauchsfähigen Kleidungs- und Wäſcheſtücke 
und Schuhwaren kann von den Kommunalverbänden in beſonderen von 
ihnen eingerichteten Betrieben ausgeführt oder ſchon beſtehenden Betrieben 
übertragen werden. 

Uebernimmt der Kommunalverband die Bearbeitung nicht in eigenem 
Betrieb, ſo hat er die Pflicht, die Durchführung der Bearbeitung genau zu 
überwachen und beſonders darauf zu achten, daß die Wirtſchaftlichkeit 
des Betriebes hierunter nicht leidet. Er iſt weiter zur Einrichtung einer 
ſolchen Buchführung verpflichtet, daß er den Derbleib eines sen Stückes 
und die darauf verwendeten Unkoſten nachweiſen kann. 

Die erworbenen Uniformſtücke ſind nicht in Bearbeitung zu nehmen, 
ſondern in unverändertem Suſtand an die von der Reichsbekleidungsitelle 


zu beſtimmenden Stellen abzuführen; die Reichsbekleidungsitelle wird hier— 


über noch nähere Dorſchriften erlaſſen. 


Verwertung bee nicht 9 5 verwendbaren Kleidungs- und Wäſcheſtücke, 
Schuhwaren und Abfälle. 

Alle nicht mehr verwendbaren Stücke ſowie alle bei der Verarbeitung 
entſtehenden Abfälle ſind zu ſammeln und aufzubewahren. haben ſich 
größere Mengen hiervon angeſammelt, ſo ſind ſie, mit Ausnahme der 
nicht verwendbaren Schuhwaren, an den nächſten, von der Kriegsroh⸗ 
ſtoffabteilung des Kriegsminiſteriums zugelaſſenen Cumpenſortierbetrieb ab— 


zuführen. Ein Verzeichnis der ſämtlichen unter Aufſicht der Kriegsroh⸗ 


ſtoffabteilung ſtehenden Luncpenfortierbetriebe wird den Kommunalverbän⸗ 
den von der Reichsbekleidungsitelle bekanntgegeben werden. Weitere An⸗ 
weiſungen hierüber, insbeſondere auch über die Verrechnung mit den Lum⸗ 
penjortierbetrieben, ſowie über die Derwertung nicht mehr verwendbarer 
Schuhwaren wird die Keichsbekleidungsſtelle noch erlaſſen. 


8 10 
Wiederveräußerung. 
Die Wiederveräußerung der getragenen Kleidungs- und Wäſcheſtücke, 


und Schuhwaren hat in geſonderten Derkaufsräumen zu erfolgen. 
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Die Deräußerung eines jeden diefen Derkaufsitellen übergebenen Stückes 
darf nur gegen Bezugsſchein erfolgen, ohne Kückſicht darauf, ob es ent⸗ 
geltlich oder unentgeltlich erworben und ob es einer Bearbeitung unter: 
zogen worden iſt oder nicht; ausgenommen hiervon ſind ſolche Stücke, 
die in nichtgetragenem Suſtande der Bezugsſcheinpflicht nicht unterliegen 
würden. Die Veräußerung hat grundſätzlich gegen Entrichtung des feſt— 
geſetzten Kaufpreiſes zu erfolgen. | 

Bei der Feſtſetzung dieſes Kaufpreijes dürfen Kommunalverbände und 
gemeinnützige Fürſorgevereinigungen zu dem durch die Abſchätzung an den 
Annahmeſtellen feſtgeſtellten Preiſe des betreffenden Stückes nur die ſämt⸗ 
lichen ihnen entſtandenen Auslagen hinzurechnen. 

Uebergibt der Kommunalverband den Verkauf einem Privatbetrieb, 
jo hat er einen angemeſſenen Suſchlag feſtzuſetzen, der dem Derkäufer 
zur Deckung feiner Unkoſten und als Derdienſt zugebilligt werden ſoll. 
Der Verkäufer darf beim Verkauf den aus Einkaufspreis und vorjtehendem 
Suſchlag beſtehenden Verkaufspreis nicht überſchreiten. 


8 11 
Führung eines Buches über die veräußerten Kleidungs- und Wäſcheſtücke 
und Schuhwaren (Abgabebuch). 

Die Derkaufsſtellen haben ein Buch zu führen (Abgabebuch), in das 
der Verkauf der Stücke einzutragen iſt. Die Eintragung muß enthalten: 
die laufende Nummer der Eintragung, den Tag des Einganges des Stückes 
bei der Verkaufsſtelle, die nähere Bezeichnung des Stückes in Ueberein⸗ 
ſtimmung mit den Warengattungen der Beſtandsmeldebogen (vergl. § 13), 
den Verkaufspreis, den Tag des Ausganges ſowie Name und Wohnort 
des Erwerbers. 

Die Kommunalverbände find berechtigt, weitere Eintragungen vor: 
zuſchreiben. ; 

| 8 12 
Preiszettel. ö 

Jedes zur Deräußerung beſtimmte Stück iſt mit einem Preiszettel 
zu verſehen, der die Aufſchrift trägt: „Reichsbekleidungsſtelle, behördlich 
feſtgeſetzter Derkaufspreis“. Darunter iſt in deutlich lesbarer Schrift der 
Verkaufspreis und die Nummer, unter der das Stück im Abgabebuch 
eingetragen iſt, anzugeben und das zu verkaufende Stück in Uebereinſtimmung 
mit den Warengattungen der Beſtandmeldebogen zu bezeichnen (vergl. § 13). 

Weitere Suſätze auf dem Preiszettel, insbeſondere Angabe des Kom: 
munalverbandes, ſind anzuläjlig. 

Die Preiszettel dürfen vor der Veräußerung an den Derbraucher von 
dem Stück nicht entfernt werden. Sie ſind vor der Abgabe des Stückes 
abzutrennen und ſorgfältig aufzubewahren. 


8 13 
Beitandsmeldungen. 


Um der Reichsbekleidungsitelle eine Ueberſicht über die vorhandenen 
Beſtände an getragenen verkaufsfertigen Kleidungs- und Wäſcheſtücken und 
Schuhwaren zu geben und ſie in die Möglichkeit zu verſetzen, einen 
Ausgleich in den Beſtänden verſchiedener Bezirke herbeizuführen, haben 
die Kommunalverbände am 1. eines jeden Monats eine buchmäßige Be⸗ 
ſtandsaufnahme der zur Deräußerung bereitſtehenden Stücke zu machen 
und den feſtgeſtellten Beſtand ſpäteſtens am 5. Tage nach dieſem Termin 
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der Statiſtiſchen Abteilung (F) der Reichsbekleidungsitelle auf beſonderen, 

von der Reichsbekleidungsitelle vorgeſchriebenen Meldebogen anzuzeigen. 
Die 1. Beſtandsaufnahme hat am 1. Februar 1917 zu erfolgen. 
Die vorgeſchriebenen Beſtandsmeldebogen ſind von der Statiſtiſchen 

Abteilung (F) der Reichsbekleidungsitelle gegen Entgelt zu beziehen. 


8 14 
Buchführung. 

Die Kommunalverbände haben, abgeſehen von dem Annahme- und 
Abgabebuch, durch Führung geeigneter Derzeichniffe oder Bücher dafür 
Sorge zu tragen, daß fie den Derbleib der von ihnen erworbenen Stücke, 
die durch die Desinfektion, die Verarbeitung und den Derkauf entſtandenen 
Unkoſten, ſowie den aus dem Derkauf der Stücke und 8 Abfälle erzielten 
Gewinn genen nachweiſen können. 


8 15 
Husnahmebeſtimmungen hinſichtlich des gewerbsmäßigen Altkleiderhandels. 


Gewerbetreibende, die mit getragenen Kleidungs- und Wäfchejtücken 
und getragenen Schuhwaren Großhandel treiben, dürfen die am 27. Des 
zember 1916 in ihrem Beſitz befindlichen getragenen Kleidungs- und Wä⸗ 
ſcheſtücke und Schuhwaren bis zum 31. Januar 1917 an gewerbsmäßige 
Kleinhändler entgeltlich veräußern. 

Gewerbetreibende, die mit getragenen Kleidungs- und Wäſcheſtücken 
und getragenen Schuhwaren Kleinhandel treiben, dürfen die am 27. De⸗ 
zember 1916 in ihrem Beſitz befindlichen und die auf Grund des vor— 
ſtehenden Abſatzes von ihnen erworbenen getragenen Kleidungs- und Wäſche⸗ 
ſtücke und Schuhwaren bis zum 28. Februar 1917 an Verbraucher ent— 
geltlich veräußern. Die Veräußerung darf nur gegen Bezugsſchein erfolgen; 
ausgenommen hiervon ſind ſolche Stücke, die in nicht getragenem Suſtande 
der Bezugsſcheinpflicht nicht unterliegen würden. 

Nach Ablauf der in Abſatz 1 und 2 feſtgeſetzten Friſten können 
Groß⸗ und Kleinhändler die dann noch in ihrem Heſitz befindlichen ge⸗ 
tragenen Kleidungs⸗ und Wäſcheſtücke und getragenen Schuhwaren an 
die von den Kommunalverbänden eingerichteten Annahmeſtellen veräußern. 
Die Feſtſetzung des Kaufpreijes erfolgt durch Schätzung gemäß 8 6 die⸗ 
ſer Ausführungsbeſtimmungen. s 

16 
Unbeſchränkte örtliche Sujtändigkeit der Annahme und verkaufsſtellen 

Wer getragene Kleidungs⸗ und Wäſcheſtücke und getragene Schuh— 
waren veräußern will, iſt berechtigt, ſie bei jeder auch außerhalb ſeines 
Wohnſitzes oder Aufenthaltsortes liegenden Annahmeſtelle abzuliefern. Die 
Annahmeſtellen find verpflichtet, getragene Stücke auch von Perſonen, die 
außerhalb des dieſe Annahmeſtelle beaufſichtigenden Kommunalverbandes 
ihren Wohnſitz oder ſtändigen Aufenthalt haben, zu dem ordnungsgemäß 
feſtgeſtellten Preis abzunehmen und auf Derlangen die vorgeſchriebene 
Abgabebeicheinigung zu erteilen. 

Dieſe Dorſchriften finden auf die Derkaufsitellen ſinngemäße An⸗ 
wendung. 

8 17 
Strafbeſtimmungen. 

Suwiderhandlungen gegen die Dorſchriften des § 10 »Abſatz 4 Satz 2 
und des § 12 werden nach 8 20 Abſatz 1 Nr. 1 der Bekanntmachung 
über die Regelung des Verkehrs mit Web⸗, Wirk⸗, Strick⸗ und Schuh⸗ 
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waren vom 10. Juni 1916/25. Dezember 1916 beſtraft. Auch haben 
die Suwiderhandelnden nach § 15 derſelben Bekanntmachung die Schlie⸗ 
hung ihrer Betriebe zu gewärtigen. 


8 18. 
Inkrafttreten. 
Dieſe Bekanntmachung tritt am 27. Dezember 1916 in Kraft. 
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Richtlinien 
der Reichsbekleidungsſtele für die Durchführung des Erwerbs, der 
Berarbeitung und Veräuzerung getragener Kleidungs⸗ und Wäſche⸗ 
ſtücke, Uniformen und Schuhwaren. 


(Mitteilungen der Reichsbekleidungsitelle Nr. 2.) 


Nach § 5 der Bekanntmachung über den Derkehr mit getragenen 
Kleidungs⸗ und Wäſcheſtücken und getragenen Schuhwaren vom 23. De: 
zember 1916 hat die Keichsbekleidungsſtelle neben den Ausführungsbe: 
ſtimmungen, zu deren Beachtung die Kommunalverbände verpflichtet ſind, 
noch Richtlinien bekannt zu geben. Durch dieſe Richtlinien Tollen den 
Kommunalverbänden über die Ausführungsbeſtimmungen hinaus borſchläge 
gemacht und Ratſchläge erteilt werden, deren fie ſich bei Einrichtung 
und Durchführung des aus dem Erwerb, der Bearbeitung und der Der: 
äußerung getragener Kleidungs- und Wäſcheſtücke, Uniformen und Schuh⸗ 
waren entſtehenden geſamten Betriebes bedienen können. Eine bindende 
Verpflichtung ſoll ihnen dagegen durch die Richtlinien nicht auferlegt werden. 


J. 
Allgemeines. 


Da die Durchführung des Erwerbs, der Bearbeitung und der Der- 
äußerung getragener Kleidungs⸗ und Wäſcheſtücke, Uniformen und Schuh⸗ 
waren in erſter Linie den Sweck verfolgt, auf dieſem Wege für weite 
Kreiſe der Bevölkerung gebrauchsfähige und wohlfeile Bekleidung zu ge: 
winnen, jo ergibt ſich hieraus ohne weiteres, daß die Kommunalver- 
bände die ihnen hiermit geſtellten Aufgaben und den daraus ſich er⸗ 
gebenden geſamten Betrieb möglichſt nach kaufmänniſchen Geſichtspunkten 
werden einrichten müſſen, wenn der wirtſchaftliche Zweck der geſetzlichen 
Maßnahmen erreicht werden ſoll. Dieſe Forderung wird ſich um ſo drin- 
gender geltend machen, je größer der als Unternehmer zu betrachtende 
Kommunalverband iſt und um ſo ausgedehnteren Umfang damit der von 
ihm eingerichtete Wirtſchaftsbetrieb einnehmen wird. 

Daraus ergibt ſich, vor allem mit Kückſicht auf den herrſchenden Man- 
gel an. Beamtenperſonal, ohne weiteres die Notwendigkeit, kaufmänniſche 
und fachmänniſche Kreiſe in möglichſt weitem Umfange ehrenamtlich oder 
gegen Vergütung bei der Durchführung heranzuziehen. Weiter muß es 
unter Berückſichtigung gerade dieſer Umſtände beſonders empfehlenswert 
erſcheinen, beſtehende Fürſorgeeinrichtungen, die ſich bereits mit ähnlichen 
Aufgaben befaßt haben, zu beauftragen und ihnen die Möglichkeit zu 
geben, ihren Betrieb nötigenfalls den geſetzlichen Vorſchriften entſprechend 
umzugeſtalten und zu erweitern. 

Kleinere Kommunalverbände, beſonders ſolche mit überwiegend länd— 
licher Bevölkerung, werden zweckmäßig die Suſammenlegung mit benach⸗ 
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barten Kommunalverbänden zu einem gemeinſamen Wirtſchaftsbezirk be- 
antragen, nach Möglichkeit werden ſie ſich einer in erreichbarer Nähe 
liegenden größeren Stadt anſchließen, da anzunehmen iſt, daß in dieſer 
die ordnungsgemäße und wirtſchaftliche Verarbeitung der abgelieferten Stücke 
ſich wirtſchaftlicher durchführen läßt als in kleineren ländlichen Gemeinden. 


: II. 
Annahme der getragenen Kleidungs- und Wäſcheſtücke, Uniformen und 
Schuhwaren. 
1. Einrichtung der Annahmeſtellen. 

Die Annahmeſtellen ſollen innerhalb der einzelnen Kommunalverbtinde 
in ſolcher Sahl errichtet werden, daß die Bevölkerung ſie ohne allzu 
großen Seitverluſt erreichen kann. In größeren Städten iſt auch zu be⸗ 
denken, daß bei Dorhandenfein nur weniger Annahmeſtellen die Gefahr 
zu großen Andranges beſteht, wodurch ſich die Abfertigung naturgemäß 


verzögern und der Anreiz zur Ablieferung vermindern würde. Anderer: 


ſeits wird bei der Einrichtung einer zu großen Sahl von Annahmeſtellen 
die Gefahr beſtehen, daß die Ueberſicht und die Beaufſichtigung des ge— 


ſamten Betriebes hierunter leiden könnte. 


In größ ren Städten ſollen die Annahmeſtellen während des ganzen 
Tages geöffnet ſein; aber auch in kleineren Ortſchaften ſind die Stunden, 
in denen fie dem Derkehr geöffnet ſind, nicht zu ſehr zu beſchränken. 
Die Dienſtſtunden der Annahmeſtellen ſollen öffentlich bekannt gegeben 
werden. Wenn man ferner berückſichtigt, daß es ſich um eine freiwillige, 
nicht um eine zwangsweiſe Abgabe von getragenen Kleidungs⸗ und Wäſche⸗ 
ſtücken, Uniformen und Schuhwaren handelt, ſo wird ein Hinweis darauf 
angebracht ſein, daß das in den kbnahmeſtellen tätige Perſonal der Be⸗ 
völkerung in angemeſſener Weiſe entgegenkommt. 

Zweckmäßig für den ganzen Betrieb wird es ſtets ſein, wenn die 
Kommunalverbände die Annahmeſtellen in eigene Verwaltung übernehmen. 
Die erforderliche Einrichtung der Räumlichkeiten (Kleiderſtänder, Bügel 
uſw.) wird ſich in den meiſten Fällen mietweiſe beſchaffen laſſen. 

Grundſätzliche Bedenken beſtehen nicht dagegen, mit der Annahme der 
getragenen Kleidungs und Wäſcheſtücke, Uniformen und Schuhwaren Pri— 
vatbetriebe zu betrauen. Dieſen iſt dann die Derpflichtung aufzuerlegen, 
das vorgeſchriebene Annahmebuch ordnungsmäßig zu führen und etwa 
verlangte Abgabebeſcheinigungen vorſchriftsmäßig auszufüllen. Der Ent⸗ 
wurf eines Unnahmebuches befindet Ni unter den gleichzeitig veröffent⸗ 
lichten „Vordrucken mit Erklärungen“. Anlage A. ö 

Die ſolchen Geſchäften für ihre Mühewaltung zu gewährende Ent⸗ 
ſchädigung ſoll im voraus feſtgeſetzt und ſo bemeſſen ſein, daß dadurch 
die allgemeinen Unkoſten nicht weſentlich erhöht werden. 


2. Ankauf. 

Die Etöffaleng der Annahmeſtellen ſoll umgehend öffentlich bekannt 
gegeben und gleichzeitig das Intereſſe der Bevölkerung zur Ablieferung 
in geeigneter Weiſe 18 werden. Hinweiſe in der Ortspreſſe auf 
den Sweck der Einrihtung, und daß es vaterländiſche Pflicht iſt, alte 
nicht durchaus notwendige getragene Kleidung und Wäſche, Uniformen 
und Schuhwaren abzuliefern, werden angeraten. Es kann zugleich er⸗ 
wähnt werden, daß für die abgelieferten Kleidungsſtücke ein angemeſſenes 
Entgelt gezahlt wird, da die Feſtſtellung des Preiſes im Wege der Ab⸗ 
ſchätzung durch fachkundige Perſonen erfolgt. Wichtig iſt außerdem, zu⸗ 
gleich bekannt zu geben, daß der auf dieſe Weiſe feſtgeſtellte Kaufpreis 
für den Veräußerer und den Kommunalverband bindend iſt. 
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Die Ablieferung von getragenen Sachen durch Sec e iſt zuzu⸗ 
laſſen, auch ſollten getragene Sachen bei entſprechendem Antrag aus den 
Wohnungen abgeholt werden. Suſendung durch die Poſt iſt überall zuzu- 
laſſen. 

j Ob weiter noch vertrauenswürdige Perſonen damit beauftragt wer— 
den ſollen, die Bevölkerung in der Wohnung aufzuſuchen und ſie dort 
zur Ablieferung getragener Kleidungs- und Wäſcheſtücke, Uniformen und 
Schuhwaren zu veranlaſſen, muß nach Cage der örtlichen Derhältniſſe 
entſchieden werden. Hierbei könnte zuverläſſigen Perſonen aus Althändler⸗ 
kreiſen Gelegenheit zum Derdienſt geboten werden. 


3. Annahme. 


Die Anſtellung oder Suziehung geſchulter ee erſcheint geboten, 
damit ſofort bei dem Angebot von getragenen Kleidungs- und Wäſche⸗ 
ſtücken und Schuhwaren feſtgeſtellt werden kann, ob ſie noch verwendbar 
ſind oder nicht. Um den Verbleib eines Stückes jederzeit feſtſtellen zu 
können, ſoll jedes Stück ſofort bei der Annahme mit einem dauerhaften 
Etikett verſehen werden; am beſten wird ein weißer Stoffſtreifen an 
das Stück genäht, der durch die Desinfektion und die weitere Behandlung 
nicht abgelöſt wird. Auf dem Etikett wird mit unauslöſchbarer Tinte 
die in den nachfolgenden „Vordrucken mit Erklärungen“ vorgeſchriebene 
Nummer verzeichnet. Dieſer Stoffſtreifen iſt erſt zu entfernen, wenn das 
Stück zum Derkauf geſtellt werden ſoll und daher mit dem vorgeſchrie⸗ 
benen Preiszettel verſehen wird. 

Die Annahme völlig unbrauchbarer Kleidungs- und Wäſcheſtücke (Cum⸗ 
pen) iſt auszuſchließen, da die Sammlung von Lumpen durch die von der 
Kriegsrohſtoff-Abteilung des Kriegsminiſteriums beauftragten Sortierbeiriebe 
erfolgt. Dagegen iſt von Schuhwerk jedes noch jo abgetragene oder zer- 
riſſene Stück anzunehmen, da die Sammlung aller Altlederabfälle im 
Intereſſe einer Streckung der vorhandenen Ledervorräte notwendig erſcheint. 


4. Übgabebeſcheinigung. 

Um die Ausgabe von Abgabebeſcheinigungen zur Erlangung von Be— 
zugsſcheinen C oder D überwachen zu können, iſt es unerläßlich, ſofort bei 
Ablieferung der Stücke feſtzuſtellen, ob eine Abgabebeſcheinigung verlangt 
wird oder nicht. Die verlangten Abgabebeſcheinigungen ſollen ebenfalls 
ſofort ausgefertigt und ausgehändigt werden, wenn die Dorausſetzungen 
dafür vorliegen. 

5. Abſchätzung. 

Mit der Abſchätzung dürfen nur ſachkunoige Perſonen betraut wer- 
den. Da der durch Schätzer feſtgeſtellte Preis für beide Parteien bindend 
iſt, ſollte die Abſchätzung in der Regel nicht durch eine Perſon ſondern 
durch mehrere gemeinſchaftlich erfolgen. In dieſem Falle den Schätzern 
weitere Anweiſungen zu geben, muß dem Kommunalverband öberlaſſen 
bleiben. Suverläſſige Perſonen aus Althändlerkreiſen ſollen als Schätzer 
herangezogen werden. Die Schätzer werden zweckmäßigerweiſe ſämtliche 
abgelieferten Kleidungs u und Wäſcheſtücke in die drei Klaſſen „Gut erhalten“, 
„Mittelmäßig erhalten“, „Schlecht erhalten“ einteilen. Innerhalb dieſer 
Klaſſen empfiehlt es ſich, für die einzelnen Arten von Bekleidungsſtücken 
Höchſtpreiſe feſtzulegen, an die die Schätzer gebunden ſind. 

Bei der Bildung dieſer hHöchſtpreiſe ſollen die durch den Krieg her⸗ 
vorgerufenen, meiſtens unverhältnismäßigen Preisſteigerungen nicht berück⸗ 
ſichtigt werden, ſondern es ſollen die zu Friedenszeiten üblich geweſenen 
Preiſe zu Grunde gelegt werden. 
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5u empfehlen iſt die ſofortige Auszahlung des von dem Schätzer 
feſtgeſtellten Preiſes, denn ein großer Teil der Bevölkerung wird ſich 
dadurch leichter zur Ablieferung getragener Kleidungs: und Wäſcheſtücke 
ſowie Schuhwaren entſchließen. 

Wenn ſich eine ſofortige Auszahlung des feſtgeſtellten Preiſes an der 
Annahmeſtelle nicht ausführen läßt, ſo wird darauf Bedacht zu nehmen 
ſein, daß dem Ablieferer von der Annahmeſtelle die Kaſſenſtelle und die 
Seit der Auszahlung ſogleich angegeben werden kann, um ihm unnütze Wege 
und Seitverſäumnis zu erſparen. Die Ausgeſtaltung dieſes Verfahrens 
im einzelnen muß den Kommunalverbänden überlaſſen werden. Der Ent⸗ 
wurf von Vordrucken, die hierbei verwendet werden können, iſt nebſt 
Erklärung den Richtlinien beigefügt. Anlage C, D und E. 


III. 
Desinfektion. 


Die Desinfektion erfolgt zuverläſſig durch ſtrömenden Waſſerdampf 
in Dampfapparaten; die Verwendung ſolcher Apparate wird daher an— 
zuſtreben fein. Zu berückſichtigen, iſt dabei, daß beſonders empfindliche 
Kleidungsſtücke, Pelze und Lederſachen durch dieſe Art der Desinfektion 
leiden. Sie find daher auf andere Weiſe, z. B. mittels Formalin zu desin- 
fizieren, und zwar entweder durch Ausbürften mit 1% Formalinlöſung 
oder mittels der durch Apparate entwickelten Dämpfe von 40 % Sor: 
malinlöſung. Sur Ausführung der Desinfektion oder wenigſtens zu ihrer 
Ueberwachung ſollen die Perſonen herangezogen werden, die auf Grund 
der Landesſeuchengeſetze in der Durchführung der Desinfektion bei über— 
tragbaren Krankheiten ausgebildet und mit ihrer Ausführung betraut 
ſind. (Staatlich geprüfte Desinfektoren.) 


IV. 


Bearbeitung. 


Auf dieſen Sweig des Betriebes muß beſonders Wert gelegt werden, 
da durch eine ſachgemäße Ausführung der Bearbeitung die Sahl der wie: 
derverwendbaren Gegenſtände ſehr erhöht wird. Die Bearbeitung muß 
in hierfür geeigneten Betriebsſtellen ausgeführt werden. Die Suziehung 
fachmänniſch ausgebildeter Perſonen iſt hierbei unerläßlich. 


s 1. Kleidungs⸗ und Wäſccheſtücke. 

Für die Wiederherſtellung der in der abgelieferten Form wieder ver: 
wendbaren Stücke iſt die Heranziehung von beſtehenden Geſchäften, Der: 
bänden, Innungen und Heimarbeits-Dereinigungen anzuſtreben. Die Preiſe 
für die Wiederherſtellungsarbeiten ſind möglichſt vorher zu feſten Sätzen zu 
regeln. Zu dieſem Swecke empfiehlt es ſich, die wiederherzuſtellenden Stücke 
durch fachkundige beſtellte Schätzer in Klaſſen einzuteilen und die Preiſe 
für jede Klaſſe nach der vorausſichtlichen Arbeitszeit feſtzuſetzen, wie es 
in den militäriſchen Inſtandſetzungsämtern geſchieht. Die Sätze müſſen 
im Einklang mit den ortsüblichen Arbeitslöhnen ſtehen und können einen 
kleinen Suſchlag für die Unternehmer (Geſchäfte, Verbände uſw.), welche 
für die Ausführung der Arbeiten verantwortlich find, enthalten. 

Für die Bearbeitung der in der abgelieferten Form nicht mehr ver- 
wendbaren Stücke kommt ſowohl die Errichtung von Betrieben in eigener 
Verwaltung der Kommunalverbände als auch die Heranziehung gemein⸗ 
nütziger Fürſorgevereinigungen, die ſich ſchon mit ſolchen Arbeiten be⸗ 
faßt haben, in Frage. 
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Eingehende Anweiſungen über die Bearbeitung zu geben, ijt bei der 

Mannigfaltigkeit der vorkommenden Fälle nicht möglich. Die hierbei ge- 
wonnenen Erfahrungen in den verſchiedenen Teilen des Reiches wird die 
Reichsbekleidungsſtelle in ihren Mitteilungen von Seit zu Seit bekannt 
eben. 
- Auf das Sammeln aller bei der Wiederherſtellung entſtehenden Abfälle 
muß beſonders geachtet werden. Insbeſondere iſt darauf hinzuwirken, daß, 
wenn die Bearbeitung außerhalb eigener Werkitatt erfolgt, auch die Ab⸗ 
fälle wieder mit zurückzuliefern ſind. Sofern Abfälle entſtehen, die zu 
einer ſpäter vielleicht notwendig werdenden Ausbeſſerung des betreffenden 
Gegenſtandes noch verwendet werden können, ſollen dieſelben dem be— 
treffenden. Gegenſtand beigefügt werden. 

Für die Verwertung der für die Bearbeitung nicht mehr verwend— 
baren Abfälle wird die Reichsbekleidungsitelle beſondere Anweiſungen er— 
teilen. 

2. Schuhwaren. 

Hinſichtlich der Schuhwaren iſt ebenſo darauf Bedacht zu nehmen, 
aus den abgelieferten Stücken in möglichſt großem Umfange wieder ver⸗ 
wendbc.res Schuhwerk herzuſtellen. Die für Kleidungs⸗ und Wäſcheſtücke 
vorſtehend gegebenen Katſchläge können auch hier befolgt werden. 

Alle nicht wider herſtellbaren Schuhwaren find an noch zu benennende 


Stellen abzuliefern. Anweiſungen hierüber erläßt die Keichsbekleidungs⸗ 
ſtelle. 
V 


Veräußerung. 

Bei der Feſtſetzung der Derkaufspreiſe iſt zu berückſichtigen, daß bei 
gut erhaltenen Kleidungs- und Wäſcheſtücken ſowie Schuhwaren die Auf: 
wendungen für Inſtandſetzungen in der Kegel geringer ſein werden, als 
bei den mittelmäßig und ſchlecht erhaltenen. Um nun zu vermeiden, 
daß ein nur ſchlecht erhaltenes Bekleidungsſtück, das weniger dauerhaft 
ſein wird als ein gut erhaltenes, infolge der höheren Koſten der Wie⸗ 
derherſtellung ebenſo teuer oder gar teurer als ein gut erhaltenes verkauft 
werden muß, ſollen die geſamten Wiederherſtellungskoſten einer größeren 
Anzahl von Kleidungsſtücken auf dieſe anteilsmäßig oder ſo verteilt wer— 
den, daß der Preis der ſehr gut erhaltenen etwas erhöht, derjenige der 
minder gut erhaltenen Kleidungsſtücke etwas herabgeſetzt wird. 

Werden mit der Deräußerung Privatbetriebe beauftragt, jo laſſen. 
ſich hierbei auch wieder zuverläſſige Perſonen aus dem Bekleidungsge- 
werbe und aus Althändlerkreiſen verwenden. 

In Erwägung zu ziehen iſt noch, daß mit dem Derkauf wieder— 
hergeſtellter Kleidungs- und Wäſcheſtücke ſowie Schuhwaren nicht begon⸗ 
nen wird, bevor nicht ein einigermaßen ſortiertes Lager vorhanden iſt, 
da ſonſt die Gefahr beſteht, daß die Bevölkerung durch zu geringe Aus- 
wahl an Kleidungsjtücken die Neigung verliert, ihren Bedarf an ge⸗ 
tragenen Kleidungs- und Wäſcheſtücken ſowie Schuhwaren bei den Der: 
Baufsitellen zu decken. 

Auf genaue Führung des Abgabebuches und die Beobachtung der 
Vorſchriften über die Preiszettel iſt beſonders zu achten. Der Entwurf 
eines Abgabebuches befindet ſich unter den gleichzeitig veröffentlichten Dor- 
drucken mit Erklärungen. Anlage B. 

VI. 
Beſtandsmeldungen. 


Da der leichteren Ausführung wegen nur eine buchmäßige Beſtand⸗ 
aufnahme vorgeſchrieben iſt, ſo ergibt ſich hieraus ohne weiteres, daß die 
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Bücher, auch ſoweit fie ſich auf den Nachweis der vorhandenen Be- 
ſtände beziehen, beſonders ſorgfältig und überſichtlich geführt werden müſſen. 

Die Reichsbekleidungsſtelle hat das größte Intereſſe an der genauen 
Ausfüllung der vorgeſchriebenen Meldebogen und ihrer rechtzeitigen Ein⸗ 
ſendung. In jedem Kommunalverband ſoll eine zuverläſſige Perſon mit 
der Erledigung dieſer Aufgabe beauftragt werden; bei größeren Betrieben 
wird dies, wenn Störungen vermieden werden ſollen, unerläßlich ſein. 
Ueber die Form der Beſtandsmeldungen ergehen noch nähere Anweiſungen. 


VII. 
Abſchätzung der von Althändlern angebotenen Beſtände. 

Sollten die Altkleiderhändler nach Ablauf der ihnen geſetzten Friſt 
die ihnen noch verbliebenen Beſtände von getragenen Kleidungsſtücken 
den Annahmeſtellen zum Ankauf anbieten, ſo kann den Schätzern An— 
weiſung gegeben werden, von den unter Nr. II der Richtlinien gege— 
benen Ratichlägen abzuweichen. Es wird zu berückſichtigen fein, daß 
die Altkleiderhändler die getragenen Kleidungs- und Wäſcheſtücke und Schuh⸗ 
waren zu dem während des Krieges immer mehr geſtiegenen Preiſe an- 
gekauft haben, und es dürfte daher der Billigkeit entſprechen, der Ab— 
ſchätzung nicht den üblichen Friedenspreis zu Grunde zu legen. 


VIII. 
Ueber getragene Uniformen werden demnächſt beſondere Anweifungen. 
bekanni gegeben. 
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Vordrucke 
der Reichsbekleidungsſtelle mit Erklärungen. 


(mitteilungen der Keichsbekleidungsſtelle Nr. 2.) 


In 
Bezeichnung der abgelieferten Gegenſtände nach Nummern. 

Jede von einem Koramunalverband bezw. Wirtſchaftsbezirk mehrerer 
Kommunalverbände errichtete Annahmeſtelle iſt von dieſem mit 1 beginnend 
fortlaufend zu bezeichnen. 

Jeder entgeltlich abgelieferte Gegenitand erhält bei jeder Annahme⸗ 
ſtelle von 1 beginnend fortlaufende Nummern. Dem aus mehreren Teilen 
beſtehenden Gegenſtand 3. B. einem aus 3 Teilen beſtehenden Anzuge, 
iſt nur eine Nummer zu geben. 

Jeder unentgeltlich abgelieferte Gegenſtand wird wie die entgeltlich 
abgelieferten bezeichnet, jedoch wird vor die laufende Nummer eine Null 
geſetzt. 1 


Ausfüllung der an die abgelieferten Gegenſtände anzunähenden Stoffitreifen. 

15 Stoffitreifen erhält folgende Dermerke: 

Die der Annahmeſtelle vom Kommunalverband erteilte Nummer. 
2 Laufende Nummer des abgelieferten Gegenſtandes. 

3. Schäßungspre’s. 

Bei aus mehreren Teilen beſtehenden Gegenſtänden iſt auf dem an 
jedem Teil anzubringenden Etikett über der für alle Teile des Gegen— 
ſtandes gemeinſamen Nummer eine kleine Sahl zu vermerken, welche die 
geſamte Sahl der einzelnen Teile des ganzen Gegenſtandes angibt. 

Beiſpiel: Die Annahmeſtelle 4 eines Kommunalverbandes bezeichnet 
bei einem aus 5 Teilen beſtehenden Anzuge, welcher die laufende Nummer 
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140 erhalten hat, jeden Teil des Anzuges auf dem Etikett mit folgender 


Nummer: 4% 

Fallen dadurch, daß infolge der Bearbeitung aus mehreren Stücken 
ein neues hergeſtellt wird, bei der Annahme gegebene Nummern fort, ſo iſt 
dies auf dem Stoffſtreifen entſprechend zu kennzeichnen; das Gleiche gilt für 
den Fall, daß aus einem Stück mehrere andere bei der Bearbeitung gewonnen 
werden. 


III. N 
Vordrucke für entgeltliche Ablieferung. 

Die Vordrucke ſollen in Buchform gebunden ſein. Zur Annahme eines 
Gegenſtandes ſind ſtets zwei aufeinanderliegende Blätter (Blatt 1 und 
Blatt 2) zuſammen zu verwenden. Blatt 1 bleibt im Buch, Blatt 2 wird 
mittels Pauspapier durchgeſchrieben und herausgenommen wie nachſtehend 
erläutert. ö 

Blatt 1 und Blatt 2 beſtehen aus je 3 Teilen: 1a, Ib, Ic bezw. 2a, 
2b, 2c. 

1. Ausfüllung und Derwendung der Dordrucke. 
Die Blätter des Vordruckbuches find folgendermaßen auszufüllen: 
Blatt 1, Anlage C. 

1a. (Schätzungsabſchnitt) 

„Annahmeſtelle“: einzutragen iſt die Nr. der Annahmeſtelle des Kom: 
munalverbandes bezw. des Wirtſchaftsbezirkes mehrerer Kommunalverbände. 

„Gegenſtand“: auszufüllen in Uebereinſtimmung mit dem von der 
R. B. S. vorgeſchriebenen Beſtandsmeldebogen in ſinngemäßer Abkürzung. 
Beiſpiel: Männerjacke (M.⸗Jacke.) Männer⸗Winter⸗Ueberzieher (M.⸗W.⸗ 
Ueberzieher) Jackenkleid (J.⸗Kleid). 

„Datum der Ablieferung“: (entjprechend auszufüllen) 

„Schätzung“: Ausfüllung geſchieht nach erfolgter Abſchätzung (ſiehe 
weiter unten) N 

„Caufende Nr. des Gegenſtandes:: (entſprechend auszufüllen) 

Jeder Gegenſtand erhält eine fortlaufende Nummer, wobei ein aus 
mehreren Teilen beſtehender Gegenſtand, wie oben bereits geſagt, eine 
Nummer erhält. 

1b. (Empfangsſchein.) 

„Annahmeſtelle und laufende Nummer“: auszufüllen wie bei 1a. 

Der im Text offengelaſſene Raum iſt ſinngemäß auszufüllen (wie bei⸗ 
ſpielsweiſe in den beigefügten Vordrucken, der abgelieferte Gegenſtand wie 
bei 1a in Uebereinſtimmung mit dem Beſtandsmeldebogen. 

„Die Auszahlung erfolgt nach Tagen bei“ iſt nur auszufüllen, 
falls die Auszahlung nicht ſofort bei Ablieferung erfolgt. 

„Iſt Abgabebeſcheinigung erteilt?“ wird vor Unterſchrift der Annahme⸗ 
ſtelle und, falls Abgabebeſcheinigung gewünſcht wird, nach Aushändigung 
derſelben ausgefüllt. N 

le. Dieſer Teil bleibt frei für Bemerkungen der Annahmejitelle. 


Blatt 2, Anlage D. 

2a und 2b. (Schätzungsabſchnitt und Empfangsſchein) find durch das 
Durchſchreibeverfahren bereits ausgefüllt. | 

2c. (Auszahlungsbeleg) wird erſt ſpäter von der Kaſſenſtelle bei 
Auszahlung des Schätzungswertes ausgefüllt (ſiehe weiter unten). 

Der ausgefüllte Empfangsſchein des 2. Blattes (2 b) wird nunmehr von 
der Annahmeſtelle unterſchrieben oder geſtempelt und zuſammen mit dem 
anhängenden unteren Teil des Empfangsſcheines (unausgefüllter Auszah- 
lungsbeleg 2c) dem Ablieferer ausgehändigt. 
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2. Schätzung. 

Die Schätzer haben den Schätzungswert ſofort auf dem am Gegenſtand 
e Stoffſtreifen mit unauslöſchlicher Tinte zu vermerken. Die 
Schätzungspreiſe werden auf dem Schätzungsſchein des erſten Blattes (I a) 
ausgefüllt und auf das 2. Blatt (2 a) durchgeſchrieben. Dieſer Schätzungs⸗ 
ſchein des 2. Blattes (2 a) welcher den Vordruck hat: „an die Kaſſenſtelle 
überwieſen von“ wird von dem verantwortlichen Leiter der Annahmeſtelle 
unterſchrieben, geſtempelt und der Kaſſenſtelle zur Auszahlung weiter gegeben. 


3. Auszahlung. 


Gegen Aushändigung des Empfangsſcheines (2 b) wird der Schätzungs⸗ 
wert bei der im Empfangsſchein genannten Kajfenitelle an dem darin be⸗ 
ſtimmten Termin ausbezahlt. Die laufende Nummer des Empfangsſcheines 
muß der Nummer des Schätzungsſcheines entſprechen. Außerdem iſt die 
Ausfüllung der erſten drei Eintragungen des Schätzungsſcheines: „Annahme⸗ 
ſtelle“, „Gegenſtand“, „Datum der Ablieferung“ nochmals mit dem Empfangs⸗ 
ſchein zu vergleichen. 

Als Quittung für die Kaſſenſtelle gilt der Empfangsſchein (2 b). 

Bei der Auszahlung hat die Kaffenitelle den Auszahlungsbeleg (2 c) 
mit der laufenden Nummer, dem Schäßungswert und dem Datum der Aus- 
zahlung auszufüllen. Derſelbe it von der Kaflenitelle abzutrennen und 
unterſtempelt dem Ueberbringer des Empfangsſcheines als Beleg des er⸗ 
haltenen Betrages auszuhändigen. 


IV. 
Vordrucke für unentgeltliche Ablieferung, Anlage E. 


Die Vordrucke ſollen ebenfalls in Buchform gebunden ſein und ſind 
nur einfach, ohne Durchſchlag, zu ſchreiben. Jedes Blatt beſteht aus zwei 
Teilen: „Schätzungsſchein“ (3a) und „Empfangsſchein“ (3 b). 

Der Schätzungsſchein (3 a) bleibt im Buch als Beleg für die Annahme⸗ 
ſtelle; er enthält alle nötigen Angaben. 

Den Empfangsſchein (5b) erhält der Ablieferer. Im Uebrigen gelten 
betreffs Ausfüllung ſinngemäß die für entgeltliche Abgabe gemachten An⸗ 
gaben. 

Beide Vordruckbücher, ſowohl für entgeltliche wie unentgeltliche Ab⸗ 
gabe werden zweckmäßig immer für 100 Nummern eingerichtet (alſo für 
entgeltliche Ablieferung enthält das Buch 200, für unentgeltliche Abgabe 
100 Blatt). 

Werden bei einer Annahmeſtelle mehrere Bücher gleichzeitig geführt, ſo 
iſt jedes Buch mit einer entſprechend höheren Nummer anzufangen, alſo 
das zweite Buch mit Nr. 101 bezw. 0101, das dritte Buch mit 201 
bezw. 0201 uſw. Jede Annahmeſtelle har eine genaue Aufitellung der 
in Benutzung befindlichen Bücher zu führen. 

Die ſämtlichen Vordrucke können von der Reichsbekleidungsſtelle gegen 
Entgelt bezogen werden. Die Preiſe werden in den eee bekannt 
gegeben werden. 


Berlin, den 23. September 1916. 
Reichsbekleidungsſtelle, 


Abteilung E für Erſatzſtoffe. 
78 


Aulage A. 


Schema! Annahmebuch. 
(Siehe „Ausführungsbeſtimmungen 8 5 und Richtlinien II, 1“.) 
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Anlage B. 


Schema! Abgabebuch. 


(Siehe „Ausführungsbeſtimmungen 8 11 und Richtlinien V..) 
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Anlage C. 


Blatt 1 
Vordruck für entgeltliche Abgabe. 
(Siehe „Vordrucke mit Erklärungen III.“) 
j la 


Annahmeſtelle: Berlin 8 

Laufende Ur. 120 
Gegenſtand: garniertes Kleid 
Datum der Ablieferung: 15. Februar 1917 


Schätzung Mk.: 15.— 


Annahmeſtelle: Berlin 8 | Laufende Nr.: 120 


Empfangsichein 
1b 


für ein. von Frau Anna müller 
in Berlin, Potsdamer Straße Platz) Nr. 20 
abgeliefertes getragenes garniertes Kleid 


Die Auszahlung des Schätzungswertes erfolgt nach 8 Tagen bei Steuer- 
kaſſe nur gegen Aushändigung dieſes Empfangsſcheines. Die Auszah- 
lungsſtelle iſt zu einer Legitimationsprüfung nicht verpflichtet. Auf Wunſch 
wird der Schätzungsbetrag gegen vorherige portofreie Einſendung dieſes 
Empfangsſcheines unter Portoabzug durch die Poſt zugeſchickt. 


Datum: 15. Februar 1917. 


Iſt Abgabebeſcheinigung erteilt? ja. ö 
Stempel oder Unterſchrift der Annahmestelle: e ee 


Für Bemerkungen der Annahmeſtelle: 5 
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Anlage D 


Blatt 2 
Vordruck für entgeltliche Abgabe. 
(Siehe „Vordrucke mit Erklärungen III.“) 
| | 2a 
Annahmeſtelle: Berlin 8 Laufende Nr.: 120 


An die Kaſſenſtelle zur 


Gegenſtand: garniertes Kleid 
Auszahlung des Schätz⸗ 


Datum der Ablieferung: 15. Februar 1917 
Schätzung Mk.: 15.— 


ungsbetrages angewieſen 


T 
Unterſchrift . 
Stempel: 
Annahmeſtelle: Berlin 8 Laufende Nr.: 120 


Empfangsſchein 
2 b 
für ein. von Frau Anna Müller 
in Berlin, Potsdamer Straße platz) Nr. 20 
abgeliefertes getragenes garniertes Kleid 
Die Auszahlung des Schätzungswertes erfolgt nach 8 Tagen bei Steuer⸗ 
kaſſe nur gegen Aushändigung dieſes Empfangsſcheines. Die Auszah⸗ 
lungsſtelle iſt zu einer Legitimationsprüfung nicht verpflichtet. Auf Wunſch 
wird der Schätzungsbetrag gegen vorherige portofreie Einſendung dieſes 
Empfangsſcheines unter Portoabzug durch die Poſt zugeſchickt. 
Datum: 15. Februar 1917. | 
Iſt Abgabebeſcheinigung erteilt? ja. 
Stempel oder Unterſchrift der Annahmeſtelle . 


2ce 


Für den laut Empfangsſchein Nr. 120 abgelieferten Gegenſtand wurde 
der Schätzungswert von Mk. 15.— ausbezahlt 


Datum: 23. 2. 17. 
Stempel der Kaſſenſtelle: 
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Anlage E. 


3a 
Vordruck für unentgeltliche Abgabe. 
(Siehe „Vordrucke mit Erklärungen IV*.) 
Annahmeſtelle: Berlin 6 Laufende Nr. 025 


Gegenſtand: Männer⸗ Wintermantel 
Datum der Ablieferung: 20. Februar 1917 
Schätzung Mk.: 12.— 


unentgeltlich abgeliefert von: herrn paul Schultze, Berlin, 
Chauſſeeſtr. 8 b 


Iſt Abgabebeſcheinigung erteilt? ja 


Annahmeſtelle: Berlin 6 | Saufende Nr. 025 


3b: 
Empfangsſchein 


Don herrn Paul Schultze, Berlin, CTChauſſeeſtr. 8 
wurde heute ein Männer⸗ Wintermantel 


unentgeltlich abgeliefert; der Empfang dieſes Stückes wird dankend 
beſtätigt. 


Datum: 20. Februar 1917. 


Stempel und Unterſchrift der Annahmeſtelle: . & 


Dieſer Empfangsſchein gilt nicht als Abgabebeſcheinigung zur Erlangung 
eines Bezugsſcheines C oder D. 
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Anweiſung 
betreffend die nicht mehr verwendbaren Kleidungs⸗ und EN 
ſowie die bei der Verarbeitung entſtehenden Abfälle (Lumpen). 


(Mitteilungen der Reichsbekleidungsitelle Nr. 2.) 


Auf Grund des 85 der Bekanntmachung über den Derkehr mit ge: 
tragenen Kleidungs⸗ und Wäſcheſtücken und getragenen Schuhwaren vom 
23. Dezember 1916 und des 8 9 der Ausführungsbeſtimmungen der Reidhs- 
bekleidungsſtelle über getragene Kleidung, Wäſche und Schuhwaren vom 
gleichen Tage wird beſtimmt: 


1. 

Alle nicht mehr verwendbaren Kleidungs⸗ und Wäſcheſtücke ſowie alle 
bei der Verarbeitung entſtehenden Cumpen und Stoffabfälle find ſorgfältig 
zu ſammeln, wobei darauf zu achten iſt, daß ſie möglichſt frei von Staub 
und Schmutz bleiben. 

ö Dieſe Lumpen und Stoffabfälle find nach folgenden Kae Arten zu 
ſondern: Be 4 
a) Lumpen aus geſtrickter Wolle, weiße und 51 
b) Weiße Lumpen aller ſonſtiger Stoffe. 
c) Alle übrigen Lumpen und Stoffabfälle. 
2 


Hat ſich eine den Derfand lohnende Menge Lumpen angeſammelt, jo 
hat die Ablieferung an den nächſten, vom Kriegsminiſterium N. R. A. bes 
auftragten Cumpenſortierbetrieb zu erfolgen. Das erforderliche Derpackungs⸗ 
material ſtellt der Sortierbetrieb zur Verfügung, bei dem es unter Angabe 
der vorhandenen Cumpenmengen anzufordern iſt. 

Ein Derzeichnis ſämtlicher von der Kriegsrohſtoff-Abteilung des Kal. 
Preuß. Kriegsminijteriums (Kriegsamtes) beauftragten Cumpenſortierbetriebe 
iſt hierunter abgedruckt. 

| 3. 

Das vor der Abſendung für die obigen drei Arten geſondert feſtzu⸗ 
ſtellende Nettogewicht iſt dem Cumpenſortierbetrieb gleichzeitig mit der 
Derjandanzeige mitzuteilen. Eine Abſchrift dieſer Derſandanzeige nebſt Ge⸗ 
wichtsangabe iſt am gleichen Tag der Keichsbekleidungsſtelle, Abteilung E 
für Erſatzſtoffe, Berlin W 56, e 42 einzuſenden. 


Der Derjand der Lumpen an Ss nächſten Sortierbetrieb erfolgt für 
Rechnung und Gefahr dieſes Betriebes. Befindet ſich der Sortierbetrieb 
am gleichen Ort wie die Sammelſtelle, jo hat der Sortierbetrieb die Koiten 
für Beifuhren zu beſtreiten. Iſt Bahnverſand von der Sammelſtelle zum 
Sortierbetrieb nötig, fo trägt der betreffende Kommunalverband die Kojten 
für die Beifuhr zur Bahn. 

Die Reichsbekleidungsitelle übernimmt die Verrechnung mit den beauf⸗ 
tragten Sortierbetrieben und vergütet dem abliefernden Kommunalverbande 
bei vorſchriftsmäßiger Sortierung der Cumpen folgende Preiſe: 

für das kg Lumpen aus geſtrickter Wolle M. 1.40 
für das kg weiße Lumpen M. 0.55 
für das kg der übrigen Lumpen M. 0.20 


6. 
Für den Fall von Streitigkeiten zwiſchen den Sortierbetrieben und 
dem abliefernden Kommunalverband (Gewichtsabweichungen, Mängel in 
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der Sortierung uſw.) entſcheidet nach Prüfung die Reichsbekleidungsitelle. 
Dieſe Entſcheidung iſt für beide Teile endgültig. 
Berlin, den 23. Dezember 1916. 
Reichsbekleidungsitelle. 
Geheimer Rat Dr. Beutler, 
Reichskommiſſar für bürgerliche Kleidung. 


1916. 23. Dezember. 


Veräußerung von Aktien oder ſonſtigen Geſchäftsanteilen 
deutſcher Seeſchiffahrtsgeſellſchaften ins Ausland. 
R. K. (R. G. Bl. S. 1429) 


Der Bundesrat hat auf Grund des 8 3 des Geſetzes über die Er⸗ 


mächtigung des Bundesrats zu wirtſchaftlichen Maßnahmen uſw. vom 4. 


Auguſt 1914 folgende Derordnung erlaſſen: 
1 


8 

Rechtsgeſchäfte, durch welche Aktien oder ſonſtige Geſchäftsanteile deut⸗ 
ſcher Seeſchiffahrtsgeſellſchaften ganz oder teilweiſe von einem Deutſchen 
an Ausländer oder an Deutſche, die ihren Wohnſitz oder dauernden Aufent- 
halt nicht innerhalb des Deutſchen Reichs haben, übertragen werden ſollen, 
ſind verboten. ö 

Das gleiche gilt von Kechtsgeſchäften, durch welche Aktien oder Ge⸗ 
ſchäftsanteile der bezeichneten Art, die im Eigentume von Deutſchen ſtehen, 
für Rechnung von Ausländern oder von Deutſchen, die ihren Wohnſitz oder 
dauernden Aufenthalt nicht innerhalb des Deutſchen Reichs haben, erworben 
werden ſollen. , 

Geſellſchaften, die ihren Sitz im Ausland haben, oder deren Kapital 
zum größeren Teil Ausländern zuſteht, ſtehen den Ausländern im Sinne 
vorſtehender Beſtimmungen gleich. 


Zuwiderhandlungen gegen dieſe Derorönung werden mit Gefängnis 


bis zu drei Jahren und mit Gelditrafe bis zu fünfzigtauſend Mark oder 


mit einer dieſer Strafen beſtraft, ſofern nicht nach anderen Strafgeſetzen eine 

höhere Strafe verwirkt iſt. Wegen der Suwiderhandlung kann ein Deut⸗ 

ſcher auch dann verfolgt werden, wenn er ſie im Ausland begangen hat. 
Der Derſuch iſt ſtrafbar. 


3 
Der Reichskanzler kann Ausnahmen von dem Derbote des § 1 zu— 
laſſen. 
8 4 | 
Dieſe Verordnung tritt mit dem Tage der Derkündung in Kraft. Der 
Reichskanzler beſtimmt, wann und in welchem Umfang Sie außer Kraft 
tritt. 
1916. 24. Dezember. 
Bekauntmachung, 
betreffend Durchfuhrverbot von Tieren pp. 
R. K. (Reichs⸗ u. Staatsanzeiger Nr. 303.) 
Auf Grund des § 2 Abſ. 1 der Kaiſerlichen Verordnung vom 25. 


November 1915 über das Derbot der Durchfuhr von Tieren und tieriſchen 
Erzeugniſſen (Reichs⸗Geſetzbl. S. 777) und im Anſchluß an die Bekannt- 


*) verwaltungsvorſchriften Jahrgang 1914 J S. 857. 
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machung vom 25. April 1916 („Keichsanzeiger“ Nr. 97) bringe ich hier- 
durch zur öffentlichen Kenntnis, daß auch die folgenden Gegenſtände unter 
das Derbot fallen: 
Wild, N 
zahme Kaninchen, 
Geflügel und Wildgeflügel, 
ie und zubereitetes Fleiſch ſowie Fleiſchwaren von dieſen 
N ieren. 
Im Sinne dieſer Bekanntmachung gelten 
als Wild: Rot: und Damwild, Renntiere, Rehe, Schwarzwild, 
Haſen, wilde Kaninchen, 
als Geflügel: Gänſe, Enten, hühner, Tauben, Puten, 
als Wildgeflügel: Faſanen, wilde Enten, Reb- und Feldhühner, 
Schneehühner, Haſelhühner, Wald⸗ und Waſſerſchnepfen. 


1916. 24. Dezember. 


Bekanntmachung 
über die Einfuhr von Wild, zahmen Kaninchen, Geflügel und Wildgeflügel. 


R. K. (R. G. Bl. S. 1431.) 


Auf Grund des $ 1 Abſ. 2 der Bekanntmachung über die Einfuhr 
von Vieh und Fleiſch ſowie Fleiſchwaren vom 18. März 1916 GReichs⸗ 
Geſetzbl. S. 175) beſtimme ich: 


Die Dorſchriften der Bekanntmachung über die Einfuhr von Dieh 
und Fleiſch, ſowie Fleiſchwaren vom 18. März 1916!) (Reichs⸗Geſetzbl. S. 
175) ſowie die dazu ergangenen Ausführungsbeitimmungen vom 22. März?) 
18. Junis/ und 21. Auguſt 1916 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 179, 530, 940) werden 
ausgedeht auf Wild, zahme Kaninchen, Geflügel und Wildgeflügel, ferner 
auf friſches und zubereitetes Fleiſch ſowie Fleiſchwaren von dieſen Tieren. 

II | 


Im Sinne diefer Bekonntmachung gelten 
als Wild: Rot: und Damwild, Renntiere, Rehe, Schwarzwild, 
Haſen, wilde Kaninchen; 
als Geflügel: Gänſe, Enten, hühner, Tauben, Puten; 
als Wildgeflügel: Faſonen, wilde Enten, Reb⸗ und Feldhühner, 
Schneehühner, eee Wald: und Waſſerſchnepfen. 
1 


Die Bekanntmachung tritt mit dem Tage der Verkündung, die Aus⸗ 
dehnung der Strafvorſchriften mit dem 27. Dezember 1916 in Kraft. 


1916. 24. Dezember. 
Bekanntmachung 
einer Aenderung der Ausführungsbeſtimmungen zu der Verordnung 
über den Verkehr mit Enmaronharz (Neichs⸗Geſetzbl. S. 1125). 


R. K. (Reichs⸗ u. Staatsanzeiger Nr. 305.) 


Der 8 5 der Ausführungsbeſtimmungen zu der Derordnung über den 
Verkehr mit Cumaronharz vom 5. Oktober 1916 (Keichs⸗Geſetzbl. S. 1125) 
erhält folgende Faſſung: 


1) Derwaltungsvorſchriften Jahrgang 1916 J S. 192. 
2) DPerwaltungsvorſchriften Jahrgang 1916 J S. 197. 
3) Derwaltungsvorſchriften Jahrgang 1916 J S. 452. 


I 
ö „ 
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„Die Erzeuger von Cumaronharz find verpflichtet, ihre ge⸗ 
ſamte Monatserzeugung bis zum 8. Monatstage des nächſten 
Monats, getrennt nach den im § 2 genannten Arten, dem Kriegs: 
ausſchuſſe für pflanzliche und tieriſche Oele und Fette anzuzeigen.“ 

Die Verordnung tritt mit dem 1. Januar 1917 in Kraft. 5 


1916. 29. Dezember. 


Entlaſtung der höheren und mittleren l 
ſowie einſtweilige Wahrnehmung von Gerichtsſchreibergeſchäſten. 
J. M. I. M. Bl. 1917 S. 4.) 
Kanzleiordnung vom 27. März 1907). 
Allgemeine Verfügungen vom 25. März 19072), 26. Juli 19095), 
9. November 1910) und 6. Juli 19155). 

Nachdem durch die Bekanntmachung des Bundesrats über die Der- 
wendung weiblicher Hilfskräfte im Gerichtsſchreiberdienſte vom 14. De⸗ 
zember 1916 (KGBl. S. 1362) zugelaſſen iſt, daß die einſtwenige Wahr⸗ 
nehmung ren Amtsgeſchäften der Gerichtsſchreiber Frauen übertragen wer⸗ 
den kann, wird folgendes beſtimmt: 


Soweit in den beſtehenden Beſtimmungen über die Entlaſtung der 
höheren und mittleren Juſtizbeamten die Heranziehung der Kanzlei (der 


. Kangzleigehilfen) geſtattet iſt, dürfen für die Entlaſtungsarbeiten auch Hilfs⸗ 


ſchreiber oder Hilfsichreiberinnen verwendet werden. 


II. N 

1. Mit der einſtweiligen Wahrnehmung von Geſchäften eines Gerichts⸗ 
ſchreibers (Sekretärs) können, wenn eine Aushilfe oder Stellvertretung 
erforderlich iſt, in Ermangelung der im $ 32 Abſ. 1 der Gerichtsſchreiber— 
ordnung genannten Perſonen bis auf weiteres auch Perſonen beauftragt 
werden, die als Hilfsſchreiber oder Hilfsſchreiberinnen ſeit mindeſtens zwei 
Monaten bei einer Juſtizbehörde beſchäftigt worden ſind und das 18. Lebens- 
jahr vollendet haben. 

Für die im 8 32 Abſ. 2 der Gerichtsſchreiberordnung genannten Per⸗ 
ſonen wird die dort feſtgeſetzte Mindeſtzeitgrenze bis auf weiteres ebenfalls 
auf zwei Monate bemeſſen. 

Während ſie die ihnen aufgetragenen Geſchäfte eines Gerichtsſchreibers 
(Sekretärs) verrichten, beſitzen auch Hilfsſchreiber und Hilfsſchreiberinnen 
Beamteneigenſchaft. Vor der erſten Beauftragung find fie allgemein dahin 
zu beeidigen, daß ſie die Pflichten eines Gerichtsſchreibers (Sekretärs) ge⸗ 
treulich erfüllen wollen. 

2. Die mit den Geſchäften eines Gerichtsſchreibers beauftragten Hilfs⸗ 
ſchreiber und Hilfsſchreiberinnen ſind in der Regel nur als Protokollführer 
und, ſoweit ſie dazu befähigt ſind, als Dolmetſcher zu verwenden. Dabei 
iſt darauf Bedacht zu nehmen, daß die Verwendung von Hilfsſchreiberinnen 
in Sachen, die für Frauen ungeeignet ſind, unterbleibt. 

Im übrigen finden, insbeſondere auch für die Suſtändigkeit zur Er⸗ 
teilung des Auftrags, die Vorſchriften im 3. und 4. Abſatze des 8 32 der 
Gerichtsſchreiberordnung Anwendung. 


1) Derwaltungsvorſchriften Jahrgang 1907 S. 216. 
2) Derwaltungsvorſchriften Jahrgang 1907 S. 209. 
3) Derwaltungsvorichriften Jahrgang 1909 I S. 621. 
4) Verwaltungsvorſchriften Jahrgang 1910 II S. 366. 
5) Verwaltungsvorſchriften Jahrgang 1915 I S. 479. 


rt 
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Bekanntmachung, 
betreffend Abſatz von Satzkarpfen und Schleien. 


R. K. (Reichs⸗ u. Staatsanzeiger Nr. 306.) 


1) Die Genehmigung des Abſatzes von Satzkarpfen unter 1 Pfund und 
von JSatzſchleien unter dem geſetzlichen Mindeſtmaß oder, wo ein ſolches 
nicht beſteht, unter /. Pfund ſoll allgemein ohne Preisbindung erteilt 
werden. i 

2) der Abſatz von Satzkarpfen von 1 Pfund und darüber darf nur zu 
demſelben Preis erfolgen, wie der Abjat von Speiſekarpfen (Mk. 125,— 
plus Suſchläge). In Ausnahmefällen kann die Kriegsgeſellſchaft für Teich⸗ 
fiſchverwertung einen höheren Preis auf Antrag bewilligen. Sie iſt hierbei 
an die Zuſtimmung des RKeichskommiſſars für Fiſchverſorgung im einzelnen 
Falle gebunden. Die Suſtimmung wird nur in Ausnahmefällen erteilt 
werden und nur, falls von der Ortspolizeibehörde beſcheinigt iſt, daß die 
Ausſetzung in Teichen tatſächlich erfolgen wird, wobei die Flächengröße 
der zu beſetzenden Teiche anzugeben iſt. Der Verkäufer iſt verpflichtet, 
die Ortspolizeibehörde von dem Seitpunkt des Eintreffens der Satzfiſche ſo 
rechtzeitig zu verſtändigen, daß eine Kontrolle der Beſetzung möglich iſt. 

Berlin, den 29. Dezember 1916. 

Kriegsgeſellſchaft für Teichfiſchverwertung. 
Klee. N 


1916. 30. Dezember. 


Geſetz, 
betreffend die Ergänzung des Einkommenſteuergeſetzes. 


Geſetz (Reichs⸗ u. Staatsanzeiger 1917 Nr. 5.) 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ꝛc., ver— 
ordnen, mit Suſtimmung beider häuſer des Landtags der Monarchie, für 
den Umfang derſelben, mit Ausſchluß der Inſel Helgoland, was folgt: 

8 1 

Abweichend von den Vorſchriften des Einkommenſteuergeſetzes erfolgt 
die Veranlagung des geſamten Einkommens einer phyſiſchen Derjon nach 
dem Ergebniſſe des dem Steuerjahre vorangegangenen Kalender- oder Ge⸗ 
ſchäftsjahrs, wenn ihr in dieſem Jahre während des gegenwärtigen Krieges 
aus gewerblicher Tätigkeit oder aus gewinnbringender Beſchäftigung oder 
als ſtillen Geſellſchafter oder als Mitglied einer Geſellſchaft mit beſchränkter 
Haftung Beträge zugefloſſen ſind, die bei der Veranlagung nicht zur An- 
rechnung gelangen, weil die Einkommensquelle vor Beginn des Steuerjahrs 
weggefallen iſt oder ſich weſentlich geändert hat. Auch Einkünfte aus 
einer einmaligen Tätigkeit ſind hierbei in Anrechnung zu bringen. 

Bei dieſer Berechnung (HAbſ. 1) iſt bei Quellen, deren Ergebnis nach 
den Beſtimmungen des Einkommenſteuergeſetzes auf Grund einer Durch- 
ſchnittsberechnung zum Anſatze gelangt, nicht das Ergebnis des letzten Ge⸗ 
ſchäftsjahrs, ſondern die Durchſchnittsberechnung maßgebend. 

Rührt das Einkommen ganz oder teilweiſe aus der Beteiligung an 
einer während des Krieges aufgelöſten Geſellſchaft mit beſchränkter Haftung 
her, ſo erſtreckt ſich die Steuerpflicht auch auf den Anteil an den während 
des Krieges aufgeſammelten Rückjtellungen der Geſellſchaft. Soweit die 
aus der aufgelöſten Geſellſchaft dem Geſellſchafter zugefloſſenen Beträge 
bei der Geſellſchaft nicht zur Beſteuerung gelangt find, findet eine Außer⸗ 
hebungſetzung der Steuer nach § 71 des Einkommenſteuergeſetzes nicht ſtatt. 
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82 

Hat ſich während des Krieges eine nach § 1 Ur. 4 bis 6 des Ein⸗ 
kommenſteuergeſetzes | ſteuerpflichtige Geſellſchaft in eine andere ſteuerpflich⸗ 
tige Geſellſchaft umgewandelt oder haben ſich mehrere ſteuerpflichtige Ge⸗ 
ſellſchaften zu einer neuen Geſellſchaft vereinigt, ſo iſt die neu entſtehende 
Geſellſchaft von dem Zeitpunkt ihres Entſtehens ab ſteuerpflichtig. Die 
Veranlagung erfolgt nach dem durchſchnittlichen Ergebniſſe der drei der 
Veranlagung unmittelbar vorangegangenen Geſchäftsjahre, wenn die über- 
nehmende und die übernommene Geſellſchaft zuſammen mindeſtens drei 
Jahre beſtanden haben, andernfalls nach der Dauer der kürzeren Seit des 
Beitehens. Soweit in die Durchſchnittsberechnung das Ergebnis von Ge: 
ſchäftsjahren einzuſtellen iſt, während deren die übernehmende Geſellſchaft 
noch nicht beſtanden hat, gelten die bilanzmäßigen Ergebniſſe der über⸗ 
nommenen Geſellſchaft als Einkommen der übernehmenden Geſellſchaft. 

Hat während des Krieges eine ſchon beſtehende ſteuerpflichtige Ge⸗ 
ſellſchaft eine andere Geſellſchaft oder deren Vermögen übernommen, ſo 
werden die bilanzmäßigen Ergebniſſe, die die übernommene Gejellichaft 
in den für die Durchſchnittsberechnung in Betracht kommenden Jahren er— 
zielt hat, dem Einkommen der übernehmenden Geſellſchaft hinzugerechnet. 


83 

Die vorſtehenden Dorſchriften (88 1 und 2) kommen nur zur Ans» 
wendung, wenn das danach berechnete Einkommen das nach den Dorſchriften 
des Einkommenſteuergeſetzes zu veranlagende Einkommen überſteigt. 

Die Steuerpflichtigen haben die zu der Deranlagung erforderlichen 
Angaben zu machen und auf Erfordern nachzuweiſen. 

8 1 findet keine Anwendung auf die Dienſtbezüge einer der im 
8 14 Abſ. 3 des Einkommenſteuergeſetzes bezeichneten Perſonen bei deren 
Ausſcheiden aus dem Dienſte. 


8 4 
Unter Sugrundelegung der Oorſchriften der 88 1, 2 und 3 hat auch 
die Berichtigung ſchon ſtattgefundener Veranlagungen zu erfolgen. Sie 
hat für diejenigen Steuerjahre zu unterbleiben, für welche die zu erhebende 
Nachſteuer den Betrag von 100 Mark nicht erreicht. 
8 85 Abſ. 2 und 5 des Einkommenſteuergeſetzes finden auf die Be⸗ 
richtigungen Anwendung. 


8 5 
Die nach 8 63 des Einkommenſteuergeſetzes wegen Wegfalls einer 
Einkommensquelle zu gewährende Steuerermäßigung iſt zu verſagen, in⸗ 
ſoweit durch die Ermäßigung Beträge der im 81 genannten Art der 
Beſteuerung entgehen würden. Bereits bewilligte Ermäßigungen ſind zurück⸗ 
zunehmen. 


8 6 
Dem 8 62 des Einkommenſteuergeſetzes tritt als Abſ. 2 hinzu: In 
gleicher Weiſe iſt eine neue Deranlagung vorzunehmen, wenn die Dermehrung 
des Einkommens dadurch eintritt, daß nach dem Ausjcheiden aus dem 
Militärdienſt oder nach der Wiederaufhebung der Kriegsformation 


1. Steuerpflichtige aus neu aufgenommene gewerblicher Tätigkeit 
oder gewinnbringender Beſchäftigung Einkommen beziehen oder 


2. Offiziere oder Beamte in den Genuß der Friedensbezüge treten. 
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8 7 
Im 8 70 öiffer 1 des Einkommenſteuergeſetzes werden die Worte „mit 
einem Einkommen von nicht mehr als 3000 Mark“ durch die Worte „mit 
einem Einkommen von nicht mehr als 3000 Mark entſprechenden Steuerſatze“ 
erſetzt. | 


88 
Der Finanzminiſter kann Ausnahmen bewilligen, wenn durch An⸗ 
wendung der Dorſchriften dieſes Geſetzes eine unbillige Härte oder eine 
mehrfache Heranziehung desſelben Einkommens zur Einkommenſteuer her- 
beigeführt wird. 


89 

Die Gemeinden find befugt, auch abweichend von den §8 84 und 85 
des Kommunalabgabengeſetzes von den gemäß den 88 4 bis 6 berichtigten 
Steuerſätzen Suſchläge zu erheben oder im Falle des § 36 Abſ. 2 des 
Kommunalabgabengeſetzes in entſprechender Anwendung der 88 4 bis 6 
Nachveranlagungen vorzunehmen. 

Ermäßigungen, die auf Grund des § 8 gewährt werden, find auch 
für die kommunale Beſteuerung maßgebend; im Falle des § 36 Abf. 2 
des Kommunalabgabengeſetzes haben die Gemeindevorſtände die entſprechen⸗ 
den Ermäßigungen vorzunehmen. 


8 10 


Der Finanzminiſter wird mit der Ausführung dieſes Geſetzes beauftragt. 
Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und bei⸗ 
gedrucktem Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Großes Hauptquartier, den 50. Dezember 1916. 
(Siegel.) Wilhelm. 


1916. 30. Dezember. 


Bekanntmachung, N 
betreffend Aenderung der Ausführungsbeſtimmungen vom 10. und 
27. Ottober 1916 zu der Verordnung über Rohtabak. 


R. K. (Keichs⸗ u. Staatsanzeiger 1917 Nr. 2.) 


Auf Grund des $ 5 Abſ. 2, SS 12, 15 der Derordnung über Rohtabak 
vom 10. Oktober 1916 (Keichs⸗Geſetzbl. S. 1145) beſtimme ich: 


15 

Die Ausführungsbeſtimmungen vom 10. Oktober 1916 (kKeichs⸗Geſetzbl. 
S. 1149) zu der Verordnung über Rohtabak werden wie folgt geändert: 

1. 83 erhält folgende Faſſung: 

Tabak, deſſen Erwerb einem Beriteller von Tabakerzeugniſſen ge⸗ 
ſtattet wird, darf nur entſprechend den Weiſungen der deutſchen Sentrale 
für Kriegslieferungen von Tabakerzeugniſſen, Sitz Minden in Weſtfalen, 
verarbeitet werden. Solange die Sentrale keine andere Weiſung erteilt, 
haben Herſteller von Cabakerzeugniſſen von ihrer monatlichen Erzeugung 
für die Sentrale ebenſoviel zur Derfügung zu halten, wie fie im Durchſchnitt 
der Monate Oktober, November und Dezember 1916 an die Sentrale zu 
liefern hatten. Die zur Derfügung zu haltenden Mengen betragen indeſſen 


1242 1916. 30. Dezember. 


mindeſtens den nachſtehenden Anteil der im Januar 1917 hergeſtellten 


Mengen: 
bei Sigarren zum Hherſtellerpreiſe bis einſchließlich 
90 M. für 1000 Stück 60 v. h., 
bei Sigarren zum herſtellerpreiſe bis einſchließlich 
130 M. für 1000 Stück 25 v. h., 
und bei Rauchtabak 60 v. h. 


Die Sentrale kann auf Lieferung der zu ihrer Verfügung zu haltenden 
Tabaherzeugniſſe verzichten. 


Für die Seit bis Ende Januar 1917 iſt der Bedarf der Derarbeiter 
nach den von ihnen in der Seit vom 1. Januar bis 31. Juli 1916 durch⸗ 
ſchnittlich verarbeiteten, der Bedarf der Kleinmengenverkäufer nach den 
von ihnen in dem gleichen Zeitraum durchſchnittlich im Kleinmengenverkauf 
abgegebenen Tabakmengen zu bemeſſen. 


Für die Seit nach dem 31. Januar 1917 iſt der Bedarf nach folgenden 
Grundſätzen zu bemeſſen: 

bei Herſtellern von Zigarren, Kau- und Schnupftabak iſt die 
durchſchnittliche Derarbeitung der erſten ſieben Monate des 
Jahres 1915, 

bei Herſtellern von Rauchtabak die durchſchnittliche Verarbeitung 
der erſten ſieben Monate des Jahres 1916 nach Abzug von 
10 vom hundert und 

bei Kleinmengenverkäufern die durchſchnittliche Abgabe im Klein- 
mengenverkehr in den erſten ſieben Monaten des Jahres 
1915 

zugrunde zu legen. 

Die Auslandgeſellſchaft kann auf Antrag der Sentrale ausnahms⸗ 
weiſe den Bedarfsanteil von einzelnen Beritellern von Tabakerzeugniſſen, 
die ganz oder überwiegend mit Heereslieferungen beſchäftigt ſind, vorüber⸗ 
gehend erhöhen und den Bedarfsanteil von anderen Heritellern von Tabak⸗ 
erzeugniſſen vorübergehend herabſetzen. Der Beſchluß über die Erhöhung 
des Bedarfsanteils iſt dem Reichskommiſſar zur Beſtätigung vorzulegen; 
gegen die Herabſetzung des Bedarfsanteils iſt Beſchwerde an einen aus dem 
Reichskommiſſar und zwei vom Reichskanzler zu beſtimmenden Deriretern 
der Tabakindujtrie zuſammengeſetzten Ausſchuß zuläſſig. 

2. 86 erhält folgende Faſſung: 

Auf die Verarbeitung der Vorräte der Herſteller von Tabahkerzeugniſſen, 
die bei Inkrafttreten der Verordnung ſteueramtlich angemeldet waren, finden 
die Dorſchriften im $ 3 a 

1 


Die Kusführungsbeſtimmungen vom 27. Oktober 1916 (Reichs⸗Geſetzbl. 
S. 1200) werden wie folgt geändert: 

1. Im 8 21 iſt in Seile 1 zwiſchen den Worten „gewalzten Rippen” 
einzufügen: oder geſchnittenen oder gewalzten und geſchnittenen In Seile 
4 und 7 iſt zwiſchen den Worten „gewalzte Rippen“ einzufügen: oder 
geſchnittene oder gewalzte und geſchnittene. In Seile 5 iſt ſtatt „deutſchen“ 
zu ſetzen: inländiſchem. 

2. Im $ 22 iſt in Seile 2 hinter „walzen“ einzufügen: oder ſchneiden 
oder ſchneiden und a 

3. Im 829 Abſ. 1 ind die Worte von „ihrer nach ihrer“ bis 
„geſtatten“ zu erſetzen dur 

eines Jahresbedarfs geſtatten; auf feine Berechnung finden die 
Dorjchriften im § 3 entſprechende Anwendung. 
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Anrehnung der Kriegsbeſoldung 
anf das Zivildienſteinkommen der Beamten. 
Vom 2. Dezember 1916. 


m. G. u. (3. Bl. U. S. 569.) 


| ' Berlin, den 14. November. 
Zur Frage der Anrechnung der Kriegsbeſoldung auf das Sivildienſt⸗ 


einkommen der Beamten teile ich noch folgende Grundſätze zur Beachtung 


mit: 

1. Bei der nach I 3 Abſ. 2 des Staatsminiſterialbeſchluſſes vom 1. 
Juni 1888 vorgeſehenen Beſchränkung der Anrechnung auf den Betrag 
von 3600 ME. iſt für die Ermittlung der 3600 Mk. das geſamte an ſich 


zur Anrechnung geeignete Militäreinkommen (in der Regel = '/10 der 


Kriegsbeſoldung) in Anſatz zu bringen, auch dann, wenn etwa nach öiffer 1 
meines Runderlaſſes vom 29. April 1916 diefer an ſich anrechnungsfähige 
Betrag der Kriegsbeſoldung tatſächlich auf das Sivildienſteinkommen nur 
gekürzt um eine etwa ruhende Offizierpenſion oder Militärrente angerechnet 
wird. — Beträgt beiſpielsweiſe das Sivildienſteinkommen eines als Feld— 
webelleutnant einberufenen Beamten 1770 Mk., die ruhende Militärrente 
477 Mk., ſo ergibt ſich folgende Berechnung: 


Sivildienſteinkommen 1770 Mk. 
3/10 der Kriegsbeſoldung 2604 Mk. 

zuſammen 4374 Mk., 
ab das Mindeſteinkommen 5600 Mk. 


bleiben 774 Mk., 
um welche das Sivildienſteinkommen zu kürzen iſt. 

2. In Derfolg der vorſtehenden Berechnung darf indes kein höherer 
Betrag des Militäreinkommens auf das Sivildienſteinkommen tatſächlich 
angerechnet werden, als nach Siffer 1 meines vorbezeichneten Runderlajjes 
für die Anrechnung zur Verfügung ſteht. Beträgt alſo im vorigen Bei⸗ 
ſpiel das Sivildienſteinkommen 3300 Mk., jo find nicht 3300 ＋ 2604 — 3600 
23504 Mk., ſondern nur 2127 Mk. anzurechnen; denn für die An⸗ 
rechnung ſtehen lediglich 2604 — 477 = 2127 Mk. zur Verfügung. — 
Betragen alſo Sivildienſteinkommen ＋ ruhende Militärrente über 3600 
Mark, fo iſt immer die Fortgewährung dieſes bisherigen Betrages durch 
die Hahlung des anrechnungsfähigen Militäreinkommens zuzüglich des noch 
zahlbaren Sivildienſteinkommens gewährleiſtet. 

3. Das anrechnungsfähige Militäreinkommen iſt auch ſoweit es etwa 
für eine Seit gezahlt wird, in der der Beamte bereits aus dem Kriegsdienite 
entlaſſen und in den Sivildienſt zurückgetreten iſt, auf das Zivildienſtein⸗ 
kommen anzurechnen. 

Der Finanzminiſter. 


An die nachgeordneten Behörden. 


Berlin, den 2. Dezember 1916. 
Abſchrift zur Nachachtung. 


Der Miniſter der geiſtlichen uſw. Angelegenheiten. 
An die nachgeordneten Behörden. 
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Verſichernng der Lehrerinnen an den öffentlichen höheren Lehranſtalten 
für die weibliche Jugend nach dem Angeſtellten⸗Verſicherungs⸗Geſetz. 
(Vom 17. Oktober 1916.) 


M. G. U. (5. Bl. U. S. 574.) 


Durch den Erlaß vom 29. Januar 1915 iſt den Königlichen Pro⸗ 
vinzialſchulkollegien gemäß § 320 des Derſicherungsgeſetzes für Angeſtellte 
vom 20. Dezember 1911 die nach 8 9 Abſ. 3 a. a. O. zu treffende Ent⸗ 
ſcheidung über die Derficherungsfreiheit der an den öffentlichen höheren 
Lehranſtalten für die weibliche Jugend beſchäftigten nicht feſt angeſtellten 
Lehrerinnen übertragen worden. dieſe Uebertragung erſtreckt ſich auch 
auf die nach $ 10 Abſ. 2 zu treffende Entſcheidung über die ODerſicherungs⸗ 
freiheit der Lehrerinnen an den höheren Lehranſtalten für die weibliche 
Jugend, welche ſich noch in der Aubsildung für ihren Beruf befinden. 
An das Königl. Provinzialſchulkollegium zu N. 

Abdrucke zugleich an die übrigen Provinzialſchulkollegien zur gleichmäßigen 
Beachtung. 


1916. 30. Dezember“). 


Einübung von Einheitsliedern im Unterricht 
der Schüler und Schülerinnen katholiſcher Konfeſſion, 
(Vom 19. Oktober 1916.) 


M. G. U. (5. Bl. U. S. 574.) 

Bei gemeinſamen religiöſen Feiern von Katholiken verſchiedener Diö- 
zeſen wurde es von den Teilnehmern immer wieder als Uebelſtand empfunden, 
daß es kaum ein deutſches katholiſches Kirchenlied gab, das in mehreren 
Diözeſen nach Text und melodie ganz übereinſtimmend geſungen wurde. 
Beſonders ſtörend machte ſich das im gegenwärtigen Kriege beim Militär⸗ 
gottesdienſte, ſowohl im Felde wie in der Etappe, geltend. Um Abhilfe 
zu ſchaffen, ſind im Auftrag der Fuldaer Biſchofskonferenz durch eine 
dazu niedergeſetzte Kommiſſion zunächſt 23 Einheitslieder ausgewählt und 
nach Text und Melodie feſtgeſetzt worden. Auf Wunſch der an der Kon- 
ferenz beteiligten herren Biſchöfe veranlaſſe ich die Königliche Regierung 
(das Königliche Provinzialſchulkollegium), die „Einheitslieder“ nach der feſt⸗ 
geſtellten Faſſung in Text und Melodie in dem lehrplanmäßig dafür in 
Frage kommenden Unterricht der Schüler und Schülerinnen Ratholijcher 
Ronfeſſion einüben zu laſſen. 

Die Einheitslieder ſind in jeder Diözeſe bei dem Verleger des Diözeſan⸗ 
geſangbuchs zu haben. 

An die Königl. Regierungen, Provinzialſchulkollegien und den Herrn Ober- 
präſidenten in Magdeburg wegen der Stolbergſchen Grafſchaften. 


1916. 30. Dezember“). 


Aufnahme der Kandidaten des höheren Lehramtes 
in die Kandidatenliſte bei den Provinzialſchnulkollegien. 
(Vom 21. Oktober 1916.) 


m. G. u. (3. Bl. u. S. 575.) 


Nach öiffer 5 des Erlaſſes vom 17. April 1912 hat das König- 
liche Provinzialſchulkollegium nach Beendigung der praktiſchen Ausbildung 
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der Kandidaten des höheren Lehramtes über ihr Verbleiben im Staats⸗ 
dienſte zu befinden. Der Kandidat ſoll aus dem Staatsdienſte entlaſſen 
werden, wenn ihm die Anſtellungsfähigkeit verſagt wird oder wenn nach 
Zuerkennung der Anſtellungsfähigkeit ſeine Aufnahme in die Kandidaten- 
liſte des Königlichen Provinzialſchulkollegiums nicht erfolgt, ſei es, daß 
er ſelbſt den Wunſch hat, ſich außerhalb des Staatsdienſtes zu beſchäf⸗ 
tigen, ſei es, daß das Königliche Provinzialſchulkollegium die Aufnahme 
in die Kandidatenlilte verſagt (Siffer I der Ordnung der Derhältnifje der 
anſtellungsfähigen Kandidaten vom 15. Mai 1905). Aus dieſen Beſtim⸗ 
mungen ergibt ſich, daß das Königliche Provinzialſchulkollegium nicht den 
Antrag auf Eintragung in die Kandidatenlijte abzuwarten hat, ſondern 
daß von Amts wegen feſtzuſtellen iſt, ob der Kandidat in die Kandidaten- 
liſte aufzunehmen oder aus dem Staatsdienſte zu entlaſſen ſei. Solange 
die Entlaſſung nicht erfolgt iſt, bleibt der Kandidat im Staatsdienſte. 
Damit die Entſcheidung gleichmäßig und rechtzeitig erfolgt, iſt dea Leitern 
der höheren Lehranſtalten, an denen das Probejahr abgelegt wird, auf⸗ 
zugeben, die Entſchließung des Kandidaten, ob er im Staatsdienſte bleiben 
will oder entlaſſen zu werden wünſcht, fo zeitig herbeizuführen, daß die 
Erklärung dem Berichte des Anſtaltsleiters über die Ableiſtung des Probe⸗ 
jahrs beigefügt werden kann. 


An die Königl. Provinzialſchulkollegien. 


1916. 30. Dezember“). 


Ausflellung der amtsärztlichen Zeugniſſe für die Zulaſſung zu den 
Lehrgängen zur Ausbildung von Turn⸗ und Schwimmlehrerinnen 
und Turn⸗ und Schwimmlehrern. (Vom 7. November 1916.) 


M. G. U. (5. Bl. U. S. 576.) 


Durch die von dem herrn Miniſter der geiſtlichen und Unterrichts⸗ 
Angelegenheiten unter dem 22. Juni 1912 erlaſſenen Beſtimmungen über 
die Aufnahme in die Kurje zur Ausbildung von Turn- und Schwimm⸗ 
lehrerinnen an der Königlichen Landesturnanjtalt in Spandau, durch die 
Prüfungsordnung für Turn- und Schwimmlehrer vom 18. Januar 1916 
und die Prüfungsordnung für Turn- und Schwimmlehrerinnen vom 22. 
Januar 1916 ijt für die Sulaſſung zu den Lehrgängen zur Ausbildung 
von Turn⸗ und Schwimmlehrerinnen und Turn- und Schwimmlehrern ein 
amtsärztliches Zeugnis nach beſtimmtem Muſter vorgeſchrieben. Die Aus⸗ 
ſtellung ſolcher Seugniſſe gehört zu den vertrauensärztlichen Derrichtungen 
der Kreisärzte (8 115 Abſ. 2g der Dienſtanweiſung für die Kreisärzte). 


Da die gedachten Beſtimmungen den Medizinalbeamten nicht allge⸗ 
mein bekannt zu ſein ſcheinen, erſuche ich ergebenſt, die Kreisärzte darauf 
hinzuweiſen. 

Dieſer Erlaß wird nebſt dem Vordruck für die erwähnten amtsärzt⸗ 
lichen Zeugniſſe im Miniſterialblatt für ee abge⸗ 
druckt werden. g 1 


An die Herren Regierungspräfidenten und den Herrn Polizeipräſidenten hier. 
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1916. 30. Dezember). 


Namensänderung der Zentralſtelle für den naturwiſſenſchaſtlichen 
Unterricht in Berlin. (Vom 29. November 1916.) 


m. G. u. (3. Bl. u. S. 578.) 


Auf den Bericht vom 7. November d. Is. will ich genehmigen, 
daß die Sentralſtelle für den naturwiſſenſchaftlichen Unterricht fortan die 
Bezeichnung „Königliche Hauptſtelle für den naturwiſſenſchaftlichen Un⸗ 
terricht“ führt. 


An den Herrn Leiter der Sentralſtelle für den naturwiſſenſchaftlichen Unter⸗ 
richt in Berlin W 35, Potsdamer Straße 120. 


Abſchrift zur Kenntnisnahme. 
An die Königl. Provinzialſchulkollegien. 


1916. 30. Dezember). 


Anſtellung von Kriegerwitwen als Lehrerinnen. 
(Vom 1. Dezember 1916. 


ö M. G. U. (5. Bl. U. S. 578.) 


Durch Erlaß vom 17. Auguſt 1910 iſt beſtimmt worden, daß gegen 
die endgültige Anſtellung verwitweter Lehrerinnen Bedenken nicht zu er⸗ 
heben ſind, ſofern die Witwe kinderlos iſt. Sind Kinder vorhanden, 
ſo würde die Hönigliche Regierung jedesmal ſorgfältig zu prüfen haben, 
ob die Witwe durch dieſe Kinder in der Erfüllung ihrer Pflichten als Leh— 
rerin behindert wird. Iſt dies nicht der Fall und liegen ſonſtige Bedenken 
nicht vor, ſo kann die endgültige Anſtellung erfolgen. 

Dieſe Beſtimmungen ermöglichen es, Kriegerwitwen, die vor ihrer 
Verheiratung bereits Lehrerinnen waren oder die ſeinerzeit die Lehrerin⸗ 
nenprüfung abgelegt haben, bei der Beſetzung von Stellen im Lehramt 
zu berückſichtigen. Auf die Anitellungsurkunden ſolcher Lehrerinnen ſind 
die Erlaſſe vom 21. Mai und 10. September 1910 ſinngemäß anzu⸗ 
wenden. 


An die Königl. Regierungen, die Königl. Provinzialſchulkollegien und den 
Herrn Oberpräſidenten in Magdeburg. 


1916. 30. Dezember“). 
Schutzimpfung bei Reifen von Zivilperſonen in die beſetzten Gebiete, 
(Vom 24. November 1916.) 
M. J. (M. Bl. S. 258.) 
Wiederholte Anfragen geben Deranlafjung, bezüglich der Schutzimp⸗ 
fungen der Heeresangehörigen, einſchließlich Offiziere, Beamte und Be⸗ 
amtenſtellvertreter, folgendes zu beſtimmen: 


I. Bei Verwendung in Selöftellen: 

Vor ihrer Abreiſe zum Feldheere müſſen ſämtliche Heeresangehörige 
unter allen Umſtänden den vorgeſchriebenen Schutzimpfungen gegen Pok⸗ 
ken, Cholera und Typhus unterzogen werden. Soweit die Genannten 
in den letzten 4 Jahren mit Erfolg gegen Pocken geimpft worden ſind 
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oder dieſe Krankheit überſtanden haben, kann von der Vornahme der 
Pockenſchutzimpfung abgeſehen werden. 

Da die Durchführung der vorgeſchriebenen 3 Schutzimpfungen eine 
Seitdauer von mindeſtens 15, in der Regel aber eine ſolche von 21 Tagen 
in Anſpruch nimmt, iſt es erforderlich, daß alle für eine Derwendung 
im Felde überhaupt in Frage kommenden Heeresangehörigen, ſoweit dies 
nicht ſchon geſchehen iſt, unverzüglich den vorgeſchriebenen Impfungen un⸗ 
terworfen werden, damit nicht etwa durch die einſtweilen unterlaſſene Imp⸗ 
fung eine Verzögerung in der Abreiſe bedingt wird. Die Impfungen gegen 
Typhus und Cholera ſind in Seitabſtänden von einem halben Jahre 
zu wiederholen. 

II. Bei vorübergehender Entſendung: 

Bei vorübergehender Entſendung zum Feldheere oder in die von uns 
und unſeren Derbündeten beſetzten Gebiete, einſchließlich der General⸗Gou⸗ 
vernements Warſchau und Belgien ſind alle Heeresangehörigen vor ihrer 
Abreiſe der Pockenſchutzimpfung zu unterwerfen, ſoweit ſie in den letzten 
4 Jahren nicht mit Erfolg gegen Pocken geimpft worden ſind oder dieſe 
Krankheit überſtanden haben. Der Erfolg der Impfung braucht nicht 
abgewartet, die Impfung kann vielmehr am Tage der Abreiſe ſelbſt 
vorgenommen werden. 

Außerdem iſt den Betreffenden in ihrem eigenen geſundheitlichen In⸗ 
tereſſe anzuraten, daß ſie ſich bei vorübergehender Entſendung über die 
Weſtgrenze des Reichs auch der Typhusſchutzimpfung und bei vorüber⸗ 
gehender Entſendung über die Oſtgrenze des Reichs der Typhus⸗ und 
Choleraſchutzimpfung unterziehen. 

Bei vorübergehender Entſendung nach dem Balkan oder der Türkei 
müſſen hingegen alle Heeresangehörige wie gegen Pocken auch gegen Ty- 

phus und Cholera geimpft ſein. 

Alle Perſonen, die für derartige Reiſen überhaupt in Frage kommen, 
find daher rechtzeitig zu impfen, damit Verzögerungen der Reije vermie⸗ 
den werden. 

Es wird erſucht, hiernach das Erforderliche zu veranlaſſen 

Berlin, den 15. November 1916. 


Kriegsminiſterium. 
An ſämtliche Königlich preußiſchen jtellvertretenden Generalkommandos. 


Abſchrift zur yefälligen Kenntnisnahme. Die Dorſchriften finden ſinn⸗ 
gemäß Anwendung bei etwaigen Reijen von Sivilperſonen in die bezeich⸗ 
neten Gebiete. 

Berlin, den 24. November 1916. 

Der Miniſter des Innern. 1 
An die herren Regierungspräſidenten und an den Herrn Polizeipräſi⸗ 
denten, hierſelbſt. 


1916. 30. Dezember). 
Heranziehung des Militäreinkommens von Offizieren des Beurlaubtenſtandes 
uſw. zur Gemeindeeinkommenſteuer. Vom 13. November 1916. 
F. M. M. J. (m. Bl. S. 259.) 


Das Oberverwalturgsgericht hat in ſeinen Erkenntniſſen vom 14. 
Oktober 1916 (Bd. 69 S. 227, auch Pr. Derw. Bl. Bd. 37 S. 155) 
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und vom 11. Mai 1916 (Pr. Derw. Bl. Bd. 37 S. 747) ausgeſprochen, 
daß die Vorſchrift des 8 5 Nr. 37) des Einkommenſteuergeſetzes — Steuer: 
freiheit des Militäreinkommens während der Sugehörigkeit zu einem in 
Kriefgsformation befindlichen Teile des Heeres — im Gemeindeeinkommen⸗ 
ſteuerrechte keine Anwendung finde. Die Gemeinden ſind daraufhin, wie 
uns bekannt geworden iſt, vielfach dazu übergegangen, nicht nur bei 
Steuerveranlagungen das Militäreinkommen von Offizieren (Sanitäts-, De- 
terinäroffizieren, Militärbeamten) des Beurlaubtenſtandes und von wieder 
Dienſt tuenden Offizieren a. D. voll zur Gemeindeeinkommenſteuer heran⸗ 
zuziehen, ſondern auch, ſoweit das Militäreinkommen bei früheren Der= 
anlagungen freigelaſſen worden war, Nachveranlagung vorzunehmen. 

Es bleibt den Gemeinden zwar unbenommen, ſich der — freilich 
einer zuvor weitverbreiteten Rechtsauffaſſung und Deranlagungspraris wi: 
derſprechenden — Rechtiprechung des Oberverwaltungsgerichts anzuſchließen; 
es muß aber darauf gehalten werden, daß die Gemeinden dabei ſich inner— 
halb der geſetzlichen Grenzen halten. Es ſind uns Klagen vorgetragen 
worden, daß das hinſichtlich der Nachveranlagung nicht überall geiche- 
hen iſt, vielmehr die Schranken des 8 84 K. A. G. nicht durchweg inne⸗ 
gehalten worden find. Nach 8 84 K. A. G. iſt eine Nachveranlagung 
wegen zu geringen Anſatzes der Steuer nicht zuläſſig. Die Nachveran⸗ 
lagung iſt, abgeſehen von dem Fall der Hinterziehung, nur zuläſſig, wenn 
der Steuerpflichtige in dem betreffenden Steuerjahre bei der Deranlagung 
der Gemeindeeinkommenſteuer übergangen worden oder ſteuerfrei geblie⸗ 
ben iſt. 

Da fernerhin das Oberverwaltungsgericht mit Erkenntnis vom 18. Mai 
1916 (Preuß. Derw. Bl. Bd. 37 S. 677) bei Offizieren des Beurlaubten- 
ſtandes — und dasſelbe muß für Offiziere a. D. gelten —, die außerhalb 
der Gemeinde ihres Wohnſitzes dienſtlich tätig ſind, eine Beſteuerung am 
Kommandoorte aus dem Steuertitel des Aufenthalts für zuläſſig erklärt 
hat, jo werden dieſe Offiziere nicht ſelten außer von ihrer Wohnſitzge⸗ 
meinde auch von der Aufenthaltsgemeinde zur Gemeindeeinkommenſteuer 
herangezogen. Es muß erwartet werden, daß die Aufenthaltsgemeinde 
dabei die Vorſchriften der 88. 49 und 50 genau beachtet und, um eine 
Doppelbeſteuerung von vornherein zu vermeiden, ſich ſtets vor der Heran⸗ 
ziehung mit der Wohnſitzgemeinde in Verbindung ſetzt. Kommt eine außer⸗ 
halb Preußens gelegene Gemeinde in Betracht, ſo iſt der Offizier auf 
die Möglichkeit, ſich nach dem Geſetz vom 6. Mar 1910 (Geſetzſamml. S. 
43) von einer Doppelbeſteuerung zu befreien, hinzuweiſen. 

Ueberhaupt iſt es dringend geboten, bei der Beſteuerung der Offi⸗ 
ziere jedes ſchroffe oder auch nur bürohkratiſche Vorgehen zu vermei- 
den, um die Dienſtfreudigkeit der Kriegsteilnehmer nicht ungünſtig zu 
beeinfluſſen. Es wird ſich empfehlen, in weitgehendem Maße auch ohne 
vorheriges Erſuchen, Rechtsmittelbelehrungen zu geben und bei Friſtver⸗ 
ſäumniſſen möglichſt entgegenzukommen. Soweit es ſich um Kriegsteil⸗ 
nehmer handelt, die einem mobilen oder gegen den Feind verwendeten 
Truppenteil angehören, oder ſich dienſtlich aus Anlaß des Krieges im 
Auslande oder in Kriegsgefangenſchaft befinden, iſt die Verordnung, be⸗ 
treffend die erweiterte Gewährung der Wiedereinſetzung in den vorigen 
Stand an Kriegsteilnehmer, vom 24. Juli 1915 (Geſetzſamml. S. 119) 
genau zu beachten. 

Bei der Beitreibung von Steuern iſt Kriegsteilnehmern gegenüber 
mit der größten Nachſicht zu verfahren, Stundungsgeſuchen möglichſt ſtatt⸗ 


+) In der Faſſung des Geſetzes vom 19. Juni 1906 (G. S. S. 262). 
Amtl. Anmerk. N ö N | 
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zugeben. Ferner fei in dieſem Zuſammenhange auf den auch für Steuerfor⸗ 
derungen geltenden 8 5 des Kriegsteilnehmerſchutzgeſetzes vom 4. Nuguſt 
1914 (keichs⸗Geſetzbl. S. 328), der nach einigen hier eingegangenen Be⸗ 
ſchwerden nicht immer voll beachtet worden iſt, hingewieſen. 
Wir erſuchen ergebenſt, die Gemeinden mit entſprechender Weiſung zu 
verſehen. 
Berlin, den 13. November 1916. 

Der Finanzminiſter. Der Miniſter des Innern. 

kn ſämtliche Herren Regierungspräſidenten und den Herrn Oberpräſidenten 
in Potsdam. 
1916. 30. Dezember). 


Möglichſt ſchnelle Gewährung der Kriegswochenhilfe. 
(Vom 11. November 1916.) 


m. 3. (m. Bl. S. 263.) 


Noch immer werden Klagen über die Verzögerung der Erledigung von 
Anträgen auf Gewährung der Wochenhilfex) laut. Su ihrer Beſeitigung 
it es dringend erforderlich, daß die Bearbeitung dieſer Anträge auf jede 
nur mögliche Art und Weiſe beſchleunigt wird. Insbeſondere muß der 
anſcheinend mehrfach verbreiteten Anſicht entgegengetreten werden, daß es 
genüge, wenn die Sahlung der Wochenhilfe nach Ablauf der 12. Woche 
ſeit der Niederkunft erfolgt, weil ſich dann auch die Höhe des Stillgeldes 
mit berechnen laſſe. Dieſe Anſicht ſteht im Widerſpruch zu der Faſſung 
des mit dem Runderlaffe vom 11. Februar 19167) überjandten Muſters 
zur „Ausgabeanweilung über Wochenhilfe“, nach der die einmaligen und 
die bei der Anweiſung bereits fälligen laufenden Zuwendungen ſofort, 
die laufenden Zuwendungen im übrigen mit Ablauf jeder Woche zur Sah⸗ 
lung gelangen follen, was übrigens ſchon aus Zweck und Sinn des Wochen- 
geldes ohne weiteres erhellt. Ich vertraue darauf, daß durch die Tatkraft 
der Lieferungsperbände der beabſichtigte Sweck, den betreffenden Wöchne⸗ 
rinnen die Wochenhilfe in möglichſt kurzer Friſt nach der Entbindung 
zu gewähren, voll und ganz erreicht werden wird. Der Erreichung dieſes 
swecks würde es förderlich fein, wenn in geeigneter Weile auch auf die 
rechtzeitige Stellung der Anträge und auf die vollſtändige Beibringung der 
zu erfordernden Unterlagen hingewirkt werden würde. 

Berlin, den 11. November 1916. 

An die Herren Regierungspräfidenten. 

) Datum der Herausgabe des Miniſterialblattes. ö 

x) Dergl. Bekanntm. v. 3. Dezbr. 1914 (K. G. Bl. S. 492), v. 28. 
Januar und 23. April 1915 (K. G. Bl. S. 40 u. 257), ſowie v. 13. Sep⸗ 
tember 1915 (Sentr. Bl. f. d. D. R. S. 373); vergl. ferner Min. Bl. 
1916 S. 239, 240, unten Nr. 154. 

Die Wochenhilfe iſt ſeitens der Lieferungsverbände im gleichen Um⸗ 
fange zu gewähren, wie ſie die Krankenkaſſen nach den Entſcheidungen 
des Reichsverſicherungsamts zu leiſten haben. Die Lieferungsverbände ha: 
ben daher das Wochengeld für 57 Tage und in ſinngemäßer Anwendung 
der Entſcheidung des Keichsverſicherungsamts vom 20. Septbr. 1915 (Amtl. 
Nachr. d. Keichsverſicherungsamts S. 757) das Stillgeld bis zur Dauer 
. Tagen 1 gewähren (Derfg. d. Min. d. Innern vom 4. Mai 1916 
— Le 431 90h. 

7) Dieſer Erlaß iſt im Min. Platt nicht veröffentlicht; er trifft 
lediglich aber die Form der Ausgabeanweifungen und die Beſchaffung 
der Formulare zu ihnen Beſtimmung. (Amtl. Anmerk.) 
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Gewährung der Kriegswschenhilfe an die Ehefrauen verwundeter 
uſw. Kriegsteilnehmer bei deren Wiederbetätigung. 
(Vom 30. November 1916.) 


m. 3. (m. Bl. S. 263.) 


Nachſtehend überſende ich Abdruck eines Beſcheides des Herrn Reichs⸗ 
kanzlers (Reichsamt des Innern) vom 30. März 1916 an die Landkranken= 
kaſſe des Kreiſes N. In dieſem Beſcheide wird vorbehaltlich der Ent⸗ 
ſcheidung durch die Spruchinſtanzen ausgeführt, daß die Wiederbetätigung 
eines infolge Verwundung oder Erkrankung aus dem Kriegsdienſt entlaſſenen 
Kriegsteilnehmers nicht unter allen Umſtänden als Wiederaufnahme der 
Erwerbstätigkeit im Sinne der Bundesratsverordnungen über Kriegswochen⸗ 
hilfe anzuſehen ſein wird. 


Berlin, den 30. November 1916. 
An die Herren Regierungspräſidenten. 


Anlage. 


Ueber die aufgeworfene Frage würden im Streitfalle die Spruch⸗ 
inſtanzen zu entſcheiden haben. Ich kann mich daher im nachſtehenden 
dazu nur mit dem ſich hieraus ergebenden Vorbehalt äußern. | 

Die Bundesratsverordnungen über Kriegswochenhilfe gewähren dieſe 
auch den Ehefrauen ſolcher ſeitherigen Kriegsteilnehmer, welche infolge 
einer Derwundung oder Erkrankung den Uriegsdienſt nicht weiter leiſten 
können, beſchränkt dieſen Kreis aber durch den Ausſchluß derjenigen Kriegs⸗ 
teilnehmer der gedachten Art, welche noch imſtande ſind, eine Erwerbstätig⸗ 
keit wieder aufzunehmen. Die Abſicht der Vorſchrift geht dabei offenbar 
dahin, die Wohltat dieſer Wochenhilfe nicht auch ſolchen Perſonen zuzu— 
wenden, die ſelbſt wieder für ſich und ihre Familie ſorgen können, bei. 
denen alſo der urſprüngliche Grund für die Pereitſtellung jener Beihilfe 
weggefallen iſt. Daraus folgt, daß nicht ſchon jede Erwerbstätigkeit oder 
die Möglichkeit einer ſolchen das Recht auf die Wochenhilfe ausſchließen 
ſoll; es muß vielmehr eine Erwerbstätigkeit vorhanden ſein, die zwar 
der normalen bzw. der früheren des betreffenden Ehemannes nicht gleich 
oder auch nur ſehr nahe zu kommen braucht, die aber immerhin für die 
Möglichkeit ausreicht, den nötigen Lebensunterhalt für die eigene Perſon 
und für die Familie zu beſchaffen. Ob dieſe Dorausſetzung gegeben iſt, 
wird ſich jeweils nur nach den Umſtänden des Einzelfalles beſtimmen 
laſſen. Die Angabe eines beſtimmten Prozentſatzes der Erwerbsbeſchränkung, 
der für die Gewährung oder Nichtgewährung der Leiſtung maßgebend zu 
ſein hat, iſt daher nicht wohl angängig. Dem freien Ermeſſen der für 
die Bewilligung zuſtändigen Stellen iſt hier alſo ein gewiſſer Spielraum. 
gelaſſen. Es dürfte ſich empfehlen, hierbei wohlwollend zu verfahren, 
in Sweifelsfällen es aber doch auf die Entſcheidung der im Streitverfahren. 
zuſtändigen Spruchinſtanzen ankommen zu laſſen. 


Berlin, den 50. März 1916. 


Der Keichskanzler (Reichsamt des Innern). 
An die Candkrankenkaſſe des Kreiſes R. 
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Feuerbeſtattung von in die Heimat überführter Kriegerleichen. 
(Vom 3. November 1916.) 


m. 3. (m. BL. S. 264.) 


Bei der Ueberführung von Kriegerleichen aus dem Felde in die Heimat 
zum Swecke der Dornahme der Seuerbeitattung hat es ſich häufig infolge 
vorgeſchrittener Derweſung der Leichen als ſchwer durchführbar erwieſen, 
die Vorſchriften über die Beſchaffenheit und den Inhalt der Särge, in denen 
die Leichen dem Derbrennungsofen zu übergeben find, auf die in Siffer 4 
Abſatz 3—6 meiner Ausführungsanweiſung zum Feuerbeſtattungsgeſetz“) 
(Min. Bl. f. d. i. D. 1911 S. 263 ff.) hingewieſen iſt, genau zu beachten. 
Um indes dem ausgeſprochenen Wunſche der Deritorbenen auf Dornahme 
der Feuerbeſtattung auch in ſolchen Fällen entſprechen zu können, ge⸗ 
nehmige ich im Einvernehmen mit dem herrn Juſtizminiſter für die fernere 
Dauer des Krieges, daß die Feuerbeſtattung von Leichen gefallener oder in 
Lazaretten geſtorbener Kriegsteilnehmer, die aus dem Felde in die Heimat 
übergeführt werden, in dem Transportſarge ohne Oeffnung des Sarges 
und ohne genderung der Totenkleidung geſtattet iſt, ſofern die ſonſtigen 
Vorbedingungen zur Vornahme der Einäſcherung erfüllt ſind. 

Berlin, den 8. November 1916. 

An ſämtliche Herren Regierungspräfidenten und an den polizeipräſidenten 
hier. 


1916. 30. Dezember“). 


Ausführungsvorſchriften vom 28. November 1916 zum Geſetz 
zur Förderung der Anſiedlung vom 3. Mai 1916.) 


F. m. m. L. D. F. M. J. (M. Bl. des Innern S. 265.) 


Auf Grund des $ 11 des Geſetzes zur ee der Anſiedlung vom 
8. Mai 19167) werden die nachſtehenden 
klusführungsvorſchriften 
erlaſſen. Dabei werden zugleich die Grundſätze für die Bewilligung von 
Beihilfen zu Kursverluſten (III. Abſchnitt) und für die Bewilligung von 
Stellen⸗ und Flächenzuſchüſſen (IV. Abſchnitt) neu geregelt. 


J. Abſchnitt. 
Swilchenkredit. 


1. 

5wiſchenkredit iſt vorweggenommener Rentenbankkredit. Er dient zur 
Ergänzung der eigenen Mittel des Rentengutsausgebers und des Renten⸗ 
gutsnehmers bei der Einleitung und Durchführung eines Verfahrens zur 
Bildung von Rentengütern. Seine Höhe hat ſich deshalb nach der künftigen 
Rentenbankbeleihung zu richten und darf den beleihbaren Teil der zu 
erwartenden Rentenbriefe und der ſonſtigen Sicherheiten nicht äberſteigen. 

Swilchenkredit wird insbeſondere gewährt: für den Ankauf von Sied- 
lungsland, zur Abſtoßung von Hypotheken und Lajten, zum Aufbau der 
Anſiedlergehöfte, zu Folgeeinrichtungen, insbeſondere zur Urbarmachung und 
Verbeſſerung von zu beſiedelnden Moor-, Heide⸗ und e Dar 
See 8 
) Datum der Herausgabe des miniſterialblattes. 
) Geſ. v. 14. September 1911 (G. S. S. 193). 
) Derwaltungsvorfchriften Jahrgang 1916 I S. 334. 
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2, 

Für Zwiſchenkredit ſtehen zur Derfügung 100 Millionen Mark aus 
dem Geſetze zur Förderung der Anſiedlung vom 8. Mai 1916 — Geſetz⸗ 
ſammlung S. 51 — (88 1—3) und 15 Millionen Mark aus dem Swiſchen⸗ 
kreditgeſetze vom 20. Juli 1910 (Geſetzſamml. S. 149). Die Grundſätze 
für die Gewährung von Swiſchenkredit aus den Mitteln beider Geſetze 
find die gleichen, nur fließen die Sinſen aus dem 100 Millionenfonds der 
allgemeinen Staatskaſſe, die Sinſen aus dem 15 Millionenfonds dem Re- 
ſervefonds der Rentenbanken zu. 

3. 

Die Gewährung von Swiſchenkredit iſt zuläſſig bei der Errichtung 
von Rentengütern, die unter Dermittlung der Generalkommiſſion (8 12 
des Geſetzes vom 7. Juli 1891 [Geſetzſamml. S. 2790 ]) oder die ohne 
Vermittlung der Generalkommiſſion — dieſe veranlaßt hierbei lediglich die 
Ablöſung der Rente — (88 1—11 a. a. O. in Derbindung mit § 4 des 
Geſetzes vom 8. Mai 1916), ausgegeben werden. 


4. 

Bei der Kreditgewährung hat die Generalkommiſſion — und zwar 
ſowohl wenn fie nach § 12 als auch wenn fie nach 88 1—11 des Ge⸗ 
ſetzes vom 7. Juli 1891 tätig iſt — auf dem ſchnellſten und einfachſten 
Wege mitzuwirken. In dieſer Beziehung genügt es in der Regel, wenn die 
Anträge auf Gewährung (oder Erhöhung) des Swiſchenkredits von einem 
Mitgliede der Generalkommiſſion oder vom Spezialkommiſſar begutachtet 
werden. Im Verkehr mit den provinziell organiſierten gemeinnützigen 
Anſiedlungsgeſellſchaften iſt regelmäßig das landwirtſchaftlich-techniſche Mit⸗ 
glied der Generalkommiſſion (bei Begutachtungen von Bodenverbeſſerungen 
auf Moor-, Heide- und ähnlichen Ländereien erforderlichenfalls in Ge⸗ 
meinſchaft mit einem vom Miniſter für Landwirtſchaft, Domänen und 
Forſten zu beſtimmenden Meliorationsbaubeamten), im Verkehr mit ge- 
meinnützigen Kleinſiedlungsgeſellſchaften (Kommunalverbänden) ilt, regel⸗ 
mäßig der Spezialkommiſſar allgemein mit dieſer Begutachtung zu be- 
auftragen. Es ſteht dann nichts im Wege, wenn ſich die Anſiedlungs⸗ 
geſellſchaft (die Kleinſiedlungsgeſellſchaft, der Kommunalverband) mit dem 
beauftragten Mitgliede (Meliorationsbaubeamten) oder dem Spezialkom⸗ 
miſſar unmittelbar in Derbindung ſetzt. Die Gutachten ſind ſofort durch 
die Hand der Generalkommiſſion an die Seehandlung (Nr. 5) weiterzugeben. 

Zur Gewährung von Swiſchenkredit zum Ankauf von Siedlungsland 
bedarf es einer förmlichen Schätzung des anzukaufenden Grundſtücks nicht. 
Es genügt vielmehr, wenn das Mitglied der Generalkommiſſion oder der 
Spezialkommiſſar ein allgemeines Gutachten über den Wert des Grund⸗ 
ſtücks und ſeine Beſiedlungsfähigkeit abgibt. Anſiedlungsgeſellſchaften und 
Kleinſiedlungsgeſellſchaften haben dem erſten Kreditantrage eine von einem 
Vorſtandsmitalied aufgeſtellte überſchlägliche Derwertungsberechnung beizu- 
fügen. Di: ſoll auch über die zur Rentengutsbildung nicht geeigneten 
Werte unter Angabe ihrer Nutzungseigenſchaften Aufſchluß geben und ſich 
über die mutmaßliche auer des Geſamtverfahrens äußern. Iſt das Be: 
ſiedlungsverfahren durch Pachtverträge behindert, ſo muß dies ſchon im 
erſten Kreditantrage mitgeteilt werden. 

5. 

Träger des Darlehnsgeſchäfts iſt die Seehandlung (Preußiſche Staats⸗ 
bank); fie gewährt den Swiſchenkredit unter eigener Derantwortung. Für 
ihre Entſchließungen iſt der Geſichtspunkt entſcheidend, daß einerſeits die 
Darlehne nicht ein gewinnbringendes Geſchäft, ſondern die Förderung eines 
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dem Staatswohle dienenden Werkes zum Swecke haben, daß aber anderer: 
feits die Gewährung des Swiſchenkredits an die Dorausjeßung ausreichender 
Sicherheit gebunden iſt. Zur Prüfung der Sicherheit kann die Seehandlung 
die Dorlegung der erforderlichen Unterlagen (Derwertungsberechnung, Wert⸗ 
ſchätzungen, beglaubigte Grundbuchblattabſchriften, Nachrichten über die Per⸗ 
ſönlichkeit des Darlehnsſuchers, Nachweiſung der verkauften und noch zu 
verkaufenden Rentengüter uſw.) verlangen. | 

Siedlungsgeſellſchaften oder andere Dereinigungen zur Förderung der 
inneren Holoniſation, namentlich ſolche, die Swilchenkredit wiederholt und 
fortlaufend in Anſpruch nehmen und ſo in dauernde Geſchäftsverbindung 
mit der Seehandlung treten, haben ſich auf Verlangen ihr gegenüber zu 
verpflichten, ihr jederzeit Auskunft über ihre Vermögenslage zu geben, 
insbeſondere ihr monatlich Kohabſchlüſſe, Schuldverzeichniſſe uſw. einzu⸗ 
reichen und ihre Jahresabſchlüſſe durch einen Beauftragten der Seehand- 
lung vorprüfen zu laſſen. 

Die Sicherung der Finanzierung von Rentengutsgründungen anderer 
als der vorgenannten, von der Seehandlung überwachten Kreditnehmer liegt 
den Generalkommiſſionen ob. Reichen infolge zu hoher Derfchuldung des 
zu beſiedelnden Grundſtücks die Mittel aus dem Rentenbankkredit und den 
erfahrungsgemäß zu bemeſſenden Anzahlungen zur Beſtreitung der Auf- 
wendungen bis zur endgültigen Durchführung des Beſiedlungsverfahrens 
nicht zweifelsfrei aus, was ſchon vor der erſten Beantragung des Kredits 
zu prüfen iſt, ſo iſt die Gewährung des Swiſchenkredits bei dieſen Dar⸗ 
lehnsſuchern von dem Nachweiſe ihrer finanziellen Leiſtungsfähigkeit ab⸗ 
hängig zu machen. 

6. 


Die zuläſſige höhe des Swiſchenkredits richtet ſich nach dem Betrage 
der ſeine glatte und rechtzeitige Rückzahlung verbürgenden, für die See⸗ 
handlung ſicher zu ſtellenden Werte. Die Sicherung beſteht bis zur Hinter⸗ 
legung der Rentenbriefe und bis zum Eingange der weiter erforderlichen 
Deckungsmittel in für die Seehandlung zu beſtellenden oder abzutretenden 
Hypotheken oder Grundſchulden, in der Abtretung der Rechte gegen die 
Rentenbank auf die auszufertigenden Rentenbriefe ſowie der Anſprüche 
auf Anzahlungen und auf Barzahlungen für bar verkaufte Flächen, ferner 
ergänzungsweiſe in anderen Sonderjicherheiten (Sicherheitswechſel u. dgl.), 
die die Seehandlung etwa für erforderlich hält. 


5 ü 

Kann dem erſten Kreditantrag in Ermangelung anderer Unterlagen 
nur der Wert des Beſiedlungsgegenſtandes als Wirtſchaftseinheit zugrunde 
gelegt werden, fo iſt eine Bemeſſung des Kredits bis zu 85 9% dieſes Wertes 
zuläſſig, ſoweit die Beſiedlungsfähigkeit des Gutes entſprechende flüſſige 
Deckungsmittel verſpricht und das Beſiedlungsverfahren durch Pachtverträge 
nicht behindert iſt. 

Müſſen im Aufteilungsverfahren Keſtgüter oder andere Flächen (Wald, 
Gewäſſer u. dgl.) oder Großbetriebsanlagen (Siegeleien, Brauereien, Parks, 
Gewächshäuſer u. dgl.) im Wege des Barverkaufs abgeſtoßen werden, 
fo darf inſoweit die Beleihungsgrenze für dieſe Flächen ſtatt zu 85 % 
nur bis zu 50 % oder höchſtens 662 % des Wertes angenommen werden. 
Die Seehandlung iſt berechtigt, die Beleihung von Flächen, die gegen bar 
verkauft werden, ſolchen Kreditnehmern gegenüber abzulehnen, die für 
die Innehaltung eines geordneten Kreditverkehrs keine Gewähr bieten. 

Rentenbriefe, die bereits hinterlegt und zum Verkauf geſtellt find, 
können mit 95 % ihres Kurswertes oder ihres Nennwertes, wenn der 
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Kurswert diefen überjteigt, beliehen werden. Sonſtige Rentenbriefbeträge 
find mit Rückſicht auf Kurs- und Sinsausfälle nicht über 90 % ihres 
Kurswertes oder ihres Nennwertes, wenn der Kurswert dieſen über- 
ſteigt, zu beleihen. Ä | 

Im regelmäßigen Verlaufe des Aufteilungsverfahrens findet eine Herab- 
ſetzung des bei der Einleitung des Derfahrens gewährten Swiſchenkredits 
im allgemeinen nicht ſtatt. Sie ſoll jedoch vorgenommen werden, wenn 
ſich die urſprüngliche Wertannahme einer ſpäteren Schätzung gegenüber als 
zu hoch erweiſt, oder wenn die durch Verkauf erzielten Werte hinter dem 
bei der urſprünglichen Wertannahme zugrunde gelegten erheblich zurück⸗ 
bleiben. Um dies prüfen und danach den Swiſchenkredit entſprechend den 
Deckungsmitteln bemeſſen zu können, find der Seehandlung ſobald als 
möglich Nachweiſungen der verkauften und noch zu verkaufenden Renten- 
güter ſowie der Barverkäufe und Keſtflächen einzureichen und zeitweiſe 
zu ergänzen. 

Auf Grund erhöhter Werte durch Errichtung von Gebäuden, Urbar— 
machungen, Bodenverbeſſerungen und dergleichen kann der urſprüngliche 
Swilchenkredit erhöht werden, wenn die Werterhöhung gemäß den Beſtim⸗ 
mungen zu Nr. 4 begutachtet wird. Auch hier genügt, ohne daß es be⸗ 
ſonderer Schätzungen bedarf, eine allgemeine Begutachtung auf rund ort— 
licher Kenntnis, urkundlicher Belege (Abrechnungen, Empfangsbeſcheinigun— 
gen, Feuerverſicherungsſcheine uſw.), ſachverſtändiger Gutachten und der— 
gleichen. Werterhöhungen (3. B. bei Aufführung der Hebäude, Urbar⸗ 
machungen, Bodenverbeſſerungen) können auch vor dem Abſchluß der Ar— 
beiten in der Weiſe berückſichtigt werden, daß auf Grund amtlich geprüfter 
Koſtenanſchläge, entſprechend den. Fortſchreiten der Bauten oder ber Dera 
beſſerungen und der dadurch bedingten Erhöhung des Beleihungswertes, 
Vorſchüſſe geleiſtet werden. Bei unverkauften Werten bleibt die Nutzungs⸗ 
möglichkeit zu begutachten. 

Der Seehandlung bleibt es überlaſſen, nach ihrem Ermeſſen durch 
Freigabe der Anzahlungen für die Kreditnehmer und Belaſſung der Dar— 
lehnszinſen als 5wiſchenkredit den Sahlungsverkehr zu vereinfachen und 
die Innehaltung der Kreditgrenze in beſtimmten Seitabſchnitten zu regeln. 

Werden im Laufe des Verfahrens Barverkäufe von Flächen vorge⸗ 
nommen, die mit 85 % ihres Wertes beliehen waren, fo iſt der Kredit ent⸗ 
ſprechend den für Barverkaufsflächen geltenden Grundſätzen (Abſ. 2) zu 
kürzen. Swiſchenkredit kann über die Dauer des Beſiedlungsverfahrens 
hinaus auf noch ausſtehende Reſtkaufgelder für Barverkäufe nicht gewährt 
werden. Don den Barverkäufen iſt der Seehandlung rechtzeitig Nachricht 
zu geben; auch iſt für ſofortige Abführung der Barerlöſe Sorge zu tragen. 


8. 
Die Darlehnsbedingungen für den Swiſchenkredit find folgende: 

a) Der Sinsfuß beträgt bis auf weiteres 3½ %; es bleibt aber den 
beteiligten Miniſtern die Erhöhung auf 4 % vorbehalten. Don 
dem Sinsertrag erhält die Seehandlung zur Deckung ihrer eigenen 
Unkoſten und für ihre Mühewaltung Yı %. 

bp) Neben dem Darlehnszins wird die Seehandlung eine Dermitte- 
lungsgebühr für die Kreditgewährung nicht berechnen. Dagegen 
hat ſie für den An⸗ oder Derkauf oder die Auslieferung von 
Rentenbriefen oder für ſonſtige beſondere Geſchäfte Erſtattung 
der erwachſenen Auslagen (Maklergebühr, Stempel, Porto) und 
die dafür übliche Dermittelungsgebühr zu fordern. 

c) Der Darlehnsnehmer iſt berechtigt, jederzeit Teilzahlungen zu 
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leiſten, während die Seehandlung das Darlehn regelmäßig erſt nach 
erfolgter Ausgabe der Rentenbriefe zurückfordern wird. 

Vorher tritt jedoch Fälligkeit ein, wenn die Generalkom⸗ 
miſſion ihre Vermittelung (812 des Geſetzes vom 7. Juli 1891) 
einſtellt oder die Uebernahme der Renten auf die Rentenbank 
(88 1—11 a. a. O.) ablehnt, wenn der Darlehnsnehmer die 
Ausführung der Rentengutsbildung für längere Seit ausſetzt, wenn 
ein vom Darlehnsnehmer zu vertretendes Verhalten im Sinne der 
88 1133 —1135 des B. G. B für feſtgeſtellt erachtet wird, wenn 
er mit Zinszahlungen trotz Mahnung länger als 2 Wochen im 
Rückſtande bleibt, in Konk ers gerät oder von Dritten mt Swangs⸗ 
vollſtreckung verfolgt wird, oder wenn eine Rechtsnachfolge im 
Eigentume des Siedlungsgrundſtücks eintritt. 


d) In allen Fällen ſofortiger Fälligkeit iſt die Seehandlung be— 
fugt, von der ausgeliehenen Summe 6 % jährlicher Zinſen vom 
Cage der Gewährung des Darlehns zu fordern. 


e) Als Sicherheit für das zur Schuldenabſtoßung gewährte Darlehn 
find die zu tilgenden oder getilgten Hypotheken an die See⸗ 
handlung abzutreten. Sur Sicherheit für Baudarlehn, für Dar- 
lehen zu Urbarmachungen und Bodenverbeſſerungen ſie Siche- 
rungshypotheken einzutragen. 


t) Der Rentengutsausgeber muß als Darlehnsempfänger feine die 
Unterlagen des Swilchenkredits bildenden Rechte gegen die Ren⸗ 
tenbank, die Rentengutsnehmer oder Dritte, insbeſondere alſo feine 
Anſprüche auf die auszufertigenden Rentenbriefe und die Bargeld- 
ſpitzen, auf die Anzahlungen oder deren Anteile und auf etwaige 
Erlöſe für freihändige Verkäufe auf Derlangen an die Seehand- 
lung abtreten. 


g) Swiſchenkredit behufs Herſtellung der Bauten darf ihrem Forr— 
ſchreiten entſprechend, ſoweit ihm nicht Sonderſicherheiten, ſondern 
die Rentenbriefe aus dem Baudarlehn zur Unterlage dienen ſollen, 
nur gewährt werden: 
aa) dem Rentengutsausgeber, wenn der Rentengutsnehmer ihm 
den Anſpruch auf die Rentenbriefe abgetreten hat, 

bb) dem Rentengutsnehmer, wenn er entweder das Rentengut 
bereits endgültig zum Eigentum erworben hat oder wenn 
der Rentengutsausgeber — perſönlich und mit dem Grund— 
ſtücke — für den Swiſchenkredit ein ritt. Der Kentenguts⸗ 
nehmer als Darlehnsempfänger hat ſeinen Anſpruch auf die 
für ihn als Baudarlehn auszufertigenden Rentenbriefe und 
die Bargeldſpitzen an die Seehandlung abzutreten. 


In allen Fällen iſt die Seehandlung berechtigt, die ihr abgetretenen 
Rentenbriefe ohne Suſtimmung des Kreditnehmers beſtmöglichſt zu ver— 
kaufen und aus dem Erlöſe ihre Forderung abzudecken. 


9. 


Bei gemeinnützigen Anſiedlungsgeſellſchaften und Kleinſiedlungsgeſell⸗ 
ſchaften, die mit der Seehandlung in dauerndem Geſchäftsverkehr ſtehen, 
kann die Seehandlung in einer Rentengutsſache bewilligte, aber nicht be⸗ 
anſpruchte Swiſchenkredite zur freien Derwendung in einer anderen zur 
Verfügung ſtellen. 
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II. Abſchnitt. 
Rentenbank⸗ Beleihung. 


1; 

Gegenüber dem bisher zuläſſigen einen Stundungsjahre (8 5 des Ge— 
ſetzes vom 7. Juli 1891) läßt das Geſetz zur Förderung der Anſiedlung 
(8 5) Stundung der Rentenbankrente bis zur Dauer von drei Jahren zu. 
Von dieſer erweiterten Befugnis ſoll jedoch nicht allgemein oder regel⸗ 
mäßig, ſondern nur in beſtimmten Ausnahmefällen Gebrauch gemacht werden. 
In der Regel wird es daher auch künftig bei einem Stundungsjahre ſein 
Bewenden behalten. Ausnahmsweiſe kann, wenn es ſich daraum handelt, 
den im Frühjahr angezogenen Anſiedlern den Beginn der Kentenzahlung 
aus der neuen Ernte zu ermöglichen, die Stundung auf ein weiteres 
halbes Jahr erjtreckt werden. Im übrigen darf Stundung über das bisher 
zuläſſige eine Jahr hinaus nur bei der Auslegung ſelbſtändiger land⸗ 
wirtſchaftlicher Stellen, und zwar nur in den folgenden beiden Fällen 
gewährt werden: 


a) bis zu zwei Jahren, wenn der Anſiedler die zur erſtmaligen 
Einrichtung erforderlichen Wohn- und Wirtſchaftsgebäude nicht 
mit dem Grundſtück übergeben erhält, ſondern ſein Gehöft ſelbſt 
neu aufbaut; 

b) bis zu drei Jahren, wenn der Anſiedler ein Grundſtück auf 
Moor-, Heide- und ähnlichen Ländereien erwirbt, das er zum 
größten Teil ſelbſt urbar zu machen hat, und wenn die Stelle erſt 
hierdurch lebensfähig wird. 

Da ſich entſprechend der Dauer der Stundung das Ablöfungskapital 
um den Betrag der geſtundeten Sinſen erhöht, iſt bei Bemeſſung der Stun⸗ 
dungsfriſt dafür zu ſorgen, daß das Rentengut für das erhöhte Ablöſungs⸗ 
Kapital die erforderliche Sicherheit bietet. Die Geſamtbeleihung der Renten⸗ 
bank darf jedenfalls drei Viertel oder neun Zehntel des Wertes der Liegen: 
ſchaften (8 6 Abſ. 3 und 4) nicht überſchreiten. 


2. 


Im 86 Abſ. 2 des Geſetzes iſt mit dem Grundſatze gebrochen, daß 
nach der grundbuchmäßigen Rangordnung die Rentenbankrenten ſtets an 
erſter Stelle ſtehen müſſen. Einer dem willkürlichen Kündigungsrechte 
des Gläubigers entzogenen Abtragshypothek einer Rörperſchaft oder An⸗ 
ſtalt des öffentlichen Rechts (z. B. Landſchaften, Sparkaſſen, Landesver⸗ 
ſicherungsanſtalten) kann nunmehr das Vorrecht vor der Rentenbankrente 
mit der Wirkung eingeräumt werden, daß die Hypothek ihre Befriedigung aus 
dem Grundſtück in jedem Falle vor der Rentenbankrente findet. Ihr gegen: 
über hat dann die Rentenbankrente lediglich die Natur einer Nachhypothek. 
Der Rentenbankrente verbleibt das öffentlich-rechtliche Vorzugsrecht der 
Staatsſteuern (8 18 ff. des Geſetzes vom 2. März 1850 [Geſetzſamml. 8. 
112) im weſentlichen nur mit Bezug darauf, daß die fälligen Renten 
wie die Staatsſteuern in den für dieſe zugelaſſenen vereinfachten Formen 
beigetrieben werden können. Der Dorſchrift, daß die hypothek dem will⸗ 
kürlichen Kündigungsrechte des Gläubigers entzogen ſein muß, ſtehen Ab⸗ 
machungen, wonach der Gläubiger in beſtimmten Ausnahmen ein Kück⸗ 
forderungsrecht hat, nicht entgegen. Es werden alſo z. B. Abmachungen, 
daß bei einem vom Schuldner zu vertretenden Verhalten (unpünktliche Sins⸗ 
zahlung, Vermögensverfall und dergleichen) der Gläubiger zur vorzeitigen 
Kündigung befugt fein ſoll, hierdurch nicht ausgeſchloſſen. 
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3. 

Für die höhe der Beleihung ſoll nicht, wie bisher, das Dielfache der 
Rentenbankrente maßgebend ſein (8 7 des Geſetzes vom 7. Juli 1891), 
ſondern der Nennwert des als Abfindung oder als Darlehen gegebenen 
Rentenbriefkapitals zuzüglich des zur Ergänzung gegebenen baren Geldes 
(8 6 Abſ. 3 und 4). Es find hiermit die bisherigen Dorſchriften beſeitigt, 
die bei Ausgabe 4 % iger Rentenbriefe eine niedrigere Beleihung zur Folge 
hatten als bei Ausgabe 5½ % iger Rentenbriefe. 

Schon vor dem Kriege entſprach der 3½ % ige Rentenbrief nicht mehr 
dem auf dem Geldmarkt allgemein geltenden Sinsfuße. Durch den Krieg 
iſt das Mißverhältnis noch verſchärft worden. Fortan iſt bei neu einzuleiten⸗ 
den Rentengutsgründungen von der Ausgabe von 3½ 0 igen Rentenbriefen 
überhaupt abzuſehen; es dürfen bis auf weiteres nur 4 0% ige Rentenbriefe 
ausgegeben werden. 

4. 

Das Geſetz (8 6 Abſ. 4) läßt die Erhöhung der Beleihungsgrenze bis 
zu neun Sehntel des Wertes zu. Es ſchränkt dieſe Ausdehnung des Staats⸗ 
Kredits jedoch dahin ein, daß nur ſolche Rentengüter höher beliehen werden 
dürfen, die ganz oder hauptſächlich ohne fremde Arbeitskräfte bewirt— 
ſchaftet werden können (Familienbetriebe). Die Notwendigkeit 1 
licher heranziehung fremder Arbeitskräfte in beſonderen Fällen (3. B. in 
der Ernte) bildet keinen Ausſchließungsgrund. Welche Größe danach dieſe 
Rentengüter haben müſſen, um der höheren Beleihung teilhaftig zu werden, 
wird zwar nach ihren wirtſchaftlichen Verhältniſſen (Bodenbeichaffenheit, 
Fuſammenſetzung der Kulturarten u. dgl.) verſchieden fein. Indes dürfen 
im allgemeinen Rentengüter von größerem Umfang als 15 ha nicht als 
unter die an des Geſetzes fallend angeſehen werden. N 

Sur Sicherung der Staatskaſſe muß verlangt werden, daß eine leiſtungs⸗ 
fähige Stelle vorhanden iſt, die für die über drei Viertel des Wertes hin⸗ 
ausgehende ſtaatliche Beleihung die ſelbſtſchuldneriſche Bürgſchaft über: 
nimmt. Als ſolche Bürgen kommen in Betracht Kommunalverbände oder 
andere Körperſchaften oder Anſtalten des öffentlichen Rechts oder ausreichend 
kapitalkräftige Siedlungsgeſellſchaften. Su letzteren ſind die provinziell 
organiſierten gemeinnützigen Landgeſellſchaften ohne weiteres zu rechnen. 
Denn abgeſehen von ihrem meiſt erheblichen Stammhapital gewährleiſtet 
die finanzielle Beteiligung des Staates an ihnen einen ſtändigen Ueber⸗ 
blick über ihre Geſchäfts- und Finanzgebarung. Bei anderen Anſied⸗ 
lungs⸗Geſellſchaften (Genoſſenſchaften, Vereinigungen uſw.) bedarf die 
Frage, ob ſie zur Uebernahme der ſelbſtſchuldneriſchen Bürgſchaft geeignet 
ſind, in jedem Falle ſorgfältiger Prüfung. Beiſpielsweiſe wird die Bürg⸗ 
ſchaft einer wenig leiſtungsfähigen Kleinſiedlungsgeſellſchaft zugelaſſen wer⸗ 
den können, wenn und ſolange ihre Tätigkeit auf die Gründung einer ihrer 
Leiſtungsfähigkeit angemeſſenen Anzahl von Rentengütern beſchränkt bleibt. 
Sie wird jedoch abzulehnen ſein, wenn mit Ausdehnung ihres Wirkungs⸗ 
kreiſes die Geſamtzahl der von ihr zu übernehmenden Bürgſchaften ſo 
anwächſt, daß fie im Mißverhältnis zu ihrer Kapitalkraft ſteht. Auch 
bei von anderen Unternehmern (3. B. Privatperſonen) ausgegebenen Renten- 
gütern kann die erhöhte Beleihung nur zugelaſſen werden, wenn eine 
Körperſchaft oder Anſtalt des öffentlichen Rechts oder eine genügend lei⸗ 
ſtungsfähige Siedlungsgeſellſchaft ſelbſtſchuldneriſche Bürgſchaft leiſtet. In 
Sweifelsfällen iſt wegen der Ceiſtungsfähigkeit einer Siedlungs⸗ Geſellſchaft 
(Vereinigung uſw.) das Gutachten der Seehandlung, einer Siedlungs-Ge⸗ 
noſſenſchaft das Gutachten der Preußiſchen Sentralgenoſſenſchaftskaſſe ein⸗ 
zuholen. 
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An Stelle einer ſelbſtſchuldneriſchen Bürgſchaft kann auch Pfand in 
entſprechender höhe mit Geld oder inländiſchen mündelſicheren Wertpapieren, 
insbeſondere mit als Abfindung aufgekommenen Rentenbriefen, ſolange be⸗ 
ſtellt werden, bis die über drei Diertel des Wertes hinausgehende Renten- 
bankbeleihung getilgt iſt. 

Der Rentenbank iſt im 86 Abſ. 4 das Recht eingeräumt, die ſo⸗ 
fortige Ablöſung der erhöhten Rentenbeleihung zu fordern, wenn der Renten⸗ 
gutsbeſitzer das Grundſtück verſchlechtert, in der Rentenzahlung ſäumig 
iſt, in Dermögensverfall gerät oder das Grundſt'ick außerhalb ſeiner Fa⸗ 
milie veräußert. Bei Deräußerungen der letztgenannten Art wird von 
der Rückforderung namentlich dann Gebrauch zu machen ſein, wenn es 
ſich um einen Spekulationsverkauf oder dgl. handelt. Beſonders wenn die 
Beſitzzeit des verkaufenden Eigentümers nur kurz war, wird zu prüfen 
fein, ob ſofortige Kündigung angebracht iſt. Im Kezeß iſt für eine ver⸗ 
tragliche Regelung dahin Sorge zu tragen, daß im einzelnen Falle das 
einſeitige Ermeſſen der Rentenbank entſcheidet, ob die Dorausſetzungen für 
die Rückforderung vorhanden find. 

Angeſichts der hohen Beleihung bis zu neun Sehntel muß der der Be— 
leihung zugrunde zu legende Wert der Rentengüter bejonders ſorgfältig 
feſtgeſtellt werden. In dieſer hinſicht wird den ausführenden Behörden 
erhöhte Vorſicht zur Pflicht gemacht. Insbeſondere iſt grundſätzlich daran 
feſtzuhalten, daß der der Beleihung zugrunde zu legende Schätzungswert 
nicht höher angenommen werden darf, als der zwiſchen den Parteien ver⸗ 
einbarte Kaufpreis. 


8 N 

Im 86 Abſ. 3 des Geſetzes iſt im Anſchluß an den Wortlaut des 
87 Abſ. 2 des Geſetzes vom 7. Juli 1891 von der „ritterſchaftlichen 
Taxe“ geſprochen. Dazu ſei bemerkt, daß in manchen Landesteilen, wo 
ritterſchaftliche Taxen beſtanden haben (3. B. in der Provinz Brandenburg), 
das Schätzungsverfahren inzwiſchen auf grundſätzlich veränderten Grund— 
lagen neugeordnet iſt. 

III. Abſchnitt. 


Kursverluſt. 
1; 

Um den Schwierigkeiten zu begegnen, die durch das Schwanken des 
Kurſes der Rentenbriefe entſtehen, ſoll bei Einleitung von Rentengutsgrün⸗ 
dungen dem Finanzierungsplan ein feſter Kurs zugrunde gelegt werden, 
der für die Dauer des Verfahrens maßgebend bleibt. Seine höhe wird von 
den beteiligten Miniſtern unter Perückſichtigung des auf dem Geldmarkte 
geltenden Sinsfußes von Seit zu Seit allgemein feſtgeſetzt werden. Derlufte, 
die nach durchgeführtem Verfahren bei der Verwertung der Rentenbriefe 
gegenüber dem in die Berechnung eingeſtellten feſten Kurſe entſtehen, 
werden der Staat und der Unternehmer gemeinſchaftlich tragen. Dabei wird 
der Staat drei Viertel des Ausfalls aus Mitteln der landwirtſchaftlichen 
Verwaltung vergüten, während der Unternehmer für die Deckung des letzten 
Viertels zu ſorgen hat. Als Derlujt gilt der Unterſchied zwiſchen dem 
vorgeſchriebenen feſten Kurs und dem niedrigeren Kurſe, zu dem tatſächlich 
verkauft worden iſt. 

Bis auf weiteres wird als feſter Kurs der für jetzt allein in Be⸗ 
tracht kommenden 4% igen Rentenbriefe (II. Abſchnitt Nr. 3 Abſ. 2) 
Nennwert feſtgeſetzt. 

Vorausſetzung für die Vergütung des Kursverluftes iſt, daß 

a) die Anfiedlung als gemeinnützig anerkannt iſt; 
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b) die Verwertung der Rentenbriefe durch Dermittlung oder unter 
Suſtimmung der Seehandlung erfolgt; 

c) der Antrag auf Derkauf oder Ueberlaſſung zur eigenen Der- 
wertung innerhalb dreier Monate nach dem Monat ihres Auf: 
kommens bei der Seehandlung geſtellt wird;; 

d) ſoweit Anſiedlungsgeſellſchaften die Unternehmer ſind, von ihnen 
der Seehandlung allgemein und dauernd das Recht eingeräumt 
wird, jederzeit Auskunft über ihre Vermögenslage zu fordern, 
insbeſondere monatliche Kaſſenabſchlüſſe, Rohabſchlüfſe, Schuldner⸗ 
verzeichniſſe zu verlangen und ihre Jahresabſchlüſſe durch einen 
Beauftragten der Seehandlung vorprüfen zu laſſen; 

e) in Fällen zu d) die Seehandlung vor der Entſcheidung über die 
Vergütung des Kursverluſtes ſich gutachtlich äußert. 

Das Recht der Seehandlung, nach den Beſtimmungen im I. Abſchnitt 
über 5wiſchenkredit die Rentenbriefe auch ohne Antrag zu verkaufen, bleibt 
unberührt. 


2. 

Als gemeinnützig anerkannt im Sinne der Nr. 1a gelten Anjied- 
lungen 

a) der provinzi:ll organiſierten gemeinnützigen Siedlungsgeſellſchaften, 
an denen der Staat mit Stammeinlagen beteiligt iſt, 

b) der Kommunalverbände, 

e) der von dem Miniſter für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten 
und dem Sinanzminilter als gemeinnützig anerkannten Kleinſied⸗ 
lungsgeſellſchaften, 

d) der Grundeigentümer, die ſelbſt oder durch einen als gemein⸗ 
nützig anerkannten Vermittler (a bis c) ihren nicht eigens hierzu 
erworbenen Grundbeſitz in Arbeiter- oder Bauern-Stellen (IV. 
Abſchnitt Nr. 3b bis d) aufteilen, ſofern der Miniſter für Land» 
wirtſchaft, Domänen und Forſten die Anſiedlung, insbeſondere nach 
ihren Sweden, ihrer Finanzierung und den zugunſten der An⸗ 
ſiedler geplanten Einrichtungen, vor ihrer Inangriffnahme ge: 
billigt hat. 

3. 

Anſiedlern, die ihre Wohn⸗ und Wirtſchaftsgebäude ſelbſt errichten 
(8 2 des Geſetzes vom 7. Juli 1899), wird hinſichtlich der ihnen als 
Baudarlehen gegebenen Rentenbriefe unter den Dorausſetzungen der Ur. 
1b und c der Kursverluſt in derſelben Höhe vergütet. 


4. 


Kleinſiedlungsgeſellſchaften (r. 2c), für die die Rechtsform der Ge⸗ 
ſellſchaft mit beſchränkter Haftung die geeignetſte iſt, werden auf Antrag 
als gemeinnützig anerkannt werden, wenn ſie insbeſondere folgenden 
‚Anforderungen entſprechen: 

a) Ihr Geſchäftsgebiet muß ſachlich und örtlich abgegrenzt ſein. 
Sofern nicht die Kleinſiedlungsgeſellſchaft überhaupt nur für ein 
beſtimmtes einzelnes Anſiedlungsunternehmen, ſondern für eine 
dauernde Siedlungstätigkeit gegründet iſt, ſoll ihre Tätigkeit ſach⸗ 
lich ſich in der Regel nicht auf größere Beſiedlungsgegenſtände 

als 100 ha, örtlich in der Regel nicht über den Umfang eines 
Kreiſes erſtrecken (Kreisgejellihaft). In jedem Kreiſe darf nur 
eine Kreisgeſellſchaft tätig fein. 

b) Das Stammkapital der Geſellſchaft (Summe der Geſchäftsanteile 
der Genoſſen) ſoll nicht weniger als 30000 Mk. betragen. 
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c) Die Höhe des Geſchäftsgewinns darf 5 % nicht überfteigen. Den: 
Geſellſchaftern oder ſonſtigen Beteiligten dürfen auch nicht in an⸗ 
derer Form beſondere Vorteile gewährt werden. Sämtliche Ueber⸗ 
ſchüſſe und Rücklagen dürfen nur für den Siedlungszweck ver⸗ 
wendet werden. Bei Auflöjung der Geſellſchaft erhalten die Mit⸗ 
glieder nicht mehr als ihre Stammeinlagen. Der Reit des Ge⸗ 
jellihaftsvermögens iſt zu gemeinnützigen Siedlungszwecken zu 
verwenden. N 

d) Die Satzungen müſſen die Beſtimmung enthalten, daß Satzungs⸗ 
änderungen, die Anſtellung der Geſchäftsführer und ihre dienſt⸗ 
anweiſungen, die Verteilung des Geſellſchaftsvermögens bei Auf- 
löſung der Geſellſchaft der Genehmigung des Oberpräſidenten 
bedürfen. Dieſem und der Seehandlung iſt ferner ſatzungsgemäß 
das Recht jederzeitiger Einſichtnahme in die Geſchäftsbücher und 
in den ſonſtigen Geſchäftsbetrieb durch Beauftragte zu geſtatten. 
Auch find ihnen auf Erfordern Auszüge, Rohabſchlüſſe, Schuldner⸗ 
verzeichniſſe uſw. einzureichen. N 

Aus wichtigen Gründen können, insbeſondere für bereits beſtehende 
Kleinſiedlungsgeſellſchaften, Ausnahmen von den vorſtehenden Grundjäßen. 
zugelaſſen werden. 

Um zu verhüten, daß die Kleinſiedlungsgeſellſchaften mit den pro⸗ 
vinziell organiſierten gemeinnützigen LCandgeſellſchaften, insbeſondere mit Be⸗ 
zug auf den Erwerb von Siedlungsland, in unerwünſchten Wettbewerb 
treten, haben ſie mit den Landgeſellſchaften in geeigneter Weiſe Fühlung 
zu halten. Auch kann er ſich empfehlen, derart zuſammenzuarbeiten, daß 
den Rleinſiedlungsgeſellſchaften die Nutzbarmachung der Erfahrungen, der 
techniſchen, finanziellen oder ſonſtigen Mitwirkung der Candgeſellſchaften 
ſatzungsgemäß oder vertraglich geſichert wird. 


5 


Auf Kommunalverbände finden die Beſtimmungen des letzten Abſatzes 
der Nr. 4 ſinngemäß Anwendung. 


IV. Abſchnitt. 
Stellen⸗ und Flächen-⸗Zuſchüſſe. 
1. 

Die provinziell-organiſierten gemeinnützigen Anſiedlungsgeſellſchaften, 
denjenigen Kommunalverbänden, die die Gründung von Kentengütern. 
nicht bloß gelegentlich betreiben, und den als gemeinnützig anerkannten Klein= 
ſiedlungsgeſellſchaften, die nicht bloß für ein einzelnes Anjiedlungsunter- 
nehmen gegründet find (Kreisgeſellſchaften nach III. Abſchnitt Nr. Aa), 
werden nach Maßgabe der Sahl und des Umfangs der von ihnen begrün⸗ 
deten Rentengüter aus Mitteln der landwirtſchaftlichen Derwaltung pauſchale 
Beihilfen (Stellen⸗ und Flächenzuſchüſſe) gewährt. Sie ſind dazu beſtimmt, 
zur Deckung der Kolten für Regelung der öffentlich-rechtlichen Derhältnifje 
und für gemeinwirtſchaftliche Folgeeinrichtungen und zum Kusgleich finan⸗ 
zieller Ausfälle des Siedlungsverfahrens beizutragen. Sie find 
nach Uebernahme der Rentengüter auf die Rentenbank zahlbar und fließen 
einem beſonderen Fonds (Ausgleichsfonds) der Geſellſchaft (des Kommunal⸗ 
verbandes) zu. 


2. 
Der Stellenzuſchuß beträgt für jedes neugegründete Rentengut und 
zwar (ſ. unten Nr. 3): f 
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x) für jedes Gartenrentengut, bei einer Kolonie jedoch nur 


für die erſten 30 Gartenrentengüter je 500 Mk., 
») für jede ländliche Arbeiterſtelle N 800 Mk., 
o) für jede kleinbäuerliche Stelle ö 600 Mk., 
d) für jede bäuerliche Stelle 400 Mk. 


Der Flächenzuſchuß beträgt für Rentengüter der zu b bis d be e 
Art 10 Mk. für jedes angefangene Hektar der beſiedelten Fläche. 

Werden kleinbäuerliche oder bäuerliche Rentengüter durch Zukauf ge⸗ 
bildet, ſo beträgt der Stellenzuſchuß 200 Mk., der Flächenzuſchuß 10 Uk. 
für jedes angefangene Hektar der zugekauften Fläche. Dorausſetzung der 
Gewährung dieſer Beihilfe iſt, daß die Fukaufsfläche mindeſtens 1 ha 
groß iſt und daß Fukaufsfläche und Stammſtelle ein e Renten- 
gut mit Anerbengutseigenſchaft bilden. 


2; 
Im Sinne der Beſtimmung zu 2 gilt: 


a) als Gartenrentengut von 12,50 a (Erlaß vom 8. Januar 1907 
— ICb 8767 II M. f. £./18428 II F. M. — bis 50 a ein- 
ſchließlich 

b) als ländliche Arbeitsſtelle jedes Rentengut von 50 a bis 2 ha 
einſchließlich; 

e) als kleinbäuerliche Stelle . Rentengut von 2 bis 15 ha ein« 

ſclließlich; 

d) als bäuerliche Stelle jedes Rentengut über 15 ha. 


4. 


In manchen Gegenden wird es zur Vermehrung der Bevölkerung auf 
dem Lande beitragen, wenn die Sahl der Mietwohnungen, mit denen eine 
Landnutzung verbunden iſt, vergrößert wird. Dorausſetzung hierfür iſt 
in erſter Linie das Vorhandenſein dauernder Arbeitsgelegenheit. Wo auf 
Grund ſorgfältiger Prüfung das Bedürfnis nach Schaffung von Miet⸗ 
wohnungen bejaht werden kann, ſoll mit der Gründung eines Rentenguts 
die Einrichtung einer zweiten Wohnung (Einliegerwohnung) auf dem Ren- 
tengute verbunden werden dürfen. Für dieſe Wohnung muß die Möglich⸗ 
keit der Anpachtung von ſoviel Land geſichert fein, daß darauf Ren 
Kleinvieh (Schwein, Siege uſw.) gehalten werden kann. Für jede auf 
dieſe Weiſe neugeſchaffene Mietwohnung auf ländlichen Rentengütern des 
in § 6 Abſ. 4 des Geſetzes zur Förderung der Anſiedlung bezeichneten 
Umfangs wird ein beſonderer Suſchlag zum Stellenzuſchuß in Höhe von 
200 Mk. gewährt. Als Rentengüter des 8 6 Abſ. 4 bezeichneten Umfangs 
gelten die ländlichen Arbeiterſtellen und die kleinbäuerlichen Stellen (Nr. 
3b und o). 

Bei einem Gartenrentengut iſt, ohne daß ſich darum der Stellenzuſchuß 
(Nr. 2a) erhöht, die Einrichtung einer zweiten Wohnung im Giebelgeſchoß 
des Wohnhauſes zuläſſig. Dieſe darf aber nur vermietet werden, wenn 
und folange das Bedürfnis des Kentengutsbeſitzers an Wohnraum nach 
feinem derzeitigen Familienbeſtande nicht jo groß iſt, daß das Haus von 
ihm angemeſſen ausgenutzt wird. 

Die Koſten der auf einem Gartenrentengut errichteten Baulichkeiten 
dürfen, auch bei eingebauter Mietwohnung, insgeſamt die Summe von 
9000 — 10000 ME. nicht überſteigen; e darf das Rentengut von 

20 
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der Rentenbank nicht beliehen werden. Mit dieſer Maßgabe fteht der Er⸗ 
werb eines ſolchen Rentenguts jedem geeigneten Bewerber offen, ohne 
daß es darauf ankommt, ob er dem Arbeiter- oder einem dieſem ſozial 
gleichſtehenden Berufsſtande angehört, wenn nur die Mehrheit der Er⸗ 
werber von Gartenrentengütern derſelben Kolonie aus Angehörigen dieſer 
Berufsſtände beſteht. 


5. 


Beihilfen für Rentengutsgründungen anderer als der unter Ur. 1 
genannten Unternehmer für die ein Ausgleichsfonds nicht beſteht, wird 
der Miniſter für Landwirtſchaft, Dem inen und Forſten auf beſonderen 
Antrag wie ſeither nach Maßgabe des Bedürfniſſes im einzelnen Falle 
bewilligen. 4 ö | dl 


V. Abſchnitt. 
Unſchädlichkeitszeugnis. 


Die geſetzlichen Vorſchriften über den erleichterten Abverkauf von 
Grundſtücken, auf die der § 10 des Geſetzes zur Förderung der Anſiedlung 
Bezug nimmt, find in dem Geſetze vom 3. März 1850, betreffend den er- 
leichterten Abverkauf kleiner Grundſtücke (Geſetzſamml. S. 145), enthalten 
und haben infolge ſpäterer Geſetze jetzt Geltung im ganzen Staatsgebiete. 
Hiernach kann ſchon jetzt jeder Grundeigentümer, Lehns- oder Fideikommiß⸗ 
beſitzer in der Regel auf Grund eines Unſchädlichkeitszeugniſſes der Kredit⸗ 
direktion bei landſchaftlich beliehenen, der Auseinanderſetzungsbehörde bei 
ſonſtigen Gütern Guts teile auch ohne Einwilligung der Hypothekengläubiger, 
Lehns⸗ oder Fideikommißberechtigten veräußern, ſofern das Trennſtück im 
Verhältnis zum Hauptgut von geringem Wert und Umfang iſt. Nach dem 
Geſetz vom 27. Juni 1890 (Geſetzſamml. S. 209) kann das Unſchädlich⸗ 
keitszeugnis bei der Veräußerung zum Swecke der Bildung von Renten⸗ 
gütern auch bei der Abveräußerung größerer Trennſtücke erteilt werden. 
Der 8 10 des Geſetzes zur Förderung der Anſiedlung geſtattet jetzt all⸗ 
gemein die Abveräußerung größerer Trennſtücke, wenn auf ihnen eine 
neue ländliche Stellen mittleren oder kleinen Umfanges errichtet oder wenn 
unſelbſtändige ländliche Stellen in Stellen mittleren oder kleinen Umfanges 
umgewandelt werden. | 


Bevor die Kreditdirektion oder die Auseinanderſetzungsbehörde das 
Unſchädlichkeitszeugnis erteilt, hat ſie ſich die Ueberzeugung zu verſchaffen, 
daß die Vorausſetzungen der Errichtung neuer oder der Umwandlung be⸗ 
ſtehender Stellen im Sinne des § 10 gegeben ſind. Die nach ihrem Er⸗ 
meſſen hierfür erforderlichen Unterlagen (Kaufverträge, Kataſterauszüge u. 
dergl.) ſind ihr von dem Antragſteller zu liefern. Auch wird ſie Auskünfte 
der Ortsbehörden einholen. 


meiſt wird der Antragſteller, bevor er die Errichtung neuer oder die 
Umwandlung beſtehender Stellen in Angriff nimmt, ſicher ſein wollen, 
daß ihm nach erfolgter Ausführung das Unſchädlichkeitszeugnis auch wirk⸗ 
lich erteilt wird. In ſolchen Fällen ſteht es ihm frei, die zur Prüfung 
feines Unternehmens dienlichen Unterlagen ſchon vor der Ausführung ein- 
zureichen und einen vorläufigen Beſcheid dahin zu beantragen, daß bei 
planmäßiger Ausführung des Unternehmens der ſpäteren Erteilung des 
Unſchädlichkeitszeugniſſes nichts im Wege ſtehen wird. 
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Preußiſche Ausführungsauweiſung vom 29. September ef) zur 
Betaunntmachung zum Kapitalabſindungsgeſetz vom 8. Juli 1916. 


J. M. M. H. G. M. L. D. F. F. M. M. J. (M. Bl. des Innern S. 275.) 


Auf Grund der Bekanntmachung, betreffend die Ausführungsbeſtim⸗ 
mungen zum Geſetz“ ) über Kapitalabfindung an Stelle von Kriegsver⸗ 
ſorgung (Kapitalabfindungsgeſetz), vom 8. Juli 1916 (Keichs⸗Geſetzbl. S. 
olg 8 im Einvernehmen mit den oberſten Militärverwaltungsbehörden 
olgen 


Ausführungsanweifung 
erlaſſen: 


Su Nr. 1 der Bekanntmachung. 
1. 


Der Antrag der Witwen auf Kapitalabfindung iſt bei der Ortspolizei⸗ 
behörde des Wohnorts oder, in Ermangelung dieſes, des Aufenthaltsorts 
der Witwe anzubringen. ö 

Außer den in Nr. 1 Abſ. 1 der Bekanntmachung vorgeſchriebenen 
Angaben muß der Antrag Namen und Dienſtgrad des verſtorbenen Ehe⸗ 
mannes und Jahr und Tag der Geburt der Witwe enthalten. 


Zu Nr. 3 der Bekanntmachung. 
2. 


Als Stelle zur Prüfung der Nützlichkeit der beabſichtigten Derwendung 
des Abfindungskapitals wird vorbehaltlich der Beſtinmmungen in Ur. 9 
der Landrat (im Regierungsbezirk Sigmaringen der Oberamtmann), in 
Stadtkreijen der Bürgermeiſter, desjenigen Kreiſes (Stadtkreiſes) beſtimmt, 
in dem der mit zuſtimmendem Beſcheide der Militärbehörde verſehene An⸗ 
tragſteller zur Zeit der Anbringung ſeines Prüfungsgeſuchs beim Landrat 
(Bürgermeiſter) ſeinen Wohnort oder, in Ermangelung dieſes, ſeinen 
Aufenthaltsort hat. 

3. 


Grundlegende Vorausſetzung für die Gewährung von Kapitalabfindung 
iſt nach dem Geſetz, daß das Geld zum Erwerb oder zur wirtſchaftlichen 
Stärkung eigenen Grundbeſitzes verwendet werden ſoll. Die Prüfung hat 
demgemäß feſtzuſtellen, ob dieſe Dorausſetzung vorliegt. 

Der Erwerb eigenen Grundbeſitzes kann insbeſondere darin beſtehen, 
daß der Antragſteller ein ländliches oder ſtädtiſches Grundſtück aus freier 
Hand erwirbt oder daß er ſich auf einem ſolchen Grundſtücke mit hilfe 
eines gemeinnützigen Bau- oder Siedlungsunternehmens anſiedelt. Der Bei⸗ 
tritt zu einem Bau- oder Siedlungsunternehmen zu dem Zweck, eine Woh⸗ 
nung zu mieten oder ein Grundſtück zu pachten, reicht nicht aus. 

In welcher Rechtsform der Grundbeſitz erworben werden ſoll, it 
belanglos. Insbeſondere iſt auch die Form des Rentenguts oder des Erb. 
baurechts zugelaſſen. 


) Datum der Herausgabe des Miniſterialblattes. 

7) Mitgeteilt den Ober: und den Kegierungs⸗ 1 7 = durch Ver⸗ 
neue der Reſſortminiſter vom 29. „ F. f. 1916 (M. f. C. IB Ib 3524; 

m. I 481; M. f. h. III 5977; F. m. 1 9215, Ut. d. 3. V 6175). 
Gm. Anmerk.) 

**) Geſetz vom 3. Juli 1916 (R. G. Bl. S. 680). (amtl. Anmerkl) 
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Daß der zu erwerbende Grundbeſitz mit einem Wohnhauſe verſehen 
iſt oder verſehen werden ſoll, iſt zwar im Geſetz nicht ausdrücklich ausgs⸗ 
sprochen. Da das Geſetz aber, wie ſich aus feiner Begründung ergibt, die 
Seßhaftmachung auf eigener Scholle fördern will, wird das Vorhandenſein 
oder die Errichtung eines Wohnhauſes vorausgeſetzt werden müſſen. 

Der Grundbeſitz ſoll zur Befriedigung des eigenen Wohnbedürfniſſes 
oder zur Ausübung des eigenen Geſchäftsbetriebes dienen. Die Erbauung 
oder der Erwerb von hauptſächlich zur Vermietung beſtimmten häuſern 
kann nicht in Betracht kommen. 


4. ö 

Unter die Maßnahmen zur wirtſchaftlichen Stärkung eigenen Grund⸗ 
beſitzes im Sinne des Geſetzes find insbeſondere zu rechnen die Entſchul⸗ 
dung oder die ſonſtige Derbejjerung der Schuldverhältniſſe des Grundſtücks 
(3. B. die Umwandlung einer kündbaren hypothek in eine unkündbare 
Abtragshnpothek), der Aufbau oder die Wiederherſtellung von Wohn⸗ und 
Wirtſchaftsgebäuden, die Vergrößerung leiſtungsunfähigen oder leiſtungs⸗ 
ſchwachen Grundbeſitzes durch Sukauf geeigneter Landflächen, die Der- 
vollſtändigung von landwirtſchaftlichem Inventar, die Ausführung von Me- 
liorationen und dergleichen. Entſcheidend iſt, daß dieſe Maßnahmen nicht 
nur nützliche und zweckmäßige Derbejjerungen darſtellen, ſondern daß fie 
die wirtſchaftlichen Verhältniſſe im Sinne einer nachhaltigen Stärkung des 
Grundbeſitzes weſentlich beeinfluſſen. 


5. N 

Die Prüfung hat ſich darauf zu erſtrecken, ob die nützliche Ver⸗ 
wendung des Geldes in der Perſon des Antragſtellers gewährleiſtet iſt. 
Hierfür kommen alle ſeine perſönlichen und wirtſchaftlichen (Geſundheits⸗, 
Berufs-, Vermögens-, Familien-) Verhältniſſe in Betracht. Handelt es ſich 
beiſpielsweiſe um den Erwerb landwirtſchaftlichen Grundbeſitzes, ſo wird 
zu unterſuchen fein, ob der Antragſteller an ſich und, insbeſondere bei ver- 
minderter körperlicher Leijtungsfähigkeit, nach Sahl, Arbeitsfähigkeit und 
Vorbildung ſeiner Familienmitglieder, nach ſeinen Dermögensverhältniſſen 
uſw. für den Erwerb eines landwirtſchaftlichen Grundſtücks überhaupt 
geeignet und bejahendenfalls, welche Beſitzgröße für ihn angemeſſen iſt. 
Kommt der Erwerb einer Gartenſtelle in Frage, deren Ertrag zum Lebens- 
unterhalt des Antragſtellers nicht ausreicht, ſo wird u. a. zu ermitteln ſein, 
ob und inwieweit nebenbei die ländliche, gewerbliche oder Heimarbeit ge— 
leiſtet werden muß und nach den Fähigkeiten des Antragſtellers und 
ſeiner Angehörigen geleiſtet werden kann, und welche Ausjichten und Ge⸗ 
legenheiten in der betreffenden Gegend hierfür gegeben ſind. Dabei wird 
es von Wert ſein, wenn nicht bloß eine, ſondern eine gewiſſe Mannigfaltigkeit 
von Arbeitsgelegenheiten vorhanden iſt. ö 

Die Kenntnis von der Leiſtungsfähigkeit des Antragitellers in gejund- 
heitlicher Beziehung wird ſich in der Regel aus der von der Militärbehörde 
veranlaßten ärztlichen Unterſuchung gewinnen laſſen. Gegebenenfalls iſt 
eine beglaubigte Abſchrift des bei den Derforgungsakten des Bezirkskomman⸗ 
dos befindlichen ärztlichen Gutachtens einzuholen. | 

Ferner iſt zu prüfen, ob das zu erwerbende Grundſtück nach feiner 
sweckbeſtimmung eine angemeſſene Cage, Größe und Beſchaffenheit hat, 
ob der vom Antragſteller zu zahlende Kaufpreis und die ſonſtigen Kauf 
en angemeſſen, ob die Hypothekenverhältniſſe geregelt find u. dgl. 
mehr. 


6. 
Mit Rückſicht auf die beſonderen Ziele des Geſetzes iſt ferner zu prüfen, 
welche Maßnahmen vorzuſehen ſind, um einerſeits die erſtmalige beſtim⸗ 
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mungsgemäße Verwendung und die dauernde Erhaltung des Derwendungs- 
zwecks zu ſichern und um andererſeits für den Fall der Dereitelung des 
Swecks die Rückzahlung der Abfindungsſumme ſicherzuſtellen (88 6 bis 8 
des Geſetzes). Die Rückzahlung iſt auch Vorausſetzung für das etwaige 
Wiederaufleben der erloſchenen Verſorgungsgebührniſſe nach 8 9 des Geſetzes. 
Bei Abfindungsanträgen von Witwen iſt nach Nr. 3 Abſ. 3 der Bekannt⸗ 
machung zu verfahren. Außer den im Geſetz ausdrücklich genannten Siche⸗ 
rungsmaßregeln (Deräußerungs= und Belaſtungsverbot, Eintragung einer 
Sicherungshypothek) können auch andere (3. B. Bürgſchaften) in Frage 
kommen. 

Die Aniragſteller find über den 5weck dieſer Maßnahmen aufzuklären. 
Gegebenenfalls iſt mit ihnen darüber zu verhandeln, welche der in Betracht 
kommenden Beſchränkungen als ihnen am wenigſten läſtig zu wählen ſein 
wird. N N 

Wenn von einer Sicherungsmaßregel abgeſehen werden ſoll, fo iſt dies 
beſonders zu begründen (8 6 des Geſetzes). 

Schließlich gehört hierher auch die Prüfung der Frage, an wen die 
Kapitalabfindung auszuzahlen iſt, ob an den abfindungsberechtigten An⸗ 
tragſteller oder, was die Regel ſein wird, für ſeine Rechnung an einen 
Dritten, z. B. an den Grundſtücksverkäufer oder den Hypothekengläubiger, 
und welche Friſt für ihre Verwendung zu gewähren iſt. 


15 

Der Prüfungsitelle bleibt es überlaſſen, ſich die Kenntnis von den 
Verhältniſſen des Antragſtellers und des Grundbeſitzes zu verſchaffen, wie 
und ſoweit es ihr erforderlich erſcheint. Grundſätzlich iſt es Sache des 
‚Antragitellers, den Nachweis von der Nützlichkeit der beabſichtigten Der» 
wendung des Abfindungskapitals zu erbringen und zu dieſem Zwecke die 
erforderlichen Unterlagen (3. B. Grundſtücksangebote, Kauf: oder Baus 
verträge, Baupläne, Hoſtenanſchläge, Kataſterauszüge, Grundbuchabſchrif— 
ten u. dgl.) vorzulegen. Die Prüfungsſtelle wird ſich aber hierauf nicht 
beſchränken dürfen, ſondern ſelbttätig geeignete Ermittelungen anſtellen 
und Erkundigungen einziehen müſſen. In dieſer Beziehung iſt in der 
Begründung des Geſetzes beiſpielsweiſe darauf hingewieſen, daß die An⸗ 
hörung von Landwirtſchafts kammern, Handelskammern, Handwerkerkam⸗ 
mern, Fachvereinen und ähnlichen Organijationen in Frage kommen könne. 

Es ſollen folgende Stellen angehört werden: 

a) ſoweit es ſich um eine Anſiedlung durch Rentengutsgründung 
handelt, in der Regel der Spezialkommi ſiar; * 

d) ſoweit es ſich um den Erwerb durch Beitritt zu einem gemein- 
mützigen Bauunternehmen handelt, die provinziellen Vereine für 
1 oder die Reviſionsverbände der Baugenoſſen⸗ 
ſchaften; ö 

e) die nach den beſtehenden allgemeinen Grundſätzen für den Antrag⸗ 
ſteller zuſtändige Fürſorgeorganiſation. 

Im Falle des Beitritts des Antragſtellers zu einem gemeinnützigen 
Bau- oder Siedlungsunternehmen hat die Präfungsſtelle eine Beſcheinigung 
über die Gemeinnützigkeit des Unternehmens einzuholen. Dieſe Beſcheini. 
gung wird erteilt vom Regierungspräſidenten, ſoweit es ſich um ein gemein⸗ 
nütziges Bauunternehmen, vom Oberpräſidenten, ſoweit es ſich um ein ge 
meinnütziges Siedlungsunternehmen handelt. 


| 8. 8 | 
Nach Abſchluß feiner Prüfung verfährt der Landrat (Bürgermeiſterz 
mach Nr. 3 Abſ. 4 der Bekanntmachung. Er erteilt die dort vorgeſchriebene 
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Beſcheinigung und überreicht fie mit den feiner Prüfung zugrunde liegenden 
Unterlagen unmittelbar dem Kriegsminiſterium (Derforgungs- und Juſtiz⸗ 
departement), — Keichs⸗Marineamt, Reichs-Kolonialamt — unter gleich 
zeitiger Benachrichtigung des Bezirkskommandos, ſoweit nicht nach Nr. 3 
Abſ. 5 der Bekanntmachung hiervon abzuſehen iſt. 


9. 

Falls der Grundbeſitz nicht in dem Kreiſe (Stadtkreiſe) liegt, in dem 
der Antragſteller wohnt oder ſich aufhält, hat der Landrat (Bürgermeiſter) 
des Wohnorts oder Aufenthaltsort (Nr. 2), nachdem er die Fürſorgeorgani⸗ 
ſation gemäß Nr. 7 Abſ. 26 gehört hat, den Antrag mit feinem Gutachten 
über die perſönlichen und bisherigen wirtſchaftlichen Derhältnifie des An- 
tragſtellers und mit dem Gutachten der Sür,orgeorgan Jation an den Landrat 
(Bürgermeiſter) der belegenen Sache abzugeben. Dieſer übernimmt die 
weitere Prüfung, insbeſondere auch die Anhörung nach Nr. 7 Abſ. 2a 
und b, erteilt die Beſcheinigung und verfährt in der Nr. 8 vorgeſchriebenen. 
Weiſe. 
ö Su Nr. 5 der Bekanntmachung. 

10. ö 

Die Abfindungsſumme iſt auf Deranlafjung der für den Antragiteller 
zuſtändigen Penſionsregelungsbehörde durch die für die Sahlung der Der: 
ſorgungsgebührniſſe beſtimmte Kaſſe an den im Bejceide der oberſten 
Militärverwaltungsbehörde bezeichneten Empfangsberechtigten zu zahlen 
und der Generalmilitärkaſſe (für Marine- und Schutztruppen⸗Ungehörige 
der Reichshauptkaſſe) in üblicher Weiſe aufzurechnen. Iſt die Auszahlung 
nach dem Beſcheide an die Erfüllung von Dorausſetzungen geknüpft, fo 
muß vor der Sahlung von der mit der Ausführung der Entſcheidung be⸗ 
auftragten Stelle (Nr. 11) beſcheinigt werden, daß die Sahlung erfolgen 
kann. Ueber den Empfang hat der Abfindungsberechtigte Quittung zu 
leiſten, auch wenn die Zahlung an Dritte zu leiſten iſt. 

Mit Suſtimmung des Abfindungsberecht'gten kann die Abſindungsſumme 
für ihn an eine geeeignete Bank oder Sparkaſſe mit der Maßgabe gezahlt 
werden, daß er über das Kapital nur mit Einwilligung der mit der Aus» 
führung der Entſcheidung beauftragten Stelle verfügen darf. Dieſe Form. 
der Auszahlung wird ſich namentlich dann empfehlen, wenn die Verwendung 
des Kapitals in Teilbeträgen beablicht'gt iſt. 

Rentenempfänger haben den mit dem Vermerk über die Bewilligung 
der Abfindung verſehenen Militärpaß der Penſionsregelungsbehörde vor: 
zulegen. Dieſe hat vor der Sahlung die Uebertragung des Dermerks aus 
dem Militärpaß und zugleich die Eintragung des Zeitpunktes des Erlöſchens 
der abgefundenen Derjorgungsgebührnifje in das Penſionsquittungsbuch zu 
veranlaſſen. 

Zu Nr. 6 der Bekanntmachung. 
11. 

Sur Ausführung der Entſcheidung und zur Ueberwachung der weiteren 
nützlichen Derwendung wird der Landrat (Bürgermeijter) der belegenen 
Sache beſtimmt. 

Ergibt ſich, daß die von der oberſten Militärverwaltungsbehörde feſt⸗ 
geſetzte Friſt zur beſtimmungsmäßigen Verwendung (8 7 des Geſetzes) nicht 
ausreichend bemeſſen iſt, ſo hat die Ueberwachungsſtelle eine Verlängerung 
der Friſt anzuregen. 

Die Ueberwachungsſtelle hat geeignete Vorkehrungen zu treffen, um 
fi} von einer etwaigen Gefährdung oder Vereitelung des Derwendungszwecs 
rechtzeitig Kenntnis zu verſchaffen. Soweit es ſich insbeſondere um länd⸗ 
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liche Derhältniffe handelt, werden die Gemeinde⸗(Guts⸗)vorſteher oder andere 
geeignete Dertrauensmänner anzuweiſen fein, von wichtigen Veränderungen, 
auffälligen Dorkommnijfen u. dgl. dem Landrat Milteilung zu machen. 


12. 

Ueber Beobachtungen allgemeiner Natur, die die Landräte (Bürger⸗ 
meiſter) bei der Erledigung ihrer Aufgaben zur Ausführung des Kapital⸗ 
abfindungsgeſetzes machen, ſowie über etwa ſich ergebende Zweifelsfragen 
grundſätzlicher Art iſt im Zivildienſtwege an den beteiligten Reſſortminiſter 
zu berichten. 


1916. 31. Dezember). 


Einfuhr von Käſe. Vom 15. Dezember 1916. 
M. H. G. F. m. m. 3. (m. Bl. H. G. 1917 S. 1.) 


Auf Grund des § 8a der Bekanntmachung des Reichskanzlers über 
die Einfuhr von Käfe vom 11. März 1916**) in der Faſſung der Be⸗ 
kRanntmachung vom 16. Auguit 1916 (R GBI. S. 31 und 934) wird an⸗ 
geordnet: ö 


1. Die Einfuhr von Käſe aus den Niederlanden iſt nur auf dem Eiſen⸗ 
bahnweg und nur über die Grenzſtation Weener, Bentheim, Emmerich und 
Cranenburg geſtattet. Die Einfuhr über andere Stationen iſt verboten. 

2. Die Einfuhr von Käſe aus den Niederlanden außerhalb des Bahn 
verkehrs, insbeſondere über die Landitraßen ſowie im Schiffsverkehr, iſt 
verboten. 

Vorſtehende Anordnung iſt in den Regierungsamtsblättern zu ver⸗ 
öffentlichen. 

Abdrucke für die Landräte und Gemeindevorſtände der Stadtkreije 
ſowie der ſelbſtändigen Städte in der Provinz Hannover ſind beigefügt. 

An die Herren Regierungspräfidenten und den Herrn Oberpräſidenten für 
Berlin in Potsdam. f 


Preisregelung der Butter. 
M. h. G. M. L. D. F. M. J. (M. Bl. H. G. 197 8. 9.) 


Anordnung der Landeszentralbehörden. 


Die den Landeszentralbehörden nach den Bekanntmachungen des Keichs⸗ 
Ranzlers über die Regelung des Verkehrs mit ausländiſcher Butter und 
über den Ausgleich der Preiſe für inländiſche und ausländiſche Butter 
vom 4.) und 13. Dezember 1915 zuſtehenden Befugniſſe übertragen wir 
hiermit auf die Candesfettſtelle in Berlin. 

Soweit es nach Abſ. 3 der Ergänzung vom 15. Dezember 19155) zu 
der Anordnung der Landeszentralbehörden vom 8. Dezember 19155), be⸗ 

treffend die Regelung des Verkehrs mit ausländiſcher Butter uſw., der 


) Datum der Herausgabe des MNiniſterialblattes. 

**) Derwaltungsvorſchriften Jahrgang 1916 I S. 180. 
1) Derwaltungsvorſchriften Jahrgang 1915 II S. 303. 
2) Derwaltungsvorſchriften Jahrgang 1915 II S. 406. 
) Derwaltungsporjchriften Jahrgang 1915 II S. 395. 
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Genehmigung der unterzeichneten Miniſter bedarf, erfolgt dieſe nunmehr 
durch die Landesfettitelle. 
An die Herren Regierungspräſidenten und den herrn Oberpräſidenten in 
Potsdam. 
1916. 31. Tezember “). 


Geſetz über den vaterländiſchen Hilfsdienſt. Bom 29. Dezember 1916. 
M. h. G. m. J. (m. Bl. 9. G. 1917 S. 10.) 


Nach 87 Abſ. 2 des Geſetzes über den vaterländiſchen Hilfsdienſt vom 
3. Dezember 1916 (RöBl. 5. 1333) iſt in der Regel für jeden Bezirk 
einer Erſatzkommiſſion ein Nusſchuß zu bilden, der aus einem Offizier 
als Vorſitzenden, einem höheren Beamten und je zwei Vertretern der Arbeit. 
geber und der Arbeitnehmer beſteht. Den höheren Beamten beruft die 
Tandeszentralbehörde oder die von ihr zu beſtimmende Behörde. Nach 
8 2 der Bekanntmachung des Bundesrats, betreffend Beſtimmungen zur 
Ausführung des Geſetzes über den vaterländiſchen Hilfsdienſt, vom 21. 
Dezember 1916 (R Bl. S. 1411) iſt ferner für die Beamten in den Aus- 
ſchüſſen mindeſtens je ein Stellvertreter zu beſtellen. Für die Beſtellung 
gelten die Beſtimmungen des Geſetzes über die Beſtellung der ordentlichen 
Mitglieder. 

Hiernach ermächtigen wir die Regierungspräſidenten, die höheren Be⸗ 
amten und ihre Stellvertreter für die nach 8 7 Abſ. 2 des Geſetzes zu 
bildenden KAusſchüſſe ihres Bezirkes zu berufen. Für die Stadt Berlin 
übertragen wir die gleiche Befugnis dem Oberpräſidenten zu Potsdam. 
Die Bezirke, für welche Ausſchüſſe einzurichten ſind, werden Ihnen dem⸗ 
nächſt von dem Kriegsamt mitgeteilt werden. 


An die Herren Regierungspräſidenten. 
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Kietnähte an Daupfkeſſels. Vom 22. Dezember 1916. 
M. 9. G. (M. Bl. H. G. 1917 S. 10.) 


Maſchinengenietete Nähte werden gegenüber den handgenieteten in 
den Bauvorſchriften für Dampfkeſſel weſentlich deswegen günſtiger be⸗ 
reer weil durch die Druckwirkung der bei Maſchinennietung benutzten 
Preſſen eine gute Anlage der Bleche erzielt wird, die einen hohen Gleit⸗ 
widerſtand gewährleiſtet, während bei den handgenieteten Nähten die Preſſung 
zwiſchen den Blechen im weſentlichen durch die Schrumpfung des warmen 
Nietes hervorgerufen wird. Letzteres trifft auch für die durch pneumatiſche 
Hämmer hergeſtellte Nietung zu. 

Ich vermag daher die durch ſolche Werkzeuge hergeſtellten Nietnähte 
nicht als . anzuerkennen. 

An die Fabrik N 
1916. 31. Dezember“). 


Laufende Kriegsbethilfen und einmalige Kriegsteuerungszulagen 
en Staats deamte uſw. Bom 22. Dezember 916. 


F. M. M. J. (M. Bl. des Innern 1917 S. 4.) 


Für die Bewilligung laufender Keiegsbetifen gelten vom 1. Januar 
1917 ab folgende Grundſätze: 


*) Datum der Herausgabe des Miniſterialblattes. 
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1. Allen (auch den höheren) planmäßig angeſtellten männlichen und 
weiblichen Staatsbeamten mit einem Dienſteinkommen bis zu 4500 Mk. 
einſchließlich, ſowie den ſtändig gegen Entgelt beſchäftigten — außerplan⸗ 
mäßigen — männlichen und weiblichen Staatsbeamten und Lohnangeſtellten 
höherer Ordnung mit einem Dienſteinkommen bis 4800 Mk. einſchließlich, 
ſind vom 1. Februar 1917 ab laufende Kriegsbeihilfen zu gewähren, und 
zwar 

den verheirateten Beamten ohne Kinder 12 Mk., 


den Beamten mit einem Kinde 17 Mk., 
den Beamten mit zwei ndern 22 Mk., 
den Beamten mit drei Kindern 27 Mk. 


für jedes folgende Kind 5 Mk. mehr monatlich. 

2. Den Beamten (Cohnangeſtellten) mit einem Einkommen von mehr 
als 4500 (4800) Mk. find die Beihilfen bis zur Erreichung desjenigen 
laufenden jährlichen Geſamtbetrages zu gewähren, den ſie erhalten würden, 
wenn ſie ein Einkommen von 4500 (4800) Mk. hätten. 

Beiſpielsweiſe erhält ein Beamter mit einem Dienſteinkommen von 
4600 Mk. und 5 zu berückſichtigenden Kindern jährlich 344 Mk. laufende 
Beihilfe, d. h. insgeſamt die gleiche Summe von 4944 Mk., die cin Beamter 
mit 5 Kindern und einem Dienſteinkommen von 4500 Mk. bekommt. 


3. Su berüchkſichtigen find eheliche, legitimierte, Adoptiv-, Stief⸗ und 
Pflegekinder unter 15 Jahren, wenn fie von den Beamten (Cohnangeſtellten) 
‚unentgeltlich unterhalten werden, und diejenigen Kinder im Alter vom 
15. bis zum vollendeten 18. Jahre ohne nennenswertes Einkommen, die 
ſich noch in Schul⸗ oder Berufsausbildung befinden oder aus ſonſtigen 
wichtigen Gründen (Geſundheitszuſtand der Kinder oder der Eltern uſw.) 
einem Erwerbe nicht nachgehen können. | 

4. Als Dienſteinkommen gelten Penſionen und die geſamten dienſtlichen 
Bezüge im Sinne der Beſtimmungen zur Ausführung des $ 66 des Reichs- 
militärgeſetzes vom 2. Mai 1874 und 6. Mai 1880, jedoch mit Ausſchluß 
des Wohnungsgeldzuſchuſſes (Dienſtwohnung, Mietentſchädigung) und der⸗ 
jenigen Beträge, die einen Erſatz für Dienſtaufwand bilden. 

Dem Dienſteinkommen iſt das Einkommen aus Nebenämtern hinzuzu⸗ 
rechnen, wenn es fortlaufend gewährt wird, desgleichen Militärpenſionen 
5 ⸗renten, nicht dagegen Kriegs-, Verſtümmelungs⸗ und ähnliche Su⸗ 

gen. 

Auf Lohnangeſtellte finden vorſtehende Beſtimmungen mit der Maß- 
gabe entſprechende Anwendung, daß Bezüge, welche in ihrer höhe wechſelnd 
ſind, zu einem dortſeits feſtzuſetzenden Betrage in Anrechnung gelangen. 

Das Gleiche gilt für wechſelnde Bezüge aus nicht penſionsfähigen Neben⸗ 
ämtern. 

5. Ledige, die Angehörigen im Sinne des Keichsfamilienunterſtützungs⸗ 
geſetzes vom 28. Februar 1888 (Keichsgeſetzbl. S. 59), 4. Auguſt 19147) 
und der Bundesratsverordnung vom 21. Januar 191600 im gemeinſchaft⸗ 
lichen hausſtand auf Grund geſetzlicher oder ſittlicher Verpflichtung Unter⸗ 
halt gewähren, werden den kinderlos Derheirateten gleichgeſtellt. 

6. Auszufchließen von den Beihilfen ſind die Beamten, die nur im 
Nebenamt Staatsbeamte find und die Beamten (Cohnangeſtellten), die 


a) bei dem Heere oder der Flotte Dienſt tun, 


7) Derwaltungsvorſchriften Jahrgang 1914 I S. 860. 
x) Derwaltungsvorſchriften Jahrgang 1916 I S. 48. 
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b) bei der Militär- oder Marine-Derwaltung oder bei den Derwal- 
tungen in den beſetzten feindlichen Gebietsteilen beſchäftigt werden 
und über ihre Friedensbezüge hinaus bereits Sulagen erhalten, 

c) im Sanitätsdienſt tätig ſind. 

7. Derwitwete und geſchiedene Beamte (Cohnangeſtellte) find, wenn 
fie zu berückſichtigende Kinder haben, den verhelrateten mit der entſprechen⸗ 
den Kinderzahl gleichzuſtellen. Haben ſie ſolche Kinder nicht, ſtehen ſie den 
Ledigen gleich. 5 


1. Außer den laufenden Kriegsbeihilfen ſind den Beamten (Cohnange⸗ 
ſtellten) mit einem Dienſteinkommen bis 4500 (4800) Mk. einſchließlich zu 
Anfang Januar 1917 einmalige Kriegsteuerungszulagen zu gewähren und 
zwar: . 

a) den kinderlos Verheirateten und denen, die nicht mehr als vier 
Kinder unter 15 oder 18 Jahren haben, 40 Mk., 

b) bei fünf zu berückſichtigenden Kindern 50 Mk., 

c) für jedes weitere zu berückſichtigende Kind 30 Mk. mehr. 

2. Stichtag für das Dorliegen der Dorausſetzungen für die Kriegs 
teuerungszulagen iſt der 1. Dezember 1916. N 

3. Beamte, für die erſt ſeit dem 1. Oktober 1916 die unter I 6a 
angegebenen Ausſchlezungsgründe beſtehen, ſind von der einmaligen Kriegs: 
teuerungszulage nicht ausgeſchloſſen. 

4. Soweit die Dorausſetzungen — auch die unter I 3, 4, 5 und III 
enthaltenen — diefes Erlaſſes für die Gewährung der einmaligen Sulage 
den Beamten (Cohnangeſtelllen) gänſtiger find, als die Beſtimmungen vom 
15. November 1916 ½ /), find fie auch für die im Dezember zahlbar ge— 
weſenen Zulagen nachträglich ee | | 


1. Frauen find den verheirateten Beamten (Cohnangeſtellten) mit Kin- 
dern gleichzuſtellen, wenn ſie verwitwet, geſchieden oder eheverlaſſen find 
und Kinder unter 15 oder 18 Jahren unentgeltlich unterhalten. 

2. Im übrigen ſind Beamtinnen oder Lohnempfängerinnen höherer 
Ordnung als Ledige anzuſehen und nur unter den Dorausſetzungen zu 1 5 
zu berückſichtigen. | 
An die Herren Öberpräfidenten, die Herren Regierungspräjidenten und 

die Königliche Miniſterial⸗, Militär⸗ und Baukommiſſion, z. H. des 
Herrn Präſidenten des Bezirksausſchuſſes hier. 


1916. 31. Dezember“). 3 


Genehmigung von Gemeindebeſchluſſen über Abweichungen 
vom 84 dem wolabaubın:& jeher uſw. 
(Vom 12. Dez md r 196.) 
F. M. M. J. (M. B'. des Innern 1917 S. 6.) 

In Derfolg unseres Erlaſſes vom 18. Dezember 1915 *) übertragen wir 
den Herren Oberpräſidenten auf ein weiteres Rechnungsjahr — d. h. für 
das Rechnungsjahr 1917 — die Befugnis, zur Genehmigung von Ge— 
meindebeſchlüſſen, durch welche Abweichungen von den Derteilungsregeln 
des 8 54 des HKommunalabgabengeſetzes oder Suſchläge über den vollen 
Satz der Staatseinkommenſteuer hinaus angeordnet werden, auch für Stadt⸗ 
gemeinden mit mehr als 100 000 Einwohnern die Suſtimmung zu erteilen. 


Tr) Im Min. Bl. nicht veröffentlicht. (Amtl. Anmerk.) 
*) Datum der Herausgabe des Miaiſterialblattes. 
**) Perwaltungsvorſchriften Jahrgang 1915 II S. 415. 
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Die Herren Regierungspräfidenten erfuchen wir ergebenſt, den beteiligten 
Städten ihres Bezirks hiervon Mitteilung zu machen. 


An die Herren Oberpräſidenten und Regierungspräfidenten. 


1916, 31. Dezember). 


Yürforge für Wander arme. Vom 23. November und 6. Dezember 1916. 
M. J. (M. Bl. 1917 S. 7.) 


a. 

Bei einer erheblichen Anzahl von willensſchwachen Wanderarmen haben 
fi) alle ſeit Jahren von den Wanderarbeitsſtätten, herbergsvereinen und 
beſonders von den Arbeiterkolonien aufgewendeten Bemühungen, ſie ſitt⸗ 
lich zu feſtigen und zu ernſter Arbeit zu erziehen, als vergeblich erwieſen. 
Dieſe „großen Kinder“, infolge ihrer Welten ſchwäche unfäh'g, durch dauernde 
geregelte Arbeit ihren Lebensunterhalt zu erwerben, führen zeitlebens ein 
unſtetes Daſein, das ſich auf der Candſtraße und in regelmäßiger Wiederkehr 
nach Derbüßung zahlreicher kurzer Haft⸗ oder Gefängnisſtrafen in den 
Arbeitshäufern und Arbeiterkolonien abſpielt. Daß dieſe armen Menſchen 
nur durch dauernden Aufenthalt in einer Arbeiterkolonie vor allmählichem 
völligen Untergang bewahrt werden können, iſt die Ueberzeugung aller, 
die auf dem Gebiete der Wanderfürjorge Erfahrungen geſammelt haben. 
In der Regel laſſen ſich aber dieſe Perſonen in den Arbeiterkolonien nicht 
feſthalten, ſondern nehmen, von unbezähmbarem Wanderdrang getrieben, 
immer von neuem ihr Wanderleben auf und kehren erſt dann in eine Kolonie 
zu vorübergehendem Aufenthalte zurück, wenn die kleinen während des 
letzten Derweilens in der Kolonie gemachten Er parniſſe verbraucht ſind, 
oft auch eine neue Haftitrafe und Korrektionshaft verbüßt iſt und dem 
abgeriſſenen, körperlich heruntergekommenen und ſeeliſch gebrochenen Men⸗ 
ſchen kein anderer Ausweg, als die Rückkehr in eine Arbeiterkolonie, übrig 
bleibt. 

Um hier Abhilfe zu ſchaffen, it vorgeſchlagen worden, Wanderarme, 
die wegen Bettelns oder Canoſtreichens beſtraft und der Landespolizeibehörde 
überwieſen find, in geeigneten Fällen nach verbüßter Haftſtrafe einſtweilen 
nicht in einem Arbeitshauſe unterzubringen, ſondern deſe Maßnahmen aus⸗ 


zuſetzen, ſofern die Wanderarmen in eine geeignete Fürſorgeanſtalt — Ars 
beiterkolonie, Wanderarbeitsheim, Trinkerheilanſtalt — einzutreten bereit 
ſind. 


Ich beablichtige dieſem Dorjchlage näher zu treten und erſuche ergebenſt, 
die Dollitrekung der korrektionellen Nachhaft bei ſolchen wegen Land⸗ 
ſtreichens oder Bettelns verurteilten Perſonen auszuſetzen, welche 1. als 
„große Kinder“ anzuſehen ſind und nur durch dauernden Aufenthalt in 
einer Arbeiterkolonie oder einer ähnlichen Fürſorgeanſtalt verſorgt und vor 
völliger Derwahrloſung geſchätzt werden können, oder 2. noch nicht häufiger 
wegen Bettelns oder Landſtreichens beſtraft und noch nicht oder wenigſtens 
nicht häufiger der Landespolizeibehörde überwieſen ſind, und bei denen 
nach Lage des Einzelfalls zu hoffen iſt, daß ſie durch den Aufenthalt in 
der Fürſorgeanſtalt gebeſſert und zu einwandfreier Lebensführung erzogen 
werden können. 

Ob die Dorausſetzungen für die Ausſetzung der Dollitrekung der 
Rorrektionellen Nachhaft in den unter Nr. 2 angeführten Fällen gegeben 
find, wird ſich ohne weiteres aus den Akten entnehmen laſſen. Schwieriger 
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ift die Frage zu beantworten, ob der Derurteilte als ein „großes Kind“ an- 
zuſehen iſt. Ich habe, um hier geeignete Unterlagen für die Beurteilung 
des Einzelfalles zu gewinnen, den Herrn Juſtizminiſter gebeten, auf die 
Amtsgerichte dahin einzuwirken, daß fie in den Urteilsgründen zum Aus- 
druck bringen, ob es ſich um einen willensſchwachen und haltloſen Menſchen 
handelt. Eine lange Strafliſte wird übrigens mehr für als gegen die Be⸗ 
jahung dieſer Frage ſprechen. Ich mache auf ein bei dem Amtsgericht 
in Bielefeld in Uebung befindliches Verfahren aufmerkſam, dem eine weitere 
Verbreitung zu wünſchen iſt. Es beruht auf einem Suſammenwirken des 
Amtsgerichtes, des Gefängnishilfsvereins und der Arbeiterkolonien und ver⸗ 
folgt ebenfalls den Sweck, anſtelle der Verhängung der korrektionellen Nach. 
haft einen freiwilligen und länger dauernden Aufenthalt in einer Arbeiter⸗ 
kolonie zu ſetzen. Sobald dort ein Bettler oder Landſtreicher dem Amts- 
gericht vorgeführt wird, ladet dieſes einen Vertreter des Gefängnisvereins 
als Sachverſtändigen zur Verhandlung und gibt ihm Gelegenheit, vor der 
Verhandlung durch perſönliche Beſprechung und Einſichtnahme in die Akten 
den Fall kennen zu lernen. In allen geeigneten Fällen wird dann auf 
Ueberweiſung an die Landespolizeibehörde erkannt. Dieſe hat ſich aber 
allgemein mit der Ausſetzung der Ueberweiſung in das Arbeitshaus unter 
der Vorausſetzung einverſtanden erklärt, daß der Bettler oder Candſtreicher 
ſtatt deſſen freiwillig eine (evangeliſche oder katholiſche) Arbeiterkolonie 
aufſucht; es wird ihm eine ſchriftliche Erklärung darüber vorgelegt. Die 
Candespolizeibehörde erhält zwar auch die Akten, iſt aber damit einver⸗ 
ſtanden, daß der Beſtrafte, ohne ihre Entſcheidung abzuwarten, unmittelbar 
nach verbüßter Strafe vom Gerichtsgefängnis aus der Kolonie zugeführt 
wird. Die Zuführung bewirkt der Dertreter des Gefängnisvereins. 

Kommen Sie zu dem Entſchluß, die Ueberweiſung in ein Arbeitshaus 
auszuſetzen, ſo iſt der Beſtrafte alsbald zu einer Erklärung darüber zu 
veranlaſſen, ob er bereit iſt, ſtatt in das Arbeitshaus freiwillig in die für 
ihn in Betracht kommende Arbeiterkolonie einzutreten. Die Erklärung 
iſt ſchriftlich abzugeben. Iſt ſie zuſtimmend, ſo iſt für die Ueberführung 
in die Arbeiterkolonie, andernfalls für die Sejtietung der korrektionellen 
Nachhaft und die Ueberführung in das Arbeitshaus zu ſorgen. Dem Be⸗ 
ſtraften iſt gleichzeitig zu eröffnen, daß die Ausſetzung der Vollſtreckung 
der Nachhaft unter der Dorausjegung ſeines Derbleibens und ſeines Wohl⸗ 
verhaltens in der Kolonie erfolge und daß, wenn er die Holonie während 
der nächſten zwei Jahre ohne Suſtimmung der Kolonieleitung und der 
Landespolizeibehörde verlaſſe, ohne weiteres die Nachhaft feſtgeſetzt und 
unter Umſtänden nach ſteckbrieflicher Verfolgung vollſtreckt werden. 

Der Sentralvorſtand Deutſcher Arbeiterkolonien iſt von mir von der 
vorſtehenden Anordnung mit dem Erſuchen um Benachrichtigung der ein⸗ 
zelnen Arbeiterkolonien verſtändigt und gleichzeitig erſucht worden, bei den 
„großen Kindern“ während ihres Aufenthaltes in den Kolonien das er⸗ 
forderliche Material zu ſammeln und ein pſychiatriſches Gutachten darüber 
herbeizuführen, daß der betreffende Wanderarme wegen Geiſtesſchwäche 
ſeine Angelegenheit nicht zu beſorgen vermag. Das Material und Gut⸗ 
achten ſollen alsdann der Staatsanwaltſchaft zur Herbeiführung der En® 
mündigung vorgelegt werden. 


Der Miniſter des Innern. 
An die Herren Regierungspräſidenten und den Polizeipräſidenten hier. 


Abſchrift überſende ich zur gefälligen Kenntnisnahme mit dem er⸗ 
gebenſten Erſuchen, bei den Provinzialverwaltungen darauf hinzuwirken, 
daß fie auf Erſuchen der Arbeiterkolonieleitung einen ihrer Pſychiater zur 
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Abgabe eines Gutachtens über die Frage, ob bei einem Kolonieinſaſſen 
Geiſtesſchwäche im Sinne des 86 Nr. 1 des B. G. B. vorliegt, zur Der- 
fügung ſtellen. Ich gebe mich der Hoffnung hin, daß die Provinzialver⸗ 
waltungen mit Kückſicht auf die ihnen aus der Äusſetzung der Strafe der 
korrektionellen Nachhaft erwachſende Entlaſtung das gewünſchte Entgegen⸗ 
kommen bezeigen werden. 

Die Tatſache, daß unter den Fürſorgezöglingen zahlreiche willens⸗ 
ſchwache Perſönlichkeiten ſich befinden, gibt mir Deranlaſſung, bei dieſer 
Gelegenheit auf die Notwendigkeit hinzuweiſen, für die rechtzeitige Ent⸗ 
mündigung derjenigen Zöglinge Sorge zu tragen, die nach den bei ihrer Er⸗ 
ziehung gemachten Erfahrungen und nach ſachverſtändigem Urteil wegen 
geiſtiger Gebrechen außerſtande ſind, ſelbſtändig und ohne zu ſtraucheln 
durchs Leben zu gehen. Die Provinz Hannover iſt bereits vor mehreren 
Jahren in dieſer Richtung vorgegangen und hat befriedigende Erfolge erzielt. 
Auf Grund der abgegebenen pſychiatriſchen Gutachten iſt die Staatsanwalt⸗ 
ſchaft zur Stellung von Entmündigungsanträgen bereit geweſen und die 
Gerichte haben den Anträgen entſprochen. Wenn inzwiſchen auch andere 
Provinzialverwaltungen die gleichen Wege beſchritten haben, ſo erſuche ich 
gleichwohl, die betreffenden Derwaltungen auf die Bedeutung der recht⸗ 
zeitigen Entmündigung geiſtesſchwacher Söglinge hinzuweiſen. Es iſt in 
einer ſolchen Maßnahme nicht nur eine Wohltat für den einzelnen Zögling, 
fondern auch ein Gewinn für die Allgemeinheit zu erblicken, die vor Schä— 
digung und Kechtsbruch durch jenen bewahrt bleibt. 

Berlin, den 23. November 1916. 

Der Miniſter des Innern. 
An die Herren Oberpräſidenten. 
b*). 

Das Elend der zahlreichen „großen Kinder“ unter den Wanderarmen, 
d. h. der willensſchwachen Wanderer, die infolge ihrer Willensſchwäche zu 
einer geregelten Lebensführung unfähig ſind, infolgedeſſen dauernd ein un⸗ 
ſtetes Wanderleben führen, großenteils immer wieder von neuem wegen 
Candſtreichens oder Bettelns dem Strafrichter oder Arbeitshaus verfallen 
und ſich der nachhaltigen Einwirkung der ihnen Aufnahme gewährenden 
Arbeiterkolonien immer wieder, vom Wanderdrang getrieben, entziehen, 
iſt auf der Tagung der drei Wandererfürſorgeverbände am 14. Oktober 
1915 im Anſchluß an Referate der Herren Paſtor Onnaſch-Hoffnungstal 
und Paſtor Friedr. v. Bodelſchwingh-Bethel eingehend erörtert worden (ſiehe 
Aufzeichnung über dieſe Tagung S. 34 ff.). Die Derfammlung wählte 
eine Kommiſſion, welche die zur Bekämpfung des Elends der „großen 
Kinder“ erforderlichen Schritte beraten ſollte. Dieſe Kommiſſion hat an 
den Herrn Miniſter des Innern die Bitte gerichtet, die in dem Referat des 
Herrn Paſtors Onnaſch vorgeſchlagenen Maßregeln zu ergreifen. In ſehr 
dankenswerter Weiſe hat der Herr Miniſter des Innern dieſer Bitte durch 
den in einem Abdruck beiliegenden Erlaß an die Königlichen Regierungs- 
präſidenten und Oberpräſidenten vom 23. November d. Is. entſprochen. 

In dieſem Erlaß werden die Herren Regierungspräfidenten erſucht, 
die Vollſtreckung der korrektionellen Nachhaft bei ſolchen wegen Land⸗ 
ſtreichens oder Bettelns verurteilten Perſonen auszuſetzen, welche entweder 
1. als große Kinder anzuſehen find und nur durch dauernden Aufenthalt in 
einer kirbeiterkolonie oder einer ähnlichen Fürſorgeanſtalt verſorgt und 


*) Mitgeteilt den Oberpräſidenten, den Regierungspräſidenten und dem 
Poligeipräfidenten Berlin durch Verfügung des Miniſters des Innern vom 
24. Dezember 1916. (Amtl. Anmerk.) 
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vor völliger Derwahrlofung geſchützt werden können, oder 2. noch nicht 
häufiger wegen Bettelns oder Landſtreichens beſtraft und noch nicht oder 
wenigſtens nicht häufiger der Landespolizeibehörde überwieſen ſind, und 
bei denen nach Lage des Einzelfalls zu hoffen iſt, daß fie durch den Aufent- 
halt in der Fürſorgeanſtalt gebeſſert und zu einwandfreier Lebensführung 
erzogen werden können. 

Ferner wird in dem Erlaß darauf hingewieſen, daß es ſich dringend 
empfiehlt, für alle in Arbeiterkolonien oder ähnlichen Fürſorgeanſtalten 
untergebrachten großen Kinder, die laut ärztlichem Gutachten infolge von 
Geiſtesſchwäche ihre Angelegenheiten nicht zu beſorgen vermögen (§ 6 Ur. 1 
des Bürgerlichen Geſetzbuches), bei der Staatsanwal ſchaft die Herbeiführung 
der Entmündigung anzuregen, damit demnächſt der Entmündigte auch gegen 
ſeinen Willen in der Fürſorgeanſtalt feſtgehalten werden kann. 

Endlich weiſt der herr Miniſter die herren Oberpräſidenten darauf 
hin, daß es bei denjenigen minderjährigen Fürſorgezöglingen, welche ſich 
infolge ihrer Willensſchwäche als unfähig erwieſen haben, geboten iſt, 
rechtzeitig, bevor ſie großjährig werden, die Entmündigung herbeizuführen. 

Für die erfolgreiche Durchführung der von dem herrn Miniſter des 
Innern angeregten Maßregeln wird es von weſentlicher Bedeutung ſein, 
daß neben den beteiligten Behörden auch die Leiter der Arbeiterkolonien 
ſich die Erfüllung der ihnen auf dieſem Gebiete zufallenden Aufgaben mit 
vollſter hingebung angelegen ſein laſſen. 

Wird bei einem wegen Bettelns oder LCandſtreichens zur Meberweiſung 
an die Candespolizeibehörde Verurteilten die Vollſtreckung der Nachhaft im 
Arbeitshaufe vorläufig ausgeſetzt, weil er ſich zum Eintritt in eine Ar⸗ 
beiterkolonie bereit erklärt hat, und wird er dementſprechend einer Ar- 
beiterkolonie zugeführt, jo erwächſt dem Kolonieleiter zunächſt die Pflicht, 
dieſen Koloniſten ſo zu beeinfluſſen, daß er ſich tadellos führt, und daß nicht 
etwa wegen ſeiner ſchlechten Führung die Dollitrekung der Nachhaft ver⸗ 
anlaßt werden muß. Beträgt ſich gleichwohl der Kolonijt in der Kolonie 
jo tadelhaft, daß die Vollſtreckung der Nachhaft geboten erſcheint, oder 
verläßt er während der nächſten zwei Jahre nach feiner Ueberweiſung 
an die Candespolizeibehörde eigenmächtig die Kolonie, jo iſt demjenigen 
Regierungspräſidenten, an den er vom Strafrichter überwieſen iſt, um⸗ 
gehend Anzeige zu erſtatten. Sollte es ſich im Einzelfalle nach Anſicht 
des Kolonieleiters empfehlen, daß ein eigenmächtig aus der Kolonie Ent« 
wichener nicht ins Arbeitshaus geſperrt, ſondern verſuchsweiſe noch einmal 
der Kolonie zugeführt wird, jo würde der Kolonieleiter dem Regierungs⸗ 
präſidenten gleichzeitig mit der Meldung über die Entweichung des Kos 
loniſten einen ent prechenden Vorſchlag zu unterbreiten haben. 

Beſonders wichtig iſt es, daß der Kolorieleiter in ſolchen Fällen, wo 
ihm die Entmündigung eines Roloniſten wegen Geiſtesſchwäche geboten 
erſcheint, rechtzeitig die erforderlichen Schritte einleitet. Zu dieſem Swecke 
wird er zunächſt alle Tatſachen, die nach ſeiner eigenen Beobachtung für 
die Notwendigkeit der Entmündigung ſprechen, und alles, was er nach 
dieſer Richtung aus dem Dorleben des Koloniſten hat ermitteln können, 
zuſammenzutragen und demnächſt bei der Landesdirektion (dem Herrn Lan: 
deshaupt nann) unter Beifügung des gefamme ten Mat rials anzuregen haben, 
daß ein ärztlicher Sachverſtändiger mit der Erſtattung eines Gutachtens 
beauftragt wird. Lautet dieſes Gutachten dahin, daß bei dem Koloniſten 
Geiſtesſchwäche im Sinne des 8 6 Nr. 1 des Bürgerlichen Geſetzbuches 
vorliegt, ſo wäre alsbald das geſammelte Material und das ärztliche Gut⸗ 
achten der Staatsanwaltſchaft zur Herbeiführung der Entmündigung vor 
zulegen. 
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Die Vereinsvorſtände bitte ich ergebenſt, den Kolonieleitern von dem 
anliegenden Erlaß des Herrn Miniſters des Innern und von meinen vor⸗ 
stehenden Ausführungen Kenntnis zu geben. 

Berlin, den 6. Dezember 1916. 

Sentralvorſtand deutſcher Arbeiterkolonien. 
An die im Königreich Preußen tätigen Arbeiterkolonievereine. 


1916. 31. Dezember). 


Veröffentlichung von Ausführungs beſtimmungen ' 
auf dem Gebiete ver Kriegswirtſaſt. Vom 22. D zember 1916. 


M. J. (m. Bl. 1917 S. 10.) 


Es ſind hier wiederholt Klagen darüber geführt worden, daß die 
Ausführungsbeitimmungen zu den vom Bundesrat, vom herrn Reichskanzler 
oder einer ſonſtigen Reichsiteile erlaſſenen kriegswirtſchaftlichen Derordnungen 
und Bekanntmachungen nicht immer in genügender Weiſe zur Kenntnis 
der Allgemeinheit gelangen. 

a Ich beſtimme deshalb, daß fortan alle von den preußiſchen Zentral. 

behörden auf dem Gebiete der Kriegswirtſchaft erlaſſenen Ausführungsbe⸗ 
ſtimmungen, ſoweit nicht im Einzelfalle Abweichendes ausdrücklich ange⸗ 
ordnet iſt, unverzüglich durch die nächſte Nummer der Regierungsamts- 
blätter, Kreisblätter und gleichſtehenden Blätter zu veröffentlichen ſind. 
Begleiterlaſſe, mit denen den Behörden die Husführungsbeſtimmungen über⸗ 
ſandt werden, ſind nicht zu veröffentlichen. 


An die Herren Oberpräſidenten und Regierungspräſidenten. 


1916. 31. Dezember“). 


Anderweite Regelung des Verkehrs mit Web⸗, Wirk⸗, Strick⸗ 
und Schuhwaren uſw. Vom 25 Dezember 1916. 


M. H. G. m. J. (m. Bl. des Innern 1917 S. 11.) 


Es erhielten Euere pp. — die Herren Regierungspräfidenten — je 
ein Stück der Verordnung des Bundesrats über die anderweite Regelung 
des Verkehrs mit Web⸗, Wirk⸗, Strick⸗ und Schuhwaren, auch des gewerbs⸗ 
mäßigen Handels mit getragenen Kleidungs- und Wäſcheſtücken und ge⸗ 
tragenen Schuhwaren vom 25. Dezember 1916 mit der dazu. gehörenden 
Bekanntmachung des herrn Reichskanzlers vom gleichen Tage und den 
Klusführungsbeſtimmungen der Reichsbekleidungsitelle — ſoweit erforderlich 
— zur gefälligen ſofortigen weiteren Veranlaſſung. N 

Als Kommunalverbände im Sinne der Bekanntmachung über den Der- 
kehr mit getragenen Kleidungs- und Wäſcheſtücken und getragenen Schuh⸗ 
waren gelten die Stadt⸗ und Landhreiſe. Durch die angeordneten Maß⸗ 
nahmen ſoll bezweckt werden, in möglichſt großem Umfange zwar getragene 
aber gebrauchsfähige und wohlfeile Kleidungsſtücke und Schuhwaren für 
die minderbemittelte Bevölkerung zu gewinnen, um dadurch die noch vor⸗ 
handenen Vorräte zu ſtrecken. Den Kommunalverbänden wird im weſent⸗ 
lichen nur die Verpflichtung auferlegt, ſich bei der Durchführung des ge⸗ 
ſamten, ſich hieraus ergebenden Betriebes nach den von der Reichsbeklei⸗ 
dungsſtelle gegebenen Ausführungsbeitimmungen, durch die eine gewiſſe 
Einheitlichkeit jn der Ausführung dieſes Wirtſchaftsbetriebes gewährleiſtet 


— 
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werden foll, zu richten. Im übrigen follen die Kommunalverbände — Stadt 
und Landkreiſe — aber den Betrieb ſelbſtändig und auf eigene Verantwor⸗ 
tung, insbeſondere auch in wirtſchaftlicher Beziehung einrichten und durch⸗ 
hole Da die Einführung des Bewirtſchaftungsmonopols für getragene 

leidungs⸗ und Wäſcheſtücke und Schuhwaren für die Kommunalverbände 
sofort erfolgt iſt, iſt an die Einrichtung von Annahmeſtellen und alsdann 
an die Inſtandſetzung der geſammelten getragenen Kleidungsſtücke unver⸗ 
züglich heranzutreten. Die wiederhergeſtellte Bekleidung iſt der minder⸗ 
bemittelten Bevölkerung ſobald als irgend möglich käuflich zugänglich zu 
machen. 


An den Herrn Oberpräſidenten in Potsdam und die Herren Regierungspräſi⸗ 
denten; abſchriftlich an die übrigen Herren Oberpräſidenten. 


1916. 31. Dezember)). 


Ausgabe von Bezugs ſcheinen für Web⸗, Wirk⸗ und Strickwaren 
Vom 13. Dezember 1916. 


m. 3. (m. Bl. 1917 S. 12.) 


Es iſt die Wahrnehmung gemacht worden, daß Bezugsſcheine auf 
Web-, Wirk⸗ und Strickwaren von einzelnen Behörden ohne jeglichen Aus- 
weis über die Perſönlichkeit des Nachſuchenden erteilt worden ſind. Da 
hierdurch Betrügereien beiſpielsweiſe durch Abgabe von Bezugsſcheinen auf 
den Namen völlig Unbeteiligter nicht ausgeſchloſſen find, erſuche ich ergebenſt, 
die beteiligten Behörden gefälligſt anzuweiſen, die Ausgabe von Pezugs⸗ 
ſcheinen — ſoweit dies nicht bereits jetzt geſchieht — von der Vorlage eines 
geeigneten klusweiſes — polizeiliche Anmeldung, Steuerzettel, Militärpa⸗ 
piere und dergleichen — abhängig zu machen. 


An den Herrn Oberpräſidenten in Potsdam und die Herren Regierungspräſi⸗ 
denten. 


1916. 31. Dezember“). 


Einfuhr von Käſe aus den Niederlanden. Vom 15. Dezember 1916. 
m 9. G. F. m. m. J. (m. Bl. des Innern 1917 S. 12.) 


Auf Grund des §8 8a der Bekanntmachung des Keichskanzlers über 
die Einfuhr von Käſe vom 11. März 1916 in der Faſſung der Bekannt⸗ 
machung vom 16. Augujt 1916 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 31 und S. 954) wird 
angeordnet 

1. Die Einfuhr von Käſe aus den Niederlanden iſt nur auf dem Eiſen⸗ 
bahnweg und nur über die Grenzſtationen Weener, Bentheim, Cmmerich 
und Cranenburg geſtattet. Die Einfuhr über andere Stationen iſt verboten. 

2. Die Einfuhr von Käje aus den Niederlanden außerhalb des Bahn- 
verkehrs, insbeſondere über die Landjtraßen ſowie im Schiffsverkehr iſt 
verboten. 

Dorjtehende Anordnung iſt in den Regierungsamtsblättern zu ver 
öffentlichen. 

An die Herren Regierungspräſidenten und den Herrn Oberpräſidenten für 
Berlin in Potsdam. 
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Zahlung der Familien unterſtützungen an Flädilingsfamilien. 
Vom 9. Dezember 1916. 


m. 3. (m. Bl. 1917 S. 13.) 


Mit Kückſicht darauf, daß die Cieferungsverbände des gewöhnliche‘ 
Aufenthaltsortes der Flüchtlingsfamilien jetzt ausnahmslos wieder in der 
Lage find, die Kriegsfamilienunterſtützungen zu leiſten, verden die dieſe.“ 
halb ergangenen Sonderbejtimmungen, insbeſondere die Erlaſſe vom 2". 
August 1914), vom 1. November 19145), zu Abſchnitt II Siffer 3 Abſ. 3 
und vom 22. Dezember 1914, unter Siffer 2, hierdurch oom J. ie 
1917 ab aufgehoben. 

Die nach § 4 des Familienunterſtützungsgeſetzes vom 28. Sebruar 
1888/4. Auguit 19143) verpflichteten Cieferungsverbände haben die Fa⸗ 
milienunterſtützungen demgemäß an die Angehörigen der in den Dienſt 
eingetretenen Mannſchaften auch dann weiterzuzahlen, wenn die infolge 
der kriegeriſchen Ereigniſſe Geflüchteten noch nicht wieder in ihre Heimat 
zurückgekehrt ſind. 

Hinſichtlich der für die Zeit bis zum 31. Dezember d. Is. an Flücht⸗ 
linge gezahlten beſtimmungsmäßigen Mindeſtſätze der Familienunterſtützungen 
haben die Cieferungsverbände des Sufluchtsortes einen Erſtattungsanſpruch 
gegen dos Reich. 

Don den verpflichteten heimatlichen Cieferungsverbänden ſind den Cie⸗ 
ferungsverbänden des Sufluchtsortes nur die bis zum 31. Dezember d. Js. 
über dieſe Mindeſtſätze hinaus gewährten Suſatzunterſtützungen zu erſtatlen. 
Haben die Cieferungsverbände des Sufluchtsortes oder die betreffenden Ge⸗ 
meinden jedoch für die geleiſteten Zuſatzunterſtützungen aus den für Uriegs⸗ 
wohlfahrtzwecke bereitgeſtellten Reichs⸗ und Staatsmitteln bereits Beihilfen 
erhalten, jo tritt die Erſtattungspflicht der heimatlichen Lieferungsverbände 
nur noch bezüglich des Keſtes der durch die Beihilfen nicht gedeckten Zu⸗ 
ſatzunterſtützungen ein. 


An die Herren Regierungspräjidenten und den Herrn Oberpräſident in 
Potsdam. 


1916. 31. 8 


Zahlung der Familien unterſtützung beim unberechtigten Aufenthalts wechſel 
Bom 14. Dezember 1916. 


M. J. (m. Bl. 1917 S. 14.) 


Es iſt nicht zu verkennen, daß die von dem ne in H. beanſtandete 
Entſcheidung in der Befchwerbejach der Familie F., früher im Bezirk 
des Lieferungsverbands G., jetzt in Hh. wohnhaft, die Erreichung des 
Zweckes der Beſtimmung in § 6 Abſ. 1 Satz 2 der Bundesrats-Derordnung 
vom 21. Januar 1916, der Landflucht zu ſteuern, vereiteln, jedenfalls er⸗ 


) Datum der Herausgabe des Miniſterialblattes. 

) Dieſer Erlaß iſt im Min. Bl. nicht veröffentlicht. Nach ihm ſollten 
die Kriegsfamilienunterſtützungen an Flüchtlingsfamilien von den Lieferungs⸗ 
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ſchweren kann. Wenn ich in Einzelfällen bisher gleichwohl bei Aufenthalts⸗ 
wechſel aus nicht berechtigten und dringenden Gründen auf die Hotwen- 
digkeit des Eintretens der Kriegswohlfahrtspflege an dem neuen Aufenthalts: 
orte hingewieſen habe, ſo iſt dies im weſentlichen in der Erwägung ge⸗ 
ſchehen, daß die Freizügigkeit auch den Kriegerfrauen nicht beſchränkt 
werden dürfe und daß die Inanſpruchnahme der Armenpflege vermieden. 
werden müſſe. Der Antrag des Magiſtrats in ). vom 20. v. Mts., eine 
grundſätzliche Entſcheidung zu treffen, hat mir Deranlaſſung geboten, die 
Frage einer Nachprüfung zu unterziehen. Nach deren Ergebnis wird an 
der bisher vertretenen Auffalfung nicht mehr feligehalien. Liegen berech⸗ 
tigte und dringende Gründe für einen Kufenthaltswechſel nicht vor, jo kann 
auch der Gemeinde des Suzugsortes nicht zugemutet werden, eine etwa 
durch die bisher gewährten Unterſtützungen nicht behobene Bedürftigkeit 
zu beſeitigen. Es bleibt vielmehr, um dem Swecke der gegebenen Dor- 
ſchriften (vgl. namentlich Erläuterungen zu $ 6 in dem Runderlaß vom 
30. Januar d. Js.) 2) gerecht zu werden, nur übrig, den unberechtigter⸗ 
weiſe zugezogenen Perſonen eröffnen zu laſſen, daß fie auf eine Crhöhung 
der Unterſtützungen des verpflichteten Cieferungsverbandes nicht zu rech⸗ 
nen, auch weitere Zuwendungen am Suzugsorte nicht zu erwarten hätten. 
Um den Familien die Rückkehr nach dem bisherigen Wohnorte zu er: 
möglichen, werden die Keiſekoſten für die Kückreiſe zu gewähren fein. 
Sie ſind von dem verpflichteten Cieferungsverbande zu erſtatten. 

Euere Hochwohlgeboren erſuche ich ergebenſt, den Magiſtrat in h. 
nach Vorſtehendem zu beſcheiden und ihn zu veranlaſſen, im Falle F. 
entſprechend zu verfahren. Der Regierungspräfident in B. iſt benach⸗ 
richtigt worden. 

An den Herrn Regierungspräjidenten in Merſeburg; abſchriftlich an die 
übrigen Herren Regierungspräſidenten. 


1916. 31. Dezember“). 


Krankenverſicherung. Vom 7. Dezember 1916. 
M. LC. D. F. (M. Bl. L. D. F. 1917 8. 6.) 


In meiner Allgemeinen Verfügung vom 26. Dezember 1915 habe 
ich zum Zwecke der Befreiung von der Derſicherungspflicht nach 8 169 
der Reichsverſicherungsordnung den Anſpruch auf „Krankenhilfe“, die Wo⸗ 
chengeld und Sterbegeld nicht umfaßt, den in fishaliſchen, landwirtſchaft⸗ 
lichen (forſtwirtſchaftlichen) Betrieben beſchäftigten Verſicherungspflichtigen 
gewährleiſtet, denen außerhalb der nach den Miniſterialbeſchlüſſen von 
1901/1903 geordneten vertraglichen Krankenfürſorge unentgeltliche ärztliche 
Behandlung zugeſichert iſt, oder auf die beſtehenden Arztverträge An- 
wendung finden. Die Befreiung iſt zur Ausnutzung der Arztverträge und 
auch deshalb erfolgt, weil es zweifelhaft war, ob die Krankenkajjen 
infolge der Meinungsverſchiedenheiten mit den Kerzten in der Lage ſein 
würden, die ärztliche Derjorgung ſicher zu ſtellen. Bei Handhabung der 
Befreiung haben ſich neuerdings Schwierigkeiten dadurch ergeben, daß be⸗ 
freite Arbeiterinnen auch die Kriegswochenhilfe beanſpruchten. Ich er⸗ 
kläre mich daher damit einverſtanden, daß, ſoweit nicht beſtehende Arzt⸗ 
verträge die Aufrechterhaltung der Befreiung angezeigt erſcheinen laſſen, 
die bisher befreiten in fiskaliſchen landwirtſchaftlichen Betrieben Beihäk 


) Derwaltungsvorſchriften Jahrgang 1916 I S. 48. 
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tigten ohne Beamteneigenſchaft bei der zuſtändigen Krankenkaſſe ange⸗ 
meldet werden. In den Fällen, in denen die geſetzlichen Dorausjegungen 
gegeben find iſt hierbei von der Ermächtigung des § 420 K. D. O. Gebrauch 
zu machen. 


1916. 31. Dezember). 


Jörderung der Kaninchenzucht. Vom 27. November 1916. 
M. L. D. F. (m. Bl. L. D. F. 1017 S. 8.) 


An alle Candwirtſchafts kammern (außer Halle a. S.) und die Sentralſtelle 
des Vereins für Candwirtſchaft und Gewerbe in Hohenzollern zu Sig⸗ 
maringen und das Königlich Preußiſche Candes⸗Oekonomiekollegium. 

In meinem Erlaſſe vom 29. März 1916**) war darauf hingewieſen, 
daß größere allgemeine Kaninchenausſtellungen als Mittel zur ſchnellen 
Förderung der Kaninchenhaltung zurzeit kaum in Betracht kommen kön⸗ 
nen; dies würde eher für kleinere örtliche Schlachtkaninchenſchauen zutref⸗ 
fen, bei denen den Kaninchenhalterp gleichzeitig belehrende Vorträge ge⸗ 
halten werden können. 

Dieſe Beſtimmung bringe ich erneut in Erinnerung, da ſie bei ein⸗ 
zelnen Kammern anſcheinend in ODergeſſenheit geraten iſt. Es beſteht auch 
jetzt noch die Befürchtung, daß der rein ſportliche Charakter der Ka= 
ninchenzucht zu ſtark in den Dordergrund tritt mit dem mehr oder minder 
unverhüllten Siele, die „Raſſetiere“ zu „Raſſezucht“⸗-Preiſen an die Schlacht⸗ 
kaninchenzüchter und -halter zu verkaufen. Dadurch werden aber die 
ohnehin ſchon ſehr hohen Kaninchenpreiſe noch weiter in die höhe ge⸗ 
trieben. Ich erſuche daher nochmals, allgemeine Kaninchenausſtellungen 
für größere Bezirke während des Krieges keinesfalls zu fördern, viel⸗ 
mehr nur ſolche mehr örtlichen Charakters zu unterſtützen. Mit dieſen 
könnten unter Umſtänden Kaninchenmärkte verbunden werden ſowohl für 
zur Maſt oder zur Sucht beſtimmte Jungtiere als auch für ſchlachtreife 
Maſttiere. Durch öffentlichen Derkauf der letzteren ſowie von Kojtproben 
dürfte es vielfach möglich fein, das allgemeine Intereſſe und Derjtändnis 
für Kaninchenfleiſch dauernd zu wecken. 

Mit Rückſicht auf die überaus ſtarke Inanſpruchnahme der Eiſenbahn 
und deren großen Perſonalmangel iſt von der Erbittung der Frachtfreiheit 
abzuſehen. Dies kann bei den mehr örtlichen Schauen um ſo mehr ge⸗ 
ſchehen, als bei ihnen die Bedeutung der Frachtkoſten ganz in den Hin⸗ 
tergrund tritt. 

Was die Kaſſenfrage anbetrifft, jo will ir; während der Kriegszeit 
trotz einer wieder an mich ergangenen Anregung davon abſehen, die in 
den einzelnen Kammerbezirken bei der Preisverteilung zu berückſichtigenden 
Raſſen ſchon jetzt feſtzuſetzen. Ich verweiſe erneut auf die Ausführungen 
meines eingangs erwähnten Erlaſſes, wonach die zu Schlachtzwecken ge⸗ 
eignetſten mittelgroßen und einfarbigen Wirtſchaftskaninchenraſſen in al⸗ 
lererſter Linie zu berückſichtigen find. Unbedingt auszuſchließen find alle 
in erſter Linie auf „Zeichnung“ gezüchtete Raſſen, z. B. die ſogenannten 
Holländer⸗Kaninchen, bei denen nach den vom Landesverband Preußiſcher 
Kaninchenzüchter herausgegebenen Beſtimmungen von 100 Bewertungspunk- 
ten nicht weniger als 60 allein auf Seichnung entfallen. 

Derartige wirtſchaftlich ganz wertloſe Sportzüchtereien müßten in Su⸗ 
kunft möglichſt ganz ausgeſchaltet werden, wenn die deutſche Kaninchen⸗ 


— 
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zucht ſich einen gebührenden Platz in der Tierzucht und Fleiſchverſorgung 
Deutſchlands erringen will. Die endgültige Stellungnahme zur Rajjefrage 
behalte ich mir vor, bis es möglich ſein wird, die vielfachen und wert⸗ 
vollen Erfahrungen und Lehren des Krieges dabei voll auszunutzen. 

Im übrigen gilt das vorſtehend über die Kaninchen Ausgeführte 
finngemäß auch für das Ausitellungs- und Raſſeweſen beim Geflügel. 


1916. 31. Dezember“). 


Ausfuhrverbot für Kaninchen. Vom 2. Dezember 1916. 
M. L. D. §. (M. Bl. C. D. F. 1917 8. 9.) 


An ſämtliche Herren Regierungspräfidenten. 


Abſchrift. N 

Ein Ausfuhrverbot für Kaninchen beſteht bereits (j. Derordnung vom 
31. Juli 1914 Keichs⸗Geſetzbl. S. 259 und Nr. 178 des Keichsanzeigers 
von demſelben Tage). 

Der Herr Reichskommijjar für die Ein⸗ und Ausfuhrbewilligung iſt 
erſucht worden, Ausfuhrbewilligungen nur in den dringendſten Ausnahme- 
fällen zu erteilen. Ich ſtelle anheim, die Landwirtſchaftskammer auf 
ihren Bericht vom 10. November d. J. entſprechend zu beſcheiden. 


An den herrn Oberpräſidenten in Magdeburg. 
Abſchrift überſende ich zur gefälligen Kenntnisnahme. 


1916. 31. Dezember“). 


Verkehr mit Saatkartoffeln. Vom 4. Dezember 1916. 
m. L. D. F. (M. Bl. C. D. F. 1917 S. 10.) 


An die Landwirtichaftskammern und die Sentralſtelle des Vereins für 
Landwirtſchaft und Gewerbe in Hohenzollern zu Sigmaringen. 


Abſchrift. 
Der Präſident des Kriegsernährungsamts. 
Berlin, den 25. November 1916. 

Durch die Derordnung über Saatkartoffeln vom 16. November 1916 
(Reichs⸗Geſetzbl. S. 1281) iſt der Derkehr mit Saatkartoffeln aus der 
Ernte 1916, abgeſehen von dem Abſatz innerhalb des Kommunalverbandes, 
in die Hand von landwirtſchaftlichen Berufsvertretungen gelegt worden. 
Um die Kontrolle darüber zu wahren, welche Mengen von Saatkartoffeln 
auf Grund der neuen Dorſchriften aus den Kommunalverbänden ausge⸗ 
führt und in die Kommunalverbände eingeführt werden, iſt es geboten, 
daß die landwirtſchaftlichen Berufsvertretungen über den geſamten Saat⸗ 
gutverkehr, ſoweit er durch fie erfolgt, die Candes⸗ und Provinzialkartoffel⸗ 
ſtellen in Kenntnis ſetzen. Die Reichskartoffelſtelle wird ihrerſeits von 
den Landes- und Provinzialkartoffelſtellen allwöchentlich über dieſen Saat⸗ 
gutverkehr Bericht einfordern. Ich darf daher ergebenſt erſuchen, An- 
ordnung treffen zu wollen, daß die Landes⸗ und Provinzialkartoffelſtellen 
durch die landwirtſchaftlichen Berufs vertretungen fortlaufend genaue Kennt⸗ 
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nis über den Saatkartoffelverkehr erhalten, damit fie den Anforderungen 

der Reichskartoffelſtelle entſprechen können. 

An ſämtliche Bundesregierungen (für Preußen: Miniſterium für Land⸗ 
wirtſchaft, Domänen und Forſten) und den Herrn Statthalter in Elſaß⸗ 
Lothringen. 

1916. 31. Dezember). 

Aus fährungsbeſtimmungen zur Verordnung über Futtermittel 

vom 5. Oktober 1916 (R. ichs Geſetzbl. S. 1103). Vom 5. Dezember 1916 

M. 9. G6. M. L. D. F. M. J. (M. Bl. C. D. F. 1917 S. 10.) 

1. Saatiteile. Die in 8 2 Abſ. 2 Nr. 3 erwähnte, von den Lan⸗ 
deszentralbehörden zu bezeichnende Saatitelle iſt die Saatitelle der Land- 
wirtſchafts kammer des Bezirkes, aus dem die Lieferung zu erfolgen hat 
oder die Saatſtelle der Deutſchen Candwirtſchafts⸗Geſellſchaft in Berlin. 

2. Saatgut. 

a) „Anerkanntes Saatgut“ find ſolche Hülſenfrüchte (kickerbohnen, 
Peluſchken, Wicken und Lupinen, die übrigen Hülsenfrüchte näm⸗ 
lich Erbſen, Speiſebohnen und Linſen fallen unter die Derord- 
nung vom 29. Juni 1916) aus anerkannten Saatgutwirtſchaften, 
auf welche ſich die Anerkennung erſtreckt. Als anerkannte Saat⸗ 
gutwirtſchaften gelten ſolche Wirtſchaften, die in der Sondernum⸗ 
mer des gemeinſamen Tarif-Derkehrsanzeigers für den Güter⸗ 
und Tierverkehr im Bereiche der Preußiſch-heſſiſchen Staatseiſen⸗ 
bahnverwaltung, der Militäreiſenbahnen, der Mecklenburgiſchen 
und Oldenburgiſchen Staatseiſenbahnen und der Norddeutſchen Pri⸗ 
vateiſenbahnen vom 16. September 1916 nebſt Nachträgen, Era 
gänzungen und Berichtigungen aufgeführt ſind. 

b) Als Saatgut gelten ferner ſolche Hülſenfrüchte, die durch eine 
Saatſtelle als zur Saat geeignet erklärt ſind. 

3. Suſtändige Behörde im Sinne der SS 6 und 8 iſt der Landrat 
(Oberamtmann) — in Stadtkreiſen der Gemeindevorſtand — des Bezir⸗ 
Res, aus dem die Lieferung zu erfolgen hat. a 

4. Ein Schiedsgericht im Sinne des 8 7 wird für jede Provinz in 
der Provinzial⸗hauptſtadt, in Heſſen⸗Naſſau für jeden Regierungsbezirk am 
Sitze jeder Landwirtſchaftskammer eingeſetzt. 

Das Schiedsgericht beſteht aus einem Vorfitzenden und vier Mitgliedern. 

Den Dorſitzenden ernennt auf Dorſchlag der Landwirtſchaftskammer 
der Provinz der Königlich Preußiſche Miniſter für Landwirtſchaft, Do: 
mänen und Forſten. Die Mitglieder und deren Stellvertreter ernennt die 
Candwirtſchaftskammer. 

Das Schiedsgericht entſcheidet in einer Beſetzung von vier mitgliedern 
außer dem Dorjigenden. 

Die Bezugsvereinigung der deutſchen Landwirte iſt von den Sitzungen 
des Schiedsgerichts zu benachrichtigen. Sie iſt befugt, Vertreter ohne Stimm⸗ 
recht zu denſelben zu entſenden. 

Bei Entſcheidungen des Schiedsgerichts über die Ungemeſſenheit des 
Preiſes (S 7 Abſ. 2) iſt ausſchließlich der Gehalt und die Beſchaffenheit 
der Ware zur Seit des Gefahrüberganges maßgebend. Anſchaffungspreis, 
Zinſen, Unkoſten oder Gewinn bleiben außer Betracht. 

Die geſetzlich beſtimmten Grenzpreiſe gelten — auch ſoweit ſie nicht 
ausdrücklich durch eine beſtimmte Beſchaffenheit der Ware bedingt ſind — 
als angemeſſen für geſunde Ware von mittlerer Art und Güte frei Eiſen⸗ 
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bahnwagen oder Schiff (nach Wahl der Bezugsvereinigung) Derladeitelle 
des Eigentümers. Entſpricht die Ware diefer Dorausſetzung nicht, fo hat 
ein entſprechender Preisabſchlag einzutreten. 

Die Preiſe ſtellen die Grenze dar, die bei den Entſcheidungen nicht 
überſchritten werden darf. Wird dem Eigentümer dieſer Preis geboten, 
bedarf es, falls er gleichwohl die Feſtſetzung des Preiſes beantragt, vor 
der Entſcheidung einer ſachlichen Nachprüfung nicht. 

Vor der Entſcheidung iſt die Bezugsvereinigung zu hören. 

5. Nommunalverbände im Sinne der Derordnung find die Stadt⸗ 
und Landkreiſe oder die größeren Verbände, zu denen eine Anzahl von 
Kommunalverbänden ſich zum Swecke der Futtermittelverſorgung zuſam⸗ 
menſchließen. Bei der Bildung ſolcher Derbände hat das Landesamt für 
Futtermittel mitzuwirken. Der Reichsfuttermittelſtelle und der Bezugs- 
vereinigung iſt unverzüglich Mitteilung zu machen. 


1916. 31. Dezember“). 


Verkehr mit Milch. Vom 6. Dezember 1916. 
m. 3. m. 5. G. m. C. d. §. (m. Bl. L. D. F. 1917 S. 11.) 


An die Preußiſche Landesfettitelle hier. 

Die Preußiſche Landesfettſtelle wird ermächtigt, die den Landeszentral- 
behörden in § 9 der Bekanntmachung über die Bewirtſchaftung von Milch 
und den Verkehr mit Milch vom 3. Oktober 1916 (Keichs⸗Geſetzbl. S. 
1100) vorbehaltenen Befugniſſe auszuüben. 


1916. 31. Dezember). 


Mnsführungeanweiſunng zur Bekanntmachung über Kohlräben 
vom 1. Dezember 1916. Vom 7. Dezember 1916. 


M. J. M. h. G. M. L. D. §. (m. Bl. L. D. F. 1017 8. 11.) 


Gemäß $ 19 der Bekanntmachung über Kohlrüben vom 1. Dezember 
1916 (KReichs⸗Geſetzbl. S. 1316) wird zu deren Ausführung hiermit fol⸗ 
gendes beſtimmt: 

A. Allgemein. N 

Höhere Derwaltungsbehörde iſt der Regierungspräſident, für Berlin 
der Oberpräſident. Kommunalverbände find die Stadt: und Landkreiſe. 
Die Gemeindeverfaſſungsgeſetze beſtimmen, wer als Gemeinde und als Dor- 
ſtand der Gemeinde anzuſehen iſt; die Gutsbezirke werden den Gemeinden 
gleichgeſtellt. Die den Kommunalverbänden und Gemeinden übertragenen 
Anordnungen ſind durch deren Dorftände zu erlaſſen. 


B. Im einzelnen. 
1. Beſchlagnahme. 
Zu § 1: Die Beſchlagnahme ergreift auch die bereits in die Bedarfs⸗ 
gemeinden eingeführten Dorräte, die fi im Beſitze von Händlern befinden. 
Deräußerungen können nach § 2 Abſ. 1 mit Genehmigung des Kom- 
munalverbandes erfolgen. Dabei find die nach 8 14 für die Gebrauchs⸗ 
regelung getroffenen Anorönungen zu beachten. 
Zu 82 Abſ. 2: Suſtändig iſt der Landrat, in Stadtkreiſen der Se⸗ 
meindevorſtand. 
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Zu 85: Als von der Reichskartoffelitelle bezeichnete Stellen gelten 
die Provinzialkartoffelſtellen und die von dieſen mit dem Erwerb von 
Kohlrüben beauftragten Unternehmungen. Dieſe find öffentlich bekannt 
zu geben. 

5u 8 6: Die Beſtimmung foll verhindern, daß Tierhalter Kohlrüben 
vor anderen Futterrüben verbrauchen, bevor die vom Kreiſe aufzubringende 


Menge gedeckt iſt. 
II. Enteignung. 


Zu 8 9: Suſtändige Behörde iſt der Landrat, in Stadtkreiſen der 
Gemeindevorſtand. Lediglich für den Fall der Enteignung it durch 89 
Abſ. 2 der dem Befiger zu belaſſende Eigenbedarf ſcharf begrenzt wor⸗ 
den. Auf die Beſtimmung im § 11, nach welcher außerdem im Fall 
der Enteignung der Uebernahmepreis um 1 Mark für den Zentner zu 
kürzen iſt, wird beſonders verwieſen. 


III. Bewirtſchaftung und Derbrauchsregelung. 

Zu 8 13: Die volle Eindeckung des Winterbedarfs an Kartoffeln ik 
durch Froſt gefährdet. Zum Erſatz ſollen die Kohlrüben herangezogen 
werden; das Anrechnungsverhältnis iſt durch $ 14 beſtimmt. 

Zu $ 14: Die Verbrauchsregelung kann durch Anrechnung auf die 
Kartoffelkarte erfolgen. 

Su 8 15: Die Kegierungspräſidenten, für Berlin der Oberpräſident, 
können die Art der Regelung vorſchreiben oder dieſe ſelbſt vornehmen. 


1916. 31. Dezember“). 


Abteilung der Reichsfleiſchſtelle zur Regelung der Kleinhandelspreiſe 
für Fleiſch. Dom 8. Dezember 1916 


m. H. G. M. C. D. F. m 3. (m. Bl. L. D. F. 1917 S. 13.) 


An die herren Oberpräſidenten, Herren Regierungspräſidenten und den 
Herrn Polizeipräſidenten, hier. 


Die Reichsfleiſchſtelle wird eine Abteilung einrichten, deren Aufgabe 
es ſein ſoll, die Spannung zwiſchen dem Preiſe für lebendes Vieh und 
den Aleinhandelspreiſen für Fleiſch, beſonders in den größeren Städten 
des Reichs, durch Einholung der entſprechenden Unterlagen dauernd nach⸗ 
zuprüfen und nötigenfalls durch Erörterung an Ort und Stelle eine an⸗ 
gemeſſene Regelung der Kleinhandelspreiſe herbeiz uführen. 

Wir erſuchen, die Tätigkeit dieſer neuen Stelle zu unterſtützen und 
insbeſondere die Preisprüfungsſtellen anzuweiſen, der Keichsfleiſchſtelle auf 
Unſuchen das erforderliche Material zugänglich zu machen. 


1916. 31. Dezember“). 


Ausführungsbeſtimmung zur Bundesratsverordnunug über Buchweizen nb 
Hirſe vom 14. September 1916 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 1031). Vom 9. Dezember 1916. 


m. 3. m. h. G. m. L. D. F. (m. Bl. L. d. F. 1917 S. 149 


An die herren Regierungspräſidenten und den herrn Oberpräſidenten in 


Potsdam. 
Auf Grund des 8 12 der Derorönung vom 29. Juni 1916**) wird 


) Datum der Herausgabe des Miniſterialblattes. 
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3 beſtimmt: Suſtändige Behörde im Sinne des Zuſatzes zu 8 5 
bf. 2 der Verordnung vom 14. September 1916 — keichs⸗Geſetzbl. 5. 
1051 — iſt der Landrat, in Stadtkreiſen der Gemeindevorſtand. 


1916. 31. Dezember“). 


Polniſche Arbeiter. Vom 9. Deiember 1916, 
M. L. D. F. (M. Bl. L. D. §. 1917 S. 14.) 


An die Landwirtichaftskammern, die Sentralſtelle des Dereins für Land- 
wirtſchaft und Gewerbe in Hohenzollern zu Sigmaringen und das Kö: 
nigliche CTandesökonomiekollegium hier. 


Abſchrift. | 

Wo es erforderlich erjcheint, können die ſtellvertretenden General⸗ 
kommandos folgende öffentliche Bekanntmachung erlaſſen: Nach der Prok- 
lamation des Königreihs Polen find die Feinde und die Kriegsz’ele Polens 
und Deutſchlands die gleichen. Gleichintereſſiert und gleichverpflichtet iſt 
deshalb auch jeder Pole an der ununterbrochenen, angeſtrengten Arbeit. 
der geſamten deutſchen Kriegswirtſchaft. Deshalb muß verordnet werden: 
Während des Ueberganges des beſetzten Gebietes von Polen zu einem 
felbſtändigen Staatsweſen bleiben für die in Deutſchland befindlichen Polen 
die jetzt gültigen Beſtimmungen bis auf weiteres im allgemeinen beſtehen. 
Unbeſchadet der getroffenen völkerrechtlichen Dereinbarung dürfen alſo die 
in der deutſchen Kriegswirtſchaft arbeitenden Polen außer zu kurzen Be⸗ 
urlaubungen Deutſchland nicht verlaſſen. Die ſtellv. Generalkommandos 
find zur Surückhaltung berechtigt. Ebenſo ſind Arbeiter, die aus der 
Arbeitsſtätte entweichen, zur Arbeitsſtätte oder gegebenenfalls N Deutſch⸗ 
land zurückzuführen. 
An ſämtliche preußiſche ſtellv. Generalkommandos. 

Kriegsminiſterium (Kriegsamt). 


Abſchrift überſende ich zur Kenntnis. 
1916. 31. Dezember“). 


Ergänzung der Ausführungsanweiſung vom 14. November d. J. zur Ver⸗ 
ordnung über n für Rüben vom 26. Oktober 1916 (Reichsgeſetbl 
1204) Vom 12. Dezember 19 6. 


m. h. G. m. 0 F. m. Z. (m. Bl. L. D. F. 1917 s. 17.) 


An die Herren Regierungspräſidenten und den herrn Oberpräſidenten in 
Potsdam. 


In Ergänzung der Ausführungsanweilung vom 14. November d. 3. 
zur und über Hödhitpreife für Rüben vom 26. Oktober 1916 
(Reichsgeſetzbl. S. 1204) wird hierdurch beſtimmt, daß die dort feſtgeſetzten 
Höchſtpreiſe für Rüben nicht für aus dem Auslande eingeführte Rüben 
gelten, die durch die Keichsſtelle für Gemüfe und Obſt oder ihre Be- 
auftragten in den Derkehr gebracht werden. 

Dieſer ergänzenden Beſtimmung wird rückwirkende Kraft in dem 
Sinne beigelegt, daß ſie gleichzeitig mit der Ausführungsanweiſung vom 
14. November d. J., am Tage, wo dieſe Ausführungsanweilung durch 
die Regierungsamtsblätter und gleichſtehenden amtlichen Blätter veröffent⸗ 
licht iſt, in Kraft getreten iſt. 


) Datum der Herausgabe des WMinijterialblattes.. 


1916. 31. Dezember. | = 1283 


1916. 31. Dezember“). 


Ausfübrungsbeſtimmungen zu der Bekanntmachung über Rohzucker 
und Zucferrüben im Betriebe jahre 917 15 vom 2. Dezember 19 6 
(Reichs Geſetzbl. S 1324). Vom 13. Dezember 1916. 


M. H. G. m. L. D. F. M. J. (m. Bl. C. D. F. 1917 S. 22.) 


Höhere Derwaltungsbehörde im Sinne des § 4 der Bekanntmachung 
15 der Be in deſſen Bezirk die verarbeitende Zuckerfabrik be⸗ 
egen iſt. 

Vor der Entſcheidung gemäß $ 4 der Bekanntmachung find beide 
Parteien zu hören. Je ein Sachverſtändiger aus den Kreijen der Land⸗ 
wirtſchaft und der Suckerinduſtrie iſt zuzuziehen. 

Ausfertigung der Entſcheidung iſt beiden Parteien zuzustellen. 


1916. 31. Dezember“). 


e ee e zur en über KHöchſtpreiſe für Zwiebeln 
vom 4. November 1916 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 1257) Mom 13. Dezember 1916 


M. H. G. M. L. D. F. m. J. m Bl. L. D. F. 1917 S. 22.) 


J. Auf Grund des 8 5 der Verordnung wird mit Suſtimmung des 
Präſidenten des Kriensernätrungsamtes angeordnet: 

1. daß die höchſtpreiſe der Verordnung für ausländiſche Zwiebeln, 
die von der xeimsiteile fur Gemuſe und Obſt oder ihren Beauf⸗ 
tragten verkauft werden, nicht gelten, 

2. daß die Höchſtpreiſe der verordnung für die roten Citauer Steck⸗ 
zwiebeln um 25 vom Hundert erhöht werden. 

H. Auf Grund des 8 7 der Derordnung wird beſtimmt: 

Höhere Derwaltungsbehörden im Sinne der Derordnung find 
die Regierungspräſidenten, für Berlin der Oberpräſident. 

öuftändige Behörden find die Landräte (Oberamtmänner), 
in den Stadtkreiſen die Gemeindevorſtände. 

Kommunalverbände find die Stadt- und Lanökreiie. 


1916. 31. Dezember“). 


„ zu der Verordnung über den Handel mit Sämereien 
vom 15. November 1916 (Reichs⸗G. ſetzbl. S. 1277). Vom 12: Dezember 1916. 


m. 5. G. m. L. D. F. m. 3. (m. Bl. L. D. F. 1917 S. 18.) 


Auf Grund des § 2 der Verordnung über den Handel mit Sämereien 
vom 15. November 1916 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 1277) und der SS 6, 7, 
8 Abf. 2 und 12 Abj. 2 der Verordnung über den Handel mit Lebens- 
und Futtermitteln und zur Bekämpfung des Kettenhandels vom 24. Juni 
1916 * wird folgendes beſtimmt: 

1. Sur Entſcheidung über die Erteilung und Entziehung der Er⸗ 
laubnis zum Handel mit Klee⸗, Gras-, Futterrüben⸗ und N 
amen, ſowie zur Unterſagung des Handels in den Fällen des 81 Abſ. 2 
Nr. 3 der Derordnung vom 15. November 1916 werden in Stadtäreiſen 
bei der Ortspolizeibehörde, im übrigen bei dem Landrat, in den Ho: 
henzollernſchen Landen bei dem Oberamtmann, beſondere Stellen errich⸗ 


) Datum der Herausgabe des Miniſterialblattes. 
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tet. Für den Candespolizeibezirk Berlin wird die Stelle bei dem Poli⸗ 
zeipräſidenten in Berlin gebildet. | 

Die Mitglieder der Stelle werden von der Behörde ernannt, bei der die 
Stelle errichtet wird. Der Vorſitzende und der ſtellvertretende Vorſitzende 
müſſen unmittelbare oder mittelbare Staatsbeamte fein. In den Lanökreijen 
führt der Landrat, in den Hohenzollernſchen Landen der Oberamtmann 
den Dorſitz. 

Die Stellen entſcheiden in einer Beſetzung von 5 Mitgliedern ein⸗ 
ſchließlich des Vorſitzenden. Swei Mitglieder ſollen Vertreter der Land- 
wirtſchaft, zwei Vertreter des Handels ſein. 

Die Mitglieder der Stelle, die nicht Beamte find, werden vom Dor⸗ 
ſitzenden durch Handſchlag an Eides Statt auf getreue Pflichterfüllung 
verpflichtet. Sie erhalten Reiſekoſten und Tagegelder nach den Sätzen, 
die für die Mitglieder der Einkommenſteuer-Deranlagungskommiſſion feſt⸗ 
geſetzt ſind. 

Die durch das Derfahren entſtehenden Koſten find Koſten der Landes: 
polizei. . 5 

2. Oertlich zuſtändig iſt die Stelle, in deren Bezirk die Hauptnieder⸗ 
laſſung des Handelsbetriebes liegt, für die die Erlaubnis nachgeſucht wird. 

Fehlt es an einer inländiſchen Hauptniederlaſſung, jo beſtimmt der 
Regierungspräſident die zuſtändige Stelle, wenn die Erlaubnis für ein die 
Grenzen eines Regierungsbezirks überſchreitendes Gebiet nachgeſucht wird, 
o iſt die bei dem Polizeipräſidenten in Berlin errichtete Stelle zuſtändig. 

3. Der Antrag auf Erteilung der Erlaubnis iſt ſchriftlich einzureichen. 
Es iſt darin anzugeben, ob und ſeit wann der Antragſteller eine im 
Handelsregiſter eingetragene Firma beſitzt, ob und mit welchen Sämereien 
er vor dem 1. Auguſt 1914 gehandelt hat, ob und ſeit wann er im Be⸗ 
ſitz der Erlaubnis zum Handel mit Lebens⸗ und Futtermitteln auf Erund 
der Verordnung über den Handel mit Lebens⸗ und Futtermitteln und zur 
Bekämpfung des Kettenhardels vom 24. Juni 1916 iſt, ob er wegen 
Zuwiderhandlung gegen die höchſtpreisverordnungen, gegen die Derord⸗ 
nungen über Dorratserhebung vom 2. Februar und 3. September 1915 
(Reichs⸗Geſetzbl. S. 54, 549) und die Verordnung gegen übermäßige Preis⸗ 
ſteigerung vom 23. Juli 1915 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 467) beſtraft iſt, und 
ob ein Verfahren zur Fernhaltung unzuverläſſiger Derjonen vom Handel 
vom 23. September 1915 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 603) gegen ihn geſchwebt 
hat. Iſt dem Antragſteller auf Grund dieſer Verordnung der Handels⸗ 
betrieb unterſagt geweſen, ſo kann der Antrag auf Erteilung der Erlaubnis 
von ihm nur geſtellt werden, nachdem die Wiederaufnahme des Handels⸗ 
betriebes gemäß 8 2 Abſ. 3 der Verordnung vom 23. September 1915 
geſtattet worden iſt. 

In dem Antrag iſt ferner anzugeben, für welche Seit, für welches 
Gebiet und für welche Sämereien die Erlaubnis erteilt werden ſoll. Wird 
die Erteilung der Erlaubnis für einen Handelsbetrieb beantragt, der ſich 
vor dem 1. Auguft 1914 nicht oder nicht in dem zu geſtattenden Umfang 
auf den Handel mit Sämereien erſtreckt hat, ſo iſt das volkswirtſchaftliche 
Bedürfnis eingehend zu begründen. 

Dem Antrage iſt die Gebühr für die Entſcheidung (Siffer 6) beizu⸗ 
fügen. 

Die Stelle oder ihr Vorſitzender hat zur Dorbereitung der zu trefſen⸗ 
den Entſcheidung die für erforderlich erachteten Erhebungen anzuſtellen. 
Sie kann jederzeit die Dorlegung der Handelsbücher ſowie eine Auskunft 
über die Perſönlichkeit der Angeſtellten des Antragſtellers verlangen. Dor 


) berwaltungsvorſchriften Jahrgang 1916 I S. 472. 
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der Zurücknahme einer Erlaubnis (§ 2 der Verordnung über den Handel 
mit Sämereien vom 15. November 1916) iſt dem Beteiligten Gelegenheit 
zur Geltendmachung etwaiger Einwendungen zu geben. 

Die Stelle beſtimmt darüber, ob einer une eine mündliche 
Verhandlung mit dem Beteiligten vorausgehen ſoll. 

Die Abſtimmung erfolgt nach einfacher Stimmenmehrheit. 

4. Der § 3 Abſ. 2 der Derordnung vom 24. Juni 1916 läßt der 
Stelle für die Entſcheidung der Frage, welche Gründe für die Verſagung 
und die Entziehung der Erlaubnis ſowie für die Unterſagung eines Handels 
der im 8 1 Abf. 2 Ur. 5 der Verordnung vom 15. November 1916 be⸗ 
zeichneten Art in Frage kommen, den durch die Sachlage gebotenen Spiel⸗ 
raum. Für die richtige Durchführung des Verfahrens iſt hervorzuheben, 
daß mit der Derſagung oder der Ausſchließung ein perſönlicher Makel 
nicht verbunden zu fein braucht. Neben den Derlagungsgründen, die in 
der Perſon des Unternehmers und der Beſchaffenheit der Unternehmung 
liegen, — z. B. Unzuverläſſigkeit, Mangel an Sachkenntnis, Mangel an 
den für einen ordnungsmäßigen Handelsbetrieb erforderlichen Einrichtungen 
oder dem nötigen Betriebskapital kann die Derfagung der Sulaſſung 
oder die fernere Nichtzulaſſung eines Betriebs auch auf Bedenken volks- 
wirtſchaftlicher Art gegründet werden. Solche können unter den gegen⸗ 
wärtigen Derhältniſſen namentlich daraus hergeleitet werden, daß für den 
in Rede ſtehenden Handelsbetrieb kein Bedürfnis vorliegt. Erweiſt ſich 
eine Einſchränkung der Sahl der Händler als nötig, ſo ſind entſprechend 
dem Hinweis im 8 3 Abf. 2 der Verordnung vom 24. Juni 1916 in erſter 
Linie diejenigen Perſonen auszuſchließen, die erſt nach dem 1. Auguſt 1914 
den Handel mit Sämereien aufgenommen haben. 

Die Erteilung der Erlaubnis iſt davon abhängig zu machen, daß der 
Handeltreibende die angeſchloſſenen von der ſtändigen Preiskommiſſion feſt⸗ 
geſetzten Richtlinien und Preiſe vom 19. September 1916, oder andere 
von derſelben Kommiſſion in Zukunft feſtzuſetzenden Richtlinien und Preiſe 
nicht überſchreitet. Es iſt ferner zuläſſig, die Erteilung von weiteren 
Bedingungen abhängig zu machen. Dies wird ſich für die Fälle empfehlen, 
in denen eine dauernde Ueberwachung des zu geſtattenden Handelsbetriebs 
erwünſcht iſt, etwa um einer ungeſunden Preisentwicklung oder einer Irre⸗ 
führung des Publikums entgegen zu wirken. Bedingungen dieſer Art 
können z. B. fein: die Derpflichtung, Bücher zu führen, die über Herkunft 
und Verbleib der Ware, Einkaufs⸗ und Derkaufspreiſe Auskunft geben, 
die Entlaſſung von Angeſtellten, die ſich als unzuverläſſig im Handel 
erwieſen haben, der Nichtgebrauch einer Phantaſiefirma oder einer Firmen⸗ 
bezeichnung, die geeignet iſt, über Art und Umfang des Geſchäftsbetriebs 
im Publikum Irrtum zu erregen. | 

Werden die Bedingungen nicht erfüllt, fo iſt die erteilte Erlaubnis 
gemäß 8 4 der Derordnung vom 24. Juni 1916 zu entziehen. 

5. Dem Handeltreibenden iſt eine Erlaubniskarte nach beiliegenden 
Muſter auszuhändigen. In der Korte iſt der Name des Handeltreibenden, 
oder wenn ihm der Handelsbetrieb unter einer Firma geſtattet wird, dieſe 
genau zu bezeichnen. 

6. Die Entſcheidung iſt gebührenpflichtig. Die Gebühr beträgt für 
Handelsbetriebe, die gemäß 88 6, 8 des Gewerbeſteuergeſetzes vom 24. 
Juni 1891 (Geſetzſamml. S. 205) zur Gewerbeſteuerklaſſe I veranlagt 
ſind, 50 Mk., für die der Gewerbeſteuerklaſſe II 30 Mk., der Gewerbe⸗ 
ſteuerklaſſe III 10 Mk. Für Betriebe. der Gewerbeſteuerklaſſe IV und 
die gemäß 88 5, 7 des Geſetzes von der Gewerbeſteuer befreiten Betriebe 
ergeht die Entſcheidung gebührenfrei. 
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7. Ueber die Beſchwerde entſcheidet endgültig der Regierungspeäſident, 
in deſſen Bezirk die zur Erteilung der Erlaubnis zuſtändige Stelle ihren 
Sitz hat, ſoweit der Landespolizeibezirk Berlin in Betracht kommt, der 
Oberpräſident. 

8. Ueber Streitigkeiten, die ſich aus der Uebernahme und Derwertung 
zwiſchen den Beteiligten ergeben, entſcheidet endgültig der Regierungsprä⸗ 
ſident, in deſſen Bezirk ſich die zu übernehmenden und zu verwertenden 
Sämereien befinden. 

9. Sur Erteilung der im § 12 Abſ. 1 Siffer 1 der Verordnung vom 
24. Juni 1916 vorgeſehenen Genehmigung iſt an Stelle der Ortspolizei⸗ 
behörde in den Orten, in denen eine Stelle im Sinne der Verordnung vom 
15. November 1916 errichtet iſt, dieſe zuſtändig. 


Anlage. 
Richtlinien. 

Die feſtgeſetzten Preiſe ſind Höchſtpreiſe, ſie dürfen nicht überſchritten, 
können aber unterſchritten werden. Sie verſtehen ſich in allen Stufen, 
wenn nicht anders vermerkt, für mindeſtens gute Qualitäten 1916er Ernte. 
Geringere Qualitäten ſind dem Wertunterſchiede entſprechend billiger zu 
bewerten. geltere Saaten find ebenfalls der Qualität entſprechend, je⸗ 
doch nicht über die feſtgeſetzten Preiſe zu bewerten. Es iſt Sache der Der: 
einbarung zwiſchen Käufer und Derkäufer, außerdem Wertzahlen zu for⸗ 
dern oder zu geben. Für nachweisbar planmäßig gezüchtete Saaten, ſowie 
von der Deutſchen Landwirtſchafts⸗Geſellſchaft, den Candwirtſchafts kammern 
und den offiziellen Saatzuchtanſtalten anerkannte Saaten gelten die feſt⸗ 
geſetzten Preiſe nicht, ebenſo nicht für Verkäufe nach dem Auslande. 

Die Preiſe verſtehen ſich für prompte Lieferung gegen netto Kajje für 
50 kg brutto oder netto bahn- oder bordfrei der tatſächlichen Derjand- 
ſtation. Haben die Berechnungen vor dem Kriege ab oder frei Lager 
stattgefunden, fo iſt dies auch weiter zuläſſig. 

Genoſſenſchaften und andere landwirtſchaftliche Handelsorganiſationen 
unterſtehen denſelben Verpflichtungen wie die Händler. 

Bei Abgabe von Mengen unter 50 kg ſind die vor dem Kriege üblichen 
Zuſchläge geſtattet. 

Für ſpätere Zahlungen und Lieferungen können 6 % inſen berechnet 
werden. Ein entſprechender Preiszuſchlag iſt jedoch nur zuläſſig, wenn 
in dem Angebot und der Rechnung ausdrücklich bemerkt iſt, daß die Ware 
auf Siel oder ſpätere Lieferung verkauft iſt. 

Dermittlergebühren hat der Derkäufer zu tragen. Müſſen fie vom 
Käufer bezahlt werden, jo iſt der höchſtpreis um den gleichen Betrag zu 
mindern. 

Bei Käufen in ausländiſcher Valuta iſt die Valuta umzurechnen ge⸗ 
mäß dem am Tage der Käufe bzw. am vorhergehenden Tage in den 
Seitungen veröffentlichten amtlichen Kurſe. 

Blankogeſchäfte dürfen nicht getätigt werden. 

Schriftliche Verträge, die vor Inkrafttreten der vorſtehenden Höchſt⸗ 
preiſe und Beſtimmungen abgeſchloſſen ſind, werden von dieſen nicht be⸗ 
troffen. 

Zur Ueberwachung und Ergänzung dieſer Beſtimmungen und Preis⸗ 
feſtſetzungen beſteht eine Kommiſſion, die auch Uebertretungen zu prüfen 
und über ihre weitere Behandlung zu entſcheiden hat. g 

Anzeigen und ihr ſonſt zur Kenntnis gekommene Uebertretungen un 
Umgehungen werden durch die Kommiſſion geprüft. Werden ſolche für 
vorliegend erachtet, fo iſt der Schuldige zu verwarnen bzw. hat die Kom 
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miffion das Recht, den Schuldigen dem Kriegsernährungsamt e zu 
machen. 5 

Die üblichen Einrichtungen zur Schlichtung von Streitigkeiten (Sch: ieds⸗ 
gerichte, Gerichte, Kontroll⸗Stationen) werden durch vorſtehende Beſtimmun⸗ 
gen nicht beſchränkt. 

Die Forderung „ſeidefrei“ gilt im Sinne der Höchſtpreiſe für erfüllt, 
wenn die Ware den im Einzelfall in Betracht kommenden beſtehenden Be⸗ 
ſtimmungen oder Vereinbarungen entſpricht. 

Die Mindeſtwerte für gute Qualität hat die Kommiſſion auf Grund 
der vieljährigen Durchſchnittsergebniſſe der Samen⸗Kontrollſtationen unter 
Berückſichtigung der diesjährigen Ernteverhältniſſe baldmöglichſt feſtzuſtellen 
und bekanntzugeben. 

Gründet ſich der Vorwurf der Höchſtpreis⸗Ueberſchreitung auf 

Nichterfüllung der Seidebedingungen oder 
der zahlenmäßigen Garantien für Reinheit und Keimkraft oder 
des Urſprungs, 
jo entſcheidet allein und endgültig die ſtändige Kommiſſion über die Triftig- 
keit der Gründe und die Weiterverfolgung des Falles. 


Höchſtpreiſe. 
Stufe ! Stufe ll Stufe III Stuſe IV 
Hochſt⸗ Höchkeinfaufspreis 
Höchſt⸗ verkaufspreis der Händler Höchſt⸗ 
Wei der Händler an von Händlern zum einkaufspreis 
Händler Vertauf an Händler der Händler von 
verbraucher zum Verkauf an und beim Einkauf Produzenten 
Verbraucher vom Auslande ; 
1. Serradella 55,— 49,— 44,— 40, — 
2. Rotklee, ſeidefrei, mit⸗ 5 
teleuropäiſch 190, — 178, — 170, — 162, — 
3. Weißklee, ſe defrei 156,— 146,—- 138, — 132, — 
4. Schwediſch⸗Klee, 
feid- frei 166, — 156, — 148, — 142,.— 
5. Gelbklee, enthülſt, ö 
ſeidefrei 78,— 70,.— 65,— 60,.— 
6. Inkarnatklee, ſeidefrei 90.— 82,-- 75,— 70,.— 
7. Luzerne, ſeidefrei, überjährig f 
aſiatiſche 120, — 112,.— 105,.— 97,.— 
europäiſche 155,.— 147,— 140, — 132, —- 
8. Engliſches und ita⸗ 
lieniſchs Raygras 110, — 100, — 92,— 86, — 
9. Weſterwoldiſches 5 
Rangras 88, — 80, — 74,— 70,— 
10. Wieſenſchwingel 115, — 105, — 97. — 91,.— 
11. Timoths, ſſidefrei 82,.— 75,— 70,.— 6 
12. Knaulgras 80,— 12,= 65,— 60, — 
13. Schafſchwingel 8 Pas 32, — 28, 25, — 
14. Eſparſette 58,.— 52,— 47,.— 43, — 
15. Wundklee 150,.— 140.— 132, — 126,— 


Berlin, den 19. September 1916. 


Anlage. 
Erlaubnisſchein für den Handel mit Sämereien. 

Den e 8 (Mame oder Firma 
ERREICHEN iſt gemäß der Derordnung über den Handel mit Sämereien 
vom 15. Rövelben 1916 Geichs⸗Geſetzbl. S. 1277) die Erlaubnis erteilt 
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WON, e e N Geitangabe: bis auf 


in (im) e (cebietsbezeichnung) e 
. den Handel mit folgenden Sämereien 
zu betreiben. 
Die Erlaubnis kann jederzeit wieder entzogen werden. 


e Eee 191 


Der Dorſitzende 
der zur Entſcheidung über die Erteilung und Entziehung der Erlaubnis 
errichteten Stellen. 


1916. 31. Dezember) 
Fleiſchbeſchaugebühren. Vom 25. n 1916. 
M. C. D. F. M. J. (M. Bl. C. D. F. 1917 S. 25.) 


An ſämtliche herren Regierungsprälidenten und den herrn Polizeipräſi⸗ 
denten hier. 

Wie bereits in unſerm Erlaſſe vom 13. Seplember d. 3.**) zum 
Ausdruck gebracht iſt, ſind die Einnahmen zahlreicher Fleiſchbeſchauer und 
Trichinenſchauer infolge der Abnahme der Schlachtungen erheblich zurückge⸗ 
gangen. Sowohl aus dieſem Grunde als auch wegen der eingetretenen Er- 
höhung aller Lebensmittelpreiſe iſt mehrfach beantragt worden, die Ge⸗ 
bühren der Beſchauer allgemein zu erhöhen. 

Es muß anerkannt werden, daß bei der langen Dauer des Krieges 
an den auf Friedensverhältniſſe berechneten Gebührenſätzen nicht feſtgehalten 
werden kann. Eine mäßige Erhöhung der Gebühren wird ſich daher 
da, wo die Beſchauer nicht gegen feſte Bezüge angeſtellt oder ihre Ein⸗ 
lasen. nicht trotz des Krieges beſonders günſtig ſind, nicht länger umgehen 
laſſen 

Die Landespolizeibehörden werden ermächtigt, für die Dauer des Krie— 
ges folgende Feſtſetzungen zu treffen: 

a 1 

der Gebührenſätze für die Unterſuchung, einſchließlich der⸗ 
jenigen für die Trichinenſchau und die Ergänzungsfleiſch⸗ 
beſchau, unter Beibehaltung der bisherigen Klaſſeneinteilung 
um 25 v. 5. mit der Maßgabe, daß überſchießende Pfennig⸗ 
beträge auf volle 5 Pfg. nach oben abgerundet werden, 

2. der Wegegebühren der ordentlichen Beſchauer, ſoweit ihnen 
ſolche zuſtehen, von 10 Pfg. auf 15 Pfg. für das Kilometer, 

5. der Candwegfahrkoſten der Ergänzungsbeſchauer von 40 pfg. 

. auf 50 Pfg. für das Kilometer. 

b) Reichen die Ergänzungsbeſchaufonds zur Beſtreitung der ihnen 
hiernach zur Laſt fallenden erhöhten Hoſten nicht aus, fo darf 
ein dem Bedarf entſprechender weiterer Suſchlag zu den Be⸗ 
ſchaugebühren feſtgeſetzt werden. 

c) Soweit ſchon bisher Wegegebühren über den Kilometerſatz von 
10 Pfg. hinaus in einzelnen Bezirken erhoben werden, iſt von 
einer weiteren en abzuſehen. 

Die L andespolizeibehörden haben darüber zu entſcheiden, ob und inwie⸗ 

weit nach den örtlichen Verhältnſſen zu einer Gebührenerhöhung ein dringendes 


*) Datum der Herausgabe des Miniſterialblattes. 
**) Nicht veröffentlicht. (Amtliche Anmerkung.) 
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Bedürfnis beſteht. Wo die bisherigen Sätze auch unter den Derhältniſſen 
des Krieges als ausreichend angeſehen werden können, find fie beizubehalten. 

Ueber den Seitpungt der Wiedereinführung der alten Gebührenſätze 
behalten wir uns die Entſcheidung vor. Es iſt aber in den auf Grund dieſer 
Verfügung zu erlaſſenden Nachträgen zu den Gebührenordnungen überalk 
ausdrücklich hervorzuheben, daß die erhöhten Gebührenſätze nur für die 
Dauer des Krieges eingeführt werden, und daß ihre Beſeitigung nach Ein⸗ 
tritt normaler Derhältnijfe erfolgen muß. 

Die vorgeſchriebenen Abdrucke der Nachträge ſind einzureichen. 


1916. 31. Dezember“). 
Nindorpeſt. Vom 4. Dezember 1916. 
M. C. D. F. (M. Bl. C. D. F. 1917 S. 24.) 


An die Herren Regierungspräſidenten und den Herrn Polizeipräſidenten 
in Berlin. 

Wenn ſich auch die Beſtimmungen des Reichsgejeßes, Maßregeln gegen 
die Rinderpeſt betreffend, vom 7. April 1869 (Keichs⸗Geſetzbl. S. 105) 
und der revidierten Inſtruktion zu dieſem Geſetze vom 9. Juli 1873 (Reichs⸗ 
Geſetzbl. S. 147) bei früheren Ausbrüchen von Rinderpeit als ausreichend 
erwieſen haben, der Seuche Herr zu werden, ſo erſchien es doch angezeigt, 
die derzeitigen Beſtimmungen über die Bekämpfung dieſer Seuche an der 
Hand der ſeit ihrer Abfaſſung auf dem Gebiete der Kinderpeſtforſchung 
und auf allgemein⸗mediziniſchem Gebiete gemachten Erfahrungen auf ihre 
Dollitändigkeit und Sweckmäßigkeit zu prüfen. Dabei hat ſich die Not⸗ 
wendigkeit ergeben, einige Beſtimmungen der Inſtruktion zu erläutern 
und letztere in einigen Teilen zu ergänzen. ö 

Im Einvernehmen mit dem herrn Keichskanzler beſtimme ich daher 
zu der Inſtruktion folgendes: 

Zu 82. 

Wie „tieriſche Teile“ (Abſ. 1) find auch tieriſche Erzeugniſſe, wie 

„Milch“ (Abſ. 1) iſt auch Sahne zu behandeln. ö 
Su 84. 

Die Beſtimmungen für „tieriſche Produkte“ gelten auch für tieriſche 


Teile. 
Su 8 6. 

Unter „Vieh“ (Abſ. 1 und Abſ. 2) ſind alle nutzbaren Haustiere ein⸗ 
ſchließlich der hunde, der Katzen und des Geflügels (vgl. 8 1 Abſ. 2 des 
Diehjeuchengejeges vom 26. Juni 1909) zu verſtehen. 

Die Ausnahme vom Einfuhrverbot in Abſ. 1 gilt auch für Mauleſel. 

Wie „tieriſche Teile“ (Abf. 1) ſind auch tieriſche Erzeugniſſe, wie 
„Milch“ (Abi. 1) iſt auch Sahne zu behandeln. 

Zu 8 12. 

Dem Abj. 1 iſt nachzutragen: 

Auch die geſunden Wiederkäuer eines verdächtigen Gehöfts dürfen 
nicht geſchlachtet, getötet oder weggebracht werden, ehe die Natur der Krank⸗ 
heit feſtgeſtellt iſt. Für die gleiche Seitdauer iſt es verboten, aus ſolchen 
Gehöften die Erzeugniſſe der Tiere oder giftfangende Sachen, die im Ge⸗ 
höfte ſich befinden, insbeſondere Heu und Stroh, ſowie Gegenſtände, die 
mit kranken Tieren in Berührung gekommen ſind, auszuführen. 
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Su 81 
Es bleibt vorbehalten, im Einzelfalle darüber zu entſcheiden, ob und 
Knwieweit eine Schutzimpfung angeordnet oder zugelaſſen werden kann. 


Su 8 17. 
Unter ‚Dich‘ (Abſ. 1) find nur Wiederkäuer und i zu ver⸗ 
ſtehen. 
Su § 18. 
Die Ausfuhr friſchen Fleiſches ſowie friſcher tieriſcher Teile und Er⸗ 
zeugniſſe aus dem Seuchenorte darf nur mit Genel, migung der Ortspolizei⸗ 
behörde nach Anhörung des beamteten Tierarztes erfolgen. 


Zu 8 21. 

Unter „Vieh“ (Abſ. 1, Unterabſatz 3) ſind alle nutzbaren Haustiere 
einſchließlich der hunde, der Katzen und des Geflügels (wie im 8 1, Abſ. 2 
des Viehſeuchengeſetzes vom 26. Juni 1909) zu verſtehen. 

Die Beſtimmungen in bezug auf „Maultiere“ (Unterabſatz 2) gelten 
auch für Mauleſel. 

Zu 8 25. 


Unter „Vieh“ (Abſ. !) ſind nur die Wiederkäuer zu 12 Als 
„verdächtig“ (Abſ. 2) gelten ferner ſtets alle Wiederkäuer, die auf einem 
Gehöfte ſich befinden, in dem die Rinderpeſt herrſcht. Beſteht das Gehöft 
aus mehreren räumlich voneinander getrennten Ställen, ſo ſind insbeſondere 
auch ſolche geſunde Wiederkäuer als verdächtig anzuſehen, die in Ställen 
ſtehen, in denen keine ſeuchekranken Tiere untergebracht ſind; jedoch kann 
bei ſolchen Tieren mit Genehmigung der Regierungsprälidenten von der 
für verdächtige Tiere vorgeſchriebenen Tötung abgeſehen werden. 

Unter 19 (ARbſ. 4) iſt nur der Beſtand an Wiederkäuern, 
und unter „Vieh“ (Abſ. 5) ſind nur Wiederkäuer zu verſtehen. 

Der Abſatz 6 erhält folgende Faſſung: 

Die Verwertung der Häute und des Fleiſches von Tieren, Welche 
bei der Unterſuchung im lebenden und geſchlachteten Suſtand gefund be⸗ 
funden worden find, kann von der Ortspolizeibehörde geſtattet werden. Das 
Schlachten der betreffenden Tiere muß jedoch unter veterinärpolizeilicher 
Hlufſicht in geeigneten Räumen ſtattfinden. Huch dürfen das Fleiſch und 
die inneren Teile erſt nach dem Erkalten abgefahren und die Häute nur 
dann ausgeführt werden, wenn ſie entweder vollkommen getrocknet ſind 
oder drei Tage in Kalkmilch (1:20) gelegen haben. 

Su 8 26. 

Abj. 2: Der Regierungspräfident kann unter den sor derlichen Dora 
ſichtsmaßregeln die unſchädliche Bejeitigung der Kadaver und Kadaver⸗ 
teile der getöteten Tiere auch in einer nahe gelegenen Kadaververwertungs⸗ 
anſtalt geſtatten, falls dadurch eine Derjchleppung von Anſteckungsſtoffen 
während der Beförderung oder in der Derwertungsanitalt nicht zu be⸗ 


fürchten iſt. 
Su 8 27. 
Unter „Vieh“ (Abj. 1) ſind nur Wiederkäuer zu verjtehen. 
Zu S 30. 


Unter „Vieh“ ſind nur Wiederkauer zu verſtehen. 

Für die Desinfektion treten an Stelle der derzeitigen Vorſchriften 
die Beſtimmungen im § 14 der „Anweiſung für das Desinfektionsverfahren 
bei Viehſeuchen“ (Anlage A der Ausführungsvorſchriften des Bundesrats 
zum Diehſeuchengeſetze, vom 7. Dezember 1911, Keichs⸗Geſetzbl. 1912, 
S. 4); die Desinfektion umfaßt die Reinigung ſowie die eigentliche Des⸗ 
infektion. N 
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Zu 8 36. 

Unter „geſamter Viehbeſtand“ (Abſ. 1) iſt nur der Beſtand an Wieder⸗ 

känern zu verſtehen. = 
Zu 88 40, 41, 42. 

Für das Verfahren bei der Reinigung und Desinfektion treten an 
Stelle der derzeitigen Vorſchriften die Beſtimmungen in der „Ausweifung 
für das Desinfektionsverfahren bei Viehſeuchen“ (Anl. A der Ausführungs= 
vorſchriften des Bundesrats zum Diehſeuchengeſetze, vom 7. Dezember 1911, 
Reichs⸗Geſetzbl. 1912, S. 4). 

N Die Auswahl und Art der Verwendung des Desinfektionsmittels hat 
gemäß $ 14 dieſer Anweiſung zu erfolgen. — 

Soweit im dortigen Bezirke Anordnungen gegen die Einſchleppung 
der Rinderpeft beſtehen, erſuche ich, dieſe nach vorſtehendem einer Nach⸗ 
prüfung zu unterziehen und ſie erforderlichenfalls zu ergänzen. Im übrigen 
find bei etwaigen Seuchenausbrüchen vorſtehende Dorjchriften zu berück⸗ 
ſichtigen. f 

1916. 31. Dezember). 
Behandlung des Fleiſches nüchterner Kälber bei der Fleiſchbeſchau. 
Vom 11. Dezember 1916. 


m. L. D. F. (m. Bl. C. D. F. 1017 S. 25.) 


An die Herren Regierungspräfidenten in Stettin, Köslin und Stralſund. 

Durch den Erlaß vom 3. Juli 1912 * iſt angeordnet worden, daß 
die bis dahin im dortigen Bezirk übliche milde Handhabung der Fleiſch⸗ 
beſchau⸗Vorſchriften bei der Beurteilung des Fleiſches nüchterner Kälber 
nicht beizubehalten, ſondern daß in dieſem Punkte weiterhin nach den 
allgemeinen Grundſätzen zu verfahren ſei. 

Im Intereſſe einer ausreichenden Derſorgung der Bevölkerung mit 
Milch und Butter iſt es während des Krieges geboten, einer frühzeitigen 
Abſchlachtung der nicht zur Aufzucht beſtimmten Kälber keine Schwierig- 
keiten zu bereiten. Die Verwertung der frühzeitig geſchlachteten Kälber 
muß daher nach Möglichkeit erleichtert werden. Unter dieſen Umſtänden 
iſt nichts dagegen einzuwenden, wenn bei der Beurteilung des Fleiſches 
nüchterner Kälber bis auf weiteres wieder in der früher üblich geweſenen 
milden Weiſe verfahren wird. Ich erſache, die Fleiſchbeſchauer entſprechend 
zu verſtändigen. N 

1916. 31. Dezember). 


Immatrikulation von ſtriegsteilnechmern in ihrer Abweſenheit. 
Vom 23. November 1916. 


m. C. D. F. (m. Bl. L. D. F. 1917 S. 26.) 


An den Herrn Rektor der Königlichen Landwirtſchaftlichen Hochſchule in 
Berlin. 

Bei der langen Dauer des Krieges willige ich darin, daß im Felde 
ſtehende Kriegsteilnehmer und deutſche Kriegsgefangene auf Antrag in ihrer 
Abweſenheit immatrikuliert und gleich den übrigen zum Heeresdienſt ein⸗ 
gezogenen Studierenden als beurlaubt geführt werden. Die förmliche Ver⸗ 
pflichtung iſt nachzuholen, ſobald der einzelne Studierende zurückkehrt und 
ſein Studium aufnimmt. Vor der Immatrikulation iſt ſorgfältig zu prüfen, 
ob alle Vorausſetzungen für die Aufnahme als Dollhörer vorliegen. 


*) Datum der Herausgabe des Minifterialblattes. 
*) Nicht veröffentlicht. (Amtl. Anmerk.) 
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1916. 31. Dezember“). 
Verwendung von Lehrerinnen der landwirtſchaftlichen Haushaltungskunde 
im landwirtſchaftlichen Hilfsdienſt. Vom 13. Dezember 1916. 
M. L. D. F. (M. Bl. L. D. §. 1917 S. 26.) 


An ſämtliche Landwirtſchaftskammern und die Sentralſtelle für Candwirt⸗ 
ſchaft und Gewerbe in Hohenzollern zu Sigmaringen. 

Der freiwillige Hilfsdienſt iſt für zahlreiche landwirtſchaftliche Be⸗ 
triebe erforderlich, die infolge der Einberufung der wehrfähigen Landwirte 
zu den Fahnen einer ſachverſtändigen Leitung und Aufſicht entbehren. 
Hur Unterſtützung von Landfrauen und zur Hilfeleiſtung bei der Bewirt- 
ſchaftung müſſen alle hierfür geeigneten Kräfte herangezogen werden. Ein 
derartiger Hilfsdienſt könnte von Lehrerinnen der landwirtſchaftlichen Haus⸗ 
haltungskunde geleiſtet werden. Sie üben in der jetzigen Seit vielfach ihre 
eigentliche Tätigkeit nicht aus, ſondern ſind in den für den Krieg einge 
richteten Hilfsorganiſationen ſowie in ſonſtiger Ciebesarbeit tätig, während fie 
als Hofverwalterinnen oder Gutsſekretärinnen dem Daterlande noch wert: 
vollere Dienſte leiſten können. Ich zweifle nicht daran, daß ein öffentlicher 
Hinweis fie veranlaſſen wird, ſich ſolchen landwirtſchaftlichen Aufgaben 
zu widmen. 5 

Auch unter den noch in der Ausbildung begriffenen Berufsanwärterinnen, 
den ſogenannten „Kandidatinnen des hauswirtſchaftlichen Lehramts“, und 
unter den Lehrerinnen der ländlichen Wanderhaushaltungsſchulen, die vom 
Sande ſtammen oder die Bedürfniſſe der Landwirtſchaft im Laufe der Jahre 
kennen gelernt haben, werden ſich Kräfte finden, die geeignet find, der Auf: 
rechterhaltung landwirtſchaftlicher Betriebe zu dienen. Sache der Land— 
wirtſchafts kammern aber iſt es, mit Hilfe der Regierungspräſidenten und 
Landräte ſolche Perſönlichkeiten ausfindig zu machen und in geeigneten 
Stellen zu verwenden. Dabei werden die Landwirtſchafts kammern auch 
die Unterſtützung des Keifenſteiner Vereins für wirtſchaftliche Frauenſchulen 
auf dem Lande finden, deſſen Dorjtand ich érſucht habe, die aus dieſen 
Schulen hervorgegangenen Lehrerinnen zum Hilfsdienſte in der Landwirte 
ſchaft aufzufordern und den zuſtändigen Landwirtſchaftskammern von den 
eingehenden Meldungen Mitteilung zu machen. 

Obwohl die auf dieſe Weile zu gewinnenden weiblichen Hilfskräfte 
mit dem ländlichen Wirtſchaftsleben im allgemeinen vertraut ſind, werden 
ihnen doch vielfach noch die für den praktiſchen Landwirtſchaftsbetrieb er— 
forderlichen Kenntniſſe fehlen. Sur Ausübung einer Tätigkeit als Hof- 
verwalterin, Gutsſekretärin, Aufſeherin bedarf es in den meiſten Fällen. 
noch einer kurzen praktiſchen Unterweiſung. In der Kegel wird ein 
zweiwöchiger Kurſus, deſſen Lehrgang ſich auf die Führung einfacher Rech— 
nungsbücher und Regilter, auf Hof- und Speicherverwaltung uſw. erjirecken 
müßte, genügen. Sache der Landwirtſchaftskammern iſt es, ſolche Kurſe 
mit Hilfe von Candwirtſchaftslehrern in geeigneten landwirtſchaftlichen Be- 
trieben zu veranſtalten. Der Reifenjteiner Verein wird fie auch hierbei 
unterſtützen können. Ich bin bereit, ſowohl die perſönlichen und ſächlichen 
Kojten ſolcher Kurſe in mäßigem Umfang auf die Staatskaſſe zu über— 
nehmen, als auch die Teilnehmerinnen durch Keiſebeihilfen zu unterſtützen. 
Den Dorſchlägen der Landwirtſchaftskammern über Lehrplan, Seit, Ort, 
Teilnehmerinnen und Hoſten der Lehrgänge ſehe ich binnen längſtens Mo⸗ 
natsfriſt entgegen. 

Im Intereſſe einer größtmöglichen Beteiligung an dem landwirtſchaft⸗ 
lichen Hilfsdienit erſuche ich, dieſen Erlaß tunlichſt zu verbreiten. 


*) Datum der Herausgabe des Miniſterialblattes. 
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1916. 31. Dezember). 


Bedingungen für die Uebernahme von Zuchtſtuten aus den Remontedepots. 
Vom 27. November 1916. 


M. C. D. F. (M. Bl. L. D. F. 1917 8. 27.) 


An ſämtliche Haupt⸗ und Landgeſtütdirigenten (mit Ausnahme von Dillen- 
burg, Kreuz und Wickrath). | 

Es hat ſich die zwingende Notwendigkeit herausgeftellt, die Bedingungen 

für die Uebernahme von Suchtſtuten aus den Remontedepots durch die 

Feſtſetzung einer Geldſtrafe im Falle der Nichterfüllung einer der über⸗ 

nommenen Dertragspflichten zu vervollſtändigen. Die weiter vorgenommenen 


Aenderungen find unweſentlicher Natur. 
Ein Abdruck der neuen Bedingungen wird hierneben überſandt. 


Remonte depot 
Bedingungen für die Uebernahme von Suchtſtuten aus den Remontedepots. 


; 1. Für die aus den Remontedepots zu Suchtzwecken zu entnehmenden 
Stuten ſind außer dem Kaufgelde die Ankaufsunkoſten ſowie die Transport⸗ 
und Futterkoſten zu vergüten. f 

2. Jede übernommene Stute iſt ſechs Jahre hindurch alljährlich dem 
Dirigenten des Landgeſtüts desjenigen Bezirks, in welchem der Hüchter 
ſeinen Wohnſitz hat, an einem von dem Dirigenten zu beſtimmenden Orte, 
und zwar mit dem von dieſer Stute im letzten Jahre geborenen Füllen 
vorzuſtellen. Iſt eine Stute güjt geblieben oder das Füllen verendet, jo 
iſt der Deckſchein vom Jahre vorher mitzubringen. Auch hat der Dorſitzende 
der Remontierungskommiſſion, in deſſen Bezirk der betreffende Süchter 
wohnt, das Recht, übernommene Zuchtſtuten zu beſichtigen. 

3. Der Wiederverkauf einer Suchtſtute während der ſechs Jahre darf 
nur mit ausdrücklicher Genehmigung der Remonte-Inſpektion im Kriegs- 
miniſterium ſtattfinden. N 5 

4. Der Käufer hat die Stute alljährlich decken zu laſſen, und zwar 
von einem Dollblut: oder edlen Halbbluthengſte aus den Haupt- und Land⸗ 
geſtüten. Privathengſte — und zwar lediglich ſolche warmblütigen Schlages 
— dürfen nur verwendet werden, wenn der Geſtütsdirektor des Bezirks 
bzw. der Dorſitzende der Remontierungskommiſſion ſolche Beſchäler für 
geeignet befunden haben. N 

5. Der Käufer hat die übernommene Stute jo zu halten und zu er- 
nähren, daß ſie als Mutterſtute geeignet bleibt. 

6. Wird ein Füllen nach dem Abſetzen von der Stute zur weiteren 
Aufzucht verkauft, fo iſt der Beſitzer verpflichtet, dem Landgeſtüt den 
ſtattgehabten Verkauf, den Namen des Käufers und den erzielten Preis 
anzuzeigen. i N ö 

7. Vom Tode oder vom Unbrauchbarwerden einer Stute iſt der Remonte⸗ 
Inſpektion im Kriegsminiſterium und dem Landgeſtüt (Siffer, 2) Anzeige 
zu machen. Der Remonte-Infpektion iſt gleichzeitig eine kreistierärztliche 
Beſcheinigung vorzulegen. = 

8. Im Falle der Nichterfüllung einer der Bedingungen zu Siffer 2 
bis 5 kann auf eine an die Reichskaſſe zu zahlende Geldſtrafe bis zu 500 M. 
erkannt werden, ſofern nicht die Heeresverwaltung auf Grund der allge 
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meinen Rechtsgrundſätze höhere Anſprüche geltend macht. Die Entſcheidung, 
ob und inwieweit die Strafe verwirkt iſt, trifft unter Ausſchluß des 
Rechtsweges die Remonte⸗Inſpektion. Daneben ſteht im Falle der Nicht⸗ 
erfüllung einer der Bedingungen der Remonte-Inſpektion das Recht der 
Furücknahme der Stute gegen Erſtattung der gezahlten Kaufſumme zu. 
Hat die Stute jedoch an Wert verloren, ſo wird die Wertminderung von einem 
von der Remonte-⸗Inſpektion zu beſtimmenden Dorſitzenden einer Remon- 
tierungskommiſſion unter Ausſchluß des Kechtsweges feſtgeſtellt und von 
der Kaufſumme abgezogen. 

Doritehende Bedingungen erkenne ich bei Uebernahme der mir käuflich 


überlaſſenen Remonteſtute nu. für mich als bindend an. 
FFV // ð FI 
(Wohnort des Süchters) 
(Kreis) 


1916. 31. Dezember). 


Abwälzung der Warenumſatzſtener. Vom 12. Dezember 1916. 
M. L. D. F. (M. Bl. C. D. F. 1917 8. 28.) 


An die ſämtlichen Herren Geſtütdirigenten. 

Seitungsnachrichten zufolge iſt verſchiedentlich verſucht worden, die nach 
den Beſtimmungen des Warenumſatzſteuergeſetzes vom 26. Juni 1916 (Keichs⸗ 
Geſetzbl. S. 659) von den Gewerbetreibenden zu entrichtende Abgabe auf 
die Abnehmer abzuwälzen, indem beim Abſchluß der Lieferungsverträge . 
vereinbart wird, daß die Steuer zu Lajten des Abnehmers gehen ſoll. Eine 
Abwälzung der Warenumſatzſteuer vom Gewerbetreibenden auf den Ab⸗ 
nehmer iſt nach Art. V a. a. O. aber nur bei Lieferungsverpflichtungen 
aus Derträgen zuläſſig, die vor dem Inkrafttreten des Geſetzes, alſo vor 
dem 1. Oktober 1916, abgeſchloſſen worden ſind. 

Gies 8 ſetze ich hiervon mit dem Erſuchen in Kenntnis, 
Forderungen von Gewerbetreibenden auf Sahlung von Warenumſatzſteuern 
für Lieferungen, die nach dem 1. Oktober 1916 vereinbart worden ſind, 
abzulehnen. f 


1916. 31. Dezember). N 
Neinhaltung der Waſſerläufe. Vom 25. November 1916. 
M. A. M. h. G. M. L. D. F. M. J. (M. Bl. C. D. F. 1917 S. 28.) 


An die Herren Regierungspräſidenten. 

Durch unſeren gemeinſchaftlichen Erlaß vom 13. Juli 1914**) find 
die Herren Regierungspräſidenten erſucht worden, die Waſſerpolizeibehörden 
anzuweiſen, alle ihnen auf Grund des § 23 des Waſſergeſetzes zugehenden 
Kanaliſationsprojekte umfänglicherer Art, bevor ſie darüber entſcheiden, 
durch die hand der Herren Regierungspräfidenten der Sentralinſtanz vorzu⸗ 
legen. Da es uns für eine gleichmäßige Handhabung der Grundſätze über 
die Reinhaltung der Waſſerläufe erwünſcht iſt, auch diejenigen größeren 
Kanaliſationsprojekte kennen zu lernen, bei denen das Recht zur Einleitung 
der Abwäſſer durch Verleihung auf Grund § 46 W. G. nachgeſucht wird, 
jo erſuchen wir die herren Regierungspräſidenten ergebenſt, die Medizinal⸗ 
beamten, denen nach Siffer 10 unſerer Ausführungsanweilung zum Waſſer⸗ 
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gefetz vom 7. April 19137), betreffend das Derleihimgsverfahren und das 
Ausgleihungsverfahren, vom 29. April 1914x) eine Ausfertigung der 
dem Bezirksausſchuß einzureichenden Vorlagen zugeht, anzuweiſen, uns auch 
155 Projekte, ſofern ſie umfänglicherer Art ſind, durch Ihre Hand vor— 
zulegen. ö 

Es iſt anzunehmen, daß die Bezirksausſchüſſe, wenn ſie auch geſetzlich, 
abgejehen von dem Falle des 8 49 Abſatz 4 des Waſſergeſetzes, dazu 
nicht verpflichtet ſind, dem Unternehmer die von uns für notwendig erachteten 
Anforderungen auf Grund der 88 47 und 49 W. G. auferlegen werden. 
Sollte es wider Erwarten in vereinzelten Fällen nicht geſchehen, ſo wollen 
die Herren Regierungspräſidenten von dem Ihnen nach 8 384 W. G. zu: 
ſtehenden Beſchwerderecht Gebrauch machen. 


Un die Herren Oberpräſidenten in Danzig, Breslau, Magdeburg, Hannover 
Münſter und Coblenz, ſowie an den Herrn Kegierungspräſidenten 
in Potsdam als Chef der Märkiſchen Waſſerſtraßen. 


1916. 31. Dezember). 


Verfütterung von Kleeblättern und Kleeſchrot an Schweine und Geflügel. 
Vom 12. Dezember 1916. 


M. C. D. F. (m. Bl. L. D. F. 1917 S. 209.) 


An alle Königlichen Regierungen (außer Sigmaringen). 

Anliegende Abſchriften eines Rundfchreibens des Königlich Preußiſchen 
Candesamts für Futtermittel nebſt den Mitteilungen der Rohmaterialitelle 
des Candwirtſchaftsminiſteriums überſende ich mit dem ergebenen Erjucen, 
jedem Pächter Ihres Bezirks je 1 Stück zuzuſtellen. In den Anſchreiben 
wird darauf hinzuweiſen ſein, daß es überall dort, wo genügend Leguminoſen⸗ 
heu oder leguminoſenreiches Wieſenheu vorhanden iſt und wo keine Ge— 
legenheit zum Schroten im eigenen Betriebe beſteht, im allgemeinen am 
billigſten und zweckmäßigſten ſein wird, den Bedarf an Heufutter dadurch 
zu gewinnen, daß man das heu durch eine entſprechend weit geſtellte 
Dreſchmaſchine gehen läßt. Während gutes Kleeheu durchſchnittlich an⸗ 
nähernd ebenſo viel Eiweiß und Sett als Futtergerſte aufweiſt, haben die 
Kleeblätter davon den doppelten Gehalt und vor allen Dingen in auch für 
Schweine und Geflügel leicht verdaulicher Form. Die unter den Klee⸗ 
blättern befindlichen Stengelteile werden mit einem entſprechend weiten 
Siebe abgeſiebt und als häckſel an Rindvieh oder Pferde verfüttert. Der: 
artiges Kleeblattfutter kann die Futtergerſte faſt ganz erſetzen. 

Die Königliche Regierung wolle ſich von ein paar beſonders ſachkundigen 
pächtern Ihres Bezirks über die mit der Kleeblatt⸗ oder Kleeſchrotfütterung 
gemachten Erfahrungen Bericht erſtatten laſſen und dieſe mir binnen drei 
Monaten vorlegen. Im übrigen werden die Pächter noch hinzuweiſen fein 
auf die Schrift des Landwirtſchaftsſchuldirektors R. Camberger: Schweine⸗ 
fütterung und ⸗mäſtung in Kriegs⸗ und Teuerungszeiten (Derlag von M. 
H. Schaper, Hannover 1916; Preis 2 Mk.), die über die jetzt verfüg⸗ 
baren Futtermittel und ihre zweckmäßigſte Derwendung eine gute Ueber⸗ 


ſicht gibt. 
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Abſchrift. 
Königlich Preußiſches Landesamt für Futtermittel. 


Berlin SW. 68, den 24. November 1916. 
Charlottenſtraße 18. 


Der Mangel an Kraftfuttermitteln wird in dieſem Jahre noch mehr, 
als im vergangenen fühlbar werden. Er zwingt dazu, alle einheimiſchen 
Futterſtoffe auf die geeignetſte Weiſe auszunützen. Eine Möglichkeit hierfür 
bietet auch die reiche Heuernte dieſes Jahres. Nachdem einwandfrei feſt⸗ 
geſtellt iſt, daß Klee und ſogar gutes Wieſenheu in zerkleinertem Suſtande 
ein proteinreiches, gut verdauliches Kraftfutter für Geflügel und Schweine 
abgeben, müſſen alle beteiligten Behörden und Kriegsſtellen bemüht ſein, 
auch dieſes Futter bei Geflügelhaltern und Schweinemäſtern einzuführen. 

Die Fütterungsverſuche haben ergeben, daß es weder nötig noch vor⸗ 
teilhaft iſt, die Pflanzenfaſer zu Mehl zu zerkleinern, daß es vielmehr voll⸗ 
auf genügt, fie nur zu der Feinheit eines Kleeſchrots oder Kleehäckjels 
von etwa 2 mm zu bringen. Dieſe Feſtſtellungen erleichtern und ver— 
billigen die Arbeit gegenüber der für die herſtellung des eigentlichen Klee⸗ 
mehls erforderlichen ganz weſentlich. Dieſes Leguminoſenſchrot iſt geeignet, 
etwa die hälfte des jetzt in der Form von Kraftfutter zugeführten Bedarfs 
an Eiweiß und Fett zu erſetzen. Am beſten dafür iſt Heu von de. in 
der erſten Blüte gemähten Luzerne, Eſparſette, Serradella und der ver— 
ſchiedenen Kleearten. Sind dieſe nicht vorhanden, jo iſt auch gutes Wieſen⸗ 
heu verwendbar, wenn auch nicht mit jo voller Futterwirkung und Nähr⸗ 
ſtoffausnutzung. Auf das beiliegende Rundſchreiben der Rohmaterialien⸗ 
ſtelle des Landwirtſchaftsminiſteriums wird beſonders verwieſen. 

Don dieſem heuſchrot können täglich gegeben werden 

1. für Geflügel etwa 30 g, 
2. für Schweine von kleinſten Mengen beginnend bis zu etwa 2,5 kg. 

Für einen Viehbeſtand von 100 Stück Geflügel und 100 Schweinen 
der verſchiedenen Altersklaſſen, wie er in Betrieben von 250 ha Größe 
häufig zu treffen iſt, werden daher notwendig. 


täglich monatlich 
für Geflügel 100xX 50 g 3 kg 90 kg 
für Schweine 100 * 1000 g = 100 kg 3000 kg 


(im Durchſchnitt). 
Für die folgenden fünf Monate wären erforderlich 
für Geflügel 450 kg rd. 9 Str. 
für Schweine 15 000 kg rd. 500 Str. 

Steht genügend Kleeſchrot zur Verfügung, jo wird man die Beigabe 
noch etwas reichlicher geſtalten können. 

Dieſe Heuſchrotherſtellung bietet keine techniſchen Schwierigkeiten, da 
ſie auf den meiſten Schrotmühlen vorgenommen werden kann. Für die 
Herſtellung im Großbetriebe werden auch viele Mühlen in Betracht kommen, 
die mit Schrotgängen verſehen ſind und zurzeit ſtilliegen oder nicht voll be⸗ 
ſchäftigt worden ſind. Auch Stärkefabriken, Brennereien und ähnliche An⸗ 
lagen können Einrichtungen zur Derjhrotung erhalten. Beſonders leiſtungs⸗ 
fähig ſind die Sementwerke, die ſchon im vorigen Jahre bei der Strohmehl⸗ 
bereitung mitwirkten. 

Die verfügbaren Mengen an Körnerfutter (Gerſte, Mais, Getreideſchrot) 
reichen nicht entfernt hin, um unſere Schweinehaltung mit Kraftfutter zu 
verſorgen, und an Geflügelfutter wird beſonders in den Städten ein empfind⸗ 
licher Mangel eintreten. Das Heyſchrot aber läßt ſich in jo großen Mengen 
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gewinnen, daß es als wirkſames Streckungsmittel des Körnerfutters dienen 
kann. Wo dem einzelnen Landwirt die Möglichkeit zur verſchrotung fehlt, 
müſſen Gemeinden und Kommunalverwaltungen fie ſchaffen. Beſonders 
auch die großen Städte werden ſich der Heufchrotbereitung annehmen und 
dieſes Futtermittel ihren Geflügelhaltern und Schweinemäſtern zur Der- 
fügung ſtellen können. Die Maſtorganiſationen aber werden durch weiteren 
Ausbau ihres Prämiierungs⸗ und Sutterverteilungsinitems in der Cage fein, 
die Heuſchrotverfütterung zu fördern. Wir bitten, ſich dieſer Futterbereitung 
und obeſchaffung nachdrücklich und ſchleunigſt anzunehmen. 
An ſämtliche Provinzial⸗ (Bezirks-) Futtermittelſtellen (Derwaltungs⸗ und 
Geſchäftsabteilungen) und ſämtliche Maſtorganiſationen. | 


Anlage. 
Mitteilungen der Rohmaterialitelle des Landwirtſchaftsminiſteriums. 
Verwendung von Heu zur Schweinefütterung und Schweinemaſt. 


In den Mitteilungen der Rohmaterialitelle vom 27. September d. Is. 
iſt darauf hingewieſen worden, daß im kommenden Winter die Futter⸗ 
rüben (Runkeln, Wruken, Möhren ufw.) an Stelle der Kartoffeln bei 
der Fütterung und Maſt von Schweinen herangezogen werden müſſen, 
dafelbjt find auch die von Profeſſor Franz Lehmann erprobten Normen 
für die Rübenfütterung an Schweinen angegeben worden. 

Die Schweinemaſt iſt bekanntlich nur erfolgreich, wenn neben den 
in den Rüben vorwiegend enthaltenen zucker- und ſtärkemehlähnlichen 
Stoffen die nötigen Mengen von eiweißhaltigem Futter verabreicht wer⸗ 
den können. Die an ſolchen eiweißhaltigen Futterſtoffen (Oelkuchen, Fiſch⸗ 
mehl, Kadavermehl, Trockenhefe uſw.) vorhandenen Vorräte reichen aber 
zur Deckung des Bedarfes bei weitem nicht aus, es muß alſo auf andere 
Weiſe geholfen werden. 

Dies iſt möglich durch Verwendung des Heues zur Schweinemaſt. 
Nicht nur in Derfuchsitationen, ſondern auch in zahlreichen Großbetrieben 
iſt feſtgeſtellt worden, daß das heu zur Schweinefütterung mit beſtem 
Erfolg verwendbar iſt. Der ganze Eiweißbedarf der Kation kann durch 
Heugaben nicht gedeckt werden, wohl aber ein großer Teil desſelben. 

Es iſt ſelbſtverſtändlich, daß man zur Schweinemaſt nur die gehalt⸗ 
reichſten und beiten Heuvorräte verwendet. 

Die beiten Qualitäten von Wieſenheu und Grummet enthalten 7—8 9% 
verdauliches Protein, während der Gehalt der guten Qualitäten von Klee⸗ 
heu (Rotklee, Cuzerne, Eſparſette, Serradella) auf 10—12 % ſteigt. Man 
wird deshalb in erſter Linie die gut gewonnenen Kleeheubeſtände hierzu 
heranziehen. 

Das Schwein hat nicht die Fähigkeit, Rohfafer in nennenswertem Um⸗ 
fange zu verdauen, man muß daher ein Produkt erzielen, das möglichſt 
arm an Kohfaſer iſt. Deshalb eignet ſich von den Wieſenheuarten das 
Grummet beſſer, als das Heu vom erſten Schnitt. Beſonders gute Er— 
folge ſind erzielt worden, wenn die Blätter von Klee- und Lugerneheu 
durch Dreſchen und Abſieben der Stengelteile für ſich gewonnen wurden, 
ſie haben bei der Schweinemaſt denſelben Futterwert, wie Kleie. Das 
Dermahlen der Kleeblätter zu feinem Mehl iſt nach den in der Praxis 
gemachten Erfahrungen zwecklos. Das Heu von Kleearten, die nur wenig 
verholzte Stengelteile enthalten, wie Rotklee, Eſparſette- und Serradella⸗ 
heu im Gegenſatz zu Lugerneheu kann in geeigneten Mühlen auch ganz 
zu Schrot vermahlen werden. Das Dermahlen zu ganz feinem Mehl 
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hat ſich in der Praxis nicht als lohnend erwieſen. Sum Dermahlen von 
Heu in geeigneten Mühlen werden u. a. von K. und Th. Möller in Brack⸗ 
wede i. W., C. F. Griesbach in Leipzig geliefert. 

Es laſſen ſich alſo bezüglich der Vorbereitung des Heues zur Schweine⸗ 
fütterung folgende Anweiſungen geben. Grummet wird einfach gehäckſelt, 
von Kleeheu werden entweder durch Dreſchen die Blätter für ſich ge⸗ 
wonnen und die Stengel anderweit verwertet, dies iſt beſonders für Lu⸗ 
zerneheu empfehlenswert, oder man hächkſelt das ganze Kleeheu und ver⸗ 
arbeitet den häckſel auf einer geeigneten Mühle zu Schrot, dies empfiehlt 
ſich namentlich bei Rotklee, Eſparſette- und Serradellaheu. Wenn man 
den häckſel künſtlich vortrocknen kann, läßt er fi beſſer vermahlen. 

Der Grummethäckſel, die Kleeheublätter oder das Kleeſchrot werden 
dann am beſten mit den zerkleinerten Rüben gemiſcht und gemeinſam 
gedämpft, wobei das Dämpfwaſſer ſorgſam geſammelt und mit verfüttert 
wird, weil es den beim Kochen der Rüben gelöſten Sucker und andere 
wertvolle Nährſtoffe enthält. Das Dämpfwaſſer von Kartoffeln muß man 
bekanntlich abfließen laſſen. Wenn man alſo Kartoffeln mit verfüttert, 
fo müſſen dieſe für ſich gedämpft werden. N 
N Der Suchtdirektor Mommſen in Halle a. S. berichtet in Nr. 75 der 
Illuſtrierten landwirtſchaftlichen Zeitung vom 16. September über die Mä⸗ 

ſtung von Schweinen, die unter Verwendung von Kleemehl von zur Horſt 
. in Großfeldhus, Oldenburg, ausgeführt wurden. Hierbei wurden in einem 

Fall neben dem Rüben⸗ und Kartoffelfutter 4,3 Pfund Kleemehl, ½ Pfund 
Fiſchmehl und 2 Pfund Eicheln und in einer ſpäteren Periode 5,6 Pfund 

Kleemehl, ½ Pfund Fiſchmehl und 2 Pfund Eicheln verabreicht. Es 
handelte ſich um Sauen über 1 Jahr alt, die 3 Monate vorher abge⸗ 
ferkelt hatten und 270500 Pfund ſchwer waren. Der Suwachs war 
ein durchaus zufriedenſtellender. 

In zahlreichen Wirtſchaften einer Güterdirektion wurden an 80 Pfund 
ſchwere Läufer neben dem Rüben- bzw. Kartoffelfutter Y Pfund Luzerne- 
blätter und 1 Pfund Gerſtenſchrot, an Läufer bis 120 Pfund Gewicht 
1 Pfund Gerſte und 134 Pfund Lugerneblätter, an Maſtſchweine bis 
200 Pfund Gewicht 1 Pfund Luzerneblätter, 2 Pfund Gerite, 7: Pfund 
Fiſchmehl mit gutem Erfolg verabreicht. Hierbei wird beſonders bemerkt, 
daß es zweckmäßig iſt, die Tiere von Jugend auf an die Aufnahme 
von Luzerneblätter zu gewöhnen. Die letzteren werden daher zweckmäßig 
ſchon den Ferkeln trocken, mit etwas Gerſtenmehl und Fiſchmehl ge⸗ 
miſcht, vorgelegt. 

Berlin, den 16. Oktober 1916. 
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Sicherſtellung der Holzabfuhr. Vom 4. Dezember 1916. 
M. L. D. F. (M. Bl. L. D. F. 1917 S. 32.) 


An ſämtliche Herren Regierungspräſidenten. 
Abſchrift. 
Der Keichskanzler. Berlin W. 8, den 3. November 1916. 
(Reichsamt des Innern.) 


Die Klagen der holzverbrauchenden Induſtrien über Holzknappheit 
ſind vornehmlich durch den Mangel an Geſpannen zum Abfahren des 
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Holzes begründet. Ein Derjagen in der Abfuhr des Holzes würde unab⸗ 
fehbare Folgen haben, da es im ſtaatlichen, beſonders im militäriſchen 
Intereſſe dringend erforderlich iſt, große Mengen von Holz zum Bau von 
Unterſtänden uſw., zur Gewinnung von Sellitoff und Papier und ins: 
beſondere zu Grubenzwecken zur Verfügung zu haben. 


Die Bedeutung der reichlichen Förderung von Kohle bedarf keiner 
weiteren Ausführung, es darf lediglich darauf hingewieſen werden, daß 
im Intereſſe der Bereitſtellung ausreichender Munitionsmengen erheblich 
größere Mengen Kohle als bisher gefördert werden müſſen. Zur Regelung 
der Grubenholzfrage find die Holzbeſchaffungsſtellen Oſt in Kattowitz und 
Weſt in Eſſen tätig. Die Unterſtützung ihrer Arbeiten muß mit allen 
Kräften gefördert werden. ö 

Die Bemühungen der Grubenholzfirmen, Privatführwerk zu erlangen, 
ſind früher auf außerordentliche Schwierigkeiten geſtoßen. Eine Beſſerung 
trat ein, als das Kriegsminiſterium in der Lage war, Kommandos mit 
Geſpannen zur Grubenholzförderung zur Verfügung zu ſtellen. Da der 
erhöhte Bedarf der Front jedoch in Kürze die Surückziehung der Pferde 
erforderlich machen wird, jo iſt mit der Wiederkehr der früheren Der- 
hältniſſe zu rechnen, wenn es nicht gelingt, durch Einwirkung auf die 
Fuhrhalter die ausreichende Geſtellung von Geſpannen herbeizuführen. 

Es ſoll nicht verkannt werden, mit welchen Schwierigkeiten die Pri⸗ 
vatfuhrwerksbeſitzer zurzeit zu kämpfen haben (Futtermangel, Schonungs⸗ 
bedürfnis der Tiere, hohe Preiſe, ſchlechte Ernährung der Pferde). An⸗ 
derſeits wird es bei gutem Willen der Beteiligten und bei verſtändnisvoller 
Aufklärung über die hohe Bedeutung der Angelegenheit vielfach gelingen, 
auch ohne geſetzlichen Swang und ohne Eingreifen der Militärbehörde 
darauf hinzuwirken, daß die erforderlichen Geſpanne geſtellt werden. Ins⸗ 
beſondere wird es den örtlichen Derwaltungsbehörden, die in enger Füh⸗ 
lung mit den Landesbewohnern ſtehen, möglich fein, die Gemeinden cder die 
Gemeindevorſteher darüber aufzuklären, wie notwendig eine geregelte Gru⸗ 
benholzabfuhr zur Aufrechterhaltung der für die militäriſchen, hinſicht⸗ 
lich der Gewinnung von Tlebenprodukten (Ammoniak) auch für die land⸗ 
wirtſchaftlichen Intereſſen überaus wichtigen Kohlenförderung iſt und daß 
dringende vaterländiſche Intereſſen es jedem Beſitzer von tauglichen Ge⸗ 
ſpannen zur Pflicht machen, dem Anſuchen der Grubenholzfirmen, Pferde 
und Wagen zur Derfügung zu ſtellen, entgegen zu kommen. Don beſon⸗ 
derem Werte würde es ſein wenn die Aufgaben der Holzbeſchaffungs⸗ 
ſtellen Oſt und Weit hingewieſen und verfügt würde, daß man den Mit⸗ 
teilungen und Anträgen dieſer Stellen Gehör und Beachtung ſchenken ſolle. 
Einwendungen der Pferdehalter, daß die Tiere unterernährt ſeien und 
geſchont werden müßten, werden die örtlichen Behörden zu beurteilen am 
beiten in der Lage fein. Ebenſo wird es ihnen möglich ſein, bei zu hohen 
Preisforderungen der Pferdehalter ausgleichend einzugreifen. 


Indem ich von der Annahme ausgehe, daß es bei Mitarbeit der be⸗ 
teiligten Behörden gelingen wird, ohne geſetzlichen Swang den erſtrebten 
Erfolg zu erreichen, beehre ich mich, zu erſuchen, die unterſtellten Behörden 
eindringlichſt auf die Wichtigkeit der Angelegenheit aufmerkſam zu machen. 
Gleichzeitig darf ich um tunlichſte Beſchleunigung ergebenſt bitten. Es 
dürfte ſich empfehlen, den Holzbeſchaffungsſtellen in Kattowitz und Eſſen 
Mitteilung von den ergehenden Anordnungen zu machen, damit die be⸗ 
teiligten Grubenholzfirmen in der Lage find, ſich tunlichſt bald Fuhrwerk 
u ſichern. 

i 8 die Regelung der Holzabfuhr für die Papierfabrikation werde 
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ich nach Abſchluß der zurzeit ſchwebenden Erörterungen über die Lieferung 
billigen Papierholzes weitere Mitteilung machen. 

Dem Herrn Präſidenten des Kriegsernährungsamts habe ich Abſchrift 
dieſes Schreibens mit dem Erſuchen zugehen laſſen, für die in Betracht 
kommenden Pferdehalter die Bereititellung ausreichender Futtermittel in 
Erwägung zu ziehen. 

An ſämtliche Bundesregierungen (außer ee 

Abſchrift erhalten Euere ren mit dem Erſuchen, 
die für die Holzabfuhr in Betracht kommenden Geſpannhalter durch die 
nachgeordneten Behörden und Beamten, durch die Tagespreſſe und in jeder 
ſonſt möglichen und zweckdienlich erſcheinenden Weiſe darüber belehren zu 
laſſen, welche verhängnisvollen Folgen für die Kriegsführung ſowohl wie 
für die geſamte Dolkswirtſchaft es nach ſich ziehen müßte, wenn ſie ſich 
der vaterländiſchen Pflicht entziehen wollten, für die Heranſchaffung des 
nötigen Holzes aus dem Walde zu den ODerbrauchsſtellen nach Kräften ſich 
einzuſetzen. 

Ich hoffe zuverſichtlich, daß es durch rechtzeitige Aufklärung der in 
Frage kommenden Kreiſe der Bevölkerung über die ſchwerwiegende Be⸗ 
deutung der Angelegenheit gelingen wird, die Bereitſtellung der notwendigen 
Geſpannkräfte ohne geſetzlichen Swang und ohne Eingreifen der Heeres— 
verwaltung zu erzielen, will aber nicht unterlaſſen, ſchon jetzt mit Nach— 
druck darauf hinzuweiſen, daß ſolcher Swang ausgeübt werden muß, 
wenn die gutwillige Hergabe der Geſpanne für die Holzanfuhr wider 
Erwarten nicht ſollte erreicht werden können. 

Don beſonderer Wichtigkeit iſt die regelmäßige und rechtzeitige Heran⸗ 
ſchaffung des Grubenholzes für den Kohlenbergbau. Mangel an Gruben⸗ 
holz bedeutet Aufhören der Kohlenförderung, und Mangel an Kohlen 
die Unmöglichkeit weiterer Kriegsführung, die Serrüttung der deutſchen 
Volkswirtſchaft. 

Ein von der Holzbeſchaffungsſtelle Weſt in Eſſen a. d. Ruhr mir zur 
Verfügung geſtelltes Flugblatt, von dem 10 Stück beiliegen und weitere 
je 10 und 50 Stück den Stadt⸗ und Landkreiſen dortigen Bezirks von Eſſen 
aus unmittelbar werden zugeſtellt werden, gibt in Wort und Bild einen 
guten Ueberblick darüber, „was aus der Kohle gewonnen wird“ und 
von welcher Bedeutung demgemäß die Befriedigung des Kohlenbedarfes für 
unſere geſamte Kriegs- und Dolkswirtſchaft iſt. 

Ich erſuche, das Flugblatt, von dem weitere Stücke nach Bedarf 
von der genannten Holzbejchaffungsitelle bezogen werden können, unter 
den beteiligten Kreiſen der Bevölkerung zu verbreiten und hoffe, daß 
es dazu beitragen wird, das Deritändnis für den innigen Sujammenhang 
der Holzdeckungsfrage mit faſt allen Sweigen des Kriegs- und Wirt⸗ 
ſchaftslebens zu fördern. 

Wegen der Bereititellung ausreichender Futtermittel für die zur Holz⸗ 
anfuhr bereitgeſtellten Pferde bin auch ich mit dem Herrn Präſidenten 
des Kriegsernährungsamtes in Derbindung getreten. 

Ich behalte mir vor, auf dieſe Frage demnächſt zurückzukommen. 


An ſämtliche Königlichen Regierungen mit Ausnahme von Münſter und 
Sigmaringen. 
Abſchrift erhält die Königliche Regierung zur Kenntnis und Nach- 
achtung. 
Ich rechne zuverſichtlich darauf, daß ſich auch die in Frage kom— 
menden Königlihen Domänenpächter nach Möglichkeit an der Holzanfuhr 
beteiligen werden, und erwarte, daß alle Staatsforſtbeamten ſich die Be⸗ 
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lehrung und Beeinfluſſung der Geſpannhalter als eine beſonders wichtige 
Pflicht angelegen ſein laſſen werden. Die Forſtbeamten werden ſich viel⸗ 
fach auch als Vermittler zwiſchen Geſpannhaltern und Holzkäufern nament⸗ 
lich in ſolchen Fällen erfolgreich betätigen können, in denen es ſich um 
in der Gegend noch unbekannte Käufer oder um die Dereinbarung der 
Abfuhrpreiſe handelt. Ich mache namentlich darauf aufmerkſam, daß es 
ſich in vielen Fällen als zweckmäßig erwieſen hat, wenn die zuständigen 
Revierverwalter ſchon vor dem Derkaufe des Holzes Dereinbarungen mit 
den Geſpannhaltern über die Fuhrlöhne getroffen und bei Eröffnung der 
Verbaufstermine den Käufern die zur Abfuhr bereiten Perſonen und deren 
Forderungen genannt haben. 


n ſämtliche Candwirtſchaftskammern. 


Abſchriſt zur Kenntnis mit dem Erſuchen, auch Ihrerſeits auf die 
Geſpannhalter der Provinz im Sinne vorſtehender Derfügung nach Möge 
lichkeit einwirken zu wollen. 


ö Anlage. 
Was aus der Kohle alles gewonnen wird. 

Dorjtehendes Bild“) zeigt — allerdings nur unvollkommen — eine 
wie außerordentlich große Fahl von Stoffen aus der Steinkohle gewonnen 
wird und wi: dieſe die Grundlage für viele Induſtriezweige bilder. Die 
gewaltigen Schätze Deutſchlands an Steinkohle haben bereits im Frieden 
eine ausſchlaggebende Rolle in der geſamten deutſchen Volzswirtſchaft ge⸗ 
ſpielt. Don geradezu unſchätzbarer Bedeutung für uns iſt die Steinkohle 
iedoch in dem nunmehr faſt 2½ Jahre währenden Weltkriege geworden. 
Ohne fie wäre es unmöglich, die gewaltigen an die Induſttie geſtellten 
Anforderungen der Heeresverwaltung zu befriedigen und, was für die 
ſiegreiche Beendigung des Krieges von gleicher Bedeutung iſt, der Landwirt⸗ 
ſchaft Erſatz für den infolge der englischen Blockade unerreichbaren Chili⸗ 
ſalpeter zu liefern. 

Mit dem aus der Hohle erzeugten Koks werden Eiſen und Stahl 
bereitet, die zur Herſtellung von Geſchützen, Gewehren, Schiffen, Munition 
und all dem Kriegsgerät in tauſendfacher Geſtalt dienen, ohne das die 
Niederringung unſerer Gegner unmöglich iſt. Das pech dient neben anderen 
Verwendungszwecken zur Heritellung von Briketts zur Beheizung von Loko⸗ 
moliven, ſowie zur Fabrikation von Dachpappe für die Schütengräbe ı 
und Unterſtände. Die Teeröle bilden ein unſchätzbares Kraftmittel für 
Motcren und werden in weitgehendem Maße in der Kriegsmarine auge⸗ 
wandt. Das Benzol iſt neben Spiritus der einzige zur Verfügung ſtehende 
Erſatz für Benzin und dient als Antriebmittel der Lastkraftwagen, die 
den Truppen in die entlegenſten Gebirgswinkel ſolgen und ihnen Lebens⸗ 
mittel und Munition nachfahren. Aus Toluol wird jener wirkſame Spreug⸗ 
ſtoff bereitet, der zur Füllung der Granaten Verwendung findet. Aus dein 
Bas wird neben anderen Stoffen, deren die Sprengſtoffinduſteie bedarf, 
das ſchweſelſaure Ammoniak gewonnen, jenes ſtickſtoffhaltige Düngemittel, 
ohne das es den Engländern ein Leichtes geweſen wäre, das deutſche Lok 
trotz ſeiner glänzenden militäriſchen Erfolge durch hunger in die Knie 
zu zwingen. Ferner bildet die Kohle das wichtigſte Mittel, aut dem 
wir aus den neutralen Staaten unentbehrliche Nahrangs⸗ und Futter⸗ 
miſtel im Austaufch beziehen können. 


*) Wird nicht mit ahgedruckt. (Amtliche Anmerkung.) 
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Wäre es den Feinden gelungen, unſere wichtigſten Kohlenbezieke zu 
beſetzen, oder hätten wir nicht die Möglichkeit gehabt, unſern Steinkohlen⸗ 
bergbau trotz größter Schwierigkeiten auf allen möglichen Gebieten in 
ungeſtörtem Betrieb zu erhalten, ſo würden wir den Krieg längſt ver⸗ 
loren haben. 

Ernſte Störungen ſtehen unſerm Steinkohlenbergbau jedoch dadurch 
bevor, daß es in der letzten Seit immer ſchwieriger wird, das für ihn un⸗ 
entbehrliche Grubenholz zum Ausbau der unterirdiſchen Grubenräume zu 
erhalten; um welche gewaltigen Mengen es ſich hierbei handelt, mag 
daraus erſehen werden, daß allein im rheiniſch⸗weſtfäliſchen Steinkohlen⸗ 
bezirk täglich rd. 10000 fm = 650 Eiſenbahnwaggons Grubenholz ver- 
braucht werden. Nicht Mangel an Holz trägt die Schuld an dieſen drohen⸗ 
den Schwierigkeiten; im Gegenſatz zu England beſitzen wir glücklicher⸗ 
weiſe in Deutſchland einen ſo großen Waldbeſtand, daß wir ohne jede 
Zufuhr aus dem Ausland unſern geſamten Bedarf an Grubenholz zu 
liefern imſtande ſind. Die Schwierigkeit liegt nur darin, das geſchlagene 
Grubenholz aus den Wäldern an die Eiſenbahnſtationen heranzubringen, 
da ein großer Teil der mit der Holzabfuhr beſchäftigten Leute eingezogen 
iſt und auch die Pferde nicht mehr in dem Maße wie im Frieden zur Der: 
fügung ſtehen. 

Mit Kückſicht auf die unabſehbaren Folgen, die eine Störung des 
deutſchen Steinkohlenbergbaus in jeder Beziehung nach ſich ziehen würde, 
ergeht deshalb an jeden Geſpannbeſitzer die dringende Aufforderung, im 
vaterländiſchen Intereſſe feine Pferde und Wagen den Holzfirmen zur Ab- 
fuhr von Grubenholz zu angemeſſenen Preiſen zur Verfügung zu ſtellen, 
zumal begründete Ausſicht beſteht, baß zu dieſem Sweck ſeitens des Kriegs⸗ 
ernährungsamtes Futtermittelzulagen bereitgeſtellt werden. 
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Verlohnung der Kriegsgefangenen bei Fällungs arbeiten. 
Vom 4. Dezember 1916. 


Mt. L. D. 7 R. M. (m. Bl. L. D. 5 1917 3. 5 


An N 
1. ſämtliche Königlichen Regierungen mit Ausnahme derer in Aurich, 
Münſter und Sigmaringen, 
2. die Königlichen ſtellvertretenden Generalkommandos, 
nachrichtlich: 

Durch unſere die Derlohnung der Kriegsgefangenen bei Fällungs⸗ 
arbeiten betreffenden Erlaſſe vom 21. Oktober 1916 und vom 1. No⸗ 
vember 1916 die für die militäriſchen Dienſtſtellen in einem Geſamtabdruck 
beigefügt werden, ſollte angeſichts der dringenden Notwendigkeit, alle ver⸗ 
fügbaren Arbeitskräfte jo gut wie irgend möglich auszunutzen, in erſter 
Linie eine Steigerung der Leiſtungen der Kriegsgefangenen erreicht werden. 
Die Durchführung der Erlaſſe iſt jedoch auf Schwierigkeiten geſtoßen. 

Es wird daher folgendes beſtimmt: N 

1. Das in den angeführten Erlaſſen empfohlene neue Derlohnungs- 
verfahren iſt nur anzuwenden, wenn beide Teile — heeresverwaltung 
und Arbeitgeber — mit der Anwendung einverſtanden ſind. 

2. Die Vorſchriften für das neue Verfahren werden wie folgt abge⸗ 
ändert und ergänzt: 


) Datum der Herausgabe des Miniſterialblattes. 


2) 


b 


— 
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Die Tages⸗Durchſchnittsleiſtung eines mitteltüchtigen freien Ar⸗ 
beiters hat der Arbeitgeber oder ſein Vertreter vor Beginn jedes 
größeren Schlages nach ihrem Lohnwert in Geld einzuſchätzen 
und dem zuſtändigen Cagerkommandanten mitzuteilen. Hält der 
Cagerkommandant die Schätzung für unzutreffend, ſo entſchei⸗ 
det, ſoweit es ſich um ſtaatliche oder unter ſtaatlicher Derwal- 
tung ſtehende Forſten handelt, der zuſtändige Forſtinſpektions⸗ 
beamte über die beſtehende Meinungsverſchiedenheit endgültig. In 
allen anderen Fällen bleibt die Regelung dieſes Punktes der 
beſonderen vertraglichen Dereinbarung zwiſchen den Parteien über⸗ 
laſſen. Der endgültig feſtgeſetzte Cohnwert iſt dem Arbeitskom⸗ 
mando bekannt zu geben. 

Der zur Anwendung kommende Hhauerlohntarif einſchließlich der 
etwa bewilligten Rückerlöhne iſt vor Beginn der Arbeit dem La 
gerkommandanten mitzuteilen. 

Die von den ſtaatlichen Verwaltungen vorgeſchriebenen Böen: 
lohntarife und Rückerlöhne können von dem Lagerkommandanten 
nicht beanſtandet werden. 

Andere Tarife uſw. werden durch beſondere vertragliche Der- 
einbarung zwiſchen den Parteien feſtgeſetzt. 


Ob und wie das Arbeitskommando in mehrere Arbeitsgemein- 


ſchaften (Rotten) eingeteilt werden ſoll, entſcheidet der Arbeit⸗ 
geber oder fein Dertreter nach Anhörung des Kommandoführers, 
deſſen Wünſche nach Möglichkeit zu berückſichtigen ſind. 
Cohnzahlungen können nur von 14 Tagen zu 14 Tagen ge: 
fordert werden. Vor Beendigung des Schlages und Feſtſtellung 
des Schlagergebniſſes werden nur Abſchlagslöhne gezahlt, deren 
Höhe in allen unter ſtaatlicher Verwaltung ſtehenden Forſten der 
zuſtändige Revierverwalter allein feſtſetzt. Dieſer kann auch be⸗ 
ſtimmen, daß, wenn die geleiſtete Arbeit entſprechend gering war, 
ein Abſchlagslohn für den betreffenden Seitabſchnitt überhaupt 
nicht zu zahlen iſt. 

Auf LCohnempfang nach Maßgabe der Arbeitsleiſtung haben nur 


diejenigen Kriegsgefangenen und Wachtmannſchaften Anſpruch, die 


bei der Schlagarbeit ſelbſt beſchäftigt waren. Die kriegsgefange⸗ 
nen Unteroffiziere erhalter eine beſondere feſte Zulage von täg⸗ 
lich 30 Pfg. Den bei anderen Arbeiten, 3. B. in der Küche be: 
ſchäftigt geweſenen Zugehörigen des Kommandos gebühren während 
der Dauer dieſer Arbeit nur die üblichen ſeſten Abfindungen. 


f) Feiertage, Krankheitstage und Tage, an denen wegen ſchlechten 


2) 


Wetters oder aus ſonſtigen Gründen nicht gearbeitet worden iſt, 
bleiben bei den Berechnungen des Lohnes nach Maßgabe der 
Leiſtung außer Anſatz. 

Für ſolche Tage werden auch feſte Sulagen oder Abfin- 
911 5 an die Wachtmannſchaften und Kriegsgefangenen nicht 
gezahlt. 


Die in Gemeinſchaft mit den Kriegsgefangenen beſchäftigten freien 


Arbeiter der ſtaatlichen Derwaltungen nehmen an dem verdienten 
Geſamtlohn der Arbeitsgemeinſchaften Rotten) teil. Sie erhalten 
außerdem einen ſeſten Tagelohn, der in der Kegel nicht höher 
leit ſoll, als der nach a) feſtgeſetzte Cohnwert der Durchſchnitts⸗ 
eiſtung. 

Die Haumeiſter der freien arbeiter der ſtaatlichen Verwal⸗ 
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tungen erhalten außerdem einen Suſchlag zu dem feſten Tages 
lohn in Höhe von nicht mehr als 30 % dieſes Lohnes. 

Alle den freien Waldarbeitern hiernach zuſtehenden feſten 
Bezüge werden neben dem ſonſtigen Derdienit der Arbeitsgemein⸗ 
ſchaft beſonders bezahlt. 

3. Wird von der abgeänderten Derlohnungsart nach lfd. Nr. 2 kein 
Gebrauch gemacht, fo tritt an ihre Stelle das folgende Verfahren, bei welchem 
die Leiſtungen der Kriegsgefangenen nicht mehr an den Leiſtungen der 
freien Arbeiter, ſondern allein an der Menge des aufgearbeiteten Holzes. 
gemeſſen werden: 

a) Die Kriegsgefangenen erhalten für das aufgearbeitete Holz 40% 
des nach dem Hauerlohntarif und den bewilligten Rückerlöhnen 
ſich berechnenden Lohnes; die Wachtmannſchaften erhalten neben 
dem Durchſchnittslohn der ihnen unterſtellten Kriegsgefangenen 

. an allen für die Gewährung von feſten Sulagen überhaupt in 
Betracht kommenden Tagen eine ſolche von täglich 50 Pfennig. 

b) Die Beſtimmungen zu ie Nr. 2b—g haben auch für das Der- 
fahren nach lfd. Nr. 3 mit der Maßgabe Geltung, daß Ab— 
ſchlagslohnzahlungen an en der unter lfd. Nr. 2d ſeſtgeſetzten 
Termine ausfallen dürfen. 

4. Andere Lohnverfahren dürfen nur dann ng fü oder beibehalten 
werden, wenn triftige Gründe hierfür vorliegen, gleich befriedigende Ar⸗ 
beitsleiſtungen geſichert bleiben und Arbeitgeber wie zuſtändige militäriſche 
Dienſtſtelle mit dem anderen Derfahren einveritanden find. 

5. Die berpflegungszuſchüſſe der Heeresverwaltung, die nach meinem, 

des Kriegsminiſters, Erlaß vom 21. Oktober d. J. bei Anwendung des 

Derlohnungsverfahrens nach lfd. Mr. 2 wegfallen, kommen auch bei dem 
Verfahren nach lfd. Nr. 5 in Wegfall. 

Ob bei Anwendung anderer Derlohungsverfahren (nach lfd. Nr. 4) 
Verpflegungszuſchüſſe zu zahlen ſind oder nicht, hängt von den zwiſchen 
den Parteien zu treffenden beſonderen Vereinbarungen ab. 

Die beſtehenden, hiernach nicht mehr zuläſſigen Verträge über klus⸗ 
führung von Fällungsarbeiten durch Kriegsgefangene ſind mit tunlichſt 
kurzer Friſt zu kündigen oder im Wege der Dereinbarung Sean 
zu löſen. 

Haben die Arbeiten der Kriegsgefangenen ohne vorangegangenen Der- 
tragsabſchluß begonnen, jo kann die ſpäter gewählte Derlohnungsart vom 
Beginn der Arbeiten ab zur Anwendung kommen. 

Die durch meinen, des Miniſters für Landwirtſchaft, Domänen und 
Forſten, Erlaß vom 1. November d. I. vorgeſchriebenen Berichte über 
die Ergebniſſe des neuen Derlohnungsverfahrens ſind erſt am 15. März 
1917 zu erſtatten und haben ſich auf alle angewendeten Verfahren zu er⸗ 
ſtrecken. Ich, der Kriegsminiſter, ſehe von der Erſtattung der in meinem 
Erlaſſe vom 21. Oktober 1916 angeordneten Berichte einſtweilen ob. 


ü 1916. 31. Dezember). 
Sammeln von Fichtenſamen. Vom 22. Dezember 1916. 
M. L. D. F. (m. Bl. C. D. §. 1917 5. 37.) 
An ſämtliche Königlichen Regierungen mit Ausnahme derjenigen in Aurich, 
Münfter und Sigmaringen. 


Nachdem der Kriegsausſchuß für Gele und Fette ſich bereit erklärt 
hat, gereinigten Fichtenſamen zur Oelgewinnung, frei Waggon und ab 
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Derladeitation, zum Preiſe von höchſtens 150 Mk. für den Doppelzentner 
zu übernehmen, erſcheint es dringend erwünſcht, den diesjährigen ſtarken 
Fichtenzapfenanhang zur Gelgewinnung, ſoweit irgend möglich, nutzbar zu 
machen. 

Su dem genannten Preiſe wird es nur in denjenigen Oberförſtereien, 
in welchen Sichtenzapfen zu geringen Kolten zu gewinnen find und gleich 
zeitig günſtig gelegene fiskaliſche Samendarren zur Verfügung ſtehen, ans 

gängig ſein, die Samengewinnung durch die Samendarre ausführen zu 
laſſen. Die Anordnungen in dieſer Richtung find von den örtlichen Der» 
hältniſſen abhängig und muß ich den Königlichen Regierungen überlaſſen. 

Um aber die reiche Fichtenzapfenernte zu obigem Swechke ſoweit als 
möglich auszunutzen, beauftrage ich die Königlichen Regierungen, ſofort 
in geeigneten Oberförſtereien auch die Waldarbeiter und Waldarbeiter⸗ 
familien zur Gewinnung der Fichtenzapfen auf eigene Rechnung anzu⸗ 
regen und fie auf die Möglichkeit eines guten Derdienites hinzuweiſen. 
Die Sapfen können den Waldarbeitern und Waldarbeiterfamilien unent⸗ 
geltlich abgegeben werden. Bei der vorgeſchrittenen Jahreszeit werden 
die Zapfen in der gewöhnlichen Stubenwärme leicht aufſpringen, fo daß 
der Samen von den Sapfenſammlern ſelbſt gewonnen werden kann. Sur 
Entfernung der den Samenkörnern anhaftenden Samenflügel genügt ein 
leichtes Durchdreſchen auf der Scheunentenne. Auf dieſe Weile werden 

die Waldarbeiter und Waldarbeiterfamilien in der Cage fein, gereinigten 
Fichtenſamen ſelbſt zu liefern. 

Die Königlichen Oberförſter ermächtige ich, ſolchen gereinigten Sichten: 
ſamen zu einem Preiſe anzukaufen, der den Weiterverkauf an den Kriegs- 
ausſchuß ohne Einbuße für die Staatskaſſe noch ermöglicht, alſo etwa 
zu 130 bis 140 Mk. für den Doppelzentner. Die Adreſſen, wohin der 
Samen zu ſenden iſt, wollen die Revierverwalter von dem Kriegsausſchuß 
für Oele und Fette in Berlin NW. 7, Unter den Linden 68 a, erbitten. 

Sollte in einzelnen Revieren die Entflügelung und Reinigung des 


N Samens zweckmäßig auf günſtig gelegenen fiskaliſchen Samendarren be= 


wirkt werden können, ſo würde der Preis für Flügelſamen mit etwa 
120 Mk. für den Doppelzentner zu bemeſſen ſein. 
Etwaige weitere unvorhergeſehene Unkoſten können auf die Staats- 
kaſſe übernommen werden. 
Bis zum 1. Mai 1917 ſehe ich einer kurzen Anzeige entgegen, 
wieviel Fichtenſamen an den Kriegsausſchuß für Oele und Fette abgeliefert 
worden iſt. 


An ſämtliche Herren Regierungspräſidenten. N 

Abſchrift erhalten Euere zur gefälligen Kenntnis mit dem 
Erſuchen, den Erlaß, ſoweit erforderlich, durch — koſtenloſen — Abdruck 
in den geleſenſten Tagesblättern Ihres Bezirks ſchleunigſt zur Kenntnis 
der Bevölkerung zu bringen und zugleich in jeder anderen tunlichen Weiſe 
die waldbeſitzenden Gemeinden und Privaten zu einer tatkräftigen Be⸗ 
teiligung an dem Sammeln der Fichtenzapfen anzuregen. 


1916. 31. Dezember“). 


Uniform der Forſtbeamten. Vom 30. November 1916. 


M. C. D. F. (M. Bl. C. D. F. 1917 S. 38.) 
An ſämtliche Königlichen Regierungen. 
In Ergänzung meines Erlajjes vom 4. September 1897 wird ge— 
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nehmigt, daß ſtatt der vorſchriftsmäßigen Walduniform eine Citewka aus 
graugrünem Wollſtoff auch während des Winterhalbjahrs im Dienſte ge⸗ 
tragen werden darf. 


1916. 31. Dezember“). 


Anſchluß von Pacht und Arbeiterwohnungen auf forſtſiskaliſchen 
Gehöften an elektriſche oder Gaslichtleitungen. Bow 4. Dezember 1916. 


m. L. D. F. (m. Bl. C. D. F. 1017 8. 38.) 


An ſämtliche Königlichen Regierungen mit Ausnahme derer in Aurich, 
Münſter und Sigmaringen. 


Unter Bezugnahme auf meine allgemeine Verfügung vom 29. September 
1910 genehmige ich, daß, falls ſich die Koſten in angemeſſenen Grenzen 
halten, auch die Pächter⸗ und Arbeiterwohnungen auf forſtfiskaliſchen Ge⸗ 
höften an elektriſche oder Gaslichtleitungen angeſchloſſen werden. Bei den 
Arbeiterhäufern wird dabei vorausgeſetzt, daß ſie ji in enger Nachbarſchaft 
mit dem Pächterhauſe oder Förſtergehöft befinden und nicht längere An⸗ 
ſchlußleitungen benötigen. i 

Die Hoſten für elektriſche und Gaslichtanſchlüſſe find aus dem dortigen 
Forſtbaufonds zu beſtreiten, wenn es ſich nicht um den Anſchluß von Neu⸗ 
bauten, zu deren Ausführung die Mittel aus dem Sentralfonds bewilligt 
worden ſind, handelt. 


1916. 31. Dezember. 


Sicherung der Beſtellung der Feldfrüchte Vom 30. Dezember 1916. 
M. C. D. F. (M. Bl. L. D. F. 1917 S. 45.) 


An ſämtliche Landwirtſchaftskammern. 


Der Ausfall der nächſtjährigen Ernte — gleichviel ob fie in Kriegs⸗ 
oder Friedenszeit fällt — iſt eine Lebensfrage für das Daterland. Alles 
kommt darauf an, die Beitellung der Feldfrüchte jo vollkommen und fo 
ſorgfältig durchzuführen, wie es bei den in den Seitverhältniſſen begründeten 
Schwierigkeiten irgend möglich iſt. Die Größe dieſer Schwierigkeiten wird 
hier voll gewürdigt. Schon in den beiden erſten Kriegsjahren war es eine 
höchſter Anerkennung werte Leiſtung, daß die deutſche Landwirtſchaft dem 
heimiſchen Boden Ernten abzugewinnen verſtand, die, ſoweit es die Witterung 
zuließ, Friedensverhältniſſen entſprachen. Inzwiſchen hat die Knappheit 
an allen Produktionsmitteln — an menſchlicher, tieriſcher und mechaniſcher 
Arbeitskraft, an Kraftfutter, Düngemitteln, Saatgut uſw. — ſich weiter 
verſchärft. Um trotzdem das Siel zu erreichen, iſt äußerſte Anſpannung 
aller Kräfte erforderlich. Ich zweifle nicht, daß die deutſche Candwirtſchaft 
ſich auch dieſer geſteigerten Anforderung gewachſen zeigen wird. Ich ver⸗ 
traue inſonderheit ihren bewährten Berufsvertretungen, den Candwirtſchafts⸗ 
kammern, daß fie durch Anregung, Rat und Hilfe das Ihrige tun werden, 
damit kein Morgen anbauwürdigen Landes unbeſtellt bleibt und die Be⸗ 
ſtellung überall den Anforderungen entſpricht, die zur Sicherung einer 
ausreichenden Ernte geſtellt werden müſſen. 

Bedeutſame Aufgaben fallen den Landwirtſchaftskammern bei der Der: 
mittelung der Produktionsmittel zu. Das neugegründete Kriegsamt erkennt 
die Wichtigkeit der Bereitſtellung von Kraft und Rohjtoff für die land⸗ 
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wirtſchaftliche Erzeugung an und beweiſt meinen Anforderungen auf dieſem 
Gebiete alles Entgegenkommen, das die heeresbedürfniſſe zulaſſen. Die 
Entſcheidung in einzelnen Fällen ſteht den ſtellvertretenden Generalkom⸗ 
mandos bzw. den bei ihnen neu errichteten Kriegsamtsſtellen zu. Bei 
ihnen werden die Landwirtichaftskammern in enger Fühlung die landwirt⸗ 
ſchaftlichen Bedürfniſſe der Provinz geltend zu machen wiſſen. 

Bei den Landratsämtern ſollen, ſoweit es nicht bereits geſchehen iſt, 
allgemein Wirtſchaftsausſchüſſe eingerichtet werden. Mit dieſen Ausſchüſſen, 
die ſich in manchen Kreiſen bereits als Hilfs- und Beratungsitellen für die 
Landwirte und namentlich für ſelbſtwirtſchaftende Kriegerfrauen betätigt 
haben, werden die Landwirtſchaftskammern auf allen Gebieten der Pro- 
duktionsförderung zuſammenarbeiten müſſen. 

J. Die Beſchaffung von Arbeitskräften anlangend, iſt die Arbeit in 
der Landwirtichaft allgemein als vaterländiſcher Hilfsdienſt anerkannt. Die 
Zuführung von Arbeitern aus gewerblichen Betrieben wird allerdings, 
ſchon wegen mangelnder Eignung, kaum in Frage kommen. Die plan: 
mäßige Heranziehung der Schuljugend zur Unkrautvertilgung iſt angeregt 
worden und wird erwogen. Weitere Mitteilung bleibt vorbehalten. Soweit 
es gelingt, zur Candarbeit geeignete Arbeiter aus den beſetzten Gebieten nach 
Deutſchland zu bringen, habe ich das Kriegsamt erſucht, fie der Landwirtſchaft 
durch Dermittlung der Landwirtſchafts kammern zu überweiſen. Im übrigen 
wird der Bedarf vorwiegend durch Kriegsgefangene, in Seiten beſonders 
dringender Arbeiten auch durch militäriſche Hilfskommandos zu decken fein. 
Geſtellung ſolcher Hilfskräfte und Rücküberweilung von Gefangenen iſt von 
militäriſcher Seite in dem Maße, das die Kriegsnotwendigkeiten irgend ge— 
ſtatten, vom Beginne der Beitellzeit an beſtimmt in Ausficht geſtellt. Eine 
gerechte Verteilung nach dem Bedürfnis wird ſchon jetzt vorzubereiten fein. 

Das Kriegsamt hat ferner zugeſagt, daß die Leiter landwirtſchaftlicher 
Betriebe, ferner Maſchinenführer, Schloſſer, Schmiede, Stellmacher, für die 
kein Erſatz beſchafft werden kann, ſoweit wie irgend möglich, vom Heeres⸗ 
dienſte zurückgeſtellt werden ſollen. Ueber dieſe Perſonen ſollen namentliche 
Liſten aufgeſtellt und den Kriegsamtsitellen eingereicht werden; mit der 
Aufitellung wird alsbald zu beginnen fein. 

Endlich hat das Kriegsamt ſich bereit erklärt, den Beiriebsleitern 
größerer landwirtſchaftlicher Betriebe, die, durch ein Uebermaß von Schreib— 
arbeit in Anſpruch genommen, ſich ihrer Kußenwirtſchaft nicht in wünſchens⸗ 
wertem Maße widmen können, durch Suweiſung von Schreibkräften zu 
Hilfe zu kommen. Die Betriebsleiter werden die Ueberweiſung geeigneter, 
ihnen bekannter Hilfskräfte zu beantragen haben; die Anträge wären bei 
den unteren Derwaltungsbehörden zu ſammeln, zu prüfen und gegebenenfalls 
unter Befürwortung ebenfalls den zuſtändigen ſtellvertretenden General— 
kommandos vorzulegen. Selbſtverſtändlich wären kriegs- und arbeitsver— 
wendungsfähige Wehrpflichtige dabei auszuſchließen. 

II. Um den Mangel an Sugtieren zu lindern, bleibt kein Mittel un— 
verſucht. Seit Beginn des Krieges ſind durch die preußiſche landwirtſchaft⸗ 
liche Verwaltung im Gebiete des preußiſchen Militärgouvernements ins- 
geſamt 105 000 Pferde verteilt worden. Die an Bayern, Sachſen und 
Württemberg gegebenen Pferde ſind in dieſer Fahl nicht enthalten. Alle 
drei Länder erhalten kriegsunbrauchbare und Beutepferde unmittelbar von 
ihren eigenen Armeekorps überwieſen. Vor kurzem hat der Herr Kriegs: 
miniſter angeordnet, daß alle von Militärbehörden ausgeliehenen Pferde 
ſofort zurückgezogen und auf ihre Dienſttauglichkeit unterſucht werden ſollen. 
Alle nicht dienſttauglichen Pferde ſeien ſofort auszurangieren und dem 
preußiſchen landwirtſchaftlichen Miniſterium zur Derteilung an die Land— 
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wirte anzugeben. Die Ausrangierung dieſer Pferde hat bereits begonnen. 
Infolgedeſſen iſt das Angebot von kriegsunbrauchbaren Pferden in der 
letzten Zeit nicht unerheblich geſtiegen und es iſt damit zu rechnen, daß 
auch für den Monat Januar noch eine größere Sahl ſolcher Tiere den Land⸗ 
wirtſchaftskammern wird überwieſen werden können. 

Der ſeit geraumer Seit vorbereitete Ankauf von 12 000 zweijährigen 
ausländiſchen Fohlen wird in den nächſten Tagen beginnen. Hiervon 
ſollen etwa 8000 Kaltblutfohlen ſein (einſchließlich Miſchblut). Eine größere 
Hahl dieſer Tiere wird im nächſten Frühjahr zur landwirtſchaftlichen Ar⸗ 
beit mitverwendet werden können. Der Ankauf wird ſo beſchleunigt wer— 
den, daß er in etwa 6 Wochen abgeſchloſſen ſein wird. 

Ferner ſollen ſofort in den beſetzten Gebieten eine große Sahl von 
kriegsunbrauchbaren Pferden bei Gelegenheit der Ankäufe von kriegs⸗ 
brauchbaren Pferden durch die Militärgouvernements mit angekauft werden. 
Die Sahl dieſer Tiere ſoll fo hoch bemeſſen fein, daß die in den nächſten 
drei Monaten im Inland für das Militär aufzubringende Sahl von Pferden 
durch die Einfuhr von Tieren aus dieſen Gebieten annähernd wettgemacht 
werden ſoll. 

Endlich werden zur Arbeit geeignete Sugochſen alsbald aus den Clap⸗ 
pengebieten an das Inland abgeführt werden. kluch aus Rumänien wird 
mit einer Sufuhr von Arbeitsochſen und Pferden gerechnet werden können. 
Der Abtransport von Pferden aus Rumänien hat bereits begonnen. 

Wegen der Heranziehung von Rindvieh zu Spannzwecken, insbeſondere 
wegen rechtzeitiger Beſchaffung der hierzu nötigen Geſchirre verweiſe ich 
auf meinen Runderlaß vom 14. v. M.). 

Die Pferdeaushebungen haben ſich auch in der Landwirtſchaft leider 
nicht mehr vermeiden laſſen. Sie ſind aber auf meine Doritellung auf 
das zuläſſige Mindeſtmaß beſchränkt worden. Durch Derjtändigung der 
Landwirtſchaftskammern mit den ſtellvertretenden Generalkommandos wird 
ſich, wie es in einzelnen Provinzen ſchon geſchehen iſt, eine für die Land— 
wirte möglichſt erträgliche Form für die Aufbringung der dem Heere 
unentbehrlichen Sahl von Pferden finden laſſen, zumal wenn ihnen aus 
den zur Verteilung kommenden kriegsunbrauchbaren und ausländiſchen Pfer⸗ 
den Erſatz gegeben wird. 

III. Die Beſchaffung von Saatgut wird bei Hülſenfrüchten, Futter⸗ 
gewächſen und bei Gemüſe, deſſen Anbau wie unten noch näher aus: 
geführt wird, beſonderer Förderung bedarf, vielfach Schwierigkeiten be⸗ 
gegnen, zu deren Ueberwindung namentlich die kleinen Landwirte der Hilfe 
bedürfen werden. Die Beſtimmungen zur Regelung des Derkehrs mit 
dieſen Saaten, hauptſächlich zur Verhütung übermäßiger Derteuerung be— 
ſtimmt, ſind letzthin erlaſſen oder werden in den nächſten Tagen veröffent- 
licht werden. Inwieweit gemeinſamer Bezug von Saatgut möglich und 
angebracht iſt, wird nach den örtlichen Verhältniſſen zu prüfen ſein. Soweit, 
erforderlich, bitte ich die Landwirtichaftskammern ſich die Organiſation an⸗ 
gelegen ſein zu laſſen. 

Bei den Saatkartoffeln iſt den Kammern auf ihren Wunſch die ge- 
ſamte Bedarfsdeckung mit dem Kechte ausſchließlichen Bezuges übertragen. 
worden. Auf den Landwirtſchaftskammern ruht mithin die volle Der- 
antwortung für die ausreichende und rechtzeitige Derjforgung der Kar- 
toffelanbauer mit Saatgut. Ich darf vorausſetzen, daß alles geſchehen 
iſt, um den Erfolg zu ſichern, und daß die Landwirte auch überall. 
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auf die hier beſonders große Bedeutung der Derwendung tadelloſen Saat: 
guts und des Saatwechſels nachdrücklich hingewieſen worden ſind. 

IV. Futtermittel. 

Bei der ſtarken Inanſpruchnahme aller im Inland erzeugten und 
aus dem Ausland eingeführten Körnerfrüchte für die menſchliche Ernährung, 
bei der mehr und mehr zurückgehenden Einfuhr anderer Kraftfutterſtoffe 
aus dem Ausland, bleibt der Beſtand an verfügbarem Kraftfutter außer- 
ordentlich beſchränkt. Dieſer Suſtand wird weiter beſtehen, ſolange der 
Krieg dauert. Die CLandwirtſchaftskammern ſollten daher dahin wirken, 
daß alle Mittel in Anſpruch genommen werden, die für die Vermehrung 
der Futterbeſtände noch verfügbar ſind. 

Bezüglich der Schweinehaltung iſt in erſter Linie auf die Verwendung 
der Futterrübe an Stelle der Kartoffel zu verweiſen. Das erforderliche Ei— 
weißfutter wird durch Dermahlen von Klee-, Luzerne- und Eſparſette⸗ 
Heu beſchafft werden müſſen. Auch der Anbau von Wicken wird zu fördern 
ſein, da dieſe vorausſichtlich unter allen Umſtänden der Futterverwendung 
erhalten bleiben. Ueber die Verwendung von Rüben zur Schweinefütterung 
gibt das beiliegende Rundſchreiben Aufſchluß. 

Im übrigen muß darauf hingewirkt werden, daß in den Landwirt⸗ 
ſchaftsbetrjeben möglichſt viel Trockenanlagen eingerichtet werden und daß 
alles den Sommer über verfügbar bleibende Grünfutter (Stoppelzlee, Rü⸗ 
benblätter uſw.), ferner Kartoffeln, ſoweit ſie zur menſchlichen Ernährung 
nicht brauchbar ſind, durch Trocknung haltbar gemacht werden. Ganz 
beſonders iſt auf die ausgedehnte Derwendung des Kraftſtrohs hinzuwei⸗ 
ſen, das nach beiliegenden Rundſchreiben die Erhaltung der Leiſtungs⸗ 
fähigkeit der Pferde unter Beigabe von ganz geringen Mengen Körner- 
oder anderen Kraftfutters ermöglicht und das auch als Erſatz für Rüben 
bei der Fütterung von Sugochſen, Jungvieh und Rilchvieh Verwendung 
finden kann. 

V. Don den künſtlichen Düngemitteln find allein die Kaliſalze in 
ausreichender Menge vorhanden. Der Kalidünger iſt aber beſonders ge— 
eignet zur Steigerung der Kartoffelerträge. Eine Verabreichung von 3 Str. 
20 %oigen Kaliſalzes auf den Morgen hat ſich allgemein als lohrend 
und zweckmäßig erwieſen. Es dürfte daher ganz allgemein auf die ſtarke 
Kalidüngung der Kartoffelfelder hinzuweiſen fein. Die verfügbaren phos⸗ 
phorſäurehaltigen Düngemittel entſprechen nicht dem Bedarf. Bei dem 
Fehlen der Einfuhr von Rohphosphaten kann der Bedarf an Supe:phosphat 
nur zu etwa 10 % gedeckt werden. Der Anfall an Thomasmehl und 
Rhenania-Phosphet während des Krieges entſpricht etwa 75 / des Frie— 
densbedarfes. Superphosphate und Rohphosphate kommen im übrigen genau 
in derſelben Weiſe in den Derbrauch, wie zu Friedenszeiten, nur daß die 
Lieferungen den oben erwähnten Ausfällen entſprechend gekürzt find. 

Der Bedarf an Stickſtoffdünger wird nach Schätzung knapp mit 50 % 
gedeckt werden können. Für die Ernte 1917 ſteht in der Hauptſache Kalk⸗ 
ſtickſtoff zur Derfügung. Die vorhandenen Mengen find zum großen Teile 
ſchon bis Herbſt 1917 feſt verkauft. Mit dem Stickſtoffdünger wird alſo 
möglichſt ſparſam zu verfahren ſein. Im übrigen wird auf eine recht 
wirtſchaftliche Derwendung der Jauche und des Stallmiſtes ſowie auf An— 
wendung der Gründüngung hingewirkt werden müſſen. 

Sur Verringerung der bei der Düngerlieferung beſonders ſtörend empfun⸗ 
denen Verkehrsſchwierigkeiten, die von der Eiſenbahnverwaltung mit allen 
Mitteln bekämpft werden, können die Bezieher ſelbſt dadurch beitragen, daß 
ſie auf volle Ausnutzung des Ladegewichts der Wagen (15 t) Bedacht 
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nehmen, zum mindeſten ihren Lieferanten in dieſem Beſtreben keine Schwie- 
rigkeiten bereiten und die daraus ſich ergebenden Unbequemlichkeiten in 
den Kauf nehmen. 

Das Kriegsernährungsamt hat gewiſſe Mengen von Stickſtoffdünger 
und von phosphorſäurehaltigen Düngemitteln reſerviert, die für Spezial⸗ 
kulturen: für Suckerrüben, OGelfrüchte, hülſenfrüchte, Gemüſe, Flachſener 
Hanf, Derwendung finden ſollen. Nähere Angaben bleiben vorbehalten. 
Es wird Aufgabe der Landwirtſchaftskammern fein, auf eine möglichſt 
zweckmäßige Verwendung dieſer Mengen hinzuwirken. 

Auch ſonſt iſt der Anbau dieſer für die Kriegswirtſchaft beſonders wich— 
tigen Gewächſe nach Möglichkeit zu fördern. Wegen des Suckerrüben— 
baues verweiſe ich auf meinen Kunderlaß vom 25. d. M.. 

Dieſe Suſammenſtellung einiger für die Produktionsförderung wich— 
tiger Fragen wird noch der Ergänzung bedürfen, die ich mir vorbehalte. 
Ich erwarte von den Landwirtſchaftskammern, die die Bedürfniſſe des 
Betriebes und die Derhältniſſe ihrer Gebiete ſelbſt am beiten kennen, daß 
ſie auf allen dieſen Gebieten ratend, helfend, anregend, anſpornend auf 
die Berufsgenoſſen einwirken, die unter ihrer Führung alsdann die deutſche 
Landwirtſchaft wie in den beiden erſten Erntejahren des Krieges, jo auch 
in dieſem dritten wiederum zu einer höchſtleiſtung bringen werden. 


Anlage 1. 


Mitteilungen der Rohmaterialſtelle des Landwirtſchaftsminiſteriums. 
Mäſtung der Schweine mit Futterrüben. 


Auf die Verwendung der Futterrüben zur Schweinemaſt iſt ſchon 
früher hingewieſen worden. Profeſſor Franz Lehmann-Göttingen ſchreibt 
hierüber u. a. folgendes: 

„Im kommenden Winter iſt es eine Hauptaufgabe der Landwirtſchaft, 
ſoviel fette Schweine abzuliefern, als irgend möglich iſt. Da es an Jung— 
ſchweinen nicht fehlt, kommt es nur darauf an, die vorhandenen Futtermittel 
richtig auszunutzen. 

Die Kartoffeln kommen in dieſem Jahr nur in Betracht, ſoweit ſie 
zur menſchlichen Ernährung untauglich ſind. Einen vollwertigen Erſatz 
für die Kartoffeln bieten die Rüben, und zwar ſowohl Kohlrüben (Wruken) 
als auch die gewöhnlichen Futterrüben (Runkelrüben). 

Mit ſolchen find in der Landwirtſchaftlichen Derſuchsſtation Göttingen 
Maſtverſuche angeſtellt worden. Selbſt junge Schweine im mittleren Lebend— 
gewicht von knapp 40 kg freſſen hiernach jo große Mengen von Rüben, 
daß 70 % des NMährſtoffbedarfes durch ſie gedeckt und höchſte Lebend— 
gewichtszunahmen erzielt werden konnten. Gegen Ende der Maſt läßt 
der Verzehr an Rüben verhältnismäßig nach. Immerhin verzehrten die 
Tiere für Tag und Stück noch faſt 12 kg Rüben und nahmen hierin 
67 % des Nähritoffbedarfes auf. Die Sunahmen ſind auch hier noch be⸗ 
friedigend geweſen. 

Der Erfolg wird jedoch nur erzielt, wenn bei der Fütterung be— 
ſtimmte Bedingungen erfüllt werden. 

Dieſe ſind: 

1. Die Rüben müſſen gekocht 5 gedämpft werden. . 

2. Das Dämpfwaſſer muß mitverfüttert werden. Dies iſt ein Unter⸗ 
ſchied der Kartoffeldämpfung gegenüber, wo man das Dämpfwaſſer immer 


) Nicht veröffentlicht. (Amtl. Anmerk.) 
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weglaufen läßt. Kartoffeln und Küben laſſen ſich alſo nicht gemeinſam 
dämpfen. 

3. Die gedämpften und zerkleinerten Rüben müſſen mit Beifulter 
gemiſcht werden. 

4. Dieſes Beifutter wird in der Höhe von ½ bis 1 kg für Tag und 
Schwein gegeben. Beſteht es zu ½ aus eiweißreichem Kraftfutter, z. B. 
Fiſchmehl, Kadavermehl oder Trockenhefe und zu % aus Setreideſchrot 
oder Kleie, dann erzielt man beſtimmt höchſte Maſterfolge, alſo am An⸗ 
fang Sunahmen von 500 g, am Schluß der Maſt von 700 g und mehr. 

Steht dagegen nur Kleie oder Getreideſchrot und kein eiweißreiches 
Futter zur Verfügung, dann iſt es ratſam, die Fütterung in zwei Abſchnitte 
zu zerlegen, und zwar: 

a) Dormaſt nicht unter 4 bis 5 Monaten. Man füttert Rüben mit 
Klee oder Heu aller Art, und zwar auf 100 kg Rüben etwa 5 kg Heu, 
letzteres gehäckſelt oder als Schrot. Es empfiehlt ſich, das Heu mit den 
Rüben zu dämpfen. Es müſſen monatliche Sunahmen von 10 bis 12 kg 
für das Stück erzielt werden. Nur wenn dies nicht erreicht wird, legt man 
geringe Mengen Getreideſchrot oder Kleie zu. 

b) So vorbereitete Schweine werden in dreimonatlicher Vollmaſt ſchlacht— 
reif. Dieſe beſteht aus einem Beifutter von 1½ kg Getreideſchrot oder 
Kleie, wozu gedämpfte Rüben bis zur Sättigung gereicht werden. Klee⸗ 
blätter, die durch Dreſchen von Klee im Betrage von etwa 40 % gewonnen 
werden können, ſind ein vollwertiger Erſatz für Kleie. 

Nur dieſe beiden Verfahren führen zum Siele. Dagegen iſt davor zu 
warnen, Schnellmaſt mit Getreideſchrot allein, alſo ohne eiweißreiches Bei— 
futter zu betreiben, weil ſie zur Futterverſchwendung führt.“ 

Berlin, den 27. September 1916. 


Anlage 2. 
Seh: günſtige Ergebniſſe mit der Fütterung von aufgeſchloſſenem Stroh. 
Deröffentlichungen des Preußiſchen Landwirtſchaftsminiſteriums. 


Die Fütterung mit Kraftſtroh, das nach dem Derfahren der Papier- 
induſtrie (Oexmann) aufgeſchloſſen wurde, auf der Königlichen Domäne 
Dahlem bei Berlin hat zu folgenden Ergebniſſen geführt: 

I. Phyſiologiſche Derſuche. 

Von dem in Dahlem hergeſtellten Kraftſtroh wurde täglich eine an- 
gemeſſene Menge an Profeſſor Dr. Fingerling in Möckern bei Leipzig ge- 
ſandt. Fingerling berichtet über die von ihm ausgeführten Derdauungs- 
verſuche folgendes: 

Das aufgeſchloſſene Stroh hatte in dem Suſtand, wie es uns überjandt 
wurde, einen Trockenſubſtanzgehalt von 17,05 % . Ueber den Gehalt und 
die Verdaulichkeit der darin enthaltenen Nährſtoffe gibt folgende Aufitellung 
Aufſchluß: 
Von den in der erſten Zahlen 


reihe aufgeführten Beſtand⸗ 
teilen waren verdaulich: 


Gehalt der 
Trockenſubſtanz: 


Trockenſubſtanz 100 0% 69,85 0% 
darin enthalten: 
Organiſche Subſtanz 94,21 „ 73,96 „ 
Rohprotein 0,68 „ — 
ee Extraktſtoffe 50,72 „ 64,98 „ 
Fett 0,96 „ 32,42 „ 
Rohfaſer 61,85 „ 82,20 „ 
Aſche 5,70 „ = 


Rein- Eiweiß 0,59 , * 
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Wie aus dieſen Sahlen hervorgeht, iſt der Aufſchließungsprozeß ganz 
ausgezeichnet gelungen, denn ſowohl die organiſche Subſtanz, wie die ſtick⸗ 
ſtoffreien Extraktſtoffe und ganz beſonders die Rohfaſer zeigen eine Der: 
daulichkeit, die nahe heranreicht an diejenige, die bei vollkommen aufge⸗ 
ſchloſſenem Stroh (mittels Druckgefäßen) erreicht werden kann. 

Dieſem günſtigen Ergebnis entſprechen auch die in Möckern ausge⸗ 
führten Verſuche mit 2 Militärpferden. Das eine erhielt täglich 4 Pfund 
Hafer, 6 Pfund Heu und 80 Pfund lentſprechend 14 Pfund Trockenſubſtanz), 
ſpäter 100 Pfund naſſen Strohſtoff; das andere 4 Pfund Hafer, 12 Pfund 
Kraftfuttergemiſch und 10 Pfund Heu. Dom 8. Dezember ab mußte das 
mit Kraftſtroh gefütterte Pferd am Göpel arbeiten. 

Das mit Strohſtoff gefütterte Pferd nahm in 18 Tagen von 457 kg 
auf 471 kg, alſo um 34 kg an Lebendgewicht zu, während das andere, 
das ſtatt des Strohſtoffes die 12 Pfund Kraftfuttergemiſch und 4 Pfund 
Heu mehr erhalten hatte, knapp auf 400 kg Lebendgewicht zu erhalten war. 

Praktiſche Fütterungsverſuche. 

Im Dahlemer Betrieb wurden 27 Ackerpferde mit Kraftitroh ge— 
füttert. Die Futterration beſtand aus 7,25 kg gemiſchtem Kraftfutter 
(2,25 kg Hafer, 1 kg Sucker, 1,5 kg Oelkuchen, 2,5 kg Weizenkleie), 
2,5 kg Heu und 7 kg Strohhäckſel. Unter Weglaſſung des Strohhäckſels 
wurden zunächſt 30 kg, ſpäter 40 kg Kraftitroh gefüttert und das Fut— 
terkorn auf 4 kg ermäßigt. Surzeit werden neben dem Kraftitroh nur 
noch 2,25 kg geſchroteter Hafer und 2,5 kg Heu gefüttert. 

Bei Beginn der Kraftſtrohfütterung am 11. November 1916 hatten 
die 27 Pferde ein Lebendgewicht von 14655 kg, am 25. Dezember 1916 
ein ſolches von 15 590 kg, ſie haben alſo in 41 Tagen um 935 kg, 
oder für den Tag und den Kopf im Durchſchnitt um 0,8 kg zugenommen 
trotz angeſtrengter Arbeit. Unter dem Beſtand befand ſich eine Anzahl 
von alten abgetriebenen Pferden, die während des Krieges an Stelle 
ausgehobener Pferde eingeſtellt werden mußten; auch dieſe beſſerten ſich 
zuſehends im Ernährungszuſtand und im Haar. Das Kraftſtroh wurde 
mit dem geſchroteten Hafer und dem übrigen Kraftfutter gut durchgemiſcht 
und ſo von den Pferden von Anfang an gerne genommen, nur ein 
Geſpann ließ in den erſten Tagen kleinere Rejte zurück, nahm aber 
nach kurzer Seit ebenfalls das ganze Futter auf. Auch bei ſehr hohen 
Gaben von Kraftſtroh tritt kein Durchfall ein, der Hot zeigt völlig nor— 
male Beſchaffenheit. Der Geſundheitszuſtand der Pferde war dauernd ein 
guter. 

Bei der Fütterung von Kraftſtroh muß das Körnerfutter ſtets ge— 
ſchrotet gegeben werden. Ganzen Hafer ſchlingen die Pferde mit dem 
weichen Kraftſtroh ungekaut hinunter. Will man das Körnerfutier un⸗ 
geſchrotet geben, ſo muß man eine geringe Menge von Strohhäckſel dem 
Futter beigeben, um die Pferde zum Kauen zu zwingen. 

Es kann hiernach kein Sweifel darüber beſtehen, daß es möglich iſt, 
die Zugpferde mit der geſetzlich zugeſtandenen Haferration von 2,25 kg 
unter Beifütterung von Kraftſtroh leiſtungsfähig zu erhalten. Ueber die 
Ergebniſſe der Fütterung wird demnächſt erneut berichtet werden. 

An 20 Sugochſen wurden täglich 30 kg Kraftſtroh auf den Kopf ge⸗ 
füttert, fie nahmen das Futter gern auf und blieben leiſtungsfähig; Ge⸗ 
wichtsfeſtſtellungen konnten noch nicht vorgenommen werden. 

Dem Beſtand von 240 Milchkühen wurde ebenfalls Kraftſtroh ver⸗ 
abreicht. Unter Leitung des hauptmanns Wrede vom Kriegsausſchuß für 
Erſatzfutter wurden mit 2 Derſuchsreihen von je 30 Stück Kühen, die 
größtenteils am Ende ihrer Laktationsperiode ſtanden, Fütterungsverſuche 
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in der Weiſe angeſtellt, daß die eine Reihe das bisher übliche Futter weiter 
erhielt, während der zweiten Reihe Kraftſtroh in verſchiedenen Gaben. 
verabreicht wurde. Das übliche Futter beſtand aus 

30 kg Runkelrüben, 

1 kg Rapskuchen, 

1 kg Kleie, 

5 kg Heu, 

5 kg Haferſtroh. 

10 Tage lang wurden 10 kg Rüben durch die gleiche Menge Kraft: 
ſtroh, in den folgenden 10 Tagen 20 kg Rüben unter Sugabe von ½ ke 
Kleie durch Kraftſtroh erſetzt, mehr als 20 kg, alſo 40 Pfund naſſen Kraft: 
ſtrohes auf den Kopf nahmen die Tiere nicht auf. 

In der erſten Periode (10 kg Kraftſtroh) iſt der Milchertrag unter 
Berückſichtigung des Laktationsrückganges in beiden Abteilungen derſelbe 
geblieben. In der zweiten Periode iſt in der Kraftſtroh-Abteilung der 
Ertrag auf das Stück und den Tag um 0,59 kg zurückgegangen. Dabei 
hat ſich aber ergeben, daß die Futterkoſten für 1 Liter Milch bei der 
Kraftrohration weſentlich billiger waren, als bei der Rübenration. Bei 
der Rechnung wurden die Rüben mit 4 Mk. für 100 kg eingeſetzt. Die 
Derfuche werden fortgeſetzt, und es wird namentlich verſucht werden, durch 
Beigabe geringer Mengen von heidemehl oder anderer geſchmackgebender 
Stoffe das gänzlich geſchmackloſe Futter den Tieren mundgerecht zu machen. 
Der fehlende Geſchmack verhindert bei der Fütterung an Kühen die Auf⸗ 
nahme von mehr als 40 Pfund auf den Kopf, während dies bei Pferden 
nicht der Fall iſt. ö 

Don Maſtſchweinen wurde Kraftitroh ebenfalls aufgenommen, es wurde, 
wie es aus dem Caugekochkeſſel kam, mit dem übrigen Futter — Küchen⸗ 
abfälle aus den Haushaltungen der Kolonie Dahlem — vermiſcht. Die 
Verſuche find noch im Gange, über das Ergebnis wird ſpäter berichtet 
werden. 

Bei der Herſtellung des Futters muß genau darauf geachtet werden, 
daß das Futter gleichmäßig durchgekocht wird. Jeder Fehler bei der 
Kochung hat eine Derminderung der Derdaulichkeit zur Folge. Die Hoch— 
gefäße ſtellen einfache viereckige Kalten aus Eiſen dar, die außen zum 
Schutz gegen Wärmeverluſt in üblicher Weiſe iſoliert ſind. Auf dem Boden 
liegen die mit Cöchern verſehenen Röhren, die den Dampf zuführen, über 
dieſen Röhren befinden ſich die Siebböden, die den Dampf zu dem darüber 
liegenden häckſel durchlaſſen. Dieſe Siebböden müſſen nach jeder Kodhung 
gründlich gereinigt werden, damit der Dampf dem in den Keſſeln befindlichen 
Häckſel vollſtändig gleichmäßig zugeführt wird. Nur wenn dies geſchieht, 
werden vollwertige Hochungen erzielt. 

Die Koiten des Futters wurden in der Dahlemer Anlage von Ingenieur 
Németh vom Kriegsausſchuß für Erſatzfutter genau feſtgeſtellt. Für die 
Abſchreibung und Derzinfung der Anlage wurden die Koſten der letzteren 
mit 10000 Mk. angeſetzt, das Gebäude, in dem die Anlage ſich befindet, 
wurde dabei als vorhanden vorausgeſetzt. Die Lauge wurde mit einem 
Preis von 12,00 Mk. die 100 kg eingeſetzt. Der Uriegsausſchuß für 
Erſatzfutter gibt die Lauge zu einem Preiſe von 10,75 Mk. die 100 kg 
ab, dazu kommen noch die Frachtkoſten und die Speſen. Das in der 
eigenen Wirtſchaft erzeugte Stroh wurde mit 4 Mk. die 100 kg eingeſetzt. 
Für Arbeitslöhne, Kohle, Waſſer, Kraft uſw. wurden die tatſächlichen 
Koſten eingeſetzt. Zu den Dampfkoſten iſt zu bemerken, daß in Dahlem 
der Dampf dem Keſſel der beſtehenden Kartoffelbrennerei entnommen wird, 
die Sufuhrleitung mußte durch ein 60 m langes Stallgebäude geführt 
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werden. Dadurch ſind beträchtliche Dampfverluſte bedingt. Wo die Der- 
hältniſſe günſtiger liegen oder wo man einen beſonderen Dampferzeuger 
für die Anlage aufſtellt, ſind die Dampfkoſten weſentlich geringer. Unter 
dieſen Dorausjegungen berechneten ſich für 100 kg CTrockenſubſtanz im 
aufgeſchloſſenen Stroh 17,90 Mk., da das naſſe Futter, wie es zur Der- 
fütterung kommt, 16 % Crockenſubſtanz enthält, koſten 100 kg des naſſen 
Futters 2,86 Mk., die 40 kg Naßfutter, die noch obigem einem Pferd 
neben 2,25 kg Hafer und 2,5 kg Heu als Tagesration verabreicht wurden, 
Koſten alſo 1,14 Mk. 

Bezüglich der Haltbarkeit des naſſen Futters iſt zu bemerken, daß 
zu Beginn der Kochungen am 11. November 1916 eine größere Menge des 
naſſen Futters auf dem Futterboden aufgeſetzt wurde und unberührt bis heute 
— 26. Dezember 1916 — liegen blieb. Das Futter hat ſich bisher, ab— 
geſehen von dem durch Derdunitung verminderten Waſſergehalt, in keiner 
Weiſe verändert, es zeigte ſich keine Schimmelbildung, und auch der Geruch 
iſt einwandfrei, ſo daß es auch jetzt noch wie friſches Futter von den 
Tieren aufgenommen wird. Dieſe Tatſache iſt für ſolche Betriebe von 
Bedeutung, die von einer zentralen Anlage aus eine größere Sahl ent— 
legener Betriebe mit Futter verſorgen. 

Die Bewirtſchaftung der Lauge hat der Kriegsausſchuß für Erſatz— 
futter, Berlin W. 62, Burggrafenſtraße 11, übernommen. ½ der ver: 
fügbaren Menge iſt bereits vergeben. Intereſſenten ſollten daher ihren 
Laugenbedarf möglichſt frühzeitig bei dem genannten Kriegsausſchuß an- 
melden. Die Vermehrung des verfügbaren Caugenbeſtandes iſt übrigens 
in die Wege geleitet. f 

Nach den bisherigen Ergebniſſen ſteht alſo feſt, daß das aufgeſchloſſene 
Stroh ein ausgezeichnetes Futter für Arbeitspferde und Sugochſen iſt, 
daß es aber wahrſcheinlich auch für Milchvieh- und Schweinefütterung mit 
beſtem Erfolg verwendet werden kann. In letzterer Beziehung werden 
weitere Mitteilungen folgen. 

Berlin, den 27. Dezember 1916. 
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Sicherſtellung der Frühjahrsbeſtellung. Vom 30. Dezember 1916. 
M. L. D. F. M. Z. (m. Bl. L. D. F. 1917 S. 52.) 


An die Herren Oberpräſidenten. 


Die militäriſchen Stellen verfügen während des Krieges über einen 
großen Teil der wichtigſten landwirtſchaftlichen Betriebsmittel und Be- 
triebsſtoffe, jo daß fie in der Lage ſind, die auf Erhaltung und Stärkung 
- unferer Erzeugung gerichteten Beſtrebungen der Sivilbehörden und land— 
wirtſchaftlichen Berufsvertretungen wirkſam zu unterſtützen. Das Kriegs» 
amt, deſſen Organe in der Provinz die ſtellvertretenden Generalkommandos 
und die bei dieſen eingerichteten Wirtſchaftsſtellen ſind, wird daher im 
Einvernehmen mit uns auch dieſen Beſtrebungen ſeine beſondere Aufmerk- 
ſamkeit zuwenden. 

Unter Bezugnahme auf den Erlaß des mitunterzeichneten Miniſters 
für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten an die Landwirtſchaftskammern 
vom 30. Dezember 1916 erſuchen wir Eure .. .... ergebenſt, in Der: 
bindung mit den ſtellvertretenden Generalkommandos und den Landwirt⸗ 
ſchaftskammern unverzüglich die Durchführung der in jenem Erlaſſe be- 
rührten Maßnahmen in die Hand zu nehmen. 
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Nach jeder Richtung muß Dorforge getroffen werden, daß die Srüh- 
jahrsbeſtellung ohne Verzögerung und vollkommen durchgeführt wird. Zu 
dieſem Zwecke find alle Vorkehrungen für die Sicherſtellung des unumgänglich 
notwendigen Bedarfs an menſchlichen Arbeitskräften und Sugtieren, an 
Saatgut und künſtlichen Düngemitteln unverzüglich zu treffen. 

Wo noch keine Wirtſchaftsausſchüſſe unter Leitung der Landräte be⸗ 
ſtehen, werden ſolche einzurichten ſein. Vielfach werden geeignete Land- 
wirte in den Kreisausſchüſſen vorhanden ſein, die mit der Organiſation 
der Wirtſchaftshilfe und Beratung betraut werden können. Wo das nicht 
der Fall ſein ſollte, werden beſondere Rommiſſionen zu bilden ſein, zu 
denen mit Hilfe der Landwirtſchaftskammern auch Landwirte aus Nach⸗ 
barkreiſen herangezogen werden könnten. Wegen der Suſammenſetzung der 
Ausſchüſſe bleibt weitere Anweiſung vorbehalten, die wir abzuwarten bitten. 
Sache der Landräte und ihrer Wirtſchaftsausſchüſſe iſt es, unverzüglich feſt⸗ 
zuſtellen, wo Stockungen in landwirtſchaftlichen Betrieben eingetreten oder 
zu erwarten ſind. Su dieſem Swechke empfiehlt es ſich, Lilten über den Beſtand 
und den Abgang an Betriebsleitern, an Arbeitskräften und Sugtieren auf⸗ 
zuſtellen und gegebenenfalls an Ort und Stelle zu prüfen, ob und inwieweit 
Hilfe durch Suweiſung von Betriebskräften mit Hilfe der Militärbehörden 
und Candwirtſchaftskammern erforderlich iſt. Geraten Wirtſchaften durch 
Einziehung von Perſonal oder durch Aushebung von Pferden in bedrängte 
Lage, jo haben die Landräte nachdrücklich für die Surückſtellung der Ar- 
beitskräfte und für die Zuweiſung von Pferden einzutreten. 

Auch bei der Saatgutbeſchaffung wird es Sache der Wirtſchaftsaus— 
ſchüſſe fein, das Bedürfnis zu prüfen und mit Hilfe der Landwirtſchafts⸗ 
kammern dafür zu ſorgen, daß das Saatgut, beſonders Saatkartoffeln, recht⸗ 
zeitig herankommt. Zur Behebung von Derkehrsihwierigkeiten, die gegen⸗ 
wärtig 3. B. bei der Frage der Beſchaffung von künſtlichem Dünger im 
Vordergrund ſtehen, werden die Derwaltungsbehörden und Kreiskommiſſionen 
da, wo es ſich um örtliche Hemmniſſe handelt, durch Fühlungnahme mit 
den Eiſenbahnbehörden vielfach ſegensreich wirken können. Wir bitten, 
die Landräte auf dieſe Aufgabe noch beſonders hinzuweiſen. 

Ueber das Deranlaßte erſuchen wir ergebenſt, uns bis zum 20. Januar 
n. J. zu berichten und ſich dabei auch darüber auszulaſſen, in welchem 
Umfange die Berbitbeitellung im Kückſtande iſt. 


1916. 31. Dezember. 


Regelung des Verkehrs mit ausländiſcher Butter. 
M. H. G. M. L. D. F. M. J. (m. Bl. L. D. F. 1917 S. 58.) 


An die Herren Regierungsprälidenten und den Herrn Oberpräſidenten in 
Potsdam. 


Die den Landeszentralbehörden nach den Bekanntmachungen des Reichs- 
kanzlers über die Regelung des Verkehrs mit ausländiſcher Butter und 
über den Ausgleich der Preiſe für inländiſche und ausländiſche Butter 
vom A. und 13. Dezember 1915 (Reichs:Gejegbl. S. 801 und 816) zu⸗ 
ſtehenden Befugniſſe übertragen wir hiermit auf die Landesfettitelle in Berlin. 


Soweit es nach Abſ. 3 der Ergänzung vom 15. Dezember 1915 zu 
der Anordnung der Landeszentralbehörden vom 8. Dezember 1915, be— 
treffend die Regelung des Verkehrs mit ausländiſcher Butter uſw., der 
Genehmigung der unterzeichneten Miniſter bedarf, erfolgt dieſe nunmehr 
durch die Landesfettſtelle. 
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Einrichtung örtlicher Fürſorgeſtellen für die Hinterbliebenen 
der im Kriege Gefallenen. Vom 26. Dezember 1916. 


M. J. (M. Bl. 1917 S. 14.) 


Aus den Berichten auf meinen Runderlaß vom 5. Mai 1916 habe 
ich mit Befriedigung erſehen, daß in der überwiegenden Mehrzahl der 
Stadi⸗ und Lanökreije Fürſorgeſtellen der von mir gewünſchten Art für 
die Hinterbliebenen der im Kriege Gefallenen eingerichtet ſind. Wo dies 
noch nicht geſchehen iſt, erſuche ich, die Angelegenheit dauernd im Auge 
zu behalten und auf die Gründung von Fürſorgeſtellen weiter Hinzu» 
wirken. Das Bedürfnis nach ſolchen örtlichen Fürſorgeſtellen wird ſich 
immer mehr herausſtellen, denn dieſe Stellen ſind berufen, die wichtigſten 
Träger der Fürſorge für die Hinterbliebenen zu werden. Das König- 
liche Kriegsminiſterium iſt bereits mit einer großen Anzahl von ihnen 
in unmittelbare Verbindung getreten und hat durch den am 25. November 
1916 herausgegebenen „Leitfaden für amtliche Stellen der Kriegshinter- 
bliebenen⸗Fürſorge“ Grundlinien für das Wirken der Fürſorgeſtellen gegeben. 
Wie das Königl. Kriegsminiſterium wird auch die Nationalſtiftung für die 
Hinterbliebenen ſich künftig der Vermittelung der Fürſorgeſtellen für ihre 
Tätigkeit bedienen. Aber auch für die private Liebestätigkeit gegenüber 
den Kriegshinterbliebenen ſollen die örtlichen Fürſorgeſtellen zur Haupt⸗ 
ſtütze werden. Es gilt hierfür die Fürſorgeſtellen jo auszugeſtalten, daß 
ſie den vollen Ueberblick über alle bedürftigen Kriegshinterbliebenen in ihrem 
Wirkungsgebiet erlangen und dadurch die berufenen Auskunfts- und Be- 
ratungsſtellen für alle amtlichen und privaten Fürſorgebeſtrebungen für 
Kriegshinterbliebene werden. Die Fürſorgeſtellen werden ſo allmählich den 
vollen Ueberblick über die Unterſtützungen erhalten, die ihren Fürſorge— 
befohlenen von den verſchiedenſten Seiten zugehen, und das wird ihnen die 
Möglichkeit bieten, auf eine möglichſt gerechte und ſachdienliche Verteilung 
der Unterſtützungen beratend hinzuwirken. Um dies Siel zu erreichen, 
empfiehlt ſich die Anlegung von Oerzeichniſſen bei den Fürſorgeſtellen — 
ſei es in Form von CLiſten oder von Kartenblättern — über alle bedürftigen 
Kriegshinterbliebenen ihres Gebiets, und es wird ferner Aufgabe der Be— 
hörden ſein, alle Wohltätigkeitsbeſtrebungen für Kriegshinterbliebene immer 
wieder auf die zuſtändigen Fürſorgeſtellen als die berufenen Berater hin: 
zuweiſen und es ihnen zur Pflicht zu machen, keine Unterſtützungen an 
Kriegshinterbliebene zu gewähren, ohne zugleich der örtlichen Fürſorge⸗ 
ſtelle Nachricht zugehen zu laſſen. Nur ſo wird es ſich erreichen laſſen, 
daß die Liebestätigkeit gegenüber den Hinterbliebenen der für das Dater- 
land Gefallenen in die richtigen Bahnen gelenkt, eine übermäßige Der- 
ſorgung Einzelner vermieden und andererſeits den Bedürftigen, die ſich oft 
verſchämt zurückhalten, die notwendige Hilfe gewährt wird. 


Sur Grundlage für eine ſolche Ausgeſtaltung der Fürſorgemaßnahmen 
bedarf es der Aufitellung einer Nachweiſung der örtlichen Fürſorgeſtellen 
unter genauer Angabe ihres Wirkungsgebietes, ihrer Leitung und ihrer 
Adreſſe. Hierfür reichen die Angaben in der überwiegenden Mehrzahl der 
Berichte nicht aus. Auch eine vom Königl. Kriegsminiſterium aufgeſtellte 
Liſte gibt noch keine erſchöpfende Ueberſicht. Ich erſuche daher, die Nach— 
weiſung der Fürſorgeſtellen des dortigen Bezirks nach dem anliegenden 


*) Datum der Herausgabe des MNiniſterialblattes. 
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Muſter“) aufzuſtellen und dieſe bis zum 15. Februar 1917 ohne Anſchreiben 
in je einem Stück an mich und an den „Arbeitsausſchuß der Kriegerwitwen⸗ 
und Waiſenfürſorge in Derbindung mit der Nationalſtiftung für die Hinter- 
bliebenen der im Kriege Gefallenen“ in Berlin W. 50, Münchenerſtraße 
49, einzuſenden. Der Arbeitsausſchuß hat ſich bereit erklärt, den Druck 
der Nachweiſung zu übernehmen und ich werde alsdann ihre Ueberſendung. 
zum Dienſtgebrauch veranlaſſen. 

Ich nehme hierbei gern Deranlaſſung, auf die verdienſtliche Tätigkeit 
des „Arbeitsausſchuſſes der Kriegerwitwen- und Waiſenfürſorge in Der: 
bindung mit der Nationalſtifung für die Hinterbliebenen der im Kriege Ge⸗ 
fallenen“ hinzuweiſen. Der Ausſchuß iſt beſtrebt, die Fürſorgeſtellen ſowie 
alle ſonſt an der Kriegsfürſorge für die Kriegshinterbliebenen Beteiligten 
durch ſeinen Rat zu unterſtützen. Er hat dies bereits durch eine Anzahl 
von Druckſchriften in anerkennenswerter Weiſe betätigt und beabſichtigt 
demnächſt eine Seitſchrift herauszugeben, welche namentlich die bei Hand— 
habung der Hinterbliebenenfürjorge bei den Fürſorgeſtellen hervorgetretenen 
Sweifel und Schwierigkeiten ſtändig behandeln ſoll. Darüber hinaus er⸗ 
teilt der Arbeitsausſchuß auch auf Einzelfragen Auskunft über Fragen der 
Hinterbliebenenfürſorge. Mit der Nationalſtiftung für die Hinterbliebenen 
iſt der Arbeitsausſchuß neuerdings in enge Derbindung getreten, wie dies 
auch in feinem Namen jetzt zum Ausdruck gelangt. Ich erſuche daher, 
die Fürſorgeſtellen auf den „Arbeitsausſchuß der Kriegerwitwen- und Wai⸗ 
ſenfürſorge in Verbindung mit der Nationalſtiftung für die Hinterbliebenen 
der im Kriege Gefallenen“ Berlin W. 50, Münchenerſtraße 40, entſprechend 
aufmerkſam zu machen. 


An die Herren Regierungspräſidenten und an den herrn Polizeipräſidenten 
in Berlin; abſchriftlich an die Herren Oberpräſidenten. 


) Nicht mit abgedruckt. In der einzureichenden Nachweiſung ſoll 
angegeben werden: der Name und Bezirk der Fürſorgeſtelle, die leitende 
Behörde oder der Leiter unter Bezeichnung ſeiner Amtseigenſchaft und 
die genaue Adreſſe für Suſchriften. 


Das für die beiden Bände des Jahrganges 1916 be- 
rechnete, umfangreiche Sachregiſter wird nicht am Schluſſe dieſes 
zweiten Bandes abgedruckt, ſondern im zntereſſe der hand- 
licheren Benutzung in einem ſelbſtändigen hefte beigegeben, 
worauf wir an diejer Stelle hinweiſen. 


Der Verlag. 


Druck von Ferdinand Hevl in Epeln. 
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